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Bormorf zur erſten Auflage, 


Bei der Anlage und — dieſer Geſetzesausgabe mit 
Aumerkungen wurde im allgemeinen dieſelbe Methode wie bei der Aus- 
gabe der Eivilproceijsordnung und Erecutionsordnung angewendet. Ba 
zdoch in die vom k. k. AYuftizminifterium veranftaltete Ausgabe der 
Materialien zu den Civilproceſsgeſetzen die erläuternden Bemerkungen 
umdb bie Parlamentsberichte zu dem Gerichtorganifationsgefege und zu 
bet Gewerbegerich eiege nicht Aufnahme gefunden haben, wurden 
dieſe Materia nicht bloß auszugsweiſe, fondern nahezu vollſtändig 

Geſetzestexte angefügt. Die Ausgabe vermag ſomit einigermaßen 
die amtliche Materialienausgabe zu ergänzen; ſie enthält ferner alle auf 
die i affung und den inneren gerichtlichen Dienſt bezüglichen 
Vorſchriften, mit Ausnahme der rein juftizadminiſtrativen Normalien. 
Soweit die Durchführungsverordnungen zu den Eivilprocejägefegen mit 
den Gerichtöorganifationsgefegen And der Geichäftsordnung in Zu⸗ 
—— wurden ſie an der Stelle eingereiht, an welcher ſie einen 
bleibenden Beſtandtheil einer ſolchen Ausgabe bilden können; fo finden 
fh die Berorduung über den gerichtlichen Vorbereitungsdienſt bei B 5 
des Gerichtsorganiſationsgeſetzes, die Berordnungen über die fadı- 
männifchen Laienrichter bei 8. 21 und bie SKanzleiperfonalverorb- 
nang bei 8. 49 dieſes Geſetzes. Die anderen Verordnungen, welche zu 
den ben SHanptgegenftand ber Ausgabe bildenden Borichriften in eimer 
näheren iedung ftehen, find unter X bi8 XVIIL abgedrudt. Die 
authentifche pretation der Vorſchriften der Geſchaͤftsorduung, welche 
das Suftizminifterium auf die Fragen über Beitimmungen diejer Ber- 
ordunng gegeben bat, ift den bezüglichen Paagrarhen der a 
— unter dem Striche angefügt. Außerdem ſchien es zweckmäßig, 
auch anderen, nicht gerade auf den Gegenſtand der — Bezug 
habenden Durchführungsverordnungen, in einem Anhange, wiederzugeben, 
um den Richtern und Anwälten durch eine vollſtändige gedrudte Zu⸗ 
lanımenftellung die Aneignung und Handhabung diejer Vorichriften zu 
erleichtern. — Hievon wurden nur die Inſtruction für die Vollftredungs- 
organe und die Beantwortung der Fragen über Beftimmungen der 
Proceſsgeſetze, einerjeit3 wegen ihre® Umfanges und andererfeit3 des⸗ 
halb legen. weil fie als Beilagen des Suftigminifterialverord- 
unngöblatted ohnehin leicht zugänglich nd und weil handliche Separat- 
abbrüde vorliegen. 


Bormorf zur zweiten Auflage. 


Die zahlreichen Erläuterungen und Ergänzungen fowie die an den 
Veftimmungen der Geihäftsordnung und der anderen Durchführungs⸗ 
verordnungen vorgenommenen Aenderungen baben bie Beranftaltung 
einer neuen Ausgabe, die dem eg Stande dieſer Vorſchriften 
a und eine verläfsliche Ueberſicht darüber bietet, nothmwendig 
gemacht. 

Da ſchon die erſte Auflage einen die Handlichkeit beeinträchtigenden 
Umfang angenommen hat, konnte das neue Material nicht ohneweiters 
der erſten Auflage eingefügt werden, ſondern man muſste durch Aus⸗ 
cheidung des minder Wichtigen Raum zu gewinnen — In dieſer 

ſicht wurden weggelaſſen die Geſchäftsordnung der Conſulargerichte, 
ferner die Materialien zum Gewerbegerichtsgeſetze — dieſe auch deshalb, 
weil fie in der Separatausgabe des Gewerbegerichtsgeſetzes enthalten 
find —, ferner alle nit auf den Gegenſtand der Ausgabe Bezug habenden 
Durhführungsvorfchriften zu den neuen Proceſsgeſehen ; und 
Anhang XIX der eriten Auflage). Dieſe Verordnungen wurden feinerzeit 
hauptfächlich in dieſem Zuſammenhang abgedrudt, damit fie der Praxis 
überhaupt im Druck zufammengeftellt zur Verfügung ftehen. Sie 
konnten jebt unbebettch ausgeichteden werden, da fie nıittlerweile in der 
neuen Ausgabe der Eivilprocefsordnung und Erecutionsordnung an 
Stelle eingereiht find. Im allgemeinen wurde in der neuen 
Auflage die frühere Anordnung des Stoffes beibehalten. Die Vor⸗ 
fehriften über den Checkverkehr und das Geldbuchweien wurden jeboch 
aus dem Anhange zu 3.70 der Geichäftsordnung fiberjtellt. Die Samm- 
lung des Material3 geihah auf Grund current geführter Vormerkungen; 
die Ausgabe dürfte deshalb den Anforderungen an Bollftändigteit, ſoweit 
5 — dem Zwecke der Ausgabe beabſichtigt und erreichbar war, ent⸗ 
prechen. 

Für die Ermächtigung, auch Vorſchriften, die in der Form von 
Erläfien verlautbart worden be in die Ausgabe aufnehmen zu Dürfen, 
% — geſtattet, auch an dieſer Stelle den ehrerbietigſten Dank auszu- 
prechen. 
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xIV Beränderungen,während des Drudes. 


Veränderungen während des Druckes. 


18.4 G. O. G. 
ie mit der J. M. V. v. 21. Mai 1898, J. M. V. B. Nr. 15, 
ertheilte Ermächtigung zur Aufnahme von Rechtspraktikanten vor Ab- 
fegung der dritten ee: wurde für den Bereich der Ober- 
a rongel Prag und Brünn aufgehoben (Mitth. J. M. V. B. 
.80 / A 


u 8.62 G. O. G. 
re die Mitth. J. M. V. B. S. 4/1901 über die Untformirungs«- 
vorſchrift für die Gefangenaufſeher bei den Gerichtshöfen erſter Inſtanz. 


Zur M. V. vom 15. März 1898, R. G. B. Nr. 55, be i F. 68 G. O. 


Berordnung des Juſtizminiſteriums und des Jinanzmini- 
fieriums im Ginvernehmen mit dem Oberſten Rechnungshofe 
vom 17. Jänner 1901, 

J. M. V. B. Nr. 3, 


betreffend die Ueberſendung von Depoſiten- oder Waiſen— 
caffabarjhaften an andere Gerichte zur weiteren nit depo— 
fiten- oder waiſenamtlichen Gebarung. 


An alle Gerichte. Kommt ein Gericht in die Lage, die Ueber- 
jendung eines Barbetrages aus einer Depofitenmafle oder aus der cumu- 
lativen Waiſencaſſa an ein anderes Gericht zu verfügen, und ilt der. 
Barbetrag dazu beftimnit, daj8 er von dem empfangenden Gerichte zum 
— zum Amtspauſchale oder zur Strafkoſtenrechnung genommen 
werde, ſo hat das die Ueberſendung verfügende Gericht dieſen Umſtand 
in der Erfolglaſſungsanweiſung ausdrücklich zu bemerken und zu ver- 
ordnen, daſs die Sendung mit einer der im 8.12, Abfah 2, der Mint- 
fterialverordnung vom 15. März 1898, R. &. B. Nr. 55, vorgejehenen 
Bezeihnungen („Geldbuh”, „In Strafiahen”, „Nicht zur depofiten- 
oder waiſenamtlichen Gebarung beſtimmt“) verjehen werde. 

Die entfallende Verwahrungsgebür ift hiebei in Analogie der Be- 
jtimmung des 8.11, Abſatz 3, der Minifterialverordnung vom 13. Jänner 
1900, R. G. B. Nr. 6, von dem Bardepofite bei der Ueberfendung des⸗ 
felben in Abzug zu bringen. 

In diefen Fällen hat das abjendende Depofiten-, bezw. Waiſen⸗ 
amt das in 3. 1 der Minifterialverordnung vom 23. September 1858, 
R. ©. B. Nr. 160, vorgefchriebene Avifo unmittelbar an das Gericht, 
an welches die Sendung erfolgt, zu adrefjiren; Ddiefem aber liegt ob, 
nach erfolgter Uebernahme der Sendung auf dem Aviſo den Empfang 
unter Anführung der Verrechnungsdaten und Beidrüdung des Anıtsfiegels 
zu bejtätigen und das Aviſo dem abjendenden Depofitens, bezm. Failen- 
amte zurüdzujenden. 

Zu ©. 791. Wegen der Gebüren der Gerichtsdiener im Küften- 
Iande bei Benügung des Seeweges, fiehe Mitth. J. M. V. B. ©. 81/101. 
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Bu ©. 874. Wegen Erfolglafiung gerichtlichder Depofiten mittels 
Boftanweifung und Fertigung der Empfangsurkunde bei zugfolgung 
diejer Depofiten durch die Poft, —* S. 80 und 81 Mitth. J. M. B. B.1 


Bu 8.401, 3.7, G. O. 

Siehe die J. M. V. vom 25. Februar 1901, J. M. VB. B. Nr. 6, 
betr. die Aenderung der ſtatiſtiſchen AusweileGund Bi im Uebertretun 3 
ed Bi ei und die J. M. V. vom 25, Februar 1901, 


Zu 8. 407 G. O. Schluſsbemerkung über die Straflarten. 
Siehe auch Mitth. J. M. V. B. ©. 278/1900. 


Zu XII (Verordnung über die Behandlung der Geſchäfte bei den 
Staat3anmwaltichaiten). 


Berordönung des Iuflizminifleriums vom 25. Februar 1901, 
J. M. V. B. Nr. d, 
Bellen, bie Abänderung der Verordnung vom. Rai 1897, 
R. G. B. Nr. 114, über die Behandlung der Geſchäfte der 
Staatsanmaltfhaften und die Uenderung der ftatiftifhen 
Ausweiſe. 


An alle Staatsanwaltſchaften. 


1. Die Abſätze 3 und 4 des $. 6 der Verordnung vom 5. Mai 
1897, R. G. B. Rr.114, werden aufgehoben und durch folgende Be- 
fimmmungen — 

„Im Tagebuch iſt jedes Einlangen des Actes, ſowie einzelner 
Actenftüde Ber die getroffene Verfügung erſichtlich zu machen. Im 
Falle einer Zurüclegung der Anzeige oder eines Einitellungdantrages 
fmd die Gründe in das Tagebuch —— hiezu konnen die beiden 
Spalten „Gegenftand“ und „getroffene Verfügung“ verwendet werden. 

Die an das Gericht —— Erflärung im Correſpondenzbogen 
oder auf dem Acte hat ſich el auf hie Abgabe der Erklärung 
ſelbſt zu beichränten. Derartige rungen, fowie jonftige Anträge 
find in der für das Gericht beftimmten Mittheilung nur in jenen Fällen 
zu — in welchen dies durch das Geſetz oder nach der Sachlage 


Falle einer Anklage find der Tag ihrer Erhebung, das Er- 

— der Hauptverhandlung und die Einleitung des Strafvollzuges 
Tagebuche zu vermerken. 

8 Zagebuchformmar 109 wird durch die beigefügte neue Drud- 


2. en ee St — 10 Ss — — ann 
über Hauptverhandlungen (Form. 110) und der Jahresgeſchäftsausweis 
— 111) werden durch die beigefügten neuen Drudjorten erſetzt. 
Zum neuen . ide regifter St wird bemerlt, daſs fich die 
Spalten 12 bi8 15 auf die älle beziehen, das heißt, dais nur, wenn 


forte erf 
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gegen keinen von mehreren Beſchuldigten gerichtliche Vorerhebungen oder 
eine Vorunterſuchung ſtattfand, die Spalte 12 mit dem Tage der Enb- 
erledigung: auszufüllen ift, Dagegen Spalte 14, wenn auch nur gegen 
einen von mehreren Bejchuldigten eine Vorunterſuchung ftattgefunden 
hat. Es Tann daher bei jeder Negifterzahl ohne Nüdficht auf die Zahl 
der Beichuldigten nur cine Eintragung in einer der drei Spalten 12 
bis 14 erfolgen. In gleicher Weife ift Spalte 15 nur dann auszufüllen, 
wenn das Strafverfahren gegen alle Bejchuldigte durch Abtretung oder 
Vereinigung erledigt wurde. Se nad) dem Verfahren, das der Ab⸗ 
tretung vorausgegangen ijt, iſt gleichzeitig auch eine Eintragung in einer 
der Spalten 12 bis 14 zu machen. 

Dagegen find die Spalten 16 bi8 21 für jeden von mehreren 
Beihhuldigten bejonders auszufüllen. Es iſt daher bei Eintragung 
eines neuen Straffalles Vorjorge zu treffen, daſs für jeden ———— 
eine Zeile zur Verfügung ſteht. Wird durch das Vorverfahren ein dem 
Namen nach beſtimmter Thäter überhaupt nicht ermittelt, und muſs 
daher aus dieſem Grunde die Abbrechung nach 8. 412 St. P. O. 
erfolgen, ſo iſt dies in Spalte 18 nur durch eine Eintragung erſichtlich 
zu machen, außer wenn einzelne der mehreren unbekannten Thäter 
durch beſtimmte Merkmale gekennzeichnet ſind. In dieſem Falle ſind 
die mehreren Verdächtigten in Spalte 7 ſtatt mit dem Worte „un—⸗ 
befannt” mit irgend welchen fie voneinander unterfcheidenden Merf- 
malen einzutragen, 3. B. „junger Burſche“, „älterer Dann“. Dasfelbe 

ilt, wenn neben einer Einitelung oder Anklage gegen einen befannten 
eichuldigten zugleich die Abbrechung des Berfahrens gegen einen oder 
mehrere unbelfannte Thäter erfolgt. 

Da die Eintragungen dieſes Regifterd jih nur auf das Vorver- 
fahren beziehen und mit der Beendigung desfelben abgejchloflen find, ift 
in Fällen von Anklagen gegen Berhaftete in Spalte 9 der Tag der An- 
Hage (Datum derſelben) einzutragen (aljo gleich der Eintragung in 
Spalte 21). 

In der Spalte 10 „Name der Beichädigten” genügt es in der 
Regel, den Namen eines von mehreren Beichädigten 5 Straf⸗ 
ſache aufzuführen. Nur wo dies zur näheren Bezeichnung der Strafſache 
zweckdienlich erſcheint, ſind mehrere oder ſämmtliche Beſchädigte auf- 
ee Der zweite Sab des zweiten Abſatzes des 8.5 der angeführten 

erordnung wird daher in diefem Sinne durch Streihung des Wortes 
„Beſchädigte“ dahin abgeändert, dafs er jegt zu lauten hat: „Es find 
jedvod unter der einen Zahl im Regiſter St und Ss fämmtliche Be- 
ſchuldigle und ſämmtliche ftrafbare Handlungen, lettere durch Anführung 
des betreffenden Paragraphen des Strafgeſetzes, anzugeben.“ 

Wie die Spalten 12—21 des Regiſters St, jo find die Spalten 6 
bis 9 und 12 bis 21 des Prefsregifters Ss durch Einjeßung des 
Tages der Erledigung auszufüllen. In Bezug auf die Spalten 22 und 
23 des Regiſters Ss gilt dasjelbe wie für die Spalten 8 und 9 von St. 

An Stelle des Bormerkes über die Hauptverhandlungen tritt der 
Anklagevormerk nach dem beigefchloffenen Formular. Es Hat daher 
$. 7 der eingangs angeführten Verordnung nunmehr zu lauten: 

„Anklagevormert 8. 7. Un Stelle des Vormerkes über Haupt» 
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verhandlungen (Form. XVI zu 8. 83 der Vollzugsvorſchrift aur Straf- 
procef3ordnung) tritt der Anflagevormerf nad) Formular 110.” 

Jede Anklagefchrift erhält, gleichviel ob fie fich gegen einen oder 
mehrere Angellagte richtet, nur eine Zahl und ift am Tage ihrer Aus⸗ 
fertigung einzutragen. In die Spalten 7 bis 19 find jedoch die bezüg⸗ 
lihen Angaben für jeden Angeflagten bejonders einzutragen und zwar 
in den Spalten 7 bi3 14 und 17 bis 19 durch Einfegung de3 Tages. 
Hat ſich der Augeflagte ſchon vor Anklage in Haft befunden, jo kommt 
in Spalte 7 der Anflagetag. 

Iſt gegen mehrere Angeflagte, was regelmäßig der Fall fein wird, 
da3 Urtheil am felben Tage ergangen, fo empfiehlt es fich, den Urtheils- 
F nur bei dem erſten Angeklagten, bei den übrigen das Zeichen, ein- 
u ne da dadurch die tenkug de3 Sefhäftsauswei es und bes 
atiftifchen Ausweijes erleichtert wird. 

Das Urtbeil erfter Inſtanz ift jofort ohne Rückſicht auf ein an- 
gg Nechtämittel einzutragen. Diefe Eintragung, ſowie jene des 
xtheiles ber höheren Iuftanz hat ſich auf kurze Schlagworte zu be- 
jhränten, wobei jede verftändliche Abkürzung zuläffig iſt. Bur Bezeidh- 
nung bes Referenten in Spalte 4 genügt die Einfebung der Zahl des 
Neferated. Nachtragsanklagen bekommen Teine neue Zahl, es find jedoch 
erforderlichen Falles die Eintragungen bei der erften Auflage zu er⸗ 


gänzen. 

Der Geihäft3ausweis der Staatanmwaltichaften ſchließt fich 
nach dem neuen Yormular an die zu führenden Negifter St und Ss und 
an den Anklagevormerk an und findet feine änzung in den fta- 
tiftifchen Ausweiſen über den Gang des Strafverfahren! Er bezieht 
fih nur auf das Verfahren auf Grund der öffentlichen Anklage. 

Die Zahl der Straffälle des Vorverfahrens ergibt fih in 
allen drei Spalten: 

a) aus dem Anzeigeregiſter St, indem aus diefem die Zahl der vom 
Borjahre im Borverfahren anhängig gebliebenen Säle erfichtlich ift, 
die fortlaufende Zahl aber die Zahl des Neuanfalles gibt, 

b) aus der Spalte 12 des Prejsregifterd Ss durch Zählung der vom 
— übernommenen Fälle des Strafverfahrens und der Neu- 
anfälle. 

Die Eintragungen über die Urt des beendeten Vorverfah— 
tens (Spalte 4 bis 6) ergeben 1a durh Yufammenzählung aus den 
Epalten 12 bis 14 des Negifters St und 13, 14 des Regifterd Ss. Die 
anhängig verbliebenen Fälle des Vorverfahrens find in dieſen Spalten 
nicht auszuweijen. 

Su den Spalten 7 bis 11 über die Dauer des Borverfah- 
tens find wie in den Spalten 4 bis 6 nur die im Ausweisjahre durch 
Auflage, re oder auf andere Art beendeten Straffälle ein- 
zuſetzen, und ift Die Dauer auf Grund der Eintragungen in den Spalten 2 
und 12 bis 14 des Regiſters St, beziehungsweife 12, 13 und 14 des 
Regifterd Ss zu berechnen. Selbftverftändlich ift bei-einem im Vorjahre 
ausgefallenen, im Ausweisjahre beendeten Straffalle die Gefammtdauer 
des Vorverfahrens einzujehen. | 

Die Fälle der im Ausweisjahre erfolgten Abtretungen und 
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Bereinigungen (Spalte 12) ergeben ich dur) Zufammenzählung der 
Spalten 15 der Regifter St und Ss. 

Sn dem alle einer Vereiniguug eines Straffalles des Regifters Ss 
mit einem foldhen des Regiſters St find daher im Megifter Ss die 
Spalten 12 und 15 auszufüllen. 

Die anhängig verbliebenen Straffälle des Borverfahrens 
(Spalte 13) ergeben ſich durch Zufammenzählung aus den beiden Re— 
giitern nach Durchführung der in $. 256 ©. O. vorgefchriebenen Erfichtlich- 
m 


ung. 

Es muſs daher die Summe der Spalten 4, 5, 6 und 13 gleich 
Spalte 3 fein. Die Feſtſtellung der Ziffern für die Dauer des beendeten 
Vorverfahrens (Spalte 7 bis 11) hat auf Grund des Regifterd St und 
Ss zu erfolgen, da aus diejen der Tag des Unfalles und der Beendigung 
erfihtlih ift. Die Summe von 7, 8, 9, 10 und 11 mußs gleich fein 
der Summe von 4, 5 und 6. 

Die Zahl der Anflagen (Anklagefchriften), Spalte 14 bis 16, ift 
aus dem Unflagevormert zu entnehmen, ebenio die Erledigung durch 
Urtheil des Gefchwornengerichtes und Gerichtshofes, Spalte 17 und 18, 
aus den Spalten 13 und 14 des Anklagevormerkes. Hiebei ift ein 
Straffall aud dann als durch Urtheil erledigt auszutragen, wenn 
nur bezüglich eines von mehreren Ungellagten im Ausweisjahre ein 
Urtheil ergangen if. Die Zahl der anhängig verbliebenen Anklagefälle 
(Spalte 20) ift nad Durchführung der Gemäß 8. 256 ©. O. vorgezeich⸗ 
neten Erfichtlihmahung aus dem Anklagevormerk zu ermitteln, wobei 
jedoch jene Fälle unberädfichtigt bleiben, in welchen die Unklage nur 
bzuglich eines Theiles der Angeklagten noch nicht durch Urtheil erledigt 
wurde. 

Durch Abzug der Summe der Spalten 17, 18 und 20 von 
— s ergibt fih die Zahl der in anderer Weiſe erledigten Anllagen 

palte 19. 

Die en der Spalten 23 bis 26 ergeben fich au3 den Spalten 6 
bis 9 des Prefsregifters Ss durch Zufammenzählung. 

Mit Ausnahme der Ziffern der Spalten 21, 22, 27 und 28, die 
den dafür beitehenden bejonderen Vormerkungen zu entnehmen find, 
ergeben ſich daher ſämmtliche Ziffern aus den Negiftern und dem An⸗ 
Hagevormerf.!) 


2) Der weitere Theil ne Verordnung über die Abänderung ber ftatifitichen Aus- 
weife wurde hier nicht abgebrudt. 





I. Das Staalsgrundgeſetz vom 21. December 1867, 
R. G. B. Nr. 144, 
über die richterlihe Gewalt. 


Mit Zuftimmung der beiden Häufer des Reichsrathes finde 
Sch nachftehendes Staatögrundgefe über die richterliche Gewalt 
zu erlafien, und anzuordnen, wie folgt: 

Art, 1. Alle Gerichtsbarkeit im Staate wird im Namen 
des Kaiſers ausgeübt. 

Die Urtheile und Erlenntnifje werden im Namen des Kaiſers 
ausgefertigt. 

Entipredend dem Art. 1 des St. G. ©. über die richterliche Ge⸗ 
walt haben die Urtheile und Erlenntniffe der Gerichte mit den Worten 
zu nen: „Im Namen Seiner Majeftät des Kaiſers“ und hierauf 
bat die Benennung des Gerichtes zu folgen; J. M. V. v. 11. Jänner 
1868, R. G. B. Nr. 6. 

Art. 2, Die Organifation und Competenz der Gerichte 
wird durch Geſetze feftgeftellt. 

Ausnahmsgerichte find nur in den von den Gefehen im 
voraus beftimmten Fällen zuläflig. 

Art. 3. Der Wirkungskreis der Militärgerichte wird durch 
beſondere Geſetze beitimmt. 

S. G. v. 20. Mai 1869, R. G. B. Nr. 78, betr. den Wirkungskreis 
der Militärgerichte, v. 26. Februar 1876, R. G. B. Nr. 19, über die Gen- 
darmerie, v. 11. Juni 1884, R. G. B. Nr. 98, wegen Aenderung des 
3.3 des ©. v. 20. Mai 1869 und v. 2. April 1885, R. G. B. Nr. 93, 
betr. Die Ausübung der Gerichtäbarfeit über die Landwehr, unter Nr. VII. 

Art. 4, Die Gerichtäbarleit bezüglich der Webertretungen 
der Polizei- und der Gefälls-Strafgeſetze wird durch das Geſetz 
geregelt. 

Schauer, Geld. Ordg. 1 
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Art. 9. Die Richter werden vom Kaiſer oder in deſſen 
Namen definitiv und auf Lebensdauer ernannt.?) 
— ene der fachmänniſchen Laienrichter ſiehe 8. 20, Abſ. 2, 


Art. 6. Die Richter?) find in Ausübung ihres richterlichen 
Amtes felbjtändig und unabhängig. 

Sie dürfen nur in den vom Geſetze vorgejchriebenen Fällen 
und nur auf Grund eines fürmlichen richterlihen Erfenninifjes ?) 
ihre3 Amtes entjeßt werden; die zeitweife Enthebung derjelben 
vom Amte darf nur durch Verfügung des Gericht3vorftandes oder 
der höheren Gerichtsbehörde unter gleichzeitiger Verweifung der 
Sache an das zuftändige Gericht, die Verfegung an eine andere 
Stelle oder in den Ruheſtand wider Willen nur durch gerichtlichen 
Beſchluſs in den durch das Geſetz beitimmten Fällen und Formen 
erfolgen. 

Diefe Beitimmungen finden jedoch auf Ueberjegungen und 
Berjegungen in den Rubeftand feine Anwendung, welche durch 
Veränderungen in der Organifation?) der Gerichte nöthig werden. 

1) Richter im Sinne des Staatsgrundgefeges find: 

die Präfidenten und Vicepräfidenten der Gerichtöhöfe; 

Hör —— und anderen ſtimmführenden Mitglieder der Gerichts- 
öfe (5. 30); 

die Bezirksrichter Vorſteher der Vezirkögerichte) und bie bei ben 
Bezirksgerichten angejtellten Einzelrichter (8. 5 der Jurisdictionsnorm 
und $. 25 des gegenwärtigen ac) 8.2,0.82.6 — 

Ricterlice Hilfsbeamte find die Rathsſecretäre, Gerichts⸗ 
adjuncten, folange ihnen nicht das Stimmredt ertheilt wurde oder fie 
nicht als Einzelrichter beftellt find, und die Aufcultanten. 8.3 G. O. G. 

2) Siehe das ©. v. 21. Mai 1868, R. G. B. Nr. 46, über die 
Dijeiplinarbehandlung richterlicher Beamten, dann über die unfreimillige 
en derfelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand. .) 

3) Anwendungsfall: $. 91 ©. ©. ©. 

Art. 7, Die Prüfung der Giltigkeit gehörig fund gemachter 
Geſetze fteht den Gerichten nicht zu. Dagegen haben die Gerichte 
über die Giltigfeit von Verordnungen in gejeblichem Snftanzen- 
zuge zu entfcheiden. 

Art, 8. Alle richterlichen Beamten haben in ihrem Dienit- 
eide auch die unverbrüchliche Beobachtung der Staatsgrundgefehe 
zu beichwören. 

Art. 9. Der Staat oder deffen richterliche Beamten können 
. wegen der von den lebteren in Ausübung ihrer amtlichen Wirk: 
ſamkeit verurfachten Rechtsverlegungen außer den im gerichtlichen 





über die rihterlide Gewalt, Art. 5—15. 3 


Berfahren vorgezeichneten Rechtsmitteln mittelft lage belangt 
werben. Dieles Klagerecht wird durch ein befonderes Geſetz geregelt. 

Siehe G. v. 12. Zuli 1872, R. G. B. Nr. 112, bei 8.602 C. P. O 

Art. 10. Die Verhandlungen vor dem erlennenden Richter 
ind in Eivil- und Strafrechtsangelegenheiten mündlich und 
öffentlich.!) 

Die Ausnahmen beftimmt das Geſetz.) Im Strafverfahren 
gilt der Anklageprocefs.?). 

1) Si s.ırı 58.0, 8.228 St.2.0. 

) 8.172 C. P. D., 8.229 St. P. 

5) Dieſem Grundſate los der. 8.2 St. P. O. 

Art. 11. Bei den mit ſchweren Strafen bedrohten Ver: 
brechen, welche das Geſetz zu bezeichnen hat, ſowie bei allen 
politifchen oder durch den Inhalt einer Drudjchrift verübten 
Verbrechen oder Bergehen entjcheiden Geſchworne über die Schuld 
des Angeflagten. 

Diefem Grundſatze entipriht Artikel VI des E. G. zur St. P. O. 

Art. 12, Für die im Neichörathe vertretenen Königreiche 
und Ränder beiteht der oberfte Gericht3- und Caſſationshof in Wien. 

Siehe das Bat. v. 7. Auguft 1850, R. G. B. Nr. 325, unter Nr. IV. 

Art.13. Der Kaifer hat das Recht, Amneftie zu ertheilen 
und die Strafen, welche von den Gerichten ausgefprochen wurden, 
zu erlafjen oder zu mildern, ſowie die Rechtsfolgen von Verurthei- 
lungen nachzufehen, mit Vorbehalt der im Gefehe über die Ver⸗ 
antwortlichkeit der Minifter enthaltenen Beſchränkungen. 

Die Regelung des Rechtes, anzuordnen, daſs wegen einer 
ftrafbaren Handlung ein ftrafgerichtliches Verfahren nicht ein- 
geleitet oder das eingeleitete Strafverfahren wieder eingeftellt 
werde, bleibt den Borjchriften der Strafprocej8ordnung vorbehalten. 

Siehe 8.2 St. P. O. 

Art. 14. Die Rechtspflege wird von der Verwaltung in 
allen Inſtanzen getrennt. 

Siehe das G. v. 11. Juni 1868, R. G. B. Nr. 59, 8.1, unter Nr. V. 

Art. 15. In allen Fällen, wo eine Verwaltungsbehörde 
nach den beſtehenden oder künftig zu erlaſſenden Geſetzen über 
einander widerſtreitende Anſprüche von Privatperjonen!) zu ent⸗ 
ſcheiden Hat, fteht e3 dem durch diefe Entfcheidung in feinen Privat⸗ 
rechten Benachtheiligten frei, Abhilfe gegen die andere Partei im 
ordentlichen Rechtswege zu fuchen. 

1* 


4 I. Staatögrundgefeh vom 21. December 1867. 


Wenn außerdem jemand behauptet, durch eine Enticheidung 
oder Verfügung einer Berwaltungsbehörde in feinen Rechten ver- 
lebt zu fein, jo fteht ihm frei, feine Unjprüde vor dem Ber- 
waltungsgerichtähofe im öffentlichen mündlichen Verfahren wider 
einen Vertreter der Berwaltungsbehörde geltend zu machen. 

Die Bälle, in welchen der VBerwaltungsgerichtshof zu ent- 
icheiden Hat, deſſen Zuſammenſetzung, ſowie das Verfahren vor 
demfelben werden durch ein bejonderes Geſetz beitimmt. 

9 . en die von den Verwaltungsbehörden auf Grund der Ab. 
Ent 1. October 1856 (3. d. M. d. Innern dv. 7. December 1856 

B. Nr. 224) und v.1. März 1860 (8. d. Min. d. Innern v. 15. März 
1860, R. G. B. Nr. 73), dann auf Grund des 8. 87 lit. c des Gefe 5 
v.8. März 1885, R. G. B. Nr. 22, gefällten — idungen über Strei 
keiten, welche aus dem Dienitverhältniffe oder ohnvertrag e eleitet 
werben und privatrecdhtliher Natur find, jteht dem in — ivat⸗ 
rechten Benachtheiligten die Betretung des ordentlichen Rechtsweges durch 
Erhebung der — er Rei N leniſſimarbeſchluſs des Oberften 
Gerichtähofes v. 5. März 1 Praes., Jud. Bud Nr. 130, 
Nr 1146, J. M. V 8) 


— — — — — — 





II. Geſetz vom 27. November 1896, 
R. G. B. Nr. 217 
(Serihtsorgantjationsgeieh). 


— 
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Borbemerhungen. 


1. Einleitung aus den „Erläuternden Bemerkungen zum 
Entwurfeeines Geſetzes, momit Vorſchriften Über die Beſetzung, innere 
Einrihtung und Geichäftsordnung der Gerichte erlaffen werden“. (Yu 1361 
der Beilagen zu den jtenographiichen Protokollen des Abgeordnetenhaufes, 
XL Seifion, 1895.) 

Die bisher kundgemachten Geſetze über die Ausübung der Gerichtz- 
barkeit in bürgerlichen Rechtsſachen ſowie die noch in NBerhandlung 
ſtehenden Eivilprocefsvorlagen betreffen hauptfächlich die äußere Seite der 
Rechtspflege, Die Form des Rechtsganges, den Verkehr zwiichen Gericht 
und Barteien und die Beziehungen, in welche das Gericht durch die 
Ausübung der Civiljuſtiz zu den jeiner Amtsgewalt unterworfenen Ber- 
fonen und zu anderen ftaatlichen Behörden tritt. Dagegen enthalten 
diefe Geſetze und Vorlagen über den inneren Gerichtödienft und die Ge- 
Ihäfteinrichtung bei den Gerichten nur vereinzelte — da 
hiefür in erſter Linie die Geſtaltung des Verfahrens maßgebend iſt, und 
defien Züge infolgedeſſen wenigftens im großen und ganzen feititehen 
müflen, bevor daran gegangen werden kann, Regeln über dad Ausmaß 
und die Bertheilung der gerichtlichen Arbeitökräfte und über die an- 
gemefienften und vortheilhafteften Arbeitsmethoden im einzelnen auf 

ftelen. Die Technik des Gerichtsdienſtes muſs die Schöpfungen der 

tocejögefeggebung ausführbar, deren Ziele und Zwecke erreichbar machen, 
fe ift ganz und gar dienender Natur, ihre Ordnung ift jeweild bon 
jelbft gegeben: es ift die Unterordnung unter die angenommenen Grund» 
ſatze des gerichtlichen Verfahrens. 

‚ „Bermöge dieſer Wechſelbeziehung zwiſchen der Einrichtung des inneren 
Tienftes und der Art des Verfahrens Lönnte der große Umſchwung im Gebiete 
des Eivilprocefje, zu dem die erften Fundamente nunmehr erfreulicher- 
weile geichaffen find, die bisher für die Geichäftsbehandlung geltenden 
—R in keinem Falle unberührt laſſen. Der Abſtand zwiſchen 
Gegenwart und Zukunft iſt bier zu groß, die Aenderung zu gründlich 
und zu alljeitig, namentlich tritt aus ihr eine zu vollftändige Verjchie- 
bung der Pflichten und Befugniffe der an Brocefien betheiligten Berjonen 
ein, als daſs an eine Sonfervierung der heutigen Iuftitutionen gedacht 
werben könnte, wenn fie jelbft bis jegt fich als tadellos bewährt und 
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alle Wünſche der Nechtiuchenden befriedigt hätten. Lebteres trifft nun 
aber keineswegs zu. Die Geichäftseinrichtungen unferer Eivilgerichte 
jind troß des außerordentlihen Anwachſens des Nechtöverfehres zu lange 
ftarr geblieben, die gerichtlide Manipulation hat von den technifchen 
Fortſchritten, die allenthatben in Handel und Wandel zur Geltung ge- 
kommen find, zu wenig Nuten gezogen. Umftändlich in feinen Formen 
und in der Durdführung der einzelnen Geichäfte, verbraucht der innere 
Dienjt bei den Gerichten ungemein viele Arbeit, ohne daſs der Rechts⸗ 
verkehr im gleichen Berhältnifje gefördert würde. Trotz emſigſter Thätige 
feit und genauer Pflihterfüllung jeitens aller Gerichtöperjonen vermag 
deshalb die gerichtliche Gejchäftsbeforgung den Anforderungen des Rechts- 
lebens ſchon jeit geraumem nicht mehr zu genügen, und daſs der Ver⸗ 
fehr, ſowie er an das Gericht gewiejen war, namentlich aud infolge der 
ihwerfäligen Manipulation, die fo viel Beit verichlang, mit Berzöge- 
rungen und Berlangjamung rechnen mujfste, trug nicht wenig dazu bei, 
daſs fi der Wert der Givilrechtspflege für das Wirtichafisieben ftetig 
minderte und jo nachhaltig und dringend nad) deren Reformirung ver- 
langt wurde. Neben dem principiellen Verhältnis zwiſchen Rechtsgang 
und innerem Gericht3dienft machen fi ſonach auch prattiiche Geſichts⸗ 
punkte zu Gunſten einer Umgeltaltung der meilten Gefchäftseinrich- 
tungen geltend. 

Dazu kommt no: Das gerichtliche Verfahren ſoll nun behender, 
für die Parteien einfacher und leichter werden, feine Bejtimmung, dem 
materiellen Rechte Anertennung und dem Berechtigten das ihm G&e- 
bürende zu verichaffen, fol fid) vollfommener erfüllen, als e8 zur Zeit, 
wenigftens nach den beftehenden Procejsgefegen, neichieht. Das find feine 
unmöglihen Wünſche und Ziele, falls man nur den Richter in die Lage 
verjegt, weit intenjiver al3 bisher mit dem einzelnen Proceſſe oder mit 
der einzelnen Erecutionsjache ſich zu beichäftigen. Die bloße Minderung 
der Formen, das Abſchneiden der Weitläufigfeiten im erfahren, der 
Erſatz der Schrift durd die freie Rede, fo wohlthätig dieſe und andere 
Henderungen wirken werden, fie reichen an und für ſich doch nicht aus, 
um Die allgemein nothwendig befundone Verbeſſerung der Rechtspflege 
herbeizuführen. Das vorwiegendfte Mittel dazu — nad den Principien 
der neuen Geſetze — ift, daſs der Richter den Parteien bei der Rechts⸗ 
verfolgung in allen Stadien wirkungsvoll und werlthätig beiftehe und 
vieles vorkehrt und vorforgt, was früher den Parteien überlafjen war 
und nur langjam unter manchen Schwierigkeiten von ihnen beigeichafft 
werden konnte. So ftellen die neuen Geſetze, um die Sntereffen des 
Rechtsſchutzes und der Parteien zu befördern, dem Richter jchwierigere 
Aufgaben und nehmen feine Thätigleit in weit höherem Maße als bis 
jegt in Anſpruch. Die nothiwendige Folge davon find zwei weittragende 
‚Forderungen. In der Belegung der Gerichte müfjen fich Veränderungen 
vollziehen, um überall genug tüchtige Richter zu haben, die den bei den 
einzelnen Gerichten vorfommenden Geſchäften folche Sorgfalt und Auf- 
merkfamfeit zumenden können, wie fie zur Realifirung der legislativen 
Ziele der Proceisreform unerläfsiich tft. Damit aber der Richter fich den 
neuen Aufgaben gan bingeben könne, muſs er au — das r die andere 
Forderung — thunlichit von allen Verrichtungen befreit-werden, die ihm 
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jest, obne gerade ftreng richterlicher Natur zu fein, obliegen. Die in 
Hinkunft ſchwereren Pflichten des Richteramtes müffen, wenn nicht das 
richterliche onale ins Iingemeflene vermehrt werden fol, dadurch er- 
träglih gemadyt werden, daſs dem Richter alles abgenommen wird, 
was nicht Rechtſprechung, Rechtspflege ift oder damit enge zuſammen⸗ 
haͤngt, fondern ebenfogut von anderen Organen bejorgt werden Tann, 
denen nicht ähnliche wichtige und ernſte Pflichten, wie die der Judicatur 
und der Rechtsanwendung im Biwangspollitredungsverfahren, übertragen 
find. Anch Diefen beiden ———— kann innerhalb des gegenwärtigen 
Syſtems der Infammenfegung des Gerichtöperfonales und der Geſchäfts⸗ 
vertdeilung nicht entfprochen werden. Da ſich in demſelben, and ab- 
geiehen von den Rückwirkungen der Juſtizreform manches als abände- 
rung3bedürftig erwielen hat, könnte umjomweniger empfohlen werden, 
fih auf mehr oder weniger aͤnßerliche Adaptirungen zu beichränten. 

In Vorausſicht deſſen, daſs die Neuauftheilung der bürgerlichen 
Rechtsſachen unter Die verjchiedenen Kategorien der ordentlichen Gerichte 
und die Neugeftaltung des Streit- und Vollſtreckungsverfahrens un- 
bedingt auch eine neue gejegliche Regelung derjenigen Materien nad) fid) 
ziehen müfje, welche jet in einigen Organifirungsgefegen und in der 
jogenannten Gerichtsinftruction georbnet find, wurde ſchon in dem Ge- 

‚ betreffend die Berathung und Beichlufsfaffung über die auf Ein- 
übrung einer neuen Civifprocef3orbnung fich beziehenden Geſetzentwürfe, 
von vornherein für einen Geſetzentwurf, betreffend die Gerichtsinftruction, 
Raum gelafien. Diefen Geſetzentwurf legi die Regierung nunmehr, 
wenngleich mit anderem Titel, zur —— Behandlung vor. 
Die Bezeichnung der gegenwärtigen Vorlage als Gerichtsinſtruction iſt 
naͤmlich dadurch ausgeſchloſſen, dafs nad ihrem Inhalte eine Anzahl 
von Baragraphen des jegt allgemein als Gerichtsinſtruction bezeichneten 
taiferlichen Patentes v. 3. Mat 1853, R. G. B. Nr. 81, aufrecht bleiben 
ſol und dann durch den gleichen Namen leicht Verwirrung angerichtet 
werden könnte. Mit der Einbringung dieſer Vorlage mird zugleid) 
der Aufforderung entfprochen, welche vom hohen Abgeordnetenhaufe des 

dur die Annahme der Refolutionen zum Berichte des 

ande es für die Vorberathung der Civilprocefentwürfe 

Rr. 968 der Beilagen, XI. Seſſion, 1894) in der 417. Sigung an die 
erung geitellt worden ift. 

Der entwurf vertheilt die durch die Dargelegten Gefichtspunfte 

orderten immungen in ſechs Abſchnitte. Der erjte Abſchnitt 
88. 1 bis 18) handelt von den Gerichtäperjonen, der zweite (88. 19 
bis 58) von den Gerichten, der dritte (88. 59 bis 67) regelt die Aus- 
Äbung der Difciplinargewalt über die nicht richterlihen Beamten und 
die Diener, der vierte Übjchmitt (88. 68 bis 73) enthält Die Normen über 
die Organe der Yuftizverwaltung und über die Beauffichtigung der Ges 

örden. Im fünften Abjchnitte (88. 74 bis 85) find Borfchriften 
über die Behandlung beftimmter Gefchäftägruppen zufammengefafst, die 
bisher in der eben erwähnten Gerichtöinftruction enthalten waren und 
nun auch ınit den neuen Berfahrensgrundfägen in Einklang zu bringen 
Karen. Im fechsten Abfchnitte endlich (88. 86 bis 93) wurden Die Mir 
die Meberleitung der gegenwärtigen Berhältnifie erforderlihen Vor⸗ 
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ichriften eingereift, um die Juſtizverwaltung in die Lage zu ſetzen, Die 
duch die befchloffenen Competenzänderungen gebotenen Berjonalver- 
ſchiebungen vornehmen zu Tönnen, aber auch den zur Zeit bei Gericht 
angejtellten nicht richterlichen Beamten es zu ermöglichen, in ihrer dienſt⸗ 
lichen Stellung zu verbleiben, wenngleich die neuen Geſetze für die Bu- 
kunft die Verleihung ſolcher Dienftpläge an ftrengere Bedingungen und 
a die Ublegung der Prüfungen gebunden haben. (Motive 
.1 und 2. 


2. „Allgemeine Bemerkungen” aus den „Erläuterungen 
zum Berichte des für die Civilproceſsreform eingefegten Bermanenz- 
ausſchuſſes, betreffend das Geſetz, womit Vorſchriften über die Be- 
ſetzung, innere Einrihtung und Geichäftsordnung der Gerichte erlaffen 
werden”. (Nr. 1564 zu 1549 der Beilagen zu den ftenographijchen 
Protofollen des Abgeordnetenhaufes, XI. Seſſion, 1896.) 


Das Geſetz, von dem hier die Rede ift, bildet den Schlufsftein der 
Auftizreform. In den Verhandlungen über die Civilprocelsordnung, Die 
Aurisdictionsnorm und die Erecutionsordnung wurde ſchon mehrfach auf 
das Gele hingewielen, welches die ſtaatsrechtlichen und adminiitrativen 
Vorausfegungen berzuftellen — wird, ohne deren Feſtſetzung die 
Civilproceſsgeſetze nicht in Wirkſamkeit treten können. Dieſe Beſtimmungen 
ſtehen naturgemäß in einem engen und inneren Zuſammenhange mit der 
Proceſsordnung ſelbſt. In den früheren Berichten iſt dieſer Zuſammen⸗ 
hang wiederholt und eingehend hervorgehoben worden, es lann aber 
allen für die Durchführung der Procejögejege verantwortlichen Factoren 
nicht oft und eindringlich genug gefagt werden, dafs das legislativ fo 
raſch und glücklich zujtande gefommene Werk nur dann den erwarteten 
Umſchwung in unferer Civilrechtspflege haben kann, wenn der Richter- 
ftand in jeiner Leiftungsfähigfeit gehoben, in feiner materiellen Lage 
verbefiert, erfüllt vom Bewuſstſein feiner Pflicht, mit Unparteilichkeit, 
erhöhter Kraft und Berufstreue die neue Methode der Rechtsanwendung 
ausübt, wenn die Zahl der Gerichte und Gerichtäperfonen mit den DBe- 
dürfnifſen der Juſtizpflege in ein richtiges Verhältnis gebracht wird und 
wenn dasjenige, was wir heute die „Hilfgämter” nennen, von Grund 
aus reformirt und für die Beſorgung der Geichäfte der Gerichtskanzlei 
fo bald als möglich höher qualificirte Perjonen gewonnen und heran- 
gebildet werden. 

Wir wiederholen ebenfalls ſchon Geſagtes, wenn wir die Entlaftung 
des Richters von nicht richterlidhen Geichäften, von jenem ihn heute be- 
lajtenden Wuft von zeit- und geifttödtenden Schreibereien fordern. Viel⸗ 
leicht Tag es gar nicht im Wefen des ſchriftlichen Verfahrens, daſs bei 
der Arbeitstheilung zwiſchen richterliher Cognition und gerichtlichen 
Neben- und Schreibgejchäften dem Richter fo viel von leßteren aufge- 
bürdet werden mufste, al3 dies die Entwidlung unjeres Gerichtäver- 
fahrens thatjächlich herbeigeführt Hat. Nicht zu leugnen ift jedoch, daſs 
der Richter heute mit mechaniſcher Arbeit derart belaftet ift, daſs die 
eigentliche richterliche Cognition in feiner Geſammtthätigkeit unverhältnis⸗ 
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mäßig zurüdtritt. Diejer Stand der Dinge involpirt eine faft unver- 
antwortliche Verſchwendung von beffer zu vermwertenden Kräften und 
einer beſſer zu verwertenden Zeit. 

Die Geſchäfte, die außer der eigentlichen Rechtſprechung bei jedem 
Gerichte zu beforgen find, repräfentiren eine ganze Stufenleiter von Er- 
ledigungen, Acten, Ausfertigungen, zu deren Bejorgung eine jehr ver- 
ihiedene Borbildung und Schulung erforderlid ift und die daher theils 
von angehenden richterlihen Beamten, theils von mehr oder weniger 
juridiſch oder manipulativ geichulten Kanzleibeamten beſorgt werden 
müflen. Das vorliegende Gele bat Funächtt die Aufgabe, dieje Cadres 
der Juſtizarmee neu zu formiren, denn der mündliche Eivilprocej3 ver- 
langt eine neue Vertheilung der Geichäfte, die einerjeit3 mit der ſtaats⸗ 
grundgefeglich gewährleifteten Unabfegbarkeit und Unverjehbarfeit des 
Richters in Einklang zu fegen ift, anderjeit3 die Heranbildung einer 
ganz neuen Kategorie höher qualificirter Sanzleibeamten erfordert. Eine 
weitere Anforderung ift die Concentration der richterlichen Gejchäfte in 
möglichſt Hoch qualificirten Perfonen. Die Verwendung junger, uner- 
fahrener richterlicher Beamten zur felbftändigen Ausübung des Nichter- 
amtes muf3 aufhören. Mit der „Aufcultantenjujtiz”, einem unmürdigen 
Auswuchſe unferer gegenwärtigen Juſtizzuſtände, muj3 unbedingt ge- 
brochen werden. Zudem bringen e3 die neuen Competenzvorſchriften mit 
fih, daſs die Gerichtshöfe eriter Inſtanz eines viel tüchtigeren richterlichen 
Berjonals werden bedürfen als heute, da diejelben in Zufunft für die meiſten 
Proceſſe und da3 geiammte Verfahren außer Streitſachen als zweite 
Juſtanz zu fungtren haben werden. Die Bezirkögerichte in den Städten 
werben durch den Zuwachs der außerftreitigen Gerichtäbarleit bedeutende 
neue Aufgaben erhalten. Aus diefen Borausjegungen folgt, daſs nicht 
nur Die organischen Beſtimmungen über die Bejegung der Gerichte einer 
Aenderung bedürfen, fondern die Regierung ftand hier auch vor der 
wichtigen Yrage der Reform des juridiichen Bildungsganges und des 
Prüfungsweſens, das in dem vorliegenden Geſetze eine Neuregelung er- 
fuhr. ift ferner natürlich, daſs unfere beftehende Gerichtsinftruction 
(Batent v. 3. Mai 1853, R. G. B. Nr. 81) vielfahe Abändernngen und 

änzungen erfahren mufste, und es find deswegen eine Reihe von 
—— ungen im Geſetze dieſen nothwendigen Modificationen des ge- 
dachten Patents gewidmet. In dem dritten Abſchnitte find die Vor⸗ 
ſchriften über die Difciplinarbehandlung der nicht richterlichen Beamten 
and Diener zufammengefafät, weil es wiünichenswert ift, daſs gerade 
diefe Materie in einer überfichtlichen Weiſe feftgeftellt werde, was durch 
die bloße Abänderung der in Geltung ftehenden Normen nicht zu er- 
zielen geweſen wäre. Wenn wir endlich de3 vierten Abſchnittes über 
die Zuftizverwaltung und das Auffichtstecht, he des fünften Abſchnittes 
über die Geſchäftsbehandlung, endlich des jechsten Abichnittes mit den 
Uebergangs- und Schlufsbeftimmungen Erwähnung thun, fo haben mir 
damit eine ner ein des ganzen Geſetzes gegeben. Dasſelbe um⸗ 
fafst ſehr verſchiedene Materien, und es war eine ftrenge Syſtematik 
bei der Anordnung aller der ſich auf fehr verichtedene Geſetze beziehenden 
Baragraphen nicht möglid. Unummunden joll hier zugegeben werden, 
dafs einzelne mmungen dieſes Geſetzes dazu beftimmt find, Fragen, 
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die bei der Berathung der Civilproceſsgeſetze zurüdgeftellt werden muſsten, 
zu enticheiden, ferner Normen zu firtren, wo fid) durch Die genaue Ber- 
gleichung der bereit? publicirten Geſetze Lüden zeigten, die ausgefüllt 
werden mussten. Dieſe Bemerkungen beziehen ſich insbefondere auf Die 
— 82—89. Wer bedenkt, daſs die ganze Aufmerkſamkeit ſich bet den 
rüheren a ai zunächſt auf das innere Gefüge der Proceſsgeſetze 
richtete und erſt bei der jpäter erfolgten Entwerfung und Berathung 
des vorliegenden Geſetzes fich die vielfachen Beziehungen zum Verfahren 
anßer Streitſachen, zum Strafprocej3, zur Gerichtsinstruction und vielen 
anderen Gejegen ergab, die das Ganze unſeres Juſtizweſens ausmachen 
— der wird gewils finden, daſs die legiſtiſche Nachleſe, weldhe wir 
zu halten genöthigt waren, einen fehr beicheidenen Umfang hat. 

Der Gegenitand des in Rede ftehenden Geſetzes murde insbefondere 
im Redactionscomite und dann auch im Plenum des Ausſchuſſes einer 
eingehenden Berathung unterzogen. Der Beſchluſs des Ausſchuſſes ftellt 
fih al8 eine Umarbeitung der Regierungsvorlage dar; verhältnismäßig 
wenige Paragraphen derjelben blieben unberührt; der erfte und zweite 
Abſchnitt des Entwurfes find auf von der Regierungsvorlage gänzlich 
abweichenden Grundlagen aufgebaut. Den Berathungen über diefe beiden 
Abſchnitte im Redactionscomité und im — wurde der vom Be⸗ 
richterſtatter umgearbeitete Entwurf zugrunde gelegt. 

Da dieſer erſte und zweite Abſchnitt des urſprünglichen Entwurfes 
nicht nur in Richterkreiſen, ſondern auch in der Publiciſtik lebhaftes 
Intereſſe und entſchiedenen Widerſpruch gefunden hat, ſo iſt wohl hier 
der Ort, den Standpunkt der Regierungsvorlage ganz kurz zu ſtizziren, 
um eine Ueberſicht der bekannt gewordenen literariſchen Stimmen über 
die Sache daran nüpfen zu können. 

In den folgenden bejonderen Bemerkungen zu den beiden Ab- 
ſchnitten wird Die neue Faſſung des Geſetzes ohne weiteren Bergleih mit 
der urjprünglichen Regierungsvorlage erörtert werden, da die Regierung, 
nachdem im NRedactionscomite einige eingehende principielle Discufjionen 
der Sache Ballen een hatten, in fehr entgegenlommender Weile und 
im vollen Einverftändnis mit dem Berichterjtatter und dem Ausfchuffe 
die neue Faſſung des Geſetzes acceptirte. 

Nach der — waren als Richter im Sinne des 
Staatsgrundgeſetzes nur die Räthe bei den Gerichtshöfen einſchließlich 
der Praͤſidenten und Vicepräſidenten und die Bezirksrichter am Lande 
gedacht. Dieſe richterlichen Perſonen allein ſollten in Zukunft auf einen 
beſtimmten Dienſtpoſten ernannt werden. Ihnen wurde in der Re- 
gierungsvorlage das richterliche Hilfsperfonale gegenübergeftellt, welches, 
aus Rathsſecretären, Adjuncten und Auſeultanten beftehend, insgeſammt 
nicht auf beftimmte Dienftpoften Hätte ernannt werden ſollen. Dieſe 
Ernennung follte nur für den betreffenden Oberlandesgeridhtsiprengel 
erfolgen, und e3 war dem Oberlandeögerichtöpräfidenten überlaſſen, dieſen 
richterlichen Perfonen je nach dem Bedürfnis die Dienftpläge anzumeijen. 
Eine Mittelftelung war den neben dem Bezirfsrichter bei den Eitzel- 
gerichten in Ausliht genommenen jelbftändigen Einzelrichtern, ſowie 
jenen Geeretären und Adjuncten zugebacht, weldden das Stimmrecht 
beim Gerichtshof verliehen ift. Diet ittelfategorie von Richtern follte 
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wu kiiiändbige richterliche Stellung einnehmen, folange fie das Amt, 
teitungsweiie Stimmrecht ausüben, ihre Richterqualität follte aber er- 
INten, wenn Ste Durch eine Verfügung des Oberlandesgerichtspräfidenten, 
md zwar Die eritgenannten Einzelrichter zu einer anderen Dienftleiftung 
Rotdert, Die anderen ihres Stimmrechtes entlleidet werden. Dazu kam 
die Vorjrift der Regierungsporlage (88. 42 und 43) bezüglich der Hilfs- 
üüäter, nach welcher im Bedarfsfalle Einzelrichter audy bei anderen Be- 
jiiigerihten oder bei Gerichtshöfen, ferner Näthe der Gerichtshöfe bei 
nem Bezirlögericht oder bei einem anderen Gerichtshof oder beim 
Sberlandesgericht hätten über Berfügung des Oberlandesgerichtspräfidenten 
beziehungsweiſe des Juſtizminiſters, und zwar ohne jede Beitbegrenzung, 
verwendet werden können. 
Schon in der eriten Beſprechung ber Vorlage, die Mitte Jänner 
LS. im Redactionscomite ftattjand, begründete der Berichterftatter ein- 
gehend, au3 welchen Gründen eine ſolche Eonftruction unmöglich wäre, 
und es wurde ſchon damals ein principielles Einverſtändnis zwiſchen 
dem Comité und der Regierung über die nothwendigen Abänderungen 
erzielt. Die damals vorgebradhten Argumente deden fi) im allgemeinen 
mit Den Ausführungen und Anträgen, die jeither befannt geworden find. 
Dieje Haben allerdings nadjträglid den Standpunkt, den der Bericht- 
erftatter und das Somit eingenommen hatte, weſentlich verftärkt. 
Bevor die ſich Direct auf das vorliegende Geſetz Degen Ar- 
beiten erwähnt werden, möge auf eine ſchon vorher erichienene Schrift 
Bes Brofeffors Dr. E. v. Schruttfa-Redhteniftamm „Die Umgeltal- 
tung der Gerichtsverfaſſung durch den Entwurf eines Geſetzes über Die 
Ausübung der Gerichtsbarkeit, Berlin 1894” hingewieſen werden, weil 
er den volllommen richtigen Standpunft einnimmt, das, weil durd) Die 
Eonıpetenzverichiebung bezüglich des Verfahrens außer Streitſachen auch 
dieſes die neue Ordnun — Juſtizweſens berührt, wir es vorliegend 
nicht bloß mit einer Civilproceſsreform, fondern mit einer Zuitiz- 
tefoem in weiterem Umfange zu thun haben, die es der Sof . 
finiſchen AYuftizregulirung des Jahres 1783, der Auftizregulirung des 
Jahres 1849 und der Auftizorganijation der Jahre 1852 und 1853 an 
die Eeite geſetzt und in Uebereinftimmung mit dem Staatögrundgefeße 
über Die richterliche Gewalt durchgeführt werden mufs. Es handelt fich 
um eine Ueberprüfung und Neuregelung der ſtaatsrechtlichen und ad- 
miniftrativen Grundlagen unjeres Juſtizweſens im Nahmen des ger 
nannten Staatögrundgefeßed. In dieſer Hinfiht bemängelte er ins- 
beiondere die jchon von der Jurisdictionsnorm in 8. 5 getroffene 
Beitimmung, daſs die Bezirksrichter und Einzelrichter jener Bezirks⸗ 
gerichte, die am Sitze von J—— ſich befinden, aus den für dieſen 
Gerichtshof ernannten richterlichen Beamten entnommen werben ſollen, 
wa3 er gegen die Staatsgrundgeſetze verſtoßend erklärt. Wir werden 
Diefer Frage weiter unten eine ausführlichere Betrachtung fcheufen. 
vorliegenden Geſetzentwurf hat bereits im Auge die Schrift: 
Pro judice von Dr. Alexander Fredl. 
In derſelben wird unter anderem getadelt, daſs nach 8. 13 des 
Extwurfes die Richter nicht von der Krone ernannt werden, es wird 
eine praciſe Bezeichnung jener richterlihen Beamten verlangt, welche 
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Richter im Sinne des Staatsgrundgefeges fein jollen, und bezüglich der 
8. 86 und 92, welde die Vollmachten an die Megierung enthalten, 
ichter aus Anlaſs der neuen Organifation innerhalb eines gewiſſen 

Zeitraumes zu verjeßen oder zu penfioniren, eine Einſchränkung des 

Umfanges diefer Vollmacht in dem Sinne befürwortet, daſs die Juftiz- 

verwaltung nur drei Monate vom wage der Kundmahung des Geſetzes 

zur Penfionirung offen haben ſoll, und dafs ſolche durch die Organiſa⸗ 
tion hervorgerufenen ‘Benfionirungen immer mit vollem Gehalt geichehen 
follen. Der Berfafler erörtert diefe Frage unter dem intereflanten Hin- 
weis auf die von 8. C. Simonnet in feiner Schrift: La Reforme de 
l’Organisation judiciaire, Paris 1884, erörterten Berhältniffe und 
ſtaatsrechtlichen Debatten, Die Nie) auf die AYuftizorganijationen, die 

Frankreich in diefem Jahrhundert durchgemacht hat, beziehen. 

Über es möge gleich hier Darauf hingewiejen merden, daſs Die 
Boraugjebungen bei und ganz anders liegen. In Frankreich handelte 
e8 jich gerade bei der lebten durcdhgreifenden Organifation um eine 
Reducirung der Zahl der Gerichte und daher auch der Richteritellen. 
Bet den politiichen Verhältnifien, die in Frankreich dabei eine große 
Rolle jpielten, waren weitgehende Cautelen am Plate. Bei ung verhält 
es ſich umgekehrt. Die neue Organifation aus Anlaſs der Civilproceſs- 
reform wird eine Bermehrung der Gerichte und der Richterftellen im 
Gefolge haben; ein Anlaſs, Benfionirungen in großer Zahl vorzunehmen, 
Viegt gar nicht vor, und es hat geftügt auf diefe Thatfache die Regie- 
rung im Ausſchuſſe auch erflärt, daſs fie von der ihr gegebenen Boll- 
madt in der Regel nur bezüglich ausgedienter Richter und darüber 
hinaus nur in Ausnahmsfällen Gebraud) machen wird. 

Profeſſor Dr. Randa Hat einen Vortrag „über die Unab- 
hängigfeit des Ridhterftandes und den Entwurf der Gerichts— 
verfajjung“ gehalten, worin er, und zwar mit vollem Recht, darauf 
hinweist, daſs das Difeiplinargefeg vom 21. Mai 1868 für die Yus- 
geitaltung der jtaatsrechtlichen Stellung des Nichterftandes den Aus- 
gangspunft bilden müſſe. Er wendet fich ferner dagegen, daſs das ein- 
mal ertheilte Stimmrecht wieder entzogen werden Tönne, und beipridht 
hauptſächlich Die Idee der Regierungsvorlage, die richterlichen Hilfebeamten 
in Zukunft nicht auf feite Dienftpläße, fondern für den Oberlandes- 
gerichtöjprengel zu ernennen. Er bezeichnet Dies als die Mobilifirung 
des gejammten richterlihen Perſonals und führt aus, daſs dadurch die 
Gejshaftigfeit eines großen Theiles des Richterftandes verloren gienge 
und Die berechtigten Standesinterefjen der richterlichen Hilfsbeamten 
empfindlich tangirt würden. Mit vollem Rechte zieht er die Concluſion, 
dafs, wenn man diejfen richterlichen Beamten die Selbftbeftimmung be- 
züglich ihres Dienftortes, die fie heute wenigftens relativ genteßen, nehmen 
und fie in dieſer Hinficht fchlechter ftellen würde als die Verwaltungs⸗ 
beamten, der Nichterftand an Uttraction verlieren würde, während es 
angelihts der großen und neuen Aufgaben der Juſtiz Bielpunft der 
Sujtizverwaltung fein müfle, räbige junge Männer fo viel als möglich 
für Ddiefen Zweig des öffentlichen Dtenjtes heranzuziehen. 

Der Artikel der „Allgemeinen öſterreichiſchen Gerichtszeitung” 
(Nr. 12 und 13 ex 1896): „Der Entwurf der neuen Gerichts- 
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inſtrnction“, bewegt fi) in dem gleichen Gedankenkreis wie der Vor⸗ 
trag Randas bezüglidy der zufünftigen Stellung des Richters ſowie des 
tihterlichen Hilfsperfonals, beichäftigt fi) aber außerdem mit dem Vor⸗ 
bereitungsdienft und den neuen Borichriften über die Richteramtöprüfung. 
Der Berfaffer verhält ſich im dieſer Iegteren Hinficht fo ziemlich gegen 
alle Neuerungen, welche die Regierungsvorlage vorjchlägt, ablehnend. 

„Bon Intereſſe iſt ferner eine Arbeit Dr. Hoegels in ben „Ju⸗ 
riſtiſchen Blättern” (Nr. 10 ex1896): „Die Verſehbarkeit der richter⸗ 
lien Hilfsbeamten in dem Entwurfe“, weil der Berfaffer nicht nur 
die bereits erörterten Bedenken theilt, ſondern auch einen Vorſchlag 
macht, nämlich (außer den Aufcultanten wie bisher) noch einen Theil 
des richterlichen Hilfsperfonal3 für den Oberlandesgerichtöfprengel und 
nicht für beftimmte Dienftpläbe zn ernennen, um eine gewiſſe Reſerve 
zu Schaffen, mit der nad) Bedarf momentane Lüden ausgefüllt ober 
vorübergehende geftiegene Bedürfniſſe befriedigt werden könnten. Dieſer 
Vorſchlag bewegt fich in der Richtung, welche der Ausſchuſs fchließlich 
eingeichlagen Hat, und die bereits in der erwähnten erften Situng des 
Redactionscomites als mögliches Auskunftsmittel bezeichnet wurde. Des⸗ 
gleichen tritt der Berfafler der Beftimmung der Negierungsporlage ent- 
— wonach bei Bezirksgerichten nöthigenfalls auch ein anderer richter- 
lider Beamter al8 der Bezirfärichter mit der Leitung des Amtes betraut 
werden könnte, ein Gedanke, der ebenfalls fchon in der erften Berathung 
der Regierungsvorlage von allen Seiten als unannehmbar bezeichnet 


Als die Berathungen bereits weit fortgejchritten waren, erſchien in 
den Juriſtiſchen Blättern“ (Nr. 18 und 19 ex 1896) eine Arbeit des 
Dr. Neumann, und zwar unter dem Titel des Geſetzentwurfes. 
Biele kritiſche Bemerkungen dieſes Aufſatzes decken fich mit dem früher 
Angeführten, vielen geäußerten Bedenken erfcheint in den Bejchlüffen des 
Ausſchuſſes Rechnung getragen. 

Alle die — angeführten kritiſchen Stimmen unterſtützen nicht un⸗ 
weſentlich die Ueberzeugung des Ausſchuſſes, daſs die Umarbeitung der 
beiden erſten Abſchnitte Des Geſetzes nothwendig war, und daſs die neuen 
Veſtimmungen den confequenten Ausbau der ftantögrundgeieglichen Be⸗ 
ſtimmungen bebeuten, die Stellung des Nichterftandes nad) verjchiedenen 
— verbeſſern und ſeine Unabhängigkeit im Geiſte unſerer Ver⸗ 

ung wahren. 

Von dem Rechte, welches das Berathungsgeſetz den Mitgliedern des 
dauſes gibt, Anträge zu ſtellen, wurde nur in einem Falle Gebrauch 
gema Dr. Ferjandie und Genoſſen haben den Antrag geſtellt, 
emen Baragraph nacjftehender Faſſung in dem Geſetz an pafjender 
Stelle aufzunehmen: 

„Die Barteien und ihre Vertreter haben ſich in ihren fchriftlichen 
Eingaben oder mündlichen Anbringen einer Landesſprache zu bedienen, 
und e3 find in dieſer Sprache vom Gerichte alle Uctenftüde und Er- 
ledignngen abzufafien und Ießtere hinauszugeben.“ 

In der dem Antragebeigegebenen Begründung fpricht der Antragfteller 
die Abficht ans, eine Lüde in dem neuen Eivilprocefsgejehe auszufüllen. 
Er geht dabei von der Borausiegung aus, daſs 8. 13 der allgemeinen 
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Gerihtsordnung durch die neue Eivilprocefordnung aufgehoben und 
daher eine Beitimmung über die Anwendung der Sprachen nothwendig 
fei. Diefer Antrag wurde vom — Visnikar unterſtützt, 
ohne daſs derſelbe ſich aber mit der Begründung desſelben ibentificirte. 
Am Gegentheil erflärte das genannte Ausſchuſsmitglied, daſs nach feiner 
Auffaffung 8. 13 der allgemeinen Gerichtsordnung durch Artifel I, Ab⸗ 
ja 2, des Einführungsgejeßed zur EivilprocefSorbnung aufrecht erhalten 
worden fei, wie auch in dem diesbezüglichen Ausfchufsberichte in autori« 
tativer Weiſe erklärt fet, daſs Geſetze und Verordnungen, die fi) auf 
den Gebrauch der Sprache vor Gericht beziehen unberührt bleiben. Er 
hält jedoch die Frage für fo wichtig, dafs fie im Geſetze nicht mit Still⸗ 
ſchweigen übergangen werden könne, und wünſcht, daſs der Spradhenftreit 
wenigitens aus den Gerichtsfälen verbannt werden möge, und daſs daher 
jeder Nichter auch in dieſer Beziehung feine Pflichten genau kennen 
möge, damit der Gebraudy der Sprache vor Gericht nicht von feinem 
Wohl- oder Mebelmollen abhängig jei. Der geftellte Untrag fet geeignet, 
— Controverſen vorzubeugen, er ſpreche nur ein Princip aus, 
das in dem beſtehenden Geſetze begründet ſei. Der Berichterſtatter 
erinnerte jedoch daran, daſs der Ausſchuſs der Sprachenfrage gegenüber 
conſequent den Standpunkt eingenommen habe, den heutigen —** 
intact zu laſſen und an dieſer ſchwierigen und un Materie 
nicht zu rühren. Auf dieſe Weiſe jei es allein möglich geweſen, über 
diefen gefährlichen Punkt hinwegzukommen, da dur den vom Bericht⸗ 
erftatter feinerzeit vorgejchlagenen und vom Ausſchuſſe gebilligten Staud⸗ 
punkt allein vermieden wurde, daſs für eine oder die andere der ſich 
widerfprechenden und durchfreuzenden Heberzeugungen in der Sprachen⸗ 
Trage irgend ein Präjudiz gejchaffen werde. Aus diefem Grunde empfahl 
er die Ablehnung des Antrages, der mit Rüdficht auf den Umſtand, 
dafs 8. 13 der allgemeinen Geriht3ordnung unzweifelhaft weiterhin giltig 
ae nicht nothwendig fei, um den bejtehenden Zuſtand aufrecht zu 
alten. 

Nachdem die Regierung fi der Auffafjung des Berichteritatters 
angeichloffen Hatte und die Abgeordneten Dr. Dyf, Dr. Shorn und 
Dr. Nitſche den Standpunkt der Parteien, denen fie angehören, gegen- 
über dem Untrage verwahrt hatten, erfolgte feine Ablehnung. Ueber 
Anregung des Vorfigenden wurde jedoch beichlofjen, daſs in dieſem Be» 
richte abermals als einftimmige Anſicht des Ausſchuſſes Las der 
Regierung zum Ausdruck gebracht werde, daſs 8.13 der allgemeinen 
Gerichtsordnung unzweifelhaft Giltigleit behalte. 

Zum Schluffe diefer allgemeinen Bemerkungen möchte der Bericht- 
erftatter der Anregung Raum geben, ob e3 nicht praftiich wäre, im 
Titel des vorliegenden Gefeged die Bezeichnung „Gerichtöverfafiungs- 
gefeg” in Klammer beizufeten. Ebenſo wie bezüglid der Ere- 
eutionsorbnung nnd der Jurisdictionsnorm dürfte auch Hier das Be- 
le * einer kurzen Bezeichnung des Geſetzes vorliegen. (A. B. 
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3. „Allgemeine Bemerkungen‘ aus dem „Bemeinjamen Be- 
richte der Permanenzcommiſſion des Herrenhaufes und des Bermanenz- 
ansihufies des Abgeordnetenhauſes über das Geſetz, womit Vorſchriften 
über die Bejegung, innere Einrihtung und Geihäftsordnung der Ge- 
rihte erlaffen werden (Gerichtöorganifationsgejeg)“ (Nr. 1570 der Bei⸗ 
lagen zu den ftenographifchen Protokollen desAbgeordnetenhaufes,XT.Seffion, 
1896, Nr. 630 der Beilagen des Herrenhaujes). 


Die Berathung des vorliegenden Geſetzes wurde im Sinne des 
Verathungsgeiehes in gleicher Weile gepflogen, wie die Berathung der 
Proceſs⸗ und Erecutionsordnung. Die Bermanenzcommilfion des Herren- 
Haufes wies den vom Übgeordnetenhaufe dem Herrenhaufe übermittelten 
Bericht des Permanenzausſchuſſes vom 16. Zuni 1896 (1549 der Beilagen 
zu den ftenographiichen Protofollen des Abgeorönetenhaufes, XI. Seifion, 
1896) einem Subcomite zu, welches aus den Herrenhausmitgliedern 
Dr.v. Stremayr ald Borfigendem, Dr. Habietinel, Grafen Friedrich 
Shönborn, Grafen Karl Chorinsky und Oberlandesgerichtspräfi- 
denten Edelmann beitand, feine Berathungen am 29. September 1896 
begann und am 6. October beendete. Als Heferent wurde Oberlandes- 
gerihtöpräfident Edelmann beftellt. Hierauf fette 2 diefes Sub- 
comité im Sinne bes 8. 4, Abſatz 2, des Berathungsgeſetzes mit dem 
Rebactionscomits ded Permanenzansichufies des Abgeordnetenhauſes 
(Dr. Graf Pininsti, Dr. Baernreitder als Berichterftatter, Eugen 
Ritter v. Abrahamowicz, Dr. Nitſche, Visnikar und Dr. Götz) 
in Verbindung, und es erfolgte hierauf die faft unveränderte Unnahme 
der Beichlüfle des Subcomites des Herrenhaufes ſowohl in der Berma- 
nenzcommiffion des Herrenhaufes, al3 im Bermanenzausichuffe des Ab- 
geordnelenhaufes. Die gemeinfame Conferenz hielt am 13. October eine 
Sigung bezüglich des vorliegenden Geſetzes und des Geſetzes, betreffend 
die a he und damit feine Schlufsfigung hinfichtlich des ganzen 
durch das athungsgeſetz bezeichneten Tegislativen Materials. 

Ein Xergleich des auf dieſe Weife lage —— Geſetzes⸗ 
— über die Gerichtsorganiſation mit dem im Berichte vom 16. Juni 
1896 niedergelegten Beſchluſſe des Permanenzausſchuſſes des Abgeord⸗ 
netenhauſes zeigt, daſs an dem Geſetzentwurfe infolge der Berathungen 
in der Herrenhauscommiffton zwar zahlreiche Henderungen vorgenommen 
wurden, von denen jedoch nur wenige als meritorifch tiefer eingreifend 
bezeichnet werben Tönnen. 

Diefelben werden im Folgenden Furz begründet werben. 

An der gemeinfamen Gonferenz kam ein Schreiben der ftändigen 
Depuiation des Öfterreichiichen Advocatentages dur — in welchem 
der Wunſch ausgeſprochen wurde, es möge die definitive Beſchluſsfaſſung 
über erben eher AN vertagt werden, bis der X. öfterreichiiche 
Mooeatentag, der am 19. d. M. über die einichlägigen Fragen zu ver- 
handeln gedentt, feine Wünſche ausgefprocdhen haben wird. Die Con- 
jerenz Tonnte jedoch auf dieſes Begehren. zu ihrem Bedauern nicht ein- 
gehen, weil fie nad) dem Berathungsgeſetz zur Verhandlung neuer An- 
träge gar nicht competent, fondern lediglich dazu berufen ift, über jene 
Sifferengpuntte zu enticheiden, die zwifchen den Beichlüflen der Perma- 
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nenzcommiffion des — und dem Perman ſchuſſe bes 
Abgeordnetenhauſes noch beſtehen. Dagegen war die Permanenzcom- 
million des Herrenhaujes bei ihren Berathungen durd) ihr Mitglied Pro- 
feffor Dr. Randa und der — des Abgeordnetenhauſes 
durch ſein Mitglied Dr. Pattai in der Lage, ſich mit den Wünſchen 
dieſer beiden Stelerenten des Advocatentages befannt zu machen, und es 
haben diejelben auch, wie im folgenden Berichte angedeutet werden wird, 
auf die definitive Beſchluſsfaſſung Einflufs geübt (Gem. Ber. ©. 1u. 2). 








Geſetz vom 27. November 1896, 
NR. GB. Nr. 217, 


womit Borjchriften über die Bejehung, innere Einrich— 
tung und Gefhäftsordnung der Gerichte erlajfen werden 


(Gerichtsorganiſationsgeſetz). 


(Kundgemadt im LXXXI. Stück am 5. December 1896.) 


Mit Zuftimmung beider Häufer des Reichsrathes finde Ich 


anzuordnen, wie folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Gerichtsperſonen. 


Richterliche Beamte. 


6. 1. Die bei den Gerichtshöfen und Bezirksgerichten 
zur Ausübung richterlider Functionen angeftellten Beamten find 


ver und 2. In der Befegung 
chte und — was damit aufs 
engfte verfnüpft ift — in ber Bildung 
und En Aufbau der einzelnen Gerichts⸗ 
lorper find der Geſetzgebung zum Theile 
ſchon die Wege gewwiefen, die Wahl ift 
nicht mehr ganz frei. Und zwar find 
es bis zu einem gewwiffen Grabe ein» 
ander entgegenwirkende Grundfäge, 
Rormen und Nüdfichten, bie een 
einen unbeftreitbaren Einfluſs üben, 
und zwiſchen weldden nun die richtige 
Ausgleihun 2, finden ift, da jedes 
= ihnen Ab Bi volle Berechtigung 
Eine Ueb — Sacioren 
ee d die kriti⸗ 
(de Beurthetang der Boch e des Ge⸗ 
ſenentwurfes einigermaßen erleichtern. 
Mit der Einführung des neuen 


Schauer, Geſch. Ordg. 


mündlichen Proceſſes wird das Ge⸗ 
richtsverfahren in Civil⸗ und Straf⸗ 
ſachen — bis auf die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit — ein 
unmittelbares. Bisher war es bei den 
Bezirksgerichten möglich, die geſammte 
Gerichtsgewalt in der Berfon des Be» 
zirksrichters zu bereinigen und ben 
diefem zur Unterftügung beigegebenen 
richterlichen Beamten die Stellung von 
bloßen Hilfsperfonen anzumeifen, die 
feloft nicht zu entſcheiden, fondern 
immer nur die Enticheidung des Be⸗ 
zirksrichters unverbindlich vorzube⸗ 
reiten hatten. Was nicht vom Vorſteher 
des Bezirksgerichtes gearbeitet war, be⸗ 
durfte — vom Bagatellverfahren ab © 
ſehen — feiner Genehmigung, alle 

ledigungen ber Hilfsbeamten mufßten 
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II. Gerichtsorganiſationsgeſetz $$. 1, 2. 


entweder jelbftändige richterliche Beamte (Michter im Sinne des 
Staatdgrundgefehes über die richterliche Gewalt vom 21. December 
1867, R. ©. 3. Nr. 144)%), oder richterliche Hilfsbeamte.?) 





nach feinen Wetfungen gemacht, geändert 
werden; der Bezirtsrichter trug aber 
auch allein die Verantwortung für alle 
Acte der Gefhäftsführung. Diefer Zu- 
ftand läſsſst fih im münbdlich-unmittel- 
baren Verfahren nicht aufrechthalten. 
Hier kann niemand anderer entfcheiden, 
al8 der Richter, vor dem die Verband: 
tung ftattfindet; nur er kann auch die 
Verantwortung für die Entfcheidung 
tragen, die einer Correctur durch den 
Leiter des Gerichtes fchon deshalb fich 
entzieht, weil fie auf Grund der münd⸗ 
lichen Verhandlung, an welcher dieſer 
nicht theilgenommen bat, gefällt wer⸗ 
den muſs. Mus der Unmöglichkeit, 
bei größeren Gerichten dem Bezirks- 
richter alle mündlichen Verhandlungen 
in Civil⸗ und Straffachen aufzubürden, 


folgt daher nothiwendig, daſs unter | 


der Herrichaft des Unmittelbarfeits- 


grundfaßes bei den Bezirksgerichten | 


mit größerem, die Mitwirkung mehrerer 


Richter erfordernden Geſchäftsſtande 


mebrere felbitändige Richter fungiren 
müffen. Und die weitere Conſequenz 
ift, dafs fie alle eben wegen der Selb- 
ftändigfeit ihrer Rechtsſprechungs⸗ 
thätigleit und weil fie künftig inner- 
halb der Grenzen der ihnen über- 
tragenen ſtraf⸗ oder civilrichterlichen 
Judicatur die gleiche Stellung wie bis 
nun der Bezirtsrichter einnehmen wer⸗ 
den, auch mit der vollen gefetlichen 
Prärogative des Nichteramtes, mit 
allen ftaatsrechtlihen Garantien der 
Unabhängigkeit auszuftatten find. Wie 
früher die BezirkSrichter und aus den 
gleichen Motiven, weil fie eine felb- 
ftändige Entſcheidungsgewalt befiten, 
werden die bei einem Bezirksgerichte 
neben dem Bezirksrichter mit folcher 
Entiheidungsgewalt fungirenden rich- 
on Beamten als Richter im Sinne 
des Geſetzes dv. 21. Mai 1868, R. G. B. 
Nr. 46, anerkannt werden müſſen. 
Dazu zwingt die Unmittelbarkeit der 
Proceſſe. Bis jetzt gelang es zwar, 
dieſer Forderung in Bezug auf Die 


Strafjuſtiz — mittel3 Delegationen und | 


anberer Ausbilfsmittel — zu genügen, 
ohne die monokratiſche Verfaffung der 
Bezirkögerichte zu zerftören. Dem 
ftarten Buwachs an richterlicher Thätig⸗ 
feit, die auf Grund unmittelbaren 
Verkehres mit den Parteien oder doch, 
wie zum Beilpiel im Executionsver⸗ 
fahren, jelbjtändig ausgeübt werden 
fo, Hält jedoch dieſes Syſtem nicht 
ftand. Die einheitliche adminiftrative 
Spitze braucht da8 Bezirkögericht des: 
halb nicht zu verlieren, ebenſowenig, 
als beifpiel3weife das Vorhandenſein 
mehrerer Senate bei einem Gerichts⸗ 
hofe die Leitung durch den einen Prä- 
fidenten ausfchließt. Aber in juris- 
dietioneller Hinfiht wird eine Auf 
löſung, — der Gerichtsgewalt 
platzgreifen müſſen. Ein Theil der 
Perſonen, die bisher nur als Hilfs— 
organe des Bezirksrichters ſozuſagen im 
übertragenen Wirkungskreiſe und ohne 
allen äußeren Rechtseffect arbeiteten, 
wird eine eigene richterliche Gewalt ers 
balten und ohne Ableitung von einen 
anderen, fraft directer Bewidmung, 
einen Theil der Gerichtsgewalt des 
Bezirtögerichtes handhaben. So lange 
an den geltenden Kategorien des Be- 
amtenverhältniffes nichts geändert wird 
— und der gegenwärtige Augenblid, 
wo es für eine bereit3 cingeleitete 
Neform des Verfahrens mit aller Be- 
ſchleunigung die unentbehrlichften Ber- 
waltunggeinrichtungen zu fchaffen gilt, 
ericheint dazu kaum geeignet — kann 
den ſich jurisdietionell gleichitehenden 
richterlichen Beamten des Bezirksge⸗ 
richtes ein verſchiedener Rang zu« 
kommen; aber das iſt für das Richter⸗ 
amt ſelbſt ohne Einfluſs. Deſſen ein— 
ziges unerläſsſsliches Complement iſt 
nur die Einräumung der Unabhängig- 
feit an alle zur felbftändigen Aus— 
übung des Nichteramtes bet dem Be— 
zirkögerichte berufenen Perfonen, gleich - 
giltig, welches der Umfang und bie 
Umgrenzung der ihnen übertragenen 
Gerichtsbarkeit ift. 


Außer Diefer dogmatiſchen An: 


Hichterlihe Beamte. 19 


2) Art. 6 des Staatsgrundgeſetzes v. 21. December 1867, 
R. G. B. Nr. 144, über die rihterlihe Gewalt. Die Richter find 
m Ausübung ihres richterlihen Amtes felbftändig und unabhängig. 

Sie dürfen nur in den vom Gelege vorgefchriebenen Fällen und 
nur auf Grund eines förmlichen richterlichen Erfenntnifles ihres Amtes 
entjegt werden; die zeitweile Enthebung derjelben vom Amte darf nur 
dur Berfügung des Gerichtsvorſtandes oder der höheren Gerichtsbehörbe 
unter gleichzeitiger Verweilung der Sache an das — Gericht, die 
Verſetzung an eine andere Stelle oder in den Ruheſtand wider Willen 
nur * gerichtlichen Beſchluſs in den durch das Geſetz beſtimmten 
Fällen und Formen erfolgen. 

Dieſe Beſtimmungen finden jedoch auf Ueberſetzungen und Ber- 
ſetzungen in den Ruheftand feine Anwendung, welde durch Berände- 
tungen in der Drganifation der Gerichte nöthig werden. 

2) 88. 1 und 2 treten an die Stelle des 8. 1 des ©. v. 21. Mai 
1868, R. G. B. Nr. 46, betr. die Dijciplinarbehandlung richterlicher Be⸗ 
amten und die unfreiwillige Verjegung derjelben auf eine andere Stelle 
oder in den Ruheſtand (unter LIT). 

a $ 2. Richter im Sinne des Staatsgrundgefehes find: 


die Präfidenten und Vicepräſidenten der Gerichtshöfe; 


forderung fchließt das Unmtttelbarkeits- | Bei der Befegung der Gerichte tft des- 
prineip und die Vermehrung der ſelb⸗ | halb mit der größten Sorgfalt vor⸗ 
fländigen einzeltichterlichen Thätigkeit zugehen, nicht nur bei der concreten 
bei Sezirks⸗ und GCollegialgerichten | Auswahl der Perfon, fondern vor 
(vergl. insbefondere 88. 5 und 7 der | allem auch bei der formellen Beſtim⸗ 
neuen Jurisdictionsnorm) auch noch mung des Perfonalftandes der ver- 
wichtige praltifche Forderungen in fich, | fchiedenen Gerichtskörper. Die Höhere 
die in der damit verbundenen Ers | Berantwortlichkeit des Richteramtes im 
ſchwerung der Richteraufgaben begrün- | unmittelbar mündlichen Proceffe for- 
det fcheinen. Die Ausarbeitung der | dert, daſs die Geſetzgebung den Kreis 
Entſcheidung auf Grund der Acten, | der Berfonen mit allem Vorbedacht 
die Nevifion der vorbereiteten Ent: | umfchreibe, aus welchen die Träger 
ſcheidung, vor deren Ausfertigung aber | dieſes Amtes genommen werden dürfen; 
die vorgängige Beratbung im Senate. | da3 gilt auch für die Mitgliedfchaft in 
die NechtSmittel, welche das ganze | Senaten eines Gcrichtähofes. (Motive 
vorliegende Actenmaterlale und in die | S. 3 u. 4.) 

ſem den gefammten Inhalt der Ver- — 

handlung an den oberen Richter brach⸗ 8.1. Die geänderte Marginalrubrik 
ten, alles dies fällt weg, zum minbeften | bebeutet eine beffere Bezeichnung des 
a3 Regel. Die Bürgfchaft, welche | Inhaltes der 88. 1 bis 3, die gar nicht 
diefe Vorlchrungen gewährten, mufs | von der Befegung der Gerichte han- 
künftig in erfter Linie die Tüchtigkeit | delt, fondern von der ftaatsrechtlichen 
des Nichter8 bieten. Der Eontrole ift | Qualität der richterliden Beamten. 
jowohl in erfter wie in höherer Inftanz | In diefer Hinficht wurden auch im 
ein enger Kreis gezogen, fie ann kaum . 1 die ſelbſtändigen richterlichen 
noch verbüten und nicht einmal alle | Beamten, welche Richter im Sinne der 
wieder gut machen; in legterer Be- | Staatgrundgejege find, den richter- 
Hebung fommen namentlich die wegen | Lichen Hilfsbeamten ausdrücklich gegen- 
Verbiffigung und Befchleunigung des | übergeftellt. (Gem. Ber. ©. 2. 
Proceffes befchloffenen Befhränkungen Zu 88.2 u. 3. Die flaatdrecht: 
des Rechtsmittelverfahrens in Betracht. | Tiche Stellung unfere® Richterftandes 


ar 
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II. Gerichtsorganiſationdgeſetz 6.2. 


die Räthe und anderen ftimmführenden Mitglieder . der 


Gerichtshöfe ($. 30)'); 


die Bezirkörichter (Vorfteher der Bezirkögerichte)?) und bie 


wird beftimmt durch dad Staatsgrund- 
gefeg vom 21. December 1867 über 
die vichterliche Gewalt, fowie durch das 
Geſetz vom 21. Mat 1868 (Difciplinar- 
behandlung richterlihder Beamten), 
welches unmittelbar auf dem Staats⸗ 
grundgefege fußt. 

Das Staatdgrundgefeg ftellt im 
Artikel 2 feft, daſs die Organtfation 
und Eompetenz der Gerichte durch ein 
Geſetz feftgeftellt werden muſs; es 
beſtimmt ferner im Artikel 6, daſs 
die Richter in Ausübung ihres Richter⸗ 
amtes ſelbſtändig und unabhängig 
ſind, daſs ſie ihres Amtes in den vom 
Geſetze vorgeſchriebenen Fällen und 
nur auf Grund eines förmlichen rich» 
terlichen Erkenntniſſes entjegt werden 
können, und daſs es auch eines ge= 
richtlichen Beſchluſſes bedarf, um Rich» 
ter an eine andere Stelle oder in den 
Ruheſtand zu verjegen. Der 8. 1 des 
oben in zweiter Linie erwähnten Ges 
feges beftimmt ferner in einer con> 
creten Weife, wer bei ung als Richter 
im Sinne des Staatsgrundgeſetzes 
anzuſehen fei, und bezeichnet die Prä- 
fidenten und Vicepräfidenten, die Räthe 
der GerichtShöfe und Bezirkägerichte, 
fowie jene, welche bei einem Gericht3- 
bofe das Stimmredt ausüben, als 
ſolche Richter, alle übrigen richter- 
lichen Beamten aber als richterliche 


Hilfsbeamte. 
Die Anträge des Ausſchuſſes 
ftehen auf dent Haft jelbftverftändlichen 


Standpunkte, daf8 an diefen grund- 
legenden Normen nicht gerüttelt wer⸗ 
ben dürfe, da biezu gar fein Anlaſs 
vorliegt, ſondern daſs nur von einer 
organifhen Fortbildung ber 
gedachten Geſetze die Rede fein kann, 
und zwar infoweit, als eine foldhe 
duch die neue Civilproceſsordnung 
unmittelbar geboten ift. Dies ift zu⸗ 
nädft in einer doppelten Richtung 
ber Fall. Die bei den Bezirksgerich⸗ 
ten neben dem Bezirksrichter mit der 
Entfheidung von Proceffen betrauten 
richterlichen Beamten fünnen ihr Amt 


nit mehr wie heute unter Berant- 
wortung des Bezirksrichterd verfeben. 
Schon Bett war dieje Verantiwortung 
in den meiften Fällen eine nominelle, 
fie wird aber ganz unmögli im 
mündliden Verfahren, wo nur der» 
jenige Richter entfcheiden kann, der 
die Verhandlung geleitet hat, und wo 
die Ueberprüfung eines gefällten Ur- 
theils ſeitens des Bezirksrichters von 
vorneherein ausgeſchloſſen iſt. Aus 
der Natur des mündlichen Verfahrens 
ergibt ſich, daſs jene VBeanıte bei den 
Bezirtögerichten, welchen Civilprocefſe 
anvertraut Werden, dieſelben als 
felbftändige Richter durchführen müſ⸗ 
fen, woraus von felbft die Nothwen⸗ 
digleit entftehbt, eine neue Kate> 
gorie von richterlichen Perfo- 
nen, nämlih bon ſolchen, welche 
neben dem Bezirksrichter bei ben 
Einzelgerichten zu fungiren haben, zu 
Ichaffen, denen deshalb die Qualität 
eines Richters im Sinne des Staat3- 
le zuerkannt werden mufg, 
weil fie in Hinkunft fowoHl in Civil⸗ 
als auh in Straffachen felbitändig 
und unter eigener Berantwortung 
Urtbeile zu fällen berufen find. 

Diefe Einzelrichter, über welche 
dag Nähere bei 8. 25 dieſes Geſetzes 
bemerkt werden wird, werden baber 
in die Neihe der felbitändigen 
richterlichen Beamten aufgenom:- 
men, und die SS. 1 und 2 des vor⸗ 
liegenden Geſetzes reproduciren mit 
diefer Einfchaltung den 8. 1 des Ge- 
ſetzes vom 21. Mai 1868, R. G. B. 
Nr. 46. Dieſe EI war 
nothivendig, einerjeitS Weil die Ne> 
gierungsporlage zu Mifsverftändniffen 
Anlaſs gegeben Hatte und mit Recht 
von allen Seiten eine Hare Defini- 
rung der Nichterqualität verlangt 
wurbe, anderfeit3 teil Die zweite 
Kategorie von richterlichen Beamten, 
die richterlichen Hilfsbeamten, 
in dem erwähnten Gefege vom 
21. Mai 1868 nur kurz bezeichnet 
find, aber ſich angeficht® der Verände⸗ 


Richterliche Beamte. 
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bei den Bezirfsgerichten angeftellten Einzelrichter (8.5 der Juris⸗ 
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rungen, welche die neue Civilproceſs⸗ 
ordnung in ihrer Verwendung mit 
fih bringt, Die Nothwendigkeit heraus» 
ftellt, genauere Beitimmungen über 
diefelben zu treffen. Auf ihre Stllung 
und Berwendung übt die neue Civil⸗ 
procef3ordnung einen großen Einflufs 
aus. Er äußert fih in mehrfacher 
Richtung. Wie bereits im allgemeinen 
heil bdiefer Erläuterungen hervorge— 
hoben wurde, muſs in der Zukunft 
von der Supplirung don richterlichen 
— durch junge, unerfahrene 

unbedingt abgeſehen werden. 
Bei Beſprechung der 88. 44 und 45 
werden die Grundſätze erörtert werden, 
nad) denen in diefer Hinfiht in Zu⸗ 
kunft wird ne werden. 
Unter den neuen Berhältniffen bebarf 
aber der Oberlandesgerichtspräfident 
zur fofortigen Ausfüll von Lüden 
im NRichterperfonale, zur Unterftügung 
folder Richter, die vorübergehend 
noch eine amdere Function als ihre 
regelmäßige auf fi nehmen müffen, 
zur Unterflügung von Gerichten, die 
vorübergehend eine große Geſchaãftslaſt 
su bewältigen haben u. f. w. ter» 
licher Beamten, die nicht bloß Aufcul- 
tanten find, fondern die fchon eine 
höhere Qualification und Erfahrung 

Deswegen wurde beftimmt, 
dafs ein Theil der Adjuncten nicht 
für einen im voraus beftimmten 
Dienftplag, fondern für den betreffen- 
den Sherlandesgerichtsfprengel er⸗ 
nannt werden, und daſs bdiefe Ad⸗ 
juncten dem Oberlandesgerichtspräft- 
benten zur Verfügung en. Die 
Suftizoerwaltung foll aber bei Süfte- 
miftrung diefer Stellen an ein Mari» 
mum gebunden fein, welches mit dem 
fehsten Xheile der betreffenden für 
einen beftimmten Dienftplag fyftemi- 
firten G©tellen dem vorhandenen Bes 
bürfniffe gegenüber volllommen aus⸗ 
reichend firtrt tft. 


Die neue Civilproceſsordnung bat 
aber weiter bie daſs die 
Beihäftigung der richterlichen 
Hilfsbeamten einen ganz anderen 


dietiondnorm?) und $. 25 des gegenwärtigen Gejehes).*) 


Charakter annimmt. Bis jegt konnten 
den richterlichen Hilfsbeamten Die 
ſchriftlichen Proceffe zur Bearbeitung 
gegeben werden, und e8 war das für 
den Richter, unter deffen Leitung fie 
dabei ftanden, unter Umftänden eine 
Erleichterung; jedenfall8 war e8 ein 
Mittel, die betreffenden Hilfsbeamten 
beranzubilden. Diefe Bearbeitung 
von Proceffen und von Zwiſchen⸗ 
erledigungen entfällt. Die richterlichen 
Hilfsbeamten können Geſchäfte, welche 
eine richterliche Entfcheidung in Streit- 
ſachen enthalten, ebenjowenig mehr 
beforgen, als fie Strafurtheile oder 
richterliche Entſcheidungen im Ber⸗ 
fahren außer lg fällen kön⸗ 
nen. Der bisherige Grundſatz, dafs 
die Hilfsbeamten die Richter bei der 
Vornahme der Amtsgefchäfte zu unter- 
ftügen haben, bleibt natürlich aufrecht, 
und er Wurde deswegen auch in 
Alinea 2 des vorliegenden Paragra- 
phen ausgeiprochen, aber die Art und 
Weiſe, wie diefe Unterftügung vor fi) 
gebt, wird im mündlichen Proceſſe 
eine andere fein als im fchriftlichen. 
Die Regierungsvorlage hatte den Ber- 
ſuch gemacht, diefe verfhiedenen Arten 
der Hilfsgefchäfte (wenn auch taratid) 
aufzuzäblen. Cine mehrmalige, ein» 
gebende Berathung diejes Paragraphen 
ergab aber, daſs die in der Regic- 
rungsvorlage verfuchte Aufzählung 
einerſeits Geſchäfte enthalte, die in die 
Sphäre des felbftändigen Richters 
fallen (3. B. die Geſchäfte des beauf⸗ 
tragten Richter), anderfeit3 unvoll⸗ 
ftändig und irreführend fet, und nad) 
mebhrmaligen vergeblichen Berfuchen, 
eine vollftändige Enumeration zu: 
ftande zu bringen, wurde im Aus— 
ſchnſs alljeitig als beſter Ausweg an⸗ 
erkannt, im Abſatze 3 nur einen Grund⸗ 
fag, und zwar in negativer Form 
auszuſprechen, und e8 den Durchfüh⸗ 
rungsverordnungen zu überlaflen, an 
der Hand desfelben dem richterlichen 
Hilfsperfonale jene Geichäfte zuzu⸗ 
weifen, wodurch bdiefelben einerjeits 
die Richter unterftügen, anderfeit3 ihre 


39 II. Gerichtſorganiſationsgeſetz 66.2, 3. 


1) Stimmpführende Mitgliederder Gerichtshöfe find die fürden Gerichts⸗ 
hof ernannten Rathsjecretäre und Mdjuncten, welchen für die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit das Stimmrecht übertragen wurde ..... . 8. 30, Abi. 3 

2) Als Vorſteher der Bezirksgerichte können Zandesgerichtsräthe be= 
ftellt werden, 8. 24, Abi. 2. 

Bei den ftädtiichen Bezirkögerichten und ben ftädtiichen Bezirks⸗ 
gerichten in Handel3- und Seeſachen fungiren Landesgerichtsräthe als 
Boriteher, $. 25, Abi. 2. 

3) Bei den Bezirkögerichten wird die Gerichtäbarfeit durch einen 
oder mehrere Einzelrichter ausgeübt. 

Diefe find der Borfteher des Bezirksgerichtes (Bezirksrichter) und 
diejenigen zur Ausübung des Nichteramtes befähigten richterlihen Be⸗ 
amten des Bezirksgerichtes, melche durch den Vorſteher des übergeord- 
neten Oberlandesgerichtes befugt erflärt werden, bei diefem Bezirks- 
gerichte das Richteramt in bürgerlichen NRechtsitreitigleiten oder in An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit felbitändig auszuüben. 
8.5, Abf. 1 u. 2, J. N. 

Aus 8. 3, Abſ. 2, ergibt ſich, daſs das Richteramt in Ueber- 
tretungsjachen nnr durch Einzelrichter ausgeübt werden Tann. 

N Die Einzelrichter werden auf Vorſchlag bes Präfidenten des 
Oberlandesgerichtes vom Juſtizminiſter aus der Zahl der für das Richter⸗ 
amt befähigten und für das betreffende Bezirksgericht ernannten richter- 
lihen Beamten (Rathsjecretäre, Mdjuncten) beftellt. 8. 25, Abſ. 1. 

Die bei einem Bezirkögerichte oe Einzelrichter find nur in 
Strafiahen kraft ihrer Beitellung zur jelbftändigen ibeug der Ge⸗ 
richtsbarkeit berechtigt, 8. 13, Abi. 2, &. D., in Civilſachen dürfen fie 
nur innerhalb des ihnen gemäß 8. 5 J. N. vom Oberlandesgerichts- 
präfidenten bejtimmten Gerhäftstreifes zur jelbftändigen Ausübung der 
Gerichtsbarkeit verwendet werden, 5. 14, Abſ. 1, G. ©. 

Nichterqualität Haben aud die fachmänniſchen Kaienridter: 
Nah der Eidesleiftung fommen den fachmänniſchen Laienrichtern für Die 
Dauer ihres Amtes in Anjehung der Ausübung desfelben die Rechte und 
Pflichten eines felbftändigen Nichterd zu. 8. 21, Abf. 2. 


6. 3. Die richterlichen Hilfsbeamten find theils auf be- 
ftimmte Dienftorte, theil® Iediglich für den Sprengel des Ober- 


eigene Ausbildung vollenden follen. | wurde am Schluffe des erften Abſatzes 
Daſs die Gefchäfte eined Unter | die Bemerkung gemacht, dafs bei ber 
ſuchungsrichters und eines erfuchten | Berechnung der Zahl der nicht auf einen 
Richters, das ift die Beforgung ein | beftimmten Dienftpoften ernannten 
zelner requirirter ProcefShandlungen | Adjuncten eines Oberlandesgerichts- 
und insbefondere Bewelsaufnahmen | fprengel3 jene Adjuncten nicht ein- 
nur erfahrenen richterliden Beamten | gerechnet werden follen, die aus beſon⸗ 
übertragen werben fol, bedarf wohl | deren Gründen und nur vorübergehend 
feiner befonderen Rechtfertigung. (U.B. | für einen Sprengel zur Befegung ge— 
S. 5 und 6.) langen, wie vornehmlich die Adjuncten 
--— für die Grundbuchsanlegung. Es 

8.3. Abgeſehen von ftiliftifhen | ſchien dem Permanenzausſchuſſe des 
Aenderungen in biefem Paragraphen | Abgeorbnetenhaufes ſelbſtverfſtändlich, 
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landeögerichtes!) ernannt. Zu den erfteren gehören bie Raths- 
jeeretäre?) und Gerichtsabjuncten, folange ihnen nicht das 
Stimmrecht ertheilt wurde?) oder fie nicht als Einzelrichter‘) be- 
tellt find, zu den Iebteren die Aufeultanten und bie für den 
ganzen Oberlandesgerichtsiprengel in beftimmter Anzahl ernannten 
Gerichtsadjuncten. Diefe Anzahl darf in feinem Oberlandes- 
gerichtöfprengel den fechsten Theil der auf einen beftimmten 
Dienftplab ernannten Gerichtsadjuncten überfteigen; Wdjuncten- 
Helen, die aus befonderen Gründen nur vorübergehend zur Be- 
ſetzung gelangen, find in diefe Zahl nicht einzurechnen. 

Den richterlichen Hilfsbeamten können alle jene Gefchäfte 
des ftreitigen oder außerftreitigen Verfahrens, fowie des Straf: 
verfahrens übertragen werben, welche nicht eine richterliche Ent— 
Ideidung enthalten.) Die Gefchäfte des Unterfuchungsrichters,®) 
de3 beauftragten oder erfuchten Richters dürfen Aufceultanten 
nicht übertragen werben. 


) Die Zutheilung der „fliegenden” Mdjuncten und Aufcultanten er- 
bit, ya mn Beit durch den Oberlanbesgerichtspräfidenten, 
Fre Verwendung bejtimmt mangel3 einer andermweitigen Anord- 
Sr Er UNDERGEEDIARTANDenEen der Borfteher des Gerichtes, 


— —r ——— — 
——— rar —— —— — — —— — — — — — — —— — — 


daſs dieſe in das normirte Sechstel die Geſchäfte derſelben immer ſtricte 
nicht mit einzurechnen find, die richterliche Geſchäfte fein werben, 
commiffion wünfchte jedoch | während die Herrenhauscommilfion 
dies ansdrũcklich ausgeſprochen zu , befürchtete, e8 konnte aus der Stilifi- 
baden, | rung a contrario gefolgert werben, 
Die neue Faſſung des zweiten daſs die Gefchäfte der beauftragten 
Abjatzes des 8. 3 ndet eine prin- | Richter, weil bier ide geranat auch 
pielle und vereinfachte Feftftelung | von Wufcultanten verrichtet werden 
der Tätigkeit der richterlihen Hilfs» | dürfen. Eine nähere Erörterung ber 
deamten. Daſs diefelben die Richter | Gefchäfte des beauftragten Richters 
m ihrer Thätigkeit zu unterftügen | ergab, dafs diefelben zwar häufig, aber 
haben, fanb die Herrenhauscommif- | nicht in allen Fällen eine richterliche 
Kon felhftverftändfich und firih daher | Enticheidung enthalten werben, dafs 
den —* ichen Abſatz. Sie billigte ſomit unter voller Aufrechthaltung des 
6 anderſeits, daſs Geſchäfte der Grundſatzes, dafs richterliche Entſchei⸗ 
Unterſuchungsrichter und der erfuchten | dungen nur von Richtern im Sinne 
Richter an Aufcultanten nicht über | der Staatdgrundgefege gefällt werden 
werben follen, bezog aber in | dürfen, e8 doch Beichäfte der beauf- 
Berbot die Gefchäfte der beauf» | tragten Richter geben wird, die von 
tzagten Nichter ebenfalls hinein. | richterlichen Hilfsbeamten durchgeführt 
der Bermanenzausihufs hatte bier | werden können. Doc follen u 
von beauftragten Richtern gar nicht | ebenfalld Auſcultanten ausgefchloffen 
geſprochen, in der Vorausſetzung, daſs fein. (Gem. Ber. ©. 2.) 


II. Gerichtsorganiſationsgeſetz 66. 8, 4. 


2) Seine k. und k. Mpoftoliiche Majeftät haben allergnädigft zu ge- 
nehmigen geruht, dald ...... die Secretäre ſowohl bei den Ober⸗ 
Iandesgeridhten, als bei den Gerichtshöfen erfter Inſtanz und bei den 
Bezirlögerichten den Titel Gerichtsjecretäre zu führen haben. — 
ordn. d. Juſtizminiſteriums v. 5. Mai 1897, & 9839, J. M. V. B. 
Nr. 14, betreffend die Neuſyſtemiſirung der richterlichen Beamten bei den 
Gerichten erſter und zweiter Inſtanz.) 

3) 8. 30, Abi. 3. 9) 8, 25, Abi. 1. 

5) Insbeſondere Nechtöhilfefachen 8. 27 G. O. (jedoch nicht Aufcul- 
tanten), Geichäfte des Unterfuhungs- und Erhebungsrichters im Straf- 
verfahren ıjedoch nicht Aufcultanten) 8. 33 G. O. 

Buziehung zur Unterftügung des Leiter der Gerichtsabtheilung, 
8.33 G. O., und des Richters auf dem Gerichtstage, $ 66, Abſ. 2, G. O. 

Vorbereitung der Ausfertigungsentwürfe 8. 196, Abſ. 1, G. O. 
und Protokollführung. 


°) Auch des die Vorerhebungen leitenden Richters. 
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Befähigung zum Richteramte. 


$. 4. Die Befähigung zum Nichteramte wird dur Wb- 
folvirung der vorgefchriebenen recht3- und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Studien, durch die mit Erfolg gefchehene Ablegung der vor» 
gejchriebenen theoretiichen Prüfungen!) und durch Ablegung der 


Nichteramtsprüfung erworben. Der Zulaſſung zur Richteramtss 


8.4 Hinfihtlih der Voraus⸗ 
fegungen zum Eintritte in die Gericht» 
prariß fol an dem bisherigen Rechte 
nicht8 geändert werden; ebenfo behält 
8. 1 der kaiſerlichen Verordnung v. 
10. October 1854, R. G. B. Nr. 262, 
welcher eine mindeſtens ſechswöchent⸗ 
liche Probepraxis vor Ernennung zum 
Auſcultanten fordert, bis auf weiteres 
noch Geltung. Desgleichen bleiben jene 
Vorſchriften in Kraft, welche unter 
Umſtänden die Nachtragung der dritten 
Staatsprüfung nach dem Eintritte in 
die Gerichtspraxis geſtatten. Nach 
une der Beftimmung bes — 6 
des Geſetzes v. 20. April 1803, R. G. B. 
Nr. 68, wird die Ablegung der theo⸗ 
retiſchen Staatsprüfungen durch die 
Erlangung des Grades eines Doctors 
nicht erſetzt. 

Daſs die ordentlichen öffentlichen 
Lehrer des Rechtes an den inländiſchen 
rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fa⸗ 
eultäten die Befähigung zum Richter⸗ 
amte befigen, unterliegt feinem Zweifel. 














— u. 


Der Mangel einer ausdrücklichen Bor- 
ſchrift darüber ließ jeboch dieſes Zweifel⸗ 
loſe bisher nie zur Geltung fommen. 
Es foll nun diefe Lücke ausgefüllt und 
zugleich durch die geſetzliche Anerken⸗ 
nung dieler Eignung im voraus Die 
Baſis geichaffen werden, um Univer⸗ 
fitätSprofefforen — wie von mehreren 
Seiten befürwortet wird — die Theil⸗ 
nahme an der Rechtſprechung zu er⸗ 
möglichen. Die Detailtegelung dieſer 
Trage, weldher wegen ber Heritellung 
einer engeren Berbindung zwiſchen 
Rechtswiſſenſchaft und Praris ſowohl 
für die Entwidlung der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Lehre wie auch für die Geſtal⸗ 
tung und den inneren Gehalt der 
praktiſchen Rechtsanwendung große Be⸗ 
deutung zukommt, muſs einer beſon⸗ 
deren Vorlage vorbehalten bleiben, da 
noch nicht alle Modalitäten einer ſolchen 
Verbindung bed Lehramted mit dem 
NRichteramte genügend geklärt find. 


(Motive &. 11.) 
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prüfung Hat ein dreijähriger Vorbereitungsdienft voranzugehen.?) 
Die mit Erfolg beitandene Advocatursprüfung®) vertritt die Stelle 
der Richteramt3prüfung. 

Außerdem iſt jeder ordentliche öffentliche Lehrer des Rechts 
an der recht3- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Facultät einer inlän- 
diſchen Univerfität zum Nichteramt befähigt. 

Hinfihtlich der Bedingungen für den Eintritt in den richter- 
lichen Vorbereitungsdienſt gelten die Vorjchriften, nach welchen 
fich bei Beginn der Wirkſamkeit diefes Geſetzes die Aufnahme in die 
Gerichtspraxis und die Unftellung als Aufcultant beitimmt.*) 


1) Gel. v. 20. April 1893, R. G. B. Nr. 68, betreffend die rechts— 
und ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien und Staatsprüfungen. 

8. 1. Die rechts⸗ und ftaatswiflenichaftlicden Studien find, jofern 
duch diefelben die Dualification für den öffentlichen Dienft erworben 
werden ſoll, an einer rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Yacultät in 
einer beitimmten Dauer zurüdzulegen. Der Erfolg derjelben ift durch 
die Ahlegung der theoretiichen Staatsprüfungen, nämlich der the 
rifchen, der judiciellen und der ftaatswifjenichaftlichen Staatsprüfung, 
nachzuweiſen. 

8. 6. Die Beſtimmung, wonach der an einer öſterreichiſchen Uni⸗ 
verjität erlangte Grad eined Doctors der Rechte gleiche Wirkung mit 
den vollftändig abgelegten Staatsprüfungen hat, bleibt fortan nur Hin- 

chtlich jener Kandidaten in Kraft, weiche bei Beginn der Wirkſamkeit 

Geſetzes den Doctorgrad bereitö erworben haben. 

8. 8. Diefes Geſetz tritt mit dem Beginne des Studienjahres 
1894/95 in Wirkſamkeit. 

J. M. B.v. 21. Mai 1898, 3. M. 8. B. Nr. 15, betreffend den 
Eintrittindenridterlihen®orbereitungsdienftvorAblegung 
der ftaat3wiffenichaftlihen Staatsprüfung. An alle Oberlandes- 
gericht3präjidien. 

Da die vorhandene Zahl von Richteramtscandidaten dem Bedarfe 
nicht genügt, werden die Oberlandeögerichtöpräftdien auf Grund. des 8.4 
des G. O. G. angeiwielen, gemäß 8.1 der k. V. v. 6. April 1859, R. G. B. 
Kr. 91, bis auf weiteres Candidaten, die in ihrem Anſuchen um die 
Aufnahme in die Gerichtäpraris erklären, daſs fie ſich dem Richteramte 

widmen oder die Richteramt3prüfnng abzulegen gedenken, die Uufnahme 
in die Gerichtäpraris vor Ablegung der dritten ftaatswifienjchaftlichen 
Staatsprüfung zu beiilligen. 
Die Aunahme gilt als unter der Bedingung bewilligt, daſs Die 
ar Ale Staatöprüfung längjtens binnen 6 Monaten nad) 

Eintritte in die Gerichtspraxis abgelegt wird. Wenn die Ablegung 
der Brüfung über dieſe Friſt ungeredhtfertigt verzögert wird, ijt ber 
Nechtspraltikant oder Aufenltant aus dem gerichtlichen Dienft zu entlaflen. 

Die Verordnung vom 13. December 1887, 8. 20197, J. M. V. B. 
Rr. 42, wird aufgehoben. 





96 II. Gerichtsorganiſationsgeſetz 6. 4. 


2) Findet auf die Aufeultanten und NRechtspraftifanten, welche vor 
dem 1. Sänner 1898 eingetreten find, feine Anwendung. 88. 94, 98. 
Für diefe gelten die Vorjchriften der k. V. dv. 10. October 1854, R. G. B. 
Nr. 262, fiehe bei Dlanz, VI. Bd. 1. Abth. ©. 217. 


Kaiferlihe Verordnung vom 11. Juli 1898, R. G. 8. 
Nr. 125, Über die Gewährung von Erleihterungen bei Zu— 
lajjung zur Nidhteramtsprüfung. 


Auf Grund des $.14 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, R. ©. B. Nr. 141, finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

8. 1. Soferne dies nothwendig erſcheint, um den in einzelnen 
Sprengeln fi ergebenden Bedarf an richterlichen, zur Ausübung bes 
Nichteramtes befähigten Beamten jeweils rechtzeitig zu befriedigen, ift 
der Juſtizminiſter berechtigt: 

1. Auſcultanten und Rechtspraktikanten, welche die Gerichtöpraris 
vor dem erſten Jänner 1398 angetreten haben, nach Bollitredung einer 
ae von anderthalb Jahren zur praktiſchen Richteramtsprüfung 
zuzulaflen; 

2. Aufeultanten und Rechtspraktikanten, welche im Jahre 1898 
oder in einem der beiden folgenden Jahre in den richterlihen Vor⸗ 
bereitungsdienft eintreten, ua Bollftredung eines zweijährigen, bei 
Gericht und bei der Staatsanwaltſchaft zn leiſtenden Borbereitungs- 
dienftes zur Nichteramtsprüfung zuzulaffen; 

3. Advocaturs⸗ und Notariatscandidaten, melde nod vor dem 
erften Jänner 1898 die Gerichtspraris oder die Advocaturs⸗ oder 
Notariatspragis angetreten haben, auf Grund einer zweijährigen Ber- 
wendung im praktiichen Suftizdienfte zur Richteramtsprüfung zugulaffen, 
vorausgefeßt, daſs fie hievon mindeftens ein a in der Gerichtspraris 
zugebracht haben, die übrige Zeit aber in ber Kanzlei eines Advocaten 
oder Notars in Verwendung gejtanden find; 

4. Advocaturs⸗ und Notariatöcandidaten, welche im Jahre 1898 
oder in einem der beiden folgenden Sahre in den richterlihen Vor⸗ 
bereitungsdienit eintreten, auf Grund eines zweijährigen, bei Gericht 
und bei der Staatsanwaltſchaft zu leiftenden Vorbereitungsdienftes zur 
Nichteramtsprüäfung zuzulafien und die Beit, während deren fie in einer 
Advocaturd- oder Notariatsfanzlei in Verwendung geftanden find, bis 
zur Gejammtdauer eines halben Jahres in diefen Borbereitungsdienft 
einzurechnen. 

Die Beftimmungen unter 3. 3 und 4 haben auf Perjonen, die 
bei einer Finanzprocuratur in Verwendung jtehen, finngemäße An- 
— zu finden. 

enn die Zulaſſung zur Richteramtsprüfung gemäß der unter 
3. 2 bis 4 angeführten Beftimmungen auf Grund eines abgefürzten 
Borberettungsdienftes erfolgt, ift Diefe Prüfung nad den Borfhriften 
ber E. V. vom 10. October 1854, R. ©. B. Nr. 262, abzulegen. 

8. 2. Die Berechtigung, Perlonen, welche die Notariatsprüfung 
mit Erfolg abgelegt haben, nach Ablegung einer Ergänzungsprüfung zu 
tihterlihen Beamten zu ernennen (8.93 des Geſetzes vom 27. November 
1896, R. G. 8. Nr. 217), wird bis zum Ablaufe des Jahres 1901 erftredt. 
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8. 3. Mit dem Bollguge diefer Verordnung, welche mit dem 
— — Kundmachung in Wirkſamkeit tritt, iſt Mein Juſtizminiſter 
uftragt. 

) J. M. V. v. 11. October 1864, R. G. B. Nr. 264, ſiehe bei 
Manz, VI. Bd. 1. Abth. ©. 552. 

9 Die Erfordernijfe zur Anftellung bei einer Gerichts— 
ftelle wurden durch die k. 8. v. 10. October 1854, R. G. B. Nr.262, 
beſtimmt, welche lautet: 

8. 1. Wer als Conceptspraktikant im politiſchen, oder als Auſcul⸗ 
tant im Juſtizdienſte angeftellt, oder nach 8. 11 des G. v. 3. Mai 1853, 
R. G. B. Nr. 81, bei einer Gerichtsbehörde ald Rechtspraftifant auf- 
genommen zu werden wünfcht, muſs die durch die beftehenden Geſetze 
als verbindlich vorgejchriebenen rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaſtlichen Studien 
vollftändig aurädgeiegt haben, und ſich über die mit entſprechendem Er- 
folge geichehene Ablegung der vorgeichriebenen theoretiihen Prüfungen 
oder mit der etwa erhaltenen Dispens davon ausweiſen. Ueberdies 
haben jene, welche als Conceptspraktikanten oder Aufcultanten angeftellt 
zu werden wünjchen, fich einer vorlänfigen Probepraris von wenigſtens 
6 Wochen und längften® 3 Monaten zu unterziehen, nad) welcher fie 
erit im alle, als die Probe günftig ausfällt, zur Veeidigung als k. k. 
Beamte zugelaflen werden. — 

Wo an bereits vollitändig qualificirten Candidaten Mangel beiteht, 
dürfen Diejenigen immatriculirten Hörer der rechts- und ftaatswillen- 
ſchaftlichen Yacultät, welche ihre rechts⸗ und ftaatswifjenfchaftlichen 
Studien abjolvirt haben und daher zur Ablegung der theoretiſchen Staat3- 
prüfungen nad) dem in den Geſetzen v. 2. October 1855 und vd. 16. Upril 
1856, R. G. B. Nr. 172 und 54, enthaltenen Staatsprüfungsſyſtem ver- 
pflichtet find, nad) Beibringung des Abjolutoriums über die vorfchrifts- 
mäßige Zurücklegung ihrer vierjährigen afademifchen Studien und die 
Zeugnifje über die mit gutem Erfolge abgelegten theoretifchen Staat3- 
—— rechtshiſtoriſcher und judicieller Abſheilung als Auſcultanten 
angeſtellt und beeidigt werden. Bevor ſie jedoch nicht auch die 3. theo⸗ 
retiſche Staatsprüfung, d. i. die ſtaatswiſſenſchaſtliche, mit genügendem 
Erfolge abgelegt haben oder ſich mit der Erlangung des rechts⸗ und 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Doctorates einer inländiſchen Univerſität aus⸗ 
weiſen, dürfen ſie weder befördert, noch zu einer praktiſchen Staats⸗ 
prüfung zugelaſſen werden. Ob und —— der Abgang der 2. oder 
3. theoretiſchen Staatsprüfung durch eine oder mehrere von einem Can⸗ 
didaten an einer öſterr. Univerſität mit genügendem Erfolge abgelegte 
jtrenge Doctoratsprüfung erſetzt werde, darüber ſteht die Entſcheidung 
dem Unterrichtsminiſterium zu, welches ſich von Fall zu Fall mit dem 
Inſtizminifterium ins Einvernehmen zu ſetzen hat (f. V. v. 6. April 
1859, R. G. B. Nr. 91, 8.1). 

Gandidaten, welche vor Ablegung der 3. theoretiichen Staatsprüfung 
in die Eonceptprazis aufgenommen wurden, müffen die Prüfung längftens 
binnen 6 Monaten nah ihrem Abgang von der Univerfität ablegen, 
(IM. E. v. 30. Mai 1859, 3.8585, an alle Oberlandesgerichte). 

Außerdem gelten noch bie au gemelnen Erfordernijje nah 88. 1 
bi3 5 der Ger. Inſtr. (ſiehe unter IX). 
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II. Gerichtsorganiſationsgeſetz $. 5. 


Richterlicher Borbereitungsdienft und NRichteramt3- 
prüfung. 
$. 9. Der dreijährige Vorbereitungsdienft ift bei Bezirks- 


gerichten, bei Gerichtshöfen erfter Inſtanz und bei der Staat®- 
anwaltichaft an einem Gerichtshofe erſter Inſtanz zu leiften. 


8.5. Die unvergleichlid größere 
Schwierigkeit der Aufgaben, welche 
durch das neue Verfahren dem Richter 
geitellt werden, müſste unter allen 
Umftänden auf Maßnahmen binleiten, 
welche auf eine beffere Ausbildung 
des richterlichen Nachwuchſes abzielen, 
wenn auch die Ergebniffe der Vorbe— 
reitung zum Nichteramte heute voll⸗ 
kommen befriedigende wären und wenn 
namentlih die Nichteramtöprüfung 
durchwegs auf jenem Niveau ftünde, 
welches der zu fordernden beruflichen 
Ausbildung des Richters entfprechen 
würde. Die Regierung bat fchon vor 
mehreren Fahren durch die Einbringung 
des Gefetzentwurfes, betreffend den 
richterlichen Vorbereitungsdienſt und 
die Richteramtsprüfung (Nr. 324 der 
Beilagen zu den ſtenographiſchen Pro⸗ 
tofollen des Abgeordnetenhauſes, 1891), 
anerkannt, daſs das Inſtitut der Ge> 
rihtsprarid und der Nichteramtsprü- 
fung einer ernenterten Regelung Außerft 
bedürftig ſei. Um fo dringender er» 
jcheint ein folches legislatives Ein- 
greifen zur Hebung der beruflichen 
Ausbildung des richterliden Nach- 
wuchfes jett, nachdem die Civilproceſs⸗ 
reform zur Thatſache geworden ift. 
Auch der Bermanenzausfchufs des hoben 
Adgeordnnetenhaufes hat in dem Be⸗ 
richte, mit welchem er feine Anträge 
zur Civilproceſſordnung vorlegte, auf 
dDiefe wichtige Frage und auf die Noth⸗ 
wendigfeit ihrer Löfung im Zuſam⸗ 
menhange mit der Reform bes Civil⸗ 
proceffe8 Hingewiefen. Da diefe Ans 
— ihrer Natur nach in die 

erichtsinſtruction gehört, und der 
Anlaſs für ihre ſelbſtändige Behand⸗ 
lung in einem eigenen Geſetze mit der 
durchgreifenden Neuordnung des ganzen 
inneren Dienſtes wegfällt, ſo wurden 
bie Beſtimmungen des erwähnten Ge⸗ 
ſetzentwurfes, über welchen die Aus⸗ 


ſchuſsverhandlungen nach Abbruch der 
Generaldebatte ſeit langem ruhen, mit 
einigen Abänderungen in den vor—⸗ 
liegenden Entwurf herübergenommen. 
Wenn im übrigen auf die dem früher 
gedachten Geſetzentwurfe beigegebenen 
erläuternden Bemerkungen verwieſen 
wird, darf zur Begründung der Be⸗ 
ftimmuugen der 88.5 bis 15 biclleicht 
noch Folgendes vorgebracht werden. 

Die neuen Worjchriften wollen 
mit der eingelebten Auffaffung des 
richterlicden Borbereitungspdienftes bre«- 
Ken. Heute tritt der Unterricht» und 
Fortbildungszmwed bei der Verwendung 
der Auftizcandidaten vielfach in den 
Hintergrund. Unter dem Drude un» 
zulänglicher Perfonalverhältniffe kam 
die Anficht immer mehr zur Geltung, 
daf8 der Rechtspraktikant und Auſcul⸗ 
tant vor allem eine Arbeitskraft reprä- 
fentire, für deren Verwendung das 
gefchäftliche, dienftliche Bedürfnis, nicht 
der Ausbildungszwed maßgebend jei, 
daber zur Bezwingung der täglichen 
Geſchäfte dem Kandidaten nöthigenfalls 
auch Xhätigleiten auferlegt wurden, 
deren Verrichtung ohne jeden Lehrwert 
für ihn iſt. Ferner übertviegt Die 
Meinung, daſs es ſich Hauptjächlich 
um die Erwerbung einer gewiſſen 
äußerlien „Braris”“ handle, worunter 
zumeiſt bloß die Vertrautbeit mit den 
Formen der Auftispflege und Ber- 
waltung und die Kenntnis des Ge⸗ 
fhäftsganges bei den Gerichtöbehörden 


| verftanden wird. Das eine ift ebenfo 


unzutreffend wie das andere, beides 
aber bewirkte, daſs ein großer Theil 
des richterlihden Nachwuchſes ohne die 
ehörige geiftige Worbereitung bon 
en Amte Befig nahm. Das Facııl- 
tätsftudlum bricht feinem Plane nach 
ab, bevor ber junge Zurift die volle 
Eignung zur Ausübung des Nichter- 
amtes empfängt. Aufgabe der mit 
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Ein Theil des Borbereitungsdienftes kann bei den Ober: 
landesgerichten, bei einer Finanzprocuratur oder in der Kanzlei 


eines Advocaten vollftredt werden. 


der Richteramtsprüfung abſchließenden 
erften praktiſchen Verwendung ift es 
nun, dem Kandidaten das Fehlende zu 
lehren: die Kunft, dag Recht unmittel- 
Dax auf die aus dem Leben ſtets in 
neuer, unerfchöpflicher Rannigfaltigkeit 
quellenden Thatbeftände richtig anzu- 
wenden. Der Vorbereitungspdienft darf 
nit in der Beihhäftigung mit dem 
formelirechtlihen Beiwerk aufgeben, 
das fich faft immer vor die jpecififche 
Richteraufgabe lagert, er bat vielmehr 
sum Entfcheiden, Aburtbeilen, über» 
baupt zur Erledigung des Meritums 
der vorkommenden Sälle heranzubilden. 
Diefer Lehrzwed kann allerdings nicht 
ausichlichlich gepflegt werden, da die 
Suftizverwaltung die Hilfsdienftlei- 
ungen der Rihteramıtscandidaten nicht 
ganz miffen kann, es wird aber immer 
— insbefondere durch die Betonung 
der Nothwendigkeit der wiſſenſchaftlichen 
Ausbildung und ber Erweiterung und 
Befeftigung der theoretiſchen Exfennt- 
nis — für die Beftärkung der Ueber⸗ 
zeugung zu forgen fein, daſs, mie die 
wifienichaftliche Entwidlung kein Ende 
bat, auch die fachwiſſenſchaftliche Bil- 
dung des Richterd mit der Ablegung 
der Richteramtsprüfung nicht abge- 
ſchloſſen fein darf. 

Die erfte Bedingung für die all- 
feitige gründliche Ausbildung iſt zu⸗ 
nächft die Werläng ber der Vor⸗ 

gewwidmeten Zeit. Die mit 
dem Geſetze v. 10. September 1885, 
9.06. B. Nr. 136, auf zwei Jahre 
erweiterte Borbereitungszeit genügt 
richt mehr, um den Richteramtscandi- 
daten — was in feinem eigenen und 
im Sintereffe des Dienfted verlangt 
werden muſs — Gelegenheit zu geben, 
alle Zweige der gerichtlichen Geichäfte 
kermen zu lernen nnd ihn insbejondere 
auch in den Geſchäften der Bericht!» 
fanslei zu unterweifen. Es mufs daher 
vie ——— auf drei re 
ausgedehnt (5. 4). Dadurch 
wird auch die Erlangung eines mit 
Gchaltsbezug verbundenen richterlichen 


Die Verwendung bei der 


Dienftpoftens binausgefchoben. &8 er: 
wächst daraus die Pflicht, durch Vers 
mehrung und Aufbefferung der Adjuten 
gu verhindern, daſs eine zur Hebung 
der Tüchtigkeit des Richterftandes und 
fomit im Intereſſe der Juſtiz unver⸗ 
meidlihe Maßregel duch Verminde⸗ 
rung ded Zuzuges zum richterlichen 
Berufe fchließlih zum Schaden der 
Juſtiz aueichlage. Die Bollftredung 
eines Theiles des Vorbereitungspdienftes 
durch en bei einer Finanz» 
procuratur oder duch Beihäftigung 
in einer Advocaturskanzlei (S. 5) fol 
dem Nichteramtscandidaten vor allem 
Gelegenheit zur Uebung in ber juriftis 
ſchen Eonftruction von Geſchäftsver⸗ 
bältniffen und Anjprüchen geben, wozu 
er bei Gericht — außer etwa bet der 
mündlichen Verhandlung vor Bezirks» 
erihten, zu deren Abhaltung der 
andidat aber nicht befugt ift — nur 
felten Anftoß und Materinle erhält. 
Von ben techniihen Fertigkeiten ab- 
gefehen, bie er fich durch die Beſchäf⸗ 
tigung beim Anwalte erwirbt, wird 
die Betrachtung der Rechtspflege vom 
Standpuntte des Partetenvertreters 
dem Kandidaten auch fonft noch manche 
frudtbare Ertenntni vermitteln und 
dem neuen mündlichen Proceffe, der 
auf inniges Ineinanderwirken diefer 
beiden Juſtizfactoren gewiefen ift, in 
dem auf diefe Art wachgerufenen Be⸗ 
mwufstiein der Berufsgemeinjchaft eine 
wertvolle ideale Triebfraft gewinnen. 
Diefe an fih höchſt wünſchens⸗ 
werte Veriwendungsart kann im all» 
gemeinen nicht für obligat erflärt wer- 
ben, weil die Sinanzprocuraturen kaum 
in der Lage wären, gleichzeitig eine 
größere Anzahl von Rechtspraktikanten 
nüslich zu beichäftigen, außerdem der 
Aufenthalt am Site einer Finanz- 
prochratur für viele Kandidaten mit 
unerſchwinglichen Koften verbunden 
wäre, und erft die Erfahrung darüber 
Aufſchluſs geben mufs, ob ſich in allen 
Gerichtsſprengeln eine binteichende An⸗ 
zabl von Adbocaten finden wirb, die 
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Sinanzprocuratur oder in einer Advocaturskanzlei kann durch 
Verordnung des Juſtizminiſters für einzelne Oberlandesgerichts- 
fprengel oder für einzelne Theile oder Orte eines Oberlandes⸗ 
gerichtsfprengel3 für nothwendig erklärt werden. 


bereit find, Richteramtscandidaten in 
ihre Kanzlei aufzunehmen, und diefen 
auch die zur Ausbildung nöthige Arbeit 
bieten können. Vorausfichtlicd werben 
hierin zwiſchen den einzelnen Ober: 
landesgerichtöfprengeln und fogar in» 
nerhalb berfelben erheblide Unter 
fhiede beftehen und auch mandjes im 
Laufe der Jahre fid) ändern. Es bleibt 
daher nur der Vorſchlag übrig, Die 
Möglichkeit zu fchaffen, dort, mo dies 
nad den localen Berbältniffen ohne 
Nachtheile für die Kandidaten fi) als 
ausführbar erweist, die Anwaltpraxis 
durch Verordnung für obligat zu er» 
Hären (8. 5, Abſ. 2). Die Bezeich: 
nung der Advocaten, bei welchen bie 
früher erwähnten Vorausſetzungen für 
die Bolftredung eines Theiles des 
Borbereitungsdienftes zutreffen, fol 
dem Ausichuffe der Adpocatenfammer 
zuftehen. Die thatfächlihe Zuweiſung 
wird den mit der Leitung des Vor⸗ 
bereitungsdienftes betrauten Präfiden- 
ten der Gerichtshöfe erfter Inſtanz 
überlaffen, da biebei vorzugsweiſe auf 
die Perſönlichkeit des Candidaten und 
die Ergebniffe feiner bisherigen Ver⸗ 
wendung Rüdficht zu nehmen ift (S. 11, 
Abſ. 1). (Motive ©. 11, 12.) 


Nah Ablehnung dieſer Anträge 
(nämli der Anträge des Berichter- 
ſtatters auf Einführung einer einheit- 
lichen Juſtizprüfung und auf obliga- 
torifche Advocaturs- und Verwaltungs: 
praxis) nahm der Ausſchuſs die Be- 
ftimmungen über den Borberei- 
tungsdienft im weſentlichen nad 
der Negierungsporlage an. Was ins» 
bejondere die Advocatenpraxis anbe- 
tangt, fo ift fie nur facultativ und 
kann nur in einer Kanzlei vollſtreckt 
werden, die auf einer officiellen Lifte (8. 
11) ftebt. Die neuen 88. 6—11 haben 
den Zweck, einige weſentliche ragen, 
welche die Regierung hätte auf die eine 


regeln müflen, fchon im Geſetzgebungs⸗ 
wege feftzufegen. Es war nothiwendig, 
daf8 im 8. 6 der Zweck bes Borbe- 
reitungsdienfte® Mar ausgeiprochen 
wurde und ausdrüdlich die bloße Aus- 
nützung der Arbeitskraft des Juſtiz⸗ 
candidaten ausgeſchloſſen iſt (fiehe Gem. 
Ber. bei 8. 6), weil dies ein Uebel⸗ 
ftand ift, der heute öfter eintritt. In 
diefer Hinficht müffen ganz neue Bah⸗ 
nen eingefchlagen werden. Der Bor- 
bereitungsdienft muſs ausfchlieglich der 
Heranbildung des richterlihen Nach- 
wuchſes gewidntet fein, foll der Richter: 
ftand der Zukunft feiner großen Auf- 
gabe gewachfen fein. Das Geſchäfts⸗ 
verzeichnis des 8. 7 tft eine Einrich⸗ 
tung, die fih in Deutſchland ausge⸗ 
zeichnet bewährt; fie hat den doppelten 
Zwed, fomohl den Rechtspraktikanten 
als denjenigen zu binden, bei dem er 
im Vorbereitungsdienfte ſteht. Daſs 
durch den 8. 8 für jedes Vorbereitungs- 
jahr ein Zeitraum als Marimum be> 
zeichnet wird, dag aus entichuldbaren 
Gründen in Wegfall kommen Tann, 
bedarf wohl Feiner näheren Begrün- 
dung. Die SS. 9 und 10 weichen von 
den diesbezüglichen Beitimmungen ber 
Negierungsvorlage nur Wenig ab. 
Daſs Rechtspraktikanten (Aufcultanten) 
in einzelnen Fällen als Vertheidiger 
beſtellt werden können, hat ſich in 
Deutſchland als ein pädagogiſches Mittel 
bewährt (ſiehe Gem. Ber. bei 8. 6). 
Im richtigen Umfange geübt, kann es 
wohl auch bei uns keinem Bedenken 
unterliegen. Zu 8. 11 wäre zu be- 


merken, daſs die Regierung ausdrück⸗ 


oder andere Weiſe im Verordnungswege 


lich erflärt bat, daſs fie den ganzen 
Vorbereitungsdienit als ein Ganzes 
und jeden Xbeil derjelben als dem 
ftaatlihen Zwecke der SHeranbildung 
unſeres Richterſtandes gewidmet be- 
trachtet, dafs fie demnach jenen Aufcul- 
tanten, die ein Adjutum befigen und 
im Laufe ihrer Worbereitungszeit in 
eine Advocatenkanzlei eintreten, dieſes 
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Die Dienſtleiſtung bei Gericht muſs mindeſtens zwei Jahre 
dauern; jede andere der genannten Dienſtleiſtungen darf die 
Dauer von ſechs Monaten nicht überſchreiten. 


Verordnung des Juſtizminiſters v. 16. Auguſt 1897, 
R. G. B. Nr. 192, über den richterlichen Vorbereitungsdienſt. 
Auf Grund des 8. 99 des Geſetzes vom 27. November 1896, R. G. B. 
Ar. 217 (Seridhtsorganifationsgefeh), wird im Einvernehmen mit dem 
Finanzminiſter verordnet: 
I. Allgemeine Beftimmungen. 


8. 1. Der dreijährige Vorbereitungsbienft, welcher der Bulaffung 
zur Richteramtäprüfung voranzugehen hat ($. 4 des Gerichtsorgantfationg- 
geſetzes), beginnt für Nechtöpraftifanten, die in ihrem Anſuchen um Auf- 
nahme in die Gerihtöpraris erklären, daſs fie fich dem Richteramte zu 
widmen oder die Nichteramtsprüfung abzulegen gedenken, mit dem An- 
tritte Der Gerichtspraxis, jonft aber niit dem Tage, an welchen von dem 
ſchon in der Gerichtspraris ſtehenden Rechtspraktikanten ein Geſuch um 
Berleihung einer Aujcultantenftelle angebradht oder die Erklärung ab- 
gegeben wird, daj3 er fi dem Richteramte zu widmen oder die Richter- 
amt3prüfung abzulegen gedenke. Leptere Erklärung iſt dem Bräfidium 
des Oberlandesgeridytes mündlich oder Tchriftlich abaugeben. 

Inwieweit eine vor Beginn des richterlihen Vorbereitungsdienftes 
zurüdgelegte Gerichtspraxis in die Dienjtzeit eingerechnet wird und bei 
Bemeflung der Ruhegebür in Betracht fommt, bejtimmt fi nad) der 
Borfchrift des $. 17, Abſatz 2, des Gerichtsorganiſationsgeſetzes und den 
fonft darüber geltenden befonderen Vorſchriften. 

8.2. Die Beftimmung des Gerichtshofes erfter Inſtanz und der 
außerhalb des Sitzes des Gerichtshofes befindlichen Bezirtögerichte, bei 
welchen der im Borbereitungsdienjte ftehende Aufcultant oder Rechts- 
praltifant zu verwenden ift, ſowie die Entfcheidung darüber, ob er einen 
Theil des Vorbereitungsdienftes bei dem Oberlandesgerichte zu leiften 
hat, fteht dem Präfidenten des Oberlandesgerichtes zur. 

Bei welchem der am Sike des Gerichtähofes befindlichen Bezirks— 
gerichte der Borbereitungsdienit au volftreden ift, wird von dem Präfi- 
denten des Gerichtöhofes erfter Snftang, bejtimmt, dem der Aufcultant 
oder Rechtöprattifant zur Leiftung des Vorbereitungsdienftes vom Präfi- 
denten des Oberlandesgerichtes zugemwiejen wurde. 

Die Verfügungen über den Ort, an weldem der Borbereitungs- 
dienft oder einzelne Theile des Vorbereitungsdienfte3 zu leiften find, 








Adjutum fortbelafjien werde. Damit richten auf mindeſtens zwei Jahre 





im Zuſammenhange ſteht der letzte 
Abſatz des 8. 11, der ein Entgelt ſei⸗ 
teus des Advocaten an die bei ihm 
int Vorbereitungsdienſte ftehende Per⸗ 
fon ausſchließt. (U. B. ©. 8.) 


Außer einer lediglich ftiliftifchen 
Aenderung des erſten Abfages wurde 
der Vorbereitungsdienft bei den Ge⸗ 





(der Permanenzausſchuſs Hatte 1', 
Sabre beftimmt) feitgefegt. Hiedurch 
kommt die Anſchauung zum Ausdrude, 
daf8 die Dienftleiftung bei den Ge⸗ 
richten für die Zwecke des Vorbe—⸗ 
reitungsdienftes die wichtigfte ift, wes⸗ 
wegen ihr volle zwei Drittbeile ber 
ganzen Vorbereitungszeit unbedingt 
gewidmet wurden. (Gem. Ber. S. 2.) 
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Können im Intereſſe einer beſſeren Beichäftigung und Ausbildung ber 
im a ftehenden Perfonen jederzeit abgeändert werden. 
Von Verfügungen, die der UOberlandesgerichtspräfident getroffen hat, 
darf jedoch nur mit deflen Genehmigung abgegangen werden. 

Der auf die Staatsanwaltichaft entfallende Theil des Vorbereitungs«- 
dienftes ift bei der Staatsanmwaltichaft des im erften Abſatze bezeichneten 
Gerichtshofes erfter Inſtanz zu vollftreden. 

*) Bon mehreren Oberlanbesgerichtöpräfibien wird über jeben Hichteramtis- 
candidaten ein blattiweifer Vormerk neführt, in welchen jede ben Candidaten betreffende 
Verfügung, eingetragen wird, jo daſs aus dem Vormerk Sr jeder Zeit genaue Auskunft 
über Die bisherige und gegenwärtige Verwendung bed Candidaten zu erlangen tft. Rad 
Ableguug ber Nichteramtsprüfung wird das Blatt ausgeichieden und zu den Berfonal- 
acten genommen. 

8. 3. Die im VBorbereitungsdienfte ftehenden Perſonen find nur 
folhen Gerichten zur Dienftleiftung zuzumelfen, die nach dem durch⸗ 
ſchnittlichen Umfange und der Urt ihrer Geihäftsthätigkeit hinreichende 
Beichäftigung und Gelegenheit zur Ausbildung geben. Insbefondere muſs 
vermieden werden, dem naͤmlichen Gerichte eine zu große Anzahl von Per⸗ 
onen zum Borbereitungädienfte zuzumeifen und dadurd für alle die Er- 
reihung der Bivede des richterlichen Vorbereitungsdienftes zu gefährden. 

. 4. Bet Beitimmung der Orte, an welchen der Vorbereitungs⸗ 
dienſt bet Bezirkögerichten und bei Gerichtshöfen erfter Inſtanz (Staats⸗ 
anmwaltichaft) geleiftet werden fol, ift auf die Wünfche des Aufcultanten 
oder NRechtspraktifanten und auf deſſen Privat» und Familienverhältnifie 
die thunlichſte Rüdficht zu nehmen. 

Ueber das Anſuchen, den Vorbereitungsdienit bei einem anderen 
al3 dem vom Präfidenten de3 Gerichtshofes erfter Inſtanz beftimmten 
Bezirkögerichte leiften oder fortiegen zu dürfen, hat der Bräfident bes 
Gerichtshofes erfter Inſtanz endgiltig = entſcheiden. 

8. 5. Ueber ein Anſuchen, den Vorbereitungsdienſt im Sprengel 
eine3 anderen Oberlandeögerichtes fortjegen zu dürfen, entſcheidet der Prä- 
fident dieſes Oberlandesgerichted. Das Anſuchen ift ee bei dem 
Präfidium desjenigen Oberlandesgerichtes anzubringen, in deſſen Sprengel 
der Gejuchfteller zur Zeit den Vorberettungsdienft leiftet. 

Wird das Anfuchen bewilligt, fo find zugleich der Gerichtähof 
eriter Inſtanz und die außerhalb deifen Sitzes befindlichen Bezirkögerichte 
zu beftimmen, bei welchen der Vorbereitungsdienſt fortzujegen ift. 

Nach Bewilligung des Anfuchens find die Zeugniſſe über die bis- 
herigen Leiſtungen der im Borbereitungsdienite ftehenden Berjon (8. 7, 
Abſatz 2, des Gerichtsorganifationsgefeges) dem Präfidenteu des Ober⸗ 
landesgerichtes zu Überjenden, in deſſen Sprengel der Vorbereitungsdienft 
fortgejegt werden fol. 

8.6. Den im Borbereitungsdienfte ftehenden Rechtspraktikanten 
fann in gleicher Weiſe wie den im Borbereitungsdienfte ftehenden Aufcule 
tanten (8. 49, Abſatz 2, der Geihäftsordnung) ein Erholungsurlaub in 
der Dauer von zwei Wochen gewährt werben. 


II, Bwed des richterlichen Vorbereitungsdienftes. 


8. 7. Der richterliche Vorbereitungsdienft ift nicht nur dazu be⸗— 
ftimmt, in die verjchiedenen bei den Gerichten und Staatsanwaltſchaften 
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vorkommenden Geſchäfte fowie in die Urt ihrer Behandlung und Er- 
ledigung genauen Einblid zu verfhaffen und zur Erlangung der für 
den gerichtlichen Dienft erforderlichen Gewandtheit und praktiſchen Ge- 
Ihäftsgeübtheit Gelegenheit und Anleitung zu geben, fondern er hat 
außerdem die rechtsmwifjenichaftliche Ausbildung der Aufcultanten und 
Rechtspraftilanten zu befeftigen und zu vervollftändigen, fie zum ein- 
beitlichen Erfaſſen und zum praftiihen Verftehen des Nechtes und des 
Rechtslebens zu führen und endlich die fichere Handhabung des materiellen 
Nechted umd defien Anwendung auf die vor Gericht gebrachten Lebens⸗ 
verhältniffe, die richtige rechtliche Beurtheilung und Entſcheidung von 
Civil⸗ und Strafiällen zu lehren. 

Der Borbereitungsdienft el Dadurch in den Perfonen, die ſich dem 
Nichterberufe zuwenden, zugleih die Erkenntnis mweden, dafs nicht Die 
Handhabung der Formen der Rechtöpflege und die Einhaltung des vor- 
geichriebenen Geſchäftsganges, fondern die meritoriiche Erledigung bes 
dor Das Gericht gelangenden Necht3falles die eigentliche Aufgabe des 
Richter3 ift und Daher, um dieſe Aufgabe ftet3 im Einflange mit den 
Ergebnifjen der rechtswiſſenſchaftlichen Entwicklung zu löfen, die fad)- 
wiſſenſchaftliche Ausbildung des Richter weder mit dem Facultätsſtudium 
noch mit der Richteramtsprüfung abſchließen darf. 

8. 8. Um diefe Zwecke zu erreichen, ift der Vorbereitungsdienft fo 
einzurichten, daſs die im Borbereitungsdienfte ftehenden Perjonen: 

1. fämmtliche Geſchäfte der einzelnen Dienftzweige der Livil- und 
Strafgerichtöbarkeit ſowie die Geichäfte der Gerichtskanzlei und der 
Yuftizverwaltung Tennen lernen, und 

2. jih in allen Geſchäftszweigen des richterlichen und ſtaatsanwalt⸗ 
ichaftlichen Berufes die zur jelbftändigen Ausübung des Amtes eines 
Richters und Staatsanwaltes erforderlihen Fähigkeiten und Eignungen 
zu erwerben imftande find. 

Ueberdies find bei den Gerichtähöfen, bei welchen im Borbereitungs- 
dienfte ftehende Auſcultanten und Rechtöpraftilanten verwendet werden, 
mit diefen regelmäßige Uebungen au veranftalten, bei welchen die wiſſen⸗ 
Khaftliche Behandlung praktiſcher Fälle anzuftreben und zugleich auf die 
weitere theoretiiche Ausbildung Bedacht zu nehmen ift (8. 10 des Ge⸗ 
richtsorganiſationsgeſetzes). 

. 9. Entſprechend dem überwiegenden a a des 
richterlichen Borbereitungsdienftes ift eine Ausnützung der Arbeitskraft 
der im Borbereitungsdienfte ftehenden Perfonen, wodurd) die vorbezeich- 
ueten Zwecke des Borbereitungsdienftes beeinträchtigt würden, unzuläffig. 
Ausgenonmen, wenn fie ſich an Eigungen und Berhandlungen zu be- 
theiligen haben, ift die dienftliche Beichäfttgung der im Vorbereitungs⸗ 
dienfte ftehenden Rechtsprattifanten und Aufcultanten fo einzurichten, dafs 
ihnen ein Theil der Geichäftsitunden für das Studium und ihre wiffen- 
fhaftliche Fortbildung frei bleibt. 


III. Leitung de3 Borbereitungsdienftes. 


8. 10. Die Leitung des Vorbereitungsdienſtes und die Aufficht 
über die den Borbereitungsdienft leiftenden Perjonen fteht, abgejehen von 
der Zeit ihrer Verwendung bei dem Oberlandeögerichte, dem PBräjidenten 
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desjenigen Gerichtöhofes erjter Inſtanz zu, bei dein oder in befien 
Sprengel der Borbereitungsdienft zu vollftreden ift. Für die Dauer der 
Beichärtigung bei einem Bezirfögericht fommt die unmittelbare Beauf- 
fihtigung des Nechtspraftifanten oder Aufcultanten dem Vorſteher bes 
Bezirkönerichtes zu. 

Während der Verwendung bei dem Überlandeögerichte wird Die 
Leitung und Auffiht von dem Bräfidenten des Oberlandesgerichtes oder 
von dem dur den Präfidenten dazu beftimmten Rathe des Oberlandes- 
gerichte8 ausgeübt. 


8. 11. Die Leitung des Vorbereitungsdienftes umfafst die Anord⸗ 
nung des Beginnes und der Beendigung der einzelnen, durch Die gegen- 
wärtige Verordnung vorgefchriebenen oder zugelafienen Verwendungen, bie 
Auswahl der richterlihen Beamten, welchen die im Borbereitungsdienfte 
ftehenden Perſonen bei den einzelnen Gerichten zuzumeilen find, die Be⸗ 
ftimmung über die Aufeinanderfolge der Seihäftigung in den einzelnen 
bei dem Gerichte vorlommenden Dienftzweigen der Eivil- und Etraf- 
gericht8barkeit fowie in den Geſchäften der Gerichtstanzlet und der Juſtiz⸗ 
verwaltung und die Einrichtung und Ueberwachhung der Uebungen. Bur 
Leitung des Borbereitungadienttes gehört ferner die Zuweiſung der im 
Borbereitungsdienfte ftehenden Perfonen zur Staatsanwaltſchaft, die Er- 
wirkung ihrer Zumeifung zum Oberlandesgerichte, Die Genehmigung ber 
Vollitredung des VBorbereitungsdienite3 bei der Finanzprocuratur oder in 
einer Advocaturskanzlei und, fofern legteres für nothwendig erflärt ift, 
die Zuweifung zur Yinanzprocuratur oder an eine Advocatursfanzlei. 


Die Auswahl der Beamten, welchen die im Borbereitung&dienfte 
ftehenden Perſonen bei der Staatsanwaltſchaft oder Finanzprocuratur 
ugetheilt werden, fowie die Beftimmung der Aufeinanderfolge der Be- 
Kai ung in den einzelnen dort vorfommenden Geichäftszweigen fommt 
den Borftänden diefer Behörden zu. Die Art der Beichäftigung in ber 
Kanzlei eines Advocaten wird von diefem beftimmt.t) 

1) Siehe 8. 29. 

8. 12. Für die Dauer der Beichäftigung bei der Staatsanwalt⸗ 
ichaft, bei der Yinanzprocuratur oder in der Kanzlei eines Advocaten 
fommt die unmittelbare Beaufficdhtigung der im aus 
ftehenden Perſonen den Vorftänden diejer Behörden oder dem Advocaten 
zu (8. 9 des Gerichisorganifationägejeßes). Wenn fich der zugewiefene 
Aufeultant oder Rechtspraktikant Ungehörigfeiten oder Pflichtverlegungen 
zufchulden fommen Yäjst, haben die genaunten Berjonen bievon dem 
Präfidenten des Gerichtshofes eriter Inſtanz Anzeige zu machen. 

8. 13. Die zur Leitung des Vorbereitungsdienftes berufenen Per- 
onen haben Durch geeignete Anordnungen, ſowie mitteld Ausübung der 
ihnen zuftehenden Aufficht dafür zu forgen, daſs die im Vorbereitungs- 
dienfte ftehenden Perſonen den Vorſchriften der gegenwärtigen Berord- 
nung gemäß in einer den Zwecken bes Vorbereitungedienftes entiprechen- 
den Weile beichäftigt und verwendet werden. Bu diefem Behufe haben 
fie fi) von Beit zu Beit bie aa re welche die im Vor⸗ 
bereitungsdienfte Rehenden Perſonen gemäß $. 7, Abf. 1, des Gerichts- 
organifationsgefeges zu führen verpflichtet find, und einzelne ihrer Arbeiten 
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— (offen und an einzelnen ber bei den Gerichtshöfen ver- 
anfta Uebungen theilzunehmen. 

8.14. Bei Auswahl der richterlihen und ftaatsanmwaltichaftlichen 
Beamten, welchen im Borbereitungsdienfte ftehende Berfon zur Schulung 
and Ausbildung zugemwiejen werden, ift jomohl auf Art und Umfang der 
von dieſen Beamten zu bearbeitenden Geſchäfte wie anf die jeweilige 
Stufe des Borbereitungsdtenftes und defien bisherige Ergebniffe Rück⸗ 
ſicht gu nehmen, um, ſoweit e3 thunlich ift, gerade zu der dem betreffen - 
den Abſchnitte des Borbereitungsdienfted entiprechenden Belchäftigung 
Gelegenheit zu bieten. Beamte, welde die Eignung zur fruchtbaren 
Uuterweifung anderer Perjonen nicht befigen, insbeſondere Beamte, 
welchen die erforderliche Mittheilfamkeit oder die Neigung fehlt, in den 
Gedantengang der zu Unterweifenden einzugehen und deren Unfchauungen 
zu Hären und zu verbellern, follen ganz außer Betracht bleiben. Keinem 
Beamten dürfen mehr PBerjonen zugewiefen werden, als er gehörig zu 
beichäftigen und neben feiner dienftlichen Thätigkeit mit Erfolg zu be- 
ehren und auszubilden vermag. 

Ro fi dies beſſer empfiehlt, kann die Einrichtung getroffen 
werden, daſs alle Berfonen, welche bei einem Gerichte oder bei einer 
Staat3anwaltichaft den Borbereitungsdienft leiften, einem einzigen richter- 
lichen ober ſtaatsanwaltſchaftlichen Beamten zugemiefen werden. Dieſer 
hat jodann ihre Beichäftigung und Verwendung bei den übrigen Beamten 
des —— oder der Staatsanwaltſchaft im Einvernehmen mit dieſen 
zu regeln. 

Wer mit der Ausbildung und Schulung von Perſonen, die im 
Vorbereitungsdienſte ſtehen, betraut iſt, hat deren Unterweiſung ſeine 
volle Sorgfalt und Aufmerkſamkeit zuzuwenden und darauf zu achten, 
daſs fie alle ihnen übertragenen Arbeiten pünktlich und gewiſſenhaft ver- 
richten. 

8. 15. Mit der Abhaltung der im 8. 10 des Gerichtäorganifationd- 
gejeges angeordneten Uebungen And je nad) der Zahl der bei dem Gerichte» 
hofe im Borbereitungsbdienfte ftehenden Berlonen ein oder zwei richter- 
fihe oder ftaatSanwaltichaftliche Beamte zu betrauen, die mit ausreichen 
der Geichäftsgewandiheit und praktiſcher Erfahrung genügende theoretifche 
Kenntnifje vereinigen. 

8. 16. Die mit der Abhaltung der Uebungen betrauten Beamten, 
ſowie erforderlichenfalld diejenigen Beamten, welchen mehrere im Bor- 
bereitungädienfte ftehende Perfonen zur Schulung und Ausbildung zu— 

efen werden, find in ihrer fonftigen amtlichen Thätigfeit verhältnis- 
mäßig zu entlaften. 


VI. Einrihtung des Vorbereitungsdienjtes. 


8. 17. Der Vorbereitungsdienft ift während der erflen ſechs Mo⸗ 
nate Durch — bei einem Bezirksgerichte zu vollſtrecken. Dieſer 
Verwendung hat ſich die Dienſtleiſtung bei einem Gerichtshofe erſter 
Inſtanz und bei der Staatsanwaltſchaft an einem ſolchen Gerichtshofe 
in der Dauer von ——— Monaten anzureihen. Das darauffolgende 

Jahr iſt für die Verwendung bei der Finanzprocuratur, in einer 

vocaturstanzlei oder bei dem Oberlandesgerichte beſtimmt. Den Ab⸗ 


3* 
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ſchluſs des Vorbereitungsdienſtes hat eine nochmalige dreivierteljährige 
Verwendung bei einem Bezirksgerichte zu bilden. Wenn die Dienft- 
leiftung bei der Finanzprocuratur, in einer Advocatursfanzlei oder bei 
dem Öberlandesgerichte ganz entfällt oder nicht Durch volle ſechs Monate 
dauert, ift Die Hiedurch erübrigende Zeit nach Ermeflen des zur Leitung 
des Vorbereitungsdienftes berufenen PBräfidenten des Gerichtöhofes erfter 
Inſtanz auf die Dienftleiftung bei dem Gerichtshofe und bei dem Be⸗ 
zirksgerichte zu vertheilen. 

Wenn die Einhaltung diefer Neihenfolge nicht möglich ift, weil 
bei dem Bezirfögerichte, bei welchem hienach der Borbereitungsdienit 
begonnen werden follte, die Anzahl der Perjonen, die dort den Bor- 
bereitungsdienft mit Erfolg leiften können, zur gegebenen Zeit bereits 
erreicht ift, fo Tann der Vorbereitungsdienit mit einer viermonatlichen 
Beichäftigung bei einem Unterfuchungsrichter und bei den zur Ausübung 
der Strafgerichtöbarkeit berufenen Senaten des Gerichtshofes erfter In⸗ 
ftanz begonnen werden, an welche fich die Dienitleiftung bei der Staats⸗ 
anwaltichaft in der Dauer von zwei Monaten anzufchließen hat. Diefer 
Beichäftigung Hat fodann die fechdmonatliche Verwendung bei einem 
Bezirfögerichte und die Dienftleiftung bei einem Gerichtähofe erſter In⸗ 
ftanz in Civilſachen durch) neun Monate zu folgen. 

Eine Aenderung der in den vorjtehenden Abjägen bezeichneten 
Neihenfolge ift nur zuläflig, wenn fie mit Rüdjicht auf die vor dem 
Eintritte in den Borbereitungsdienft zurüdgelegte Braris (8. 15 des 
Gerichtsorganiſationsgeſetzes) geboten if. Dieſe Aenderung bedarf der 
Genehmigung de3 Präfidenten des Oberlandesgeridhtes. 

. 18. Ob und von wie vielen der jeweils bei den Gerichten des 
Oberlandesgerichtäiprengel3 im Vorbereitungsdienite ftehenden Berjonen 
ein Theil dieſes Dienftes bei dem Oberlandesgerichte vollftredt werden 
kann, bat der Präfident des Oberlandesgerichtes zu beitimmen. Wenn 
nicht alle im Rorbereitungsdienfte ftehenden Berjonen bei dem Ober⸗ 
landesgerichte verwendet werden können, ift nach Thunlichkeit jedem 
Präfidenten eines Gerichtshofes erfter Inſtanz alljährlih im voraus 
befanntzugeben, zu welcher Beit und für wie viele der Perfonen, deren 
Borbereitungsdienft er zu leiten hat, die Verwendung bei dem Ober- 
landesgerichte in Austict genommen werden darf. 

Bei Auswahl der PBerjonen, die einen Theil des Vorbereitungs⸗ 
dienftes bei dem Oberfandesgerichte volliireden follen, hat der Präfident 
des Gerichtshofes erfter Snftanz auf deren Wünfche fowie auf die Privat- 
und Familienverhältniffe dieſer Perſonen die thunlichfte Nüdficht zu 
nehmen. Bon ber Buweifung zum Oberlandesgerichte ift abzufehen, 
wenn der Aufeultant oder Nechtöpraftifant ftatt bei dem Oberlandes⸗ 
gerichte bei einer Yinanzprocuratur oder in der Kanzlei eines Advocaten 
verwendet werden will und der Bewilligung diefes Anjuchens nichts 
entgegenfteht. 

Die Vertvendung bei dem Oberlandesgerichte muſs mindeitens vier 
Monate dauern. 

8. 19. Die Verwendung bei einer Yinanzprocuratur oder in einer 
Advocaturskanzlei findet bis auf weiteres nur auf Anſuchen der im 
Borbereitungsdienfte ftehenden Perjonen ftatt. Das Anſuchen ift münd- 
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lich oder ſchriftlich an den zur Leitung des en Me ber 
zufenen Bräfidenten des Gerichtshofes erfter Inſtanz zu richten. 

ie Zuweifung an eine Finanzprocuratur kann nur mit Buftim- 
mung des Borftandes dieſer Behörde und nad) Maßgabe der dort ſich 
darbietenden Arbeitsgelegenheit erfolgen. 

Die Verwendung in einer Advocatursfanzlei ift auf die Kanzleien 
der vom Ausſchuſſe der Advocatenlammer gemäß 8.11 des Gerichtö- 
organijationdgejeßes bezeichneten Advocaten beichränft Demielben Advo- 
caten Dürfen zu gleiher Zeit höchftens zwei im al 
ſtehende Berjonen zugetheilt werden. Will eine im Vorbereitungsdienite 
ftehende Perſon in der Kanzlei eines Advocaten, der fi im Sprengel 
eines anderen Gerichtähofed erjter Inſtanz befindet, den Dienſt leiſten, 
jo ift die Entiyeidung über das Anfuchen im Einvernehmen mit dem 
Präfidenten dieſes letzteren Gerichtähofes zu treffen. 

Die Berwendung bet der Finanzprocuratur oder in einer Advocaturs⸗ 
fanzlei muſs mindeftens vier Monate dauern. 

Im Borbereitungsdienfte ftehende Wufcultanten bleiben während 
der Dienftleiftung bei der Finanzprocuratur oder in einer Advocaturs⸗ 
fanzlei im Genuſſe ihres Adjutums. 

. 20. Während der eriten Verwendung bei dem Bezirkögerichte 
foffen die im Rorbereitungsdienfte ftehenden Perjonen vor allem die 
Grundzüge des Gerichtsweſens, die gerichtlichen Geichäftseinrichtungen 
und die Hauptformen des ae fennen lernen. Sie haben 
fih in dieſer Zeit auch mit den Geſchäften der Gerichtskanzlei vertraut 
zu machen. Ihre Verwendung in Strafjacdhen darf die Dauer von zwei 
Monaten nit Überjchreiten. 

8. 21. Bon dem beim a erfter Inſtanz zu vollitreden- 
den Theile des Borbereitungsdienftes entfallen zunächſt vier Monate auf 
die Beihäftigung beim Unterjuchungsrichter und bei den zur Ausübung 
der Strafgerichtäbarteit berufenen Senaten. Sodann hat die Dienit- 
leiſtung bei der Staatsanwaltihaft in der Dauer von zwei Monaten 


zu folgen. 
hrend des Reſtes der dem Gerichtshofe vorbehaltenen Zeit iſt 
der Auſcultant oder Rechtspraktikant in Civilſachen, und zwar ſoweit 
thnulich, zuerſt mit den Geſchäften der Führung der Handels» und Ge⸗ 
nofjenfchaftsregifter, mit Grundbuchs⸗ und Soncursfachen und dann erft 
wit Angelegenheiten des Verfahrens in Streitjachen zu befchäftigen.. An 
Orten, wo ein Handelögericht ober ein — und Seegericht ſich be- 
findet, können die im Vorbereitungsdienſte ſtehenden Perſonen für einen 
Theil der Beit, während welcher fie beim Gerichtshofe eriter Snftang in 
Eivitfachen zu beichäftigen find, den Handeld- oder Handel3- und See- 
gerichte zugewiejen werden. 
Bei Gerichtshöfen, deren Geſchäfte in Eivil- oder Strafladhen fo 
g find, dais bei VBeichränfung auf eine einzelne Gejchäftsgruppe die 
ſchaftigung der im Borbereitungsdienfte ſtehenden Perjonen feine aus- 
reichende wäre, Tönnen diefe ee eitig in Gefchäften in bürgerlichen 
Rechtsangelegenheiten und in Stra Pnchen, fowie in ftreitigen und in 
nicht ftreitigen blirgerlichen Rechtsfachen verwendet werden. 
Während der Dienftleiftung bei der Staatsanwaltichaft Tönnen die 
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im Borbereitungsdienfte jtehenden Kandidaten and) als ſtaatsanwalt⸗ 
ſchaftliche Yunctionäre verwendet werden. Dieje Verwendung darf jedoch 
nicht die für den Dienft bei der Staatsanwaltſchaft bejtimmte Beit voll- 
ftändig in Anſpruch neymen. 

. 22. Bei dem Oberlandesgerichte find die im Vorbereitungs⸗ 
dienite jtehenden Perſonen zugleih in Sachen der Civil- und Gtraf- 
gerichtöbarkeit zu beichäftigen,; namentlich ift ihnen Gelegenheit zu geben, 
das Berufungsverfahren in bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten fennen zu 
lernen und den Berathungen der oberlandesgerichtlihen Senate über 
andere Rechtsmittel anzumwohnen. 

Zur Bearbeitung von Juſtizverwaltungsſachen dürfen Die im Vor⸗ 
bereitungsdienfte ftehenden Perjonen bei dem Oberlandesgerichte nicht 
verwendet werden. 

8. 23. Die zweite Verwendung bei dem Bezirfsgerichte ift aus- 
———— der Schulung in den Dienſtzweigen der Civilgerichtsbarkeit 
gewidmet. 

Zuerſt haben die Rechtsſachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
insbeſondere das Verlaſſenſchaftsverfahren und Pflegſchaftsangelegenheiten 
den Gegenſtand der Beſchäftigung des Auſcultanten oder Rechtsprakti⸗ 
kanten zu bilden, ſodann iſt zu den bürgerlichen Streitſachen überzugehen. 
Das Verhältnis der Dauer dieſer beiden Theile iſt nach dem Grade der 
Ausbildung der einzelnen Perfon fo zu bemefjen, daj3 es ihr möglich 
wird, die in ihrer Vorbereitung noch vorhandenen Lüden auszufüllen 
und Unfertigfeiten zu befeitigen. 

Während Diele Verwendung bei dem Bezirkögerichte iſt das 
Schwergewicht der Vorbereitung auf die Uebung im Enticheiden und im 
fonftigen meritorifchen Erledigen von Rechtsſachen zu legen. 

8. 24. Bei Stang mit NRechtsfachen, die im mündlichen 
Berfahren erledigt werden, find die im Borbereitungsdienfte ftehenden 
Perſonen — 8 anzuweiſen, bei beſtimmten Verhandlungen anweſend 
u fein und über deren Verlauf und Ergebniffe einen zufammeufaljenden 

ericht zu erjtatten, in welchem auch auf die Rechtsfrage einzugehen ift 
und die für die Entfcheidung wichtigen Schlufsfolgerungen dargelegt und 
begründet werden müſſen. | 

Wenn der Auſcultant oder Rechtspraktikant auf dieſe Art fich Die 
Fähigkeit erworben hat, den Inhalt einer Verhandlung in gedrängter 
Kürze richtig und überfichtlich wiederzugeben, ift ihm die Führung eines 
Nebenprotofolle8 bei der Verhandlung aufzutragen. Das Nebenprotofoll 
darf den Acten der Rechtsſache nicht beigelegt werden; der Verhand⸗ 
lungsleiter hat e8 durchzuſehen und den Aufcultanten oder Rechtsprakti— 
fanten fodann auf die Mängel des Brotofolles aufmerfiam zu machen 
und darüber zu belehren, wie das Protokoll richtig abgefaſst fein follte. 

Sobald die vorgelegten Nebenprotofolle eine hinreichende Schulung 
in der Protofolführung zeigen, Tann den im Borbereitungsdienfte 
ftehenden Perjonen die Si rung des Berhandlungsprotofolles jelbft in 
Livil- und Strafſachen übertragen werden. 

8. 25. Um Gelegenheit zur Uebung im Erfaflen und Verarbeiten 
eine größeren, fchriftlich niedergelegten Shatfacenmateriales zu geben, 
ift den im Borbereitungsdienfte ftehenden Perſonen das Studium größerer 
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Acten und die Berfafiung von Relationen über deren Inhalt aufzutragen. 
Dabei darf fich jedoch nicht auf die Herjtellung eines Actenauszuges be- 
ſchränkt werden, fondern es ift vielmehr auf diefem Wege audy auf die 
Erwedung und Befeitigung der Fähigkeit zu wirken, zwifchen einander 
enigegenjtehenden Rechtsausführungen zu einer felbftändigen en 
Beurtheilung zu gelangen. Deshalb ift dem Aufcnltanten oder Rechts⸗ 
proktitanten aufzutragen, in diejen Berichten feine eigene rechtliche An- 
ſchauung eingehend und mit Beziehung auf die in der fachwiffenichaft- 
lihen Literatur über diefe Fragen nuigefteituen Anfichten zu erörtern 
und fih mit den Nechtöbehauptungen und ae Darlegungen der 
Parteien auseinanderzufegen. Die Kritik diefer Relationen hat im 
Bege mündlicher Beſprechung zu geichehen und zwar, wenn möglich), 
unter Zuziehung anderer im Borbereitungsdienfte ftehender Berjonen, 
die zur Darlegung ihrer Meinung aufzufordern find. 

8. 26. Wenn die im Borbereitungsdienfte jtehenden Perfonen im 
Erfafien, Darftellen und erarbeiten von Thatbeftänden und Ned)ts- 
fragen Hinlänglich geichult find, follen ihnen anfangs leichtere, dann 
ſchwierigere Geſchäfisfälle zur felbftändigen Behandlung und Erlebigung 
übergeben werden. 

Hiebei ift jedoch ftet3 der Lehrzweck im Auge zu behalten. Die 
Bumeifung on) nicht vorzugsweiſe Geſchäftsſtücke mit einfacher, von 
vorneherein feititehender Erledigung zum Gegenftande haben; Geſchäfts⸗ 

‚, die nur die Ausfülung von Formularien u. ä. fordern, dürfen 
den im Vorbereitungsdienſte ftehenden Perfonen nur in dem Umfange 
ei neoigung übertragen werden, als ed der Unterrichtszweck ſelbſt 
er 


Gemäß Abſatz 1 kann den im Vorbereitungsdienſte ſtehenden Per⸗ 
ſonen nebſt anderem aufgetragen werden: die Abfaffung von Urtheils— 
thatbeftänden, die Entwerfung von Urtheilen und Beichlüflen auf Grund 
mändliher Berhandlung, die fchriftliche Abfaſſung eines Vortrages über 
die Ergebniffe eines vorbereitenden Verfahrens oder des einleitenden Vor⸗ 
trages für die Berufungsverhandlung, während der Verwendung bei der 
Staatsanwaltfchaft aber die Verfafjung von Anklagefchriften und Ein» 
Rellungsanträgen oder anderer während des Borverfahrens vorfommen- 
der Anträge. 

8. 27. Auf die Schulung im Vernehmen von Parteien, Zeugen 
und anderen Perjonen ift volle Sorgfalt zu verwenden. Bur Erlangung 
der nöthigen Gewandtheit darin eignet ſich hauptfächlich die Beichäftigung 
beim Unterfuchungsrichter. Die im Vorbereitungsdienite ftehenden PBer- 

en jind anfangs anzuweiſen, dem Verhöre aufmerkſam zu folgen, und 

es ift ihnen zu dieſem Behufe, joweit als thunlich, vor der Vernehmung 

deren Zweck mitzutheilen. 

päter find ihnen Bernehmungen zu übertragen, die fie in Gegen- 

kart des Unterjuchungsrichters jelbit auszuführen haben; der Unter- 

yungsrichter hat nad) Bedarf berichtigend oder ergänzend einzugreifen. 

diefen Bernehmungen ift gleichfall3 von einfachen zu jchwierigeren 
Aufgaben allmäplich fortzuſchreiten. 

8. 28. Bei den Gerichtähöfen ſind die im Worbereitungsdienite 
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ſtehenden Perſonen abwechjelnd den nichtöffentlichen Sitzungen der Senate 
beizuziehen.!) Sie können verhalten werden, über Verlauf und Ergeb- 
nis der Berathung einzelner Rechtsfachen einen Bericht zu erftatten, aus 
dem die Unträge der Senatsmitglieder, das Wejentlihe der Erörterung 
und Urt und Inhalt der Beichlufsfaflung in entnehmen fein müſſen. 
Der Bericht ift dem Vorſitzenden oder einem Mitgliede des Senates dor⸗ 
zulegen und von diefem mit dem Verfaſſer kritiſch zu beiprechen (8 25). 

Someit fie dazu jchon befähigt find, Tann den im orbereitungs- 
dienste ftehenden Perfonen die Yührung des Berathungsprotofolled auf- 
getragen werden. Wenn im Senate Gejchäftsftüde der Berathung 
unterzogen werden follen, welche von einer im Borbereitungsdienfte 
ftehenden Perfon bearbeitet wurden, Tann diefe zum mündliden Vor⸗ 
trage über den von ihr verfaisten Erledigungsentwurf berufen werden 

') Bergl. 8. 1818. O. 

8. 29. Während ihrer Verwendung bei ber Finanzprocuratur oder 
in einer Advocaturskanzlei follen die im Borbereitungsdienite jtehenden 
Aufcultanten und Rechtspraktikanten vornehmlich die Entwidiung und 
Durchführung der Rechtsſachen vom Standpunkte der Parteien kennen 
lernen. 

Zu diefem Behufe jollen fie, ſoweit dies die Umſtände gejtatten, 
der Aufahme von Informationen zugezogen oder mit der jelbititändigen 
Aufnahme von Informationen betraut werden. Ferner find fie zur 
Berfafjiung von Parteieingaben in allen Zweigen der advocatoriichen 
Thätigkeit, insbeſondere aber zur Verfaffung von vorbereitenden Schrift- 
fägen und fchriftlihen Anträgen in Auftizfachen zu verwenden. Soweit 
dies geieglich zuläffig ift, find die im Borbereitungsdienfte jtehenden 
Berfonen auch mit der Bertretung der Parteien bei Verhandlungen in 
Civil⸗ und Straffachen zu betrauen. 

8. 30. Die Geichäftsverzeichniffe, weldhe die im Borbereitungs- 
dienfte ftehenden Perjonen zu führen haben ($. 7 des Gericht3organi- 
lationsgefeßes), find nah Vollendung eines jeden Abſchnittes des Bor- 
bereitungsdienfte8 dem Präfidenten des Gerichtshofes erfter Inſtanz zu 
übergeben, dem die Leitung des Rorbereitungsdienftes zuſteht. Dieſe 
Geſchäftsverzeichniſſe ſowie die Zeugniffe über die Leitungen ber im 
Borbereitungsdienfte ftehenden Perſonen find bei deren Perjonalacten 
aufzubewahren und feinerzeit dem Geſuche um Zulaſſung zur Richter⸗ 
amtöprüfung anzuſchließen. 


V, Mebungen mit den im Borbereitungsdienfte ftehenden 
Berjonen. 


8. 31. Die bei den Gerichtshöfen ftattfindenden Uebungen find in 
der Zeit vom 1. October bi8 Ende Mai jede Woche während zwei 
Stunden abzuhalten. 

Die im Vorbereitungsdienfte ftehenden Perſonen find, jolange fie 
bei dem Gerichtshofe, bei einem Bezirkögerichte am Site des Gerichte 
bofes oder bei der Stoatsanwaltichalt an einem Gerichtähofe erfter In⸗ 
ftanz verwendet werden, zur Theilnahme an diefen Uebungen verpflichtet. 
Außerdem können an den Uebungen die nicht im Borbereitungsdienfte 
ftehenden Rechtöpraftifanten, die geprüften Aufcultanten und die Ge⸗ 
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richtsadjuncten theilnehmen; die Rechtspraftilanten und en Auſcul⸗ 
— find zu Beginn jeder neuen Uebungsperiode zur Betheiligung auf- 
ordern. 

8. 32. Die Uebungen follen in effter Linie einen Erfah dafür 
bieten, daſs die im BBorbereitungsdienfte ftehenden Perſonen im münd- 
lich unmittelbaren Verfahren feltener Gelegenheit finden, im Aburtheilen 
auf Grund contradictorifcher Verhandlung fich zu erproben. Daneben 
fol in den Uebungen auch die rechtswiſſenſchaftliche Seite des Vor⸗ 
bereitungspdienftes gepflegt, auf die Befeftigung und Bertiefung der 
während der verjchiedenen Verwendungen des Borbereitungsdienited ge⸗ 
wonnenen Erkennmiſſe gewirkt und endlich zur — der Kunſt 
einfachen, richtigen mündlichen Vortrages von Proceſſen und Rechtsfragen 
die Moͤglichkeit geboten werden. 

8.33. Die biezu dienenden Beranftaltungen find im einzelnen nach 
Fähigkeit und Wiflen der Theilnehmer zu fen, Als vorzugsweiſe ge- 
eignete Mittel erſcheinen: das mündliche Referiren über ſchwierigere 
Rechtsſachen auf Grund von Acten mit einer ſich daran knüpfenden Be⸗ 
iprechung der Rechtsſache, bei weldher die Theilnehmer ihre Anfichten im 
freien Vortrage zu entwideln haben; die in gleiher Weile einzurichtende 
Beiprehung wichtiger oberftgerichtlicher Entſcheidungen; Die an 
tung von Borträgen über juriftiihe Themen, beſtimmte Rechtsfälle 
oder neue Fachwerke; die Anordnung fchriftlicher Ausarbeitungen der- 
artigen Sa unter Beachtung der wichtigften Erjcheinungen der ein- 
ihlägigen Literatur u. a. In den Uebungen wird nach Thunlichfeit 
auf diejenigen Rechtsmater ien Rüdficht zu nehmen fein, welche, wie das 
Berfiherungd-, Marten, Mufter- und Patentrecht, das Eifenbahnredht, 
die Gewerbegeießgebung, dad Wafler-, Berg- und Forſtrecht, bei den 
theoretijchen Staatspräfungen meiſtens außer Betracht bleiben, zu deren 
Anwendung jedoch der Richter in Streitfällen genöthigt fein Tann. 

8. 34. Der Arbeitöplan der in der nächſten Uebungsperiode ab- 
zubaltenden Uebungen ift im September dem Präfidenten des Ober⸗ 
IandesgerichteS zur Genehmigung vorzulegen. 

eber den Verlauf der Uebungen und über die Arbeitsthätigfeit 
in den Uebungen ift nach Schluſs jeder Uebungsperiode im Wege des 
Dberlandesgerichtspräfidiums dem Juſtizminiſterium Bericht zu erftatten. 
In dieſem Berichte find die im Borbereitungsdienfte ftehenden Perſonen 
zu benennen, welcde fi in den Uebungen durch jelbftändige Arbeiten 
oder in anderer Weile befonderd hervorgethan haben. 

8.35. Die Referate, die ein im Borbereitungsdienfte ftehender 
Aufcultant oder Rechtspraltifant in den Uebungen erftattet, die von ihm 
gelieferten fchriftlicden Ausarbeitungen, ſowie die Vorträge, die er in den 
— hält, find in das Geſchäftsverzeichnis (8. 7 des Gerichts⸗ 
organiſationsgeſetzes) einzutragen. . 

Die Betheiligung an den ftattfindenden Beſprechungen ilt in diejem 
Gefchäftsverzeichniffe nicht anzuführen. 

VL Schluſsbeſtimmungen. 


8. 36. Diefe Berordnung tritt am 1. Sänner 1898 in Wirk 
ſamkeit. 
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Mir Ausnahme der Borfchriften über die Verwendung bei Der 
Staatsanwaltichaft, bei der Finanzprocuratur oder in einer Advocaturs⸗ 
Tanzlei gelten die Beſtimmungen diejer Verordnung auch für diejenigen 
Aufcultanten und Rechtspraktikanten, welche die Gerichtäpraris ſchou vor 
dem 1. Jänner 1898 angetreten haben. Deren zweijährige Gerichts- 
pragis ift vom 1. Sänner 1898 ab nad) Maßgabe der zu ihrer Boll- 
endung noch es Zeit mit thunlichiter Berückſichtigung der 
Beitimmungen diejer Verordnung einzurichten. 


8. 37 Mit den in 8. 10 des Gerichtsorganifationdgejehes be- 
eichneten regelmäßigen Uebungen iſt in denjenigen Oberlandesgerichtd- 
enge, wo folche Uebungen bisher noch nicht Skattfanden, im Monate - 
Februar 1898 zu beginnen. 


An diefen Uebungen haben alle Aufcultanten theilzunehmen, melche 
die Gerichtspraris ſchon vor dem 1. Jänner 1898 angetreten, aber bi3 
dahin noch nicht die Richteramtsprüfung abgelegt haben. 

*) Erleichterungen bei Bulaffung zur Nichteramtsprüfung unter ber Boraus- 
fegung, dafs der Candidat fich die vollftommene Eignung zur Ausübung des Richteramtes 
trog fürzerer Dauer des Vorbereitungsdienſtes erworben hat, gewährt die kaiſ. Whg. v. 
11. Zutt 1898, 8. G. 8 Nr. 125. (Bet 8.4.) Siehe aud) dort wegen Eintechnung 
der in der Kanzlei eines Advocaten, Notars oder bei der Yinanzprocuratur zugebradjten 
Zeit in ben fürzeren Vorbereitungsdienſt. 


Gegen die Wblegung ber dee vor vollendetem 234. Lebensjahre 
befteht kein Anſtand. Diefes Lebensalter ift Iediglich für bie Ausübung bed Richteramtes 
8.5 £. Bat. v. 8. Mai 1858, RG. B. Nr. 81) maßgebend. 


Den ftatiftiihen Ausweis über die Juſtizcandidaten fiehe bei IX, 8. 11. 

$. 6. Während ihrer Verwendung bei den Gerichten find 
die im Vorbereitungsdienfte ftehenden Aufcultanten und Rechts: 
praftifanten in fämmtlichen Dienftziweigen der Eivil- und Straf 
gerichtSbarkeit zu bejchäftigen!) und auch in den Gefchäften der 








8. 6. Der Permanenzausſchuſs 
hatte e8 als zwedmäßig angefeben, 
für den Vorbereitungsbdienft die allge- 
meine Vorfchrift des S. 6 zu geben. 
Diefelbe war in der Regierungsvor⸗ 
lage nicht enthalten, wiewohl diefelbe 
ebenfall8 auf dem Grundfage fußt, 
daſs der Vorbereitungsdienft den Zweck 
zu verfolgen babe, die Nechtspralti- 
fanten und Aufcultanten für ihren 
fünftigen Beruf auszubilden, und daſs 
es foweit al8 möglich vermieden wer- 
den müſſe, diefelben, wie dieß leider 
heute vielfach gefchieht, tn Gefchäften 
auszunützen, bei denen fie nicht ober 
verhältnismäßig fchr wenig lernen. 
Gerade gegenüber den heutigen, diefen 
pädagogifhen Erwägungen zumider- 
laufenden Zuftänden wollte der Per- 


Gerichtskanzlei?) zu unterweifen. 


manenzausſchuſs zur Unterftiigung der 
Intentionen der Regierung einen all- 
gemeinen Sat über den Charakter des 
Vorbereitungsdienftes an die Spitze 
ftellen. Im Laufe ber Berathungen 
wurde jedoch wieder auf die Regie- 
rungsvorlage ($. 5) zurüdgegriffen 
und im Zuſammenhang damit ber 
erfte Abla des 8.10 des Permanenz- 
ausſchuſſes geftrichen, weil einerſeits 
ein Br akademiſcher Sag, dem 
eine Sanction fehlt, für überflüffig 
gebalten, anderſeits befürchtet wurde, 
daſs eine ftricte Befolgung desfelben 
die Verwendung der Rechtspraktikanten 
und Aufcultanten zu ſehr behindern 
würde. Entfchieden wurde jedoch all⸗ 
feitig die Hoffnung betont, daſs dic 


Juſtizverwaltung über den ganzen 
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1). Sie können bei den GSenatsberathungen und Abftimmungen 
anweiend fein, fofern 2. ihrer juriftiichen Wusbildung für nöthig 
erachtet wird, 8. 181, — Es kann ihnen I SOUnEe nu 
der en —— werden, 8.196, Abſ. 1, G. O. — 
Den Gerichten ift auch die möglichft zwedentiprechende Ausbifbung, = 
nz zugemiefenen 3 Bo. zur Pflicht gemacht (J. M. € 


4. December 1898, 3. 31025 

2) L 8. 49, Abi. 5. — Auch in den Geſchäften der Juſti 
verwaltung $. 8, 3. IM. 8. über den Borbereitungsdienft (bei 8. — 

6.7. Der Rechtspraktikant (Auſcultant) hat ein Ge⸗ 
ihäftsverzeichnis!) zu führen, in welchem eine Ueberſicht feiner 
Berwendung unter Hervorhebung der einzelnen bedeutenderen 
Geſchäfte, die er bejorgt Hat, zu geben ift. Dasfelbe ijt monat: 
fih dem unmittelbaren Vorgeſetzten, beziefungsweile dem Advo⸗ 
caten vorzulegen und von demjelben zu beftätigen. 

Jede Behörde (Advocat), bei welcher der Rechtspraftifant 
(Aufcultant) einen Abſchnitt feines Vorbereitungsdienſtes voll: 
endet bat, Hat fi in einem an den Präfidenten des Gericht3: 
hofed unmittelbar einzufendenden Beugniffe über die Leiltungen 
beöfelben auszufprechen.?) 

’) 88. 30, 35 M. 8. über den richterlihen Vorbereitungsdienſt 
(bei 8. 5). Hiefür ftehen in manchen Oberlandesgerichtsjprengeln eigene 


Soramlarien zur * gun 
9 bei den Perſonalacten aufzubewahren und 


2) Dieſe Zeu 
ſeinerzeit dem örae m um Bulaflung zur Richteramtöprüfung anzu- 
ihließen, 8. 30 cit. M. 2. 


6.8. Die Zeit, während welcher ein Rechtspraktikant 
(Aufeultant) infolge von Krankheit, Urlaub oder Waffenübung 
dem Borbereitungsdienite entzogen ijt, wird, foweit fie jährlich 
zufammen ſechs Wochen überjchreitet, in die borgeichriebene 
Borbereitungsbienft eine feſte a im — 


Hand — im ae el er⸗ 
halten werde, damit derſelbe — blickten. (Gem. B r. S. 3.) 
Zwed fo volllommen als möglich er- 





reiche. $. 8, Der Zufag will einen 
Der legte Abſatz des 8. 10, wel: | mögliden Mifsverftändnis vorbeugen. 
Dem Borbereitungsdienit darf niemand 
im Laufe eines Jahres länger als 
ſechs Wochen aus was für einem 
Zitel immer entzogen werben. 

Die Frage, od eine längere Ab— 
wefenpeit in die Dienftzeit eingurechnen 
ift oder nicht, Hat mit diefer Vor⸗ 
ſchrift nichts zu thun und wird nad) 
den dafür beſtehenden Normen be— 
urtheilt. (Gem. Ber. S. 3.) 


cher davon ſpricht, daſs Rechtspratti ⸗ 
kanten oder Auſcultanten unter Um» 
Händen als Bertheidiger in Straffachen 
verwwenbet werden können, wurde in 
der gemeinfamen Eonferenz geftrichen. 
Es — dieſes auf beſonderen Wunſch 
der Advocatenkreiſe, welche in dem in 
Rede ſtehenden Borſchlag des Perma⸗ 
nenzaußfchuffes eine Verletzung ber 


Barttät zwifhen Anllage und Ber 
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Dauer des Vorbereitungsdienjtes nicht eingerechnet. Inwieweit 
derlei Unterbrechungen in die Dienftzeit eingerechnet werden und 
bei Bemeſſung der Ruhegebür in Betracht kommen, beitimmt 


ſich nach den darüber geltenden befonderen Vorſchriften.“) 

»), Siehe $. 72 Ger. Inſtr. (unter IX... Gefeg v. 22. Juni 1878, 
R. G. B. Nr. 59. 8. 4. Die der bewaffneten Macht angehörigen Civilſtaats⸗ 
bedienfteten bedürfen im alle ihrer Einberufung zur activen Militärdienft- 
leiftung (mit Inbegriff der activen Dienftleiftung im Landfturme) feines Urlaubes. 

Befindet fih der Einberufene auf einem von feiner Eivilbehörde ihm be- 
willigten Urlaube, fo tritt leßterer durch die Einberufung fogleich außer Kraft. 

8.5. Während der activen Militärdienftleiftung: 

a) zum Zwecke der eigenen militärifhen Ausbildung in der für dic 

Recrutenausbildung gefegglich feſtgeſetzten Zeitdauer, 

b) anläßlich der periodiihen Waffenübungen, 

e) im Falle einer Mobilifirung, und 

d) im alle einer Einberufung ded Landfturmes 
bleibt jedem Civilſtaatsbedienſteten fein Eipildienftpoften und fein Civildienſt⸗ 
rang gewahrt. 

Durch cine derartige Militärbienftleiftung wird weder die Beförderung 
im Civilſtaatsdienſte behindert, noch das zur Vorrüdung in die höhere Gehalts⸗ 
ftufe zurüdzulegende Quinquennium unterbrochen. 

Während der activen Militärdtenftleiftung behufs Ableiftung des gefet- 
lichen Präfenzdienites bleibt jedem Civilſtaatsbedienſteten ein Civildienſtpoſten 
derfelben Kategorie und der gleihen Rangsclaſſe gewahrt. 

8.6. .... 1) für die Dauer der im 8. 5 unter a, b und d erwähnten 
activen Militärdienftleiftung hat weder eine gänzliche noch eine theilweiſe Ein- 
ſtellung der mit der Eivilftaatsbedienftung verbundenen nicht onerofen Bezüge 
itattaufinden. 

2) Für die Zeit ber Ableiftung der gefetglich ein Jahr oder länger dauern 
den Militär» Präfenzdienftpflicht find ſämmtliche Civilgenüſſe zu Löfchen. 

3) Im Falle einer Mobilificung bleiben die zur activen Militärbienft- 
leiftung berufenen Givilftaatöbedienfteten, infolange je dem Mannfdaftsftande 
angehoren . .. . . die Aufcultanten ... . . im Genuffe des Adjutums. 

Das J. M. hat einem Oberlandesgerichtspräftdium auf deſſen Anfrage 
mit dem Erlaffe vom 16. September 1896, 3. 15660 — unbejchadet der dem 
k. k. Oberlandesgerichte in jedem einzelnen Falle zuftehenden, in deſſen Wirkungs- 
freiß gehörigen Entſcheidung — eröffnet, daj8 nach feiner Anficht die als Vor⸗ 
bedingung der Zulaffung zur Richteramtsprüfung und zur Erlangung einer 
Aufenltantenftelle erforderliche Gerichtöpraris durch die Wbleiftung des ein⸗ 
jährigen Bräfenzdienftes unterbrochen wird und daher dic Zeit diejer einjährigen 
Präfenzdienftleiftung in die gefetzlich mer Zeit der Gericht8prarts nicht ein» 
gerechnet werden Tann, daſs aber der ennung eines fonft für eine Auſcul⸗ 
tantenftelle qualiflcirten Bewerber zum Aufcultanten während der Ableiftung 
des erwähnten einjährigen Präfenzdienftes im Hinblid auf den $. 2 Gejet 
bom 22. Juni 1878, R. ©. 8. Nr. 59, kein Hindernis entgegenfteht. (Mit⸗ 
en. im J. M. V. B. ©. 196’1896. 

as Einjährigfreiwilligenjahr wird für die Bemeſſung der aus dem 
Civilpenſionsetat zu leiſtenden Verſorgung angerechnet, wenn der Betreffende 
nur vor ſeiner definitiven Entlaſſung aus dem Militärdienſt in den Civil⸗ 
ſtaatsdienſt eintritt. (F. M. E. v. 7. Febr. 1892, 3. 4847. Mittheilung im 
J. M. B. B., S. 36/1892.) 


H. 9. Die Beſtimmung über die Verwendung der im Bor: 
bereitungsdienfte ftehenden Perſonen im einzelnen und über die 
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Aufeinanderfolge der verſchiedenen Verwendungen, die Leitung 
des Vorbereitungsdienſtes ſowie die Aufſicht über die gedachten 
Perſonen ſteht dem Präfidenten des Gerichtshofes erſter Inſtanz 
zu. Für die Dauer der Beſchäftigung des Rechtspraktikanten 
(Auſcultanten) bei der Staatsanwaltſchaft oder bei einem Advo⸗ 
caten kommt ſeine unmittelbare Beaufſichtigung dem Vorgeſetzten, 
beziehungsweiſe dem Advocaten zu.!) 

1) Siehe 88. 10 — 16 M. V. über den richterlichen Vorbereitungs⸗ 
dienſt (bei 8. 5). 

6. 10. Bei den Gerichtshöfen find regelmäßige Uebungen 
zu veranftalten, bei welchen die wifjenfchaftlihe Behandlung 
praftifcher Fälle anzuftreben und zugleich auf die weitere theore- 
tiche Ausbildung Bedacht zu nehmen ift.!) 

1) Siehe 83. 31—35 M. 8. über den richterlichen Borbereitungs- 


dient (bei 8. 5). — Berückſichtigung der in den Hebungen behandelten 
oe bei Stellung der Aufgabe für die Hausarbeit, 8. 12 


6. 11. Die Advocaten!), welche Redtspraftifanten (Aufeul- 
tanten) in ihre Kanzlei aufnehmen wollen und deren Praxis 
geeignet ericheint, die nöthige Ausbildung zu gewährleiften, find 
für den Sprengel einer jeden Advocatenfammer vom Ausſchuſſe 
diefer Kammer in eine Lifte zufammenzuftellen und dem Ober: 


— — — — — — — nn 





8. 10. Als ein weſentliches Mittel 
der Ausbildung follen bei allen Ges 
rtiht3höfen regelmäßige Uebungen mit 
den Richteramtscandidaten ftattfinden 
(8. 10). Hiedurch fol auf die Ver⸗ 
eidg und Befeftinung der erworbe⸗ 
nen 


nehmen. Aehnliche Uebungen iver> 
ben ſchon fett einer Reihe von Jahren 
mit beitem Erfolge zunädit beim 
Zandesgerichte in Wien und bei an- 
beren Gerichtähöfen des Wiener Ober- 
fandeögerichtsiprengel3 und auf Em: 





enntniffe, auf die Ausfüllun 
von Lüden des Wiſſens hingewir 
und ein Erſatz dafür geſchaffen wer⸗ 
den, daſs den Candidaten durch die 
Einrichtung des mündlichen Ver⸗ 
fahrens die praltifhe Uebung im 
igentlihen Erlennen auf Grund con» 
tradictoriſcher Verhandlungen einiger. 
maßen erſchwert wird. Dieſe Uebungen 
dürfen nicht als Repetitorien für bie 
Richteramtsprüfung aufgefafdt und 
darnach eingerichtet werden, jonbern 
nach Inhall und Mittel (fchriftliche 
Bearbeitungen, Vorträge, Discuffionen 
über theoretiſch ober praftifch wichtige 
Themen, kritiſche Belprechungen von 
Entigeidungen Aburtheilen von Rechts⸗ 
fällen zc.) ein höheres Niveau ein» 


pfehlung des Juſtizminiſteriums feit 
dem Jahre 1895 au in den meiften 
übrigen SOberlandesgerichtsiprengeln 


bei Gerichtshöfen eriter Inſtanz ab- 


gehalten. Die Einrichtung der Uebun- 
nen wird ſich den vorhandenen Ber» 
hältniffen anpaffen müflen; die Zahl 
der Theilnchmer, die Art und Menge 
der literarifchen ge die Quali⸗ 
fication der für die Leitung ber 
Vebungen zur Berfügung ftehenden 
Berfonen werden auf die Gegenftände, 
die Dauer und die Einzelheiten ber 
Vebungen Einflufs nehmen. Dieſen 
Momenten kann und fol dur tim 
Berordnungswege zu erlaffende Bor: 
fchriften Rechnung getragen werden, 
(Motive S. 12, 13.) 
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Yandesgerihte am Schluſſe eines jeden Jahres für das nädhft- 
folgende Jahr im voraus namhaft zu machen. Die thatfächliche 
Zutheilung gefchieht durch den zur Leitung des Vorbereitungs- 
dienstes berufenen Gerichtshofpräfidenten. 

Die Aufnahme eines Rechtspraftifanten (Aufcultanten) in 
eine Kanzlei, der Eintritt in eine ſolche, ſowie die Fortſetzung 
des Vorbereitungsdienjtes in derfelben kann jowohl vom Advo— 
caten wie vom Rechtspraktikanten (Auſcultanten) aus erheblichen 
Gründen abgelehnt werden. Die Enticheidung fteht in beiden 
Fällen dem Oberlandesgericht3präfidenten zu. 

Für die Verwendung eines Rechtspraktikanten (Wufcul: 
tanten) in der Kanzlei eines Advocaten darf vom Advocaten 
ein Entgelt nicht gegeben werden?); ebenjowenig darf der Rechts⸗ 
praftifant (Aufeultant) für feine Thätigfeit vom Advocaten ein 





Entgelt annehmen. 
') Siehe 5 
Borbereitungsdienft (bei 8. 5). 


8. 17, Ubi. 1, 19, 29 M. 3. über den richterlichen 


Weder dem Aufcultanten (Rechtspraktikanten), nod feinen An⸗ 
gehörigen, noch der Staatsverwaltung. 


$. 12. Die Richteramt3prüfung?) hat fi auf alle Zweige 








$. 12. Die Richteramtsprüfung 
hat die Beftimmung, darüber Gewiſs⸗ 
beit zu verichaffen, daſs und wiefern 
die Ziele des Vorbereitungsdienftes im 
einzelnen Falle erreicht worden find. 
Damit find Gegenftand und Einrichtung 
diefer Prüfung von felbft gegeben. In 
erfterer Beziehung wird dem heutigen 
Rechtszuſtande gegenüber zunächſt die 
Aenderung einzutreten baben, dafs 
auch die für die richterliche Necht- 
ſprechung in Civil⸗ und Strafſachen 
wichtigen Normen des Staats⸗, Finanz⸗ 
und Verwaltungsrechtes in die Prüfung 
einzubeziehen find (8. 12). Die ver⸗ 
öffentlichten gerichtlichen Entſcheidun⸗ 
gen zeigen, wie oft an den Richter die 
Nothwendigkeit herantritt, Rechtsvor⸗ 
ſchriften dieſer Rechtsgebiete anzuwen⸗ 
den. Hiezu genügt aber nicht — wo— 
mit man ſich meiſtens begnügt — ein 
lediglich für den concreten Fall vor⸗ 
genommenes Einſehen oder Studium 
der diesfälligen Beſtimmungen, denn 
dies führt leicht zu oberflächlicher, 


| 


der Civil: und Strafgefeßgebung zu erjtreden. Die im Gebiete 








rein äußerlicher Rechtsanwendung. 
Die Aufnahme dieſer Rechtsmaterien 
unter bie Prüfungsgegenftände wird 
zur Folge haben, daſs denjelben auch 
fon während de8 Borbereitungs- 
dienſtes ſowohl von Seite der Candi⸗ 
daten, als ben mit ihrer Unterweiſung 
betrauten PBerfonen größere Aufmert- 
ſamkeit wird gefchentt werden ; nament- 
ih werden die Uebungen biesfalls 
mit Erfolg wirken können. Wegen der 
großen Ausdehnung diefer Difciplinen 
tann die Beflimmung des Umfanges, 
innerhalb deffen die ihnen angeborigen 
Normen zum Gegenftande der Nicdhter- 
amtsprüfung gemacht werden follen, 
nicht in das Ermeffen der einzelnen 
Prüfungscommilläre geftellt werden. 
Dies wiirde zu Ungleichheiten führen 
und den Candidaten die Orientirung 
über den Gegenftand ihrer Borberei- 
tung erſchweren. Anderſeits laſſen 
fich aber dieſe Gegenſtände auch nicht 
im Wege des Geſetzes bezeichnen, da, 
abgeſehen von ber objectiven Schwierig- 
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bes Staats-, Finanz⸗ und Berwaltungsrechtes erlaffenen Normen, 
welche für die richterliche Rechtsſprechung wichtig und deshalb 
bei der Richteramtsprüfung zu berüdfichtigen find, werden im 
Berordnungstvege?) feftgeftellt. 


feit einer folhen Aufzählung, auch ſachen kann die Entwerfung bes Ur- 
mit der Entwidlung und Uenderung theiles oder Endbeſchluſſes auf Grund 
der Geſetzgebung zu rechnen if. ES | eines Actes, die Berfaffung von Rechts 
follen daher jeweil3 unter Benütung | mittelfhriften das Prüfungsthema 
der Erfahrungen, melde der Spıiud)- | bilden. Es wird jeboch die ſchriftliche 
praxis entnommen werden können, die | Arbeit auch fo eingerichtet werben 
ſtaats⸗, finanz» und verwaltungsrecht- | können, daj8 dem Kandidaten die aus 
lichen Borichriften, deren genaue | einem mitzutheilenden veriwidelteren 
Kenntnis bei den Prüfungen zu for» | Sachverhalte fich ergebenden, für dic 
dern fein wird, burch Verordnung be» | ftrafs oder cinilgerichtliche Rechtsver⸗ 
fimmt werben, folgung — Fragen bezeichnet 
Da dem richterlichen Vorberei- und ihm die Beantwortung und Lö— 
tungsdienfte eine entfpreddende theo⸗ fung berfelben unter ausführlicher 
iſche Fortbildung nicht fremd fein | Darlegung und Begründung der ſei⸗ 
fol, wird auch bei der Nichteramtd- | ner Meinung nach richtigen juriftifchen 
prüfung auf eine gewifle Bertrautheit | Auffaffung des Berhältnifies zur Pflicht 
mit der rechtöwiffenichaftlicden Soctrin | gemacht wird; gerade die Benügung 
zu feben fein. Deshalb fchlägt der | diefer Form dürfte bei entfprechender 
wurf einerjeitö vor, von dem | Anordnung des Detail3 der Com— 
Candidaten eine fhriftlide Handarbeit | milfion den ficherften und tiefften 
rechtswiſſenſchaftlichen Inhaltes zu be» | Einbli! gewähren, ob die juriftiidhe 
gehren (8. 12, Abf. 2) — eine Ein» | Wusbildung bis zu dem Grade fort- 
richtung, die in faft allen beutichen | gejchritten jei, welche den Kandidaten 
Staaten feit geraumer Zeit befteht — | zur Ausübung des Nichteramtes be- 
unb anderjeit$ fucht er die Erreihung | fähigt. (Motive ©. 13.) 
jenes Zweded noch in der Weife zu Bei der mündlichen Richteramts⸗ 
fördern, daſs die BPrüfungscommijfionen | prüfung, die ftetS nur mit einem 
mit einer Anzahl ihren Berufe nad) | Candidaten abgehalten werben und 
eder fonft vorwiegend tbcoretifch ge= | nicht Über zwei Stunden dauern foll, 
bildeter Männer beießt werben (8.13). | mujd außer auf die Erforfchung der 
In Städten, in welchem fich eine Uni- | Kenntnis bes pofitiven Rechte und 
verfität befindet, kann died am aller» | der Gejchäftseinrichtung der Juſtiz⸗ 
ummittelbarften ing Wert gefeht wers | behörden auch noch ein großes Ge— 
den, indem bie Mitwirlung eines | wicht auf die Erprobung der Fähigkeit 
Univerfität3profeffors bei jederftichter- | zur gewandten und richtigen recht⸗ 
amtsprũfung geforbert wirb. lichen Beurtbeilung und Enticheidung 
Außer der Hausarbeit foll der | von Streit- und GStraffällen gelegt 
Kandidat, wie heute auch, fchriftliche | werden. Die Einzelheiten der Richter: 
Claufurarbeiten ftrafrehtliden unb | amtsprüfung werden durch Verord⸗ 
civilxechtlichen altes liefern. Sn | nung zu regeln fein. 
Straffachen wird die Berfaffung einer Die obligatorifche Beiziehung eines 
Anklage nebft Einfprud und ober | Advocaten (8. 13, Abfa 2) ent- 
exichtlichem Erkenntniſſe, die | fpringt dem nämlichen Gedanken, wie 
ng eines Urtheiles oder einer | die Aufnahme ber Anwaltspraxis in 
Richtigkeitöbeichwerde auf Grund eines | den Worbereitungsdienft. Bei dem 
vorgelegten Actes, allenfalls unter | Verhältniffe von Mitarbeiterfchaft, das 
Ergänzung durch eine Information zwiſchen diefen beiden Berufsftänden 
ins Ange zu faflen fein; in Eivil- | befteht und im mündlichen Proceſſe 
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Die Richteramtsprüfung ift ſowohl fchriftlid — durch eine 
rechtswiffenichaftlihe Hausarbeit und durch Claufurarbeiten 
eivil- und ftrafrechtlichen Inhaltes — als auch mündlih ab- 
zulegen, und follen durch diefe Prüfung nicht bloß die für den 
Dienst bei Livil- und Strafgerichten aller Inſtanzen nöthigen 
Kenntniffe jowie die erforderliche praftiiche Geſchäftsgeübtheit, 
fondern vorzugsweiſe auch die Fähigkeit des Candidaten zur ge- 
wandten und richtigen rechtlichen Beurtbeilung und Entjcheidung 
von Civil- und Straffällen erprobt werden. 


Den im Vorbereitungsdienfte ftehenden Berfoneu kann zur 
Fertigftellung ihrer Hausarbeiten für angemefjene Beit die Zu- 
theilung zu einem Gerichte bewilligt werden, an defien Site 
ſich genügende literarifche Hilfsmittel befinden. Bei der Ueber- 
reichung der Arbeit iſt ein Verzeichnis der benütten Schriften 
und zugleich die jchriftlihe Verſicherung beizufügen, daſs Die 





nur noch deutlicher fich offenbart, ift | dafs an vielen Orten für die Eandi- 
es von Wichtigkeit, vor Ertheilung der | daten gar keine wiflenfchaftlichen Hilfs- 
Befähigung zum Nichteramte das mittel beftchen, um diefe Arbeit liefern 
Votum des Anwaltes darüber zu , zu können, ferner, daſs gar feine 
hören, ob auch an dem gemeifen, wa8 Garantie beftehe, dafs fich ber Candidat 
die Parteien und Parteienvertreter vom : nicht fremder Hilfe bediene, und daſs 
Gerichte erwarten müflen umd ver⸗ ı e8 für die Prüfungscommiffionen ſehr 
langen dürfen, der Candidat für die : fehwer fein werde, geeignete Themata 
Ausübung des Nichterberufes reif fei. | aufzuftellen. In diefer Hinfiht war 
Bei Auswahl der zu Prüfungs- | sunähft Regierung und Ausſchuſs 
commiffären zu ernennenden richter- | Darüber einig, daſs, wie das ganze 
lichen Beamten ift die Zugehörigkeit ; Prüfungsweien, fo insbeſondere ber 
zum betreffenden SOberlandesgerichte | Verfuch mit den Hausarbeiten Gegen- 
keineswegs als wefentlihe Boraus- ſtand intenfivfter Einwirkung ſeitens 
fegung anzufehen. Es können au des Juſtizminiſteriums bilden müſſe. 
Ruͤthe von Gerichtshofen erſter In- | Unter der Vorausſetzung, daſs das 
ſtanz und für Wien auch ſolche des Juſtizminiſterium auf die Aufſtellung 
Oberſten Gerichts- und aifations- | geeigneter Themata Einfluſs nehmen 
hofes zu Commiffären ernannt wer: | Wird, ftimmte ber Ausſchuſs ſchließlich 
den. Dass jedoch Berfonen, deren | den geänderten Normen des 8.12 be- 
Amtsſitz vom Site des Oberlandeg- züglich der Hausarbeit zu, indem zwar 
gerichtes allzu entfernt ift und welchen betont wurde, daſs in vielen Fällen 
die Theilnahme an den Prüfungen fein befonderes Refultat zu erwarten 
daher Beichwerlichfeiten, Auslagen und ſei, jedoch zugleich die Erwartung aus- 
Störungen verurfachen würde, über: | geſprochen wurbe, daſs doch wieder 
haupt außer Betracht bleiben müffen, — — an Es — 
(dit. otive S. 14. en 
verſteht fich von jetoR a tive S. 14.) werben, fi Dernorsutkun ums eine 
höhere Qualification zu beweiſen. 
(A. B. ©, 8.) 


Bezüglid der Hausarbeit er» 
hoben fid) im Ausſchuſſe manmigfache 
Bedenken, Es wurde geltend gemadt, . 
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Hausarbeit ohne fremde Hilfe angefertigt und andere als die 
angegebenen Schriften dabei nicht benützt wurden. 

Das Thema der Hausarbeit iſt mit möglichſter Berück⸗ 
fihtigung der in den Uebungen (8. 10) behandelten Rechtsfragen 
zu wählen. 


2) Die Aufcultanten und Nechtspraftilanten, melde vor dem 
1. Sänner 1898 die Gerichtspraxis jchon angetreten haben, haben die 
Richteramtsprüfung nad den Borfchriften der f. V. v. 10. October 1854, 
R. G. B. Nr. 262, und nad) dem Tale v. 10. September 1885, R. ©. 8. 
Rr. 136 (fiehe bei Manz, VI. Bd Abth. S. 217 und 226), abzu⸗ 
legen. 8. 94, Abſ. 1. — Wenn die —** zur — 
gemäß den unter 3.2 bis 4 angeführten Bejtimmungen des 8.11.%. 
v. 11. Zuli 1898, R. G. B. Wer. 125 (bei 8. 4), auf Grund eines ab» 
gekũraten Vordereitungsdienfted erfolgt, iſt dieſe Prüfung gleichfalls nach 
den Vorſchriften der k. V. vom Sabre 1854 abzulegen. 
it 2 ass die J. * ®. v. 1. November 100, R. G. B. Nr. 182, 

ı 

* 13. Die Richteramtöprüfungen find am Site der Ober- 
landesgerichte abzuhalten.) Zu ihrer Vornahme ift vom Juſtiz⸗ 
minifterium bei jedem Dberlandesgerichte eine befondere Prüfungs- 


Same joN zu bilden, in welche der Präfident und —— 





die wohl nicht eführt zu — 
brauchen, nichts geändert na fo 
wünſchenswert e an und für ſich 

wäre, die Prüfungen, wie dies auch 
in Deutfchland der Fall it, alle am 
Sitze des FJuftizminiſteriums abhalten 
zu laſſen. Wichtig iſt es aber unter 


J 12. An ben Seftimmungen | 
der Regierungsvorlage über die | 
Rihteramtdprüfung wurden einige 
weſentliche Aenderungen gemakht. 
Bährend bie Regierung es im 8.7 
der Berordnung überlaſſen wollte, in⸗ 
wieweit Staats⸗, Finanz⸗ und Ver⸗ 





waltungs recht bei ber Richteramts⸗ 
prũfung auch einen Gegenſtand zu 
bilden —— bat ber Ausſchuſs tm 
Geſetze principiell I der daſs 
die wichtigſten Geſetze auf den ge⸗ 
naunten Gebieten jedenfalls Alk he 
gegenftand fein müfjen, während 

die näheren Beftimmungen über dei 
Umfang des Prüfungsfitoffes dem 
Berordnungswege zu überlaffen ſeien 
letzter Abſatz des 8. 13). (A. B. S. 8.) 


8. — Einen nicht unwichtigen 
enthãlt 8. 18 dadurch, daſs das 
Te in die einzelnen 
—— — eine Art Spe⸗ 
ealcommifjär entſenden kann. An ber 


heute beftehenden Regel, daſs die 
Brüfungen bei den Opberlandesgerichten 





abzulegen find, konnte aus Gründen, . 


Schauer, Geld. Ordg. 


allen Umftänden, daſs das Niveau 
der Ridteramtsprüfung in den 
verfhiedenen Oberlandesge— 
richtsſprengelneingleiches, und 
daſs aud die Ausbildung bed Richter- 
ſtandes überall eine gleiche fei. em 
Yuftizminifterium wird durch die ge- 
dachte Beftimmung ein Mittel in die 
gu gegeben, fi} nicht nur unmittel- 
ar von der Art der Abhaltung der 
Prüfungen Kenntmis zu verfchaffen, 
— auf dieſelbe auch unmittelbar 
einzuwirken. Das Dinifterium tft aber 
auch in den Stand gefett, verglei- 
chende Beobahtungen in verjcie- 
denen Sprengelun durch ein und den⸗ 
felben Commiſſär maden zu Taffen, 
wodurch der oben angegebene Zweck 


— — N rdert — 


wird. (A. B. S 
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des Oberlandesgerichtes und außerdem eine angemefjene Anzahl 
von Prüfungscommiffären zu berufen find. Zu Prüfungs- 
commifjären find richterliche und ſtaatsanwaltſchaftliche oder an- 
dere für gewiſſe Prüfungsfächer bejonders befähigte, dem Auftiz- 
dienfte angehörende Staatsbeamte und Advocaten und, falls ſich 
am Site des betreffenden Dberlandesgerichtes eine Univerfität 
befindet, auch Univerjitätsprofefloren zu beitelen. Außerdem 
fann der Suftizminifter ohne Rüdfiht auf ihren Wohnſitz auch 
andere geeignete Perſonen (insbefondere Mitglieder des Oberſten 
Gerichts- und Caſſationshofes, der Generalprocuratur, Beamte 
des Suftizminifteriums) zu Mitgliedern einer oder mehrerer 
Brüfungscommiffionen ernennen und zu einzelnen Prüfungen 
entjenden. 

Die mündliche Richteramtsprüfung erfolgt vor fünf Mit- 
gliedern der Prüfungscommilfion. Der Borlitende und ein 
Mitglied müfjen den zu Prüfungscommiflären ernannten richter- 
lihen Beamten, ein Mitglied den al3 PBrüfungscommiffären be- 
jtellten Advocaten entnommen werden. 

Die näheren Beitimmungen über die Abhaltung und Ein- 
richtung der NRichteramtsprüfungen, fowie die Gefchäftsordnung 
der Prüfungscommiffionen find vom Auftizminifter im Verord⸗ 
nungswege zu erlafjen.?) 

1) Die Brüfungsfachen find Präfidialfadhen, 8. 24, 8. 9, G. O. — 
Gegen bie Sulaffung aus Nichteramtsprüfung vor vollendetem 24. Lebens⸗ 


jahr (8. 5 f. Fat. v. 3. Mai 1853, R. G. B. Nr. 81, unter IX) befteht 
fein Anftand. 


2) Verordnung des Juſtizminiſters v. 1. November 1900, 
R. G. B. Nr. 182, betreffend die Rihteramtsprüfungen. Auf 
Grund der 88. 12 und 13 des Gejepes v. 27. November 1896, R. G. B. 
Nr. 217, womit Vorſchriften über die Befegung, innere Einrichtung und 
Geihäftsordnung der Gerichte erlaflen werden, wird im Einvernehnen 
mit dem Minifter für Cultus und Unterricht verordnet: 


Bildung der Prüfungscommifjionen. 


$.1. Bei jedem Oberlandesgerichte wird bie Prüfungscommilfion für 
die Richteramtsprüfungen vom Juſtizminiſter alljährlih im December 
für die Dauer des nächſten Jahres gebildet und erforderfichenfolls im 
Zaufe des Jahres ergänzt. Die a Bu haben 
Dan im November dem Suftizminifterium Vorſchläge über die Zahl 
er Prüfungscommiffäre und über die zu foldhen zu beftellenden Ber- 
ſonen — erſtatten. 
98 bi der jür die erfte Beitellung außer den Univerjitäts- 
profefjoren (8. 2) vorzujchlagenden Advocaten (8. 3) und Ben als 
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Srüfungscommiffäre in Ausficht genommenen Berjonen ($. 13 des Ge⸗ 
richtsorganiſationsgeſetzes) wird vom Suftizminifter den Oberlandes⸗ 
gerichten befanntgegeben. 

Su der Folge find außer den Univerfitätsprofefloren um die Hälfte 
ziehe Perſonen vorzufchlagen, als in die Prüfungscommiſſion auf- 
genommen werden jollen. 

Der Vorſchlag Hat auch die zu Stellvertretern des Vorfibenden zu 
ernennenden Brüfungscommifjäre zu bezeichnen. 

8. 2. Falls fih am Site des Oberlandesgerichte3 eine Univerfi- 
tät befindel, werden jämmtliche ordentlichen und außerordentlichen Pro⸗ 
iefforen des öfterreichifchen Livilrechtes, des Handeld- und Wechjelrechtes, 
des Sivilprocefle und Verfahrens außer Streitfadhen, ſowie des Straf- 
rechte3 und Strafprocefies, die fih zur Bornahme von Nichteramts- 
prüfungen bereit erflären, zu Prüfungscommillären beſtellt. 

Der Oberlandesgerichtäpräfident hat die Profefforen zur Erklärung 
über ihre Buftimmung einzuladen und die zuftimmenden Profefloren 
bei Erftattung des Vorſchlages dem Juſtizminiſter befauntzugeben. 

8. 3. Zum Bwede der Bezeichnung der Advocaten, die der Prü- 
fang beizuziehen find, hat der Oberlandesgnerichtspräfident die Vorſchläge 
der am Site des Oberlandesgerichtes befindlichen Advocatenkammer ein- 
zuholen. Die Advocatenlammer bat bis Mitte November die vom 
Dberlandesgerichtöpräfidenten angegebene Anzahl von Advocaten, die am 
Site des Dberlandesgerichtes wohnen, durch Wahl zu Prüfungs- 
commiflären vorzufchlagen und dem VOberlandesgerichtspräfidenten be- 
fanntzugeben. Nach Bedarf kann der Überlandesgerichtpräjident auch 
eine nicht am Sige des Oberlandesgerichtes befindliche Advocatenfammer 
auffordern, Adpocaten aus ihrem Kammerſprengel für die Beftellung zu 
Brüfungscommiffären vorzuichlagen. 

Sofern dies erforderlich ift, kann ein ergänzender Borichlag ein- 
geholt werden. 


Tarfreiheit der Richteramtsprüfung. 


8. 4. Für die Bornahme der Richteramtsprüfung haben die Be- 
werber Feine Zaren zu entrichten. Den Brüfungscommifjären jteht ein 
Anſpruch auf Gebüren für die Theiluahme an den Nichteramtsprü- 
fungen nicht zu. 


Befimmung der Prüfungscommiffäre für die einzelne 
Prüfung. 
8. 5. Die PEEAIRDSEDDA LUNG SE jür jede einzelne Richteramts- 
fung (8. 13, Abi. 2, des Gerichtsorganifationsgejeges) werden vom 
fandeögerichtöpräfidenten beftimmt. Hiebei find zugleich die Prü- 
fangscommiffäre zu bezeichnen, welche die fchriftlihen Aufgaben zu ftellen 
und zu begutachten — 
n jeder Prüfung iſt ein Advocat (8. 13, Abſ. 2, des Gerichts⸗ 
niſationsgeſetzes), und nach Thunlichkeit ein als Prüfungscommiſſär 
——* Univerſitãtsprofeſſor zu berufen. 
Falls der AYuftizminifter einen von ihm beitimmten Prüfungs- 
commifjär zu einzelnen Prüfungen zu eutfenden findet (8. 13 des Ge⸗ 
4*r 
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richtsorganiſationsgeſetzes), wird dies dem Oberlandesgerichtspräfidium 
vor der mündlichen Prüfung befanntgegebeu werden. In diefem Yalle 
hat der Oberlandesgerichtspräfident zn beitimmen, welcher der von ihm 
zur Prüfung berufenen Prüfungscommifläre ausznicheiden hat. 

. 6. Die Prüfungscommifläre, die hiezu beftimmt werden, find 
verpflichtet, die Aufgaben für die fchriftliche Prüfung zu ftellen, bie 
Arbeiten zu begutachten und fie nod) vor der mündlichen Prüfung dem 
dem PVorfigenden oder deſſen für die einzelne Brüfung berufenen Etell- 
vertreter zu überjenden. Den übrigen Srüfungscommiffären ftebt frei, 
noch vor der mündlichen Prüfung die fchriftliden Haus- und Klaufur- 
arbeiten zu leſen. 

Prüfungscommifläre, die verhindert find, an der mündlichen 
Prüfung theilzunehmen, haben die dem Oberlandesgerichtöpräfidium 
rechtzeitig mitzutheilen. 


Drt der Richteramtsprüfung. 

8. 7. In der Regel ift die Richteramtsprüfung am Site des 
Oberlandesgerichtes abzulegen, in deſſen Sprengel der Bewerber den 
Borbereitungsdienft beendet hat. 

Aus rüdfichtsmürbigen Gründen kann der Auftizminifter bie Ab- 
legung der Prüfung bei einem andern Oberlandesgerichte bewilligen. 


Bulajfuug zur Ridteramtsprüfung. 

8.8. Das Geſuch um Zulaflung zur Nichteramtöprüfung ift bei 
dem mit der Leitung des Vorbereitungsdienftes betrauten Präfidenten 
des Gerichtshofes, wenn aber der Bewerber nicht mehr im richterliden 
Borbereitungsdienfte fteht, bei dem Präfidenten des Gerichtshoſes erfter 
Inſtanz anzubringen, unter deffen Leitung der Bewerber zulekt im Bor- 
bereitungsdienfte ftand. Im Geſuche ift anzugeben, ob die Brüfung 
aud in einer der im Eprengel des Oberlandeögerichtes üblichen Yandes- 
ſprachen —— werben ſoll (8. 24, Abſ. 2). 

Das dl ift mit den Gefchäftäverzeichnifien und mit den Zeug⸗ 
niffen über die Leiſtungen im orbereitungsdienfte (8. 7 des Gerichts. 
organifationsgefeges) dem Oberlandesgerichtäpräfidenten ——— (8. 30 
der a vom 15. Auguft 1897, R. G. B. Nr. 192). 

Das Gefuh kann in den legten drei Monaten des dreijährigen 
Borbereitungsdienftes überreicht werden. 

Ueber die Richteramteprüfungen ift vom SOberlandesgericht3- 
ne ein Vormerk nad dem angefchloffenen Formular A*) zu 

alten. 

8. 9. Weber die Zulaſſung zur NRichteramtsprüfung enticheibet 
der Bräfident des Oberlandesgerichtes, in defien Sprengel der Bewerber 
den Borbereitungsdienft beendet hat. ' 

Gegen die Verweigerung ift binnen 14 Tagen die Beſchwerde an 
ben Suftizminifter Autaffe. 

Wenn die Richteramisprüfung am Site eines andern Oberlanbes- 
gerichtes abgelegt werden foll, hat der Oberlandesgerichtspräfident, falls 


*) Die Kormularien A und C wurden hier nicht abgebrudt. 
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er den Bewerber überhaupt zur Prüfung zuzulafien findet, bie Ent- 
iheibung Des a... über den Ort einzuholen, an dem die 


en an — 
Die Bulaffung zur NRichteramtsprüfung ijt zu verweigern, 
wenn * ‚Bee die dritte ſtaatswiſſenſchaftliche Stontspräfung noch 
hat, an wenn er den vorgeichriebenen Borbereitungs- 


dienft Pr — BD Volle hat * bis zum Tage der münd⸗ 
re Prüfung u — ——— haben wird, oder 
wenn der Bewerber er dem Inhalte der Zeugniſſe über feine Leiſt⸗ 


ungen im Vorbereitungsdienſte dieſen offenbar mit nicht genügendem 
Errolg zurüdgelegt hat. 


Schriftliche Rihteramtsprüfung. 
a) Rechtswiſſenſchaftliche Hausarbeit. 


8. 11. In der Ausfertigung des Beſchluſſes, durch die den Be- 
werber die Zulafjung zur Richteramtsprüfung befanntgegeben wird, ift 
ihm der Segenftand für die rechtswiſſenſchaftliche Hausarbeit zu bezeich- 
nen und zur Vorlage der Hausarbeit eine Friſt von zwei Monaten zu 
jepen. Das Thema wählt der Oberlandesgerichtspräfident oder der von 
ihm damit betraute EEE LURGSCOMEL NE. 

Das Hausarbeit ift mit möglichſter Berückſichtigung 2 
in den Uebungen le Nechtöfragen zu wählen ($. 12, Abf. 4 
des —— onsgeſetzes). 

en im ——— ſtehenden Perſonen Tann zur 

gertigfieltung ihrer Haudarbeiten für angemeliene Zeit die Zutheilung 

zu einem @erichte bewilligt werden, an deſſen Sie fich genügende lite- 

—*8* ———— befinden. 

Ueberreichung der Arbeit ift ein Verzeichnis der benübten 

—— vorzulegen — die ſchriftliche Verſicherung abzugeben, daſs 

die Hausarbeit ohne fremde Hilfe —— und andere als die im 

Verzeichnis genannten Schriften dabei nicht benützt wurden (8. 12, Abſ. 3, 
des ae a) 

13. äumt der Bewerber die Frift zur Vorlage der Haus- 
arbeit, jo gilt dies als Rücktritt von der Prüfung. Aus rüdjichts- 
würdigen Gründen ann die Frift zur Vorlage der Hausarbeit vom 
Oberiandesgerichtspräfidenten erfitedt werden. Gegen die Verweigerung 
ber Suite ung findet feine Veſchwerde ftatt. 

Wenn ein Bewerber während der nad) 8. 10 des Gerichts⸗ 
organi — veranftalteten Uebungen oder außerhalb dieſer 
—— eine le Arbeit geliefert hat, die als ein 

Arge a igleit anzuſehen ift, ein rechtswiſſen⸗ 

einig — r e Grundfägen juriſtiſch 
— — — ih gewandt zu behandeln, kann dieſe Arbeit als 
ERENTO KORTENDE Hausarbeit für die Richteramtsprüfung angenom- 


— m Geſuche um Zulaſſung zur Richteramtsprüfung muſs 
ansdrädlich die Bitte geftellt werden, dieſe Arbeit als Hausarbeit für 
die NRichteramtspräfung anzunehmen. 
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Die rechtswiſſenſchaftliche Arbeit ift in Reinſchrift oder in Drud 
nebft dem Berzeichniffe der benüsten Schriften und der in 8. 12, Abſ. 3, 
des Gerichtsorganifationsgefeged geforderten Berfiherung dem Gejuche 
um Bulafjung zur Richteramtsprüfung anzuschließen. 

. 15. Wenn die im 8. 14, Abf. 2 bezeichnete Bitte geftellt wird, 
hat der Bräfident des Gerichtähofes, bei dem das Geſuch überreicht wird: 
den richterlichen Beamten, der die Uebungen Iettete, an denen der Be⸗ 
werber theilgenommen hat, aufzufordern, die rechtswijjenichaftliche Arbeit 
zu begutachten. Diefes Gutachten ift mit dem Geſuche dem Oberlandes- 
gerichtSpräfidenten vorzulegen. 

Ehe der Oberlandesgerichtspräfident über die Annahme einer 
rechtswiſſenſchaftlichen Arbeit als Hausarbeit (8. 14) enticheidet, hat er die 
Arbeit einem Prüfungscommiflär zur Begutachtung zu übergeben. 

Wenn der Oberlandesgerichtöpräfident auf Grund der vorliegen- 
den Gutachten die Ueberzeugung gewinnt, daſs die vorgelegte Arbeit 
ihrem Zwecke nicht entipricht, it er Bewerber unter Abweiſung feines 
Begehrens zur Lieferung einer rechtswiſſenſchaftlichen Hausarbeit über 
ein vom Lherlandesgerichtspräfidenten geftelltes Thema zu verhalten, 
andernfalls iſt die rehtswillenfchaftliche Arbeit, unbefchadet ihrer Beur- 
theilung durch die Prüfungscommiſſäre, mit der Wirkung anzunehnen, 
daſs der Bewerber eine neue Hausarbeit nur zu liefern hat, wenn die Brü- 
fung als nicht beftanden anzufehen iſt und die Commiſſion den Be— 
FEN Lieferung einer neuen Hausarbeit nicht zu befreien 

ndet (8. S 

Gegen die Entiheidung des Oberlandeögerichtspräfidenten findet 

feine Beſchwerde Statt. 


b) Elaufurarbeiten. 


8. 16. Nach rechtzeitiger Vorlage der Hausarbeit oder, wenn bie 
mit dem Geſuche um Zulaſſung vorgelegte rechtswiſſenſchaftliche Arbeit 
für die Prüfung angenommen wird &. 14), zugleich mit dem bezüglichen 
Beichluffe beitimmt der DOberlandesgerichtöpräfident Die Tage für bie 
Claufurarbeiten und für die mündliche Prüfung. 

8. 17. Die Slaufurarbeiten find an zwei verfchtedenen Tagen an- 
zufertigen; hiezu ift dem Bewerber jedesmal die Zeit von 9 Uhr morgens 
bis 7 Uhr abends zur Verfügung zu ftellen. 

Die fchriftliche Prüfung tft in den Amtsräumen und unter Auf- 
fiht eines Beamten des Lberlandesgerichtes abzulegen; fie fann von 
mehreren Bewerbern zu gleicher Beit abgelegt werden. Bei der 
ihriftlichen Urbeit Tann der Bewerber die amtlichen Drudjorten und die 
in der Bibliothek des Oberlandesgerichtes vorhandenen literarifchen Be⸗ 
eh mit Ausnahme der Sammlungen von age Lay und aller 

ten von Formularienbüchern und Mufterbeifpielen von Entſcheidungen 
benügen. Jede andere Beihilfe, jomwie Unterredungen der Bewerber 
untereinander oder mit anderen Perjonen find untertagt. 

8. 18. Zur fohriftlihen Claufurarbeit ftrafrechtlihen Inhaltes 
ift dem Bewerber entweder die Verfafjung einer Anklageſchrift auf Grund 
der Acten, allenfall3 nebſt Einipruh und oberlandesgerichtlihem Er- 
fenntnis oder die Verfaflung eines Urtheiles auf Grund der vorgeleg- 
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ten, wenn nöthig durch eine Information über die Ergebniffe der Haupt- 
verhandlung ergänzten Acten oder die Ausarbeitung einer Nichtigleits- 
oder eines Wiederaufnahmebeichlufjes aufzutragen. 

8. 19. Für die jchriftlihe Prüfung civilrechtlichen Inhaltes find 
dem Bewerber die Acten eines Rechtsitreites zur Verfaſſung eines Ur- 
theife3 oder Endbeſchluſſes oder Erecutionsacten zur Berfafjung des Be- 
khiufles über die Vertheilung der sin oder zur Berfaflung 
aned Meiftbotvertheilungsbeichluffes oder des Beſchluſſes über die Ber- 
teilung des Berlaufserlöjed vorzulegen. 

8. 20. Die jchriftliche Prüfung ftrafe und civiltechtlihen In⸗ 
haltes kann auch fo eingerichtet werden, daſe dem Bewerber zur Pflicht 

macht wird, die aus einem verwidelten Sachverhalte fich ergebenden, 
fir die ftraf- oder civilgerichtlicde Rechtsverfolgung wichtigen Fragen 
zu bezeichnen und unter ausführlicher Darlegung der Gründe zu beant- 
worten, Die für die nach Anficht des Bemwerbers richtige juriftiiche Auf- 
fafjung des Rechtsfalles fprechen. 

2 21. Acten der Gerichtshöfe und Bezirkägerichte in Civil- und 
Strafjadhen, die äußerlich wenig umfangreid And, und doch NRechtsfälle 
enthalten, deren richtige Beurtheilung gute juriltiiche Kenntniffe, fichere 
Auffafiung und Scharflinn vorausjegt, find nach endgiltiger Erledigung 
der Sache zu Prüfungszweden dem Uberlandeögerichtspräfidium vor- 

legen. 

e 8. 22. Nah Ablauf der zur Claujurarbeit bejtimmten Beit ijt 
die Arbeit ohne Rüdficht auf ihre Vollendung bem Bewerber abzunehmen. 
Die abgegebene oder abgenommene Arbeit ift von dem die Auflicht 
führenden Beamten zn hefteu und zu ein und, mit der Angabe der 
jur tbeitung verwendeten Beit verjehen, dem zur Prüfung der Ar- 
beit beſtimmten Brüfungscommiffär zuzujenden. 

Mündlihe Brüfung. 

8. 23. Die mündlichen Prüfungen find bei den Oberlandesgerichten 
in Wien, Prag und Lemberg viermal, bei den übrigen Oberlandes- 
gerichten dreimal im Jahre abzuhalten und nad Thunlichkeit derart 
anzuordnen, daſs die Prüfungen mit ollen Bewerbern in aufeinander: 
folgenden Tagen durchgeführt werden. 

Die Termine, an denen hienach Prüfungen abgehalten werben, 
find im voraus vom Präfidenten des neun zu beftimmen, 
allen Gerichten des Sprengeld hr und durch die Zeitungen 
befanntzumachen. Eine Aenderung diefer Termine iſt in gleicher Weije 
zu verlautbaren. 

Bor jedem Prüfungstermine ift ein Verzeichnis der zu prüfenden 
Bewerber mit der Angabe der für die mündliche Prüfung beftinmten 
Tage dem Zuftizminifterium einzufenden. 

8. 24. Die mündlide Prüfung bat mit jedem Bewerber zivei 
Stunden zu dauern. Die gleichzeitige Vornahme der Prüfung mit zwei 
Bewerbern ift zuläflig; die Brüfung ift in foldem alle insgefammt auf 
drei Stunden auszudehnen. 

Mit Bewerbern, die nebft der bei dem Oberlandesgerichte üblichen 
Geſchaͤftsſprache auch einer der im Sprengel des Oberlandesgerichtes 
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üblichen Landesſprachen kundig find, ift die Prüfung auf ihr Verlangen 
zum Theil auch in dieſer Sprache vorzunehmen. 

8. 25. Die Richteramtsprüfung hat fi) auf alle Zweige der Civil⸗ 
ne — zu erſtrecken (8. 12 des Gerichtsorganiſations⸗ 
eſetzes). 

s Die im Gebiete des Staatd-, Yinanze und Verwaltungsrechtes er- 
Iafienen Normen, welche für die richterliche Rechtsiprechung wichtig und 
deshalb bei der Richteramtsprüfung zu berüdjichtigen find, werden durch 
das dieſer Verordnung angeſchloſſene Verzeichnis B bezeichnet. 

Das Verzeichnis wird nad Erfordernis durch Verordnung er- 
gänzt werden. 


8. 26. Bei der mündliden Prüfung it foweit als möglich zu 
erforfhen, ob der Bewerber den ganzen Prüfungsftoff beherriht. Durch 
eine größere Anzahl von ragen, die fi auf verfchiedene Rechts⸗ 
gebiete erftreden, ift nicht bloß der Befi der für den Dienft bei Eivil- 
und Strafgerihhten aller Anftanzen nöthigen Kenntniffe und der erfor- 
derlichen praftifchen Geſchäftsgeübtheit, jondern vorzugsweiſe auch die 
Fähigkeit de8 Bewerber zur gewandten und richtigen rechtlichen Be⸗ 
urtheilung und Entſcheidung von Civil⸗ und Stealfällen zu erproben 
(8. 12, Abf. 2, des Gerichtsorganiſationsgeſetzes). 

Auf bloßes Gedaächtniswerk ilt fein Gewicht zu legen, es find jedoch 
für die praftiihe Anwendung wichtige Beitimmungen auch in ihren 
Einzelheiten zu prüfen. Sedenfalls tft zu verlangen, daſs der Bewerber 
die ar die praftiiche Rechtsanwendung maßgebenden Beltimmungen im 
allgemeinen zu bezeichnen und die entfcheidenden Stellen alsbald zu 
finden vermag. 

8. 27. Der Borfigende kann ragen ftellen, die übrigen Commij- 
jionsmitglieder haben fich in der vom Borfigenden beftimmten Reihen- 
folge an der Frageſtellung zu betheiligen. 

In der Regel hat jeder Prüfungscommillär ein beftimmtes Sach 
u prüfen. Die Fächer, die jeder Prüfungscommiflär zu prüfen hat, 
—X entweder vom Oberlandesgerichtspräſidenten ein- für allemal oder 
vom Borfitenden bei Mittheilung der Einladung zu beftimmen. Hiebei 
ift auf die Wünſche der Prüfungscommifjäre Bedacht zu nehnten. 
Univerfitätsprofefjoren haben in der Negel ihr Nominalfach zu prüfen, 
andere PBrüfungsfächer können ihnen nur mit ihrer Zuftimmung zuge- 
wiejen werden. 

Prüfungdergebuis. 

8.28. Das Prüfungsergebnis wird mit der Note: 

1. ausgezeichnet, 

2. jehr gut, 


3. gut, 
oder, wenn die Prüfung als nicht beftanden erachtet wird, mit der Note 
4. ungenügend 
bezeichnet. 
8.29. Zedem Commiflionsmitgliede, auch dem Vorſitzenden, fteht 
eine Stimme zu. Die Prüfungscommifläre ftimmen nad) der alpba- 
betifchen Reihenfolge ihres Namens ab, jedoch gibt der Borfitende feine 
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Stimme zulegt und ein vom Aujtizminifter zu der einzelnen Prüfung 
—— PENINROSEOMLINAE feine Stimme unmittelbar vor dem Vor⸗ 


ab. 

Der Beſchluſs wird nad der abjoluten Stimmenmehrheit gefajst. 
Znerft wird über die Frage, ob die Prüfung beftanden jei, hierauf über 
die Rote abgejtimmt. 

8. 30. Yalls die Prüfung als nicht beftanden anzufehen tft, Hat 
die Commiſſion dur Stimmenmehrheit zu beichließen, nad) welcher Beit 
ich der Bewerber der Prüfung neuerlich unterziehen Tann. 

Die Zurüdmweifungsfriit darf nicht weniger als drei Donate und 
nicht er als ein Sahr betragen. 

8. 31. Im Falle der Zurüdweifung ift die Prüfung neu abzulegen. 

Wenn jedoh die PBrüfungscommilfion die rechtswiſſenſchaftliche 
Hausarbeit für genügend erachtet, tft der Bewerber von der Lieferung 
einer neuen rechtswiſſenſchaftlichen Hausarbeit für die wiederholte Prüfung 
bejreit. Dies ift ihm bei der Bekanntmachung der Burüdweifung mit« 
zutheilen. 

Entipricht der Bewerber auch bei der wiederholten Prüfung nicht, 
jo ift Died vom Jujtizminifter anzuzeigen (8. 14, Ubi. 2, des Gerichts- 
organiſationsgeſetzes). 

Prüfungszeugnis. 


8. 32. Das Zeugnis über die mit Erfolg abgelegte Richteramis- 
prüfung wird von dem Oberlandeögerichtspräfidium nad) dem Beſchluſſe 
der Prüfungscommiffion auögefertigt und mit dem Amtöfiegel des Ober- 
ge berieben. 

dem Zeugnifie ift zu beftätigen, in welcher Zandesiprache außer 
der beim Oberlandesgerichte üblichen Geſchäftsſprache der Bewerber zur 
Geſchaͤftsführung geeignet befunden worden ift. 


Brüfungsprotofolt. 

8.33. Ueber die Prüfung ift ein Protokollbuch nah dem ange- 
ſchloſſenen Mufter C*) zu führen. Die einzelnen von den Prüfungs- 
commiflären gefellten Fragen find nicht zu verzeichnen. Ein Schrift- 
führer ift zur Prüfung nicht beizuziehen. 

Schluſsbeſtimmung. 

8. 34. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung 
in Wirkſamkeit. 9 

Die Präfidenten derjenigen Oberlandesgerichte, in deren Sprengel 
wegen des obwaltenden Nichtermangel3 im Laufe des nächiten Jahres 
die Zulaſſung Aue Richteramtsprüfung voraussichtlich ausſchließlich nach 
Maßgabe der fatjerlihen Verordnung vom 11. Juli 189%, R. ©. 8. 
Rr. 125, erfolgen wird und demzufolge die Richteramtsprüfungen aus» 
Katie Btich nad) den Borfchriften der fatjerlichen Verordnung vom 10. October 

A, R. G. B. Nr. 262, vorzunehmen fein werden, haben unter Dar- 
legung ber bezüglichen Berhättniffe binnen vierzehn Tagen nah Kund- 
machung diefer Berorbnung dem Zuftizminifterium den Antrag zu ftellen, 


*) Die Formularien A ımb C mwurben bier nicht abgebrudt. 
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daſs von der Bildung der Prüfungscommifjion in Gemäßheit der Vor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung für das nädjite Jahr Umgang genommen 


werde. 
Verzeichnis B. 
Berzeichnis — — 
der im Gebiete des Staats-, Finanz- und Verwaltungs— 
. rechtes erlaffenen Normen, welche für die rihterliche Rechts— 
fprehung widtig und deshalb bei der Rihteramtsprüfung 
zu A find. (8. 12 des Geridht3organijationg- 
gejetes, 8. 25 der Berordnung des Auftizminifters vom 

1. November 1900, R.G. 3. Nr. 182.) 


Vorbemerkung: Die dem Gebiete des materiellen und formellen 
Civil» und Strafredhtes angehörigen Nebengefee, wie z. B- die Ehegefebe, 
das Raten» und Nothwegegeſetz, das Prejsgejeb, das Geſetz über das 
Coalitionsrecdht, Waffenpatent, das Landftreicher-, Trunlenheits-, Wucher- 
und Thierfeuchengefeg, die Mititärjurisdictionsnorm, Advocaten⸗ und 
Rotariat3ordnung und andere mehr, find im Verzeichniſſe nicht an- 
geführt. Derlei Nebengefege bilden als Beftandtheil des materiellen und 
formellen Civil- und Strafrehte8 ohne ausdrüdliche Anführung einen 
Gegenſtand der Richteramtsprüfung. 


I. Staatsrecht. 


Kaiferlihes Patent vom 1. Jänner 1860, R. G. B. Nr. 3, 
betreffend die Kundmachung der Geſetze und Verordnungen. 

Geſetz vom 3. October 1861, R. G. B. Nr. 98, in Betreff 
der es au und Unverantwortlichteit der Mitglieder des Reichs⸗ 
rathes und der Landtage. 

Gejet vom 5. März 1862, R. G. B. Nr.18, womit die grund- 
ipllhen Beſtimmungen zur Regelung des Gemeindeweiend vorgezeichnet 
werden. 

Geſetz vom 27. October 1862, R. G. B. Nr. 87, zum Schuhe 
der perfönlichen Freiheit. 

Geſetz vom 27. October 1862, R.G.B. Nr. 88, zum Schube 
des Hausrechtes. 

Gele vom 3. December 1863, R.G. B. Nr. 105, betreffend 
die Negelung der Heimatsverhältniffe. 

Geſetz vom 25. Juli 1867, R. G. B. Nr. 101, über die Ber- 
antwortlichfeit der Minifter. 

Geſetz vom 21. December 1867, R. G. 3. Nr. 141, womit 
das Grundgeje über die Reichsvertretung vom 26. Februar 1861 ab- 
geändert wird. 

Staatdgrundgejet vom 21. December 1867, R. G. B. 
Nr. 142, über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger. 

Stantsgrundgejeg vom 21. December 1867, R. G. 8. 
Nr. 143, über die Einfegung eines Reichsgerichtes. 

Staatögrundgejeg vom 21. December 1867, R. G. B. Nr. 144, 
über die richterliche Gewalt. 

Staatsgrundgeſetz vom 21. December 1867, R. G. B. Nr. 145, 
über die Ausübung der Regierungs⸗- und Vollzugsgewalt. 
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Geſetz vom 21. December 1867, R. G. B. Nr. 146, betreffend 
die allen Ländern der öfterreichifchen Monarchie gemeinfamen Angelegen- 
heiten und die Art ihrer Behandlung. 

Geſetz vom 18. April 1869, R. G. B. Nr. 44, betreffend die Orga⸗ 
niſation des Reichsgerichtes, das Verfahren vor demſelben und die Voll⸗ 
ziehung ſeiner Erkenntniſſe. 

Geſetz vom 5. Mai 1869, R. G. B. Nr. 66, womit auf Grund 
des Artilel3 20 des Stantögrundgefehed vom 21. December 1867, R. G. B. 
Rr. 142, die VBefugniffe der verantwortlihen Regierungsgewalt zur 
Verfügung zeitweiliger und örtlicher Ausnahmen von den beftehenden 
Gefegen beitimmt werden. 

Gejeg vom 10. Juni 1869, 9. G. B. Pr. 113, über bie 
u von Gefegen und Verordnungen durch das Reichs⸗ 
gejegblatt. 

Geſetz vom 6. April 1870, R. G. B. Nr. 42, zum Schube des 
Brief- und Schriftengeheimnifies. 

Geſetz vom 7. Mai 1874, R. G. 8. Nr. 50, wodurch Beftim- 
mungen zur Regelung der äußeren Rechtsverhältniſſe der Tatholifchen 
Kirche erlafien werden (88. 29, 31, 32, 33, 34 und die Boricriften 
über das kirchliche Vermögensrecht 88. 38 ff. bis 59). 

Geſetz vom 22. November 1875, R. G. B. Nr. 36 ex 1876, 
betreffend die Erridtung eines Berwaltungsgerichtshofes. (Vorſchriften 
über die Zuftändigfeit 88. 1 bis 4.) 

Geſetz vom 5. December 189, R. G. B. Nr. 222, wodurch 
einige Beitimmungen des Gejeßes vom 3. December 1863, R. G. B. 
Rr. 105, betreffend die Megelung der Heimatsverhältniffe abgeändert 


werben. 
DO. Finanzredt. 


Grundzügedestaiferlihen Batentespom 9.Februar 1850, 
R. G. B. Nr. 50, Gebürengefeb, und der nachträglich zu Demjelben ver. 
fautbarten Gejebe und Berordnungen, ne unbere faiferlihe Ber- 
ordnnng vom 26. December 1897, R. G. B. Nr. 305, betreffend die 
Abänderung einiger geſetzlicher Beftimmungen über Gerichtögebüren, und 
PRiniftertalverordnung vom 28. December 1897, R. G. 8. 
Kr. 306, zur oe der Taiferlichen Verordnung von 26. De- 
cember 1897, 8.8.8. Nr. 305, ferner Latferlihe Verordnung 
vom 16. Auguft 1899, R. G. B. Nr. 158, betreffend Gebüren von 
Bermögensübertragungen, Minifterialverordnung vom 2. Sep- 
tember 189, R.G. B. Nr. 171, zur Durchführung der Zaiferlichen 
Berordnung vom 16. Auguſt 1899, R. G. B. Nr. 158. 

Miniiterialverordnung vom 26. December 1897, J. M. V. B. 
Rr. 49, betreffend die Mitwirkung der Gerichte bei der Bemeflung der 
Gebüren. 

IH. Berwaltungsredt. 

Hoftanzleidecret vom 26. September 1844, J. G. ©. Nr. 832, 
Regulativ für die Bildung, Einrihtung und Ueberwahung der Spar- 
** (Beſtimmungen über die Einlagebücher, über die Verjährung, über 
Veſchwerden und über die Aufſicht über Sparcafien, $8.13—18, 26, 27). 
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Railerlihes Patent vom 7. März 1849, R. ©. 8. Nr. 154, 
über das Jagdrecht. 

—— bes kaiſerlichen Patentes vom 26. Ro- 
vember 1852, R. G. B. Nr. 253, Vereinsgeſetz. 

Grundzüge des kaiſerlichen Barentes vom 3. De- 
cember 1852, R. G. B. Nr. 250, betreffend ein neues Forſtgeſetz. 

Raiferlihe Verordnung vom 20. April 1854, R. G. B. 
Nr. 96, modurd eine Vorſchrift für die Bollftredung der Verfügungen 
und Erfenntniffe der landesfürſtlichen ‚politiichen nnd polizeilichen Ve⸗ 
hörden erlajjen wird. 

Minifterialverordnung vom 15. Februar 18685, R. G. B. 
Nr. 31, womit eine gejegliche Vorſchrift gegen Thierquälerei erlaſſen wird. 

Mintijterialverordnuung dom 3. April 1855, R. G. 8. 
Nr. 61, betreffend Die Suftänbigteit zur Verhandlung und Enticheidung 
über Polizetübertretungen und dad Verfahren. 

Minifterialverordnung vom 30. September 1857, R. G. B. 
Nr. 198, womit eine allgemeine Vorſchrift für die Beftrafung jener ge- 
ringeren Gejegesübertretungen befannt gemacht wird, für welche weder 
in dem allgemeinen Strafgejeße noch in beionderen Verordnungen Die 
Strafe bentefjen tft. 

Minifterialverordnung vom 5. März 1858, R. ©. 8. 
Nr. 34, womit Borjchriften über das Verfahren in den zur politifchen 
Umtshandlung gehörigen Uebertretungsfällen erlaflen werden. 

Minifterialverordnungvom 13. $uni 1858, R. G. B. Nr. 95, 
betreffend die Erforderniſſe und den Nachweis des ——— Beſtandes 
— Orden und Congregationen, ſowie die Bedingungen, wel 
ei Abſchließung von Rechtsgeſchäften für dieſelben zu beobachten ſind. 

Grundzüge des FON SELLDen Bateutes dom 20. De- 
cember 1859, R. G. 8. Nr. 227. Gewerbeordnung, fammt den nach⸗ 
träglih verlautbarten Gefegen und Verordnungen, und zwar die Vor⸗ 
jhriften über den Anwendungsbereich der Gewerbeordnung (Artikel V 
Kundmahungs-Patent), Eintheilung der Gewerbe, Ertheilung der Ge⸗ 
lee zu Betriebdanlagen, Eingeif in die Rechte auf die gewerb- 
liche Bezeichnung, Vorſchriften über die Stellvertreter oder Pächter der 
Gemwerbetreibenden, Hebergang der Gewerbe, die Vorfchriften über das 
en Hilfsperfonal (VI. Hauptftüd), Vorſchriften über die Zu- 

ndigfeit. 

Kaiferlihe Verordnung vom 29. November 1865, R. G. B. 
Nr. 127, über die Zulaſſung ansläudiiher Actiengefellihaften und 
Sommanditgejellihaften auf Actien mit Ausſchluſs von Verſicherungs⸗ 
gejellichaften zum Geſchäftsbetriebe in Oeſterreich. 

Geſetz vom 15. November 1867, R. G. B. Nr. 134, über das 
Vereinsrecht. 

Geſetz vom 15. November 1867, R. G. B. Nr. 135, über das 
Berfammlungsredt. 

Geſetz vom 19. Mai 1868, R. G. B. Nr. 44, betreffend die 
Einrichtung der politifchen Verwaltungsbehörden. 

Geſetz vom 29. Juni 1868, R. G. 8. Rr. 85, beireffend die 
Organifirung der Handels- und Gewerbelammern. 
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Gejey vom 30. Mai 1869, R. G. B. Nr. 93, betreffend die 
der Neichögejeggebung vorbehaltenen Beftimmungen bes Waflerrechtes. 

Geſetz vom 27. Zuli 1871, R. G. B. Nr. 88, betreffend die 
Regelung der polizeilichen Abſchaffung und des Schubweſens. 

Geſetz vom 15. April 1873, R. G. B. Nr. 52, beireffeud die 
Einrichtung der politifchen —— bebörben. 

Gejeg vom 18. Februar 1878, R.G. B. Nr. 30, betreffend die 
Enteignung zum Ywede der Herftellung und des Betriebes von Eifenbahnen. 

Grundzüge des Geſetzes vom 25. April 1885, R. G. 8. 
Nr. 58, betreffend die Negelung der Fiſcherei in ben Binnengemäffern. 

Geſetz vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, betreffend die 
Bwangearbeits- nud Befferungsanitalten. 

Geſetz vom 238. December 1887, R. G. B. Nr. 1 ex 1888, 
betreffend die Unfallverfiderung der Arbeiter (Unzuläffigfeit der Ere- 
cution auf Entichädigungsforderungen, 8. 43, Haftung der Betriebs⸗ 
unternehmer und dritter Berfonen für Unfälle, 88. 45 bis 47). 

Grundzüge derMiniſterialverordnung vom 10.April 1889, 
R. G. B. Nr. 47, womit nähere Beſtimmungen über die Schiedsgerichte 
ber Unfallverſicherungsanſtalten getroffen werden (Bildung, Zuſtändigkeit 
und Erecution). 

Grundzüge der Miniiterialverordnung vom 11. Sep- 
tember 1889, R. G. B. Nr. 149, wonmtt. nähere Beftimmungen über 
die Schied3gerichte der Bruberladen getroffen werben (Bildung, Buftän- 
digkeit und Execution). 

Geieg vom 6. Jänner 1890, R. G. B. Nr. 19, betreffend den 
Markenſchutz. 

Geſetz vom 11. Mai 1894, R. G. B. Nr. 126, betreffend die 
grundbücherliche Abtrennung von Grundfiüden zu Zwecken öffentlicher 
Straßen oder Wege, ferner zu Bweden einer im öffentlichen Interefie 
unternommenen Inge behufs Leitung oder Abwehr eines Gewäſſers. 

Geſetz vom 30. Inli 18%, R.G. B. Nr. 108, womit das Ge⸗ 
jeg vom 6. Jänner 18%, R. G. B. Nr. 19, betreffend deu Markenſchutz, 
ergänzt, beziehungsweile abgeändert wird. 

Geſetz vom 26. December 189%, R. G. B. Nr. 197, betreffend 
das Urheberreht an Werfen der Literatur, Kunft und Bhotographie. 

Geſetz vom 16. Känner 18%, R. G. B. Nr. 89 ex 1897, be- 
Fl den Verkehr mit Lebensmitteln und einigen Gebrauchsgegen⸗ 

nden. 
— Geſ elle 11. See a R. G. B. Nr. 30, betreffend den 
Schuß Don n en tgeſetz). 

— vom 9. März 1898, R.G. B. Nr. 41, 

betreffend die Dienſtesinſtruction für die k. k. Finanzprocuraturen. 


6.14. Candidaten, die bei der Richteramtsprüfung für nicht 
befähigt erklärt werden, können die Prüfung einmal wiederholen. 


— 





8. 14. Die Vorſchrift des 8. 14 | gewifienhafter Vorbereitung aneifern, 
über die Folgen einer Reprobtrung | ohne daſs die Möglichkeit, befonderen 
dürfte die Candidaten zu ernfter mid nachfichtswirdigen perjönlichen Ber- 
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Gegen Aufceultanten, welche die Richteramtsprüfung nicht 
innerhalb eines Sahres nach Beendigung des Borbereitung- 
dienftes ablegen oder welche auch bei der wiederholten Prüfung 
nicht für befähigt befunden werden, kann vom Juſtizminiſter 
auf Antrag des Oberlandesgerichtspräfidenten die Dienftentlafjung 


ausgefprochen werden. 


$. 15. Perfonen, die vor ihrem Eintritt in den richter- 
Iihen Vorbereitungsdienft bereit3 bei einer landesfürftlichen 


hältniffen Rechnung zu tragen, voll» 
ftändig außgefchloffen iſt. Welcher 
— vor Zulaſſung zur Wieder⸗ 
olung der Prüfung verfließen müſſe, 
wird durch Verordnung beſtimmt 
werden. Gegen Auſcultanten, welche 
die Richteramtsprüfung nicht innerhalb 
eines Jahres nach Beendigung des 
Vorbereitungsdienſtes ablegen, ſowie 
gegen Candidaten, welche auch bei 
wiederholter Prüfung nicht für be— 
fähigt befunden wurden, ſoll im Ein⸗ 
klange mit dem geltenden Rechte vom 
Juſtizminiſter die Dienſtesentlaſſung 
ausgeſprochen werden können, da 
ſolche Candidaten ſich nicht weiter für 
den Juſtizdienft eignen. 

Die fürmlihe Entlaffung, durch 
welche die im Vorbereitungsdienfte zu⸗ 
gebrachte Dienftzeit die Anrechenbarkeit 
verliert, Tann vermieden werden, in⸗ 
dem fich ſolche Candidaten bereit er» 
Mären, etwa in die Gerichtskanzlei als 
Beamte einzutreten oder in einen an« 
deren Zweig des Öffentlichen Dienftes 
überzutreten. Bor Entlaffung wird 
ihnen daber diefer Entſchluſs, durch 
den fie unter Berzicht auf die richter» 
lihe Laufbahn im Staatsdienfte fich 
erhalten können, im Wege einer ent- 
fprehenden Aufforderung nahe zu 
legen fein. Die Oberlandesgericht3- 
präfidenten werden dem Juſtizminiſter 
darüber jeweils Anzeige zu erftatten 
haben, wenn bei einem Richteramts⸗ 
candidaten ihres Sprengel3 gemäß 
8. 14, Abf. 2 die Borausfegungen 
der Dienftesentlaffung vorliegen. (Mo⸗ 
tive &. 14.) 


An Stelle des vom Permanenz⸗ 
ausſchuſſe neu formulirten 8. 14 
wurde die Faſſung der Regierungs⸗ 





vorlage ($. 9) wieder bergeftellt. Da- 
durch wollte der Auffaffung des Ber- 
manenzausſchuſſes Teinedivegd ent- 
ar werden; man Wwar im 
egentheile der Meinung, daſs es ſich 
von felbft verſtehe, daſs man Eanbi- 
daten, die das zweite Mal die Prü- 
fung nicht beftehen, den Webertritt in 
die Gerichtskanzlei oder eine anderc 
Stantsanftellung ermöglichen werde, 
fowie ferner, daſs Aufcultanten, die 
in der vorgefchriebenen Friſt die Prü- 
fung nit machen, eine Erftredung 
berjelben vom Oberlandesgerihtäprä- 
fidenten jelbftverftänblich erhalten wer- 
den, wenn fie Krankheit, tlien- 
verhältniffe oder andere triftige Gründe 
vorbringen können. Die Faffung ber 
Regierungsborlage tft ebenfalls facul- 
tativ, und es ſchien dabei überflüffig, 
beifpielswetfe einige Gründe im Geſetze 
anguführen, aus denen die Erftredung 
des Prüfungstermine ohnehin ftatt- 
haben wird. (Gem. Ber. ©. 3.) 


$. 15. Sachliche und Billig- 
feitögründe ſprechen dafiir, eine bei 
ftaatlihen Verwaltungsbehörden oder 
bei einer Finanzprocuratur vor dem 
Eintritte in ben richterliden Vor⸗ 
bereitungsbienft zurüdgelegte Praris 
in den Vorbereitung3dienft einzurechnen 
(8.15). Um aber der fpecififch richter- 
lihen Ausbildung in allen Fällen bie 
erforberlide Minimalzeit zu fichern, 
wird die Einrehnung in ben Bor» 
— auf ein halbes Jahr 
beſchränkt; andernfalls wäre zu be 
forgen, daf8 der Candidat mit den 
gerichtlichen Geſchäften minder ver» 
traut zur Prüfung fchreitet. Berfchie- 
den von der Einrechnung in ben Bor- 
bereitungsdienft ift die Anrechenbar⸗ 





Gerichtspraxis. 63 


politiihen Berwaltungs- oder Finanzbehörde, bei einer Finanz: 
procuratur, als Notariatscandidat in einer Notariatslanzlei oder 
als Aovocaturscandidat in einer ſolchen Advocaturskanzlei in 
Berwendung geftanden find, in welcher ein Theil des Bor- 
bereitungsdienfte3 vollftredt werden kann (8. 11), ift die da— 
ſelbſt thatfächlich zurüdgelegte Dienftzeit bis zur Gejammtdauer 
eine® halben Jahres (8. 5)') in den Worbereitungsdienft 
einzurechnen, fall3 fich lebterer ohne Unterbrehung an die 
Berwendung bei der PVerwaltungsbehörde, bei der Yinanz- 
procuratur oder in der Kanzlei des Notard oder Advocaten 
anſchließt. 

Die Zeit des richterlichen Vorbereitungsdienſtes?) wird, wenn 
fie ununterbrochen ift und fih an diejelbe eine nach den be- 
ftehenden Borjchriften anrechenbare Dienftleiftung unmittelbar 
anfchließt, vom Tage des geleifteten Gelöbnifjes?) an bei Be- 
mefjung der Ruhegebür angerechnet. 

1) Aus dem Borbereitungsdienfte entfällt in ſolchem alle das 
nach 8. 17 der M. ®. über den richterlichen Borbereitungsdienft (fiehe 
bei 8. 5) für die Verwendung bet der Finanzprocuratur oder in einer 
Advocaturslanzlei beitimmte halbe Jahr. Wegen Anrechnung der in 
einer Advocaturs⸗ oder NRotariatsfanzlei oder bei einer Finanzprocuratur 
ee Dienftzeit in den re —— — ſiehe 

v. 11. Juli 1898, R. G 125 (bei 8. 4 

2) Auch die vor Antritt des Borbereitungsdienftes @. 1 M. B. 
über den richterlichen Vorbereitungsdienſt) — Gerichtspraxis, 
8. 17, Abſ. 2, 8.0.8. u nd $.1, Ubf. 2, der cit. — Hinſichtlich 
der vor a Der Birkfamfeit dieſes Geſetzes a Praxis 


8. 
2) Siehe $. 16, Abi. 2. Der Tag des Gelöbniljes wird im Ber- 
fonalftandesausweife erfichttich gentacht. 


Gerichtspraxis. 
6. 16. Die Aufnahme in die Gerichtspraxis (Nechts- 
praziß) | ſteht dem Präſidenten des Oberlandesgerichtes zu. Gegen 


keit eit ber - bei der der VerwaltungSbehörde dienſtes in die für die Bemeffung der 
oder Yinanzprocuratur zur ln Ruhegebür anrechenbare Dienftzeit re 
Dien für die Bemeſſung der Ruhe⸗ | cipirt das im 8. 3, Abſ. 1, des Gel. 
ftandögenüffezc. Diefelcgtere Anrehen» , v. 10. September 1885, R. ©. B. 
barkeit beſtimmt ſich nad) den einjchlä- : Nr. 136, Dean nett geltende Recht. 
igen bienftrechtlichen Vorfchriften; auf (Motive €. 14.) 
det 8.15 feine — 
—— —— des 8. 15, 8. 16. Mit Rüdfigt auf Die 
Abf. 2, über bie ——— der beſondere Einrichtung des Vorbe— 
Jeit des richterlichen Borbereitungds reitungsdienſtes wird in Hinkunft der 
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die Verweigerung ift binnen 14 Tagen die Beichwerde an das 
Zuftizminifterium zuläffig. 

Ver um Aufnahme in die Gerichtspraris anfucht, Hat zu 
erflären!), ob er fi) dem Richteramte oder einem anderen juri- 
diſchen Berufe zu widmen gedenkt. Bei Eintritt?) in die ®e- 


eintretende Rechtspraktikant fih dar» | Richtung tvieder milder, weil die Ver: 
über zu erklären haben, ob er bie | Längerung feine Unterbredjung ber 
Prarid nehme, um fi die Dualifis | Praris involvirt und die Zeit, um 
cation für das Richteramt zu eriverben, | welche die Gerichtöprariß verlängert 
oder ob er der Adpocatur fih zuzu⸗ würde, für die Berechnung des Ruhe⸗ 
wenden gebente. Letzterenfalls braucht genuffes anrechenbar bleibt. inc 
nämlih im Hinblide auf 8. 2, lit. a gehung diefer Beftimmungen duch 
der Advocatenordnung die Gerichtd- | freimilliged Austreten aus der Gerichts⸗ 
prari3 nur ein Jahr zu dauern, ift | praris und baldigen Neueintritt kann 
aber ausfchließlich bei einem Gerichts⸗ der SOberlandesgerichtspräfident da- 
bofe zu vollftreden, fo daf8 eine Ber- durch fihern, daſs er die Wicherauf- 
wendung folcher Vechtspraktilanten | nahme in die Gerichtspraris gemäß 
bei Bezirksgerichten oder bei Staatd- | $. 16, Abf. 1, veriveigert. Selb⸗ 
antwaltichaften ausgejchloffenift.Nechtd- | ftändige WUmtsbandlungen dürfen 
praktikanten hingegen, welche fih um Rechtspraktikanten auch dann nicht über- 
eine Aufcultantenftelle bewerben, find | tragen werden, wenn fie im richter- 
nad den Borfchriften über dem ge» lichen Vorbereitungsdienfte ftehen, denn 
richtlichen Borbereitungsdienft zu bes | fie find deshalb allein nicht ſchon 
handeln. übrigen haben für | richterlide Hilfsbeamte. (Motive 
Rechtspraktikanten ohne Unterſchied ©. 15.) 

äweiten Abſatz diefes Para- 


die Vorſchriften der 88. 16 und 17, Sm 

in8befondere über die Bewwilligung der | grapben ift über Beſchluſs der Herren- 
Aufnahme, die Fortfegung und An» hauscommiſſion cin Zufah aufge» 
tehenbarleit der Prarid und die Di- | nommen worden, welcher beftimmtt, 
feiplinarbehandlung gleihmäßig Ans 
wendung zu finden; c8 ſtimmen dieſe 
Vorſchriften im weſentlichen mit dem 
geltenden Rechte und namentlich mit 
dem Gel. v. 10. September 1885, 
N. G. B. Nr. 136, überein. Gegen 
die Verweigerung der Aufnahme in 
die Gerichtspraxis fteht dem Bewerber 
die Beſchwerde an den Suftisminifter 
zu. Um gegen Ordnungswidrigfeiten 
und ernftere Pflichtverlegungen wirk⸗ 
fam auftreten zu Llönnen, wird dem 
DberlandesgerihtSpräfidenten zur Be- 
fugnis der Erlaffung aus der Gerichts» 
prarid das weitere Strafmittel einge- 
räumt, die Verlängerung der Gerichts⸗ 
praris bi8 zur Dauer eines Jahres 
auszuſprechen. Sofern die Berlänge- 
rung mehr als feh8 Monate beträgt, 
kann dieſe Strafe allerdings ftrenger 
fein, als die Entlaffung, die ben 
Wiebdereintritt nah Ablauf von ſechs catur widmen will, weil diefelbe für 
Monaten nicht hindert, Doch tft erfteres | Diefen u. nit antechenbar iſt. 
für den Nechtsprattilanten in der (Gem. Ber. S. 3.) 

















daſs Nechtspraktitanten bei der Auf- 
nahme in die GerichtSpraris zu er- 
Hören Haben, ob fie ſich dem Richter⸗ 
amte oder einem anderen jwridifchen 
Berufe zu widmen gedenken. Selbſt⸗ 
verftändlich iſt eine ſolche Erklärung 
für den Betreffenden nad Feiner Rich⸗ 
tung bin bindend, und c8 kann der 
Rechtspraktikant auch während der 
Gerichtspraris feine Abfichten ändern. 

Diefe Vorſchrift Hat demnach 
nur den Sinn, e3 dem Gerichtshof⸗ 
präfidenten zu erleichtern, bei der Ge⸗ 
ſchäftseintheilung auf die Bedürfniſſe 
der Rechtspraktikanten Rüdficht nehmen 
zu konnen. Wenn beifpielöweife der 
Betreffende erflärt, fi dem Richter: 
ftand widmen zu wollen, fo kann er 
beim Bezirksgericht verwendet werden, 
eine Praxis, der er nicht zugewieſen 
werden kann, wenn er ſich der Advo⸗ 


— —— — — —— — — — — — — — — —— — —— — — — — — —— — 
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richtspraxis iſt die Ausführung der übertragenen Geſchäfte und 
die Verſchwiegenheit in Sachen des Dienſtes eidlich zu geloben. 

Der Gerichtshof, bei welchem von Advocaturscandidaten 
(8. 2 lit. a der Advocatenordnung) die einjährige Gerichtshofs— 
praxis zu vollitreden ift, wird vom Präſidenten des Ober⸗ 
landesgerichtes bejtimmt.?) Während derjelben find die Rechts⸗ 
praftifanten nad) Weifung des Vorſtehers dieſes Gerichtshofes fo 
zu verwenden, daſs fie Gelegenheit erhalten, fich die für die Aus— 
übung de3 Aovocatenberufes erforderlichen Kenntniſſe anzueignen. 

1) Rechtspraktikanten, welche erklären, dafs fie ſich dem Nichter- 
amte zu widmen oder die Richteramtsprüfung abzulegen gedenken, treten 
mit dem Antritte der Gerichtsprari3 in den richterlichen —— 
dienft, 8. 1 M. V. v. 15. Auguſt 1897, R. G. B. Nr. 192, und find 
daher nicht nach 8. 16, ſondern nach 88. S—11 zu verwenden. 

2) Die Gerichtäpraris beginnt bereits mit dem Tage der Meldung 
zum Dienftantritte nach erfolgter Aufnahme. Der Tag de3 geleifteten 
Gelöbniffes (8. 15) iſt hiefür —— entſcheidend. 

3) Dagegen keine Beſchwerde. 

6. 17. Rechtspraktikanten, die den dreijährigen Vor— 
bereitungsdienit vollendet haben, ift bei zufriedenftellender Ver- 
wendung und tabellofem Berbalten auf ihr Anfuchen die 
Sortfegung der Praris bei einem Gerichte oder bei einer 
Staatsanwaltihaft zu beivilligen. 

Die Beitimmungen des $. 15, Abjah 2, find finngemäß 
auf die Gerichtspraxis anzuwenden. 

Rechtspraktikanten, welche die von ihnen angelobten 
Pflichten vernachläſſigen oder verlegen, find NurS angemenene 








— — — — 


8.17. Im 8. 17 bat der Aus⸗welche bie Regierungsvorlage eben 
ſchuſs ein andere Vorgehen gegen falls in3 Auge fafst, N: je Eat 
pflichtvergeflene Rechtspraftilanten be> | feine Wirkung, denn da das Gef. v 
ſchloffen, als dic Regierungsvorlage | 10. Septem et 1885, R. ©. 8. 
vorgethtagen Dane: * —— Nr. 136, und ſomit auch die dort 

der Gerichtsprari in 8. 4 enthaltene Beſtimmung, daſs 
den Praktikanten en das Ber» | ein Rechtspraktikant, wenn entlaffen, 
— nachzuholen, ohneweiters gar | erſt in ſechs Monaten wieder auf—⸗ 

eeignet, diefe Birkungauszuüben: Ä genommen werden lann, dur das 

8 Serie wirft fie oft viel mehr | vorliegende Geſetz aufgehoben wird, 
— das Gericht, dem der nachläſſige fo wuͤrde ber Entlaſſene jetzt fofori 
Rechtspraktikant zugewieſen tft, als nach der Entlaſſung wieder eintreten 
gegen ihn ſelbſt. Der Ausſchuſs koͤnnen. Die Mittel, die der Ausſchuſs 
tonnte fihdaher nihtbamitbefreunden, | dagegen angewendet wilfen will, 
das „Nachdienen“ hier zur Anwendung laſſen ich nn und find wirf- 
zu bringen. Die bloße Entlaffung, | | fam. (9. 8 9.) 
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Ermahnungen zur Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. Bleiben 
die Ermahnungen fruchtlos oder Liegt eine ſchwere Pflichtver- 
lebung vor, jo kann vom Oberlandesgerichte der Ausjchluj3 von 
der Gerichtöpraris mit der Folge ausgefprochen werben, daſs 
der Ausgeſchloſſene die Gerichtspraris bei dem Gerichte, bei 
dem er beſchäftigt war, weder fortießen, noch überhaupt 
wieder aufnehmen kann. In beſonders fchweren Fällen Tann 
der Ausſchluſs von allen Gerichten des Oberlandesgerichts⸗ 
Iprengel3 ausgefprochen werden. Gegen den Ausſchluſs kann 
binnen 14 Tagen die Beichwerde an den AYuftizminifter erhoben 
werden. 


Ernennung der rihterlihen und ſtaatsanwaltſchaft— 
lihen Beamten. 


. 18. Die Beltimmungen über die Ernennung der 
richterlichen und ftaatsanwaltichaftlicden Beamten werden durch) 
das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 

Se. Majeität der Kaiſer ernennt (fiehe Kaferer I, ©. 320 ff.): 
die Präfidenten, Senatspräfidenten und Hofräthe des beriten Gerichts⸗ 
—— den Generalprocurator und die Generaladvocaten: die Präſidenten, 

icepräfidenten und die Räthe des Oberlandesgerichtes; den Oberftants- 
anwalt; die Präfidenten und Bicepräfidenten der Gerichishofe 1. Juſtanz. 


Der Juſtizminiſter ernennt: die a ie Gerichts⸗ 
ſecretäre, Bezirksrichter und Gerichtsadjuncten, 8. 5 Geſetz v. 11. Juni 
1868, G. B. Nr. 59; die Staatsanwälte und deren Subftituten. 


rt Bräfident des Oberften Gerichtshofes ernennt: den 
Geäffbiatfeereke die Hofjecretäre und die Rathsfecretärdadjuncten. 


Die Oberlandesgerichte ernennen: die Aufcultanten. 


Die fachmänniſchen Laienrihter werden vom Juftizminifter m 
Einvernehmen mit dem Aderbau-, bezw. Handelsminiſter nam, 8.1 
M. V. v. 1. Juni 1897, R.©.B. Nr. 128 und 129 (bei 8. 21). 


Ueber die Ernennung der nicht richterlichen Beamten und Diener 
jiehe bei 8. 23. 


8.18. Bei 8.18 legte der Ausſchuſs |} die Frage auf N ob nicht alle 
cin befonderes Gewicht darauf, dafs | jene richterliden Beantten, die zu 
die beftchenden Vorſchriften aufrecht | felbfländigen richterliden Functionen 
bleiben, demnach insbeſondere auch die | berufen, alfo Richter im Sinne ber 
Ernennung der Aufcultanten dur | Staatögrundgefege find, birect vom 
das Oberlandeögericht im Gegenfag | Kaifer zu ernennen wären. Regierung 
zur Regierungsvorlage, welche diefe | und Ausſchuſs waren aber nicht ge⸗ 
Ernennung dem Operlandesgerichtd- u auf ade Anregung einzugeben. 
präfidenten zuwies. Bei biefer Ge⸗ .B. 6 
legenbeit wurde vom Berichterftatter 
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Dienftverhältnis der Gerihtsperfonen. 

6. 19. Bis zum Inkrafttreten neuer gefehlicher Beitim- 
mungen bleiben die Borjchriften des Taiferlihen Patentes vom 
3. Mai 1853, R. ©. 3. Nr. 81'), (betreffend die innere Ein: 
rihtung und die Gefchäftsordnung aller Gerichtsbehörden): 


8.19. Die tsinſtruction 
vom 1853 enthält über das 
Di i8 der Gerichtsperſonen 
eine Reihe von V ften, deren 


Sortbeftand durch ——— 
4 feiner Weiſe berührt wir 
Aufrehthaltung kommt der Shaftiäpere 
waltungspraris auflatten und ermög- 
licht eine relative se des neuen 
Gelege. Im $. 19 — dieſe 


vgl. 

ordnung), buch die zwiſchenweilige 
Gefeggebung abgeändert wurden ober 
durch die neuen Civilproceſsgeſetze ges 
ändert werben. Dadurch foll die fort- 
dauernde Geltung insbeſondere auch 
den — nicht bloß für richterlihe Be⸗ 
amte, jondern für alle gerichtlichen 
Angeftellten geltenden — Beftim- 
mungen über die allgemeinen Er⸗ 
forderniſſe zur reg bei Gerichts⸗ 
bi8 4) und den 
Betiunmungen über die Erforberniffe 
für das — (8.5) geſichert fein, 
Begen mebrerer 

— —— Einzelrichter bei demfelben 
vezirksgerichte und Ioegen der dann 
ee Ueb der Dien⸗ 
ſtesaufficht an einen di hai elrichter 
erwieſen ſich die im 8.19, 3.1 bis 3, 
gegebenen — Be mungen 
in den in Geltung bleibenden Bor- 
ſchriften der Gerichtsinſtruction als 
nothwendig. Die in 3. 3 gegebenen 
Reuen an en bie le ve 
—* 0 man ſlich⸗ 
und Umſtändlichkeiten begegnen, 
55 die heutigen abweichenden 


hören mit Beginn ber Wirkſamkeit 
ber Civilproceſſsordnung zu gelten auf 


(8. 98). Das Hinbert jedoch nicht, 
daſs diejenigen in den aufgebobenen 
Baragraphen enthaltenen ——— 
welche nach der heutigen verf ur 
rechtlichen Eompetenzabgrenzung 
Verordnungswege — en werden 
konnten, ſodann erordnungen 
übernommen — und in dieſer 
neuen Geſtalt — des Außerkraft⸗ 
tretens der Gerichtsinſtruction — un⸗ 
verändert ober mit ben angemeſſenen 
Mopdiftcationen — 54 behalten. 
Ein Beweis für bie Zuläffigfeit dieſes 
Borganges iſt die Thatſache, daſs ein- 
zelne derartige Vorfchriften ber Ge⸗ 
richtsinftructton ſchon jet durch 
Verordnungen weſentlich umgeftaltet 
find. Wie weit von diefer Befugnis 
Gebrauch gem Mar acht werben muſs, bleibt 
—— en anbeimgefteltt; 
aber auf Grund diefer Erwägung 
wurde es insbefondere auch unter» 
lafien, die Vorſchriften der Gerichts⸗ 
inftruction über die GehaltSanweifung, 
über die Einreihung in den Eoncretal- 


ſtatus über Perſonalſtandesausweiſe ꝛc. 
im 19 aufzuzählen. (Motive 
S. 15, 16.) 


Der 19 hat die wichtige 
— ene Vorſchriften der Ge⸗ 
richtsinſtruction vom 3. Mai 1853 
aufrechtzuerhalten, welche in Zukunft 
in Geltung bleiben follen. Der Aus⸗ 
ſchuſs bat diefem Paragraphen nur 
eine präcifere Fafſung gegeben. Bei 
einer genauen ng der einzelnen 
Borfeiriften ber Gerichtsinftruction 
ergab fich nämlich, daſs eine Reihe 
von Paragraphen als ganz aufgehoben 
zu betrachten find, andere nur theil⸗ 
weife aufrecht bleiben önnen. Ins⸗ 
beſondere das Geſetz über die Diſci⸗ 
——— Aber bie Gonbieniber 
und das © ber die Syndicatbe- 
ſchwerde kr ſchon heute einjchnei» 
dende Aenderungen an ber Gerichts- 
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II. Gerichtsorganiſationsgeſetz $. 19. 


über die Erforderniffe zur Anftellung bei den Gerichts- 


behörden (88. 1 bis 5), 


über die Beſetzung erledigter Dienftpläge (88. 13 bis 30), 
über den Zeitpunft des Dienftantrittes und die Ber: 
änderung oder Beendigung des Dienftverhältniffes durch Dienit- 
taufch, Verzichtleiftung und Mebertritt in den Ruheſtand (88. 31, 


38 bis 43), 


inftruction. Dazu kommen die 
Aenderungen, welche durch die neuen 
Proceſsgeſetze an der Gerichtsinftruc- 
tion dorgenommen wurden, und end 
id müſſen nod einige fpecielle 
Aenderungen borgenommen erden, 
die in dem borliegenden Paragraphen 
ihren Play gefunden haben. ie 
Aufzählung aller dieſer Geſetze und 
Vorſchriften, welche aufbebend oder 
einſchränkend auf einzelne Paragraphen 
ber im erften Abſatze dieſes 8. 19 auf. 
recht erhaltenen Theile der Gerichts: 
inftruction wirfen, dürfte in der 
Faſſung des Ausſchuſſes Harer her⸗ 
vortreten; dabei entfällt die letzte 
Ziffer des 8. 19, weil die Stellung 
der richterlichen Hilfsbeamten ganz 
anders normirt iſt, als in der Re—⸗ 
gierungsvorlage, die Verſetzbarkeit der 
Beamten der Kanzlei oder der Voll» 
ftredungsbeamten ohnehin feinem 
Zweifel unterliegt und der Ausſchuſs⸗ 
beſchluſs die Anftitution der Hilfsrichter, 
bon der in diejer Ziffer auch die Rede 
ift, au nicht aufgenommen bat. 

ine andere Frage wäre es, ob 
c8 für die Handhabung der betreffen- 
den Beftimmungen der Gerichtsin- 
ftruction nicht praftifcher, und ob es 
für das Berftändnisdiefer jest mannig- 
fach abgeänderten Normen nicht Harer 
gewefen wäre, wenn in das vorliegende 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz die in Kraft 
bleibenden Theile der Gerichtsinftruc- 
tion aufgenommen, badurd) ein über 
fihtlihe8 Ganzes gefhaffen worden 
wäre, wobei fo mande Beftimmung 
der aus dem Sabre 1853 ftammenden 
Serichtsinftruction überdies hätte 
modernifirt werden können. Diefe 
Srage dürfte vom legiftiihen Stand- 
puntte faum zu verneinen fein; da 
aber die Regierungsvorlage dieje Ein- 
ſchaltung nicht vwerfucht bat und der 


Ausfhufs fand, daſs die Auslegung 
und Anwendung der in Geltung 
bleibenden Theile der Gerichtsinftruc- 
tion durch eine geſchickt abgefajste 
Tertausgabe derfelben weſentlich er- 
leichtert werden kann, fo begnügte 
man fi mit der verbeflerten Stili- 
firung des vorliegenden Paragraphen. 
Bereits nah Schluf3 der Be- 
rathbungen wurde von einem Aus— 
fhufsmitgliede die Frage aufgeworfen, 
ob das fünfte Hauptftüd der Gerichts⸗ 
inftruction, welches von der Ertheilung 
eines Urlaubes handelt, als aufgehoben 
zu betrachten fei oder nidt. Darauf 
muſste die Antwort gegeben werden, 
daſs, da der chen beiprochene $. 19 
biefe8 Hauptftüid (die SS. 69 bis 72 
der Gerichtsinftructton) nicht unter 
den Vorſchriften aufzählt, welche in 
den Ziffern 1 bis 4 des 8. 19 in ihrer 
Wirkſamkeit aufrechterhalten werden — 
diefe Beftimmungen unzweifelhaft auf- 
Baden find. Da unn zwar die neue 
ivilprocefSordnung Vorſchriften über 
Serichtsferien hat, aber es doch nicht 
ausgeſchloſſen ift, daſs außerhalb der 
Gerichtsferien aus wichtigen Gründen 
auch in Zukunft werden Urlaube er⸗ 
theilt werden müflen, jo wäre aller» 
dings zu erwägen, ob nit im Laufe 
ber weiteren Berathungen über das 
Gerichtöverfafiungsgeieg dieſe Lücke 
ausgefüllt werden ſollte. (Aa. B. S.9, 10.) 


Dieſer Paragraph wurde in der 
Fafſung der Negierungsporlage (8. 14) 
wieder hergeſtellt mit Ausnahme der 
Ziffer 4, die aus jenen Gründen ge- 
jtrichen blieb, welche feinerzeit vom 
Permanenzausſchuſſe für die Streichung 
geltend gemacht wurden. Für die 
Wiederherftellung der Regierungsvor⸗ 
lage wurde geltend gemacht, daſs dic- 
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über die Beeidigung der Gerichtöperfonen und deren 
Amtzpflichten (88. 32, 33, 45 bis 51, 59), 

jowie über die Ertheilung eines Urlaubes (88. 69 bis 72), 

und die zur Ergänzung dieſer Vorfchriften ergangenen 
Berordnungen foweit in Wirkſamkeit, als fie nicht durch die 
jeitherige Gejeßgebung abgeändert wurden oder dur das 
gegenwärtige Geſetz, durch die Jurisdictionsnorm, die Civil- 
procef3ordnung oder die Einführungsgefeße zur Yurisdictiong- 
norm und @ivilprocef3ordnung abgeändert werden. Es haben 
jedoch 

1. die Borfteher der mit mehreren Einzelrichtern bejebten 
Bezirkögerichte auch die Bewerbungsgejuche diefer Einzelrichter 
gemäß 8. 16, Abſatz 2 des Taiferlichen Patentes vom 3. Mai 
1853, R. ©. 8. Nr. 81, vorzulegen; 

2. zwiſchen den Vorſtehern folder Bezirfdgerichte und 
den Dajelbft beftellten Einzelrichtern darf feines der im $. 17, 
Abſatz 1 des Eaiferlihen Patentes vom 3. Mai 1853, R. G. B. 
Nr. 81, bezeichneten Berwandtichafts: und Schwägerjchaftsver- 
hältniſſe beitehen; 

3. die bei einem Bezirkögerichte als Einzelrichter beitellten 
Berfonen werden vom Borfteher des Bezirkögerichtes, die Voll- 
firedungsbeamten und die Beamten der Gerichtäfanzlei, ein- 
Schließlich der Grundbuchsführer, ſowie die Kanzleigehilfen vom 
Borfteher des Gerichtes beeidet, dem fie zugewieſen find. 

2) Siehe diefe Veftimmungen unter IX. 


— die in Geltung bleibenden manenzausſchuſſe waren aber Stimmen 
e der Gerichts etion Harer laut geworden, welche den Wunſch 
er als die Faſſung des Per- ausſprachen, daſs für diefe Materie, 
manenzausichufies. Eine Ergänzung | welche heute in der Gerichtäinftruction, 
der Urlanbsertbeilung alſo unzweifelhaft dur ein Geſetz 

(83. 69 618 72 der beftehenden Yo geregelt ift, auch in der Zukunft die 
inftruction) wurde jedoch für noth- gel egliche Bafis beibehalten werde. 
us diefem Grunde wurde im weiteren 

Zaufe der Berathungen der Beſchluſs 
ertheilung elbitverftändtich weſentlich gefaist, die betreffenden Vorſchriften 
eingefhranft werden, ohne aber für | der Serichtsinftruction aufrechtzuer- 
die Zukunft ganz zu entfallen. Die | Halten. Diefelben werden demnach in 
Regterung batte die Abficht, jene Nor⸗ | der BZulunft die Norm für jene 
men, nach welchen ji) die Urlaubs- , Urlaubsberoilligungen Bilden, die 
ertbeilungen in Zukunft zu richten | außerhalb der Gerichtöferien (bei- 
unter einem mit den Durch» ſpielsweiſe in den ‘Fällen von Fa— 
fährungsporfchriften über die Gericht» | milienverhältnifjen, Studienreifen :c.) 
ferien zu erlaſſen. Schon im Per: vorkommen fünnen. (Gem.Ber.&,3,4.) 
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11. Gerichtsorganiſationsgeſetz 66. 20, 21. 


Fachmänniſche Laienricter. 
8.20. Das Amt eines fachmänniſchen Laienrichters!) tft 


ein Ehrenamt. 


Zu demfelben befähigt ift jeder unbefcholtene 


Inländer, der infolge feines Berufes über eine genaue Kenntnis 
des Handels-, Schiffahrt3- oder Bergbaubetriebes und der dafür 


geltenden Geſetze und Gewohnheiten verfügt, 


das Ddreißigite 


Lebensjahr vollendet Hat und nicht im Genuſſe jeiner bürger- 


8.20. Die neue Aurisbictions- 
norm bat das Inftitut ber — 
niſchen Laienrichter auf neue Grund⸗ 
lagen geſtellt, indem ſie die Beifitzer 
zu einem auch nach außen hin den 
Berufsrichtern gleichgeſtellten Factor 
erhob. Der fachmänniſche Beiſitzer iſt 
Richter, wie der Berufsrichter, demnach 
muſs feine Stellung durch das Geſetz 
beftimmt und geordnet werden. So 
ſehr ſie ſich nach ihren Vorbedingungen 
und nach ihrem Rechtscharakter von 
der des Beamtenrichters unterſcheidet, 
ſo iſt die en hen Function 
beider nun qualitativ die nämliche. 
Es müſſen daher auch dem fachmän⸗ 
nifchen — ter alle diejenigen 
ſtaatsrechtlichen Garantien der richter⸗ 
lichen Unabh —— 
ihm, der Art ſeiner Stellung zufolge, 
zur Abwehr ungeböriger ®Weifungen und 
Se nuien en dienlich fein können. 

Er d art während der Dauer 
feines Amtes nicht willkürlich davon 
enthoben, noch auf eine andere Stelle 
berfjegt werden. Am alle n 
apa Pflitverlegungen ift g 
ibn nad ben Difcihlinarorichriften 
m won (Geſ. v. 21. Mai 1868, 

Nr. 46) vorzugehen, wobei, 
e Stellung des Laienrichterd ent- 
fprechend, allerdings nur die Difcipli» 
narftrafe der Amtsentſetzung zur 
u Ares (8. 21). 
ennung or fahmän- 
niſchen Latenritern kann nit auf 
Lebenszeit erfolgen, weil ihr Amt als 
Ehrenamt mit feinen Bezügen ver- 
bunden tft, weil fie das Nichteramt 
nur neben ihrem fonftigen Berufe 
ausüben, alſo die Möglichkeit haben 
müffen, fi, wenn es ihre Geichäfte 
verlangen, biefen ganz widmen zu 


fönnen, und weil, wenn es fi) um 
Entfchlüffe für die "Lebenszeit andeln 
würde, fich ſchwer geeignete Perſön⸗ 
lichkeiten für dieſes Amt finden 
würden. 

Der Entwurf bält deshalb an 
bem bisherigen Rechte feft, wonach 
die Ernennung des fahhmännifchen 
Laienrichters auf eine beftimmte Zeit 
Om Jahre) erfolgen wird ($. 20). 

die Erforderniffe zur Ernennung 
* an der Entwurf im mwefentlichen 


ni mit bem geltenden 
—8* er einen theilweiſen Er⸗ 
a, daſs auch Perfonen, bie 
nicht felbftändige Unternehmer find, 
als Laienrichter zu einem Gerichts. 
yore berufen werden können; benn 

entfcheidend iſt für den Juſtizzweck 
nicht die Höhe ber Gewinnrate oder 
die finanzielle Haftung, fondern 
allein, ob die fra * Per on — 
ihrer praktiſchen Bethätigung im com⸗ 
merciellen oder induſtriellen Betriebe 
oder im Betriebe eines Bergbaues den 
Beſitz umfaſſender Kenntnis der that⸗ 
ſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe, 
ſowie der für dieſe Unternehm en 
und thren Geſchäftsverkehr geltenden 
Gefege und Gewohnheiten verbürge. 

Den Borgang bet der Beftellung 
bon fahmännifchen Latenrichtern regelt 
8.20, Abſ. 2 in aan Wahrung 
der bisheri en Hebung. Ob der Bor» 
gang bet ng von Borflägen 
für die Satenrichter in bergredtlichen 
Senaten im Bergleihe zum heutigen 
Zuftande nicht doch etwas vereinfacht 
werden kann, wird noch zu erwägen 
fein. Die Vorichläge find, wie heute, 
lediglich gutächtliche, die das 
Ernennungsrecht ſelbſt nicht 
binden. (Motive ©. 16.) 
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lihen Rechte oder in der Berfügung über jein Vermögen durd) 
Geſetz oder richterlihe Anordnung beſchränkt ift. 

Die fahmänntichen Laienrichter aus dem Handelsſtande 
und and dem Kreiſe der Sciffahrtöfundigen werden auf gut- 
ächtlihen Borichlag der Handeld: und Gewerbefammer des 
Bezirkes, die fachmänniſchen Laienrichter aus dem reife der 
Bergbaufundigen auf gutächtliden Vorſchlag der Berg: und 
Hüttenwerksbeliger des Bezirke! und der am Betriebe dieſer 
Werke betheiligten Berfonen je für die Dauer von drei Jahren 
ernannt?); eine Wiederernennung ift nicht ausgejchloffen. Die 
näheren Vorjchriften über die bei Erjtattung diefer Vorjchläge 
zu beobachtenden Grundfäge, über das Verhältnis, in welchem 
bei den Borfchlägen für die Stelle eines fachmänniſchen Laien⸗ 
richterd die in den fraglichen Betrieben bedienfteten Perſonen 
zu berüdfichtigen find, und über die Bildung der Wahlcollegien 
zur Ausübung des Vorſchlagsrechtes für die fachmännifchen 
Laienrichter der bergredhtlichen Senate find dem Verordnungs- 
wege?) vorbehalten. 

Das Amt eines fachmänniſchen Laienrichters anzunehmen, 
ift niemand verpflichtet. 

1) Solche fungiren bei den Senaten der jelbitändigen Handels⸗ 
gerichte und bei denjenigen Senaten der Kreid- oder Landesgerichte, 
welche die @erichtäbarkeit in Handels⸗ oder Seeſachen (Handelsjenat) 
oder die Gerichtsbarkeit in Angelegenheiten des Bergbaues (bergrechtliche 
Senate) in erfter oder zweiter Inſtanz ausüben, jedoch nur in Rechts⸗ 
fachen der ftreitigen Gerichtsbarkeit, $ 7, Abſ. 2, J. N. 

®) Ueber die fahmännifchen Laienrichter ift ein Werzeichnis zu 
führen a Angabe des Endtermined ihrer Functionsdauer, 8. 406, 


2 Siehe die folgenden M. V. v. 1. Juni 1897, R. G. B. Nr. 128 
und 129. 


6. 21. Die fachmänniſchen Laienrichter werden vor An- 
tritt ihres Amtes von dem Präfidenten des Gerichtshofes eriter 
Inftarz in Eid genommen. Bei Wiederernennung genügt die 
Bermweifung auf den bereits geleifteten Eid. 

Nach der Eidesleiftung fommen den fachmännijchen Laien- 
rihtern für die Dauer ihres Amtes in Anfehung der Aus: 
übung desjelben die Rechte und Pflichten eines felbitändigen 
Richters zu.”) Ste können weder zeitweife ihres Amtes enthoben 
noch an eine andere Stelle verfebt werden; zur Amtsentjegung 
ift zu fchreiten, wenn der fachmänniſche Laienrichter die Eigen: 


12 II. Gerichtsorganiſationsgeſetz 6. 21. 


berechtigung verliert, ohne genügende Entfchuldigung die Pflichten 
feines Amtes dauernd vernadhjläffigt, oder innerhalb feiner Amts- 
periode eines Verbrechens oder einer anderen aus Gewinnſucht 
begangenen oder gegen die öffentliche Sittlichleit verübten ftraf: 
baren Handlung für fchuldig erfannt wird. Die Amtsentſetzung 
fann, außer den Fällen ftrafrechtlicher Verurtheilung und des 
Berluftes der Eigenberechtigung, nur nach vorausgegangener münd- 
licher Verhandlung durch Erkenntnis des Oberlandesgerichtes ver- 
bängt werden (Gejeb vom 21. Mai 1868, R. G. B. Nr. 46). 

1) Amtsfleid, J. M. 8. v. 9. Auguft 1897, R. G. B. Nr. 187, 
unter X. 

Verordnung der Minifter der Juſtiz und des Uder- 
baues vom 1. $uni 1897, R. ©. B. Nr.128, über die Ernen- 
nung der fahmännifhen Laienrichter aus dem Kreife der 
Bergbaufundigen. 

Auf Grund des Ri 99 des Gerichtsorganifationsgejepes (Geſetz vom 
27. November 1896, R. G. B. Ar. 217) wird zufolge Allerhoͤchſter Ent- 
ihließung vom 29. Mai 1897 zur Durchführung der 88. 20 und 21 des 
genannten Geſetzes verordnet: 


Ernennung. 

8. 1. Die fachmänniſchen — aus dem Kreiſe der Berg⸗ 
baufundigen für die in der Beilage Nr. 1 bezeichneten Kreid- und 
Zandesgerichte, welche die Gerichtsbarkeit in Angelegenheiten des Berg⸗ 
baues in erjter oder zweiter Inſtanz ausüben, werden vom Juſtiz⸗ 
minifter im Einvernehmen mit dem WUderbauminijter ernannt. 

Die Ernennung erfolgt auf gutächtlichen Borfchlag der Berg- und 
Hüttenwerfäbeliger ($. 5) des Bezirkes und der am Betriebe diejer Werte 
betheiligten (bedienjteten) Perfonen für die Dauer von je drei Jahren; 
eine Wiederernennung ift nicht ausgeichloffen (8. 20 des Gerichtdorgani- 
ſationsgeſetzes). 

Die infolge Ablaufes ihrer Amtsdauer ausſcheidenden fachmänniſchen 
Laienrichter haben bis zur Wiederbeſetzung der Stelle im Amte zu 
verbleiben. 

8. 2. Für jedes der in der Beilage Nr. 1 genannten Kreis⸗ und 
Landeögerichte find je drei fachmänniſche Laienrichter aus dem Kreife 
der Bergbaufundigen zu beftellen. Davon muf3 jeweild einer den im 
Sinne des Geſetzes vom 31. December 1893, R.G. B. Nr.12 ex 1894, 
ee und bergbehördlich anerfannten Betriebsleitern beim Bergbaue 
angehören. 


Gutächtlicher Vorſchlag der Werksbeſitzer und der am Betriebe 
der Werke betheiligten Perſonen. 

8. 3. Wenn die Stelle eines fachmänniſchen Laienrichters zur Be⸗ 
ſetzung gelangen ſoll, hat dies der BPräfident des Gerichtshofes der 
Berghauptmannichaft anzuzeigen. Sind mehrere Stellen erledigt, fo ift 
die Zahl der zu bejeßenden Stellen anzugeben. Desgleichen ift mitzu- 
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iheilen, ob und in welchem Verhältniſſe bei dem Borichlage die am 
— Fan Berg- und Hüttenwerle betheiligten PBerfonen zu berüd- 
tigen find. 

8. 4. Die Berghauptmannichaft hat unverweilt den Vorſchlag der 
Berg- und Hüttenwerlöbefiger des Bezirkes und der am Betriebe dieſer 
Werte betheiligten Perjonen einzuholen. Für jede Stelle find zwei 
Berfonen vorzuichlagen. 

Der Borichlag kommt durch Abftimmung der in Abjag 1 genannten 
Berjonen nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen zuftande. Die 
Abſtimmung geichieht mittels fendung jchriftliher Aeußerungen 
(Stimmzettel) an die Berghauptmannfcaft. 

8.5. Un der ng des Vorſchlages durch Abgabe eines 
Stimmgettel3 ſich zu betheiligen, find ſowohl die Beſitzer der im Sprengel 
des Gerichtshofes gelegenen Bergbaue und foldher mit dem Bergwerks⸗ 
befite zujammenhängender Hüttenwerfe, welche als Bergwerkszugehör in 
—— eingetragen find, wie die im Sinne des Geſetzes vom 31.De- 

1893, R. G. B. Nr. 12 ex 1894, beftellten und bergbehördlich an- 
erfannten Betriebsleiter en 

Für nicht eigenberechtigte » und Hüttenwertöbefiber haben ihre 
geießlichen Vertreter, für juriſtiſche Perſonen und Gefellichaften diejenigen 
das Stimmrecht auszuüben, welchen nad) den gejeglichen oder ftatuta- 
riſchen Beftimmungen die Vertretung nad) außen zuſteht. 

Die der VBergbehörde als Benollmächtigte im allgemeinen oder im 
Sinne des 8. 188 des allgemeinen Berggefeßes namhaft gemachten und 
als folche vorgemerkten Berjonen find ohne bejondere Vollmacht berechtigt, 
im Ramen des Werksbeſitzers zu ftimmen. 

Die wahlberedhtigten Berg- und Hüttenwerkäbefiger bilden mit den 
wahlberechtigten Betriebsleitern zufammen ein Wahlcollegium. 

8.6 Bu fachmänniſchen Laienrichtern dürfen nur ſolche Perfonen 
vorgeichlagen werden, die Öjterreichiiche Staat3bürger find, das dreißigſte 
Lebensjahr vollendet haben und infolge ihres Berufes über eine genaue 
Kenntnis des Bergbaubetriebes und der dafür geltenden Geſetze und 
Zewohnheiten verfügen. 

Für diejenigen Stellen, welche mit dem im Sinne des Geſetzes 
vom 31. December 1893, R. ©. B. Nr.12 ex 1894, beftellten und berg- 
behördlich anerfannten Betriebsleitern zu beieten find, dürfen andere 
Berjonen als foldhe Betriebsleiter nicht vorgeichlagen werden. 

In den Vorſchlag für die Übrigen Stellen können aud) Beamte 
der Bergbebörden, !. f. Montanverwaltungsbeamte, Brofefjoren der Berg- 
afademien und bergbehördlih autorifirte Bergbau⸗Ingenieure aufge- 
nommen werden. 

Berfonen, die im Genufje ihrer bürgerlichen Rechte oder in der 
Verfügung über ihr Vermögen durch Geſetz oder richterliche Anordnung 
beichräntt find, ſowie Rerfonen, die zu richterlichen Beamten des Gerichts- 
hofes in einem ndtſchafts⸗ oder de Alpen ſtehen, 
das nach dem Geſetze ihrer Ernennung Zum ichter bei dieſem Gerichts- 
hofe tm Wege ftehen würde (8. 17, Abſatz 1, des kaiſerlichen PBatentes 
vom 3. Mai 1868, R.G. B. Ar. 81), find von der Aufnahme in den 
Vorſchlag ausgeichloflen. 
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8.7. Die Abftimmung (8. 4) wird von der Berghauptmannfchaft 
oder von dem durch letztere damit beauftragten Revierbergamte an- 
geordnet und geleitet. 

Die Unordnung der Abſtimmung ift durch einmalige Einſchaltung 
in die zu amtlihen Kundmachungen im Lande beitimmte Zeitung 
befanntzumadden. 

Außerdem find die nach) den Vormerkungen der Bergbehörbe ſtimm⸗ 
berechtigten Perſonen mittel3 befonderer Benadhrichtigungen zur Theil- 
uahme an der Abjtimmung aufzufordern. Hiebei ift ihnen der Zweck 
der Abftimmung, die a der vorzufchlagenden Perſonen und die Berufs- 
gruppe, weldyer die einzelnen zu entnehmen find, die Bedingungen der 

timmberedhtigung und der Eignung für das Amt eines fachmännifchen 
Laienrichters, fowie die Frift zur Einfendung der Stimmzettel befannt- 
zugeben und hieran die Bemerkung zu knüpfen, daſs es wünſchenswert 
wäre, wenn die Stimmberechtigten us Vermeidung einer zu großen 
Stimmenzerjplitterung ſich vor der Stimmenabgabe untereinander ins 
Einvernehmen jeßen würden. 

Mit diefer Benachrichtigung find jedem Stimmberechtigten fo viele 
mit dem Umtöfiegel verfehene Stimmzettel zu überfenden, als Berjonen 
in Vorſchla gu bringen find. Für Die aus dem Kreiſe der Betriebs- 
leiter vorzufd) agenden Perjonen find Stimmzettel von befonderer Farbe 
zn verwenden. 

8.8. Die Abftimmung erfolgt durch Einfendung der ausgefüllten, 
mit der Unterfchrift des Wählenden verjehenen Stimmzettel an die Berg⸗ 
bebörde, welche die Abftimmung leitet. 

Als vorgeſchlagen find jene Perſonen anzujehen, welche die meiften 
Stimmen auf fih vereinigt haben. Stimmzettel, die nah Ablauf der 
— Friſt eingelangen, find bei der Zählung nicht zu berück⸗ 
ichtigen. 

Das Ergebnis der Abftimmung ift in einem bejonderen Protololle 
zu befunden. 

8.9. Die Bergbehörbe, welche die Abſtimmung leitet, hat die vor⸗ 
gefchlagenen Perfonen unvermeilt zu befragen, ob fie das Amt eines 
ſachmänniſchen Laienrichters für die Dauer von drei Zahren annehmen 
wollen, zugleich find fie aufzufordern, fich darüber zu äußern, ob ihres 
Wiſſens zwiichen ihnen und richterlichen Beamten des Gerichtähofes ein 
Verwandtichafts- oder a ne befteht, das ihre Er- 
nennung gemäß $. 6, letter Abſatz, ausichließt. Wenn innerhalb der 
dafür beitimmten Frift über die Annahme des Amtes keine Erklärung 
erfolgt oder die Antwort ablehnend lautet, gelten diejenigen Perfonen 
al3 vorgejchlagen, auf welche die nächſtmeiſten Stimmen entfallen find. 
Dieje find in gleicher Weife wegen Annahme bes Untes und wegen des 
a eines Verwandtſchafts⸗ oder Schwägerfchaftsverhältnilfes zu 

efragen. 

Nach Ermefjen der Berghauptmannfhaft kann bei Ablehnung der 
Borgefchlagenen eine neue Abftimmung audgeichrieben werden. 

8. 10. Das Ergebnis der Abſtimmung (88. 8 und 9) ift von der 
Berghauptmannfchaft unter Anſchluſs der Zuftimmungserflärungen ber 
Borgeichlagenen und des eigenen Gutachtens demjenigen Gerichtshofe 
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utbeilen, bei wel der fachmänniſche Laienrichter fein Amt aus- 
haben wird. Sodann ift der Vorſchlag mit dem Gutachten dieſes 
Ser im Wege bes Oberlandeögerichtes dem Zuftizmintjtertum 


u Gerichtshof erfter Inſtanz Hat fein Sutachten in einem nad) 
8. 36 des Gerichtsorganiſationsgeſetzes gebildeten Senate abzugeben. 


Eid der fachmänniſchen Laienrichter. 


8.11. Der Eid, welchen die fachmänniſchen — vor An⸗ 
tritt ihres Amtes zu ieiſten haben (8. 21, Abſ. 1, des G. O. G.), iſt 
nach der — — Ges Auftigminifteriums v. 9. Jänner 1855, 3. 26423, 
befanntgegebenen Formel abzunehmen. Die —— Saienrichter 
haben in ihrem Eide auch die unverbrüdliche Beobachtung der Staats- 
gru zu beichwören. 

e dreijährige Amtsdauer ift vom Tage ber Veeidigung (Ber- 
weiſung auf den bereits geleifteten Eid) zu rechnen. 


Benachrichtigung von — Sitzungen des bergrechtlichen 
enates. 

8.12. Bon den Verhandlungen und Sitzungen des bergrechtlichen 
Senates find die fachmänniichen Latenrichter, wenn thunlich unter Be⸗ 
Tanntgabe des Gegenſtandes der Verhandlung oder Sigung, rechtzeitig 
zu benachrichtigen. Im alle ihrer Verhinderung haben fie dies unver- 
weilt dem orfeber des Gerichtshofes mitzutheilen. 

Urlaub, 

8.13. Für das Anſuchen um Urlaub und die Ertheilung eines 

Urlaube an fachmänniſche Laienrichter gelten die — en der 
8. 69 bis 72 des Taiferlichen Patentes v. 3. Mai 1853, R. ©. 82. 
Rr. 81, uud = ge en man de der —— für 
die te exfter und Inſtanz mit der Maßgabe, daſs: 
e Dauer des rlaubes ben für die en OnDung richterlicher 
Beamirn 54 ten Zeitgrenzen nicht unterliegt, und 
2. ohne Rückſicht auf die Dauer des begehrten Urlaubes der 
Bräfident des Gerichtshofes erſter Inſtanz zur Urlaubsbewilligung be⸗ 
rechtigt iſt. 
Reiſe-, Aufenthaltskoſten und Diäten. 


8.14. Bel Amtshandlungen, die ber Senat außerhalb des Ge⸗ 
richtshauſes vornimmt, haben die kan Laienrichter auf Reife: 
toften und Diäten in gleicher Art, wie die Richter des Gerichtshofes An- 
ſpruch. Die Steifefoften und Diäten der fachmänniſchen Laienrichter 
find im Ausmaße der VII. Rangsclaffe zu beitimmen. 

Fachmänniſche Laienrichter aus dem Kreiſe der VBergbaufundigen, 
die nicht am Site des Gerichtshofes wohnen, bei welchem fie ihr Amt 
ausüben, haben, aus Anlaſs ihres Erſcheinens zu den Verhandlungen 
und Sigungen des —— Senates, falls ſie landesfürſtliche Be⸗ 
a. find, anf die ihrer Rangsclaſſe, fonſt auf die der VII. Rangsclaſſe 

den normalmäßigen Reiſegebüren Anſpruch. Die Vergütung 
iR aus dem Amt3paufchale des Gerichtes zu leiſten. 
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Berluft des Amtes. 


8. 15. Die fachmänniſchen Raienrichter können während ihrer Amts- 
dauer weder zeitweife ihres Amtes enthoben, noch zu einem anderen Ge⸗ 
richtshofe, als für welchen fie ernannt find, verjegt werden. Eine 
Amtsentiegung kann nur nad) Maßgabe der ee des Gerichts- 
organtfationsgejeßes ftattfinden (8.21, Abſ. 2, des ©. D. G.). Ob und 
in welchen Fällen vor der un eine Suspenfion vom Amte 
jtattfindet, wird dur die 88. 29 Bis 31 des Gef. v. 21. Mat 1868, 
R. G. B. Wr. 46, beitimmt. 

Die Beräußerung des Berg- oder Hüttenwerled oder der Aus- 
tritt eines Betriebsleiters, ſowie jonftige während der Amtsdaner vor- 
fallende Veränderungen, die nicht zugleich einen gejeglihen Grund für 
die ——— in ſich ſchließen, ziehen den Verluſt des Amtes nicht 
nach ſich. Der Verluſt der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft hat den 
Verluſt des Amtes zur Folge. 


Uebergangs- und Schluſsbeſtimmungen. 


8.16. Die Verwendung der zur Zeit bei den bergrechtlichen 
Senaten der Gerichtshöfe erfter Inſtanz beftellten — 
Beiſitzer endet mit 1. Jänner 1898. Bis dahin bleiben in Anſehung 
diefer Beifiger die beftehenden Vorſchriften in Geltung. 

8.17. Bei Eediguns von anhängigen Procefien in Angelegen- 
heiten des Bergbaues, die Fraft ee eſtimmung nach den bisher 
geltenden Proceſsvorſchriften zu verhandeln und entjcheiden find, haben 
vom 1. Zänner 1898 an die neu ernannten fahmännifhen LZaienrichter 
aus dem Kreife der Eine als ftimmberechtigte Mitglieder bes 
— an Stelle eines richterlichen Beamten des Gerichtshofes theil⸗ 
zunehmen. 

8.18. Die Präſidenten der Kreis⸗ und Landesgerichte, welche Die 
Gerichtsbarkeit in Angelegenheiten des Bergbaues in erfter oder zweiter 
Anftanz ausüben, haben anfangs Juli 1897 die Berghauptmannichaften 
zu erfuchen, behufs Erlangung von Borfchlägen für fämmtliche nach den 
Beſtimmungen diefer Verordnung bei dem Gerichtshofe zu beftellenden 
fahmännifchen Laienrichter die Abftimmung anzuordnen und einzuleiten. 
Die Vorſchläge (8. 10) müfjen bis fpäteftens 15. November 1897 dem 
Zuftizminifterium vorgelegt werden. 

8.19. Um 1. Sänner 1898 verlieren alle, Gegenftände dieſer Ver⸗ 
erdnung regelnden Verordnungen und Erläffe und insbefondere die Ver⸗ 
ordnung des Minifterd für Landescultur und Bergweſen vom 5. Juni 
1850, 3 865, der Erlaſs des ENGE Billee nme v. 27. November 
1860, 8. 28630 (5. M. 8. B. Nr. 60), der Erlaſs de3 Aderbau- 
minifteriums v. 7. Upril 1873, 3. 1315, der Erlaſs des Sinanz- 
miniftertums v. 2. Jänner 1857, 8. 7112 (5 M. V. 8. Nr. 2), die 
Verordnung des Auftiz- und Finanzminifteriums vom 31. Mai 1863, 
R. G. B. Nr. 102, die Verordnung des Finanzminifteriums v. 8. October 
1855, 3. 8002, und die Verordnung der Minifterien der Yuftiz und der 
Finanzen v. 2. Mai 1857, R. G. 8. Nr. 89, ihre Kraft. 
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en der en der Juſtiz und des Handels 
vom 1. $uni 189 r. 129, über die Ernennung der 
HN — aus dem Handelsftande und aus 
em Kreife der Schiffahrtsfundigen. 
Auf Grund des 8. 99 des Gerichtsorganifationsgejeßes (Gei. Hi 
27. November 1896, R. ©. 8. Nr. 217) wird zufolge Ah. Entſchl. 
29. Mai 1897 zur "Durhführung der 88. 20 und 21 bes a 
Geſetzes verordnet: 
Ernennung. 


8. 1. Die fahmänniichen Laienrihter aus dem Handelsitande 

un aus dem Kreife der Sciffahrtäfundigen für die felbftändigen Han- 
erihte und für die Handelsjenate der Kreis- und Landesgerichte, 

= e die Gerichtöharkeit in Handels- oder Seeſachen in erjter oder 
zweiter Inſtanz ausüben, werden vom Juſtizminiſter im Einvernehmen 
mit dem Handelsminifter ernannt. 

Die Ernennung erfolgt en utächtlihen Vorſchlag der Handels⸗ 
und Gewerbelammer des r die Dauer von je drei Zahren; 
Here Pre ift af ausgefchloffen (8.20 des Gerichtꝰorgani⸗ 
ationsgeſetzes) 

Die infolge Ablaufes ihrer Amtsdauer Pe Sei fachmänniſchen 
—— haben bis zur Wiederbeſetzung der Stelle im Amte zu ver⸗ 
leiben 

8. 2. Die Zahl der bei den einzelnen Gerichtshöfen erſter Suftanz, 
welche Gerichtsbarkeit in Handels⸗ oder Seefachen ausüben, zu bejtellenden 
fahmännifchen Laienrichter wird vom Juſtizminiſter im Einvernehmen 
mit dem Handel3minifter nad) Maßgabe des jeweiligen Bebarfes beftimmt. 

Ob und wie viele von den fachmänniſchen Laienrichtern eines Ge- 
richtshofes dem Kreiſe der Schiffahrtstundigen anz — haben‘, ift 
Mir Maßgabe des thatſächlichen Bedarfes von dem @erichtähofe zu be- 
timmen. 

Ein Viertel der für jeden Gerichtshof zu — en 
Laienrihter ift aus den Berfonen zu ernennen, Die ndels- 
Schiffahrtsbetrieben bedienftet find (8. 7) Ein bei en hen des 
Biertel3 ſich ergebender Bruchtheil ift als Ganzes in Anfchlag zu ——— 


Gutächtlicher Vorſchlag der Handels- und Gewerbekammern. 


8. 3. Wenn die Stelle eines fachmänniſchen Laienrichters zur 
Belegung gelangen joll, hat der Bräfident des Gerichtähofes die Handels⸗ 
und Gemwerbefammer, in deren Bezirke der Gerichtshof gelegen iſt, zur 
Eritattung eines Vorſchlages anfzufordern. Sind mehrere Stellen er- 
ledigt, fo Hat die Senne die Bahl der zu beiegenden Stellen und, 

wo Teomanniide Satenrichter der einen und anderen Art an der Recht- 
hir mitwirken, auch eine Angabe darüber zu enthalten, ob und in 
welchem Berhältnifje Angehörige des Handelsitandes oder Perjonen aus 
dem Kreiſe der Schiffahrtskundigen vorzufchlagen find. Desgleichen iſt 
befanntzugeben, ob und in welde em Verhältniſſe bei dem Bo eiige *— 
in Handels⸗ und Schiffahrtsbetrieben bedienſteten Perſonen zu berüd- 
ſichtigen ſind. 
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F. 4. Die Handels⸗ und Gewerbekammer erftatiet ihren Vorſchlag 
durch gemeinfamen Beſchluſs der Handels⸗ und Gewerbefection. 

ür jede Stelle find drei Berjonen vorzufchlagen. Bei Vorſchlägen, 
die für mehrere Stellen erftattet werben, muſs die Bahl der Vorge- 
ſchlagenen die Zahl der a bejebenden Stellen wenigftens um die Hälfte 
überfteigen; ein Bruchtheit ift hiebei al3 Ganzes in Anfchlag zu bringen. 

8. 5. In den Borfchlag dürfen nur foldde Berfonen 2; enommen 
werden, die öfterreichifche Staatsbürger find, das dreißigfte Lebensjahr 
vollendet haben, infolge ihres Berufes über eine genaue Kenntnis des 
Handels⸗ oder Schtifahrtähetriebes und yes eltenden Geſetze und 
Gewohnheiten verfügen, am Site des Gerichtähofes, bei dem fie ihr 
Amt ausüben follen, oder in deſſen Nähe ihren Wohnfig haben und zur 
Uebernahme des: Amtes bereit find. 

Berfonen, die im Genuffe ihrer bürgerlichen Rechte ober in der 
Berfügung über ihr Vermögen durch Geier ober richterliche Anordnung 
beichräntt find, ſowie Perſouen, die zu richterlihen Beamten des Ge- 
richtshoſes in einem Berwanbtichafts- oder Schwägerichaftsverhältniiie 
ftehen, da3 nad dent Geſetze ihrer Ernennung zum Richter bei diefem 
Gerichtähofe im Wege ftehen würde (8. 17, Abſ. 1, des Laiferlichen 
Patented v. 3. Mai 1853, R. &. 8. Nr. 81), find von der Aufnahme 
in den Borfchlag ausgeichloflen. 

8. 6. Aus dem Kreiſe der felbftändigen Hanbelstreibenden m 
in der Regel nur Kauflente ober perſönlich haftende Gefellfchafter einer 
—— vorzuſchlagen, deren Einzel⸗ oder Geſellſchaftsfirma 
in das Handelsregiſter eingetragen iſt. Soweit es an ſolchen mangelt, 
können auch andere Kaufleute in den Vorſchlag aufgenommen werben. 

Für die mit Schiffahrtölundigen zu beſetzenden Stellen find vor- 
nehmlich Schiffsmäkler (sensali patentati in noleggi), nichtactive Schiffs- 
capitäne und Rheder vorzuſchlagen. 

8. 7. Bei Vorichlägen von Laienrichtern aus dem Kreife der in 
Handels» oder Schiffahrtäbetrieben Bedieniteten ift auf jene Perſonen 
Rückſicht zu nehmen, welche durch mehrjährige Thätigkeit in leitender 
Stellung (Procuriften, Disponenten, Direcloren, Generalagenten, General» 
bevollmädhtigte eines größeren Unternehmens, insbefondere einer Actien- 
geiellichaft u. &.) eine genaue Kenntnis des geichäftlichen Verkehres und 
der für ihn geltenden Gejebe und Gewohnheiten erworben haben. Soweit 
es an Berfonen mangelt, welche diefen Anforderungen entſprechen, find 
jelbftändige Handelstreibende und für Stellen, die mit Schiffahrtstundigen 
u bejeten find, Berfonen aus den im 8. 6, Abſatz 2, bezeichneten 

fSgruppen in Vorſchlag zu bringen. 

. 8. Die Dandeld- und Gewerbekammer hat vor Erftattung des 
Vorſchlages die Perſonen, weldhe in den Vorſchlag aufgenommen werden 
follen, zu befragen, ob fie das Amt eines fahmänniichen Laienrichters 
für die Dauer von drei Fahren annehmen wollen; zugleich find fie auf- 
zufordern, fi) darüber zu äußern, ob ihres Wiſſens zwiſchen ihnen und 
rihterlihen Beamten des Gerichtshofes ein Verwandtſchafts⸗ oder 
Schwägerjchaftsverhältnis beiteht, das ihre Ernennung gemäß $. 5, 
Abſatz 2, ausſchließt. 

Die Erflärungen der Vorgeſchlagenen find dem Vorſchlage beizulegen. 
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8. 9. Der Vorſchlag der Handel3- und Gewerbefammer ift an 
den Gerichtshof zu leiten, bei welchem der fachmännifche Laienrichter 
jein Umt auszuüben haben wird, und fodann unter Beifügung des Gut⸗ 
achtens des Gerichtähofes im Wege des Oberlandesgerichtes dem Juſtiz⸗ 
minifterium vorzulegen. 

Der Gerichtshof erjter Inſtanz hat fein Gutachten in einem nad 
8. 36 des Gerichtsorganifationsgefeßes gebildeten Senate abzugeben. 


Eid der fahmännifchen Laienridter. 


$. 10. Der Eid, welchen die fachmänniſchen Laienrichter vor An⸗ 
tritt ihres Umtes zu leiften haben ($. 21, Abſ. 1, des G. O. G.), ift 
nad) der mit Erlaſs des Sul m nee lan v. 9. Sänner 18505, 3. 25423, 
befanntgegebenen Eidesformel abzunehmen. Die fahmänniichen Laien- 
rihter haben in ihrem Eide auch die unverbrücdjlicde Beobachtung der 
Staatögrundgefee zu beſchwoͤren. 

Die dreijährige Amtsdauer ift vom Zage der Beeidigung (Ber- 
weijung auf den bereits geleifteten Eid) zu rechuen. 


Titel der fahmännifhen Laienrichter bei den Handels- 
geridten in Wien, Brag und Trieft. 
$. 11. Die den Beſitzern der Haudelsgeridhte in Wien, Prag 
und Trieſt zugeftandene Befugnis zur Führung des Titeld eines Taifer- 
lihen Rathes während der Dauer ihrer diesfälligen Verwendung gebt 
auf die bei diejen Handelögerichten verwendeten Nngmännifepen ien⸗ 


richter über. 
Urlaub. 


8. 12. Für das Anſuchen um Urlaub und die Ertheilung eines 
Urlaubes an fachmänniſche Laienrichter gelten die Vorſchriften der 88. 69 
bis 72 des kaiſerlichen Patentes v. 3. Mai 1853, R. G. B. Nr. 81, und 
die einſchlägigen Beſtimmungen der Geſchäftsordnung für die Gerichte 
erfter und zweiter Inſtanz mit der Maßgabe, daſs: 

1. die Dauer des Urlaubes den für die Beurlaubung richterlicher 
Beamten feſtgeſetzten Beitgrenzen nicht unterliegt, und 

2. ohne Rüdjiht auf die Dauer des begehrten Urlaubes der Prä⸗ 
fident des Gerichtshofes erfter Inſtanz zur Urlaubsbemwilligung berechtigt ift. 


NReifeloften und Diäten. 

8. 13. Auf Reifeloften nnd Diäten haben die fachmänniſchen 
Laienrichter nur bei Amtshandlungen, bie der Senat außerhalb bes 
—— vornimmt, in gleicher Art wie die Richter des Gerichts⸗ 

ofes Aniprud. 

Die Neifeloften und Diäten der fachmänniſchen Laienrichter find 
im Ausmaße der VII. Rangsclaffe zu beftimmen. 


Berluft des Umtes. 

8. 14. Die fachmänniſchen Laienrichter können während ihrer 
Umtsdauer weder zeitweife ihres Amtes enthoben, noch zu einem anderen 
Gerichtshofe, als für welchen fie ernannt find, verjeßt werden. Eine 
Amtsentjegung Tann nur nad) Maßgabe der Beitimmungen des Gerichts» 
organifationsgejeßes ftattfinden ($. 21, Abſ. 2, de G. O. G.). Ob und 
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in welchen Fällen vor der Amtsentiegung eine Suspenfion vom Amte 
fattfindet, — durch die 88. 29 bis 31 des Geſ. v. 21. Mai 1868, R. G. B. 
mt 


Rr.46, beitimmt. 

Die Burüdlegung des Hanbelögewerbes, die Loſchung der Firma, 
der Austritt aus dem Handeld- oder Sciffahrtäbetriebe, in welchem 
der Laienrichter zur Zeit feiner Ernennung bebienftet war, und alle 
fonftigeu, während der Amtsdauer vorfallenden Veränderuugen, die nicht 
zugleich einen gejeglichen Grund für die Amtsentjegung in ſich ſchließen, 
ziehen den Berluft des Amtes nicht nach fih. Der Berlujt der dfter- 
reichiſchen Staatsbürgerfchaft Hat den Berluft des Amtes zur Folge. 


Uebergang3- und Schlufsbeftimmungen. 

8. 16. Die Verwendung der zur Beit bei den Hanbelögerichten 
und bei den Sandelsfenaten der Gerichtshöfe erfter Inſtanz beitellten 
Beifiger aus dem Handelsjtande endet mit 1. Sänner 1898. Bis dahin 
bleiben in Anfehung dieſer Beifiger die beftehenden Vorjchriften und in3- 
beiondere der Erlaſs der Minilterien der Juſtiz und des Handels v. 
2. December 1864, R. G. B. Nr. 89, in Geltung. 

8. 16. Bei Erledigung von anhängigen PBrocefien in Handels» 
und Seeſachen, die kraft gejeblicher Beftimmung nad den bisher gelten- 
den Brocelsvorichriften zu verhandeln und entjcheiden find, haben vom 
1. Jänner 1898 an die neu ernannten fahmännifchen Laienrichter aus 
dem SHandelsftande oder aus dem Kreiſe der Schiffahrtäfundigen als 
ftimmbereditigte Mitglieder des Senates an Stelle eines richterlichen 
Beamten des Werichtöhofes theilzunehmen. 

8. 17. Die Präfidenten der Handelägerichte und der Kreis⸗ und 
Landesgerichte, welche die Gericht3barleit in Handels» oder Seeſachen 
in erfter oder zweiter Inſtanz ausüben, haben anfangs Juli 1897 die 
Handel3- und Gewerbekammern aufzufordern, für jämmtliche nad) den 
Beitimmungen diefer Verordnung bei dem Gerichtshofe zu beftellenden 
fahmännifhen Laienrichter Vorfchläge zu eritatten. Die Vorſchläge der 
Handeld- und Gewerbefammern müſſen dem Gerichtähofe ſpäteſtens bis 
anfangs October 1897 zulommen. Die Borfchläge des Gerichtshofes 
(8. 9) müflen bis fpäteftens 15. November 1897 dem Juſtizminiſterium 


vorgelegt werden. 
Verordnung des Auftizminiiteriums von 15. $uni 1897, 
3 9615, J. M. V. B. Nr.22, betreffend die Erftattung von Bor- 
ihlägen für die Ernennung fahmännifher Laienrichter und 
die Zahl der bei den Gerichtshöfen erfter Anitanz zu be- 
ſtellenden fachmänniſchen Laienrichteraus dem Handelsſtande 
und aus dem Kreiſe der Schiffahrtskundigen. (An alle Ge- 
richtöhöfe erfter Inſtanz, melde die Gerichtsbarkeit in Handels⸗ oder 
Seeſachen oder die Serichtöbarkeit in Angelegenheiten des Bergbaues in 
erfier Inftanz ausüben.) 
8. 1. Die Gerichtshöfe erfter Inſtanz werden angewielen, vor 
Borlage der Vorſchläge für die Ernennung von fachmänniſchen Laien- 
aus dem Hanbelsitande und aus dem Kreife der Sciffahrts- 
und Bergbaufundigen, (8. 9 der Minifterialverordnung vom 1. Juni 


Schauer, Geſch. Ordg. 6 
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1897, R. &. B. Nr. 129, und $. 10 der Minifterialverordnung vom 
1. Juni 1897, R. G. B. Nr.128), die erforderlihen Erkundigungen ein- 
uziehen, auf Grund welcher die ernennungsberechtigten Minifterien das 
Börhandenfein des Erfordernifjes der Unbeſcholtenheit der vorgeſchlagenen 
— zu beurtheilen vermögen. Von der Einziehung ſolcher Er⸗ 

ndigungen iſt nur dann abzuſehen, wenn dem Gerichtshofe die vor⸗ 
geichlagenen Perjonen ohnehin hinlänglich genau belannt find, um in 
Diefer Nichtung ein verläfsliched Gutachten abgeben zu Tönnen. Die in- 
folge der angettellten Erfundigungen an den Gerichtshof gelangten Mit- 
theilungen find dem Gutachten anznicließen. 

8. 2. Die Zahl der bei den Gericht3höfen erfter Inſtanz zu be- 
ftellenden fachmänniſchen Laienrichter au8 dem Handelsftande und aus 
dem Kreiſe der Schiffahrtskundigen und die Zahl der Stellen, zu welchen 
Berfonen zu berufen find, die in Handeld- oder Sciffahrtöbetrieben 
bedienjtet find, ift im Einvernehmen mit dem Handelsminifter in der 
diefer Verordnung augeſchloſſenen Beilage*) beftinmt. 

*) Die Beilage (Seite 154, 3. M. 8.8. 1897) wurde nicht abgebrudt. 


von Ausſchließungs— 
gründen. 


8. 22, Ein Richter oder richterlicher Hilfsbeamter, dem 
ein Verhältnis bekannt wird, das ihn im gegebenen Falle nad) 
den Gefege von der Ausübung richterlicher Geſchäfte ausfchließt?), 
hat diejes dem Vorſteher des Gerichtes (vorgefebten Beamten 
der Staatdanmwaltihaft) unverzüglich anzuzeigen.?) Erfcheint der 
Vorſteher eines Gerichtes ausgeſchloſſen, fo hat er davon feinem 
Stellvertreter, falls es aber an einem Stellvertreter fehlt oder 
durch das Ausfcheiden des Vorſtehers das Gericht beichlufs- 
unfähig würde, dem Borjteher des übergeordneten Gerichtes 
Mitteilung zu machen.?) 

8. 22. Dieſe Vorſchrift fand | weil der Begriff Richter im Gefegent- 
ſich urjprünglid im $. 26 ber Re> | wurfe zumeift technifch (8. 1), im 
gierungsvorlage ber AYurisdictiond- | engeren Sinne, als Gegenfag zu den 


Unzeige und Befangenheits— 








norm, wurde aber wegen ihrer intern- 
dienftrechtlichen Natur von der Per⸗ 
manenzcommifjion des Herrenbaufes 
dort geftrichen und in das vorliegende 
Geſetz verwicfen. en erhielt fie 
eine etwas weitere Fallung, durch 
welche fie nicht bloß auf die in Sachen 
der EivilgerichtSbarfeit thätigen, fon- 
dern auch auf die mit Strafſachen be> 
fafsten Richter oder ſtaatsanwaltſchaft⸗ 


richterlichen Hüfsbeamten gebraucht 
wird, hingegen die Gründe, welche für 
die Zul ung bon Ausſchließung und 
Ablehnung Poreihen, auch zutreffen, 
wenn es fih um einen ridhterlidden 
Hilfsheamten handelt, namentlich wenn 
deffen Thätigkeit im concreten Falle 
vermöge ihrer Selbftändigkeit (3. 8. 
beim beauftragten und erfuchten 
Nichter oder bei Beforgung richter- 


lichen Beamten Anwendung findet. | licher Gefchäfte der Regifterführung) 


Die richterlichen Hilfsbeamten werben | 


neben den Richtern befonderd genannt, 


auch nach außen berbortritt. (Motive 
S. 16, 17.) 
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In gleicher Weiſe haben Richter und diejenigen richter⸗ 
lichen Hilfsbeamten, welchen die Beſorgung der Geſchäfte eines 
beauftragten oder erſuchten Richters in bürgerlichen Rechtsſachen 
übertragen iſt, von den Gründen Mittheilung zu machen, 
welche ihre Ablehnung wegen Beſorgnis der Befangenheit‘) zu 
rechtfertigen geeignet find. 

Infolge einer ſolchen Mittheilung tft die erforderliche Stell 
vertretung anzuordnen) oder eine gerichtliche Entfcheidung über 
da3 Borhandenjein des Ausſchließungs⸗ oder Befangenheitsgrundes 
(8. 74 der Strafprocefsordnung; 88. 23 bis 25 der Suris- 
dictiondnorm) zu erwirken. 

)8.20I.N 

2) Mündlich. Ein Protokoll ift nur aufzunehmen, wenn der Ge- 
richtsvorſteher nicht den Anlaſs durch eine adminiftrative Verfügung 
(fiehe 8. 28 G. O. G.) befeitigen, fondern eine gerichtliche Enticheidung 
einholen will, 8. 130 ©. D. 

2) Schriftlich, 8. 130 ©. D. 

)8.198.2EN. 

8) 8.28 G. O. G. Dagegen feine Beichwerde (fiehe Motive 
zu 8. 28). 


Ernennung de3 Kanzlei- und Dienftperjonales. 


6. 23. Die Bollitredungsbeamten und die Vorfteher und 
leitenden Beamten der Gerichtskanzlei (Directoren von Grund: 
buch3ämtern)!) werden vom Auftizminifter ernannt. Die Er: 
nennung der übrigen Beamten der Gerichtsfanzlei, einfchließ- 
lih der Grundbuchsführer, und der Gerichtsdiener ſowohl bei 
den Dberlandesgerichten wie bei den Gerichtähöfen erſter In⸗ 


8. 23. Der Wirkungskreis ber |! 8. 18, Abf. 1, gilt für alle Gerichts: 


Voliftreckungsbeamten, ſowie der Vor- 


fieher und leitenden Beainten der Ges | 


richtskanzlei und ber für fie in Aus⸗ 
figt zıı nehmende Rang läfst e8 als 
angemeffen erfcheinen, ihre Ernennung 
dem Zuftizminifter vorzubehalten. Sym 
übrigen folgt der Entwurf mit gering- 
fügigen Abweichungen den bisher gel» 
tenden Borfchriften; für die Ueber- 
weifung der Beamtenernennungen an 
da3 Oberlandesgeriht fpricht auch der 
Umftand, baf8 die SKanzleibeanıten- 
und Grundbucdhsführerprüfungen künf- 
tig bet den Oberlanbesgerichten ftatt- 
finden werden, Die Beftimmung des 


diener ohne Rückſicht auf ihre Benen- 
nung oder Bezüge. Um eine größere 
Gleichförmigkeit herbeizuführen, fol 
ihre Ernennung. durchwegs dem Ober: 
landesgerichte zugewieſen werden, in» 
foweit e8 fi nit um das Diener- 
perfonale des Oberſten Gerichtshofes 
bandelt. Denn für bie Ernennung 
des Kanzlei» und Dienerperfonales des 
Oberſten Gerichts⸗ und Kaffations- 
hofes wird es bei den beftebenden Vor⸗ 
fHriften (Note des Juſtizminiſteriums 
v. 8. Mat 1854, 3.8069, auf Grund 
der Ab. Entſchl. v. 5. Mai 1854) ver 
bleiben. (Motive S. 17.) 


6* 
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ftanz und bei den Bezirfögerichten ſteht den Oberlandes— 
gerichten?) zu. 

Die Aufnahme von Kanzleigehilfen gegen feiten Gehalt 
erfolgt durch das DOberlandesgericht, die Aufnahme aller übrigen 
Ranzleigehilfen durch den Vorfteher des Gerichtes, bei dem fie 
bejchäftigt werden follen. 

Wenn bei Ernennung eines Kanzleibeamten oder Gericht3- 
dienerd Perfonen übergangen werden follen, die nad den 
beitehenden Vorſchriften bei Erlangung von Stellen diefer Art 
vorzugsweiſe zu berüdjichtigen find oder welchen die Stellen 
diefer Art vorbehalten find?), fo ift der Beſchluſs vor Aus— 
fertigung dem Zuftizminifter zur Entſcheidung vorzulegen. 

In Anfehung der Ernennung des Kanzleis und Diener: 
perjonales des Oberſten Gerichts- und Cafjationshofest) ſowie 
in Unfehung der Ernennung der Beanten der gerichtliden 
Rechnungsdepartement3®) und Depofitenämter®) und der Beamten 
und Auffeher der Gerichtshofsgefängniffe’) bleiben bis zur Er- 
lafjung neuer Vorſchriften die bei Beginn der Wirkſamkeit diejes 
Geſetzes darüber bejtehenden Anordnungen in Geltung. 


1) Damit übereinftimmend 8. 4 der Kanzleiperjonal-Berordnung 
(fiehe bei 8. 49). — Erforderniffe zur Ernennung $. 183. N. 

ee} a zur en der Dienerögehilfen. 
Difeiplinarbehandlung derjelben. Ueber einen dieſe Fragen be- 
treffenden Bericht eines Oberlandesgerichtspräfidiums hat das J. Di. 
mit dem Erlaffe dv. 19. Jänner 1898, 8. 1225, eröffnet, daſs gemäß 
$. 23 G. O. ©. und 8.15 der Kanzleiperfonal-Verordnung v. 18. Zuli 
1897, R. G. B. Nr. 170, nunmehr die Oberlandesgerichte zur Er- 
nennung des geſammten Dienerperjonals bei den Gerichten der eriten 
und zweiten Inſtanz mit bloßem Ausſchluſſe der Gefangenaufjeher und 
der Aushilfsdiener, ſomit auch zur Ernennung der Dienersgehilfen 
bei diefen Gerichten berufen find, und daſs ebenfo die Beitimmungen 
des G. O. G. über die Difciplinarbehandlung der Diener bei den Ge- 
richten, jowie die Beftimmungen der J. M. 3. v. 18. Juli 1897, R. G. B. 
Nr. 170, über die Erforderniffe zur Erlangung von Gertchtödienerftellen 
aud auf die erwähnten Dienersgehilfen Unmwendung zu finden haben 
(J. M. V. B. ©. 195/189). — Wegen Vornahme der Dienftbejegungen bei 
a — — ſiehe Mitth. J. M. V. B. ©. 36/1898 bei 8. 41, 

nm. 3. 

3) Bei Beamtenſtellen im Kanzlei- und Manipulations— 
fache, welche nicht an im Gehaltsbezuge ſtehende Beamte oder Qui⸗ 
eſcenten vergeben werden, haben anſpruchsberechtigte Unterofficiere und 
Gendarmen, deren Anſpruch durch das ihnen hierüber ertheilte Cer⸗ 
tificat nachgewieſen iſt, vor Mitbewerbern den Vorzug (Geſ. v. 19. April 








Ernennung des Kanzlei: und Dienftperfonales. 85 


1872, R. ©. 8. Nr. 60, 8. 5, und v. 26. Februar 1876, R. G. 8. 
Ar. 19, 8.60). 

Ale al und proviforifhen Dienerichaftspoften bei den 
!.t. Gerichten find den dazu geeigneten (mit dem bdiesfälligen Certificate 
verſehenen) Unterofficieren borbebaften und dürfen an andere Bewerber 
nur dann verliehen werden, wenn fich fein — und 
Geeigneter gemeldet hat (Gef. v. 19. April 1872, R. G. B. Nr. 60, 88.4, 
7, 13, deſſen weitere Beſtimmungen, ſowie die heben = Ergän- 
zung und Erläuterung desfelben een Ba bier nicht an- 
pe werden. Siehe diejelben bei Kaſerer, Bd. I 

den dent vorzugsweiſe ee wie den Unterofficieren ie3 

— ——— zu, Geſ. v. 26. Februar 1876, R. G. 


— Militärperſonen, welche ſich um eine Kerker⸗ 
meiſterſtelle bewerben wollen, müſſen, wenn ſie die hiezu erforderlichen 
Kenntniſſe nicht anderweitig nachzuweiſen vermögen, ſich einer Probe⸗ 
praxis in der Dauer von höchſtens 3 Monaten bei einem Gerichtshofe 
1. Inſtanz unterziehen; J. M.E. v. 7. November 1876, 3. 142052, an 
alle Oberlandesgerichtöpräfidien. 

Das ausführlihe Verzeichnis der den Militärbewerbern 
vorbehaltenen Dienftpläße bei den Gerichtsbehörden wurde 
mit M. €. v. 16. Suli 1879, R. G. B. Nr.100, kundgemacht. 

+) Der Bräfident ded Oberiten Gerichtshofes ernennt das 
— — en erfonale bes a Gerichtshofes zufolge Ah. 

. 5. Mai 1654 (Note des J. M. v. 8. Mai 1854, 3. 8069). 

55 Ser Sufti en Dun ernennt: den Öberrechnungsrath und den 
— Ger. Inſtr. 

Der Dberlandesgeritspräfident ernennt: die übrigen Be⸗ 
amten des N nee Rechnungsdepartements, 8.9 Ger. Inſtr. 

6, Der Auftizminifter ernennt: den Depofitenamtsdirector, 
»Bicedirector, ⸗Verwahrer, ⸗Caſſier, 3.7 Ger. Snftr. 

Die Oberlandesgerichte beiegen alle übrigen —— der 
Depofitenämter, J. M. E. v. 8. Auguſt 1859, 3. 1228 

) Der Juſtizminiſter ernennt: im "Bien > Director, Ver⸗ 
walter, Eontrolor, die beiden Seelforger und den — des lan⸗ 
Gefangenhaufes, J. M. E. v. 11. Wpril 1856, 8. 7 

Der Präfident des Oberlandesgerichtes in Bien ernennt: 
den Materialverwahrer, den Wundarzt, den Secundararzt und die a 
amme des Gefangenhaufes des Wiener Landesgerichtes, J. M. € 
11. April 1856, En 498. 

Die Dberlandesgerichtöpräfidenten ernennen: den Arzt, den 
Wundarzt und die Hebamme zur Verrichtung des Sanitätödienites in 
den Sefangenhäufern der Gerichtshöfe außer Wien und bei den ftädtifchen 
Bezirlögerihten, ferner bie — zur Verſehung der ſtreng ge⸗ 

tlichen Functionen außer Wien. 

Die Oberlandesgerichte — die Kerkermeiſter. J. M. €. 
.d. 8. nun 1859, 3. 12289 (Kaferer, I. Bb., ©. 52 

den Brafi identen ber Gerihtshöfe I. Inſtanz — 
ernannt: Gefangenaufſeher und die Gefangenaufſehersgehilfen, 8. 9 


N‘ 
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Ger. Inſtr. — in Wien überdies noch die Gerichtäärzte im engeren 


Sinne, J. M. €. v. 25. November 1867, 3. 26 


4; vom Präfiden- 


ten des Landesgerichtes in Straffadhen in Wien die Gefangen⸗ 
aufjeher und Gefangenaufjehersgehilfen, der Meisner und das Weib zur 
Viſitation weiblicher Häftlinge beim Iandesgerichtlichen Gefangenhaufe in 
Bien, J. M. E. v. 11. April 1856, 8. 7498. 


Bweiter Abſchnitt. 
Gerichte. 
Bezirksgerichte. 
6. 24. Jedes Bezirksgericht iſt mit einem Bezirksrichter 
(Vorſteher des Bezirksgerichtes) und der erforderlichen Anzahl von 
Einzelrichtern beſetzt; außerdem ſind nach Bedarf richterliche 


Hilfsbeamte zu beſtellen. 


8. 24. Die Aenderungen, welche 
eine faſt ausſchließliche Geltung des 
Unmittelbarkeitsgrundſatzes nach ſich 
ziehen müſſen und die vor allem bei 
ben Bezirlsgerichten zutage treten wer⸗ 
den, waren fchon früher Gegenftand 
der Erörterung. Bei einer großen 
Anzahl von Bezirksgerichten wird nach 
wie vor ein Richter — der Bezirksrichter 
— bie Gefchäfte bewältigen können, 
allenfalls unter Mitwirkung eines 
ftändigen oder für die Zeit größeren 
Gefchäftsandranges zugewiefenen rich. 
terliden Hilfsbeamten. Insbeſondere 
die Nechtsfachen des außerftreitigen Ver⸗ 
fahrens(Verlaſſenſchaftsabhandlungen, 
pflegſchaftsbehördliche Angelegenheiten 
und Grundbuchsſachen), welche ber 
Zahl nach die ſtreitigen Angelegenheiten 
faſt überall überragen, ermöglichen auch 
in Hinkunft die zweckmäßige Berwen⸗ 
dung eines nicht als Einzelrichter be⸗ 
ſtellten richterlichen Hilfsbeamten. Dies 
ſer wird die nothwendigen Verhand⸗ 
— pflegen und die Erledigung 
vorbereiten, der Gerichtsvorſtand ſie 
aber wie heute genehmigen. Ob bei 
einzelnen Bezirksgerichten wegen des 
ſtändigen Bedarfes eine oder mehrere 
Stellen für richterliche Hilfsbeamte 
direct ſyſtemiſiert werden, oder der 
Bedarf ohne ſolche budgetäre Vorſorge 
unmittelbar durch Zuweiſungen aus 
der zur Verfügung des Oberlandes⸗ 


gerichtspräſidenten geſtellten Gruppe 
richterlicher Hilfsbeamten gedeckt wird, 
iſt vom legislativen Standpunkte un⸗ 
entſcheidend und gehört zu den vielen 
offenen Organiſationsfragen, welche 
der Uebergang zum neuen Proceſſe 
aufwirft. Bei größeren Bezirksge⸗ 
richten werden einer oder mehrere 
ſelbſtändige Einzelrichter beſtellt wer⸗ 
den, die wieder die Unterſtützung und 
Mithilfe richterlicher Hilfsbeamten 
nießen können. Insbeſondere wird 
dies bei den am Sitze eines Gerichts⸗ 
hofes befindlichen Bezirksgerichten der 
Fall ſein. ieſe Einzelrichter der 
ſtädtiſchen Bezirksgerichte ſind Beamte 
des Gerichtshofes; für bie Einzel» 
a bei den Ländlichen Bezirksge⸗ 
richten wird durch die Beftellung zum 
Einzelridhter der Ort des Bezirksge⸗ 
richtes Dienftort und zugleid — in 
allen davon a ge privat» und 
öffentlich «rechtlichen Beziehungen — 
Wohnſitz. Die Dienftauffiht und Lei⸗ 
tung der Gefchäfte wird bei derart be⸗ 
fegten Bezirkögerichten in der Regel 
dem Bezirksrichter zufallen; bei den 
am Gerichtshofſitze befindlichen Bezirks⸗ 
gerihten wird ein biezu geeigneter 
Einzelrichter beftellt werden. Die Dienſt⸗ 
aufficht begreift Eivil- und Straffachen 
in fi; e8 werben baber künftig dem 
auffichtführenden Nichter auch die in 
8.4 der Vollzugsvorſchrift zur Strafe 
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Als Vorſteher der Bezirksgerichte können aus dem Status 
der Bezirksrichter, und zwar auch für mehr als ein Drittheil 
der für jeden Oberlandesgerichtsſprengel jeweilig ſyſtemiſirten 
Bezirksrichterſtellen (Geſetz vom 3. Juni 1894, R. G. B. 


— —— —— — 











— ——— — — — — — — 


proceſsordnung (Min. Bdg. v. en 8dienſt aufgeftellt wurden. 
November 1873, R. G. B. Nr. 188) 19 ften Auſcultanten find 
dem Bezirkrichter übertragenen Be⸗ Beer nur bedingterweije als richter- 
fugniffe und Amtshandlungen zu- 1 e ee bg zu bezeichnen, näm- 
ftehen. Die Auffihtführung bat aber I infofern, als fich ihre Ausnügung 
— wie ſchon angedeutet wurde — nur , ihrer Ausbildung bedt. 

Bedeutung in abminiftrativer und di- | Im zweiten Abfate diefes Para- 
feiplinärer Hinficht; auf judicielle Acte | er — iſt ausgeſprochen, daſs der 
etwa in dem Einne, daſs dem aufficht- ter alle in der Gompetenz 
Richter ein Einflufs auf Bi ent Sgerichteß gelegenen richter- 
den Inhalt der einzelrichterlichen Ent- | lichen Functionen auszuüben befugt 
f auftünde, erſtreckt fie fich nicht. | if. Es ift das der felbftverftänbtice 
( ve ©. 17.) Ausflufs feiner Stellung. Heute tft 
| er aus chließlich der Träger ber richter- 

Die neuen 88. 24 und 25 be | 

| 








lichen Gewalt beim Bezirksgericht, da 
ruhen auf den principiellen TFeftftel- | alle anderen richterlichden Beamten nur 
lungen, bie in den 88. 1 bi8 3 enthalten | feine Hilfsarbeiter find und er bie 
find. Sie bieten die Grundlage für | Verantwortung für ihre Erledigungen 
u — Drganifation der Bezirks⸗trägt, wie fie I formell auch alle von 
g 


ihm ausgehen. In Zukunft kann 
a" ben einzelnen Abfägen des 


dies nicht mehr der Fall fein. Welche 

8. 24 tft zunädft Folgendes zu bes Geſchäfte der Bezirksrichter den zur 
merken. Neben dem Bezirkörichter | felbftändigen Ausübung bes Nichter- 
oder Landesgerichtsrathe, welcher Bor- | amtes befugten Einzelrichtern zumeist, 
fteher des Bezirkögerichtes ift, haben iſt Sache der Geſchäftsvertheilung, die 
in Zukunft die erforderliche Anzahl jowohl für biefen Einzelrichter als 
von Einzelrichtern zu fungiren. Dieje auch für die Verwendung ber richter- 
Zahl wird natürlich je nach der Aus- | lichen Hilfsbeamten in die Hände bes 
Dehnung der Geſchäfte eine fehr ver- Bezirksrichters gelegt iſt. Es wird 
ſchiedene ſein. Ihrer Diätenclaffe nah | demnad in Zukunft auch vortommen, 
werben dies in der Negel Adjuncten daſs einem ber felbftändigen Einzel- 
fein; doch follen, wie dies noch näher | tihter vom Bezirksrichter ein richter- 
begründet werden wird, bei den Eingels | licher Hilfsbeamter zugetheilt wird, 
gerichten in den Städten Natbfecre- geradeſo wie dies fehon heute bei Ser 
täre die Functionen ber Einzelrichter | richtshöfen gejchieht, wo der Präfident 
verfehen. Außerdem ift das VBezirls- ' einem Rathe ober anderen ftimm- 
gericht, foweit e8 die Gefchäfte erfor- führenden Mitgliede einen richterlichen 
dern, mit den nöthigen richterlichen | Hilfsbeamten zur Unterftügung zu⸗ 
Hilfsbeamten befett, die der Nangs- theilt. Auch bier mag bemerkt werden, 


claffe der Adjuncten angehören, denen daſs fo eine Zutbeilung eine unge- 
der befondere Eharalter von Einzel- | prüften, im Borbereitungsdienft ftehen- 
richtern nicht verliehen tft, ferner mit | den Aufcultanten für benfelben der 
geprüften oder ungeprüften Aufcul- | Weg fein wird, den mündlichen Pro- 
tanten. Diefe letzteren werben aber ceſs bei Einzelgerichten fennten zu ler⸗ 
in der Zukunft nur inſoweit als Hilfs- | nen, daf8 er zum Protokollführer bei 
beamte angufehen und zu behandeln | der Verhandlung verwendet werden 
fein, als died mit den Grundfägen | wird und daſs er unter Anleitung 
vereinbarlich ift, welche oben für den | und Verantwortung der Einzelrichter 


88 II. Gerichtsorganiſationsgeſetz 66. 24, 25. 


Nr. 106, betreffend die Einreihung eines Theiles der Bezirks: 
richter in die VII. Rangsclaſſe), Landesgerichtäräthe beftellt 
iverden.?) 


1) Dies geihah mit der J. M. 2. v. 5. Mai 1897, 8. 9839, 
J. M. V. B. Nr.14 (unter Ve). Siehe auch über die —— der 
Gerichtsvorſteherſtellen der VIIL.u.VIL. Rangsclaſſe J. M. V. B. S. 203/99. 


$. 25. Dem Vorſteher des Bezirksgerichtes ſteht die 
Ausübung der dem Bezirksgerichte zulommenden Gerichtsbarkeit 


— — — — — —— — — — — — — nn nn 


proceſſuale Ziwifchenerledigungen, Ur- | keiten der Adjuncten am beſten. Doch 
theilsausfertigungen a0. zu verfaffen | foll er gebunden fein, und zwar wegen 
haben Wird. ı der Wichtigkeit der Sache, diefe Er- 
Der dritte Abfag normirt, wie | nennungen zu (inzelrichtern dem 
die befonderen qualificirten Einzel» | Juftizminifter zur Genehmigung vor- 
richter die Vefäbtgung zur Ausübung | zulegen. (Bgl. 8. 29, Abſ. 2, letter 
des felbftändigen Nichteramtes erhalten. | Say.) (A. B S. 10, 11.) 
Es ift dies eine analoge Einrichtung —— 
wie die ſchon Heute beftehende Erthei⸗ Der erſte Abjats des 8. 24 wurde 
lung des Votums an ein a deswegen anders ftilifirt, weil die 
eines Gerichtshofes, das nicht Rath | Faſſung des Permanenzausfchuffes die 
ift. Diefe Ertheilung der Richter: Auffaffung zuläfst, als müſſe jedes 
qualität an Beamte eines Bezirköge- ı Bezirkägericht außer dem Bezirksrichter 
richtes wurde in dem vorliegenden Ge- |! mit Einzelrichtern und richterlichen 
fee, was die Ernennung durch den | Hilfäbeamten befegt fein, was natür- 
Oberlandesgerichtspräfidenten betrifft, ich nicht vorgefchrieben werden wollte. 
eonform mit der Ertheilung des VBotums | Neben dem Bezirkörichter und der er- 
geregelt. (Vgl. 8. 29, letter Say des forberliden Anzahl von Einzelrichtern 
zweiten Abſatzes mit dem vorliegenden | werben richterliche Hilfsbeamte (und 
dritten Abſatz des $. 24.) Für jedes zwar entweder für das Gericht 
Bezirkögericht wird bie nöthige Anzahı | fyftemifirte oder von Fall zu 
von Adjuncten fpftemifirt jein, wie ı Fall zugewiefene) nah Bedarf 
heute. Nach Bedarf werden aus biefer | beftellt werden. (Gem. Ber. ©. 4.) 
Zahl ein oder mehrere Adjuncten mit m 
der Dualität eines felbftändigen Einzel- 8.25. Es muſs Hier in Kürze 
richters betraut werden. Diefe Be» | auf das Verhältnis des erſten Ab- 
trauung bat aber gerade fo wie die | ſatzes des 8. 25 zu bem 8. 5 ber 
Ertheilung des Votums bei einem | AYurisdictionsnorm bingemwiefen wer- 
Gerichtshoſ die Wirkung, dafs der Be- | den. In dem lestgenannten Para» 
treffende Rihter im Sinne des : graphen ift zunädft von richterli 
Staatsgrundgefeges wird (8. 2 | Beamten die Rebe, die vom Vorfteber 
dieſes Geſetzes) und baher gegen feinen | des Oberlandesgerichtes befugt erflärt 
Villen nicht auf einen andern Dienft- | worben find, das Richteramt jelbftändig 
poften ober in Ruheftand verfegt wer: , auszuüben. Diefe Art Dualification 
den kann. bezieht ſich auf cine Zwiſchenſtufe 
Der Oberlandesgerichtöpräfident ift | zwiſchen den durch die Ablegung der 
die Perfönlichkeit, welche jene Meber- | NRichteramtsprüfung im allgemeinen 
fit über die Juftigpflege eine Spren- | befähigten Niddteramtscandidaten und 
gel® Haben wird, die nothiwendig ift, , den definitiv als felbftändige Richter 
damit das Einzelrichteramt bei dei | Angeftellten, welche in der Regierungs- 











Bezirkögerichten in die richtigen Hände | vorlage (dgl. die Erläuternden Be- 
gelegt werde. Er kennt die Bedürf- ; merfungen zum Entwurfe ber vor⸗ 
niſſe der Gerichte ſowie die Perſönlich⸗ Liegenden Gefete, Seite 4) in Ausficht 
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zu; außerdem obliegt ihm die allgemeine Dienftauffiht. Die 
Einzelrichter werden auf Borfchlag des Bräfidenten des Oberlandes- 
gerichte vom Juſtizminiſter aus der Zahl der für das Nichter- 
amt befähigten und für das betreffende Bezirkögericht ernannten 
richterlichen Beamten (Rathsſecretäre!), Adjuncten) beftellt.?) 


genommen war, im Laufe der Be- | died im Intereſſe der Juſtizpflege für 
rathungen aber fallen gelaffen wurde. | erforderlich Hält, können demnach in 
Deswegen ift der Hinweis des 8. 5 !: Zukunft auch Bezirksrichter in ber 
J. N. auf diefe „Befugnis“ gegen» | VII. Diätenclaffe ernannt werben, 
ftand3lo3 geworden. Aber noch in | wenn die Geſammtzahl diejer Er- 
einer anderen Nichtung iſt der ge- | nennungen das Drittel überfteigt. 
nannte Paragraph durch 8. 25 des Es ift in Ausfiht genommen, 
vorliegenden etzes abgeändert. dafs nicht nur bei Bezirkögerichten in 
Artikel 5 des Staatögrundgejetes | Städten, in denen Gollegialgerichte 
über die richterliche Gewalt beftimmt, | befteben, fondern auch bei anderen 
daſs die Richter vom Kaijer oder in | größeren Bezirksgerichten Rathsſecre⸗ 
deſſen Ramen definitiv und auflebens» | täre neben dem Bezirkörichter (bezw. 
zeit ernannt werben; die Ernennung | Landesgerichtörathe) und den Ab- 
eines Theiles der richterlihen Beamten | juncten foftemifiert werden. Auf biefe 
(bis einſchließlich der Landesgerichts- | durch die Gefchäftsperhältniffe ber 
räthe) erfolgt nad ben beftehenden | größeren Bezirkögerichte gebotene Maß⸗ 
Borſchriften im Namen des Kaiferd | regel wollte durch die am Ende des 
dur den Juſtizminiſter. Km | erften Abfates bed 8. 25 in der Klam- 
Einflange damit fteht der erfte Abjag | mer gemachte Einfchaltung hingewieſen 
des $. 25 des vorliegenden Geſetzes werden. 
und modificirt den mehrgenannten Der dritte Abſatz des $. 24, wie 
8. 5 J. N. auch in diefer Hinficht. | ihn der Permanenzausſchuſs beichloffen 
Dagegen bleibt der zweite Abfatz dieſes Hatte, wurde geftrihen. Hiedurch 
Paragraphen infofern beftehen, al8 die | wollte ausgebrüdt werden, daf8 bei 
Berwendbung der vom Auftizminifter | den Bezirksgetichten beftellte Einzel- 
im Namen des Kaiſers emannten | richter nicht nothwendig in allen Fällen 
Einzelrichter durch die Gefchäftsagenda | und in allen Zweigen ber Rechtöpflege 
des betreffenden Bez erichteß be» | eine felbftändige richterlihe Stellung 
dingt ift und daher B ungen über | haben mülfen, fondern daſs fich biefe 
die Art der Verwendung bes Einzel» | Selbftänbdigkeit auch nur auf einzelne 
tichters, 3. B. aß Strafrichter, Bor- | Agenden bes Bezirkägerichtes beziehen 
mundſchaftsrichter, Erecutionsrichter | faın. Dur die Streihung des 
sc. dem Oberlandesgerichtspräfidenten | vierten Abfaged wollte der heutige 
allerdings zuftehen. Der zweite Ab» | Zuftand aufrecht erhalten werden, in» 
fag des $. 25 ift eine Wiederholung ; dem es Sache der Sefchäftseinthetlung 
und Ausgeflaltung des letten Abſatzes | bleiben fol, wer mit der Gerichtsbar⸗ 
des F. 5J. N. keit außer Streitſachen zu betrauen 
Durch den neuen zweiten Abſatz iſt. Es iſt daher möglich, daſs der 
ſoll der ——— die Boll» Bezirksrichter fich dieſelbe vorbehält 
macht ertheilt werden, bei der Er- | und mit oder ohne einen richterlichen 
nennung bon Bezirkörichtern in der | Hilfsbeamten bearbeitet, es ift aber 
VIEL Diätenclaffe über das Drittel | auch möglich, daſs fie einem Einzel⸗ 
noch binauszugehen, welche durch das | richter zur felbftändigen Belorgung 
Gef. v. 3. Juni 1894 als Marimal- | übertragen wird. 
grenze für dieſe Erneunungen gilt. Beide Nenderungen entjpringen 
Rah Maßgabe der vorhandenen Mittel | der Erwägung, daj8 e8 nicht angche, 
und im Falle die AYuftizperwaltung | die Geſchäftseintheilung, die jich local 


— — — — — — — — — 
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Für Orte, an denen Zandes- oder Kreisgerichte und ihnen 
inftanzenmäßig unterjtellte Bezirkägerichte oder Handeld- oder 
Seegerihte und ihnen in gleicher Weile unterjtellte Bezirks⸗ 
gerichte in Handeld- und Seeſachen beitehen, werden ſowohl 
die als Vorſteher diefer Bezirkögerichte fungirenden Landes- 
gerichtöräthe, wie ſämmtliche Einzelrichter und richterlichen Hilfs- 
beamten als Beamte des betreffenden Gerichtähofes ernannt, 
und e3 findet im Sinne des $. 5, Abſatz 4, und des 8. 6 
der Surisdictiondnorm duch den Vorſteher des Landes-, 
Handels- oder Kreisgerichte® die Zuweiſung der erforderlichen 
richterlihen Beamten an diefe Bezirkögerichte ſtatt. Zu Ein- 
zelrichtern®) bei diefen Gerichten können nur Rathsſecretäre be- 
jtellt werden. 

1) Gie u in Pumun — ai Gerichtsfecretäre, J. M. 8. 
v. 5. Mai 189 . M. 8 

2) Siehe is = er G. — die Anm. 4 zu 8.2. — Sn 
der ohne Bemerkung erfo Baur. Beftelung durch den Suftizminifter 
liegt die ſtillſchweigende Genehmigung ded vom Oberlandesgerichts- 
präfidenten in Ausficht genommenen und dem 3. M. mitgetheilten Ge- 
ichäftsfreifes (88. 13 und 14 ©. O.). Spätere Aenderungen des wi 
a find dem Y 2 im eh (8. 4 

LEGEN C (3. M. E. v. 21. Juli 1898, 8. 17604). Giehe 
— den J Iisg. Juni 1900, 8. 11948, bei 8.19 G. O. 

) In Civil- — Strafſachen. 

F. 26. Die Verwendung der richterlichen Hilfsbeamten 
zur Erledigung der Geſchäfte des Bezirksgerichtes beſtimmt der 
Bezirksrichter. N Som obliegt die Vertheilung der Geſchäfte 


ſehr verſchieden geſtaltent kann, durch gehört die Vertheilung der Geſchäfte; 
bindende Vorſchriften, wie ſie die bei- | die Grundfäge biefür wird ber Zuftiz- 
den geftrichenen Abſätze des 8. 24 ent- | minifter feftftellen. Das Detail ift 
halten hatten, einer allgemeinen Regel | einer Regelung im voraus nicht zu» 
zu unterwerfen. gänglich, je nach der Menge und Be- 
fhaffenbeit der Geichäfte und nach der 
ſatzes entjpriht übrigend einem |; territorialen Configuration des Ge⸗ 
Wunfche, der im Permanenzausichuffe | richtsfprengel® wird fich die Vertbei- 
vom Referenten des Advocatentages | lung nad) Gemeinden ober —— 
| 














Die Streihung ded vierten Ab- 


Dr. Pattai geäußert worden ift. tbeilen oder nad Gefchäftsgattunger 
empfehlen; unter Umftänden wird e De 
Combination am Plage fein. Der 


3 formeller Hinſicht ift zu bes 
merten, daſs der 8. 24 in zwei Para- 
graphe getheilt wurde, wodurch alle 
In enden Paragraphen eine Ver— 
chiebung in der Numerirung er» 
— (Gem. Ber. S. 4, 5.) 


8. 26. Zu den wichtigſten Auf- 
ıben des anfjichtsfüihrenden Richters 


Vertheilungsmodus muſs auch ge- 
wechfelt werden können, wenn ftch zum 
Beijpiel bie Berbältmiffe im Bezirke 
duch Bahnbauten, Gründung von 
induftriellen Betrieben ac. ändern. Die 
für die Gefchäftsverthetlung zu er» 
lafienden Weiſungen werden es fich 
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unter die Einzelrichter und richterlichen Hilfsbeamten des Be- 
zirfögerichtes. Die Grundfäge für die Gefchäftspertheilung 
werden vom Juſtizminiſter feitgeftellt.?) 

Der BPräfident des übergeordneten Gerichtshofes erfter 
Suftanz kann im Falle wahrgenommenen Bedürfnifjes Aende- 
rungen der vom Bezirksrichter vorgenommenen Gejchäftsver- 
theilung anordnen.?) 

Die Giltigkeit der Amtshandlungen eines Einzelrichterd 
wird dadurch nicht berührt, dafs diefer Act nach der Gefchäfts- 
vertheilung von einem der anderen Einzelrichter desſelben 

Bezirkögerichted vorzunehmen geweſen märe.‘) 


ı) 8.13 und 14 G. D. ‚17 bis 20 G. O. .17 G. O. 
„apımuen Inumman ı 


6. 27. Mehrere Einzelrichter desselben Bezirksgerichtes 
vertreten fich twechjelfeitig in der vom Präſidenten des über: 
geordnieten Gerichtshofes erjter Inſtanz bejtimmten Reihenfolge. 
Dei Verhinderung des Bezirksrichters oder bei Erledigung feiner 
Stelle find, jofern nicht der Präfident des übergeordneten Ge- 
richtshofes erfter Inſtanz eine andere Unordnung trifft, die 
übrigen Einzelrichter nach ihrem Range zur Vertretung de3 
Bezirksrichters berufen.?) 

Für die Bezirksgerichte außerhalb des Sitzes eines Kreis: 


angelegen fein laffen, namentlich auch | hofes erfter Inftanz im vorhinein bie 
ben Grundfag einzufchärfen, daſs die | Neihenfolge beftimmen, in Welcher 
Ausübung der StrafgerichtSbarkeit in | ſich mehrere Eingelrichter desfelben 
möglichft bewährte Hände zu legen, | Gerichte zu vertreten haben. Die 
nicht den jüngeren, weniger erfahrenen | Beftimmung, daſs für Bezirkögerichte 
Richtern anzuvertrauen fei. Obwohl | außerhalb des Sites eines Gerichts⸗ 
nad) dem Zwecke der Geſchäftsverthei- hofes, die nur mit einem Einzelrichter 
lung und wegen der Ordnung des | befegt find, im vorhinein ein richter- 
Dienftbetriebes die bezüglichen An⸗ | liher Beamter eines benachbarten 
ordnungen genau beobachtet werden Bezirksgerichtes oder ein Mitglied des 
müflen, würde es doch des inneren Gerichtshofes mit der Vertretung des 
rundes entbebren, einem allfälligen | Bezirksrichter8 betraut werden kann 
Verftoße gegen derart rein interne | (8.27), wird die abminiftrativen Vor⸗ 
Mafregeln einen Einfluf8 auf die kehrungen weſentlich erleichtern unb 
Biütigleit der Amtshandlungen ein» | die Einleitung einer Vertretung ohne 
en, wofern nur die felbfl- | Verzug ficherftellen. Die Vertretung 
verfländlihe Vorausſetzung zutrifft, |! in der Dienftauffiht fol — fofern 
dafs ein zur Entſcheidung als Einzel» | nicht vom Präfidenten des Gerichts» 
ticgter berufener Beamter die Amts» | bofes erfter Inftanz eine andere Ver⸗ 
handlung vorgenommen bat (8.26). | fügung getroffen wurde — wie heute, 
ür bie e der Berbinberung eine | an ben dem Nange nad) älteſten 
zelrichters, ſowie für die Gerichtd- | Einzelrichter übergehen. (Motive, 
ferien fol der Präfident des Gerichtd- | ©. 18.) 
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oder Landgerichtes, die nur mit einem Richter befeht jind, wird 
vom Präſidenten des Oberlandesgerichtes ein Nichter (8. 2) 
eines benachbarten Bezirkögerichte® oder ein ftimmführendes 
Mitglied des übergeordneten Gerichtshofes erfter Inſtanz ent- 
weder für ftändig oder nur für den einzelnen Fall mit der 
Bertretung des Bezirksrichters betraut.?) 
} 8.68. O. 
?) Die namentliche Bezeihnung des fubjtituirenden Richters kann 
unterbleiben, 3.8. „der Vorfteher oder jeweilig rangjüngite Einzelrichter 
des Bezirkögerichtes A.“, 8.6 G. D. — Sn der Beltinnmung des fub- 
ftituirenden Richter dur den DO. %. G. Präfid. liegt auch fchon Die 
Qumeifung des Geſchäftskreiſes in bürgerlichen Rechtsſachen (8. 14 ©. D.). 
3 kann demnach auch ein Strafrichter mit der Vertretung des Bezirks⸗ 
richters betraut werden. 

6. 28. Ablehnungen von Einzelrichtern kann der Bezirks: 
richter ohne Einholung einer Entfcheidung des übergeordneten 
Gerichtshofes erjter Anftanz dadurch erledigen, daſs er die 
Rechtsſache einem der übrigen, in diefer Sadje rechtlich nicht 
behinderten Einzelrichter des Bezirkögerichtes überträgt.') 

In gleicher Weiſe kann der Präfident des übergeordneten 
Gerichtshofes erſter Inſtanz bei Ablehnung eines Bezirksrichters 
die Rechtsſache an den zu deſſen Vertretung berufenen Einzel- 
richter oder an den zur Vertretung des Bezirksrichters ftändig 
beftimmten Richter”) überweifen. 

1) Ebenfo 8. 286.9. °%)$. 279.08. G., 8. 6. G. O. 

$. 29. Der AJuftizminifter kann die Abhaltung regel: 
mäßiger Gerichtätage (Umtstage)!) außerhalb des Gerichtsſitzes 
— od weniger ein Grund zur Beſchwerde 
entſtehen, als die Maßnahme die 
Sicherung vollſter Unbefangenheit des 
Richters bezweckt, ein Ziel, das in 
gleicher Weiſe dem Innerefſe beider 
Parteien entſpricht, und weil auch 
8. 22 des Geſetzentwurfes in das Ges | gegen bie Stattgebung der Ablehnung 


| 
| 
| 
| 
jeg über die innere Einrihtung der ! durch das Gericht nach 8.24, Abfag 2, 
Gerichte verwiefen. Die Zweckmäßig⸗ der neuen Aurisdictiongnorm ein 








$. 28. Die Borfchrift des 8. 28 
des Entwurfes entftammt dem von 
ber Regierung vorgelegten Entwurfe 
der Jurisdietionsnorm: die Permanenz⸗ 
commiffion des Herrenbaufes hat die- 
felbe aus ähnlichen Gründen wie den 


feit diefer Vorfchrift ift offenbar; ihre | NechtSmittel nicht zuſteht. Deshalb 
Zuläffigleit Tann kaum einem Bes | ift auch fein Grund vorhanden, gegen 
denken unterliegen, da damit nicht in | die bezügliche abminiftrative Verfügung 
die Yudicatur eingegriffen wird, fon- | eine Aufſichtsbeſchwerde zuzulaſſen. 
dern lediglich gerichtliche Werhand- | (Motive S. 18.) 


tungen und Entſcheidungen in Fällen 

erijpart werden fjollen, wo der Ab- 8. 29. Für Gerichtäfprengel von 
Ichnungsgrund zweifellos zutrifft. Kür | großer Ausdehnung mit unentwidelten 
die Parteien kann hiedurch umſo- Kommimnicationsverhältniffen bedeutet 
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anordnen. Bei befonderem Geichäftsandrang kann vom Präßfi— 
denten des Gerichtöhofes erjter Inſtanz die Abhaltung eines 
oder mehrerer außerordentlicher Gerichtstage gejtattet iwerden.?) 

Un welden Orten und zu welcher Zeit regelmäßig Ge— 
richtstage abgehalten werden, ift vor Ablauf jedes Sahres für 
das nächftfolgende Jahr durch Anſchlag an der Gerichtstafel 
des Bezirkögerichtes zu verlautbaren und außerdem in allen 
Gemeinden des Bezirkögerichtöfprengels in ort3üblicher Weife 
tundzumachen?); die Abhaltung außerordentlicher Gerichtätage tft 


— — — — — — „un — — = — — — — — — nn 





die Abhaltung don Amtstagen außer- | fowie die Feſtſetzung der Zahl der 
halb des Gerichtsfies (8. 29) eine | Amtstage wird den mit den fpeciellen 
große Erleichterung. Es empfiehlt fih | Verbältniffen genau vertrauten Ober- 
daher, biefe Einrichtung, two danach | landesgerichtöpräfidenten zugewieſen. 

erhalten, Gegenüber ben Anorpnungen | Außerordentliche Amtstage fün, 
der heute biesfang maß ebenden Zuftiz- nen vom Präfidenten des erichts⸗ 
minifterialverordnun 21. Februar | hofes erfter Inſtanz geſtattet werben; 
1867, 3. 2161 enthält die Beftimmun die Anregung dazu kann vom Bezirks⸗ 
bed 8. 29 des "Entwurfes nur Binfihk, richter oder von der Gemeindevertre⸗ 
fih der Gompetenz der zur Anordnung | dung ausgehen. Die Beſtimmung 


> über die Verlautbarung eines Amts» 
einige Menderängen Sm Snterefie | 229°8 entfpricht dem geitenben Rechte; 
und um den Beftand diefer Einrichtung Zwec der Einrichtung geboten. Außer: 
nicht von der vielleicht divergirenden ordentlihe Amtstage find nur in den 
BeurtHeilung ihres Wertes bei den Gemeinden, für deren Angehörige fie 
einzelnen Zerritorialbehörden abhängig | Peftimmt find, alfo in der Gemeinde, 
in welcher der Amtstag abgehalten 


zu machen, foll die Anorbnung don A 

Amtstagen nicht, wie heute, dem nn und in den Nachbargemeinden 
Oberlandesgerichte, fondern dem Zuftiz. | kundzumachen. 

minifterium vorbehalten fein. Die Welche Geichäfte und Amtshand- 
Abhaltung von Amtstagen kann für | lungen auf dem Amtstage vorgenom- 
einen ganzen Dberlandedgerichtd- | men werden dürfen, das richtet ſich nach 
iprengel, für den Umfang eine Kron- | den localen VBerhältniffen, nach den Ge» 
fande®, für einzelne Gerichtshof: | wohnbeiten und Bedürfniſſen der Bevöl⸗ 
iprengel oder nur für beftimmte Be- | kerung. Die Regelung diefer Angelegen- 
zirksgerichte ober Orte angeordnet | beit kann daher nur im Verordnungs- 
werden. Eine foldhe Anordnung tan ! wege gefchehen. Hiebei wird auch mit 
gegebenenfal8 auch von Landes, | Rüdficht auf die bei den Amtstagen 
Bezirks⸗ oder Gemeindevertretungen ; vorkommenden Geſchäfte zu beftimmen 
in Antrag gebracht werden: fei es un- | fein, von welchen richterlichen Beanıten 
mittelbar beim Juftizminifterium, fei | die Gerichtätage abzuhalten find. Zum 
ed im Wege des Oberlandesgerichtes. | mindeften werden diefe Beamten die 
Die Auswahl der Orte innerhalb des | Befähigung für das Nichteramt be- 
vom SZuftigminifterium — entweber | figen müſſen; Urtheile und fonftige 
individuell oder durch Bezeihnung ges ı endgiltige Entfcheidungen werden aber 
wiffer Borausfegungen (3. B. größte : auch auf Gerichtstagen nur von einem 
Entfernung bedeutenderer Orte vom Cinzelrichter gefällt werden dürfen. 
Gerigtöfige, — beitimmten Gebietes Motive 2. 18, 19,) 
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in den betreffenden Gemeinden, fowie in den Nachbargemeinden 
rechtzeitig in ort3üblicher Weiſe anzufündigen. 

Welche Geſchäfts- und Amtshandlungen auf den Gerichts⸗ 
tagen vorgenommen werden dürfen, wird im Verordnungswege 
beftimmt.*) Urtheile können auch auf Gerichtätagen nur von 
einem der bei dem Bezirfsgerichte beitellten Cinzelrichter ge- 
fällt werden.?) 


Der Drt, an welchem der Gerichtstag abgehalten wird, 
gilt für die dort zu erledigenden Geichäfte als Amtsſitz des 
betreffenden Bezirfsgerichtes.®) 


1) 88. 54 bis 61 G. O. 

2?) Den Antrag hat der Bezirksgerichtövorfteher zu —— 8. 2 G. O. 

8) Dies rd n Bezirfögerichtsporjteher, 8. 55, Abi. 1, G. O. 

1) 88. 57 bis 59 ©. D. 

5) Der ee ift überhaupt nur von dem Vorſt . des Be: 
zirlsgerichtes oder einem Einzelrichter abzuhalten, $. 56, Abſ. 1, ©. D. 

°, Dies ift in den Ladungen mit dem Beifügen zu bemerken, daſs 
die Ladung zum Amtstage die nämlichen en wie So Ladung vor 
das Bezirksgericht nach ſich zieht, 8. 59, Abi 
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$. 30. Jeder Gerichtshof erſter Inſtanz (Landes-, Kreis-, 
Handels⸗, Handels⸗ und Seegerichte) iſt mit einem Präſidenten, 
wenn nöthig einem Vicepräſidenten, ſowie der erforderlichen 


F. 30. Die Thätigkeit der Ges 
richtshöfe erfter Inſtanz in Streits 
ſachen wird zum großen Theile durch 
Berufung: und Necurdangelegen- 
beiten in Anfpruch genommen werden, 
wogegen weder bie Gerichtöharteit 
erfter Inſtanz in Streitfahen, noch | den herangezogen werden. Auf diefes 
die freiwillige Gerichtsbarkeit einen | Ziel ift zunächft die — eingangs 

ellt, nr die 


nur tbheoretifch und praltifch verfirte, 
befonders erheblichen Raum einnehmen | berührte Vorſchrift abg 


tüchtige Richter zur Verfügung ft 

und daf8 ferner nur Richter, die ihrer 
Aufgabe ganz gewachien find, zu dem 
im mündlichen erfahren fo überaus 
wichtigen Amte eines Senatsvorſitzen⸗ 


wird. Die Gerichtshöfe diefer Kater | Senate mit Zandeögerichtsräthen zu 
gorie haben ſomit den größten Theil heſetzen find (8. 30). Außerdem iſt 
der heute den Oberlandesgerichten zu⸗ Der Gerihtshof mit dem für bie 
fallenden Aufgaben zu übernehmen. | Wahrnehmung des Dienftes bei ben 
Wenn nicht die mit der Menderung Bezirksgerichten am Sitze bed Ge⸗ 
des beftehenden Rechtözuged ange» | richtöhofes nothivendigen Perfonale zu 
ftrebten Bortheile mit ber Verminde⸗ dotiren. Die vermehrten Aufgaben, 
rung der Qualität der Rechtſprechung welche in Hinkunft den Präfidenten 
erkauft werden follen, jo muſs dafür | der Gerichtähöfe erfter Inſtanz zu⸗ 
geforgt werben, dafs für die Aus» | fallen, insbejondere die Nothwendigkeit 
bung des entſcheidenden Stimmredtes | einer intenfiven Beaufſichtigung der 
bei ben Gerichtähöfen in Civilſachen Bezirksgerichte durch häufigere Unter- 
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Anzahl von Räthen und anderen ftimmführenden Mitgliedern 
und richterlichen Hilfsbeamten bejebt.?) 


Die Präfidenten größerer Kreisgerichte können in die 


ſuchungen, fowie die boransfichtliche 
Bermehrung der Geſchäfte bei den 
Gerichtshöfen erfter Inſtanz laffen es 
als räthlich erſcheinen, dem Präfiden⸗ 
ten eine unterſtützende Kraft beizu⸗ 
geben, die im Falle ſeiner Verhinde⸗ 
— auch als Stellvertreter zu amtiren 

hãtte. Welcher Rang und Gehalt den 
biefür in Ausſicht genommenen Bice⸗ 
präfibenten bei den Gerichtöhöfen erfter 
Snftanz zugewiefen werden foll, das 
wird ebenſo wie die Frage von Rang 
und Gehalt der Präfidenten der Ge⸗ 
rihtshöfe erfter Inſtanz noch den 
Gegenfiand bejonderer Erwägungen 
aus Anlaſs der organifatorifhen Maß⸗ 
nahmen zu bilden haben, welche 
ale Geſetzentwurf die Baſis bil⸗ 


Das Gelingen der Procefsreform 
beruft zum großen Theile auf dem 
en Eingreifen der Präfidenten 
ichtSHöfe erfler Inſtanz. Sie 
werben die unterftiebenden Gerichte 
nicht nur zu beaufſichtigen, ſondern — 
was namentlid) wichtig ift, folange 
fih die neuen Geſetze nicht engen: 
haben — ben Einz Fi au 
lehrend und unteridel end an die er 
zw geben haben. (Motive &. 19.) 
Hier bedarf nur der neue $. 30 
einer Erläuterung. Er ift ebenfalls 
die confequente Ausgeftaltung der drei 
grundlegenden — a dieſes Ge⸗ 
ſetzes. Der erſte zählt das 
Perſonale der Gerichtähöre erfter In⸗ 
ftanz auf, das aus einem Präfiventen, 
wenn nöthig aus einem Bicepräfi- 
denten, der erforderlichen Anzahl von 
Käthen und anderen ftimmfübrenden 
Mitgliedern, endlich aus den nöthigen 
richterlichen Hilfsbeamten befteht. 
Schon heute haben bie Gerichts⸗ 
böfe einen ſehr verjchiedenen Geſchäfts⸗ 
umfang aufzuiweifen. In Hinkunft 
wird diefer Unterſchied trot ber Appell» 
thättgleit diefer Inſtanzen ein ebenfo 


V. Rangsclaſſe eingereiht werden. 


zoßer Be bleiben. ür die mehr be- 
häftigten Gerichtshöfe werden jeden» 
falls Bicepräfidenten ſyſtemiſirt wer⸗ 
den müſſen und zwar ſelbſtverſtändlich 
ohne Rückficht darauf, ob jene Landes 
oder Kreisgerichte ſind. Dagegen 
wird man auch in der Zukunft Hr 
die weniger belafteten GerichtShöfe von 
der Ernennung eines Bicepräfidenten 
Umgang nehmen können. Admini— 
ſtrativ werben daher die Gerichtshöfe 
in zwei Kategorien zerfallen, wie dies 
heute ſchon der Fall iſt, nämlich in 
folche, bei denen der Präfident in der 
V. Diätenclaffe fteht und dem ein 
Bicepräfident in der VI. Rangsclaſſe 
beigegeben ift, und in folche, bei denen 
der Präfident in ber VI, Diätenclaffe 
ftebt und für die kein Vicepräſident 
foitemifirt fein wird. ES wird die 
iht der Juſtizverwaltung fein, 
diefe erftere Kategorie von Gerichts: 
aa abgefehen von den Landes» 
auptftäbten, überall dort zu errichten, 
— die beftehenden Gerichte zu er: 
weitern, wo ber heutige Rechtsverkehr 
längft große Centren gefchaffen bat. 
Dadurh wird cine große Anomalie 
unferer heutigen Gerichtöverfaffung 
befeitigt werden, der Umftand nämlich, 
daf8 es unter den weniger günftig 
befegten Sreisgerichten viele gibt, die, 
was Gelhäftsumfang und allgemeine 
Bedeutung für die Rechtspflege an- 
belangt, manches Landesgericht weit 
überragen. 
Der zweite Abfa des 8. 30 ift 
der genauen Definirung deſſen ge- 
widmet, was unter „ſtimmführendem 
Mitglieb eines Gerichtshofes“ zu ver⸗ 
ftehen fein wird. Die Bezeichnung 
„ſtimmführendes Mitglied eines Ge- 
tichtöhofes“ ift, fowie die Bezeichnung 
„Einzelrichter eines Bertrfögerichtes“ 
nicht die Bezeichnung einer Rangsclaffe, 
fondern bie Bezeichnung für bie richter- 
fihe Qualität im Sinne des Staats⸗ 
grundgefeged. Es war im Ausſchuſſe 
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Stimmführende Mitglieder der Gerichtshöfe find die für 
den Gerichtshof ernannten?) Rathsſecretäre und Adjuncten, welchen 
für die Ausübung der Gerichtsbarkeit das Stimmrecht über- 
tragen wurde?); Adjuncten kann das Stimmredt in Civilſachen 


fein Zweifel darüber, daſs, wie bis⸗ 
ber, Adjuncten in Straffadhen das 
fogenanute Votum auch in Zukunft 
follen erhalten können. Da jedoch die 
Gerichtshöfe in Civilſachen eine 
ungleich wichtigere Stellung in Hin— 
funft einnehmen werden, als dies 
gegenwärtig ber Tal tft, fo ſchloſs 
ſich der Ausfchufs in diefer Richtung 
an die Megierungsporlage an, indem 
er die Adjuncten von dem Botum in 
Civilſachen ausſchloſs. Dagegen ließ 
ſich der Ausſchuſs nicht dafür ge⸗ 
winnen, fo weit wie die Regierungs⸗ 
vorlage zu geben und für die Civil⸗ 
fenate ausschließlich Räthe in Ausficht 
zu nehmen. Nach Anficht des Aus- 
ſchuſſes follen auch Rathsſecretäre mit 
dem Civilvotum betraut werden kön⸗ 
nen. Hiefür waren nicht nur finan« 
sielle Gründe maßgebend, fondern 
auch die Anſchauung, daſs Raths⸗ 
ſecretäre in der Regel eine längere 
Dienſtzeit hinter fi) und daher Ge- 
legenheit gehabt haben, ſich in den 
richterlichen Geſchäften bereits tüchtig 
auszubilden, ſomit auch als voll» 
kommen le betrachtet Werben 
müffen, in einem Civilſenate ihren 
Play ausfüllen zu fünnen. Hier mag 
bemerkt werden, daſs die heutigen 
Avancementsverhältniſſe allerdings 
dahin geführt haben, daſs man ge» 
neigt fein könnte, in den Rathsſecre⸗ 
tären feine befonders befähigte Elafie 
von richterliden Beamten zu erbliden. 
In der Zukunft foll aber diefe Kate- 
aorie der richterliden Beamten eine 
breitere werden, es foll nämlich durch 
die Spftemifirung einer bei weitem 
arößeren Zahl von Rathsſecretärſtellen 
den Adjuncten ein raſcheres Bor- 
rüden in diefe Claſſe ermöglicht wer- 
den. Das Rathöfecretariat der Zukunft 
fol nit mehr, wie dies heute mandh- 
mal der Fall ift, ein ruhiger Hafen 
für Diejenigen richterliden Beamten 
fein, welche ihre Laufbahn abgefchloffen 
haben, fondern vielmehr eine Vorſtufe 
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zur vollſtändig ſelbſtändigen Stellung 
eines Richters, eine möglichſt ausge⸗ 
dehnte Bethätigung für jene richter⸗ 
lichen Beamten, welche ſich als Ad⸗ 
juncten bereits bewährt haben. (A. B. 
S. 12, 13.) 


Diefer Paragraph erhält den 
zulah, daſs die Präfidenten größerer 
reisgerichte in die V. Rangsclaſſe 
eingereihbt werden koͤnnen. Bei der 
erhöhten Bedeutung, welche die Ge⸗ 
richtshöfe erfter Inſtanz als Appell: 
gerichte in ——— haben werden, 
bedarf dieſe Beſtimmung wohl keiner 
ausführlichen Begründung. Viele 
Kreisgerichte überragen, was ihre 
jurisdictionelle Bedeutung betrifft, 
ſchon heute manches Landesgericht. 
Ihre Bedeutung wird ſich in Zukunft 
noch mehr accentuiren. Sie werden 
einen Vicepräſidenten in der VI. Rangs⸗ 
claſſe erhalten müſſen, und es iſt da⸗ 
ber nur natürlich, wenn die Präſidenten 
folder Kreisgerichte den Präfidenten 
ber Landesgerichte gleichgeftellt werden. 
Die Borausfegung, welche bie 
Eribeilung des Stimmrechte von 
einer zweijährigen Praxis nach abge- 
legter Prüfung abhängig madt, wurde 
bon der gemeinfamen Konferenz fallen 


gelajfen. n einer ſolchen durch⸗ 
en eitbeftimmung liegt keine 
arantie für die Tüchtigkeit des 


rihterlihen Beamten, während fie 
anderfeit8 die Juſtizverwaltung ver- 
hindert, jungen, tüdhtigen Kräften 
das Stimmrecht zu ertheilen, wenn 
dDiefelben dazu befähigt find und die 
Geichäftseintheilung es erfordert. 
Eine weitere NAenderung dieſes 
Paragraphen liegt darin, daſs bie Er- 
tbeilung des Stimmrecdhtes über Vor» 
ſchlag des Oberlandesgerichtspräftden- 
ten vom Juſtizminiſter verfügt werden 
fol, ftatt, wie der Bermanenzausjchufs 
wollte, vom Oberlandeögerichtöpräfi- 
denten „mit Zuftimmung” des Zuftiz- 
minifterd. (Gem, Ber. ©. 5.) 
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nicht übertragen werden.) Die Uebertragung des Stimmrechtes 
geihieht auf Grund eines vom Gerichtöhofe erſter Inſtanz er- 
ftatteten Vorſchlages“) nad) Anhörung des Oberlandesgerichts- 
präfidenten durch den Juſtizminiſter. 

1) Die auf Grund AH. Entſchl. v. 29. Mai 1873 (J. M. E. v. 
2. Juni 1873, 8. 7001) gewährten Senne sgnlagen werden fünftig 
auf die Stellen der Sreisgerichtöpräfidenten VI. Rangsclafje (mit Ein- 
ſchluſs des Präfidenten des Handeld- und Seegerichtes in ZTrieft) und 
der als Leiter der jelbitändigen — —— Abtheilungen der Landes⸗ 
gerichte in Prag, Brünn, Graz, fau, Xemberg und Czernowitz er- 
nannten Bicepräfidenten beſchränkt. Die übrigen Dienfteszulagen für 
richterliche Beamte entfallen; jenen Beamten jedod), welche derzeit im 
Genuſſe folder Dienfteszulagen ftehen, verbleiben diefelben für ihre $ on, 
jolange fie ihre Stellung nicht ändern, oder wenn ein Oberlandesgericht3- 
rath bei einem Gerichtshofe erſter Inftanz auf den an die Stelle feines 
bisherigen Dienftpojtens tretenden Bicepräfidentenpoften ernannt wird, 
für die Dauer der Belleidung dieſes Poſtens. 

Seine k. und f. Wpoftolifche Majeftät haben ferner a. $ zu ge- 
nehmigen gerubt, er die Bräfidenten der reisgerichte in der V. Rangs⸗ 
claffe den Titel Hofrath als een Qabzlll en: PR zu 
führen haben, %. M. V. v. 5. Mai 1897, 8.9839, J. M. V. B. Nr. 14. 

2) Den fliegenden Adjuncten und Aufcultanten fann das Stimm- 
recht nicht verliehen werben. 

s, Dadurch werden fie Richter, F. 2 G. O. ©. 

4) Die Rathsfecretäre (jetzt Gerichtsfecretäre) mit Stimmrecht Lönnen 
auch als Einzelrichter beim Gerichtähofe verwendet werden, $.10, Abi. 1 
u. 5, G. O. Für Amortifationen, Grundbuchs⸗ und Wechſelſachen und 
Erecutionsbewilligungen 8.7, Abſ. 3, J. N. 

Einem Senate darf nicht mehr als ein mit Stimmrecht betrauter 
richterlicher Beamter als Mitglied angehören, 8. 32, Abſ. 4, auch nicht 
als ee 8. 9, Abi. 2, G. O. 

84 % ———— 8.28 Ger. Inſtr. — Präſidialſache, 8. 24, 


6. 31. Der Präſident des Gerichtshofes erſter Inſtanz 
führt die Aufficht über ſämmtliche bei dieſem Gerichtshofe an- 
geftellte oder verwendete Perjonen und überwacht die ihnen 
zugewiefenen Amtsgefchäfte. 

Die Bicepräfidenten haben den Präfidenten in feinen Amt3- 
verrichtungen zu vertreten!) und zu unterftügen.?) In Ermanglung 
oder Verhinderung des PVicepräfidenten wird der Präfident des 
Gerichtshofes erjter Inſtanz, fofern nicht der Präfident des 
Dberlandesgerichted eine andere Anordnung trifft, durch da3- 
jenige Mitglied des Gerichtähofes vertreten, das dem Wange 
nah das ältefte ift. 

Schauer, Geſch. Ordg. 7 
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1) Ebenſo 8.6 G. O. 

2) Unter anderem können fie die Erlaubnis zur Zuſtellung an Sonn- 
und Feiertagen oder zur Nachtzeit ertheilen, 8. 46, Abf. 1, &. D., und 
Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streitſachen als Ferialfachen 
bezeichnen, 8. 47, Abſ. 4, G. O. 


$. 32, Bor Ablauf jedes Jahres werden vom Bräfidenten 
des Gerichtshofes für die Dauer des näcdhitfolgenden Jahres 
die Senate zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in bürgerlichen 
Rechtsſachen (Erkenntnis, Berufungsfenate, Senate für Un- 
gelegenheiten außer Streitjachen), die Senate für die Verhand- 
[ungen in Straffadhen und die Rathskammern ſowie die fonftigen 
für Ungelegendheiten der Suftizverwaltung und für Perjonal- 
angelegenheiten vorgefchriebenen Senate?) zufammengefegt*) und 
die Gefchäfte unter die Senate derjelben Urt vertheilt.?) Der 
Präfident Hat hiebei anzugeben, welchen Senaten er fih an= 
Schließen wird. Die Berufungsjenate in bürgerlichen Streit- 


8. 32. Bei einem collegialifch | durch die Rüdwirkung des Unmtittel- 
organifirten Gerichtslörper übt die barkeitsgrundſatzes gegebenen verän- 
Unmittelbarleit ihre Wirkungen nad) | berten Bedeutung des Senates, zu 
einer anberen Richtung als bei den | welchem fich auch die auf dem gleichen 
Bezirksgerichten. Ste führt da zur | Grunbfage beruhende Strafprocef3- 

ujammtenfaffung der mit einer be» | ordnung (8.18) befannt bat. Zudem 
mten Rechtsſache befafsten Pers | Spricht für die Einrichtung ftändiger 
fonen zu einem untrennbaren Ganzen. | Senate neben der namhaften Erleich- 
Ein Wechfel in der Zufammenfegung | terung, die fie für die Geſchäftsver⸗ 
bes Senates erzeugt ftet8 die Noth> | theilung und für die Dispofitton über 
mwendigkeit, die Verhandlungen zu | das Nichterperfonale des Gerichtshofes 
wiederholen. Die Eutfcheidung kann gewährt, auch noch der hochbedeutſame 
ja nur von demfelben Senate gefällt mitand, daſs biefe Einrichtung von 
werden, vor dem fich die Verhandlung | vorneherein den Verdacht ausfchließt, 
von Anfang bis zum Ende abgeipielt | als ob durch Zufammenfegung des 
hat. Während das mittelbare Ver: | mit der fpeciellen Sache befafsten Se- 
fahren des geltenden Rechtes durch nates auf die Enticheidung felbft hätte 
einen Wechfel” der Senatsmitglieder | ein EinflufS ausgeübt werden können. 
nicht berührt wird und nur bie Ein- | Sn den Rechtsfägen über die Bildung 
haltung ber gefegliden Mindeſtzahl der ftändigen Senate fchließt fich der 
weſentlich ift, wird in Hinkunft nicht | Eutwurf möglichft ben biesfälligen 
nur eine Veränderung während der | Beltimmungen der Strafproceſsord⸗ 
Verhandlung unter allen Umftänden | nung ar. 
zu vermeiden, fondern auch dafür zu Die Emennung eines Rathes zum 
forgen fein, daſs bei Nechtsfachen, die | Mitgliede mehrerer Senate ermöglicht 
in mehreren Zagfagungen erledigt | die gleihmäßige Verwendung ber Vo⸗ 
werden, ſtets derfelbe Senat mitwirkt. | tanten, wodurch der Vortheil erreicht 

Diefes führt dazu, ben Senat | wird, daſs, wenn ein Senat eben nicht 
niet als eine zufällige Vereinigung | befchäftigt oder aus irgend einem 
mehrerer Richter, fondern al3 eine ' Grunde zufammenzutreten verhindert 
organtfche Inbivibualität zu behandeln. | ift, die Votanten in anderen Rechts⸗ 
Die Bildung ftändiger Senate (8.32) | fachen verwendet werden können. (Mo- 


ift die nothiwendige Eonfequenz diefer Ä tive S. 19, 20.) 
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ſachen ſind nach Möglichkeit vom Präſidenten mit Räthen zu 
beſetzen. 

Außer den Vorſitzenden und den ſtändigen Mitgliedern der 
einzelnen Senate ſind zugleich für alle Senate die Erſatzmänner 
(Bertreter), ſowohl für die Vorſitzenden als für die Mitglieder, 
und Die Reihe ihres Eintritte zu beftimmen. Jedes ftimm- 
führende Mitglied kann zum Mitgliede mehrerer Senate be- 
ftellt werden. 

Dies gilt aud für die Handelsfenate und für die berg- 
rechtlichen Senate. 

Einem Senate in Civilſachen, den Rathskammern oder 
einem zur Ausübung der Strafgerichtöbarkeit berufenen Senate 
darf nicht mehr al3 ein mit dem Stimmrecht betrauter richter- 
licher Beamter (8. 30, Abſatz 3) ala Mitglied angehören.t) 

Für die Bildung der Gerichtähöfe des Geſchwornen⸗ 
gerichtes bleiben die VBorjchriften der Strafprocef3ordnung?) in 
Wirkſamkeit. 

1) Perſonalſenat, 5, 28 Ger. Suftr., 8.19. O. G. In biefem 
Senate werden aud die — mr ——— für Notar⸗ 
ſtellen — — auch 

2 760 * Hil — er Seriefeat, 8. 5 G. O. 
.21, 22 G. O. WPräfidtalfache, 8. 2 76 

Daher in einem folchen zent nur ein Orc — — 
richter eintreten an, 8. 9, Abf. 2, &. ©. 

5 8. 301 ©t. 2. D. Präfidialfache, 8. 24,3.18 6.0. 

. 33. Die Beftimmung des Senatövorfigenden und 
ihrer Erſatzmänner bedarf der Genehmigung des Präjidenten 
des Oberlandesgerichtes. 

8.33. Die Hauptperfon im Se- | Vroceffed und bie Gerechtigkeit des Ur- 
nate, vor welchem eine münbliche Ber- | theiles hängen inerfter Linie und haupt⸗ 


handlung ftattfindet, ift gefeglich und ſächlich von dem Wirken des Vorfigen- 
—— der Vorſitzende. Sn feine | denab. Dieſe weitreichende Bedeutung 


Hand find die weitgehenden Wrocefö- 
leitungSbefugniffe gelegt, von feinem 
Biffen, feiner Sefchidlichteit, feiner 
Geihäftsgewandtheit und Rube bängt 
es ab, ob bie Berhandlung ins End» 
loſe wãchet und ein unüberſehbares 
Conglomerat von Behauptungen und 
Beſtreitungen wird, oder ob der Pro⸗ 
ceſsſtoff in gebrängter Kürze Har und 
unter Beſchränkung auf das Wefent- 
Gche fo entwidelt mie, baf8 der Senat 
bald zur Enticheibung fchreiten Tann. 
Die Raſchheit "und Billigfeit bes 


ber Perjonenfrage macht befonbere 
Vorkehrungen zur Beförderung einer 
richtigen Wahl und zur Verhütung 
von Fehlgriffen rathſam. Der Entwurf 
(8.33) bringt ein Doppeltes für diefen 
Zweck in Antrag: Zunächſt iſt die Er- 
nennung der Vorfigenden an die Ge- 
nehbmigung des Oberlandesgerichts⸗ 
präfidenten gebunden. Nicht allein, 
daſs dieſer ſich über Rüdfichten auf 
Anciermität u. Dgl., bie ben Präfidenten 
der Gerichtshöfe erfter Inſtanz mög- 


: ficherweife behindern, Leichter hintveg- 
70 


— — 
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6. 34. Iſt durch Veränderungen im Berfjonalftande eines 
Gerichtshofes der Beitand eines oder mehrerer Senate unmöglich 
geworden, fo Tann der Präfident des Gerichtshofes erfter Inſtanz 
die unerläfslichen Veränderungen in der Zujfammenfegung der 
Senate für den Reſt des Jahres vornehmen. Ebenjo Tann die 
Bertheilung der Geichäfte zwijchen den Senaten im Laufe des 
Jahres geändert werden, wenn dies wegen Ueberlajtung eines 
Senates!) oder infolge Wechfeld oder dauernder Verhinderung 
einzelner Mitglieder des Gerichtshofes erforderlich ift. 


Der Präſident des Gerichtähofes erjter Inſtanz kann be- 
ftimmen, daſs in einzelnen Sachen, in welchen bereit3 eine 
Berhandlung ftattgefunden Hat, der Senat auch nad Ablauf 
des Jahres in feiner früheren Zufammenjegung zu verhandeln 
und enticheiden habe.?) 

1) Bu diefem Behufe Bildung von Hilfsfenaten, $. 8 G. O. 


2) Wenn ein Oberlandesgerichtsrath Vorſitzender ift, iit vorher dem 
IN Mittheilung zu machen, $. 47, Abf. 3, 
G. O. ©. 


6.35. Innerhalb jedes Senates vertheilt der Vorſitzende 
die Gejchäfte unter die Mitglieder. Er kann einzelne Mitglieder 





jegen Tann, ift der Oberlandesgerichts⸗ Senat — kann man jagen — repräfen- 
präfident auch in der Lage, die einzel» tirt künftig etwa drei der bisherigen 
nen richterlicden Beamten viel beſſer Proceföreferate.e Die den einzelnen 
und bon viel mehr Seiten zu kennen, Senaten — erfter, zweiter, dritter 
als der GerichtShofpräfident. In Hin« | Eivilfenat ꝛc. — zugewiefenen Rechts 
tunft wird es daher ganz befonders | fahen vertheilt fodann der Bor 
Aufgabe der Oberlandesgerihtöpräfi» | figende unter die Mitglieder de8 Se: 
denten fein, die richterliden Beamten | nates. Da er für die Erledigung der 
vom Beginne ihrer Laufbahn an ger : dem Senate zugewieſenen Angelegen- 
trade nach der Richtung hin zu beob» | heiten bie Berantivortung trägt, muſs 
achten und eventuell durch Verwendung |, ihm auch das Recht zur Auftheilung 
als Hilfsrichter zu erproben, ob fie der Arbeiten zugejproden Werden 
fih zum Amte eines Borfigenden | (8.35); insbeſondere wird er für die 
eignen werden. (Motive S. 20.) ‚ Durchführung eines borbereitenden 
mo Verfahrens oder für die Aufnahme 
von Beweifen außerhalb der Verhand 
$. 35. Die Gefchäftsvertheilung | lung, der Borfchrift des 8. 282 der 
bei den Gerichtshöfen erfter Anftanz ' Civilproceſſsordnung entjprechend, ein 
wird — abgejehen von den Vorunter- , Mitglied des Senates zu beftunmen 
fuhungen und ben Angelegenheiten : und nach 8. 413 C. P. O. ein folches 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit — nad) zum Berichterftatter zu beftellen Haben. 
Senaten erfolgen. Dieje tritt an die Zweckmäßigerweiſe wird dem Bericht: 
Stelle der bisherigen Vertbeilung der  erftatter auch die Entwerfung der Aus- 
Givilproceffe nad) Referenten; letztere fertigung der Beichlüffe und des Ur- 
Einrichtung ift im mündlich-unmittel: theiles übertragen werden können. 
baren Proceſſe nicht moglich. Jeder (Motive ©. 20) 
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für beftimmte Rechtsſachen zu Berichteritattern beftellen!), und 
ihnen die Entwerfung der fchriftlihen Ausfertigung von Ur- 
teilen und Bejchlüffen auftragen.?) 

2)8.122 80. 2) 8. 182, Abj. 4, ©. ©. 

6. 36. In einem Senate von zehn ftimmführenden Mit- 
gliedern des Gerichtshofes unter dem Vorfitze des Präfidenten, 
wenn aber das Gericht aus weniger als zehn ftimmführenden 
Mitgliedern befteht, in einer Berfammlung aller ftimmführenden 


Mitglieder ift Beſchluſs zu fafjen: 


8.36. Einen fehr beträchtlichen ! 
un ons enug unfruchtbaren Krafte⸗ 
— die bisher geltenden 
—— (88. 147—149 ber Ge⸗ 
richtsinftruction) über die an 
Stärke der Senate zur Folge. 
einfache Angelegenheiten, wie zum DH 
fpiel e Bewilligungen zur Erfolg- 
laffung von Depojiten, mufsten in 
voller Rathsverſammlung oder we: 
nigften3 in Gegenwart von zehn 
Richtern unter dem Borfige des Ge⸗ 
richtsvorſtehers vorgetragen werden, 
unb mit der Berufung von Be 
rigen Senaten war bie 
— noch freigebiger. Wenn es 
fich um e Rechtsfragen handelt, 
— die — durch die vei⸗ 
en Anzahl von 
— * der That gewinnen, jedoch 
wenn er ober der Sauptiache 
nad) die eilung von thatfächlichen 
ältnifien in Trage fteht, ift eine 
Be Anzahl von Wrtheilern kaum 
förderlih. Dazu kommt, daſs außer⸗ 
ſtreitige Rechtsangelegenheiten in der 
Regel Ge — 
tauchen, ſondern gegebene un 
fortwitende Thatfachen in wieder⸗ 
holtes oder fortgeſetztes Eingreifen des 


in⸗ 


chã 
enntnis der 


entliche Borausſetzung, aber eine 
55 die fich um ſo — 
— die Anzahl der Se⸗ 

ein muſs. Dann ift 

rege zu erw Ma daſs es un — 


—— über De wi — * 








ſchwierigſten Angelegenheiten in Streit- 
ſachen — wie e8 bie Civilproceſsord⸗ 
nung beflimmt — einen Senat von 
drei Richtern zu beftellen, für —— 
ftreitige Rechtsſachen aber eine größere 
ahl von Stimmführern vorzujchrei- 
en, obwohl die meiften berlei Ange⸗ 
legenbeiten vermöge der Vorſchriften 
der neuen Yurisdictionsnorm bei den 
Bezirksgerichten, alfo von gar nur 
einem Richter erledigt werden mülfen. 
Den bei den Gerichtshöfen verbleiben- 
den berartigen Rechtsſachen ift ſchon 
duch dieſen Vorzug die forgfältigite 
Behandlung gefidert, die Forderung 
ftärter beſetzter Senate wilrde dieſen 
Gegenſatz verſchärfen. Da endlich 
auch betreffs der Eheſtreitigkeiten die 
Aufrechterhaltung des Unterſchiedes in 
der Senatsbeſetzung umſoweniger ge⸗ 
boten iſt, als fich nicht behaupten läſst, 
dafs fie durchſchnittlich ſchwierigere ju- 
ud obleme aufrollen als andere 
ftre echtsangelegenbeiten, jo wird 
borg lagen, in Hinkunft die Rechts⸗ 
pflege bei den Gerichtshöfen erſter In⸗ 
ftanz ohne Unterfchted in dreigliedrigen 
Senaten auszuüben und nur die im 
8.86, 3. 1—3, bezeichneten legislativen 
und Verwaltungsangelegenheiten in 
ftärferen Senaten entjcheiden zu laffen, 
da bier die Zuziehung einer größeren 
Anzahl von Richtern dazu beiträgt, 
den bei einem Gerichte — 
Schatz von Erfahrungen, Einſicht und 
Wiſſen im Intereſſe allgemeiner er 
anftaltungen fo volftändig als mö 
lich zu haben und zu verwerten. 
feltener ſolche — Do: vor: 
zukommen pflegen — die Verw 
lfte wird regelmäßig nur Peg im 
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1. über Gutachten in Ungelegenheit der Gejehgebung oder 
Juſtizverwaltung, die auf Verlangen de3 Juftizminifteriums oder 
eines übergeordneten &erichtes abzugeben find; 

2. über Unträge in Geſetzgebungsſachen und über Bor- 
Schläge zu Aenderungen in der Einrichtung und Beſetzung!) des 
Gerichtshofes oder der ihm unterjtehenden Gerichte oder in den 
für diefe oder für einzelne Organe derjelben erlafjenen Dienſtes⸗ 
vorfchriften; 

3. über Berfügungen, die zur Durdführung oder Un- 
wendung von Geſetzen oder Verordnungen an die unterjtehen- 
den Gerichte erlaffen werden follen, und über Belehrungen, die 
von dieſen Gerichten erbeten werden; 

4. über Aufnahme von Perjonen in da3 amtliche Ber- 
zeichnig der Verwalter (8. 106 der Erecutiondordnung) und 
iiber die jährliche Richtigſtellung dieſes Verzeichniffes.?) 

1) Vorſchläge Über Aenderungen in der Dotierung mit Perſonal. 
Einzelne ig: find der Berfonalcommilfion zuzumelien, 8. 28 
Ger. Inſtr., 8.19 0.08. ©. 

2) 88. 154, 156 G. D. Außerdem ift in einem ſolchen Senate 
da3 Gutachten des Gerichtöhofes eriter Inſtanz über die Ernennung der 
fahmänniichen Laienrichter zu erftatten, $. 10 M. 8. v. 1. Zunt 1897, 
R. G. B. Nr. 128, 8.9 M. V. v. 1. Juni 1897, R. G. 8. Nr. 129. 

Ferner ift der Beſchluſs des Gerichtshofes in einem nad) 8.36 zu⸗ 
fammengelegten Senate über dringend gebotene Verfügungen aus An- 
laf3 der Borlage der Geſchäftsausweiſe einzuholen, 8. 395 ©. DO. 

6. 37. Außer den Fällen, welche die Strafprocefsordnung 
und die für die Ausübung der Gerichtäbarkeit in bürgerlichen 





Sabre den Senat befhäftigen — um⸗ 
foweniger wird die — fonit nicht un» 
begründete — Befürchtung der Störun- 
gen des normalen Geſchäftsganges 
durch Einberufung großer Senate zu 
hegen fein. Die bet dem Gerichtshofe 
beitellten Wicepräfidenten find ebenfo 
zur Theilnahme an foldden Senaten 
berechtigt, wie die ftimmführenden 
Näthe, da fie diefen in Beziehung auf 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit und 
Mitgliedſchaft in den Senaten über» 
haupt durchaus gleichftehen. (Motive 
S. 20, 21.) 


$. 37. In zahlreichen Beftint- 
mungen der Civilproceſsordnung lonımt 
Ion der Grundfag zum Ausdrucke, 





duch einen Einzelrichter ebenfo gut 
le werden kann, wie — ein 

ollegtum, und wo durch bie Noth⸗ 
wendigkeit, eine Verſammlung von 
drei Richtern mit einer beftimmten 
Sache zu befaffen, eine lberflüffige 
Erſchwerung und Verzögerung eintreten 
würde, die Entichetdung thunlichft in 
die Hanb eines Nichterd zu legen fet. 
Je nach dem Procefsftadium fällt diefe 
Entfheidung oder Vorkehrung dann 
in den Wirkungskreis des Senatsvor⸗ 


fitzenden oder des Vorftehers des Ge- 


richtshofes, in anbereu Fällen wird 
die Vornahme der Amtshanblung dem 
beauftragten Nichter übertragen. Eine 


| Ergänzung ber — Beſtim⸗ 


dafs überall, wo die Entſcheidung mungen der Civilproceſſsordnung iſt 
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Rechtsſachen geltenden Geſetze bezeichnen, bedarf bei Gerichts- 
böfen erfter Inſtanz keiner Beichlufsfaffung des Senates: 

1. die einitweilige Zulafjung eines Bevollmächtigten ge- 
mäß 8. 38 der Eivilprocefsordnung bei Berhandlungen vor dem 
Borfigenden des Senates oder vor einem beauftragten Richter; 

2. bie fich bet Liquidirung der Advocatengebüren (Artikel V 
des Einjührungsgejehes zur Civilproceſsordnung) ergebenden 
Aufträge und Verfügungen mit Ausnahme der Feitftellung der 
Gebitren jelbft; 

3. die Bewilligung des Armenrechtes?); 

4. die Aufforderung zur Erlegung von Urkunden gemäß 
8. 82 der Bivilprocef3ordnung und zur NRüditellung von Ur- 
funden gemäß 8. 83 der Givilprocefsordnung; 

5. die Entſcheidung über die, Wiedereinſetung gegen die 
Berjfäumung der erſten Tagſatzung 

6. die Entſcheidung über die RS und die Feſt⸗ 
ftellung des zu erjegenden Betrages, fall3 die lage vor oder 
bei der eriten Tagjagung zurüdgenommen wird?); 

7. der Auftrag zur Buftellung der Berufungs- und Re- 
vifionsſchrift an den Gegner‘) und der von diefem überreichten 
Schriftfäge an den Berufungd- oder Revifionswerber?) und die 
Borlage von Berufungen, Revifionen und NRecurjen und der 


fon im 8. 7 ber Yurisdictionsnorm 


es fich theil8 um Entfcheidungen, welche 
— Sie iſt namentlich auch 


(wie zum Beiſpiel die Bewilligung des 
ke weil e8 zahlreiche ; Armenrechtes) mit Nüdfiht auf bie 
enbeiten des Berfahrens außer | fireng formelle Grundlage keinerlei 

Streitfadhen N für welche die Bei- | Schwierigkeiten begegnen können, theils 

i eines Nichtercollegiums eine ! um Aufträge, Verfügungen und Amts- 





offenbare Kräfteverfhwendung wäre, be welche bloß die Leitung 
für diefe Fälle aber in keinem ber bis⸗ des Verfahrens oder adminiftrative 
ser — se llpenejfadete Vorkehrungen ($. 37, 3. 8) zum Ge- 
werden lonnte. Diefe Er- |; genftande haben. Die unter 3. 9—13 
—— enthält nun 8. 37. Die Fälle angeführten Entſcheidungen und Ver⸗ 
3. 1,5 > 6 ftellen fih gewiffer- |, fügungen fallen in den Kreis der- 
maßen nur als Zwifchenfälle ber dem | jenigen Angelegenheiten — ſchon 
Borfigenden oder beauftragten Richter | in der geltenden töinftruce 
sugewiefenen erften Zagfatung bar; | tion (8. 146) als a ledigung 
ihre dem Senate vorzube⸗ ohne Berathung geeignet bezeichnet 
Balten, würbe bie mit der erften re erſcheinen (fogenannte Gurrentien), 
fung angeftrebten Zwecke nn te zum Theil find es Angelegenheiten, 
und zugleich einen Widerſpruch in fich weiche entweder wegen ihrer min⸗ 
da doch ſelbſt die Entfcheidung | deren Wichtigkeit oder wegen der ge» 
ache durch einen — ringen Schwierigkeit ihrer Erledi⸗ 
richter gefällt wird. In den Fä len | gung De gleichuftelfen find. (Mo 
a Tee wen tive &, 21.) 


Hr 





& 
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dazu gehörigen Schriften und Acten an die Rechtsmittelinſtanz 
oder an das Gericht, das die Acten an die Recht3mittelinftanz 
zu befördern hat®); 

8. Geichäftsftüde, die anderen Behörden zu ertbeilende 
Auskünfte zum Gegenftande Haben, fowie die Einholung von 
Ausfünften bei anderen Behörden und die bei Anbringung von 
Klagen in einzelnen Fällen vorgefchriebene Verjtändigung au: 
derer Behörden”); 

9. Verwahrungsaufträge und Erfolglaffungen, die der Be- 
wirkung des Umtaufches verloster Effecten, der Behebung neuer 
Coupondbögen®), der Durchführung manipulativer depofitenämt- 
fiher Maßnahmen vder der Bewirkung des Erlages der feit: 
geſetzten Sicherheitäleiftung für die Procefstoften und deren Er« 
folglaffung nach Beendigung des Verfahrens dienen; 

10. die Erteilung von Beftätigungen über die geſetzmäßige 
Beichaffenheit der Handelsbücher ?); 

11. in Ungelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streit- 
ſachen (faiferliches Patent vom 9. Auguſt 1854, R. G. B. Nr. 208) 
ale Verfügungen, welche die Eröffnung oder die Leitung des 
Verfahrens und die Vorbereitung der meritorifchen Bejchlufs- 
fafjung betreffen oder welche feinen entjcheidenden Einflufs auf 
die Rechte der Parteien nehmen und nach dem Geſetze ziweifel- 
108 find, fowie die Beitimmung der Zeugen: und Sacdver- 
jtändigengebüren; 

12. die Aufforderung der Betheiligten zur Bewirkung der 
vorgejchriebenen Unmeldungen?®) zum Handels und Genoſſenſchafts⸗ 
regifter, mit Ausfchlufs der Verhängung von Orbnungsftrafen, 
die Unordnung der im Handels- und Genofjenfchaftsregifter 
von amtswegen zu vollziehenden Anmerkungen, die Bewilligung 
amtlicher Beugniffe aus dem Handels- und Genoſſenſchafts⸗ 
regijter oder deſſen Urkunden, fowie alle Verfügungen, welche 
bloß die Leitung des Verfahrens und die Vorbereitung der 
meritorifhen Beichlufsfaffung betreffen oder deren Erledigung 
nach dem Geſetze zweifellos ift; desgleichen iſt die Aufſicht über 
die Ausführung der Regiftereintragungen von einem einzelnen 
Richter zu beforgen; 

13. die Erledigung der gerichtlichen Auffündigung einer 
Hypothefarforderung ?’); 

14. Beichwerden gegen Ungeftellte der Gerichtskanzlei, 
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Vollſtreckungsbeamte und Gerichtsdiener zur Abhilfe gegen Ver⸗ 
weigerung oder Berzögerung der ihnen aufgetragenen Amts⸗ 
bandlungen oder wegen des von ihnen bei ſolchen Amtshandlungen 
beobachteten Verfahrens, fofern die Beſchwerde beim Gerichte und 
nicht bet den im $. 78 Perjonen angebradt ift.1?) 

1) 88. 63 5. ©. P. D, M. 8%. v. 23. — R. G. B. 
Nr. 130. — Siehe bei $. 132 OD. die J. M. V 9. März 1899, 
R. G. B. Nr. 51, und v. 18. Be N. 3 8. Nr. 33, Sowie 
die Mittheilung im J. M. V a . 88/1899. 

®) 28,1 149, — C. 2.8 


j es, 507 8 P. O. 

5) . 468, 607, Abi. 3, C. PB. O. 

5) Lieber die Form fiehe 88. 205 bis 208 ©. ©. Sofern nidt 
nach der St. P. O. ber san aD eine richterliche Enticheidung 
boranzugehen hat, hat gemäß 8. 37 und 8.97 G. O. G. die Vor⸗ 
lage — collegiale —A Ra die Unt achungbeite, Vor⸗ 

en der Rathskammer I erfolgen. Erl. des O. 2. ©. — 

——— 14. Februar 1899, Praes. 1404, Mitth. EM . V. 8. 

”) Dieſe Berftändigungen find ru ohne ie Auftrag dur 

die Gerichtskanzlei zu bewirken, 8. 313 1,8. O 
* iehe darüber 8.5 M. 8. ..18. Sänner 1900, R. G. B. 


DE} 120 J. N. 
Die B * —— der Eintragungen iſt dem Senate vorbehalten. 


1) 8. 11 
A — der im Vorſtehenden bezeichneten Geſchäfte, 


8. 22 © 


6. = Für die Ausübung der den Gerichtshöfen zu= 
Brent RN BR Streitſachen fann aus den 


8. 88. Da das Berfabren außer 
Streitſachen nicht auf dem Grundſatze 
der Unmittelbarkeit beruht und wenig- 
tens | ee der Proceſs⸗ 
reform, darin g eintritt, 
fo ale die — ftändiger Senate 
aus den früher entwidelten Motiven 
nicht geboten; wo ſich jedoch abſeits 
vom llnmittelbarleitsrequifite damit 
erftrebenswerte Bortheile und Erleich- 
terungen erreichen Laffen, konnen auch 
bier ftändige Senate gebildet werden. 
Dies ift zum Beifpiel der Fall, fofern 
bei einzelnen Landesgerichten die dem 


Gerichtöhofe vorbehaltenen Angelegen- | 


— — — — — — 


heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
einen namhaften Theil der Geſchäfte 
ausmachen und — man denke an bie 
ideicommiſsgerichtsbarkeit — deren 
cheidung eingehende Kenntnis 
großer Vermögenſchaften, weit ber» 
zweigter Samilienbeziehungen, ver⸗ 
wickelter Succeſſionsverhältniſſe oder 
umfaſſender Rechtsgeſchäfte und Trans⸗ 
actionen und ühnliches erfordert. 
Hier wäre es äußerſt unwirtſchaftlich 
gehandelt und für die Entſcheidung 
Ehe gefährlich, wenn man aus Anlaſs 
eines jeden darauf fich bezichenden 
Geſchäftsſtückes wieder anderen Richtern 


106 II. Gerichtsorganiſationsgeſetz $6. 88-41. 


ftimmführenden Mitgliedern des Gerichtshofes, die mit der Er- 
Vedigung von Ungelegenheiten der Gerichtöbarfeit außer Streit- 
fachen betraut find (Referenten für Gerichtsbarkeit außer Streit- 
ſachen) gemäß $. 32 ein ftändiger Senat gebildet oder vom 
Präjidenten des Gerichtshofes von Fall zu Fall mit Zuziehung 
anderer ftimmführender Deitglieder des Gerichtshofes ein be- 
fonderer Senat berufen werden. 


Den Referenten für Gerichtsbarkeit außer Streitſachen liegt 
in den ihnen zugewieſenen Angelegenheiten diejer Art die vor: 
bereitende Bearbeitung der Geſchäftsſtücke), die der Beſchluſs— 
faffung im Senate?) bedürfen, und die felbjtändige Erlafjung der 
Erledigungen und Verfügungen ob, für welche das Erfordernis 
der Senatsberathung nicht bejteht.?) 


Zagfabungen und fonftige mündliche Berhanblungen in 
Ungelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streitfahen finden 
vor dem Referenten ftatt, dem die betreffende Angelegenheit zu- 
gewiejen ift; das Protokoll lann durch den Richter jelbft oder 
durch einen beeideten Schriftführer aufgenommen werden. 

Insbeſ. die Berfaffung des Entwurfes der beantragten Er- 


ledigung (event. des Neferates), 8. 182 G. D.; ihm obliegt auch die 
Zuftellungsverfügung, $. 211 ©. ©. 


2) 88. 181 bis 10 G. O. 
— 8 37 8. 7 bi8 9, 118.98. G. Geichäftsvertheilung ſiehe 
6. 39. Die an den Gerichtöhof gelangenden Ungelegen- 
heiten der Gerichtsbarkeit außer Streitſachen find für jedes 
Sahr im voraus nach Geichäftsgattungen, Bezirken oder nad) 
anderen Merkmalen unter die beftellten Referenten zu vertheilen.‘) 
1) 88, 21, 8. 5 bis 7, 228.0. 


$. 40. Die gerichtliche Beglaubigung ämtlicher Unter: 
ſchriften zum Zwecke der Legaliſirung im diplomatiſchen Wege 
erfolgt durch den Präſidenten des Gerichtshofes erſter Inſtanz. 


die Pflicht auferlegen wollte, behufs Kreisgerichten, dürfte kaum ein Be— 
Mitwirkung an der Beſchluſsfaſſung dürfnis nach ſtändigen Senaten in 
fich nun in jene ſchwierigen Fragen außerſtreitigen Angelegenheiten zutage 
neu einzuarbeiten. treten. Hierauf beruhen die Beftint- 

Bei Heineren Gerichtshöfen da⸗ | mungen bes 8. 38 des Entmwurfes, 
gegen, insbefondere bei den meilten , (Motive S. 21, 22.) 
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Dberlandesgerichte. 


6. 41. Jedes Oberlandeögericht ift mit einem Präfidenten, 
einem Bicepräfidenten?), fowie der erforderlichen Anzahl von 
Dberlandesgerichtsräthen und richterlihen Hilfsbeamten bejept. 

Bei den Oberlandesgerichten beftehen bejondere Civil- und 
Steaffenate.) Die Bejtimmungen über die Bildung ftändiger 
Commiffionen für Berjonalangelegenheiten?), ſowie für Difeiplinar- 
angelegenheiten?) bleiben unberührt. 

Die Eivilfenate enticheiden über Berufungen und Recurſe 
in bürgerlichen Rechtsſachen, den Straffenaten kommt die Aus- 
übung der den Oberlandesgerichten durch die Strafprocejsord- 
nung übertragenen Gerichtsbarkeit in Straffachen zu. 

Der Präſident des Oberlandesgerichtes führt die Aufficht 
über jämmtliche, bei diefem Gerichte angeftellte oder verwendete 
Berfonen und überwacht die ihnen zugewiefenen Umtsgefchäfte. 
Er wird in allen feinen Dienftgefchäften durch den bei dem 
Dberlandesgerichte beftellten Vicepräfidenten, ſonſt aber, fofern 


8. 41. Dielelben Gründe, welche ſtattfindenden Beichlufsfafjungen :c. 
für die Bildung fändiger Senatebeiden , Die Eivilfenate werden auch über 
Gerichtshöfen erfter ſprechen, Syndicatsflagen zu verhandeln und 
treffen auch beiden Oberlandesgerichten | entfcheiden haben. (Motive &. 22.) 


zu; im Saal era gegen 
Erfenntniffe in Givilfachen werben Der erfte Abjat des 8. 41 ift ana- 
Bertagungen vorkommen, welde in | log wie die 85. 24 und 30 ftilifitt. 
einem fpäteren Zeitpuntte die An» | Hier mag eridähnt werden, daſs in 
weſenheit derſelben Senatsmitglieder | dieſen drei Paragraphen mit Abficht 
bei der fortgefegten Verhandlung er- gefagt ift: „ift befegt” ftatt „werben 
Beifhen. Für Strafſachen find ſtän⸗ eſetzt“, wie es in der ee 
dige Senate dur 8. 18 der Straf- | vorlage heißt, weil die Terticung der 
procefsordnung, für Difciplinarans | Negierungsvorlage zu dem Mifsber- 
enbeiten ber richterlichen Beamten | ftändnis Anlaſs geben Tönnte, dafs 
auf Grund der vBollmacht, welche 


| 

geleg | 

duch 8. 9 bes Gef. v. 21. Mai 

1868, R. ©. B. Nr. 46, eorbnet. | 8. 90 dieſes Geſetzes der Juſtizver⸗ 
Für die Behandlung von Perjonal- | waltung gibt, an eine Neubejegung 
angelegenheiten ift durch $. 28 ber | aller richterlihen Stellen gedacht 
— tsinftruction — aufrechterhalten wird, mad natürlich nicht der Yall 


> $ 19 des Geſetzes — die Bil» | ift. Auch die Stilifirung des zweiten 
bung einer ftändigen Commiſſion vor- | Abſatzes dieſes Paragraphen will aus⸗ 
geichrieben. Angelegenheiten ber Juſtiz⸗ 
verwaltung, bie in gewohnlidhen, nicht 
verftärften oberg ihen Senaten 
zu erledigen wären, find beiſpielsweiſe 
die Angelegenheiten der cumulativen 


drüden, daf3 alle bei den Oberlandes⸗ 
gerichten beſtehenden befonderen 
Senate, mögen fie auf der urſprüng⸗ 
lichen Organifation oder auf fpäteren 
Geſetzen oder Verordnungen beruhen, 
unverändert fortbeftehben und durch 
das vorliegende Geſetz in feiner WVeife 
tangirt werden. (9. 3. ©. 13.) 
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nicht der Juſtizminiſter eine andere Unordnung trifft, durch das 
rangältejte Mitglied des Gerichtshofes vertreten. 


2) Nach — 8. 1, 3. 2, Ah. he v. 14. — 
1862, M. B. v. 10. Känner 1853, N. G 3. Pr. 10, Beilage D. 
(Siehe unter v) 

2) Bildung der Strafjenate: 88.15, 18 St. 2: D. u. 8.28%. 
zur St. P. ©. v. 19. November 1873, N. G. B. N Met. 

8, 8. 28 Ger. Inſtr. IX), — (Vornahme Se Dienftbejep- 
ungen bei den Oberlandesgerichten.) In Betreff der von einem 
Oberlandeögerichte angeregten Trage, in welchen Senaten die den Ober- 
Tandesgerichten zuftehenden Dienitbefegungen — Ernennung der Auſcul⸗ 
tanten, der Kanzleibeamten, Diener und gegen Jahresgehalt & ſyſtemi⸗ 
ſirenden Kanzleigehilfen — —— ſeien, wurde an berlandes- 
gerichte eröffnet, daſs es nad Anichauung des J. M. feinem Anſtande 
unterliegt, Ba ee ungen den gemäß 8. 28 "des kaiſ. Pat. v. 
3. Mai 185 r. 81, ausdrüdiich zum Zwecke „der Dienſt⸗ 
bejegungen, —— der Beſetzun Svorichläge und für fonflige Perjonal- 
angelegenheiten” bejtellten ftändigen Commiſſionen, den „18: Perſonal⸗ 
ſenaten zuzuweiſen, nachdem im $. 19 des G. ©. G. auch in Hinkunft 
die æ— als für ſolche Angelegenheiten * en bezeichnet 
werden (Mittheilungen des J. M. V. B. ©. 36/1898). — Im Perſonal⸗ 
Ku werden auch die Gutachten über VBejegungsvorichläge für Notar⸗ 
tellen verhandelt. — Wegen Disciplinärer Dienftentlafjung der Ge Auen 
auffeher bei den Gerichtähöfen durch die once ion des 
fiehe Mitth. J. M. V. B. ©. 43/1899, bei $. 7 

8.9 Gel. v. A Mai 1 8, N. ©. B. Sr. 46 (II). 


6. 42, Die Vorfchriften der 88. 32 bis 36 finden für 
die Oberlandesgerichte mit der Maßgabe finngemäße Unmwendung, 
daſs die Beitimmung der Senatvorfigenden und ihrer Erjah- 
männer einer weiteren Genehmigung nidyt bedarf. 

Bei jedem Oberlandeögerichte ift ein ftändiger Senat als 
Difeiplinarcommiffion) für die nicht richterlihen Beamten und 
Diener des Oberlandesgerichte® und der übrigen Gerichte des 
Oberlandesgerichtsſprengels zu bilden. 


$. 42. BZufolge der Beftim- | Wegen der Beftimmung über 
mungen des dritten Abfchnittes des die bet den Oberlandeögerichten ohne 
Geſetzentwurfes follen in Hinkunft , vorgängige Beſchluſsfaſſung durch den 
die Difeiplinarangelegenbeiten der | Senat zu erledigenden Angelegen- 
nicht richterlichen Beamten und Diener | heiten ($. 42, Abi. 3) wird auf die 
nicht mehr in den Wirkungskreis der Bemerkungen. su 8. 37 verwieſen. 
Perfonaleommiffion fallen; für die | Sofern das Oberlandesgericht künftig 
Wahrnehmung der Dießbezüglichen | thatfächlich procefägerichtlihe Func- 
Amtshandlungn muſs daher die | tionen ausübt, treffen die Gründe 
Bildung einer befonderen, ftändigen | für biefe Vereinfachung auch für 
Commiffion in Ausfiht genommen | dasfelbe volllommen zu. (Motive 
werden. (8. 42, Abf. 2.) S. 2.) 
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Die im 8. 37, 8. 1 bis 8, bezeichneten Gefchäftsacte und 
Erledigungen bedürfen auch bet Oberlandesgerichten Teiner Be⸗ 
ſchluſsfaſſung des Senates.?) 

1) 8. 66, bl. 2. 

) Geihäftövertheilung bei ben Oberlandesgerichten, 8. 23 G. D. 
Das Erkenninis auf Löfchung einer nejebwidrigen Eintragung im Grund⸗ 
buche in Tirol und Borarlberg iſt in einem verftärkten Senate bes 
Dberlandesgerichtes Rn befchließen. Urt. XVIL 8. 2, Gef. v. 17. März 
ne — . 77. Urt. XII, 8. 2, Gef. v. 1. März 1900, 


Zuſtändigkeitsbeſtimmung und Revifionsentiheidung 
dur den Oberften Gerichtshof. 


6, 48, Die Beftimmung bes örtlich zuftändigen Gerichtes 
nad 8. 28 der Aurisdictiondnorm nimmt der Oberfte Gerichts⸗ 
und Caſſationshof in Senaten vor, welche aus einem Vorſitzenden 
und ſechs Räthen beftehen. 





beim SOberften Gerichtshofe ift | wenn auf deren Zulaflung erkannt 

8. 8, Abf. 2, der Yurisdictiond- | werden foll, einer Berathung in einem 
norm und Artikel XI des Einführungs> | Senate von wenigftend zehn Räthen 
sefeged zur Yurisdictionsnorm das | und einem Borfigenden unterzogen 
derzeit geltende Statut v. 7. Auguft werden. Diefe Vorſchrift läßt ſich 
1850, R. ©. B. Nr. 325, maßgebend, , unter den ganz anderen Berhältniffen 
deffen en über die Bildung . des neuen Proceffes nicht aufrecht er- 
der Senate und bie innere Geſchäfts⸗ : halten, da bier eventuell mit einer 
behandlung auch für die neuen Auf- , mündlichen Nevifionsverbandlung zu 
gaben durchwegs ausreichen, die der | rechnen ift, bei diefer aber nach 8. 509, 
Oberſte Gerichtöhof durch die neuen | Abf. 2, und 8. 486, Abf. 2, C. P. O. 
Broceidgefege empfangen wird. Nur | der Berichterftatter feine Anficht über 
betreff3 der beiden bier bezeichneten | die zu fällende Entſcheidung nicht zu 
Functionen find ergänzende Normen | äußern, noch weniger biesfalls einen 
nothwendig. Zur Ausführung des | Antrag zu ftellen bat, und e8 cben- 
8. 28 der neuen Jurisdictionsnorm fowenig angeht, der Durchführung 
deshalb, weil eine derartige Bezeich⸗ , einer mündlichen Verhandlung die Er- 
mung des Örtlich zuftändigen Gerichte ' neuerung der Verhandlung vor einen 
für eine Civilrechtsſache, für welche | ftärker befegten Senate folgen zu 
zwar bie ſachliche Zuftändigfeit bes | laſſen, wenn ſich bei der Berathung 
gründet ift, jeboch die Boransfegungen | des Gerichtshofes ergibt, daſs bie 
fr die örtliche Zuſtändigkeit eines in- ' Mebrheitder Reviſion ftattgeben möchte. 
lãndiſchen Berichtes fehlen, oder nicht 
zu ermitteln find, ein Novum ift. Sie 
wird einem Senate in der normalen 
Beifegung ber Eenate des Oberften 
Gerichts⸗ nnd Eaffationshofes über- 

en. 


8. 43. Für die Geichäftshehand- muſsten nach 8. 17 lit. o des Statutg, 


Jene Befſtimmung des Statuts wäre 
daher höchſtens dann anwendbar, 
wenn über die Revifion in nicht öffent- 
licher Siyung entichieden wird. Da 
aber eine Unterfcheidung nach dieſem 
Merkmale rechtlich nicht begründet 
wäre und überdics die außerordentliche 
Revifion nach der neuen Civilproceſs⸗ 


Revifionen gegen gleichlautende 
Urtheile (außerordentliche Revifionen) 


— — — nn — — —— — — 067— — — 
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Ebenſo entjcheidet er über Reviſionen in bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigfeiten in Senaten von fechd Näthen und einem Bor 
figenden, wenn auch die Reviſion gegen gleichlautende Urtheile 
gerichtet ift und auf deren Bulaffung erfannt werden joll.t) 


1) Damit ift 8. 17 lit. c des Statuts des Oberſten Gerichtöhofes 
aufgehoben. 


Richterliche Hilfsbeamte, 


6. 44. Die für den ganzen Sprengel des Oberlandes⸗ 
gerichtes ernannten Adjuncten und Yufcultanten (8. 3) bat der 
Präfident des Oherlandesgerichtes nach Bedarf den einzelnen 
Gerichten ſeines Sprengels zugzutbeilen.?) 

Die Butheilung erfolgt auf unbeftimmte Zeit.) Die Art 
der Verwendung?) der einem Gerichte zugetheilten richterlichen 
Hilfsbeamten beftimmt mangel3 einer anderweitigen Anordnung 
des Oberlandesgerichtöpräfidenten der Vorfteher diefes Gerichtes. 


ordnung nicht nur in viel mehr Fällen | grundgefeges erlangen Tönnen, das 
als nad) geltendem Procefsrechte — Beiht, daſs ihnen das Votum bei einem 
namentlih aud in den Rechtsſachen |! Gerichtshof nicht ertheilt und baf8 fie 
zwiſchen 50 fl. und 500 fl. — fondern | nicht zu Einzelrichtern bei den Be- 
auch unter leichteren Bedingungen zu» | zirlägerichten beftellt werden können. 
läſſig ift al8 bisher nad) dem Hofd. | Es Fett ihnen hiezu eine Voraus⸗ 
dv. 15. Februar 1833, %.G.5.Nr.2593, | fegung, die im Sinne des Artikels 6 
fo dürfte e8 das richtigfte fein, die | des Staatsgrundgefeges über bie rich- 
Entſcheidung über außerordentliche Re= | terliche Gewalt liegt. Um unverfeg- 
viftonen, was die Größe des Senates | bar fein au können, muſs der Be⸗ 
und die erforderliche Stimmenmehrheit | treffende für einen beftimmten richter- 
für die Entſcheidung anbelangt, nicht | Lihen Poften an einem beftimmtten 
anders zu behandeln al die Revifionen | Orte ernannt fein, was bei dent in 
gegen verſchieden Tautende Urtheile. | Rede ftehenden Adjuncten nicht der 

ie Forderung verftärkter Scenate | Fall ift. Diefe — übrigens wohl un: 
wäre bei gleichzeitigem Anwachſen der | zweifelhafte Auffaffung — ift auch im 
Reviſionsfälle unerfüllbar. (Motive | Wortlaut des 8. 2 diefes Geſetzes in 
©. 23.) —— Verbindung mit den 88. 25 und 30 

8. 44. Die Beftimmung des | ausgedrüdt, indem 8. 2 zwar ſtimm⸗ 
$. 44 über die richterlichen Hilfsbe- | führende Mitglieder der Gerichtshöfe 
amten bedarf nach dem bereit3 oben | und bei den Bezirksgerichten beftellte 
Sefagten keiner ausführlichen Begrün: | Einzelrichter als Richter im Sinne des 
dung. Jene Abdjuncten, die nicht auf Staatsgrundgeſetzes bezeichnet, der 8.25 
einen beftimmten Dienftpoften ernannt | (Mbf. 1) aber die Beftelung zum 
find, werden vom Oberlandesgerichts- | Einzelrichter nur für folche Perfonen 
präfidenten in gleicher Weife wie die | für zuläffig erflärt, die „für das 
Aufeultanten nach Bedarf zugewiefen. | betreffende Bezirksgericht er- 
Sie bilden eine Art fliegende8 Corps, ; nannt find“ und ber 8. 30 (Abi. 3) 
mit dem die momentan gefteigerten | die Mebertragung des Stimmrechtes 
Anforderungen der Juſtiz gededt | nur bezüglih der „für den Ge» 
werden. Es iſt aber felbitverftändlich, | richtshof ernannten Rathsſecre⸗ 
daſs diefe Adjuncten nie die Qualität | täre und Adjuncten” zuläfst. (WM. 2. 
don Richtern im Sinne des Staat3- : ©. 13, 14,) 
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1) Aufbewahrung der Perſonalſtandesausweiſe, 8.4, Abſ. 2, G. O. 
— Der Vollzug einer durch Diſciplinarerkenntnis gegen derlei Hilfs⸗ 
beamte —— — ee an einen anderen Dienit- 
ort (8. 6 Diſc. Gef. v. 21 M B. Nr. 46) fteht gleich- 
fall3 dem Obetlanbeögericptspräfibenten zu. 
2 2:0 A Auspilfsleiltung, 8. 46, Abi. 
18.8 18 Einzelrichter Tönnen fie nicht Peſtellt werden, 
25, at. 1. Sie Yönnen jedoch verwendet werden zur Erledigung von 
echtöhilfefachen, 8. 27 G. D., von Geichäften des Unterfuchungs- und 
— mE Aufeultanten), 3.3 G. O. ®., Unterftügung des 
ngsleiters, 8.33 G. O., Vorbereitung der Ausfertigungsenttwürfe, 
8.196, —— 1. 6 5, und zur Brotofollführung. 
Inſoweit richterlichen Hilfsbeamten die im $. 3, 
Abſatz 2 — Geſchäfte übertragen find, finden auf fie 
je nach ihrer Verwendung die Vorfchriften der Strafprocei3- 
ordnung über die Ausschließung und Ablehnung von Gerichts- 
perfonen und Staatsanwälten (88. 67 bis 76 St. P. ©.) 
oder die Vorſchriften der Jurisdictionsnorm über die Ablehnung 
von Richtern (88. 19 bis 25 3. N.) Unwendung.!) 
1) 88. 129, 130 6. D. 


Supplirungen und Aushilfsleiftungen. 


5. 46. Bei Beurlaubungen zur Beit der Gerichtöferien 
oder außerhalb diefer Beit, bei Einberufungen zur WBaffen- 
übung, bei Erkrankungen, Erledigungen von Dienftpoften oder 








nn — 


8. 46. Auch bezüglich der — 
wie einem vorübergehenden Bedarfe 

an richterlichen Beamten bei einem 
Gerichte abgebolfen werben muſs, 
weicht der Ausſchuſsbericht weſentiich 
von der Regierungsvorlage ab. Die 
Inſtitu tion Kuss ur rat wie 
diefelbe in den 88. 42 und 43 ber 

ierungsvorlage enthalten war, 
wurde durch Normen erfegt, die fich 

an unfer beftebendbes Recht anichließen 
ad mit der flaatdgrundgejehlich ge- 
währleifteten Stellung des Nichter- 
Mandes im Einflange ftehen. Der | fagmännern ($. 32, Abſ. 2), bei den 
8.49 des Gef. v. 21. Mai 1868 (Difei- | Bezirkdgerichten dur analoge Beftim- 
Pinarbehanblung eo Beam» | mungen (8. 27) für diefe Fälle vor- 
ter) bot einen Anknüp punkt. — Dieſe citirten Normen ſind 

Benn aus den Gründen, die | gegenüber den heutigen Berbältniifen 
der neue 8. 46 erichöpfend anführt, | eine Neuerung, welche durch das münd⸗ 
fh die Nothwendigkeit ergibt, einen | | liche Verfahren nothiwendig geworben 
Richter durch einen geeigneten Stell⸗iſt, die aber zugleich die ganze Frage 


vertreter für einige 33 zu erſetzen, 
fo können ſich drei Auswege ergeben. 
Der erfte, einfachfte ift im 8. 46 gar 
nicht angegeben, meil es felbftverftänd- 
lich und überdies burch frühere Bc- 
flimmungen dieſes Geſetzes ſchon ge- 
deckt iſt. In ſehr vielen Fällen kann 
nämlich der Ausfall, der durch die 
Berhinderung eines Richters entſteht, 
aus dem Perſonale des betreffenden 
Gerichtes felbft erfegt werden. Bei 
den ftändigen Senaten der Gerichts⸗ 
böfe ift durch die Beftellung von Er- 


a Be a BE a a a er 
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im alle eines vorübergehenden großen Geſchäftsandranges hat 
der Oberlandesgerichtspräfident durch Zuweiſung von Wdjuncten?), 
die für den ganzen Oberlandesgerichtsſprengel ernannt find, 
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Borforge zu treffen.?) 








der Supplirungen und Aushilfen in | Zutbeilung wir foeben ſprachen, wie 


ihrer Bedeutung fehr reduciren. 

Es kann fi aber ergeben, dafs 
der Ausfall an richterlichen Kräften 
ein folcher ift, der nicht aus dem Stande 
des Gerichted gebedt werden kann, 
fondern wo der Ausweg einer porüber- 
gehenden Zutheilung ergriffen werden 
muſs. Zunächſt werden viele Fälle 
bortommen, tn denen die Zutheilung 
eines richterlichen Hilfsbeamten genügt. 

erfter Reihe kommen bier jene 
djuncten in Betracht, die nicht auf 
einen beftimmten Dienftplag ernannt 
find und gerade zu diefem Zwecke dem 
Dberlandesgerichtöpräfidenten zur Ver⸗ 
fügung ftehen. In vielen Fällen wird 
eine Zutheilung aus diefer Kategorie 
enügen. Heute geſchah in diefen 
güten gewöhnlich die Zutheilung eines 
ufeultanten. Sie iſt natürlich auch 
in der Zukunft nicht außgefchloffen, und 
es werden die geprüften Auſcul⸗ 
tanten unter Umftänden auch voll 
kommen geeignet fein, eine entitandene 
Lücke auszufüllen, bei der Aufarbeitung 
einer großen Geſchäftsmenge oder zur 
Unterftügung eine momentan über- 
lafteten Richters mitzuwirken. Trotz⸗ 
dem wurde bier von Aufcultanten im 
allgemeinen nicht gefprochen, weil die 
Mehrzahl derjelben im Borberei- 
tungsbdtenfte fteht und der Ausſchuſs 
bier, wie ſchon bei früheren Gelegen⸗ 
heiten immer wieber zum Ausdrude 
bringen will, daſs der Vorbereitungs- 
dienst lediglich der Ausbildung des 
richterliden Perfonals gewidmet fein 
fol, daſs diefer Vorbereitungspienft 
ſyſtematiſch eingerichtet und auch ftreng 
eingehalten werden muſs, und dafs 
e8 daher nicht thunlich ift und feines» 
fall$ einreifen dürfte, daſs Aufcultan- 
ten in der Weile, wie es jet geichieht, 
berumgefchidt werden, um da ober 
dort als eine, wenn auch nur unvoll- 
kommen functionivende Arbeitskraft 
ausgenützt zu werden. 


Aber da die Adjuncten, von deren I brüdlich entichteden. (U. 


ereit® oben außeinandergefegt wurde, 
das Votum bei einem Gerichtshof 
oder die Beftellung zum Einzelrichter 
nicht erhalten können, fo find diefelben 
nicht geeignet, dort Aushilfe zu leiften, 
wo ein felbftändiger Nichter erfetst 
werden muſs. Diefen Fall normirt 
der zweite Abſatz des 8. 46. 


Bei Beurtheilung dieſes Falles 
muf3 man im Auge haben, dafs in 
Städten, wo Gerichtshöfe beftehen, nur 
fehr felten ein Anlaſs fein wird, dafs 
eine für das jelbftändige Richteramt 
befähigte Perfönlichkeit von auswärts 
zugetheilt werden muſs, weil dort Ge⸗ 
richtshof und Bezirkögerichte einen Be⸗ 
amtenförper bilden, der im ganzen fo 
groß ift, daſs in den weitaus meiften 
Tällen gegenfeitige Aushilfe durch die 
vorhandenen Kräfte möglich iſt. Be- 
züglih der a von ſelb⸗ 
ftändigen Richtern bei Bezirksgerichten 
am Lande macht die Zertirung bes 
8. 46 allerdings einem Abuſus unbe⸗ 
bingt ein Ende, der heute beftebt. Die 
Supplirung von Pezirksrichtern durch 
neuernannte Abjuncten ober gar 
Aufeultanten muſs ein Ende haben. 
Bezirksrichter oder felbftändige Einzel» 
richter bei den Bezirkögerichten können, 
falls im Rahmen des $. 27 nicht ge⸗ 
bolfen werden Tann, nur durch folche 
richterliche Perfonen fupplirt werden, 
welche die Befähigung für das Richter- 
amt im Einne des Staatdgrundgefeges 
bereit3 befigen. Durch die Anlehnung 
diefer Beftimmung an den oben er- 
wähnten 8. 49 des Difciplinargefeßes 
kann die Supplirung durch einen 
qualificirten Richter gegen deſſen Willen 
nicht außerhalb des Oberlandesgerichts⸗ 
fprengel8 und nie länger als ſechs 
Monate dauern, 


Um alle Miisverftändniffe aus- 
zufchließen, wurde im legten Abfag 
des 8. 46 die Entſchädigungsfrage aus⸗ 
. S. 14, 15.) 
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Iſt jedoch bei Supplirungen oder Aushilfsleiftungen die 
Zuweiſung eines richterlihen Beamten nothwendig, welder das 
Richteramt jelbftändig (8. 2) ausüben fol, jo kann dies nur 
durch zeitweile Verwendung eines das jelbftändige Richteramt 
ihon ausübenden richterlichen Beamten im Sinne des 8. 49, 
Abf. 2°), des Geſetzes vom 21. Mai 1868, R. ©. B. Nr. 46, 
geſchehen. Dieſe zeitweile Verwendung wird binfichtli der 
Bezirkögerichte vom Präfidenten des Oberlandesgerichtes, Hin- 
fihtlich aller übrigen Gerichte vom Juſtizminiſter verfügt. 

Die im Abſatze 1 und 2 bezeichneten Zumweifungen können 
nur gegen die normalmäßig gebürende Entihädigung‘) erfolgen. 

1) Wohl auch von a * nicht mehr im richterlichen 
Vorbereitungsdienſte ſtehen, 8. 44, Abſ. 

2) Deshalb Vorlage des Seziennkhüftaplanes an das Oberlandes- 
gerichtspräfidtum bis fpäteitens 20. Juni, 88.50, 52 ©. O. 

3 „Eine ſolche zeitweije Verwendung kann jedoch gegen den Willen 
des betreffenden Beamten nur innerhalb des Sprengels des Oberlandes⸗ 
gerichtes, dem er angehört, und nicht über die Dauer von 6 Monaten 
verfügt werden.“ 

+) Kajerer, I. Bd. ©. 520 ff. 

$. 47. Der Auftizminifter kann während einer Ueber: 
gangdzeit von drei Jahren, gerechnet vom Tage, an welchem 
die Civilprocefordnung in Wirkſamkeit tritt, Räthe des Ober: 
landesgerichtes zu Senatsvorlitenden bei den im Sprengel des 
betreffenden Oberlandesgerichtes befindlichen Gerichtshöfen erfter 
Inftanz beftellen. Eine ſolche Beſtellung kann nur gegen bie 
normalmäßig gebürende Entſchädigung erfolgen und darf gegen 
den Willen des beftellten Oberlandesgerichtsrathe3 nicht länger 
al3 ein Jahr dauern. 

Als Erſatzmann eines ſolchen Vorfigenden iſt jedenfalls 
ein Rath des betreffenden Sa Eur Inſtanz zu be- 








— — — — — — 


8.47. Der 8. 47 iſt eine Ueber: eventuell andere Beichäftigung He 
gangsbeſtimmung, die dadurch gerecht: | Dberlandesgerichtäräthe geforgt wer⸗ 
fertigt ift, daſs die Oberlandesgerichte | den. Diefer Umftand trifft mit ber 
in a SeBanf fehr entlaftet fein werden | Thatſache zufammen, daſs viele Ge- 

wahrſcheinlich ift, dafs Räthe | richtöhofe erfter Anftanz eine weit 
*. ——— werben zur Verfügung | größere und ſchwierigere Aufgabe als 

Nach einer gewiflen Ueber» ! heute zu bewältigen baben werben, 
Sangszeit wird allerdingd der Status | und daſs e8 daher jehr wünſchenswert 
der Oberlandesgerichtsräthe mit dem | ift, daſs dort die fchon erfahrenen, 
geänderten Bedürfniffe in Ueberein- kenntnisreichen und erprobten Ober: 
ſtimmung gebradt fein, für Diele , landeßgerichtäräthe als Senatsvor⸗ 
Uebergangäzeit aber mufs für eine | figende eingreifen. (M. ®. ©. 16.) 
8 


Schauer, Geſch. Ordg. 
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zeichnen. Die auf diefe Weife mit dem Vorſitz beim Gerichts: 
hofe erfter Inſtanz betrauten Räthe des Oberlandesgerichtes 
bleiben Mitglieder dieſes Gerichtshofes. 

Wenn der Präfident des Gericht3hofes erjter Inſtanz ge= 
mäß $. 34, Abſatz 2, einen Senat, in dem ein Oberlandes- 
gerichtsrath den Vorſitz geführt Hat, nach Ablauf des Geſchäfts— 
jahres in feiner früheren Zufammenfeßung belaſſen will, iſt vor 
Erlaffung diefer Anordnung dem Präfidenten des Oberlandes- 
gerichtes hievon Mittheilung zu machen. 


Drganifirungsgejege.*) 

$. 48, Soweit im gegenwärtigen Geſetze oder in ber 
Jurisdictionsnorm, der Civilproceſſordnung, der Erecutiong- 
ordnung und in den dazu erlaffenen Einführungsgejegen nicht 
etwas andere angeordnet ift, bleiben die Vorjchriften der mit 
Minifterialverordnung vom 19. Jänner 1853, R. G. B. Nr. 10, 
kundgemachten Allerhöchſten Entichließung vom 14. September 1852, 
über die Einrichtung der Gerichtsbehörden, die Vorfchriften des 
Geſetzes vom 26. Upril 1873, R. G. B. Nr. 62, betreffend 
den Vorgang bei Wenderungen in den Sprengeln der Gerichts- 
höfe erjter Inſtanz, und die Beftimmung des 8. 2 des Geſetzes 
vom 11. Juni 1868, R. ©. B. Nr. 59, betreffend die Organi- 


firung der Bezirfögerichte in Wirkſamkeit. 
*) Siehe dieſe Geſetze unter V. 


Gerichtskanzlei.“) 


6. 49. Die Gerichtskanzlei bei Gerichtshöfen beſteht aus 
dem Vorſteher und der erforderlichen Anzahl von leitenden 


— Hinblicke auf Die Vorſchriften des Ent⸗ 
flüffig, auf die fortdauernde Geltung | wurfes über die Gerichtskanzlei außer 
der heute in Kraft fichenden Organi- Kraft, ferner 8. 5, Abf. 2, und 8. 6 
firungSgefege binzumeifen, natürlich mit Nüdficht auf die Beitimmung ber 
mit dem Vorbehalte, foweit fie nicht | Jurisdictionsnorm überdie Competenz 
durch die Jurisdictionsnorm, die Civil⸗ der Gerichtshöfe und Bezirksgerichte, 
proceſſs⸗ und Erecutionsordnung und endlich die Vorſchriften des 8.9 über 
die dazu erfloſſenen —— die fachmänniſchen Beiſitzer im Hin- 
oder durch Beſtimmungen bed Geſetz⸗ blicke auf bie diesfälligen Vorſchriften 
entwurfes aufgehoben und abgeändert 
werden. Bon ben Beſtimmungen ber 
auf Grund der Ab. Entſchl. > 14. 
September 1852 erflofienen M. 8. 8. 49. Die Stellung ber Kanzlei 
v. 19. Jänner 1853, R.G.B.Nr.10, im Tünftigen Gerichtsorganismus ift 
treten De die Vorſchriften der im 8. 16 ber neuen Jurisdictionsnorm 
Beilage D, $. 1, Ziffer 5 bis 8, im , nur im allgemeinen gelenngeichnet, 


Es ſcheint nie nicht über⸗ 





der ie er und dieſes Ent- 
ed. (Motive &. 24.) 











Organifirungögefege. Gerichtskanzlei. 
(8. 18 der Jurisdictionsnorm), fonftigen Ranzlei- 


Beamten 
beamten und Kanzleigehilfen. 
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Die Gerichtskanzlei bei Bezirksgerichten beſteht aus Kanzlei⸗ 
beamten und Kanzleigehilfen; nad) Maßgabe des Geſchäfts⸗ 
umfanges können auch leitende Beamte angeftellt werden. 
Den Bezirkögerihten am Site eines Landes: oder Kreis: 
gerichte8 und den Bezirksgerichten für Handels- und Gee- 
jahen an Orten, an denen fi ein Landes- oder Kreisgericht 
oder ein jelbftändiges Handelögericht (Handeld» und Seegericht) 
befindet, find die jeweils erforderlichen Sanzleikräfte aus den 
leitenden Beamten, Kanzleibeamten und Kanzleigehilfen der be- 
treffenden Gerichtshöfe zuzumeifen. Die Geſchäftsleitung in der 


Der vorliegende Gef 
die erforderlichen 
mungen über ihren Wirkungskreis, 
über ihr Verhältuis zum Nichter über 
die Zunctionäre, mit benen die Ge⸗ 
fanzlei zu befegen ift, und über 
die Erforderniffe ihrer Anftellung fowie 
— * ee ee a für 
ie geſammte töpflege fo wichtigen 
Kanzleidienftes. Schon in den Bor- 
bemerfungen wurde angedeutet, daſs 
eine auf Entlaftung bes Richters von 
allen nicht eigentlich richterlichen Ge⸗ 
fäften abzielende zweckmãßige Arbeits⸗ 
theilung zwiſchen dem Nichter und 
ber Gerichtskanzlei als ein bie Durch⸗ 
7 der neuen ProceiSordnung 
fer förderndes Moment angeftrebt 
werden müſſe, wenn fie nicht vielleicht 
— eine weſentliche Vorausſetzung 
die SEEN de3 vollen &r- 
ber Reform bildet. Die Ge- 
ichtskanzlei functtonirt heute, wie 
der Permanenzausfchufs bes Abges 
ordnnetenhaufes in dem Berichte über 
die Givilprocefäorbnung treffend ber- 
vorhebt, al8 nicht viel mehr wie eine 
geoße Abſchreibemaſchine. Es fehlt 
dr nabesu jede Selbftänbigkeit und in 
ihrer heutigen Einrichtung auch die 
dazu. Der Richter ift mit 
Unzahl von Dingen beichäftigt, 
welche die Kanzlei ebenfogut zu er- 
ledigen imftande fein mufs. Auf eine 
übergroße Zahl von Geſchäften unter- 
georbneter Art zeriplittert, reicht bie 
Kraft des Richters nicht mehr aus, 


twurf bringt 
eren Beltint- 


feinen eigentliden Aufgaben jene ein- 
dringlide Behandlung zu wibmen, 
—** fie fordern können und welche 
in Hinkunft die unerläfsliche Voraus⸗ 
fegung für die Berwirklichung ber 
Abfichten des Geſetzes bildet. 

Um hierin Wandel ſchaffen zu 
können, iſt aber ein Doppeltes anzu⸗ 
ſtreben. Erſtens muſs die berufliche 
Qualification des Kanzleiperſonales 
gehoben werden. In Hinkunft werden 
in der Gerichtskanzlei nur zu ſehr ge⸗ 
ringem Theile Leute Beſchäftigung 
finden können, deren Fähigkeit über 
das bloße Abſchreiben nicht hinaus⸗ 
reicht. Es muſs demnach ein Vorbe⸗ 
reitungsdieuſt eingeleitet und die Ab⸗ 
legung einer Prüfung von allen Func⸗ 
tionären ber Gerichtstanzlei (SS. 50, 
51) gefordert werden. Selbftveritänd- 
lich mit einer Unterfcheidung nad) dem 
Zwede. Bei den Kanzleigehilfen, die 
lediglich zum Abfchreiben oder zu me- 
chaniſchen Berrichtungen bei dersamm⸗ 
lung und Ordnung der Acten ꝛc. ver⸗ 
wendet werben, wird man ſich mit 
dem Befige einer guten Handſchrift 
und neben ben erforderlichen ſprach⸗ 
lichen Fähigkeiten und einer gewiſſen 
Bildungsfäbigkeit mit der allgemeinften 
Kenntnis ber gerichtlichen Geſchäfts⸗ 
einrichtungen nügen können, wie 
fie dur die Anſchauung und pralti- 
{che Verwendung und ohne Studium 
erworben werden Tann. Als zweites 
aber ift dem Ziele zuguftreben, bie 
innere Einrichtung des Gefchäftöganges 

8* 
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Gerichtskanzlei) eines Bezirksgerichtes wird, fofern fein leitender 
Beamter bejtellt ift, von demjenigen Beamten der Gerichtskanzlei 
ausgeübt, dem fie der Vorfieher des Bezirksgerichtes überträgt. 

Die Uebertragung der Gefchäftsleitung ift jederzeit wider: 


ruflich. 





in der Gerichtskanzlei, welche ohnehin 


infolge der Anforderungen und Rück⸗ 
wirkungen des mündlichen Verfahrens 
manchen Nenderungen unterzogen wer⸗ 
den muſs, möglichſt einfach und über- 
ſichtlich zu geftalten, fie von allen nicht 
unerläfslihen Vormerkungen, Regiftern 
u. dgl. zu befreien, die Schreibarbeit 
auf das Mindeftmaß zu beichränten 
und für diefe Einrichtung möglichit 
viel Nugen aus der Beobachtung zu 
ziehen, mit welch unverhältmismäßig 
geringerem und leichterem Kanzlei» 
und Danipulationsapparate in großen 
Anwaltstanzleien, in den Kanzleien 
bedeutender Ereditinftitute und Ban- 
fen :c., deren Geſchäftsführung nicht 
minder beziehungsreih und verant- 
wortungsvoll ift als bie gerichtliche, 
ohne alle Nachteile das Auslangen 
gefunden wird. 

Bei den Gerichtshöfen wird an 
ber Spite der Gerichtskanzlei ein Vor⸗ 
fteber, bei größeren Bezirksgerichten 
ein leitender Beamter ftehben. Solche 
leitende Beamte werben bei Gerichtö- 
böfen mebrere, und zwar je für dic 
einzelnen Zweige des Kanzleigeichäftes 
fungiren. Die Wichtigkeit ihrer Dien- 
fteSobliegenheit erheiſcht nicht nur eine 
höhere allgemeine Bildung, fondern 
auch eine gründliche Kenntnis der 
Geſchäfte der Gerichtskanzlei und den 
Beſitz der zur Erfüllung ihred Amtes 
erforderlichen Rechtsbekenntniſſe. Dice 
Erlaffung näherer Beftimmungen in- 
nerhbalb des bezeichneten Rahmens 
wurde durch 8. 18 ber Jurisdictions⸗ 
norm bem BVerordnungswege über- 
laſſen. Außer dieſen leitenden Ber- 
fonen werben für die Geſchäfte der 
Gerichtskanzlei noch Kanzleibeamte und 
Kanzleigehilfen zur Verfügung ftehen. 

Bei Heineren Bezirkögerichten kann 
das Kanzleiperfonale ausschließlich 





| 
| 
| 


| 


aus Hilfskräften diefer beiden Kate | 


gorien beftellt werden (8. 49). (Mo- 
tive ©. 24, 25.) 


’ 


Diefer Organifation find noch be» 
fondere, für die Beforgung der Rech⸗ 
nungsarbeiten geeignete Kanzleibeamte 
und Gehilfen anzugliedern ($. 49, 
Abf. 4), infoweit die vorkommenden 
Rechnungsgeſchäfte (bei den Strafge- 
richten mit eigener Koftregie und grö> 
Berem Arbeitsbetriebe, fowie bei Eivil- 
gerichten mit zahlreihen Rechnungs⸗ 
ſachen in Pflegſchafts⸗ und Verlaffen- 
ihaftsangelegenheiten) die Beigebung 
von qualificirten Rechnungskräften 
wünſchenswert erfcheinen laffen. So⸗ 
fern Kanzgleibeamte mit Verredinung 
und Caſſeführung betraut find, haben 
fie eine Caution zu erlegen (8. 46, 
Abf. 3). Aus biefer Cautionspflicht 


‚der caffeführenden Kanzleibeamten darf 


jedoh nicht die Folgerung abgeleitet 
werden, daf8 auch der BerichtSporfteher, 
welcher eventuell die GerichtScaffe ſelbſt 
führt, dadurch cautionspflichtig würde. 
(Motive S. 27.) 

Eine der widtigften Aufgaben der 
Juftizverwaltung bei Einführung ber 
neuen Civilproceſſordnung bildet die 
Einrihtung der Gerichtslanglei. Auf 
ihre Bedeutung wurde bereits in ver⸗ 
fhiedenen Berichten hingewiefen. Die 
Grundzüge diefer neuen Organtfation 
find vorliegend gegeben. 

Der Ausſchuſs fand an den dies— 
bezüglichen Beftimmungen nur wenig 
zu ändern. Es liegt in der Natur 
der Sade, daſs in diefer Materie 
diele8 dem Berordnungsiwege borbe- 
halten werden muſste. Nicht mit 
einem Schlage können die wünſchens⸗ 
werten Einrichtungen auf dieſem Ge— 
biete entſtehen, weil bie geeigneten 
Perſonen theilweife überhaupt noch 
fehlen, theilweiſe erſt herangebildet 
werden müſſen. Der Heranziehung, 
ſowie der Ausbildung des Kanzlei—⸗ 
perſonales wird die größte Energie 
gewidmet werden müſſen. Auf dieſe 
Weiſe wird es möglich werden, nach 
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Durch Verordnung?) iſt feſtzuſtellen, wie weit bei einzelnen 
Gerichten für die Erledigung von Nechnungsarbeiten durch Be- 
Hellung von Beamten der Gerichtöfanzlei oder von Kanzlei- 
gehilfen Vorſorge zu treffen ift, die zum Nechnungsdienite be- 
fähigt oder fonft rechnungsverſtändig find. 

Soweit die Zwecke des Vorbereitungsdienftes dadurch Feine 
Beeinträchtigung erfahren, können?) Aufeultanten und Recdhts- 
praltifanten, die fi im Worbereitungsdienfte befinden, nad 


und nach der Gerichtslanglet immer ! une klarer hervortreten zu 
mehr und wichtigere Hilfsgefchäfte zu | taflen. (9. 8. €. 15.) 
übertragen und bie richterliden Be⸗ 
amten zu entlaftien. Syn diefer Hin» | Die Aenderung, welche die Her- 
fiht ift der S. 58 des vorliegenden | renhauscommiffion an den Befchlüffen 
Geſetzes der Wegweiſer. | des Permanenzausichuffes im vor» 
Se eher das dort geftedte Ziel | Tiegenden Paragraphen vorgenommen 
mit Sicherheit erreicht ift, defto freier | Hat, bejteht darin, daſs analog, Wie 
werden fich die richterlihen Beamten | die im $. 25, zweiter Abſatz, bezüg- 
ihrem eigentlichen Berufe, der Rechts⸗ | Lich der richterlichen Beamten ftatuirt 
ſprechung, fowie der wiſſenſchaftlichen ift, auch bezüglich des Kanzleiperfonals 
Bertiefung berfelben widmen fünnen. | für Orte, an denen Collegialgerichte 
Die grumdlegenden Beftimmungen | erfter Inſtanz neben Bezirksgerichten 
bezüglich der Gerichtfanglei und der | functioniren, nur ein Status für 
Bollſtreckungsorgane enthalten die SS. | die Beamten befteben joll, fo daſs die 
16 bis 18 der Jurisdictionsnorm. ES | Kanzleibeamten der Einzelgerichte nach 
wird auf Grund diejer Paragraphe, | Bedarf aus den für die Gerichte des 
fowie der 88. 49 bis 51 des vorlie» | betreffenden Ortes im ganzen er- 
—— Geſetzes drei Kategorien des | nannten Kanzleibeamten ausgewählt 
anzleiperfonale® geben: Erftens: | und zugetbeilt werden. 
Borjteher der Gerichtöfanglei, leitende Die neue Stilifirung bed vier⸗ 
Beamte derfelben und Bollitredungsd- | ten Abfages diefes Paragraphen be- 
beamte, welche bie ‘Mittelichulftudten | ruht auf folgender Erwägung. Dice 
elegt und eine Prüfung abge- | Regierungsporlage, welcher der Per- 
legt haben, bie fich auch auf bie zur | manenzausſchuſs beitrat, wollte im 
fü g ihres Amtes nothiwendigen Intereſſe der Ausbildung der Candi—⸗ 
Rechtskenntniſſe erftredt (8. 18 Juris» | daten feftfeßen, daſs biefelben, um be- 
dictionsnorm); ferner zweitens: die | züglich der Kanzleigefchäfte eine ge- 
Beamten der Gerichtskanzlei, welche biffe Erfahrung zu erlangen, die für 
EINEN SE N DEURUN. den Richter unentbehrlich ift, auch in 
eine Prüfung abgelegt haben werden, | der Gerichtslanzlei verwendet werden 
mad welche unter ber Leitung der erft: | follen, über welche Verwendung be- 
genannten Kanzleileiter ihres Amtes | jondere Vorfchriften im Verordnungs- 
walten werden ($. 50 de8 vorliegenden | wege zu erlafien find. In der Herren⸗ 
Geſetzes), und endlih drittens: | bauscommiffion wurde jedoch eine 
Sanzleigebilfen, die wieder in foldhe | Miſsdeutung dieſes Abfates befürchtet 
zerfallen, welche gegen Jahresbezug und zwar in der Richtung, als könne 
und folche, welche gegen Zaggeld wie | durch Diele Beftimmung etwa einc 
die Heutigen Diurniften werben ver» | mijsbräuchliche VBerwendungund Au$- 
wendet werden ($. 51 des vorliegenden | nügung der Ganbidaten im Dienfte 
Geſetzes). Die Aenderungen, die der | ber Gerichtskanzlei ftattfinden. Diefer 
| 





Austhufs an ben 88.49 und 51 vor- | möglichen Miſsdeutung foll die neue 
genommen bat, beziweden nur, diefe Fafſſung vorbeugen. (Gem. Ber. &.6.) 
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Maßgabe der biefür zu erlaffenden bejonderen Worjchriften *) 
während ihrer Befchäftigung bei Gerichten auch zu Geſchäften 
der Gerichtsfanzlei verwendet werden. 

* Een die 88. 2 bis 393 G. D. 

1) 88. 303, 804 ©. D. 

2) Eine folche Verordnung wurde noch nicht erlaffen. Inſoweit 
aber bei Gericht ſchon rechnungsverjtändige — vorhanden 
ſind, können ſie auch zur Unterſtützung des Richters (z. B. bei der 
Früfung von Pflegſchaftsrechnungen) als Hilfsorgane (nicht als Sadı- 
ar: e und nicht gegen Entgelt) herangezogen werden. 

oweit es der Zwed des Vorbereitungsdienftes Ya find 
fie in x Geſchaften * LE Au unterweifen, 

4) Siehe J. 5. Auguſt 1897, R. G. B. hr. 192, über 
den richterlidhen ——— ink 88.8 und 20 (bei 8.5). 

Verordnung des Auftizminifters vom 18. Juli 1897, 
R. G. B. Nr.170, betreffend das Perjonal der Gerihtsfanzlei 
(Kanzleiperfonal- Berordnung). 

Auf Grund des 8. 99 des Geſetzes vom 27. November 1896, 
R. G. B. Nr. 217, wird hinſichtlich der Erforderniffe zur Anftellun ala 
Beamter der Gerichtötanzlet, als Kanzleigehilfe, Gerichtsdiener, Aus⸗ 
hilfsdiener und Buftelbote, hinſichtlich des orbereitungsdienfteß der 
Ranzleipraftilanten (Kanzleianwärter), ſowie hinſichtlich der Kanzlei- und 
Grundbuhhsführerprüfungen Nachfolgendes verordnet: 


I. Beſetzung der Gerichtskanzlei nud Auftellungserforderniffe. 
Gerichtskanzlei. 

. 1. Die Geſchäfte der — (88. 16 und 17 des Geſ. 

(uguft 1895, R. G. B. Nr.111, 8.24 des Gef. v. 27. Mai 1896, 

Hi ©. B. Nr. 79, 88. 54 bis 57 = 59 des Gel. v. 27. November 

1896, 8.9.8. Nr. 217) werden durch die Beamten der Gerichtsfanzlei 

(Ranzleibeamte), Kanzleigebilfen und Gerichtsdiener (Aushilfsdiener, Zu⸗ 

ftellboten) Er 

.2. Dei Gerichten, bei welden ein oder zwei Sanzleibeamte 

ſyſtemiſirt find, muſs jeder die Befähigung zur Grundbuchsführung be- 

figen. Bei den übrigen Gerichten müſſen, wenn dort drei Kanzleibeamte 

iyitemifirt find, zwei, ſonſt zum mindeſten die Hälfte der foftemifirten 

Fanzleibeamten zur Grundbuhsführung befähigt jein; ein ſich ergebender 
Bruchtheil iſt als Ganzes in Anfchlag zu bringen. 


Status und Rangsverhältnifje der Kanzleibeamten. 

8.3. Zu den Kanzleibeamten gehören: 

1. die Borfteher der Gerichtäfanzlei bei den Gerichtshöfen erfter 
und din weiter Inftanz; fie führen den Titel „Kanzleidirector” und ftehen 
als [Kanzleidirectoren we Claſſe])) in bet IX., als Ranzleidirectoren 
erfter Elaffe in der VIII. Rangsclaſſe; 


ar en der IX. Ran ngeelafie führen Bram den Xitel 
Benhecter Mh, When eig den el ir ie Ben wetefähen 
ector führten en ermächtigt, den Titel für on weiterzu 
(9. 9. ®. v. 17. Mai’1899, 9. 3. 8.8. Tr. 19). 
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. die Vorſteher der eine ſelbſtändige Abtheilung der Gerichtslanzlei 
a a fie führen den Titel „Grundbuchsdirector“ 
und Basen in der VIIL —— 

3. die leitenden Beamten der —e ſie führen den Titel 
— nzleivorfteher“ und ftehen als Kanz eher zweiter Claſſe in der 

X, als [Kanzleivorfteher erfter Stafe]® 4) in * LX. Rangsclaſſe; 
orſte der IX. Rangsclaſſe ren enwärtig den Titel 
r oe il Bd.) göclaffe führen geg 8 

4. die Bollitredungsbeamten, die als Bollitredungsbeamte zweiter 
ne in der X., ala Bollftredungsbeamte eriter Elaffe in der IX. Rangs- 
clajje feoen; 

5. die Kanzleiaffiitenten, die in der XI. Rangsclafje fliehen; 

6. die Srundbuchsvicedirectoren und Grundbuchsführer, die in der 
IX. — ſtehen; 

7. die Kanzlelofficiale; fie ſtehen als Kanzleiofficiale zweiter Claſſe 
in der X, als (Ranzleiofficiale eriter Elafje]!) in der IX. Rangsclafie; 

ı) Die Kanzl IX. itel 

Fi Die * nal leteſſeee * Rangsclaſſe führen gegenwärtig den T 

8. die Kanzliſten, die in der XI. Rangsclaſſe ſtehen. 

Die Kanzleidirectoren, Kanzleivorfteher, VBollftredungsbeamten und 
die Kanzleiofficiale je derfelben Rangsclaſſe, die Grundbuchsdirectoren, 
die eg a Venen die Grundbuchsführer, die Kanzleiaſſiſtenten 

und SKanzliften bilden unter fi in jedem Oberlandesgerichtsſprengel 
einen Statu3. 

Für die Einreihung in dieſen — bleiben, bis zur Erlaſſung 
neuer Vorſchriften, die bei Beginn der wirkſamkeit dieſer Verordnung 
darüber beftehenden ——— in Geltung. 


Verordnung des JInſtizminiſteriums v. 17. Mat 189, J. M. B. B. Nr.19, be⸗ 

die Neubenennung einzelner Kategorien von Kanzleibeamten, 

Yenderungen in ber Berfonalfuftemiftirung der Gerichte und die Be— 
feguug der KRanzleiafiiftentenftellen. 

— alle ee 

öchfter Entſchließung v. 9. Mai 1899 haben künftig bie Kanzlei- 

ficiale ie 1x. — den au „Kanzleioberofficiat”, ferner bie Kanzlei⸗ 

und 8 ons —E— ber IX. Rangẽclafſe den Titel „Ranzleiobervor- 


fieher” 1 
onen, die derzeit Kanzleidirectorftellen der IX. Rangsclafle be- 
fleiben, find — t, bi a en £ ihre Berfon mweiterzufü 
2. Die Ne Bertbeilung ber anzli —— auf die einzelnen chte erſt er und 
et — und damit die ee der Kanzliften * Official it, von 
Tage der im Abfage 23 biefes Buntted in Ausſicht geftellten efanntmacung 
an, von dem Dienftorte unabhängig. Die Borrüdung erfolgt durch) Ernennung 
feitend des Oberlandedgerichtes ohne Concursausſchreibun 
Die Sefammtza “ der Ranzliften und der —— für die ein⸗ 
elnen ——— Anl wird demnädhft — erden 
—————— g der mit Den EEE nu 5 M. B. B. 
2 * — 10. Saal 1897. FM.B.B. Nr. 21, —— zermehrung 
bed ichteriichen un un * Ranzleiperf fonalß bei den Gerichten erfter und in 
iefen beiden ——— vorbehaltenen ——— chiebung 
ap eine ebene in der Berjonaibejegung einzelner Gerichte eintreten, die im 
— ——— der on — en ® emmädit kundgemacht werden wird. 
. Kür bie a 1. al 1 u beiegenden Kanzl affit — ſteht den aus⸗ 
gedienten Unteroffieteren daſsſelbe Borzugsrecht zu, wie für Kanzliſtenſtellen, ſelbſt⸗ 
verftändiih nur, fofern fie die für dieſe Stellen erforderliche Quali zen beſitzen 
(8. 6 der KRanzleiperfonalverorbnung v. 18. A 1897, R. G. B. 70). 


[0 
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Bis ee DEE ERLBOUNIOTIENN ift daher derjelbe Borgang zu beobadhten wie 
anal ell 
chtlich des Erforderniſſes der zurückgelegten — ——— wird 
rei bemerft, daſs dieſes Erfordernis jenes der abgelenten Maturitäté⸗ 
van ln nicht in ſich ſchließt, daſs aber eine Nachſicht der Mittelſchuiſtudien be⸗ 
einer Ranzleiaifiitentenftelle nicht berilligt werden kaun. Selbſt 
— Beamten, ie bei Beginn der Wirkſamleit des ——— im 
Kanzlei⸗ und Dantpulationsfache bei Gericht angeftellt waren, faun, wenn fie bie 
Burudfegung von Mitteifchulftudien 20 nachwei — Br rg Unger 
nicht verliehen werben, weil Abſatz 2 des 8. v6 r die Borftcher 
oder leitenden Beamten der Gerichtskanzlei cine — fat 
Die dienftliche Verwendung ber Stanzlelaffiftenten tft jener der Ranzliften 
und Officiale gleichzuftellen. Es gebürt ihnen nicht ein Vorrang vor ben beiden 
legteren Beamtentategorien, doch bleibt es dem Gerichtsvorſtande überlaflen, bei 
der Gef — die den Kanzleiaſſiſtenten — —— der Mittel- 
Hulftudien und Ablegung der zweiten a an a u nn 
ienſt frudjtbar zu machen. Tabei fol aud nad) eit barau af acht 
gen ommen werben, daſs die Kanzleiaffiitenten Feen Den fih für den 
tenft in der Eigenfchaft als leitende Beamte vorzubereiten. 


Die im zweiten Abſatze bes an 3 — — — erfolgte ala An⸗ 
hang zu biejer 5 MB. auf S. 177 ff. des J. M 


Ernennung der Kanzleibeamten. 


8.4. Die im $.3, 8.1 bis 4, bezeichneten Kanzleibeamten werden 
vom Suftizminifter ernannt. Die Ernennung ber übrigen Kanzlei- 
beamten > den ee zu (8. 23 des Se. v. 27. No- 
vember 1 R.G.B. Nr. 2 


Erfordernifje für die Ernennung der Kanzleibeamten. 


8. 5. Seder Bewerber um die Stelle eines — muſs 
den in den 88. 1 bis 4 des kaiſerlichen Patentes v. 3. Mai 1853, 
R.G.B. Nr. 81!) beftimmten Erfordernifien genügen und außerdem: 

1. feine active Militärdientpflicht erfüllt haben oder von derjelben 
endgiltig befreit oder zum un0bz 19:3: -lotligenblenite berechtigt fein; 

2. die volle förperliche Eignung, und 

3. die für den Dienft in der Gerichtskanzlei erforderlichen Sprach⸗ 
lenntniſſe beſitzen. 

2) Siehe unter X. 

. 6. Bur Erlangung der Etelle eines Kanzliften oder Kanzlei- 
officials 1) wird erfordert, daj8 der Bewerber den Befit der für fänmt- 
liche Zweige des Ranzleidienftes erforderlichen Renntnife und praftiichen 
Gewandtheit durch eine mit gutem Erfolge abgelegte ern (erſte 
ee nachweije (8. 50 des Gef. v. 27. November 1896, R. G. B. 


dur Erlangung der Stelle eines Kanzleidirectord, Kanzleivorfleherg, 
eines Bollftredungsbeamten oder eines Kanzleiaffiftenten?) wird erfor- 
dert, daj8 der Bewerber 

1. die Mittelfchulftudien zurüdgelegt hat?), und 

2. den Befig der für feine ämtliche Thätigleit erforderlichen befon- 
deren Kenntniffe durch eine mit gutem —— legte N 
— nachweist (8. 18 des Geſ. v uguft 1895 


Um die Stelle eine Grundbuchsvicedirectord, Grundbuchsführers 
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oder eines Kanzleibeamten, der die Befähigung zur Grundbuchsführung 
beſitzen muſs, zu erlangen, wird der Nachweis der Ablegung der erſten 
Kanzlei⸗ und der Grundbuchsführerprüfung“), zur Erlangung der Stelle 
eined Grundbuchsdirectors außerdem der Nachweis der Zurüdiegung der 


Mittelſchuiſtudien ordert 

1) Da eibeamtenftellen der X. u. XI. Rangseclaſſe nicht von — 
auf beſtimmte — aufgetheilt ſind, kaun "us Unlaf8 der die Eiche 
liſtenſtelle auch eriegung eines  ensteiotfieiate auf Die un e — 

Wegen des Vorzugsrechts der ausgedienten Unteroffi leiaffiftenten- 

ftellen, ee we “ en der a ee fie Fi * ieſer Berord⸗ 
zung d a 

* Unter Mittelfchulftudien * inne des 8. 18 3. x find außer ben vollendeten 
Eindien an einem Obergynmaſium oder einer ——— der im Reichsrathe ver⸗ 
twetenen Königreihe und Länder auch die vollendeten 2. an der Militäroberrcal- 
— ‚an ben € er und der Aa an — an — — 
we er Be en enftes den mnafien 

—AI —— — 


—— — —— lage Ila zu 8. 64 
. April 188 3 achtraͤge hiezu) zu ee 
Z.M. €. v 5: Zur 1807, Se en ale 8%. 3f.). — Wegen bes Erforber- 
eg der Mittelfchulftubten und nicht b der — ſowie der Unzuläſſigkeit 
der Nachſicht von dieſen bie fiehe die J. M 7. Mai 1899, Punkt 4, oben bei 
— — Berordnung. e Bef Beh, ins — aͤhrig Freiwili endienſte er⸗ 
t ben Nachweis a len Der Nachw Dieter Brüfung genügt 


auch nicht für die Bulaffung zum ——— —5 zur zweiten Kanzlei⸗ 
) Die Grundbuchsführerpräfung erſett nicht die erite Kanzleiprüfung. 


Nachſicht des Erforderniijes der Kanzlei- und Grundbuchs— 
führerprüfung. 

8.7. Bon dem Rachwetje der Mblegung der I Ranzleiprüfung 
find bei Bewerbung um die Stelle eines Kanzliften, Kanzleiofficials oder 
—— führers befreit: 

ſcultanten und Rechtspraktikanten, welche ſeit mindeſtens 

einem * im gerichtlichen Dienſte ſtehen, 
ie mit Certificaten für Beamtenftellen verjehenen Militär- 
— — ſie bei Beginn der Wirkſamkeit der Civilproceſsordnung 
bereits die Probepraxis bei Gericht mit Erfolg zurückgelegt haben; ferner 

3. wer mit Erfolg die zweite Kanzleiprüfung abgelegt Hat. 

8.8. Bei Bewerbung um Sanzleibeamtenftellen, für welche gemäß 
$.6 die Ablegung der zweiten Kanzleiprüfung gefordert wird, find die- 
jenigen Perjonen von dem —* dieſer Prüfung befreit, weiche die 
Richteramtsprüfung mit Erfolg abgelegt haben. 

8. 9. Der Nachweis der abgelegten Prüfung über die Grund⸗ 
budsführung wird den Bewerbern um eine der im $. 6, letter Abſatz, 
bezeichneten Stellen erlaflen, fofern fie eine der praktiſchen Yuftlaprüfungen 
mit Erfolg beitanden haben. 


Ranzleigebilfen. 
8. 10. Ranzleigebilfen ur egen Jahresgehalt) oder gegen 
Zagpeld aufgenommen werden. al und die Bezüge der genen 


Sahreögehalt aufgenommenen — werden vom Juſtizmini⸗ 
ie ee 

Dienftverhältnis der gegen reögehalt aufgenommenen 
Ranztcaehitfen fann von beiden Theilen durch dreimonatliche Kündigung 
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aufgelöst werden. Allen anderen Kanzleigehilfen gegenüber gilt mangels 
einer anderen Verabredung eine Besen achttägige Kündigung. ®) 
Wird ein Kanzleigehilfe nach dem Untritte feines Dienftes ftraf- 
gerichtlich verurtheilt oder macht fich derielbe eines fchweren Dienſt⸗ 
vergebens jchuldig, fo kann deſſen Entlafjung ohne Kündigung erfolgen. 
Hinfichtlih der Suspenfion eines gegen Jahresgehalt aufgenom- 
menen SKanzleigehilfen vom Amte haben die Borfchriften über die 
Suspenfion der Kanzleipraftilanten (8.31) zur Anwendung zu kommen. 
Am alle der Suspenſion erlöfchen die Bezüge. 
Kanzleigehilfen gegen Sahresgehalt können, foweit nicht anderes 
angeordnet ift, wie Kanzleibeamte verwendet werden. 
; ne Ranzleigehilfen dürfen nicht in ber Schreibabtheilung verwenbet werben 


Js 
Die Erteilung eine Urlaube an Kanzleigehilfen in beſonders berüdfichtigungs- 
wer daten tft nicht läfftg- 

(Raräteigien.) Sn usführung des & 10 der Berorbnung des Yuftizminifters 
v. 18. Yuli 1897, R. G. B. Nr. 170, bat das Juſtizminiſterium mit dem Erl. v. 9. No⸗ 
vember 1898, 8.123974, die Zahl ber Kanzleigehilfen gegen Jabresentlohnu das 
Jahr 1899 mit 850 und beren Entlohnung für die I. Krtöclafie (Berichte in ) mit 
jährlichen 660 fl., für die II. Ortsclaſſe (@erichtöhoffige außer Wien) mit jährlichen 540 fl., 
für die III. Ortsclaſſe (Bezirlögerichtäorte) mit jährlichen 480 fl. feftgejegt. 

Bon obiger Befammtzafl wurden den einzelnen Oberlandesgerichtöfprengeln unb 
in dieſen den einzelnen een — wie folgt: 

. Ortöclaffe II. cafe IH. es fie 


Bien ....... 67 87 
Innsbruck ..e.e0.0 —— 86 4 
Graz....... — 86 3 
Tell... 2... — 18 7 
Bata ... 2... — 17 8 
rag....... — 64 56 
Brünn ...... — 81 39 
Kalau ...... — 26 44 
Lemberg...... — 74 26 











67 889 244 

Die Zuweiſung ber Kanzleigehilfen an beftimmte Gerichte der betreffenden Orts⸗ 
clafie tft den Oberlandesgerichtäpräfibten überlafien unb zugleich angeordnet worden, 
daſs der Mehrbetrag eines von ben zu ernennenden Sanzleigehilfen etwa biäher ſchon 
bezogenen höheren Diurnums ad personam zu belafien jei. 

Die Beftimmung der Höhe der Taggelder der Schreiber im Rahmen des 
budget? und unter Auflaffung des Syſtems der Witerdzulagen ift ebenfalls ben Ober⸗ 
Iandedgerichtspräfidien mit der Einfchräntung überlafien, dafs die Fee 
abgejehen von jenen Fällen, in weld.n das biäherige Diurnum allein ober nad - 
rechnung ber angefallenen Alterszulage bereits einen höheren Betrag erreicht — die Höhe 
der Entlohnung eines Kanzleigehilfen berfelben Ortsclaſſe nicht ereeken darf. 

Durd) die Einführung einer Evidenz über fänumtliche in dauernder Verwendung 
ftegenben Schreiber jedes Oberlandesgerichtöiprengels find — die Grundlagen für 
ein ſowohl die bienftliche Eignung, als aud) das Dienftalter berüdfichtigendes, ben et» 
verhältniffen angepafätes Entlohnungsſyſtem geichaffen worden. 

Lie — höherer als Der ler en lichen Zaggelber der Galculanten, 
dann ber Schreiber in den Strafanftalten tft mit Rüdficht auf die Auflaſſung ber Witers- 
aloe) tſcheidung bes Juftizminiftertums vorbehalten worden (Mittd.deBJ.M.8.B. 


Berorbnung bed — v. 2. September 1899, J. M. B. B. Nr. 37, 
betreffend die Belaſſung des Taggeldes in Krankheitsfällen ber Diur- 
niften und Aushilfösdiener) (AUuspilfägefangenauffeher). 

Un alle Yuftizbehörben. 

In Hinkunft find ben Diurniften (Calculanten und Schreibern) und Uuspilfs- 
dienern (Aushilfsgefangenauffehern) im Yalle einer De ale verurjachten Dienftes- 
abwejenheit biß zur Martmaldauer von brei Monaten Die Taggelder, bezw. Löhnungen 
ungefchmälert zu belafien. 
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Diele Begiinftigung findet auf jenes in Kanzleien oder auf Dieneritellen aushilfd- 
vo verwendete nal eine Anwendung, weiches nur für Ritaeı. Dei te Dauer, 
für die Dauer von Erkrankungen im üftemmäßigen amten- und Dienerperſo⸗ 
Eat: oder aus aͤhnlichen vorübergehenden Anläſſen aufgenommen mworben 
Den Amtsvorſtanden obliegt eB, zur ee — Inanſpruch⸗ 
— obiger Vegũn — in jedem einzelnen andenſein und die Dauer 
einer Erkrankung zu * —— und hienach die — Abweſenheit als gerechtfertigt 
anzuerlennen oder nid 
In den Ban, Sa —— — geldquittu oder den zur Behebung der 
re hnungen dienenden Sonjignationen haben bie Borftänbe bei fon 
gener Haftung für einen ungebürlich — * ng jedesmal jene Tage — ich 
—— an welchen der Betroffene gen tfertigter Weiſe durch t vom 
Be ferne gehalten und nad diejer © ung zum Fortbezuge der Geb ren be 


t gerechtfertigte Ab — 
Raus u — Zwecke der ee Ber che ee Te aus belonbers 


Sie Sattentäne werben ferner — a: a Fern u — 
nis ger ein n nad w 
vor 3 a we eitige —— —— im ee! : ‚ bezw. Dienerperfonalc 


” w Iegterer Sinficht wird neuerlich erinnert, daſs die Aufnahme von Kanzlei- 
ilfsperfonen auf begrenzte Zeitdauer nur in ganz befonders —— gungswerten 
in Antrag gebracht, . w. von der anmweifenden Vehörbe genehmigt * darf. 
Die Bann > er Berorbnung finden auf alle — Perſonen der oben 

— e jeit 1. September 1. J. erfrantt find. 

In ——a — Faͤllen iſt iR Beriht zu erftatten. 

®) Eiche and) die Bhgen. unten bei $. 15. 

8. 11. Als — gegen Jahresgehalt dürfen nur Per⸗ 
ſonen verwendet werden, welche eine der Kanzleiprüfungen beſtanden 
oder nach Ablegung der Kanzleigehilfenprüfung eine dreimonatliche ent⸗ 
geltliche Probepragis mit Ei — haben. 

As Kanzleigehilfe gegen Taggeld kann aufgenommen werden, wer 
die ee beftanden 5 at. 

Diefe Prüfung hat in dem tigen und leferlicden Niederfchreiben in 
die Feder geſagter und in dem Abſchreiben fchriftlicher Uufläte zu beitehen. 

8. 12. Die Aufnahme von Kanzleigehilfen gegen SZahresgehalt 
erfolgt durch das Oberlandesgericht. Deren Entlafjung, fowie die zur 
Auflöiung des Dienftverhältnifies ſolcher Rangleigehiiten erforderliche 
Kündigung fteht dem Oberlandesgerichtspräfidenten zu. 

ie Aufuahme und Entlafiung der gegen Taggeld aufgenommenen 

Ranzleigehilfen, ſowie die zur Auflöfung des Dien Averhältniffes ſolcher 

Lanzleigehilfen erforderliche — ſteht dem Vorſteher des Gerichtes 

za, bei dem fie beſchäftigt find.‘ 

1) 8.33, Abſ. 2, 8.0.8. iR die Mittheilung oben bei 8. 10. 

8. 13. Die Kanzleigehilfen haben die genaue Erfüllung der ihnen 
ertheilten Dienjtaufträge und die Verſchwiegenheit in Sachen des geridht- 
lichen Dienftes eidlich zu geloben. 

Zur zeitweifen Belorgung der Geichäfte eines Kanzleibeamten ſowie 
als Zanzieigehilie darf nicht aufgenommen werden, wer die für den 
Dienft EEE ——— nicht beſitzt, oder wer wegen eines 

— en einer anderen aus Gewinnſucht begangenen oder 
gegen die ——— ittlichteit verübten ſtrafbaren Handlung ſchon ſtraf⸗ 
gerichtlich verurtheilt worden iſt. 

Sollte es einer ſolchen on gelingen, ſich in den Dienſt ein⸗ 
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zufchleichen, b ift fie nn zu entlaflen, ſobald das ihr entgegen- 
jtehende Hindernis offenbar wird. 


Gerichtsdiener. 


$. 14. Zur Erlangung der Stelle eines Gericht3diener3!) wird er- 
— daſs der Bewerber 
die Erfüllung der zur Erlangung der Stelle eines Kanzlei⸗ 
— vorgeſchriebenen allgemeinen Erforderniſſe ($. 5) a . 
2. jowohl des Leſens und Schreibens kundig, ald auch zur Be 
taffung I furzer Berichte über die ihm zulommenden Amtshandlungen ber 
1a 8 ud auenernoenlijen, Eiche die Mittheilung des I. M. 8.9. ©. 195/1898 


bei 8.23 G 
Uuspilfsdiener und Zuftellboten. 


8. 15. Die Aufnahme der Wushilfsdiener!) und Seen) er» 
folgt mit Bewilligung des Oberlandesgerichtspräfidenten durch den Bor- 
ſteher des Gerichte, bei dem fie befchäftigt werden follen. 

Als Aushilfsdiener und Buftellboten dürfen nur Perfonen ver- 
wendet werden, welche des Leſens und Schreibens kundig, zur Berfaffung 
furzer Berichte über die ihnen zukommenden Amt3handlungen befähigt 
und nicht fchon wegen eined Verbrechens oder wegen einer anderen aus 
Gewinnjucht begangenen oder gegen die Öffentliche Sittlichkeit verübten 
ftrafbaren Handlung ſtrafgerichtlich verurtheilt worden find. 

Sollte e3 einer folhen Perjon gelingen, fih in den Dienſt ein- 

ufchleichen, fo ift fie a zu entlafien, fobald das ihr entgegen- 
fehenbe Hindernis offenbar wird. 

Die Buftellboten beziehen aus den Yuftellungsgebüren eine monat- 
liche nachhinein zahlbare Entlohnung, deren Höhe vom Oberlandesgerichts⸗ 
präfidenten beftimmt wird. 

Aushilfsdiener und YZuftelboten haben die genaue Erfüllung der 
ihnen ertheilten Dienftaufträge und die Verfchwiegenheit in Sachen des 
gerichtlichen Dienftes eidlich zu geloben. 

Die Entlafjung der Aushilfsdiener und Zuftellboten fteht dem Vor⸗ 
fteher des Gerichtes zu, bei dem ſie beſchäftigt ſind. 

) Dag werden die — — von den Er pa ernannt. 
Eiche bi — des J. M. B. B. ©. 183/ 1808 bei un 

u e verläfsliche fortlau ende Evidenz über die Bufteibeten Ieraufetten, tft, 
foferne dies noch nicht befteht, ein Verzeichnis Der bet — Gerichte ſtaͤndig in Ver⸗ 
wendung ſtehenden Buftellboten namen und jeweild auf Grund ber ertheilten Bewilli⸗ 
aung zur Aufnahme eine Buftellboten und der Unzeige von ber Auflafiung eines ſolchen 
zu ergänzen. Das Berzeichnis bat auch bie >. der vertragamäß gen Entlohnung an- 


augeben. Die a a. an —5 nur — fixen Tages⸗ oder Monatsbetrage 
vereinbart werden (J. ne 1899, 5508). 


Verordnung des Welamnitminiſterium be 6: v. 5. Februar 1900, 8.8.8. Nr. 28, be 
treffend bie Berfiherung ber aus Staatsmitteln entlohnten provifo- 
— und J für den —— Ri Durdhiührung des 
.. bes Gel. v. 26. December 1899, M. G. B d die Regelung der 

ezüge der in die Rare der Dienerichaft — ee Staatsbiener, findet das 
Gejammtminifterium Yolgendes zu verorbnen: 

* 1. Er an. v. 26. December 1899, R. &. 8. Nr. 255, vorge» 
ſchriebene Berfiheru atömitteln entlohnten provi — und —8 
biener®). für den —ã ken durch die im Sinne bes 80. März; 1886 





Kanzleiperfonalverorbnung. 125 


8.8. B. Nr. 38, beireffend die SKcrantenverfiherung ber Arbeiter, errichteten Bezirks⸗ 


— dieſer Art der Krankenverſicherung find nur jene aus Staaismitteln ent⸗ 
Dior den und Aushilfödiener audgenommen, denen infol Ige Ders Bugehörig- 
ru 


Ti u em aatlichen Betriebstrantencafie oder aus einem anderen der Anſpruch 
88. 6 und 8 des Gef. v. 50. März 1888, R. G. B. Nr. 83, ——— 
—A— zufteht. 


9 Wie vorzugehen iſt, wenn ein Aushilfsdiener bereits bei an » 
ar a enunterftübungscafie) een iR, fiehe ac J. M geig 


Bu den im 8.1 erwähnten © gen gehören jene bet ftaat- 
a Be ar DB EN EEE FEE 
e der Dienerſcha en, jebo e en ge im Sinne bes 8.1 des 
. 26. December 1899, 8.8. Rr eniehen. 
8.3. Die ben — als ia — des Gef. v. 30. März 1888, R. G. B. 
— B3, — enden An» und Abmeldungen ber Verſich pflichtigen bet den drtiich zu⸗ 
irkstrankencaſſen haben die betreffenden Umtsvorftände ——— welche 
für ae pünftliche Erfüllung dieſer Obliegenheiten verantwortlich find 
Zie erfte Anmeldung Hat unbeichabet der mit 1. Jänner 1900 eingetretenen Ver⸗ 
ie bis längftens Ende Februar 1900 zu erfolgen. 
8, 4. Die Krantenverjicherungäbeiträge —— zur Gänze vom Staate übernommen. 
= übrigen as die Beftimmungen bes ei. v. 80. März 1888, R. G. B. Nr. 33, volle 


0 des Juftigminifteriums v. 12. Februar 1900, J. M. V. B. Nr. 9, zur 
REN di 2 a Se. v. 26. December 1899, R. G. B. Nr. 255, betreffend die Rege- 
Iung ber Bezüge der in bie Kategorie der Dienerihaft gehörigen ac» 
tiven Staatäbtener. 

se alle Yuftizbehörben. 

er Berufung auf den hierortigen Erl. v — — 1899, 3, 28102, wird 

——— ve —— der im 8. 16 bes Bei. v . December 189, R.0.8. 

Rr. 245, normirten VBerfiherung der aus Staatömitteln te proviforifchen und 

Ausgiffädiener für den Krankheitsfall auf die Verordnun ve Gefammtminijteriums v. 
5. Februar 1900, R. G. B. Rr. 83, verwiejen und hiezu —— bemerkt: 

Die im 8. 8 dieſer Berorbnung erwähnten An⸗ und Abmeldungen der Berfliche- 
zungspflichtigen bei den örtlich — in fowie alljällige andere 
auf Grund Des Gel. v. 30. März 1888, Nr. 33, betreffend die Krantenverfiche- 

ve — oder zufolge der ——— der — den Arbeitgeber 
men find von dem Borftande jenes Gerichtes v en, bei weisen 
ne —— proviſoriſchen und A 18 iener, bezw 


—— 
—— find nur die provifortfchen und Bus leur und Die Zu- 
— —— aber die 5 aut Bornahme — Verrichtungen Aufgenonmmenen 
und jene Zuſtellboten, welche in einem anderen Berufszweige —** find und den ge⸗ 
— Zuſte Uungsdienft nur Ne Rependeicjäftigung ausüben, und aud) nicht die 


Mfichtlich der en bleiben vichmehr die mit dem hierortigen Erlaſſe v. 2. Sep- 

189, 3.M.8 Nr. 87 (fiche oben bei $. 10), getroffenen Berfügungen über 

bie Öertbelaflung berg ae im Erkrankungsfällen bis zur Maximaldauer von 8 Mo- 
naten in Wirkſam 


Zum Zmwede ber Anmeldung haben fid die Amtsvorjtände unverzüglich die Statuten 
der ar 3— A ren fowie die erforderlichen Anmeldungsbehelfe zu 
verf nmeldbung aller derzeit in Verwendung ftehenden proviforiihen und 
—— — Buftelboten, und zwar vom 1. Jänner 1900 ab, ordnungsmäßig 
vorzunehmen. Die erite Anmeldung dat bis fpäteftens Ichten Februar i. J. zu erfolgen, 
die weiteren Anmeldungen, ſowie die Abmeldungen find innerhalb der in den Statuten 

Frift vorzumehmen. Infoferne dieſe AUmtöhandlungen im Sinne obiger 
mungen nicht in ben Wirkungslreis ber mit dem Anweiſungsrechte auögeitatteten 
en ellen, find Abfchriften aller An= und Abmeldungen, ſowie auch die Zahlunge- 

en e, und zwar Ichtere mit ben zur Beurtheilung der Nichtigkeit des bemefienen 
eitrages erforderiichen Bemerkungen unverzüglih der anweiſenden Behörde zur 
Sanfunabucmalafung vorzulegen. 

Ein befonderes Augenmerk ift ber richtigen Einreihung der proviforifhen und 

Aushilfsdiener und Zuftellpoten in die bei ben einzelnen Bezirkokrankencaſſen feitgeiebten 
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Kategorien der Verfiherungspflihtigen (8. 7 bed Geſ. v. 80. März 1888, R. G. 8. 
Ar. 33) zuzuwenden und wird erforberlihen Falles fofort die Intervention ber com- 
petenten polittichen Behörbe erfter Inſtanz in — zu nehmen ſein (8.41 Æ. V. G.). 

Mit dem a der Erfrantung eines der Berjiherungspflicht unterliegenben pro- 
biforifchen oder Aushilfsdieners oder Buftellboten ift deſſen — ealohm engufteen. 

Die im Sinne des 8. 4 der eingangs erwähnten Berorbnung vom Staate zu ent- 
richtenden Kranlenverficherungsbeiträge find Hinfichtlich der proviforifchen und Aushilfs⸗ 
Diener auf einer bei bem betreffenben Capitel oder Titel, unter welchen bie Löhnung des 
gu Berfihernden verredinet wird, neu zu eröffnenden Rubrik „WBeztrlstrantencafien- 

eiträge auf Grund des Gef. v. 26. December 189, R. G. B. Nr. 2:5”, unb zwar pro 
1900 als nicht prältminirte Ausgabe evident zu ftellen unb für dieſes Jahr pirement- 
mäßig zu bededen. Sollte die Bedeckung tin diefer Weiſe nicht gefunden werben können, 
fo ift bis 1. October d. J. zu beridten. Vom nädjiten Jahre an ift für die Beiträge 
zu Ben Bezirkstrankencaſſen unter der obgenannten Rubrik präliminarmäßig Borjorge 
zu en. 

Die Krantenverfiherungsbetträge für bie Buftellboten find aus bem Buftell- 
gebürenfond zu entrichten. Die Vorlage der Bahlungsaufträge und der An⸗ und Mb- 
melbungen an das GÜberlandesgerichtspräfidium entfällt daher. Die Prüfung ber 
Richtig des bemefienen Eaffenbeitrage und die Zahlungsperanlaflung obliegt ben 
Bezirksgerichtönorfteher. In die Monatdauswetje*) über die Gebarung mıt den Bnftell- 
gebären find die an bie ee bezahlten Beiträge abgeſondert einzuſetzen. 

Rückſichtlich der übrigen Beſtimmungen des Gef. v. 26. December 1899, R. G. B. 
Nr. 255, welche mit jenen ber kaiſerlichen Verordnung v. 19. Auguſt 1899, R. G. B. 
Nr. 159, gleichlautend ſind, haben die deren Durchführung erlaſſenen hierortigen 
Verordnungen v. 37. Auguſt 1899, J. M. V. B. Nr. 88, und v. 8. September 1899, 
ad 8. 18085, bis auf weiteres finngemäße Anwendung zu finden. 

*), Siehe J. M. 8. v. 24. Uuguft 1899, J. M. B. B. Nr. 84, bei 8.370 G. O. 


Berordnung bed Zuftizminifteriums v. 17. Mai 1900, 3.M.B.%. Nr. 26, be- 
treffend den Yortbezug Des Taggeldes feitend der bei einer Bezirks— 
krankencaſſe verfiherten Ausbilfsdiener (Musbilfsauffeher), im Halle 
ihre Erfranlung bie Dauer von drei Tagen nicht überfteigt. 


Un alle Juftizbehörden. 


Im Einvernehmen mit bem 1. k. BE en un wird im Nachhange jur B. o. 
Berorbnung vd. 12. Sebruar 1900, 3.0.8.8 Nr. 9, verorbnet, daſs den bei einer 
antun verficherten Aushilſsdienern (AUushilfsauffehern), welhe im Sinne bes 
8.6, Abſ. 2, des Gef. v. 30. März 1888, R. G. B. Nr. 83, von biejen Caſſen ein Kranten- 
Ic deshalb nicht erhalten, weil ihre Erkrankung die Dauer von drei Tagen nicht über⸗ 





t, tünftig das Taggeld bis zu brei Tagen fortzuzahlen, bezw. wenn es fchon einge- 
t worden fein follte, Bann gahl i 
e 


en iſt. 
Der Genuſo des Taggeldes neben dem Krankengelde iſt aber auf alle Fälle un⸗ 


ſtatthaft. 
Hindernis der Verwandtſchaft und Schwägerſchaft bezüglich 
der Kanzleigehilfen, Aushilſsdiener und Zuſtellboten. 


8. 16. Kanzleigehilfen)), Aushilfsdiener und Zuſtellboten dürfen 
weder mit dem Vorfteher, noch mit einem anderen Beanıten oder Diener 
des Gerichtes, bei welchem fie angeftellt oder beichäftigt werden follen, 
in einem der im 8. 17, erften Abſatz“), des Taiferlihen Patente? vom 
3. Mai 1853, R. G. 8. Nr. 81, bezeichneten Verwandtſchafts⸗ oder 
Schwägerſchaftsverhältniſſe ftehen. 

Sollte ein Schwägerichaftsverhältnis der vorbezeichneten Art in 
der Folge entjtehen, fo hat der im einzelnen alle hiezu berufene Be⸗ 
amte wegen der Entlafjung oder andermweitigen Verwendung des Kanzlei« 

ehilfen, Aushilfsdienerd oder Buftellboten fogleich die erforderlichen 
Borfehrungen zu treffen. 
1) Eine Nachſicht diefes Hinderniſſes klann vom Juftigminiftertum ertgeilt werben. 
s) Diefes Hindernis befteht audy dann, wenn Kanzleigehilfen, ilfsdiener und 
uftellhoten mit dem Vorſteher ober einem anderen Beamten bes Gerichtes nicht im 
erhältnifie der Unterordnung oder Controle ftehen. 
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Saution.!) 


8. 17. Die Vollftredungsbeamten haben eine Dienftcaution im 
Betrage ihres einjährigen Gehaltes nach den für Aeneon be« 
DT a zu erlegen (8. 18 des Gef. v. 1. Auguft 1895, 

Welche Kanzleibeamten fonjt noch wegen der ihnen übertragenen 
Berwaltung von Geldern eine Dienftcaution zu erlegen babeu, wird mit 
—— auf den Umfang der Geldgebarung vom Juſtizminiſterium 


—— den Vorgang beim a vy von u fiehe 5. M. €. vom 6. Fe⸗ 
54618 ex 1897, 1824/1898 


—— Bezüge. 


8. 18. Für die Anweiſung und Einftelung der Gehalte der 
Kanzleibeamten, der Adjuten, Zulagen und überhaupt derjenigen —— 
Bezüge, welche in den für die Gehalte feſtgeſetzten — nitten 
erfolgt werden, gelten die Beſtimmungen der —— Geſammt⸗ 
miniſteriums vom 15. Mat 1873, R. & B. N 


Il. Borbereitungsdienft für die Kanzleiprüfnug. 
Borbereitungsdienft. 
— 19. Jeder Kanzleiprüfung hat ein Vorbereitungsdienſt voraus⸗ 
zugehen. 

Der Vorbereitungsdienſt für die erſte Kanzleiprüfung hat ſechs 
Monate, für die zweite Kanzleiprüfung ein Jahr zu dauern. Bei Per⸗ 
—— welche die erſte Kanzleiprüfung mit Erfolg beſtanden haben, wird 

— für die zweite Kanzleiprüfung auf ſechs Monate 
herabgeſetzt 

Die Zeit, während welcher jemand infolge von Urlaub, Krankheit 
oder Einrüdung zum Militärdienfte dem Vorbereitungsdienfte entzogen 
if — in die vorgeſchriebene Dauer des Vorbereitungsdienſtes nicht 

erechnel. 

- . 20. Bon dem Erforderniffe des Vorbereitungsdienftes für die 
erſte anzleiprüfung fann der Oberlandesgerichtspräfident denjenigen 
Brüäfungswerbern die Nachſicht ertheilen, welche ſeit mindeftend einem 
ei in der Kanzlei eines Gerichtähofes?) oder eines Bezirksgerichtes in 

ndung ftehen und nach dem Beugniffe des ———— für 
die Prüfung hinreichend vorbereitet anzuſehen ſind 

Von der Sean de3 Borbereitungsdienftes für die zweite Kanzlei- 
prüfung find befreit: 

L Aufcultanten und NRechtepraltifanten, welche feit zwei Jahren 
im sericpklichen Dienste ftehen, un 

Kanzleibeamte, welche nad) Ablegung ber erften Ranzleiprüfung 
feit — zwei Jahren?) in der Gerichtskanzlei — und nach 
dem Zeugniſſe des Gerichtsvorſtehers mit dem Vohſtreckungsdienſte 
volllommen vertraut A 


Eriter ober zweiter Inſtanz. 

n Die am 1. ner 1898 bereits angejtellten — ſind zur Ablegung 
ber erſten —— ae nicht Beraten. 8 96 G. O. ©.) Kür fie beginnt daher dic 
zweijährige Verwendung mit 1. Jänner 1898 
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8. 21. Den mit Eertificaten für Beamtenftellen verjehenen Militär- 
bewerbern, forte den im lebten Jahre ihrer zwölfjährigen Militärdienft- 
zeit ftehenden Unterofficieren, welche bei Beginn der Wirkſamkeit dieler 
Berordnung die Probepraris bei Gericht bereit3 angetreten haben, wird 
die bis dahin vollitredte Zeit in die Dauer des Borbereitungsdienftes 
eingerechnet. 

Bulaffung zum Borbereitungsdienite. 

8. 22, Der Präfident des Oberlandesgerichtes bewilligt die Zu⸗ 
laſſung zum Vorbereitungsdienfte und beftimmt das Gericht, bei welchem 
ber Bewerber den Borbereitungsbienit zu leiften bat. 

Die Gefuche um Zulaffung zum Vorbereitungsdienfte find von dem 
Bewerber eigenhändig zu jchreiben und Haben eine kurzgefaſſte Dar- 
ftellung des Lebenslaufes zu enthalten; dem Geſuche find die Belege 
über die Erfordernifle‘) zur Ernennung als Kanzleibeamter und, falls 
der Bewerber mit einem Certificate für Beamtenftellen betheilt ift, auch 
diefes im Originale oder in beglaubigter Abſchrift anzujchließen. 

In activer Dienftleiftung stehende Militärperfonen haben das 
Geſuch im Wege des vorgejepten Commandos (Behörde, Anitalt) einzu- 
bringen; das Commando (Behörde, Anftalt) wird das Geſuch mit einer 
Abſchrift des Grundbuchsblattes und der Conduitelifte, dann dem 
Strafprotofolldauszuge verjehen und dem Dberlandesgerihtspräfidium 
übermitteln. 

Perjonen, weldhe mit einem Certificate für Beamtenjtellen betheilt 
find, fowie im legten Jahre ihrer zwölfjährigen Militärdienftzeit ſtehende 
Unterofficiere, welde nad der vom Reichskriegsminiſterium, bezm. 
Minifterium für Landesvertheidigung erhaltenen WVewilligung fi zum 
Borbereitungsdienfte melden, dürfen nicht zurüdgemwiefen werden. Bei 
— Perſonen ſteht dem Oberlandesgerichtspräſidenten die Ent- 

eidung zu. 

Gegen die Verweigerung der Zulaſſung kann binnen 14 Tagen 


die —— an den Juſtizminiſter angebracht werden. 

1) Die Zulaſſung zum Vorbereitungsdienſt kann auch vor dem 18 Lebensjahre erfolgen. 
Wer nicht die — der Mittelſchulſtudien nachzuweiſen vermag, kann 

zum Vorbereitungsdienſt für die zweite Kanzleiprüfung nicht zugelaſſen werden. 


Antritt des Vorbereitungsdienſtes. 

8. 23. Vor Antritt des Vorbereitungsdienſtes iſt der Bewerber 
eidlich zur Amtsverſchwiegenheit zu verpflichten. 

Perſonen, welche nicht zu den wegen Ablegung des Vorbereitungs⸗ 
dienſtes (Probepraxis) beurlaubten Militärbewerbern (Kanzleianwärtern) 
gehören, führen von Antritt des Vorbereitungsdienſtes an den Titel 
„Kanzleipraktikant“. 

Leitung und Einrichtung des Vorbereitungsdienſtes. 

8. 24. Dem Vorſteher des Bezirksgerichtes und bei Gerichtshöfen 
dem Kanzleidirector oder dem Kanzleiinipector liegt die allgemeine, dem 
Kanzleibeamten und dem leitenden Beamten der Gerichtsfanzlei oder dem 
Bollitredungsbeamten, dem der Kanzleipraktilant (Kanzleianwärter) zur 
————— zugewieſen iſt, die beſondere Leitung des Borbereitungs- 

ienſtes ob. 
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8. 25. Der Borbereitungsdienft für die erfte Kanzleiprüfung ift 
duch drei Monate in der Kauzlei eines Bezirksgerichtes) und durch 
drei une in der Kanzlei eines Gerichtshofes zu leiſten. 

Der Vorbereitungsdienjt für die zweite Kanzleiprüfung ift durch 
drei Monate in der Kanzlei eines Bezirksgerichtes, durch fünf Monate 
in der Kanzlei eines Gerichtöhofes und durch vier Monate im Boll- 
fredungsdienfte zu leiften. Inſofern der Vorbereitungsdienſt für die 
zweite Ranzleiprüfung nur ſechs Monate zu dauern Hat, ift er durch 
zwei Monate in der Kanzlei eines Gerichtshofes und durch vier Donate 
im Vollſtreckungsdienſte zu leiften. 

Während des Borbereitungsdienjtes ift dem Kanzleipraktilanten 
(Ranzleianwärter) Gelegenheit gegeben, alle Zweige des Kanzleidienftes 
und alle Dienftesverrihhtungen der Kanzleibeamten kennen zu lernen. 

Dem Eandidaten für die zweite Kanzleiprüfung ift insbefondere 
ja ermöglichen, daſs er fich die genaue Kenntnis der gelammten Dienftes- 
verrihtungen der Borfieher und leitenden Beamten der Gerichtskanzlei 


verichaffe. 

Waährend ber Butheilung zu einem Vollſtreckungsbeamten oder zu 
einem anderen mit — chäften betrauten Kanzleibeamten hat 
der Kanzleipraktikant (Kanzleianwärter) denſelben insbeſondere bei feinen 
eg Amtshandlungen zu begleiten und ſich auf diefe Weife mit 
dem Bollftredungsdienfte befannt zu machen. 


») Aus Brit Gründen kann vom Juſtizminiſterium geftattet werben, 
dafs der Borbereitungsbienft länger ala drei Monate bei dem Vezirlögerichte abgeleiftet 


Zeugnis über den Borbereitungsdienft. 


8. 26. Der Borfteher des Bezirksgerichtes und bei Gerichtähöfen 
der Ranzleidirector oder Kanzleiinipector haben nach Beendigung des Vor⸗ 
bereitungsdienſtes nach Rüdipradıe mit den Sanzleibeamten, welchen der 
Ranzleipraftilant (Ranzleianwärter) zur Ausbildung zugewieſen war, über 
den Erfolg des bei diefem Gerichte zurüdgelegten Borbereitung&dienftes 
ein Zeugnis auszuftellen. Das Zeugnis muſs zugleich ein Gutachten 
über die Gähigleiten und Eignung des Kanzleiprattitanten (Kanzlei⸗ 
enwärters), über den von ihm bethätigten Fleiß und über fein amtliches 
und außeramtliches Berhalten enthalten. Dieſe Beugniffe find vom 
Gerihtsnofspräfidium duch Heften und Siegelung zu einet Urkunde 
ja verbinden und dem Oberlandeögerichtspräfidium vorzulegen. 


Fortſetzung des Vorbereitungsddienftes. 


8. 27. Sanzleipraktilanten, bie den Vorbereitungsdienſt vollendet 
haben, Tann bei zufriedentellender Verwendung und tadellofem Ver⸗ 
halten auf ihr Anſuchen die weitere Verwendung als Kanzleipraktitant 
vom Dberlandesgerichtspräfidenten bewilligt werben. 


Entlohnung während des Borbereitungsdienftes. 


8. 28. Kanzleipraktikanten, welche im Vorbereitungsbdienfte für die 
erfte oder zweite — — ſtehen, kann, ſoweit durch ihre Thätig⸗ 
fit ein Kanzleigehilfe erjegt wird, ein Taggeld bewilligt werden. 

9 


Schauer, Geſch. Ordg. 
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Difeiplinarbehandlung. 
Kanzleianwärter. 


8.29. Wenn Kanzleianwärter die von ihnen angelobten Pflichten 
verlegen, im Dienſte nachläffig, ungehorjam oder widerjpenftig find oder 
fi) außer Dienft unangemefjen betragen, jo ift dies ihrem vorgeſetzten 
Commando (Behörde, Anftalt) anzuzeigen. 

Sofern die Sicherheit oder das Anſehen des Amtes oder das In⸗ 
terefle des Dienftes dies verlangen, kann der Kanzleianwärter bis zum 
Einlangen einer Berfügung des vorgejegten Commandos einftweilen vom 
Dienfte enthoben werden. 


Kanzleipraktikanten. 


8. 30. Kanzleipraktikanten, welche in der im vorſtehenden Para⸗ 
graphe bezeichneten Weiſe ihre Pflichten verleben, find Durch angemeflene 
Ermahnungen zur Erfüllung ihrer on anzubalten. Bleiben die 
Ermahnungen —* oder liegt eine ſchwere Pflichtverletzung vor, ſo 
kann vom Oberlandesgerichtspräſidenten der Ausſchluſs vom Vorberei⸗ 
tungsdienſte mit der Folge ausgeſprochen werden, daſs der Ausgeſchloſſene 
den Vorbereitungsdienſt bei einem anderen Gerichte des Oberlandes- 
gerichtsiprengel8 weder fortiegen, noch überhaupt wicder aufnehmen 
fann. Gegen den Ausſchluſs kann binnen 14 Tagen die Beichwerde an 
den Juſtizminiſter angebradt werden. In befonders fchweren!) Fällen 
fann auf Antrag des Oberlandesgerichtspräfidenten vom Juftizminifter 
— — vom Vorbereitungsdienſte bei allen Gerichten ausgeſprochen 
wer 


2) 8. 8. bei ſtrafgerichtlicher den, wegen eined Verbrechens oder einer 
anderen aus Gewinnfucht begangenen oder gegen die Öffentliche Sittlichleit verübten ftraf- 
baren Handlung. 

8. 31. Gegen Kanzleipraftilanten, Die wegen einer jol ſtraf⸗ 
baren Handlung in Vorunterſuchung gezogen wurden, die nad) den be⸗ 
ftehenden Geſetzen von der Aufnahme in den Juſtizdienſt ausichließt, 
fowie gegen Kanzleipraltilanten, wider welche wegen einer jtrajbaren 
Handlung die ftrofgerichtliche Unterſuchungshaft verhäugt oder über deren 
a. der Eoncurs eröffnet wird, ilt die Suspenfion vom Dienſte 
zu verfügen. 

Die Suspenfion vom Dienfte Tann aber auch verfügt werden, 
wenn ein Kanzleiprattilant wegen einer anderen ftrafbaren Handlung 
in ſtrafgerichtliche Vorunterſuchung gezogen wird, ohne daſs gegen ihn 
die are are verhängt wird, oder wenn nad) der Art feines 
pflichtwidrigen Verhaltens die Sicherheit oder das Anſehen des Amtes 
oder das Intereſſe des Dienstes feine Entfernung au3 dem gerichtlichen 
Dienjte fordern. 

Den Strafgerichten, die wider einen Kanzleipraftifanten eine Vor⸗ 
unterfuhung oder Strafverhandlung einleiten oder wider denfelben bie 
Unterſuchungshaft verhängen, Liegt ob, hievon dem Borfteher des Ge⸗ 
richtes Mittheilung zu machen, bei welchem der Beſchuldigte verwendet 
“= — gilt in Anſehung der Mittheilung des Soncurseröffnungs- 

uſſes. 

Zur Verhängung der Suspenſion iſt der Vorſteher des Gerichtes 
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bei den der Kanzleipraltilant verwendet wird, ber —— des über- 
Gerichtes und jeder zur Unterfudung des Gerichte ab- 

eordnete Beamte berufen. Gegen die Berhängung der Suspenfion 
un, fall fie nicht von * Derlandegerihtäpräfibenten verfügt 

wurbe, binnen 14 Tagen die Beichwerde an diefen angebracht werden. 
— en Suspenſionsbeſchlüſſe haben keine aufſchiebende Wir⸗ 
— der Suspenſion erlöſchen die Bezüge des Kanzlei⸗ 


Nebenbeſchäftigungen der Kanzleipraktikanten. 


8.32. In Betreff der Nebenbeſchäftigungen von Kanzleipraktikanten 
haben die Beſtimmungen des 8. 48 des kaiſerlichen Patentes v. 3. Mai 
1853, R. G. B. Rr.81, finngemäße Anwendung zu finden. 


III. Sanzleipräfung. 
Zeit der Ablegung der Kanzleiprüfung. 


33. Die er eiprüfung mufs innerhalb eines halben Jahres 
nad tigung des dr fie vorgefchriebenen Borbereitungsdienites ab⸗ 
elegt Beiden: Diele Friſt kann auf Anfuchen auf ein weiteres halbes 
Ka net werden. 
n der Kanzleipraltifant die Verzögerung der Wblegung der 
PER eis nit mit Krankheit oder anderen triftigen Gründen zu 
rechtfertigen vermag, ift durch Verfügung des Oberlandesgerichtspräji- 
denten feine weitere Verwendung als Kanzleipraktikant —— Dieſe 
se fteht feiner Aufnahme und Berwendung als Kanzletgehilfe 
t entgegen. 

Gegen die Berfügung Tann binnen 14 Tagen die Beſchwerde an 

den Fuftgminifter angebracht werben. 


Bulaffung zur Prüfung. 
8. 34. Das Geinh um Zulaſſung zur Prüfung ift im Wege des 
—— beim Oberlandesgerichtspräſidium einzubringen. Mit 
ſuche ſind auch die Zeugniſſe über die Leiſtung des Vorbereitungs⸗ 
dienſtes dem Oberlandesgerichtspräſidium vorzulegen. 
Ueber die Zulaſſung zur Prüfung entſcheidet das Oberlandes⸗ 
en welches auch die Prüfungstermine bejtimmt. Die Zu- 
ung darf nur erfolgen, wenn der Kanzleipraktikant (Kanzleianmwärter) 
zur Ablegung der Prüfung als genügend vorbereitet zu erachten iſt. 
en bie Verweigerung der Zulaſſung zur Prüfung kann binnen 
14 Tagen die Beichwerde an den Juſtizminiſter angebracht werden. 
Den Kanzleianwärtern!) müſſen die Prüfungstermine jo bejtimmt 
werben, daſs fie vor Ablauf des ihnen gewährten Urlaubes rechtzeitig 
zu ihrem Truppenlörper einrüden können. 
3 en üſu 
and Gronpbuchbfäherrprähung fünf Moden Bor Bernbinung bes — 
— —— ſind derart zu beſtimmen, daſs d fung vor 
Vorbereitungadienſtes —E abgelegt werden kann, — in der 
— * — —— Woche des —— — (J. M. E. v. 4. Auguſt 1898, 
9% 
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Bornahme der Prüfung. 

8. 35. Die Peifung tft bei demjenigen Oberlandesgeridhte abzu- 
legen, in deſſen Sprengel der Borbereitungspdienft geleiltet wurde. 

Die Borfipenden und die Mitglieder der Prüfungscommiſſion 
werden vom Oberlandesgerichtspräfidenten auf die Dauer eines Jahres 
ernannt. 

Den Vorſitz in der Prüfungscommilfion bat ein Rath des Ober- 
Iandesgerichtes zu führen. US PBrüfungscommifläre find zu den ein- 
zelnen Prüfungen zwei Räthe des Gerichtöhofes erjter Inftany am Sitze 
des Oberlandesgerichtes beizuziehen; an Stelle des zweiten Rates Tann 
auch ein hiezu befähigter Kanzleidirector, Kanzleivorfteher oder Voll⸗ 
ftredungsbeamter beigesogen werden. 

Jedes Eommiffionsmitglied hat fih an der mündlichen Prüfung 
durch Frageſtellung zu betheiligen. Die Reihenfolge beitimmt der Vor⸗ 
figende der Commiſſion. 

Die Prüfung tft nicht öffentlich. 

8. 36. Die Prüfung ift fchrifilich und mündlich. Die fchriftliche 
Prüfung hat der mündlichen vorauszugehen. 

Die fchriftlide Prüfung befteht in der Aufnahme von zwei Neben- 
protofollen und in der Verfaſſung einer Elaufurarbeit. 

Zunädft bat der Kandidat in einer einfachen bezirkögerichtlichen 
Streitverhandlung über eine bürgerliche Rechtsſache und in einer Ver⸗ 
handlung in Webertretungsfacdhen neben dem Schriftführer ein zweites 
Protokoll (Nebenprotofoll) zu führen, weldyes, mit den Bemerkungen des 
Einzelrichter8 verfehen, der Prüfungscommiffion vorgelegt wird. 

Der Einzelrichter hat insbeiondere u welche Stellen des 
ren —— dictirt wurden und ob das Protokoll vollſtändig und 
achgemäß ift. 

Das Gericht, bei welchem das Nebenprotofoll zu führen ift, be- 
ftimmt der Vorfigende der Prüfungscommiſſion. 

Zur Berfafiung der Claufurarbeit tft die Zeit von 9 Uhr vor- 
mittags bis 6 Uhr abends zur Verfügung zu Stellen. 

Die Prüfungsaufgabe ftellt der Vorſitzende oder der von dieſem 
beftinmte Brüfungscommiflär. 

a ſchriftlichen Prüfung find dem Sandidaten folgende Aufgaben 
vorzulegen: 

1. drei bis ſechs verfchiedene Acten zur Entwerfung von Beſchluſs⸗ 
Den nnen im Sinne des 8.56, Ubi. 4, des Geſetzes v. 27. Novem- 
ber 1896, R. G. B. Nr. 217, nad einem kurzen Bewilligungsvermerfe 
auf der Eingabe oder dem Protokolle; 

2. die Entwerfung von drei Protofollen über Klagen, Geſuche oder 
bei Gericht abzugebende Erflärungen, im Sinne der 88. 319 bis 321 der 
Geihäftsordnung (I. M. V. v. 5. Mai 1897, R. G. B. Nr. 112); 

3. die Eintragung einer Legalifirung in das Legalifirungsregifter 
und die ae: der Beglaubigungsclaufel auf der Urkunde. 

8. 37. Bei der zweiten Kanzletprüfung find dem Eandidaten außer- 
dem nod) Mae Aufgaben zu ftellen: 

3 1. die Berfaffung eines Pfändungsprotofolles nad einer Infor⸗ 
mation; 
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2 2. die Beurkundung der Uebergabe einer Liegenfchaft an den Ver⸗ 
walter; 
3. eine Aufgabe im Sinne der 88. 384 und 386 der Geichäfts- 


ordnung. 

Benn der Kandidat die fchriftlichen Uufgaben der eriten Kanzlei⸗ 
prüfung bereit3 mit gutem Erfolge gelöst hat, hat ſich die fchriftliche. 
Arbeit der zweiten Kanzleiprüfung auf die zulegt erwähnten Aufgaben 
zu beichränten. 

8. 38. Die mündlide Prüfung kann mit mehreren Candidaten 
gleichzeitig vorgenommen werden, jedody nie mit mehr als drei Kandidaten. 

Sie hat für jeden Kandidaten mindeftens eine Stunde zu dauern. 

Wenn drei Candidaten gleichzeitig geprüft werden, kann die Prü- 
fung im ganzen auf zwei Stunden abgelürzt werden. 

8. 39. Bei der erften Kanzleiprüfung bat fi die Prüfungs⸗ 
commijjion die Ueberzeugung zu verichaffen, daſs der Kandidat die * 
ſammtliche Zweige des Kanzleidienſtes erforderlichen Kenntniſſe und prak⸗ 
tiſche Gewandtheit beſitzt. 

Insbeſondere hat ſich die Prüfung auf folgende Gegenſtände zu 
erſtrecken: Führung der Regiſter, Vormerkungen und ſtatiſtiſchen Auf⸗ 
zeichnungen; Gebarung mit Geld» und" Wertſendungen und mit den 
Berlägen; Kenntnis derjenigen Theile der Gefchäftsordnung, welche ſich 
auf die Thätigleit der Gerichtskanzlei beziehen, und der wichtigiten Be- 
fimmungen aus der Inftruction für die Vollitredungsorgane. Ferner 
ift dur die Prüfung feitzuitellen, ob der Kandidat mit den vorge- 
fchriebenen Formularien und ihrer richtigen Ausfüllung vertraut iſt und 
die für den Ranzleidienjt erforderliche Kenntnis der Verordnungen über 
die Entwertung der Stenipel beit. 

8. 40. Bet der zweiten Kanzleiprüfung hat fich die Prüfungs- 
commiſſion die Meberzeugung zu verihhaffen, daſs der Candidat die fir 
den Dienft als Borkieher oder leitender Beamter der Gerichtöfanzlei 
oder al3 Bollftredungsbeamter unumgänglich erforderlichen Rechtskennt⸗ 


beſitze. | 
Die mündliche here t ſich nebſt den Gegenſtänden der erften 
Kanzleiprüfung noch auf folgende Gegenftände zu eritreden: Organijatton 
und Buftändigleit der Gerichte in Civil» und Straffadhen in den all- 

einen Grunbzügen; innere Einrihtung und Geichäftsbehandlung bei 
— Gerichten; Führung des Handels⸗ und Genofjenichaftsregifterg; 
Yührung des Waifenbuches und der dazu gehörigen Berzeichniffe und Die 
Srundzüge der Einrichtung der Öffentlichen Bücher. 


Brüfungsergebniifie. 

8. 41. Erachtet die Prüfungscommiſſion die jchriftliche Wrbeit 
einheflig für milslungen, jo gilt die Prüfung als nicht beitanden, und 
es ift Der Kandidat ohne mündliche Prüfung mit dem Lalcül ungenügend 
zuruckzuweiſen. 

Sonſt wird am Schluſſe der mündlichen Prüfung das Ergebnis 
unter ee Berüdfichtigung der fchriftlihen und mündlichen 
$rüfung feitgeftellt. 
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Das Ergebnis der Prüfung wird mit dem Calcul 
1. ausgezeichnet, 
2. fehr gut, 


. gut, 
oder, wenn die Prüfung als nicht beftanden erachtet wird, mit dem Caleul 

4. ungenügend bezeichnet. 

Jedem Commilfionsmitgliede fteht eine Stimme zu. 

Wird die zweite Kanzleiprüfung als nicht beftanden erachtet, fo 
= die Commiſſion, infofern der Kandidat nicht ſchon früher die erfte 

nzleiprüfung beftanden hat, zugleich darüber zu entfcheiden, ob der⸗ 
ſelbe die für das Beftehen der eriten Kanzleiprüfung erforderlichen Kennt⸗ 
ae befigt. Wird diefe Frage von der Commiſſion bejaht, fo ift feft- 
zuitellen, daſs der Candidat mit der abgelegten Prüfung die erfte Kanzlei- 
prüfung bejtanden habe. 
Prüfungsprotofoll. 

8. 42. Weber die mündliche Prüfung ift durch einen Schriftführer 
ein Protokoll — — 

Dieſes Protokoll hat den Ort und die Dauer der Prüfung, die 
Namen der Unmefenden, die an den Candidaten geftellten Fragen, die 
Beurtheilung des Ergebnifles der jchriftlichen Prüfung, die Yeititellung 
des Gejammtergebnifles der Prüfung und das Ergebnis der Prüfung 
Hinfichtlid der Sprachkenntniſſe des Kandidaten zu enthalten. 

Das Prüfungsprototoll tft von ſaͤmmtlichen Commiſſionsmitgliedern 
und dem Schriftführer zu unterfertigen und ſammt den Acten über Die 
Schriftliche Prüfung dem Oberlandesgerichtspräfidium vorzulegen; das⸗ 
jelbe erläfst nach vorgenommener Weberprüfung des Prototolles die ihm 
weckdienlich erjcheinenten Belehrungen und Verfügungen an die Prü- 


ngscommilfion. 
Wiederholung der Prüfung. 


8. 43. Wenn bie Prüfungscommiffion ſich für den Ealcul „un⸗ 
genügend“ enticheidet, hat fie zugleich zu beftimmen, ob der Candidat 
zu einer neuerlihen Prüfung ‚gugeiofen werden fol und durch welche 
Beit er fi) einem neuerlihen Vorbereitungsdienfte zu unterziehen bat. 

Die Prüfung darf nur einmal wiederholt werden; die Wiederholung 
darf nicht vor Ablauf von ſechs Monaten erfolgen. 

Die Zurüdweifung des Sandidaten bei der wiederholten Prüfung 
und der Ausſchluſs des Eandidaten von der Wiederholung der Prüfung 
find allen anderen Oberlandesgerichtspräfidien mitzutbeilen. 

PBrüfungszeugnis. 

8. 44. Das Beugnis Über die mit Erfolg abgelegte Kanzleiprüfung 
wird dem Sandidaten von dem Oberlandesgerichtspräfidium nad dem 
Beichluffe der Prüfungscommiifion unter Beifügung des Amtsfiegels des 
Dberlandeögerichtspräfidiumsd auögefertigt. 

Diefes Zeugnis hat auch eine Beurtheilung der Spradfenntniffe, 
des Erfolges des Borbereitungsdienfte3 und des während desſelben be- 
— amtlichen und außeramtlichen Verhaltens des Kanzleipraltilanten 
(Kanzleianwärters) zu enthalten. 
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IV. Grunsbudsfährerpräfung. 
Bulaffung zur Prüfung. 

8. 45. Die Grundbuchsführerprüfung) ift bei dem Oberlandes- 
gerichte abzulegen. 

Yu Anſehung des Geſuches um Bulaffung zur Prüfung, der Ent- 
iheibung über die Zulaſſung und ber Beſchwerdeführung megen Ber- 
weigerung der Sulafiung haben die Beſtimmungen des 8. 34 zu gelten. 

Der Eandidat Hat dem von ihm eigenhändig geichriebenen Gefuche 
am Bulaffung zur Prüfung die Belege über ben Beſitz der erforderlichen 
allgemeinen Sabigteiten, über die von ihm erworbenen praftifchen Kennt- 

2 Fr Grundbuchsfache und über feine Kenutniſſe im Mappenzeichnen 
anzufchließen. 

Der Oberlandesgerichtöpräfident Tann bei — glaubwürdiger 
Belege oder bei Unvollftändigfeit der beigebrachten Icge die nöthigen 
Ermittlungen im Dienftwege und insbejondere bei den Gerichtsbehörden 
einholen, bet denen der Kandidat 1a verwendet hat. 

Gegen die Verweigerung der Bulaffung zur Prüfung Tann binnen 
14 Tagen, die ‚Deihwerde an den Suftigmini er angebracht werden. 

— ee —— bei an A voraußzugehen. 
Bornahme ber Prüfung. 


8. 46. Die Borfigenden und die Mitglieder der Prüfungscon- 
= non — vom Oberlandesgerichtspräſidenten auf die Dauer eines 

ernannt. 

Den Vorſitz in der PBrüfungscommiifion hat ein Rath des Ober- 
(andesgerichtes zu führen. Als Prüfungscommifläre find zu den ein- 

Brüfungen-zwei Räthe des Gerichtshofes I. Inftanz am Site des 
Iandeögerichted beizuziehen. Wenn bei dieſem Gerichtshofe ein be» 
fondere3 Grundbuchsamt beiteht, kann an Stelle des zweiten Rathes der 
8 des Grundbuchſsamtes der Prüfung beigezogen merden. 
des Eommiffiondmitglied Hat fih an der mündlichen Prüfung 
durch Frageſtellung zu betheiligen. Die Reihenfolge beftimmt der Bor- 
ſihende der Eommilfon. 

Die Prüfung tft nicht öffentlich. 

8. 47. Die Grundbuchsführerprüfung tft Schriftlih und mündlich. 
Die — Prüfung hat der mündlichen vorauszugehen. 

Die ſchriftliche Prüfung beſteht in der Verfaſſung einer Clauſur⸗ 
arbeit. Zur Verfafſung dieſer Arbeit, welche in einem Grundbuchsamte 
am Sitze des Oberlandesgerichtes auszuführen iſt, ift die Beit von 9 Uhr 
vormittags bis 6 Uhr abends zur Verfügung zu ftellen. 

Die Prüfungsaufgabe ftellt der Borfigende oder der von diejem 

immte Prü ommiflär. 
„Dur en Prüfung find dem Kandidaten mindeftens folgende 
n: 


Aufgaben zu 

1. bie Ausfertigung eines complicirten Grundbuchsauszuges über 
eine Grundbuchseinlage, welche auch als Nebeneinlage fungirt; 

2. die vollftändige Abwidelung der dem Grundbuchöführer in Un- 
ſehung eines erledigten Tabulargejuches obliegenden Gejchäfte; 





dd 
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3. die Erftattung von Luftrirungsberichten im Sinne des 8.3 der 
Berordnung des Juſtizminiſteriums vom 12. Sänner 1872, R. G. B. Nr. 5, 
und 8.43 des Geſetzes vom 23. Mai 1883, R. G. B. Nr. 83; 

4. eine Aufgabe, betreffend die Manipulation mit der Mappe. 

8.48. Für die mündliche Prüfung gelten die Vorfchriften des 8.38. 

Die mündliche Prüfung bat fi auf den Zweck und die Einrich⸗ 
tung der Öffentlichen Bücher, auf die Gejege und Verordnungen über 
die Führung diefer Bücher, auf die geleglichen Beftimmungen über bie 
Erwerbung, Uebertragung und Aufhebung dinglicher Rechte an unbeweg⸗ 
lihen Gütern, fowie auf die gefeglihen Vorſchriften über die Anlegung 
neuer Grundbücher und über die Herftellung der Uebereinftimmung von 
Grundbuch und Cataſter zu erjtreden. 


Prüfungsergebnijfe, Prüfungsprotokoll, Wiederholung 
der Prüfung und Prüfungszeugnis. 

8. 49. Hinfichtlich der Prüfungsergebnifie, des Prüfungsproto- 
folles, der Wiederholung der Grundbuchsführerprüfung und des Prüfungs- 
zeugnifies haben die Vorichriften der 88. 41 bis 44 diefer Verorduung 
zur Unmwendung zu fommen. 

Die Verordnung der Minifter des Innern und ber Zuftiz vom 
10. Zuni 1805, R. ©. 8. Nr. 101, tritt mit dem Beginne der Wirk⸗ 
famteit diefer Verordnung außer Kraft. 


Verbindung der Grundbuchsführerprüfung mit der 
eriten Kanzleiprüfung. 

8. 50. Die Grundbuchaführerprüfung‘) Tann mit ber erſten 
Kanzleipräfung in der Weife verbunden werden, daſs dieſe Prüfungen 
nacheinander entweder an demfelben Tage oder an zwei unmittelbar 
folgenden Tagen abgelegt werden. 

3) Erſetzt nicht die erite Kanzleiprüfung. 


V. Unterrichtscurſe. 

8. 51. Um den Kanzleianwärtern und denjenigen Kanzleiprakti⸗ 
fanten, die fich hiezu melden, zu ermöglichen, daſs fie nach Beendigung 
eines ſechsmonatlichen Worbereitungsdienftes ſowohl die erfte Kanzlei- 
prüfung al3 auch die Örunpbuchsführerprüfung ablegen können, find für 
die genannten Perſonen halbjährige Unterrichtscurje!) abzuhalten. 

Der Oberlandesgerichtspräfident beftimmt zur Abhaltung der Unter- 
richtscurſe die Gerichtshöfe, deren Kanzlei und Grundbuchsperjonale 
die erforderlihe Eignung zur Ertheilung des Unterrichts befigt, er 
beftimmt ferner den jeweiligen Beginn der Unterrichtöcurfe, betraut 
einen richterlihen Beamten mit der Leitung derjelben und bezeichnet 
— zul und Grundbuchsbeamten, welchen die Ertheilung des Unter» 

e3 obliegt. 

Den Kanzleipraktikanten (Ranzleianmwärtern), melche an dieſen Unter- 
richtscurfen theilnehmen, kann ouf ihr Unfuchen die Einſchränkung des 
Borbereitungsdienites in der Gerichtstanzlei biß auf drei Monate unter 
der Bedingung geftattet werden, daſs fie ſich während der übrigen Zeit 
im Grundbuchsamte verwenden laſſen. 
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Demgemäß find auch die Unterrichtäcurfe in der Weile einzu- 
richten, data in den erften drei Monaten die den Gegenſtand der ir 
zu iprüfung und in den lebten drei Monaten die den Gegenftand 
der rundbuchöführer rüfung bildenden Geſetze, —— und Dienſt⸗ 
vorſchriften zum Inhalte des Unterrichtes — werden. 

In dem Zengniſſe über die Leiſtung Vorbereitungsdienſtes iſt 
erſichtlich zu machen, ob und mit welchem Erfolge die Unterrichtscurſe 
vom Ranzleipraftifanten (Kanzleianwärter) bejucht worden find. 

Der Oberlandesgerichtspräſident beftimmt, ob der nah Abſatz 3 
anf drei Monate herabgejegte Borbereitungsbienft bei einem Bezirks⸗ 
gerichte oder bei einem Gerichtähofe, oder zum heile bei dem einen, 
zum heile bei dem anderen Gerichte zu leiten ijt. 

1) Der Beginn der Curſe ift bei allen Gerichtshoͤſen bes Oberlandesgerichts⸗ 

ei, — Pac — ſolche Curſe ſta en, auf den nämlichen Zeitpunkt 
kriegs ——— dem esvertheidigungsminiſterium recht⸗ 
vlg beten — Seite der Kriegkverwaltung wurde inblick auf den 
ſtbetrieb die Zeit vom 1. er bis 80. Juni als = aualtung der 

——— geeignet bezeichnet (J. M. E. vom 28. Juni 1898, 8. 14188). 


VI. Uebergangs⸗ und Schluſsbeſtimmungen. 


8. 52. Hinſichtlich der bei u der Bias des Geſetzes 
vom 27. November 1896, R. &. B. Nr. 217, im Kanzlei- und Mani- 
pulationsfadye angefteliten ı) — ein dlieplich der Grundbuchs⸗ 


Beamten, eiten Die Beftimmungen des 8. 96 des bezogenen Geſetzes. 
3) Siehe 8. 20, Anm. 2, diefer Verordnung. 
8. 53. Diele Berorbnun tritt am 1. Jänner 1898 mit der Maß⸗ 


gabe in Wirkſamkeit, daſs die Borjchriften der 88. 2 bis 4 und 17 der 
—— Verordnung ſchon bei den in den Monaten October bis 

1897 ſtattfindenden Ernennungen von Kanzleibeamten ſinn⸗ 
gemäß ae find. 

Denjenigen Militärbewerbern, welche ihre Brobepraris vor Beginn 
ber Birkiamfeit der Civilproceſsordnung zwar begonnen, aber nicht 
perüdgelen! haben, und welche mit Rückſicht auf das vorgeichrittene 

tadium ihrer Probepraris an den gemäß $. 51 einzurichtenden Unter- 
richtöcurien mit Nutzen theilzunehmen nicht mehr in der Lage find, ift 
auf geeignete Weiſe Gelegenheit zu geben, ſich das zur Ablegung der 
erſten Kanzleiprüfung nothivendige Willen anzueignen. 


6. 50, Zum Beamten der Gerichtöfanzlei darf nur er: 
nannt werden wer den Befig der für fämmtliche Zweige des 
Lanzleidienſtes erforderlihen Kenntniffe und praftifchen Ge— 


8. 50. Sowohl Kanzleibeamte, 
wie Ranzleigebilfen müſſen durch eine 
im Berordnungswege im —— zu 


en Peäfeng die F Beate und 
Kenntniffe für das Amt 


na gem ben ( 60, 51). 
* en daben, engine, ben- 
Aufeultanten und ktilanten 


ind jedoch wegen * —* all⸗ 


—* und ihrer beſonderen (ad; 
en Borbildung von biefer Prüfung 

‚ wenn fie feit mindefteng einem 
aber im Vorbereitungsdienfte ftehen 
und nn Gelegenheit befommen 
Ar die Gefchäfte kennen zu lernen 
($. 50, Abf. 2). Dies eröffnet auch 
den Candidaten, welche an der Richter» 
amtsprüfung fcheitern, den Weg für ihr 
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wandtheit durch eine mit gutem Erfolg abgelegte Prüfung nach⸗ 
gewiefen bat. Der Prüfung muſs ein Borbereitungsdienft 
vorangehen. Die Prüfung ift bei dem Oberlandesgerichte ab- 
zulegen. Den Borfig in der Prüfungscommifjion hat ein Rath 
des Oberlandesgerichtes zu führen; als Commiſſionsmitglieder 
find Räthe des Gerichtshofes erſter Inſtanz am Site des 
Oberlandesgerichtes und Vorſteher oder leitende Beamte der 
Gerichtskanzlei beizuziehen. 

Wer ſeit mindeſtens einem Jahre als Auſcultant oder 
Rechtspralktikant im richterlichen Vorbereitungsdienſte ſteht, iſt 
von der Ablegung der Prüfung befreit. 

Die nähere Beitimmung der Erforderniffe für die YUn- 
jtelung als Beamter der Gerichtäfanzlei, die Feſtſetzung der 
Gegenftände und die Einrichtung der in Abſatz 1 erwähnten 
Prüfung, die Regelung des Vorbereitungsdienſtes und feiner 
Dauer bleiben den im Berordnungswege zu erlaffenden Dienft- 
vorſchriften und den zu deren Durchführung vom Juſtizminiſter 
zu erlaffenden Anordnungen vorbehalten.!) 

Die Erforderniffe für die Ernennung zu Beamten ber 
gerichtlichen Rechnungsdepartements und Depofitenämter ?) find bis 
zur Erlafjung neuer Anordnungen nad) den bei Beginn der 
Wirkſamkeit dieſes Geſetzes darliber beftehenden Borfchriften zu 
beurtheilen. 


1) 88. 5 bis 9, 19 bis 28, 33 bi 44 J. M. V. v. 18. Juli 1897, 
R. G. B. Nr. 170 (bei 8. 49). Die Se der Kanzleibenmten 
bei den Gerichten I. u. II. re Ar mit 3. M. 8. v. 10. Suni 
1897 zur 8.9839, 3. M. 3 21, und in en Durchführung 


anbderweitiges Fortlommen. GSelbft- 6: 36) ſchon Beute der Fall ift. 
verftändlich werden ſich auch jene Per- otive S 


fonen, welde nad den beftehenden 
Vorſchriften bei Kanzleipoften borzugd- Die ae ber Kanzleibeamten 
rüfung über die Srundbugs- 





weiſe berüdfichtigt werden müffen, d 


vorgejchriebenen Borbereitungäbienfte, 
fowie der Prüfung zu unterziehen 
haben, ohne daſs darin eine nn 
trächtigung ihrer Anfprüde I 

würde, da ihnen, den Befig ber ir 
den Dienft geforderten Eignung vor⸗ 
ausgeſetzt, ihr Vorrecht vor den übrigen, 
lei geeigneten Bewerbern gewahrt 
leibt, wie die im Hinblide auf 
Die vorgef riebene Grundbuchsführer⸗ 
prüfung (M. V. v. 10. Juni 1855, 


R. 8. ®. Nr. 101) bei Grundbuche 


führung, welche ſich wegen der Ber⸗ 
Ichiedenbeit ihrer Gegenftände nicht 
nes erfegen können, ſoll beim 


auch — hung 

und Kanzleibeamten des Gerichtshofes 
erſter Inſtanz ($$. 50, 54), um ein 
gleihmäßigere® Vorgehen und vor 
allem einen — ns ſchwan⸗ 
a Maßſtab für die Beurtheilung 
der Candidaten und für die Prüfungs 
cenfur zu erzielen. (Motive S. 26.) 
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diefer Verordnung im Auhange zur 3. M. ®. v. 17. Mai 1899, 
J. M. 883. Nr. 19 (auf Seite 177 f. des I. M. V. B. ex 1899), 
fundgemadht. 

7) Siehe Kaferer 1. Bd., S. 243 u. 247. 

6. 51. Zur Beforgung der KRanzleigefchäfte und zur Unter- 
fügung der Beamten der Gerichtskanzlei bei Beſorgung ihrer 
Amtsgeichäfte können Kanzleigehilfen?) aufgenommen werden. Die 
Aufnahme kann gegen feiten Gehalt oder gegen Taggeld auf 
Kündigung erfolgen. 

Als SKanzleigebilfen gegen feften Gehalt dürfen nur 
Berjonen verwendet werden, welde die Prüfung al® Beamte 
der Gerichtölanzlei oder eine befondere Prüfung beftanden haben. 

Die näheren Vorſchriften über diefe Prüfung und die 
fonftigen Beitimmungen über die Befähigung zur Verwendung 
als Kanzleigebilfe, ſowie die Bezeichnung der zur Entlaffung 
von Ranzleigehilfen berechtigten Organe bleiben den im Ber- 
ordnungswege zu erlaffenden Dienftvorfchriften und den zu 
deren Durchführung vom Suftizminifter zu erlaſſenden An- 
ordnnungen?) vorbehalten. 

Die Ranzleigehilfen Haben die genaue Erfüllung der ihnen 
ertheilten Dienftaufträge und die Verſchwiegenheit in Sachen 
des gerichtlichen Dienstes eidlih zu geloben. 

2 Deren an find LA, 8. 248.6 G. O. 

2) Siehe 88. 10 bi8 13 J. M. ©. v. 18. Zuli 1897, R. G. B. 
Rr. 170 bei 8. 49). 

6. 52, Dem Bedürfnis nad vorübergehender Perjonal- 
vermebrung, das fi durch die Behinderung eines Kanzlei- 
beamten, ftärferen Geichäftsandrang’) oder aus anderen Gründen?) 
ergibt, Tann der Präfident des Oberlandesgerichtes durch einft- 
weilige Buweifungen aus dem Sanzleiperjonale jeined Sprengels 

— 


8. Die Beſtimmung des | werden, welche fich für Kanzleibeamten- 
g. 51, a7. 1, — Kanzleigehilfen | ſtellen die Befähigung erwerben wol⸗ 
gegen feften Gehalt aufgenommen | len; fie ftehen insbeſondere auch den 
werben können, wird eine große An⸗ mit Anjpruchscertificaten betbeilten 
u von fogenannten Diurniften in | Militärbewerbern offen. Bei dieſen 

s und dauerndes Dienftver- ebrachte 

Hältnis bringen und hoffentlich auch a für den Ruhegenuſs anzu⸗ 
—— * verläfsliche Elemente | ren fein ohne Rückſicht, ob fie 
fanzlei zuführen. wã rend ihrer Verwendung als Kanz⸗ 

— tellen der — —— gegen Gehalt angeſtellt 
werden namentlich als durchgan 48. waren oder nicht. (Motive S. 25. 
ſtadium von jenen Perſonen es | 
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Für unaufihiebbare Geſchäfte kann die Vertretung eines 
behinderten Beamten der Gerichtäfanzlei durch eine jede vom 
Richter berufene Perfon?) erfolgen. Diefelbe ift, wenn fie nicht Schon 
einen Dienfteid abgelegt hat, vorher an Eidesftatt zu verpflichten. 

Bur zeitweifen Beſorgung der Geſchäfte eines Kanzlei- 
beamten ſowie als Kanzleigehilfe darf nicht aufgenommen werden, 
wer wegen eines Verbrechens oder wegen einer anderen aus 
Gewinnſucht begangenen oder gegen die öffentliche Sittlichkeit 
verübten ftrafbaren Handlung fchon ftrafgerichtlich verurtheilt 
worden ift.*) 2 

1) Wenn ein Ranzleiinfpector befteht, bat zunächft diefer mit Zu⸗ 
ftimmung des Gerichtsvorſtehers ‚oder Abtheilungsleiterd die nöthigen 
Vorkehrungen zu treffen, 8. 312, Abſ. 3, G. D. 

2) Ansbejondere während der Urlaubszeit, 88. 50, 52 G. D. 

2) Grundbuchsführung, Cafjengeichäfte, für weiche Caution Bee 
wird, nur aushilfsweife; alle übrigen Geichäfte können nach Nedarf 
—— weiche die Kanzleiprüfung abgelegt haben oder fonft die 
Eignung bejigen, zugetheilt werden, $. 305, Abſ. 2 ©. O. 

4) Hiedurch ift das Hflzid. v. 23. März 1842, J. G. ©. Nr. 602, (für 
den Bereich der Gerichte) zur Gänze aufgehoben. — Entlaffung tın Yale 
der Einfchleihung in das Amt (8. 13 J. M. 8. v. 18. Juli 1897, R. G. B. 
Nr. 170, bei 8. 49). 

6. 53, Die Drdnung des Dienftverhältniffes der in der 
Gerichtskanzlei beichäftigten Berfonen, einfchließlich der Regelung 
des Ranges und der Bezüget), die Feſtſetzung der Dienftpflichten 
und Amtöverrichtungen diejer Perſonen, die Beſtimmung und 
Übgrenzung des Wirkungskreiſes der Vorfteher und leitenden 
Beamten der Gerichtöfanzlei, die Bezeichnung der Gejchäfte, 
die bei Vorhandenfein von leitenden Beamten nur von Dielen 
bejorgt werden dürfen, die Ordnung der Vertretung von Ranzlei- 
beamten in Berbinderungsfällen, die Feſtſtellung, inwieweit 
Geſchäfte der Gerichtskanzlei auch von anderen, nicht zu den 
Beamten gehörigen, in der Gerichtöfanzlei vertwendeten Perſonen 
wahrgenommen werden dürfen, und die Regelung der Wufjicht3- 
führung über die Gerichtöfanzlei bleiben, foweit nicht das 
gegenwärtige Geſetz Beitimmungen darüber enthält, den im 
Verordnungswege zu erlaffenden Dienftvorfchriften und den zu 
deren Durchführung vom Yuftizminifter zu erlaffenden Anord⸗ 
nungen borbehalten.?) 

N H 3 M. 8. v. 18. Juli 1857, R. ©. 8. Nr. 170 (bei $. 49). 

8. 31, 34 bis 38, 302 bis 393 9. O. 








Gerichtöfanzlei. Grundbuchsführung. 141 


6. 54. Die Beforgung der Grundbuchsführung und aller 
damit zufammenhängenden Gefchäfte!), die nach den dafür gelten- 
den Borfchriften vom Grundbuchsführer oder vom Grundbuchtz 
amte zu verrichten find, werden der Gerichtsfanzlei- zugewieſen. 
Wo bejondere Grundbuchsämter beftehen, bilden dieſe eine 
jerbftändige Abtheilung?) der Gerichtäfanzlei. 

Die Befähigung zur Grundbuchsführung wird durch die 
mit Erfolg beitandene Prüfung über die Grundbuchsführung 
erlangt; die Grundbuchsführerprüfung wird dur eine der 
praktiſchen Suftizprüfungen erjett. Die Beitimmungen ber 
Berorbnung der Minifter des Innern und. der Juſtiz vom 
10. Zuni 1855, R. ©. 8. Nr. 101 (betreffend die Prüfung 
der Grundbuchsbeamten und deren Beeidigung), bleiben bis zur 
Erlafjung neuer, dem Verordnungswege vorbehaltener Anord- 
nungen?) unberührt; die Grundbuchsführerprüfung ift jedoch in 
Hinkunft bei dem Sberlandesgerichte abzulegen. Den Vorſitz 
in der PBrüfungscommiffion bat ein Rath des Oberlandesgerichtes 
zu führen; als Commiſſionsmitglieder find Räthe des Gericht3- 
hofes erfter Inſtanz am Site des Oberlandeögerichtes beizu- 
ziehen. Wenn bei diefem Gerichtähofe ein befondered Grund: 


8. 54. Eine weitere Beflerung 
der Berbältniffe der Gerichtskanzlei⸗ 
beamten wird durch die Bereinigung 
der Geſchäfte der Grundbuchsführung 


Erwägung zu ziehen, ob nicht auch 

die Beamtenfhaft der Depofitenämter, 
eventuell die Kanzlei des Juſtizmini⸗ 
ſteriums mit der Beamtenſchaft ber 


unb ONE Una mit der Gerichts⸗ 
tanzlei bewirkt (88. 54, 55). Ihrer 
Ratur nach gehören diefe Angelegen-» 
heiten in den Geſchäftskreis des Kanzlei 
dienfleß, welchem bort, wo ein 
beionderer Grundbuchsführer nicht 
ſyſtentifirt ift, auch ſchon Heute zuge 
zählt werden. In Hinkunft follen 
aber auch insbeſondere die heute be» 
ſtehenden felbftändigen Grundbuchs⸗ 
ämter dieſe Selbſtändigkeit verlieren 
Fed —— en 
angegliedert werden 

Im Intereſſe des gefammten Kanzlei» 
perſonales wird daburch ein möglichft 
großer Körper aeihaffen, in welchem 
die Borrüdung gleihmäßiger vor fich 
gehen und ee bon Zufälligkeiten 
— ſein wird, in einer 
Keinen abgefchloffenen Gruppe. Aus 

dem gleichen Grunde behält fich die 
Juſtizverwaltung vor, ſeinerzeit in 


Gerichtskanzleien durch Vereinigung 
zu einem gemeinſamen Standeskoͤrper 
in eine organiſche Berbindung gebracht 
werben fol. (Motive S. 25, 26.) 

Die VBeforgung der Grundbuch; 
führung wird in Grmanglung ge» 
prüfter Grundbuchsführer Beamten 
ber Gerichtskanzlei, die auch in Ver- 
tretung eines behinderten Grundbuchs⸗⸗ 
führers einzutreten haben, übertragen 
werden können (8. 54, Abi. 3). Im 
Berordnungdtvege wirb dafür Borforge 
zu treffen fein, daſs Eintragungen in 
da8 Grundbuh durch einen biefür 
nicht geprüften Beamten nur unter 
Auffiht des Richters erfolgen follen. 
* Ermanglung geeigneter Kanzlei⸗ 
eamten kann die Grundbuchsführung 
von jedem richterlichen Hilfsbeamten 
und ſelbſtverſtändlich auch von jedem 
Richter beforgt werben ($. 54, Abf. 3). 
(Motive &. 27.) 
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buchsamt befteht, Tann auch deſſen Borfteher in die Prüfungs: 
commijfion berufen werden. S$nwieferne die Grundbuchsführer- 
Prüfung mit der für Beamte der Gerichtskanzlei vorgeichriebenen 
Prüfung ($. 50) verbunden werden Tann, ift im Berordnungss 
wege feitzuftellen. 

Bei Gerichten, für welche feine eigenen Grundbuchsbeamten 
beftellt oder bei welchen die ernannten Grundbuchsführer ver- 
hindert find, fann die Beforgung der Grundbuchsführung, falls 
hiefür geprüfte Perfonen nicht vorhanden find, ausnahmsweiſe 
und vorübergehend *) auch Beamten der Gerichtskanzlei übertragen 
werden, welche -die Grundbuchsführerprüfung nicht abgelegt 
haben. In diefen Fällen hat der Bezirksrichter die Geichäfts- 
führung des Grundbuches befonders zu überwachen. 


ı) Allgem. Grundb. Gel. v. 25. Juli 1871, R. G. B. Nr. 95, und 
die en ——— v. 12. Jänner 1872, R. G. B. Nr. 5, ſiehe bei 


Manz 1 

) 8. 31 G. O. 

2) J. M. V. v. 18. Juli 1897, R. G. B. Nr. 170, 88. 45 bis 50, 
wodurch die M. V. v. 10. Juni 1866, R. G. B. Nr. 101, aufgehoben 
wurde, bei 8.49. 

4), Ebenfo 8. 305 G. O. 


. 99. Die Einzeichnung der Eintragungen ind Handels⸗ 
und Genofjenfchaftsregifter!), die Führung der Beilagenbücher 
und Nachfchlageregifter, die Ueberwachung und Feitftellung der 


— — _——_ — — — — — BI a —— 


8. 55. Die beabfichtigte Ent» anch im Civilproceſſe zahlreiche An⸗ 
laſtung des Richters will der Entwurf | träge, Geſuche und Erklärungen, die 
nebft der Veränderung der Kanzlei» | nicht nach gefetlicher Vorſchrift vom 
organifation auch noch durch einige | Richter jelbft entgegenzunchnen find, 
Erweiterungen des Gefchäftskreifes | welche daher ebenfogut, falls nicht im 
der Gerichtskanzlei erreihen. Bei den | einzelnen Falle ſchwierigere rechtliche 
Gerichtshöfen mit handelsgerichtlicher | Umftände in Frage ftehen, in ber 
Gompetenz eignet fi zunädft ein Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen 
großer Theil der auf die Handeld- und | werden können. Hicher gehören zum 
Genoffenichaftsregifter bezughabenden | Beifpiel das Gefuh um Armenrecht 
Geſchäfte mehr manipulativen Charak- | (8. 65, Abi. 1, C. P. D.), die Weige⸗ 
ters zur obligatorischen Meberweifung | rung eines Zeugen ($. 323, Abf. 1, 
an die Gerichtskanzlei (8.55, Abf. 1), | ©. %. D.), Anzeigen und Gefuche 
anbere denfelben Gefchäftszweig be» | eines Zeugen (8.348 €. P. O.), Ab- 
treffende Angelegenheiten erheifden | Ichnung eines Sachverſtändigen (8.355, 
individuelle Beurtheilung (in$befondere | Abf. 2, C. P. O.), ferner bei Bezirks⸗ 
Anmeldungen zur Eintragung), ihre | gerichten überhaupt Gefuche und An⸗ 
Beforgung buch die Gerichtskanzlei träge von Parteien, die nicht durch 
ift daher nur facultativ nad richter⸗ Adbocaten vertreten d (8. 434 
licher Anordnung (8. 55, Abi. 2). | C. BP. O.), Bekanntgabe von Namen 
Außerdem gibt es nicht nur im Ber: | und Wohnort einzupernehmenber 
fahren außer Streitfachen, fondern | Zeugen u. a. m. Desgleichen wirb, 


— ———— 
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gehörigen Veröffentlichung der Wegiftereintragungen ſowie die 
Beforgung aller anderen mit der Yührung ber Handel3- und 
Genofienfchaftsregifter zufammenhängenden Kanzleigefchäfte (Er- 
theilung amtlicher Abfchriften und Beugniffe aus dem Negifter, 
Aufbewahrung der Regifteracten) wird der Gerichtöfanzlei zu- 
gewieſen. 

Anmeldungen zur Eintragung in das Handels- und Ge- 
nofienjchaftsregifter einfchließlich der Beichmung von Firmen 
und Unterfchriften können auf richterliche Anordnung in der 
Gerichtöfanzlei erfolgen. * 

1) Art. VII, g. b, € G. M. V. v. 9. März 1863, 
2.08%, RR 6.1 RER oh Wi 
1895, R. ©. 8. Nr 74, fie bei Manz XI, 1. Röth— S.200, 239. 

2) Ebenfo 8. 321, 8. 8 

6. 56. Unträge, Geſuche und bei Gericht abzugebende 
Erklärungen, die mündlich vorgebracht werden dürfen und nicht 
nach geſetzlicher Vorſchrift vom Richter ſelbſt entgegenzunehmen 
ſind, können in der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen 


namentlich in dem Städten, die Ge⸗ 
richtstkanzlei unbedenklich zur Aufnahme 
von protofoffariichen Auftündigungen 
berangezogen werden köͤnnen. Yür 
den Richter ift es eine ſehr erhebliche 
terung, wenn er mit derlei zwar 
einfadyen,'aber doch zeitraubenden An- 
gelegenheiten verfchont wird. Das 
Gefcg muſs fi aber darauf be- 
f&ränten, dießbezägli nur die Zu⸗ 
täffigkeit der Aufnahme durch dic 
Gerichtskanzlei zu ftatuiren. Ob von 
diefer Ermächtigung im einzelnen J 
Gebrauch gemacht wird, das bä 
nit nur von der befonderen Art 2 
Sorbringend ab — aud unter ben 
erwähnten Sachen können foldhe ent- 
— ſein, welche juriſtiſche Schulung 
— ſondern auch von der 
—— der Gerichtskanzlei. 
Bas — — — 
hofes, in welcher insbeſondere 
* Auſcultanten thätig fein werben, 
leiften imftande fein muſs, das 
würde vielleicht weit über das Können 
des Kanzliften bei einem EUR 
erichte hinausgehen. Die im 
di. 2 und 3, erwähnten © af 
fallen —— dem Wirkungsbereiche 


der Kanzlei zu, von welcher fie zum 
größten Theile auch ſchon heute beſorgt 
werden. (Motive ©. 27.) 

8. 56. Die —— über: 
flüffiger Schreibarbeit der Kanzlei will 
Die Vorjchrift des 8. 58, Abſ. 2, die Ent- 
loftung des Richters von ber fogenann- 
ten Blanlettenarbeit die Beitimmung 
des letzten Abſatzes des 8. 56 anbahnen. 
Demſelben Ziele ſtrebt die Beſtimmung 
des 8. 59, Abſ. 3, zu, nach welcher 
gewiſſe Anbringen im Mahnverfahren 
bloß durch ein ſchon aus Gründen 
der ftatiftifhen und abminiftrativen 
Meberficht nothivendiges Regifter be: 
urfundet und die Erledigung bloß 
durh einen kurzen Regiſtervermerk 
erfihtlih gemaht wird. Die Aus— 
fertigung derfelben duch Ausfüllung 
bon zwedmäßigen Forınularien kann 
feinerlet Schwierigkeiten unterliegen 
und mit Beruhigung der Gerichtö- 
kanzlei überlaffen werden. Der Richter 
eontroliert, indem er die betreffende 
Erledigung (gantungsbefeht zc.) im 
Driginale unterfchreibt. Gleiches gilt 
von den einfachen Benahrichtigungen 
und Erpeditionen ber tm 8. 59, Abf. 1, 
bezeichneten Art. (Motive S. 28.) 
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werben.) Das Prototoll ift erforderlichenfalls dem zuftändigen 
Gerichte zu überſenden. 

Die Aufnahme gerichtlicher Wechjelprotefte kann auf richter- 
lihe Anordnung durch Beamte der Gerichtäfanzlei geichehen; 
desgleichen können dieſe auf richterlihe Anordnung Todfalls⸗ 
aufnahmen, Anlegung von Sperren, Verſiegelungen, Inventi⸗ 
rungen und freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen (8. 269, 
Abſatz 2, des kaiſerlichen Patentes vom 9. Auguſt 1854, 
R. G. B. Nr. 208) vornehmen und Unterſchriften und Ab⸗ 
ſchriften beglaubigen.?) 

Die Gerichtskanzlei hat die von den Parteien nad Bu: 
läffigleit des Geſetzes begehrten Ausfertigungen, Auszüge 
und Abfchriften aus den Gericht3acten zu ertheilen®); diefelben *) 
find vom Vorſteher oder von dem leitenden Beamten der 
Gerichtsfanzlei oder von dem dazu bejonders beitimmten 
Kanzleibeamten zu unterfchreiben und mit dem Gerichtäfiegel®) 
zu verjehen. 

Bei Beichlüffen, die einem fchriftlih angebrachten oder zn 
Protokoll erklärten Untrage ohne Einfchränfung willfahren, ein: 
ichlieglih der auf Grund von Klagen und fchriftlihen Gefuchen 
zu erlafjienden Zahlungsbefehle im Wechjel: und Mahnverfahren ®) 
und der auf Grund gerichtlicher Auffündigungen gemäß 8. 562 
der Givilprocef3ordnung ergebenden gerichtlichen Aufträge, Tann 
der Gerichtöfanzlei die Entwerfung der Beichlufsausfertigung 
aufgetragen”) und die Burüdbehaltung einer Urjchrift oder Ab- 
ſchrift durch einen kurzen Bewilligungsvermerf auf der Eingabe 
oder dem Protokolle erſetzt merden.®) 

1) Sie find im einzelnen in den 88. 819 bis 321 G. O. aufgeführt. 

2) Die Ermädjtigung zur Beglaubigung von Unterſchriften durch 
Beamte der Gerichtskanzlei wird vom Vorſteher des Gerichtes ertbeilt, 
8.239, Abſ. 4, &.D. — (Ungabe der Bogenanzahl des Drigtinales 
bei Vidimirung von Urfunbenabihriften Aus AUnlafs einer her- 
borgefommenen Dleinungsverjchiedenheit hat das Zuftizminifterium einem 
Oberlandesgerichtspräfibium behufs Pre Mi des betreffenden Gerichtes 
die vom Zuftizminifterium getheilte Anſchauung des Finanzminifteriums 
befanntgegeben, daſs Die Verpflichtung der die Bidimirung von Urkunden- 
abjchriften vornehmenden Organe zur Ungabe der Unzahl der Urkunden 
bogen aus der Faſſung und ee der 88. 283 u. 284 des kaiſ. 
Bat. v. 9. Auguft 1854, 9. G. 8. Nr. 208, dann der Anmertung 5 
zu der T. B. 2 des Geſetzes dv. 9. Februar 1860, R. G. 8. Nr. 50, 
geiolgert werden mufs, weil mit Rüdficht auf die Beſtimmungen des 

J. 2 der Vorerinnerungen zum Tarife des Geſetzes v. 9. Februar 
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1850, R. G. B. Nr. 50, und 8. 3 der Vorerinnerungen zum Tarife 
des Geſehes v. 13. December 1862, R. ©. 8. Nr. 89, unter ber Größe 
des Stempels einer Urkunde die Summe der für alle Bogen ber Urkunde 
entfallenden Stempelgebüren begriffen ift (Mitth. 3. M. 8. B., 
S. 61/1900). 
2) 8. 323 G. O. 
9) Bon der Gerichtskanzlei begehrte Ausfertigungen gerichtlicher 
Erledigungen uns aber nicht vom Sanzleibeamten, andern von den in 
3 il, 4 u und 2, G. O.G. bezeichneten Richtern zu unterfchreiben, 
s an) a — u noch das Gerichtsſiegel anzubringen iſt, ſiehe in 
©) Abgeſehen von — Fällen, Hat der Kanzleibeamte 
mündliche Geſuche und Widerſprüche nur durch Eintragung in das 
Mahnregiſter M zu beurkunden und unmittelbar auf Grund der Regiſter⸗ 
eintragung den bedingten Zahlungsbefehl oder den Beſchluſs über bie 
— eines verſpäteten Widerſpruches auszufertigen und dem 
Richter zur Unterſchrift vorzulegen oder die — u rechtzeitig 
ee un zu verftändigen, 8. 229 8. 7 


194 G. D., — 3. 3. auch bei Unträgen auf Execution be- 
— Bermögens — 

6. 57. Soweit nicht die Strafproceſsordnung einzelne 
diefer Geſchäfte dem Richter felbft überträgt, wird die Ueber- 
nahme der in Straffahen an das Gericht gelangenden Ein- 
gaben und Acten, die Ausfertigung ftrafgerichtlicher Erfenntniffe 
und Beichlüffe, die Bewirkung der Buftellungen und Ladungen 
im Strafverfahren?) und die Aufbewahrung der ftrafgerichtlichen 
Acten der Gerichtäfanzlei?) zugemiefen. 

Die zur. Führung der Protokolle im Strafverfahren?) be- 
rufenen beeideten Schriftführer können dem Perfonale der Ge— 
richtskanzlei entnommen werden. 
ars 1) —— Thatigkeit der Gerichtskanzlei in Strafſachen, 88. 317, 

nm i er Prototkolle im Civilverſfahren dieſelbe 
im 8.18, Abf. 2, 8 N. u eb an 

6. 58. Die Geihäftseinrichtung der Gerichtsfanzlei ift 
im Verordnungswege zu beitimmen. Hiebet ift auf thunlichfte 
Zereinfahung der Gefchäftsformen, Erleichterung der Kanzlei— 
manipulation und Einſchränkung der Schreibgefchäfte Bedacht 
zu nehmen und der Geichäftsbetrieb fo zu geftalten, daſs bie 
Gerichtskanzlei in den Stand gefebt wird, bei — ihrer 


Schauer, Geſch. Ordg, 
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DObliegenheiten in Bezug auf die Schnelligkeit und Verläſslich⸗ 
feit des gerichtlichen Hilfsdienſtes allen Anforderungen des 
Rechtsverkehres zu genügen. 

Mittheilungen und Erfuchen des Gerichtes oder der Ge—⸗ 
richtöfanzlei an Behörden oder an andere gerichtliche Organe, 
einfchließlich der Mittheilungen über die an das Gericht oder 
an die Gerichtskanzlei gelangten Erſuchen, find in der Regel 
in Urſchrift abaufenden.') 

1) 88.199, 200 G. O. Die gen muſs nicht vom Richter ſelbſt 
geichrieben fein, 8. 191, Ab]. 4, 

$. 59. Someit nicht — Vorſchriften im einzelnen 
entgegenſtehen, können der Gerichtskanzlei auch die in Straf— 
fachen?), ſowie die in Sachen der ftreitigen?) und nicht ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit?) und namentlich im Concurs⸗) und Erecutiong- 
verfahren ®) vorgefchriebenen Benacdjrichtigungen von Verwaltungs: 
und anderen Behörden und Organen, fowie andere nicht mit 
Rechtsanwendung verbundene Expeditionen und die bei Aus: 
übung der Gerichtöbarkeit vorkommenden Acte und Verrichtungen 
des äußeren Gefchäftsganges übertragen werden. 


Die Gerichtsfanzlei kann ermächtigt werden, mündlich an- 
gebrachte gerichtliche Auffündigungen der im 8. 560 der @ipil- 
procef3ordnung bezeichneten Beftandverträge zu Protokoll zu 
nehmen; die Protofollirung kann durch Eintragung in ein über 
Kündigungen zu führendes Negifter erfebt werden.®) 

Desgleihen Tann ihr aufgetragen werden, mündlich) an= 
gebradhte Gefuhe um Erlaflung eines Zahlungsbefehles im 
Mahnverfahren?) oder um Bewilligung der Erecution auf beweg⸗ 
liche3 Vermögen auf Grund folder Zahlungsbefehle, ſowie die 
mündliche Erhebung eines Widerſpruches durch Eintragung in 
ein über Mahniachen zu führendes Megifter zu beurfunden; die 
Aufnahme von Protofollen unterbleibt in dieſen Fällen?) Bon 
den auf Grund folder Regiltereintragungen erlaffenen Zahlungs— 
befehlen oder Erecutionsbewilligungen wird eine Urjchrift oder 
Abſchrift bei Gericht nicht zurücdhbehalten, fondern es genügt die 
Anmerkung diefer Acte im NRegifter. 

? Ss, 317, „518 8. 98.313 ©. 8 s) 8. 316 G. O. 

O. — — 384, 385 G. O 


ie D. An den Sanbeefauptftäbten nur mit 
Bewilligung des Suftigminttens 8.230, legt. Abſ., G. O. 
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) 8. 229 G. O. te an jedoch nicht durch das 
Mahnregiſter beurfundet, 8.319, 3.3, 8.01 


°, In zweifelhaften Fällen, forvie * Mahngeſuche, die mit einer 
Es — en find, ift ein Protokoll aufzunehmen, 8. 229, 8.7 und 


j gr Bei Bezirkögerichten, die mit mehreren Einzel: 
richtern befeßt find, und bei Gerichtshöfen, bei welchen mehrere 
Senate beitehen oder Gerichtshofsgeſchäfte von Mitgliedern des 
Gerichtshofes als Einzelrichter erledigt werden, können Wbthei- 
Iungen der Gerichtsfanzlei gebildet werden!), deren jede nad 
Maßgabe des Bedarfes für einen bejtimmten Einzelrichter oder 
Senat oder für eine bejtimmte Gruppe von Richtern oder 





8. 60. Was nun die DOrganis | einen beftimmten Senat oder Einzel: 
firung der Gerichtsfanzlei anbelangt, | richter oder für eine beftimmte Gruppe 
fo werden bei Gericht#höfen befondere | von Senaten und Einzelrichtern zu 
Abteilungen für den Dienft des Han- | verfehen und indbefondere auch bie 
bei3- und Genoflenfchaftsregifterg, — ihnen übertragenen Rechnungsarbeiten, 
bie Grundbuchsführung und für den | bie Führung der vorgeſchriebenen Re- 
alfgemeinen Dienft beftehen. Neben | gifter, Vormerkungen und Verzeichniiie 
letzterer Tann noch, falls nicht eine | und bie en er borgefchriebe: 
Trennung gemäß 8.60 ftattfindet, eine | nen Ausweiſe und Geſchäftsüberſichten 
befondere Abtheilung für das Zuftel- | zu beforgen hat (88.60 und61). Diele 
lungsweſen gebildet werden. An der | Einrichtung, bie eine ungemeine Er- 
Spitze jeder Abtheilung wird regel- | Leihterung in ber Geſchäftsbehandlung 
er ein leitender Beamter der Ge- | bewirken wird, kann ebenio bei Be- 

anzlei fteben, über die gefchäft- | zirksgerichten "getroffen werden, dic 
liche —— — und das Gebaren aller | ſtändig mit mehreren Einzelrichtern 
Abtheilungen führt ber Borfteher | bejegt 9 nd und beren Kanzlei mehrere 
der Gerichtskanzlei die mit gewiflen | Beamte zugewiefen find. Diefe Ab- 
Verfügungsrechten ausgeftattete Auf | theilungen geftattendas wirkungsvollſte 
ficht, während die Aufficht in diſcipli- Aufammenarbeiten von Richter und 
— Hinficht dem auffichtsführen- Kanzlei; jeder Kanzleibeamte hat nur 
ben Richter oder richterlichen HSilfs- | für eine beftimmte Menge von Rechts⸗ 
beamten zukommt (8. 63, Abf. 1). | fachen zu forgen, dieſe aber überblidt 
Bei erichten wird, wenn aus⸗er ſtets in ihrer ——— Entwicklung. 
nahm sweiſe die Einrichtung nicht nach | Er weiß immer, in welchem Stadium 
dem Principe des 8. 60 erfolgt, eine | fie fich befinden, und erjpart dadurch 
Trennung der verfchiedenen Geſchäfts⸗ | viele fchriftliche Conteoie Richter und 
zweige nad Perfonen vorgenommen | Ranzleibeamte controlicen fih Tag 
werden, falls die Gerichtskanzlei mit fir Zag gegenfeitig. Der Richter * 
Beamten beſetzt iſt. Die ! den beiten Einfluſs auf die Expedition 
Meng für den allgemeinen Dienft | der Sache nehmen; allen Weitläufig- 
— wie oben erwähnt — bei ! keiten ift durch das auch Örtliche enge 
——— mit größerem Geſchäfis⸗ Bereinigtſein von Richter und Kanzlei 
kaube und mehreren ftändigen Se» | ein Ende gemacht. 
naten ober Einzelrichtern noch in meb- Die Heinere Abtheilung der Ge- 
rere befondere Abtheilungen getheilt richtskanzlei ift Teicht zu überfehen umb 
werben, bon welchen jede die gefamm- | leicht zu leiten. Infolge der ausfchließ- 
ten Geicäfte der Gerichtskanzleij für lichen Beichäftigung mit ben Agenben 
10* 


— — — —— 
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Senaten die gejammten Gefchäfte der Gerichtöfanzlei ausfchlieh- 
ih zu beforgen Hat. Die Vollziehung von Zuftellungen und 
Ladungen und die Vornahme von Erecutionshandlungen Tann?) 
biebei aus den Obliegenheiten diefer Abtheilungen ausgefondert 
und einer felbftändigen Wbtheilung der Gerichtsfanzlei über: 
tragen werden, welche alle derartigen, bei diefem Gerichte vor- 
fommenden Amtshandlungen zu bejorgen hat.?) 


Die Bildung jelbjtändiger Abtheilungen der Gerichtsfanzlet 
für den befonderen Dienft bei beftimmten Richtern oder Senaten 
wird vom Juftizminifter angeordnet.*) Die weiteren Verfügungen 
über die Anzahl der Abtheilungen, über deren ii RR und 


un vo Se pe en — —— — one it, * 
ort, wo Fachrichter eben gerichtlichen anupuliti efchäjte 
Abi. 8, J. N.), werden die Kanzlei» | verlangen fo fehr wie die verläſsliche 
Beamten dieferbefonderen Abtheilungen | Bejorgung bes Zuftellungsdienftes und 
eine — — — ee in en — —— — 
er Dur ru rer Aufgaben er⸗ un onentenn und eine boll- 
langen. Die Fichte werden mit | ftändige Ueberficht über alle einzelnen 
a en een edlen a — — ee Kai u lee 
olg e Unterweiſung der Kanz⸗ uch die Aufteilung auch ſolcher 
leiorgane angelegen fein lafjen, al® | Angelegenheiten auf die verſchiedenen 
wenn fie heute mit diefen, morgen mit | Abtheilungen würde häufig die Ge⸗ 
jenen Hilf8organen zu arbeiten hätten. | legenheit verloren geben, mehrere 
ana a Die Beloftung beb Genateß | Die meiteren bu Gericißttaner vor“ 
g, da die u ⸗ 
oder Einzelrichters gleichen Schritt | zunehmenden Zuſtellungen fo zu ord⸗ 
halten wird mit dem Arbeitöpenfum | nen, daſs fich für da8 Zuſtellungs⸗ 
der Kanzlei, die Gewähr dafür, daf8 | organ eine a veranlagte 
dem Senate und ben aus feiner Mitte — ae behufs — 
von Koſten a zu concentriren, 
ir fid in einem Zuge beforgen 
| läfst. 

| Auch im Berhältniffe zur Poſt 
'ift eine zweckmäßige Behandlung des 
| Zuftellungswefens wohl faum anders 
| als durch Vereinigung aller diesfälligen 
| Gefchäfte in einer Hand zu bewirken. 
ı Deshalb wird für Zuftellungs und 
Erecutionsſachen womöglich ſtets einc 
eigene, aber für das ganze Gericht ge- 
meinfame Abtheilung zu bilden fein. An 
die Spige diefer gemeinfamen Abtbei- 
lung wird fchon ihres größeren Um- 
fange® und wegen der weittragenden 
erordnungstvege überlaffen werben, | Bedeutung ber ihr vorbehaltenen An⸗ 
jene concreten Umftände näber zu be- | gelegenbeiten ein lettender Beamter ge- 
zeichnen, welche für die Bildung berarti- | ftellt iverden müſſen. (Motive ©. 

ger Abtheilungen entſcheidend fein ſollen. | 26, 27.) 


entfenbeten beauftragten Richtern oder 
den Einzelrichtern ſtets Die erforder: 
lichen geeigneten Protokollführer zur 
Verfügung ftehen. Die befonderen 
Abtheilungen werden kaum fo groß 
gemacht werden dürfen, daſs ein lei» 
tender Sanzleibeamter an die Spite 
geftellt werden müjste. Dagegen muſs 
allerdings einer jeden mindeſtens ein 
Stanzleibeamter beigegeben werden. 
Die für die Schaffung dieſer Einrich- 
tung entwidelten Gründe zeigen fchon, 
daſs für ihre Einführung die Ver— 
hältniffe der einzelnen Gerichte maß- 
van find. Es muſs demnach dem 
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über die etwaige Ausfonderung der Buftellungs- und &recutions- 

gejchäfte fteht dem Präfidenten des Oberlandesgerichtes zu. 
2 Be 3260. — 

e ten anzleiabtheilungen iſt dieſe Ausſcheidun 

—— ae nn theilungen ift Diel ſcheidung 

Die a der. Geſchäfte des Zuftellungs- und Vollitredungs- 

weſens bedarf der Zuftimmung des Juſti a ah 8.34 8.0. — 

Auch die Bereinigung der Zujtellungsgefchäfte für mehrere Fan elben 

— —— Gerichte iſt zulaͤſſig Oberlandesgerichtspräſident), 


— LE Allgemeine Grundſätze für diefe Anordnung enthalten 88. 31, 
. 61. Die einzelnen Abtheilungen der Gerichtskanzlei 
haben die dienjtlichen Aufträge des Richters), dem fie zugewieſen 
find, oder bei &erichtähöfen des Senatsvorfitenden zu erfüllen. 
Sie haben ih in Beſchränkung auf die Angelegenheiten, deren 
Erledigung diefem Richter oder Senate übertragen ift, allen 
Berrihtungen zu unterziehen, die im Intereſſe des Gejchäfts- 
betriebe3 nothwendig erjcheinen und zu den amtlichen Obliegen- 
iten der Gerichtskanzlei gehören. 
1) Abtheilunggleiter, 8.33 G. O. 


Gerichtsdiener. 


6. 62. Die Zahl der einem Gerichte zugewieſenen Diener 
und ®efangenaufjeher wird vom Suftizminifter bejtimmt. Neicht 
fie vorübergehend wegen Behinderung eines Dienerd, wegen 
ſtärkeren Geichäftsandranges oder aus anderen Gründen nicht 
aus, fo können, falls jich dem Bedürfnis nicht durch einftweilige 
Zuweiſung aus dem Dienerperfonal anderer Gerichte besfelben 
Sprengel3 abhelfen läſst, Aushilfsdiener aufgenommen werden. 

Die Aufnahme von Auspilfsdtenern erfolgt mit Bewilli⸗ 
gung des Oberlandesgerichtäpräfidenten dur) den Amtsvorſtand. 

Die Dienstverhältnifie der Diener, Aushilfsdiener und Ge— 
fangenaufjeher, fowie die Aufnahme, Verwendung und Entloh- 
nung von Zujtellungsboten zu regeln, bleibt den im Verordnungs⸗ 
wege zu erlafjenden Dienftvorjchriften und den zu deren Durd- 
führung vom AYuftizminijter zu erlaffenden Anordnungen!) vor- 
behalten. 

ö 2188 14 bis 16 J. M. V. v. 18. Juli 1897, R. G. B. Nr. 170 


die Bezüge der Diener find geregelt durch dad Gel. v. 26. De- 


150 %. II. Gerichtsorganiſationsgeſetz $. #3. 


cember 1899, R. &. 9. Nr. 265, und die M. 8. v. 27. Auguft 1899, 
J. M. V. B. Nr. 35. 

Betheilung oberlandesgerichtlicher Diener mit der bis— 
her für die Rathsdiener vorgeſchriebenen Amtskleidung. 
Einem Oberlandesgerichtspräſidium wurde vom Juſtizminiſterium auf 
die Anfrage, wie es, nachdem anläfslih der Regulirung der Diener⸗ 
gehalte die Kategorie der oberlandesgerichtlichen Rathsdiener aufgehoben 
wurde, hinſichtlich der Betheilung oberlandesgerichtlicher Diener mit der 
bisher für die Rathsdiener vorgeſchriebenen Amtskleidung zu halten ſei, 
eröffnet, daſs es keinem Anſtande unterliege, fernerhin eine der bisherigen 
Anzahl von Rathsdienern gleiche Zahl oberlandesgerichtlicher Diener, 
deren Auswahl dem Oberlandesgerichtspräſidium freigeſtellt bleibt, mit 
der in der J. M. V. v. 6. Juni 1890, J. M. V. B. Nr. 26, für die Raths⸗ 
diener vorgeſchriebenen Amtskleidung zu betheilen, und daſs hinſichtlich 
der ſo Betheilten die in der bezogenen Verordnung über die Tragdauer 
der Amtskleider der Rathsdiener enthaltene Beftimmung in Kraft bleibt 
(Mitth. J. M. V. B. S. 78/1900). 


Dritter Abſchnitt. 


Diſeiplinargewalt über die nicht richterlichen Beamten 
und Diener. 


F. 63. Die Aufſicht über die bei einem Bezirksgerichte 


angejtellten oder verwendeten, nicht richterlichen Beamten, Stanzlei- 
gehilfen und Diener!) fteht dem Bezirksrichter?) im Einvernehmen 


die bei Gericht verwendeten nicht | auch der Angeftellten jelbft durch Ein» 
richterlihen Beamten und Diener ſchiebung geeigneter Zwifchenftufen, 
wird dermalen nah Maßgabe der in | die ein richtigeres® Sndividualifiren 
38. 75 bis 89 des Taiferlichen Patented | geftatten, auszugeftalten, ferner durch 
vom 3. Mai 1853, R. G. B. Nr. 81, | da8 Bedürfnis, die Competenz zur 
enthaltenen Vorſchriften ausgeübt, die | Ausübung ber Difeiplinargewalt beifer 
bis zur Erlaffung des Gefeged vom | zu ordnen und zugleich der durch die 
21. Mai 1868, R. G. B. Nr. 46, auch | neuen Geſetze geänderten Gefchäfts- 
für die richterlichen Beamten galten. | vertheilung anzupaffen, und endlich 
Infolge legterer Einſchränkung und | auch dadurch, dafs ſich in der Praris 
der mit Allerhöchfter Entjchliegung manche Lüden in den bisherigen Be» 
vom 13. Juni 1859 in Anfehung der | ftimmungen ergeben haben, die ent- 
Beamten verfügten Aufhebung des weder durch Heranziehung der analogen 
Dijeiplinarftrafmittel® der Degrabi- | Normen des rigterlihen Difciplinar- 
rung iſt ein nicht unerheblicher Theil | gefeges auszufüllen zweckmäßig fcheint 
der fraglichen Vorſchriften objolet ge» | oder die felbftändige neue Vorſchriften 
worden. Schon dies machte eine | nothiwendig maden. Das Biel einer 
Neuregelung wünſchenswert. No | Neuregelung konnte aber fein anderes 
dringender wurde lestere aber buch | fein, als einerſeits den AuffihtSorganen 
das Bedürfnis, den engen Kreis der | Zwar alles zu geben, was fie brau 

bisherigen Difeipfinarftrafmittel tm | um eine correcte, Tautere, gewiffen- 


. 863. Die Difeiplinargemwalt über | Sntereffe fowohl des Dienftes als 
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mit dem Richter zu, dem die betreffende Berfon zur Verwen⸗ 
dung zugewieſen if. Bei Gerichtshöfen wird fie durch den 
Bräfidenten des Gerichtshofes unter Mitwirkung der von ihm da- 
mit beauftragten Richter oder richterlichen Hilfsbeamten ausgeübt. 


bafte und prompte — 
in Juſtizſachen zu erhalten und den 
tsdienft nach innen wie nad 
außen im Geiſte ſtrenger geſetzlicher 
Pflichterfũllung zu führen, aber ander⸗ 
— auch den Beamten und Dienern 
egen Ueberſchreitungen und gegen 
——ù — Handhabnng der Difciplis 
narbefugniſſe einen genügenden Rechts⸗ 
ſchutz zu gewähren, wobei es aller- 
dings in leßterer Beziehung nicht fo» 
wohl auf beftimmte Formen, fondern 
darauf — daſs dieſer Rechts⸗ 
ſchug dem PAngeftellten nah feinen 
iſſen obne Schwierigkeiten 
und ober erreihbar und bei aller 
a. tnahme auf die mit der befon- 
telung des Richters zuſammen⸗ 
———— Berſchiedenheiten doch auch 
der vollen Garantie eines unabhãngigen, 
aus höheren Richtern gebildeten Spruch⸗ 
coſlegiums theilhaft werde, um bie 
ge wenigfiens in ihren 
und weittragenden Anwen⸗ 
dungen, auch den nicht richterlichen 
Beamten und Dienern gegenüber von 
der Perſon des einzelnen Vorgeſetzten 
mõglichſt abzutrennen. 

Die Dienſtpflichten, auf deren Ber- 
legung die Berhängung von Difcipli- 
narmaßregeln oder Strafen angedroht 
ift, — fich aus den für die Thä⸗ 

keit dieſer Beamten und Diener 
maßgebenden geſetzlichen Borſchriften 
und aus den tn $. 19 des Geſetzent⸗ 
wurfs aufrecht erhaltenen Beftim- 
mungen der Öerichtsinftruction (8$.45, 

47—51, 59). Wie das richten liche 
Difeiptfnar nargefeg find auch die Vor⸗ 
were des Geſetzentwurfs unmittel- 
bar auf diefen Rormen aufgebaut; 
eine Aufftelu fharf begrenzter 
Thatbeitände wiirde dem Weſen und 
ir unction der Difciplinargewalt 
prechen, bie felbft die unſchein⸗ 
Abweichungen von den Ge- 
fegeßbefehlen en können und 
namentlich die Fahigkeit behalten muſs, 


— — — — — — — — — — — — — — —— — — — — — 


auch dem rein Im nicht 
Zupifchen, wenn es fich den Dienft« 
intereffen und den gejegliden An⸗ 
forderungen zuwider geltend macht, 
entgegenzuwirfen. Dabei fet bemerft, 
dafs die Vernachläffigung der Dienft- 
pflidten auch die ungerechtfertigte 
Ueberſchreitung eines Urlaube und 
die a Abwesenheit vom 
in ſich begreift und daher die 
Nicpfeecipirung der in $. 71 der gelten- 
den Gerichtsinftruction enthaltenen Be⸗ 
ftimmungen keineswegs die Bedeutung 
eined Berzichted auf die difciplinare 
Ahndung folcher Pflichtverlegungen hat. 
Den Difeiplinarftrafmitteln der 
Serichtsinftruction, bie eine ebenmäßige 
Abſtufung vermiffen laffen und deshalb 
nicht immer ausreichten, wurden in 
theilweifer Anlehnung an das Diſci⸗ 
plinargejeg für richterlihe Beamte 
beigefügt: die Verhängung der Geld⸗ 
ftrafen ($. 63), die Aufichiebung der 
Borrüdung in eine höhere Gehalts» 
ftufe ($. 64) umd die Berſetzung in 
den Ruheſtand auf unbeftimmte Zeit 
mit Verminderung dernormalmäßigen 
Ruheſtandsgenüſſe (8. 64). Ferner 
wurde nach jenem Vorbilde der in 
der Gerichtsinſtruction mit der Ver⸗ 
ſetzung an einen anderen Dienſtort 
verbundene Nachtheil auf den Nicht⸗ 
erſatz der Ueberſiedlungskoſten reducirt. 
Im Ausmaße der Strafnachtheile find 
a leichfalls die Grenzen des richterlichen 
iſciplinargeſetzes eingehalten; nur 
bei Geldſtrafen erſchien e8 nöthig, dem 
geringeren Dienfteinlommen der nicht 
richterliden Beamten und Diener 
duch eine abfolute Höchftziffer im 
Geſetze felbft Rechnung zu tragen 
(8. 63, Abi. 2) Endlich ift die zuge- 
laflene Eumulirung der Gehaltsab- 
züge und unfreiwilligen Verſetzung 
(8. 64, Abſ. 2) dem richterlichen fee 
plinargefege entlehnt. Daſs in diefer 
Bermehrung der Strafmittel an fich 
feine Berfhärfung der Difeiplinarftraf> 
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Das Recht der Aufficht enthält die Befugnis, wegen Ver⸗ 
nachläſſigung des Dienites, wegen ordnungswidriger Ausführung 
oder megen Perzögerung übertragener Amtögefchäfte, ſowie 
wegen aller anderen Verlebungen der Dienftpflichten, welche fich 
mit Rüdjicht auf Urt und Grad als bloße Ordnungswidrigfeiten 
darftellen, Verwarnungen und Verweiſe zu ertheilen und die 
Erledigung eines Amtsgefchäftes durch Gelpftrafen?) bis zum 


gewalt liegt, bedarf kaum der Er- 
Srterung, benn Feine biefer neuen 
Strafen fommt an Schwere der Dienft- 
entlafjung gleich oder überfteigt dieje 
gar. Die Folge kann daher nur die 
fein, dafs in ſehr viel Fällen, in 
denen bi3 nun mangel3 geeigneter 
Zwifchenglieder gleich zur Dienftent- 
laffung gefchritten werden musste, 
dieſes Aeußerſte dem Beamten oder 
Diener eripart bleiben wird. So 
wird die jedem unvolltommenen dürf- 
tigen Strafenſyſtem innewohnende 
Gefahr übermäßiger Strenge ſchwin⸗ 
ben. Die für die geringeren Strafen 
zu ernite Vergebung muſs nun nicht 
mehr aus diefem Grunde allein [don 
der ftrengiten Strafe unterftellt werden, 
fondern auch für fie wird fortan eine 
angemeffene Strafdrohung im Gejege 
gefunden werden. Mebrigens dürfte 
auch bie Concentrirung der Difciplinar- 
ftrafgewalt in einigen wenigen Spruch⸗ 
collegien weſentlich dazu beitragen, 
den Gedanken einer gerechten, gefunden 
Proportionalität zu befeftigen, auf 
welchen ber Gejegentwurf felbft an 
einigen Stellen (8. 63, Ab. 2, 8.64, 
Abſ. 1) deutlich hinweist. 

Wie die reichere Gliederung ber 
Strafmittel die bienftlihe Stellung 
der nicht richterlicden Beamten und 
Diener verbefferr, fo Wirkt eg im 
gleichen Sinne, wenn der Öcjegentwurf 
gegen die fchriftliche Ertheilung eines 
Verweiſes und gegen die Berhängung 
einer Gelbitrafe einen Rechtszug er- 
öffnet ($. 63, Abf. 3) und — mas 
noch viel größere Bedeutung hat — 
wenn er Gehaltsabzüge jeder Art der 
eventuellappellablen Entjcheibung eines 
Gerichtshofes (Dijeiplinarcommiffion) 
borbehält (8. 64), während nach der 
Gerichtsinftruction die Verhängung 


eines den Betrag des einvierteljährigen 
Gehaltes nicht überfteigenden Gehalts - 
abzuged in bie Befugnis bes unmittel⸗ 
baren Amtsvorſtandes (unter Borbe- 
halt der gleichen Befugnis für den 
Oberlandesgerichtspräfidenten und den 
Suftizminifter), die Berhängung grö- 
Berer Gehaltsabzüge aber im die Com⸗ 
petenz des Juſtizminiſters flelen. Auch 
die Berfegung an einenanderen Dienft- 
ort wird erft durch den Entwurf zum 
Segenftande einer richterliden Bes 
urtbeilung und gegebenenfall8 fogar 
einer inftanzenmäßigen Ueberprüfung; 
bisher konnte fie vom Juſtizminiſte⸗ 
rium verfügt werben. 

Auf diefe Art tritt an Stelle der 
wenig überfichtlicden und vielfach flie- 
Benden Competenzbeftimmungen der 
Gerichtsinſtruction eine Hare Scheibung 
nad ber Beſchaffenheit und Schwere 
des anzuwendenden Difeiplinarmittels, 
ähnlich wie fie dad Dijciplinargejet 
für richterlicde Beamte, an die Son- 
derung der Ordnungs⸗ und Difeiplinar- 
ftrafen anfnüpfend, geſchaffen bat. 

Ermahnung, Verweis und Geld» 
ftrafen, die Difeiplinarmittel bei Pflicht- 
verlegungen geringeren Grades, kön⸗ 
nen von dem Präfidenten des Gerichts» 
hofes, oder bei Bezirfägerichten von 
dem auffichtführenden Richter ver- 
hängt werden, alle übrigen Fälle find 
ausnahmslos dem Difciplinargerichte 
vorbehalten. Diſciplinargericht tft in 
Anjehung der beim Oberlandesgerichte 
oder bei einem diefem untergeordneten 
Gerichte angeftellten nicht richterlichen 
Beamten und Diener bie bei jedem 
DOberlandesgerichte aus fünf Näthen 
dieſes GerichtShofeß zu bildende Difci- 
plinarcommilfion, in Anfehung des 
Kanzlei» und Dienerperjonaled des 
Oherften Gerichts: und Caſſations⸗ 
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Selammtbetrage von dreißig Gulden und bei Dienern bis zum 
Bejammtbetrage von fünfzehn Gulden zu betreiben. Der Feſt⸗ 
jegung einer Geldftrafe muſs deren Androhung borausgehen. 
Die Verwendung der Gelvitrafen hat der Aujftizminifter im 
Berordnungsmwege feitzufegen. Vor Ertbeilung eines Vermeijes 
oder Verhängung einer Geldftrafe iſt dem Betheiligten Gelegen- 
beit zur Nechtfertigung zu geben. 
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hofes aber ein aus fünf Näthen ge- 
bildeter Senat des Oberften Gerichts⸗ 
und Caſſationshofes, der zugleich als 
— die Entſchei⸗ 
en der Diſciplinarcommiſſionen 
Bean fungirt (8. 66). 
(Motive S. 28—30.) 


Der Ausſchuſs billigte es voll⸗ 
kommen, daſs, wie die erläuternden 
Motive ber Regierungsvorlage aus⸗ 
fuͤhrlich — in das vorliegende 
Geſetz ein Abſchnitt über die Diſcipli⸗ 
narbehandlung der nicht richterlichen 
Beamten der Gerichte aufgenommen 
werde. Die Borſchriften der 88. 58, 
75 bis 89 der Geri inftruction, 
mweldhe heute für diefe Kategorie von 
Beamten zur Anwendung fommen, 
find, wie von feiner Seite beftritten 
wird, unzulänglihd. Die Anwendung 
des für bie Richter beftehenden Gef. 
v. 21. Mat 1868, wie fie in einem 
Fmiriativantrag der Abgeordneten Frei⸗ 
berin v. — Dr. Brom- 
ber und Dr. Dericatta vom 
16. April 1891 * Anregung gebracht 
wurde, wäre in der bon ben ag⸗ 
ſtellern vorgeſchlagenen Weiſe legiftiſch 
und auch materiell rechtlich unthun⸗ 
lich, da die genannten Antragſteller 
einen einzigen Paragraph formulirt 
haben wollen, der im allgemeinen die 
finngemäße Anwendung der rich⸗ 
tertihen Diſciplinargeſetze auf die nicht 

ichen Beamten und Diener bei 

den Gerichten ausſpricht. Eine Reihe 
von Beimmungen des richterlichen 
en ag welches feine ſpeci⸗ 
in ber ſtaatsgrund⸗ 


a gem leifteten Unabhängig- 
ichterftandes bat, kann aber 

auf jene andere Kategorie, bie dieſes 
den Richtern eigenthümliche Standes⸗ 





xecht nicht befigt, nicht ohneweiters 
angewendet werden; gewifle Yörmlich- 
keiten umd Weitläufigleiten des Ver⸗ 
fahrend wären gegenüber biefer letzt⸗ 
erwähnten Kategorie von Beamten nicht 
gere tfertigt und würden auch ihren 

ehtsihug nicht erhöhen, fondern 
ihn nur weitläufiger und Loftfpieliger 
machen. Endlich ift es nicht möglich, 
den ganzen Apparat bes richterlichen 
— auch auf die Diener anzu⸗ 
wenden. 

Für den Ausſchuſs war aber noch 
ein weiteres Moment maßgebend. 
Der — —— den die Regierung 
in der letzten Zeit im Abgeordneten⸗ 
eingebracht hat und der die 

iſeciplinarbehandlung ber Staats⸗ 
beamten zum Gegenſtande bat, weicht 
fehr weſentlich und zwar zu Un, unften 
des den Beamten zuerlannten Rechts⸗ 
fhutges, von dem vorliegenden Ab- 
fchnitte ab. Diefer Gefegentwurf war 
fofort nad feiner Veröffentlichung 
Gegenftand heftiger Kritik. Alle 
une jedoch, die angegriffen wur- 
fo insbefondere das Strafen» 
— ſowie die Zuſammenſetzung 
der Difcipunarcommſion ſowie auch 
das Verfahren, finden "ha in dem 
Abſchnitte des vorliegenden Geſetzes 
in einer ganz anderen, vollkommen 
vorwurfsfreien Weife geregelt. Der 
Ausſchuſs glaubte daher nicht zögern 
zu Sollen, pclen Borichlägen zu Öunften 
der nicht richterlichen Beamten und 
Siener feine — zu geben 
und dieſen onen dadurch ein allen 
billigen Anforderungen entſprechendes 
Difeiplinarverfahren zu fihern. 

Was die Grundſätze besfelben 
anbelangt, fo find diefelben in ben er» 
läuternden Motiven zur Negierungs- 
vorlage ausführlich audeinandergefett. 
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Gegen einen Verweis ober gegen die Verhängung einer 
Geldſtrafe kann von dem beteiligten Beamten oder Diener binnen 
acht Tagen die Beichtwerde bei dem Präfidenten des übergeord⸗ 
neten Gerichtshofes, von Beamten und Dienern des Oberften 


Die Difeiplinarftrafmittel ber er Gerichts. 
inftruction leiden an dem Uebelftande, 
daſs fie nicht gehörig abgeftuft find; 
ed war aljo die Einfchiebung geeigne- 
ter Zwilchenftufen notwendig. Es 
ift aber lediglich ein Miſsverſtändnis, 
wenn bdiefe Vermehrung der Straf- 
mittel an ſich al8 eine Verfhärfung der 
Difeiplinarftrafgewalt angefchen wird. 
Es kommt allerdings heute vor, dafs, 
weil nad) bem geltenden 8. 58 ber 
Gerihtöinftruction zwifchen der Strafe 
ber Verſetzung auf einen anderen 
Dienftpoften und der Dienjtesentlaffung 
fein anderes Strafmittel vorhanden ift, 
auf die erftbezeichnete Strafe erkannt 
werden muf3, wenn einerfeit$ die un⸗ 
bedingte Dienftesentlaffung doch nicht 
verhängt werden will, anderſeits aber, 
wiewohl das Dienftespergehen oder 
bag unverbeſſerliche erhalten des 
Betreffenden eine fchwerere Ahndung 
verdient hätte, als die Verfegung an 
einen anderen Dienftplag, dieſe aus⸗ 
Sen werden muſs, weil eben 

ine weitere Abftufung im Strafen- 
ſyſtem beſteht. Da weiter aber in 
vielen dieſer Fälle da8 Gericht, zu 
dem der Verurtheilte verjegt wurde, 
dadurch eigentlich viel härter geitraft 
war, als der ſchuldige Beamte ſelbſt, 
ſo kam es nicht ſelten vor, daſs man 
denſelben nachträglich penſionirte, nur 
um ihn los zu werden, ein Verfahren, 
welches geradezu demoraliſirend wir⸗ 


ken muſs. 

Dad Syſtem der abgeſtuften 
Difeiplinarftrafen des vorliegenden 
Abſchnittes befeitigt alle diefe Ano- 
malien und ——— es, für die ſo 
verſchiedenartige Abſiufung der Ord⸗ 
nungswidrigkeiten uud Diſciplinar⸗ 
— Bu jedesmal die gerechte Strafe 

nden. 

" Ein bezüglid bes allgemeinen 
— rs diel umttrittener 
Punkt, nämlich die Zufammenjegung 
der Difeiplinarcommitfion, entfällt hier, 


weil die Beamten, um die es fih bier fpricht, (A. B 





handelt, den beſonderen Vortheil ge⸗ 
nießen, daſs die Diſciplinarcommiſſion 
naturgemäß aus lauter Richtern beſteht. 
Der Ausfhufs Hat an ben Be- 
flimmungen dieſes Abſchnittes nur 
wenige wejentliche Aenderungen vor⸗ 
enommen, Sie haben fämmtlich die 
endenz, entweder die Strafen zu 
mildern oder das Verfahren für die 
Erforfhung des wahren Sachverhaltes 
sr und für den Rechtsſchutz der 
eamten vortbeilbafter zu machen, 
oder endlich um mögliche Zweifel zu 
bejeitigen oder einzelnen Normen aus- 
führlicher zum Ausdrude zu bringen. 
Dieje Nenderungen bedürfen wohl im 
einzelnen feine — Begründung. 
Es mag hier unter anderem 
darauf hin — werden, daſs in 
$. 63 ein Aufap gemacht wurde, der 
verfügt, daf8 auch vor Ertheilung 
eines Bertweifes oder sl ee einer 
Geldſtrafe im Falle von Ordnungs⸗ 
widrigleiten dem — — Gelegen⸗ 
heit zur Rechtfertigung gegeben — 
müſſe; ferner, daſs im 8. 64. Abi. 
das Maximum bei Gehaltsabz 
von dem dritten Theil des —* 
gehaltes, wie es die Regierungsvorlage 
vorgeſchlagen hatte, auf den vierten 
Theil herabgeſetzt wurde. (Bgl. 8. 58 
der Gerichtsinſtruction. Der Ver⸗ 
bängung jeder Diſciplinarſtrafe gegen 
einen Beamten, ſowie ber ftrafweiten 
Verſetzung in den Nubeftand und der 
Dienftesentlaffung gegen Diener muſs 
ftet8 eine mündliche, nicht öffent- 
lihe Difeiplinarverhandlung voran⸗ 
gan ($.64, Abſ. 3), bei der ein dem 
nflageberfahren des Strafproceffes 
analoger Vorgang borgefchrieben 
($. 66). In diefer vom Ausichufie 
eingefügten Beftimmung liegt eine 
weitere Sarantie für eine Handhabung 
ber Difeiplinargewalt, bie in — 
Weiſe der materiellen Wahrheit und 
der gerechten, unparteiiſchen Beurthei⸗ 
lung des betheiligten Beamten ent» 
. ©, 16, 17.) 
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Gerichts- und Cafjationshofes bei dem Juſtizminiſter angebracht 
werben. 


1) Die Beitimmungen des &. O. &. über die Difciplinarbehandlung 
der Diener finden aud) Anwendung auf die Dienerögehilfen bei den Ge⸗ 
richten der 1. und II. Inftanz (Mitth. J. M. V. B. ©. 195/1898). — Die 

nen der Kanzleianwärter und Ranzleipraftifanten ift 

88.29 bis 31 der Kanzleiperjonal-Berordnung, J. M. V. v. 18. Juli 

897, R. G. B. Nr.170 (bei 8.49), geregelt. 


20 Yuftizmintfterium bat im Einvernehmen mit bem Minifterium bed Innern 
über die Srage, weldher Behörde die ung und Beftrafung von 
Difetplinarvergehben zukomme, deren ein Beamter oder Diener 
während feiner früheren Dreontsthunn e einem anderen Berwal- 
tungszweigeſſchuldig gemadt Hat, nachfolgende Beſtimmung erlafien: 

Nachdem die Difcipiinargewalt über Beamte und Diener nur ber en 
Behörde desjenigen — 7— zufteht, bet welchem ſig wirklich angeit 
An: ae an t gegen biejelben au von diejer Behörde verhängt werben 

le le, wenn es ſich um ein ——— handelt, * 

——— mi — noch während ſeiner früheren Anſtellung in einem 
—— ſich zuſchulden kommen ließ, nur diejenige Behörde, welcher en zu 
der angehört, wo — Vergehen bervorlommt, zur Unterſuchung und Entſcheidung 
— —— u d bei erhobener Straffälligteit zum Vollzuge der verhängten 
trafe berufen. 


In derlei Fällen if zwar ber Veſtand und bie Strafbarkeit des Vergehen zu- 
nädhft nad Denken irn Dienftesvorichriften zu beurtheilen, welchen ber Beihalpigte, in 
feiner früheren Anftellung — war, — zu in Ende it der ihm — 
— rs das nöthige Einvernehmen — ugleich auch die 

lichkei — be — in chung auf Voijenige Bienen 
welche er erlangt bat, ohne dafs fein Vergehen befannt war, in Erwägung zu ziehen 
das e Srlenntnis zu jchöpfen. 

Sollte ein Beamter ober Diener, ke een eine Difciplinarunterfucdhung be- 
rg —— iſt, eine Anſtellung in einem — Verwaltungszweige erlangen, ſo 

örde, von welcher dad —— eleitet — ſobald ſie davon 

fi) mit der neuvorgeſetzten Öörd e bes Beſchuldigten in das Einver- 

rei un Teen * die Einhändigung des —————— — doch die Beeidi⸗ 

gung, wenn es noch möglich iſt, filttet werden dönne, bis über bie Frage entſchieden ih 
0b e# von der eıfolgten Ernennung fein Aulommen zu erhalten habe over nicht. Find 

a. Behörde, von weicher die Ernennung vorgenommen wurde, das eritere für not er 

ſo Ar ſich 3 al vn — er zu Sa eg und Die weitere Diſci⸗ 

Fe Beichuldigten den B enigen Verwaltungszweiges zu 

en er za übernommen werben an Wird jedoch die Ernennung 

— 88* oder w t mehr moglich, die Beeidigung des ea! ten zu 
Pre fo dat bie —— ehoͤrde des B ul ten die Difciplinarunterjuchung 
allein oder mit Sale der der — von welcher die Einleitung erfolg: ift, zu beendigen 
and das Erkenntnis rag zu fällen (J. M. E. v. 18. März 1857, 3. 5304, an alle 
Oberlandesgerihtäpräfidien 

*) — Den Borfefe eines ſtädtiſchen Bezirksgerichtes, 88. 26 
G. 8. G. und 


Gegen Benefit an Soon Geldftrafe nicht verhängt wer- 
ben —* J. M. V. B 04/1900 


—— des en v. 9. Mai 1898, J. M. V. B. 
die Berwendung der gegen nidtridterlide 
Bine Diener zur Betreibung der Eledigung eines 
Amtsgeihäftes verhängten Geldftrafen. An alle Gerichte. 
Geldſtrafen, die auf Grund bes 8. 63, Abſ. 2, des G. O. ©. zur 
Betreibung der Erledigung eines Amtögeichäftes gegen nichtrichterliche 
Beamte und Diener verhängt werben, find dem Oberlandesgerichts⸗ 
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präfidium zu übermitteln. Der auf diefe Art gebildete Fond ift zur 
Gewährung von Aushilfen an unterjtügungsbedürftige nichtrichterliche 
Beamte und Diener (Dienersgehilfen), inshelondere in Krankheitsfällen, 
zu verwenden. 


Ueber die einfließenden Geldſtrafen und ihre Verwendung ift beim 
Oberlandesgerichtspräfidium ein Vormerk zu führen, der unter An⸗ 
ſchluſs der Ausgabenbelege alljährlich im Jänner dem Suftizminijterlum 
vorzulegen ift. 

$. 64, Bleiben Verwarnungen und Verweiſe fruchtlos 
oder kommen Vernachläffigungen oder Uebertretungen der Dienjt- 
pflichten vor, die mit Rückſicht auf die Sicherheit des Dienftes 
oder wegen der Größe des Verſchuldens ſich als Dienjtvergehen 
darftellen, fo Tann gegen nicht richterliche Beamte und Diener!) 
auf Berhängung einer Difciplinarjtrafe erfannt werden. Diſci⸗ 


plinarftrafen find: 
a) Gehaltsabzüge?); 


b) Aufichiebung der Vorrüdung in eine höhere Gehaltsitufe; 
c) Verjegung an einen anderen Dienjtort ohne Anſpruch auf 


Ueberſiedlungskoſten und, 


nn — 


8. 64. Die Ertheilung von Er⸗ 
mahnungen und Verweifen, ſowie die 
Auferlegung geringfügiger Geldſtrafen 
bedarf keinerlei Vorverfahrens; nur 
ſoll leßterer Maßregel eıne vorläufige 


Androhung vorausgehen (8.63). Der 


unmittelbare Vorgeſetzte des Beamten 
oder Dienerd wird in der Negel ben 
fhuldbaren Vorgang aus eigener 
Bahrnehmung kennen und ift in der 
Lage, die ihm etiva noch erforderlich 
fheinenden Auffärungen und Teit- 
fteflungen im mündlichen Wege vor⸗ 
zunehmen, die Nechtfertigung des 
Schuldtragenden zu hören, Acten ein- 
zuſehen zc. 

Dagegen ift die Anwendung 
ftrengerer Difciplinarftrafmittel ftet3 
von einem Vorverfahren abhängig. 
yanar ſchon mit Rückſicht auf die 

ompetenz der Difciplinarcommiffion, 
der für ihre Verhandlung und Ent- 
ſcheidung eine ausreichende, acten⸗ 
mäßige Grundlage geboten Werden 
muſs. Dann aber auch) wegen der ern⸗ 
fteren Strafnachtheile, die nicht leicht« 
bin, auf fummarifch ermtittelte That» 
fachen hin ausgeſprochen werden dürfen, 


— — — — — — — — 


ſondern eine Sammlung und Klar⸗ 
ſtellung bes Belaſtungs⸗ und Ent- 
laftungsmaterial® verlangen, an ber 
auch ber Beſchuldigte feinen bollen 
Anteil Haben muſs. Diefes Bor- 
verfahren ift entweder — ie nad) 
ber Gerichtäinftruction — förmlidhe 
Difeiplinarunterfuchung oder eine unter 
Gehör des Beichuldigten erfolgende 
Feſtſtellung des Thatbeftandes der be- 
haupteten Pflichtverlegungen ($. 65). 
Die wefentlihe Abweichung bon der 
Gerichtsinſtruction liegt darin, dafs 
die Difceiplinarunterfuchung, welche eine 
genaue und verlälsliche Sachverhalts: 
ermittfung ungleih mehr als die 
bloße Thatbeftandsfeftftellung verbürgt, 
in weit mehr Fällen nothiwendig er- 
klärt iſt als bisher; gegen nicht richter- 
liche Beamte ſoll nämlich keine der im 
8.64, Abſ. 1, genannten Strafen ohne 
Difciplinarunterfudung verhängt wer- 
den dürfen, gegen Diener kann außer 
ber Dienftentlaffung auch die Ver⸗ 
fegung in den Ruheſtand nur nad 
dincchgeführter Difciplinarumterfudhung 
berfi gt werden (8. 64, Abſ. 3). (Mo⸗ 
tive ©. 30.) 
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insbefondere, wenn eine grobe, das dienftliche Vertrauen 

verwirtende Pflichtverlegung vorliegt, 

d) Verfehung in den Ruheſtand für unbeftimnte Beit mit 

Berminderung der normalmäßigen Rubeitandsgenüffe und 

e) Dienftentlaffung. 

Die Borrüdung in eine höhere Gehaltäftufe darf nicht für 
längere Zeit als fünf Jahre aufgehoben werden. Gehalt3- 
abzüge dürfen den vierten Theil des Jahresgehaltes und die 
Dauer von drei Jahren nicht überjchreiten; fie können jedoch) 
mit der Strafe der Verſetzung an einen anderen Dienftort ver- 
bunden werden. Der Betrag der Ruheſtandsgenüſſe, die bei 
ftrafweifer Berjegung in den Ruheſtand angewieſen werden, darf 
fih nicht auf mehr als zwei Drittel und nicht auf weniger als 
die Hälfte der normalmäßigen Ruheſtandsgenüſſe belaufen. 

Difciplinarftrafen dürfen nur von der zuftändigen Difci- 
plinarcommiljion verhängt werden. Der Verhängung eines Ge- 
haltsabzuges muſs eine frühere Androhung, der Verhängung einer 
der unter d) und e) bezeichneten Strafen gegen einen Diener, 
fowie was immer für einer Difetplinarftrafe gegen einen nicht 
richterlihen Beamten eine Difeiplinarunterfuhung und eine 
mündliche, nicht öffentlihe Verhandlung vorausgehen. Die 
Dienftentlaflung kann als Dijciplinarjtrafe nur verhängt werben, 
wenn fich mindeftend vier Stimmen dafür ergeben. 

2) Auch Dienersgebilfen (Mitth. 3. M. 8. 8. ©. 1906/1898). 

2) Vom Nctivitätsgehalte. 

$. 65. Wenn aus mas immer für einem Unlafje gegen 
einen nicht richterlicden Beamten oder Diener eine Strafe für 
begründet erachtet wird, deren Berhängung eine Difciplinar- 
unterfuchung vorausgehen muſs (8. 64, Abſatz 3), fo ift gegen 
ihn von dem Vorſteher des Gerichtes, bei dem er angeftellt oder 
verwendet ift, die Einleitung der Difciplinarunterfuchhung zu ver- 
fügen, und dies ihm unter Bezeichnung der Anfchuldigungs- 
punkte kundzumachen. Der Bed der Unterjuchung tft, alle zur 
Aufllärung der Sache dienlichen Beweiſe von amtswegen berbei- 
zufchaffen. Die betheiligten Parteien und Beugen find nöthigen- 
fall3 eidlich zu vernehmen. Dem Beichuldigten find alle gegen 
ihn vorgebradhten Umftände und Beweismittel zur mündlichen 
oder fchriftlichen Vertheidigung vorzuhalten; die Verweigerung 
feiner Mitwirtung am Verfahren hält dieſes nicht auf, 
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In allen Übrigen Fällen ift Iediglich der Thatbeitand der 
behaupteten Pflichtverlegung feftzuftellen und der Beichuldigte 
ſelbſt hierüber zu Protokoll zu vernehmen. 

Ergibt fich bei der Unterfuchung oder bei der Thatbeitands- 
feftitellung der Verdacht einer durch die Strafgefehe verbotenen 
Handlung, fo muſs der Erfolg des ftrafgerichtlichen Verfahrens 
abgewartet, nach deffen Beendigung aber das Difciplinarverfahren 
zu Ende geführt werden. 

Wird gegen einen nicht richterlichen Beamten oder Diener 
wegen einer Webertretung der Strafgefege ein Strafverfahren 
eingeleitet, fo find nach dejfen Beendigung die Acten ſtets dem 
Borfteher des Gerichtes mitzutheilen, bei welchem der Belchul- 
digte angeftellt oder verwendet ift. Der Vorfteher des Gerichtes 
hat nad) Prüfung der Acten zu beurtheilen, ob ein Anlaf3 ge- 
geben ift, gegen den Belchuldigten im Difciplinarwege vor- 
zugehen, und bejahendenfall3 das Weitere in Gemäßbeit der 
vorjtehenden Bejtimmungen vorzufehren. 


$. 66, Nach Abſchluſs der Difciplinarunterfuhung oder 
der Thatbeftandsfeftftellung hat der Vorfteher des Gerichtes die 
Acten mit feinem Antrage der zur Enticheidung berufenen Difci- 
plinarcommiffion für nicht richterlide Beamte und Diener vor- 
zulegen. Vorſteher von Bezirfsgerichten Iegen die Acten durch 
Vermittlung des Präfidenten des vorgefebten Gerichtshofes erfter 
Inſtanz vor. 

Für die beim Oberften Gerichts- und Caffationshofe an- 
geitellten oder verwendeten nicht richterlichen Beamten und Diener 
ift ein aus vier Mitgliedern und einem Vorſitzenden gebildeter 
Senat diefes Gerichtshofes, ſonſt ein gleich ſtark bejehter Senat 
bes Oberlandesgerichtes die zuftändige Difciplinarcommiifion. 
Die Difeiplinarcommiffion entjcheidet nach) Anhörung des Ober- 
ftaat8anmwaltes?) (Generalprocuratord). 

Die Difciplinarcommiffion hat zunädjft, ohne Vorladung 
des Beichuldigten, darüber zu beichließen, ob die Sade zur 
mündlichen Verhandlung zu verweilen oder eine Ordnungsftrafe 
oder gegen einen Diener eine der im 8.64 unter a) bis c) be= 
zeichneten Difctplinarftrafen zu verhängen fei, ober ob zur Ver⸗ 
bängung einer Strafe fein Grund vorliege. Vor dieler Be: 
ſchluſsfaſſung Tann, falls dies zur vollftändigen Aufklärung des 
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Sachverhaltes nöthig ericheint, eine Ergänzung der Erhebungen 
verfügt werben. 

Dem Beichuldigten fteht frei, bei der mündlichen Verhand⸗ 
fung, ungeachtet der an ihn ergangenen Vorladung, nicht zu 
ericheinen, und hiedurch auf das Recht der mündlichen Ber: 
theidigung vor der Difciplinarcommifjion, falls dieſe nicht fein 
perjönliches Erfcheinen angeordnet hat, zu verzichten, fich bei der 
Berbandlung, er mag perjönlich erjcheinen oder nicht, eines Ver⸗ 
theidiger3 aus den richterlihen Beamten zu bedienen und Den: 
felben entweder ſelbſt zu beftellen oder um deſſen Beftellung 
durch den Borfibenden anzufuchen. 

Gegen die Entiheidung der Difciplinarcommiffion des 
Dberlandesgerichtes, durch welche eine Ordnungs- oder Diſci— 
plinarftrafe verhängt wird, Tann ſowohl vom Oberſtaatsanwalte, 
wie von dem verurtbeilten Beamten oder Diener, gegen die 
Entiheidung, daſs zur Verhängung einer Strafe Tein Grund 
vorliege, vom Oberftaatsanmwalte binnen acht Tagen?) nach der 
Buftellung die Beichwerde an die Difeiplinarcommiffion des 
Oberſten Gerichtd- und Caſſationshofes angebraht merden. 
Diefe enticheidet ohne mündliche Verhandlung auf Grund der Acten. 

1) Siehe die J. M. V. v. 19. Mai 1899, J. M. 8. 8. Nr. 23, 
betreffend die mit den Hauptgeichäftsausmweilen der Oberftaatsanwalt- 
fchaften zu Tiefernden Rachweifungen über das Dijciplinarverfahren 
gegen richterliche und nichtrichterliche Beamte, Notare und Diener. 

2) Die Beſchwerde muſs innerhalb der Friſt bei dem in erfter 


Inſtanz erfennenden Gerichte, demnad bei der Difciplinarcommillion 
13 — (J. M. €. v. 22. December 1899, 8. 27721, J. M. V. B. 


6. 67, Die Verhängung eines Verweiſes oder einer der 
im 8. 64 unter a) bis c) bezeichneten Difciplinarftrafen ijt 
u 67. Die Beſtimmungen der | Adminiftrativorganen entzogen und 


88. 67 und 71 des Entwurfes folgen | ftändigen richterlichen Senaten zuge- 
den bezüglichen Borfchriften der 88.75 | wieſen tft, der Ausspruch der Dienft- 








und 76 der Gerichtsinftruction, nur 
ift auch im Falle des 8. 71 des Ent- 
wurfes (Dienftentlaffung infolge Ver⸗ 
Sardtmg weiße die Hufnahme in 

dlung, welche die Aumabme in 
den Zuftisdienft außfchließen wuürde, 
oder infolge Verſchwendungscuratel) 
entfprechend dem Principe, dafs in 
allen wichtigen Fällen die Ausübung 
der Difeiplinargewalt über nicht 
richterliche Beamte und Diener den 


entlaffung den Difciplinareommilfionen 
des Oberlandesgerichtes, rüdlichtlich 
Dberften GerichtShofe® vorbehalten. 
Da im Falle des 8. 71 die Thätigkeit 
der oberlandesgerichtlichen Difeiplinar- 
commiffion fih darauf befhräntt, eine 
mit der ftrafgerichtlichen Berurtbeilung 
wegen beftimmter ftrafbarer Hand⸗ 
lungen, fowie mit der Berhängung 
ber Verſchwendungscuratel geſetzlich 
verknüpfte Rechtsfolge auszuſprechen, 
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nach Rechtskraft in den Berfonalftandesausweis!) des betreffenden 
Beamten oder Dienerd einzutragen. Nah Ablauf von drei 
Jahren feit Ertheilung des Verweiſes oder Vollzug der Difci- 
plinarftrafe kann der Beamte oder Diener bei tadellofer Auf: 
führung um die Löfchung diefer Eintragung anfuchen; zur Bes 
willigung find die nach $. 63, Abſatz 3, zur Entfcheidung über 
eine en Perſonen zuftändig. 
ı 


6. 68, Gegen nicht richterliche Beamte und Diener, die 
wegen einer folchen Strafbaren Handlung in Vorunterſuchung 
gezogen werden, die nach den beftehenden Geſetzen von der Auf: 
nahme in den Juſtizdienſt ausfchließt!), fowie gegen nicht richter- 
lihe Beamte und Diener, wider welde wegen einer jtrafbaren 
Handlung die ftrafgerichtliche Unterfuchungshaft verhängt oder 
über deren Vermögen der Concurs eröffnet wird, ift die Sus: 
penlion vom Amte zu verfügen. 

Die Suspenfion vom Amte kann aber auch verfügt werden, 
wenn ein nicht richterlicher Beamter oder Diener tvegen einer 











würde ſowohl die vorläufige Difctpli- | verhandlung durch eine Antragftellung 
narunterfuhung tie die Gewährung | nad 8. 66 bei der Gommiffion ans 
einer Befchtverde gegen den Ausipruch | hängig geworden ift. Die Suspenftions- 
der oberlandesgerichtlichen Difciplinars | vorausfegungen bezeichnet der Ent⸗ 
commiffion eines Zweckes entbehren. | wurf im Einklange mit der Gerichts 
(Motive S. 31.) inftruction. Dagegen wird auch bier 

8. 68. Sn den Beltimmungen | das Eingreifen einer rein richterlichen 
über die Suspenfion vom Amte weicht | Eognition als nothwendiges Eorrec- 
der Gefegentwurf nur in minder | tiv gegen das Ermeflen und zum 
weſentlichen Punkten von ben ein- | möglidhiten Schuge der Gerichtsan- 
ſchlägigen Vorſchriften der geltenden | geftellten gegen willkürliche Difci- 
Gerihtsinftruction ab. plinarmaßregeln thunlichft befördert, 

Wie lettere unterfcheidet er zivie | indem anftatt der abminiftrativen 
{hen der obligatorifchen Suspenfion, | Befchwerdeführung, wie fie bisher 
die aber — von den anderen überein- | beftand, die Ueberprüfung und Be- 
een Fällen abgefehen — bei | ftätigung jeder ſolchen arbiträren 
eder Verhängung der Unterfugungd- | Suspenfion durch die Difciplinar- 
haft umd nicht bloß bei Verhaftung | commiffion, und zwar unabhängig 
wegen einer vom Juſtizdienſt aus» | von einem darauf gerichteten An- 
fchließenden ftrafbaren Handlung ftatt- | trage, alfo als geſetzliche Bedingung 
finden muſs (8. 68), und der arbiträren | der Giltigkeit der Suspenfion ge 
Suspenfion bei eingeleiteter Difeipli» | fordert wird (8. 68, Abi. 5). n 
narunterfuhung ($. 69), die außer | Unterfuchung gezogen tft ein Beamter 
bem Vorſteher des Gerichteß, bei dem | und Diener gemäß 8. 68 nicht bloß, 
der Beichuldigte angeftellt ift, oder dem | wenn gegen ihn Vorunterſuchung ein- 
Vorfteher des übergeordneten Ge— ee wird; die Ueberreichung der 
richte auch von der Difeiplinarcom- ntlagefchrift oder die Erhebung ber 
miffton verfügt werden kann, der | Anklage find darin auch inbegriffen. 
letzteren erft, wenn bie Difeiplinar- | (Motive S. 31.) 
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anderen ftrafbaren Handlung in ftrafgerichtlihe Vorunterfuhung 
gezogen wird, ohne daſs gegen ihn die Unterfuchungshaft ver: 
hängt wird, oder wenn bie Sicherheit oder das Unfehen des 
Amtes oder das Intereſſe des Dienftes überhaupt infolge feines 
pflihtwidrigen Verhaltens feine Entfernung fordern. 

Den Strafgeridhten, die wider einen bei Gericht ange: 
ftellten oder verwendeten, nicht richterlichen Beamten oder 
Diener eine Vorunterfuhung oder Strafverhandlung einleiten 
oder wider denjelben die Unterfuchungshaft verhängen, liegt 
ob, hievon dem Vorſteher des Gerichtes Mittheilung zu machen, 
bei welchem der Beichuldigte angeftellt oder verwendet ift. Dasſelbe 
gilt in Anfehung der Mittheilung des Coneurseröffnungs⸗Beſchluſſes. 

Bur Verhängung der Suspenfion ift der Vorſteher des 
Gerichtes, bei dem der Betbeiligte angeftellt ift, der Vorſteher 
jedes übergeordneten Gerichte und jeder zur Unterfuchung des 
Gerichtes abgeorbnete Beamte”) berufen. 

Wird die Suspenfion nah Abſatz 2 verhängt, jo ift da- 
von unverzüglich der Difciplinarcommilfion Mittbeilung zu 
machen, welche ſodann die Suspenfion zu bejtätigen oder auf: 
zubeben hat. Die gegen einen nicht richterlichen Beamten nad) 
Abſatz 2 verhängte Suspenfion kann nur dann beitätigt werden, 
wenn eine Dijciplinarunterjucdhung gegen ihn bereit eingeleitet 
ift oder gleichzeitig eingeleitet wird. 

Im Laufe einer Difciplinarunterfuhung Tann jeberzeit auch 
von der Difciplinarcommiffion die Suspenfion aus einem der 
in Abſatz 2 bezeichneten zu verhängt —— 

)3. 8 Ger. Juſtr. (jiehe unter IX), $. 19 ©. ©. ©. 

?) Insbeſ. der Delegirte be — 8, 14 6.8.6. 

. 69. Gegen die Verhängung der Suspenſion nad) 
8. 68, Abſatz 1, kann, falls fie nicht von dem Präfidenten des 
Dberiten Gerichts: und Gafjationshofes verfügt wurde, binnen 
aht Tagen die Beichwerde an den Präfidenten des über- 
geordneten @erichtes angebracht werden, gegen einen Bejchluf3 
der Difeiplinarcommiffion des Oberlandesgerichte®, womit die 
Suspenfion verhängt oder beftätigt wurde, binnen acht Tagen 
die Beſchwerde an die Difciplinarcommilfion des Oberften Ge- 
richts⸗ und Caſſationshofes. 

Beſchwerden gegen Suspenſionsbeſchlüſſe haben feine auf- 
ſchiebende Wirkung. 

Schauer, Geſch. Ordg. 11 


162 II. Gerichtsorganiſationsgeſetz 66. 70—72. 

$. 70, Ein Beamter, gegen ben die Suspenſion ver- 
hängt ift, Tann in feinen Bezügen bi3 auf die Hälfte, ein 
Diener bis auf zwei Drittheile feiner Wcetivitätäbezüge be- 
Ichränft werden; während der Dauer der Suspenfion können 
Beamte oder Diener in eine höhere Gehaltäftufe nicht vorrüden. 

Endet das Strafverfahren ohne Verurtheilung des Be— 
Schuldigten, oder wird gegen den Beamten oder Diener von 
der Difcipfinarcommilfion feine Difciplinarftrafe verhängt, fo 
ift ihm der zurüdbehaltene Theil feiner Bezüge nachträglich 
auszuzahlen. Die während der Suspenfion verftrichene Zeit 
ift in diefen Fällen als Dienftzeit im Sinne des 8. 6 des Ge- 
ſetzes vom 15. April 1873, R. ©. B. Nr. 47, fowie für die 
Bemeflung des Verforgungsgenuffes anzurechnen und die durch 
die Suspenfion aufgeichobene Borrüdung in eine höhere &e- 
haltzitufe erfolgt nunmehr mit rückwirkender Kraft. 

Wird nur auf eine der im $. 64 unter a) bis c) bezeich- 
neten Difciplinarftrafen erfannt, fo tft der zurückbehaltene Theil 
der Bezüge nad) Abzug der Koften des Difeiplinarverfahrens 
nachträglich auszuzahlen. 

An allen übrigen Fällen findet eine Nachzahlung des 
zurücbehaltenen Theiled der Bezüge nicht ftatt. Aus demjelben 
werden am Schluffe des Straf. oder Concursverfahrens oder 
der Difeiplinarunterfuchung die dem Aerar durch die Be— 
ftellung eines Erfahes für den Beamten oder Diener etwa er- 
wachſenden Mebrauslagen und die Koften der Difciplinarunter: 
ſuchung berichtigt. 

$. 71. Ohne Durchführung einer Diſciplinarunterſuchung 
kann die Dienſtentlaſſung gegen die bei Gericht angeſtellten 
oder verwendeten nicht richterlichen Beamten und Diener aus- 
geiprochen werben, wenn fie einer ftrafbaren Handlung ſchuldig 
erfannt werben, die nach den bejtehenden Vorſchriften von der 

8. 70. Die Wirkungen der Sus- 


penfion regelt der Gejegentwurf nach 
den Grundfägen, die im Geſetz über 


bunden ift — leßtere wird in bex 
Negel nur auf Anjuchen bewilligt, unb 
zwar dann, Wenn der Suäpendirte 


die Diſciplinarbehandlung richterlicher 
Beamten zur Herrſchaft gekommen find. 
Während bisher mit der Suspenſion 
nicht richterlicher Beamter und Diener 
die einftweilige Einftellung der Activi- 
tätsbezüge und die Einſchränkung des 
Betroffenen auf eine Alimentation ber- 


den Unterhalt für fi) und feine Familie 
zu beftreiten unvermögend ift — ſoll 
in Hinkunft dem nicht richterlichen Be⸗ 
amten ohne linterfchied der Vermögens- 
lage geradejo wie dem richterlihen Be> 
amten die Hälfte feiner Bezüge gelaffen 
werden. ... . (Motive ©. 31.) 
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Aufnahme in den Auftizdienft ausfchließt!), oder wenn fie ge- 
richtlich als Verſchwender erflärt werden. Zu diefem Ausfpruche 
ift die Difciplinarcommilfion des Oberlandesgerichted, wenn der 
Beamte oder Diener aber bei dem Oberſten Gerichts⸗ und 
Saffationshofe angeftellt oder verwendet ift, die Difciplinar- 
commiffion dieſes Gerichtshofes zuftändig. 

1) 8. 3 Ger. Suftr. (fiehe unter IX), 8.19 9.8. ©. 


$. 72. Die Borfchriften des 8.101?) der Juſtizminiſterial⸗ 
verordnnung vom 16. Juni 1854, R. G. B. Nr. 165 (Inſtruction 
über die innere Amtswirkſamkeit und die Geſchäftsordnung der 
Gerichtsbehörden in ftrafgerichtlichen Angelegenheiten) über die 
difeiplinäre Beftrafung der zur Gefangenauflicht verwendeten 
Gerichtöbiener bleiben re 

)8.101%M.®. v. 16. Juni 1854, R. ©. 9. Nr. 166: 

eringere Bernachläffigungen und Berlegungen der Dienitpflicht 
don Seite des Aufſichtsperſonales jind von dem Gerichtöporfteher, wenn 
Berweije fruchtlos bleiben, mit Anhaltung zu fchwereren Dienftesver- 
richtungen durch längere Zeit, oder mit Arreit bi3 zu vierundzwanzig 
Stunden zu beftrafen. 

Segen {chwerere Dienftesvergeben ijt Arreſt bis zu acht Tagen, 
und nad — die Dienſtesentlaſſung zu verhängen. 

Die Dienſte we muſs insbejondere dann erfolgen, wenn der 
Gefangenaufjeher in Rüdjicht auf feine Dienftesverrichtungen Geſchenke 
annimmt, wenu er durch auffallende Sorglofigfeit die Entweichung eines 
Berhafteten veranlafst, unerlaubte Einverftändnifie mit Verhafteten 
er begünftigt, oder überhaupt durch vorjäßliche Uebertretung 
jeiner Pflicht wichtigen Nachtheil verurjacht, oder gegen welchen geringere 
Strafen fruchtlos Geblicben Kor 

Wider die Gefangenaufjeher bei den Gerichtähöfen Tann die Arreit- 
firafe bis zu act Tagen von diefen, die Dienftesentlaffung aber von 
dem Oberlandesgerichte nach den Borfchriften des Gef. v. 3. Mai 1853, 
R. ©. 3. Nr. 81, verhängt werben. 

Rucichtlich der Verhängung ſolcher Strafen gegen die Gefan ngen- 
auffeher bei den Bezirf3ämtern find die Beitimmungen über die 
—— der —— über das Perſonale derſelben im allgemeinen 


Di — der Gefangenaufſeher bei den Gerichtshöfen und 
der im — — — — Bezirksgerichtsdiener. 
Dem minifterium wurde von eögerihispräfidiun die VBeichwerbe 
eines — ‚ei einem —— — — gegen das Erkenntnis des ober⸗ 


— ec Die —— enheiten, womit der Gefangenaufſeher zur 
ir ber dien laflun worden war 
Bei dbiefem Anlaſſe wurde bie *— —2 — welche Behlehen zur zur un 


dieſer re Hann und zur sur — 
iſterium erkamte die Competenz ge —— —— 
—— — und feine a sem als Rechtämittelinftanz aus nach⸗ 


Im 8. 72 des G. D. G. v. 27. November 1896, R. ©. B. Nr. 217, find bie 
11* 


an 
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Borichriiten des 8. 101 der Str. &. Inſtr. v. 16. Juni 184,8. G. B. Nr. 165, auf 
recht erhalten, inſoweit fie die bifciplinäre Beftrafing der zur Gefangenaufſicht veriven- 
deten Gerichtöbiener betreffen. 

Es leuchtet von felbft ein, daſs, wenn $. 72 G. O. ©. ben $, 101 Str. G. Inſtr. 
nur binfichtlich der Diener aufrecht erhielt, damit nicht die Abſicht "ausgebrüdt werben 
a die Gefangenauffeher bei den @erichtöhdien lediglich den in ben 88. 68 bis 71 

enthaltenen Dilctplinarvorfchriften zu unterftellen, für fie fomit die im 8.101 
ie ®. en aufgeftellten fpeciellen Ordnungs⸗ und Diſciplinarvorſchriften für Pflicht⸗ 
verlegungen im Gefangenauffihtsdienfte (Anbaltung zu fchwererer Dienftesverrichtung 
und Arreſt) ‚aufzuheben. Man würde ſonſt zu dem ungereimten Ergebniſſe gelangen, 


bis dahin geltende Hecht in fortdauernder Wirffamfeit. 

Für die mit der Gefangenaufſicht betrauten Diener gelten noch 
weiter die materiellvehtlihen VBeftimmungen des $. 101 Str. ©. dere: 
Formellrechtlich finden auf ſie gemäß des lezten Abſatzes dieſes Para⸗ 
graphen die Beſtimmungen über die Ausübung der Diſciplinargewalt über fie im 
allgemeinen, fomit jene des dritten Abſchnittes des &. DO. &. Anwendung. 

Daraus ergibt ſich nachftehendes Schema für das Difeipltmarreht” ber in ber 
Ueberſchrift genannten Perſonen: 


A. Gefangenaufſeher bei ben Gerichtshöfen. 
(8. 101 Str. &. Inſtr.) 


Ordnungswibrigłeit: neigt — u — Dienſtverrichtung, Arreſt 

bis 34 Stunden — u berhän en bu en Gerihtävorft — 
Dienftesverg : Arreſt bis * * Tagen — — en durch den Gerichts⸗ 

hof; Dienſtentlaſſung — zu verhängen durch die —E— —— des male: 

gerichtes nad) Maßgabe des 8. 85 des Tatf. Batentes v. 8. Mai 1858, R. G. 8. Ar. 8 
Rechtszug an das Juſtizminiſterium nad) 8. 85 des citirten Batentes. 


B. @erichtödiener, verwendet in dem Gefangenauffichtsbienite. 
(8. 101 Str. &. Snftr. und 8. 72 G. ©. ©.) 
a) Plichtverlegungen, die ſich nicht auf dieſen Dienft beziehen 
terielle8 und formelle Difciplinarredht nad) 88. 63 bis 71 8. 0. G. 
b) Bflichtverlegungen im Sefangenauffichtspienfte 
Ordnungswibrigfeit: Verwarnung, Verweis, ſchwerere Dien errichtung, Arreſt 
his 84 Stunden, Gelbftrafe bis 15 . (88. 63 und 72 6.0. .) — zu verhängen 
durch ben Gerichtsvorſteher. 
Dienftvergeben : — Aufſchiebung der Vorrũckung, Verſeßung, Arreſt 
bis A 8 Tagen, Verſetzung in ben Rubeftand, Dienftentlafiung (68. 64 und 72 
G.) — zu verhängen — die oberlandes —— Difeiplinarcommiifion, 
ch zwar bie leßterwähnten beiden Strafen n egangener Difciplinar- 
unterfudhung und ——— * die Pe obne ſolche. 
Rechtszug nad 8. 6 O. G an den Präfidenten bes übergeordneten Geridhtä- 
hojes und nad 5; 66 G. O. G. an dic Difciplinarceommtifion des Oberſten Gerichtshofes 
(Mitth. I.M. 8.8.6. 4 Mom). 
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Vierter Abſtchnitt. 
Juſtizverwaltung und Auffichtsrecht, 


&. 73, Die Gerichte und Staatsanwaltichaften find Hin- 
fichtlich der Gefchäfte der Juſtizverwaltung dem Juſtizminiſter 
untergeordnet.) Sie können bet Erledigung diefer Geſchäfte bie 


— — — — 


8. 73. Sm dieſen Belangen können 
nur wenige Veränderungen eintreten; 
Zweck dieſer Paragraphen iſt vornehm⸗ 
Lich die Reception der einſchlägigen 
Borſchriften der Gerichtsinftruction 
unter gleichzeitiger Klarftellung einiger 
sweifelbafter Sragen. Nur in einer 
Hinſicht wird die neue Öliederung ber 
Snftanzen durch die Jurisdictionsnorm 
der Uebung einer wirffamen Dienft- 
anfficht weſentlich zuftatten kommen, 
m dem Berhältnifle der Bezirksgerichte 
zu den Gerichtshöfen erfter Inſtanz. 
Außer den Strafſachen traten biefe 
@erichtshöfe bis num mit ben ihnen 
— nad) 8.6 des Geſetzes vom 11. Juni 
1868, R. G. B. Nr. 60 — eord⸗ 
neten ig dene aus 
zuftändigen Amtshandlun höchft 
ſelten in Verkehr; es war ihnen daher 
auch ſchwer, in deren Thätigkeit ge⸗ 
namen Einblick zu gewinnen, bie na⸗ 
tärlichfte Duelle für die Information 
über die Geichäftsbehandlung und den 
Geift ber Rechtsanwendung bei den Be» 
sirkögerichten war verichloffen. Das 
wird nun anderd werden. Aus den 
Berufungen und noch mehr aus den 
RNecurſen in GEivilproceffen und im 
Verfahren außer Streitfacdhen werden 
die Gerichtähöfe erfter Inſtanz den 

uftand und Gang der Rechtspflege 
bei den Bezirkägerichten nun genau 
tennen lernen und jedem Mangel als» 
bald auf die Spur fommen Die 
Dienfauffiht der Gerichtshöfe erfter 
Yaftanz und ihrer Präfidien erhält 
erft durch die Rückwirkung ber neuen 
Competenzbeftimmungen die wün⸗ 
ſchenswerte Baft3 für eine intenfive, 
fmchtbare Entfaltung. Was daher 
auf der einen Seite durch die Ein- 
ſchrãnkung der obergerichtlichen Rechts⸗ 
mittelcompetenz; ber BDienftesaufftcht 
des Oberlandedgerichte8 entgeht, erſetzt 
fich auf der anderen Seite reichlich 
durch die viel eindringlichere Kenntnis 








der Gerichtshöfe eriter Inſtanz, deren 
AuffichtSbereich Heiner ift, und die da- 
ber zur Abftellung von Mängeln fowie 
zur Berwirklichung der Mbfichten des 
Geſetzes viel raſcher und häufiger mit 
gt Belehrungen und beffern- 
den Borkehrungeu eingreifen können 
als die entfernten Oberlandesgerichte. 
Deren Auffichtörecht braucht jeboch des⸗ 
wegen ni ein fert zu werden, ſoweit 
es ohne die Eognition Über Berufungen 
und Recurfe geübt werden fann (8. 74). 
Mittel dazu find z. B. die vorgelegten 
Vifttationsberichte, die Einfichtnahme 
tn bezirksgerichtliche Acten, die fich der 
Sherlandesgerichtspräfident oder das 
DOberlanbesgericht Ei diefem Zwecke 
vorlegen laͤſst, Abfordern von Be- 
richten, Anordnung befonderer Amts⸗ 
unterfuchungen durch Mitglieder des 
Dberlandesgerichtes, und endlich wird 
fi in diefer Richtung auch die Ent- 
fendung von Mitgliedern des Ober⸗ 
landesgerichtes als Vorfigende der Se⸗ 
nate bei Gerichtshöfen erfter Inftanz 
nützzlich erweiſen, die in den Berufungs- 
fenaten die Rechtſprechung der Bezirks⸗ 
gerichte Überprüfen. Dieſes Auffichts- 
recht der Oberlandesgerichte gegenüber 
ben Bezirksgerichten tft nicht etwa ba- 
durch bedingt, daſs die Gerichtöhöfe 
erfter Inſtanz ihre Aufftchtspflicht nicht 
correct erfüllen, alfo kein fubfidiäreg, 
fondern das Oberlandeögericht con⸗ 
currirt darin — abgeſehen von den 
theilweiſe verſchiedenen Mitteln — mit 
den Gerichtshöfen erſter Inſtanz. Da- 
neben behalten die Oberlandesgerichte 
und deren Präfidenten, wie heute, die 
Dienftesaufficht über die ihnen unter- 
ftehenden Gerichtshöfe. Ebenſowenig 
tritt eine Aenderung in der Aufſicht 
über die ſtatsanwaltſchaftlichen Or⸗ 
gane ein. 

Dem Juſtizminiſter a die 
oberfte Dienftauffiht zu. Die Frage, 
wie er biefe Aufficht ausüben wird, 
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Mitwirfung der ihrer Aufjicht unterjtellten Beamten in An⸗ 


ſpruch nehmen.?) 

1) & 1, %j. 3, G. O. 

2) Die Präfidialfachen dürfen bei Bezirksgerichten nicht getbeilt 
werden; der Vorfteher des Gerichte Tann zum Bwede ibrer Erledigung 
und namentlih bei Erftattung von Ausweiſen, bei Berrechnung der 
Geldftrafen u. a. die Mitwirkung der richterlihen Beamten ſeines Ge⸗ 
richtes in Anſpruch nehmen, 8. 19 3. 9 @. O. — Bei Gerichtshöfen 
kann eine Vertheilung von Fall zu Fall oder nad) Bezirken oder Per⸗ 
fonalgruppen jtattfinden, 8. 218.9 0. 


$. 74. Die unmittelbare Dienftaufjicht?) über bie Bezirks⸗ 
gerihte führen die Gerichtähöfe erfter Anftanz und deren 


namentlich, ob und welche bejondere ' Anlafs geben werden. Es foll deshalb 
Drgane etwa hiezu beftellt werden | in den erften fünf Jahren nach dem 
follen, wird einen Gegenftand der | Inkrafttreten der Civilproceſsordnung 
im Berordnungswege zu erlaffenden | alle Jahre, in der Folge wie bisher 
Dienfteßporföhriften zu bilden haben. | ($. 93 des kaiſ. Pat. v. 3. Mai 1858) 
Sm Verordnungdwege werden auch | alle zwei Jahre eine folde Amts⸗ 
die näheren Weiſungen darüber ertheilt | unterſuchung ftattfinden; außerdem 
werden, wie die Gerichtshöfe erfter | können nach Bedarf auch außerordent- 
und zweiter Inſtanz und deren Vor- | liche Unterfuchungen angeordnet wer: 
fteher die unmittelbare Dienftesaufficht | den (8. 75). Die Bifitationsberichte 
zu führen baben. Jedenfalls haben | find dem Auftizminifterium vorzulegen. 
biebei die periodifch vorzunegmenden | (Motive &. 32, 38.) 
Amtsunterfuchungen einen breiten 
Raum einzunehmen. Sn ber erften 
Zeit nah dem Inslebentreten der 
neuen Geſetze muf8 auf dieſes bewährte 
Mittel einer eindringlicdden Ueber⸗ 
wachung das größte Gewicht gelegt 
werden. Mit deſſen Hilfe wird ein 
Abirren der Praxis bon den yorge⸗ 
zeichneten Bahnen, ein Umgeben ge⸗ 
fegglicher Vorſchriften und die Bildung 
nachtheiliger Geſchäftsgebräuche leicht 
wahrgenommen und corrigirt werden. 
Wo die Praris aus falfcher Auffaffung 
oder Nichtachtung des vollen Geſetzes⸗ 
inbaltes die Vereitlung leitender Ge⸗ 
danken der neuen Gefege beforgen 
Läfst, wird im Wege der Bifitation 
und der auf diefe Art leicht möglichen 
Unterweifung Schaden verhütet werden, 
und folche Amtöunterfuchungen werden 
auch oft auf Reibungen im Mechanis- 
mus des neuen Verfahrens und im 
Sneinandergreifen feiner Beranftaltun- 
ae aufmerffam machen, bie dann im 
ege der Bifitationsberichte zur Kennt- 
ni8 der AuffichtSbehörden gelangen unb 
dort zur Borbereitung der Abhilfe 





Der Ausſchuſs Hat dieſen Ab⸗ 
ſchnitt mit ganz unweſentlichen Aende⸗ 
rungen angenommen. Die neue Sti⸗ 
liſirung des 8. 78 hat lediglich den 
—* ein aufgetauchtes ßver⸗ 

andnis zu beſeitigen. In dem Worte 
„Organe des Juſtizminiſters“ könnte 
allenfalls die ee un bon der 
bier allein die Rede fein Tann, une 
Mar ausgebrüdt ericheinen. Dieſe 
Unterordnung Tann ſich bezüglich der 
Vorſteher der Gerichte lediglich auf 
die Gefchäfte der Yuftigverwaltung be- 
sieben, und um zu vermeiden, daſs 
aus dem Worte „Organ” irgend etwas 
anderes beraudgelefen werden könnte, 
wurde es vermieden. (A. B. S.17,18.) 





8. 74. Bezügli ber im $. 74, 
Abf. 1, vorgenommenen Yenderung 
möge noch eine kurze Bemerkung 
finden. ittelbar ift natärlih au 
die Gebarung der Bezirkögerichte 
Gegenftand der Aufſicht durch den 
DberlandesgerichtSpräfidenten. So⸗— 


— — — — — — — — — — — — — — — 
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Bräfidenten, die unmittelbare Dienſtaufſicht über die Gerichts⸗ 
höfe erfter Anftanz die Oberlandesgerichte und deren Bräfi- 
denten; letztere?) haben auch die Gefchäftsführung bei den Bezirk3- 
gerichten ihres Sprengel3 in ihre Aufficht einzubeziehen. Die 
unmittelbare Dienftauffiht über die Staatsanwälte bei den 
Serichtshöfen erfter Inſtanz wird von den Oberitaatsanwälten 
ausgeübt. 

Dem Auftizminifter ſteht die unmittelbare Dienftaufficht 
über die Oberlandesgerichte, über die Oberſtaatsanwaltſchaften, 
die Generalprocuratur und zugleich die allgemeine Oberauflicht 
über die Ausübung der Nechtöpflege bei allen im Geltungs⸗ 
gebiete diejes Geſetzes befindlichen Gerichten und Staatsanwalt- 
Ichaften zu. Der Zuftizminifter Tann diefe Gerichte und Staats- 
anwaltichaften jederzeit eingehend unterfuchen oder durch von 
ihm beauftragte Perfonen unterfuchen Lafjen.?) 

1) Diefelbe begreift da8 Recht zur Berhängung von Ordnungs⸗ 
Kosten Ien gegen rihterliche Beamte, 8. 4 des Fa v. 21. Mat 1868, 

Nr. 46, und gegen nicht richterlihe Beamte und Diener, 


* 8 G. O. G. 
es bon — als ne 8. 42 des cit. 
Geſ. v O. G. Aufſſichtsbeſchwerden find zu den 
Beifibiafladen zu nehmen — fie nicht mit einem Rechtsmittel zu⸗ 
—— Ihre Erledigung erfolgt nah 88. 21 8. 9 G. O. und 
36 3. 36. Der Präfident iſt an die ne der Berathung im 
Senate Bollverfammung) nicht gebunden. Beichwerden im Rechts⸗ 
mittelzuge erledigt der Berufungs- (Mecurs) Senat (88. 277, 409 G. D.). 
®) ——— die Oberlandesgerichte und Präfidenten, fiehe 
18 a . 19. Sänner 1853, R. G. 8. Nr. 10, unter V und 
8. 414 ©. O. Bur Bornahme von folden Unterfuchun - 
find auf Erund Ah. Genehmigung acht Gerichtsinfpectorenftellen 
VI. — ee iyitemifirt worden. (Mittheifung 


6. 75. Die Gerichtöhöfe erſter und zweiter Inſtanz ſowie 
deren Borfteher haben die unmittelbare Dienftaufficht nah Maß: 


fan; unmittelbar geübte 

nicht glaubt verlaffen zn können, oder 

wenn er irgend eine Beranlaffung 
fid mit den Bezirksgerichten un» 

heute Kom au ler 10 “ un 

beute ſchon feine unb wir 

in Zukunft bleiben. Diefer Sachlage 





entſpricht die Textir ung des Aus⸗ 
ſchuſſes wohl beſſer als die der Re⸗ 
gierungsvorlage, welche davon ſpricht, 
daſs der —— 
die Rechtspflege bei den Bezirksg 
beauffichtigen Tann, während 
gewiſs in dem angegebenen —2 
a ne a. Pflichten gehört. 
(A. 
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gabe der vom Auftizminifter zu erlaffenden WWeifungen!) zu 
führen. Insbeſondere haben die Vorfteher der Gerichtshöfe die 
ihrer Aufſicht unterftehenden Gerichte periodifh eingehend zu 
unterfuchen.?) Während der erjten fünf Jahre nad) Inkrafttreten - 
der Livilprocef3ordnung und der Erecutionsorbnung hat dieſe 
Unterfuhung nah Möglichkeit jährlich, ſpäter wenigſtens alle 
zwei Sabre zu gefchehen. Wo es bejondere Vorfälle nöthig 
machen, können außerordentliche Unterfuchungen ftattfinden oder 
vom Präfidenten des Oberlandesgerichtes oder vom Juſtiz⸗ 
minifter angeordnet werden. 

Die zur Dienftaufficht berufenen Gericht3behörden oder 
deren Präfidenten haben auf Grund der Unterfuchungsergebnifie 
die in ihrem Wirkungskreiſe gelegenen Verfügungen fogleich zu 
treffen, die fonft erforderlihen Maßregeln aber unter Anſchluſs 
des Unterfuchungsberichtes bei dem Auftizminifter in Antrag 
zu bringen. 

1) 8. 409 G. O. 

?) 88. 410 bis 413 G. O. 

$. 76. Im Rechte der Aufficht Tiegt die Befugnis, die 
ordnungsmäßige Ausführung der Geichäfte zu überwachen, die 
Berichte und Staatsanwaltichaften zur Erfüllung ihrer Pflichten 
anzubalten und wahrgenommene Gebrechen abzujtellen oder bei 
dem zur Anordnung der erforderlichen Vorkehrungen berufenen 
übergeordneten Gerichte darüber Anzeige zu eritatten. 


76. Die Beftimmungen des | wendung, der Anhalt eine Spruches 


8. 
$. 76 über Anhalt und Umfang der 
in der Dienftaufficht gelegenen Be⸗ 
fugniffe entjpreden der Natur der 
Sade und dem geltenden Rechte. 
Den Befugniffen der AuffichtSbebörden 
ftehbt die Pflicht der untergeordneten 
Gerichte und ihres Perjonales dur 
a der ergangenen Aufträge 
und etDeitun von Auskunft und 
Rechenſchaft über alle Amtsgefchäfte 
egenüber. Die Weifungen der Auf⸗ 
Ahtöpehörbe fönnen fi nicht dahin 
erftreden, einem Richter die Art der 
Erledigung einer beftimmten Rechts⸗ 
ſache vorzuzeichnen. Dies ergibt ſich 
daraus, daſs die im Auffichtsrechte 


oder Beichluffes aber ebenfo ficher 
nicht in die Sphäre der Juſtizver⸗ 
mwaltung fällt, jondern bier dic Nechts- 
mittel zur Reaction beftimmt find, dic 
au in ben Formen des Rechtes und 
nicht im abminiftrativen Wege erfolgen 
muſs. Die beharrliche Nichtbeachtung 
von begründeten Weifungen welche dic 
Aufſichtsbehörde einem richterlichen 
Beamten ertbeilt, um ihn zu einer 
tehtgemäßen Entſcheidung oder zu 
einem richtigen Verfahren zu leiten, 
kann den rihterliden Beamten unter 
Umftänden bdifeiplinären Nachtheilen 
ausfegen, die einzelne ſolchen Wei⸗ 
fungen zuwider erlaffene Entſcheidung 


wurzelnde Befehlögewalt der Sphäre kann nur durch die Rechtömittelinftang 
der Auftizperwaltung angehört und ! befeitigt werden. (Motive S. 33.) 


darauf befchräntt ift, die Rechtsan- 
AM. 
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Das Hecht der Aufficht eritredt jih auf alle Perſonen, 
die bei den der Aufſicht unterworfenen Gerichten angeftellt oder 
verwendet werden. 

Die Gerichte und deren Perfonal haben die Anordnungen 
der mit der Aufficht betrauten Behörden und Organe genau 
zu befolgen und denjelben auf Verlangen über alle Amtögejchäfte 
Auskunft und Rechenſchaft zu geben. 

6. 77. Der Oberſte Gerichts: und Caffationshof iſt be- 
fugt, anläjstih der Ausübung feines richterlichen Amtes wahr⸗ 
genommene Gebrechen im Geſchäftsgange der Gerichte erfter 
und zweiter Inftanz zu rügen und dem Auftizminifter von den 
wahrgenommenen &ebrechen und von den zu deren Abftellung 
dienliden Anordnungen Mittheilung zu machen. 


6, 78. Beſchwerden der Betheiligten gegen Gerichte, Ge- 
richtSporfteher und richterlihe Beamte wegen Verweigerung 
oder Verzögerung der Rechtöpflege!) können bei dem Vorſteher 
des unmittelbar übergeordneten Gerichtes oder, wenn fie gegen 


— — — — — — — — — — — — — 


8. 77. Die Vorſchrift des 8. 77 | Tiche Pe a handelt, als unftatt- 
über das Hecht des Oberften Gerichts- | haft fen Anders ftände 
bofes zur e und Anzeige von Ge- | die Sade, en Amtshandiung en der 
im häftsgange tritt an | Beamten der Gerichtöfanglei ob oder dt 
— Gerichts⸗Vollſtreckungsbeamten in Frage kom 

mſicuction Der Oberſte Gerichtshof | men, welche ihnen kraft efches 5 
kann nur durch ſeine Rechtſprechung liegen oder von dem Gerichte aufge» 
zu ſolchen Rũgen unb — An⸗tragen wurden. Dieſe Organe haben 
laſa am biefe aber ihre Amtsverrichtungen nach Weifung 
fich keineswegs auf Gegenftände bes borgefeigten Richters zu beforgen; 
an —* zu —* es erweitert fi) demmach bier der zu⸗ 
fen. hm bei Ausübung | Läffige Inhalt einer Auffichtöbefchmwerde 
feiner J—— — — über die Fälle der Nichtbefolgung und 
Mängel im gerichtlichen Geſchäfts- | Verzögerung auf die Geltendmachung 
gange, alſo auch zum Beifptel Wer- | eine® jeden auftragmwibrigen oder 
jögerungen bei Zuftellungen, bei Bor» | umrichtigen Vorganges. ie Bor: 
legung ber werden und vVeru⸗ kehrungen, um die Partei Haglos zu 
— — kann er aufgreifen. (Mo- | ftellen, finden felbftverftändlih in den 
33.) beftehenden gefetslihen Vorſchriften 
— ihre unüberſteigliche Schranke (vgl. 
. 78. Mit der im 8.78 9 gereger 8, A an I: des allgemeinen Grund⸗ 

ten Suftzauffitöbefhtocie gegen | ka iin 
richte, Gerichtsporfteber und gericht- Die —— Beſtimmungen 
liche Beamte ift vorzugsweiſe gegen | werben ergänzt durch die Vorſchrift 
— — Verzögerung der | des F. 91 der C. P. D., betreffend 
Rechtspflege fe zur fuhen. Das | die Abhilfe aus Anlaf8 von Be⸗ 
Beftreben, die — | ſchwerden gegen das Verhalten eincs 
durch folche Eingaben zu beeinfluffen, | mit der Ausführung der Zuftellung 
wäre, fofern ed fih um cine richter- betrauten Organes. (Motive &. 33.) 
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dad Mitglied eines Gerichtshofes erhoben werden, auch beim 
Präfidenten dieſes Gerichtshofes angebracht werden. Alle nicht 
offenbar ungegründeten Bejchwerden find dem betreffenden @e- 
richte oder richterlihden Beamten mit der Uufforberung mitzu- 
theilen, binnen beftimmter Friſt der Beſchwerde abzubelfen und 
darüber Anzeige zu erjtatten, oder die entgegenftehenden Hinder- 
nifje befanntzugeben. Mit der Aufforderung kann unter Um: 
ftänden die Androhung von Difciplinarmaßregeln verbundenwerden. 


Beſchwerden, die gegen Oberlandeögerichte oder gegen ben 
Oberften Gerichts: und Lafjationshof wegen Verweigerung oder 
Verzögerung der Rechtspflege erhoben werden, find bei den 
Präfidenten diefer Gerichtshöfe, Beſchwerden, welche gegen die 
Präfidenten felbit gerichtet find, beim AJuftizminifterium anzu- 
bringen und in finngemäßer Anwendung der Vorſchriften des 
eriten Abſatzes zu erledigen. 

Gegen Beamte der Gerichtslanzlei und Bollitredungs- 
beamte können Beichwerden wegen Nichtbefolgung oder unrich⸗ 
tiger Vollziehung der ihnen gejeglich obliegenden oder vom Ge⸗ 
richte aufgetragenen Amtshandlungen, fofern nicht für einzelne 
Fälle etwas anderes angeordnet tft, mündlich oder jchriftlich 
bei den mit der Wufficht über die Gerichtäfanzlei betrauten 
richterlichen Beamten?), bei dem Erecutionscommiffär?) oder bei . 
dem Borfteher des Gerichtes angebracht werden, bei dem der 
Beamte verwendet wird. Dieſe haben, nöthigenfall® nach Ver: 
nehmung des Beamten, da3 Erforderliche vorzufehren, um die 
— thunlichſt bald klaglos zu ftellen.*) 


1) 8. 74, Anm. a an die — iſt insbeſondere 
hingewieſen im 8.85 C BO Ferner Abhilfe gegen das Verhalten 
einer der mit der Ausführung der Zuftellung beauftragten Berfonen, 
8.91 C. P. O. — Beſchwerde über Die Urt des Erecutionsvollzuges, 


.) Atheitungstelter, 8.33 G. O. 
orlegung ſolcher —— 8. 76 G. O., — mündliche 


Beſchwerden und Anzeigen, 8. 146 ©. — gegen einen Vorgang des 
Erecutionsvollguges, 3. 165, Abi. 1, ©. D. 


Ausfertigung der Erledigungen. 


Fünfter Abſchnitt. 
Behandlung der Gefchäfte bei den Gerichten. 


Ausfertigung gerihtlider Erledigungen. 

6. 79, Die fchriftlihen Ausfertigungen!) der Urtheile, 
Beichlüffe, Vergleiche und Decrete, ſowie die in einer Necht3- 
ſache ertheilten Amt2zeugnifje und die an andere Behörden 
gerichteten Schreiben ?) und Berichte?) werden bei Bezirkögerichten 
von dem Einzelrichter, der das Urtheil geſprochen oder die 
betreffende Erledigung beichloffen hat, alle anderen?) fchriftlichen 
Ausfertigungen) aber vom Borfteher des Gerichtes unterzeichnet. 

Bei Gerichtshöfen werden alle in Rechtsſachen der ftreitigen 
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Gerichtsbarkeit und in Erecutionsfachen vorkommenden Aus- 


8. 79. 
tigungen in bürgerli 
— — —— in 
een, der Selbftändigfeit bes 


erfennenden Einzelrichters, bezw. Ges | 


Die gerichtlichen Ausfer- | 


Gerichtshöfen bleibt e8 jedoch bei den 


Nechtsan- | derzeit geltenden Vorfchriften: Abi. 2 
| des 8. 79 fpricht daher nur von An- 
8 


enbeiten der Givilgerichtsbarkeit. 
m den Parteien davon Kennt- 


nate8 von dem Einzelrichter unter | nis zu geben, von Welchen Richtern 


fertigt werden, bezw. von dem Vor⸗ 
figenden des Senates, von welchem 
die Entſcheidung ausgeht, oder das 
en, der Bericht, das Amts. 
zeugnis u. ſ. w. entworfen wurde. In 
Sachen der Dien t und Juſtiz⸗ 
verwaltung kommt für die Unter⸗ 
nur der auffichtsführende 

i „bezw. der Präfident des Ge⸗ 
richtshofes in Betracht (8. 79). Dieſe 
Regelung bringt nicht nur die juris⸗ 
dictionelle, bezw. adminiſtrative Stel⸗ 
des unterfertigenden Richters zu⸗ 

d zum Ausdrucke, ſondern fie iſt 
auch mit dem Vortheile verbunden, 
daſs dadurch die unmittelbare richter⸗ 
liche Auffiht über die bezüglichen 
Kanzleigeſchäfte erleichtert wird; zu⸗ 
dem wirkt ſie im Sinne der wünſchens⸗ 
werten Entlaſtung des Gerichtsvor⸗ 
ſtehers von dem ihm heute zufallenden 
rein formalen une der re 
N aller Au gungen. r 
— Bezirksgerichten vorkom⸗ 
menden Ausfertigungen in Strafſachen 
gelten ſchon heute gleiche Grundſätze, 
wie fie 8.79, Abf. 1, aufftellt; darıım 
fteht nichts entgegen, biefen Abſatz 
allgemein zu fafſen. SHinfichtlich der 
Ausfertigungen in Gtraffachen bei 


ein sun ausgegangen ift — c8 
kann dies für die Anfechtung wegen 
Inhabilität zc. von Belang fein —, 
ſchreibt 8. 429, Abf. 2, C. P. O. in 
Berbindung mit 8.417 3.18. P. O. 
vor, daf8 die Namen ber Richter in 
der Ausfertigung des Beichluffes oder 
Beſcheides anzugeben find. Infolge 
der Einführung ftändiger Senate läſst 
fih der Zweck diefer Vorfchrift viel 
leichter und mit geringerem Arbeit®- 
aufwande erreichen, wenn in der Aus- 
fertigung, fei e8 im Xerte oder am 
uße, der Senat ober die von dem 
etreffenden Einzelrichter vertmaltete 
ee bes Gerichte angegeben 
wird ($. 79, Abi. 3). Dadurch wird 
insbejondere die Verwendung von 
Drudforten für gewiffe häufig vor- 
kommende Beichlüffe ermöglicht, was 
zur Bereinfahung der (Erpeditionen 
viel beitragen wird. Die Beitimmung 
des letzten Abſatzes des 8. 79 endlich 
bringt den im 8. 426, Abſ. 1, C. P. O. 
enthaltenen gejeßgeberifchen Gedanken 
zum genauen Ausdrud, um in biejer 
für die Gefhäftsbehandlung wichtigen 
Srode nicht verfchiedenen Auslegungen 
m zu laflen. (Motive ©. 88, 34.) 
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fertigungen, Umtszeugniffe, Schreiben und Berichte, fofern nichts 
anderes beftimmt tft, von dem Vorfibenden®) des Senates, dem 
die Rechtsſache zugewiejen ift, bei nicht mehr anhängigen Rechts: 
ſachen aber von dem Präfidenten des Gerichtöhofes unter: 
zeichnet; dieſer unterjchreibt auch die Wusfertigung in allen 
übrigen nicht zur ftreitigen Gerichtsbarkeit gehörigen Angelegen- 
heiten. 

Bei der fchriftlihen Ausfertigung von Beichlüffen in 
Rechtsſachen der ftreitigen Gerichtöbarkeit kann die Unführung 
der Namen der Richter”) durch die Angabe des Senates, der 
den Beſchluſs gefafst Hat, und bei Bezirksgerichten, die mit 
mehreren Einzelrichtern bejebt find, durch die Angabe der dem 
betreffenden Richter übertragenen Abtheilung des Gerichte er⸗ 
febt werden.?) Dieje Angaben müfjen nicht im Zerte des Be- 
Schluffes enthalten fein. 

Bon mündlich verkündeten Beichlüffen, gegen welche der 
Partei ein abgefondertes?) Rechtsmittel nicht zufteht und welche 
auch nicht das Recht zur fofortigen Erecutionzführung begründen, 
find den bei der Verkündung anweſenden Parteien nur auf 
Verlangen fchriftliche Ausfertigungen zuzuftellen. 

1) 8.127 G. O.; über die Form fiehe 88. 191 bis 193 ©. O. 

(Fertigung von Bejhlufsausfertigungen Über gerichts— 
mäßige Banktdepofiten.) 


Das Auftizminifterium bat auf Anfrage eines Landesgerichtsprä- 
ſidiums die bemfelben — u dahin belehren Laffen, 
daſs die Einzelrichter gemäß 8. 79 G. O. G. berufen find, aud) die» 
jenigen fchriftlichen Ar we bon ihnen gefajäten Beſchlüſſe 
u unterzeichnen, durch welche die —— 2a ‚10 
8. 16 ber Minifterialverordnung v. 21. Yuni 1893 
und Suftizminifterialverordnung v. 4. November "508, = en 8 
.33, von der ertheilten Bewilligung 8 gut Verfügung über ein — 
maßiges Depoſit und die — ande, eingehenden Gelder 
verjtändigt wird (Mitth. J. M 
(Fertigung der an die ee fr gerichtliche 
Depofitenämter uud cumulative Raifencaifen ergebenden 
Din aulena san se Mit dem Erlafie v. 24. November 1899, 
— . B. B. St. I, hat das k. k. Finanzminiſterium Die 
eh und Finanzcaffen angewiefen, bei der Prüfung der — 
Merkmale der gerichtlichen Erfolglaffungsaufträge Daran Bedacht 
nehmen, daſs die Beſtimmung des 8. 42 der mit der Minifterialverorb- 
nung dv. 16. November 1850, R. G. B. Nr. 448, für alle Berwaltungs- 
gebiete mit Ausnahme von Galizien, Bufowina und Dalmatien, dann 
de 8. 26 der mit den Minifterinlverordnungen v. 28. Juli 1856, 
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R. G. B. Nr. 137, bezw. v. 26. Februar 1875, R. G. B. Nr. 18, für Galizien 
und Bulowina, bezw. Dalmatien erlaffenen Snftructionen für die cafja- 
mäßige Behandlung des Waijen-, Curanden- und Depofitendermögens 
durch die 3 b und 7 des Geſetzes v. 1. Auguſt 1895, R. G. B. Nr. 111, 

te Ausübung der Gerichtsbarkeit und die Zuſtändigkeit der 
ordentlichen Gerichte in bürgerlichen Rechtsſachen (Yurisdictionsnorm) und 
den 8. 79 des —— eſetzes v. 27. November 1896, R. G. B. 
Nr. 217, eine Aenderung in der Richtung erfahren hat, daſs die an die 
Stener- als gerichtlihe Depofitenämter und cumulativen Waifencaflen 
ergebenden Erfolglaffungaufträge von dem Einzelrichter, welcher die 
Erfolglafjungdbewilligung beichloffen hat, zu unterfertigen find und daher 
— der Fertigung des Gerichtsvorſtandes, noch deſſen Vidirung be⸗ 

en. 

Mit demſelben Erlaſſe wurden die Steuerämter und Finanzeaſſen 
angewieſen, weiters auch darauf au fehen, dafs die Erfolglaſſungsauf⸗ 
träge mit dem im $. 216, Abſ. 2, der Juſtizminiſterialverordnung v. 
5. Mai 1897, R. &. B. Nr. 113, ann befonderen Gerichts⸗ 
fiegel verjehen find (Mitth. J. M. 8. 9. ©. 31/1900). 

—— gerichtlicher Ausfertigungen im Straf— 
verfahren.) Auf die von einem Oberlandesgerichtspräſidium geſtellte 
Anfrage, ob die Beftimmungen des 8. 79 des Gerichtsorganiſationsgeſetzes 
über das Unterjchreiben gerichtlicher Ausfertigungen aud) auf die Aus- 
fertigungen im Strafverfahren anwendbar find, hat das Juſtizminiſterium 
ei . v. 23. März 1898, 8- 6348, nachftehende Anſicht aus- 
geſprochen: 

Gemäß 8. 97 des Gerichtsorganiſationsgeſetzes ſind die Beſtim⸗ 
mu des 8. 79, Abſ. 1 und 2, dieſes Geſetzes über die Ausfertigung 
gerichtticher Erlebigungen jinngemäß auch auf die a * 

erichtlicher Ausfertigungen anzuwenden, wobei hinſichtlich der Unter⸗ 
ertigung der fchriftlichen NIE Hgungen durch den bei einem Bezirks⸗ 
gerichte beftellten Einzelrichter die beſondere Vorſchrift des $. 13, Abſ. 3, 
der Geichäftsordnung zur Anwendung fommt. . 

Im Sinne bes 8. 79, Abſ. 2, des Gerichtsorganiſationsgeſetzes 
it eine Straffacdhe als anhängig anzujehen, fobald fie einer Gerichts⸗ 
abtheilung augewiefen werden mus, alfo auch dann, wenn dies infolge 
Subfidiarantrages, Wiederaufnahmäbegehrens, Gnadengeſuches u. dgl. 
geſchieht (Mitth. I. M. 8. B. ©. 61/1898). 

. 199 bis 202 ©. O. 


. 203 bis 208 ©. O. 
*) Ausfertigungen der Beichläfie auf Verhän ung und Aufhebung 
der pe find bei Bezirksgerichten jtet3 vom Borteher zu unterjchreiben, 
8. 13, Abſ. 8, G. DO 


‚bi. .D. 

5) Die für die Berichtsacten beſtimmte Schriftliche Mofaffung des 

eiles ift vom Vorſitzenden des Senates (Einzelrichter 8. 431, Abſ. 1, 

€. P. D.) und vom Schriftführer zu unterichreiben, 8.418 C. P. O. 
Beſchlüſſe find bloß vom Richter zu unterichreiben, 8. 429 C. P. O. 

e) Die Ausfertigungen der Urtheile und Beichlüffe, welche von dem 

mit der Abhaltung erften Tagſatzung betrauten Richter erlafjen 

werden, find nur von dieſem zu unterfchreiben, weil er das Gericht 
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felbjt repräfentirt. Abſatz m der allgemeinen Bemerkungen zum amt- 
Iihen Formulariendude zur & u. E. O. 
3 Sie iſt durch 8. 917 2. 1 in Berhindung mit 8. 429, Abi. 2, 
€. P. D. vorgefchrieben. 
est in. Diefe Vereinfachung iſt gemäß $. 193, Abſ. 2, G. D. ob- 
gatori 
) Prächfirung der Beftimmung des 8. 426, Abi. 1, C. P. O. 


Regiſter und Vormerkungen. 


F. 80. Welche Regiſter, Vormerkungen und Verzeichniſſe 
bei jedem Gerichte zu führen ſind, um die für die Erledigung 
der einzelnen Rechtsſache nöthige Ueberſicht zu erhalten und zu- 
gleich die unentbehrlihen Anhaltspunkte für die Ueberwachung 
des gejammten Geſchäftsganges und der Vollziehung der einzelnen 
gerichtlichen Verfügungen und Aufträge zu fihern, wird durch 
Berordnung des Juſtizminiſters, oder wenn fi) die Nothwendig⸗ 
teit befonderer Auffchreibungen!) für einzelne Oberlandesgerichts- 
Iprengel ergeben follte, von dem Oberlandesgerichtöpräfidenten 
mit Zuftimmung des Auftizminifterd beftimmt.?) 














8. 80. Die große Menge der ge» | merkungen, die, wie zum Beifpiel das 
richtlichen Geſchäfte erheiſcht, auch ab⸗ Waiſenduch, durch Geſetze eingeführt 
geſehen von den Zwecken der Statiſtik und anbefohlen werden, die ungeachtet 
und der Finanzverwaltung, die Füh- | der Aufhebung ber allgemeinen Ge- 
rung von Bormerkungen und Regt ern —— oder der Gerichtsin 
über die einzelnen Geſchäftszweige, ſtruction in Kraft bleiben, in die Bor- 
um die ordnungsmäßige Abwidlung | jchrift des 8. 80 nicht eingubeziehen 
der Gefchäfte, wie Die erfotderliche | find. —— S. 34.) 

Ueberſicht ſicherzuſtellen. Die Rege⸗ 
lung des Details fällt dem Gebiete Ueber die 88. 80 und 81 wurde 
der Durchführungsverordnung anheim insbeſondere im Schoße des Redactions 
(8. 80). Jedenfalls wird darnach ge⸗ comités ſehr eingehend berathen. All⸗ 








trachtet werden müſſen, die überaus | feitig wurde die große Wichtigkeit der 
große Zahl ber heute angeordneten | verfchiedenen Regiiter, Vormerkungen 
Bormerkungen zu vermindern — bie | und Berzeichniffe anerfannt, Die zu 
Einrichtung befonderer Gerichtskanzlei⸗ Evidenzhaltungen dienen und für den 
abtheilungen nad Art des 5.60 wird | ordentlichen Gang ber Geſchäfte ebenfo 
hierin fehr weit gehen laffen, da dann | wichtig find, wie für die Vornahme 
der ftete perfönliche Contact swifchen | periodifher Reviſionen eine nothwen⸗ 
Richter und Kanzlei die todte Eon- | bige Hilfe find. Es wurbe jebod) von 
teole duch Vormerkungen erjegt und | verichiedenen Seiten hervorgehoben, 
übertrifft — und zur Sührung ber daſs manchmal in biefer Hinficht zu 
übrig bleibenden Vormerkungen, fo» | weit gegangen worden jei, daſs in 
weit nicht darunter bie nothiwendige | manchem Oberlandeögerichtöiprengel 
Ueberſicht über die Gefchäfte leidet oder ar — ahl von Vormerkungen 
die Ueberwachun ge Kanzlei beein» erzeichniffen durch den if. 
trächtigt wird, gane der Gerichts⸗ — vorgeſchrieben worden ſei, auf 
kanzlei herbeizuziehen. Es bedarf deren Durchführung dann ſein Radh- 
faum einer Erwähnung, daſs Bor- | folger nicht mehr beftanb, aber wieder 
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Dieſe Vorſchriftens) Haben auch die Gattung der Auf- 
Ihreibungen zu bezeichnen, für welche die verjchiebenen Regifter, 
Bormerkungen und Verzeichniffe beftimmt find, die Form und 
Einrihtung der Iebteren zu regeln, die Organe zu benennen, 
von welchen fie geführt werden follen, und im einzelnen feflzu- 
ſetzen, wie bei deren Führung zu verfahren ift und in welcher 


Weile ſowie für wie lange fie aufzubewahren) find. 
1) Meber ſolche bei einzelnen Gerichten geführte befondere Auf⸗ 
ihreibungen ift beim ne Oberlanbeögerichtes ein Verzeichnis 


zu führen, $. 408, Ub 


2) Anordnungen, durch weiche ſolche Ausweiſe ꝛc. für alle Gerichte 
der Oberlandesgerichts⸗ oder Gerichtshofiprengels eingeführt werben, 
n erft nad) —— 5 Zuſtimmung des Juſtizminiſters erlaſſen 


= en, 8. 408, Ub 


3 
5) Regife: 88. 217 bis 260 G. O. Vormerkungen: 88. 402 bis 


8. 296 3.1 


x Be — an des Sammelregifters, 8.246, lebt. Abf., G. O. — 


Gerichtsacten. 


6. 81. Die Vorſchriften 
richt einlangenden Schriften zu 


neue vorſchrieb. Die unnütze Häufung 
diefer eh und Bormerkungen 
belaftet 3 überflüffigerweife die 
Acheitötreft ” erichtlihen Beamten, 
und ber Nutzen fteht häufig in feinem 
——— zum Aufwand an Zeit 
Kraft, den fie gekoſtet haben. 
Der Ausſchuſs bat deswegen beftimmit, 
daf3 derlei Bormerkungen und Ber- 
zeichniffe nur durch Verordnung des 
AYuftizminifters eingeführt werben kön⸗ 
nen. Sind foldde Aufichreibungen in 
irgend einer Ridytung für einen Ober- 
Iandeögerichtöfprengel im befonberen 
nothiwendig, fo kann fie der Obergerichts⸗ 
präfibent e nführen, bedarf jedoch hiezu 
der — — Juſtizminiſters. 
Die gleiche den; verfolgt die 
Sinfjaltung im eriten Abſatz des 8. 82. 
Hter, wo die GStatiftil die Hauptrolle 
ſpielt, macht fi bie Nothivendigteit 
ne re — noch mehr fühl«- 
er große ert des Geſchaäfts⸗ 
— liegt nicht nur — I 
aus demielben der Geſchäftsgan 
dem betreffenden Obergerichts — 
erſehen werden kann, ſondern auch in 
der Moͤglichkeit, die Rechtspflege ver⸗ 


darüber, wie mit den bei Ge— 


verfahren iſt, ſind, ſoweit nicht 


gleichend zu überwachen und da⸗ 
durch den gleichmäßigen Gang der 
Suftiggefpäfte und der Rechtsſprechung 
in allen Oberlandesgerichtsſprengeln 
zu regeln. Dies fett aber eine gleich- 
mäßige Veranlagung der Ausweiſe 
und ftatiftifcehen Aufnahmen voraus. 
Beſondere Geſchäftsausweiſe für einen 
Dberlandesgerichtöfprengel foll ber 
Se in —— nicht 
verfügen können. Es iſt aber nicht 
außgefchloffen, daſs fie ausnahmsweiſe 
für aus beſonderen Landesverhältniſſen 
entſprungene Bebürfniffe nothwendig 
werden. In dieſem Falle hat fie aber 
jedenfalls nur der Juſtizminiſter, an 
den der betreffende Oberlandesgerichts⸗ 
präfident feine diesbezüglichen Anträge 
eftellt Haben wird, durch eine bon 
erlaffene Verordnung zu verfügen. 

(1. B. ©. 18.) 


8. 81 bildet die nothwendi er Er: 
gänzung der in verfchiedenen Geſetzen 
enthaltenen Beftimmungen über das 
Verfahren mit den BerichtSacten. Die 
Einrihtung der NRegiftratur ur 
ausfchließlich dem inneren Di 





176 


II. Gerichtsorganiſationsgeſet $. 81. 


das gegenwärtige Geſetz Beſonderes anordnet oder ſonſt gejeh- 
liche Beitimmungen dafür beftehen, im Verordnungswege zu 
erlaſſen.) Hiebei hat der Juftizminifter zu beſtimmen, inwieweit 
bejondere Eingangsbücher?) zu führen find, um einen Nachweis 
zu gewinnen, zu iwelden Acten die eingelangten Schriftftüde 
genommen oder an welche Behörden fie abgegeben wurden; in 
Grundbuchsſachen müfjen jedoch alle einzelnen an das Gericht 
gelangenden Eingaben und Schriften verzeichnet werden. 


fie berührt das Intercffe der Parteien 
unmittelbar nicht. Die Einzelheiten 
werden daher durch die zu erlaffenden 
Dienftesporfchriften zu regeln fein. 
Nur in einer Hinfiht ift ein aus⸗ 
drüdlicher Gefeßesbefehl — 
Die auf Grund der Beſtimmung des 
8.20 ber Inſtruction zum allgemeinen 
ee dv. 12. Jänner 1872, 
5, gebildeten Urkundene 
bücher haben fi Sicht als zwedmäßig 
eriwiefen. Es wird deshalb im 3. Ab⸗ 
fage des $. 81 in Ausficht genommen, 
die dem 8. 1 bes reden I Grund: 


buchögefeges entfprechende Urkunden | 


fammlun eife anzulegen, 
daſs die zurüdbehaltenen Urkunden- 
abſchriften nad) erfolgter Beglaubigung 
zu den Eintragungsgefuchen felbft, zu 


welchen fie gehören, gelegt und alle beftimmt, 


Eintragungsgefuche und Acten, welche 
biefelbe Einlage betreffen, in einem 
Fascikel vereinigt werden. Damit 
wirb der heute unangenehm fühlbare 
Uebelftand befeitigt, bafd man, um 
fih über den Orundbuhäftand einer 
Einlage eingehender zu informiren, 
zahlreiche mb an ben verfchiedenften 
Orten aufbewahrte Actenbünde er- 
öffnen muſs und vorher mehrere Nach⸗ 
fchlageregifter, welche über bie Regiftra- 
turbezeichnung Aufſchluſs geben, ein- 
sufehen bat. (Motive ©. 34.) 


Ungeachtet fi der Entwurf ie 
allgemeinen auf die Firirung ber 
leitenden Geſichtspunkte beichräntt (8. 
58, Abſ. 1) und die Detailregelung 
— wie c8 bie Natur der Sache ber: 
langt — ben Berordnungen und An- 
ordnnungen überläfst, die jedem Wachfen 
und Berändern folgen und auf alle 
örtlichen Verſchiedenheiten angemeſſene 





| 


) 


| 


aut a nehmen können, müffen einige 
te ganze Geftaltung der Mani: 
—* weſentliche Einzelheiten doch 
im Geſetze ſelbſt normirt werden. 
Schon — beſteht zwiſchen der Ma⸗ 
nipulation- in Straf⸗ und Eivilfadhen 
ein ſehr merklicher, durch die Ber⸗ 
ſchiedenheit des Verfahrens geſchaffener 
Unterſchied. In Strafſachen kommt 
nur die einzelne Strafſache für die 
interne Geſchäftsbehandlung in Be⸗ 
tracht, Die in der Folge aufgenommenen 
Protololle, die einlangen 6 
ftüde reihen fich lediglich dem Acte 
an, obne dafs fie einzeln bebanbelt 
und einzeln der Erledigung 1 een 
wurden. Der Strafrichter beh 
die ganze Sache im Auge und hie 
in jeiner Action nicht gerade a. 
daſs ein beſtimmtes 
—T8 noch formell zu en 
Sm Eivilverfahren kommt bin- 
pin derzeit nur das einzelne Ge⸗ 
Ihäftsftüd in Betracht, und es ift bes 
zeichnend, daſs es als eine Störung 
des Geſchäft Sganges empfunden wird, 
wenn ein Act zu erledigen wäre, deffen 
Eriftenz nicht durch eine Erbibiten- 
nummer beurkundet ift. Diefer Bor- 
gang, häufig übertrieben und zu einer 
oft nur ganz oberflächlichen Erledigung 
der Nummer miſsbraucht, hatte doch 
im ſchriftlichen und im protokollariſch 
ſchriftli Verfahren, das ſtets eines 
neuen Anftoße8 bedurfte, um fortzu⸗ 
fchreiten, noch einigen Anhalt; im neuen 
Verfahren hingegen wird ſich dies im 
wejentlihen nad dem Borbilde des 
Strafproceficd ändern. Es entſpricht 
fomit dem mündlichen Procefie nicht 
mehr die tfolirte Behandlung jedes 
Uctenftüdes, fondern es bildet dic 
Kenntnis ber Sache als Ganzes die 
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Alle Schriftſtücke, welche dieſelbe Rechtsſache betreffen, find 
in einem Actenhefte (Actenbund) zu ſammeln und unter einer 
und derjelben gemeinfamen Bezeichnung zu vereinigen (Ücten).®) 

Sn Grundbuchsſachen find die Acten nah Grundbuchsein- 
lagen zu bilden.*) &8 kann?) vorgejchrieben werden, daſs die be- 
glaubigten Abfchriften von Urkunden, auf Grund deren eine 
bücherliche Eintragung erfolgt, zu den bei Gericht zurüd: 
bebaltenen Eintragungsgejuchen gelegt werden, deren Beilage 
jene Urkunden bildeten. Sämmtliche auf die nämliche Grund- 


unumgängliche VBorausfegung für bie geliehen) eine fchwerfällige fei und 
Erfüllung der richterlichen oe anzleilräfte abforbire, die eripart 
Die de, welche dieſelbe Rechts⸗ werden können; es wurde betont, daſs 
fache betreffen, müflen daber ſtets nach der mündliche Procef3 eine -andere 
ihrer chronologiſchen Aufeinanderfolge | Regiftrirung der Acten erfordere, und 
eordnet zur Verfügung ftehen. An | daj8 damit im Zufammenbange auch 

telle der loſen und zerftreuten Hinter- | eiste andere Epidenzhaltung der eitt- 
—— muſs daher zweckmäßigerweiſe gehenden Geſchäftsſtücke a die 
das Actenheft (Actenbund) treten. Was —* nach Senaten bei den icht8- 
fo im ftreitigen Verfahren notbiwendig | böfen und nad) den Referaten bei den 
ift, wird im Verfahren außer Streit- | Bezirkögerichten werde gliedern müffen. 
ſachen und im Grundbuchsperfahren | Dem entgegen fand daS beftehende 
jedenfalls fih als nüglich ermweifen. | Einreihungsprotofol Warme Ber: 
Diefe Anordnung maht auch zum gun Es liege darin eine große 
größten Theile dad Einreihungspro- arantie dafür, daſs fein Gefchäfts- 
tofott in feiner heutigen Geftalt über- | ftüd in Verſtoß gerathe, da bei jeder 
üffig._ Im Grundbuchsverfahren tft | Eingabe an der Hand der Nummer 
e8 wegen der Prioritätsfeftftelung | und der Eintragung ins Einreihungs- 
(&. 93 allgem. Grundh. Gef.) unent- | protofoll fofort eruirt werden könne, 
behrlich, und hinfichtlich der anderen | two fich dasſelbe befinden müſſe. Dem 
an das Gericht gelangenden Eingaben |! wurde wieder entgegengehalten, dafs 
und Schriften, zum Theile wegen der | die Abſchaffung der Einreihungspro- 
leichteren Individualifirung und der | tololle nicht die Aufhebung der Evi- 
ef trole, zum mindeften ein | denz und Gontrole bedeute, und es 
nicht leicht zu vermiflender Bebelf. | Härten fich die Anfichten endlich fo 
Im übrigen aber bietet das Einrei- | weit, daſs der Ausſchuſs zwar die 
chungsprotołoll nicht, was nicht durch | Negierungsborlage, wornad (mit Aus» 
die aus Gründen der Evidenz unent- me von Örundbuchsfachen) das Ein- 
bebrliche Eintragung der Acten (Gaufen) 
im Regifter voll erjegt werden könnte, 
(Motive ©. 27, 28.) | 


— — — 


reichungsprotokoll hätte beſeitigt wer⸗ 
den ſollen, ablehnte, jedoch einen Paſſus 
in den Paragraph aufnahm, durch 
den die ganze Frage in die Verord⸗ 
nungsgewalt der Regierung geftellt 
wurde, die nunmehr zu erwägen haben 
wird, inwieweit an Stelle des bis⸗ 
berigen Einreihungsprotofolles „Ein- 
gangsbücdher” zu führen fein werden, 
um die Zwecke der Evidenz über die 
— cke zu erreichen. (A. B. 
. 16. 


Eine lange umd eingehende Des 
batte entſpann fich bei $. 81 über die 
Zräge, ob das Einreihungspro> 
totoll beizubehalten fei oder nicht. 
— — — — daſs 

heutige Form der Einreichungs⸗ 
prototoſſe (von Grundbuchſachen ab⸗ 


Schauer, Geld. Ordg. 12 
PN 
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buchseinlage ſich beziehenden Eingaben, Urkunden, Abichriften 
und fonftigen Uctenftüde find zu den nämlichen Acten zu nehmen. 

Die Friſt, innerhalb welcher die bei Beginn der Wirkſam⸗ 
feit des gegenwärtigen Gefehes ſchon vorhandenen Acten in 
Grundbuchsſachen nah Grundbuchseinlagen zu orbnen find, 
wird durch bejondere Unordnung des Juſtizminiſters ‚feitgelegt.‘) 


II. Gerichtsorganiſationsgeſetz 66. 81-83. 


1) Dieſe Vorfchriften find enthalten in den 88. 261 b 
G er beitehen nur für zunächſt nicht —** — 


8.716 


‚ für Grundbuchdeingaben, 88. 76, 77 G 
laden, g. = G. O., und für Bräfidialfachen, 8. 79 © 


., für Firmen⸗ 
8 


3) Die näberen — ſiehe in 8.263 G. O. 


4) Siehe 8.2 
R. G. B. Nr. 225, be 8,77 0.0 


.D. en HM 


V. v. 17. December 1898, 


5) Gegenwärtig iſt abgefonderte Berwahrung und Einbinden ber 
Abſchriften der D EUnben mung vorgeſchrieben (8.4 J. M. V. v. 17. De- 


cember 1898, 


6 Siehe 8, 11 Ss m 8. £4 17. December 1898, 0.9.8. Nr. 225, 


wodurch die Hebergangsbeitimmung des 
1897, R. G. B. Nr.113, außer Kraft ge 


Mi Abſ. 2, J. RV. v.5. Mai 
etzt wurde. 


Soweit die vor dem 1. Jänner 1898 entitandenen Grundbuchs⸗ 
acten ſchon nad) Grundbuchseinlagen geordnet worden find, hat es biebei 


Geſchäftsausweiſe. 
$. 82, Der Aufſichtsbehörde find regelmäßig Geichäfts- 


fein Bewenden. 


ausweiſe zu erftatten. 





8. 82. Der Snhalt des 8. 82 über 
die Erftattung der Geſchäftsausweiſe 
entfpricht den geltenden Borjchriften 
(insbefondere 8. 102 der Gerichtsin⸗ 
ftruction). Auch an den Beftimmungen 
über die Art und die Vorlage der Aus⸗ 
weife der Staatsanmwaltichaften fol 
nicht8 geändert werden; ebenfowenig 
an den durch die Strafprocefßord- 
nung angeordneten Jahresberichten der 
OberftaatSanwälte und des General» 


Der Beitpunft, in welchem die einzelnen 


m nn — —— — — — — — — — — — — — — — nn 


Kenntnis erhalten von den Erfah- 
rungen, welche in der Rechtspflege ge- 
— t wurden, von den Bedürfniſſen 
echtsverkehres und von den Wahr⸗ 
—5* über den Zuſtand des Ju⸗ 
fligwefens, welche in den Zifferncolon- 
nen der Ausweife feinen Ausdrud fin- 
den. Diefe Berichterftattung wird für 
die AuffichtSbehörden, bei welchen heute 
mitunter die Neigung bemerkbar war, 
den Ziffern der Ausweiſe eine über- 


procuratorg. große Bedeutung beizulegen, dazu an⸗ 
halt und Befchaffenheit der Ge» ! leiten, nicht nur auf das eleiftete Ar- 
Ihäftsausweife wird durch Werord-  beitsquantum zu achten, jondern auch 


nung und Anordnung bes Juftiz- 
minifters beflimmt. Der Bericht, mit 
welchem bie Ausweife dem Juſtizmi⸗ 
nifterium vorgelegt werden, Hat ein 
gründliche8 Gutachten über den Gang 
der Rechtspflege zu enthalten und die 
Verfügungen anzugeben, welche infolge 
der Geſchaͤftsausweiſe fchon getroffen 
wurden oder zu treffen wären. Durch 
diefe Berichte fol die Juſtizverwaltung 


der Dualität der Erledigung der Ge⸗ 
fhäfte ihr befondere® Augenmerk zu- 
zuwenden. Nebft den Geichäfttaus- 


ft 
weiſen haben die Gerichtsbehörden auf 


Berlangen des a * 

eines übergeordneten Gerichtes über 

einzelne Zweige der Be und 

die Bewegung in benfelben befon- 

* on zu erftatten. (Motive 
. 34, 3 
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Ausweife zu eritatten find, fowie die Einrichtung derfelben wird 
durch Verordnung des Auftizminifters beftimmt.!) Die Gerichts: 
höfe erſter Inftanz?) haben die Ausweiſe den Oberlandesgerichten, 
letztere*) aber diefe Ausmweife, ſowie die von ihnen unmittelbar 
erftatteten Geſchäftsausweiſe dem Auftizminifterium vorzulegen. 

Der Bericht, mit welchem die Ausweiſe dem Juſtiz⸗ 
minifterium vorgelegt werden, bat ein gründliche Gutachten 
über den Gang der Rechtspflege im allgemeinen zu enthalten 
und die Verfügungen anzugeben, welche infolge der Gejchäfts« 
ausweiſe bereit? getroffen wurden, oder welche nad) den Ge- 
Ihäftsausweifen nöthig fcheinen, aber den Wirkungskreis des 
Dberlandeögerichtes überjchreiten. 

Ebenfolche Berichte Haben der Oberfte Geriht!- und Caſſa⸗ 
tionshof und der Generalprocurator fowie die Oberftaatsanmältet) 
bei Borlage ihrer regelmäßigen Geſchäftsausweiſe an das Juſtiz- 
minifterium zu eritatten. 

1) 5 394 bis 401 G. O. 

2) Der PBräfident des Gerichtshofes I. Inſtanz hat die Ausweiſe 
zuerft zu prüfen, die erforderlichen Rerfügungen zu treffen und dann 
die Ausweife vorzulegen, 8.395, 2, G. O. 

Das Oberlandesgericht 'verfährt ar den ihm vorgelegten Aus- 
weiſen wie der Präſident des Gerichtshofes I. Inſtanz, 8.396 G. O. 

4) Der Generalprocurator und die Oberftaatsanwälte erftatten hie⸗ 
durch zugleich den in 8.37 St. P. O. vorgeichriebenen Jahresbericht. 


Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


6. 83, Die in Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer 
Streitijahen von einem Gerichtshofe gefafsten Beihlüffe find 
al3 nichtig aufzuheben, wenn der Senat bei der Beichlufs- 
faffung nicht vorſchriftsmäßig bejeht war und Ddiefer Mangel 
dur Recurs geltend gemacht oder von dem höheren Gerichte 
gelegentlich eines aus anderen Gründen erhobenen Recurjes 
wahrgenommen wird. Zugleich ift eine neuerliche, bei gejeb- 





8. 83. Um die Gerichts inſtrue⸗ Befeitigung daber für das Gebiet des 
tion dv. 3. Mai 1853, mit Ausnahme | Berfahrens außer Streitfachen eine 
der in 8. 14 des Sefeßentwurfes er» | Lüde zurüdlaffen würde. Es find dies 
wähnten Paragraphen, aufheben zu | die Beftinnmungen der 88.83 bis 87 des 
können, war e3 5 motbwendig, jene Bor- | Entwurfes, welche im wefentlichen den 
—— der ine in den | 88. 156, 172, 182, 185 und 192, Abi. 3, 

— unehmen, die nicht | der erichtöinftruction entfprechen. 
bloß m inneren Dienft regein, ſondern | (Motive &. 35.) 
das Berfahren felbft betreffen, und deren 
j2* 
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mäßiger Beſetzung des Gerichtes vorzunehmende Berathung an- 
zuordnen!) 
3) Herübergenommen aus 8. 156 Ger. Inſtr. 


$. 84. Wenn in einer Angelegenheit der Gerichtsbarkeit 
außer Streitfachen von einem Senate ein Beſchluſs gefajst 
wird, der nach Ueberzeugung des Vorſitzenden auf offenbarer 
Verlegung oder unrichtiger Anwendung des Geſetzes beruht und 
Minderjährigen oder Pflegebefohlenen Nachtheil bringen oder 
das Gericht einer Erſatzpflicht ausjegen würde, jo kann der 
Borfitende des Senates die Ausfertigung des Beſchluſſes einft- 
weilen einftellen und die Acten dem übergeordneten Gerichte 
zur Entſcheidung vorlegen.) 

1) Entipriht zum Theile dem 8. 172 Ger. Inſtr. — Der Inhalt 
des Borlageberichtes ift in 8.204, Abj.3, G. O. näher geregelt. 

6. 85. Gegen Parteien, die in Ungelegenheiten der Ge- 
richtsbarkeit außer Streitſachen in ſchriftlichen Eingaben die 
dem Gerichte ſchuldige Achtung durch beleidigende Ausfälle ver⸗ 
letzen oder in ſchriftlichen Eingaben die andere Partei, einen 
Vertreter, Bevollmächtigten, Zeugen oder Sachverſtändigen be— 
leidigen, Tann unbeſchadet der deshalb eintretenden ſtrafgericht⸗ 
lihen Verfolgung vom Gerichte eine Drdnungsftrafe (8. 220 
der Eivilprocef3ordnung) verhängt werden.!) 

Aus den gleihen Gründen ift die Verhängung einer 
Drdnungsitrafe gegen den Advocaten zuläffig, welcher die jchrift- 
liche Eingabe unterfertigt hat. 

Zum Zwede der Aufrechthaltung der Ordnung bei Tag- 
ſatzungen und mündlichen Verhandlungen, die in Angelegenheiten 
der Gerichtsbarkeit außer Streitiachen ftattfinden, find die Vor⸗ 
ſchriften der Eivilprocefsordnung (88. 197 bis 203) finngemäß 
anzumenden.?) 

1) Bis zu 100 K (50 fl.), gegen Abvocaten bis zu 200 K (100 fl.) 
event. vom Gerichte zu beftimmende Haft nicht über zehn Tage. Die 
Geldftrafen fließen in den Urmenfond des Gerichtsortes. — Dadurch wird 
8.192 Ger. Inſtr. erſetzt. 


Verwendung der im Berfahren — Streitſachen a ea 
Geldſtrafen. Bet mehreren Gerichten ift der Zweifel le an wel Fond 
die Geldſtrafen abzuführen finb, welche in Un aan der Gerichtöbarleit außer 
Streitfadhen und insbeſondere in Anwen ung bes g 8 des Gef. v. 28. Mai 1883, R. G. B. 
Nr. 82, ale — auferlegt unb eingebracht werden. 

Das Juſtizminiſterium hat deshalb einem Oberlandesgerichte über dieſe — 
a Ar eröffnet: Das Juſtizminiſterium bat fi mit dem !. t. — 
der Anſchauung geeinigt, daſs die von den Gerichten im Verfahren außer Streitſachen 
verhaͤngten Geidſtrafen auch dann, wenn eine ausdrückliche Beſtimmung über die Art 
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der Berwendung im — nicht getroffen it, dem Armenfonde zufließen. Maßgebend 


—— Erm 
eich Art. XIII Bud „dei Aa ie zur &.D. im allgemeinen 
die Vorſchriften der Min. Vdg. v N. G. B. Nr. 227, über die Art 
der und Ummanblung ber im —— = "Berhängien Geihfteofen use 
ergibt 1 * gens sraetjelton 
€. DO. und aus ben 88. 85 7 des 8.0.68. ide re: umeifung ve eff 
den Armenfond aus —— *8 7 ber Min. Bbg. dv. 5. Rovember 1858, R. G. B 
die Givilprocefögefeße oben worden if. 
t auf bie —— En — ee; he md — — O. * 
muß beshalb — werden, d enen dem e abhren? außer 
— —— ba Genen 
vilpro en fe e en en, 
Praen Im ben neuen Giniproceäg Mat 1853, R. G. B. Nr. 82, oder 
ea ahnen der Soncursordrnung verhängt — gleichfalls die Norm des 
Sr ebend ifl. Es Im daber auch diefe GSelbftrafen dem Armenfonde 
ul einen Wohnfis bat, oder wenn ein Wohnfig des⸗ 
— mir lat i em ne des Ortes, an welchem das Ge⸗ 


ig umwenden 
Mangels einer ——— chen Beiti über die merwenbeng der wegen Wintel- 
ſchreiberei Berhängten Gelbftrafen in der burd Urt. IV 8.5 Der * — 
De Per har ng YA Bdg. v. 8. Zuni 1857, be- 
ng der Winkelſchreiber, — auch —S*8 — — be⸗ 
ae ne in gleicher Weiſe zu verwenden 
lid der vor = — * neuen Civilproc ae — ängten 
Gelbfirafen bat e3 bei den bis dahin in ee —— Bora eiven- 
den. Bon einer Suweliun an den enfond tft auch bezüglich ber oa ei — igen 
Steneramte derzeit gefaͤlle bereits verrechneten raten abzujehen (Mitth. 
IM.B.B. ©. — 


Eiche weiters die J. M. 8. v. 24. October 1899, J. M. V. B. Nr. 40, betreffend 
die Einführung eines YM — über bie an bie Gemelnben überjenbeten Geldftrafen. — 
- or der. v. 18. Mai 1841 88, findet auf nad den Beltimmungen 

.D. verhängte —58 — ne ee feine Anwendung. Die Nach⸗ 
ht bexartiger Strafen tann daher durch die Gerichte allein nicht olgen. 

2) Die Sigungspolizet übt der Berhandlungsleiter. Ermahnungen, 
Entfernung Störenden von der Verhandlung nad) wiederholter &. 
— groͤberer Ungebür — gegen Barteien bis 
zu 100 ) gegen Advocaten bis zu 200 K (100 fl.), event. Auf- 
trag, einen anderen Bertreter zu beitellen. Gegen Militärperjonen An⸗ 
zeige an die nächſte Militärbehörde. 


6. 86, Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streit- 
ſachen, auf welche die Vorfchriften der Civilprocef3ordnung über 
Gerichtsferien Anwendung finden, gemäß Art. XXXVI!) des Ein- 
führungsgejehes zur Eivilprocef3ordnung als Ferialſache?) zu er— 
Hären, ift der Vorſteher des Gerichtes oder der Vorſitzende des 
ftändigen Senates?) befugt, in dem über die Rechtsſache Beſchluſs 
zu faſſen ill. 

1) „Die Vorſchriften der Eivilprocejsordnung über die Gerichts- 
ferien feine Anwendung auf die Angelegenheiten des jtrafgericht- 
lichen Verfahrens, auf das Concursverfahren, jowie auf die Erledigung 
von Srundbuchsfachen. Andere Angelegenheiten jind al3 Ferialſachen zu 


behandeln, wenn durch die Verzögerung einer Verfügung Nachtheil für 
eine Bartei entftehen könnte.” 


2) An Feiertagen ſollen auch in Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit 


BEE nE S 
. 
El 
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außer Streitfachen und im Concurdverfahren nur bei Gefahr im Ver⸗ 
zuge rer abgehalten werden, 8.44, Abſ. 2, G. O. 

8) Außerdem auch der zur Vertretung des Gerichtsvorſtehers oder 
des — des Senates berufene Richter, 88. 47, Ubi. 4, 46, 


22 


Ladungen außerhalb des Proceſſes. 


$. 87. Perſonen, die einer gerichtlichen Ladung?) nicht 
Folge leiften, Zünnen unter Androhung einer Ordnungsftrafe 
neuerlich geladen und durch die Verhängung diefer Strafe zum 
Erfcheinen genöthigt werden. Im Falle fortgejehten Ausbleibens 
fann die Ordnungsſtrafe innerhalb des gejehlichen Ausmaßes 
verdoppelt und in dringenden Fällen die zivangäweije Vor: 
führung durch den Gerichtsdiener angeordnet werden.?) 

Für die Verhängung und Verwendung der Ordnungs- 
ftrafen gelten die Beitimmungen der Eivilprocef3ordnung über 
Strafen (8. 220).?) 

1) Im Verfahren außer Streitfachen, im Difeiplinarverfahren, in 
Juſtizverwaltungsſachen (3. 8. 8.16 G. O., Ladung der Gemeindevor- 
jteher und deren Secretäre zur Beſprechung des Vorganges bet gericht⸗ 
lien Buftellungen) — aber nicht die en Borladungen zum Ver⸗ 
gleichöverjuche (8. 433 C. P. O.), denn Diele finden im Üroceffe (ſiehe 
Marginalrubrif), im Streitverfahren ſtatt. 

2) 8, 87 erſetzt 8.1923, Abſ. 3, Ger. Suftr. 

9) 100 K (50 fl.), event. 200 K (100 fl.), zu Gunften des Armen- 
fondes des Gerichtsortes. Im alle der Uneinbringlichleit bis zu zehn 
Tagen Haft. Stehe au 8.85, Anm. 1. 


Buftellung. 


$. 88. Buftellungen in Ungelegenheiten der Gericht3- 
barkeit außer Streitfachen ſowie im Concursverfahren find in 
gleicher Weife wie die Buftellungen in bürgerlichen Nechts- 
ftreitigfeiten!), und zwar von amtswegen zu bewirken. 

1) 88.87 bi8 122 ©.P.D. 88. 211 bis 213, 339 bis 377 ©. O. 


Es find daher aud die Gemeinden zur Vornahme von Zuftellungen in 
jolden Sachen gejetlich verpflichtet (8.88 C. P. O.). 


8. 88. $. 88 recipirt für das Vers Grundſatz der Zuftellung von amts- 
fahren außer GStreitfahen und das | wegen. Für die Art der Zuftellung 
Concursverfahren den bisher im 8.213 | bleibt 8.6 des kaiſ. Patentes v. 9. Au- 
der Gerichtsinftruction enthaltenen, für | guft 1854, R. ©. B. Nr. 208, maf- 
das en in Streitfadhen im ß. 87 | gebend. (Motive &. 35.) 

C. P. DO, zum Ausdrucke gebrachten 
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Poftfendungen und telegraphiſche Depejchen. 


6.89, Bei gefeglichen oder richterlichen Friſten, die in 
bürgerlichen Rechtsfachen einer Partei zur Abgabe von Erflä- 
rungen, Anbringung von Anträgen, Ueberreihung von Schrift: 
ſätzen oder zur Vornahme anderer, ein gerichtliches' Verfahren 
betreffenden Handlungen offen ftehen, werden die Zage des 
Boftenlaufes!) in die Friſt nicht eingerechnet. 

Scriftlihe Eingaben an das Gericht können auch im tele: 
graphiichen Wege erfolgen; insbejondere kann die Erhebung der 
Berufung, Revilion oder des Recurſes telegraphiich geichehen. 
Die näheren Vorfchriften über die gefchäftliche Behandlung 
folder Depeſchen find im Verordnungswege?) zu erlafjen. 

1) Erflärungen, Anträge, Schriftfäge, welche an eine Friſt gebun- 
den find und mit der Poft an das Gericht 2 en, find als rechtzeitig 
überreiht anzujehen, wenn fie am A Enge er Frift zu einer Zeit 
der Poſt übergeben wurden, zu welcher fie noch mit dem poftämtlichen 
Aufgabevermerfe nn Tages verfehen werden fonnten. Dies gilt Das 
ie den Fern⸗ wie für den Localverlehr (D. ©. 2 DE a aa 

27. Juni 1899, Praes. 306/1899, Jud. Bud) Nr. 143). 

Die Anmeldung eines Rechtsmittels im Strafverfahren kann 
wirffam auch durch Telegramme erfolgen. Amtswegig verfügt das Gericht, 
was etwa zur Bejeitigung der Bedenken rüdfichtlic) des Abſenders oder 
feiner Legitimation erforderlich ie Die Beitimmungen des 8.89 G. O. G. 
und der de 97 und 98 G. O. finden keine Anwendung im Strafverfahren. 
Beſchluſs des Oberſten — als Cafſat. Hofes v. 16. Februar 1898, 

2385, J. M. V. B. Nr. 1400. 


8. 89. Im 8. 89, Abſ. 1, kehrt 
die urſprünglich im 8. 135, Bf. 8, der 
Regierungsvorlage einer Eivilprocef8- nur die gebürenrechtliche 
ordnung enthaltene Bejtimmung wieder, | Seite war durch den Finanzminiſterial⸗ 
daſs die Tage des Poftenlaufes in die Erlaf8 v. 9. Jänner 1869, R. G. 8. 
Friften nicht einzurechnen fein. Sie | Nr. 8, geregelt. Mit Riüdficht auf die 
bat hier einen befleren Platz, weil bei 


en und Anträgen war dic 
bisher ganz auf fich felbft an⸗ 


Ausgeftaltung des Telegrapbenneges 
der auf das Verfahren außer Streit- 


ſachen herüberwirtenden Vorjchrift des 
8.88 C. P. O., dafs die Zuftellungen 
im Inlande in der Regel durch die Poft 
zu vollziehen find, die Poftzuftellung 
aud für das Berfahren außer Streit» 
ſachen erhöhte Bedeutung bekommt, 
und es fomit nicht gerechtfertigt wäre, 
diefe zur Sicherung der vollen Frift 

wünfdyendwerte Berechnung des Fri⸗ 
ſtenlaufes auf Angelegenheiten des ftrei- 
tigen Berfahrens zu befchränten. Ueber 
die Behandlung von telegrapbifchen 


und den ſtets häufigeren Gebrauch) 
dieſes Eorrefpondenzmitteld wurde es 
nöthig, die Zuläffigkeit feiner Anmwen- 
dung {m gerichtlichen Verkehre einmal 
ee anzuerkennen. Sache der 
erordnung wird e3 fein, Die ge> 
ſchäftliche Behandlung folder Ein- 
gaben näher zu regeln und durch 
zweckentſprechende Vorfchriften für die 
Sicherung der Autbenticität des tele» 
raphiſchen Anbringens zu forgen. 
(Motibe &. 35.) 
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2) Siehe die 88.97 bis 99 G.D. Bei Depeichen, bie von einem 
Orte außerhalb des Gerichtshofſprengels einfangen, verlängert 
ih die Frift zur Proceſshandlung um die zur fhriftlichen Wiederholung 
der Depeiche offenftehende Friſt von weiteren drei Tagen (in melde aber 
der Boftenlauf einzurechnen tft). 


Bertreter für arme Barteien. 


$. 90. Wenn eine arme Partei gegen das Urtheil eines 
Bezirkögerichtes Berufung erheben will, zur Vertretung diefer 
Partei aber noch Fein Advocat beftellt ift und ihre Berufung 
gemäß $. 465, Abjah 2, der Eivilprocejsordnung, nicht zu ge- 
richtlihem Protokolle erklärt werden Tann, weil am Orte des 
Vrocejsgerichtes zwei oder mehr Advocaten ihren Sit haben, 
fo bat das Procejögericht auf Antrag oder von amtöwegen einen 
Beamten der Staatdanwaltichaft oder des Gerichtes mit der Ab⸗ 
fafjung der Berufungsschrift und deren rechtzeitiger Ueberreihung 
zu betrauen. Die Unterfertigung der Berufungsfchrift durch 
diefen Beamten erfegt die Unterfchrift eines Advocaten.“) 

1) Siehe die näheren Vorfchriften im 8.133 ©. O. 





8.90. Nach 8. 465, Abi. 2, C. P. O. 
können Berufungsſchriften nur an Or⸗ 
ten, in welchen nicht wenigſtens zwei 
Advocaten ihren Sitz haben, durch ent⸗ 
ſprechende Erklärungen zu Protokoll 
erſetzt werden, font muf8 die Be- 
rufungsfhrift, fowie der Antrag bes 
Berufungsgegners nach 8. 468, Abſ. 2, . ftellenden Advocaten bewirkt werde. 
C. P. O. mittels vorbereitenden Schrift- | Um nach beiden Seiten zu helfen, wird 


caten vertreten war, obwohl bier leichter 

| 

| 

| 

| 
ſatzes, der durch einen Advocaten zu | in 8. 90 vorgefchlagen, Hier zu Gumften 

| 

| 


auch jo geholfen werden könnte, dafs 
die bei ber Verkündung be8 Urtbeiles 
antvefende Partei, welche Berufung zu 
erheben erflärt, angeleitet wird, zu be- 
antragen, daſs Se Sufetung der Aus- 


fertigung des Urtheiles an den zu be- 


fertigen tft, angebradht werden. Da : der armen Parteien bon einer Neue- 
nun im Bagatellverfahren das in An- | rung Gebraud au machen, bie in der 
wefenheit beider Parteien verfündete | Einilprocef3ordnung eingeführt wurde. 
Urtheil ſchon mit der PVerfündung | Die Vorfchrift des 8. 90 tft nämlich 
wirfam wird, Tönnte Ieicht die Be» ' eine Weiterenttvidlung der im $. 64 
rufungsfrift verftreichen, che derarmen ' 3. 4 C. P. O. ftatuirten Heranziehung 
Partei im Sinne des $. 66, Abf. 2, , von Beamten der Staatsantwaltichaft 
oder des Gerichte zur Vertretung 
armer Parteien. Wenn die Partei 
worden ift. Aehnliche Schwierigkeiten | fhon in I. Inſtanz durch einen ſolchen 
tönnen auch außerhalb des Bagatell- | Beamten vertreten war, wird bem- 
verfahrens vorkommen, wenndie Partei | jelben in der Regel auch die Abfafjung 
in einem bezirfögerichtlichen Proceffe | der Berufungsfarift zu Übertragen 
in I. Inftanz nicht durch einen Advo- ! fein, (Motive ©. 35.) 


C. P. O. von dem Ausfchuffe der 
Advocatenkammer ein Advocat beftellt 








— — — — 
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Sechster Abſchnitt. 
Uebergangs⸗ und Schluſsbeſtimmungen. 
6. 91. Die Befugnis, aus Anlaſs der Einführung der 
Jurisdictionsnorm, der Civilproceſsordnung und der Erecu: 


tiongordnung, ſowie des gegenwärtigen Geſetzes Richter wider 
ihren Willen ohne Rückſicht auf die Beitimmungen des Art. 6, 


Abſatz 2, des Geſetzes vom 21. December 1867, R. G. 8. 


— 91. Die Durchführung der 
Sgefege ift — es wurde 
darauf fhon an früherer Stelle hin- 
ewiefen — one Aenderung in ber 
eyung und Einrichtung ber Gerichte 
gr nit denkbar. Es find neue 
egorien von Gerichten, wie die 
Bezirksgerichte für Handels- und See⸗ 
ſachen, zu errichten, e8 werden die be» 
e bermebrt werben 
müffen, und infolge der Aenderungen 
der fachlichen ändigkeit und bes 
er * — Inden Bee bebeu- 
e Bungee u ngs⸗ 
Sam rl er — Ba 
as 
bei den — ar auch die Ver⸗ 
faff dieſer behorden ganz 
neue Grundlagen 
Die Einführung der neuen Proceſs⸗ 
gefege kann ſonach nicht ohne weit- 


5 Sein bon : 
elrichtern 


| 
| 
| 
| 


| 
i 
| 
| 


weite aller derartigen Maßnahmen 
nur im engften, durch die Sache ge 
botenen Umfange Gebrauch machen. 
Um diefe Abficht aber moͤglichſt deut- 
lich und verbindli zu documentiren 
und zugleich einer grundlojen Beun- 
rubigung der richterlichen Kreife Bun 
lichft re wird vorgeſchla ag, 
die Zuläſſigkeit unfreiwilliger 
— ungen in den Ruheſtand im Geſetze 
ſt auf ein Jahr, die Autäffigteit 
* weit weniger einſchneidenden Ueber⸗ 
ſetzungen auf einen anderen Dienſt⸗ 
poſten auf drei Jahre einzuſchränken. 
Da der Einführung des neuen Pro» 
ceffed die Vollendung der neuen Or⸗ 
gantfation felbftwerftändlih woraus» 


gehen muſs, fo ift es nothwendig, dafs 


derungeninder Organi» 


reichende 
— der Gerichte vor ſich gehen, zu 
Dur die ver⸗ 
—— das — ei 8, 
taatsgrundg v. 21. Decem⸗ 
ber 1867, R. G. B. Nr. 144, für ſolche 
eingeräumte Recht, "Richter zu 
egen und in den Nubeftand zu 


verjegen, anwenden muſs, und 8. 91, | 


er 


Abſ. 1, des Entwurfes ſchafft dah 


neues Net, fondern declarirt fahr 


rundgefege : 
: für ihnen übertragene 


nur, en — S * 
vorge ene von „Veränderungen 
der Organifation” ber Gerichte” 
— etreten ſei und daher 
die in ie ee begründete Er⸗ 
mä ſtizverwaltung that» 
in er trete. Diele wirb 

von den diesfälligen Befugniffen ſchon 
aus Rüdficht Die finanzielle Trag⸗ 


diefe eine wefentlihe Vorbedingung 
diefer organifatorifhen Arbeiten bil- 
dende Ermächtigung der Juſtizverwal⸗ 
a gleichfalls Schon vor dem Geltungs⸗ 
ne der neuen Procefögefege wirk⸗ 

ci werde. Es ftatuirt daher $. 91, 
daſs die Befugnis zur Weberjegung 
und Verfeyung in den Ruheſtand von 
der Kundmachung des gegenwärtigen 
Geſetzes an datire. Hingegen muſs 
deffen Dauer über ben Seltungsbeginn 
der Civilproceſsgeſetze Hinausreichen, 
weil fih zum Theile erft aus der that» 
fähliden Anwendung des neuen Ber: 
en® zeigen wird, ob man fich 
nicht über die Eignung von Richtern 
eſchãftszweige 
getäuſcht habe und Kräfte, auf die 
man im voraus nicht verzichten zu 
können glaubte, entbehrlich werden, 
und weil überhaupt erſt die Erfahrung 
über die Nichtigkeit der auf bloßen 
Schätzungen bafirten Vorausberech⸗ 
nungen belehren wird. Je längere 
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Nr. 144 (über die richterliche Gewalt)!), an eine andere Stelle 
zu überjegen oder in den Ruheſtand zu verjegen, beginnt am 
1. Juli 1897 und endet bezüglich der Ueberfehungen an eine 
andere Stelle am 31. December 1899, bezüglich der Verſetzung 


II. Gerigtöorganifationdgefek 66. 91-93. 





in den Ruheſtand am 31. December 1898. 
Bei Verſetzungen an einen anderen Dienftort find die 
normalmäßigen Weberjieblungstoften?) zu bezahlen. 


1) Siehe unter Wr. 1. 


*) Siehe Kaferer, 1. Bd., ©. 523 ff. 


Zeit für ſolche Erfahrungen gegeben 
wäre, um fo grünbdlicher und befier 
könnten dann die Richtigftellungen fein; 
aus den oben erwähnten Motiven 
aber wurde biefer Probezeitraum auf 
das kürzeſte feftgefegt. (Motive S. 36.) 


Der Art. 6, Abf. 3, des Staatd- 
grundgefetes über die richterliche Ge⸗ 
walt beftimmt, daſs, foweit es durch 
Beränderungen in der Organifation der 
Gerichte nöthig gemacht ift, Verſetzun⸗ 
gen bon Richtern an einen anderen 

oder in den Rubeftand von Seite 
ber Auftigperwaltung vorgenommen 
werden können. Der Ausſchuſs hat 
anerkannt, daſs diefe Borausſetzung 
duch die Einführung der neuen Civil⸗ 
proceſsordnung, insbefondere aber der 
neuen Jurisdictionsnorm gegeben ift. 
Der Schwerpunkt der notbivendig 
werdenden neuen Organifation liegt 
in den Gerichtshöfen erfter Inſtanz. 
Die fhon mehrfach erörterten Gründe 
brauchen bier wohl nicht wiederholt zu 
werben. Aber nicht nur die Gerichts⸗ 
böfe eriter Inſtanz müſſen theilweife 
in Appellgerichte umgewandelt werden, 
fondern auch die Bezirksgerichte einer- 
feit8 und die Oberlandesgerichte ander- 
jeit8 werden, wie ebenfall3 aus dem 
vorliegenden Geſetze hervorgeht, größe- 
ren oder geringeren organiſatoriſchen 
Beränderungen ımterliegen. Es könnte 
daber wohl fein Zweifel darüber er- 
hoben werben, daſs die oben citirte 
Ausnahme von der Unverſetzbarkeit 
der Richter an einen anderen Ort oder 
in den Ruheſtand pi eifen muſs. 

Wie jo mande Norm unferes 
Staatdgrumdgefeged lautet jedoch die 
erwähnte Ausnahme ganz allgemein, 





| und es tft nur im allgemeinen bie 


Borausfegung bezeichnet, unter welcher 
diefe Ausnahme platgreift, nämlich: 
Veränderungen in der Organiiation 
der Gerichte. Im einzelnen Falle der 
Anwendung biefer Ausnahmsbeſtim⸗ 
mung ift aber immer noch offen, auf 
wie lange die aus demſelben fich 
ergebende Bollmadht der Juſtizverwal⸗ 
tung ertbeilt wird, und es ift natur- 
emäße Sache der Gefegebung, diefe 
Beltpegengung auszusprechen. 

Die Gefeßgebung Hat demmad) 
nit nur das Vorhandenfein ber ges 
dachten Vorausſetzung anzuerkennen 
oder nicht, ſondern ſie hat auch im 
erſteren Falle den zeitlichen Umfang 
der Ausnahme zu fixiren. In Hin⸗ 
fiht der Eonftatirung diefer Voraus⸗ 
fegung hatte die Regierungsvorlage 
vollfommen correct im erften Abſatz 
de8 8. 86 der Regierungdporlage aus⸗ 
geſprochen, daſs die durch Einführung 
der neuen Civilprocef3ordnung herbei» 

eführten Veränderungen in unferem 

Suftiswefen als „Beränderungen in 
der DOrganifation” im Sinne bes 
Artikel 2 de8 St. ©. ©. anzufehen 
feten. Der Ausfchufs hat aber dieſen 
Abjak geftrichen, nicht weil er an dem⸗ 
felben etwas auszufegen fand, jondern 
weil er der Meinung war, daſs fein 
Inhalt implicite im zweiten Abſatz 
desſelben Paragraphen mit enthalten 
fet, wo von ber zeitlichen Begrenzung 
der Vollmacht fiir die Negierung die 
Rede ift. 

Was nun diefe anbelangt, fo 
bat der Ausſchuſs fie in einer anderen 
Meife firirt, als die Regierungsvor⸗ 
lage vorgeichlagen hatte. Diejelbe 
nahm für die Verſetzung auf einen 
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6. 92. Eine früher erfolgte Uebertragung de Stimm- 
rechtes an richterliche Beamte eines Gerichtshofes ſowie Die 
Ermädtigung richterliher Hilfsbeamter zur Wusübung des 
Richteramtes im Bagatellverfahren?) verlieren mit dem Tage, an 
welchem die Civilproceſſsordnung in Kraft tritt, ihre Wirkſamkeit. 

1) Gemäß 8.8 Gef. v. 27. April 1873, R. G. B. Nr. 66. 


6. 93. Innerhalb dreier Jahre nah Kundmachung des 
gegenwärtigen Gefete3!) können folhe Perſonen, welche die 


anderen Dienftpoften drei Jahre, für 
die Verjegung a den Ruheſtand ein 
Jahr nah Beg der Wirkſamkeit 
besjenigen mie — Geſetzen (Civil⸗ 
procef3ordnung, Jurisdictionsnorm 
und LE un). dag am 
Ipäteften in Kraft tritt, in Anſpruch, 
und zwar ſollte für beide der Anfangs⸗ 
termin durch die Kundmachung des 
vorliegenden aa gegeben fein 
(gl. 8. 92 der NWegierungsporlage). 
ngenommen nun, daſs borliegendes 
* Ende des Jahres 1896 kund- 
— wird, und bei dem Umſtand, 
—* die drei Givilprocefögefege ſämmt⸗ 
lich am 1. Jänner 1898 in Wirkſam⸗ 
keit treten, ſo hätte ſich daraus für 
die Berfegung an einen anderen 
Dienftpoften ein Zeitraum bon bier 
Jahren, für die Verſetzung in den 
Ruheftand ein ſolcher von zwei Jahren 
ergeben, während welchen die Juſtiz⸗ 
verwaltung in den Fe ebenen Rich» 
— freie Hand geb t bätte. 
Einbellig war der —5 der 
en, daſs Ddiefe Zeiträume zu 
bemefien feien; während aber 
de Berichterſtatter für bie unfrei- 
Berfegung an einen anderen 
— 2— eineinhalb Jahre und 
Penſionirung ein Jahr vor⸗ 
— nahm der Ausſchuſs über An⸗ 
trag des Abgeordneten Visnikar die 
von zweieinhalb, bezw. einein- 
Jahren an. 

Da weiter feit Einbringung der 
vorliegenden Geſetzesvorlage die Ere- 
cutionsordnung etzeskraft erlang 
bat und es gewiſs tft, daſs die Civil⸗ 
Fe er fämmtlih am 1. Jänner 


jo konnte, ei — Schwantende in 
dieſer wichtigen Zeitb ng zu 


t i können foldhe 


vermeiden, biefelbe falendermäßig 
feftgefettt werden. Die in Rede ftehende 
Vollmacht der Regierung foll demnach 
ein halbes Jahr vor der Wirkſamkeit 
der "Tivilprecefägefege beginnen und 
entſprechend den für ihre Dauer ge- 
fafsten Beſchlüſſen am 31. December 
1899, bezw. 31. December 1898 endigen. 
(A. B. S. 18, 19.) 


F. 92. Die Uebertragung des 
Stimmrechtes an richterliche Hilfsbe⸗ 
amte, fowie deren Ermächtigung zur 
Ausübung des Richteramtes in Baga- 
tellfahen müffen nach den im gegen- 
wärtigen Gefegentwurfe für Die 
Ausübung des Richteramtes aufgeftell- 
ten Regeln mit deren Activirung 
nothwendig ihre Kraft verlieren. Um 
nicht jedem einzelnen Beamten gegen- 
über dieſes Mandat zur Verfehung 
tichterlicher Geſchäfte, befonders wider: 
rufen zu müffen, alfo gewiffermaßen tm 
Sinne eines generellen Widerrufes, ift 
die Vorſchrift des 8. 92 in den Ent« 
wurf aufgenommen. &8 find daber 
mit Stimmrecht beliehene oder mit 
dem Nichteramte in Bagatellfachen 
betraute Beamte, fofern fie nicht 
mittlerweile zu Eingelrichtern oder 
Näthen eines Gerichtähofe® ernannt 
wurden, auch nach Ablauf der im 8. 91 
bezeichneten Friſten den anderen richter- 
lihen Hilfsbeamten Hinfichtli der 
Meberfegung und Verſetzung in den 
Ruheſtand vollfommen gleichgeftellt. 
Solange fie nicht verfegt Wurden, 
e richterliche Beamte bis 
zum Inkrafttreten der neuen Juris⸗ 
dietionsnorm nach wie vor dag über- 
: tragene Stimmrecht oder die Er- 
nn — Bagatellrichteramte 
ausüben. (Motive ©. 86.) 
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Notariatöprüfung mit gutem Erfolge abgelegt haben, zu richter- 
lihen Beamten ernannt werden, falls fie fich früher einer Er- 
gänzungsprifung aus den Fächern der ftreitigen Livilgerichts- 
barfeit und, joweit dieſe nicht bereit einen Gegenftand der 
Notariatsprüfung gebildet bat, auch der Strafgericht3barfeit mit 
Erfolg unterzogen haben. 

Die Ergänzungsprüfung ift fchriftlih und mündlich ab- 
zulegen; es haben die gegenwärtig für die Nichteramtsprüfung 
geltenden Vorſchriften auf fie finngemäße Anwendung zu finden. 
Die näheren Beitimmungen hierüber find vom Juſtizminiſter 
im Verordnungswege zu erlaffen.?) 

1) Somit bis 5. December 1899. Mit kaiſ. Big. v. 11. Juli 
De G. B. Nr. 125, 8.2, bis zum Ablaufe des Jahres 1901 
e eat. . 

. 2) Berordnung des Auftizminifteriums v. 5. December 
1896, 3. 2491, J. M. B. B. Nr. 41, betreffend die Ergänzungd- 
prüfung, welde für das Notariat geprüfte PBerjonen zum 
Zwecke des Eintrittes in den rihterlihen Dienst abzulegen 


ember 1897, 8.9.8. Nr. 217, womit 
ng unb Geſchäftsordnung der Gerichte 


für das Notariat geprüfte Berjonen ge⸗ 
jur Anſtellung im richterlidhen Dienite 
ıtöprüfung geltenden Vorſchriften ftatt- 
bern der ftreitigen Civilgerichtsbatkeit 
n den Perſonen, weldye fich der Wo- 
te8 Bara unterzogen haben, aud) aus 
ınd formelles Strafrecht) abzulegen. 

Bars — De a mimdlichen nalung IR vorzugsweiie 
die Fähigkeit bes Candidaten zur gewandten und richtigen rechtlichen en von 
Giviiftreitfällen (und Straffällen) zu erproben; das materielle Recht iſt hHauptfähli in 
feiner praltifchen Anwenbung und unter dem Geſichtepunkte der Rechtsfindung im Pro» 
ceffe zum Gegenftanbe der Brüfung zu machen. 

Der ſchriftlichen PBrüfungsarbeit civilrechtlichen Inhaltes ift bis zum Beginne ber 
Wirkſamkeit der neuen Proceſsgeſetze das dermalen geltende Brocefäreht zugrunde zu 
legen, das Thema dieſer Slaufurarbeit jedoch fo zu wählen, dafs nicht pro —— 
—55 — ea ——— —— Fragen den Kern des vom Candidaten zu entſcheiden⸗ 

en Proce Iden. 

Dagegen find bei den münblihen Ergänzungsprüfungen, die nah dem 1. Juni 
1897 Rattfinden, fchon bie neuen Broceiögeiee (Surisbichiondnoem. Civilproceſſsordnu 
und A ra fammt den dazu gehörigen Einführungsgefegen) au prüfen un 
das bisherige Proceſſrecht nur nad) feinen Hauptgrunbjägen zu berüdfichtigen. 

ad neue Proceſsrecht ift, wo e3 einen Prüfungsgegenftand bildet, nicht nur in 
toben Umrifien zu erörtern, ſondern e8 muſs auf die There eberrichung der Einzeln- 
beiten, ſoweit fie überhaupt für das Berftändnis und für die Anwendung der neuen Ge— 
ſetze erforberlicdh find, Wert gelegt werben. 

Es ift dafür Sorge au tragen, daſs den Berfonen, bie ſich zur Ublegung der Er- 
oänzungsprüfung melden, die Termine für mündliche und ſchriftliche —— 2. 
er furze Beit angelegt werden. Insbeſonders tft die mündliche und fchriftliche . 
ung derjenigen Candidaten, die fih bis Wat nächſten Jahres melden, jedenfalls vor 

blauf de8 Monats September 1897 vorzunehmen; allen Candidaten aber, die ſich 
innerhalb drei Jahren nad Kundmachung des Gerichtsorganiſationsgeſetzes melden, muſs 
Gelegenheit — werben, die Ergaͤnzungsprüfung noch vor Ablauf des dritten Jahres 
vollfitändig abzulegen. 
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bei dem Überlanbes- 
gerichte — bem a gr — —— Notariats⸗ 
Ueber die Ergaͤn zo. fung iſt dem Candidaten ein Umtszeugnis auszufertigen 

und darin nach der rl ne Bean erfichtlich zu machen. ® zuf 


6, 94. — udn des gegenwärtigen Geſetzes über 
die Nichteramtsprüfung!) finden auf Yufcultanten und Hechts- 
praftifanten, die bei Beginn der Wirkſamkeit des Geſetzes die 
Gerichtspraris ſchon angetreten haben, feine Anwendung. 

Bann in den einzelnen Oberlandesgerichtöjprengeln mit 
den im 8. 10 bezeichneten Uebungen zu beginnen ift, wird im 
Berordnungdwege?) bejtimmt. 

1) Dreijähriger Borbereitungsbienft, 8.4, ferner 88. = 13, — 


Februar 1898, 8. 3 M. V. v *13. Auguſt 189 
Nr. 192, über den richterlichen Borbereitungsbienft (bei 8. * 


6. 95. Eine vor Beginn der Wirkſamkeit des gegen— 
wärtigen Gefege3!) zurüdgelegte Gerichts: oder ftaatdanwalt- 


8. 94. Die Herrenbauscommiffion | wurde daher der Beginn der Wirk- 
beſchloſs an diefem Paragraphen eine | famleit der neuen Beftimmungen duch 
weittragende Aenderung. n er — — a 

endg erbalten bat, hinausgeſchoben 

Ju — der DIT Diefe neuen Vorjchriften finden erft 
RR — 9 = — auf jene Perſonen Anwendung, welche 
j bes Abgeordnetenhauſes an- | „uch Beginn der Wirkjamteit 
io, — auf alle jene Gandidaten, | yi.feg Gefeges in die Praris ein- 

2% 8 inn ber —— treten, das heißt nach dem 1. Jänner 
dieſ eg Tan Kon eine > ei deige 1898. Dies Hat zur Folge, daſs ber 
Gerichtöpraris zu a = a es neue breijährige Vorbereitungsdienft 
we en EEDDTDEr er erft mit biefem Termin, und zwar 
— en an En | nur für jene Candidaten beginnt, bie 
= erg — e jene — nach dem 1. Jänner 1898 eintreten, 

de zwei Jahre noch nicht | md daſs die erften Nichteramts- 

zurüdgelegt haben würden, follten prifungen nad dem neuen Gefede 
nad) dem neuen ir Yes früheftens im Sänner 1901 werden 
werben, das heißt, fie hätten ein | horgenommen werben. 
drittes Borb ereitungsjahe | Unteugbar iſt diefe Hinaus- 
machen gehabt * FAN Richter ſchiebung mit gewwilfen Nachtheilen 
mg ad den Sorjhriften | perbunden, aber es fann für biefelbe 
biefes Geſetzes unterworfen geweien. | Außer der Rüdficht auf die nothiwen- 

Schon bie dreijährige Dauer | dige Heranziehung jun unger Kräfte durch 
des Vorbereitungsdienfted rief gewiſſe die Feſtſetzung einer fir fie günftigen 
Bedenken hervor, indem befürchtet | Mebergangszeit auch noch der fachliche 
wurde Grund angeführt werden, daſs der 
auf die eranziehung neuer Kräfte 


eb Mr foftematifhe, mit dem Weſen ber 
für die Juſtiz ungünftig einwirken. | neuen Proceffe eng zuſammenhängende 
Bern ed nun auch nicht ſchwer wurde, 


neue Borbereitungsdienft in einer 
dieſe Befürchtungen zu widerlegen, fo | wirffamen Weife erft ins Werk geſetzt 
konnte doch nicht in Abrede geftellt | werden kann, wenn die neue Proceſs⸗ 
werden, daſs gewilfe Uchergangsbe- 


ordnung wirkt functtonirt. (Gem, 
Kimmungen nothwenbig fein. Es | Ber. ©. 6,) 


3 





— — — — —— — — 
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Ichaftlihe Praxis wird vom Tage des geleifteten Gelöbniſſes 
an für die Bemeſſung der Ruhegebür angerechnet, wenn dieje 
Praxis eine ununterbrochene war, an diejelbe fich eine nad) den 
beftehenden Borfchriften anvechenbare Dienftleijtung unmittelbar 
angeichloffen hat und der betreffende Beamte bei Eintritt der 
Wirkſamkeit dieſes Geſetzes fih noch in activer Dienitleiftung 
befindet oder das Ende diefer Dienftleiftung in die Zeit zwiſchen 
dem Beginn der Wirkfamkeit?) des Gejehes vom 10. September 
1885, R. G. B. Nr. 136 (betreffend die Dauer und Unrecden- 
barkeit der Gerichtspraxis und die Difeiplinarbehandlung der 
Rechtspraftifanten) und des gegenwärtigen Gefeges fällt. 

1) Auch vor Beginn der Wirkjamfeit des Gef. v. 10. September 
1885, R. G. B. Nr.136. Ueber die nach Beginn der Wirkfamfeit dieſes 
Geſetzes zurücdgelegte Praxis enthalten 88. 15, Abſ. 2, und 17, Abf. 2, 
analoge Beftimmungen. — Für den Beginn der Gerichtspragis ift nicht 
der Tag des geleifteten Gelöbnifles, fondern der Tag des Dienftantrittes 
maßgebend. Der Tag der Beeidigung (Getöbniffes) wird im Perfonal- 
jtandesausweife angemerkt. 8.4 G. O. 

2) 16. December 1885. 


$. 96. Die bei Beginn der Wirkſamkeit des gegenwär- 
tigen Gefeges im Kanzlei» und Manipulationsfache bei Gericht 
angejtellten Beamten, einschließlich der Grundbuchsbeamten, der 
Beamten der gerichtlichen NRechnungsdepartements und der Ge— 
richt3depojitenämter können für den allgemeinen Dienft in der 
Gerichtskanzlei, und beim Beſitze der Befähigung zur Grund: 
buchsführung oder zum NRechnungsdienfte, auch fir dieje befon- 
deren Dienftzweige der Gerichtskanzlei als Beamte ernannt 
werden, ohne fich einer Prüfung unterziehen zu müfjen.?) 

Bur Belleidung der Stelle eines Borjteherd oder leiten- 
den Beamten der Gerichtsfanzlei oder eine Bollitredungs- 
beamten find die in Abſatz 1 bezeichneten Perjonen auch ohne 





8. 96. Für die Zeit des Ueber⸗ 
ganges wird den heutigen VBerhältniffen 
auch das Zugeftändnis gemacht werden 
müſſen, daſs bei den ſchon angeftellten 
Beamten des Kanzleiv und Manipu- 
lationsfaches von dem Erfordernifie 
der neu eingeführten Prüfungen und 
etwa auch der befonderen Vorbildung 
abgefehen werden kann ($. 96). Nicht 
bloß, daſs die VBilligkeit dazu mahnt, 
würde es auch gar nicht möglich fein, 
fofort alle Stellen mit gefegmäßig 


ualificirten Perfonen zu befegen, und 
überdies berechtigen viele Stanzleibe- 
amten durch ihre bisherige vorzügliche 
Berwendung zu der Erwartung, daſs 
fie duch ihre Tangjährige Uebung 
und Erfahrung erfegen werden, was 
ihnen an Kenntnisnachweiſen im Sinne 
der neuen Gefege etwa abgehen mag, 
und daſs fie auch den Anforderungen 
des neuen Dienſtes volllommen ent- 
ſprechen werden. (Motive &. 36, 37.) 


Hebergangs: und Schlufsbeftimmungen. 191 


die Zurüdlegung von Mittelfchulftubien?) befähigt. , Innerhalb 
fünf Jahren nah Beginn der Wirkſamkeit diefes Geſetzes kann 
fie der Suftizminifter im Falle des Bedarfes oder aus rüd: 
fihtewürbigen Gründen auch mit Nadficht der im 8. 18 der 
Jurisdictionsnorm vorgejchriebenen Prüfung zu Vorftehern oder 
leitenden Beamten der Gerichtslanzlei oder zu Vollitredungs- 
beamten ernennen. 

2) 8.52 M.®. v. 18. Juli 1897, R. G. B. Nr. 170 (bei 8.49). 
Sie müſſen fi der erjten anzleiprüfung nicht unterziehen, um zur 
zweiten zugelaflen zu werden. 

2) Doch Fönnen fie ohne diefe Studien nicht zu Kanzletaffiftenten er- 
nannt werden (3. M. 8. v. 17. Mat 1899, %. M. 2. Hy Nr. 19, vor- 
legter Abſatz, bei 8.3 der unter Anm. 1 cit. Bdg.). 

6. 97. Auf die Geſchäfte der Strafrechtspflege find bie 
Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes ſofern anzumenben, 
als fie fih ihrer VBeichaffenheit nach dazu eignen und durch 
Borjchriften über das ftrafgerichtliche Verfahren!) keine befon- 
deren Anordnungen darüber getroffen werden. 

1) a wa zur Strafprocefordnung v. 19. November 
1873, R. ©. ®. Nr. 152, Strafgerichtsinftructton v. 16. Juni 1854, 
R. G. B. Nr.165. Siehe auch 83.32, 247, 248 bis 253, 281, 293, 
317, 318, 348, 405, 407 G. O. 

6. 98. Die Beitimmungen des gegenwärtigen Gejebes 
treten, joweit in demſelben nicht3 anderes angeordnet ift!), mit 
dem Beginne der Wirkjamkeit der Eivilprocefsordnung in Kraft. 

Mit letzterem Tage verlieren, foweit das gegenwärtige 
Geſetz nicht eine Ausnahme?) enthält, ale in anderen gejehlichen 
Borfchriften enthaltenen Beftimmungen über Gegenstände, welche 
im gegenwärtigen Geſetze geregelt find, und insbejonbere die 
Borfchriften des kaiſerlichen PBatentes vom 3. Mai 1853, 3.9.8. 
Nr. 81 (betreffend die innere Einrichtung und die Gejchäfts- 
ordnung aller Gerichtöbehörden), und die Vorfchriften des Ge: 
jehes vom 10. September 1885, R. ©. B. Nr. 136 (betreffend 
die Dauer und Anrechenbarkeit der Gerichtäpraris und die 
Difeiplinarbehandlung der Rechtspraktikanten), ihre Wirkjamteit. 

} 88.91, 93, 96, 

Insbeſ. 88.19, 48. 

6. 99. Mit dem Vollzuge diefes Geſetzes ift Mein Yuftiz- 
minifter beauftragt. Derfelbe hat alle zu deſſen Durchführung 
erforderlichen Verordnungen und Anordnungen zu erlaffen, 





III. Geſetz v. 21. Mai 1868, 8.6.3. Ar. 46, 


betreffend bie Difcipiinarbehandlung rihtertißer Beamten — die 
unfreiwillige Verſetzung En ni * andere Stelle oder in den 
eſtand. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich zur 

— des Art.6 des St. G. ©. über bie richterliche Gewalt v. 
1. December 1867, R. G. B. Nr. 144, anzuordnen, wie folgt: 

1. Vom Tage der Buena des nachſtehenden Gefepes ift 
fih bei der Difciplinarbehandlung richterlicher Beamten)®), bei der un- 
freiwilligen Berjegung derfelben auf eine — Stelle oder in den 
Nuheftand nur nad) dieſem Geſetze zu benehme 

Auch anhängige Diſciplinarfälle find na diefem Geſetze zu be- 


andeln 

i A Die 3.0.8, bieder Begalfeioren der a ri je dien VBeamten unb ae tft in 
88.68 bis 73 en bez Begel tfatoren unb Vorar —“ ben Gefegen 
vom 17. März 1897 Nr. 77, ET Mär 1000 8.0 8, We ——— 


— 28 —* auch „für bie ame de — enrichtern, 
8. 21 chaͤſtgausweiſen erftanthonwalticioften gu 


enden —— Über das" Otfeiplinaroerfakien Hehe die J. DM. 8 
2. Alle auf die Begenftände dieſes Geſetzes fich beziehenden anderen 

X und —— insbeſondere die enden Beſtimmungen 

des Bat. v. 3. Mai 1853, R. G. B. Nr. 81, treten außer Wirkſamkeit. 
8 find dies bie 89. 58, 59, dann 75-89 biefeh patenies. 


ar Srfier Abſchnitt. 
Bon der Difeiplinarbehandlung ridhterliher Beamten. 


Nisterlige Beamte. 

6. 1. Die bei den Gerichtspöfen und den Bezirkögerichten zur 
Ausübung richterlicher Functionen augeltellten Beamten And d entwe 
jelbftändig, als: die Präfidenten, icepräfibenten und Näthe der Ge- 
rihtshöfe, die Bezirksrichter und jene, welchen bet einem @erichtshofe 
das Stimmrecht übertragen worden ift; oder fie find Hilfsbeamte, als: 
die Secretäre, Adjuncten ... . . und Uufcultanten.?) 

Die felbftändigen) richterii en Beamten find im Sinne des Staats⸗ 
grunbgefedes über die richterlihe Gewalt vom 21. December 1867, 

Nr. 144, als Richter anaufehen. 

1) Übgeändert duch 88.1 und 2 @.D.@ 


Reſtrafung der Fichtverlehungen. 
$. 2. Richterliche Beamte, welche die ihnen durch ihr Amt oder 
ihren Dienfteid auferlegten Pflichten verleben, werden ohne Unter- 
ichied, ob fie als felbftändige Richter oder als Hilfsbeamte angeftellt 


AM 
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find, mit Ordnungs⸗ oder Fre belegt, je nachdem ſich die 
Bflichtverlegung als eine bloße Ordnungswidrigteit, oder mit Rüdficht 
anf die Art und den Grad derfelben, auf die allfällige Wiederholung 
nud die erjchwerenden Umstände als ein Dienftvergehen darftellt. 

Zu den Pflichten der richterlihen Beamten gehört auch, dafs fie 
fi) durch ihr balten in oder außer dem Umte der Achtung und 
de3 ens, die ihr Beruf erfordert, nicht unwürdig zeigen.') 

1) Siehe bie [onftigen allgemeinen Amtspflichten bei 88. 45 bi 51 Ger. Inſtr. 
— = 8. Mai 1853, R. ©. B. Ar. 81), aufrecht erhalten burh 8.19. ©. G., 
= Ordnungsfirafen. 

. 8. Orbnungsftrafen find: a) die Mahnung, b) der Verweis. 
er Verweis wird nach eingetretener Rechtskraft in den Perjonal- 
ftandedausweis!) des Beamten eingetragen. 

Bor Ertheilung eines Verweiſes muſs dem Beamten Gelegenheit 


r Rechtfertigu ben werden. 
* fertigt 2 nn 


Het zur Verhäugung von Hrönungsfirafen. 

4. Kraft des Auffichtsrechtes') Hat das Recht, Mahnungen 
und Berweife zu ertheilen: der Vorfteher jedes Gerichtes bezüglich aller 
dafelbft angeftellten richterlichen Beamten; die ann der Gerichts⸗ 
Höfe I. Suftanz bezüglich aller Bezirksrichter im Sprengel des betreffenden 
Gerichtshofes; Die Sräfidenten der Oberlandeögerichte bezüglich der Prä- 
fidenten der ihnen unletoeotbneten Gerichtshöfe I. Inſtanz. 

1) Siehe 4. 74 G. O. G. 

FRechtsmittel gegen Ordnungsſtraſen. 

6.5. Gegen die Ertheilung einer Mahnung iſt kein Rechts⸗ 

mittel zuläffig. 
en die von einem Gerichtsvorſtande ausgegangene Ertheilung 

eines Verweiſes kann von dem betheiligten Beamten binnen 8 Tagen 
die Beſchwerde bei dem Präjidenten!) des zunächit vorgefegten Gerichts⸗ 
hofes; gegen einen Verweis des Brälidenten des Oberſten Gerichts⸗ 
und Saffationähofes bei dem Juſtizminiſter angebracht werden. 

1) Segen befien Entiheibung findet eine weitere Veſchwerde nicht ftatt. 


Difciplinarfirafen. 

6. 6. Difeiplinarftrafen find: 

a) Die Deriehung mit gleihdem Range an einen anderen Tienft- 
ort ohne Unjpruch auf die — ——— 

Eiche J. M. E. v. 23. I 1877, 3. 8845, an alle Oberſtaatsanwälte. — Der 
Vollzug diefer Strafe gegen bie Adjuncten ohne beftimmten Dienjtort und die Auſcul⸗ 
tauten flcht dem Ober töpräfidenten zu. 

Zur Verſchärfung diefer Strafe kann das Diſciplinargericht 
damit eine Verminderung der Dienftbezüge verbinden, welche 
jedoh den 3. Theil des Sahresgehaltes und die Dauer von 
3 Jahren nicht überfchreiten darf. 

b) Die Verjegung in den Rubeftand auf unbeftimmte Zeit mit 2er- 
minderung der normalmäßigen Ruheitandsgenüffe. 

In dem Erfenntniffe des Difciplinargerichtes iſt der Betrag 
ber dem Beamten anzumweifenden Ruheſtandsgenüſſe zu be- 


Schauer, Beh. Orbg. 13 
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jtimmen; er darf jedoch in feinem Falle 2 Drittel der normal- 
mäßigen überjchreiten. 
c) Die Dienftentlaffung. 
Diefe Strafe zieht den Verluft des Titels und bes Benfions- 
anſpruches von felbft nach ſich. 

Jede Diſciplinarſtrafe ift in den Perfonalftandesausweis!) des Be⸗ 
amten einzutragen. Welche diefer Bilciplinarftrafen anzuwenden jet, 
tft nach der Größe des Verſchuldens, der Echwere des Dienftvergehens 
und den aus der Pflichtverlegung des Beamten entftandenen Nachtheilen 
zu ——— 


Het zur BVerhängung von Diſcipſinarſtrafen. 
6. 7. Eine Difeiplinarftrafe kann gegen einen richterlihen Be⸗ 
amten nur durch Erkenntnis des zuftändigen Difeiplinargerichtes (Di- 
feiplinarfenates) nad) vorausgegangener mündlicher Verhandlung ver- 


hängt werben. 
Pifciplinargerigt. 

6. 8. Das zuftändige Difeiplinargericht ift: 

a) Der Oberſte Gerichtd- und Cafjationshof für die bei demielben 
angeltellten Senatspräfidenten, Räthe und fonftigen richterlichen 
Beamten, dann für die PBräfidenten, Vicepräfidenten und Räthe 
der Oberlandeögerichte; endlich für die Präfidenten und Bice- 
präjidenten der Gerichtshöfe I. Inſtanz. 

b) Das Oberlandesgeriht für alle übrigen bei demfelben, bei den 
Gerihtshöfen I. Inſtanz und bei den Bezirksgerichten feines 
Sprengel3 angeftellten richterlihen Beamten. 

Belegung von Pifciplinargerigte. 

6. 9. Die Oberlandesgerichte haben als Difeiplinargerichte in 
Cenaten von 4, der Oberfte Gerichts- und Caſſationshof in einem Senate 
bon 8 Mitgliedern unter dem Vorſitze des Präjidenten oder feines Stell- 
vertreterd zu entjcheiden.!) 

Der Präfident hat den Difjciplinarfenat mit Anfang eines jeden 
Sahres für die enge Dauer desfelben bleibend Se und 
zugleich feinen Stellvertreter und die Erſatzmitglieder zu beitimmen. 
Die Zahl der letzteren wird für die Oberlandesgerichte auf 2, für ben 
Oberiten Gerichts- und — auf 4 feſtgeſetzt; fie haben nach ber 
Reihenfolge, in der fie beftimmt wurden, und nur wenn fich der Fall einer 
Verhinderung oder Ablehnung von Senatömitgliedern ergibt, an deren 
Stelle zu treten. 

Die Zufammenfegung der Difciplinarfenate ift dem Juftizminifter, 
und von den Oberlandesgerichtäpräfidenten auch dem Oberſten Gerichts- 
und Caſſationshofe anzuzeigen. 

ı) Als Gerichtöabtheilungen im Sinne ber Geichäftsorbnung kommen biefe Senate 


nicht in Betracht, 8. 237. &. O. Die Difeiplinarfahen werben als Präfidialangelegen- 
heiten manipulirt, 8.24 8. 11@. ©. teip geleg 


Ausf@lichung oder Ablehnung von Mitgliedern der Pifciglinarfenate, 
. 10. Bezüglich der Ausſchließung von Mitgliedern eines Dijci- 
plinarjenates finden die Borjchriften der Strafprocefsordnung finn- 
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gemäße Anwendung. Der angeichuldigte Beamte bat da3 Recht, 2 Mit- 
glieder des Difciplinarjenates, und zwar ohne Angabe von Gründen, 
abzulehnen. Wenn hienady bei einem Difeiplinarjenate die erforderliche 
Anzahl von Mitgliedern (8. 9) nicht vorhanden ift, fo ift berjelbe 
— Rãthe > betreffenden — und zwar nach der 
enfolge ihres Dienſtranges zu ergänzen. 
a Er 
Asſſehnung des sufländigen Difctplinargerites. 

6. 11. Wenn Gründe vorhanden find, welche die Unbefangenhett 
des zuftändigen Oberlandesgerichtes als Difciplinargeriht bezweifeln 
lafien, jo kann der Oberfte Gerichts⸗ und Caſſationshof über Antrag des 
Oberſtaatsanwaltes oder des Angeihuldigten die Erledigung einer Difci- 
plinarfache von dem zuftändigen Oberlandesgerichte an den Pifciplinar- 
jenat eines anderen Oberlandesgerichtes verwelfen. 

Entſcheidung von Sufändigkeiisfkreitigkeiten. 

6. 12. Streitigkeiten, welche über die Zuftändigleit der Ober- 
Iandesgerichte in Difeiplinarfadhen entftehen, entfcheidet der Oberſte Ge⸗ 
richts⸗ und Caſſationshof. 

Einleitung einer Pifcipylinarunterfugung. 

. 13. Die Einleitung einer Difeiplinarunterfuhung kann nur 
durch Da des Difeiplinargerichte3 nach Anhörung des Oberjtaats- 
anwaltes (Seneralprocurators) und Einvernehmung des beichuldigten 
Beamten erfolgen. 

Der Beſchluſs muſs die Anſchuldigungspunkte beftimmt bezeichnen. 


Fechtsmittel Dagegen. 
. 14. Gegen den Beſchluſs, wodurch eine Difciplinarunterfuchung 
eingeleitet wird, ift fein Rechtsmittel zuläjlig. 

Gegen den Beſchluſs eines Oberlandesgerichtes, wodurch die Ein- 
leitung einer Difciplinarunterfuchung an wird, fteht dem Ober⸗ 
ftaat3anwalte die Beſchwerde binnen 8 Tagen an den Difciplinarjenat 
des Dberften Gerichts⸗ und Eafiationshofes offen. 


Borerfednngen. 
.15. Sind zur Vorbereitung der mündlichen Berhandlung 
8 ebungen nötbig, fo wird zur Vornahme derjelben von dem Vor⸗ 
des Difciplinarfenates ein Richter beftellt, welcher den Bes 
ſchuldigten zu vernehmen, Zeugen nöthigenfalls eidlich abzuhören und 
a Sn vollftändigen Aufllärung der Sache erforderlihen Umftände 
und Beweismittel von amtswegen zu erforidhen Bat. 

Die geihhloffenen Erhebungen werden dem Oberſtaatsanwalte!) 
(Seneralprocurator) mitgetheilt und von dieſem mit feinen Anträgen 
dem Dilciplinargerichte vorgelegt. 

Findet der Oberftantsanwalt (Generalprocurator) noch weitere Er- 
hebungen nothiwendig, fo hat der beftellte Richter diefelben vorzunehmen. 
Im Falle einer Meinungsverjchiebenheit darüber zwiichen ihm und dem 
Dberftaatanwalte (Generalprocurator) hat er den Beſchluſs bes Difci- 
plinargerichtes einzuholen. 

13* 
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Bon der Theilnahme an der mündlihen Verhandlung und an 
ber Entiheidung der Sade ift der zu ben Vorerhebungen beitellte 
Richter ausgeläjlofien. 

2) Ueber die Difciplinarfälle Hat ber Oberſtaatsanwalt mit dem Jahresgeichäits- 


ausweife einen Ausweis vorzulegen, befien Yormular mit 3. M. B. v. 19. Mai 1899, 
J. M. V. B. Nr. 33, vorgeichrieben wurbe. 


Eiufiekungs- und Berweiſungsbeſchlaſs. 

6. 16. Wenn das Difciplinargericht nad) Vorlage der gefchloffenen 
Erhebungen erachtet, daſs fein Grund zur a des Difciplinar- 
ſtrafverfahrens vorliegt, fo hat es die Unterfuhung durch Beſchluſs 
einzuftellen, die Ucten dem unmittelbaren Borftande des Beamten mit- 
zutbeilen und den Einſtellungsbeſchluſs ſammt Gründen dem Beamten 
zuzuftellen. 

Im entgegengejebten alle verweifet da3 Dijciplinargericht Die 
Sache zur mündlichen Verhandlung. 

Der Verweiſungsbeſchluſs muſs die Anſchuldigungspunkte beftinmt 
bezeichnen. 

Bestsmittel dagegen. 

6. 17. Gegen Einftellungöbefchlüfie, welche von dem Difciplinar- 
fenate eined Oberlandesgerichtes ausgehen, fteht dem Oberftaatsanwalte 
die Beſchwerde binnen 8 Tagen an den Diſciplinarſenat des Oberften Ge⸗ 
richts⸗ und Caſſationshofes offen. 

Gegen Berweifungsbeichlüffe ift fein Rechtsmittel zuläffig. 


WMündlige Verhandlung. 

6. 18. Der Tag zur mündlichen Verhandlung wird von den 
Borfigenden des Difeiplinarjenates beftimmt, und der Beamte unter 
Mittheilung des Verweiſungsbeſchluſſes, oder wenn feine Vorerhebungen 
ftattgefunden haben (8. 15), des Einleitungsbeichluffes dazu vorgeladen. 

Die Verhandlung findet in nicht öffentlicher Sitzung ftatt; dod) 
jteht dem bejchuldigten Beamten frei, die Vorladung von 3 Vertrauens 
männern zu begehren. 

Die Verhandlung beginnt mit einer Darftellung des Sachver⸗ 
haltes durch einen vom Borfigenben des Difciplinarfenates aus den Mit- 
gliedern desjelben ernannten Referenten. Darauf wird der Beamte ver- 
nommen, fohin der Oberſtaatsanwalt (Generalprocurator) mit feinem 
Bortrage und Untrage und der Beamte mit feiner Bertheidigung ge- 
hört. Dem Beamten fteht das letzte Wort zu. 

Weitere Erbebungen. 

6. 19. Wenn das Difciplinargericht auf Untrag oder von amts⸗ 
wegen die Vernehmung von Zeugen, fei es burch einen abgeordneten 
Richter oder in der mündlichen Berbandlung felbft, oder wenn e8 Die 
Herbeifhaffung anderer Mittel zur Aufflärung der Sade für angemefjen 
erachtet, jo erläjst e8 die erforderliche Verfügung und beſtimmt nöthigen> 
falls die Fortfegung der Verhandlung auf einen anderen Tag. 


Sertretung des zur Yeraniwortiung gejogenen Peamten. 
-...$ 20. Der zur Verantivortung gezogene Beamte hat das Recht, 
fh bei der Verhandlung, er mag perfönkih ericheinen- oder nicht, eines 
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ir ur aus feinen Standeögenofien oder aus ber Weihe ber in 
die idigerliſte ne Rechtöverftändigen zu bedienen und 
denjelben entweder felbft zu beftellen oder um befjen Beitellung durch ven 
Borfigenden des Difciplinargerichtes anzufuchen. Im letzteren Falle ift 
der — u Be Standesgenoflen zu entnehmen. 

Das Difciplinargeriht kann jedoch zu jeder Zeit das perfönliche 
Ericheinen des Beihuldigten auch mit dem Beilage verordnen, dajs für 
den Ausbleibenden ein Vertreter nicht werde zugelafien werden. 


Grkeuntnis des Pifciplinargerites. 

6. 21. Das Difeiplinargeriht hat bei Schöpfung feines Erfennt- 
nifles nur auf dasjenige Rüdjicht zu nehmen, was in der mündlichen 
Berhandlung vorgelommen ift; es ift bei jeiner Entiheidung an feine 
pofitiven Beweisregeln gebunden, fondern bat nad feiner freien, aus der 
gewifienhaften Prüfung aller für und wider vorgebradhten Beweismittel 
gewonnenen Meberzeugung zu erkennen. 

: Durch Erkenntnis des Difciplinargerichtes muſs der be- 
Ihuldigte Beamte entweder von der ihm zur Laſt gelegten beftimmten 
Pflichtverlegung freigeiprochen oder einer ſolchen Ar ſchuldig erflärt 
werden. Zugleich hat das Straferfenntnis den Ausſpruch über die den 
[huldig erklärten Beamten treffende Diſciplinar⸗ oder Ordnungsftrafe, 
ſowie über den Erſatz der Koften des Difciplinarverfahrens zu enthalten. 
Das Erkenntnis ift jogleich zu verkünden und längſtens binnen 8 Tagen 
ſammt den Enticheidungsgründen dem Oberſtaatsanwalte (General- 
procurator) und dem Beamten zuzuftellen. 


Yrotehoflführung. 

6. 28. Ueber die mündliche Verhandlung ift ein Protokoll auf- 
zunehmen, welches die Namen der Anmwejenden und die wejentlichen 
Momente der Berhandlung enthalten muſs. 

Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden und dem Protokolls⸗ 


führer unterzeichnet. 


Beuismitiel gegen das Erkenntnis. 
6. 24. Gegen Erkenntniſſe des Difeiplinarfenates des Oberften 
Gerichts⸗ und Caffationahofes ift fein Rechtsmittel zuläflig. 
Erkenntniſſe des Difciplinarfenates der Oberlandesgerichte können 
von dem Oberſtaatsanwalte und von dem betheiligten Beamten durch 
die Berufung an den Difeiplinarfenat des Oberften Gericht3- und Caſ⸗ 
fationshofes angefochten werden. 


Anmeldung und Ausführung der Berufung. 

6. 25. Die Anmeldung der Berufung hat binnen 8 Tagen nad 
Zuſtellung des Erkenntniſſes bei dem Dijeiplinarjenate des Oberlandes- 
ted, von welchem das Erfenntnis ont wurde, zu geicheben. 
anerbalb derjelben Frift kann der Berufende afelbft eine Ausführung 
der Gründe feiner ati überreichen. m Behufe diefer Aus- 
führung ift ihm nnd feinem Bertheidiger die Einficht der Berhandlungs- 
aeten zu gejtatten. Rah Einlangen diefer Ausführung oder nad) Ab- 
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lauf der zu ihrer Einbringung beftimmten Friſt find die Ucten dem Di» 
feiplinarfenate bes Oberſten Gerichts⸗ und Caſſationshofes vorzulegen, 
ifcipfinarfenates de . 

SorBeratfung des Pifc AR — ie Oberfien Gerigis- und 

6. 26. Findet der Difeiplinarjenat des Oberften Gerichts⸗ und 
Caſſationshofes, daſs die Berufung von einer Perjon ergriffen murde, 
der das Berufungsredht nicht zufteht, jo bat er die Berufung fofort zu 
verwerjen; erachtet derjelbe eine Ergänzung ber Unterfuchung für nöthig, 
fo Hat er diejelbe vorläufig durch den Dikipfinarfenat des Oberlandes- 
erichtes zu veranlaflen; Falls aber wejentliche Mängel der Berhand- 
ung eine Wiederholung derjelben in I. Inſtanz erbetfchen, mit Wuf- 
hebung des Erfenninifjes die Sache an den Difciplinarfenat des Ober⸗ 
landeögerichtes zurückzuverweiſen. 

ft leiner der vorerwähnten Fälle vorhanden, jo wird von dem 
Borfigenden des Difciplinarfenates der Tag zur mündlichen Berhand- 
Iung beitimmt. Im weiteren Verfahren haben bie für das Difciplinar- 
verfahren in I. Inftanz gegebenen Borfchriften finngemäße Anwendung. 

NMittheiſang der Pifctiplinarerkenntnifle. 

. 27. Jedes auf Verweis oder auf eine Difciplinarftrafe lau⸗ 
tende Erkenntnis eines Difciplinargerichtes ift nach eingetretener Rechts⸗ 
froft dem unmittelbaren Umtsvorftande bes betreffenden Beamten zum 
Behufe der Eintragung in den BPerfonalftandesausmweis, ein auf eine 
Diſeiplinarſtrafe lautendes Erkenntnis auch dem zur Anwelfung des 
Gehaltsbezuges berufenen Präfidenten mitzutheilen. 


£öfung der Verweiſe. 

$. 28. Nach dreijähriger tadellofer Aufführung kann der Beamte 
um die Loſchung eines in dem Berfjonalftandesausmweije eingetragenen 
Verweiſes anjuchen. 

Die Entſcheidung darüber fteht dem Präfibenten oder dem Diici- 
plinarjenate des Oberlandesgerichtes, in deſſen Sprengel der Beamte an- 
geftellt ift, zu, je nachdem der Verweis von einem Gerichtövorftande 
oder dem Difeiplinarfenate eines Oberlandesgerichtes ausgegangen war. 

Die Löſchung eines von dem Präfidenten oder von dem Ditciplinar- 
jenate des Oberften Gerichts⸗ und Caſſationshofes eriheilten Verweiſes 
ift demfelben vorbehalten. 


Suspenfion vom Amte.) 

6. 29. Das Difeiplinargericht Tann ſowohl bei der Einleitung als 
auch im Laufe des Difetplinarverfahrens gegen den richterlichen Beamten 
die Suspenfion vom Amte verfügen, wenn bie mit Rückſicht auf die 
Natur oder Schwere des Dienſtvergehens — — cheint. Dieſes 
Recht ſteht dem Diſciplinarſenate auch in allen jenen Fällen zu, wo 
gegen einen richterlichen Beamten wegen einer im allgemeinen Strafgejeße 
verpönten Handlung eine Unterſuchung oder Strafverhandlung einge- 


leitet mie — = ER 
) Ob und in welchen Yälleu vor ber mißentjeb mu erg 


richters eine Suspen vom Umte ftattfinbet, wirb d . 
v. 31. Mai 1868, Nr. 46, beftimmt. g 15 M. 8. v. 1. Juni 1897, R. G. B. 
Nr. 138,0 8. 14 M. 8. v. 1. Juni 1897, 8.9.8. Nr. 129. 
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30. In dringenden Fällen oder wenn gegen einen richter- 
lichen Beamten vom Strafgerichte die Unterjuchungshaft beichloffen wurde, 
fann auch der unmittelbare Borftand des Beamten und die höhere Ge— 
richtsbehorde die Suspenfion desjelben vom Amte verfügen, jedoch mit 
der Pflicht, die Sache gleichzeitig an das zuftändige Difciplinargericht 
zu verweilen, welches ohne — nach Anhörung des —*8 
Lo (Seneralprocurators) die Suspenfion zu beftätigen oder auf- 

t. 


ha 
Es liegt den Strafgerichten ob, wenn ſie gegen einen richterlichen 
Beamten eine Unterſuchung oder Strafverhandlung einleiten oder die 
Unterſuchungshaft beijchließen, davon jogleich an den unmittelbaren Vor⸗ 
Hand des Beamten die Mittheilung zu maden. 

. 81. Gegen den Beſchluſs, mit weichem der Difcipfinarfenat 
eined Oberlandesgerichted die Suspenfion vom Amte verhängt oder be- 
kätigt, fteht dem betreffenden Beamten, gegen den Beſchluſs, womit 
diefer Senat die Suspenlion vom Amte aufhebt, dem Oberjtaatsanmwalte 
die Beſchwerde an den Difciplinarfenat des Oberſten Gerichts- und 
Caſſationshofes offen. 

Solide Beichwerben find binnen 8 Tagen na erjolgier Beritän- 
digung einzubringen und haben feine aufichiebende Wirkung. 


Wirkung der Amtsfuspeuflen. 

6. 32. Während der Dauer der Suspenfion wird der Beamte 
auf bie Hälfte feiner Bezüge beſchränkt — —. 

Aug der anderen Salkte der Bezüge werden am Schluffe des Difci- 
plinarverfahrens die dem Aerar durd die Supplirung des Beamten 
etwa erwachjenen Mehranslagen und die Kojten des Difciplinarver- 
fahrens beftritten. 

SM E. v. 29. Mai 1877, 8. 6538. Bergl. 8. 70 6.0. G. 

Wir der Beamte freigeiprochen, jo ift ihm der zurüdbehaltene 
Theil feiner Bezüge ganz nachzuzahlen; wird er vom Dijciplinarge- 
richte mit einem Verweiſe oder einer Rüge belegt, fo werden hievon nur 
die ar des Difciplinarverfahrens in Abzu gebracht. 

.M. E. v. 6. April 1880, 3. 4270, an alle Oderlandesgericht2präfidien. 


Bufammentreffen einer Yert 74 en und des allgemeinen 
rafgefeges. 

6. 88. Erachtet das Difciplinargeriht, daſs die einem richterlichen 
Beamten zur Laft a Pflichtverlegung nach dem allgemeinen ee 
gejege zu ahnden jet, jo Hat e8 die Anzeige an das zuftändige Straf. 
gericht zu machen. 

ee 8. N St. P. O. 

Soiange die Unterſuchung bei dem Strafgerichte anhängig iſt, 
ale gegen den betreffenden Beamten das Bifciplinarverfahren nicht 
atifinden. 

Jedes — iſt verpflichtet, ſowohl in dieſem als überhaupt 
in jedem Falle, wo dafelbft gegen einen richterlichen Beamten wegen 
einer im allgemeinen Strafgejege verpönten vs eine Unter- 
fuhung abgeführt wird, nach Rechtskraft feiner Entſcheidung die Acten 
an das zuftändige Difciplinargericht des Beamten zu Teiten. 
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6. 84. det das Strafgericht den Beamten zu einer Strafe ver⸗ 
urtheilt, welche den Verluſt des Amtes kraft des Geſetzes nach fich zieht, 
fo iſt von dem Difciplinargerichte ohne weitere Verhandlung bie Dienf. 
entlaffung auszufprechen und der zur Unweifung bes Gehaltsbezuges 
berufene Präfident davon in Kenntnis zu feßen. 

Diefer fertigt das Entlaffungsdecret aus und verfügt die Ein- 
ftellung der Bezüge. 

6. 35. Iſt der Beamte von dem GStrafgerichte zu einer anderen 
Strafe verurtheilt oder freigeiprochen worden, r bat da8 Difciplinar- 
gericht, wenn es ben Fall zum Difeiplinarfirafverfahren für geeignet 
erachtet, nach Vorſchrift dieſes Geſetzes die Difciplinarverhandlung durch⸗ 
anführen, im entgegengefegten Falle die Acten an den unmittelbaren 

orftand des Beamten abzutreten. 


Behandlung der Finſchleichnug in ein richterliches Amt. 

6. 36. Wenn aus was immer für einem Anlaſſe hervorkommt, 
daſs ein richterliher Beamter ungeachtet eines ihm entgegenftehenden 
gefelichen Hinderniffes feine Ernennung erfhlihen Hat, fo iſt gegen 
denfelben gleichfall3 nach diefem Geſetze im Dijciplinarwege vorzugehen. 


QAnerlaudte Entfernung vom Amte. 

6. 87. Wenn fi ein richterliher Beamter eigenmächtig länger als 
3 Tage von feinem Amte eutfernt oder den ihm erteilten Urlaub um 
mehr ald 3 Tage überjchreitet, ohne daſs er einen Hinreichenden Ent- 
IhufbigungSgrund nachzuweiſen vermag, jo wird er, abgefehen von ber 
ihn nad) den Umftänden des alles a DOrbnungsftrafe, für bie 
Beit der unbefugten Abmwefenheit feiner Dienftbezüge verluftig. Der un- 
mittelbare Amtsvorſtand des Beamten ift berufen, wegen der Einftelung 
der Dienftbezüge die nöthige Verfügung zu treffen. ; 

Gegen bdiefe Verfügung fteht dem Beamten die Beſchwerbe nad 
Maßgabe des 8. 5 offen. 2 

Die Bor me über Gehaltsfſperre find aud auf Abjuten anwendbar, 
Hib. v. 14. April 1828, 3. &. ©. Nr. 2559. 

6. 38. Dauert die nnerlaubte Entfernung vom Amte länger als 
14 Tage, war diefelbe mit bejonderem Nachtheile für den öffentlichen 
Dienft verbunden, oder war der Beamte wegen einer unerlaubten Ent- 
fernung bom Amte bereits früher mit Strafe belegt worden, jo tft hievon 
das Difciplinargericht in Kenntnis zu feßen. 

Das Difeiplinargericht kann nach Beichaffenheit des Falles jogleich 
die Einftelung der Bezüge für die Dauer der unerlaubten Abweſenheit 
verfügen, und ne bei Fällung des Erfenntnijjes nr ber den Beamten 
treffenden Strafe den Berluft der Bezüge flir die Zeit der nicht gerecht- 
fertigten Abweſenheit auszufprechen. 


Anerſtreübarkeit der Arifien. 

6. 39. Die Friſten, welche diejes Gejeg dem Oberſtaatsanwalte 
(Seneralprocuratur) und dem zur Verantwortung gezogenen Beamten 
einräumt, find unerftredbar. 

Verjpätete Anbringen werden von amtswegen zurüdgemiejen. 


Unfreiwillige Werfegung auf andere Dienftpoften. 201 


40 Art ber Zuſtellung. 

6. 30. Alle Buftellungen, welche nach diefem Geſetze zu geichehen 
aben, find giltig und bewirken den Lauf der Friſten, wenn fie an 
en ligten perjönlich geichehen, oder im Falle feiner Abweſenheit 

an der Thüre feiner legten Wohnung im Gerichtöorte, wenn er aber 

— keine Wohnung mehr hat, im Amtsgebäude, wo er ſeinen Dienſt 

ten ſollte, angeſchlagen werden. 
eder ein Edictalverfahren, noch eine ämtliche Verlautbarung des 
Erkenntniſſes durch die öffentlichen Blätter find zuläſſig. 


Entſchaͤdigungsauſprche ats einem Dienfinergeßen. 
$. 41. Die Entihädigungsanfprüde, welche jemand aus dem 
Dienitvergehen eines richterlihen Beamten ableitet, können nicht im 
Difeiplinarverfahren geltend gemacht werben. 


Ueber ben Zufammenhangbes Difeiplinarverfahrens mit bemBer- 
ahren über dDieKlage einer Partei wegen einer von einem richterlichen 
eamten in Ausübung jene ämtlihden Wirtfamleitzugefügten Rechts— 
merlesuan ſtehe Gef. v. 18. Juni 1878, R. G. B. Nr. 112, 88. 13,18,14, 15 ımb 28 
(bei 8. 002 ©. P. ©.) 


Allgemeine Bekimmung. 

$. 42. Durch die vorftehenden Beftimmungen wirb das Recht des 
Auftizminifters, in Ausübuug der oberften Aufficht über die Gerichte, 
vorlommenden Beichwerben —— ebenſo das Recht der höheren 
Gerichte, im Aufſichts⸗ und eichwerbewege richterlichen Beamten: in 
Gemaßheit der beitehenden Geſetze den Erjab von Koften oder Schäden!) 
aufzuerlegen, gegen andere Gerichte Rügen auszufprechen?), oder die 
richterlichen Beamten zur Erfüllung ihrer Pflichten ſelbſt durch Geld- 
ftrafen®) zu berhalten, nicht berührt. 

. 51, Du, “nf. 8, ©. 


P. O. 
. 76 77 G. O. G. 
en nicht richterliche Beamte und Diener iſt das Recht bes Gerichtsvorſtehers 
var Berfämenn mm B 00 An. 2 G 0, @ aukepredkn U 


‚808.6. egen 
tichterliche t ndet das ä Ge 18 8. 
tel auf —* — ae echt zur Berhängung von ftrafen ala Zwang 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon ber unfreiwilligen Verjegung richterlicher Beamten 
auf einen anderen Dienftpoiten. 
a) Auläffigkeit Derfelden Hei Midtern. 
$. 43. Die Verſetzung eines Richters von dem Dienftpoften, für 
welchen er ernannt worben tft, an einen anderen, darf wider feinen 
Willen anßer dem Falle, wo biejelbe Durch Veränderungen in der Organi- 
ation der Gerichte nothivendig gemacht wurde, nur infolge Beſchluſſes 
zuftändigen Difciplinargerichtes, nah) Anhörung des Hberitaats- 
anwaltes (Generalprocurators) verfügt werden, wenn das Berbleiben 
des Richters auf feinem Dienftpoften der Rechtspflege zum Abbruche 


ereichen würde. 
e Eiche hiezu das Gef. v. 96. April 1873, R. G. 8. Nr. 72. 


6. 44. Wenn zwilchen zwei bei demielben Gerichte angeftellten 
Richtern ein Schwägerfchaftsverhältnis entjteht, welches, wenn es früher 
beftanden hätte, die Anftellung des einen von ihnen bei diefem Gerichte 
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verhindert Haben würbe?), fo muſs fich derjenige, Durch deſſen Verehelichung 
das Schwägerihhaftsverhältnis entftanden if die Verlegung an einen 
anderen Bolten gefallen laſſen. 

2) Siehe 8. 17 Bat. v. 8. Mat 1858, R. G. B. Nr. 81 (IX), aufrecht erhalten 
burh 8.19 8.08. ©. 

Berfaßren dabei. 

$. 45. Das Difeiplinargericht hat vor Beichlufsfaffung dem be 
treffenden Richter die Gründe, welche feine Verfegung an einen anderen 
Dienftorte erfordern, befannt zu geben und ihn J—— ſich binnen 
14 Tagen darüber ſchriftlich zu außern. Nach Verlauf dieſer 14 Tage hat 
das Difeiplinargericht ohne weiteres Verfahren feinen Befchlufs zu Koffer. 


Rechtsmittel Dagegen. 

. 46. Gegen diefen Beichlufs eines oberlandesgerichtlihen Difci- 
plinarjenates fteht dem Oberftaatsanwalte und dem betheiligten Richter 
die Beichwerde an den Dijciplinarfenat des Oberſten Gerichts⸗ und 
Caſſationshofes binnen 8 Tagen offen. 


Art der Berſetzuug. 
6. 47. Die unfreiwillige Berfegung kann nur an einen Dienft- 
poften mit gleihem Range ohne Schmälerung des Gehaltsbezuges erfolgen. 
Hat der zu Verjegende nicht auf die im $. 44 angegebene Art die 
Verſetzung veranlajst, jo find ihm die normalmäßigen Ueberfieblungstoften 
zu bewilligen. 


b) Buläffighcit derſelden Bet richterlichen Silfsheamten. 
6. 48. Nichterliche Hilfsbeamte Tönnen auch ohne ihre Zuftim- 
mung im adminiftrativen Wege an eine andere Stelle mit gleichem 
Range und ohne Schmälerung ihres Gehaltes verjegt werden. 


Beitwellige Berwendung risterliger Reamten außergalb ihres 
Autsfites. 


6. 49. Die zeitweife Verwendung richterlicher Beamten außerhalb 
ihres Amtsſitzes zur Supplirung und ——— gegen die geſezzlich 
zuftehende Entſchädigung ift der unfreiwilligen Verſetzung an einen 
anderen Dienftpoften nicht — * 

Eine ſolche zeitweiſe Verwendung kann jedoch gegen den Willen des 
betreffenden Beamten nur innerhalb des Sprengel des Oberlandesgerichtes, 
dem er angehört, und nicht über Die Dauer von 6 Monaten verfügt werden.') 

1) Siehe bie Uebergangsbeftimmung bei $. 47 G. 0. G. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon der unfreiwilligen Verſetzung riterlicher 
Beamten in den Ruheſtand. 
a) Suläffigkeit Derfelden Bei Richtern. 
6. 50. Die unfreiwillige Berfegung eines Richters in ben zeitlichen 
oder bleibenden Ruheſtand darf nur verfügt werden, wenn Veränderungen 


in der Organifation der Gerichte") e8 erfordern. 
Außer dieſem Falle findet die Verfegung eines Richters in den 
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gas oder bleibenden Ruheſtand nur dann ftatt, wenn berfelbe wegen 
rperlicher oder geiftigee Gebrechen zur Erfüllung der ihm obliegenden 
Pflichten untauglich wird. 

1) Siehe insbeſ. 8.91 &. O. ©. 

6. 51. Ein Richter, der durch körperliche oder geift e Gebrechen 
zur Erfüllung feiner Amtspflichten untauglich wurde, ift ſchriftlich auf- 
zufordern, um feine Verjegung in den Ruheſtand einzufchreiten. 

Die Pflicht zur Vornahme diefer Aufforderung Tiegt feinem unmittel« 
baren Amtsvoritande ob. 

6. 92. t der aufgeforderte Nichter binnen einem Monate 
um feiue Berjegung in den Ruheſtand nicht angeſucht, jo iſt die An⸗ 
zeige an das Difciplinargeriht zu erftatten. 

Der Präfident desfelben beauftragt fohin einen Nichter, Die 
Thatfachen, durch welche die Verjegung in den Ruheſtand begründet 
werben foll, zu erheben, erforderlichen Falles Zeugen und Sachverſtändige 
auch eidlich zu vernehmen und zum Schluſſe den betreffenden Beamten 
mit feiner Yeußerung zu hören. 

. 53. Die geichloffenen Erhebungen werden dem Dijciplinar- 
gerichte vorgelegt. 

Diefed Hat nad) ng 9 des Oberſtaatsanwaltes (Generalprocu- 
tators) darüber den Beſchluſs zu fallen, ob der Fall der Berjegung 
im den Ruheſtand vorliege oder nicht. 

Das Dijeiplinargericht Tann vor Faſſung feines Beichluffes ſowohl 
den betreffenden Beamten, als auch Beugen und Sachverſtändige mündlid) 
in der Sipung vernehmen. 

6. 54. Geht der Beſchluſs bezliglich der Berfegung in den Ruhe⸗ 
ftaud von dem Difciplinargerichte eines Oberlandesgerichtes aus, fo fteht 
dem Oberftaatsanmwalte und dem betheiligten Richter die Beſchwerde an 
den Difciplinarfenat des Oberſten Gerichts⸗ und Caſſationshofes binnen 
8 Tagen offen. 

b) Sufäffgkeit Derfelden Bei richterlichen Kilfsdeamten. 

6. 55. Die richterlihen Hilfsbeamten können im Intereſſe des 
Dienftes auch im administrativen Wege in den zeitlichen oder bleibenden 
Kuheſtand verfeht werden. 

6. 56. Mit dem Bollzuge dieſes Geſetzes ift Mein Juſtizminiſter 
beauftragt. 








IV. Statut des Oberſt. Gerichts- u. Gaffationshofes. 
Kaiſ. Patent vom 7. Auguſt 1850, R. G. B. Ar. 325. 


Mir, Franz Iofeph der Erfie, 


von Gottes Gnaden Raifer von Oefterreidz, König von Hungarn und 
Böhmen x. ıc. 


haben zur Durchführung des Grundſatzes der —— einheitlichen Ver⸗ 
waltung ber Rechtspflege die Errichtung eines Oberſten Gerichts⸗ und 
Caſſationshofes für den Umfang des ganzen lan Kaiſerſtaates 
beſchloſſen, und verordnen über den Antrag Unſeres Miniſterrathes 
nach Diabgabe des 8. 120 der Reichsverfafſung, wie folgt:!) 

ı) In welcher Urt die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtaſachen bei dem Oberften 
— * — wire wurd J nee: geieäliher Deklaihson 

e a un 

über — Wirkungskreis, über bie Blldun der Senate, und Fr die innere Geihäfts- 
behandlung bie Gerichtöbarkeit in bürgerliden Rechtsſachen, fofern nicht in der Juris» 
diettondnorm, in ber — und in der unse tdnung n. anderes 
angeordnet ift, nach den Vorſchriften bes za: Bat. v. 7. Auguſt 1850, R. ©. B. 
Nr. 825, auszuüben; Urt. XIE. G. z. J. N 


Il. Bufammenfegung des Oberſten Gerihts- und 
Gaffationdhofes. 


6. 1. Für den Umfang des ganzen dfterreichiichen Kaijerftantes 
wird ein Oberſter Gerichts und Caſſationshof errichtet, welcher in Wien 


feinen Sitz hat. 
Yür die im Reichörathe vertretenen Königreiche und zenver „met der ar 
an und dm Caffationshof in Wien; Urt. 12 St. &. ©. 1. December 1 


6.2. % elbe hat aus einem I. und II. PBräfidenten, 5 ER 
präfidenten, 48 und dem erforderlichen Hilfs- und Kanzlei- 
perjonale Er beftehe 

ahl ber Eeratäpräfibenien beträgt derzeit 5, jene der Räthe 47. 


U. Wirkungskreis des a Gerihts- und Eaffations- 
8 


6. 3. Der Oberſte Gericht3- und Eafjationshof hat in allen Eivil- 
Knie in und außer Streitſachen in dritter und letter Inſtanz zu ent- 
cheiden, in welchen die —— in zweiter Inſtanz erkannt 
haben, inſoferne nach den beſtehenden en ein Rechtszug gegen 
diefe Erkenntniſſe der aberlanbeögerichte uläljig ift. 

„ Abgeänbert durch 8.3, Abſ. 2, I.R I. Inftanz hat über Rechtömittel 
? ee — esta der Vezirkägerichte (Revifion, — Mecich be ber Oberfte Gerichts⸗ 
— zu en er Rechtszug gegen Urtheile und Beſchlüſſe der Bezirksgerichte 

t in I. — anz die Kreis⸗ und Landesgerichte, van A a —— 
— und Bergſenate der ſereis⸗ und Landesgerichte, 8. 3 
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— — mit 8. 4 N.: „Segen die in I. Inſtanz von 


e von de en danderd en eätin Urtheile und 8 alle 
geht acht ber Sehtänn ann a Ye Inſtanz (Berufung, geriet nn ie Ober — in 
— Heulen, an), an ben —— oe Haste f. 

Gef. v uli 1872, R. G. B. Nr — EDER ), fungirt 

der —* —— auch A Inftanz ( ine 6 das &ef. 6 602 G. To D.). 
8 Berufungsinftanz gegen bie Enden — Ber igteitäabtheitung des 
Beteniomtes fungirt der : Batenigerigtähef in 8. 5. Sep⸗ 

tember 1898, R. &. B. Nr 


§. 5. In Straffadhen enticheidet der Oberfte Gerichts- und Caſ⸗ 
ationdhof: — — — 
Be Wirkungskreis * Oberſten ne ige ke —— Bub jet 
die St. B. O "2.28 Mai 187 3, rüdl. durch das Bei. v December 1877, R. G. 8 
1878 Rr. 8 (im V. Übe. ber Manz’fchen Sig. = Semi. 
6.6. Der Oberfte Gerichts⸗ und Caſſationshof entfcheidet außerdem: 
a) über Delegationdanträge und Gefuche, fo oft es fi um die Dele- 
gation einer Rechtsfache aus einem Oberlandeögerichtäiprengel!) in 
— Ar ln vi D inem Ober! ericht 
1 ce 
Kegel tn ee — ih N: Oberften — ofe Gorbehaiten.“ ———— 
b) über Streitigkeiten wegen ber Buftändigfeit, wenn die darüber 
ſtreitenden Gerichte fich in verfchiedenen Vberlandesgerichts- 
ſprengeln befinden und auch die Oberlandesgerichte diefer Sprengel 
m bacüber an eini en — %) 
di. 1 Streitigleiten zwiſchen verſch'edenen 
PERL 1 ‚any den — ———— fi "eine beftimmte echtsſache find von 
dem biefen ten Übergeorbneten gemeinfamen höheren Gerichte zu ent- 


c) über die — von ganzen Oberlandesgerichten oder von 

Oberlandesgerichtspraſidenten.ꝰ) 

2) Abgeaͤndert durch 8. 28 J. N.: „Ueber die Ablehnung entſcheidet, falls der 
abgelehnte Richter einem Bezirlsgerichte an ge ört, das * dr Kreide, Landes» oder 

ericht, fall er aber einem Gerichtähote angehört, dieſer Gerichtähof, und wenn 
diefer durch das Ausſcheiden bes abgelchnten Richters beichlufsunfähig werben jollte, ber 
im Inſtanzenzuge übergeordnete Gerichtshof.“ 

6. 7. [Ueber Eompetenzconflicte zwifchen Gerichts- und Verwal⸗ 
tung3behörben enticheidet der Oberſte Gerichts⸗ und Saflationshof in 
einem gemifchten Senate, defien Zuſammenſetzung durch befondere Vor⸗ 
ſchriften m geregelt ı werden — 

ws 31. Deceniber 1867, R. G. B. Wr. — und v. 
2. Dei 1875, R. ©. N Kr. 87 (fiehe Manz’iche Samınlung VI. Bd., 1. Abth., 

6. 8. Der Oberſte Gerichts⸗ und Caſſationshof entſcheidet über Syn⸗ 
dicatsbeſchwerden aus Amtshandlungen der Mitglieder desſelben und 
aus Amtshandlungen der Oberlandesgerichte oder einzelner Mitglieder 
derjelben, fowie über Recurſe gegen die von den Sberlandesgerichten 
über Spmblcatöbefeierden erlaffenen Erfenntniffe. 

ehe jest Geſ. v. 12. Juli 1872, R. &. B. Nr. 112 (bei 8. 602 €. P. ©.). 

6. 9. Derielde erkennt als Difeiplinarlammer nicht nur über 
alle Difciplinarvergehen der bei demfelben angeftellten Richter, ſondern 
auch aller Sberlandesgerichtspräfidenten und Räthe, aller Landes- 

an oder Handelögerichtspräfidenten und aller Senatspräfidenten, 
—— Berufungen gegen Diſciplinarerkenntniſſe der Oberlandes⸗ 
9 e. 
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Abgeänbert durch 88. 8 unb 9 Bel. v. 21. Mai 1868, R. &. B. Nr. 46 (unter 


Berbem enthalten über ben Wirlungstreis bes Oberften Gerichts— 
bofes Beſtimmungen: 

.28 J. N.: „Wenn für eine bürgerliche Rechtsſache zwar die inlänbifhe Ge⸗ 
richtsbarkeit begründet ift, die Vorausſetzungen für die örtliche Zuftänbigfeit eines in⸗ 
laͤndiſchen @erichtes im Sinne dieſes Geſetzes aber oder nicht zu ermitteln ſind, 
fo hat ber Oberſte Gerichtshof aus den fachlich zuſtändigen Gerichten eines zu beftimmen, 
welches für die fraglicdhe Nechtsfache als örtlich zuftänbig zu gelten bat. Diefe Beſtim⸗ 
mung bat tin ſtreitigen bürgerlichen Rechtsſachen auf Antrag einer Partei, fonft aber von 
amtömwegen zug .“ — Senat von ſechs Räthen und einem VBorfigenden, 8. 48 G. O. G. 

.42, Abſ. 1 u. 2, J. N.: Iſt Die anhängig gewordene Rechtsſache der inlän⸗ 
diſchen Gerichtsbarkeit oder doch den ordentlichen Gerichten entaogen, o bat daR angc- 
rufene Gericht in jeber Lage des Verfahrens feine Unzuftändiglett unb die Richtigteit 
des vorangegangenen Berfahrens fofort dur eſchluſe —— Das Gleiche hat 
————— Gerichte höherer Inſtanz zu geſchehen, wenn der Mangel erſt bier offen- 

= Wenn ber Mangel erft nad rechisfräftigem Abſchluſſe des Verfahrens offenbar ° 
wird, fo iſt auf Antrag der oberften Mominiftrativbehörde vom Oberften Gerichtöhofe die 
Nichtiglett des durchgeführten — Verfahrens auszuſprechen.“ 

8. 111 J. N.: Die Uebertragung von Pflegſchaftsgeſchäften an ein Gericht eines 
anderen Oberlandesgerichtsſprengels oder an ein auslaändiſches Gericht bedarf ber Ge⸗ 
nehmigung des Oberſten Getichtshofes. 

F. 10. An Beziehung auf Erlaſſung oder Abänderung von Ges 
fegen erftattet der Oberſte Gerichts- und Caſſationshof auf Verlangen 
des Yuftizminifterd die von demſelben —— — Ihm 
ſteht es auch zu, ſelbſtändige Anträge auf Erlaſſung oder Abänderung 
von Geſetzen an den Juſtizminiſter zu richten. 

6. 11. Ueber die Verwendung von Mitgliedern des Oberſten 
Gericht3- und Caſſationshofes bei dem Oberften Gefällsgerichte verbleiben 
die beftehenden Vorſchriften einftweilen in Kraft. 

— Siehe darüber Kaſerer, Handbuch ber dfterreichiſchen Juſtizverwaltung, Bo. I, 


III. Rechte des Präſidenten des Oberſten Gerichts- und 
Caſſationshofes. 

6. 12. Die Leitung des Oberſten Gerichts⸗ und Caſſationshofes 
fteht dem I. Präfidenten desjelben und in deflen Abweſenheit oder 
Berhinderung dem II. Präfidenten zu. Wäre auch diefer verhindert, 
jo hat der von dem I. oder rüdfichtlich II. Präfidenten im Einvernehmen 
mit dem SZuftizminifter zu beflimmende Senatspräfident diefe Leitung 
zu übernehmen. 

6. 18. Dem I. Präfidenten oder deſſen Stellvertreter (8. 12) fteht 
insbefondere dag Recht der Yutheilung der Geſchäfte an ſämmtli 
Räthe des Oberſten Gerichtshofes und der Beitellung eines Eorrefe- 
tenten in wichtigeren Fällen zu. Er beitimmt ſowohl die Bahl der 
Sitzungen, als auch die Zeit und den Ort derjelben. Ihm fteht 
die —— der einzelnen Senate unter den in dem ſolgenden 
Abſchnitte enthaltenen Beſtimmungen zu. Er iſt berechtigt, in jeder 
Sitzung des Oberſten Gerichts⸗ und Caſſationshofes den Vorſitz zu 
— Auch ſind ihm die Sitzungsprotokolle ſämmtlicher Senate vor⸗ 
zulegen. 
Er iſt berechtigt, den Präſidialſecretär zu ernennen. Rückſichtlich 
feiner Difciplinargewalt!) über die bei dem Oberſten Gerichts⸗ und 
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Caſſationshoſe angeftellten Beamten und Diener gelten die in dem 
Drganıinen Aa Be die — enthaltenen Vorſchriften. 


14. Der I. —ã = Oberften Gerichts⸗ und Caſſations⸗ 
hofes ſteht im Range den Miniſtern gleich. 


1V. Bildung der Senate des Oberſten Gerichts- und 
Caſſationshofes. 


6. 15. Eine volle Rathsverſammlung ſämmtlicher Mitglieder des 
Dberiten — und Caſſationshofes findet nur dann ſtatt, wenn der 
L Praͤſident oder deſſen Stellvertreter dieſelbe zu berufen für nöthig 
erachtet. Außerdem vertritt deren Stelle in der Regel ein von dem 
J. —— oder deſſen Stellvertreter zuſammenzuſetzender Plenarſenat, 
welcher wenigſtens aus 15 Mitgliedern mit Einſchluſs des Vorſitzenden 
beſtehen muſs. 

6. 16. Dieſem Plenarſenate find vorbehalten: 

a) bie — jener Dienſtpoſten des Oberſten Gerichts⸗ und 
oe ationshofes, welche nicht von dem Kaifer oder von dem 

fidenten "Vieles Gerichtähofes verliehen werden (d. i. die 

Ben des ganzen Hilfs- und Kanzleiperfonales, mit Aus- 

nahme des Bräfibialfecretärs) . 

b) bie u der ber Beipungßvoriätige, rückſichtlich derjeni je 
Dienftpoften, me em Kaiſer verliehen werben, unter 
obadhtung der in — * 22 und 23 des organiſchen re über 
die Gerichtöftellen (Kati. Bat. v. 28. Juni 1850, 0.0.8 258) 
enthaltenen Beftimmungen; 


Die Beſetzun AL SD elIen find in etuem Blenarfenate 
von wenigfiens 15 Mi Titalieh ern mit Einfchlufs — Borignben und und ſaͤmmtlicher ſtets bei- 
uziehenber Senatöprä — vorzutragen. Sieh Rannide Commiffton für Ber- 
— | hat ſowohl bei ——— J—— als über 


alan en aus mindeſtens 6 Mitgliebern und dem Vorſitzenden zu 
— — 


beſtehen des Oberſten Gerichtshoſes bleibt es — die 
—— von — a Fall durch Beiziehung noch anderer Mitglieder Gerichia 
er BE es ( * Entſch. vom 5. Mai 1854, mitgetheilt durch 2. M. E. vom 


c) alle übrigen. nicht dem I. Bräfidenten ober deſſen Stellvertreter 
üiberlaflenen Berfonalangelegenheiten der Beanıten und Diener 
dieſes Gerichtshofes; 

d) alle Gegenſtände, welche Henderungen in der Organijation oder in 
den Amtsvorſchriften des Oberften Gerichts⸗ und Cafjationshofes 
betreffen, infoferne diefelben nach 8.42 des organiichen Geſetzes für 
die Berichtöftellen überhaupt einer Berathung zu — ſind; 

e) alle in legislativer Beziehung zu erſtattenden Gutachten oder An- 
— wenn dieſelben den Umfang aller Kronländer des Reiches 


f) die nn einer von den Gerichten verichleden oder un⸗ 
richtig entihiedenen Rechtsfrage, wenn der Generalprocurator 
über Auftrag des Sußtgatnifers die Abhaltung einer Plenarver⸗ 
jammlung beantragt. 
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Zur Erhaltung ber einhettlihen Rechtsſprechung Hat ber Keuient des 
Lt. KB rien QBEE ip eeneleh Folgende; mit Ah. Entſchl. v. 8. Auguft 1872 genehmigte Inftruction 
erlafien: 8. 1. Es wird ein Sprudrepertorium an- unb in in febem Asunge — 
aufgelegt, worin auf ben Beſchluſs eines Senates die in einer Sache ergangenen Entſ 
gen über Rechtsfragen des Civilrechtes und Eivilprocefjes, melde unter 
den Barteien firettigober außerdem bei der Berathung der Sade indem 
Senate der Gegenftand einer näheren Erörterung gemefen nn nad der 
Reihenfolge der heile, Abſchnitte, Eapitel, Paragraphen, J tel der Geſeßzbücher, Ile 
Bi auf dep e und VBerorbnungen eingetragen werden. 8. 2. Jede biefer 
wird auf ein Deionbered Blatt geichrieben und Iithographirt hirt, ein Exemplar davon in Deu 
pruchrepertortum in der oben ejelcneten Reihenfolge der Theile sc. eingelegt, und ein 
—— jedem der Bräfidenten und ber Mitglieder des Oberſten Gerichtshofes mitgetheilt. 
5: Wenn ein Senat von der im Sprucjrepertorium eingetragenen Sum einer 
ehtöfrage abzuge a oder wenn 2 Senate über eine im Spruchrepertorium 
nicht eingetragene töfrage einander twiderftreitende Entjcheidbungen und — — 
tragung in das Spruchrepertorium beſchließen, ſo wird die * melieiban 
Dat Rechtsfrage unter Suspenfion des Vollzuges ber SA en Beſch —* vor een 
erftärtten Senat gebradt, ber aus 15 Mitgliedern —— — 
— — des Vorſihzenden beſteht (Ah. Entſchl. dv. 8. — en dem O 
hofe mitgetheilt vom Juftigminifterium mit Rote v. 4. October 1854, 8. Brcen 0 ihre 
verftärtte Senat entjcheidet über die ——ã auf den Bortrag zweier Referenten, 
deren Anträge lithographirt und ben Übrigen Mit Iedeem des Senates mitgetheilt werden. — 
Seine Entſcheidung dient in der vorliegenden Sache bem betreffenden Senate zur Rorm. — 
Sie wird in da8 beim Oberſten Gerichtshofe — der — Ah. Entſchl. v. 8. Oct. 
1854) geführte Civil⸗Judicatenbuch, und wenn eine Entſcheidung Über die näm- 
liche Rechtsſrage im EDS HAIEWEEISTUN don eingetragen ift, auch in bem leßteren bei der 
betreffenden Entfcheibung eingetragen. — Die in dem Fubicatenbu — Ent⸗ 
ſcheidung iſt für alle Senate bindend, bis fie durch einen nah 8. 4 oder $. 5 zu⸗ 
itande_gelommenen Beſchluſs befeitigt wirb. 8. 4. Wenn ein Senat bei der Berathung 
einer Sache mit Stimmeneinhelligteit fi dafürausfpricht, daſs von der im icaten · 
buch ommenen Entſcheidung einer Rechtsfrage abzugehen ſei, jo wird bie Beſchluſs⸗ 
faſſung bdesſelben ſuspendirt und bie Rechtsfrage dor einen Senat g ebracht, der aus 
231 Mitgliedern des Oberften Gerichtähofes mit Einfchlufs bes Borfigenben befteht. — 
Dieſer Senat eutſcheidet über die Rechtsfrage auf den Vortrag zweier en. — 
— —— raphirt und den — Mitgliedern des Senates mitgetheilt werd 
Seine Entſcheidung dient in ber vorliegenden Sache dem betreffenden Senate zur Rorm. — 
Wenn fie mit der im Judicatenbuche eingetragenen Entſcheidung volllommen überein⸗ 
flimmt, jo wird bas Datum und die Geſchäftszahl berjelben mit einem bie Ueberein⸗ 
ftimmung erfihtlid machenden Zuſatz im Jubdicatenbud bei der barin eingetra agenen 
Entiheidung und im Spruchrepertorium bei der betrefienden Entiheibung angem 
In — em anderen Falle wird der Inhalt der neuen Entf Er das Fubicaten- 
buch und im Spruchrepertorium, in dem leßteren bei der betreffenden Entſcheidung, einge» 
tragen und außerdem Datum, Geichäftszahl und — — ahl derſelben bei der 
früher im Judicatenbuch eingetragenen Entiheidung mit einem bie Abanderung erſichtlich 
machenden Zuſatz (. Bag _ abgeändert durch — vom ... 8.. FE 
des Judicatenbuches) angemerkt. — Tiefe in dem atenbuch & aufgenommene Ent- 
eidung tft für alle Senate bindend, bi8 fie bu ne. gegenwärtigen 
aragraphe, oder nach $. 5 auftande gelommenen Beichlufs befeitigt nr .5. Wenn 
ein Referent eine Redtsanfidt vertreten zu müflen erachtet, die einer tm Jubicatenbuch 
aufgenommenen Enticheibung widerſtreitet, fo ia derfelbe be tectyelig, d.t. vor dem Bortrage 
der betreffenden Sache hievon den Bräfibent en des Gerichtähofee in Kenntnis * 
ſetzen, welchem anheimgeſtellt iſt, die neue ee der Rechtsfrage in einem verftärkte 
Senat anzuorbnen (3. Abſatz der citirten Ah. Entſchl. v. 3. October 1854). — Diefer 
Senat beiteht aus 31 Mitgliedern des Oberſten Gerichtähofes mit Einfchlufs bes Bor- 
genden. — Derfelbe entſcheibet Über bie Hechtöfrage auf den Vortrag zweier Neferenten, 
eren Anträge litbographirt und den übrigen Mitgliedern des Scnatee mitgetheift 


werden. — Geine Entjcheidung dient in der vorliegenden Sache dem betreffenden Scnat 
zur Rorm. — Wenn fie mit der im Judicatenbuch er Entſcheidung voll. 
tommen übereinitimmt, fo wird das Tatum und die Geiſchäftsz elben mit einem 


die Vebereinftimmung erjichtlich machenden Zuſatz im Jubicatenbu ne er darin einge 

tragenen Entfheidung und im Spruchrepertorium bei der betreffenden Enticheibung ange: 
merlt. — In jedem anderen alle wird der Inhalt der neuen Entſcheidung in den 

Indicatenbuch und im Spruchrepertorium, in vn legteren bei der betreffenden Enticheibum 7 

So ralen und außerdem Tatum, Geichältszahl und — —2— 
der [rüher im Judicatenbuch eingetragenen Entſcheidung mit cinem die Wbhänderung erfi 


J 
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— ven aut („Befeiti N: a er durch Entfheibung vom... 8... . Rr.. 
des Jud ) angem das Judicatenbuch — Ent- 
&eibung im ae an. Senate fo lange nad. biß fie durch einen dem 8. 4 oder 
nad Den — —— uſtande gelommenen Beſchluſs * tigt wird. 8.6. 
ar nad) den A ‚« und 5 a Jubicatenbud eingetragenen Entfcheidungen werben 
— lithographirt und jedem der Praͤſidenten und Mitglieder des Oberſten 
rg in einem Exemplare mitgetheilt. 





—— Eintragungen in bad Spruchrepertorium „und Yudicatenbuch wurden 
——— a ie —————— öfterreichiiche Gerichtdzeitu a und werben jeit 
In der Beilage zum Verordnungsblatte u SJaRlamkulpER: iſteriums ver⸗ 
u Theil der bisher verdfientlihten Eintragu ft im Separatabdrude 
— Entſcheidungen des k. k. Oberften Gerichtshofes in — Herausgegeben 
n Dr. R. Nowat. ebateur, der — Gerichtszei Wien 1879, 
11. "8. 1887, III. ®b. 188 Bd. 1891, . 1892, on. VB. 1894, 
VIII. ®b. 1895, IX. ®b. ee x Yan. 1900. Ban;. 

6. 17. Einer Berathung in einem von dem I Bräfidenten ober 
befien Stellvertreter zu bildenden Senate von wenigſtens 10 Räthen und 
einem Vorjigenden find au unterziehen: 

a) legiälative — die ſich nur auf einzelne oder mehrere 

Kronländer b 

c) Revifionen * gleichlautenbe Civilurtheile, wenn auf deren Zu- 

laffung erfannt nenn Voll; J. 

ne er über Reviſionen in 


o 
* a re in ae von 6 und einem al wenn 
Denn ‚gegen gleihlautende Urtheile Kirn ift und auf deren Zulaſſung er- 


t werden f 
“N Eheungiitigfeitderflärun en; 
c) Todeserflärungen zum ehufe der Wiederverehelichung. 

6. 18. Außer diefen Fällen?) hat der Oberfte Gerichts- und Caf- 
jationshof über die an benfelben gelangenden Livilrechtöfachen und 
Straffälle, jowie über die in den 85. 6 und 8 bezeichneten Gegenitände 
in der Regel in Senaten von 6 Räthen und einem Borfitenden zu ent- 
foheiden?), deren YZufammeniegung dem I. Präfidenten oder deflen Stell- 
vertreter (8. 12) unter den nachfolgenden Beſtimmungen zufteht. 

Im allgemeinen ijt hiebei vorzüglich darauf zu fehen, dafs ſich in 
jedem Senate zur Enticheidung der demjelben zugewieſenen Rechtsſachen 
eine genügende Anzahl von Häthen befinde, bie der —— in welcher 


die ——— ſtatifand, vollkommen mächtig ſind 
1) Insb le auch in Fällen der nad 8. 28 J. N., 


a 8, Abſ. 2, I. N. 

6. 26. Für die dem Oberften Gerichts- und Caflationshofe als 
Difeiplinarangelegenheit in Gemäßheit des 8. 9 zugemwiejenen Verhand- 
fungen und Enticheidungen hat der I. Präfident oder deſſen Stellvertreter 
jährlich nad Anhörung des Generalprocurators, mit Rüdficht auf die 
verfchiedenen Kronländer, einen Borfibenden, 10 Richter und 4 Er⸗ 
gänzungsrichter aus den Mitgliedern des Äberften Gerichtshofes zu be- 
deichnen, welche für die Dauer des ganzen Jahres die Difciplinarlammer 

bifden.!) Andere Nusitellungen an Gerichte”) oder Rügen und Strafen 

gen Parteien oder deren Bertreter, welche bei — der Ent⸗ 

(ern über ne oder Recurſe zu erlafien fi werben von 
dem Senate, welcher in der Sache jelbft enticheidet, ausgerngen, 


Schauer, Geſch. Ordg. 
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1) Abgeändert dur $. 9 Gel. v. 21. Mai 1868, R. G. B. Nr. 46 (unter 


Der Oberſte Gerichts⸗ und Eaffationshof tft befugt, anläfstlih der Ausübung 

last tichterlihen Umtes mahrgenommene Gebrechen im Geichäftägange ber Gerichte 
. und II. Inftanz zu rügen und dem Juftizminifter von den —— — Gebrechen 

Be zu deren Abftellung bienlichen Anordnungen Mittheilung zu machen, 8. 77 


a : Siehe 8. 220 ©. P. ©. und bie daſelbſt eitirten Beſtimmungen. ferner 8. 85 


V. Innere Behandlung der Gejhäfte des Oberjten 
Gerichts- und Caſſationshofes. 


6. 27. Als Geſchäftsſprache des Obersten Gericht3- und Caſſations⸗ 
Hofes hat in der Negel die deutiche Sprade zu gelten; e3 find daher 
ale Vorträge in deuticher Sprache zu halten, und die Ausfertigungen 
dieſes Gerichtshofes in der Hegel nur in deutſcher Sprache zu elaffen. 
Insbeſondere find die Rathsprotokolle ftet3 in deuticher Sprache abzu- 
faffen. Wenn jedoch die a in einer anderen als der deutſchen 
Sprache geführt worden ift, bat der Oberſte Gerichtshof feine Ent- 
Iheidung darüber ſammt den Gründen in der Sprache, in welcher die 
Verhandlung in eriter Initanz geführt wurde, und in der deutfchen 
Sprade ee 

. 29. Alle Ausfertigungen des Oberften Gericht3- und Caffations- 
hofes find mit der Unterfchrift: „der f. k. O:berfte Gerichts- und Caſ⸗ 
ſationshof“ zu verjehen und von dem I. Präfidenten oder deffen Stell- 
vertreter ($. 12) oder von dem Durch den I. Präfidenten hiezu ermäch⸗ 
tigten Senatöpräfidenten in feinem Namen zu unterzeichnen. Die Ur- 
theile aller Senate tragen die Ueberichrift: „Im Namen Eeiner Majeftät 
des Kaiſers [von Oeſterreichſ.“ ... Alle übrigen Urtheile find außer der 
oben ———— Unterſchrift von einem Rathe des Senates, in welchem 
ſie gefällt wurden, mitzufertigen. 

Bol. hiezu den Art. 1 des Geſetzes über die richterliche Gewalt (I) und die daſelbſt 
angeführte J. M. 8. v. 11. Jänner 1868, R. G. B. Nr. 6. 

6. 30. Das Siegel des f. k. Oberften Gericht3- und Caflations- 
hofes zeigt den k. k. Ad er mit der Umſchrift: „Sigillum Caesarei-Regii 


Supremi Tribunalis, 

6. 31. Alle Erlenntniſſe des Oberften Gerichts- uud Caſſations- 
hofes ... . werden den Oberlandesgerichten zugefertigt, und durch diefe 
den Barteien befannt geben.) 

!) Dagegen 8. 291 St. P. D. 

Siehe 88. 205, letzter Abf., 206, Ubf. 3, Geſch. Orbg. 

6. 32. Eine befondere Vorfchrift wird beftimmen, welchen Advo⸗ 
caten das Recht der Beriretung der Parteien vor dem Oberften Gerichts- 
und “omsontele zuſtehen ſoll. 

eA. O. 3. 8. 


— — — — 


V. Organifirungsgefeße. 
a) Die Gerichtöpöfe IL. und I. Inftanz. 
Ah. Entfchließung vom 14. September 1852, kundgemadt 
mit Minifterialverorduung vom 19. Jänner 1853, 
R. 6. 8, Ur. 10, Btilage D. 


[Aufrechterhalten durch 8. 48 ©. O. 8.) 


6.1. Die Dberlandesgerichte werden bejegt: 

1. mit einem Präfidenten; 

3. nach Erfordernis mit einem Viceprä identen; 

3. mit der nach Bebürfnis nr. en Zahl von Oberlandes- 
———— mit der erforberli rl 

4. von Rathsjecretären und — i), welche ſowohl zur 
Führung der Sitzungsprotokolle, als auch zur Berfaffung der Raths⸗ 
Dale zu verwenden find;°) 

. von Borftehern der Hilfsämter, als: Einreihungsprotofoll, 
ewedo und Regiſtratur, inſoferne eine Vereinigung derſelben in Einer 
— thunlich ericheint, mit der Bezeichnung als Directoren der 

8 ni 
von Adjuncten derfelben, Denen HN ‚Zeitung einzelner Hilfsämter 
oder ——— en anvertraut 
— us Dfficialen and —e— fir die Geichäfte der Regiſtratur 
u 
8. von Hathäbienern, —— und Amtsdienern und, wo das Be⸗ 


dũrfnis eintritt, —— 

g. 1) Bl ale den Titel „Berichtsfecretär”, J. M. 8. v. 5. Mai 1897, 
9 User den Stand ve — eamten ſiehe die unter Anm. 1 citirte 

Sr. 16, jommt Sahıng (m — te J. M. 8. v. 17. Mai 1899, J. M. B. B. 

— 9, famnt Anhang (auf IB, er 1600) mb FM . B. ax 1900 


de e 5 bis 8 treten im Hinblicke auf die Renorganifirung ber Berichts- 
fanzlei außer amtelt. 


6.2. Im die Zahl und den Status der Oberlandesgerichtsräthe 

> A sr Vorſteher der im Oberlandesgerichtöfprengel befindlichen 

— — einzubeziehen, welche mit den Oberlaudes⸗ 

erichtörätben in g Range ftehen; fie find in dem Status der 

— Grill —* aufzuführen. 

und ben Oberlanbesgerichtöräthen richtet 

nd, im alle Pan N einpernfung zu dem Oberlandesgerichte, nach dem 
Alter ihrer Ernennung zu Borftetern von Eollegialgerichten. 
14* 
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6. 8. Unter der Leitung und Aus) der Oberlandesgerichte 
beflehen Bezirksgerichte*) und Gerichtähöfe I. Inſtanz (Tribunali di 
prima istanza), welche leßtere entweder Landesgerichte oder Kreis- 
geridte find. 

1) Ebenfo 8. 74 8. DO. G. 

°) er Bezirlögerihte in Handels⸗ und Seefachhen, 8. 2 J. N. — Das Auf⸗ 
fihtsrecht über den Vorſißenden des Gewerbegerichtes und feinen Stellvertreter übt der 
Bräfibent jenes ar I. Inſtanz aus, in befien Sprengel dad Gewerbegericht 
feinen Sig bat, 8. 11, Abſ. 8, Gew. Ger. ©. 

6. 4. Bei Beftellung der Gerichtähöfe joll al3 Grundſatz gelten, 
dafs in der Regel in jedem politifchen Kreife ein Gerichtshof aufgeltellt 
wird. Ausnahmen haben nur injoferne ftattzufinden, als nad) Berhältnig 
des Areal3 und der Bevölferung, entweder in einem größeren Kreife 2 
folche Gerichte aufzustellen, oder einen Gerichtshof feine Wirkſamkeit über 
2 oder mehrere Kreiſe ausdehnen zu laffen, für thunlich oder erforder- 
lich erachtet werden follte. 


6. 5. Die Gerichtshöfe follen in den Hauptftäbten der Kron⸗ 
länder, oder wo die Geſchäfte in einem fehr bedeutendem Umfange und 
von bejonderer Wichtigleit beftehen, den Namen: „E. k. Landes- 

erichte” 1), fonft „E 8, Kreisgerichte“ führen, und mit einem 
Bräfibenten [oder Bräfes]?), Räthen und dem nothwendigen Hilfsperjonale 
im Concepts⸗ und SKanzleifadhe, dann dem angemefjenen Dienerjtande 
bejegt werden. 


Der —— der k. k. Landesgerichte und Kreisgerichte tft im 
allgemeinen, mit Ausnahme jener Angelegenheiten, welche nad) den Be- 
fiimmungen der Strafprocefsordnung und der Yurisdictionsnorm den 
Landesgerichten vorbehalten werben, unter fich gleich. 


Ein bejonderes Gejeg®) für die Gerichtöftellen beftimmt, inwie⸗ 
ferne den Gerichtshöfen I. Inftanz ein Auffichtsrecht über die Bezirks⸗ 
gerichte zufteht. 

a t ‚ Linz, Salzburg, Prag, Brünn, Troppau, Inns⸗ 
brud, Gray, Biagen a : ae St Werlen —— Ghernowig unD — 
— öthigenfall erben für Gerihtshöfe I. Inftanz auch Bicepräfidenten fyftemi- 

s) Daß Graf ht ber Gerichtshöfe über bie Bezirlsgerichte iſt geregelt durch 
88. 74 bis 78 ©. D. ©. 

6. 6. [Der Geſchäftskreis der Gerichtshöfe umfafst auch jenen eines 
Bezirkögerichtes für deren Standorte und überhaupt für diejenigen Ge- 
biet3theile, die denfelben für die bezirfsgerichtlichen Umtshandiungen zu⸗ 
gewieſen find.]?) 

Befindet fih der Sit eines Gerichtähofes in einer bedeutenden 
und volfreihen Stadt, jo kann, um die Rechtspflege zu erleichtern und 
zu beſchleunigen, die Beſtellung eines oder mehrerer Bezirksgerichte in 

em gedachten Orte für die Rechtsgeſchäfte, welche mit einer beſonderen 
Anordnung En zu bezeichnen find, jtattfinden. Die Gejchäfte folcher 
Bezirksgerichte?) follen jedoch durch Beamte der Landes- oder Kreis⸗ 
erichte, welche der Bräfident des le dazu beftimmt, ver- 
hen werden. Diefe Beamten bleiben aber in dem Status des Ger 
richtshofes. ... s) 
2) Aufgehoben durch SB. 2 fi., 88. 40 ff. J. N. 
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®) Die Zufändigkeit ——— ———— von der —— in Grund⸗ 
budyaf ol feiche wie jene d zirksgerichte 
= a) N ujredtec alten durch 8. hr Tebter Abfas, s “bj. 1 'g. N. und 88.25, Abſ. 2, 


6. * Die befonderen Depofitenämter, wo folche mit Ab. Ge- 
nebmigung bermalen bejtehen, und die Landtafel- und Grundbuchsämter 
fin einftweilen mit dem nothwendigen Amtsperjonale nad den bi3- 
herigen Syftemifirungen und Bezügen unter allenfalls zuläſſi u Be 
(röntungen oder erforderlicher ua Ih (Zandtafel in Bag emberg) 
—— ten und in den Status aufzunehmen, bis über den künftigen 
Umfang der Landtafeln und öffentlichen Bücher der Collegialgerichte 
entichieden und bei den Depofitenämtern eine mögliche Vereinfachung 
der bisherigen Depofitenamtsinftruction mit Buftimmung des Finanz 
minifteriums zuſtande gebracht fein wird. 

Das gleiche gilt Hinfichtlich jener Ränder, wo Hypotheken⸗, Berfach- 
und Rotifitenbücher beitehen. 

6. 8. In Städten, in denen das Bedürfnis eigener für fich be- 
ftehender ae vorhanden ift, werden ſolche errichtet. 
Belche derjelben als Seegerichte beftellt werden, bejtimmen bejondere 
—— Der —— wird auf ähnliche Art, wie jener 

de3 daſelbſt befindlichen Gerichtshofes regulirt. Die Beamten Diefer 
Sandelsgerichte ftehen in gleichen Bezügen und im gleichen Range mit 
den Beamten diefes Gerichtshofes. 


1) Gelb andels or. in Wien, nb Tri ee. 
a a m a SR 


6. — Bei den übrigen Gerichtshöfen werden die Handelsgeſchäfte 
von — unter —* von Beiſitzern aus dem Hanbelsftande?), 
ausgeũ 

ne ausnahmsweiſe an einzelnen anderen Drten, der be- 
ftebenden Berhältnifie halber, außerdem für die Uusübung der — 
erichtsbarkeit beſondere Fürſorge getroffen werden muſs, wird beſonderen 

mungen vorbehalten. 

2) Jegt —— — aus dem Handelsſtande oder dem Kreiſe 


hund ed d iti Gerichtsbark 
N R., 3, Ar D. ee, e a. Winter, * uſtiz ——— bes 
Handels v. 1. "Juni 1897, R. ©. ® Rr. re — 


6. 10. Bei denjenigen Gerichten‘), — * Ausübung der 
Berggerihtsbarkeit, unter Beiziehung bergkundiger Veifiger?), über- 
tragen wird, ijt, wo die Nothwendigleit es erheifcht, eine angemeſſene 
—— zur Führung des Bergbuches zu treffen; jedenfalls find Die 
mit der Bergbuchführnug zu betrauenden Beamten für dieſes Geſchäft 
be FE m ——— 5 be Bier > nb bes Ackerbaues v. 1. 1897, 

3 
ee — ee 


16.8 
est —— Laienrichter aus dem Kreiſe ber an, jedoch 
mus chtsſachen ber ftreitigen Gerichtsbarkeit, 83. 7, Abſ. 2 88. 20, 31 


$ 11. Für jeden Oberlandeögerichtsiprengel wird eine beftimmte 
Anzahl von Anfeultanten zur Ausbildung eines entiprechenden Nach⸗ 
wuchſes und zur Hilfeleiftung ſowohl bei dem Oberlandesgerichte als 
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auch bei den übrigen Gerichten zum Theile mit, zum Theile ohne Ad⸗ 
jutum, beftellt.!) 

’) Huch eine Unzahl von fogen. „fliegenden“ Adjuncten, 88. 3, 4 8.0.8. 

6. 12. Bei den Gerichtshöfen ift für die Rechnungsarbeiten eine 
angemeſſene Borforge zu treffen‘) [und falls eigene Beamte zu diefem 
za. — — müſsten, iſt — ei dem ar der 

nzelnen Standesregulirungen nete icht zu nehmen). 
i 1) Durch Bo. A abſ. TC * ee ®. mens 

6. 13. In die Betheigung des ärztlichen und rn orglichen Per⸗ 
ſonales mit feſtgeſetzten Behalten ift nicht einzugeben, jondern das erftere 
gegen Beitallung, das lehtere gegen Honorar nach dem fich ergebenden 

edürfniffe in Anfpruch zu nehmen. 

. 14. Für jene Oberlandesgerichtäiprengel, in welchen fich der 
Bedarf eines oder mehrerer Scharfrichter herausftellt, ift, falls Die Be⸗ 
ftellung eines folchen u. bereit3 allerhöchit genehmigt ift, um die &e- 
nehmi ae zu deſſen Aufftellung gehörigen Ortes einzufchreiten. 
3 9. Den bei den k. k. Gerichten angeftellten Kanzlei- und 
Umtsdienern, fowie den Gefangenauffehern, wird, wenn fie nicht mit 
einem Dienſtkleide auf Staatskoſten betheilt werden, ein jährliches 
Kleiderpaufchale, deilen Ausmaß, im Einvernehmen mit dem Finanz- 
minifterium, nicht über 50 fl. zu beſtimmen ift, bewilliget, wogegen je 
verpflichtet jind, im Dienfte ein Amtskleid nad dem vorgeichriebenen 
Muſter zu ae: 

6. 16. Die bei den Gerichtshöfen desſelben Oberlandeögerichtes, 
bei welchen die ſyſtemmäßigen Beloldungen unter ſich nach durchgängig 
gleihmäßigen Aöfhufungen eftgejebt find, ftehenden Beamten und Diener 
derfelben Kategorie bilden einen Concretalitatus?), und rüden nach dem 
Dienftalter?) in die höheren Gehaltsclaffen der einzelnen Kategorie ohne 
Beränderung Auer Dienitplates vor. 

2) Siehe die 3. M. 8. v. 18. Juli 1897, R. &. 8. Nr. 170, 8. 8 (bei 8. 49 


2) Nach dem 8. 6 des Gef. v. 19. September 1898, R. &. 8. Nr. 172, hat bei 
ämmtlichen mit Gehalt —— Staatshbeamten bie Borrüädnng in den höheren Ge⸗ 
alt einer Rangsclaſſe, in der XI., der X. und ber IX. Rangsclafie nad) je 4, in den 
a nad) je 5 in ber betreffenden Rangsclafie vollftredten Dienftiahren 

zu criolgen. 

6. 17. Bei jedem Oberlandesgerichte wird zur Ueberwachung bed 
bei den Gerichtshöfen in dem oberlandesgerichtlichen Sprengel befindlichen 
Staatdanwaltichaftöperfonale und zur Beſorgung der ihm fonft nad) 
der Strafprocel3ordnung zu übertragenden Functionen ein Oberftaats- 
anwalt, bei den einzelnen Xandesgerichten hingegen werden zur Beforgung 
des ftaatsanmaltichaftlichen Dienites Staatsanwälte, und dort, wo ed 
nöthig ift, anch Subftituten beftellt. 

Sowohl dem Oberftantsanmwalte als auch jedem Gtaatsanwalte 
wird das zu ihrem Dienfte erforderliche Kanzlei- und Dienerperjonale 
aus dem Stande des Berichtes, bei dem derjelbe angeftellt ift, beigegeben. 

$. 18. Die Oberftantsanmwälte haben den Charakter von Ober⸗ 
landes u — — —. 

19. Die Staatsanwälte bei den Landes⸗ und Kreisgerichten 
“ "u in dem Range -- der Landesgerichtörätfe — — —. 
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. 20. Die Staatsanwaltsjubftituten haben den Charalter — der 
Rathsſecretaͤre jener Gerichtäftelle, bei melcher fie angeftellt find. 


Nach dem 3. M. E. v. 29. Jänner 1868, 8. 1026, ift es nicht mehr zuläffig,. 
dafs bei den Gerichtshöfen I. und II. Inftanz Beamte ber Oberftaatsanmwaltichaft unb der 
Staatdanwaltichaften neben ihrer ſtaatsanwaliſchaftlichen Yunction aud) ald Referenten 
und Botanten Geſchaͤfte der Civilgerichtsbarkeit fernerhin verwendet werben. 


6. 21. Das Ausmaß der Gehalte und die Diätenclaffe werden 
nad dem Schema der jpemifieten ezüge und Diätenclaflen der Be- 
amten und Diener bei ben politijhen oder gerichtlichen Behörden 
beftimmt. 

6. 22. Für die zur Pauſchalbehandlung geeigneten Kanzlei⸗ 
erforderniffe, die Beheizung, Beleuchtung zc., wird ein Ranzleipaufchale 


Ieligeleßt. 
leihen werden auch Pauſchalien für die eiuzelnen Staat3- 
anmwaltichaften ermittelt und beftimmt werden. 

6. 23. Für Dienftreiien im Gerichtsbezirke erhalten die Beamten 
und Diener der Gerichtshöfe und der Staatsanwaltichaften beftinmte Tag- 
und Meilengelder, welche bet officiöfen Reifen vom Aerar, bei Reifen in 
Parteiſachen von den Barteien vergütet werben. 

Die Barticularien bei officiöfen Dienftreifen find dem Oberlanbes- 
gerichtspräfidium monatlich vorzulegen, und es find bis zu deren 
a angemeſſene Borfchüffe auf die verrechneten Beträge zu ge- 
währen. 

Bei Dienftreilen außerhalb des Gerichtsſprengels haben biefelben, 
fowie die Beamten des Oberlandesgerichtes, im ganzen Oberlandes- 
gerichtäfprengel die normalmäßigen Diäten und Neifegebüren bi auf 
weitere Beitimmung zu beziehen. 


Gefeh vom 26. April 1873, 8.6. 8. Ar. 62, 
betr. den Vorgang bei Uenderungen in den Spreugeln der 
Gerichtshöfe I. Juſtanz. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich anzu⸗ 
ordnen, wie folgt: 

6. 1, Uenderungen in ber Territorialabtheilung der Sprengel 
der Landes-, Handel3- und Kreisgerichte durch Ausſcheidung oder Zuwei⸗ 
fung einzelner Bezirksgerichte und durch ng beitehender oder 
Errichtung neuer Gerichtshöfe Tönnen auf dem Berordnungdwege nur 
er Einholung oder Entgegennahme des Gutachtens des Landtages 

olgen. 

Das Gleiche gilt von der Uenderung des Amtsfites der Gerichts- 
böfe I. Inſtanz. 

6. 2. Jede ber im$.1 erwähnten Mbänderungen der Territorial- 
abtheilung zweier oder mehrerer Gerichtshofſprengel hat für die Richter 
der enden Gerichtshöfe die Wirkung einer Veränderung in der 
— im Sinne des 8. 43 des Gef. v. 21. Mai 1868, R. G. B. 

tr. 46. 


916 Vp. Organifirung ber Bezirksgerichte. 


b) Die Bezirksgerichte. 
Gefeh vom 1. Iuni 1868, R. 6. 8. Nr. 59, 
betr, die Organtfirung der Bezirksgerichte. 


Mit Zuftimmung beider Häufer des Neichörathes finde Ich anzu- 
ordnen, wie folgt: 

. 1. Die Juſtizgeſchäfte, welche in Defterreih unter und ob 
Enns, Steiermarl, Kärnten, Görz und Gradisca, SZftrien, Dalmatien, 
Tirol und Rorarlberg, Böhmen, Mähren, Sclefien und Bnkowina 
derzeit von den gemiſchten Bezirksämtern verjehen werden, find in 
Zukunft durch fände Bezirksgerichte zu bejorgen. 

3 wird daher in diefen Königreichen und Ländern an jebem 
Drte, wo derzeit ein gemifchtes Bezirksamt befteht, ein Bezirksgericht 
beftellt, welches die Gerichtsbarkeit für den Umfang des bisherigen 
Bezirksamtsſprengels nach den beftehenden Geſetzen auszuüben bat. 

Für die in Steiermark, Böhmen und Galizien beitehenden reinen 
Bezirkögerichte und für die in Galizien, Salzburg und Krain proviſoriſch 
beftellten Bezirksgerichte bleibt die dermalige Zerritorialabtheilung der 
Gerichtsiprengel unberührt. 


6. 2. Wo die Drts- und Verkehrsverhältniſſe es erheifchen, Tann 
jedoch der Zuftizminifter nach eingeholtem Gutachten des betheiligten 
Landtages im Verordnungswege Gemeinden oder Gutsgebiete anderen 
Bezirkögerichtsiprengeln zumeiien, ausgedehnte Bezirkögerichtsiprengel 
abtheilen, Bezirke vereinigen oder eine Aenderung der gegenwärtigen 
Alan verfügen. 

ufrechterhalten burd) 8. 48 G. O. ©. 

6. 3. Bei jedem der im 8. 1 erwähnten Bezirkögerichte ift ein 
Bezirkörichter mit den nöthigen Hilfsbeamten?) und dem erforderlichen 
Kanzleis und Dienerperfonale zu beitellen. 

2) Erjegt dur 8. 24 G. O. G. — Die Syftemtlirung der richterlichen Beamten 
bei ben Bezirksgerichten erfolgte zuletzt durch die J. M. 8. v. 5. Mai 1897, 3. 9839, 
IM. 8.8. 3. 14, v. 17. Hai 1899, J. M. 8. 8. Nr. 19, fammt Anhang (auf Seite 
nu I, ® B. ex 1899). Siehe auch Seite 5 u. 51 I. M. ©. 8. ex 1900 (fiehe 

6. 4. Die Gehalte und Diätenclafien der Beamten und Diener 
bei ſaͤmmtlichen Degirlögeriäten find in der Beilage feſtgeſetzt. 

Die —— ber Staatöbeamten find jetzt get elt durd) das Geſ. v. 19. September 
1898, R. G. B. Nr. 172, die Bezüge der in die Kategorie der Dienerichaft gebdrinen 
activen Staatöbiener mit nn v. 26. December 1899, R. G. B. Nr. 355, u. I. M. 8. 
v. 27. Auguſt 1899, I. M. 8. 8. Nr. 83. 

6 5. Die Ernennung der Bezirldrichter und Adjuncten erfolgt 
durch den Minifter der Juſtiz.)) Die Befegung der übrigen Dienftpläge 
bei den Bezirksgerichten ift den Dberlandesgerichten übertragen. 

d on alten durch 8. 18 8. O. &. — Ueber die Ernennung zum Ginzel- 
richter fiehe $. 25, 1, G. O. G. und 8. 14 G. O. 

F. 6. Die Bezirksgerichte werden unmittelbar dem Gerichtshofe 
I. Snftanz, in deifen Sprengel jie fich befinden, bezw. dem Präfidium des- 
felben untergeordnet, welchem auch die Aufficht über den Gang der Juſtiz⸗ 
geihäfte bei demſelben obliegt.') 
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[Bezüglich der inneren — und Geſchäftsordnung der Be⸗ 
—— iſt nach al e diefer Unterordnung das Patent vom 
3. Mai 1853, R. G. B. Nr. 81 (f. u.), anzumenden.]?) 
1) Ebenio 8. 74, ri 1, * . G. 
In Hinkunft iſi die Geſchaſisorbnung maßgebend 
7. Zur Beſtreitung der Amts⸗ und Ranzleierforderniffe und, 
wo e3 erforderlich ift, zur Bejorgung des Schreibgeichäftes werden den 
— —78 — Pauſchalbeträge —— 
in der ftädtifch-delegirten Bezirks— 
gerice wird durch dieſes Geieh nicht berührt.!) 
1), Rad ber neuen Jurtiödicetionsnorm unterſcheiden fidh die ftäbttichen Bezirks⸗ 
gerichte von den Abrigen nur durch die Art ihrer Belegung. 


c) Verordunng des Infizminiferinns vom 9. Mai 1897, 
3. 9839, 3. M. V. 8. Ar. 14, 
betreffend die Kenfofemifieung der rihterlihen Beamten bei deu 
Gerichten erfter und zweiter Juſtanz. 
Un alle Gerichte. 


Auf Grund Ah. Entichl. v. 5. Mai 1897 wird bei den Geri 
erfter und zweiter Juftanz die Zahl der richterlichen Beamten um 131 


und zwar: 
in der V. Bangeslafle um . . . . . 27 
— VI. — en ee 
0: % — 638 
„ „ VOL R er ee AZ 
" " * n . . . . 168 


— — A Aufcultanten) um . 112 vermehrt. 
Zur Duck — der Vermehrung werden für die Oberlandes⸗ 
gerichte, für die berlanbesgerichtäfprengel (ohne beftimmten Dienftort) 











Die Neufpftemifirung aus An- ı wurde im Suftizminifterium auf Grund 
laſs der nenn Er 2 eingebender Beratbungen ein Schlüffel 
den une en bes B. DB. | ausgearbeitet, nah welchem die durch 
1897, ©. ‚info Ber Weife | jede — Rechtöfache einer beftimm- 
erläutert: | ten Kategorie für den damit befajsten 

Die Neufpftemifirung der Dienfted> | richterlichen Beamten bedingte durch⸗ 
fielen ber richterlichen nn Schnittliche Arbeitszeit bemeifen wird. 








welche in dem gegenwärtigen Stüd | Bei Feitftellung des Schlüffeld wurde 
des Berordnungsblattes kundgemacht den durch den Charakter der Be- 
wird, hat den Zwed, die an vielen | völferung, durch die Verkehrsverhält⸗ 
Orten infolge unzureihenden Perfo> | niffe und ahnliche Momente beein- 
nals eingetretene Gejchäftsüberbür- |, flujsten Abweichungen in den ver- 
u zu en die Geſchäftslaft ſchiedenen Reichſstheilen Rechnung ge⸗ 
Gerichten möglichft : ‚ tragen. Auf Grundlage des Schlüffels 

bie verwendeten Ar- : wurden — unter Annahme einer gleich» 

— zu geſtalten und in fämmt- mäßigen durchſchnittlichen Arbeits⸗ 
lien Oberlandesgerichtöfprengelngün- | leiftung per Tag und Kopf und unter 
ftigere und tbunlichft gleichartige Bes en des durch Krankheit, Ur- 
förderungsverhältniffe herbeizuführen. ub, die * Abweſenheit, Inter⸗ 
Um dieſen Zweck zu erreichen, calarien bewirtten ducchfchnittlichen 





218 Ve. Verordnung v. 5. Mai 1807, I.M.B.B.Rr. 14. 


und für die Gerichte erfter Inſtanz die in bem —— Verzeichniſſe 
angegebenen Dienſtesſtellen ſyſtemiſirt, wobei es ſelbſtredend nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt, daſs in einem ſpäteren Zeitpunkie nach den gemachten 
Erfahrungen einzelne Verſchiebungen'!) in dem en platzgreiſen. 
Die Zuweiſung der zur Erreichung der vollen Vermehrung um 1311 
Beamte noch fehlenden 351 Dienſiesſtellen (und zwar 9 der VI., 149 
ber VII, 77 der VIII. und 116 ber Rangselaffe), und die Syſte⸗ 
mifirung des Kanzleiperfonald, bei weldem eine Vermehrung um 
1493 Beamte eintreten wird, wird in einem fpäteren Beitpuntte befannt- 





gegeben werden.) 


1) Siehe J. M. 8. v. 17. Mai 1899, J. M. 8. 9. Nr. 19, und Anhang dazu 


eg. 
auf Seite 177, 3. M. 8. B. ex 18%. 


a an Arbeitstagen — bie für 
jedes Gericht erforderlichen Arbeits- 
träfte berechnet. Bon einer Anwen⸗ 
dung des Schlüffel® auf die Ober- 
fandesgerichte wurde Een weil 
deren küuftige Gefchäftsbelaftung fich 
vorläufig auch nicht annähernd über- 
bliden Täfst, die Entfcheidung über 
Rechtsmittel nach den zur Zeit in 
Kraft ftchenden Borfchriften erft all- 
mäbhlih in den Hintergrund treten 
wird, und in dem Maße, als bie ge- 
ſchiebt, und die Gerichtshöfe erfter 
Inſtanz als Rechtsmittelinſtanzen zu 
fungiren beginnen, von der durch 8. 47 
des Gerichtsorganiſationsgeſetzes ein⸗ 
gen Facultät der Beftellung von 

berlandesgerichtsräthen zu Senats⸗ 
borfigenden bei den Gerichtähöfen 
erfter Inſtanz Gebrauch zu machen 
fein wird. 

Bei der Eintheilung der für jebes 
Gericht ermittelten Arbeitsträfte in die 
verfchiedenen Kategorien ber richter- 
lichen Dienftesftellen war für die Zuftiz- 
verwaltung der Gefichtspuntt maß⸗ 
gebend, daſs die procentuelle Ver⸗ 
tbeilung ber Stellen der einzelnen 
Rangsclaffen die Grundlage für die 
Beförderungsausſichten bildet. Um 
num dieſe fomweit zu verbeffern, al3 e3 
die zur Verfügung ftehenden Mittel 
geftatten, und um dabei die großen 
Verfchiedenbheiten zu Dana: welche 
bisher in den einzelnen Oberlandes⸗ 
gerichtsiprengeln obwaltceten, wurde 
als Grundfag aufgeftellt, daſs nad 
Möglichkeit in jedem Oberlandes⸗ 
gerichtöjprengel die Zahl ber 
Aufenltanten 18 Procent, jene ber 
Adjuncten 32 Procent, der Beamten 
VIIL, Rangsclaffe 19 Procent, und 


der Beamten VII. und höherer Rangs⸗ 
claffe 31 Procent aller Juſtizbeamten 
zu betragen babe. Sn der Geſammt⸗ 
zahl find die Beantten der Staats⸗ 
anmwaltfchaft und bie beim Oberſten 
Gerichtshofe ufuell aus jedem einzel» 
nen Sberlandesgerichtsiprengel be- 
festen Hofratbsftellen inbegriffen. 
Dieſes Procentverhältnis, an welchem, 
ebenfo wie an dem Schlüffel für die 
Berechnung ber Arbeitskräfte, auch bei 
einer etwa in Zukunft fich ergebenden 
Nothwendigkeit einer Perſonalver⸗ 
mehrung und bei der Perſonal⸗ 
— für neu zu activirende 
erichte feſtgehalten werden ſoll, ent⸗ 
ſpricht, ſoweit die vorhandenen Be⸗ 
rechnungsgrundlagen chlüſſe ge⸗ 
ſtatten, einer Beförderung nach 3'/, 
Dienftjahren in die IX., nach weiteren 
8'/, Dienftjahren in die VIII. und 
7 weiteren 8 Dienſtjahren in die 
VII. Rangsclaſſe. Selbftverftänblich 
kann die eben als normal bezeichnete 
Beförderungszeit erſt zur Geltung 
kommen, wenn bie durch die Ueber⸗ 
angsperiode gefchaffenen außerordent- 
ihen Werbältniffe fih ausgeglichen 
baben werden. 

Bon dieſem GefichtSpunlte aus: 
gehend, mufste die Yuftizperwaltung 
darauf bedadt fein, die Zahl der 
Landesgerichtsrätbe, Secretäre und 
Adiuncten in den einzelnen Sprengeln 
nicht fo fehr nach Maßgabe der Ge- 
ihäftskategorien, als des zu erreichen: 
den Procentfates feitzufegen, was da- 
durch möglich wird, daſs das richter- 
liche Amt, mie folches nicht nur die 
Senatsmitglieder, fondern auch dic 
Einzelrihter auszuüben haben, im 
Weſen ein gleihartiges und durch die 
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Die Beſetzung und — der zur Erreichung des neu ſyſte⸗ 


miſirten Standes der richterlichen 


mten errichteten und aufgelaſſenen 


Dienſtesſtellen wird vom 1. November 1897 an jucceffive nach Maß des 


Bedarjed erfolgen. 
Lember — wird mit der B 
geſchloſſenen Ve 


Rangsunterſchiede nicht beeinfluſstes 
iſt. Die Folge davon iſt, daſs je 
nachdem einem Sprengel mehr 
oder weniger, größere oder kleinere 
Gerichtshöfe und Bezirksgerichte über⸗ 
wiegen, die Betheilung der Bezirks⸗ 
gerichte mit Vorſtehern der VII. Rangs⸗ 
claſſe und mit Secretären eine ver⸗ 
ſchiedenartige ſein muſs. Die augen: 
fällige Berſchiedenheit in der Syſtemi⸗ 
firung der bezeichneten Dienſtesſtellen 
bildet eben das Mittel, um einen an⸗ 
nähernd gleihen Brocentfak der 
Stellen der gleichen Rangsclafje her⸗ 
beizufübren. 

Hinſichtlich der Stellen der VI. 
und V. Rangsclaffe war eine ähnliche 
der Bewegung nicht vor⸗ 

en, weil dieſe an die Art ber 
Geſchãfte infofern gebunden find, als 
fie den Borftehern der Gerichtshöfe 
und deren Stelivertretern, ber Ber- 
wendung bei dem SOberlandesgerichte 
und dem Vorſitze in den Senaten der 
Gerichtöhöfe erfter Inſtanz vorbehalten 
find. Da fidh der künftige Bedarf an 
Berfonen für die leßtbezeichnete Thätig- 
feit ebenfowenig im vorhinein be» 
ſtimmen Läfst, al8, wie erwähnt, der 
Bedarf an Räthen für die Ober: 
landesgerichte, fo mufste ſich — mit 
Ausnahme von Wien, mo eine Heran⸗ 
jiehung von Oberlandesgerichtsräthen 
zum Borfige in den GSenaten ber 
Landesgerichte und des Handels⸗ 
gerichtes in einem für den Bedarf 
ausreichenden Maße ausgeſchloſſen 
erſcheint — bei der V. und VI. Rangs⸗ 
claſſe vorläufig auf die durch 8. 30 
des Gerichtsorganiſationsgeſetzes zu⸗ 


elafſene Berf g ber Präſidenten 
befchäftigter Kreisgerichte in 

i e und auf die Beftel- 
fung von 


icepräfidenten für diefe und 
für die von den Strafabtheilungen ge: 





Sn den —— Re OL engeLn Krakau und 
etzung und Einz 

tzeichnifje*) befonders bezeichneten Stellen nicht vor dem 
1. Juli 1898 vorgegangen werden. 

*) Das Verzeichnis wurde bier weggelaflen. 


ehung der in dem an⸗ 





trennten Civilabtheilungen der größeren 
Zandesgerichte befchränkt werden. 


Bei Auswahl ber Kreißgerichte 
wurde wieder darauf Bedacht ge» 
nommen, baf8 der Procentfag der 
Stellen V. Rangdclaffe fi (mit Ein» 
ſchluſs der Hofrathsſtellen bei dem 
Oberften Gerichtshofe) in allen Ober⸗ 
landesgericht8fprengeln annähernd 
gleich geftalte. 

Ein Bergleih der dadurch für 
die Juſtizbeamten gefchaffenen Be: 
förderungsverhältniffe mit jenen in 
anderen Zweigen der Staatsverwal⸗ 
tung ergibt, daf8 zwar einer geringeren 
Zahl von Auftizbeamten die Ausficht 
auf Beförderung aus der VII. Rangs⸗ 
claffe hinauf offen fteht, daſs aber unter 
diefen eine — Zahl auf die Errei⸗ 
chung der V. Rangsclafſe zählen kann. 

Mit der Beſetzung der neuſyſte⸗ 
miſirten Stellen n, da für die 
Bedelung einer Quote ihrer Bezüge 
ſchon im laufenden Jahre durch die 
Einftclung eine8 Credites bon 
600000 fl. [oorgeforgt wurde, bereits 
im October d. %. begonnen werben. 
Dadurch follen die Gerichte in die 
Lage verfegt werden, alle Worberei- 
tungen fo zu treffen, daſs fie unbeirrt 
durch die bereits anhängigen Geſchäfte 
und vollkommen mit den neuen Vor- 
fchriften und Einrichtungen vertrant 
unter deren Herrſchaft treten können. 
Eine Ausnahme mufste nur für die 
Oberlandesgerichtsfprengel Krakau und 
Lemberg infofern gemadt werden 
al8 dort der Schlüffel einen Bedarf 
an richterlichen Beamten ergab, der 
durch den vorhandenen Nachwuchs, 
auch wenn biefer durch Zuzug aus 
anderen Berufszweigen ergänzt werden 
folfte, auf Jahre hinaus nicht gededt 
werden kann. Fir Galizien und die 
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Das Verhältnis der ERBE BEER DOERENe. in der VII, Rangs- 
claffe (Zandesgerichtöräthe) und in der VIIL Rangsclaſſe (Bezirksrichter) 
wird in ben einzelnen Oberlandesgerichtsiprengeln nachftehend feftgejeßt: 


Landesgerichts⸗ 
räthe Bezirksrichter 
Bien?) . 63 63 
Prag . . 141 64 
Brünn . 83 10 
Graz . . 69 49 
Junsbruck 40 27 
Trieſt 15 11 
Krakau 45 17 
Lemberg?) 2.0.68 51 
Bara*) 4 


a are DA 1 

Am Spberlandeögerichtöiprengel Krakau Haben von den derzeit be- 
jtehenden 42 Bezirksrichtern der VIII. Rangsclaffe 15 mit 1. November 
1887, 10 mit 1. Juli 1898 und im Oberlandesgericht3iprengel Lemberg 
von den derzeit beftehenden 79 Bezirfsrichtern der VIII. Rangsclafie 
(nah Hinzurechnung der Bezirkögerichtsvorfteher für Ottynia und 
Vodwotoczysta und Abrechnung jenes für Stryj: 80) 20 mit 1. No⸗ 
vember 1897, 9 mit 1. Zuli 1898 in die VII. Rangsclaffe vorzurüden. 
In den übrigen Oberlandesgerichtsiprengeln findet die Vorrüdung mit 


1. November 1897 ſtatt. 


?) Mit Einrechnung des neu zu errichtenden VBezirisgerichtes Poysdorf. 


8) Unter Reh 
eines Bezirtögerichtes in Otiynia 
%) Für den Fall ber 


ber Einrichtung eines Gerichtshofes in Stryfj und je 
und — 
tung eines Gerichtshofes in Sebenico. 


Die auf Grund Ah. Entſchl. v. 29. Mai 1873, J. M. E. v. 2. Juni 


1873 


8. 7001, gewährten Dienſteszulagen werden künftig auf die Stellen 


der Kreiögerichtöpräfidenten VI. Rangeslaſſe (mit Einſchluſs des Präft- 








Bulowina mufste fich die Juſtizver⸗- ; befindlichen Errichtung eines Gerichts- 


waltung begnügen, durch eine Pers 
fonalvdermehrung, bie fo ausgiebig ' 
bemejjen wurde, al® es nad dem 
vorhandenen Nachwuchſe nur ge- 
ſchehen konnte, den dringenbdften Be- 
bürfniffen des Augenblided Rechnung 
gu tragen. Für die Dedung bed Bes 
darfes, der fi in biefen Ländern 
vorausſichtlich noch Weiter ergeben 
wird, ferner zum Zwecke ber Cor- 
recturen, welche etwa in den anderen 
Reichstheilen fih durch die Erfahrung 
als geboten darftellen werden, er- 
übrigen von der Gefammtzahl der 
Allerhöchſt genehmigten Perjonalver- 
mehrung (um 1311 Stellen) noch 332, 
deren Zuweifung einem fpäteren Beit- 
punkte vorbehalten bleibt. 19 weitere 
Stellen find zur Dedung des Bedarfes 
vorbehalten, der fi aus der im Zuge 


hofes in Marburg ergeben könnte. 

Auf Ähnlichen Geſichtspunkten iſt 
die Neuſyſtemiſirung de Kanzlei» 
perfonale® aufgebaut, welche dem⸗ 
nächſt belannt gegeben werden Wird. 

Bei der durch die fünftigen Per- 
fonalverhältnifje der Zuftizbeamten 
eröffneten reichlihen Möglichkeit einer 
billigen Anforderungen entjprechenden 
Beforderung ſowohl im bezirks⸗ 
gerichtlichen Dienfte als in jenem der 
Gerichtshöfe wird die Zuftigperwaltung 
in der Lage fein, mit allen Nad}- 
drude darauf Hinzumwirken, daſs zu 
Räthen bei den Gerichtöhöfen eriter, 
zweiter und britter Inſtanz und zu 
Gerichtsvorſtehern nır in allen 
Gattungen de8 richterlichen Dienftes 
vollfommen erfahrene Richter ernannt 
werben. 
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denten des Handels⸗ und Eeegerichtes in Trieft) und ber als Leiter der 
felhftändigen ftrafgerichtlichen Abtheilungen der LZandesgerichte in Prag, 
Brünn, Graz, Krakau, Lemberg und Ezernowig ernannten Bicepräfi- 
denten beichränft. Die übrigen Dienfteözulagen für richterlihe Beamte 
entfallen; jenen Beamten jedoch, welche berzeit im un folcher 
Dienfteszulagen ftehen, verbleiben diefelben für ihre Perſon, folange fie 
ihre Stellung nicht ändern, oder wenn ein Oberlandesgerichtsrath bei 
einem Gerichtshofe eriter Inſtanz auf den an die Stelle feines bisherigen 
Dienftpoftens tretenden Bicepräfidentenpoften ernannt wird, für die Dauer 
der Befleidung dieſes Poftens. 

Eeine T. u. k. Upoftolifche Majeftät haben ferner allergnädigſt zu 
genehmigen gerubt, dafs die Präfidenten der Kreisgerichte in der V. Rangs- 
claffe den Titel Hofrath als Kreisgerichtspräfident, bie Secre- 
täre ſowohl bei den Oberlanbesgerichten, als bei den Gerichtshöfen erſter 
Inſtanz und bei den Bezirksgerichten den Titel Gerichtsfecretäre 
zu führen haben. 

Sm Eoncretalftatus eines jeden Oberlandesgerichtöfprengels find 
die Landesgerichtöräthe, die Gerichtsfecretäre und die Gerichtsadjuncten 
je zu einem Status zufammenzufafien ohne Rüdficht darauf, ob fie für 
Gerichtshöfe oder Bezirksgerichte oder ohne beftimmten Dienjtort ernannt 
find. In den Statu3 der Gerichtsiecretäre find auch jene der Ober⸗ 
landesgerichte einzubeziehen. 

Für das neu zu errichtende Kreisgericht in Stryj werben eine 
Staat3anwaltftelle und eine Staatsanwaltſubſtitutenſtelle (letztere gegen 
Einziehung der gleichen Stelle in Sambor), für das Kreisgericht Sebe⸗ 
nico, falls folches bis zum 1. Jänner 1898 activirt werden follte, 
eine Staatanwaltftelle und eine Staatsanwaltfubftitutenftelle (Teßtere 
gegen — bung einer folchen in Zara) ſyſtemiſirt. 

tnfihtlih der Aenderungen in ber Berfonalinftemifirung fiehe nunmehr bie 


I.M. 8. v. 17. Mat 1899, 3. M. 8. B. Nr. 19, fammt Anhang auf Seite 177 des⸗ 
felben Jahrganges, ferner Seile 5 u. 51 3. M. 8. B. ex 1900. 


d) Die k. und k. Confulargerichte. 


1. Geſetz vom 30. Augufi 1891, R6%B. Ar. 136, 


womit Beſtimmungen über die Ausübung der Confnlargerichtäbarteit 
getroffen werden, 


Mit Zuftimmung beider Häufer des Reichsrathes finde Ich anzu- 
ordnen, wie folgt: 

6. 1. Die Eoniulargerichtsbarkeit über die öfterreichiichen und 
über die ungariihen Staatdangehörigen, ſowie über die öfterreichiich- 
ungarifchen Schubgenofjen im Auslande wird durch die Eonfulargerichte 


ausgeübt. 
6, 2. In den Ländern, wo Gonfulargerichtsbarkeit ausgeübt 
wird, fteht die Ausübung derjelben in erfter Inſtanz den Conſular⸗ 


n zu. 
Die Gerichtsbarkeit wird von ben bereit3 beftellten Eonfularämtern 
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in — — Wirkungskreiſe und von den in Zulunft beſtellten 
Conſnlarämtern in dem ihnen von den beiderſeitigen Regierungen ein⸗ 
verftändlih und nad) Einvernehmen des — Miniſters des 
Aeußern zugewieſenen Wirkungskreiſe inſolange ausgeübt, als ihre 
Gerichtsbarkeit nicht auf dieſelbe Weiſe ausgedehnt, beſchränkt oder ein⸗ 
geſtellt wird. 

. 8. In Conſtantinopel wird ein Conſular⸗Obergericht errichtet, 
welches die auf die Erfenntniffe und Berfügungen der Conſularämter 
Bezug habende Conſulargerichtsbarkeit in zweiter und leßter Inftanz ausübt. 

.4. Das Eonfular- Obergericht befteht aus einem Bräfidenten, der 
erforderlihen Anzahl von Oberrichtern und dem nöthigen Hilfßperfonale. 

Die Präfidentenftelle wird mit einem dfterreichiichen oder einem 
ungarifchen Staat3angehörigen derart befegt, daſs einem öfterreichiichen 
Staatsangehörigen ein ungarifcher Staatsangehöriger und umgelehrt folgt. 

Die Oberrichterftellen find in gleicher Anzahl mit öfterreichiichen 
und ungarifchen StaatSangehörigen zu bejeßen. 

6.5. Die Stellen des Obergericht3-Präfidenten und der Oberrichter 
befegt Seine . und k. Apoſtoliſche Majeität. 

Der Vorſchlag und die Gegenzeichnung für die Bräfidentenjtelle 
erfolgt von jener Regierung, deren Staatsangehöriger an die Reihe 
kommt, im Einverftändnis mit der Regierung des anderen Staats: 
gebietes und dem gemeinfamen Minijter des Aeußern; der Borichlag 
und die Gegenzeihnung für Die Oberrichterftellen aber findet von ber 
Negierung desjenigen Staatögebietes, deſſen Ungehöriger vorzuſchlagen 
ift, im Einverftändnis mit dem gemeinfamen Minister des Aeußern ftatt. 

Die Stellen des Bräfidenten und der Oberrichter find mittels 
Zutheilung von öfterreichiihen oder ungariichen Staatsbeamten oder von 
Beamten des gemeinfamen Minifteriums des Aeußern und der demielben 
unterftehenden Aemter zu bejegen. 

Die PBräfidenten- und Obergerichtöftellen können nur mit folchen 
Berfonen beſetzt werden, welche Öfterreichiiche, beziehungsweije ungarifche 
Staatsangehörige find und entweder bereit3 Die Sonfalar erichtsbarkeit 
zehn Jahre Tang ausgeübt haben, oder, wenn fie öſterreichiſche Staats⸗ 
A e find, nach den für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder geltenden Beitimmungen, wenn fie ungarifche Staatdan- 
gehörige find, nach den in ben Ländern der ungariſchen Krone geltenden 
Beſtimmungen zur Ausübung des Richteramtes befähigt find. 

Das übrige Perfonale wird vom gemeinfamen Minifter des 
Aeußern beitellt. 

6. 6. Die organifatorifchen Beitimmungen, infoferne das gegen- 
wärtige Gefeß hierüber eine Verfügung enthält, und die Geſchäfts⸗ 
orduung für die Confulargerichte wird der gemeinfame Minifter des 
Aeußern im Einverftändnifie mit den Regierungen der beiden Staats- 
gebiete im Wege der Verordnung erlafjen. 

iebet Tann auch die Mitwirkung von Beifikern, die dem richter⸗ 
lichen Status nicht angehören, zu den Enticheldungen der Gerichte an- 
geordnet werden. 

. TI. Die Difeiplinargewalt über bie ad erfter 
Inſtanz, ſowie über das Hilfs- und Manipulationsperfonal des Eonjular- 
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DObergerichted wird vom gemeinfamen Minifter des Aeußern im eigenen 
Birkungskreife und durch die ihm unterftehenden Organe ausgeiibt. Er 
erläjßt die entiprechenden Borfchriften. 

Der Präfident und die Oberrichter de3 Conſular⸗Obergerichtes 
tönnen, den Fall einer Veränderung in ber anifation des Ober⸗ 
gerichtes ausgenommen, vom Dienſte gegen ihren Willen nur auf Grund 
eines Diſciplinarverfahrens enthoben werden. Zur Wirkſamkeit des 
Ss tg — ift die Genehmigung Seiner k. und k. Apoftolifchen 
Mojeftät nothwendig, welde auf Grund ber übereinftimmenden Vor⸗ 
träge des gemeinfamen Minifterd des Aeußern und jener Regierung 
erteilt werden Tann, über deren Vortrag die Zutheilung des betreffen- 
den Bräfidenten oder Oberrichters — iſt (8. 5. 

m Falle einer — vom Dienſte im Diſciplinarwege be- 
ſtimmt Die geſetzliche heimiſche Difeiplinarbehörde des enthobenen Präfi- 
denten oder Oberrichters die weiteren Rechtsfolgen der Enthebung. 

> Sowohl die Eonfulargerichte eriter Inſtanz, wie auch dag 
Conſular⸗Obergericht urtheilen im Nanıen Seiner Majeftät des Kaifers 
von Defterreih und Apoftolifchen nee von Ungarn. 

6.9. Bei ben er a ommen in Bezug auf die öfter- 
reichi ſchen Staatdangehörigen Die für diefe Gerichte dermalen geltenden 
Geſetze und fonftigen Borfchriften in Anwendung. 

6. 10. Die Regierung beftimmt, welche von den im Geltungs- 
gebiete diefes Geſetzes in gu unft erlaffenen Gejeben und fonftigen Bor- 
icheiften in Betreff der Rechts⸗ und Handlungsfähigfeit der dfterreichi- 
ſchen Staatangehörigen, ihrer Familienrechte — 2 der väter⸗ 
lichen Gewalt, der Vormundſchaft, der Curatel und Pflegſchaft und der 
ehelichen Güterrechte — ferner des Erbrechtes, der Verlaſſenſchaften 
zn ehr ne folder Stantsangehörigen bei den Eonfulargerichten 

zuführen find. 

Die Regierung wirb hiebei die jeweiligen internationalen und 
eigenartigen localen Berhältniffe, über welche Aufflärungen vom gemein- 
jamen Dinifter de3 Aeußern einzuholen find, berüdfichtigen. 

eihe neue Geſetze und fonjtige Vorſchriften in Betreff der im 
erften Ablage nicht angeführten Rechtsfachen bei den Eonjulargerichten 
einzuführen find, wird von den Regierungen der beiden Staatögebiete 
einverftändli nach Einvernehmen mit dem gemeinfamen Minifter bes 
Aeußern beftimmt. 

6.11. In gleicher Weiſe (8. 10) können die dermalen geltenden 
oder in Zukunft erlaffenen Geſetze und fonftigen Borfchriften für die 
Eonfulargerihte abgeändert, ergänzt oder außer Wirkſamkeit geſetzt 


6.12. Die Schutzgenoſſen werden gleich den öfterreichiichen 
Stantdangehörigen behandelk 

Wenn Schubgenofien bei ihrer Aufnahme in die Schubgenoffen- 
Ihaft beim Conſulate die Erflärung abgeben, dafs fie ſich den Rechts⸗ 
normen unterwerfen, welche für die ungarifchen Staatsangehörigen ver- 
bindlih find, fo Tommen für fie die Beitimmungen des Gerepes in 
Anwendung, welche für die nach Budapeft zuftändigen ungarijchen Staats⸗ 
angehörigen gelten. 
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6. 13. Competenzconflicte zwiſchen einem Confulargerichte und 
einem Gerichte oder einer Behörde bes einen oder des anderen Staats⸗ 
gebietes der Monarchie werden von den Regierungen der beiden Staats- 
— einverſtändlich nach Einvernehmung des gemeinſamen Miniſters 
es Aeußern entſchieden. 

Auch kann in derſelben Weiſe die Delegirung eines Gerichtes, 
beziehungsweiſe einer anderen Behörde beſtimmt werden. 

‚14. Die Gerichte im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes einerſeits 
und die Conſulargerichte anderfſeits Baden fih gegenfeitig in gleicher 
Weife wie die Gerichte desjelben Stantsgebietes untereinander?) Rechts- 
hilfe au Zeiten: 


6. 15. Die Regierungen der beiden Staatögebiete können einverftänd- 
ih und nad Einvernehmung de3 gemeinfamen Minifters des Aeußern 
die Confulargerichtöbarkeit in jenen fremden Staaten, in welchen fie 
neu eingeführt wird, im Sinne des gegenwärtigen Gejeßes im Wege 
der —— regeln. 

. 16. Die Ausübung der Conſulargerichtsbarkeit in einem 
fremden Staate fann vom gemeinfamen Minifter des Aeußern im Ein- 
verjtändniffe mit den Regierungen der beiden Staatögebiete einer be» 
freundeten Macht übertragen werden. 

6.17. Ueber Ermächtigung Seiner !. und 1. Apoftolifchen Ma- 
jeftät Tann der gemeinfame Minifter de3 Aeußern im Einverjtändnifie 
mit den Regierungen der beiden Staatögebiete die Ausübung der Eon- 
fulargerichtsbarfeit in einem fremden Staate im Wege der Verorbnung 
beichränten, proviforiich einftellen oder definitiv aufheben. 

6.18. Die auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes erlaffenen Ver⸗ 
orbnungen wird im Inlande der aan fter auf die für die Kund« 
mahung von Verordnungen vorgeichriebene Weife, und bei den Con⸗ 
IEBEO Et der gemeinfame Minifter des Weußern verlautbaren. 

6.19. Die geleglichen Beftimmungen über die Einfchränfung 
ber Eonfularsgerichtsbarfeit in Aegypten und über die Einjchränkung 
und Einftelung der Sonfulargerichtsbarfeit in Tunis bleiben in Geltung. 

6.20. Das gegenwärtige Geſetz bleibt durch zehn Jahre von dem 
Tage an gerechnet, an welchem es in Wirkſamkeit tritt, in Geltung. 

Während diefer Beit Tann das gegenwärtige Geſetz nur dann auf- 
ehoben oder infofern abgeändert werden, als das in dem anderen 
Stantögebiete beftehende, denielben Gegenstand behandelnde Geſetz gleich⸗ 
falls aufgepoben oder in gleichartiger Weife abgeändert wird. 

6. 21. Das gegenwärtige Gejeg wird in Wirkfamfeit geſetzt, 
wenn aud im anderen Staatögebiete der Monarchie ein Gefeb erlafien 
wurde, welches die Confulargericht2barfeit in Webereinftimmung mit den 
im gegenwärtigen Gefetze enthaltenen Grundſätzen regelt. 

In diefem alle beftimmt die Regierung im Wege der Verorb- 
nung ben Tag, an welchem das gegenwärtige Geſetz in Wirkſamkeit tritt. 

6. 22. Auf Rechtsmittel gegen richterliche Verfügungen, welche 
vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Gefepes bei Gericht ordnungs⸗ 
mäßig überreicht wurden und eine richterliche Erledigung erfordern, ift 
das gegenwärtige Geſetz nicht anzuwenden. 
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— 6. = a * er e Du — und — Su 
ung ges der Wirkſamleit dieſes gi n Juſtiz⸗ 
minifter beauftragt. = 5 


2. Berordnung des Gefammiminifieriums vom 30. Juli 
97,8%. 6. 3. Ar. 178, 


womit der Tag beſtimmt wird, an welchem das Geſetz vom 30. Anguſt 
1891 über die — der —— — (R. G. B. 
Nr. 136) in Wirkſamlelt tritt. 


Das Geſetz vom 30. Auguft 1891, womit Befimmungen über bie 
Ausübung der Eonjulargerichtöbarleit getroffen werden (R. G. 8. Nr. 136), 
tritt am 1. Jänner 1898 in Wirkſamkeit. 


3. Berordnung des JIuftizminiflers vom 30. Juli 1897, 
R. 6. 3. Ar. 179, 


betreffend den — des Geſetzes vom 30. Anguft 1891 über bie 
Ansüpung der Conſulargerichtsbarleit (R.G.8. Nr. 136). 


6. 1. Am 1.Zänner1898 tritt gemäß ber Verordnung des Geſammt⸗ 
miniſterinms vom 30. Juli 1897, R. G. B. Nr. 178, das Geſetz vom 30. Auguft 
1891, womit Beſtimmungen über die Ausübung ber Conſulargerichtsbarkeit 
erlaffen werden (R. G. B. Nr. 136), in Wirffamteit, — erhält die vom ge- 
meinfamen Minifter des Heußeren im Einverjtändniffe mit den Regierungen 
der beiden Staatögebiete erlafjiene und im Unhange /. verlautbarte Ver- 
ordnung vom 30. Juli 1897, betreffend die organisatorischen Befimmungen 
und die Geſchäftsordnung der Gonfulargerichte, Geltung — und beginnt 
die Amtsthätigleit des Eonjular-Obergerichtes in Eonitantinopel. 

. Z. Bon diefem Tage an ift nach 8.22 des Gef. v. 30. Auguft 
1891, R. ©. 8. Nr. 136, der bisherige Wirkungsheis des Oberften 
Gerichtähofes und der Dberlandesgerichte in Wien, Trieft, Zara und 
Lemberg als dritter, bezw. zweiter Saftang der — 
in Civi ngelegenheiten, und der k. und k. Miſſionen, die als zweite 
und letzte Inſtanz der Goniniargeridhtsbarkeit in Strafſachen wegen 
— beſtellt ſind, eingeſchränkt auf die Entſcheidung über 
Rechtsmittel gegen richterliche Verfügungen, welche vor dem Inkrafttreten 
des in Rede —8 Geſetzes bei Gericht ordnungsmäßig überreicht 
wurden und eine richterliche Erledigung erfordern. 


Anhang. 


Berorbnung des k. und Ef. gemeinfamen Miniſters des 
Ueußern vom 30. Juli 1897, 


betreffend die organifatorifchen N und die Ge- 
Ihäftsordnungder&onfulargerichte. (Wurde hier nicht abgedrudt. 
- Siehe diefe Vorſchrift in der erften Auflage diefer Ausgabe). 
5 


Schauer, Geſch. Ordg. 1 
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4. Kaif. Berordnung vom 29. Jänner 1855, R. G. B. Ar. 23, 


betr, die Ansübung der Civilgerichtsbarleit der k. T. Conſulate über 
die öfterreichifchen ME . Schutzgenoſſen im osmaniſchen 
eicht. 


m die tractatmäßige Ausübung ber Civilgerichtsbarkeit ber Conſulate über die 
Sferreichtfchen Untertbanen und S enoflen im — Reiche mit ber in Meinem 
—— erfolgten Gerichtsorganiſation in Einklang zu nach Vernehmung 

Meiner Riniſter und nad Anhörung Meines Reichßrat es olgende Beſtimmungen zu 


erlafien 
6.1. Confulargerichte I. Inftanz in den Ländern bes osma- 
niſchen Reiches find bie dafelbft aufgeftellten Generalconiulate (Mgentien), 
Eonfulate, uud jene Biceconfulate, welche zur Ausübung der Gerichtd- 
barkeit die bejoudere Ermäditigung erhalten. 
Dermalen wird bie volle ——— ausgeübt von den Generalconſulaten in 
Beirut, Janina, Salonidt, Scutari, Smurna, Trapezunt und Sofia; von ben Confu⸗ 
Iaten in Balona, Wleppo, Bogbab, Hestüb, — Shi el, Üdrianopel, Cairo, 
Ganea, Conſtan el, Porn ——— VPort⸗ , Briören zen —— 
Tripolis, Widdin; ie —* töbarfeit an dem Biceconfulate an. 
Die ben € N ei sung. Monarchie in A —— —— 
keit kann durch Hr Berorbnung für die Dauer von 10 "Sehe und Heime 
auf die im Einverftändniffe mit der ä A Te zu beitellenden Gerichte 
Ieagen werben (&ef. v. 20. Jänner 187 — 11. —** ei 
Nr. 10). — ls — adiee Sei one durch teil, © 18. December 1875, 
R.G.8. Nr — 1. Aus der den Couſuln der —5— ——— in 
eghpten 3 Ger htöbarkeit in bürgerliden Rechtsangelegenheiten werben jene 
En eiten ausgeſchieden, in welchen eine der Bartelen einem fremden Staate an⸗ 
gehört ober in welchen eine in Aeghpten gileaene unbeweglidhe ae oder ein Recht 

eine ſolche Sache ben Gegenftandb bes Streites bilbet. — ie bie Entfheibung von 
ee bleiht die Gerichtsbarkeit ber dfterr - Sonfuln in een im Be 

e auch dann aufrecht, ae die Rathmenbigtet der Entſcheibun 
Frage ch im Zuge ber den neuen Gerichten — Rectäftreitigfeiien ergibt. 

Die Bollftredung ber von den neuen Berichten —— geichöpften Ertenntuifie 
in bürgerlichen Rechts en ift den neuen Gerichten überlafien. Der Eonful bat 
daB Recht, bei dem Bo egenwärtig zu fein. 8.6. Die Generalconfuln, die Gonfuln, 
die Viceconfuln, ihre Fam en und alle in ihrem Biene befindlichen Berfonen unter: 
ſtehen nicht der Gerichtsbarkeit * neuen Gerichte. In Anſehung san Berjonen und 
— Wohnhaͤuſer bleiben die bisherigen Gerichtsbarleitsverhaͤltniſſe — Dies 

It auch hinſichtlich jener religid nftalten, welche gegenwä unter ben reger der 
Öfterr- sung. Monardie fteben, —* nur inſoweit dieſe are als Gorporationen in 
Betradht mmen. 8. 8. Hinſichtlich ber bürgerlichen töftreitigleiten . . ., weldhe an 
u ah Ra ern 
ula n Aeghpten anhängig fi e Ge er u 
im b teen Umfange aufrecht. — Auf übereinftimmenden Antrag beider ——— 
jedoch auch bereits anhängige bür ale Rechtsſtreitigleiten an die neuen Gerichte über- 
— werden, wenn deren Zuſtandigkeit für bie Zukunft auf Rechtsftreitigleiten dieſer 


Art ſich erſtre di. 

Die mit der taif. V. v. 18. December 1875, R. G. B. Nr. 158, erlaflenen Beſtim⸗ 
en über bie Aenderungen in der Gerichtöbarteit der öfterreich. „ungarlichen Eonfular- 
gerichte in Aegypten bleiben yoTLäun bis 1. Februar 1893 in Geltung; laiſ. ®. v. 

Er Jänner 1894, R. G. B. Nr. 30 
Die Giltigkeit biefer Beftim en wurbe erfiredt bis 1. Februar 1905, ferner 
mwurben ben gem ten Zribunalen in eg vten in — ——— bie Strafgerichts- 
ne — õſterr.⸗ung. Staatäbärger ertragen m 81. Jänner 1900 
r 
Die Kusübung der Sonfulargerichtsbarkeit in Tunis wurde —— mit Ver⸗ 
——— .u.t. gemeinſamen Miniſters des Aeußern v.10. Auguſt 1000 R. G. B. Ar. 187. 
k. apoſt. Majeſtät haben mit Ah. Entſchl. v. 10. —— die Auf⸗ 
de Ba Eonfularämter in Bosnien und ber Herzegowina unb Uebertragung 
genden an bie Doetigen Landesbehörden zur —3* — im an Wirtungsb- 
—* zu genehmigen und wegen Durchführung d M el getroffenen Ver⸗ 
fügungen zur Ab. Kenntnis zu nehmen geruht. — Im Sinne dieſer Verfügungen find 
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die in ben occupirten Ländern befinbli t. u. k. Gonfularämter beauftragt worden, 
ihre et uftellen und ihre Agenden den Landesbehörden zur Beſorgung im 
enen Wirkungskreiſe zu übergeben. — Infolge beflen werben die — 
ri Staatsang gen nach erfolgter Nebergabe ber Conſularagenden an bie es⸗ 
behörden in allen ihren Seal — miniſtrativen — gleich ben 
Landesangehörigen nach den Lande beitehenden erioejien ehandelt werden, und 
die boßnijche Landesregierung erhielt daher den Auftrag, die bei den betreffenden Con⸗ 
farämtern anhängig verbliebenen Rechtsſachen, Bertafenfänien, Vormunbſchaften und 
etwaige unerledigt gebliebenen Geihäftsitüde den zu 
tenten Behörden a überweifen unb bie intereffisten Parteien hievon entfprechend zu 
serftänbigen (3. M. E. v. 29. März 1880, 3. 4200, an alle Oberlanbergericte). 
Daß a der neuen — und politiſchen Eintheilung Bosniend und 
owina wurde mit J. M. E. v. 8. uft 1880, 3. 11819, bekannt — 
Sandſchack von ———— (Simgebiet) hat der dort beſtellte Civil⸗Commiſſär 
und politiſche Referent des k. u. T. Truppen Tommandos im Limgebiete bie der dfter- 
nee ku Monardie zutommende Gerichtsbarkeit in derielben Weile und in 
Genrraleonfulate In 


er VBeforgung nunmehr compe- 


auszuüben, wie bie vorbem dem nunmehr aufgelaffenen k. u. f. 
Sarajemo zukam, und hiebel nad) den für die Confularjurisdiction 
im ottomantfhen Weiche beftehenden Geſetzen, und ee ür daB genannte General- 
en — geweſenen Vorſchriften vorzugehen (E. des . bed Aeußern v. 7. Juli 
. 2. Die Conſulargerichte üben die Gerichtsbarkeit in bürger- 
lichen ftreitigen und nichtfireitigen Nechtsangelegenheiten, innerhalb des 
jedem derſelben zugewielenen Bezirkes, wie bisher über die Unterthanen 
des Öfterreichiichen Kaiferftaates und über die öſterreichiſchen Schubge- 
noſſen, d. i. über diejenigen nicht osmanischen Unterthanen aus, welche, 
obne der öſterreichiſchen Unterthanenfchaft anzugehören, im Grunde be- 
ftehender Staatöverträge, oder nach der bisherigen @epflogenheit, den 
Su und die Vertretung durch die Eonfulate im osmaniſchen Reiche 
gen ; 
tli ie ulatsvorſteher ſiehe den 8.9 
a ge 
6. 3. Die Biceconfulate, welche nicht die befondere Ermächtigung 
zur vollen Ausübung des Richteramtes erhalten, fowie alle Eoniular- 
agenten, haben für die Eonfulargerichte jene Hilfgamtshandlungen und 
Verrichtungen vorzunehmen, welche ihnen durch allgemeine Anordnungen 
für die Zwede der erwähnten Gerichtöbarfeit übertragen find, oder Durch 
die Sonfulargerihte von Fall zu Yal zur Vollziehung zugewiefen 
werden. Durch befondere minifterielle Verfügung können diefelben auch 
ur Berhandlung und Entfheidung über Nechtsitreitigkeiten minderen 
langes beftellt werben. 


6. 4. Die Confulargerichte in den Ländern des osmaniichen 
Reiches find für die ihnen zugewieſenen Angelegenheiten al3 ordentliche 
öfterreichifche Gerichte zu betrachten [und gehören dem Gerichtsfprengel 
desjenigen Oberlandesgerichtes an, dem fie in Abficht auf den Rechtszug 
in II. Inſtanz zugewieſen find].') 

2) ert durch 8. 7 Gef. v. 30. Auguſt 1891, R. &. B. Nr. 136, u. 8. 14 
der . be8 T. a. T. gemeinfamen Miniſters bed Aeußern v. 30. Juli 1897, Anhang 
zu R.@. 9. Rr.179 (unter Vd 32). 

6. 5. Die den Eonfulargerichten zustehende Gerichtsbarkeit erftredt 
ſich auch auf die Militärperfonen, jedoch mit Ausſchluſs derjenigen, die 
ie Bemannung eines in der Levante ftationirten öfterreichiichen Kriegs⸗ 
hiffes gehören, oder auf andere Urt dajelbft in activer Militärdienft- 
verrichtung ftehen. Diefe Militärperfonen unterliegen auch im osmaniſchen 


15* 
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Reihe dem nach ihrer Dieniteseigenfchaft zuftändigen Militärgerichte 


I. Inſtanz. 

6. J [Gegen Entſcheidungen der Conſulargerichte findet der Rechts⸗ 

ug in II. Suftanz, ſoweit ng „geienti überhaupt zuläffig ift, an 

Folgende Dberlandesgerichte ftatt, und zwar: 

1. een Entfcheidungen der Lonfulargerihte in der Moldau 
an das Oberlandesgericht in Lemberg. 

2. Gegen Enticheidungen der Confulargerichte in der Wallachei 
an das Oberlandesgericht in Hermannftadt. 

3. Gegen die Enticheidungen der Conſulargerichte in Eerbien, 
Auftfhud und Widdin an das Oberlandesgericht in Temesvar. 

. Gegen die Enticheidungen der Conjulargerihte in Bosnien 
an das Oberlandesgericht in Agram. 

5. Gegen die Enticheidungen der Confulargerichte in der Herzego- 
wina an das Oberlandesgeriht in Bara. 

6. Gegen die Entſcheidungen aller übrigen Confulargerichte in den 
Ländern des oSmanifchen Reiches, dann überhaupt gegen die von einem 
Conſulargerichte als Seegericht geichöpften Enticheidungen, an das Ober- 
Inndeagericht in Trieft.] 

geänbert durch 8. 8 Geſ. v. 30. Auguft 1891, R. G. B. Nr. 136. 

6. 7. [Das Richteramt in III. Inſtanz übt der Oberfte Gerichts- 
hof in Wien über Berufungen und Recurſe gegen Entiheidungen ber 
Oberlandesgerichte in den der Entſcheidung der Lonjulargerichte in 


I. Stanz zugewiefenen Angelegenheiten aus.] 
Siehe die Bemerkung zu $. 6. 
6. 8. Den Eonjulargerichten haben bei der un über die 
ihnen zugewiefenen Rechtsangelegenheiten die öſterreichiſchen Geſetze zur 


Richtſchnur zu dienen, foferne nicht 
a) ein beionderes, allgemein anerlanntes Gewohnheitsrecht vder 
kundgemachte bejondere Anordnungen eine andere Beitimmung 
feitfeßen, oder 

ed in dem Gerichtsbezirte des Conſulargerichtes an denjenigen 

Einrichtungen oder thatfächlihen Verhältnifien fehlt, welche die 

Anwendung des öfterreichiichen Gef hee vorausſetzt. 

Siehe 88. I ff. Geſ. v. 30. Auguft 1891, R. G. B. Nr. 136. 

6. 9. Nechtsgeichäfte, welche von öſterreichiſchen Unterthaneun und 
Schutzgenoſſen unter einander, oder mit Unterthanen dritter Staaten 
im osmaniſchen Reiche eingegangen werden, ſind nach den öſterreichiſchen 
Geſetzen zu beurtheilen, foferne, außer den Fällen, auf welche die 88. 4 
und 34 a. b. G. 8. rüdfjichtlich der perjönlihen Fähigkeiten der das 
Rechtsgeſchäft vornehmenden PBerfonen anwendbar find, bei der Abjchlie- 
Bung desfelben nicht offenbar ein anderes a zum Grunde gelegt wurde. 

. 10. 88.6,7 der gegenwärtigen Verordnung treten mit 1.Mai 
1855 in Wirkſamleit. Bon diefem Tage an können Entſcheidungen in LI. 
und III. Inftanz nur vonden Durch die gegenwärtige Verordnung bezeichneten 
Obergerichten und dem Oberften Gerichtshofe rechtägiltig gejchöpft werben. 

. 11. Die Verhandlungen über Angelegenheiten, in denen vor 
dem im 8. 10 feftgefeßten Tage eine Berufung (Recurs, Appellations- 
und Nevifiondanmeldung) eingebradht wurde und dieſelbe ſich noch bei 
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dem Konfulargerichte I. Shan, — find von demielben unmittelbar 
dem Obergerichte vorzulegen. re in folchen Ungelegenheiten ein Recurs 
oder eine Berufung vor dem erwähnten Tage in dem biöherigen Buge der 
Berufungsbehörde vorgelegt, jedoch von ihr noch nicht entichieden worden, 
jo Ieitet fie die Verhandlung an das mit der gegenwärtigen Verordnung 
beftimmte Obergericht. Diefes fchöpft die Enticheidung in II. Inſtanz 
oder befördert die Verhandlung, wenn es ſich um die Enticheidung in 
Il. Inſtanz handelt, an das hiezu berufene oberfte Gericht ein. 


3. Berordnung der Minifterien des Aeußern und der Iufliz 
und des Armee- Obercommandos vom 31. März 1855, 
R. ©. 8. Ar. 58, 
it den Vollzugsvorſchri taif. V. v. 29. Jänner 1855, 
mit den Vollzugsvorſch — v Jänner 1855 


Zur der er 8. 29. Jänner 1855, R. G. B. Nr. 33, betr. bie 
YAusäbung ber Civilgerichtsbarkeit der t.!. Gonfulate über die öfterreichtfchen Unter- 
thanen und die im $. 2 derſelben bezeichneten Schuggenofien im osmanifchen Reiche, finden 
die Minifterien des Aeußern und der Juſtiz und das Armee⸗Obercommando, injolge ber 
Ah. Ermächtigung v. 39. Jänner 1855, die nachſtehenden prov. Vorſchriften zu erlafien, 
welche am 1. Mat 1855 in Kraft zu treten haben: 

6. 1. Die Civilgerichtsbarkeit über die dfterreichifchen Unter⸗ 
thbanen nnd Schußgenofien im osmaniſchen Reiche wird in I. Inſtanz 
im vollen Umfange ausgeübt: 

1. von den k. k. Ügentien und Generalconfulaten iu Zafiy und 
Bulareft, dann von den kk. Generalconfulaten in..., Smyrna, Beirut, 
Alexandrien und Tunis; 

2. von den k. k. Eonfulaten in Eonftantinopel, Salonidi, Ruft- 
ihud, Galatz, Trapezunt, Jeruſalem, Cairo, Ehartum und Tripolis; 

3. von den k. k. Biceconjulaten in Monaftir, Widdin, Ibraila, 
Tulticha, ... . . Seutari, Duraz30, Sanina und Canea. 

Das bisher zwifchen ben k. und !. Eonfulaten in Sulina und Küftendje und dem 
te in Son nopel Binfichtlich aller maritimen Belange beftandene D enz⸗ 
verhältnis wurde aufgelöst, und die erſtgedachten Aemter infolge der territorialen 
Beränderungen in Rumänien in fämmtlichen maritimen Angelegenheiten A und 
abmiiniftrativer Ratur den k. und k. Sonfulate in Galatz untergeorbnet, und hievon das 
a ae un a 
e en Erkenntniſſe ver ote des Juſt. Min. v. 6. Mär ; 
8. 8). —— gens oben ©. 226. = i ! 


$. 2. Anden Wirkungskreis dieſer Sonfulargerichte gehören baber: 
. Die Verhandlung und Enticheidung aller Civilftreitigleiten mit 
Einſchluſs der Handels- und Wechſelſachen, ſowohl im Erfenntnis- als 
im Bollftredungsverfahren. 

Die in Seeftädten befindlichen Confulargerichte entfcheiden überdies 
auch in Rechtsfachen, welche fih auf die Seeſchiffe und auf die See- 
fahrt Pe 

» Sinfichtlich der a ee bei denen e3 I um die Un- 
il t, oder Aufloſung des Ehebandes oder um die cheidung von 
Ti und Bett in Abſicht auf öſterreichiſche Unterthanen oder Schuß- 
genoflen handelt, bat einftiwellen die bisherige Uebung ungeändert zu 

n. 


0 


* 


An. 
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2. Die Concursangelegenheiten. 

3. Die Verwaltung der freiwilligen Gerichtöbarfeit. 

6. 3. Die k. k. Biceconjulate in Sophia, Uleppo und Damaskus, 
dann die k. F. Eonjularagentien in... Badgad werden ermädhtiget, in 
allen Streitfahen über beftimmte Geldjummen, welche ohne Binjen und 
andere Nebengebühren 500 fl. C. M. nicht — und in allen 
Streitigkeiten über andere Gegenſtände, wenn der Kläger anftatt der⸗ 
jelben eine Geldiumme ausdrüdlih anzunehmen fich erbietet, welche 
ohne Binfen und Nebengebühren 500 fl. C. M. nicht überfteigt, mit Aus⸗ 
nahme jedoch von Wechfeljtreitigleiten, die Gerichtsbarkeit gleich den 
Conſulargerichten I. Inſtanz auszuüben. 

Der Betrag der Schuld wird nach der Summe, auf deren Bezahlung 
in der Klage das Begehren geftellt ift, berechnet, wenn auch der Kläger 
oder der Geklagten mehrere find, oder bie verfallenen Beträge fort« 
laufender Zinjen oder Renten gefordert werden. Doch Steht im — 
Falle die Gerichtsbarkeit den genannten ee er und Conſular⸗ 
agentien nur dann zu, wenn bloß die eingeforderten Binjen oder 

enten bejtritten werden, nicht aber das Recht 8* woraus der Bezug 
derſelben hergeleitet wird, von dem Belangten Ireitig gemacht wird, 
obgleich diefes Recht die Summe von 500 fl. &. M. überſteigt. Wird 
jedod in diefem Falle das Hecht felbit beftritten, fo hat das Viceconſulat 
und bez. die Konfularagentien die Klage jammt der Verhandlung uach 
eichlofjenem Verfahren dem vorgefebten Conſulate zur Schöpfung des 
pruches vorzulegen. Das letere hat aud dann jtattzufinden, wenn 
bei den genannten Biceconjulaten oder Confularagentien eine Klage an« 
ebracht würde, in welder ein Theil einer 500 fl. C.M. überfteigenden 
italsſchuld oder der Ueberjchufs gefordert wird, welcher fid) aus der 
Bergleichung mehrerer, beiden Theilen zuftehenden Forderungen ergeben joll. 

6. 4. Jene Biceconfulate, welchen nach den Beltiinmungen ber 
—— Paragraphe die ſelbſtaͤndige Ausübung der Civilgerichts⸗ 
barkeit gar uicht, oder doch nur in den im 8. 3 bezeichneten geringeren 
Nechtsfachen zulommt, fowie alle Confularagentien (Ügentie- Staroften) 
haben für die Eonfulargerichte jene lee I und Berridy- 
tungen zu übernehmen, welche ihnen durch allgemeine Anordnungen für 
die Bwede der erwähnten Gerichtsbarkeit übertragen find, oder durch 
die Sonfulargerichte von Fall zu Fall zur Vollziehung zugewiefen werden. 

Sie haben insbeſondere 

1. über alle Klagen, welde in den der confulargerichtlichen Ver⸗ 
handlung und Entfcheidung zugewiejenen Redjtsangelegenheiten, mit 
Ausnahme jedoch der Wechiellachen, bei ihnen angebracht werden können, 
das Mittleramt auszuüben (8. 17). 

Die, über derlei Nechtöftreitigleiten vor ihnen zuftande ge- 
fommenen und gehörig beurfundeten Bergleiche find erecutiongfähig. 

Sie haben ferner b 

3. die Zuftellung der confulargerichtlihen Erledigungen zu bejorgen, 
über die unmittelbar bei ihnen angebradjten, oder ihnen von dem 
vorgejeßten Eonfulargerichte zur Amtshandlung überfendeten Klagen die 
Snftenirung des Procefie vorzunehmen, und die damit verbundenen 
Erledigungen zu erlaſſen, Zoslabungen anzuordnen, die Inrotulirung 
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oder Berzeichnung der Proceſsacten zu veranlaflen und die inrotulirten 
oder verzeichneten Acten dem Confulargerihte zur Schöpfung bes 
Sprucdes vorzulegen, über Auftrag der Sonfulargerichte Zeugen zu ver- 
nehmen, Barteien- und Zeugeneide, dann ———— uafzunehmen und 
— — au in Vollzug zu ſetze 

Urkunden über Seeunfälle (pruove di — Verklarungen) 
and bie damit in Verbindung an Erhebun Kan aufzunehmen; a. 

4. in Sachen ber En! igen —* eit durch Erftattun 
Zobfalldanzeigen, Anlegung der — Uebernahme von Geld, be 
and Silbergeräthen, PBretiofen un d Wertpapieren in amtliche Verwahrung, 
duch Inventirung, Schähung und Feilbietung, dann dur Abnahme 
der Angelobung der Bormünder mitzuwirken und über die vorge- 
nommenen Amtöhandlungen diefer Art ungeläumt an das vorgeiehte 
Eonfulargericht die Anzeige zu eritatten 

6.5. Sn bei icht auf die —— der Conſulargerichte 
bei Schöpfung tfeheldungen in Rechtsſachen haben fich diejelben 
einftweilen * die bisher üblide Art zu benehmen. 

enb in II. und I. 3 

PO en —— 
6.8. Im Beziehung auf die e Buftänbigteit der Eonfulargerichte in 
- — zugewieſenen Rechtsangelegenheiten haben für die den Ober⸗ 
—X chten in [Lemberg und] Srieft untergeordneten Eonfulargerichte 
mmungen de3 Pat. v. 20. November 1853, R. G. B. Nr. 251; 
Mr die —— welche dem Dperlandesgerichte 2 erman ua 
- tönet, die Beftimmungen des Bat. v. 3. Juli 1 R. G. B 
; für die dem Oberlandesgerichte in Temesvar und der Banal⸗ 
a in Agram ängetvictenen Sonfulargerichte die Beftimmungen des 
Bat. v. 16. Yebruar 1863, R. G. B. Nr. 30; endlih für die zum 
Sprengel des — tes in — gehörigen Eonfulargerichte die 
Beftimmungen des Pat. v. 20. November 1852, R. G. B. Nr. 261], zur 
Richtſchnur zu dienen, foferne nicht jene Einrichtungen oder thatlädh- 
lichen tniſſe, welche die Anwendung der obigen Vorſchriften vor- 
ausjegt, mangeln, oder in ber kaiſ. 8. v. 29. Sänner 1865, R. G. B. 
Kr. 23 (88.2 und 9) und in der en Vorſchrift nicht etwas 

anderes verfügt wird. 

6.9. Die Sonfularvorfteher — als Geklagte in Angel a 
heiten, welche vor das Eonfulargericht gehören, dem fie vorgejegt 
dem Sandesgerichte am Standorte Des Dberlandesgerichtes, zu en 
ie das Conjulargericht gehört.!) 

fagen gegen Borjteher der im 8.3 diefer Verordnung genannten 
Biceconfulate an Eonfularagentien in Ungelegenheiten, worüber dieſe 
die Gerichtsbarleit auszuüben berufen find, müflen bei dem Confular- 
gerichte angebradht werden, weldhem das Biceconfulat oder die Eonjular- 
agentie untergeordnet it. 

St jedoch der Borfteher eines Confulargerichtes ein k. k. öſter⸗ 
reichiſcher a jo —— in Angelegenheiten, welche vor ein 
Conſulargericht g ndesmilitärgerichte des Ortes, mo ſich 
das dem J— vorgeſetzte Oberlandesgericht befindet, foferne 
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aber das Eonfulargericht dem Zriefter Oberlandesgerichte unterfteht, dent 
Marinegerichte in XTrieft.?) 

enn der Vorfteher eines Sonjularamtes Parteien belangen will, 
welche bei dem Eonfulargerichte, dem er vorgefeßt ift, ober bei einem 
demjelben untergeordneten Confularamte zu belangen wären, fo ift bie 
Klage bei dem nächſten unbefangenen Conjulargerichte anzubringen. 

; 2) Diefe Beftimmung tft mit Rüdficht auf 8. 3 Gef. dv. 80. Auguſt 1891, R. G. B. 
Nr. 136, als aufgehoben zu betrachten. 

N) ©. jedoch 8. 9 der Militär-Yurisdictiondnorm. 

6. 10. Defterreihiihe Unterthanen können fi im Umfange dee 
osmanijchen Reiches dort, wo eine öfterreichiiche Eonfularbehörde beiteht, 
der en der Eonfulargerichte fremder Staaten giltig nicht 
unterwerfen. 

6. 11. Wenn eine Gerichtäbehörde des osmaniſchen Reiches in 
Streitſachen zwiſchen ee Unterthanen und dfterreichiichen Staats⸗ 
angehörigen oder Schußgenofien ein rechtöfräftiges Erkenntnis gefällt hat, 
oder wenn vor derjelben in einer Streitjache ſolcher Parteien ein Vergleich 
geſchloſſen wurde, jo fteht die Bewilligung und Vornahme der Erecution 
auf das rl befindliche Vermögen des Öfterreichifchen Unterthang ober 
Schutzgenoſſen nur dem Conſulargerichte zu, in defien Bezirke die Ere- 
cution velnogen werden fol. 

6.12. Der vor dem Confulargerichte über das Vermögen eines 
öfterreichiichen Unterthans oder Schußgenoffen eröffnete Concurs erftredt 
fi nur auf das im Umfange des osmanifchen Reiches befindliche Ver⸗ 
mögen. 

6.13. In bürgerlichen Rechtsſachen haben die Confulargerichte 
nach Maßgabe der Vorfchrift der 88. 8 und 9 der kaiſ. 8. v. 29. Jänner 
1855, 8.6.8. Nr. 23, die Beitimmungen des allgemeinen bürgerlichen 
Sefegbuches und der hiezu erflofjenen nachträglichen Verordnungen; in 
Beziehung auf Militärperfonen aber auch die befonderen auf das PBrivat- 
recht fich beziehenden Militärgeſetze zu beobachten. 

6. 14. Soferne die — richte durch den 8. 8, lit. a, der 
kaiſ. B. v. 29. Jänner 1855, R. ©. B. Nr. 23, angewieſen find, bei der 
Entſcheidung der ihnen zugewielenen ang anni das Gewohn- 
heitsrecht anzuwenden, hat der Grundſatz zur Richtſchnur zu dienen, daſs 
ein Gewohnheitsreht nur dann als allgemein anerlannt anzuſehen üt, 
wenn der Beweis vorliegt, dafs derfelbe Rechtsſatz in mehreren gleich- 
artigen Fällen und zu verfchiedenen Zeiten von den Öfterreichiichen Eon- 
fulargerichten bei der rechtskräftigen Enticheidung dieſer Fälle als Norm 
angenommen wurde. Diefer Beweis kann nur durch die Gerichtsacten 
oder durch ein Amtszeugnis des Confulargerichtes bergeftellt werden, in 
welchem ſowohl der Inhalt und die Art des Gewwohnheitsrechtes, als aud) 
die beitimmten Fälle bezeichnet fein müfjen, deren Enticheidung ein be- 
ſonderes ae er begründen joll. 

.1 ie Beſtimmungen, welche das allgemeine bürgerliche Ge⸗ 
ſetzbuch über das Ausmaß der Zinſen von dargeliehenen Capitalien ent⸗ 
haͤlt, und die öſterreichiſchen Wuchergeſetze finden auf — 
welche die öſterreichiſchen Unterthanen in dem osmaniſchen Reiche vor⸗ 
nehmen, ſoweit fie daſelbſt erfüllt werden ſollen, keine Anwendung. 
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6.16. In See- und Handelsjachen haben ſich die Confulargerichte 
einftweilen nad) dem im Iombarbiich-venetianifchen Königreiche und in 
Dalmatien geltenden Codice di commercio in den Beziehungen, in denen 
die öfterreichiichen See- und Handelögejege Teine befonderen Beitimmungen 
enthalten, oder ein örtliches, allgemein anerfanntes Gewohnheitsrecht 
(6. 14) Hr pa r an ießt das Handelägefebud) v. 17. December 1863 

v. 17. Decem ' 
Tr ee a ii 


In Welchſelſachen ift, fofern ein örtliches, allgemein anerfanntes 
Gewohnheitsrecht (8. 14) befteht, einftweilen diejes, in ann eines 
foldhen aber die mit dem Bat. v. 25. Jänner 1850, R. G. B. Nr. 51, 
kundgemachte Wechjelordnung mit den hiezu erflofienen nachträglichen 
Berordunngen anzumenden. In Unfehung der Wechſelfähigkeit der Mili- 
tärperfonen hat die Borfchrift der Tail. 8. v. 3. Juli 1862, R. G. 8. 
Nr. 138, zur Richtichnur zu dienen. 


6.17. Ueber jede von einer Partei jelbit oder ihrem Bevoll⸗ 
——— — oder mündlich angebrachte Klage, mit Ausnahme 
jedoch ——— iſt eine Tagſatzung anzuordnen und ein Ver⸗ 
gleich zu verſuchen. ſslingt der Verſuch der Güte, jo find die Streit⸗ 
theile aufzufordern, ihre Rechtsjachen — beiderſeitiges Einverſtändnis 
dem Ausſpruche eines oder mehrerer Schiedsrichter zu unterziehen. 
Der Compromiſsvertrag iſt jedoch nur dann verbindlich, wenn er ſchrift⸗ 
lich oder vor dem Lonfularamte geichloffen, und mwenn darin zugleich 
anf alle Recurfe und Berufungen gegen Die A nu ae Ent- 
iheidungen ausdrüdtich Verzicht geleittet und die Zahl und die Perſonen 
der Schiedsrichter beftimmt werden. Kommt kein Vergleich und auch 
fein verbindlicher Vertrag auf Schiedsrichter zuftande, oder ift auch nur 
einer der Streitteile bei der angeordneten Tagſatzung ausgeblieben, ſo 
ift über die Streitfadhe, unter ausdrücklicher Beitätigung dieſes Um- 
ftandes, das geriähtliche Berfahren uleiten. 

6.18. Bei dem Berfahren in — haben 

1. für die den Oberlandesgerichten [in emberg, Bara und] Trieft 
zugewiejenen Confulargerichte Die weitgaliziiche Gerichtsorbnung fammt 
den nadıträglichen Verordnungen; 

2. [für die zum Sprengel des Oberlandesgerichte in Hermann 
ftadt gehörigen — die prov. Cipilproceſsordnung für 
Siebenbürgen vom J. 1862; 

3. für die Conſulargerichte, welche dem Oberlandesgerichte in 
Temesvar und der Banaltafel in Agram untergeordnet find, die prov. 
Givilprocejsorbuung für Ungarn, Kroatien, Slavonien und die ſerbiſche 
Bojwodihaft mit dem Temejer Banate vom J. 1852 zur Richtſchnur 
zu dienen, foferne nicht in dem Gerichtöbezirte der Konfulargerichte 
jene Einrichtungen oder thatjächlichen Berhältniffe mangeln, welche die 
Aumwendung diefer Vorſchriften vorausfeht, oder in der gegenwärtigen 
Berorbnung nicht etwas anderes jeftgefent wird.) 

Die Eivi Borbnung findet bis au tere& auf das Berfahren vor ben Con⸗ 

feine Anwendung, Art. VE. G. 5 J. N. 

6. 19. Zn Wechſelſtreitigkeiten iſt von den Conſulargerichten 

das mit der J. M. V. v. 25. Jänner 1860, R. G. B. Nr. 52, kund⸗ 


— 
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———— Wechſelverfahren zu beobachten. Zuglei wird erklärt, daſs 

ie im 8. 12 des Wechfelverfahbrend vorkommende — einige 
Beſtimmungen der Ah. Entſchl. v. 18. October 1845 über den ſumma⸗ 
riſchen Proceſs bei jenen Eonfulargerichten, für welche die fiebenbürgifche 
und ungarifche prov. Eivilprocef3ordnung wirkfam ift, feine Anwendung 
finde, jondern dafs anftatt derjelben die Borfchriften der betreffenden 
Civilproceſsordnung mit den in dem Wechfelverfahren und insbejondere 
in dem 8.12 desfelben ſelbſt enthaltenen Abweichungen zu gelten haben.] 


6.20. In Rechtsftreitigleiten, zu deren Entſcheidung nad der 
bisherigen Hebung Commiſſionen berufen werden, ift nach geichloflenem 
Verfahren I. Inſtanz eine mündliche —— anzuordnen, 
welche im Conſulatsgebäude vor den verſammelten tgliedern der 
Commiſſion ſtattzufinden hat. Hiezu ſind die Parteien und ihre allfälligen 
Rechtsfreunde vorzuladen. Nach eröffneter Sitzung verfügt der Vor⸗ 
ſitzende der Commiſſion, daſs die Proceſsacten, in verwickelten oder 
umfangreichen Angelegenheiten aber eine auf Grundlage der Acten über⸗ 
ſichtliche Darſtellung des Standes der Sache, durch den Schriftführer 
vorgeleſen werde. Nach geendigter Vorleſung können die Parteien und 
ihre Rechtsfreunde die rechtlichen Geſichtspunkte des Streites erörtern. 
Es iſt ihnen jedoch nicht geftattet, neie Gefichtsumftände ober Beweis⸗ 
mittel anzuführen. Nur wenn fie gegen die Vollftändigfeit oder Nichtig- 
feit der Darftellung des Standes der Sahe Bemerkungen machen zu 
fönnen glauben, find dieſe, jedoch ohne alle Geitattung von Abſchwei⸗ 
fungen oder Neuerungen, mit Hinweifung auf den Juhalt der Acten in 
Kürze zu protofolliren. Die vorgetragenen NRechtsaufführungen find 
nicht zu Protofoll zu nehmen. 

Die Berathung und Schöpfung des Urtheiles erfolgt in der Sigung 
in Abwefenheit der Parteien und ihrer Nechtäfreunde. 

Leiftet die eine oder die andere Partei der Borladung feine Folge, 
fo — hiedurch die Entſcheidung der Rechtsſache nicht aufgehalten 
werden. 

21. Kommt es bei der Entſcheidung einer Streitſache auf die 
Ausführung eines Beweiſes durch Zeugen oder Sachverſtändige an, 
ift dieſelbe auch bei jenen Conſulargerichten, für welche die weitgaligti 
Gerihtsordnung ſammt den nadhträglihen Verordnungen Wirkſamkeit 
bat, ſowohl im mündlichen, al3 im fchriflichen Verfahren, ftatt eines 
Beiurtheiles, mittel3 Beſcheides anzuordnen. 

Bet Erlafjung des Befcheides, wodurch ein Beugenbeweis zugelaffen 
wird, find die Beugen zur Abhörung fogleich vorzuladen. Den Parteien 
ift Die Borladung befannt zu geben und zu geitatten, nicht nur der 
Beeidigung der eisen beizumohnen, fondern auch vor oder bei der 
ur Vernehmung der Zeugen angeordneten Tagſatzung bejondere Frage- 
—* zu überreichen. In Rückſicht der unter anderen Gerichtsbarkeiten 
ftehenden Beugen iſt das ee fogleich auszufertigen. 

Der Beſchluſs über die Zulaffung eines Kunftbefundes tft beiden 
Theilen mit Bezeichnung des Gegenitandes der VBeweisführung zu 
eröffnen und deren Borladung zur Wahl der Kunftverftändigen zu ver- 
anlaffen. Wenn die ftreitenden Theile nicht erjcheinen oder ſich über 
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einen zwedmäßigen Vorſchlag nicht vereinigen, hat das Gericht die Kunſt⸗ 
verftändigen nad) eigenem Gutbefinden' zu benennen und den Augenſchein 
fogleich vorzunehmen. 


6. 22. Die von der Commiſſion gefchöpfte Entſcheidung muſs vor 
der Ausfertigung von dem Vorſteher des Loujulargerichtes oder defjen 
Stellvertreter homologirt werden. 

Die Homologirung ift nur dann zu verweigern, wenn bei ber 
mündlichen Schlujsverhandlung die Commiſſion nicht gehörig zufammen- 
gefegt war, oder nicht ordnungsmäßig vorgegangen wurde; wenn ein 
Mitglied der Commiſſion mit einer der ee Barteien in einen 
fotden Verhälniſſe fteht, welches dasfelbe für die Entſcheidung der Sache 
nicht als unbefangen einen 1äfst, oder wenn die von der Commiſſion 
gefällte Entſcheidung unförmlich oder unverſtändlich ift. 

6. 23. Wird die Homologirung verweigert, fo ift eine neuerliche 
Schlufsverhandlung vor einer nad Maßgabe der obwaltenden Berhält- 
nifje ganz oder theilmeife neu zu bildenden Commiſſion anzuordnen uud 
von Diefer zu erfennen. Gegen die, Verweigerung der Homologirurg 
findet feine Beſchwerde ftatt. 


6. 24. Die Recurje und Berufungen (Appellationen, Revifionen) 
gegen Enticheidungen, ſoweit jie gejeglich überhaupt zuläffig find, müſſen 
jederzeit bet dem Eonfulargerichte, welches in I. Inſtanz über die Un- 

legenheit entichieden hat, und zwar ohne NRüdficht auf die bisherige 
Sept enheit im Wechjelverfahren binnen 3 Tagen; in allen übrigen 
Arten des Berfahrens aber binnen 14 Tagen nad) der Buftellung des 
Beicheides oder nutniſſes angebracht werben. 

Wird die Inſtruirung des Proceſſes von einem Viceconſulate 
oder einer Eonfularagentie vorgenommen, weldde zur Schöpfung des 
Endipruches in der anhängigen Rechtsſache nicht ermächtigtet find (88.1 
und 3), fo find nicht nur Recurſe gegen Beſcheide, welche von ihnen 
im Laufe des Proceſſes erlaflen werden, ea auch Recurſe und 
Berufungsichriften gegen Entiheidungen des Eonfulargerichtes J. Inftanz, 
deren Buftellung durch fie erfolgt ift, innerhalb der bezeichneten Friſten 
beit dem Biceconfulate oder der Conjularagentie anzubringen. Dieje 
haben in ſolchem alle die nad) Maßgabe det Borfchriiten der Gerichts- 
ordnung erforderlichen Beſcheide über die Eingaben im Appellations⸗ 
und — zu erlaſſen und die Acten dem Conſulargerichte 
J. Inſtanz zum Behufe ihrer Einſendung an die höhere Inſtanz vor⸗ 
zulegen, wenn aber ein Recurs oder eine Berufung rechtzeitig nicht 
eingelangt wäre, demſelben hierüber die Anzeige zu erftatten. 

Infoferne die weftgaliztiche Gerichtsordnung und die zu derſelben 
erfloffenen nachträglichen —— über die Gerichtsbehörde, bei 
welcher, und über die Friſt, innerhalb welcher Recurſe und Berufungen 
u überreichen find, etwas anderes feſtſetzen, find die diesfälligen VBe⸗ 
aaa für die Eonfulargerichte, welchen die weitgaliziiche Gerichts⸗ 
ordnung zur Richtſchnur zu dienen hat, al3 außer Kraft elek anzufehen. 

Die Eonfulargerichte I. Inſtanz haben dieſe Recurs- und Berufungs- 
friften in ihrem Gerichtsbezirke im Wege der üblichen Berlautbarungen 
kundzumachen. 





236 Va. 5. Verordnung v. 31. März 1855, R. G. B. Nr. 58, 


6. 25. Gegen Beſchlüſſe des unteren oder höheren Richters, wo⸗ 
durch das mündliche Verfahren eingeleitet, die Erftredung einer Tag- 
fagung oder ein Friſtgeſuch abgefchlagen, die Bernehmung von Zeugen 
oder die Vornahme eines gerichtlichen Augenicyeines, oder im miünb- 
lien Berfahren die weitere Einvernehmung der Parteien zur befjeren 
Aufklärung des Sachverhaltes angeordnet wird, findet fein abgefonderter 
Recurs ftatt. Den Parteien che jedoch frei, ihre Beſchwerde nad) er- 
gangenem Urtbeile mit der Appellation gegen die Hauptſache zu verbinden. 

8. 26. Theils gegenftandälofe Uebergangsbeftimmungen, theild burd) die Reu- 
ordnung des Inſtanzenzuges aufgehoben. 

6. 27. Den vorgejebten höheren Juſtizbehörden liegt ob, injo- 
fern bei den Conſulargerichten nad) der bisherigen Webung von dem 
den öfterreichifchen Gerichten des Inlandes vorgezeichneten Berfahren Ab- 
weichungen ftattfänden, welche die Wejenheit diefes Verfahrens nicht 
ſtören, das Augenmerk darauf zu richten, ob die gepflogene Verhandlung 
wenigitens fo beichaffen fei, daſs über den Gegenftand derjelben eine 
gerechte Enticheidung mit Beruhigung geichöpft werden könne. Goferne 
dieſes der Fall if, haben fie wegen folder Mängel, die der Schöpfung 
einer gerechten Enticheidung nicht entgegenftehen, das ftattgefundene Ber» 
fahren nicht aufzuheben, fondern zur Enticheibung in der Hauptfadhe zu 
jchreiten, jedoch die erforderlihen Erinnerungen zu dem Zwecke zu 
erlafien, um eine genauere Beobachtung der öfterreichiichen Formen 
des Verfahrens bei deu Conſulargerichten allmählich zu erzielen. Ihnen 
fteht ferner auch ge wenn fie in Fällen biefer Art zum Behufe der 
Entfheidung in II. Inſtanz Zeugen oder Sachverftändige vernehmen, 
Augenfcheine vollziehen, oder überhaupt über einzelne Umftände weitere 
Erhebungen oder Auflffärungen einholen zu laſſen finden, in oder außer 
Gtreitfadhen die zur Ergänzung der Verhandlungen erforderlichen Ver⸗ 
fügungen, ohne Aufhebung der Enticheidung I. Inſtanz zu treffen und, 
fobald die angeordneten Ergänzungen einfangen, in der Hanptjadhe mit 
Berückſichtigung des Ergebniffes diefer Ergänzungen, was Rechtens tft, 
zu erfennen. 

88. 28, 39, 80 find durch die Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit in Civil⸗ 
vehtöfachen außer Wirkfamteit getreten. 

6. 31. Im Concursverfahren wider einen Öfterreichifchen Unterthan 
oder Scubgenoſen haben ſich ſdie den Oberlandesgerichten in Lemberg, 
Zara und Trieſt zugewieſenen Conſulargerichte nach den Beſtimmungen 
des IX. Capitels der weſtgaliziſchen Gerichtsordnung, und der hiezn 
erflofjenen nachträglichen Verordnungen, alle übrigen Conjulargerichte 
aber nad der für Ungarn, Kroatien, Slavonien, für die ferbifche 
Wojwodſchaft mit dem Temeſer Banate und für Siebenbürgen fund- 
gemachten proviforifchen ee 18. Zuli 1858, *. G. B. 
Nr. 132)] zu benehmen, ſoferne nicht jene Einrichtungen oder thatſächlichen 
Verhaltniſſe mangeln, welche die Anwendung dieſer Vorſchriften vorausſetzt. 

Gegenwärtig gilt die Concursordnuug vd. 85. December 1868, R. &. B. 1869 
Nr. 1, u bei den Sonfulargerichten. 

Wenn der Berfchuldete, über deſſen Vermögen der Eoncurs eröffnet 
wird, feinen ordentlichen Wohnfig vorher in Oeſterreich halte, oder dort 
ein Vermögen bejitt, oder an einer dort befindlichen induftriellen oder 
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Handel3unternehmung betheiliget ift, jo liegt dem a a ob, 
die —— des Concurſes dem Gerichte des ordentlichen Wohnſitzes, 
welchen der Verſchuldete zuletzt in Oeſterreich gehabt bat, oder jenem 
Gerichte, in deſſen Sprengel fich daS Vermögen oder die Unternehmung 
desfelben befindet, ungeläumt anzuzeigen. 


6. 32. Wenn ein Unterthan des osmaniſchen Reiches als Gläubiger 
eines Öfterreichiichen Unterthans oder Schußgenofien bet deſſen Concurs- 
maſſe betheiliget ift, fo bat er feine Forderung innerhalb der Edictal- 
frift bei dem Eonjulargerichte, welches die Concursinſtanz ift, entweder 
felbft oder durch feine Behörde anzumelden. 

Die Concursverhandlung fteht auch in einem foldhen Falle aus⸗ 
ichließli und im vollen Umfange dem Sonfulargerichte zu, daher auch 
die Bertheilung und Enticheidung aller darüber entftehenden Streitig- 
feiten durch dasſelbe zu geichehen Bat. 

— In Rechtsaugelegenheiten außer Streitſachen haben die 
Conſulargerichte nach den Vorſchriften des Pat. dv. 9. Auguſt 1854, 
R. G. B. Nr. 208, zu verfahren; in Anjehung der djterreihiihen Schub» 
genofjen aber die in diefem Patente in Betreff der Berlajjenichaften 
von Ausländern und der Bormundichaft über die von Ausländern zurüd- 
gelafjenen minderjährigen Kinder enthaltenen Borjchriften zu beobachten. 


6. 34. Bei Behandlung der Geſchäfte in Ausübung der Civil⸗ 
gerichtöbarfeit haben die Confulargerichte die Beftimmungen der 88. 52 bis 
einfchließlich 55 des J., dann die Borfchriften des II. Hauptſtückes des 
Pat. v. 3. Mai 1853, R. G. B. Nr.81, zu beobachten; in Abſicht auf die 
Gebarung mit den Depofiten aber in Gemäßheit der mit dem Hof- 
fammerdecrete vom 13. November 1836, 3. 26585, erlaffenen Snitruction 
borzugeben. 

6. 35. "Die Confulargerichte I. Inſtanz haben mit Anfang eines 
jeden Jahres und Tängftens bis 31. Jänner über die im verfloffenen 
Ge vorgelommenen Geſchäfte im Civilrechtsverfahren einen Haupt- 

ftsausweis und befondere Ausweiſe über die einzelnen am Ende 

des Jahres unbeendigt gebliebenen Berlafienichaftsabhandlungen, Eon- 
curfe, Rechnungsgeichäfte und Proceſſe dem Oberlandesgerichte, welchem 
fie untergeordnet find, vorzulegen. 
vet 36. Die Haupt⸗Geſchäftsausweiſe find nach dem Formulare 1 
zu aſſen. Die Aufſchriften der einzelnen Rubriken Bei due den 
Gegenftand, für welchen fie beftimmt find; in die Rubrilen der Geichäfts- 
gegenftände find nicht die Zahlen des Einreichungsprotofolles oder die 
Anzahl der Eingaben, welche in den bezeichneten Geſchäften eingelangt 
find, fondern es ift nur die Anzahl der Geſchäfte, 3. B. der inrotulirten 
Broceffe, oder der Fälle, in welden eine Vormundſchaft beftellt wurde, 
ohne NRüdficht auf die Unzahl der Kinder, einzutragen. Unter die 
Curatelen find diejenigen nicht zu rechnen, welche bei Eröffnung des 
Concuries oder bloß für einzelne Hechtsgejchäfte angeordnet werden. 
. 37. Die befonderen Ausweiſe über die rüdjtändig gebliebenen 
Berlafienichaftsahhandlungen, Eoncurfe und ee e find nad 
den Formularien 2, 3 und 4 einzurichten. In den legten Rubriken 


_ a. 
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derjelben ift der Stand, in welchem fich die Verhandlung befindet, Die 
bon dem Gerichte zur Beſchleunigung getroffene Verfügung und das ber 
en entgegenstehende Hindernis mit Beftimmthelt anzumerfen. 

t Ausweis über die rüdftändigen geſchloſſenen Proceſſe ift nad) 
dem Formulare 5 einzurichten. Sn die lebte Rubrik desfelben find die 
Urſachen der verzögerten Erledigung eingetragen. 

Die in den 88. 36 und 37 erwähnten Formularien werben weggelafien. 

6. 38. Die im 8.37 erwähnten Ausweife find jährlich dem Ober- 
Tandesgerichte vorzulegen. Dieſem Gerichte fteht aber frei, auch während 
des Jahres Ausweile über diejenigen Geſchäfte abzufordern, rüdfichtlich 
deren es dieſes nothwendig findet. 

— —— durch 88. 8 und 14 8. des k. und k. gemeinſamen un 


®. 
des Aeußern v. uli 1897, Anhang zur J. M. 8. v. 80. Juli 1897, R. G 
Nr. 179 (fiehe unter V d 8). 


VI. Gefeg vom 27. November 1896, 


N. G. B. Ar. 218 
(Tundgemadt im LXXXII. Stül am 5. December 1896), 


betreffend die Einführung von Gewerbegerichten und die 
Gerichtsbarkeit in Streitigleiten aus dem gewerblidhen 
Arbeits-, Lehr- und Lohnverhältniffe. 


Mit Zuftimmung der beiden Häufer des Neichsrathes finde Ach 
anzuordnen, wie folgt: 


I. Errichtung, Wirkungskreis und Zufammenfegung. 

6. 1. Zur Uustragung von gewerblihen Rechtsſtreitigkeiten 
zwiſchen gewerblichen Unternehmern und Arbeitern, ferner zwiſchen 
Arbeitern desfelben Betriebes untereinander find Gewerbegerüihte zu 


errichten 

Die fachliche — der Gewerbegerichte kann ſich — alle 
Unternehmungen, auf welche die er Anwendung findet‘), 
fowie auf die im Art. V, lit. 1 und im Art. I des —— 
patentes zur Gewerbeordnung v. 20. December 1869, R. G. B. Nr 
bezeichneten Unternehmungen beziehen. 

Auf Streitigleiten zwiſchen dem Aerar und den in en 
Etablifjiement3 oder jonft von der Militärverwaltung beichäftigten Arbeitern 
erſtreckt fich bie San der @ewerbegerichte nicht. 

1) Ralf. 20. December 1859, R. G. 8. Nr. 297 Belemumget gell zur 


Gewerb X ft. *. Die in dieſem ie Biene eni en — —— gelten mit 
ber in dem u Iolgenben Artikel au 
triebenen Bel 


gar e gewerbsmäßig be- 
— — Se re ngung, Ar We oder Umftaltung 
son Verkehrsgegen en, den Betrieb > —— 88 die Verrichtu 
Dien a und &cheiten vn ei bob eg —5 — — — — B air. 
— e egenwärtige Geſetz keine Anwendung; die⸗ 
ken fortan nad den bafür beſt efehenben Ba chriften behandelt: a) die land» und 
orfiwirtfchaftliche Production und ebengewerbe, ſoweit dieſe in der Hauptfache die 
Berarbeitung der — — Erzeugnifie m enftande haben: dann der in einigen 
Bandestheilen .. tungen db efigern Ru Weins und Übftgärten ge- 
Ausſchank bes — Er er b) der Bergbau und die nach dem Ber 
von DE — on ab igen U Fangen, % ei — 
le — utoren und die Ausübung der f 
d) bie Loßnarbeit der — ; e) vi I Se * orie der 
bänslidhen Beseneiänligengen je allenden und ew Mitglieder des 
EI: — 


ameige‘ ; De S * * F— ——— Notare 
(Wechſel⸗ Waren⸗ und ern): Ingenieure 
und anderer PBerfonen, welde von ber Behörbe de — Fr te befonbers beftclit 


und in Pflicht genommen find; dann alle Unternehmungen von Privatgeſchäftsvermitt⸗ 
Iungen an anberen al8 Dandeldgeihäften: 8) die Ausübung ber Heiltunde —5— Wund⸗ 
ärzte und —— Geburtöhelier und Hebammen zc.), die e Ninternegmungen 
le oder U ei nbegriff der Gebär- und ber Irrenb 

— en; das Veterinaͤrweſen mit FH des Bich- 
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ſchnittes; h) die Erwerbszweige bed Privatunterrichtes und ber Erziehu ung und die fidh 
en beziehenden Anftalten; i) die gewerblichen en offentli Humanitaäͤts⸗ 
Unterrichts⸗, Strafe oder Correctionsanſtalten; X) bi en von Grebit« 
anftalten, Banken, Verſatz⸗, Sen erungs⸗, Verſorgungs⸗ Reutsuanttalten Sparcaſſen :c. ; 
J) die Eifenbahn- und Dampficif rtsunt —— m) der den Seegeſehen unter 
ra ——— au eere und die Seefiſcherei und n) die Unternehmungen 
yon ne tigen Ueberfuhren (ihren) auf Flüffen, Seen, Kanälen zc., Dann die Schwenm- 
bonfalten — 0) die Unternehmungen öffentlicher Belu ns ngen und Schaue 
—*— gen aller ) die Unternehmungen diſcher ten und der Ver⸗ 
sid gmeaih abe —— und — —A im Herumwandern aus⸗ 
geübte gem e 
il . Bezuglich der Monopole und Regalien des Staated, ſowie ber in 
einigen Recnlänten a in Kraft fiehenden Bropinations- und Mühlenrechte, dann ber 
Negaldeneficien bleiben die bisherigen Vorſchriften maßgebend. 


$. 2. Die Errichtung eines Gewerbegerichtes erfolgt durch eine 
vom Auftizminifterlum im Einvernehmen mit den betheiligten Minifterien 
zu erlafjende, im Reichögejehblatte Tundzumachende Verordnun 

An jenen Orten, wo Gewerbegerihte auf Grund des Öeiepes 
14. Mai 1869, R. G. B. Nr. 63, errichtet wurden, haben u mit 
dem Beginne der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes neue auf Grund des gegen⸗ 
mwärtigen Geſetzes errichtete Gewerbegerichte in Thaͤtigkeit zu treten. 

Außerdem find Gewerbegerichte an jenen n zu errichten, an 
denen die betbeiligten Minifterien das Bedürfnis als vorhanden an» 
en Diefe Errichtung erfolgt nad) eingeholtem Gutachten der Land⸗ 
tage. ! 

Landtage, Landesausihüffe, Bezirkd- und Gemeindevertretungen, 
Handeld- und Gemwerbelammern, Gewerbeinjpectoren, Genoffenfehatten 
und jonftige e gewerbliche Corporationen und Vereine Tönnen einen Un- 
trag auf Errichtung eines Gewerbegerichtes ftellen. Weber folche Anträge 
jind Die erforderlichen Erhebungen zu de en und ift nach dem Ergeb- 
niſſe derfelben über den Antrag zu en 

Die Vorſchriften des — Abſatzes finden auch bei 
Auflaſſung bereits beſtehender Gewerbegerichte, ſowie bei Aenderungen 


ihres Sprengels oder des Umfanges ihrer Suftändigteit Anwendung. 

1) Nach 8. 1 des Gef. v. 1. April 1873, R. G. B. Ar. 42, Tann, wenn über An⸗ 
träge auf Erri einzelner Gewerb erichte zu einer entfcheiden tft, in welcher 
die Einholung des tens des Barbinge nicht thunlich tft, dasſelbe durch das Gut- 
achten des —E ed erſetzt werden 

— — wurden bisher errichtet in 

. Wien M. V. a el 


2 Brün n " Nr. a 
8. Reichenberg 5 u — Nr. 60 

4. Bielig 5 Ar. 6l, und M. V. vo. 

13. Buguf 1900, * 8. Nr. 1 

. Xem mber vn v. en November 1899, R. &. B. Nr. 219, 
3* n n Kr. 220, 
7. nu — — — Nr. 331, 
8. M "Shine R Nr. 232, 
9. Brag v. 1. Juli 1900, R. G. B. Nr. 110, 
10. Bilfen " ” " Nr. 111, 
11. Teplig " n n Nr. 112, 
12. Auffiga.C. „ N — Nr 118, 
13. Graz v. 3. Juli 1900, J vr. 114, 
14 Nr. 115, 


15. — v. 7. Juͤli 1000,. 5 tr. us. 
F. 3. Die Verordnung, durch welche ein Gewerbegericht errichtet 
wird, bezeichnet den Sprengel des Gewerbegerichtes, ſowie den Umfang 
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feiner Zuftändigkeit.‘) Erfterer kann fi auf ein oder mehrere Ge- 
meindegebiete oder auch auf einen Theil eines Gemeindegebietes erftreden; 
legterer Tann alle gewerblichen Betriebe des Sprengel3 des Gewerbe⸗ 
eher ober nur einzelne Kategorien der großen oder Tleinen Betriebe 
umfaflen. : 
Die Zuftändigfeit des Gewerbegerichtes fchließt die Zuftändigfeit 
der politifhen Behörden ſowie der ordentlichen Gerichte und der bes 
ftehenden ®ewerbegerichte aus; die ftreitenden Theile können auf die 
Buftändigfeit des Gewerbegerichtes nicht verzichten. 

Die freiwillige Unterwerfung unter die hrs ner Aus⸗ 
—* Genoſſenſchaften (8. 122 der Gewerbeorbnung)?) bleibt un- 
berührt. 


Beſetzes bie 


t wird ein 
rd dadurch 
b ber Aus: 
wirb deſſen 
a — 

n er 
rc die Wahl 
Obmannes 
ed durch ein 
hmigen ift. 
tliche Aus⸗ 
c Gewerbs⸗ 
ordnungs⸗ 
ichend ſein. 
tellvertreter 
ſieſe beiden 


em DET Ge⸗ 

Ausſchuſſes 
a en enges: an vage. RE ae ee ame ebene. beſtim 
menden Friſt biefe Mehrheit nicht erzielt, fo haben beide frunctionäre für die im Statute 
vorgefehene Bunctionsbauer abwecfelnd dem Stande der Gewerbsinhaber und jenem ber 
Gehilfen angugehören. Dabei ift feitzuhalten, dafs der Obmann und befien Stellvertreter 
aus dem Stande der Sewerbsinhaber von den Ausichufsmitgliedern aus dem Stande 

Sehilfen, und der Obmann fowie beffen Stellvertreter aus dem Stande ber Gehilfen 

von den Ausfchufsmitgliedern aus dem Stande der Gewerbsinhaber gewählt werben. 

. 122 e-Ordnung.) 

2) Anfechtung der Entjcheidung vor dem Gemwerbegerichte 8. 35. 
. 4. Das Gewerbegericht iſt ohne Rüdficht auf den Wert des 
Streitgegenftandes zuftändig in: 

a) Lohnſtreitigkeiten; 

b) Streitigfeiten über den Antritt, die Yortfegung und Auflöſung 
des Arbeit» oder Lehrverhältnifies; 

c) Streitigfeiten über Leiftungen und Entihädigungeaniprüde aus 
dem Lehr⸗ und Urbeitsverhältnifie, insbeſondere auch wegen Lohn- 
abzüge und einer bedungenen Vi ag 

d) Streitigkeiten über die Aushändigung oder den Inhalt des Arbeits⸗ 
buches oder Zengniſſes, insbejondere auch über eutihäbigungs- 
aniprüdjhe der Hilfsarbeiter wegen nicht rechtzeitiger Aushändigung 
des Arbeitsbuches, wegen Verweigerung der vorſchriftsmäßigen 
Eintragungen in dasfelbe und wegen unzuläffiger Eintragungen 
und Anmerkungen (8. 80, lit. g der Gewerbeordnung) '); 

e) Streitigteiten aus der Ungehörigfeit an Benfiond- oder andere 
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Unterſtützungscaſſen, jofern nicht die Schiedägerichte der Unfall- 
verfiherungsanjtalten (8.38 des Geſetzes vom 28, December 1887, 
N. ©. B. Nr. 1 ex 1888) oder die re der Kranken⸗ 
caſſen (8.14, Abſatz 7, des Geſetzes vom 30. März 1888, R. G. B. 
Nr. 33) oder andere ſtatutenmäßige Schiedsgerichte einzutreten 


aben;?) 

f) Gtreifigfeiten wegen der Kündigung, der Räumung und bes Miet- 
ur von Wohnungen in Arbeiterhäufern, deren Benützung vom 

ienjtgeber dem Arbeiter ohne oder gegen Entgelt gewährt wird; 

g) Streitigleiten über Anfprüche, melde auf Grund der Uebernahme 
einer gemeinfanen Arbeit von Arbeitern desjelben Unternehmers 
Dee net erhoben werden. 

) 8.80 lit. g Gew. ©. Iſt das Arbeitsbuch bei dem Gewerbbinhaber unbraud- 
bar geworben, verloren gegangen oder vernichtet, oder finb von dem Gewerbsinhaber 
unzuläffige Eintragungen ober Anmerkungen in oder an bem Arbeltsbuche gemacht, ober 
wird von dem Bewerbötnhaber ohne rechtmäßigen Grund die Uushändigung bes UArbeits⸗ 
buches verweigert, fo Tann die Uusftellung eined neuen Arbeitsbuches auf Koften bes 
Beeren bene bei der Gemeindebehörde bes Aufenthaltsortes des Hilfsarbeiters bes 
> Gewerbsinhaber, welcher das Arbeitsbuch feiner geſetzlichen Verpflichtung 
zuwider nicht rechtzeitig aushänbigt, oder die vorſchriftsmäßigen — au — 
— on unzul le : agungen oder Anmerkungen gemacht bat, ift bem Hilfß- 

Der Anſpruch auf tiehäbign erlifcht, wenn er nicht innerhalb vier Wochen 
nad) feiner Entitebung bei dem zuftändigen Gerichte geltend gemacht ift. 

2) Siehe dieſe Geſetze bet Art. XII E. ©. z. €. P. PR 

$: 5. Als Arbeiter im Sinne diefes Geſetzes gelten: 

a) Werfmeifter, Werkführer, Borarbetter; 

b) alle im — Betriebe beſchäftigten Hilfsarbeiter einſchließ⸗ 
lich der Taglöhner u ‚lit. d des Kundmachungspatents der Ge⸗ 
mwerbeorbnung vom 20. December 1859); 

c) Berjonen, melche außerhalb der Betriebsftätte gegen eine Ent- 
lohnung mit der Bearbeitung oder Verarbeitung von Robftoffen 
oder Halbfabrilaten für Unternehmer beichäftigt find; 

d) x — — alle zu kaufmänniſchen Dienſten verwendeten 

erlonen. 

6. 6. Die mit der nothiwendigen Einrichtung — Amts⸗ 
localitäten, dann Beheizung, Beleuchtung und ſonſtige ſachliche Er- 
forderniſſe für das Gewerbegericht hat die Gemeinde, in welcher das⸗ 
ſelbe ſeinen Sitz hat, zu — Die Beſorgung der Zuſtellungen 
obliegt ebenfalls der Gemeinde. treckt ſich der Sprengel des Gewerbe⸗ 
gerichtes auf mehrere Gemeindegebiete, ſo haben die betreffenden Ge⸗ 
meinden im Verhältniſſe der ihrem Gebiete vorgeſchriebenen Erwerbs⸗ 
uud Eintommenftenerleifung beizutragen. 

Die übrigen Koften trägt der Stagt. 

6. 7. Das Gewerbegeriht befteht aus einem Vorſitzenden und, 
wenn nöthig, einem Stellvertreter jowie aus mindeftens zehn Beiſitzern 
und der erforderlichen Unzahl von Erfabmännern aus jedem der beiden 
Wahllörper. Der Vorſitzende ſowie der Stellvertreter müflen für das 
Richteramt befähigte richterlihe Beamte fein; fie werden vom AJuftiz- 
minifter ernannt. 

Die Bezüge des Vorfigenden und des Stellvertreterd werden vom 
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Zuftigminifterinm im Einvernehmen mit ben betheiligten Minifterien 
von Yal zu Hall beftimmt. 

Die Beifiger, jowie Erfabmänner des Gewerbegerichtes werden 
zur Hälfte von den Unternehmern, zur Hälfte von den Arbeitern in 
abgejonderten Wahllörpern aus ihrer Mitte gewählt. 

Sedem Gewerbegerichte iſt da3 erforkerfige Perjonal zur Be- 
forgung der Kanzleig Kr zuzuweiſen. 

8. 8. Der Wahlkörper der Unternehmer beſteht aus den Inhabern 
jener Gewerbe, deren Betriebsftätte fi) im Sprengel des Gewerbege- 
richtes befindet und auf die ſich die Zuſtändigkeit beB Gewerbegerichtes 

— Wenn ein Gewerbe durch den Ste — ——— 
eübt wird oder dasſelbe verpachtet iſt (8. 2, 55 und 56 der Ge⸗ 
werbeordnung), fo ift anftatt * ðewerbeinbabers — Stellvertreter, 

Geihäftsführer oder Pächter wahlberechtigt. 

Grauen können auch durch Bevolmä tigte wählen. 

Dffene Hande sgelenihaften, Commandbitgeſellſchaften, Actiengeiell- 
Ichaften, Erwerb3- und Wirtichaftsgenoflenichaften, Corporationen, An⸗ 
ſtalten und Bereine üben T r Wahlrecht durch eine jener Perfonen aus, 
die im einzelnen Falle zu ihrer Vertretung nach außen berechtigt find. 
Staatliche Betriebe üben ihr Wahlrecht durch den amtlich beitellten Be- 
triebgleiter aus. 

Der Wabhllörper der Arbeiter befteht aus ſämmtlichen in den Be⸗ 
trieben, auf welde ſich die Zuſtändigkeit des ee > 
ftredt, beſchäftigten männlichen und weiblichen Arbeitern, die das 
zigſte " gebensiahr zurüdgelegt Haben und jeit mindeftens einem * 
im Inlande in Arbeit ſtehen. Lehrlinge ſind nicht wahlberechtigt. 

Ausgeſchloſſen von der activen Wahlberechtigung iſt, wer unter 
Curatel ſteht oder über deſſen Vermögen der Concurs eröffnet iſt, der 
lange das Concursverfahren dauert, ferner wer fich in ftrafgerichtlicher 
Unterfuchung, unter Anflage oder Strafe befindet, oder wer infolge 
einer Berurtheilung nach dem Gelege von der Wählbarkeit in die Ge⸗ 
a „ausgeichtofen. tt ift, jofange dieſe Ausſchließung dauert.') 

x, ü ge gut aan für bie — oder zur ze mbar an 
berfelben nothwendig, daſe man ein @emeindemitglieb fei 


itgl 
Das en u — hie B mungen en ob und auf ne lange "mit dem 
Straferlenntniffe Bi Ausſpruch über den des activen und paffiven Wahl- 


Bu dahin eb von — Ares efhlofien: 
3 onen, welche wegen ein ne Ban erfannt, 
b On. w eines — — mu ucdhung gezogen wurden, ſo⸗ 
e 


dauert, 
©) Berlonen weiche der Mebertretunn des Diebftahle, bes Betruges, ber Veruntreu⸗ 
ung oder a nem: — * dieſer uicrire tinöen ſchuldig erkannt worden ſind 


Gr x „Unertäte an Eigenf onen Ir Wähldarkeit find das — 
24. Lebensjahr enuſs der — erlichen Reh. Wer nich icht wahlberecht 
iſt, iR nicht —— ka 


der Wählbartı 
a) onen, welche eines aus ae, oder gegen le Sittlichkeit ver⸗ 
en 
b) einer ——— gefepöude. enieltenen Hebertehung gegen DIE 611, 518, 


es enthaltenen Uebertretung gegen bie öffentliche 
Sittlichkei —— ber age 
onen, deren Bermögen Se Goncure oder das Ausgleichäverfahren er: 


16* 
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olange ao leichſsverhandl dauert, u a 
— — —5 — der Berufe dee ms 486 de —E 
bezeichneten Vergehens ſchuldig erflärt worden i 
d) Berfonen, welche wegen eines aus Geninsiac verübten Diſciplinarvergehens 
Hg gr —— ober Diem — ungen be ah ſich auch auf bie etwa 
ohne wait I den Ausjhufs eintretenden —— by 

6.9. Das paffive Wahlrecht befigt jeder männliche activ Wahl⸗ 
——— der öſterreichiſcher Staatsbür ge dreißig Fahre alt und eigen- 
berechtigt ift. Wei ftaatlichen Betrieben, ſowie bei Transport⸗ und 
Fabrilsunternehmungen find die im betreffenden Betriebe angeftellten 
Beamten paſſiv mahlberedhtigt. 

Bom pafliven Wahlrechte find jene Berfonen ausgeſchloſſen, welche 
nad) den beftehenden Geſetzen wegen einer ftrafgerichtlichen Berurtheilung 
zu einer Anftellung bei Gericht nicht zugelaffen werden dürfen.') 

Ein Beifiger oder Erſatzmann Tann aus einem der nachfolgenden 
ak die auf ihn gefallene Wahl ablehnen oder das angetretene Amt 
zurüdlegen: 

1. wenn er über jehaig Jahre alt iſt; 

2. wenn er an einem die Amtsführung hindernden Gebrechen leidet; 

3. wenn er unmittelbar in ber legten Wahlperiode als Beifiker 
des Gewwerbegerichtes fungirt hat; 

4. wenn er nicht im Sprengel des Gewerbegerichtes wohnt. 


Ueber bie all der Ablehnung enticheidet der Gericht3hof, 
in Bellen Sprengel der Sit des Gewerbegerichtes ift, endgiltig. 
3 Ger. Inſtr. (fiehe unter IX.). 

Pi 10. Die Verfaffung der Bählertiften für die beiden Wahlförper 
obliegt der Gemeinde, in welcher das Gewerbegericht feinen Sig hat; 
erſtreckt ſich deſſen Spren el über mehrere Gemeinden, jo bat jede dieſer 
Gemeinden die Wählerliſten der Gemeinde mitzutheilen, in welcher das 
Gewerbegericht ſeinen Sitz hat. Ueber Reclamationen in Betreff der 
Wahlberehtigung oder Wählbarfeit entſcheidet Die Gewerbebehörde; über 
Beſchwerden gegen bie Enticheidung der Gewerbebehörde wird endgiltig 
von der Landesitelle entichieden. 

Der Wahlact wird von einem Beamten der Gewerbebehörbe 
geleitet. Die Wahl erfolgt Durch die perfönliche Abgabe eines Stimmzettels. 
Gewählt ift derjenige, welcher die abjolute Majorität der abgegebenen 
Fur auf ſich vereint. Bei Gleichheit der Stimmen enticheidet 

8 Los 


Wenn mehr Berfonen, als zu wählen waren, die abjolute Mehrheit 
der Stimmen auf ſich vereinigt haben, gelten jene als gewählt, welche 
die größere Stimmenzahl erhalten haben. ft eine abjolute Majorität 
dur) die erfte Abgabe der Stimmen nicht erzielt worden, fo ift unter 
denjenigen Perſonen, auf welche die meiften Stimmen gefallen find, 
eine engere Wahl zu veranlafien. In bie engere Wahl ir die Doppelte 
Bahl der noch zu wählenden Mitglieder einzubeziehen. 

Die näheren Beitimmungen über die Vornahme der Wahl, bie einzu- 
haltenden Friften, die Richtigftellung der Wählerliften, über die Prüfuug 
der Wahlrefultate werden durch Verordnung!) erlaffen. Wenn fi) die Zu⸗ 
ftändigleit des Gewerbegerichtes nad) Bufäffigteit des 8.3 auf verichieden- 
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artige Kategorien großer oder Heiner Betriebe erftredt, kann beftimmt 
werden, daſs die Wahl nad gewiſſen Gruppen von Wetrieben vorge- 
nommen werde, damit Beijiger aus den verfchiedenartigen im Sprengel 
des Gewerbegerichts vortommenden Betrieben gewählt werden. 

2) M. 8. v. 28. Mpril 1898, R. G. DB. Nr. 56, betreffend die Durchführung der 
Wahlen der Beifiger und Erfagmänner der Gewerbegerichte ſowie ber oe der Be⸗ 
a auf Grund des Geſetzes vom 237. November 1896, R. &. B. Nr. 218 
und — der 88- 3 und 3 biefer Bog. die M. 8. v. 237. Rovember 1900, 


8.8.8. ſche Uusgabe des Gewerbeger. Geſetzes). 

6. 11. Der orfipende des Gewerbegerichtes ſowie fein Stell⸗ 
vertreter üben dad Amt unter ihrem Nichtereide aus. 

Dem Vorſitzenden fleht die Leitung und Eintheilung der Gefchäfte 
des Gewerbegerichtes zu. 

Das Auflichtsrecht über den Vorfigenden des Gewerbegerichtes und 
jeinen Stellvertreter übt der PBräfident jenes @erichtshofes erfter Inſtanz 
aus, in deifen Sprengel das Gemwerbegericht feinen Sit hat. 

Die Beiliger und Erſatzmänner haben vor dem Antritte ihres 
Amtes die gewifjenhafte und unparteiifhe Ausübung ihres Amtes 
eidlich anzugeloben. Dieje Angelobung nimmt der Vorſitzende des Ge⸗ 
werbegerichtes entgegen. 

$. 12. Name und Wohnort ſämmtlicher Mitglieder des @ewerbe- 
gerichtes werden öffentlich kundgemacht. 

6.13. Die Veifiger, ſowie die Erfagmänner haben Anſpruch auf 
ai der angemefjenen baren Auslagen. Die aus dem Wahltörper 
der Ürbeiter gewählten Beifiger und Erſatzmänner erhalten überdies für 
ihre jedesmalige Function eine Entichädigung für den Berdienftentgang, 
deren Done im Berorbnungswege feitgeitellt wird. 

$. 14. Die Beifiter und ihre Erfagmänner werden auf vier Jahre 
gewählt. Nach je zwei Jahren hat die Hälfte der Beiſitzer und Erſatz⸗ 
männer, und zwar eine gleiche Unzahl aus beiden Wahllörpern auszu- 
ſcheiden. Für die auf dieſe Weiſe Ausgefchiedenen Hat eine Erjagwahl 
ftattzufinden. Cine ſolche Wahl ift ferner für den Reſt der laufenden 
Wahlperiode vorzunehmen, wenn fonft wegen des Ausſcheidens einer 
größeren Unzahl von Bei und Erſatzmännern nad) Ermeſſen des 
Gerichtshofes erfter Inſtanz99 zur Sicherung der regelmäßigen Thätigkeit 
des Gewerbegerichtes eine Erſatzwahl nothwendig ericheint. 

Rah den erften zwei Sahren der Wirkſamkeit eines Gewerbe- 
gerichtes ſcheiden die Gewählten zufolge Auslofung aus.?) 

a nun ba a rs find zum Sammelregtiter zu nehmen, 8.245, Abſ. 2, G. O. 

" M. B. v. 31. März 1900, * G. B. Nr. 62, betreffend die Ausloſung der nad) 
den erften zwei Jahren der Wirkſamkeit eines Gewerbegerichtes ausſcheidenden Beiſitzer 


agmäuner. 

5.15. Kommt die Wahl der Beifiger in einem Wahllörper aus 
was immer für einem Grunde nad) zweimaliger Ausfchreibung und 
Einleitung der Wahl nicht zuftande, fo Hat die politiide Behörde die 
Bählerverzeichniffe des betreffenden Wahlkörpers an den Gerichtähof 
erfter Inſtanz) zu leiten und zugleich jene Berjonen in denfelben zu 
bezeihuen, welche fie für die Fähigiten und Würdigften hält, dad Amt 
eines Beiſitzers zu befleiden. 

Der Gerichtshof erſter Inſtanz ftellt aus dieſen Wählerliften nad) 
eigenem Ermeſſen ein Verzeichnis von zu dem Uınte eines Beiſitzers 
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geeigneten Berjonen zujammen, welches dreimal fo viele Namen zu 
enthalten hat, al3 Beifiter zu beftellen find, und ans welchem die nöthige 
Zah ber Beifiter für die laufende Wahlperiode dur) das Los zu be⸗ 
timmen ift. 

a Pl Sammelregifter gu nehmen, 8. 245 ©. D. 

.16. Beifiper, welche fich ohne genügende Entihuldigung zu 
den Sigungen nicht oder nicht rechtzeitig einfinden oder fich ihren Amts- 
pflihten in anderer Weiſe entziehen, find vom Vorſitzenden zu einer 
Ordnungsſtrafe bis zu 200 fl. für jeden Sal, jowie in den Erfaß der 
verurfadhten Koften zu verurtbeilen. Erfolgt nachträglich genügende 
Entihuldigung, fo kann die Berurtheilung ganz oder theilweife vom 
Vorſitzenden zurüdgenommen werden. 

Gegen die Berhängung der Drdnungsftrafe tft binnen vierzehn 
Tagen ein Recurs an den Gerichtshof erfter Inſtanz!), welcher end- 
giltig enticheidet, zuläflig. 

Für die Eintreibung und Verwendung der Strafbeträge, ns für 
deren etwaige Umwandlung haben die Vorſchriften der Suftizm nifterial- 
verordnung vom 5. November 1852, R. &. B. Nr. 227°), zu gelten. 
* — —— der Strafe hat der Gerichtshof erſter Inſtanz auszu⸗ 
prechen. 

Ey yo 

. 17. Der Gerichtshof erſter Inftanz !) hat einen Beiſitzer oder 
Erfagmann feines Amtes zu entheben: 

a) wenn binfichtlich desjelben Umftände eintreten oder befannt werden, 
welche feine Wählbarleit ausjchließen würden (8.9, Abſatz 2); 

b) wenn er fi) einer groben Verlegung feiner Amtspflichten ſchuldig 
macht und insbejondere trog mehrmaliger Berhängung einer 
Drdnungsitrafe von den Sitzungen des Gewerbegerichtes fernbleibt. 
Der Ausſpruch des Gerichtshofes Hat auch die Beitimmung jener 

Zeit zu enthalten, während weldyer der von feinem Amte Enthobene 
nicht wieder wählbar if. Gegen die Enticheidung des Gerichtshofes 
jteht der Recurs an das Oberlandesgeriht ?) innerhalb einer Friſt von 
a alle eiten find zum Sammelregi 215 6.9 

1) Soldye Angelegenheiten um Samm er zu ı 8. .O. 

Dr Comer ee I? 

6.18. Die Enthebung vom Amte eines Beifiberd oder Erſatz⸗ 
mannes bat durch Beſchluſs des Gerichtshofes erfter Anitanz!) auch dann 
zu erfolgen, wenn ein Beiliger aug dem Stande der Gewerbeunternehmer 
eine bisherige Unternehmung, auf Grund deren er feine Wählbarfeit 

r das betreffende Gewerbegericht erlangte, aufgibt, oder wenn ein 

Beiliger aus dem Stande der Arbeiter durd) Uebertritt zu einem anderen 
Berufe dauernd bie —— einbüßt, ferner wenn ein Beiſitzer 
aus dem Stande der Arbeiter ſeit drei Monaten bei Unternehmungen 
in Arbeit geſtanden ift, für welche das Gewerbegericht nicht zuftändig iſt. 

Gegen bie Entidyeidung des Gerichtshofes fteht der Recurs an das 
Oberlandesgericht !) innerhalb einer Frift von vierzehn Tagen zu. 

In den im erſten Abſatze bezeichneten Fällen find die Beifiger 
oder deren Erjabmänner berechtigt, ihr Amt freiwillig niederzulegen. 

2) Sammelregifterfache, 8. 245 6. ©. 
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6.19. Die Mitglieder des Gewerbegerichtes find verpflichtet, fich 
in Streitfadhen, welde fe felbft, ihre Gattinnen oder ſolche Berfonen 
betreffen, mit welchen fie in gerader Linie verwandt oder verichmägert 
ober durch Adoption verbunden find, oder mit denen fie in der Geiten- 
Iinie bid zum vierten ®rade verwandt oder bi3 en zweiten Grade 
verichwägert find, der ung zu enthalten. Sie können von den 
Barteien. folange ſich Ddiefelben in Die Verhandlung der ne nicht 
eingelafien haben, außerdem abgelehnt werben, wenn fonft &ründe vor- 
liegen, welche gegen ihre Unbefangenbeit oder Unpartetlichleit Bedenken 
zu erweden geeignet find. Erkennt das abgelehnte Mitglied den Ab⸗ 
lehnun Gen nit an, jo enticheidet der Borlitende jofort Enge. 

4 Das Gewerbegericht verhandelt und entſcheidet in Senaten, 
die aus dem Borfigenden oder feinem Stellvertreter und zwei Beifigern 
beftehen, von denen der eine ein Unternehmer (Beamter ftaatlicher Be⸗ 
triebe, Beamter einer Transport⸗ oder Yabrilsunternehmung), der 
anbere ein Arbeiter fein Fee 

Im Verordnungswege‘) wird beftimmt, nach welchen Grundſätzen 
der Borfibende die einzelnen Beifiger und ihre Erfagmänner zu den 
ee heranzuziehen hat. 

fann ein Gewerbegericht nach den verichiedenartigen Gewerbs⸗ 
gen ober nad) den Kategorien verwandter Gewerbszweige in mehrere 
Kat — — werden. 
R. G. B. Nr.57, über bie Heranziehung ber Veifiger 
und Erſatzm a zu ar een er @ewerbegerichtes unb des VBerufungsgerichtes in 
re Fe Streitfahen. (Siehe in ber Manz’schen Ausgabe das Gewerbe⸗ 
8 

$. 21. Falls die fachliche Buftändigleit eines Gewerbegerichtes 
ih auch auf gewerbliche Streitigkeiten zwijchen Hanbeltreibenden und 
. Bedienſteten erftredt, ift für dieſe Streitigfeiten eine befondere 

—— des Gewerbegerichtes zu bilden. Für dieſe Abtheilung hat 
I der Beiſitzer getrennt von den anderen Wahlen in beſonderen 
Bohltörpern zu geichehen. 


IL erfahren. *) 


6. 22. Auf das Berfahren vor Gewerbegerichten finden, ſoweit 
nicht im Nachftehenden befondere Beftimmungen getroffen find, die für 
das bezirksgerichtliche Verfahren in Bagatelljachen geltenden Vorſchriften 
der NE 

v. 17. Juni 1898 96, betreffend die nenn mung ber 
5 —— und die —2 {ung bei dieſen @erichten. (Siehe in nz⸗ 
— Ei — v. 8. Juni 1898, iK. 8.8. Nr. 16, betreffenb die Yormu- 
larien Verfahren ” den vor bie VGewerdegerichie gehörigen treitigfeiten. 

1) ge 448 bis 458 €. P. ©. 

6. 23. Zur Verhandlung und Enticheidung der im 8. 4 bezeich- 
neten Streitigkeiten ift mit Ausichlufs aller anderen Gerichtsſtände das⸗ 
jenige a zuftändig, in deſſen — ſich die Betriebs⸗ 
ſtätte befindet, oder wenn im 8. 5, lit. c, bezeichnete Perſonen in Frage 
tommen, da3 Gewerbegericht, in beffen Sprengel bie Arbeit zu leiften 
ift ober die Auszahlung des Sohnes zu gejchehen hat. 
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Das Gewerbegericht hat feine Zuftändigkeit von amtstwegen wahr- 


zunehmen. 

$. 24. Wurde bie fachliche Buftändigleit eines Gewerbegerichtes 
von einem ordentlichen Gerichte rechtskräftig ausgeſprochen, jo ift Die 
Entſcheidung für das örtlich zuftändige Gewerbegericht bindend, bei dem 
die Rechtsſache in der Folge anhängig wird. Hat ein Gewwerbegericht 
die fachliche Buftändigleit der ordentlichen Gerichte rechtskräftig aus- 
gelproden, jo find dieſe an die Enticheidung des Getwerbegerichtes 
gebunden 

6. 25. Die Parteien können ſich durch Angehörige, Geſchäfts⸗ 
führer oder Angeftellte als Bevollmächtigte vertreten lafien. Die Ver⸗ 
tretung duch Berufsgenoſſen ift zuläffig, wenn glaubhaft gemacht wird, 
daſs die Partei am Erſcheinen gehindert oder ihre Angelegenheiten feibft 
zu vertreten nicht im Stande i 

6. Die erfte Tagſahung iſt in der Regel auf einen der 
näcjten 2 Zage al eberreichung der Klage ONJUSEDDER. 
i 1898, R. ©. B. Nr. 96 (Geichäftsorbnu 3 

. 27. Das Gewerbegericht bat nad Maßgabe des Bedürfniſſes 
beftimmte Tage und Stunden feitzufeßen und belfannt zu maden, an 
welchen der — mit der Gegenpartei auch ohne Vorladung erſcheinen 
ne um eine Rechtsſache anhängig zu machen und Darüber zu ver- 
andeln. 

F. 28. Die erſte Tagſatzung kann vor dem Vorſitzenden des 
Gewerbegerichtes ohne Zu ugiebung der Beifiger ftattfinden, um einen 
Vergleich zu —— die Einreden der Unzuläffigteit des Rechtswe 
der Unzuſtaändigkeit des Gerichtes, der Streitanhängigleit und der ie 
fräftig entichiedenen Streitfache zu entjcheiden oder ein Urtheil über 
Anerkennung, Verzicht oder Ausbleiben zu fällen. 

Wenn die Barteien auf die Zuziehung von Beiſitzern einverſtändlich 
verzichten, ift die Berhandlung und Entſcheidung der Hauptjache fofort 
vom orfißenden borzunehmen. 

An allen übrigen Fällen werden die in der a Tagſatzung 
nicht erled — — Streitfachen vor das Gewerbegericht gewiejen. 

Us eine erfte Jag atzung ohne Zuziehung von Bei⸗ 
ſitzern ren bat, berichtet der Vorſitzende zu Beginn ber Ver⸗ 
Ben ung vor dem Gewerbegerichte über Si Ergebniſſe der erften 

agjagung. 

Bei der vor dem Gewerbegerichte ftatifindenden Berhandlung 
haben die Beiliger das Recht, an Parteien, Zeugen und Sadjverftändige 
Fragen zu richten. 

6, 30. In Streitſachen bis zu Nanfaig, Gulden enticheidet das 
Gewerbegericht endgiltig, und iſt gegen das Urtheil lediglich die Be⸗ 
rufung wegen Nichtigleitögründen‘) (8. 477 der Civilproceſsordnung) 
zuläſſig. Ueber diefe ift vom Gerichtshof erjter Anflanz, in deſſen 
Sprengel da8 Gewerbe — ſeinen Sitz hat, zu entſcheiden. Die Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung hat nach den für das Berufungsverfahren 
der Gerichtshöfe al Inſtanz in der Civilproceſſsordnung erlaffenen 
ne ftattzufinden. Eine Vertretung durch Advocaten ift nicht 
geboten 
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a en ifter Bo 236, Abſ. 4, 8.0. 18 

) N cn J—— — )68. 

8. 31. In —S über höhere Beträge kann die Entſcheidung 
des Gemwerbegerichtes mittel3 der Berufung angefochten werden. Die Be- 

rufung ift vor dem Gewerbegericht binnen der unerftredbaren Friſt von 
vi n Tagen nad) Buftellung der [hriftlichen Ausfertigung des Urtheiles, 
wenn aber beide eien anweſend waren, binnen ‚vierzehn Tagen nad) 
der Verfündung des Urtheils zu Protokoll zu erklären oder jchriftlich 
einzubringen. Ueber die Berufung entjcheidet der im $. 30 bezeichnete 
Gericht3hof endgiltig. 

Vor dem ei 1) wird die Streitiache in den durch 
die Anträge. beftimmten Grenzen von neuem verhandelt.) Auf das 
ie: vor dem Sau fungögerkähte finden die Beitimmungen An⸗ 

,‚ welde in toilprocef3ordnung für das Verfahren vor 
dem — —— — als Proceſsgericht gegeben find, mit 
der Abweichung, daſs ein Wechſel vorbereitender Schriftjäge nicht 
— und eine nn der Barteien dur Advocaten nicht ge- 
oten i 

Der Gerichtshof — über dieſe Berufung unter Sea ung 
von zwei_gewerblichen Beiligern. Nach welchen Grundjägen dieſelben 
zu — a heranzuziehen find, wird im Verordnungswege?) 


Iebe = Kar N bertengen, das nis Gingelriäter buch, bie Refaflung mit 
—Se — — aus Dienfſt⸗ und Lo — en — als Vorſitzender eines Gewerbe⸗ 
gerichtes eine genauere Kenntnis ber netverbficen Berhältnifie zu ne — 
- ye De are der Gewerbegerichte in Betradyt Tommen; 8.7, . 3, G. 
7. Sa find tn — a aa Cg einzutragen, 8. ir 
=.® ® 17 nt 1898, 96 (© rer 
3. B. Nr. 57 0 bis 


u "Dos —— der Nichtigkeits⸗ und Wiederaufnahms⸗ 
age‘) „abe im Verfahren vor Gewerbegerichten nicht ftatt. 

Dnfoiern im Verfahren vor Gewerbegerichten ein Recurs zuläffig 
ift, geht derjelbe an den im 8. 30 bezeichneten Gerichtshof. Das Ber- 
rel ren — ſich nach den bezüglichen Beſtimmungen der Civilproceſs⸗ 

ordnung. 


3 ©. n. u — Recuröregifter $. 344 ©. D. 

6. 33. Auf Grund rechtöfräftiger Urtheile des Gewerbegerichtes, 
— vor demſelben geichlofiener Vergleiche!) findet Execution ftatt, und 

vol ie diefem Bwede das Gewerbegericht den Parteien auf Verlangen 
echtöfraft des Urtheiles zu beitätigen.?) 

Diefelbe ift bei dem Bezirksgerichte, im deſſen Sprengel ber 
Schulbdner feinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, und in Ermanglung 
eines ſolchen bei dem Bezirksgericht, in defien Sprengel das Geiverbe, 
gericht feinen Sig Hat?), anzufuchen und nach den Beitimmungen der 


01. burchauführen. 


[2 
. 


RN 8 1. mit dem Untrage auf Egecutionsbewilligung beige» 
el €. O.; 88. 20 biß 28 I. © 8. v. 17. Juni 1896 296, 8. @ >. 


2 4, 3.6, €. D. abgeändert, monad) andere Umftänbe für bie 
Zuſtandigkeit des Gemiltgenden Berichtes maßgebend wären. 
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6. 34. Eingaben an das Gewerbegericht, Ausfertigungen des- 
jelben, fowie aufgenommene Protokolle find ftempel- und gebürenfrei. 

Wird der Rechtöftreit durch einen Vergleich beendet, jo wird feine 
Gebür eingehoben. 

Die Urtheile der Gewerbegerichte unterliegen den für die Schieds- 
gerichte in dem Geſetze v. 29. Kebruar 1864, R. ©. B. Nr. 20, feſt⸗ 
gejegten Gebüren. 


III. Die Gewerbegerichte als gerichtliche Inftanzen gegenüber 
den gewerblichen ee Inen 


6. 35. Entſcheidungen der ſchiedsgerichtlichen Ausſchüſſe der Ge⸗ 
noſſenſchaften (88. 1221), 1232) der Gewerbeordnung) in Streitigkeiten, 
welche zur fachlichen Zuftändigleit der Gewerbegerichte gehören, können 
nad) Beginn der Wirkſamleit des gegenwärtigen Geſetzes nur mehr vor 
dem Gewerbegerichte angefochten werben, wenn ſich die Genoſſenſchaft 
im Erzengel — Gewerbegerichtes befindet. 

e bei 8. 8. 

De Bus eagnnn der in ben 88. 114 und 1223 bezeichneten Streitigteiten durch 
den fchiedsgerichtlihen Ausſchuſs Tann entweder im Wege eines Vergleiches oder durch 
Erkenntnis (Entfcheidung) erfolgen. 

Bur rechtswirkſamen oihliekung eined Bergleiches ift außer bem Obmanne ober 
defien Stellvertreter nod) die Gegenwart von zwei nad) dem ge gg 
zur Wirkſamkeit berufenen Schiedsrichtern, von denen einer den Gewerbäinhabern, 
andere den Gehilfen angehört, erforderlich. 

Die abgeichloffenen Vergleiche find in ein Brotololl einzutragen, das von beiben 
en en und wovon auf Verlangen berjelben eine ſchriftliche Aus⸗ 

di Erfenntniffe (Entiheldungen) des — — Ausſchuſſes ſind in der 
Anweſenheit des Obmannes und von vier nach $. 122 zur Function berufenen Schieds⸗ 
tichtern, wovon je zwei der Glaffe ber Gewerbätnhaber und der Gehilfen anzugehören 
haben, nad) Klarfiellung der Sadjlage und Prüfung aller erforberlihen Beweismittel zu 
fällen. Die Entſcheidungen erfolgen durch Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit wird 
jene zu per fhhlufie erhoben, welcher der Obmann beitritt. 

a8 Verfahren des fchtebögerichtlichen Ausſchuſſes wird Durch das im $. 122 er» 
wähnte Statut geregelt. Darin kann auch beftimmt werben, ob unb in weicher Höhe 
den fungirendben Gehilfen Präfenzgelber aus dem Vermögen ber Genoſſenſchaft gewährt 
w 


en 

Die Vergleiche und Entſcheidungen des ſchiedsgerichtlichen Ausſchuſſes ſind im 
Verwaltungswege vollziehbar. 

Gegen die cheidungen des Ausſchuſſes ſteht jedem Streittheile die Anfechtung 
durch Ueberreichung einer Klage bei dem ordentlichen Richter innerhalb der Friſt von 
acht Tagen vom Tage ber Kundmachung der Enticheidung zu, und bat innerhalb diefer 
Sn Den —— betretende Partei auch die Ueberreichung der Klage vor dem 

usſchuſſe auszuweiſen. 
ch die Unfehtung ber ig Ska wirb aber die vorläufige, Bollziehung der⸗ 
felben nicht aufgehalten, $. 128 Gew. : 


IV. Gutadten und Anträge des Gewerbegeriähtes. 


6. 36. Das Gemwerbegericht ift verpflichtet, auf Anſuchen ber 
Landesbehörden Gutachten über gewerbliche Fragen zu erftatten. Zur 
Vorbereitung oder Abgabe ſolcher Gutachten können befondere Ausſchüſſe 
aus der Mitte des Gewerbegerichted gebildet werden. 

Diefe Ausſchüſſe müflen, jofern es fih um fragen Handelt, Die 
die Intereffen von Unternehmern und Arbeitern berühren, zu gleichen 
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Theilen aus Beifigern beider Kategorien zujammengefegt fein. Sie tagen 
unter der Leitung bed Borfigenden des Gewerbegerichtes. 

Das Gewerbegericht ift berechtigt, in gewerblichen Yra ogen, welche 
die feiner Gerichtsbarkeit unterftehenden Betriebe berühren, Anträge an 
die Landesbehörde zu richten. 


V. Zuftändigkeit der — Gerichte in Streitigkeiten aus 
dem gewerblichen Arbeits⸗, Lehr˖ und Lohnverhaͤltniſſe. 


6. 37. Aus dem Arbeits⸗, Lehr⸗ und Lohnverhältniſſe)) ent- 
Ipringende Streitigkeiten zwifchen ®ewerbsinhabern und ihren Hilfs- 
arbeitern, ſowie zwiſchen Hilfsarbeitern untereinander, für deren Ber- 
handlung bisher die Beitimmungen des 8.87 c des Geſetzes v. 8. März 
1885, R. ©. 8. Nr. 22, Geltung hatten, gehören von dem Zuge, an 
welchem das gegenwã eige e Geſetz ge Kraft tritt, foweit nicht ein Ge⸗ 
werbegericht dafür zuftändig ift, ohne Rilckſicht darauf, ob fie während 
der Dauer des Arbeits-, - und Rohnverhältniffes ober nach deſſen 
Beendigung angebracht werden, und ohne Rückſicht auf den Wert des 
Streitgegenftandes zur jachlichen Zuftändigkeit der Bezirlögerichte. 

Die an diefem Tage bei politiichen Behörden anhängigen derlei 
Streitſachen von denſelben nach den bisher hiefür geltenden Vor⸗ 
ſchriften — erled igen, 


iehe im J. M. 8. B. ©. 294/1899 den Erl. des Min. d. mn. v. 4. Auguſt 
1899, 8 15688, betreffend die Streitigeiten en Gewerbsinhabern und beren Hilfs⸗ 
arbeitern, den "Bergwerts erksbeſitzern und beren — und zwiſchen Land⸗ und 
Forſtwirten und deren land⸗ und forſtwirtſchaftlichen chen Hilfsarh eitern und Taglöhnern. 
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6. 38. Das gegenwärtige Geſetz tritt am 1. Juli 1898 in Kraft. 
Alle an diefem Loge bei den politifchen Behörden oder bei den auf 
Grund des Geſetzes v. 14. Mai 1869, R. ©. B. Nr. 63, beitehenden 
Sewerbegerichten anhängigen Streitfachen werben nad) den bisher hiefür 
Borichriften erledigt. Nach Abmwidinng der bei ben beitehen- 
den Gewerbegerichten anhängigen Streitfachen haben dieſe Gerichte ihre 
Rirkjamteit ar gr en. 

6. 39 dem Tage, an welchem das gegenwärtige . in 
Kraft tritt, verlieren alle anderen sch — Vorſchriften über —— 
me bie durch das gegenwärtige © eh geregen werden, ihre Wirk⸗ 
amleit. Ins ondere verlieren auch die Beſtimmungen der Gewwerbe- 
ordunng über &ompetenz der politiichen Behörden in Lohnftreitig- 
feiten (8. 87 c der Gewerbeordnung) und über die fchiedsrichterlichen 
Collegien — 87 ff. der Gewerbeordnung) mit der Maßgabe ihre Wirk⸗ 
ſamkeit, daj3 die bei Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes bei dieſen 
&o anhängigen Streitfahen von ihnen nad) den bisher hiefür 
geltenden Vorſchriften zu erledigen find. 

6. 40. Mit dem Bollzuge diejes Geſetzes ift Mein Suftizminifter 
im Einvernehmen mit den Minifterien der Finanzen, bed Innern und 
des Handels beauftragt. 


VII Rilitär-Iurisdichionsnorm. 


1. Gefeb vom 20. Mai 1869, R. 6.8. Ar. 78, 
betr. den Wirlungskreis der Militärgerichte. 


Mit Zuftimmung der beiden Häufer des Reichsrathes finde Ich 
anzuordnen, wie folgt: 

6. 1. Der Militärgerichtöbarfeit in lee unterliegen: 

1. die in activer Dienftleiftung ftehenden Perjonen des ftehenden 
Heeres und der Kriegsmarine; 

2. die in dem Verzeichniſſe, welches am Schluffe dieſes Geſe 
beigefügt ift, aufgeführten, bei der Militärvermwaltung angeftellten oder 
verwendeten und in activer Dienftleiftung ftehenden Berjonen, injoferne 
deren Unterftellung unter die Militärgerichtsbarkeit nicht ausschließlich 
nad) den Beftimmungen zu beurtheilen ift, welche für die in dem vor- 
jtehenden ons 8 1) angeführten Perjonen gelten (8.53 d. Webrgei. 
v. 5. Dec. 1868, R. G. B. Nr. 151); 

3. alle Berfonen, welche fi im Gefolge einer auf Kriegsfuß 
gejeßten oder außerhalb der Grenzen der Monarchie ftehenden Heeres- 
abtheilung befinden oder zum Bemannungsftande eines Kriegsfahrzeuges 


gehören; 

4. die Kriegsgefangenen und die unter militäriiher Obhut ftehen- 
den Geifeln; 

5. die von der Kriegsmarine eingebrachten Seeräuber. 

Die 88. 2 bis 8 betreffen die Zuftänbigkeit in Strafſachen. 

$. 9. In bürgerlichen Rechtsangelegenheiten, wozu auch bie Ver⸗ 
handlungen wegen Nichtigkeit, Scheidung und Trennung der Ehe, ſowie 
die hiedurch entftehenden vermögengsrechtlichen Streitigkeiten gehören, 
unterftehen ſowohl die im activen Dienfte als auch die außerhalb destelben 
befindlichen Militärperfonen und das Aerar in Angelegenheiten des 
Militärwefens den Civilgerichten. 

Bei Beitimmung des Gerichtsjtandes für das Aerar in Ungelegen- 
er des Militärwefens find die für den Fiscus im allgemeinen geltenden 

ehe BRSUDDENDEN: 
ı) Siebe 8. 7 


.10 u. 11 find durch Urt. II 8.2 €. ©. 3. I. R. aufgehoben. Un Stelle 
= $ ” find die 88. 68 und 738 J. N. getreten, anftatt 8. 11 gelten 88. 106 und 


6. 12. Die Vornahme von Zuftellungen und anderen gerichtlichen 
Handlungen in militärifchen oder vom Militär befegten Gebäuden hat 
nad) vorläufiger Anzeige an den Commandanten des Gebäudes und 
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unter Zuziehung einer von diefem beigegebenen Militärperfon zu er- 


folgen 

"Das Gericht hat von der Einbringung einer Schuldflage, welche 
auf Grund einer mit dem Ehrenworte verbürgten Bablungssuficherung 
gegen einen Officier gerichtet ift, jowie von der Eröffuung des Concurfes 

das Bermögen einer Militärperjon die vorgeſetzte Militärbehörde 
im — zu jeßen.?) 

1) enſtandslos mit — a auf den ee 2. Abſ. bes 8. 83 J. N. 

>) Au alten Urt. VI 8.8 C O. 

Beſcheide und Intimatlonen, welche an — — die ber Militär— 
jurisdiction unterliegen, im Bereiche dest. tt. Generalcommandod zu 
Sarajewo zuzuftellen ‚ find demſelben direct zuzufenden, welches dann bie Bu: 
ftelung durch den betreffenden Zruppentörper beforgen und ben beftätiaten Zuſtellungs⸗ 
bogen wieder direct an das requirirende Bericht zuriidleiten wird. J. M. E. v. 29. Mai 
1880, 8. 7510, an alle Oberlandesgeridhte. 

6. 13. Wenn ſich ein Todesfall in einem militärischen oder vom 
Militär bejegten Gebäude ergibt, jo hat die Militärbehörde den Todes» 
fall aufzunehmen. 

Die Militärbehörde kann auch alle unaufichiebliden Amtshandlungen 
ber freiwilligen Gerichtöbarfeit in Anjehung der im $. 10 erwähnten 
Berjonen!) vornehmen, wenn diejelben in einem militärischen oder vom 
Militär beſetzten Gebäude vorzunehmen find, oder wenn fi am Drte 
eg fein zur Anordnung diefer Amtshandlung zuftändiges Ge⸗ 
richt befindet 

Unter den gleichen Borausjegungen ericheint die Militärbehörde 
auch zur Beftellung eines einftweiligen gejeglichen Vertreters berufen, 
wenn die Nothwendigfeit eintritt, er die Bertretung minderjähriger 
Kinder jchleunig zu forgen. 

Sn allen diefen Fällen ift das zuftändige Gericht von den ge- 
troffenen Serfügungen in Kenntnis zu ſetzen. 

as find bie in 8.1, 3.1 u. 2, erwähnten Militärperfonen, deren Sattinnen, 
die unter väterlicher — ftehenden Kinder und die Dienftperfonen. 

6. 14. Mit dem Tage ber Wirkſamkeit diefes Geſetzes haben die 
Eivilgerichte, infomweit nicht die Gerichtsbarkeit der Militärgerichte nad 
diefem Gelee fortzudauern bat, an deren Stelle zu treten und außer 
den in dieſem Gelege beitimmten Fällen, nach den ir die Zuftändigfeit 
unb das Berfahren vor Eivilgerichten geltenden Geſetzen vorzugehen. 


6. 16. Die Gerichtsbarkeit des Oberfthofmarichallamtes wird durch 
dieſes Geſetz nicht berührt. 


Berzeichnis 


der zur Militärverwaltung gehörigen Berfonen, 
welde der Militärgerichtsbarkeit unterftehen. 


A. Des ſtehenden Heeres. 


1: — — Militarpfarrer; Militaͤrcurat; Militärcaplan, Militaͤr⸗ 
— D. And General⸗, Oberſt⸗, Oberſtlieutenant⸗ Major⸗ Hauptmann-, 
— a ee II. Militärärzte: Generalftabsarzt ; Oberftabsarzt I Cl.; 

— —————— t; Regimentsarzt; Oberarzt. Subalternärzte: Oðer. 
nie. v Trunpenrechnungsfü rer: Hauptmann» (Rittmeifter-) Rech⸗ 

———— .Cl.; Oberlieutenant⸗ Rechnungsführer; Lieutenant: Rechnungsführer 


a 5 
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Milttärbeamte. V. Militärintenbantursbeamte: Sectionschef und Chef ber Militär- 
intendanz; Generalintendant; Milttäroberintendant; Milttärintendant; Milttärunters 
— en und — b — Organe desſelben 


in eh erpflegsverwalter; Ber- 
pflegöverwalter; Berpflegdo fictal ; —— nv (itärthiesär tliche Beamte: 
Dbeethlerarzt: Thieratzt; nterthier — Yan. x nuldie Beamie = BY air 
des Genie» und tweiens: berwerff er; Wertfü 2 dar 


—* in den Nilitärtrafanftalten: Oberftabsprofoß; ee ns 
: lee Hilfsperfonale: Werkmeiſter bei den Milttärverpfiegäanftalten und ri 
em Fuhrweſen. 

B. Der Kriegsmarine. 


I. Marinegeiftlichleit: Marinepfarrer; Marinecurat; Marinecaplan. Il. Ma- 
rineauditore aller gengrabe. III. Darinehtute 0 aller eg IV. Rarine: 
beamte jeder Kategorie und jeder Biätenclafle- Auffihtsperfonale in den Marine⸗ 
fteafhänfern: Martneoberftabsprofoß,; Marineſtabsprofoß; Marineprofoß. 


2. Gele vom 11. Iuni 1884, R. G. B. Ar. 98, 


zur Abänderung des 8.3 bed Geſetzes vom 20. Mai 1869, 0.8.8. Nr. 18, 
betreffend den Wirkungskreis ber Militärgeriähte, 


Mit Suftimmung der beiden Häufer des Reichsrathes finde Ich 


anzuordnen, wie fol 

1. Der ee Abſatz des $. 3 des Geſetzes v. 20. Mai 1869, 
R.G. 8. Nr. 78, betreffend den Wirfungsfreis ber Militärgerichte, 
bat zu lauten, wie folgt: 

„Die Urlauber, die nicht in activer Dienſtleiſtung befindlichen 
Officiere in der Reſerve ſowie die Mannſchaft der Reſerve und Erfap- 
reſerve treten mit dem Tage der Zuſtellung des Einberufungsbefehles 
oder der legalen Beröffentfichung desſelben oder, wenn die Einberufung 
auf einen bejtimmten Tag lautet, mit dem Tage, auf welchen die Ein- 
berufung lautet, wenn aber die Bräfentirung früher enge ift, mit dem 
Zage der Präfentirung unter die Militärgericht3barkeit 

2. Mit dem Bollzuge des Geſetzes wird ber Minifter der 
Juſtiz beauftragt, welcher —* im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
Kriegaminifterium vorzugehen bat. 


3. Gefeb vom 2. April 1885, R. 6.3. Ar. 93, 

betr. die Ausübung der Gerichtöbarleit Über die Landwehr. 

Mit Sul munıng der beiden Häufer des Reichsrathes finde Ich 
END, wie folgt: 


. In bürgerlichen ——— unterſtehen die im 
Landwehrverbande ſtehenden Perſonen den allgemeinen Geſetzen und 


gen 
Die a ber 88. 12 und 13 des za SA 


20. Se 1869, R. G betr. den Wirkungskreis der Militär- 
gerichte, haben auch für die En zu gelten. 


— — — — — 


VIII. Berorönung des Iuftigminifters v.5.Mai 1897, 


R. G. B. Nr. 112 
(kundgemacht im XLI. Stüd am 11. Mat 1897), 
womit eine neue 


Geihäftsordunng 
für die Gerichte erfter und zweiter Inſtanz erlaffen 
wird. 


Auf Grund des Artikels XXIV des Geſetzes vom 1. Auguft 
1895, R. ©. B. Nr. 110, des Artikels LV des Gefebes vom 
1. Auguft 1895, R. ©. B. Nr. 112, des Artifel3 XLI des 
Geſetzes vom 27. Mai 1896, R. G. B. Nr. 78, und des 8. 99 
des Geſetzes vom 27. November 1896, R. G. B. Nr. 217, 
wird verordnet: 


Artikel J. Die nachfolgende Gefchäftsordnung für die 
Gerichte erjter und zweiter Inſtanz tritt bei den Bezirkögerichten, 
Bezirfögerichten für Handels» und Seeſachen, Kreid- und Landes⸗ 
gerichten, Handelögerichten, Handels- und Seegerichten, ſowie 
bet den Lberlandesgerichten gleichzeitig mit ber Civilprocefs- 
ordnung (Öefeh vom 1. Wuguft 1895, R. ©. B. Nr. 113) am 
1. Sänner 1898 in Wirkſamkeit. 

Artikel II. Gleichzeitig verlieren alle in kaiſerlichen 
Berordnungen, Minifterialverordnungen, Minifterialverfügungen 
und Erläfien enthaltenen Beitimmungen, welche &egenftände 
betreffen, die durch die nachfolgende Geſchäftsordnung geregelt 
find, ihre Kraft. Insbeſondere treten die Vorfchriften der Ge— 
\häftsordnung mit dem angegebenen Tage an die Stelle der 
88. 44, 60 bis 68, 90 bis 103, 105 bis 145, 159 bis 161, 
163 bis 167, 169 bis 171, 175 bis 182 und 184 bis 255 
des kaiſerlichen Patentes vom 3. Mai 1853, R. ©. B. Nr. 81°), 
und an Stelle der 88. 56 bis 62, 64 und 65 der Juſtiz⸗ 
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minifterialderordnung vom 19. November 1873, R. ©. 8. 
Nr. 152 (Vollzugsvorſchrift zur Strafprocef3ordnung). h 
9 — aufrechtgebliebenen Beſtimmungen der Ger. Snitr. ſiehe 


2) An ihre Stelle find getreten die 88. 247, 249, 250, 251, 405, 
258, 394 ©. 

Artikel III. Alle anderen in Zaiferlihen Verordnungen, 
Miniftertalverordnungen, Minifterialverfügungen und Erläffen 
enthaltenen Vorſchriften und Belehrungen, welche bisher für 
die Geſchäfte und Amtshandlungen der Gerichte erfter und 
zweiter Inſtanz und ihrer Organe maßgebend waren, bleiben 
injoweit unberührt, als fie weder durch) das Hinwegfallen der 
Borausfegungen, auf welchen fie beruhen, gegenſtandslos werden, 
noch durch die Beitimmungen der neuen Surisdictionsnorm, 
Civilprocef3ordnung und Erecutiondordnung, der dazu erlafjenen 
Einführungsgefege und des Gerichtsorganiſationsgeſetzes oder 
durh die zur Durchführung diefer Geſetze ergehenden Anord⸗ 
nungen eine Aenderung erfahren. 

Insbeſondere bleiben die zur Zeit beitehenden Einrichtungen 
der Gerichtädepofitenämter?) jowie deren Geihäftsordnung info- 
weit in Kraft, als nicht in der nachfolgenden Gefchäftsordnung 
für die Gerichte erfter und zweiter Inſtanz abweichende Bor- 
ſchriften ertHeilt werden. 


1) Bergl. nunmehr auch die M. V. v. 13. Jänner 1900, R. G. B. 
Nr. 6, betr. die Beforgung der depofitenämtlichen Umfaggefcjäfte durch 


unter 


die Steuerämter Grnangeofien), — die J. M. V. vom 12. December 


1899, J. M. V . 54, betr. die Einführung der Kronenwährung 
in der —— der gerichtlichen — und der 9 
J— aiſencaſſen, ferner M. V. v. 12. November 1 


4, betr. die periodiſche —— Ertetgtetung 
von Eoupons ans biezu die Mitt. im J. M. 8 B 

Artitel IV. Soweit in der here sche Geſchäftsord⸗ 
nung hinſichtlich der Beſtimmung der Gemeinden, deren Mit- 
wirkung für die Zuftellung in Anſpruch zu nehmen ift (8. 15), 
und der Bildung des amtlichen Verzeichniſſes der Zwangs— 
vermwalter (88. 153 bis 156) Vorfchriften für die Zeit vor 
dem im Artikel I bezeichneten Wirkſamkeitsbeginne der Gejchäfts- 
ordnung enthalten find, treten diefe fogleich mit der Kund⸗ 
machung der — nung in Geltung. 

Siehe die 8. d. J. M. v 12. Mai1897, 3.10301, J. M. V. B. 


Nr. 15, betreffend. den Beginn der Vorarbeiten zur Durchführung der 
neuen Seichäftsorbnung. 
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Geſchãflsordnung für Die Gerxichte 
erffer und zmeifer Inſtanz. 


Erſter Beil. 
Leitung der Gerichte. 


Erſter Abſchmitt. 
Vorſteher der Gerichte. 
Amtsverrichtungen der Gerichtsvorſteher. 


6. 1. Die Vorſteher der Gerichte (Präſidenten, Vorſteher 
der Bezirkögerichte, Bezirkörichter) haben für die geſetzmäßige 
und fchnelle Führung der Geſchäfte bei den Gerichten Sorge 
zu tragen. Sie haben die Geſchäfte mit Bedachtnahme auf die 
geſetzlichen Borfchriften?) und die in dieſer Geſchäftsordnung)) oder 
in anderen Unordnungen biefür feftgeitellten Grundſätze zweck⸗ 
mäßig und thunlichft gleihmäßig zu vertheilen, die Verwendung”) 
der Beamten und Diener des Gerichtes (Kanzleigehilfen, Aus: 
hilfsdiener, Zuſtellboten), foferne nicht in Anſehung einzelner 
eine verbindliche Anordnung des Dberlandesgerichtspräfidenten 
vorliegt (8. 44 des Gerichtsorganiſationsgeſetzes)“), nach deren 
Fähigkeiten zu beitimmen, fi) durch ununterbrochene Aufmerf: 
ſamkeit auf den Gang der anhängigen Gerichtögefchäfte in be- 
ftändiger Ueberficht derjelben zu erhalten, Verzögerungen und 
zwed(ofe Weitläufigkeiten abzuftellen und in allen Gefchäfts- 
zweigen auf die Einhaltung ftrenger Ordnung und Genauigfeit 
in der Geichäftsbehandlung zu dringen. 

Die Vorfteher der Gerichte haben über jämmtliche bei 
Gericht angestellten oder verwendeten Perfonen nah Maßgabe 
der darüber erlaflenen befonderen Beitimmungen die Aufficht®) 
zu führen, in deren Arbeiten von Beit zu Zeit Einficht zu 
nehmen, Bejchwerden, die gegen dieſe Perfonen oder wegen 


Die mit * bezeichneten B 1 unb8 J.M. VB. v. 5. Mai 
u7, 2.00. Kr 114, im br Geiääfäfhrung ber Eiitsanmat Haft bei den Ge 
richtepd fangen wen 

—— ——* che wird u „Befägung ber En a (3. F )bie * 

ortung ber —— vorg * er 
ne — te ——— (I. zu * v.6. December 1897, 8 9804 5 


an — Ordg. 17 
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Mängel ihrer Gefchäftsführung erhoben werden, zu unterjuchen 
und ihnen, foweit dies nicht im einzelnen alle anderen Be— 
hörden oder Organen vorbehalten tft, durch angemefjene Ber- 
fügungen abzuhelfen und ſtets dahin zu wirken, daſs der Dienft 
durh Eintracht unter den bei Gericht verwendeten Perſonen, 
fowie durch wechjelfeitige Unterftüßung erleichtert und ges 
fördert wird. 

Die Vorſteher der Gerichte find die Organe des Auftiz- 
minifter8 in den Angelegenheiten der Nuftizverwaltung.®) Sie 
haben die Errichtung der Berfonalftandesausweije”) zu veran- 
laſſen, und e3 Tiegt ihnen deren Prüfung und Aufbewahrung 
jowte die Sorge dafür ob, daſs alle vorgefchriebenen Ein- 
tragungen in diefen Ausweifen jeweild ohne Auffchub erfolgen. 

) der richtlichen Hilfsbeamten 8. 3, Abi. 2, G. O. G. 


3) Hinfichtlid der Verwendung der richterlichen Beamten des Ge⸗ 
richtshofes Ausweis an das Juſtizminiſterium, 8. 12. 

) Hinſichtlich der richterlichen Hilfsbeamten (Auſcultanten und 
fliegenden Adiuncten). 

5, Dem a leer obliegt die allgemeine ——6 
8. 26, 1, G. O. G. — Ebenſo dem Gerichtshofspräſidenden, 

Abſ. 1 —* * — Auch über die im — — Henn 
Berjonen, 8.1 O, J. M. 8. v. 15. Auguft 1897, R. G. B 192 
ei 8. 58.8. G). Siehe ferner $. 811. 

Dem Gerichtsvorfteher obliegt insbeſ. die Reviſion bes ee i⸗ 
ten⸗ und Waiſencaſſenjournals, 8. 30 M. B. v. 16. 1898, 
R. G. B. Nr. 55 (fiche bei 8. 68); dieſe —— des 
Gerichtövorftehers wurde durch 8.13 M. V. v. 13. Zänuer 1900, 8.6.8 
Nr.6, auch auf die für das —— Gericht — Umf ab- 
gef häfte ausgedehnt. (Insbeſ. ftihprobenweiie Einficht in die Spar- 
caſſe⸗ und fonftigen Einlagebüdher). Wenn der Steueramtsvorfteher bei 
der Prüfung der Verwahrungsgeſuche einen angebotenen Erlag als zur 
Annahme nicht geri net erflärt und zurüdweist, fo fteht der Partei die 
jofortige münbli a an den — — frei, F. 7 M. V. 
v. 15. März 1898, B. Nr.55 (bei 8. 68). 

Der erichtövorfteher hat die Richtigkeit der Bemeſſung der 
Zehrgelder, Behrgeldszufchäffe und Ganagelder in bürgerlihen Rechts⸗ 
angelegenhetten von Zeit zu Beit an der Hand des Reitetagebuches, des 
Erecutionsbuches und ber Acten mittels Stihproben zu prüfen, 
8.14 M. . 22. Auguſt 1899, R. G. y ai 162 (bei 8.369). 

8.7 3.8. O. G. )8.4 


$. 2, Dei Vorſteher der Gerichte haben darliber zu 
wachen, dafs gleichartige Geichäfte, auch wenn deren Beforgung 
in verſchiedenen Händen liegt, nach einheitlichen Grundjägen 
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erledigt werden. Sie haben fi zu diefem Bwede von der 
Behandlung und Erledigung der Geſchäfte in den einzelnen 
Senaten und bei den verfchiedenen Einzelrichtern oder felb- 
fändig verwendeten richterlichen Beamten in geeigneter Weiſe 
(Acteneinficht, Anweſenheit bei Verhandlungen u. f. w.) Kenntnis 
zu verichaffen und behufs Herbeiführung eines gleichmäßigen 
Borganges!) gemeinfame Befprechungen der Betheiligten zu ver- 
anftalten. In derjelben Weife ift namentlich auf eine gleich- 
mäßige Behandlung derjenigen Gerichtshofsgeichäfte Hinzumirken, 
welche von hiezu beftellten Mitgliedern des Gerichtshofes als 
Einzelrichter?) oder doch ohne Beichlufsfaffung des Senates?) 
zu erledigen find. 

Meinungsverfchiedenheiten über die formale Geichäfts- 
behandlung, die innerbalb eines Gerichtes zu Tage treten und 
durch gegenfeitige Verftändigung der Betheiligten nicht befeitigt 
werden können, find vom Vorfteher zu entjcheiden; deſſen Weiſung 
iſt jodann für die bei diefem Gerichte verwendeten Perſonen 
jo lange verbindlich, bis eine abweichende Belehrung, Anord- 
nung oder Entiheidung erfolgt. 

1) Insbeſondere über Zahl der auf einen Tag anzuordnenden 
nr 8. 115, Abi. 

.3 und 4, 1 N., 8. 10 G. O. 
. 37 und 42 G. O 

26 .Erläſſe und — höherer Behörden, 
Bemerkungen?), die von übergeordneten Gerichten bei Entſcheidung 
einzelner RechtSangelegenheiten gemacht werden und für Fünftige 
Säle zur Richtſchnur zu dienen haben, ſowie Mittheilungen 
anderer Behörden über Einrichtungen oder admintftrative Ver- 
fügungen, die für die gerichtliche Gefchäftserledigung von Be- 
lang find, haben die Vorfteher der Gerichte den richterlichen 
Beamten ihres Gerichtes und, fofern auch der Geſchäftsbereich 
der Gerichtskanzlei dadurch berührt wird, den in ber Gericht3- 
fanzlei angeftellten oder verwendeten Perſonen durch Eirculation, 
Einhändigung von Abſchriften, Erlaffung einer Präfidialver- 
fügung oder in anderer Weiſe zur Kenntnis zu bringen.?)®) 

Selangte die fraglihe Mittheilung nit an den Vor— 
fteher des Gerichtes, fondern an einen Senat oder an einen 
Senatövorfigenden, Einzelrichter oder jelbftändig verwendeten 
richterlichen Beamten, fo muſs fie von letterem dem Vorſteher 
des Gerichtes zum Zwecke der Bekanntmachung vorgelegt werden. 

17* 








Nr. 1. 
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ı) Weifungen und Ausfiellungen, die gelegentlich ber Entiheidung 
über ein Rechtsmittel ergehen, werden auf einem befonderen Blatte er- 
theilt und find zu den Präfidialacten zu nehmen, 8. 277. 


2) Verordnung des Auftizminifteriumgs v. 3. Juli 1897, 
3. 14644, J. M. 8. B. Nr. 25, betreffend die Gebarung mit 
den Gejegespublicationen und den Fachzeitſchriften. 

Bei manden Gerichten wird, wie dem Juſtizminiſterium zur 
Kenntnis gekommen ift, keine regelmäßige Vorforge dafür getroffen, daſs 
fürnmtlihe Beamte des Gerichtes von dem Inhalte des Reichs⸗ und 
Aandesgefeßblattes, de3 Suftizminifterial-Berordnungsblattes und der auf 
Rechnung des Amtspauſchales gehaltenen Fachzeitſchriften Kenntnis er- 
langen. 

Da eine genaue Verfolgung der in allen diefen Bublicationen ent» 
haltenen Mittheilungen gerade derzeit von beſonderer Wichtigkeit ift, wo 
die zur Durchführung der Civilproceſsgeſetze beftimmten zahlreichen 
neuen Anordnungen erjcheinen, und in den Yachzeitichriften wertvolle 
Beiträge zum Studium der neuen ya geboten werden, findet das 
Suftiziminifterium anzuordnen, daſs bei Gerichten mit kleinem Perfonal«- 
Itande die vorbezeichneten Publicationen jeweils thunlichft bald jedem 
Beanıten zur Einficht mitgetheilt, bei Gerichten mit größerem Perjonal- 
ftande aber in anderer entiprechender Weile dafür gejorgt werde, Die 
Geſetz⸗ und PVerordnungsblätter ſowie Die Fachzeitſchriften thunlichjt bald 
nad ihrem Erfcheinen den richterlihen Beamten dieſes Gerichtes zu- 
gänglich zu machen. Auf demielden Wege ift den bezeichneten Beamten 
in die feit Beginn des Jahres erfchienenen Stüde und Nummern der 
genannten Bublicationen nachträglich Einficht zu verjchaffen. 

Die Gerichtövoriteher Haben darauf zu dringen, dafs die Beamten 
des Gerichtes namentlich von dem die neuen Eivilprocejögefege und deren 
ah ine Inhalte der Publicationen Kenntnis nehmen. 

2) J. M. Erläffe der in 8. 8, Abi. 1, bezeichneten Art find in der Regel 
in Abſchrift jedem gerichtlichen Yunctionär zu übergeben (J. M. E. v. 
24. Mat 1898, 3. 12121, P.10). Siehe auh J. M. V. v. 3. März 1898, 
J. M. V. B. Nr. d, betreffend die Ergänzung der Amtsbibliothelen der Ge- 
richte erfter Inſtanz (bei 8.411). 


*6, 4. Jeder in den Staat3dienft eintretende Beamte oder 
Diener Hat gleih nad) dem Antritte des Dienftes feinen Ber- 
ſonalſtandesausweis nah dem Formular Nr. 1, und zwar ein 
Beamter in vier, ein Diener in drei Eremplaren!), mit den 
nöthigen Urkunden in Urſchrift oder beglaubigter Abjchrift dem 
Boriteher bes Gerichtes zu überreichen. Diefer hat nad; Prü- 
fung und Vornahme der erforderlichen Berichtigungen die 
Richtigkeit der Eintragungen zu beftätigen.?) Die Urkunden find 
dem Beamten oder Diener zurüdzuftellen. 

Ein Exemplar des Perjonaljtandesausweijes ift vom Vor- 
jteher des Gerichte, bei welchem der Beamte oder Diener zur 
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Zeit angejtellt ijt, eines beim Präſidium des übergeordneten 
Gerichtähofes erfter Inſtanz und eines beim Präfipium des 
Dberlandeögerichtes aufzubewahren. In Anſehung der für den 
ganzen Oberlandesgerichtöjprengel ernannten richterlichen Hilfs⸗ 
beamten?) hat das Präfivium des Gerichtshofes erfter Inſtanz, 
bei dem oder in deſſen Sprengel der Beamte verwendet wird, 
zwei Exemplare des Perſonalſtandesausweiſes aufzubewahren. 
Das vierte Eremplar des Perſonalſtandesausweiſes eines Be⸗ 
amten ift dem Quftizminifterium zu überfenden. 

Jede Aenderung in den perjünlichen und Dienftesverhältnifien, 
über welche der Perſonalſtandesausweis Aufſchluſs zu gewähren 
Bat, ift in allen bei Gericht aufbewahrten Eremplaren erficht- 
lich zu maden; der Vorſteher des Gerichtes, bei welchem bie 
betreffende Perſon angeftellt ift oder verwendet wird, hat zu 
diefem Bivede alle einzelnen derartigen Uenderungen dem Prä- 
fivium des Oberlandesgerichtes anzuzeigen. Die neuen Ein- 
tragungen in den Answeiſen der Beamten, die nicht durch eine 
Verfügung des Zuftizminifteriums felbft veranlafst werden, find 
vom Oberlandesgerichtspräfidenten vierteljährig mittels eines Aus⸗ 
weiſes nach Formular Nr.2 dem Yuftizminifterium anzuzeigen.‘) Te. 2. 

Denn ein Beamter oder Diener den Staatsdienft für 
immer verläjst, find diejenigen Eremplare feines Perfonal- 
ftandesausweijes, welche bei dem Gerichte der lebten Anftellung 
des Beamten oder Dienerd und bei dem übergeordneten Ge— 
richtshofe erfter Inſtanz aufbewahrt wurden, oder eine dement- 
ſprechende Anzahl der gleichzeitig an derfelben Stelle aufbe- 
wahrten mehreren Eremplare des Ausweiſes zu vernichten.®) 

8. 22 Mebergangsverordnung. 


* 
) In den Perſonalſtandesausweis iſt auch der Tag der Beeidigung 
(des ru und a — einzutragen. 


9 z. B. —* des Geſchäftskreiſes eines Einzelrichters, 
ſiehe 8.25 G. O. G., 
2) Die en * 88. 4 und 5 find Al gg auf die Be- 
= er — —— anzuwenden. J. M 5. Mai 1897, 
r 


*6. 5. Sn einer Beilage zum Perſonalſtandesausweiſe, für 
die dad Formular Nr. 3 zu benüben ift, find alle Gutachten Nr. 3. 
8.5. Das Formular Nr. 3 bil- | tenen Bormerkungen elangen i im 


8 8 
det eine Beilage des Perfonal- | Wege bed Competenzgefuches oder bes 
ſtandesausweiſes; die darin enthal- | Bifitationsberichte3 zur Kenntnis der 


m 
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über die Dualification vorzumerfen, die dem Beamten oder 
Diener bei Bewerbungen um eine Dienftitelle (SS. 22 bis 24 
des Faiferliden Patente vom 3. Mai 1853, R. G. B. Nr. 81) 
oder aus Anlaſs der Unterfuchung eines Gerichte!) ertheilt 
werden. In der 8. Spalte ift anzuführen, von wen das Duali- 
ficationsgutadhten abgegeben wurde. 

Bei Bewerbungen um eine Dienſtſtelle tft jedem Gefuche 
eines Bewerbers, der fchon im Dienfte fteht, eine Qualificationg- 


- tabelle nad) Yormular Nr. 4 beizulegen. Die Gründe für eine 


von früheren Gutachten abweichende Dualification find ſowohl 
in der Beilage zum Perjonalftandesausweife, wie in der Duali- 
ficationstabelle anzugeben. 

Bei dem Gebraude der im 8. 23 des kaiſerlichen Patentes 
vom 3. Mai 1853, R. G. B. Nr. 81, vorgefchriebenen Quali⸗ 
ficationsbezeichnungen?) hat ald Regel zu gelten, daſs ſowohl 
Fähigkeiten wie Verwendung als hinreichend zu bezeichnen find, 
wenn fie zur ordnungsmäßigen Verſehung des Dienfte zwar 
noch genügen, aber unter dem Durchſchnittsmaße ftehen, al3 gut, 
wenn fie dad Durchſchnittsmaß erreichen, als fehr gut, wenn 
fie das Durchſchnittsmaß überfteigen, als ausgezeichnet jedoch 
nur dann, wenn fie zugleich außergewöhnlich hervorragende 
Reiftungen zur Folge haben. Fähigkeiten, die zur ordnungs- 
mäßigen Verſehung des Dienstes nicht genügen, find als unzus 
reichend zu bezeichnen. Wo eine genauere Kennzeichnung ein- 
zelner Perfonen zur vergleichenden Beurtheilung erforderlich 
ericheint, ift Hiezu die Anmerkungsfpalte der Dualificationstabelle 
zu benüßen. 

1) 88. 410, 412 G. O. 

„Das Gutachten über die Dunlification tft mit ber ftrengften 
Gewiffenhaftigfeit und mit der beftimmten Bezeichnung abzugeben, ob 
der Bewerber hinreichende, gute oder ausgezeichnete Fähigkeiten und 
Verwendung an den Tag gelegt Habe. Auch ijt jederzeit beizufügen, ob 


derjelbe zu der angejuchten Stelle geeignet fet oder nicht.“ 8. 23, Abſ. 1, 
Ger. Inte 


$. 6. Die Präſidenten der Gerichtähöfe werden in allen 
ihren Dienftgejchäften durch den bei dem Gerichtähofe beftellten 
Bicepräfidenten vertreten.) 


im 8.4, Abſ. 2, angegebenen Stellen. | angegebenen Stellen borzumerfen, 
Die gelegentlich der Vifitationsberichte | welche von dem Bifitationsberichte 
erftatteten Qualificationsgutachten find | nach dem vorgefchriebenen Geſchäfts⸗ 
nur bei jenen der im $. 4, Abſ. 2, | gange Kenntnis erlangen. (3. M.) 
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Sit fein Vicepräfident beftellt oder iſt er verhindert, jo 
fällt in Ermanglung anderer Anordnungen die Vertretung des 
Präſidenten dem rangälteften Mitgliede des Gerichtähofes zu. 
Bur Vertretung des Vorftehers eines Bezirfögerichtes tft mangels 
anderer Anordnungen der rangältejte Einzelrichter des Bezirks⸗ 
gerichte3 berufen. Die Anordnungen über die Vertretung des 
Gerichtsvorſtehers kommen betreffs der Bezirksgerichte dem 
Präfidenten des übergeordneten Gerichtshofes erſter Inſtanz?), 
betreffs der Gerichtshöfe erſter Inſtanz dem Präſidenten des 
Oberlandesgerichtes?) und betreffs letzterer Gerichte dem Juſtiz⸗ 
minifter*) zu. 

Bei Bezirlögerichten, die nur mit einem Nichter bejebt 
find und fi außerhalb des Sites eines Gerichtöhofes erfter 
Suftanz befinden‘), wird der Bezirksrichter durch einen Richter 
eines benachbarten Bezirkögerichtes oder durch ein ftimmführendes 
Mitglied des übergeordneten Gerichtshofes eriter Inſtanz ver- 
treten, welche vom Bräfidenten des SOberlandesgerichtes für 
ftändig oder für den einzelnen Fall mit der Vertretung des 
Bezirksrichters betraut werden (88. 27, 31 und 41 G. O. G.). 
Um zu vermeiden, daſs eine ſolche Verfügung infolge von 
Berfonalveränderungen öfter erneuert werden muſs, Tann bie 
namentliche Bezeichnung der in Frage fommenden Richter unter- 
bleiben und allgemein, beifpielsweife der jeweilige Vorſteher 
oder rangjüngite Einzelrichter eines beitimmten Bezirfsgerichtes 
dem jeweiligen Vorfteher eines anderen Bezirksgerichtes zum 
Vertreter beftellt werden. 

Ob dieje Vertretung auch für die Ablehnung des Bezirks⸗ 
ericht3vorfteher8 gilt, hat der Präfident des übergeordneten 
Gerichtshofes erſter a im einzelnen alle zu entjcheiden 
(8. 28, Abi. 2, ©. O. &.).® 

39 — Do 

5 es 27, Anm. 2 G. O. 6. Sinictlie der —**— 
Pa iehe g. 11, Abſ. 2, G. O. 

6, Durch De der Rechtsſache an den Subitituten bei 


Ablehnung eines —— a die Ablehnung gegenflandslos ge- 
macht werden, 8. 28, Abi. 2 . G. 


— der Gerichtshöfe. 
6.7, Die Präfidenten der Gerichtshöfe haben die An⸗ 
zahl der Senate für die Ausübung der Gerichtsbarkeit in bür⸗ 
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gerlichen NRechtzfachen') und in Straffadhen, ſowie der Raths-— 
fammern?) unter Berüdfichtigung des Geſchäftsumfanges und ver 
Erfahrungen des laufenden Jahres und auf der Grundlage zu 
beftimmen, daf8 dor jedem Senate regelmäßig an zwei Tagen 
der Woche mündliche Verhandlungen ftattfinden. Für die Bu- 
fammenfegung der einzelnen Senate wird in erfter Linie die 
Befähigung und befondere fachliche Eignung der ftimmführenden 
richterlichen Beamten maßgebend fein.) Es ift jedoch auch dar⸗ 
auf zu fehen, dafs fämmtliche ftimmführenden Mitglieder des 
Gerichtshofes nach Zuläffigkeit des Gefehes in den verichiedenen, 
diefem Gerichtshofe zugetwiejenen Zweigen der Nechtöpflege und 
insbefondere in Civil- und Strafjfenaten abwechjelnd verwendet 
werden und nicht zugleich mehreren Senaten angehören dürfen, 
die gegebenenfalls zur felben Zeit zu verhandeln haben. End- 
ih wird bei der Zufammenfegung der Senate für bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeiten noch zu berüdfichtigen fein, daſs das Urtheil 
nur von denjenigen Richtern gefällt werden kann, die an der 
dem Urtheile zugrunde liegenden Verhandlung theilgenommen 
haben, und daſs infolge deifen jede während der Verhandlung 
eines Rechtsſtreites vorfallende Veränderung in der Belegung 
des GSenates eine Erneuerung der mündlichen Verhandlung noth- 
wendig madt (8. 412 C. P. O.).) Es mufs deshalb ein Wechfel 
in den Mitgliedern eines Senates, dem bürgerliche Rechts— 
ftreitigfeiten übertragen find, während des Jahres nach Mög- 
lichleit vermieden werden. 

Unter den in Wbja 1 angegebenen Vorausſetzungen kann 
diefelbe Perjon zum Vorfigenden in mehreren Senaten, ein bei 
einem Gerichtshofe erfter Inſtanz als Einzelrichter beichäftigter 
richterliher Beamter zum Mitglieve eines Senates und ein 
Unterjuchungsrichter zum Mitgliede eines Livilfenates beftellt 
werden.?) 

Als Vorſitzende in Handelöfenaten find, wenn möglich, 
Perfonen zu wählen, die bei Bezirfögerichten für Handeld- und 
Seeſachen als Einzelrichter die ftreitige Gerichtsbarkeit ausgeübt 
haben. Der Vorſitz im Senate für Berufungen gegen Ent- 
Iheidungen von Gewerbegerichten (8. 31 bes Gejebe vom 


18.7. Ein Mitglied eine Ges | alle ift es zuläffig, dafs in dem Se- 
nate8 kann zum Stellvertreter des | nate der Borſitz ıumter dieſen beiden 
Vorfitzenden beftellt werden. Syn diefem | Mitgliedern wechfelt. (3%. M.) 
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27. Rovember 1896, R. G. B. Nr. 218)°) ift nach Thunlichkeit 
einem ftimmführenden Mitgliede des Gerichtöhofes zu übertragen, 
das als Einzelrihter durch die Befaffung mit Streitigfeiten 
ans Dienſt- und Lohnverträgen oder als Vorſitzender eines 
Sewerbegerichtes eine genauere Kenntnis der gewerblichen Ver⸗ 
bältnifje zu erlangen vermochte, welche für die Zuftändigfeit der 
®ewerbegerichte in Betracht kommen. 

Die zur Entſcheidung von Concursangelegenheiten berufenen 
Senate jollen vorzugsweiſe aus denjenigen Mitgliedern des Gerichts⸗ 
hofes gebildet werden, die als Concurscommiſſäre thätig find. 

Bei Zufammenfegung der ftändigen Senate für Straf: 
ſachen find außerdem die Vorfchriften des 8. 2 der Vollzugs⸗ 
vorfchrift zur Strafprocefsordnung (Juftizminifterialverordnung 
vom 19. November 1873, R. G. 8. Nr.152)”) zu beobachten.?) 

1) Erkenntnis, Berufungs- und Senate für Rechtsangelegenheiten 
außer Streitfachen, 8. 82 G. O. G. — Gewerbegerichtsfenat, 8. 31, Abf. 3, 
Gew. Ger. &. — Senat für Erecutionsfachen. 

2) Außerdem find die jonftigen für Angelegenheiten ber Juſtizver⸗ 
waltung und für a a vorgeichriebenen Senate zu- 
fammenzufeben, 8. 32 G. O. G. 

s, Die Berufungsfenate in bürgerlichen Rechtsſachen find nad 
Möglichkeit mit Rüthen zu beſetzen, 8. 32, Abi. 1, G. O. G. Die Be- 
ftimmung des Senatsporfigenden und ihrer Erfaßmänner bedarf der 
Genehmigung des Präfidenten des Oberlandesgerichtes, 8. 33 ©. O. G. 

+) Gilt nad) 88. 78 und 55 E. D. auch für die auf Grund vor- 

der mündlicher Verhandlung ergebenden Enticheidungen im Ere- 
entionsverjahren. 
es ftimmführende Mitglied Tann zum Mitgliede mehrerer 
Senate Defelt werben, 9. 38, ei 2, ©. b. — leder bie — 
n orſteher un er der en erichte 
——— der Geräten fiehe N MM. bei 8.11. i 
% eru Fi gegen Enticheidungen der &emwerbegerichte in Streit- 
achen über 

) „Die Zufammenfeßung der ftändigen Senate (8. 18 St. P. O.) 

it von dem Borfteher des Gerichtshofes alljährlich derart vorzunehmen, 


dafs die Senate mit inn des Jahres ſogleich ihre Thätigkeit auf 


nehmen lönuen. &3 bleibt dem Vorſteher unbenommen, dieſelben Richter 
zu liebern und Erjagmännern mehrerer Senate zn beitimmen.” 
ußerdem Anſchlag am Gerichtähaufe und Vorlage der Senatsein- 
theilung in doppelter Ausfertigung an das Oberlandesgeridht, eine Aus⸗ 
fertigung davon fowie die Anzeige von der Bnfammenfegung der oberlandes- 
ar Senate an den Caſſationshof. — Hinfichtlich Veränderungen 
o. 


©) Eintragung der Berfügungen über die Geſchäftsvertheilung in 
das dazu beſtimmte Buch, 8. 18, 
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$. 8. Bis ein verläfsliches Urtheil darüber gewonnen 
fein wird, wie viele Rechtöfachen der ftreitigen Civilgerichts- 
barkeit ein Erkenntnis- oder Berufungsſenat durchfchnittlich zu 
erledigen vermag, können Senate gebildet werden, die nur nach 
Erfordernis, für den Fall einer Ueberlaftung der übrigen Senate 
in Thätigfeit zu treten haben (Hilfsſenate).) Die Gejchäftsver- 
theilung erfolgt fodann unter dem Vorbehalte, daj3 der Ge- 
ſchäftskreis der Hilfsjenate nachträglich vom Präfidenten durch 
Bumeifung derjenigen NRechtsfachen beftinmt werden wird, die 
von den übrigen Eivilfenaten wegen ihrer Weberlaftung nicht 
mehr mit der gebotenen Raſchheit bewältigt werden könnten. 

Für Ferialfachen können die Präfidenten der Gerichtshöfe 
befondere Ferienſenate bilden?) oder die während der Gerichts- 
ferien zu erledigenden Rechtsſachen unabhängig von der fonft 
geltenden Vertheilung einem oder einigen der bei dem Gerichts- 
hofe beitehenden Senate zuweifen. 


J —* driſter eilung iſt die Bildung der Ferialſenate 
u e we un e un er en 
obne Einfluſs, 8. 51, Abſ. os zug 

6. 9. Als Ergänzungsrichter (88. 91), 62 und 639) der 
Jurisdictionsnorm) oder Erfagrichter (8. 221 St. P. D.)?) find 
zunächſt die für den nämlichen Senat als Crjagmänner bes 
ftellten Mitglieder des Gerichtshofes zuzuziehen. Sind fie ver- 
hindert, jo beftimmt der Präfident des Gerichtöhofes auf münd⸗ 
liche Anzeige des Vorfikenden, wer an der Verhandlung als 
Ergänzungsrichter teilzunehmen bat. 

Wenn dem Senate ſchon ein richterlider Beamter angehört, 
dem für die Ausübung der Gericht3barkeit das Stimmrecht 
übertragen ift, dürfen nur Räthe als Ergänzungsrichter zugezogen 
werden.*) 

Die Beitimmung des Richters (richterlicder Beamter oder 
fahmännifcher Laienrichter), der gemäß 8. 61 der AJurisdictiong- 
norm) zum Zwecke der Verwandlung eines Civilſenates in einen 
handels⸗ oder bergredtlihen Senat oder eines Senates der 
leßteren Art in einen Civilſenat an Stelle eines der Senats⸗ 
mitglieder zu treten bat, geſchieht auf mündliche Anzeige 


8. 8 Sn ben Ausfertigungen 
der Beichlüffe des ertenfenates 


zugeben, bei welder die N 
ift diejenige Gerichtsabtbeilung an⸗ 


anhängig ift (8. 51, Abf. 2, ®. O.). 
I M.) i 
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des Vorſitzenden des Senates durch den Vorſteher des Ge- 
richtsbofes. 
1) Bei Verhandlungen von längerer Dauer. 


Behnfs Wechſels des Senates im Falle Statt ebung der u⸗ 
ſtändi ce — 


Hauptverhandlungen in Strafſachen von längerer Dauer. 

Einem Senate in Civilſachen, den Rathskammern oder einem 

zur Ausũubung der Strafgerichtsbarkeit berufenen Senate darf nicht mehr 

als ein mit dem — betrauter richterlicher Beamter als Mit⸗ 
glied angehören, 8. 32, Ubf. 4, G. O. G. 

Fr enn dem Antrage auf Berweifung der Sache vor den Cauſal⸗ 
bezw. Eivilfenat noch vor Schiuis der Sen un — wird. 
Hier tritt im Gegenſatz zu 88. 62 und 63 J. N. ſofort Senats⸗ 
wechſel ein. 

6. 10, Die Ermädtigung, in Amortifirungs- und Grund- 
buchſachen (Grundbuchs⸗, Landtafel-, Berg-, Naphtha⸗, Eifenbahn- 
buchsangelegenheiten) die Gerichtsbarkeit felbftändig auszuüben 
und über Anträge auf Erecutionsbewilligung zu entjcheiden (8.7, 
Abſatz 3, der Yurisdictionsnorm)!), kann nur Räthen und ben- 
jenigen Nathöfecretären ertheilt werden, welchen für die Aus 
übung der Gerichtsbarkeit bei dieſem Gerichtähofe das Stimm: 
recht übertragen ift?); die Ermächtigung kann jederzeit zurüd- 
genommen werden. Der Präfident des Gerichtshofes hat jede 
ſolche Ermächtigung unter Ungabe des Geſchäftskreiſes, auf den 
fie fih bezieht, dem Präfidenten des Oberlandesgerichtes anzu= 
zeigen, der, wenn er e3 für nöthig hält, die Zurüdnahme der 
Ermächtigung oder Wenderungen in dem überwieſenen Gejchäfts- 
treife anordnen kann. 

Die vorstehenden Beitimmungen gelten auch in Bezug auf 
die Gerichtsbarkeit in Verfachbuchſachen. 

Bon der Befugnis, Amortifirungs-, Grundbuchs⸗ und Ver: 
fachbuchſsgeſuche, jowie Anträge auf Erecutionsbemilligung bei 
Gerichtshöfen ohne Beichlujsfaffung eines Senates zu erledigen, 
fol ſowohl zum Zwecke der Entlaftung der ftimmführenden Mit- 
glieder des Gerichtshofes, wie zur Erleichterung der Senats⸗ 
bildung fo Häufig als möglich Gebrauch gemacht werben.?) 

Die Ermächtigung kann auch mit der Einjchränfung er- 
theilt werden, daſs fämmtliche oder gewiffe Gruppen der ent- 
worfenen Erledigungen oder nur die Erledigungen meritorifcher 
Ratur vor ihrer Ausfertigung dem Präfidenten vorzumeijen find. 
Hegt der Bräfident im einzelnen Falle gegen die Art der Er: 
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ledigung Bedenken, fo ift über die Erledigung im Senate Be: 
ſchluſs zu faffen. Dem Senate find der mit der Erledigung 
betraute richterliche Beamte, ſowie nach Thunlichkeit die für Die 
Sachen gleicher Art zur felbjtändigen Ausübung der Gericht3- 
barkeit ermächtigten Mitglieder des Gerichtähofes beizuziehen. 
Die gleihe Einfchräntung kann vom Präſidenten des Ober— 
Iandesgerichtes angeordnet werden. Sobald fie nicht mehr be- 
gründet erjcheint, ift fie aufzuheben; wenn die Einſchränkung auf 
feine Anordnung erfolgte, Tann fie nur mit Einwilligung des 
Oberlandesgericht3präfidenten aufgehoben werden. 

Bei Beltellung von Kinzelrichtern zur Erledigung von 
wechjelrechtlihen Zahlungs⸗ und Sicheritellungsaufträgen (8. 7, 
Abſatz A, der Jurisdictionsnorm)“) ift nach den Beitimmungen 
des erſten Abſatzes vorzugehen. 

1) Gilt auch für Handelögerichte. 2) 8. 30, eu 3, 6.0.6. 

°) Die Richter, welche Wechſelklagen, wechſelrechtliche Sicherftellungs- 
begehren und Erecutionsanträge zu erledigen haben, bilden eine felb- 
jtändige Gerichtsabtheilung, ihre Sachen werden im Senatsregifter ge- 
führt. Wohl aber bilden die Richter für Amortifirungd- und Grund- 
buchsſachen je eine Abtheilung, 8. 27. Ebenjo die Unterjuchungsrichter 
und Richter für Rechtshilfeſachen. 

4) Diefe Sachen find ftet3 nur von Einzelrichtern zu erledigen, 8.7, 
Abſ. 4, J. N. — Die Befchränfungen nad ab. 4 finden feine Anwendung. 

$. 11. Die Präfidenten der Gerichtshöfe erfter Inſtanz 
haben für eine dem jeweiligen Bedarfe entiprechende Beſetzung 
der am Standorte des Gerichtshofes befindlichen und diefem in⸗ 
ftanzenmäßig untertellten Bezirkögerichte (Bezirfögerichte für 
Handel3- und Seeſachen) und ihrer Gerichtöfanzleien durch Be— 
nennung von Vorſtehern, ſowie durch Zuweiſung der erforder- 
lichen Zahl von Einzelrichtern?), richterlichen Hilfebeamten, Ranzleis 
beamten, Ranzleigehilfen und Dienern (Aushilfsdiener, BZuftell- 
boten) zu forgen.?) Ber Perjonalftand ſolcher Bezirksgerichte 
fann im Laufe des Jahres nach Maßgabe des Ab- oder Bus 
nehmens der Geſchäfte Veränderungen erfahren; es iſt jedoch 





$. 11. Die Vorfteher und bie | und die Einberufung des Erfagmannes 
Einzelrichter des Bezirkögerichtes am | nothwendig wird. Die Aufnahme der 
Site des Gerichtshofes find nicht zu | Vorfteher und anderer Einzelrichter 
ftändigen Mitgliedern von Gerihtd- | eines ftäbtifchen Bezirksgerichtes unter 
bofsfenaten zu beftellen. Sie ausbilfd- | die Erfagmänner der Gericht3hofs- 
weife Gerichtshofsſenaten beizuziehen, | fenate tft jedoch auf die Fälle une 
ift infofern zuläffig, als fie in diefem | abweisbaren Bebarfes zu beſchränken. 
Senate als Erfagmänner beitellt find | ($. M 
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babei auf die nachtheiligen Rückwirkungen Bedacht zu nehmen, 
die eine unvorhergejehene Abberufung von Einzelrichtern auf 
die Erledigung der bei ihnen anbängigen Civil- und Straf: 
procefje ausübt. 

Bei Bezirkögerichten, die fi) am Site eines Gerichtshofes 
erfter Inſtanz befinden, kommt die Bertheilung der Geichäfte, 
ſowie die Aufficht über die Gefchäftsführung und über die dient: 
lihe Zhätigkeit der bei dem Bezirkägerichte verwendeten Per: 
fonen, dem zum Vorſteher bes Bezirksgerichtes beftellten Richter) zu. 

Sind ſolche Bezirkögerichte nur mit einem Richter befebt, 
fo ift bei deffen Verhinderung feine Vertretung vom Präfidenten 
des Gerichtshofes eriter Inſtanz einem Rathe des Gerichts- 
hofes zu übertragen. 

1) Rur ne 

> 25, Ab. 2, 8.8.6; 8.5, Abſ. 4, 8. 6 J. N.; 3. 49, 
Abſ. 2, G. O. 8. 

9 als Vorfteher fungiren Landeögerichtsräthe, $. 25, Abi. 2 
G. O. G. Sie find wie die Vorfteher der anderen Bezirkögerichte felb⸗ 
ftändige Gerichtsvorſteher, 88. 25 und 63 ©. O. ©. 

$. 12. Die Präfidenten der Gerichtshöfe erfter Inſtanz 
haben dem Yuftizminifterium aljährlid” im Monate November 
einen Ausweis über die Verwendung der richterlichen Beamten 
ihres Gerichtshofes im abgelaufenen Jahre vorzulegen und 
darüber zu berichten, wie fie diefe Beamten im nächitfolgenden 
Sabre zu verwenden beabfichtigen. 


Borfteher der Bezirkägerichte. 


$. 13. Die Vorfteher der Bezirkögerichte haben bei Ber- 
wendung der richterliden Beamten ihres Gerichtes und bei Ver- 
theilung der Geſchäfte unter fie nach Zuläffigfeit des Gefebes?) 
neben der Rüdficht auf die Förderung der Gefchäfte auch auf 
eine möglichit vielfeitige Ausbildung?) der Beamten und auf ihre 
abwechjelnde Beichäftigung in den verjchiedenen, dem Bezirks: 
gerichte zugewiejenen Biweigen der Eivil- und Strafrechtöpflege 
das Augenmerk zu richten. 

Die bei einem Bezirkögerichte beitellten?) Einzelrichter find 
kraft ihrer Beſtellung berechtigt, ſowohl in Uebertretungsfällen 
wie im Verfahren wegen Verbrechen und Vergehen die dem Be— 
zirfögerichte zuftehende Strafgericht3barfeit felbftändig auszuüben. 
Nur Beſchlüſſe auf Verhängung oder Aufhebung der Haft müſſen, 
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wenn nicht Gefahr im Verzuge ift, dem Vorfteher des Bezirks⸗ 
gerichtes zur Genehmigung vorgelegt werden. Für die Führung 
von Borerhebungen und Vorunterſuchungen Tann der Borfieher 
des Bezirksgerichtes auch dem Einzelrichter beftimmte Weifungen 
ertbeilen und ihn verpflichten, in Betreff wichtigerer Acte, welche 
einen Aufſchub zulaffen, feine Genehmigung einzubolen.*) 

Mit Ausnahme des Befchluffes auf Berhängung oder Auf- 
bebung der Haft find die fchriftlihen Ausfertigungen der Ur- 
theile, Beichlüffe und Ladungen, die an andere Behörden ge⸗ 
richteten Berichte und Erfuchichreiben ſowie alle fonftigen fchrift- 
lichen Ausfertigungen in Straffahen, die einem Einzelrichter 
des Bezirksgerichtes zugewieſen find, von dieſem zu unter- 
fchreiben®), und e8 bebürfen insbefondere auch Berichte und Er- 
ſuchſchreiben an andere Behörden feiner vorherigen Genehmigung 
des Bezirfägerichtövorftehers.®) Die Ausfertigungen von Beichlüffen 
auf Verhängung und Aufhebung der Haft find ftet von dem 
Vorſteher * 2 zu unterjchreiben. 
ſchfte en, * 2, G. O. G. Siehe die Zuſammenſtellung der Ge⸗ 


jan M. €. v. 8. Juni 1900, 3. 11948, bei 8. 19. 
re erfolgt durch den .. Giehe 8. 25, 


Abſ. 1 
4) Dasjelbe war De, dur 8. 4 V. zur St. PB. D. v. 
19. Des 1873, R. & 8. Nr. 152, een 


En 6.0. G. 
6) —— der unter Note 3 citirten Vorſchrift. 


$. 14. In bürgerlichen Rechtsfachen?) dürfen die bei einem 
Bezirksgerichte beftellten Einzelrichter nur innerhalb des ihnen 
gemäß 8. 5 der Jurisdictionsnorm vom Oberlandesgericht3- 
präfidenten beftimmten Gefchäftsfreifes?) zur felbftändigen Aus- 
übung der Gerichtöbarkeit verwendet werden. Die Beftimmung 
dieſes Geſchäftskreiſes hat in der Regel gleichzeitig mit der Be- 
ftelung der fraglichen Perfonen zu Einzelrichtern zu erfolgen, 
fonft ift fie nachträgli vom Vorſteher des Bezirksgerichtes zu 
erwirfen; diejer fann auch eine Erweiterung des vom Über: 
Iandesgerichtspräfidenten beftinmten Gefchäftsfreifes in Antrag 
bringen. Die Unträge auf Beftimmung oder Erweiterung bes 
Geſchäftskreiſes für bie felbftändige Ausübung der Gerichtsbar- 


Gomtrottite für die — ar 2, —* — eſchäfte fiehe J. 
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feit in bürgerlichen Rechtsfachen find im Wege des Präfibenten 
des übergeordneten Gerichtshofes eriter Inftanz zu ftellen. 

Alle bei einem Bezirkögerichte beftellten Einzelrichter haben, 
unbeschadet ihrer Befugnis, in gewiſſen Rechtsfachen die Gerichts- 
barkeit felbftändig auszuüben, auf Unordnung des Borftehers 
diefen?) oder andere Einzelrichter des Bezirkögerichtes bei Vor⸗ 
nahme ihrer Amtsgeſchäfte, insbefondere auch durch die fchrift- 
liche, vorbereitende Bearbeitung von Gefchäftsftüden der Gerichts- 
barkeit außer Streitfachen, zu unterjtüben. 

1) In Straffadhen Be fie kraft ihrer Beſtellung den in 8. 13, 
Abſ. nn Wirkungskreis. 

%) In der Vefielinng dur den Yuftizminifter (8. 25, Bf. 1, 
G. O. ©.) fiegt die neun der Berechtigung im allgemeinen, Hiezu 
muſs noch gemäß 8.55. N. die fpecielle Ermädhtigung durch * nn 
jonbege htspräfidenten treten. Siehe auch 8. 25 G. O. G. Anm 8. 

27 G. O. G. Anm. 2, ferner J. M. E. v. 8. Juni IV00, 8. e F N: 

3) Insbeſonbere hinſichtlich der Präſidialgeſchäfte, 8. 1 

6. 15. Die Vorſteher der Bezirksgerichte haben — Ge⸗ 
meinden und Gutsgebiete ihres Sprengels, deren Vermittlung 
fie für die Zuſtellung gerichtlicher Erledigungen in Anſpruch 
nehmen wollen, bis 15. Auguſt 1897 im Wege des übergeord⸗ 
neten Gerichtshofes erſter Inſtanz mittels eines einfachen Namens⸗ 
verzeichniſſes dem Oberlandesgerichtspräſidenten bekanntzugeben, 
damit von dieſem hinſichtlich der in das Verzeichnis aufgenom⸗ 
menen Gemeinden ohne eigenes Statut!) und der ausgeſchiedenen 
Gutsgebiete die Aeußerung des Landesausſchuſſes eingeholt werde 
(8.88, Abſatz 2, C. P. O.).)) Diejenigen in das Verzeichnis auf- 
genommenen Gemeinden und Gut3gebiete, von deren Mitwirkung 
bei der Buftellung abzuſehen ift, find den Vorftehern ver ein- 
zelnen Bezirfögerichte vom Oberlandesgerichtöpräfidenten bis ſpä⸗ 
teftens 15. December 1897 namhaft zu machen. 

Ergibt fi in der Folge die Möglichkeit, auch die Organe 
folder Gemeinden oder Gutsgebiete zur Zuftellung zu verwenden, 
auf deren Mitwirkung anfangs verzichtet wurde oder deren Mit- 
wirkung wegen Verbältniffen, die fich inzwilchen geändert haben, 
früher verjagt werden mufste, fo Hat der Vorfteher des Bezirks⸗ 
gerichtes jeweils bis 1. September des Jahres ein Nachtrags- 
verzeichnis vorzulegen, defien weitere Behandlung ſich nad) den 
Beitimmungen des erften Abfates richtet.) 

1) Die Gemeinden mit Statut können ohneweiters zur Buftellung 
herangezogen werden, 
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2) ‚Wenn hienach für die Zuſtellung die Mitwirfung von Ge⸗ 
meinden, welche fein eigenes Statut haben, oder von ausgeſchiedenen 
Gutögebieten in Anſpruch genommen werden fol, ift die Aeußerung 
des Landesausschuffes einzuholen,“ 8. 88, Abi. 2, C. P. D. 

3) In Wirkſamkeit jeit 11. Mat 1897. 


$. 16. Den Voritehern der Gemeinden und den Gefchäftz- 
führern ausgeſchiedener Gutögebiete, in welchen gerichtliche Zu⸗ 
ftellungen in bürgerlichen Rechtsſachen dur) Organe der Ge⸗— 
meinde oder durch Beſtellte des Gejchäftsführers vollzogen werden, 
ift eine Bufammenftellung der wichtigiten für den Zuſtellungs⸗ 
dienft der Gemeindeorgane (Gutsgebiete) in Betracht kommenden 
Paragraphen der Civilprocefordnung und der gegenwärtigen 
Geſchäftsordnung!) zu übergeben; in der Bufammenftellung find 
diefe Paragraphen im vollen Wortlaute wiederzugeoen. 
Außerdem Haben die Vorfteher der Bezirkögerichte, im 
deren Sprengel fich ſolche Gemeinden befinden, vor Inkraft⸗ 
treten der Civilprocef3ordnung und fodann jährlich einmal die 
Borfteher und Secretäre diefer Gemeinden und die Gefchäfts- 
führer der ausgeschiedenen Gutsgebiete zu einer Beiprechung des 
Borganges bei gerichtlichen Zuſtellungen einzuladen (8. 87 
G. O. G.).) Die Organe der Gemeinden und Gutsgebiete find bei 
diefem Unlafje über die für das Zuſtellungsweſen geltenden 
Borfchriften, welche für fie von Belang find, zu belehren, 
und es iſt ihnen an der Hand von Beilpielen und unter Be- 
fanntgabe der am häufigften vorkommenden Anſtände in leicht 
faſſslicher Weife auseinanderzufegen, wie in den einzelnen Fällen 
vorgegangen werden muſs, um den Gejeten zu genügen. 
Ueber Weigerungen von Gemeindevorftehern oder Geſchäfts⸗ 
führern ausgefchiedener Gutsgebiete, gerichtliche Zuſtellungen 
durch ihre Organe bewirken zu laffen, ijt an das Suftiz- 
minifterium zu berichten. Kommen Ordnungswidrigkeiten bei 
der Ausführung übertragener Zuftellungen vor, fo iſt nebſt der 
Reclamation?) durch entfprechende Aufflärung und Unterweifung 
einer Wiederholung folcher Berftöße vorzubeugen, wenn dies aber 
nicht3 fruchtet und namentlich, wenn die unterlaufenen Verſtöße auf 
Nachläſſigkeit oder Uebelwollen zurüdzuführen find, hievon der 
landesfürſtlichen politifcden Bezirksbehörde Anzeige zu machen. 
Die Vorſteher der Bezirkögerichte haben den Gemeindevor- 
itehern fowie den Geihäftsführern ausgeichiedener Gutsgebiete 
jährlich eine ausreichende Menge von Blanfetten für die ber 
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Bollziehung von Zuſtellungen vorfommenden Benachrichtigungen 


und Aufforderungen‘) zu überjenden. 

1) Dies find nachfolgende Pe 5 360 G. D., $. 88, 
Abi. 2, C. P. O. 8. 100 C. P. O., 8. 44, Abi. 1, G. O., 8.45 6.0. 
8. 366 G. O., 88. 101 bis 109 C. B.D,, 8. 367 6. D., 8. 110 €. P. D., 
8. 363 ©. D., 8. 364 ©. D., 8. 351 ©. D., 8.928. 

Abi. 1, G. D., 8. 347 ©. D,, 8. 368 ©. D., 8. 378 ©. D., Form. 74 
bis 80 zur G. D. 

2) Bei Nichterfheinen Androhung einer Ordnungsftrafe, bei fort- 
geſetztem Ausbleiben Berdopplung innerhalb des geſetzlichen Ausmaßes 
und eventuell Vorführung 

8. 368 4) Son: Nr. 76 bis 78. 


Bweiter Abſchmitt. 
Geſchaͤftsvertheilung. 


Erſter Titel. 
Nichterliche Geſchaͤfte. 
Allgemeine Beſtimmungen.') 

6. 17. Die Vertheilung der Geſchäfte geſchieht in ber 
Regel im voraus auf die Dauer des nächftfolgenden?) Jahres. 
Wegen Veränderungen im Berfonaljtande (Wechfel richterlicher 
Beamten, längere Beurlaubung, dauernde Verhinderung u. a.), 
wegen Meberlaftung oder zu geringer Beichäftigung einzelner 
richterlicher Beamten oder Senate oder aud anderen triftigen 
Gründen kann fie während des Jahres geändert mwerden.?) Bei 
Bezirksgerichten kann nebftvem der Präfident des übergeordneten 
Gerichtshofes eriter Inftanz*) eine Aenderung der Gefchäftsver- 
theilung anordnen ($. 26 ©. D. ©.). 

Uenderungen in der Seichäftsvertheilung wirken nicht zurüd. 

1) Giehe 8. 26 G. O. © 


N Hinfichtlich der im s 19 3. 6 angeführten Angelegenheiten des 
3 ns außer Streitjachen ift ein Wechjel des Vertheilungsgrundjages 
ausgeſchloſſen. 

2) 8. 34 G. O. G. — Nachträgliche Aenderung der Geſchäfts⸗ 
vertheilung unter Activirung der Hilfsſenate 8. 8. — Die Bildung be- 
ſonderer Ferienfenate und die zur, Beit der Gerichtäferien angeordnete 
—— ae Sachen bat auf die Geichäftsvertheilung keinen. 

uſs, 8. 51, 

NZ Der Teriengefchäitsplan bedarf immer der Genehmigung des 
Gericht3hofspräfidenten, $. 50. 

Schauer, Gel. Ords. 18 
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6. 18. Alle die Gefchäftsvertheilung betreffenden Ver⸗ 
fügungen!) find außer’ den Perſonen, deren Arbeitägebiet fich 
durch die neue Abgrenzung ändert, fämmtlichen Richtern und 
den Beamten bekannt zu geben, welche die Eingaben an da3 
Gericht zu übernehmen haben. Weberdies find diefe Verfügungen 
nad) ihrer Beitfolge in ein hiezu beftimmtes Buch einzutragen. 
Die Eintragungen find nach Jahrgängen zu gruppiren; dafs 
fie fortlaufend und richtig bewirkt werden, hat der Vorſteher 
des Gerichtes jorgfältig zu überwachen, da diefe Aufzeichnungen 
für das fpätere Auffinden beftimmter Acten dann von Wichtig- 
feit find, wenn alle anderen Anhaltspunkte für die Ermittlung 
des Senates oder des Richters fehlen, von welchem eine einft- 
mals anhängige Sache erledigt wurde. 

Bei allen Gerichtshöfen und bei den Bezirksgerichten in 
den größeren Städten foll zu Beginn jedes Jahres eine Ueber- 
fiht über die Gejchäftsvertheilung in Drud gelegt, unter dag 
Gerichtsperſonal vertheilt und in mehreren Exemplaren den zu= 
ftändigen Advocaten- und Notariatäfammern, fowie der am 
Orte befindlichen Finanzprocuratur überſendet werden.?) 

Diefe Ueberficht ift gegen Erfah der Druckkoſten an jeder- 
mann abzugeben; im Gerichtshaufe ift durch Anſchlag befannt- 
zumachen, wem der Verlauf der Ueberficht über die Gejchäfts- 
vertbeilung übertragen ift. 

1) Präſidialſachen $. 24 8. 7 

2) Im Gerichtshauſe Geſchäſtsvertheilungstafel 8. 39. 


Geſchäftsvertheilung bei den Bezirksgerichten. 


8. 19. Bei den Bezirksgerichten find die Geſchäfte unter 
die vorhandenen Richter (Vorfteher des Bezirksgerichtes und 
Einzelrichter) und felbftändig verwendbaren richterlichen Hilfg- 
beamten!) in der Regel nad) Gattungen”) zu vertheilen und wenn 
nicht anders möglich, Eleinere Verfchiedenheiten in der Belaftung 
einzelner richterlider Beamten durch Zuweiſung von richter- 
lien Hilfsbeamten auszugleichen. Sind die Geſchäfte einer 
beftimmten Gattung zu zahlreich?), um von einem richterlichen 
Beamten allein beforgt zu werden, oder ift es wegen der gleich- 








8. 18. Auch diejenigen Ber- 
fügungen, welche die Geſchäftsverthei⸗ 
fung für bas folgende Jahr (8. 7 


G. D.) zum Bean ande Mate, find 
in das im 8. — * erwähnte 
Bud aaa. EM 
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mäßigen Auftbeilung der Arbeit oder aus anderen Gründen 
erforderlich, fo können Gejchäfte derjelben Gattung verfchiedenen 
richterlihen Beamten überwiefen werden. 

1) Für Rechtshilfeſachen 8.27. Für Vorerhebungen und Vorunter⸗ 
fudungen 8. 33. 

5 Ausnahme aus ſprachlichen Rüdfichten im einzelnen Falle, 8.20. — 
Gegenſatz zur Vertheilung nach Gattungen ift die individuelle Zuthei— 
lung. — N der einzelnen Gattung kann weitere Vertheilung 
nad) örtlichen Geſichtspunkten oder nad) Buchſtaben erfolgen. 

J. M. €. v. 18. Juni 1900, 8. 11948: Nach den in der Ge- 
ſchäftsordnung für die Gelchäftsvertheilung feitgeftellten Grundjägen find 
die Geſchäfte einer beftimmten Gattung, außer fie wären zu zahlreih, um 
von einem richterlichen Beamten allein bejorgt zu werden, in der Regel 
nicht unter mehrere Nichter zu theilen. Bon diefer Negel wurde in den 
Geichäftsvertheilungen für die Jahre 1898 —- 1900 bezüglich der Civil⸗ 
proceſsſachen mit Abjicht abgewichen, um e3 einer größeren Unzahl von 
Richtern zu ermöglichen, dh mit dem neuen Berfahren Durch deſſen 
praftifche Handhabung näher vertraut zu machen. Dieſe Theilung 
Hatte insbejondere bei Heineren Gerichten, die nur mit einem Gerichts⸗ 
vorfteher und einem Adjuncten bejeßt find, allerdings auch manche 
Nachtheile im Gefolge. Ganz — von der Gefahr, daſs ſich, wenn 
der Gerichtsvorſteher die ihm nach 8. 2. G. O. obliegende Pflicht nicht 
voll erfüllte, in den einzelnen Gerichtsabtheilungen hie und da eine ver⸗ 
ſchiedene Praxis herauszubilden begann, lag in der doppelten Regiſter⸗ 
führung, in der Nothwendigkeit, jeden neu eintretenden Kanzleigehilfen 
oder Tagſchreiber ſofort in den verſchiedenſten Geſchaftszweigen abrichten 
zu müſſen, eine überflüſſige Mehrarbeit, während die vereinigte Führung 
der Regifter und Namensverzeichnifje für mehrere Abtheilungen — die 
allerdingd unr vereinzelt geftattet wurde — wieder andere empfindliche 
Nachtheile für die Manipulation im Gefolge hat. 

Es wird jomit, da der’ oben erwähnte Zwed der Theilung nunmehr 
erreicht fein dürfte, in den Gefchäftsvertheilungen vom Jahre 1901 ange- 
fangen von derim 8.19, 1. Sa ©. D. aufgeftellten Regel aus dem oben 
angeführten Grunde allein — wenn nicht andere Gründe eine Ausnahme 
rechtfertigen — nicht mehr abzugeben fein. Jedenfalls muſs aber eine 
folde Urt der Theilung ganz vermieden werden, bei welcher der auf 
einen Einzelrichter aus allen drei Proceisregiftern (C, Cb und Cm) ent» 
fallende Jahresdurchſchnitt an Regifterfällen die Summe von 80—100 
nicht überfteigt. 

Dabei tft jedoch aud) fünftig an dem Grundfage feftzubalten, dafs 
dann, wenn dem Erecutiondcommiffär nicht zugleich auch eine Bro- 
cef3abtheilung zugewieſen ift, ihm doch in der Sekhäftsnertheifung nebft 
den Erecutionstaden „die fi) daraus ergebenden Streitigkeiten” zuzu⸗ 
weifen find. Dadurch joll die Gejchäftsvertheilung der im 8. 17 ED. 
gegebenen Zuſtändigkeitsnorm angepajöt werden. Der Erecutionscom- 
miſſär kann die von ihm in der zu Grunde liegenden Erecutionsfache 
gewonnene Information über den Streitgegenftand zur Förderung des 
Procefied ausnügen und es wird die Beit und Mühe erjpart, die ein 

18* 
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anderer Richter zum gleihen Zwecke erft aufiwenden müfste. Anderer⸗ 
feit3 joU dadurch der Gefahr vorgebeugt werden, daſs diefelbe Rechts⸗ 
frage in erſter Inſtanz entgegengefegt entichieden werde. Diejer Tall 
fönnte fich ereignen, wenn beiſpielsweiſe der Executionscommiſſär in 
der Verhandlung über die Vertheilung des Meiftbotes auftauchende 
Tragen, die von der Ermittlung oder Feſtſtellung ftrittiger Thatumftände 
abhängen, auf den Rechtsweg verweist und der Proceisrichter über die 
zugrunde liegenden Rechtsfragen anderer Unficht ift ald der Exe⸗ 
cutionscommilffär. 

Den hie und da aufgetauchten Bedenken, der Executionscommiſſär 
tönnte möglicherweife nicht befugt erflärt fein, aud in Civilproceſs⸗ 
ſachen die Gerichtsbarkeit jelbftändig auszuüben, kann nicht zugeftimmt 
werden, da jeder Einzelrichter, welchen der OberlandesgerichtSpräfident 
für befugt erHlärte, in irgend einem Zweige der Livilrechtöpflege die 
Gerichtsbarkeit jelbftändig auszuüben, hiedurch für das geſammte Gebiet der 
Civilrechtöpflege des betrefienden Gerichte geſetzlich befugter Einzel- 
richter wird (8. 5, Abſ. 2, J. N.) Eine Einſchränkung diefer Befugnis 
auf einzelne Gebiete (Procefs, Erecution, Grundbuch, Verfahren außer 
Streitſachen) ift im Geſetze nicht begründet. Vielmehr Hat eine im 
Sinne des 8. 5, Abſ. 3, J. N. getrofene Verfügung nach der Anficht 
de3 Kuftizminifteriums nur die Bedeutung, daſs behufs Ausbildung des 
Anititutes der Fachrichter, der Gerichtöporfteher und der vorgejeßte 
Präfident des Gerichtshofes I. Inſtanz in ihren Gefchäftsvertheilungs- 
befugniffen beichränft werden. ... . 

Endlich feinoch verwiefen auf bie — Bedeutung, die 
für einen correcten Geſchäftsgang der richtigen, der Individualität des 
Einzelnen entſprechenden Zuweiſung der Kanzleigeſchäfte zukommt. 
Den Präſidenten, die nunmehr durch die Viſitationen und die Mit— 
theilungen der Gerichtsinſpectoren in die Lage verſetzt find, die ein- 
zelnen Berfonen zu beurtheilen, wird es zulommen, hierauf bei Ge⸗ 
ee ber Geſchäftsvertheilungen ihr befondere® Augenmerk zu 
richten. 


Hiebei tft jedoch zu beachten: 

1. Eivilprocefsfachen®), einjchließlih der Mandatsklagen, 
find nah dem Anfangsbuchſtaben des Namens des Bellagten 
(Erjtbeflagten) oder, wenn es befondere Verhältniffe des Gerichts- 
ſprengels verlangen, nach örtlich abgegrenzten Gebieten (&e- 
meinden, Ortichaften) zu vertheilen; bei Vertheilung der Civil- 
procejsfachen können die Bagatellfahen ausgenommen und 
entweder insgefammt einem Richter allein zugewieſen, oder 
ihrerjett8 wieder nach dem Namen des Bellagten oder nad) 
örtlich abgegrenzten Gebieten unter andere Richter als die 
fonftigen Eivilprocefsjachen vertheilt werden; Bergleichsverhand- 
lungen nad) 8. 433 der Eivilprocef3ordnung oder Anträge auf 
Unwirkſamerklärung eines Schiedävertrage® nah $. 583 der 
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Civilproceſſsordnung find je nad) Beichaffenheit des Anfpruches 
zu den Civilproceſsſachen oder Bagatelljachen zu rechnen und 
in der für diefe getroffenen Vertheilung inbegriffen; Geſuche 
um Ertheilung des Armenrechtes, wenn ein Nechtöftreit nod) 
nit anhängig gemacht ift, Anträge auf Sicherung des Be- 
weiſes außerhalb eines anhängigen Proceſſes und Elbezoll- 
gerichtsſachen, wo lebtere vorkommen, find wie die fonftigen 
Civilproceſsſachen (Bagatelljahen) zu behandeln, und es gilt 
daher deren Bertheilung auch für fie; 

3) Pfandweiſe Beichreibungen bei Binsflagen bewilligt der Proceſs⸗ 
rihter. Wegen formeller Behandlung der pfandweifen Bejchreibungen 
fiehe Schauer, Exec. Ordg., Art. XII E. ©. z. € D., Anm. 6. 

2. Mahnſachen müfjen ftet3 nach denfelben Grundfäßen 
und unter diefelben Richter wie die Civilproceföfachen (Bagatell- 
fachen) vertHeilt werden; bei Vertheilung der Mahnfachen darf 
eine Unterjcheidung nad) der Urt der Einleitung des Mahn- 
verfahrens (Geſuch oder Klage) nicht gemacht werden; 

3. gerichtliche Auffündigungen von Beftandverträgen und 
die Anträge auf Erlafjung von Wufträgen zur Uebergabe oder 
Uebernahme des Beftandgegenftandes*) find einem einzigen Richter 
des Bezirkögerichtes zu übertragen 

4) Berner alle Delogirungen, B. 4. 

4. Erecutionsjacdhen®), einfchließlicd der Crecution zur 
Sicerftellung, find in der Regel nicht zu theilen, fondern 
einem einzigen Nichter®) des Bezirksgerichtes zu übertragen und 
ihm eine genügende Anzahl richterlicher Hilfsbeamten beizu: 
geben, damit er die gejammten, dem Bezirkögerichte in Anfehung 
des Crecutionsvollzuges obliegenden Geſchäfte zu bejorgen ver- 
mag; wo die Beitellung zweier oder mehrerer Aichter für 
Executionsſachen unausweichlih wird, find lebtere nach dem 
Anfangsbuchftaben des Namens des PVerpflichteten (zuerſt ge- 
der Mahnfa von der bei dem Ge» | Träftigen a — in das 
richte geltenden Vertheilung der Eivil- | Negifter E. (%. M.) 

Proceſsſachen abzumweichen, ift unzu⸗ .4 Der mit der Erlediguug 
läffig. enn die Kivilprocefsjachen | von Erecutionsanträgen betraute Rich⸗ 
unter mehrere Richter vertbeilt find, | ter bat fid von der Rechtskraft 
dürfen die Mahnfachen Feinesfalld | der Erfenntniffe, die in einer anderen 
einem einzigen Richter ausfchließtich | Abtheilung bdesfelben Gerichte ge- 
sugetheilt werden. (J. M.) fält wurden, durch Einfichtnahme 

. 83. NRäumumgsaufträge ger | der Acten im kurzen Wege zu über- 
bören in das Negifter K, da8 An | zeugen. (J. M.) 
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nannten Berpflichteten) oder nach örtlich abgegrenzten Gebieten 
zu vertbeilen; einjtweilige Verfügungen, die vor Cinleitung 
oder während eines Rechtsſtreites angejucht werden, gelten als 
Proceisfachen, andere einftweilige Verfügungen als Erecutiong- 
fahen; Anträge auf Bewilligung der Execution, die bei einem 
Bezirkögerichte angebracht werden, das nicht zugleich Erecutions- 
gericht ift, gehören vor den Nichter, bei dem das Verfahren 
anhängig war, in welchem der Erecutionstitel entitand, wenn 
aber der Erecutionstitel nicht auf ein gerichtliches Verfahren 
zurüdzuführen ift oder wenn da8 erfahren bei einem 
anderen Gerichte anhängig war, find fie nach dem Anfangs: 
buchftaben des Namens des Berpflichteten (zuerit genannten 
Verpflichteten) zu vertheilen; Unträge auf zwangsweiſe Räumung 
gerichtlich gefündeter Beftandgegenftände (8. 349 Exec. DO.) find 
dem Richter zuzuweiſen, dem die gerichtlichen Aufkündigungen 
von Beitandverträgen zugetheilt find (8. 3); fonft folgen Ere- 
cutionsanträge an ein Gericht, da3 zugleich Erecutionsgericht 
ift, der Vertheilung der Erecutionsjachen, ohne Rüdjicht darauf, 
ob das Verfahren, in welchem der Erecutiongtitel entitand, bei 
diefem Gerichte oder bei einem anderen anhängig war; 


5) Nechtsftreitigkeiten nn 5. 17 €. D. find dem Erecutionscom- 
en zuzutheilen (&. M. €. v. 18. Juni 1900, 8. 11948, oben 


Fr Erecutionscommilfär 88.23, 68 € O., 8.5, U. 3, N. 

3 delung erfolgt durch den Oberlandesgerichtspräfidenten 8. 5, 
3, J. N., fie liegt in der nah 8.14 ©. O. eingeholten Verfügung. 

B. bei Grundbuch und Verfachbuchſachen ſoll gleichfalls, 
joweit als möglich, von der Vertheilung unter mehrere Richter 
abgejehen werden”); muſs jedoch eine Vertheilung ftattfinden, fo 
ift fie nach örtlich abgegrenzten Gebieten (Gemeinden) vorzu- 
nehmen; die agrarifchen Operationen und die Gejchäfte der Her- 
stellung. der Mebereinftimmung zwiſchen Grundbuch und Cataſter 
find zu den Grundbuchfachen zu rechnen und in deren Ber: 
theilung inbegriffen; 

7) Die Beitellung eines Einzelrichterd zum on ger 
ichieht durch den Oberlandesgerichtspräfidenten, 8. 5, Ab. 3, 3. N., fie 
Ttegt in der nad) 8. 14 ©. D. eingeholten Verfügung. 

6. andere Ungelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streit: 
jachen find nach örtlich abgegrenzten Gebieten (Gemeinden, Drt- 
ihaften) oder nad dem Anfangsbuchftaben der Namen der 
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Erblafier, Plegebefohlenen, Wahlkinder u. ſ. w. zu vertheilen; 
im Zweifel iſt die Bereinigung der Angelegenheiten der Gericht3- 
barkeit außer Streitfachen bei einzelnen Nichtern der Ber- 
tbeilung diejer Angelegenheiten auf alle bei dem Bezirkögerichte 
beitellten Richter vorzuziehen; der für die Ungelegenheiten der 
Gerichtsbarkeit außer Streitfahen einmal angenommene Ein- 
theilungsgrund darf nicht mehr geändert werden; den Richtern, 
welchen die Berlaffenfhaftsabhandlungen zugewieſen find, Liegt 
auch die Aufnahme mündlicher letztwilliger Erklärungen und die Ent- 
gegennahme fchriftlicher letztwilliger Erklärungen ob; bei Ber- 
theilung entjcheidet der Wohnort oder der Name des Teitatorg; 

7. Geſuche um einverjtändliche Scheidung, Anzeigen der 
Wiedervereinigung gejchiedener Ehegatten, Eingaben in Sachen 
der Adoption und Legitimation unehelicher Finder oder der 
Entlafjung aus der väterlichen Gewalt, Unträge auf Beitimmung 
eine3 Heiratsgutes, Zuſpruch von Wlimenten oder Ertheilung 
der gerichtlichen Genehmigung des Handelsbetriebes der Ehefrau, 
Anzeigen von Todesfällen, Anträge auf Beitellung eines Curators 
für abwejende oder für unbefannte Theilhaber an einem Ge⸗ 
Ichäfte, wenn fie außerhalb eines anhängigen gerichtlichen Ver— 
fahrens geftellt werden, Anträge auf Feititellung der Vaterſchaft 
nah Artifel XVI des Einführungsgejeges zur Aurisdictions- 
norm, Eingaben in Anſehung der gemeinjchaftlichen Waijen- 
cofjen, Erlagdanbringen außerhalb einer bei Gericht anhängigen 
Rechtsſache, Unträge auf freiwillige Schägung oder Feilbietung, 
die außerhalb einer bei Gericht anhängigen Rechtsſache gejtellt 
werden, Kündigungen von HhHpothefarforderungen, Geſuche um 
Beftätigungen über die Führung der Handelsbücher find in der 
für Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streitfachen nad 
3. 6 getroffenen Bertheilung inbegriffen; 

8. die Strafjachen und Rechtöhilfefachen®) find nach örtlich 
abgegrenzten Gebieten (Gemeinden, Ortſchaften) zu vertheilen; 
bei Rechtshilfefacden kann auch eine Bertheilung nach dem An- 
fangsbudjftaben des Namens des Beklagten, Bejchuldigten, der 


3. 6. Der Richter, dem bie Ver- | die Entgegennahme fchriftlicher Teita- 
lafienfhaftsabhandlungen zugewiefen | mente und Codicille verftorbener Per- 
find, hat bei Lebzeiten des Teftatorgzum | fonen zur Kundmachung der legten 
der Aufbewahrung eisen Willenderflärung (8. 61 des k. Patentes 
chriftliche letzwillige Erklärungen v. 9. Auguſt 1854, R. G. B. Nr. 208) 
gegenzunehmen. Die Vorſchriften über find hiedurch nicht berührt. (IJ. M.) 
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zu vernehmenden Perfon u. ſ. w. ftattfinden; jedem Strafrichter 
fallen für das ihm beftimmte Gebiet ſowohl die Uebertretungs 
fachen, wie die Vorerhebungen und Unterfuchungen zu; 

°, In Eivil- und Strafſachen, 8. 27. 

9, die Präfidialfachen?) dürfen nicht getheilt werden; der 
Boriteher des Gerichtes kann zum Zwecke ihrer Erledigung und 
namentlich bei Erftattung von Ausweiſen, bei Verrechnung der 
Gelditrafen u.a. die Mitwirkung der richterlichen Beamten feines 
u Anſpruch nehmen. 

) 8. 24. 


$. 20. Sofern e3 wegen der im Anbringen der Parteien 
gebrauditen Sprache oder wegen der Sprache der an der Rechts⸗ 
jache betheiligten Perſonen nothwendig erjcheint, fann der Vor: 
jteher des Bezirkögerichtes aus ſprachlichen Rüdfichten einzelne 
Rechtsſachen von Ball zu Fall abweichend von der Gefchäfts- 
vertheilung einem anderen zur Erledigung von Sachen diefer 
Art berechtigten Richter übertragen. 

Jede ſolche Rechtsſache iſt ſowohl in den Regiftern, Büchern, 
Vormerken und Verzeichniſſen des Richters, dem ſie nach der 
Geſchäftsvertheilung zufallen ſollte, als in denjenigen des Rich- 
ters einzutragen, dem ſie der Vorſteher zumeist. Die Ueber: 
tragung auf leßteren ift in den Wegiftern, Büchern, Vormerken 
und Verzeichniffen des erfitgenannten Richter unter Hinweis 
auf die Verfügung des Gerichtövorftehers und unter Bezeich- 
nung des Richters, auf den die Nechtsfache übergegangen ift, 
anzumerfen. 

Nach erfolgter Mebertragung find in den Regiftern, Büchern, 
Vormerken und Berzeichniffen des Richters, vor den die Sache 
nach der Gejchäftsvertheilung gehört hätte, weitere auf Diefe 
Sade bezügliche Eintragungen nicht mehr zu machen.!) 

ı) Gilt auch für die Gerichtshöfe I. und II. Inſtanz, 8. 26. 
Die Geihäftsvertheilung ift auch nicht maßgebend für die Thätigfeit auf 


dem — — 8. 56. 


8.19.3.9. Wo der Gerichtsvorſteher 
eine beſondere Ueberwachung der recht⸗ 
zeitigen Bearbeitung von Präſidial⸗ 
ſachen oder von Geſchäftsſtücken der 
Gerichtsbarkeit außer Streitſachen für 
unerläſslich erachtet, welche einzelnen 
richterlichen Beamten zur vorbereiten⸗ 











den Bearbeitung zugewieſen ſind (8. 14, 
Abſ. 2,6. O.), kann eine Controiliſte nach 
— de 8. 311, Abſ. 2,G.D. augq 
für den Verkehr zwoifchen diefen richter⸗ 
lichen Beamten und dem zur Entſchei⸗ 
dung berufenen Richter oder Geri * 
vorfteher eingeführt werden. (J. 
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8 er 13 der allgemeinen Gerichtsordnung v. 1. Mai 1781, 
Beide Eheile fowohl als ihre Rechtsfreunde haben ſich in ihren 
Reden der landesüblihen Sprache zu gebrauden und aller Weitläufig- 
feiten, Wiederholungen und Anzüglichleiten zu enthalten. 
J TE, 14 der —— Gerichtsordnung v. 19. December 1796, 
Beide 8 — ſowohl als ihre Rechtsfreunde haben ſich in ihren 
Reden der im Lande beim Gerichte üblichen Sprache zu gebrauchen und 
ſich — aller Weitläufigkeiten, Wiederholungen und Anzüglichkeiten 
zu enthalten. 
del Spraden in den einzelnen Sönigreihen und Ländern als 
Iandesüblih anzujehen find, darüber vergl. Kaſerer, Handbuch der 
Öfterreihiichen Zuftizuerwaltung, Band II, ©. 826 ff. 


Geſchäftsvertheilung bei den Gerichtshöfen 
erſter Inſtanz. 


6. 21. Die Geſchäfte der Gerichtshöfe erſter Inſtanz 
find gleichfalls unter die vorhandenen Senate, Richter?) und ſelb⸗ 
ftändig verwendbaren richterliden Hilfsbeamten in der Regel 
nach Gattungen?) zu vertheilen. Die Ausgleichung von Unter: 
ſchieden in der Gejchäftshelaftung ift mittel Zuweiſung richter- 
licher Hilfsbeamten zu bewirken. Müſſen Gefchäfte gleicher 
Sattung unter verfchiedene richterlihde Beamte oder Senate ver: 
teilt werden, fo ift hiebet Folgendes zu beachten: 

1. Eivilprocefsfachen ?), einfchließlich der Mandatsklagen, find 
nach dem Gegenſatze von allgemeiner und befonderer Gerichtö- 
barkeit (Handel3:, See-, Berggerichtöbarkeit) und innerhalb diejer 
Gruppen nah dem Anfangsbuchitaben des Namens des Be— 
klagten (Erfibeflagten) oder, wenn es bejondere Berhältniffe des 
Gerichtsſprengels verlangen, nah örtlich abgegrenzten Gebieten 
(Gemeinden, Ortſchaften) zu vertheilen; Wechjelflagen und An— 
träge auf Erlafjung wechſelrechtlicher Sicherjtellungsaufträge 
find ununterfchieden von den übrigen Handelsſachen und nad 
denjelben Merkmalen wie dieje zu vertheilen, jedoch von einem 
Mitgliede des Senates als Einzelrichter*) zu erledigen; Nichtig- 
feitäbefchwerden gegen Erkenntniſſe der Börfenfchiedsgerichte find 
zu den Streitfachen der Handelsgerichtsbarleit zu rechnen; Ge⸗ 
ſuche um Ertbeilung des Armenrechtes, wenn ein Nechtsitreit 
noch nicht anhängig gemacht tft, find als ivilprocefsjachen zu 
behandeln; 
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1) Für Amortifirungs-, Grundbuchsſachen 8.7 J. N. Die Execu⸗ 
tiongbewilligungen, ferner Wechſelſachen werden einem Senate zugetheilt, 
—— ann on angehörigen Mitgliede als Einzelrichter erledigt, 

2) ie = — Pr ſtatuirte Ausnahme aus ſprachlichen Rückſichten 

ilt auch für die Gerichtähdfe, 8. 26. — Ferner Ausnahme für Straf⸗ 
Puchen 8. 3, für Erecutionen auf I. t. Güter und Eifenbahnbuchsein- 
lagen 8. 4, Concurſe 8. 5. 

) Weg en nme — pfandweiſen Beſchreibung durch den Pro⸗ 
ENT, —*— 8. 19, 

4) Gem. 8.7 a r. 2. N. — F betreffende Richter bildet keine 
beſondere Gerichtsabtheilung, 8.27, Abi. 2 

2. Berufungen in Eivil- und Strafſachen und Recurſe 
ſind nach den Gerichten erſter Inſtanz, deren Entſcheidung an⸗ 
gefochten wird, und zwar ſo zu vertheilen, daſs in Anſehung 
jedes Gerichtes Berufungen und Recurſe in Civilſachen je nach 
der Art der Gerichtsbarkeit“) demſelben Senate zufallen; 

6) Welchem Senate, ob dem Civil⸗, Handels⸗ = ae 
Genate, die Recurje vorzulegen find, beftimmt 8. 207, Abi. 2. 
lehnungen von Richtern, über welche nah 8.23. N. ein — 
— zu entſcheiden hat, find dem Berufungs- (Recurs⸗) Senate zuzu⸗ 

—— der über Rechtsmittel gegen Urtheile und Beſchlüſſe dieſes Gerichtes 
entſcheidet. Die Aeten ſind zum Sammelregiſter des Senates zu nehmen. 
Ablehnungen, über die der Gerichtshof zu entſcheiden hat, dem der abge- 
lehnte Richter angehört, find einem der Livilfenate zuzuweiſen. Doc darf 
der abgelehnte Richter an der Enticheidung nicht theilnehmen. In ana- 
loger Weiſe ift mit Ablehnungen in Strafjadhen vorzugehen, ſofern 
die Entiheidung nicht wa — oder der Rathskammer vor⸗ 
behalten iſt (8.74 &t.P.D.). (I3.M. E. v. 24. März 1899, u 6569, 2.1.) 

3. die Vorerhebungen und Borunterfuchungen wegen Ber- 
brechen und Vergehen, die Gefchäfte der Rathskammer und die 
Geſchäfte der Erfenntnisgerichte in Straffachen fünnen nad 
ftrafbaren Handlungen oder nach örtlich abgegrenzten Gebieten 
vertheilt werden, oder es Tann fih der Vorfteher des Berichtes 
vorbehalten, alle neu anfallenden Geſchäfte diefer Art nad) 
feinem Ermefjen unter ſämmtliche oder einige Mitglieder oder 
Senate des Gerichtshofes zu vertheilen;®) 

°, In diefem Falle ift bei fehr großen @erichten die Ueberſicht nad 
Yorm. 51 (8. 249) zu führen. 

4. Executionsſachen, einfchließlich der Erecution zur Sicher- 
ftellung, find nach örtlich abgegrenzten Gebieten zu vertheilen; 
der Gericht3vorfteher kann fich jedoch vorbehalten, Erecutionen 
auf Iandtäflihe Güter oder auf Eifenbahnbuch3einlagen nad) 
jeinem Ermefjen zu vertheilen; Anträge auf Bewilligung der 
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Erecution, die bei einem Gerichtshofe angebracht werden, der 
nicht zugleich Erecutiondgericht ift, gehören vor den Senat, vor 
dem das Verfahren anhängig war, in dem der Erecutionstitel 
entftanden ift, wenn aber dieſes Verfahren bei einem anderen 
Gerichte anhängig war, find fie nad) dem Anfangsbuchſtaben 
des Namens des Berpflichteten (zuerft genannten Verpflichteten) 
zu vertheilen; &recutionsanträge, die beim Gerichtshofe an- 
gebracht werden, der zugleich Erecutionsgericht tft, folgen der 
Bertheilung der Erecutionsjachen, wenngleich das Verfahren, in 
welchem der Eprecutionstitel entftand, vor einem anderen Senate 
anbängig war; einftweilige Verfügungen haben hinfichtlich der 
Geichäftsvertheilung als Civilproceſs- oder als Erecutionsfachen 
zu gelten, je nachdem fie während eines vor dem Gerichtshofe 
anhängigen NRechtöftreites oder während eines Erecutionsverfahrens 
angebracht werden; die einem Senate zugewiejenen Anträge auf 
Executionsbewilligung find von einem Mitgliede dieſes Senates”) 
als Einzelrichter zu erledigen; 

) Geſchäftlich bleiben fie An an de3 betreffenden Senates 
(feine bejondere @erichtSabtheilung), 8. 27, Ubi. 2. 

5. Concurfe find nach örtlich abgegrenzten Gebieten, nach 
dem Unfangsbuchftaben des Namens des Gemeinfchuldners oder 
nah Ermeſſen des Vorfteherd des Gerichtähofes, Anträge auf 
Soncurseröffnung gemäß 88.63 und 64 der Concursordnung 
aber nach dem Anfangsbuchftaben des Namens des Schuldners 
(zuerft genannten Schuldners) zu vertheilen; 


6. die Sefchäfte des Handels: und Genoffenfchaftsregifters®) 
find in der Regel nicht zu theilen; wo eine Theilung noth- 
wendig wird, bat fie nach Arten der Firmen (Einzelfirmen, 
Actiengeſellſchaften, fonftige Geſellſchaftsfirmen, Genofjenfchaften), 
innerhalb diefer Gruppen aber nach dem Anfangsbuchftaben der 
Firma ftattzufinden; 

-®) Siehe 8. 22, af. 3 und 4. 

7. betreffs der Vertheilung der Grundbuchſachen (An⸗ 
gelegenheiten des Srundbuches, der Landtafel, des Berg-, Naphta⸗ 
und Eiſenbahnbuches) und der Verfachbuchſachen, der übrigen 
Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streitfachen und der 
Nechtöhilfefachen haben die nämlichen Grundfäge wie für Die 
Bertheilung der gleichen bezirtsgerichtlichen Angelegenheiten zu 
gelten (8.19, 8.5 bis 8); 
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8. die Gefchäfte des Gerichtshofes in Angelegenheiten des 
Gewerbegerichtes 9) find nicht zu vertheilen, ſondern bei einem 
einzigen Senate zu vereinigen; 

®) 88. 15, 16, 17, 18, 30, 31, 32 Gew. Ger. ©. 

9. die Präfidialfachen, welche nicht zufolge gefehlicher Vor⸗ 
jchrift vor befondere Senate oder Commiſſionen gehören?‘), Tann 
der Vorſteher des Gerichtes entweder allein unter Mitwirkung 
der richterlichen Beamten feines Gerichtes erledigen oder fie nach 
Ermefjen einzelnen Mitgliedern des Gerichtes oder Senaten über- 
tragen oder, wie namentlich Berfonal- und Aufficht3fachen ?*), ftändig 
nach beitimmten Bezirten oder nach Perfonalgruppen (Bezirts- 
richter, Zandesgerichtsräthe, Ranzleibeamte u. ſ. w.) vertheilen. 

Die Beforgung der Ranzleigefchäfte für das Schiedögericht 
der Unfall-Verfiherungsanitalten 7?) tft einem Ranzleibeamten, oder 
beim Beltande von mehreren Kanzleiabtheilungen, einer diejer 
Kanzleiabtheilungen zu übertragen. 

4 B. Plenarfenatsfadhen: 8. 24 8.2, 3, 8 zufolge 8. 36 
G. O. &., ferner Gutachten über fachmännifche Saienrichter 8.24 3.5 
—— 10 und IM. V. v. 1. Juni 1897, R. G. B. Nr. 128, 129. 

a nase a EDER 8. 24 8. 11 „glolge 8. 9 Ge. v. 
25. Mai 1868, R. ©. B. Nr. 46 (IID, und 8. 66 &. ©. ©. 

Berfonalcommillionsfaden: 8.24, © 4, ri 12. Ertheilung 
des an (3-7) zufolge 8.19 G. O. © , und 8. 28 Ger. Inſtr. 

. Commi U zur Bildung der Gejäwornenliften: 8. 24 
Bit, 11 Geſ. v. 23. Mat 1873, R. ©. 8. Nr. 121. 
1) — ſind Präfidialfachen. Mit einem Rechtsmittel 
— en Dagegen erledigt der Berufungs- (Hecurd-) Senat. 
e 
* 19) 8, 34 der M. V. v. 10, April 1889, R. G. B. Nr. 47, womit 
nähere Beftimmungen über die Schiedägerichte der Unfallverfiherungs- 
anftalten getroffen werden: 

Der Gerichtshof erfter Inſtanz, in deſſen Sprengel das Schied s— 

richt feinen Sig hat, beforgt die Kanzleigefchäfte des Schiedsgerichtes. 
Sem obliegt insbejondere die Uebernahme der für das Schiedögericht 
beftimmten Eingaben, die Ausfertigung der von dem Gchiedögerichte 
ichriftlih Hinauszugebenden Verfügungen, die Bejorgung, die Ueber- 
wachung der ordnungsmäßigen gut tellung derjelben und die Aufbewah⸗ 
rung der Arten des Schledsgerichtes. Auch hat er für die Sigungen 
des nn einen beeideten Schriftführer beizuitellen. 

Den Yuftizminifter bleibt vorbehalten anzuordnen, daj8 das 
Schiedsgericht dem Gerichtshofe erfter Inſtanz für die Beſorgung der 
Kanzleigeichäfte eine Vergütung zu leiften habe, und die Höhe des als 
ſolche zu entrichtenden Pauſchalbetrages zu beſtimmen. 


6. 22, Die im 8. 37, 8.1 bis 7 des Gerichtsorganiſa⸗ 
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tionsgeſetzes angeführten Gejchäfte!) find von dem Borfigenden 
oder auf defien Anordnung (8.35 G. O. G.) von einem Mit—⸗ 
gliede desjenigen Senates vorzunehmen, dem die Rechtsſache, zu 
welcher der fragliche Procejsact gehört, durch die Gefchäfts- 
veribeilung zugewieſen if. Soweit dieſe Gejchäfte bei einer 
Tagſatzung vorlommen oder mit einer folchen zufammenhängen, 
werden fie regelmäßig von demjenigen Richter zu erledigen fein, 
der die Tagjagung geleitet hat. Die Anordnung des Vorſitzen⸗ 
den, durch welche ein Mitglied des Senates zur Vornahme der 
bezeichneten Gejchäfte ermächtigt wird, kann fich auf den ein- 
zelnen Fall beichränfen oder für alle oder einen Theil der dem 
Senate zufallenden Proceffe im voraus eine derartige Verfügung 
treffen. Das Gleiche gilt in Anfehung der im 8.37, 8. 8 und 9 
des Gerichtsorganiſationsgeſetzes angeführten Geichäfte*), fofern 
ſie fi auf Procefje beziehen, die bei einem Senate des Gericht3- 
hofes anhängig find oder waren. 

Die im 8.37, 8.11°) des Gerichtsorganiſationsgeſetzes be- 
zeichneten ſowie die ebendafelbft unter 3. 7 bi3 9 angegebenen 
Geſchäfte, wenn letztere nicht einen Proceſs, fondern eine An— 
gelegenheit der Gerichtsbarkeit außer Streitſachen betreffen, find 
von demjenigen Referenten für Gerichtsbarkeit außer Streitfachen 
vorzunehmen, dem durch die Geichäftsvertheilung die fragliche 
Rechtsſache zugewiefen if. Bor diefem finden auch die in diejer 
Rechtsſache vorfommenden Tagfagungen und fonftigen münd- 
lichen Verhandlungen ftatt ($. 38, Abſatz 2 und 3, G. O. G.). 


Die Erledigung der im 8. 37, 3. 10 und 12 bis 14 des - 


Gerichtsorganiſationsgeſetzes bezeichneten Geſchäfte“) ift vom Vor- 
fteher de Gerichte einem oder mehreren ftimmführenden Mit- 
gliedern des Gericht3hofes zuzumeifen. 

Die Richter, welchen die im 8. 37, 3. 12 angeführten Ge- 
fchäfte zugewieſen find, follen zugleich Mitglieder des Senates 
fein, in dem über diejenigen Geſchäfte des Handels: und Ge- 
noſſenſchaftsregiſters entjchieden wird, welche der Beichlufsfafiung 
des Senates vorbehalten find. 

Gefchäftsftüde, die anderen Behörden zu ertheilende Auskünfte 
zum Gegenftande haben (8. 37, 8.8, 8.8.6.) und mit feiner bei 
dem Gerichte anhängigen oder anhängig gemweienen Rechtsſache 
in Verbindung ftehen, find als Nechtshilfefachen?) zu behandeln. 

Die Beichlüffe, Zeugniffe, Berichte und fonftigen Erledi- 


‘ 
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gungen der richterlichen Beamten, welche mit der Vornahme der 
im 8.37 des Gerichtsorganiſationsgeſetzes angegebenen Gefchäfte 
betraut find, bedürfen, ſoweit fie dieſe Gejchäfte betreffen, Feiner 
weiteren Genehmigung durch den Senatövorfigenden oder durch 
den Vorfteher des Gerichtes. 

8. 37 G. O. G., 8.1, Zulaſſung eines negotiorum gestor ala 
Bevollmächtigten vor Einzelrichter; 3. 2, Liquidirung von Advocaten⸗ 
gebüren, ausgenommen Gebürenfeſtſtellung ſelbſt; 8.3, Bewilligung des 
Armenrechtes; 8. 4, Aufforderung Urkunden zur Einfiht für Gegner 
zu erlegen und rüdzuitellen; 8. 5, BBiebereintegung hinſichtlich erfter 
Tagſatzung; % 6, Koftenfrage bei Klagszurüdziehung vor oder bei erfter 
Tagſatzung; 3. 7, Zuftellung der Nechtämittelichriften an Gegner, Bor« 
lage der Rechtsmittel. 

2) 8. 37, 8.8, ©. 8. G. Einbolung und Ertheilung von Aus⸗ 
fünften und Berftändigung von Behörden; 3. 9, manipulative Ver⸗ 
wahrungsaufträge und Erfolglaffungen. 

s) 8. 37, 8. 11, ©. ©. ©., außerftreitige Eurrentien. 

9 8. 37 G. O. G., 8.10, Ertheilung von Beitätigungen über die 
geſetzmäßige Befchaffenheit der Handelsbücer; 8. 12, Currentien hin⸗ 
ſichtlich Handels⸗ und Genoffenichaftsregifter; 8. 13, gerichtlie Auf- 
fündigung einer HYypothelarforderung; 2. 14, Beichwerden gegen Boll- 
jtredungs- und Kanzleiorgane. 

5) Nach örtlid) abgegvengten Gebieten oder nad) Anfangsbuchftaben 
zu vertheilen, 88. 21 8. 7, 19 8. 8. 


Geſchäftsvertheilung bei den Oberlandesgerichten. 
$. 23. Bei den Gerichtöhöfen zweiter Anftanz find die 
Geſchäfte nach denjelben Grundfägen wie bei den Gerichtahöfen 
eriter Inftanz zu vertheilen.!) 

Beichwerden, Einfprühe und Berufungen in Straffadhen 
fönnen je einem bejonberen Senate zugewiefen oder unter 
mehrere Senate nach den Gerichten vertheilt werden, bei welchen 
das Strafverfahren anhängig tit; jonft ſoll die Vertheilung der 
Geſchäfte in der Regel nicht nach der Urt des Nechtömittels, 
fondern nach den Gerichten erjter Inſtanz erfolgen, deren Ent- 
ſcheidung angefochten wird. 

Klagen, die auf Grund des Geſetzes vom 12. Juli 1872, 
N. G. B. Nr. 112, wegen Rechtsverlegungen durch richterliche 
Beamte gegen dieje oder gegen den Staat erhoben werden, 
find vor den Senat für Berufungen und Recurſe in bürger- 
lihen Rechtsſachen zu weilen; beim Beſtande mehrerer derartiger 
Senate find fie einem von ihnen zuzutheilen. 

Bei Bufammenfegung der Prüfungscommiffionen und bei 


Geſchaͤftsvertheilg. 6. d. Oberlandesgerichten. Prafidialfachen. 287 


Anberaumung der Prüfungen, an welchen Mitglieder des Ge: 
richtshofes erſter Inſtanz theilzunehmen haben ?), ift auf die Ge- 
ihäftseintheilung diefer Gerichte und auf die Verfügungen, 
welche über die Verwendung der fraglichen Mitglieder des Ge⸗ 
richtShofes erfter Inſtanz getroffen find, thunlichſt Bedacht 
zu nehmen. 

1) nn individuelle Zutheilung aus ſprachlichen Rück⸗ 


Räte, 58. 
angtpeifung 8. 36, einen 8.46, — 
— * nung v. 18. Juli 1897, R. G. B. Nr. 170. (Bei 8. 49 


Präſidialſachen. 

6. 24. Bu den Präfidialfachen?) (Juſtizverwaltungsſachen. 
88. 19 und 21) gehören: 

1. Normalien; 

2. legislative Ungelegenheiten, insbefondere Unträge und 
Gutachten in Geſetzgebungsſachen oder in Sachen der Zuftiz- 
verwaltung, VBorjchläge zu Aenderungen in der Einrichtung und 
Beſetzung des Gerichted oder der unterftehenden Gerichte oder 
in den für dieſe Gerichte oder für einzelne Organe erlaffenen 
Dienftvorjchriften;?) 

3. Angelegenheiten der Gerichtsorganifation, wie Ber: 
legung des Amtsſitzes, Veränderung der Gerichtöfprengel u. ſ. w. a 

1) Keine Unterbrechung während der Gerichtsferien. Sofern nod) 
andere Sachen vorkommen, können noch weitere Gruppen und innerhalb 
derjelben wieder ae gebildet werden, vergl. 8.255. Namens» 
UFEEADUNE. u. ‚ Acten 8. 279. 

9 B —* — Öegenftanb der Beihlufsfaflung im Plenar- 
a ah d 2, G. O. G 

4. Perſonalangelegenheiten der Beamten, Rechtspraktikanten 
und Diener, wie Beſetzungsvorſchläge“), Ernennungen, Beeidi⸗ 
gungen‘), Verſetzungen, Dienſtantritt und Austritt, Dienſttauſch, 
Erkrankungs⸗ und Todesanzeigen, Beurlaubungen, Altersnachſicht, 
Verehelichungs- und ſonſtige den Perſonalſtandesausweis be- 
treffende Anzeigen, Anweiſung von Gehalten, Zulagen, Vor⸗ 
ſchüſſen, Aushilfen, Remunerationen, Anerkennungen und Aus- 
zeichnungen und alle Angelegenheiten des richterlichen Vorberei⸗ 
tungsbienftes ;5) 

5) Berfonalcommifflon, 8.28 Ger. ge = = 32, 41 G. O. G. 

9 88. 32, 33 Ger. Juſit. 8.19 8. 3 
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d), Weilungen und Bemerkungen wen Behörden find zu den 
Präjidialacten zu legen, 8. 277, Ab 2. ejtellungen einzelner Gerichts- 
beamten zu Mitgliedern von Gommiffionen anderer Behörden 
gehören als Perfonalangelegenheiten unter Punkt 4. 


5. Berfonalangelegenheiten der fachmänniſchen Laienrichter ?), 
der Vertheidiger, Gerichtsärzte, Seelforger, Gefangenhauslehrer, 
Dolmetiche, Legalifatoren‘), Sachverftändigen?) in dem aus 8.4 
fih ergebenden Umfange und die Beeidigung der Perfonen, 
welche Wäg- und Mefsgefchäfte beforgen; 

6) In Aa ei v. 17. März 1897, R. ©. 2 Nr. 77, und in 
Vorarlberg, Gef. v. 1. März 1900, R. ©. 8. Nr. 4 

”) Sinfichtfih 6 = Säägtete fe ſiehe —— M. V. 
v. 25. Juli 1897, R b, 88. 1ff. 

6. in gleichem Umfange bie Perfonalangelegenheiten der 
Ranzleipraktilanten, Kanzleigehilfen, Aushilfsdiener, Aushilfs- 
gefangenauffeher, Zuftelboten®) und Ausrufer für Verfteigerungen; 
— 8) a et v. 18. Zuli 1897, R. G. B. Nr. 170 (bei 


7. Geichäftsvertheilung?), Bildung ftändiger Senate!?) und 
Ertheilung des Stimmrechtes für die Ausübung der Gericht3- 
barfeit 1); 

88. 17 ff. 10, 8,78. O., 8. 32 G. O. G. 

11) 8, 30, Abſ. 3, ©. D. ©. 

8. Aufftellung, Ergänzung und jährliche Richtigftellung des 
amtlichen Verzeichnifjes der Zmangsvermwalter;'?) 

ı2) 88, 163 big 156. 


9. Prüfungsfachen (Richteramtsprüfung!?), Wdvocaten-!*),No- 
tariat3-"5), Grundbuchsführer⸗, Kanzleibeamtenprüfungen!‘)u.f.m.), 
und zwar ſowohl die allgemeinen Anordnungen über das Prüfungs 
iwejen oder über bejtimmte Gruppen von Prüfungen wie die 
Bildung der Prüfungscommilfionen, die Erledigung der Prüfungs- 
gefuche, die Ertheilung von Prüfungszeugniffen und alle fonftigen 
das Prüfungsweſen betreffenden Gefchäfte; 

13) 88, 13, 94 G. O. G. 

1 3, 4,UD, u. ae 0 BIER 
Nr. 264. (Dranz, VI. vö, 1. Abth., 652. 

15) X, v. 11. October — R. G. B. Nr. 266. (Manz, 
III. Bo, 2. Abth, ©. 117.) 

u; Ranzleiperfonal-Bbg. v 18. ze 1897, R. ©. B. Nr. 170, 
88. 33 ff., 45 ff. (Bei 88. 49 6. D. ©.) 


10. Militärdienitfachen; 


Pra ſidialſachen. 289 


11. Diſciplinarſachen des Beamten- und Dienerperſonales;17) 
— Gef. v. 21. Mai 1868, R. G. B. Nr. 46 (II), 88.68 big 72 

12. Benfionirungen und Gnadenbezüge (Quieſcirungen, Bro- 
vifionirungen, Wbfertigungen, Erziehungsbeiträge, Conduct= 
quartale u. ſ. w.); 

13. Advocaturs- und Notariatsangelegenheiten, und zwar 
in letzterer Beziehung insbeſondere die im Juſtizminiſterial⸗ 
erlaſſe vom 7. October 1881, 8. 1219618), und in den 88. 129, 
142, 144, 152, 153 ff. der Notariatsordnung bezeichneten Un- 
gelegenheiten, fowie Amtshandlungen gegen Winfelfchreiber;') 

29) Betreffend die periodiſchen Amtsſtage der Notare. (Manz, 
IU. ®b., 2. Abth., ©. 13.) Ueber die Evidenthaltung der mit den 
Acten eined Notar an den Gerichtshof abgegebenen lehtwilligen An⸗ 
orbnungen fiehe J. M. 8. v. 27, ei 10, J. M. V. B. Nr. 18 bei 8.286. 

9) Art. IV, 8. 6, E. G. z. C. P. O. | 

14. Boranfchläge und Rechnungen (Amts- und Kanzlei: 
paufhalrechnung, Rechnung über den Verlag für Koften der 
Strafrechtspflege, Koftregierechnung, BDiurnenrehnung, Haus» 
erfordernisrechnung) ſowie die Verrechnung der Reifekoften, *°) 
Diäten, Gang- und Meilengelder, der Sanitätsauslagen, der Koften 
für Amtseinrihtung und Amtsinventar, fowie für Uniform der 
Diener und Gefangenauffeher, Verrechnung von Geldftrafen u. ſ. w.; 

20), Die Reiferechnungen find nur in jenen Fällen zu den Präfidial- 
acten zu nehmen, in denen die Adjuftirung der Reiſekoſten durch die 
Suftizperwaltungsbehörden erfolgt (3. B. durch das oblg. Rechnungs- 
Departement), font gehören fie zu den Ucten der betreffenden Rechtsjache. 
(Wegen der Führung ded Heifetagebuches fiehe 8. 406 3. 16.) 

15. Unterbringung der Aemter, einfchließlich der Mietzins- 
anweilungen, Berficherungsangelegenheiten, Pläne der Amts- 
gebäude, Bauſachen und der Rechnungen über bauliche Her: 
jtellungen; 

16. alle Gefangenhausfachen, insbeſondere Sicherftellung 
der Häftlingsverpflegung, Sicherjtellung von Lieferungen, An: 
gelegenheiten der Koftregie, Bekleidung der Häftlinge, Einrichtung 
und Inventar, Beheizung und Beleuchtung des Gefangenhaufes, 
Arbeitsbetriebe, Beichäftigung und Unterricht, Gottesdienft, 
Bibliothek, Lehrmittel, Ablieferung der Häftlinge an Straf: 

8.24. 3.14. Bei den in 8. 24, wirkung der ridterliden Beamten 


3 8 | 
4 eführten äfidialfahen feines Berichtes in Anſpruch nehmen 
le ee bie Dit 8.19, 3. ” G. D.). —X 
19 


Schauer, Geſch. Ordg. 


290 VIII. Geſchäftsordnung $6. 2477. 


anftalten und an Gerichte, an Irren- oder Heilanitalten, Haft- 
entweichungen, Todesfälle, Bilitationen, Diſciplinarbehandlung 
der Häftlinge, Bewachung der Häftlinge, janitäre Vorkehrungen; 

17. amtlihe Unterfuchungen der Gerichte und Depofiten- 
ämter (Vifitationen) und deren Erledigung ;?') 


18. Bildung der Gefchtwornenliften, Beftellung der Schwur- 
gerichtsporfigenden??), Beftellung der Strafvollzugscommiffionen??), 
Beranlafjung des Vollzugs der Todesitrafe; 

19. Grundbuchsanlegung; **) 

20. allgemeine Anordnungen in Waifencafien- und Depo- 
fitenangelegenbeiten; 

21. Angelegenheiten der Amtsbibliothefen; “) 

22. Archivweſen und Actenvernichtung;?®) 

23. pertodifhe Ausweiſe und Berichte, einjchließlich ber 
Ausweife für Gebürenzwede und der ftatiftiichen Ausweiſe;?) 

24. — 

5 G. O Bin 410 bis 413. Aufſichtsbeſchwerden find 
—2 Siehe 97 08.6. 


&ef. v. 23. Rai 1878, R. G. B. Nr. 121, 8. 301 St. P. O., 
8.32 0.0. ©. 


=) Gef. dv. 1. April 1872, R. G. B. Nr. 43. 

21) Ge. v. 17. März 1897, Tirol. 2. G. 8. Nr. 9 

2) YM. 8. vd. 3. März 1898, J. M. V. B. Nr. 5, betreffend 
4 —— der Amtsbibliotheken der Gerichte erſter Inſtanz, 


26) 88. 295 bis 301. 

2) 88. 394 big 401. 

Zu den unter 3. 13 erwähnten Advocatursangelegenheiten 
gehört insbefondere die Entgegennahme und Aufbewahrung von 
Generalvollmachten und die Benachrichtigung der gerichtlichen 
Organe von ſolchen Vollmacht3ertheilungen, die Nachficht des 
Erforderniffes der Advocatursprüfung **) für die Subftitutions- 
berechtigung eines Advocaturscandidaten und die Führung von 
Ueberfichten über die Beitellung von Curatoren und Concurs⸗ 
mafjevermwaltern. 

Die unter 3. 19 angeführten Angelegenheiten find nur 


8.24. 3.24. Die egennahme | Diefe Bollmachten find al8 eine wei⸗ 
und Aufbewahrung von Generalvolls | tere Gelhäftsgattung ber Präfidial- 
machten, welche anderen Perfonen als | jachen zu behandeln und nad) Bor⸗ 
Advocaten ertheilt werden, gehört | jchrift des 8. 279 ©. O. aufzube- 
gleichfalls zu den Prafidialſachen. wahren. (J. M.) 
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infoferne Präſidialſachen, als fie nicht der Gerichtsvorſteher einem 
oder —— richterlichen en des Gerichte überweist.?”) 


.8, 
je Beäfbinljachen der Staatsanwaltjchaften nu im 8. 3 
EM. ur 5. Mai 1897, R. &. 8. Nr. 114, bezeichnet. 

6. 25. Soferne Präfidialfahen nad) Vorfchrift des Ge- 
ſetzes durch bejondere hiezu berufene Senate oder Commiffionen 
oder durch das Gericht erledigt werden müfjen!), find die in 
folchen Angelegenheiten einlangenden Eingaben und Acten durch 
den Gerichtsvorjteher dem Vorfigenden der Commilfion oder des 
Senated oder demjenigen Mitgliede des Gerichtshofes zu über- 
fenden, welches die Sache zur Borbereitung ihrer Enticheidung 
im Senate zunächſt zu bearbeiten hat. 

Die Ueberjendung Hat im kurzen Wege, ohne Zufchrift zu 
gefchehen.?) 

An gleicher Weiſe ift dem Vorſteher des Gerichtes die 
Entfcheidung oder fonftige Erledigung unter Anjchlufs der Acten 
befanntzugeben; ihm liegt auch die Benachrichtigung der Be: 
tbeiligten von der ——— ob. 

1) Siehe Anm. 9 zu 8.2 

%) De — in der 5. Spalt des Präſidialjournals angemerft 
werden, 8. 79, Abi. 2. 

§. 26. Die Vorfchrift des 8. 20°) gilt auch für die Ge- 
richtshöfe erjter Anftanz und für die Oberlandesgerichte. Die 
Zuweiſung der Sache an einen anderen als den nad) der Ge- 
jchäftsvertheilung dazu berufenen Senat oder Richter kommt 
dem Vorſteher des Gerichtshofes zu. 

1) Zuweiſungen von Sachen aus fpradhlichen Rüdfichten. 


Zweiter Titel. 
Gerichts: und Kanzleiabtheilungen. 
Gerichtsabtheilungen. 

6. 27. Jeder Richter (Vorfteher des Bezirkögerichtes, 
Einzelrihter), dem eine Gruppe von Geichäften zur felbftändigen 
Ausübung der dem Bezivlögerichte zufommenden Gerichtsbar⸗ 
feit überwiejen ift, bildet eine Wbtheilung des Gerichte (Ge⸗ 

richtsabtheilung). Zur felbftändigen Erledigung der Geſchäfte 

eined erjuchten Richterd kann nach Maßgabe der Borjchrift 

des 8.3, Abſatz 2, des Gerichtsorganifationsgejeges?) ein richter- 
19* 





292 VII. Geſchäftsordnung 66. 27—29. 


licher Hilfsbeamter berufen werden (Mbtheilung für Nechts- 
bilfefachen). 

Die Gerichtshöfe eriter Inſtanz beftehen aus jo vielen 
Gerichtsabtheilungen, als bei denjelben ftändige Senate für die 
Ausübung der Gerichtöbarfeit in bürgerlihen Rechtzfachen und 
in Strafſachen errichtet find; außerdem bildet jeder Richter, der 
eine zu den bürgerlichen Rechtsſachen gehörige Gruppe von Ge- 
richtshofsgeſchäften als Einzelrichter *) zu erledigen hat, ſowie jeder 
Richter oder richterliche Hilfsbeamte, dem die Geſchäfte eines Unter- 
ſuchungsrichters oder eines erfuchten Richter zur felbitändigen 
Bejorgung übertragen find, eine Abtheilung des Gerichtshofes. 
Es ift jedoch weder die Rathskammer?) als jelbftändige Gerichts- 
abtheilung zu zählen, noch bilden jene Mitglieder des Gerichts- 
hofes bejondere Gericht3abtheilungen, welche ala Ungehörige eines 
Senates die diefem zugetheilten Wechſelklagen, mwechjelrechtlichen 
Sicheritellungsbegehren und Erecutiondanträge zu erledigen haben 
(8. 21, 3. 1 und 4)%) 

Bei den Oberlandesgerichten bildet jeder ftändige Senat, der 
die Gerichtöbarkeit in bürgerlichen Rechtsſachen oder in Straf: 
ſachen auszuüben hat, eine Gerichtsabtheilung. Senate und Commij: 
fionen für Perſonal-, Difeiplinarjachen oder für Prüfungsfachen 5) 
fommen als bejondere Gerichtabtheilungen nicht in Betracht. *) 

1) Für alle Geichäfte des ftreitigen oder außerftreitigen Verfahrens 
ſowie des GStrafverfahrend, welche nicht eine richterlihe Entiheidung 
enthalten. (Nicht Aufcultanten.) 

2) Amortifirungd- und Grundbuchſachen, 8.7, Abſ. 3, J. N., 8.10. 

9) Für die Rathskammerſachen wird fein bejonderes Regifter, jon- 
dern nur ein Vormerk geführt, 8. 405. — Falls fie fih nicht auf ein 
beim Gerichtshof anhängiges Strafverfahren beziehen, werden fie in bag 
Regifter Ns der Hiezu bejtimmten Gerichtsabtheilung eingetragen, 8. 252. 

a 2 Rein befonderes Regifter, jondern das Regiſter des Senates, 


s) Präaſidialſachen, 8. 24, 8. 4, 5, 6, 9, 11. 
0) Jede Gerichtsabtheilung Führt ihre bejonderen Regifter, 88. 217, 
Abi. 3, 245, Abi. 1. 


F. 28. Die Giltigfeit der Amtshandlungen eines Richters 
oder Senates wird an und für fi dadurch nicht berührt, dafs 


8.28. Wenn hinfichtlich eines zum | der Art bes Gefchäftsftüdes und von 
Geſchäftskreiſe mehrerer Gerichtsabthei⸗ dem Suhalte bed Antrages ab, ob 
lungen gehörigen Antrages zwiſchen | diefer abzumweifen oder bloß theilweife 
diefen das Einvernehmen nicht er» | zu erledigen oder fonftwie zu behan⸗ 
jielt werden kann, fo hängt «3 von | dein iſt. (3. M.) 
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dieſer Act nach der Geſchäftsvertheilung von einer anderen 
Gerichtsabtheilung desſelben Gerichtes vorzunehmen geweſen 
wäre (8. 26, Abſatz 3, G. O. G.). Bei Bezirksgerichten kann 
infolge der Ablehnung eines Einzelrichters die fragliche Rechts⸗ 
ſache vom Vorſteher des Gerichtes einer anderen als der nach 
der Geſchäftsvertheilung dazu berufenen Abtheilung übertragen 
werden (8. 28 G. O. G.). 

Wird an eine beitimmte Gericht3abtheilung ein Antrag 
gerichtet, deſſen Erledigung einer anderen Abtheilung des näm- 
lichen Gerichtes zufällt, fo ift der Antrag nicht wegen Unzu- 
ftändigfeit zurüdzumeiien, fondern im furzen Wege an die zu= 
ſtändige Abtheilung abzugeben.?) 

Ein zum Gefchäftsfreile mehrerer Gerichtsabtheilungen 
gehöriger Antrag ift in der Regel von der Abtheiluug, bei 
welcher er eingebracht wurde, im Einvernehmen mit den übrigen 
in Frage kommenden Gerichtsabtheilungen zu erledigen. Das 
Einvernehmen ift mittel3 mündlicher Beſprechung“) zu erzielen 
und die erlangte Buftimmung der übrigen Gerichtsabtheilungen 
nöthigenfalls durch einen kurzen Uctenvermert feitzuftellen. 

1) — ührung der Uebertragung im Regiſter, 8. 219, Abſ. 2 

7) Ein Austauſch von rn zwiſchen Abtheilungen desielben 
Gerichtes ift unitatthaft, 8. 85, U : 


Abtheilungsbezeihnung. 


6. 29, Die einzelnen Gerichtöabtheilungen find mit fort- 
fanfenden Nummern!) zu bezeichnen. Bei Wbtheilungen, die nur 
eine Gattung von Gejchäften zu bearbeiten haben, Tann der 
Bezeihnung eine Angabe über den Geſchäftskreis beigefügt 
werden; 3. B. Mbtheilung I; Procefsahtheilung I; Proceſs⸗ 
abtheilung II; Grundbuchsabtheilung III; Abtheilung IV für 
freiwillige Gerichtsbarkeit u. ſ. w. 

Wenn bei Gerichten mit mehreren Gerichtsabtheilungen 
zugleih gemäß 8. 60 des Gerichtsorganifationägejeßes die Ge⸗ 
richtskanzlei in Abtheilungen zerlegt ift?) (Kanzleiabtheilungen), 
fo find die Kanzleiabtheilungen mit der gleichen Nummer, wie 
die Gerichtsabtheilungen zu bezeichnen, für welche fie den Dienft 
zu bejorgen haben, 3. B. Kanzleiabtheilung I; Kanzleiabthei⸗ 
fung U u. |. w. Die bejonderen Kanzleiabtheilungen für die 
Beforgung der Grundbuchsführung?) oder für den Buftellungs- 
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und Erecutionsdienft‘), die nicht einer beftimmten GerichtSabthei- 
fung beigegeben find, find in der Reihe der Kanzleiabtheilungen 
zuleßt zu zählen, jo dafs fie Nummern erhalten, welche feiner 
Gerichtsabtheilung entfprechen; es wird daher bei einem Ge—⸗ 
richte mit ſechs Gerichtd- und ebenjo vielen Kanzleiabtheilungen 
das befondere Grundbuhsamt als Kanzleiabtheilung VII zu 
bezeichnen fein und daneben etwa noch eine Kanzleiabtheilung VIII 
für den Zuftellungsdienft oder eine Kanzleiabtheilung IX für 
den Erecutionsdienst beitehen. Cine Kanzleiabtheilung, welche 
nicht bloß für einen Richter oder Senat, fondern für mehrere?) 
Gerichtsabtheilungen beftellt ift, führt die Nummer fämmtlicher 
Gerichtsabtheilungen, für melche fie die Geſchäfte der Gerichts: 
fanzlei zu beforgen bat, fo daſs 3. B. die Kanzleiabtheilung 
für den III. und IV. Senat die Bezeichnung erhält: Kanzlei- 
abtheilung III und IV. 

Die Einlaufftelle®) und die Schreibabtheilung ”) erhalten feine 
befondere Nummernbezeichnung. 

2) Diefe Nummern find in das Wctenzeichen aufzunehmen, wo die 
Erledigung gleichartiger re einer Mehrzahl von Gerichtsabtheilungen 


übertragen iſt, 8. 264, A 
2) Dies wird vom Suftigminifter angeorbnet, 8. 60, Ubi. 2, 


. ©. 
9 Wo beſondere Grundbuchsämter beſtehen, bilden dieſe eine ſelb⸗ 
ſtändige Abtheilung der Gerichtskanzlei, 8. 654 G. O. ©. 

o Kanzleiabtheilungen gebildet — kann auch eine be 
— Zuftellungs- und Egecutiondabtheilung gebildet werden, 8. 36, 


n In ſolchem Falle kann der Geſchäftskalender, wo fich dies als 
— darſtellt, alle dieſe Gerichtsabtheilun —— sn % 
ührt werden ($. 4, 8. 1, J. M. V. v. 14. März 18 
Nr. 14 bei 8. 402). 

0,8, 628, 7) 88, 326, 897. 

. 30, Die Nummer der Gerichtäabtheilung, an welche 
eine Eingabe gehört, ift entweder auf dem Rubrum der Ein- 
gabe unter der Bezeichnung des Gerichte oder auf der eriten 
Seite des Textes in der Ueberſchrift, al3 Beifag zur Benennung 
des Gerichtes anzugeben. 

Die Advocaten und Notare find von ben Oberlandes⸗ 
gericht3präfidenten im Wege der Wdvocaten- und Notariats- 
fammern aufzufordern, in den von ihnen überreichten Eingaben, 
foweit fie ihnen befannt tft, die Nummer der zuftändigen &e- 
richtsabtheilung in der bezeichneten Weiſe erfichtlich zu machen.') 
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In Eingaben, durch welche eine neue Rechtsſache anhängig 
gemacht wird, ift die Abtheilungsnummer auf Grund der ver- 
öffentlichten Weberficht über die Gefchäftsvertheilung anzugeben. 

Grundbuchseingaben?) follen außerdem auf dem Rubrum in 
auffälliger Weife als folche bezeichnet jein.*) 

1) Für die Mebergangszeit haben Die Parteien ihren Eingaben bie 
Regiftratursbezeichnung (MUctenzeichen), foweit fie ihnen befannt jind, bei- 
zufügen, 8. 1, Abſ. 3, Uebergangs⸗Vdg. 

2) uns: welche in das Tagebuch eingetragen werden follen, 
wegen ber Abgabe aus ber Einlaufftelle an den Grundbuchsführer, 8. 76. 

3) Auch wenn fie im Streit« oder Erecutionsverfahren vorfommen. 


Ranzleiabtheilungen.') 


6. 31. Die Beforgung der Kanzleigefchäfte für die Richter, 
welchen die Erledigung von Grundbuchsſachen zugewieſen iſt, 
fann mit der Belorgung der Grundbuchsführung vereinigt oder 
hievon gejondert der Gerichtskanzlei oder einer bejonderen 
Ranzleiabtheilung übertragen werben. Erſteres ift jedoch nur 
dann ftatthaft, wenn dem einen oder den mehreren mit Grund- 
buchſachen befafsten Nichtern Teinerlei andere gerichtlichen Ge⸗ 
ſchäfte zugetheilt find, für welche in der Kanzlei bejondere 
Regifter oder Verzeichniffe geführt werden müfsten. Daſs der 
Srundbuchsrichter zugleich einem Civil: oder Straffenate als 
Mitglied angehört oder als beauftragter Richter in Civilproceſs⸗ 
ſachen thätig ift, jchließt deshalb die Vereinigung der Kanzlei⸗ 
geichäfte und der mit der Grundbuchsführung zufammenbängen- 
den Geichäfte nicht aus.?) 

Unter der im erften Abſatze angegebenen Vorausſetzung 
wird dieſe Vereinigung namentlich bei Gerichten, wo bejondere 
Grundbuchsämter beftehen?), einzutreten haben. Wenn bei Ge⸗ 
richten, für welche jonft die Vereinigung der Grundbuchsführung 
und der Kanzleigefchäfte für den Grundbuchsrichter angemefjen 
erfcheint, das Grundbuchsamt oder die dort beftellten Grund: 
buchsführer die fi) aus der Vereinigung ergebende Geſchäfts⸗ 
faft nicht bewältigen könnten, tft durch die Zuweiſung von 
Ranzleigehilfen dafür zu forgen, dafs die Grundbuchsbeamten 
nicht durch die fonftigen Ranzleigefchäfte der Grundbuchsführung 
entzogen werden. 


ı) Die Bildung —————— Kanzleiabtheilungen wird vom Juſtiz⸗ 
miniſter angeordnet. — Die weiteren Verfügungen über die Zahl der 
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Abtheilungen fteht dem Oberlandesgerichtäpräfidenten zu, $.60 G. O. G. 
Sedenfalls ift der Zuftellungs- und Erecutionsdienft zu concentriren, 8. 36. 
) Für die Gefchäfte folder Richter werden keine bejonderen Re- 


5 o bejondere Grundbuchsämter beftehen, bilden fie ftet3 eine 
felbftändige Abtheilung der Gerichtslanzlei, 8. 54, Abf. 1, ©. D. ©. 

6. 32. Bei größeren Bezirkögerichten, die zur Gerichts- 
barkeit in Eivil- und in Straffachen berufen find, können für 
die mit der Ausübung der Strafgerichtsbarkeit betrauten richter- 
lichen Beamten!) eine oder mehrere Kanzleiabtheilungen gebildet 
werden. Bei den Gerichtshöfen erfter Inſtanz, welche zugleich 
Eivil- und Strafgerichtsbarkeit auszuüben haben, ift die &e- 
richtsfanzlei nach dieſen beiden Gejchäftszweigen zu tbeilen; 
nah Bedarf kann die Gerichtskanzlei für Straffachen wieder 
in mehrere Abtheilungen zerlegt werden, melde für je einen 
Unterfuchungsrichter ?) oder für einen Senat (Erfenntnisgericht, 
Geſchwornengericht, Berufungsgericht) oder für eine Gruppe 
von Unterfuchungsrichtern oder Senaten?) die Kanzleigeſchäfte 
zu beforgen Haben. 

Bei den Oberlandeögerichten darf für Straffahen nur 
dann eine bejondere Kanzleiabtheilung gebildet werden, wenn 
die Gerichtsbarkeit in Straffachen ausfchlieglich von einem oder 
einzelnen beftimmten Senaten ausgeübt wird, und die ſich dabei 
ergebenden Kanzleigejchäfte eine befondere Kanzleiabtheilung aus- 
reichend bejchäftigen. 

Ungeachtet des Beftandes befonderer KRanzleiabtheilungen 
für Strafſachen muſs bei allen Gerichten, bei welchen Eivil- 
und Strafgerichtsbarkeit vereinigt ift, die llebernahme der an 
das Gericht gelangenden Eingaben?) und die Bewirkung von 
Zuftellungen, Sendungen und Behändigungen für Eivil- und 
Strafſachen immer durch diejelben Organe?) erfolgen. 

1) Welche als ſolche eine jelbftändige Gerichtsabtheilung bilden, $. 27. 

®) Se Unterſuchungsrichter und Senat bildet eine ee ac 


lung, 8. 2 3) Bezeihnung, 8. 29. 9) Einlaufftelle, $. 6 
5) Buck ehermtee oder Buftellungsabtheilung, 8. 34. 


Ubtheilungsleiter. 


$. 33. Den Gerichtsabtheilungen werden vom Borfteher 
des Gerichtes nach Erfordernis ein oder mehrere richterliche 
Hilfsbeamte?) zur Unterftüßung des Abtheilungsleiterd (Einzel- 
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richter, Senatsvorfißender, richterlicher Hilfsbeamter al3 Unter⸗ 
ſuchungsrichter oder als Leiter der Abtheilung für NRechtshilfe- 
fachen u. ſ. mw.)?) bei Vornahme ihrer Amtsgejchäfte beigegeben. 
Bei Gerichten, bei weldhen Kanzleiabtheilungen gebildet find, Hat 
der Gerichtsvorſteher den Gerichtäabtheilungen auch die für die Ge- 
ſchäftsbeſorgung nöthigen Kanzleikräfte und Diener beizugeben. 

Der Abtheilungsleiter hat, vorbehaltlich aller in der Dienit- 
auffiht des Gerichtsvorſtehers gelegenen Befugniffe, über die 
Beichäftigung der richterlichen Hilfsbeamten ſowie über die 
Berwendung des Kanzlei und Dienerperjonales feiner Abthei— 
fung die nöthigen Verfügungen zu treffen, und es kommt ihm 
die unmittelbare Beaufſichtigung der dienſtlichen Thätigfeit dieſer 
Berfonen zu.) Der Abtheilungsleiter fol fich bei jeder Ge- 
legenheit von der Einhaltung einer rajchen, ordnungs- und 
zwedmäßigen, einheitlichen Gejchäftsbehandlung überzeugen, zur 
Abftellung wahrgenommener Verzögerungen oder Gebrechen ohne 
Aufſchub das Geeignete vorkehren oder zum Bmwede ihrer Ab— 
ftelung dem Vorſteher des Gerichtes Anzeige machen. 

Die einer Abtheilung beigegebenen Berjonen haben den 
Anweiſungen des Wbtheilungsleiter8 infolange Folge zu leiften, 
als nicht ändernde Unordnungen des Gerichtövorjteherd ergehen. 

Wo die Beforgung des Kanzleidienftes für mehrere Ge— 
richtsabtheilungen vereinigt ift, hat der Vorfteher des Gerichtes 
denjenigen unter den Abtheilungsleitern zu bezeichnen, der über 
die Verwendung des Kanzleis und Dienerperjonales zu ent- 
ſcheiden und die Aufficht über die Kanzlei zu führen hat.‘) 

1) Allenfalls können auch Einzelrichter, die einen felbftändige gen 
Wirkungskreis re nebenbei einem anderen Mbtheilungsleiter bei- 


geordnet werden, 8. 14, Ubf. 2. 
e) 8.27. 9) Siehe 8. 309. *) Auffichtführender Richter. 


Buftellungen und Erecutionsgefchäfte. 


6.34. Die Geſchäfte des gerichtlichen Außenverkehres!) (Voll⸗ 
ziehung von Zuſtellungen, Boftjendungen?), Behändigungen?) u. ſ. u. ſ. w. .) 


8 84. Beiden Bollfitredungshband- | Erftere find wie alle fonftgen bei Die bei diefent 
fungen, welche der Strafrichter ver- | Gerichte vorlommenden Gefchäfte bes 
fügt, Mi zu unterjcheiden, ob für fie | Erecutionspollzuges zu behandeln, let- 

Borſchriften der Eresutionsorbs tere, 3. B. Vorführungen, find durch 
— maßgebend find, oder ob fie nach die dem Strafrihter zur Verfügung 
den Beflimmungen der Strafprocefd- | ftehenden Organe In der biäher üb- 
ordnung vorgenommen werden müffen. | lichen Weife zu vollziehen. (I. M. 


298 VIII. Gef&äftsordnung 66. 3436. 


und die Gejchäfte des Erecutionsvollzuges, welche gerichtlichen 
VBollitredungdorganen obliegen, find, wenn bei demjelben Ge⸗ 
richte beides vorkommt, denjelben Perſonen zu übertragen. 
Eine Trennung ift nur ftatthaft, wenn fonft wegen der Menge 
der Geſchäfte des Buftellungs- und Vollſtreckungsweſens eine 
allzu große Anzahl von Arbeitskräften vereinigt werden müſste 
und dadurd die Leichtigkeit, Raſchheit und Ueberfichtlichleit der 
Geſchäftsgebarung beeinträchtigt würde. Zur Trennung‘) ift, 
wenn fie nicht vom Juſtizminiſter angeoronet wird, deſſen Bu- 
ftimmung erforderlich. 

Eine Bertheilung der BZuftellungsgefchäfte ift weder bei 
den Gerichten mit mehreren SKanzleiabtheilungen, noch bei 
den Gerichten ohne folhe Abtheilungen geftattet. Alle bei 
einem Gerichte in Civil- und Strafjachen vorlommenden Bu- 
ftellungen®), Sendungen, Behändigungen und fonftigen Verrich- 
tungen de3 Außenverkehres müſſen von einer einzigen Stelle 
(Ranzleiabtheilung®), KRanzleibeamter”), Ranzleigehilfe)”) beforgt 
werden. Dies gilt mit Ausnahme der Buftellungen, die bei 
Bornahme einer Erecutionshandlung zu bewirken find®), auch für 
diejenigen Gerichte, bei welchen das Zuftellungs- und Bollftredungs- 
weſen = — getrennt iſt. 

— 88. — 2) 8. 378. 4) 8.36, Abi. 2 
9 —5 32, Abſ. 3. °) Zuſtellungs⸗ und Erecuttongabthei- 


—— 

— der Pfändun sbewilligung bei Vornahme der Pfän- 

ung, 3 253 € des Haftbefehles bet der Berhaftung, 88. 360, 395 
i — ſiets durch das Vollſtreckungsorgan, 8. 344, 8. 1 

un 2 


Buftellungsbeamter.!) 


6. 35. Bei Gerichten ohne Kanzleiabtheilungen ift der 
geichäftliche Verkehr mit der Poſt und mit den um Beſtellung 
gerichtliher Geſchäftsſtücke erſuchten Gemeindebehörden (Geſchäfts⸗ 
führer ausgeſchiedener Gutsgebiete) ſowie die Leitung des Exe⸗ 
cutionsvollzuges und desjenigen gerichtlichen Verkehres, der durch 
Diener des Gerichtes (Zuſtellboten) auszuführen iſt, vom Ge⸗ 
richtsvorſteher einem dazu geeigneten Kanzleibeamten oder 
Kanzleigehilfen zu übertragen (Zuſtellungsbeamter). Dieſem 
liegt auch der Verkehr mit den Gerichten und anderen Behörden 
ob, die um Vornahme von Zuſtellungen erſuchen, ſoweit für 
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diefen Verkehr das Erfordernis einer gerichtlichen Verfügung 
oder Beichlufsfaffung?) nicht befteht.?) 

Die Gefchäfte des Erecutionsvollzuges, welche dur Ge⸗ 
richt3diener nicht vorgenommen werden dürfen oder für welche 
die Mitwirkung von Beamten der Gerichtöfanzlei erwünſcht ift, 
fönnen ſowohl dem Buftellungsbeamten wie den übrigen Ranzlei- 
.. des Gerichtes aufgetragen werden. 

e Beitimmungen über den Wirkungstreis und die Obliegen- 
heiten = BZuftellungs- und Erecutionsabtheilung gelten audy für ben 
ar ar 8. 338, 

2) Solche ift nothwendig, wenn es fih um Gewährung t8- 
hilfe gegenüber Börfenichiebsgerichten (Art. XXII E. ©. z. C. 2. ) 
anderen Schiedsgerichten, Gewerbegerichten (Art. XIII E. G. z. J. N 
—F uſtellungen auf Erſuchen ausländiſcher Gerichte" Hanbelt, 


5) Er iſt auch rn der Einhebung von Gebüren zc. der De 
treibende Beamte, 88. 104, Abſ. 1. Er hat die Zehrgelder, 
gebaujhäfle und anggeben in bürgerlichen Rechtsſachen zu bem Ka 
und ———— n, 8.14. Min. Vdg. v. 22. Auguft 1 99, R. G. B. Nr. 162 


(bei 9. 369) 
) Richt den Sanzleigehilfen. Siehe Anm. bei 8. 305. 


Buftellungs= und Erecutionsabtheiflung. 


6. 36. Bei allen anderen Gerichten!) tft für den gefamm- 
ten gerichtlichen Außenverfehr und, falls das Geriht am Exe⸗ 
cutionsvollzuge betheiligt ift, auch für die Geſchäfte des Exe⸗ 
cutionsvollzuges, die von VBollftredungsorganen vorzunehmen 
find, eine Abtheilung der Gerichtskanzlei zu bilden (8. 60 
G. O. G.)*), oder es find alle derartigen Geſchäfte und Verrichtungen 
auf eine der bei dem Gerichte beftehenden Sanzleiabtheilungen 
zu übertragen (Buftellungs- und Erecutionsabtheilung).?) 

Wo das Zuſtellungs⸗ vom PVollftredungswejen getrennt 
wird (8. 34)*), find neben der Zuftellungsabtheilung eine oder 
nach Bedarf mehrere bejondere Sanzleiabtheilungen für den 
Executionsdienſt (Erecutionsabtheilungen) zu bilden. Unter 
mehreren Erecutionsabtheilungen find die Gefchäfte vom Gericht3- 
vorfteher nach örtlich abgegrenzten Gebieten zu vertheilen. Zu⸗ 
ftellungen, die bei Bornahme einer Erecutionshandlung geſchehen 
müfjen, find von der Erecutionsabtheilung®) zu bewirken. 

Im alle der Trennung des Buftellungs- und Erecutions- 
dienftes dürfen weder der Buftellungsabtheilung, noch einer be= 
fonderen Erecutionsabtheilung zugleich für eine oder mehrere 
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Gerichtsabtheilungen die fonftigen Gejchäfte der Gerichtsfanzlei 
übertragen werden; insbefondere ift die Bereinigung der Ge⸗ 
ſchäfte des Erecutionsvollzuges mit den Kanzleigeſchäften einer 
GerichtsabtHeilung unftatthaft, welche die Gerichtsbarkeit in Exe⸗ 
cutionsſachen auszuüben hat.®) 

) Bei welchen befondere Kanzleiabtheilungen beftehen. 

) Ob Ran ——— zu bilden find, beſtimmt der Juſtiz⸗ 
miniiter, 8.60 ©. O. ©. 

” Wenn Kanzleiabtheilungen gebildet werden, find die Geſchäfte des 
gerichtlichen Außenverfehres zu concentriren, fei es in einer felbftändigen 
Abtheilung, fei e8 durch Uebertragung an eine auch mit anderen Kanzlei- 
geichäften be En beuung 

Geſchäftsvertheilung 8.329; befondere Obliegenheiten bei Bejorgung 
von Zuftellungen $. 376; felbftändige Thätigleit 8. 384. 

*) Weil die Gejchäfte zu umfangreich find. — Bewilligung des 
Juſtizminiſters erforderlich. 

5) Vom Bollftredungdorgane vorzunehmen, 8.344, 8.1 u. Abf. 2. 

6) Aus Controlrüdjichten und weil da3 Kanzleiperſonal der Ger 
richtsabtheilung präfent fein muf8. 

$. 37. Die Zuftellungs- und Erecutionsabtheilung (Bu: 
ftelungsabtheilung) Hat außer den bereit3 genannten Geſchäften 
den gejammten inneren Verkehr zwiſchen den einzelnen Ab⸗ 
theilungen und Organen des Gerichtes (Einzelrichter, Senats⸗ 
vorfigender, Unterfuchungsrichter, beauftragter Richter, Voll: 
ftredungsorgane u. |. w.) und zwiſchen dem Gerichte und der 
Stantsanwaltfchaft durch Abholen, Ubtragen?) und Webertragen 
von Acten, abgefertigten?) Schriftftüden, Buftellungsfcheinen u. |. w. 
zu beforgen. Bu ihren Obliegenheiten gehört ferner die Ber- 
öffentlihung der Edicte?) dur Einfchaltung in die öffentlichen 
Blätter oder durch Anheftung an die für öffentlihe Kund- 
madungen bejtimmte Stelle, die Veranlafjung der Berlaut- 
barungen, die auf ort3übliche Weiſe zu geichehen haben, die 
Bewirtung des AUnfchlages an die Gerichtätafel ſowie deren 
Wiederabnahme und die Vorlegung der Verlautbarungen an 
den abfertigenden Beamten.*) 

1) 88. 72. 9) 88. 339 ff. 

3) Koncursverfahren. Nah 8. 69 €. O. ift das Ediet über 
die Eröffnung des Concurſes der Gläubiger an demfelben Tage, an 
welchem das Gericht die Eröffnung bes Concurſes beſchloſſen hat, ohne 
Berzug anzufertigen, am Gerichtshaufe anzufchlagen und eine ämtliche 
— über den Tag der Anſchlagung zu den Concursacten zu 
nehmen 


J iſt vom Leiter der Zuftellungsabtgeitung dem Edict in Urfehrift beizu⸗ 
jegen. J. M. B. v. 5. Jänner 1900, 3. M. 8. B. Ar. 2, III, 2. 6. 
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Außerdem ſiehe berügtic der Veröffentlihung im Eoncursverfahren 
88.74, 104, 123, 143, 176, 189, 202, 214, 235, 250. 252, 254 €. O. 
(Manz, ve. Bd., 1. Abth.). 

Eintragungen in das Handeldregifter: 

8. 11 E. G. z. H. G. B. Die Belauntmahung der Eintragungen 
in das Handelsregiſter mittels Anzeige in den öffentlichen Blättern iſt, 
jofern das Handelsgeſetzbuch nicht ein anderes beitimmt, durch die ein- 
NT Einihaltung der Anzeige ald vollzogen anzujehen. 

Die Wahl der zum Behufe diefer Bekanntmachung im voraus zu 
befttinmenden öffentlichen Blätter fteht dem Chef der politifchen Landes⸗ 
behörde nah Rückſprache mit dem ne gerichte 

Die Berlautbarung diefer Wahl gejchieht re das Handelögericht. 

Eintragungen in das Genoffenihaftsregiiter: 

2 M. 8. v. 14. Mai 1873, R. G. 9. Nr.71. Für die Be 
kanntmachun we Eintragungen in das Genofienichaftsregifter, * 
eine ſolche überhaupt ne ift (8.5 dieſer Verordnung), genügt 
allen Fällen, in welchen das Geſetz über Erwerb3- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften nicht ausdrücklich ein anderes beftimmt, Die einmalige Einfhaltung 
in basjenige Öffentliche Blatt, weldes von dem Chef der politifchen 
Zandesitelle, nad Rüdfpradhe mit dem Handelögerichte, für die Auf- 
nahme folder Belanntmachungen beftimmt wird. 


Conenrsausſchreibung für erledigte Stellen: 

8. 15 Ger. Inſtr. (fiehe unter X). Das Edict ift in dem zu den 
amtlihen Kundmadungen in dem Kronlande beftimmten Zeitungsblatte, 
und wenn es Nic um die Stelle eined Rathes handelt, auch in dem 
Amtsblatte der Wiener Zeitung kundzumachen. 


Edicte in Civilproceſsſachen. 

Die Zuftellung durch öffentliche Bekanntmachung geſchieht mittels 
ee] e Aw Schriftjtüdes an der Gerichtötafel des Proceſs⸗ 

tes 

Das Edict iſt in der Regel durch 30 Tage, oder während der vom 
Gerichte in der Suftelln ag De lLgung. OT Friſt angeſchlagen zu 
laſſen. Siehe 8. 213 und 88. 37 

Wenn für die Berfon, an Bade eine Zuftellung erfolgen fol, ein 
Curator beftellt wird, ift ein Ebdict auszufertigen und das Edict an der 
Gerichtstafel des —2 anzuſchlagen und in die zur Veröffent⸗ 
— Hung der amtlichen & ae dieſes Gerichtes bejtimmte Zeitung 

einzufchalten, 8 .D. 

Der Beiſatz, —— der ee re: ichließt ſchon 
bie u die Gerichtskanzlei in fi, das Edict durd) Anfchlag und 
einmalige Einhaltung zu verlautbaren. Die mehrmalige Einichaltung 
ober die Veröffentlichung in anderen Beitungen muj8 in der Zuftellungs- 
verfügung bejonders angeordnet werden, 8. 213, Abi. 3, G. D. 

In Rechtsſachen bis 100 fl. kann die Enictseinfhaltung En orts⸗ 
übliche Vi te oa werden, $. 117, C. 

Dies iſt vom Richter in der ER — den Ver⸗ 
merk „Ortsübl. Komch.“ anzuordnen, 8. 213, Abſ. 3, G. O. — Das 
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Edict wird nicht vom Richter — ala ift ihm in Reinſchrift 
zur Unterjchrift vorzulegen, 8. 316 

Edicte in an 

8. 71 E. O. In allen Fällen, in welchen die Berjtändigung durch Edict 
zu geichehen hat, ift das dom Gerichte auszufertigende Edict an der Ge⸗ 
richtötafel anzuſchlagen und durch ein- oder mehrmalige Einfhaltung in 
Fi au — Kundmachungen im Lande timmte Zeitung zu ver⸗ 
öffentlichen 

Nach Ermeſſen des Gerichtes kann jedoch von amtswegen oder auf 
Antrag verfügt werden, daſs 

1. das Edict auch 106 in — inländiſchen oder in ausländi⸗ 
ſchen Zeitungen veröffentlicht werde, 

ober namentlich bei geringerem Werte der Erecutionsobjecte, 
die —— durch die gn ganz unterbleibe und an 
Statt die Verlautbarung durch das Amtsblatt des Bezirkes oder durch 
Anheftung an die für Öffentlihe Kundmachungen beſtimmte Stelle ber- 
jenigen Örtögemeinde zu erfolgen habe, in deren Gebiete die in Execu⸗ 
tion gezogenen Gegenjtände fid) befinden oder die Execution geführt wird, 
oder dafs die Berlautbarung in dieſer Gemeinde in fonft ortsüblicher 
Weile geichehe. 

Die Parteien und fonitige Betheiligte können verlangen, dafs mit 
der vom Gerichte angeordneten Belanntmahung auf ihre Koften aud 
andere der im erften und zweiten Abſatze angegebenen Berlautbarungs- 
arten verbunden werben. — 

Die ln eines Curators im Berftei EEINO Den jahren. au 
nicht an Bene belannt gemacht zu werden, s 162, Abj. 2, 174€. 9. 

erfteigerungstermin ift ftet3 auch in der Gemeinde, Mn welcher 
fih Die u we Se aa in ortaüblicher Weiſe zu 
verlautbaren, 8. 171, letzter Abſatz, E 
Ediete werden ausgefertigt: Aufforderung zur Anmeldung dinglicher 
Rechte an einer — et u nicht eingetragenen zu verſteigernden 
Seit, 8.145, Abi. 3, € — Berfteigerungsedict 38.169, 242, 
2 €. O., Edict über Abberufing des Berfteigerungstermines 8. 206, 
a. 2, E. O. 

Anſchlag an der Gerichtstafel 88.48, 95, 183, 199, Abſ. 1, 
209 E. O. 
an aan: Berlautbarung 88. 25, 95, 171, 205, Abf. 2, 


Anzeige in den Öffentliden Blättern 8.342, Abi. 3, €. D. 
9 8. 339. 


Vereinigung der Zuſtellungsgeſchäfte verſchiedener 
Gerichte. 


$. 38. Sofern es zur Erleichterung und Beſchleunigung 
des Geſchäftsganges dienlich fcheint, können die Gejchäfte des 
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Zuftellungswejens für mehrere Gerichte, die fich in demjelben 
Gebäude befinden, in der Urt vereinigt werden, daſs die Zu: 
ftellungs- und Erecutionsabtheilung (Buftelungsabtheilung) eines 
diefer Gerichte auch für die übrigen in demfelben Gebäude befind- 
lichen Gerichte die Gefchäfte des gerichtlichen Außenverkehrs (Voll: 
ziehung von Buftellungen, Poftjendungen, Behändigungen) beforgt. 

Dieje Unordnung fteht dem Präfidenten des Oberlandes- 
gerichtes zu. Die Vorfteher der in Frage kommenden Gerichte 
tönnen die Erlaffung einer folden Anordnung beim Oberlandes- 
gerichte in Antrag bringen. 


Geihäftsvertheilungstafel. 


6. 39. Alle Geſchäftsräume des Gericht3haufes find mit 
Nummern und mit der Aufichrift ihrer Beitimmung zu verjehen. 

Um jedermann über die Vertheilung der Gefchäfte!) und des 
Perſonals Auffchlufs zu gewähren, find bei den Eingängen des 
Gerichtöhaufes an geeigneter Stelle Tafeln mit verjchiebbaren 
Einſätzen oder Anfchläge anzubringen, aus denen fi) die ge- 
troffene Gefchäftsvertheilung, ſowie die deutliche Bezeichnung 
der richterlichen Beamten und Senate ergibt, welchen die einzelnen 
Geichäftsgruppen zugewieſen find. Bum Zwecke der Bezeichnung 
it der Name des richterlichen Beamten oder Vorſitzenden, die 
Abtheilungsnummer, fowie die Nummer des Amtszimmers an- 
zugeben. 

Anwieweit an den Thüren der Umtszimmer der richter- 
lichen und Kanzleibeamten, welche mit Parteien zu verkehren 
haben, der Name und die Stellung der in dem immer be- 
fhäftigten Beamten und die Art ihrer Beichäftigung anzugeben 
find, wird vom Borfteher des Gerichtes beftimmt. 


1) Dazu dient auch die im Gerichtöhaufe um gedruckte Ueber⸗ 
ſicht über die Geſchäftsvertheilung, 8. 18, Abſ. 3 
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Zweiter Vbeil. 
Gerichtliche Geſchäftsführung. 


Erſter Abſchnitt. 
Geſchaäftszeit und Gerichtsferien. 


Erſter Titel. 
Geſchaͤftszeit. 
Geſchäftsſtunden. 


40. Die Geſchäftszeit des Gerichtes!) beträgt an Wert- 
tagen?) 7 Stunden, an Feiertagen mindeftens 4 Stunden. 

Auf welche Tagesſtunden die Gejchäftszeit zu verlegen ift 
und ob eine Bertheilung der Geſchäftsſtunden auf Vor⸗ und 
Nachmittag ftattzufinden bat, wird für jedes Gericht vom Ober: 
landesgerichtspräfidenten beftimmt. 

Die Geſchäftsſtunden, ihre Vertheilung, jede Uenderung in 
der Bertheilung und der Tag, mit dem fie eintritt, find recht: 
zeitig durch Anſchlag an der Gerichtstafelꝰ) und erforderlichenfalls 
durch eine Nachricht in den öffentlichen Blättern bekannt zu machen. 

) Nicht aller richterlichen Beamten. Das Gericht muſs durch 
7 Stunden zugänglich fein. Eine Präſenzpflicht des Richters in dieſem 
Ausmaße bejteht nicht. Nach) dem Umfang der Geſchäfte kann fie größer 
oder Heiner fein. Die Gejchäftszeit für Kanzleibeamte und Kanzlei» 
oo. umfajst an Werktagen 8, an Feiertagen mindeftens 4 Stunden, 


sa, nn —— llunben bleiben während der Gerichtsferien diejelben, 
Die —— Beſchäftigung der im Vorbereitungsdienſte ſtehenden 
Auſcultanten und Rechtspraktikanten iſt ſo einzurichten, daſs ihnen ein 
Theil der Geſchäftsſtunden für das Studium und ihre ei 
Fortbildung freibleibt, F.9 M. RB. v. 15. Auguft 1897, R. G. B. Nr. 1 
über den richterlichen Borbereitungsbienft (bei 8.5 6.8.8). 
?) An ie feine Gejhäftszeit, nur ein Journa ienft, 8.43. 
3) Ferner bei Bezirksgerichten der für mündliches Anbringen be- 
ftimmte Tag, 8.90 — und die Stunden für Parteienverlehr und münd- 
liches —— — 8. 42. 

8. 40. Die Eintaufftene muf8 an eöffnet fein. Während bdiejer Zeit 
Sonntagen dur drei Stunden bes nd alle in der Einlanfftelle einlangen- 
Vormittags (8. 43 G. O.), an Feier⸗ | den Eingaben und Poftftiide zu über- 
tagen durch vier Stunden (8.40 ©.D.) , nehmen. (J. M.) 
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6. 41. Dringliche Geſchäfte in unvorhergeſehenen Fällen 
find auch außerhalb der feſtgeſetzten Geſchäftsſtunden zu er- 
fedigen. Die Perſonen, die fi hiezu bereithalten müſſen, find 
unter Feſtſetzung eines Wechjel3 unter dem verfügbaren Perſonal 
vom Gerichtövorfteher im voraus zu beftinmen. 

Dauert eine Verhandlung vor dem erfennenden Gerichte 
über die gewöhnlichen Gefchäftsftunden hinaus, jo hat immer 
auch ein Angeftellter der Gerichtsfanzlei (Ranzleiabtheilung) und 
ein Diener bis zum Scluffe der Verhandlung im Gerichtö- 
hauſe anwejend zu bleiben, um Acten, Beweisftüde u. dgl. aus 
der Kanzlei herbeizufchaffen. 

6. 42. Mit Ausnahme der Räume, in weldhen ſich das 
Grundbuch und das Handels- und Genofjenfchaftsregiiter befin- 
den, dürfen die Amtsräume der Gerichtsfanzlei oder einzelner 
Kanzleiabtheilungen während gewiſſer Gefchäftsftunden für das 
Publicum, dringlide Fälle ausgenommen, gejchloffen werden. 

Die Einlaufftelle!) mufs täglich mindestens fünf Stunden ge- 
öffnet fein; bei Vertheilung der Geſchäftsſtunden auf Bor: und Nadj- 
mittag müſſen die Stunden, während welcher die Einlauftelle 
offen ſteht, verhältnismäßig auf Bor: und Nachmittag vertheilt 
und mit Berüdjichtigung der Pofteingangszeiten?) beftimmt werden. 

Es darf ferner angeordnet werden, daſs die Entgegen- 
nahme mündlich angebrachter Anträge, Geſuche und Erflärungen, 
fowie die Beglaubigung von Unterfchriften und Abſchriften, 
dringliche Fälle ausgenommen, nur während beftimmter Gejchäfts- 
jtunden ftattfinden foll.®) 

Die in den vorangehenden Abſätzen angegebenen Anord» 
nungen find den jeweiligen örtlichen und gejchäftlichen Bedürf- 
niffen entfprechend vom Vorſteher des Gerichtes zu erlafjen und 
ſowohl durch Anſchlag an der Gerichtätafel, wie durch Anſchlag 
an den Eingangsthüren der betreffenden Amtszimmer bekannt 


zu machen. 

1 

2) Abholung der Schriftftüde von der Poſt, 8. 63. 

3) 8. 42 bezieht fih nur auf die Kanzlei. Bei Bezirkögerichten 
E ferner für die Entgegennahme von mündlichen Klagen, Unträgen, 

Märungen und Privatanklagen wenigftens ein Tag in der Woche zu 

beitimmen. — An den übrigen a dürfen nur Ddringlide Sachen 
nicht zurüdgemwiefen werden, 8. 90, Ubi. 2. 


8. 42. Giche J. M. bei 8.40. 
Schauer, Geſch. Ordg. 20 
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Sonntagsruhe. 


$. 43. Un Sonntagen und am Weihnachtstage (25. De- 
cember) ruht der gerichtliche Dienft.!) 

Bur Uebernahme von Eingaben, zur Erledigung von Ge- 
Ihäften, die mit Rückſicht auf die Verhältniffe oder auf das 
Intereſſe der Parteien dringlich erjcheinen, und zur Ausführung 
der damit zufammenhängenden dringlichen Dienftverridhtungen 
hat je nad der Größe des Gerichtes und der Art der dort 
vorfommenden Gejchäfte die erforderliche Anzahl von richter- 
lihen Beamten, Ungeftellten der Gerichtslanzlei und Dienern 
durch drei Stunden des Vormittags im Gerichtshaufe anweſend 
zu fein. Die biezu beftimmten Perſonen find unter Feſtſetzung 
eines Wechjels unter dem verfügbaren Perſonal vom Gerichts 
borfteher im voraus zu bezeichnen; die zum Sonntagsdienjte 
berufenen richterlihen Beamten müfjen geſetzlich berechtigt fein, 
die möglicherweife vorkommenden dringlichen Geſchäfte ſelbſtändig 
zu erledigen.?) | 

An melden Stunden an Sonntagen und am Weihnachts 
tage bei Gericht Eingaben übernommen werden, ift dur) An- 
ihlag im Gerichtshaufe bekannt zu geben; bei Feftftellung der 
Stunden find die Pofteingangszeiten zu berüdfichtigen. 

1) 8. 221 C. P. O. Siehe $. 44, Tester Abſatz. Einſicht in das Grund⸗ 
buch iſt an Sonntagen, dringende Fälle ausgenommen, nicht geſtattet. 

LM. €. dv. 29. Mai 1900, 8. 9489: Eine Deputation von 
Kanzleibeamten hat zu meiner Kenntnis gebracht, daſs angeblich 
der jogenannte Sournaldienft an Sonntagen nicht überall eingehalten 
werde, daſs bei einzelnen Gerichten fämmtlide oder doch bie 
meilten Kanzleiabtheilungen an Sonntagen activirt feien, endlich dafs 
Ürbeiten als dringend bezeichnet werden, die es ihrer Natur nad) 
nicht feien. Ich muſs es als die erite Aufgabe aller gerichtlichen Organe 
bezeichnen, den Intereſſen der rechtiuchenden Parteien zu dienen; wo 
dieſe Intereffen im gerechtfertigter Weife die Thätigkeit des Gerichtes 
am Sonntage erheiihen, da muſs diefem Zwecke das von mir im 
übrigen bereitwillig anerfannte Bedürfnis, den Sonntag der Erholung 
zu widmen, weichen. Dieſer Grundiat hat aud) im 8. 43 ©. D. Aus- 
drud gefunden. Dem forgfältigen Ermefjen der Gericht3vorftände muſs 
ed anheimgeftellt werden, bei der Anwendung diefer Beftimmungen die 
Intereſſen der Parteien mit jenen der Beamten nad) ben Iocalen Ver⸗ 
hältniffen in Einflang zu bringen. Dabei wird insbejondere auf bie 
Berichiedenheit zwiſchen Land und Stadt und auf die thatfächlich fich 
zeigende Inanſpruchnahme der Gerichte feitend der Parteien Bedacht 
genommen werden müflen. Sollte hiebei bisher von einzelnen Gerichts⸗ 
vorftänden über das Maß des durch das Warteieninterefle Gebotenen 


Sonntagsruhe. Feiertage. 307 


hina angen worden ſein, ſo entſpricht dies nicht den Intentionen 
der —ãA Wenn z. B., wie behauptet wurde, in einem 
allerdings ſehr großen Grundbuchsamte die Auweſenheit von je 4 Grund⸗ 
buchsſsbeamten an jedem Sonntage ——— wird, jo läfst ſich dies durch 
die Rückſſichten auf die Parteien kaum rechtfertigen. Ebenſowenig kann 
deshalb, weil gerade im einer beftimmten Gerichtäabtheilung häufig oder 
jogor regelnäßig am Sonntage Geihäfte vorfommen, die feinen Auffchub 
ulden, den Organen der dazu gehörigen — die nun 
tägliche Erholung ganz verfümmert werden. Es ift daher die Einhaltung 
der Vorſchriften des 8. 43 G. D. allen Gerichten in Erinnerung zu 
bringen. Die Präfidenten der Gerichtähöfe J. Inſtanz Haben für eine 
3m ige Einrihtung des Sournaldienftes bei ben Gerichtshöfen und 
den Bezirkögerihten an deren Site zu forgen und anläſslich der 
Bifitationen ſich darüber zu informiren, ob bei den Landbezirksgerichten 
das Intereſſe der Parteien noch jenes der Beamten bei Einhaltung 
des Sonntagsdienſtes hintangeſetzt wird. 
7) Siehe 8. 46, Abſ. 2. 


Feiertage. 


6. 44. Als Feiertage haben zu gelten!): der 1. und 
6. Sänner, Maria⸗Lichtmeſs, Maria-Verfündigung, Chrifti 
Himmelfahrt, der Dfter- und Pfingftmontag, der Frohnleich— 
namsdtag, der St. Peter- und PBauldtag, Maria: Himmel- 
fahrt, Maria-Geburt, Ullerheiligen und Maria: Empfängnis 
nah dem römifch-Tatholifchen Kalender, der 26. December, 
der Tag des Landespatrond und außerdem für jedes Gericht 
diejenigen religiöfen Fefttage, an welchen im Gerichtsorte her⸗ 
fömmlicherweije der gefchäftliche Verkehr ftille zu ftehen pflegt. 
Die letztere Gruppe von Feiertagen iſt vom Oberlandesgerichts- 
präfidenten für die einzelnen Theile feines Sprengels feitzuftellen 
und bekannt zu machen. 

An Feiertagen follen auch in Ungelegenheiten der Gerichts- 
barleit außer Streitfadhen und im Concursverfahren nur bei 
Gefahr im Berzuge Tagfabungen abgehalten werden. 

Die Sonntage und den Weihnachtstag ausgenommen, 
können zwar an allen Tagen, die nicht nach Abſatz 1 Feiertage?) 
find, Gerichtshandlungen jeder Art und insbefondere mündliche 
Berbandlungen giltig vorgenommen und Parteien, Zeugen oder 
Sadverftändige zu ſolchen Verhandlungen oder zu Einver: 
nehmungen wirffam vor Gericht geladen werden. Es iſt jedoch 
bei der Unberaumung von Zagfabungen und bei fonftigen 
Ladungen vor Gericht, wenn die Confeſſion der Betheiligten 

20* 
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dem Richter bekannt ift, jorgfältig darauf zu achten, dafs 
niemand an den hohen religiöfen Feſttagen feines Glaubens: 
befenntniffes zum Erjcheinen vor Gericht genöthigt wird.?) 

Die Oberlandesgerichtspräfidenten haben zu dieſem Zwecke 
auf Grund der vom Auftizminifterium gelieferten Weberfichten 
den Gerichten ein Verzeichnis der wichtigften Feſttage ber in 
ihrem Sprengel bejonder8 Häufig vorlommenden Glaubens- 
befenntnifje zu übergeben. 

Die Beitimmungen der Strafprocej3ordnung über Fort- 
febung der Hauptverhandlung an einem Sonn= oder Feiertag 
(8. 273)*) werden durch die vorangehenden und die Vorfchriften 
des s, 43 nit berührt. 

ufolge 8. 221, Abi. 2, C. P. O. 

ie Anberaumung einer Tagſatzung au nn — iſt nur 

bei Ge im Ver —F zuläſſig, 8. 221, bj. 1 
Eine Nichtigkeit wird dadurd) nicht —— 

4 Die Hauptverhandlung Tann nach Ermeſſen des Gerichtshofes 
in dringenden Fällen auch an einem Sonn⸗ oder Feiertage fortgeſetzt 
werden, 8. 273 St. P. O. 


Nachtzeit. 


6. 45. Die Nachtzeit (8.100 C. P. O.i), 8.30 Erec.D.)?) 
umfafst in der Zeit vom 1. April bis 30. September die 
Stunden von 9 Uhr abends bis 4 Uhr morgens, und in der 
Zeit vom 1. October bis 31. März die Stunden von 9 Uhr 
abends bis 6 Uhr morgen®. 

) Zuftellung zur Nachtzeit nur mit richterliher Erlaubnis. 

*) Erecutionshandlungen zur Nachtzeit nur in dringlicden Fällen 
mit richterlicher Erlaubnis. 

6. 46, Die Erlaubnis, Buftellungen, die in anderer 
Weile als durch die Poſt bewirkt werden follen!), an Sonn» 
oder Feiertagen oder zur Nachtzeit vorzunehmen (8. 100 
C. P. O.), kann bei Gerichtshöfen an Stelle des Senatsvor⸗ 
ſitzenden von dem zu deſſen Vertretung berufenen Richter (8. 32 
G. O. G.), und an Stelle des Vorſtehers des Proceſsgerichtes 
vom Vicepräſidenten des Gerichtshofes (F. 31 G. O. ©.) oder 
von dem gegebenenfalls zur Vertretung des Bezirksgerichts⸗ 
vorſtehers berufenen Cinzelrichter des Bezirksgerichtes ertheilt 
werden.?) Ebenfo kann Iebterer an Stelle des Bezirkögerichts- 
vorftehers die Erlaubnis ertheilen, an Sonn- oder Feiertagen 
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oder zur Nachtzeit Executionshandlungen vorzunehmen (8. 30 
Exec. O.).ꝰ) 

Wenn der zur Verſehung des Sonntagsdienſtes beſtimmte 
richterlide Beamte*) nicht berechtigt iſt, Buftellungen oder Exe⸗ 
cutionshandlungen an Sonntagen zu erlauben, muſs jeweils 
wenigftend von einem der hiezu ermächtigten richterlichen Be- 
amten des Gerichtes befannt fein, wo er anzutreffen ift. 

') Hinſichtlich der Zuftelung durch die Boft an Sonn- und Feier⸗ 
tagen, daun zur Nachizeit find die Boftvorichriften maßgebend. 

2) Wenn die Bew gu ng bei Eriebigung des fraglichen Beichlufies 
Ber Sue WE er betreffende Richter auch die Elaufel wegen 

uu 
Um bie Ertheilung der ng Er das Zuſtellungsorgan 
von amtswegen anzufuchen, wenn anders die Yuftellung überhaupt . 
oder doch nicht rechtzeitig ausgeführt werden könnte. Das Anlıde 
fann auch von der Bartei geftellt werden; über ein mündliche An 
ift Sein Protokoll aufzunehmen, fondern wenn ihm willfahrt wir it 
ui in Urſchrift auf das zuzuftellende Schriftſtück zu ihreiben, 


Ueber da3 Anſuchen des Zuſtellungs⸗ oder Bollftredungsorganes 
ſowie * die Ertheilung der Bewilligung iſt in den Acten ein Ver⸗ 
merk zu machen, 8. 880. 

) Diele Richter können auch dringende Sachen als Yerialjachen 
erflären, $. 47, Ab]. 4. 
iy 8. 48, Abſ. 2. 


Zweiter Titel. 
Gerichtsferien. 


Ferienzeit. 


6, 47. Die Gerichtsferien (8. 222 €. P. O.) beginnen 
bei allen Gerichten am 15. Zuli und dauern biß einfchließlich 
25. Auguft.!) 

Die Präfidialgefchäfte erleiden durch die @erichtsferien 
feine Unterbrechung. 

Die Geichäftsftunden?) bleiben während der Gerichtäferien 
dDiefelben; die nach Bearbeitung der Ferienſachen übrigbleibende 
Beit iſt von den des yerialdienftes halber zurüdbleibenden 
Serichtsperjonen zur Förderung nicht dringlicher Sachen?) zu 

verivenden. 


Die Erklärung, daſs eine Rechtsſache, die einer fchleunigen 
Erledigung bedarf‘), oder eine Angelegenheit der Gerichtsbar- 
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feit außer Streitfadden?) als Werialjache zu behandeln ift, kann 
nebſt dem Senatsvorſitzenden oder Vorſteher des Gerichtes °) auch 
von den im $. 46, Abſatz 1, genannten Richtern abgegeben 
werden. 

1) Während der Gerichtsferien werden nur in Ferialſachen a 
fagungen abgehalten, und Entideidungen erlafien, 3.223 C. P. O. 
Gerichtöferien haben Teinen Einflujs auf: 

Wechſelſachen; Bauproceſſe; Befigftörungsftreitigleiten; Beftand- 
ſtreitigkeiten; Dienſt und Lohnſtreitigkeiten; Gtreitigleiten zwiſchen 
Wirten, Schiffern, Flößern und Fuhrleuten und ihren Gäſten, os 
oder Auftraggebern; Bagatellſachen; einftwetlige &.® Dr Craft 224 

——— Executionsſachen d trafladhen: 
Toncursſachen; Srundbudfaden; dringende — des ver⸗ 
fahrens in un — Streitſachen, Art. G. z. C. P. O. 8. 224, 
letzter ne .D. 

Ge richtötage tönnen auch während der Gerichtsferien abgehalten 
werben, 8. 60, Ubi. 
. 40, 308. 

8) Bei Heinen Beet in8bejondere zur Vornahme der Ausſchei⸗ 
dung der — 8. 298. 

9 ——sã— Ab, 2, CP. © 

5) Ge en €. ©. z. c. P. O. 

e) 8. 86 6 2.6 


Feriendienſt und Beurlaubungen. 


6. 48. Bur Bearbeitung und Erledigung der Geſchäfte, 
auf deren Behandlung die Gerichtsferien feinen Einfluſs haben 
(Ferialſachen nad 8. 224 C. P. O. und die im 8. 223, Ab: 
fat 2, €. P. O. und im Xrtilel XXXVI des Einführungs- 
geſetzes zur Bivilprocefsordnung bezeichneten gerichtlichen Ge⸗ 
ſchäfte)), muſs eine hinreichende Anzahl von richterlihen Be⸗ 
amten?) und Ungeftellten der Gerichtskanzlei im Dienfte bleiben. 
Deren Anzahl Hat fih nach dem jeweiligen Bedarfe und den 
etwa vorhandenen Arbeitsrüdftänden zu beſtimmen. 

Die hienach bei Beginn der Gerichtöferien entbehrlichen 
richterlicden und Kanzleibeamten können auf ihr Anſuchen für 
die Beit der Gerichtsferien oder für einen Theil diefer Zeit 
beurlaubt werden. 

Die Urlaubsanfuhen müſſen fpäteitens bis 15. Mai an- 
gebracht werden. Der Vorfteher des Gerichtes hat zu dieſem 
Bwede rechtzeitig eine Tabelle in Umlauf zu feben, in welcher 
jeder Beamte fein Urlaubsanfuhen unter Angabe der Dauer 
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des erbetenen Urlaubes und der Beit des beabfichtigten Urlaubs- 
antrittes®) einzutragen hat. Won der Ueberreichung bejonderer 
Urlaubsgefuche iſt — 

2) Siehe Anm. 1 zu $. 4 

?), Allenfall3 können a gebildet werden, 8.8, Abi. 2. 

8) Es follen aber alle Urlaube, die nicht während der Gerichts⸗ 
ferien perſolvirt werden, bei ie a entweder vor oder nach den 
Ferien angetreten werden, 8.51, 

9) Sofern es ſich nicht um lea: außerhalb der gewöhnlichen 
Beit handelt. 

649, Den bei Gericht angeftellten Beamten und Dienern 
tft auf ihr Anſuchen, ſoweit e3 der ungejtörte Fortgang der 
Geſchäfte geſtattet, in Ge Jahre zu ihrer Erholung ein Ur- 
laub zu ertheilen.!) 

Aufenltanten?) find in der Regel für zwei Wochen, Ge⸗ 
rihtsadjuncten für drei Wochen, Bezirksrichter, Rathsfecretäre?) 
und Räthe eines Gerichtshofes erfter Inſtanz für vier Wochen, 
Räthe des Oberlandesgerichtes für ſechs Wochen zu beurlauben.*) 
Den Borftehern und leitenden Beamten der Gerichtslanzlei, 
einfchließlih der Vorjteher der Grundbuchsämter und den Bor- 
ftehern der Gerichtsdepofitenämter und der Rechnungsdeparte- 
ment3 ift ein Urlaub von drei Wochen, allen übrigen Beamten 
der Gerichtskanzlei, einjchließlich der Grundbuchsführer und Voll- 
ftredungsbeamten, ſowie den Beamten der Gerichtsdepofitenämter 
und der Hechnungsdepartements ein Urlaub in der Dauer von 
14 Tagen zu gewähren. 

Ob und inwieweit Beamten, welchen im Laufe des Jahres 
eine militäriiche Hebung obliegt, oder welche aus anderen Gründen 
an der Dienftesverrichtung behindert oder beurlaubt geweſen 
find, noch ein Erbolungsurlaub gewährt werden kann, ift in 
jedem Falle befonderd zu erwägen. 

Serichtödienern, die darum anfuchen, Tann, foweit fie in- 
folge der Verminderung der laufenden Geſchäfte während der 
@erichtäferien. entbehrlich find, ein Urlaub in der Dauer von 
10 bis 14 Tagen ertheilt werden. 

Die der Erholung dienende Beurlaubung joll, joweit nicht 
die Berjehung des Seriendienftes Ausnahmen erheifcht, ihrer 
ganzen Ausdehnung nach in die Gerichtöferien fallen.) Beamten 
der Strafgerichte und den mit der Grundbuchsanlegung betrauten 
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Beamten kann ein Erholungsurlaub auch außerhalb der Ge⸗ 
richtsferien bewilligt werden. 

1) Ueber die Berechtigung, zur Ertheilung eines Urlanbes und über 
die — wegen Krankheit oder eines anderen fiehe die 
a 8.19 8.8. ©. aufrechterhaltenen 88. 69 bis 72 kaiſ. Pat. v. 

3. Mai 1853, R. ©. 8. Nr. 81 (Ger. Snftr.), unter IX 

2) Den im Rorbereitun nn ftehenden Mechtspraltilanten kann 
in gleicher Weiſe mie den im Vorbereitungsdienſte ftehenden Aufcultanten 
(8.49, Abſ.2, G. O.) ein Erholungsurlaub in der Dauer von 2 Wochen 
gewährt werden, 8. 6 M. 8. v. 15. Nugnft 1897, R. ©. B. Nr. 192, 
über den richterlichen — (bei 8. 56.0. G.). 

Gerichtsſecretaͤre, M. V. v. 5. Mai 1897, J. M. V. B. Nr. 14. 

Hinſichtlich der Beurlaubung der fachmänntichen Laienrichter 

— zeitliche — aaa I I. Safanz) fiehe 2, a, 

M. V. v. 1. Auguft 1897, R. G. B. Nr. 1 29 (bei 8. 21 ). 

— * ilfen kann ans — — runden auch den 
teilt werden. 

5) Ebenſo die Urlaube der bei der Staatsanwaltichaft verwendeten 
Beamten und Diener, 8.9 M. 8. v. 5. Mai 1897, R. G. 8. Nr. 114. 


Feriengeſchäftsplan. 


F. 50. Die Vorſteher der Bezirkögerichte haben den Plan 
für die Gefchäftsvertheilung und Verwendung des Gerichts- 
perſonales während der Gerichtsferien mit der Urlaubstabelle 
(8. 48) und unter Bezeichnung der Urlaubsanfuchen, zu deren 
Bewilligung fie nicht befugt find!), bis jpäteftens 1. Juni dem 
Präfidenten des Gerichtshofes erfter Inſtanz vorzulegen und 
gleichzeitig ihr eigenes Urlaubsanfuchen vorzubringen. Müſſen, 
um einzelne Beurlaubungen zu ermöglichen, zur Aushilfe Zu⸗ 
weifungen ftattfinden, jo find auch darüber VBorjchläge zu machen. 
Zugleich find die Beurlaubungen, die der Bezirksgerichtsvorſteher 
im eigenen Wirkungskreife (8. 69 des kaiſerlichen Patentes vom 
3. Mai 1853, R. ©. B. Nr. 81) zu ertheilen beabfichtigt, und 
deren Neihenfolge anzugeben. 

‘Der Präfident des Gerichtshofes erjter Inſtanz hat ohne 
Aufſchub die etwa nöthigen Urlaubsbewilligungen (8. 69 des 
erwähnten faiferlichen Patentes)?) einzuholen und ſodann unter 
Entjheidung über die feiner Bewilligung anheimgegebenen Ur- 
laub3anjuchen den Feriengefchäftsplan nah Vornahme der Aende⸗ 
rungen und Verſchiebungen, welche im Intereſſe einer beſſeren 
Beichäftserledigung geboten erjcheinen oder durch Abweichungen 
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von den Urlaubsanfuchen veranlajst werden, rechtzeitig zu ge⸗ 
nehmigen. 

Muſs für die Zeit der Beurlaubungen zur Vertretung 
des Bezirksgerichtsvorſtehers oder anderer richterlicher Be- 
amten des Bezirksgerichtes oder zur Unterftügung der für 
den Teriendienft zurüdbleibenden Gerichtäperjonen eine Bu- 
weiſung richterlider Beamten oder eine Zuweiſung von Kanzlei⸗ 
perjonal ftattfinden, jo bat der Präfident des Gerichtshofes 
erfter Inſtanz bis Tpäteftend 20. Juni eine Abfchrift des von 
ihm genehmigten Feriengeſchäftsplanes vor deſſen Mittheilung 
an den Borfteher des Bezirkägerichtes dem Präfidenten des 
Oberlandesgerichtes zu überjenden (88. 46°) und 524) G. O. G.). 

1) Urlaube über 14 Tage, 8. 69 Ger. Anftr. (IX.). 

2) Urlaube über 4 Wochen, 8. 69 Ger. Inſtr. (IX.). 

3) Zuweiſung von fliegenden Adjuncten, erforderlichen Falles von 
jelbftändigen Richtern durch den Oberlandesgerichtöpräfidenten. 

9 Bumeifung von Kanzleiperfonal durch den Überlandesgerichts- 
prälidenten. 

6. 51. Bei den Gerichtshöfen erfter und zweiter Inſtanz 
wird die Gefchäftsvertheilung und Verwendung des Gerichts⸗ 
perſonales während der Gerichtäferien vom Präfidenten geregelt. 

Die Bildung befonderer Ferienfenate (8. 8) oder die für 
die Zeit der Gerichtöferien angeordnete Heberweifung von Rechts⸗ 
ſachen an Senate, die ſonſt mit anderen Angelegenheiten befafst 
find, ift ohne Einflufs auf die Gefchäftsvertheilung.!) Die Rechts⸗ 
ſachen bleiben troß der einftweiligen Ueberweiſung an einen 
anderen Senat in der Gerichtäabtheilung anhängig, zu welcher 
fie nach der Geſchäftsvertheilung gehören. Der Vorfitende des 
Ferienſenates oder des Senates, dem die Rechtsfache für die Dauer 
der Gerichtsferien überwieſen ift, hat in der fraglichen Rechts⸗ 
ſache die Aufgaben des Leiters derjenigen Abtheilung zu verſehen, 
zu welcher die Rechtsfache nach der Geichäftsabtheilung gehört. 

Sämmtlichen richterlichen und Kanzleibeamten der Gerichts- 
böfe erfter und zweiter Inſtanz, welche während der Gerichts: 
ferien im Dienfte bleiben müfjen, ift der gebürende Urlaub je 
nad den örtlichen Verhältniffen entweder für die Beit vor Be- 
ginn der Gerichtöferien oder für die Zeit nach Beendigung der 
Serichtsferien zu bewilligen; einen Theil diefer Beamten für 
die Beit vor Beginn und einen anderen Theil für die Zeit 
nad Schlufs der Gerichtsferien zu beurlauben, ift unftatthaft.”) 





314 VIII. Geſchaͤftsordnung 66. 51—59. 


1) Es ift daher in den Ausfertigungen der Beſchlüſſe des Ferien⸗ 
nen a aung anzugeben, bet welcher die Sache an- 
. I mu Wegen des — Einfluſſes auf die Function der Senate. 
Dieſe Beſchränkung gilt daher nicht für Bezirksgerichte. 

6. 52, Der Feriengeichäftöplan darf bei den Gerichts- 
höfen erfter und zweiter Inſtanz erft feitgeftellt werden, nachdem 
die im einzelnen Yalle nöthigen Urlaubsbewilligungen (88. 69 
und 70 des kaiſerlichen Patentes vom 3. Mai 1853, R. G. 2. 
Nr. 81)1) eingeholt wurden. 

Wenn im Feriengefchäftsplan eines Gerichtshofes erfter 
Inſtanz eine Zuweiſung von richterliden Beamten oder von 
Ranzleiperfonal in Ausficht genommen ift, muſs der Geſchäfts⸗ 
plan bis ſpäteſtens 20. Juni dem Präfidenten des Oberlandes⸗ 
gerichtes zur Genehmigung und zur Anordnung der beantragten 
Buweifungen vorgelegt werden. Der Präfident des Oberlandes- 
gerichtes ift befugt, in dem vorgelegten Plane nicht bloß die 
Üenderungen, tvelche mit feiner Entjcheidung über die Zuweiſungs⸗ 
anträge zufammenhängen, fondern auch ſolche Aenderungen vor⸗ 
zunehmen, welche im Intereſſe einer befjeren Gejchäftserledigung 
geboten erjcheinen. 

1) Siehe unter IX. 

$. 53, Nachträgliche Abänderungen des Feriengefchäfts- 
planes, die infolge von Zodes: oder Krankheitsfällen, Neu⸗ 
anftellungen oder Verſetzungen gejchehen müſſen, find nur dann 
dem Präfidenten der übergeordneten Gerichtsbehörde anzuzeigen, 
wenn die Aenderung zu einer ihm vorbehaltenen Verfügung!) 
Anlaſs gibt. 

Die für das Publicum wiſſenswerten Beitimmungen des 
Feriengeſchäftsplanes find fpäteftend eine Woche vor Beginn 
der Gerichtöferien durch Anſchlag an der Gerichtötafel und nach 
Erfordernis durch Mittheilung an die öffentlichen Blätter be- 


fannt ie machen. 
uweiſun fliegenden Adjuncten und von ſelbſtändi en 
Ri — .46 ©. ; Zuweiſung von Kanzleibeamten, 8. 62 G. O 
ufnahme von —— gegen Jahresgehalt, 8. 12; Benitigung 
* Aufnahme von Aushilfsdienern und Zu en & 15 Kap. 8. v 
18. Suli 1897, R. ©. B. Nr. 170 bei a G. O. ©.) 
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Bweiter Abſchnitt. 
Gerichtstage. 
Anordnung und Bekanntmachung. 


6. 54. Wenn vom Juſtizminiſter die Abhaltung regel⸗ 
mäßiger Gerichtstage (Amtstage) außerhalb des Gerichtsſitzes 
angeordnet wird?), ohne daſs zugleich über Ort und Zeit dieſer 
Gerichtstage eine Berfügung ergeht, jo bat das Oberlandes- 
gericht nach eingehender Ermittlung aller einjchlägigen Berbält- 
nifje zu beſtimmen, an welchen Orten und in welchen periodiichen 
Zwiſchenräumen die Gerichtötage abzuhalten find. Hiebei ift 
insbeſondere Rüdficht zu nehmen auf die Ortsbeichaffenheit, auf 
die Entfernungen vom Gerichtsſitze und die Wegeverbindungen 
und Verkehrsmittel, auf die Größe der Orte, Dichtigleit und 
Erwerböverhältnifje der Bevölkerung, auf die wirtichaftlichen 
Buftände, die Entwidlung der induftriellen Thätigfeit und die 
Ausdehnung und Regſamkeit des gefchäftlichen Lebens, jowie 
auf die bisherige räumliche Bertheilung der für die Gerichts- 
tage in Frage kommenden Geſchäfte; außerdem werden ſowohl 
die Wünfche der Bevölkerung wie die Bereitwilligfeit der Ge⸗ 
meinden, die nothivendigen Rocalitäten ?) und Diener?) unentgeltlich 
beizuftellen, für die Beitimmung des Ortes und der Zeit der 
Gerichtötage maßgebend fein. 

Die Anordnungen des Dberlandesgerichtes bleiben, ohne 
daſs es einer jährlichen Erneuerung bedarf, fo lange in Kraft, 
bis vom Oberlandesgerichte Uenderungen in den Orten, in der 
Zahl oder in den Zeiträumen der Gerichtätage verfügt werden. 
Bu folchen Uenderungen kann das Oberlandesgeriht auf Grund 
feiner amtlihen Wahrnehmungen oder infolge Antrages einer 
Gerichts: oder Gemeindebehörde fchreiten. 

Die Gerichtätage in einem Sprengel oder für Orte, für 
welche fie vom Suftizminifter angeordnet wurden, einzuftellen 
oder die vom AJuftizminifter in Anſehung einzelner Gerichtätage 
getroffenen Beitimmungen abzuändern, tft das Oberlandesgericht 
nicht befugt. 

ı) Gem. 8.29 8.0.8. °) 8.55, Abſ. 2. °) 8.56, Abi. 2. 

6, 55. Die jährliche Bekanntmachung der im einzelnen 
Bezirtögerichtsiprengel ftattfindenden Gerichtstage liegt dem Bor- 
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fteher des Bezirkögerichtes ob; fie hat gemäß $. 29, Abja 2°), 
des Gerichtsorganiſationsgeſetzes zu gefchehen. Wegen Ein- 
fügung außerordentlicder Gerichtstage Hat der Vorſteher des 
Bezirkögerichted Anträge an den Präfidenten des Gerichtshofes 
eriter Inſtanz zu ftellen; für die Ankündigung der bewilligten 
außerordentlichen Gerichtätage hat gleichfalls der Bezirkögericht3- 
vorfteher zu jorgen.?) In der Belanntmachung iſt in beiden 
Fällen anzugeben, zu welchen Stunden jeber Gerichtätag be- 
ginnt und wie lange er dauert. 

Der Bezirkögerichtsporfteher hat ferner an jedem Orte 
einen zur Abhaltung des Gerichtötages fich eignenden Raum 
fiderauftellen, wobei in erfter Linie dahin zu wirken ift, daſs 
die Gemeinde die Abhaltung des Gerichtätages in ihren Amts- 
räumen gejtattet oder ein anderes Local zur Benützung an den 
Gerichtätagen unentgeltlich beiftellt. 

1) Vor Ablauf jedes Jahres *— das en Jahr durch Anichlag 
an der Gerichtstafel, ferner ortsübliche Kundmachung in allen Gemeinden. 

?) In den betreffenden und in den Nachbargemeinden ortsübliche 
Kundmachung. 


Leitung. 


6. 56, Die Gerichtstage find von dem Vorſteher ober 
auf deffen Anordnung von einem Einzelrichter des Bezirks⸗ 
gerichtes abzuhalten; in der Regel find nur ſolche Einzelrichter 
zu entjenden, welche in allen zur Gerichtsbarkeit des Bezirks⸗ 
gerichtes gehörigen Geſchäftszweigen das Richteramt jelbftändig 
auszuüben befugt find. Die richterliche Thätigkeit am Gerichts- 
tage ift an die durch die Gefchäftseintheilung gejchaffenen Ab⸗ 
grenzungen nicht gebunden; die Auswahl der Richter für Die 
Gerichtstage ſoll jedoch mit thunlichiter Rüdficht auf die Ge⸗ 
ichäftseintheilung gefchehen, und es find Entjcheidungen und 
Beichlüffe von fachlicher Bedeutung, foferne dies nicht dem &e- 
jebe zuwiderläuft oder Gefahr im Verzuge ift, dem Richter 
vorzubehalten, in deſſen Geſchäftskreis die Rechtsſache nad) der 
Geſchäftseintheilung gehört. 

Nah Bedarf kann zur Unterftüßung des Richters ein 
richterlicher Hilfsbeamter dem Gerichtötage beigezogen werden. 
Die Protofolführung ift dieſem oder einer der in der Gerichts⸗ 
fanzlei verwendeten Perſonen zu übertragen. Die Anweſenheit 
eine3 Gerichtsdieners ift nicht erforderlich, dagegen kann, joweit 
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e3 ohne Belaftung des Staatsſchatzes ausführbar ift, die An⸗ 
wefenheit eines Gendarmen begehrt werden. Wenn für ein- 
zelne Gerichtötage ein Diener unumgänglich benöthigt wird, 
und die Gemeinde es ablehnt, diefe Verrichtungen durch ihr 
Dienerperfonal beforgen zu laffen, fo Hat der Vorſteher des 
Bezirkögerichtes in Ermanglung eined anderen Auskunftsmittels 
einen Diener des Bezirkögerichte zum Gerichtstage zu fenden. 

Die NReifeauslagen, welche durch die Abhaltung von Ge: 
richtötagen entftehen, ſowie die fonftigen Auslagen, die nicht 
von der Gemeinde getragen werden, find, fofern nichts anderes 
verfügt wird, aus dem Sanzleipaufchale zu vergüten. 


Geſchäftskreis. 

6, 57. Durch die Gerichtstage ſoll den nicht am Orte 
des Gerichtes oder in deſſen Nähe Wohnenden der Verkehr 
mit dem Gerichte und namentlich das mündliche Anbringen bei 
Gericht erleichtert und die Nothwendigkeit erſpart werden, wegen 
einfacher und raſch zu ordnender Dinge den weiten oder be—⸗ 
fchwerliden Weg zum Gerichte zurüclegen oder für eine Fahrt 
Auslagen machen zu müſſen. 

Es tönnen daher auf den Gerichtötagen Klagen, Privat- 
anflagen, Unzeigen, Geſuche, Anträge und fonftige Erklärungen, 
beren mündliche Vorbringen das Geſetz geitattet, zu Protokoll 
gegeben, fchriftlihe Eingaben aller Art, mit Ausnahme der- 
jenigen, mit welchen Geld oder Geldeswert deponirt werden 
fol, dem Richter eingehändigt werden. Yür die Abgabe von 
Erflärungen, für die Ueberreihung von Schriftfäen oder für 
andere Eingaben gejehte Friften find eingehalten, wenn vor 
Ablauf der Frift die Erklärung am Gerichtstage zu Protokoll 
gegeben oder die Eingabe dem Richter übergeben wurde. Für 
die Rangordnung in Grundbuch: und Verfachbuchſachen iſt 
jedoch Lediglich die Eintragung der auf dem Gerichtstage über- 
reichten Gefuche oder protofollirten Anträge in das Tagebud) 
Led u oder Verfachbuchseingaben entjcheivend (8. 61, 
Abſatz 3). 

Die Gerichtstage können ferner zu Beweisaufnahmen, 
namentlich) zur Einvernehmung von Zeugen und Sachverſtän⸗ 
digen, zur Einvernehmung de3 Beichuldigten oder zur Aus⸗ 
führung der Gefchäfte eines erfuchten Richters, zur Vornahme 
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von Beglaubigungen!), zur Vornahme von Vergleichsverſuchen 
(8. 433 C. P. O.)), zur Abhaltung von erften Tagſatzungen 
(8. 440 €. P. D.)%), zur Vorbereitung der mündlichen Streit- 
verhandlung in Nechnungdprocefien und anderen im $. 245, 
3.1, C. P. O. bezeichneten Rechtsſtreitigkeiten (8. 440, Ab⸗ 
ſatz 3, C. P. O.) ſowie zu Verhandlungen über einſtweilige 
Verfügungen‘) und andere Punkte oder Zwiſchenfälle der beim 
Bezirkögerihte anhängigen Rechtsſachen verivendet werden. 

1), Darüber ift ein befonderes Protofoll aufzunehmen, deffen wefent- 
lihe Daten nadhträglich in das Regiſter G (8. 239) einzutragen find. 

Die Ladung zum Vergleichsverſuch Tann auf den Gerichtätag 
angeordnet werden. Siehe auch 8. 147. 

3) Siehe 8. 59 4) Insbeſondere 88. 398, 399, 401 €. O. 

In Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streitjadhen) 
tönnen insbefondere die Verhandlungen über angebrachte Erbs- 
erflärungen und die Unmeldungen von Gläubigern, die Er- 
richtung der im Verlaſſenſchaftsverfahren zu erftattenden Aus—⸗ 
weife, die Vorlage der für die Ertheilung der Einantwortung 
erforderlichen Nachweifungen®), die Verhandlungen über die Er: 
nennung des Vormundes, die Entgegennahme der Angelobung 
von Vormündern und die Verhandlungen über Vormundſchafts⸗ 
rechnungen, Öroßjährigkeit3erflärungen und Heiratsgenehmigungen, 
fowie Erhebungen betreff3 Herftelung der Uebereinftimmung 
zwifchen Grundbuch und Catafter auf dem Gerichtätage ftatt- 
finden. 

5) Wenn fie den Nichter nicht für Tängere Zeit ober für Den 
größeren Theil des Gerichtstages dem Verkehre mit den übrigen Par⸗ 
teien entziehen. (Siehe nächſter Abſatz. — Auf dem Gerichtstage oder 
im Anſchluſſe daran können auch Todfalldaufnahmen vorgenommen werden. 

° Die Bezirksgerichte haben bei einen und weniger ſchwierigen 
Berlaflenfchaften fi) zu bejtreben, daſs joviel möglich das ganze Ab- 
bandlungsgeihäft, nämlich die Todfallsaufnahme, die Inventur, die 
Erbserflärung, die mwechjelfeitige Anerfennung des Erbrechted, der Aus⸗ 
weis der den Erben obliegenden Verbindlichfeiten und nach Umftänden 
die Erbtheilung oder der endliche Erbausmweis in einem fortlaufenden 
Protokolle berichtiget und bejonders, mo dürftige Erben einjchreiten, dieſen 
fein unnützer Leitverluft verurfacht werde, 8. 151 Berl. Bat. (Siehe 
auch J. M. E. v. 21. December 1881, 3. 9040, bet Manz 3. Bd., 1. Abth., 
bei 8.151.) 

Umtshandlungen, die den Richter für längere Beit oder 
für den größeren Theil des Gerichtätages dem Verkehre mit 
den übrigen Parteien entziehen oder ihn außerhalb des Amts» 
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locales zu verweilen zwingen würden, wie z. B. Feilbietungen, 
Augenſcheinsvornahmen u. ä. find in der Regel während des 
Gerichtstages nicht vorzunehmen. 

Die Enticheidung über die während des Gerichtätages ber- 
handelten Fragen Tann, wenn die Zeit am Gerichtätage nicht 
ansreiht und die Unterbredung den Erfolg der Enticheidung 
nicht gefährdet ?), der ordentlichen Gejchäftsführung nad) der Rück⸗ 
kehr zum Bezirksgerichte vorbehalten werden. 

?) Unter diejen Vorausfegungen ift die Auffchiebung der Entjchei- 
dung obligatorisch, wenn nicht der Richter den a ar welchem 
die Sache nach der Gefchäftseintheilung zufällt, 3. 56, Abſ. 1. 

6. 58. Mündliche Streitverhandlungen!) in bürgerlichen 
Rechtöftreitigfeiten dürfen auf dem Gerichtötage nur dann ftatt- 
finden, wenn entiweder die Erledigung feinen Aufihub zuläfst 
und für die Verhandlung die Nähe gewiſſer Dertlichkeiten von 
Belang fein Tann, ober wenn das Erjcheinen vor Gericht den 
Barteien oder wenigſtens einer von ihnen einen empfindlichen 
Abbruch am täglichen Erwerb verurfachen würde, vorausgefeht, 
daſs an der Verhandlung lediglich ortsanweſende Perfonen be- 
theiligt find und die Sache vorausſichtlich ohne Vertagung 
fpruchreif gemacht werden kann. Namentlich find unter diejen Be⸗ 
dingungen Beftand- und Belitftörungsitreitigkeiten, Vaterſchafts⸗ 
und Alimentationsflagen, Streitigkeiten aus dem Arbeits, Lehr⸗ 
und Lohnverhältnifje und Streitigkeiten, die gemäß8. 439 C. P.O.) 
anbängig werden, ſowie Bagatellfahen auf den Gerichtstagen 
zu verhandeln und zu entfcheiden. 

Verhandlungen in Straffachen find auf Gerichtätagen nur 
wegen Uebertretungen, die auf Begehren eines Privatanklägers 
zu verfolgen find, zuläflig, Talls der Ankläger und der Be- 
ſchuldigte zugleich vor dem Richter erfcheinen, alle Beweismittel 
für die Anklage und Bertheidigung zur Hand find, und der 
Beichuldigte der Vornahme der Verhandlung zuftimmt (8. 451 
St. P.O. 

s an, Gegenſatz zur erften Tagſatzung, 8. 440 C. P. O.; fiehe 
=) Wenn Kläger und Bellagter ohne Vorladung erfcheinen, um 
einen Rechtsſtreit anhängig zu machen und darüber zu verhandeln. 

6.59. Wenn in bürgerlichen NRechtsftreitigleiten die ab- 
gefonderte Abhaltung einer erſten Tagſatzung beichloffen wird?), 
fo ann diefe unmittelbar auf einen Gerichtstag anberaumt 


| 
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| 
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werden.) Gleiches kann auf Antrag des Klägerd oder von 
amtswegen gefchehen, wenn zwar ſchon die erfte Tagſatzung zur 
Bornahme der Streitverhandlung beitimmt wird, die Streit⸗ 
verhandlung aber gemäß 8. 58 am Gerichtstage ftattfinden Tann. 

Ebenſo find wegen aller übrigen Gejchäfte und Verband: 
lungen, die nicht erſt am Gerichtätage felbit anhängig werden, 
rechtzeitig auf Antrag eines Betheiligten oder von amtswegen 
die erforderlichen Ladungen zum Gerichtstage zu erlaffen. Die 
Betheiligten können den Antrag durch Vermittlung des Ge- 
meindevorftehers jtellen. 

In den Ladungen ijt zu bemerken, daj3 der Ort, an 
welchem der Gerichtstag abgehalten wird, für die Rechtsſache 
als Amtsfi des Bezirksgerichtes gilt (8.29, letzter Abſatz, G.O. G.), 
und daher die Ladung zum Gerichtötage die nämlichen Rechtz- 
folgen wie eine Ladung vor das Bezirksgericht nad) fich zieht. 

Der mit der Abhaltung des Gerichtätages betraute Richter 
bat fich für alle auf diefen Tag anberaumten Geſchäfte und Ber: 
Handlungen genügend vorzubereiten und fich namentlich die dabei 
vorausſichtlich benöthigten Acten, Zuftellungsicheine und Daten 
aus den Grundbüchern, aus den Waifen- und Depojitenbüchern 
fowie aus dem Catafter zu verichaffen, damit nicht einzelne 
Amtshandlungen mangels der möglich gewejenen Vorbereitung 
oder Informirung unausgeführt oder unvollendet bleiben müſſen. 

1) 8, 440 ©. 2.0. 

2) Auch wenn nicht die Vorausfegungen des 8.58 vorliegen, jeden- 
ar müſſen aber die Parteien ortBanwelend fein oder in der Näbe 
wohnen. 


Dauer des Gerichtstages. 


F. 60. Die Stunde für den Beginn und die Dauer des 
Gerichtstages ift vom Vorſteher des Bezirksgerichtes nad) der 
Zeit, zu welcher der richterliche Beamte im fraglichen Orte ein- 
treffen kann, und unter forgfältiger Berüdfichtigung der Ver⸗ 
hältnifje und Gewohnheiten der Bevölkerung des Ortes zu bes 
jtimmen. Die Hin- und Rückreiſe des richterlicden Beamten ift jo 
einzurichten, daſs die möglichit volle und den localen Bedürfniffen 
entjprechende Zeit für die Gefchäfte des Gerichtätages erübrigt.?) 

Ausnahmsweiſe und nur aus befonderd wichtigen Gründen 
insbejondere um einzelne fehr dringliche Geſchäfte zu Ende zu 
führen (3. B. Entſcheidung von Belibftörungsftreitigkeiten), Tann 
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auch noch der nächte Tag zum Gerichtötage binzugenommen 
werden; wegen größeren Andranges von Geſchäften allein ift 
eine ſolche Ausdehnung nicht ftatthaft. 

Fällt der in regelmäßiger Wiederkehr für einen beftimmten 
Wochentag feſtgeſetzte Gerichtstag einmal auf einen Feiertag, fo 
ift er nach Thunlichkeit an einem anderen Tage der nämlichen 
Woche abzuhalten; dieje Aenderung iſt auf dem lebten vorher⸗ 
gehenden Gerichtätage befannt zu machen. 

Gerichtstage können auch während der Gerichtöferien ab- 
—— — 

orderlichen roße Entfernung, ſchwierige 
iſt die — ee er - en — 
2) Jedoch koͤnnen nur in — eo abgehalten 
u. — erlaſſen werden, 8. 223, ; ſiehe 


Protokoll- und Eingabenverzeichnis. 


. 61, Die während des Gerichtstages aufgenommenen 
Protokolle und die dem Richter eingehändigten Eingaben find, 





. 61. Die auf ben Gerichtstagen 

g Protokoll⸗ und Eingaben⸗ 
verzeichniſſe find als eine beſondere 
äftögattung der le: 

den Acten der übrigen Geichäfts- 
gattungen anzureihen 22 nad) Vor⸗ 

Oi Ges 8. 279 ©. O. aufzube- 


Die während des Gerichtätages auf- 
genommenen Protokolle und dic Ber- 
— * der Eingaben über dieſe Pro⸗ 
u und über bie dem Richter 
ingehändigten Eingaben find in der 
Einlauffielte abzugeben und dur — 
tere — Vorſchrift des 8. 72ff. 
an den Gerichtsvorſteher und an die 
einzelnen richterlichen Beamten zu 
verthei 
Auf ———— aufgenommene 
Protokolle in Grundbuchſachen find 
ebenſo wie ſämmtliche auf Gerichts⸗ 
tagen ũberreichte Eingaben in der Ein⸗ 
Laufftelle mit dem Eingangsvermerk zu 
sei en; auf ſolchen Protofollen if 
eitpunkt des Einlangens (8. 66 
* .) anzugeben. 


dem Richter eingehändigten Eingaben 
find nad Rückkehr des Richter zum 
Bezirksgerichte nach Maßgabe der be- 
ftehenden Gejhäftsvertheilung in die 
entfprechenden Regiſter einzutragen. 
Dafeldft find auch vom Richter auf 
dem Gerichtstage getroffene Erledi⸗ 
gungen durch die vorgefchriebenen Ein- 
tragungen erfihtlich zu machen. 

Ueber die an Gerichtätagen vor- 
genommenen Bestaubigungen) und über 
die daſelbſt mündlih angebrachten 
Kündigungen und Mahngeſuche find 
Protofolle aufzunehmen; auf Grund 
diefer Protokolle find die einzelnen 
Rechtsſachen bei Gericht in die be- 
züglihen Aegifter mit entfprechenden 
Abkürzungen und Berweiſungen auf 
das Protololl einzutragen. 1Bergl. 

. 229, 3. 1 und 2, und 8.230 3.1 

oO.) (I. M.) 

Protokolle, die auf dem Gerichts- 
tage aufgenommen werden, find ber 
Einlaufftelle zum Zwecke der Verthei⸗ 
fung zu übergeben. Ein Eingangs- 
vermerkt ift au nn Protokollen nur 

Die während des Gerichtätages | anzubringen, a. fie Grundbuchſachen 
aufgenommenen Protofolle und dic . betreffen. (9%. M. zu 8.65.) 


Schauer, Geld. Ordg. 21 





a u u — — — — — — — — — — — — 
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unter Angabe des Namens der Parteien und des Gegenitanbes, 
nad) der Zeitfolge unter fortlaufenden Zahlen in ein Ber- 
zeichnid einzutragen und mit dieſem Verzeichniffe unverzüglich 
nad Rückkehr zum Bezirksgerichte derjenigen Perjon, melde die 
an das Bezirksgericht gelangenden Eingaben in Empfang zu 
nehmen bat’), zum Zwecke der vorgejchriebenen weiteren gejchäft- 
Iihen Behandlung zu übergeben. Gleichzeitig überreichte Grund⸗ 
buch3eingaben, die ſich auf die nämliche Liegenfchaft oder auf das 
nämliche bücherlich eingetragene Recht beziehen, find in das Ver⸗ 
zeichnis mit dem Beiſatz „Gleichzeitig mit 8..... “ aufzunehmen. 

Diefe VBerzeichniffe find nach Orten des Gerichtstaged und 
nach dem Datum geordnet aufzubewahren und zu den Präfidial- 
acten zu binterlegen.?) 


Die Eintragungen in das Tagebuh für Grundbuchs⸗ oder 
Berfahbuchgeingaben?) und in die bei den Gerichten geführten Re⸗ 
gifter Haben nad) der Ordnung des vorgelegten Verzeichnifjes unter 
Berüdfichtigung der darin angemerften Gleichzeitigkeit zu gefchehen. 

Bei Beglaubigungen und anderen Erledigungen, die fo: 
gleih auf dem Gerichtstage audgefertigt werden, geſchieht dies 
unter der Zahl des auf dem Gerichtötage geführten Verzeich— 
niſſes, 3. B. „Gerichtstag in N., 23. Februar 1898, 3. 15." 

') Einlaufftelle $. 62. — Protokolle (mit Ausnahme der auf Ge⸗ 
rihtötagen in —— aufgenommenen) er en aber feinen 
Eingangsvermerf, 8. 220, Abi. 2. 


°) 8. 
arf o) 8. 77; nur diefe Eintragung enticheidet für den Rang, $. 57, 


Dritter Abſchnitt. 
Gerichtliche Eingaben. 
Einlaufftelle. 
*6. 62, Alle fhriftliden Eingaben in Livil- und Straf: 
ſachen!), die an dad Gericht, an den Vorfteher, eine Abtheilung 


8. 62. Der Dienft in der Ein- | möge feiner Kenntniffe und Fähig 
laufftelle Tann auch einem Sanzlei- — zur Beſorgung dieſes Geſchäfts 
gehilfen übertragen werden, der ent⸗ ar die Eignung befigt. ($. 305 
weder die Ranzleibeamtenprüfung mit 
gutem Erfolge abgelegt hat oder ver⸗ Die Anbringung von Einwurfs- 
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des Gerichte oder an einen richterlicden Beamten gerichtet jind 
(Schriftfäge, Gefuche, Anträge, Anzeigen, Beſchwerden, Schreiben, 
Berichte, Erläffe, Rechtsmittelerledigungen u. ſ. w.) hat der vom 
Borfteher des Berichtes hiezu beftimmte Kanzleibeamte perſön⸗ 
fich entgegenzunehmen.?) Die richterlichen Beamten und die Übrigen 
Ranzleibeamten oder Kanzleigehilfen find zur Annahme folcher 
Eingaben und insbefondere zu deren unmittelbarer Uebernahme 
von den Barteien nicht befugt. 

Das Amtszimmer dieſes Beamten (Einlaufftelle)?) fol thun— 
ichft nahe der Eingangsthür des Gerichtsgebäudes Tiegen. 


In der Einlaufftelle darf feine Schrift‘), die mit der Auf: 
ſchrift an das Gericht, an eine Abtheilung oder an einen der 
im erſten Abſatze genannten richterlichen Beamten verjehen ift, 
zurüdgewiefen oder dem Ueberbringer wieder ausgehändigt werden. 

Ver in der Einlaufftelle eine dorthin gehörige ſchriftliche 
Eingabe überreicht, Tann eine Empfangsbeftätigung verlangen. 
Diefe ift von dem Beamten zu ertheilen, der die Eingabe über: 
nommen bat. Sie kann durch Aufdrüdung des Eingangsver- 
merfe3 auf eine vorgelegte, mit dem Rubrum der Eingabe gleich- 
lautende Rubrik (8. 80, Abſatz 2, C. P. D.)°) oder durch 
Ausfertigung einer Befcheinigung nach dem Formulare Nr. 5 Rr. 5. 
ertheilt werden. 

Abvocaten, Notare und foldhe Parteien, die regelmäßig 
eine größere Anzahl von Eingaben bei dem Gerichte überreichen, 
fönnen die Empfangsbeftätigung in einem Buche begehren, das 
von ihnen oder ihren Beauftragten bei der jedeömaligen Ueber- 
reihung von Eingaben dem Beamten der Einlaufftelle zur Be- 
ftätigung vorgelegt wird. In diefem Buche ift der Name der 
Parteien, die Unzahl der Eremplare, Rubriken und Beilagen 
der Eingabe und, wenn der Eingabe ein Betrag in Barenı 
oder in unverwendeten Stempelmarken beigejchloffen iſt, aud) 
diefer Betrag zu Deren): der Beamte der —— be⸗ 





täften vor der Einlaufftelle ift unzu- , der Eingabe nur fo weit zu befaffen, 
als dies fiir die Zuweiſung der Ein- 
ie Einlaufftellen mehrerer, indem» | gabe an die gerichtliden Beamten und 
felben Gebäude umtergebradhter Ge» | bei Grundbuchfachen für die Beurthei⸗ 
richte dürfen nicht igt werden. ns der Gleichzeitigtett nothwendig 
er Beamte (Kanzleigehilfe) nn tft. (. M.) 
Eintoufftee bat fih mit dem Inhalt 





sr? 
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ftätigt den Empfang in dem Buche unter Angabe des Eingang? 
tages durch feine Unterfchrift oder durch Eindrüdung des Ein- 
gangsvermertes.”) 


1) Bei allen Gerichten, bei welchen Eivil- und Strafgerichtöbarkeit 
vereinigt ift, muſs die Einlaufftelle für Eivil- und Strafſachen gemein- 
fam fein, 8. 38, Abſ. 3. 

2), Die Einlaufftele muſs an Werktagen durch 5 Stunden, vertbeilt 
auf Vor⸗ und Nachmittag, geöffnet fein, 8.42; — an Sonntagen durch 3, 
an Feiertagen durch 4 Stunden (J. M. zu 8. 40). — Der Beamte der Ein- 
laufjtelle führt wegen der individuellen — in der Regel auch 
das Regiſter Vr und Pr in Strafſachen, 8. 249. 

3) Sie führt feine Abtheilungsnummer, 8. 29, Abi. 3. — In der 
Nähe der Einlaufftelle wird paffender Weiſe auch die Bekanntmachung 
anzufchlagen fein, daſs zur depofitenamtlichen Verwahrung beftimmte 
Gegenftände niemald zu Handen eines gerichtlichen Beamten zu erlegen 
find. Siehe 8. I M. 8. v. 15. März; 18%, R. G. B. Nr. 55 (bei 
$. 68). — Ueber die Behandlung von Eingaben mit Geld und ®elbes- 
wert fiehe 8.68, über die Manipulation mit Gefchäftsftäden, denen un- 
vermutbet ein Wertgegenſtand beiliegt, 8.28 M. V. v. 15. März 1898, 
R. G. 8. Nr. 55 (bei $. 68). 

4) Bei Gericht aufgenommene Brotofolle find, auch wenn die 
Protokollsaufnahme für mehrere oder alle Abtheilungen concentrirt if, 
nicht in die Einlaufjtelle abzugeben, jondern unmittelbar an die ein- 
zelnen Abtheilungen (Sanzleibeamten) zu überjenden, 88. 90, Abf. 1, 
126, Abſ. 2. — Bon anderen Gerichten überjendete Protokolle ſowie 
auf Gerichtstagen aufgenommene Protokolle paffiren die Einlaufftelle. 

5) Die Rubriken haben die Bezeichnung des Gerichtes, der Parteien 
und des Streitgegenftandes zu enthalten. 

9 Bon der überreichenden Partei. 

) 8. 65. — Bet der Staatsanwaltichaft if eine bejondere Ein- 
laufftelle zu eröffnen, 82 J. M. V. v. 5. Mat 1897, R. G. B. Nr. 114. 


Bofteinlauf. 


+6. 63. Die an das Gericht adreffirten Boftfendungen, 
die für das Gericht eingegangenen Rückſcheine ſowie die zurüd: 











— — — 


8. 63. Rückſendungen find wie ihrer Eigenſchaft als Abgabeimter dic 
neue unrecommandirte Sendungen in | WVertfendbungen nur ankündigen, wäh- 
Spalte 4 des Poſtabgabebuches (%or- | rend die ärarifchen Poftämter die Wert- 
mular Nr. 6) einzutragen. In die | fendungen zuftellen, 
Rubrik 3 bis 5 des Poftabgabebuches Werden bei bemſelben Gerichte zwei 
findet nur eine Eintragung nad) Stüden ! PBoftabgabebücher geführt, fo bat je- 
(Stüdzahl) ftatt. weils eine davon beim P 

Die Rubrik 7 des Poftabgabebuches | zur Vorbereitung der erforderlichen 
tommt bloß bei nicptärarifihen Boft- | Eintragungen zu verbleiben, während 
ämtern zur Anwendung, weil diefe in ' das andere ſich bei Bericht befindet 
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gelangenden gerichtlichen Sendungen ſind nach Maßgabe der 
Anzahl und der Ankunftszeit der Poſten, gegebenenfalls mehr- 
mals des Tages, durch verläjsliche Gerichtödiener im Poſtamte 
abzuholen. Die Uebernahme erfolgt mittels des Bostabgabebuches ?) 
nach Formular Nr. 6. Der Gerichtödiener hat im Poftabgabes Rt. 6. 
buche die Uebernahme der Sendungen, ſowie die Nichtigkeit der 
Eintragungen über die Gefammtjumme der auf den Sendungen 
in Poſtportomarken Haftenden Pojtgebüren durch feine Unter- 
ſchrift zu beftätigen. Erforderlichenfalls find zwei Eremplare des 
Boftabgabebuches in Verwendung zu nehmen, jo daſs jeweils 
eined® beim Poſtamte zur Vorbereitung der erforderlichen Ein- 
tragungen verbleiben Tann. 


Der mit der Abholung betraute Gerichtsdiener ift dem 
Boftamte vom Gerichte nambaft zu machen; er gilt für er- 
mächtigt, die Abgabeſcheine für recommandirt einlangende Sen- 
dungen zu unterjchreiben. 


Die Annahme einer Poſtſendung darf nicht deswegen ab- 
gelehnt werden, weil fie nicht oder nicht zureichend frankirt ift. 
In Bezug auf unfrantirte Boftfendungen ausländischer Behörden 
bleiben die darüber erlaffenen Unordnungen?) in Geltung; fonft 
ift der Abjender vom Gerichte der Poſtanſtalt namhaft zu 
machen und ihr der Briefumfchlag zum Zwede der Einziehung 
des Poſtportos*) beim Abfender im kurzen Wege gelegentlich des 
nächſten oder zmweitnächften Poſtganges zu überjenden.*) 

Die vom Gerichtsdiener bei der Poſt abgeholten Sendun- 
gen find unvermeilt dem Beamten der Einlaufitelle einzuhändigen, 
die Nüdicheine und die zurüdlangenden Sendungen aber in der 
BZuftellungs- und Erecutiondabtheilung (Buftelungsabtheilung, 
Zuſtellungsbeamter) abzuliefern. 


1) Meber Foraufgabenug ſiehe $. 365, Form. Nr. 70. 


2) Der I. M. E. v. 12. April 1876, 3. 4651, beſtimmt nad) biefer Richtung 
folgende3: Amtsfchreiben, welche aus auswärtigen Staaten unjranlirt ein: 





— — — — —— — — — — — —— — 











(8. 63, Abſ. 1, G. O.). Wird hin⸗ | fiege! beizubrüden ift nicht noibs 
egen nur ein Boftabgabebuch benüsßt, ; wendig. 

o bat diefes bis zur nächften Abgabe | | Die Gerichte haben fich mit der 
(Abholung) von Poftfendungen bei , Einhebung bed an unzuftellbaren Poft- 


Gericht zu verbleiben. | ftüden baftenden —— nicht zu 
me Abgabeſcheine für recomman- —— (8. 352, Abſ. 3, G. O. 
dirt ei ende Sendungen find nur | Dasielbe gilt auch dann, wenn 


durch den hiezu berechtigten Gerichts« | eine portopflichtige Sendung in "Bartei: 
Diener zu unterfchreiben. Das Amts- ſachen von amttöwegen ergieng. (J. M.) 
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langen, find nicht uneröffnet zu retourniren, fondern von ben betreffenden Gerichten an- 
äunchmen, das aalaı: Boftporto einftweilen aus ben A er lagenelbeen vorzuſchießen, 
dasſelbe johtn, von von ben Bahlungspflichtigen einzubringen und im alle der U g- 
lichkeit die ajendende * Behöcbe um den Eria b des veraußgabten au zu erfudhen. 
ee die auslänbifche Bchörbe, den Erfah zu leiften, fo ift hierüber zur weiteren 
ung die Anzeige an das Salami lien Wege rege oe 


Veran 
—8 cha — — Betreffs lands aber 4 der 
ar . B. B. Nr. 11 Ei ® 


5 Das &ericht ha jet bamit nichts zu thun. — "Huch eine nachträg⸗ 
tie Einhebung und Berzeichnung der re: für —— 
ne durch die Gerichte findet nicht ftatt, 8. 352, u 

4) Wenn der Boftenlauf von Bedeutun ng if, bat die nlanfsftete 
— dem Eingangsvermerk den Tag der Aufgabe beizufügen, 8. 74, 
Abf. 3. Die Couverts find an das Poſtamt auch dann zurückzuſtellen, 
wenn eine Sendung als unbejtellbar zurückkommt, 8. 352, Abi. 3. 

*6. 64. Die Vorfteher mehrerer Gerichte, die ſich in dem- 
jelben Gebäude befinden, können einverftändlich die Einrichtung 
treffen, daſs der BPofteinlauf aller diefer Gerichte gemeinjam 
durch denjelben Diener abgeholt und den verfchiedenen Einlauf- 
itellen überbracht werde. Kommt ein Einverftändnis nicht zu- 
ftande, jo kann diefe Einrichtung auf Antrag eines der Gerichtz- 
borfteher vom Präfidenten des Dberlandesgerichted angeordnet 
werden. 

Die Poſtabgabebücher find deſſen ungeachtet für jedes Ge 
richt bejonders zu führen. 


Eingangdvermerf. 


*6. 65. Un den Gerichtsporjteher (Präfidium) gerichtete 
Eingaben, die verfchloffen eingehen, ſowie verfiegelte Eingaben, 
in welchen fi nach der Auffchrift auf dem Umſchlage oder nach 
den Mittheilungen des Ueberbringers eine legtwillige Anordnung 
befindet!), Dürfen in der Einlaufftelle nicht eröffnet werden; alle 
anderen verfiegelten oder auf andere Art verfchlofienen Eingaben 
bat der Beamte der Einlaufftelle ohne Verleßung des Siegeld 
au eröffnen. 


— — — — — — — — — 


65. Prototolle i über auswär- | tototen nur one en, wenn fie 
tige Amtshandlungen (Augenfcheins- | Grundbuchſachen betreffen. 
protofolle, von Bollftredungsorganen Die Angabe der Anzahl der Exem⸗ 
aufgenommene Pfändungsprototolle | plare, Beilagen und Rubriken der 
:c.) erhalten keinen Eingangsvermerf. —— bildet einen Theil des Ein⸗ 
Protokolle, die auf einem Gerichtstage ngsvermerkes. Sie wird in die 
aufgenommen werden (8. 57 ©. D) r beftimmte Stelle be Stam- 
find der Einlaufftelle zum Zwede —— von dem in der Ein⸗ 
ber Vertheilung zu übergeben. Ein laufſtelle fungirenden Beamten (Kanz⸗ 
Eingangsvermert ift auf diefen Pro- ! Leigehilfen) einzufegen fein. (I. M.) 
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Jedes Eremplar der Eingabe‘) und die Rubriken find in 
der Einlaufftelle fogleich nach der Mebernahme, und zwar, wenn 
ed die Partei verlangt, in ihrer Gegenwart, mit dem Eingangs- 
vermert zu verjehen. Der Eingangsvermerk beſteht aus der 
Angabe des Namens des Gerichte und des Datums des Ein- 
langens (Tag und Zahreszahl); außerdem ift anzugeben, in wie 
viel Eremplaren und mit wie viel Beilagen und Rubriken die 
Eingabe überreicht wurde. 

Bei geftempelten Eingaben find zugleich fämmtliche auf 
der Eingabe und deren Rubriken und Beilagen angebrachten 
Stempelmarten in der vorgefchriebenen Weile mit dem Gericht3- 
ſiegel ‚u überftempeln.?) *) °) 

) Die Eröffnung ift vom Gerichtsvorſteher in Gegenwart von 

2 2 Bang vorzunehmen und darüber ein befonderes Protokoll zu errichten, 
bis 63, Berl. Bat. — Snfoferne die Nachlaſsnachweiſung 

a ſchon als "jelbftändige Eingabe mit dem ang ann bezeichnet 
wurde oder unter Mitwirkung des Abhandlungsgerichtes zuftande gekommen 
— mit dem Datum der Aufnahme berieben ift, iſt der Zeitpunkt, 
n dem er ee beim 8.8 80 überreicht 
—— 9. Februar 1850 60), auf der- 
SM. gen er —— zu machen (2. M. 3. v. 7. October 1899, 


— Srointolle — keinen Eingangsvermerk (auch nicht in Grund⸗ 
as * außer es wäre das Protokoll auf Gerichtstagen aufgenommen, 
J. M. zu 8. 66), der Tag ber — maßgebend (bei 
Srunbbachseingaben die Fagebuchöahl 8. 7). 


8) Berorbnung ber Minifterien ber Finanzen und ber Juftiz v. 

38. December 1897, R. ©. B. Rr. 806, ln rung ber a celin en 

Berorduung d. 26. December 1897, R. 6.8. Nr. ‚ betreffend die Ab— 
anberans einiger geſeßlicher Beftimmungen über aan 

KRückſi — a ee unb Entmwertung von Stempelmarlen 

img atidien Berf es. 15 der kaiſ. Bdg., Yolgendes angeorbnet: 

— a en 

a) Der Eingaben- mb ou En Kempel — von der Partei vor der nee: 
— der Se oder er eriten Seite eines jeden ® 
oberhalb Gefehigen. —* bei Beilagen deren Beſcha 

heit die ——* es Stempels an einer anderen Stelle des Papieres 


wend 
ae eine —5 — ———— — leich — maus über Ar — — 
—8* December 1863 
fo iſt, fofern äh * Besser — — En der feſte Be 
fcalamäßige Urkundenftempel auf dem erften Bogen ber Wingabe neben dem Ein- 
—— aa —— vor der — der Eingabe zu befeſtigen. 

— gaben und Beilagen aus dem Auslande zwar ung elt, jedoch 
unter eg der — in en bei Gericht ein, fo + der Beamte der 
&inlanfftelle die Auſcha fung und 8 ip: ber Marien 

b) - en von —* mit der Nied —* ——— be⸗ 
gerichtlich är auf jedem Bogen en oberhalb des Textes 
— ee rn —— re ‚er mit der erſten Zeile des Textes überjchrieben 


ein tliches PBrotololl als töurfunbe über ein Rechts⸗ 
we Ka . en 70 aa = Serember 18623, R. 8 
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Nr. ae Zarifpoften 53 und 108 des Geſetzes v. 9. Yebruar 1850, R. G. B. 

Nr. 50), fo tft, foferne nicht die unmittelbare Gebürenentrichtung eintritt, ber 

iii ” er fcalamäßige Urkunbenftempel entweder auf bem erſten Bogen bes 

otofolles neben dem Protofolleftempel oder am Schluſſe des tololleß zu be» 
feftigen, und ins: ein feiter Urkundenftempel, zugleid) mit dem Brototollsftempel, 
ein ——— er aber innerhalb der im 8. 26, a des Geſetzes v. 9. Februar 

1850 Nr. 50, beitimmien adyttägigen Yrift. 

—— "erihtticien Berfteigerungäptotofollen über unbewegliche Sachen ift es 
elmarken, eh feften urhunbergebfren entiprechen, 
jen oder am Iufie des Brototolles, fondern bei ben 
jeftbieter zu ——— 

„ide x emaͤß ee 69 beB — un a, 
. 217, unb ber 88. 229, 8. 7, unb 819, 
n 4. Gerichte v. 5. Mai 1897, #8. 6. ir. 112, 
enden #egiftereintragungen , betreffend — ange 
ſſung eines Zahlungsbe ehles im Mahnverfahren und 
eiprüche gen egen jolhe Bahlungsbefehle, dann münblid) 
gen von eitanbberträgen ift im betreffenden Regiſter in 
en Spalte zu befeftigen; 

6) richtliche Entfheidung ift in den Fällen bed $. 2, 
VBerhanblungsprototolles von dem mit der Niederſchrifi 
ten gerichtlichen | 
im 8.8, A, o1 
ae e und € 


2) i 

cutlon erfin 

Hläubiger auf de 

m Eingabenftem! 

3 bei den Gericht 

Antrag auf Be 
bradt, fo tft der Entfheidungäftemipel vo 
tolle8 betrauten —— Functionär =, ar Suse Sage rn 
neben bem Brotofoll — zu befeſtigen. 

Der Stempel für den Zahlun abefehl im Mahnverfahren if, wenn das Yır 
ſuchen um Erlafiung desfelben bloß durch eine Regiitereintragung beurkundet wird, 
neben dem Protofollsftempel in derfelben Spalte des Regifters zu befeftigen. In 
anderen Faͤllen ift auch bezüglich des Stempels für den — im Mahn⸗ 
verfahren auf die im vorhergehenden Abſatze beſchriebene Art vorz — 

d) die Duplicatsſtempel, welche gemäß 8. 7, Abſ. 8, der kaiſerlichen Berorb- 
nung, im alle bei gerichtlichen 9— lung d- unb Sicherftellungsauf- 
trägen unb Zahlungsbefehlen für die Oeiden Streittheile mehr als je eine 
euertigung, erforderlidy ift, für die dritte und jede folgende Ausfertigung zu 
entrichten find, find ebenfo wie der Entfcheibungdftempel neben bem betreffenben 
Eingaben⸗ oder‘ otofollßftempel nad) der unter o gegebenen Borjchrift zu befeitigen. 

oweit die entiprechenden Markenlategorten beftehen, Tönnen in ſolchen Fällen 
der Eingaben- oder Protokolls⸗, der Entfheibungs und die Duplicatsftempel 
auch mittel8 einer einzigen Stempelmarte entrichtet werben; 

e) der Stempel für alle anderen, ald bie unter b, o und d begriffenen ſtem⸗ 
pelpflichtigen gerichtlichen Ausfertigungen iſt von dem mit deren Nieder 
fhrift betrauten erlitt en Yunctionär in ber Regel auf jebem Bogen, bevor 
mit dem Beſchre ben desjelben begonnen wird, in ber unter a bezeichneten 
Bi zu befeftigen. 

Abe tlichen Le a find die Stempelmarten bei ber Legalifitrungs 
— zu befeftigen. Dasfelde ift auch bei gerichtlichen Vidimirungen zuiäle ; : 

f) der für ao ftempelfrete oder bedingt einer minderen Geb — 
worfene Urkunden, von welchen ein die Bebürenpflicht begründender en 
licher Gebrauch gemacht wird, zu entrichtende Stempel tft A diefelbe Weiſe tie 
der Beilagenftempel (fiehe unter a) zu befeitigen; 

g) bie A — ber im 8. 6, C, b des Geſetzes v. 18. December 1862, 

——— Eintragungs ebür beigebradıten Stempel- 
arten finb gie bei ihrer Ueberreichung burd) ben fibernehmenben Kanglel- 
beamten be3 te8 auf einem Blatte Bapier*) zu befeftigen, — im Falle 


A Diesfalls beftimmt —— die J. M. B. v. 17. December 1898, R. G. B. 
Nr. 225, betreffend bie Abaänderung ber J— für die Ge⸗ 
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welches bei dem mit ber Führen — en Bücher betrauten 

Amte aufzubewahren ift, ee oder — exemplare beigelegt 

wird, im Falle begen en bie Eintra a ae Bei wird, ben betreffenden 
nipruches 


die Eintragung bewilligt wird, zur Ausjerti ung, jenes Exemplares des Be⸗ 


der Bartei auf bare 
8. 18). Im neigen bleibt es bei den Be⸗ 
u 10,0 ® v. 18. December 1863, R. G. 8. Nr. 89; 
h) —— ch der as x feftigung der Stempelmarfen, welche zur 
un anna gerichtlich bemeifener Berlaffenihaftsgebüren dienen, hat es 
— Beſtimmungen des 8. 6, C, 8 des Geſetges v. 18. December 1462, R. G. B. 
Fr. , zu verbleiben. 
1. — ai — 5; —— ſahrt 
tempelmarlen bat in allen un a ange en 
—— —* Ueberſtempelung — dem Berichtöftegel in en 
be wg dergeftalt, da Siegelabbrudes auf ber 
— a ab n u bem Papiere, a welchem die Marle bejeitigt ——— iſt, 
erſichtlich wird. Zur ee re Ar eine nicht zu fette, bünnfläffige Farbe, wie bie 
ſchwarze, mittelſtarke Buchbruderfarbe (Fluftrationsfarbe) zu verwenden. en 
dürien jr Ueberftempelung nicht gebraucht werden 
uf Brotofollen ete St marten konnen ftatt empelung 
auch Dee — —— mit zwei Tintenſtrichen, ee ſich — — arlenbilde 
‚en 
Die Vornahme der Entwertung obliegt ber Geri — und zwar bezüglich 
der auf gerichtlichen Eingaben und Kr — befeftigten "fotwie ber mit einem 
Tabulargeludhe zur Berichtigung der N beigebrachten Stempelmarten bem 
Beamten der Einlaufftelle, bei ei fempeipflichtigen — — und ae hg 
meidhe I in der Gerichtskanzlei vorgenommen werden, dem damit betrauten ———— 
allen anderen Fällen dem den Kanzleidienſt der betreffenden Gerichtsſsabt ng b = Cie 
den Functionär. Jeder gerichtliche — welcher ein ſtem —— tiges Geſchaͤfts⸗ 
itäd, bezüglich deſſen die Faehörige Entwertung der Marten unterblieben ift, zu behandeln 
het, ift — die ——— holen. 
en im Punkte 8. v. 35. März 1860, R. G. B. Nr. 82, und in 
der M. Er September 1895, R. G. B. Nr. 148, angeordneten durchftre ichung der 
————— werden die Gerichtöfanzleien enthoben. 
8. 13. aujomeı im 8. 11 über den Gebrauch der Stempelmarlen und über ben 
— ni a — nichts Abweichendes angeordnet iſt, bleiben die hierüber beftchen- 
en in 
ies namentlich bezüglich ber aus Anlajd eines gerichtlichen Gebrauches er- 
fsrberlichen elung von im Auslande ausgeflellten Urkunden jener Wrten, welche 
: Beldafen t nach im — der Stempel, 5 bei der Ausfertigung unter- 
— * bes Geſetzes v. 9. Februar 1860 


60). 

e für eine gerichtliche Ausfertigung ober eine bücherlihe Eintragung 

im vorhinein beigebradgte und verwendete Stenipelgebür — an ift, weit die 
Ausfertigung ober Eintra agung unterbleibt, ober a —— tſcheidung auf die im 
8.8, a1 bezeichnete dt * ehoben wich, ift die Nüderftattung, wenn bad Bericht 
in der bezüglichen Erlebi eren Betrag unb bie zur Empfangnahme berechtigte 
on t, — eine — — Sa leitenden Finanzbehoörde von dem Amte, 
welchem Geburenbemeſſung von den Amtshandblungen des betreffenden Gerichtes 
zuſteht, ober wenn die Geldgebarung von biefem Amte getrennt ift, von der demſelben 
zgewielenen Caſſe gegen Einsiehung der gerichtlichen ae a unb gegen eine von der 

zartei andgeftellte ungeftempelte Empfangsbeftätigung fogleich zu vollziehen. 


richte erfier un erfter und se — Ba lie ber gefhäftlihen Behand- 
Iang der ed achen, ird geſtattet, daſs die zur Entrichtung der 
GAR — b rachten nad von dem Beamten der Einlaufftelle ent- 
weder auf einem abgejonberten Blatte — (6. 11, lit. g der M. B. v. 28. December 
1897, ee teung der taif. Bdg. v. 26. December 1897, R. ©. v. 
Yte. 306 ———— er geieplicher — — über Gerichtsgebuͤren) 
ober auf der Cingab⸗ Brototot) hen, befeftigt w 
Rai der in er Weiſe v — — unb vorichriftsmäßig entmwerteten 
Imarfen anal 3 bie im 8. 69 ber GBeichäftsorbnun * vorgeſehene Veftäti- 
er rg die — Du Ran] cibeamten des — wie die Verzeichnung im Tage⸗ 
oder a 

—— der Anleitung ———— * ſchwarzen Obliterirungsfarbe 

und der requiſiten fee Pr 3. 66, Anm. 1. 


330 VIII Geſchaͤftsordnung 66. 65, 66. 


*) Die Bdg. bes J. M. v. 29. Juli 1899, 3. M. 8. 8. Wr. 31, betreffend dic 

ber als Eintragungsgebür beigebrachten Stempelmarten, fiehe bet 8. 69. 
ntwertung der auf ſtempelpflichtigen Urkunden unb Schriften 

— — Stempelmarken s Schreibmaſchine. Mit Erlaſs vom 
18. April 1900, 8. 28211, bat das k. k. Finanzminiſterlum aus Anlaſs einer — 
befanntgegeben, dafs bet den mittels Sfpeibmafcine amgelertigten re 
tunden und Schriften das Meberdruden der auf d Urkunden und 
wenbeten Stempelmarlen mittels — — a — — Sin Yet 
Stempelpfliht im Sinne bes $. 8 der 5. M. 3. v. 28. März 1854, R. & Nr. 70, 
zu gelten bat, foferne die übrigen in der eitirten gefeptichen Beftimmung in Pre auf 
ar „Erfüllung er“ A se getroffenen Anordnungen befolgt werden. itth. 

*6. 66. Der Eingangsvermerk iſt durch Aufdruck mittels 
Stampiglie herzuſtellen; der Stampigliendruck muſs deutlich ſein 
und unverwiſcht bleiben.) Darf die Eingabe in der Einlauf: 
jtelle nicht eröffnet werden?), jo ift der Eingangsvermerf einft- 
weilen ?) aufder Adreſsſeite des Umfchlages, fonjt in der Regel am 
oberen Rande der eriten Zertjeite der Eingabe, und zwar in der 
Mitte anzubringen. Fehlt eine der in der Eingabe bezogenen 
Beilagen, jo ijt die neben dem Eingangsvermerk zu notiren. 

Bei dringlihen Sachen, beit allen Eingaben in Grundbuch⸗ 
ſachen und bei Eingaben, die nebſt anderem auch zu einer grund: 
bücherlihen Amtshandlung führen follen ($. 76), ift im Ein- 
gangsvermerke die Stunde *) des Einlangens anzugeben (Eingelangt 
am 17. October 1898, 10 Uhr). Gehen mehrere Eingaben, 
die fih auf die nämliche Liegenfchaft oder auf dad nämliche 
bücherlich eingetragene Recht beziehen, gleichzeitig in der Ein- 
laufitelle ein, fo ijt bei dem Eingangsvermerk einer jeden diefer 
Eingaben auf die übrigen gleichzeitig eingegangenen Eingaben 
fur; hinzuweiſen (3. B. „Gleichzeitig mit der Eingabe des A 
wegen Pfandrechtseinverleibung für fl. 1000*).°) 


Ale Eingaben, die während der Geſchäftsſtunden mit der⸗ 


8. 66. Bei Grundbu Seingaben | n | feitt darf nicht dem m Grundbuchsbeamten 


ift von dem Beamten (Kanzleigehilfen) 
der Einlaufftelle im Eingangsvermerfe 
die Zeit des Einlangend nah Stun- 
den und Minuten anzugeben; 3. 2. 
106 12°. 

Die Tagebuchzahl*) ift von dem 
Grundbuchsbeamten (Grundbuchsfüh⸗ 
rer) in deutlicher Schrift oder mittels 
Stampigliendruckes auf die Eingabe 
ie zu fegen ($. 77, 
Abi. 4,8. O.). 

Die Sezei nung der Gleichzeitig⸗ 


überlaffen werden, fondern ift von 
dem Beamten (Kanzleigebilfen) ber 
—— vorzunehmen ($. 66, 


Abf. 2, 

— und Telegramme, 
welche außerhalb der Stunden ein⸗ 
langen, während deren die Einlauf; 
ſtelle geöffnet ift, find von dem Ge⸗ 
richtsvorſteher ober von dem durch 
letzteren biemit betrauten vichterlichen 
m an zu übernehmen. 


Vereine mit der Jahreszahl ns fie die Gefchäftszahl 18.2 M. 83. v. 


*, Im 
17. Dechr. 1898, R. G. B. Nr. 285, bei 8.7 
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jelben Poſt einlangen oder außerhalb der Gefchäftsftunden mit 
der Poſt eingelangt find und gleichzeitig in die Einlaufftelle 
überbracdht werden, jind als gleichzeitig eingelangt zu behandeln. 


ı) Mit den J. M. 3. v. 29. December 1870, 8. 16051, und v. 
4. Februar 1873, 8. 1289, wurde den — ein geſchärft, zur 
Obliterirung von Stempelmarken nur gute Buchdruckerſchwärze zu 
verwenden. Widerſtandsfähige Obliterirungsfarben können von der 
k. k. Hofe und Staatsdruckerei bezogen werden. — 


Anleitung zur Behandlung der fhwarzen Stempel- 
marlten-Dbliterirungsfarbeund derObliterirungsrequijiten. 
Zur Erzielung eines geregelten Borgehend bei der Behandlung ber 
Stempelmarfen-Obliterivungsfarbe und Neqnifiten hat das Tyinanz- 
minifteritum Folgendes angeordnet: 


1. Mebertragung der Farbe auf den Farbballen (Farb— 
polfter). Bor ber Verwendung ift die Farbe aufzuichütteln, jodann in 
geringer Menge auf einer Metalltaffe, eventuell einem Stüd Eijenbled) 
oder einer Glas⸗ oder Steinplatte mittel3 einer Heinen Walze gut zu 
verreiben und endlich durch Hin- und Herrollen der eingefärbten Walze 
auf dem zur Einfärbung der Stampiglie dienenden Farbballen (Farb⸗ 
polfter) möglichſt gleichmäßig und dünn aufzutragen. 

[3 geeignetes Material für die Farbballen und Walzen empfiehlt 
ſich Gelatinemaſſe. 

2. Reinigung der Requiſiten. Der Reinhaltung der Oblite⸗ 
rirungsrequiſiten (Stampiglien, Farbballen, Farbpolſter, Farbwalzen, 
Farbtaſſen) iſt die größte Sorgfalt zuzuwenden. Die Reinigung der 
Stampiglien ift täglich mindeſtens einmal, bei ſtarker Verwendung jedoch 
mehrmald im Tage vorzunehmen. Hiezu tft Zerpentingeift oder Pe⸗ 
troleum unter Zuhilfenahme eines Bürftchens oder Lappens zu ver- 
wenden; jedoch dürfen Kautichukftampiglien, welche überhaupt für Ob- 
literirungszwecke minder geeignet find als Metallitampiglien, der Ein- 
wirkung des Terpentingeiftes nicht Tange ausgejegt werden. (Die J. M. 
B. dv. 22. Mai 1891, J. M. 8. 8. Nr. 22, empfiehlt daher bei Neu- 
anichaffungen den Ankauf von Metallitampiglien.) . 

e übrigen Requiſiten find jeden zweiten bis dritten Tag mit 
Terpentingeift oder Petroleum zu reinigen; die Reinigung muf3 jeden- 
falls fo oft vorgenommen werden, daſs die Farbe auf den Einfärbe- 
requifiten nicht ſtark eintrodnet oder verkruftet (Punkt 3). 

Nach der Reinigung find die Stampiglien und Einfärberequijiten 
forgfältigft mit einem reinen, trockenen Zude abzutrocdhen. 

3. Behandlung der Obliterirungsfarbe. Die Farbe, welche 
in nicht zu großen Mengen bezogen werden Toll, ift möglichft vor Staub 
zu ſchüthzen und darf auf ben ga zur Vermeidung 
des Eintrodnend nicht zu lange belaffen werden (Buntt 2). 

Alte Farbe darf nicht in das Gefäß zurüdgeichüttet werden, in 
welchem ſich friiche Farbe befindet. Zu did gewordene Farbe ift nicht 
durch Bufübe zu verbünnen, ſondern zur Oblitertrung nicht mehr zu 
verwenden. 
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4. Bezug der Obliterirungsfarbe. Die Dekonomate der 
Sinanzlandesbehörden haben den Aemtern ‚gerigneie, dünnflüffige, ſchwarze 
Obliterirungfarben zu beforgen. Speciell das Delonomat ber Yinanz- 
(andesdirection in Wien übernimmt Beftellungen auf Obliterirungsfarben 
und Einfärberequifiten und ertheilt über Wunfch nähere Auskünfte über 
den wng un die Behandlung derfelben. (Kundmachung, J. M. 8.8. 
©. 139/1 = 

Y 


2) Rad) der Eröffnung wird der Eingangsvermert auf die Eingabe 
ſelbſt gefchrieben, $. 72, ab‘. 4. 

4 8. 73. Meihenfolge ihrer Eintragung in das Tagebuch, 8. 77, 
Abi. 3. — Bei Protolollen ilt der Zeitpunkt des Abſchluſſes auf dem 
Protokolle anzumerken; bei Prototollen, bie auf Gerichtstagen aufge- 
nommen wurben, ift der Zeitpunkt bes Paſſirens der Einlaufitelle an- 
zumerfen (fiehe 3. M. zu 8. 77). Siehe nunmehr aud 8.10 J. M. V 
v. 17. December 1898, R. G. B. Nr. 225, bei 8. 77. 

>, Auch im Tagebuch ift die Gleichzeitigkeit zu bemerfen, $. 77, Abſ. 3. 

"6, 67. Wenn in der Einlaufftelle mehrere zur Ent: 
gegennahme der Eingaben bejtellte Beamte den Dienft verjehen, 
hat der übernehmende Beamte dem Eingangsvermerf fein Namens: 
zeichen beizujeßen.!) 

Dem Beamten der Einlaufftelle ift es ftrenge verboten, 
eine Eingabe mit dem Auftrage zu übernehmen, fie nicht fo- 
gleich, fondern erſt zu einer beitimmten Beit oder unter gewiſſen 
Bedingungen mit dem Eingangsvermerk zu verjehen und der 
geichäftlichen Behandlung zu unterziehen. 

1) Mit ber erften Eingabe, die in einer fchon vor dem 1. Jänner 
1898 anhängig gewordenen Rechtsſache nach diefem Tage einlangt, Hat 
der Beamte der Einlaufftelle immer auch die Boracten diefer Sache der 


betreffenden Gerichtsabtheilung vorzulegen. Die Herbeiſchaffung der Vor⸗ 
acten legt ben Beamten der Einlaufftelle ob, 8. 2 Uebergangs⸗V. 


Eingaben mit Geld und Geldeswert. 


F. 68. Die für da8 Gericht verfchloffen einlangenden, 
mit Geld oder Geldeswert bejchwerten Eingaben, dann die an: 











8. 68. Einem nicht ärariſchen 
Poftamte gegenüber, das unter poft- 
ämtlidem Controlſiegell aufgegebene 
Geldſendungen nicht zuftellt, fondern 
bloß avifirt, Hat fi das Gericht den 
allgemein verbinblicden Poſtvorſchriften 
gemäß zu verhalten. 


Wenn da8 Steuer- (Depofiten-) | 
Amt oder der Geldbuchführer ben 


mittels einer Eingabe an das Gericht 
gelangten Erlagdgegenftand übernom- 
men bat, ift die Eingabe zur Bei- 
fegung des Eingangsvermerkes in bie 
Einlaufftelle zurückzuleiten. 

Alle bei Gericht einlangenden Gel⸗ 
der, die nicht für die depofitenämt⸗ 
fihe (waifenämtlide) Verwahrung 
beftimmt find, alfo auch Geldftrafen, 
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gewiefenen Wertjendungen find nach den hierüber beftehenden 
Borfchriften!) zu behandeln. 

Es find jedoch Sendungen, welde auf der Adrefje den 
Beiſatz „Geldbuch“ oder „In Straffachen” tragen, oder bezüg- 
lih deren aus der Adreſſe oder den Mittheilungen auf dem 
Coupon der Unmweilung zu erkennen ift, dafs fie einen zum 
Geldbuch, zum Amtspaufchale oder zur Strafloftenrechnung ge- 
börigen Betrag enthalten, nicht zur Eröffnung oder Behebung 
des angemwiejenen Betrages an das Depofitenamt zu leiten, 
Sondern je nad) Beichaffenheit von dem Geldbuchsführer oder 
dem mit der Verwahrung und Verrechnung der Amtspaufchal- 
oder der Straffoftengelder betrauten Beamten zu eröffnen oder 
zu beheben. 

Die Unterfertigung des Abgabeſcheines und der Anweiſung 
fteht bei Sendungen, welche zum Geldbuche oder der Amts— 
pauſchalrechnung gehören, dem Geldbuchsführer, fall aber diefer 
zugleich der mit der Zahlungdbetreibung betraute Beamte (8. 104) 
ift, dem Gerichtsporfteher zu; bei Sendungen, welche den Bei: 
fat „An Straffahen” tragen oder einen zu den Straflojten- 
geldern gehörigen Betrag enthalten, hat der mit der Vebernahme 
von Geldern in Straffadhen betraute Beamte den Abgabejchein 
ober die Anweiſung zu unterfchreiben.*) 


Telegraphifche Boftanweifungen werden dem Gerichtövor- 
eher zugeftellt und find von diejem zu quittiren. 











Straftoften*) zc., find im Gelbbuche | falls fie nur —— oder Urkunden 
in Empfang zu ſtellen und haben in | enthalten, die nicht Wertgegenſtände 
Berwahrung des Gelbbuchführers zu | find, wie fonftige Eingaben zu be- 
bleiben, f nicht vom Gerichts⸗ hanbeln; eine ‚Eintragung in das Geld⸗ 
vorfteher ein anderer Beamter mit | buch findet nicht ftatt. 
ihrer Die. und Berrechnung Zelegraphifche Boftanweifungen 
betraut ift. werden dem Serichtöporficher zugeftellt 
ftellung von Abgabejcheinen | und find bon diefem zu quittiren. 
— nweiſungen und Geldſtrafen Wie mit dem telegraphiſch angewie— 
richtet fi nach den allgemeinen Poft- | jenen Betrage weiter zu verfahren iſt, 
vorſchriften. insbeſondere wer den Betrag zu ber- 
Die mit der Declaration sed wahren und zu verrechnen bat, das 
im Werte bon fl...... an das | richtet fih nach ber Beftimmung des 
Gericht gelangenden Sendungen find, ! angewiefenen Betrages. (3. m) 


Siehe J. M . 31. März 1899, 8. 28971 ex 1898 betr. bie Verwendung 
für bie —8— und Straflo engebarun bei P. VIII ber Gelbbud« Whg, 
* = emeinen gehören aber die eingehobenen Straffoften nicht ins Geldbuch. Ste 
as nad) 407, 8. 4, zu führende Verzeichnis einzutragen. 
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Der Unterfertigung auf dem Abgabejcheine oder der Ans 
weifung ift ftet3 das Gerichtöjiegel beizudrüden. 

Der gerichtliche Beamte, der zur Duittirung der Sendungen 
jeweils berechtigt ift, muj3 dem WUbgabspoftamte vom Gerichts⸗ 
vorſteher rechtzeitig namhaft gemacht werden. Den diesfälligen 
Zuſchriften, denen gleichfalls das Gerichtäfiegel beizudrüden ift, 
haben die zur Quittirung berufenen Perſonen ihre Unterjchrift 
beizufeßen. 

Bor Uebernahme verjchloffener Sendungen der vorjtehend 
bezeichneten Art hat der zur Eröffnung ermächtigte Beamte zu 
prüfen), ob fich in Bezug auf Umschlag und Siegel fein Un- 
ftand ergibt. Eine unter poſtamtlichem Controlfiegel (offen) 
aufgegebene Sendung ift jogleih in Gegenwart des zuftellenden 
Poftorganes zu eröffnen und auf die Richtigkeit des Inhaltes 
zu prüfen. Allfällige Unftände find unverweilt dem Poftamte 
befanntzugeben. 

1) Siehe die Depofitenamtsinftructionen (bei Manz, Bd. 3). 

Berordnung der Minifterien der Juſtiz, der Finanzen 
und des Handels im Einvernehmen mit dem Oberften Rech— 
nungshofe v. 15. März 1898, R.G.B.Nr.55, womit für die Gerichte 
und Stenerämter (Finanzcaffen), infofern lebtere die bepofitenämtliche oder 
die depofiten- und waijenämtliche Cafjegebarung beforgen, der Borgang bei 
der Hinterlegung civilgerihtliher Depofiten und bei Einzah- 
Iungen in die gemeinfchaftlihen Waiſencaſſen feitgejet und das Ber 
fahren Hinfichtlih der verichloffen einlangenden und der angetviefenen 
MWertfendungen geregelt wird. 


I. Abjchnitt. 
Vorgang bei Hinterlegung civilgerichtlicher Depoſiten, dann bei 
inzahlungen in die gemeinſchaftliche Waiſencaſſe. 
1. Erläge civilgerichtlicher Depoſiten finden auf nachſtehende 
rt ſtatt: 

1. durch Uebergabe des Erlagsgegenſtandes ſeitens des Erlegers 
bei dem Steueramte, unter gleichzeitiger Ueberreichung des Verwahrungs⸗ 
geſuches bei dieſem Amte. Das Geſuch ſoll an das Gericht adreſſirt und 
nach Vorſchrift der Depoſitenamtsinſtruction a und eingerichtet fein; 

2. durd) Webergabe des Erlagsgegenftandes jeitens des Erlegers 
bei dem GSteueramte!) unter Bezugnahme auf einen dieſem Amte 

leichzeitig zufommenden, dem Erlage zugrunde liegenden Gericht3act 
Oorotefollartiches Erlagsanbringen, Amtsbericht, Umtserinnerung); 

I) Siehe Mittheilung des I. M. 8. B., unten bei 8. 29 diefer Verordnung. 

3. durch Einjendung des Erla ge an das Gericht mittels 
Ser 1 Sole Boftjendungen In en unter die VBeftimmungen des 

; nittes. 
Das Steueramt iſt gehalten, jeden ihm als ein civilgerichtliches 
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Depofit übergebenen Gegenftand, welcher nad) den beitehenden —— 
zur ee erwahrung überhaupt geeignet erjcheint, in Em⸗ 
zu nehmen, vorbehaltlich * dem Gerichte — Entſcheidung 
über —* Zuläſſigkeit der Hinterlegung. 
Der Erlag des Depoſites gilt bei nachträglicher gerichtlicher Ge⸗ 
nehmigung — mit dem Eingange beim Steueramte als bewirkt. 
In den Fällen des 8.1, 3.1, iſt das ln 


von der Bartel dem Borfteher des Steneramtes vorzul welcher ſelbes 
an ran, in Bezug auf den Gegenftand des ea ichtigten Crlages 
e 


endet der Steueramtsvoriteher gegen die Uebernahme des Depo- 
fite8 kein Bedenken, jo fügt er auf der Außenfeite des Geſuches das 
Datum des Erlagdtages und fein Namenszeihen bei und läſst das 
Geſuch in das nn Geichäftsprotofoll, und zwar die Ge⸗ 
ichäftszahl mit rother, Gegenſtand aber mit ſchwarzer Tinte ein⸗ 
— Die — "if auch auf der Eingabe mit rother Tinte 
uſe 
3, Hieranf ift der Erlagsgegenftand im Beifein der beiden 
Dberbeamten mit dem Inhalte des Berwahrungsgefuches genau zu ver- 


ichen. 

Sollte ſich hiebei eine Nichtübereinftimmung ergeben, fo ift bie 
entiprechende Richtigftellung mittelö einer befonderen Bemerkung im Au⸗ 
hange des — vorzunehmen und letztere von dem Ueberbringer 
unterfertigen zu laſſen. Sollte das Verwahrungsgeſuch weſentliche Eor- 
recturen aufweiſen, ſo hat der Ueberbringer dieſen Umſtand ebenfalls in 
einer Zuſahelauſei am Schluſſe des Geſuches beſonders zu beſtätigen. 
Sodann findet die Uebergabe des Erlagsg — an den Steuer⸗ 
einnehmer in Gegenwart des controlixenden Beamten ftatt, welch letzterer 
die Eintragung des Erlages in das Depofitenjournal vollzieht. 

8. 4. Die Hebernahme des Depofites ift auf dem Originale des 

gsgeſuches durch Anfegung des Sournalartifels, des Datums 
und der Kamensunterfchriften der beiben übernehmenden Beamten unter- 
halb der früher bei dem Präſentatum angejehten Geſchäftszahl erfichtlich 
zu machen. Außerdem tft bei Erlägen in neue Maſſen auch die Ber- 
wahrungsnummer der Mafje, dann Band und Folium des Hauptbuches 
beizufügen. Der Beidrückung des Amisſiegels bedarf es nicht. 

Der Ueberbringer erhält über den gem emachten Erlag eine mit den 
Unterfchriften der beiden übernehmenden Beamten verſehene ftempelfreie 
Beitätigung, welche auf einer Aula des — auszuſtellen 
iſt und die Angabe des Namens, Standes und Wohnortes des Erlegers, 
Dad Datum des Erlages, den Journalartikel und eine kurze Bezeichnung 
des Erlagdgegenftandes, falls aber der Weberbringer eine von dem Er⸗ 
feger chiedene Perſon ift, auch die Adreſſe des Ueberbringers zu ent- 
Halten hat; derjelben ift das Amisſiegel beizudrüden. 

- Die Bartei kann begehren, dafs nachträglich gegen Einziehung diejes 
Sceines die Smpfangöbeftätigung auf dem ihr zugeftellten Erlagsbeicheide 
(8. 6, a 1) Lneigefeht werde. 

Roh am Tage des Erlaged hat der Steueramiscontrolor 
bie ga des S$ournalartitel3, unter welcher das Depofit-in Empfang 
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genommen wurde, in dad Gefchäftäprotofoll, und zwar in die Kolonne 
„Kurzer Inhalt der Erledigung“ mit rother Tinte einzufeßen und dort- 
elbft fein Namenszeichen beizufügen. 

8.6. Das Erlagsgeſuch ift mit Beſchleunigung, längftens aber 
am nächftfolgenden Tage mittelö Uebergaböverzeichniffes im kurzen Wege 
an die Einlaufftelle des Gerichtes zu leiten, welches hierüber den nach⸗ 
träglichen Berwahrungsauftrag erläjst oder die ſachgemäße anderweitige 
Verfü ung trifft und den Erlener hievon verftändigt. 

ndet das Gericht den Erlag nicht zu genehmigen, jo hat es zu- 
gleich den Erleger anzumeijen, den erlegten Gegenftand binnen einer an- 
emeſſen zu beitimmenden Friſt bei dem Steueramte zu erheben, widrigen- 
* der Gegenſtand dem Erleger auf deſſen Gefahr und Koſten durch 
die Poſtanſtalt zurückgeſendet werden würde. 

Die per tlihe Erledigung iſt dem Steueramte in jedem Yalle 
längftens binnen drei Tagen nach dem Einlangen des Erlagsanbringens 
bei Gericht zuzuſtellen. Der Beiheid, womit dem Erleger bei Nicht- 

enehmigung des Erlages eine Friſt zur Erhebung des erlegten Gegen⸗ 
andes beitimmt wird, gilt für das Steueramt als Erfolglafiungsauftrag, 
jedoch tft zu ber allfälligen Bewerkftelligung der Rüdiendung des Gegen⸗ 
ftandes durch die Poftanftalt von dem Steueramte noch eine befondere 
Weiſung des Gerichtes einzuholen. 

Das Steueramt hat den erhaltenen Gerichtsbeſcheid im bepofiten- 
amtlichen Gejchäftsprotofolle in der Kolonne „Kurzer Suhalt der Er 
ledigung“ unter die dort ſchon befindliche Eintragung (8. 5) nnumehr 
mit ſchwarzer Tinte vorzumerfen. 

Das Erlagsanbringen ift bei Gericht aufzubehalten, der dem Steuer- 
amte bierüber zugelommene Beſcheid aber dem Depofitenjournale als 
Beleg anzufchließen. 

8.7. Sollte der Steueramtsvorſteher bei Prüfung des Ver—⸗ 
wahrungsgefuches (8. 2, Abſ. 1) den angebotenen Erlag al zur An⸗ 
nahme nicht geeignet erfennen, fo Hat berjelbe die Berweigerung ber 
Annahme auf dem Nüden des Gejuches mit furzer Angabe der Gründe 
der Partei fchriftlich befannt zu geben. 

Der Bartei fleht die fofortige mündliche Beſchwerde an den &e- 
richtöporfteher frei, welcher nach vorgenommener Prüfung entwweber ben 
Wuftrag zur Uebernahme des Depofited oder die Beftätigung der Ab⸗ 
weifung beifett. Durch den proviforischen Uebernahmsauftrag des Ge 
richtsvorſtehers wird jedoch der definitiven Erledigung des Berwahrungs- 
gefuches nicht vorgegriffen. 

8.8. In den Fällen des 8.1, 3. 2, findet der gleiche Vorgaug 
des Steueramtes bei der Uebernahme des Depofites ftatt, wie derſelbe in 
den re Baragraphen feitgeftellt wurde, nur daſs hiebei die im 
8. 2, Abjaß 1, vorgeichriebene ung des Erlages durch den Steuer⸗ 
amtsvorſteher unterbleibt. 

8.9. In den Amtsräumen des Gerichtes und des Steueramtes 
ift an auffallender Stelle eine Bekanntmachung anzuſchlagen, worin die 
Parteien auf die Borichrift, daſs der Erlag von zu depofitenämtlicher 
Berwahrung beftimmten Gegenftänden niemal3 zu Handen eines &e- 
richtsbeamten zu bemerkftelligen tft, aufmerkffam zu machen und derjenige 
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Gaffebeamte, zu defien Handen Depofitenerläge zu gefchehen haben, ſowie 
ber controlirende Beamte, der biebei gegenwärtig zu fein hat, nambaft 
u machen und zugleich Die für den Parteienverfehr beftimmten Amts- 
——— anzuführen find, während welcher Depoſitenerläge im Steuer⸗ 
amte angenommen werben. 

8.10. Die Führung des —— obliegt dem Controlor, 
welchem auch die Contirung der Erläge und Erfolglaſſungen im Haupt- 
buche en 

ei Steuerämtern mit mehr als zwei Beamten kann jedoch mit 
Bervilligung der vor ** Finanzlandesbehörde die Führung der 
einen oder anderen Auf! reibung unter gemeinjchaftlicher Verantwortung 
der Oberbeamten einem anderen Steuerbeamten anvertraut werden. 

8.11. Und in Anfehung des Borganges bei Einzahlungen in 
die gemeinihaftlihe Waiſencaſſe finden bie vorftehenden Beftimmungen 
über die Hinterlegung civilgerichtlicher Depofiten injoweit analoge An- 
wenbung, als es ſich nicht um periodiſche Wbftattungen von Binfen- 
und Eapitalsbeträgen von Hhpothelardariehen handelt, wofür die bi8- 
herigen Vorſchriften aufrecht bleiben. 

Die Führung des Waifencaffejournals, dann der für die Waiſen⸗ 
cafie beftehenden Paſſiv⸗ und WUctivcontobücher obliegt dem Steueramts- 
controlor. Lebterer kann \E bei größeren Aemtern in der Führung der 
einen oder anderen Aufichreibung mit — der vorgeſetzten 
Finanzlaudesbehörde durch einen anderen geeigneten Steueramtsbeamten 
dauernd vertreten laſſen. 

Die Waiſenamts⸗Jahresrechnung wird von einem Steueramtsbeamten 
unter der Haftung der beiden verantwortlichen Oberbeamten des Steuer⸗ 


amte3 geführt. 
. U. Abſchnitt. 


Verfahren binfichtlich der für das Gericht verichloffen einlangenden und 
der angewiejenen Wertjendungen. 


8. 12. Die für das Gericht mit der Poſt einlangenden verfchloffenen 
Wertſendungen, fowie auch die Ankündigungen (Begleitadreffen, Aviſo— 
und Abgabeſcheine) über derartige bei der Boftanftalt befindliche, an 
das Gericht adreifirte Wertiendungen find von der Poft direct an das 
Steneramt abzugeben. 

Rur in dem Falle, ald die Sendung die Bezeichnung: „Geldbuch“ 
oder „In Strafſachen“ trägt oder mit der Bemerkung: „Nicht zur 
depofiten- oder waifenämtlihen Gebarung beftimmt“ verjehen iſt, er⸗ 
folgt die Moilirung und Zuftellung an das Gericht. 

Die vorftehenden Beitimmungen gelten aud) dann, wenn die für 
— ag einlangende Wertfendung „zu Handen des Gerichtsvorſtehers“ 
a A 

8.18. Wird eine an das Gericht abdreifirte verichloffene Wert- 
fendung dem Steueramte überbradht, jo haben bie beiden zur bepofiten- 
ämtlichen Gebarung berufenen Eafjebeamten fich zunächft Die Ueberzeugung 
zu verichaffen, ob fich in Bezug auf Umſchlag und Siegel der Sendung 
fein Unftand ergibt. Falls eine unter poftämtlihem Controlfiegel 
(offen) aufgegebene Wertiendung vorliegt, hat auch fofort in Gegenwart 
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des zuftellenden Poſtbedienſteten die Eröffnung derjelben und die 
Prüfung ihres Inhaltes ftattzufinden. 

Ergibt fi) bei dieſen Unterfuhungen fein Anftand, fo ift ber 
Entpfang der Sendung von den beiden vorbezeichneten Saffebeamten auf 
dem Ubgabefcheine unter Beidrüdung des Amtsfiegel3 zu beftätigen und 
der Abnabefchein dem Poftbedienfteten zurüdzuftellen. 

Sollte Hingegen ein Unjtand wahrgenommen werden, jo iſt der- 
jelbe unter fofortiger Anzeige an den Gericht3vorfteher auf dem Umichlage 
der Sendung, beziehungsweife auf dem derjelben zuliegenden Schrift- 
jtüde erfichtlich zu machen uud die Sendung an das Abgabspoftamt 
zur Einleitung des poftänttlichen Berfahrens zurüdzuleiten. Der ſodann 
bein Boftante ftattfindenden commiffionellen Erhebung hat einer der 
beiden Caſſebeamten beizumohnen. 

8.14. Die Ankündigungen (Begleitadrefien, Avifo- und Abgabe» 
icheine) über die bei der Poſtanſtalt befindlichen, an das Gericht 
adrefjirten Wertfendungen find bei den ärarifchen Poftämtern ftet3 durch 
Poftbedienftete zuzuftellen. 

Die beiden mit der depofitenämtlichen Gebarung betrauten Caſſe⸗ 
beamten des Gteueramted haben den Empfang der an dieſes Amıt 
gelangenden Ankündigungen in Gegenwart de3 Boftbedienfteten in dem 
von ihm mitzubringenden Woifozuftelungsbuche auf die im 8. 13, 
Abſatz 2, angeführte Art zu beftätigen. 

Bei den nichtärarifchen Poftämtern dagegen findet die Abholung 
der Ankündigungen, welche an das Eteueramt abzugeben find, durch den 
Diener des Steueranites ftatt. 

Zu dieſem Behufe Hat das Poſtamt ein eigenes, nur für Dieje 
Ankündigungen bejtimmtes Zournal (Avifojournal) beizuitellen, welches 
in der Verwahrung des Steueramtes verbleibt und dem Diener nur bei 
jedem Poftgange ausgefolgt wird. In diefes Journal hat das Poftanıt 
die dem Diener jeweilig übergebenen Ankündigungen nad) ihren Nummern, 
dem Aufgabsorte uud dem Werte der Sendungen einzutragen. Ber 
Steueramtsdiener beftätigt die Uebernahme der erhaltenen Abgabe» 
documente in einem vom Poſtamte zu führenden Vormerke durch feine 
Unterjhrift. Bei der Rückkehr des Dieners vom Poftamte übernehmen 
die mit der depofitenämtlichen Gebarung betrauten Cafjebeamten die 
Ankündigungen, vergleichen dielelben mit den Aufichreibungen im Aviſo⸗ 
journal und beftätigen nach Conftatirung der diesbezüglichen Ueberein⸗ 
ftimmung den Empfang der Ankündigungen in dem gedachten Journale 
unter Beidrüdung des Umtzfiegels. 

8.15. Behufs Ueberwachung der rechizeitigen Abholung der 
avifirten Sendungen, fowie der au Grund von Boftanweifungen, von 
Zahlungsanweifungen des Poftiparcaffenamtes und telegraphiichen Poft« 
anmweijungen zu erhebenden Gelbbeträge ($. 24, Abſatz 3, 8. 25 und 
8.26, Abſatz 4) ift jede beim Steueramte Üübernommene Anfündigung, 
beziehungsmweife Anmeifung jofort durch den Steueramtscontrolor in eine 
Belonbere Bormerkung (Formular A) einzutragen. 

Die Abholung der avifirten Wertjendungen von der Boft erfolgt 
durd einen vom Gteueramtsdiener zu begleitenden vercantionirten 
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Beamten de3 Steueramted. Dieler hat die von beiden mit der Depofiten- 
gebarung betrauten Caſſebeamten nad) Borfchrift des 8. 13, a. 2, 
unterfertigten Begleitadrefien und Aviſo⸗ und Abgabefcheine dem ‘oft- 
amte auszufolgen und in jenen Fällen, in welchen die Abholung der 
Ankündigungen durch den Steueramtsdiener ftattfindet, auch das be- 
treffende Avifojournal beim Boftamte vorzumeifen, vor der Uebernahme 
der avilirten Wertjendungen aber die im $. 13, Abſatz 1, angeordnete 
Prüfung derfelben in Gegenwart des Boftbeamten vorzunehmen und, 
falls ſich ein Anftand ergeben follte, die Einleitung des poftäntlichen 
Berfahrend unter Zurüdziehung der Ankündigung zu veranlaflen, fofort 
aber auch hievon die Anzeige an den Gerichtsvorſteher zu eritatten. 

8. Bor der Uebernahme der Wertſendungen in die depofiten- 
ämtlicdhe Verwahrung haben die beiden mit der diesfälligen Gebarung 
betrauten Caſſebeamten ftet3 noch den Inhalt derſelben auf feine Richtigkeit 
zu prüfen und bei jenen Sendungen, welche von der Poſt durch einen 
Abgeordneten des Steueramtes abgeholt wurden, vorher auch die Ueber⸗ 
einftimmung der von der Poſt überbracdhten Stüde mit den Aufichrei- 
bungen des Avifojournales ficherzuftellen. 

Ergibt fi) bei der Prüfung der geöffneten Sendung eine Un- 
richtigfeit, fo ift diejelbe fofort dem Gerichtsvorſteher behufs weiterer 
Berfügung anzuzeigen und auf dem der Sendung zuliegenden Schrift- 
ftüde erſichtlich zu machen. 

8. 17. Sollte der Sendung feine ordnungsmäßige fchriftliche 
Eingabe beiliegen, fo ift bei der Lebernahme eine kurze Amtserinnerung 
aufzunehmen, derjelben die etiva bei der Sendung erliegende Aufzeichnung 
oder fonjtige Schrift beizuheften und diefe Amtserinnerung *) dann wie 
eine fchriftliche Eingabe zu behandeln, in Zweifelfällen jedoch die jo- 
fortige weitere Berfügung de3 Gerichtövorfteherd einzuholen. 

*) Siehe unten bei 8. 29 diejer Verordnung. 

8.18. In Anfehung jener vom Steueramte übernommenen 
Wertjendungen, welche ſich a depofiten=- oder waiſenämtlichen Gebarung 
eignen, hat ſodann da3 Steueramt im Sinne der Beltimmungen de3 
I. Abjchnittes vorzugehen. 

Beigt ſich Hingegen nach Eröffnung einer dem Steueramte zuge- 
ftellten Sendung, daſs diefelbe nicht einer Depofiten- oder mwaijenämtlichen 
Sebarung zu unterziehen ift, jo iſt die betreffende Wertjache beim 
Steueramte Iediglic) in das mit Finanzminijterialerlaf8 vom 11. Jänner 
1876, 3. 425 (5. M. V. B. Nr. 2), vorgeichriebene bejondere Journal 
über „Serichtögebüren, Strafgelder und Rechtsurkunden“ einzutragen und 
fodann fammt der zugehörigen fchriftlihen Eingabe und dem Umſchlage 
mit Bejchleunigung, längftend am nächltfolgenden Tage an das Gericht 
zu leiten, weiches ben Empfang in dem erwähnten Sournale je nad) 
Beichaffenheit des Falles durch den Geldbuchsführer oder den mit der 
Verwahrung und Berrechnung der Amtspanidhal- oder der Straftoften- 
gelder betrauten Beamten zu beftätigen hat. 

8.19. Iſt eine dem Steueramte zugeftellte verfchlofjene Wertjendung 
zu Sanden des Gerichtävorfteherd adrejfirt, fo hat das Gteueramt 
denjelben hievon im kurzen Wege in Kenntnis zu fegen. Dem Gerichtsvor⸗ 
fteher bleibt e3 vorbehalten, bei der Eröffnung eines ſolchen Geſchäfts⸗ 
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ftüdes entweder perjönlich oder durch einen hiezu beftimmten @erichts- 
beamten fich zu betheiligen und das zur Wahrung des Amtsgeheimnifies 
Geeignete zu veranlaflen. 

8.20. Auf die Uebernahme ber gemäß 8. 12, Abſatz 2, an das 
Gericht abzugebenden verichlofienen Geld⸗ und ſonſtigen Wertſendungen 
finden die Vorichriften des 8. 68 der Geſchäftsordnung vom 5. Mai 
1897, R. ©. 8. Nr. 112, Unmwendung. 

8.21. Wenn eine bi das Gericht beftimmte verfchloffene Wert- 
jendung, deren Inhalt auf dem Umfchlage angegeben ijt, mittels einer 
anderen Gelegenheit al3 der Boftanftalt, zum Beiſpiel durch einen 
privaten Boten, überbradht wird, jo ift nach den vorftehenden Beftim- 
mungen, welche die mit der Poſt einlangenden verichloffenen Wert- 
jendungen betreffen, finngemäß vorzugehen. 

er —— der Sendung iſt aufzufordern, bei der Eröffnung 
der Sendung nnd bei der Prüfung ihres Inhaltes anweſend zu fein, 
beziehungäweife fi zu diefem Behufe zu dem Steueramte zu begeben; 
falls ſich der Weberbringer deſſen weigern follte, ijt dies auf dem zuge- 
hörigen Schriftſtücke erfichtlich zu machen. 

8. 22. Die bei der Poftanftalt für das Gericht eingelangten 
Poftanweifungen, ſowie an das Gericht adrejlirte Zahlungsanweifungen 
des Boftiparcajfenamtes und telegraphiihe Poflanweifungen find ftets 
an das Gericht zuzuftellen. 

8. 23. Iſt aus den auf dem Coupon befindlichen Daten oder aus 
den dem Gerichte allenfalls befannten näheren Umftänden hinfichtlich des 
Zweckes der Poſtanweiſung unzmweifelhaft zu entnehmen, daſs der ange 
wiejene Geldbetrag nicht einer depofiten- oder waifenämtlichen Gebarun 
zu unterziehen fei, fo fteht bie Erhebung des angewiejenen Betrages 
der Poftanftalt dem Gerichte zu. Hiebei ift nach Borichrift des 8. 68 
der Geſchäftsordnung vom 5. Mai 1897,R. G. B. Nr. 112, vorzugehen. 


8. 24. Hat Hingegen ber angewiejene Betrag den Gegenſtand 
einer depofiten- oder waijenämtlichen Gebarung zu bilden, fo erfolgt bie 
Uebernahme der Poftanweifung ftet3 durch den Geldbuchsführer, welcher 
auch den Empfang derfelben auf dem Abgabeſcheine unter Beidrückung 
des Gerichtäfiegeld zu beftätigen hat. 

Die übernommene Poftanweilung tft fodann nebft einer Turzen 
diesfalls aufzunehmenden Anıt3erinnerung, welder der abgetrennte 
Coupon beizubeften ift, an das Steueramt zu leiten. 

Dem Steueramte liegt ob, den angewiejenen Betrag bei der Poſt⸗ 
anftalt zu erheben (8. 15, Abfa 2). Die Quittirung de3 angewielenen 
Betrages erfolgt auf der Rückſeite der Poſtanweiſung durch die beiden 
Cafjebeamten unter Beibrüdung des Amtsfiegels. 

An Betreff der weiteren Behandlung der Amtserinnerung nnd ber 
übernommenen Geldfendung finden fodann die bezüglichen Beftimmungen 
des I. Abfchnittes entiprechende Anwendung. 


8. 25. Bahlungsanmweilungen, die von dem Poftiparcafienamte 
in Wien auf Grund der Anweijungen der Einleger für ein Gericht 
ausgeftellt werden, find in analoger Weije zu behandeln, wie an das 
Gericht adreffirte Poſtanweiſungen (88. 22 — 24). 
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8. 26. Telegraphiiche — ſind dem Gerichtsvor⸗ 
ſteher zuzuſtellen, welcher den mpfang des Unweifungstelegrammes auf 
dem Abgabeſcheine beftätigt. Hat die Geldſendung feinen Gegenftand 
einer depofiten- oder maijenämtlichen Gebarung zu bilden, fo Hat ber 
Gerichtövorfteher diejelbe gegen Rüdftellung des von ihm zu quittirenden 
und mit dem Gerichtsfiegel zu verfehenden Telegrammes bei dem Poſt⸗ 
amte erheben zu laſſen. Der bem Telegramme beigefügte Coupon wird 
bei Gericht zurückbehalten. 


Rn ift die Geldſendung unverzüglich je nach Beſchaffenheit 

dem Geldbuchsführer oder dem mit der Verwahrung und Verrechnung 

— — — oder der Strafkoſtengelder betrauten Beamten zu 
geben. 


Hat hingegen der an angewiejene Geldbetrag den Gegen- 
ftand einer depofiten- oder waiſenämtlichen Gebarung zu bilden, fo ift 
der analoge Borgang wie bei gewöhnlichen Poſtanweiſungen (9. 24) zu 
beobachten. 

In Betreff der weiteren Behandlung des Coupons, eventuell der 
Amtserinnerung und der übernommenen Geldſendung finden die bezüg- 
lihen Beſtimmungen des I. Abjchnittes entiprechende Anwendung. 

Die Zuftellung telegraphifcher Poſtanweiſungen an das Gericht ift 
nicht auf die Geichäftsitunden des Gerichtes eigen Die Erhebung 
des angewiejenen Betrages auf Grund einer außerhalb der Geichäftszeit 
zugeftellten Anweiſung hat während der nächitfolgenden Geſchäftsſtunden 
zu erfolgen. 

8. 27. Die Furctionäre des Gerichte und des Steueramteg, 
welche zur Uebernahme und Wbholung der für dag Gericht mit der 
Boft einlangenden Wertfendungen und Ankündigungen jeweils beftimmt 
jind, müſſen dem Wbgabspoftamte vom Gerichte, bezw. Steueramte ftet3 
rechtzeitig namhaft gemacht werden. Auf den diesfälligen Zuichriften, 
denen das Amtsfiegel beizudrüden ift, haben jene Yunctionäre, welche 
iur rechtsgiltigen Quittirung des Empfanges der Sendungen (An- 

Fe ufen find, ihre Namensunterfertigung eigenhändig bei- 
zujeßen. 

8. 28. Sollte fih nah Eröffnung eines bet Gericht verjchloffen 
eingelangten Geichäftsftüdes in demſelben ein Wertgegenitand vorfinden, 
ohne daſs derjelbe auf dem Umfchlage bemerkt worden wäre, fo hat der 
Beamte der Einlaufftele zunächft die Eingabe mit dem Eingangsvermert 
zu verfeben. 

Iſt die vorgefundene Wertfache nicht einer bepofiten- oder mwaijen- 
ämtlihen Sebarung zu unterziehen, jo hat der Beamte der Einlaufftelle 
jelbe unverzüglich je nach Beichaffenheit dem Geldbuchsführer oder dem 
font zur — und Verrechnung ſolcher Wertſachen berufenen 

ten gegen — —— auf dem zugehörigen Geſchäfts⸗ 
jtäde zu übergeben. Im gegentheiligen alle ift die Wertfache an das 
Steueramt zu leiten. 

Im Bweifel hat der Beamte der Einlaufitelle die Weijung des 
Gerichtsvorſtehers einzuholen. 
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III. Abſchnitt. 
Schlufsbeftimmungen. 


8. 29. Für alle vom Steueramte an da8 Gericht gelangenden 
Erlagsanbringen, dann für alle mit Geld oder Geldeöwert belegten 
Geſchäftsſtücke, die vom Gerichte an das Steueramt geleitet werden, ſowie 
für alfe dahin übermittelten Boftanmweifungen, Bahlungsanweifungen des 
Poſtſparcaſſenamtes und telegraphiiche Poitanweifungen bat das Gericht 
ein Depojiteneinlaufsbucd) nad) dem Formular B) zu führen. 


In dieſem Buche hat das Steueramt den Empfang der demjelben 
zugemittelten Gefchäftsftüde und Depofiten durch die beiden Lafle- 
A zu beftätigen, wobei es der Beidrüdung des Amtsfiegeld nicht 

edarf. 


Langen Erlagsanbringen vom Steueramte ein, fo find vom Gerichte 
die Rubriken 1 bis 6 auszufüllen. Werden hingegen Wertgegenftäude, 
bezw. Anweifungen dem Steueramte übermittelt, jo hat das cht Die 
Nubrifen 1 bis 4, da3 Steueramt aber die Rubrifen 7 bis 9 auszu⸗ 
füllen; bei Anmeifungen ift in der Rubrik 7 die Einfegung des Journal» 
artifel3 des Depofitenjournales (D. 3.), bezw. des Waifencafjejournales 
(W. J.) bei nächſter Gelegenheit nachzutragen. 

In Rubrik 3 ift die gerichtliche Geſchäſtszahl, falls fie bei der 
Eintragung befannt ift, anzuführen. 


Zugleich mit der vorgefchriebenen monatlichen Vorlage des Depo- 
fitenjournales ſammt allen Beilagen ift auch eine beglaubigte Abſchrift 
des gerichtlichen Depofiteneinlaufßbuches direct an das Rechnungs⸗ 
departement des Oberlandesgerichtes einzufenden. 

Das bei Gericht bisher geführte Depofitenanweifungsbud für 
Erläge (Erlagsbuch) wird aufgelafjen. 


ra bes Depofitencinlaufsbuches. Zur Behebuug von Zweijeln über 
die Ausfülung der Rubrilen 1—9 des Tepofiteneinlaufsbuches hat das Zuftizminifterium 
im Einvernehmen mit bem Finanzminifterium und bem Oberſten Recdnungsbofe an 
— J den nachſtehenden Erlaſs v. 12. März 1900, 3. 2042, 
8 tet: 

Sowie in dem alle, wenn ein beim Steueramte überreichte oder ihm mittels 
der Poſt zugelommenes Sagen von Steueramte an bas Gericht — 
nemäß 8. 29, erſter Satz des Alinea 3, der Minifterialverorbnung v. 15. März 1898, 
R. 8. B. Nr. 55, das Gericht die Rubriken 1—6 des Depofiteneinlaufsbudes aus⸗ 
zufüllen hat und die Rubriken 7—9 Icer bleiben, a hat auch in dem analogen alle, 
wo das Steueramt fiber eine ihm zugelommene Wertjendung gemäß 8. 17 der Verord⸗ 
nung Amtserinnerung aufnimmt und diefe an das Gericht leitet, die uelolung 
ber Rubriken 1-6 durch das Gericht zu geichchen, die AUusfüllung der Rubriten 7— 
aber zu unterbleiben. Hier handelt es ſich um Gefchäftsftüde, durd) welche das Steuer- 
amt von dem ander eines Depofites dem Gerichte Nachricht gibt, worüber ſodann 
letzteres durch Ausfülung der Rubriken 1—6 die Evidenz heritellt. 

An den entgegengefebten Fällen Hingegen, wo das Gericht ein bem Grlag 
zugrunde liegende Actenſtück (Serichtsact, Boftanweifung u. dgl.) dem Steueramte 
übermittelt, und insbeſondere in allen Fällen des 8. 1, 8 23 ber bezogenen Ber: 
ordnung, wo nebftbet ——— auch das Depoſit dem Steueramte zulommt, bedarf 
das Gericht der ſofortigen angsbeftätigung durch das Steueramt; in ſolchen Fällen 
bat das Gericht bloß bie Rubriken 1—4, das Steueramt aber bie Rubrilen 7—9 aus⸗ 
zufüllen, während die Rubriken 5 und 6 leer bleiben; hiebei gilt hinſichtlich der An« 
weifungen die Specialbejtimmung, daſs der Journalartilel in der Rubrik 8 erſt nach Ein« 
langen des Wertgegenitandes bei närhfter Gelegenheit einzuſetzen ift. 
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Die bepofitenäntlicen Berichte an das vorgefebte Gericht aber aujtraggemäß 
—— Umſazgeſchäfte bilden in keinem Falle den Gegenſtand ber Eintragung in 

epofiteneinlauisbuh, da — ſchon die mit Miniſterialverordnung v. 
13. Jänner 1900, R. G. B. Nr. 6 ‚ eingeführten — en Vormerlkbücher Form. 
1 und 2 interne Gontrolöbehelfe bilden, — aber die für das vorgeſetzte Gericht 
— Umfasgeichäfte laut 8. 9 der —— Verordnung im Depoſitenjournale 
durchzuführen find, und es ſonach Pflicht des Rechnungsdepartements iſt, bei der Cenſur 
u Journale die Redeponirung des Gegenwertes zu überwachen. (Mittheilung des 
I M. V. B., ©. 86/1900). 

8.30. Dem Vorſteher des Gerichtes*) liegt ob, wenigftens zweimal in 
jedem Monate nadyentfprechenden Beitabfchnittenim Amtslocale des Steuer- 
amtes fi) das Depofiten- und das an vorlegen zu laſſen, 
jelbes mit dem Depofiteneinlaufsbuche (8.29) genau zu vergleichen und 
zu erheben, ob alle dem Gerichte jeit dem e der zulegt vorher⸗ 
gegangenen Revifion, bezw. feit dem 1. des laufenden Monates zuge- 
fommenen Erlagdanbringen und alle vom Gerichte an das Steueramt 
geleiteten gerichtlichen und maifenämtlichen Depofiten in dem betreffenden 
Journale eingetragen find. 

Sollte ſich bei diefer Prüfung eine Nichtübereinftimmung ergeben, 
jo bat der Gerichtsvorſteher die entiprechende Nichtigftellung, nöthigen- 
falls nach in Gegenwart der beiden Oberbeamten des Steueramtes vor⸗ 
— Vergleichung mit dem Erlagsgegenſtande zu veranlaſſen. 


— fundener Richtigkeit hat der Gerichtsvorſteher die Journale 
und das oſiteneinlaufsbuch zu vidiren. 

Mit Genehmigung des Oberlandesgerichtspräſidenten können dieſe 
Reviſionen an Stelle des Gerichtsvorſtehers einem anderen richterlichen 
Beamten des betreffenden Gerichtes übertragen werden, welcher dem 
Steueramte nambaft zu machen iſt. 

*) Dieſe Ueberwachungspflicht wurde zufolge 8.13 M. 8. v. 13. Jänner 1900, 
R.G.B. Nr. 6, auch auf die für das betreffende Gericht vorzunehmenden Umfapgefchäfte 
audgedehnt. 

8. 31. Dieje*) Verordnung tritt in allen im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreichen und Ländern am 1. Mat 1898 in Wirkſamkeit. 
Durch diefelbe werden alle Beſtimmungen der bisher erjloffenen Vor⸗ 
fchriften über die Verwahrung und caſſemäßige Behandlung des Waijen-, 
Suranden- und Depofitenvermögens, fowie über die gemeinjchaftlichen 
Waiſencaſſen injoweit, ald fie mit dem Inhalte biejer Verordnung nicht 
im Einflange ſtehen, a Kraft geſetzt. 

2) Die Beſtimmungen diefer Verordnung ee ai Au F— —— 
ae Anwendung (8. 26 M. 8. v. 17. Juni 1898, 96). 
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Formular A zur Berorduung Rr. 55 ($. 15). 
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2) Gehört der Geldbetrag doch zum Geldbuch, jo iſt er dem 
Geldbuchsführer zu übergeben. — Der Geldbuchsführer kann auch zur 
Fertigung der Checks ermächtigt werden, 8. 101. 

3) J. M. E. v. 7. September 1857, 8. 14785: Um bei dem Be- 
ftande der Verordnung bes k. k. Handeläminifteriums v. 27. Zuli 1850, 
NR. G. B. Nr. 315, in Betreff der verfiegelten Sendungen von 
Geld und Wertpapieren, indbejondere des 8. 8 diefer Verordnung, 
wonach die Sendungen ber öffentlichen Behörden und Aemter ohne 
Unterjhied nach Vorſchrift verwahrt und verfiegelt zur Poſt gebracht 
werden müſſen, jedem Schaden vorzubeugen, der bei der Uebernahme 
oder Uebergabe ſolcher Geldjendungen entftehen könnte, werden nicht nur 
die in der gedachten Verordnung jelbft ausgeiprochenen Borfichten bei 
an und Uebergabe un Geldfendungen, fondern insbejondere 
der 8. 30 der M. 8. v. 16. November 1850, R. G. B. Nr. 448, der 8.25 
der M. V. v. 28. Juli 1856, R. G. B. Nr. 137, und der 8. 124 des 
kaiſ. Pat. v. 3. Mai 1853, R. ©. 8. Nr. 81, mit bem Beifügen in 
Erinnerung gebradht, daſs die Verfiegelung jeder von den Gerichten 
ausgehenden Geldjendung immer in Gegenwart eines zweiten Beamten 
zu erfolgen Habe, ſowie auch bei der Mebernahme der einlangenden 
Sendungen der Zuftand des Couverts und der Siegel immer forgfältig 
zu unterjuchen, und, wenn eine Berlegung wahrgenommen wird, vor 
der Uebernahme die nacwägung der Sendung fowie die Eröffnung und 
Ueberzählung des Inhaltes bei dem Abgabspoſtamte zu fordern ift, weil 
in Gemäßheit des 8. 7 der oben erwähnten Beſtimmungen nur unter 
diefen Bedingungen die Haftung der Boftanftalt für allfällige Abgänge 
in Anſpruch genommen werden kann. — 

Ueber die Zuftelung von in Wien zahlbaren Poftanweifungs- 
beträgen vgl. die 8. des H. M. v. 23. Februar 1886, abgedrudt im 
J. M. V. B. ex 1886, ©.35. 


$. 69. Sind einer Eingabe Stempelmarken zur Ver⸗ 
wendung bei der Ausfertigung gerichtlicher Erledigungen oder 
bei Herftellung von Abfchriften und Auszügen aus Grundbüchern, 
Verfachbüchern, Handelsregiftern u. f. w. oder Geldbeträge zur 
Anſchaffung von Stempelmarfen für ſolche Ausfertigungen, Ein- 
tragungsgebüren u. ä. beigeſchloſſen“), fo hat der Beamte der Ein- 
laufftele auf der Eingabe unterhalb des Eingangsvermerfes 
den in Barem oder in Stempelmarfen eingelangten Betrag 
unter Beifügung jeine® Namenszeichens zu notiren. 


SON N re le | zu umterfchreiben. Stempelmarken, 
Geldbeträge, die abgefondert, 3. B. | welche in anderen als Grundbuchſachen 
mittels Poftanweifung, einlangen, find | zum Zwede ber Ausfertigung bon 
im Geldbuche zu verzeichnen und vom | Duplicaten, Abfchriften 2c. vorgelegt 
Geldhuchführer zu verwahren. Die | oder eingefendet werden, find bis zum 
Abgabeſcheine für folche abgejondert Bu ihrer Verwendung bom 
von der Eingabe cinlangende Poſt- Geldbuchführer zu verwahren. (J. M.) 
fnedungen find von Geldbuchführer 
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Geldbeträge oder Stempelmarfen, welche mit Eingaben 
einlangen, die grundbücherlide Eintragungen oder die Anferti- 
gung von Abfchriften oder Auszügen aus Grundbüchern be- 
zweden oder Verfachbuchſachen betreffen, jind dem Kanzlei— 
beamten des Grundbuchsamtes (Grundbuchsführer, Verfachbuchs⸗ 
führer) zu überſenden, der das Tagebuch zu führen hat. ſEr 
hat, und zwar wenn es verlangt wird, ſogleich beim Empfange 
in Gegenwart des Ueberbringers der Eingabe (Beamten der 
Einlaufſtelle, Diener) auf dieſer die Uebernahme des eingelangten 
Geld⸗ oder Stempelbetrages zu beurkunden („1 fl. 50 kr. in 
Stempeln erhalten, 24/10 98") und dieſen außerdem in der 
Spalte für Bemerkungen de3 Tagebuches für Grundbuchg= oder 
Verfachbuchseingaben zu verzeichnen.?)] 

2) Dies ift auch auf der Präfentationsrubrif oder auf der nad) 
Formular 5 begehrten Beicheinigung anzugeben, $. 62. 

2) — iſt maßgebend 8.9 M. V. v. 17. December 1898, 
R. G. B. Nr. 225: „Es wird geftattet, daſs die zur Entrichtung der 
Eintra ungägebür beigebrachten Stempelmarfen von dem Beamten ber 
Einlauff e entweder auf einem abgefonderten Blatte Papier (8. 11, 
lit. g M. V. v. 28. December 1897, R. G. B. Nr. 306) oder auf ber 
Eingabe (Protokoll) jelbft befeftigt werden. Hinfichtli der in dieſer 
Weile verwendeten und 3 entwerteten Stempelmarken 
entfällt ſowohl die im 8. 69 G. O. vorgeſehene Beſtätigung durch den 
Kanzleibeamten des Grundbuchsamtes, wie die Verzeichnung im Tagebuche 
für Grundbuchs⸗ oder Verfachbuchseingaben.“ — Mit der Eingabe ein— 
langende Geldbeträge und Stempelmarken paſſiren das Geldbuch nicht, 
wenn ſie Grundbuchſachen betreffen, ſonſt werden ſie vom Geldbuchs⸗ 
führer verwahrt. 

Mit Poſtanweiſung eingefendete Beträge kommen in allen Fällen 
zum Geldbuch, weil hier die in der Notirung dur den Beamten der 
Einlaufftelle gegebene Eontrole mangelt. 


Berordnung des Juftizminifteriums vom 29. Juli 1899, 

J. M. V. B. Nr. 31, betreffend die Verwendung der als Ein- 
tragung3gebür beigebradgten Stempelmarfen. Un alle Ge- 
richte. Nach 8.11, lit.g der Verordnung der Minifterien der Finanzen 
und der Juſtiz vom 28. December 1897, R. G. 8. Nr. 306, und $. 9 
der Berordnung des Auftizminifter3 vom 17. December 1898, R. G. B. 
Kr. 225, find die Stempelmarlen, weldye die Barteien den Grundbuchs⸗ 
geladen zur Entrichtung der im 8.6 C. b des Gefees vom 13. December 
862, R.G. B. Nr. 89, bezeichneten Eintragungsgebür anfchließen, von 
dem Beamten der Einlaufftelle entweder auf einem abgejonderten Blatte 
Papier oder auf der Eingabe (Protokoll) jelbft zu befeftigen und zu 
entwerten. Einige Gerichte beobachten diejen Vorgang nur dann, wenn 
fie ſelbſt Buchgerichte find. In fonftigen Fällen leiten fie die beige: 
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brachten Stempelmarlen im Wege des Geldbuches an das zum Vollzuge 
der Eintragung berufene Grundbuchsgericht. Da die erwähnten Vor⸗ 
ichriften zu einer derartigen Unterjcheidung keinen Anlaſs geben, macht 
das Yuftizminifterium nach gepflogenem Einvernehmen mit dem Finanz⸗ 
miniftertum darauf aufmerffam, daſs die zur Entrihtung ber Ein- 
tragungdgebür beigebradhten Stempelmarten in allen Fällen von dem 
Beamten ber ee desjenigen Gerichtes zu entwerten find, bei 
dem das fragliche Geſuch überreicht wird. 


$. 70, Im übrigen find in Betreff der Behandlung der 
bei Gericht einlangenden Gelder und Werturkunden, die feinen 
Gegenſtand einer depofiten» oder waifenämtlichen Gebarung zu 
bilden haben, die Vorjchriften über das Geldbuch (Suftizmini- 
jterialerlaf8 vom 31. December 1875, 8. 16893, und vom 
10. Februar 1876, 3. 1159)') zu beobachten. 

Jedoch find: 

1. Gelder und Werturfunden, welche mit offenen Eingaben 
einlangen, vom Beamten der Einlaufftelle fogleich dem zu deren 
Verwahrung berufenen Beamten zu übergeben (8. 5 des Zuftiz- 
minifterialerlaffeg vom 31. December 1875, 3. 16893); 


2. in der Rubrik 4 des Geldbuches ($. 6 des eben er: 
wähnten Juftizminifterialerlaffes) ift die Geſchäftszahl anzu- 
geben, mit Bezug auf welche die Einfendung laut der Eingabe 
oder den ſonſt beigefügten Mittheilungen erfolgt. 

Einzahlungen find in der Einlaufftelle nicht anzunehmen. 
Der Neberbringer ift zur eigenen Ablieferung des Geldes an die 
gehörige Stelle zu verweiſen. 

) J. M. E. v. 31. December 1875, 8. 16893: Zur Behebung der 
Zweifel, welde in Anfehung der Behandlung derjenigen bei den Gerichten 
einlangenden Gelder und Wertöurfunden, welche feinen Gegenitand einer 
bepofitenämtlichen Verwahrung zu bilden haben, vorgelommen find, und 
zur Herftellung eines gleihförmigen und die erforderliche Sicherheit ge 
währenden Borganges findet das Yuftigminifterinm im Einvernehmen 
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$. 70. Der Beamte der Einlauf⸗ 
ftelle ſoll nicht mit der Geldbuchfüh⸗ 
zung betraut werden; wenn bei dem 
Gerichte mit Rückficht auf deſſen Per- 
fonalverbältniffe keine andere Anord- 
nung getroffen werden kann, hat ber 
Gerichtövorfteher felbft die Geldbuch- 
geihäfte zu beforgen. (J. M.) 

In der Regel wird bei Gerichten, 
bei welchen nur zwei Kanzleibeamte 


foftemifirt find, von denen einer Die 


Grundbuchsgeſchäfte beforgt, oe 


aud mit der Geldbuchführung zu 

trauen fein. Bon biefer Regel Tann 
jedoch mit Rückficht auf die befonderen 
VBerhältuiffe bei dem einzelnen Ge⸗ 
richte abgegangen und vom Gericht#- 
vorfteher eine andere Verfügung ge- 
troffen werden. (J. M. zu $. 105.) 
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mit dem Finanzminiſterium und dem Oberſten Rechnungshofe anzuord⸗ 
nen, wie folgt: 


$. 1. Für die Gebarung mit folgenden bei Gericht einlangenden 
Geldbetraͤgen, al: Gelder zur Anjchaffung von Stempelmarlen behufs 
der ke gerichtlicher Erkenntniſſe, Vergleiche und fonftiger Er- 
ledigungen, Erſatzbeträge für bie aus dem Kanzleipaufchale der Gerichte 
eleifteten Vorſchüſſe, Erjagbeträge für Lithographie» und Drudkoften, 
eitnngainfertiondgebüren, Stempelopprehendentenantheile, Zuflellungs- 
gebüren*), Meilengelder und Portobeträge, Sebüren für GerichtSabgeord- 
nete, für Zeugen und Sadverftändige, endlich Strafgelder, welche an 
die Staatscafje oder an Armeninftitute abzuführen find, ferner für bie 
Gebarung mit den bei Gericht einlangenden Wertsurfunden, welche nur 
zu dem Bwede einer grundbücherlihden Amtshandlung oder zur Er- 
laffung eines gerichtlichen Bahlungsauftrages überreicht werden**),tommen 
die nachftehenden Beftimmungen zur Anwendung. 


°*, In Hinfunft ift nur ber Ueberſchuſs an Buftellungsgebüren, ber dem ein- 
Te nicht zulommt, an das Geldbuch abzuführen, nicht jede einzelne Gebür, 


”*) Die Vorichriften über bas Geldbuch gelten auch, foferne nad dem Geſetze 
Gelb oder Gelbeöwert in ber Gerichtskanzlei zu erlegen finb ober biefer Bu neben 
Dem gerichtlichen Erlag zugelafien tft, 8. 118, Abſ. 1. — Insbeſ. für Vorſchuͤfſe zur 
Deckung von Beugen- und verftändigengebliren, 8. 144. 


6. 2. [Die bei Gericht verichloffen einlangenden, mit Geld ober 
Geldeswert beichwerten Balete find, wenn auch aus der auf dem Palete 
befindlichen lan die Vermuthung fich ergibt, daſs der Inhalt nur 
in Geldern oder Urkunden der im 8. 1 bezeichneten Art befteht, in Ge⸗ 
mäßheit de3 8. 124 des Taif. Pat. v. 3. Mai 1853, R. G. B. Nr. 81, 
und des 8. 30 ber M. 8. v. 16. November 1850, R. G. DB. Nr. 448, 
bezw. bes 8. 25 der M. 8. v. 28. Juli 1866, R. G. B. Nr. 137, und 
v. 26. Februar 1875, R. &. B. Nr. 18, dem Depofitenamte zur Er- 
Öffnung zu übergeben.]*) 

*) Giche nunmehr M. 8. v. 15. März 1898, R. ©. B. Rr. 55, Abſchnitt 11. 
(bei 8. 68.) 

6. 3. Beigt ſich bei der Eröffnung eines folchen Paletes durd) 
das Depofitenamt, daſs dasjelbe unzweifelhaft nur Gelder oder Urkunden 
der im 8. 1 bezeichneten Art enthalte, jo hat das Depofitenamt diejelben 
nicht in das allgemeine Depofitenjournal, fondern in ein bejonderes 
über „Serichtägebüren, Strafgelder und Rechtsurkunden“ zu 
führendes Journal einzutragen, die Gelder und Urkunden aber dem 
Gerichte zurüczuftellen, welches die Uebernahme in einer im Sournale 
zu diefem Bwede beftimmten Rubrik zu beftätigen hat.*) 

*) Gegenwärtig 8.18 ber M.®. v. 15. März 1898, R. G. B. Ar. 55 (bei 8. 88). 


$ 4. Die Verwahrung und Berrechnung derjenigen Gelder und 
Urkunden, welde auf dem im $. 3 bezeichneten Wege an das Gericht 
nrüdgelangen, fowie der Gelder und Urkunden der im 8.1 bezeichneten 

et, welche von Parteien oder Organen des Berichtes offen dem Ge⸗ 
richte übergeben werden, Tiegt demjenigen gerichtlichen Beamten ob, 
welchem der Borfteher des Gerichtes diefe Geihäftsführung füberträgt, — 
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Den Bezirksrichtern bleibt unbenommen, ſich dieſe Geihäftsführung ganz 
oder theilweife jelbft vorzubehalten. 

Bum Theile abgeändert: 

Siebe 8. 69, Abf. 2 (llebergabe von Geldbeträgen und Stempelmarlen an ben 
Grundbuchsführer) und $. 9 M. 8. v. 17. December 18988, R. G. B. Wr. 285 (Be- 
feftigung der zur Entrichtung der Eintragungdgebür beigebradhten Stempelmarlen auf 
einem abgefonderten Blatt Bapier oder auf der Gingabe ſelbſt durd) den Beamten ber 
Einlaufftelle), bei 8. 69. 

Tie Sührung des Geldbuches ift dor allen anderen bem Borfteher der Ges 
ridhtsfanzlet (leitenden Bcanıten) zu übertragen, $. 304. 

6. 5. Gelder uud Urkunden der bezeichneten Art, welche mit 
offenen Eingaben einfangen, hat der [das Einreichungsprotofoll führende 
Beamte], nachdem er auf die Eingabe die vorgeichriebene Anmerkung 
gejeßt, unverzüglich dem mit der Verwahrung betrauten Beamten zu 
übergeben, und es hat diefer leßtere die Uebernahme auf der Eingabe 
zu betätigen. Eben dieſem Beamten liegt ob, die Uebernahme der von 
dem Depofitenanite an das Gericht zurüdgeleiteten Gelder und Urkunden 


in dem Sournale (8. 3) zu beitätigen. 
Der Beamte der Einlaufftelle Hat vem zur Berwahrung berufenen Beamten die 
Gelder zu übergeben, 8. 70, 8. 1. 


6.6. Ueber die Gelder und Urkunden, welche auf die voftehend 
erwähnte Weife an diefen Beamten gelangen, hat derjelbe ein Vormerk⸗ 
buch Geldbuch) zu führen, welches von dem Gerichtsporfteher zu pagi⸗ 
niren und mit einem Faden zu heiten ift, deilen Enden mit dein Ge 
richtäftegel befeftigt werden. — Dieſes Vormerkbuch ift nad) folgenden 
Rubriken zu führen: 

A. Empfangsrubrilen. 1. Fortlaufende Buchzahl. 2. Ein- 
jender. 3. Tag des Einlangens. 4. [Zahl des gerichtlichen Einreichungs⸗ 
protofolles.] 5. Gegenftand mit den Subrubrifen: a) Geld — fl. — Er., 
b) Wertöurfunden — fl. — fr. 6. Anmerkung. 

In der Rubrik 4 ift die Gefchäitszahl anzugeben, mit Bezug auf welde die Ein- 
fendung laut der Eingabe oder den fonft beigefügten Mittheilungen erfolgt, 8. 70, 3. 2. 

et Eingaben, die zu einer anhängigen Sache nicht gehören, tit der Name ber 
Barteien oder des Wntragitellerd und eine Turze Bezeichnung der Sache einzutragen. 
Der Serichtevorfteher Tann anordnen, dafs dem Geldbuchführer von der Kanzleiabtheilung 
noch am felben Tage das Actenzeichen belannt gegeben wird, 8. 113, Abſ. 2. 

B. Ausgab3rubrifen. 1. Tag der Ausgabe unter Bezugnahme 
auf Die gerichtliche Verfügung. 2. Ausgabsnachweis mit den Eub- 
rubrifen: a) Unterjhrift des Empfängers, b) Poſtjournalartikel oder 
Gefchäftszahl, unter welcher die Ausgabe nachgewieſen ift. 3. Genen- 
ftand der Ausgabe mit den Subrubrifen: a) Geld, b) Wertsurkunden. 
4. Anmerfung. 


6.7. Die gerichtlichen Aufträge, durch weldhe der Erlag oder 
die Einhebung von Geldern der im $. 1 bezeichneten Art angeordnet 
wird, find in dem Geldbuche vorläufig in Borjchreibung zu bringen. 
Die Bahlungsaufträge über Zuftellungsgebühren find nicht in das Gelbbud 
eiuzutragen, 8. 107, Abſ. 4. 

6.8. Die übernommenen Gelder und Urkunden find, wenn nicht 
jofort nad) der Uebernahme die Aushändigung an den beftinnmten Eım- 
pfänger oder die fonftige Zuführung an ihre Beitimmung erfolgt, [in 
abgejonderten Umjchlägen, welche mit einer furzen Bezeichnung Des 
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Gegenſtandes und mit der Einreichungsnummer der Eingabe, zu welcher 
derſelbe gehört, zu verſehen ſind] zu verwahren. — Die näheren Moda- 
litäten der Verwahrung, insbefondere ob eine Gegenfperre anzuwenden 
fei, hat der Borfteher des Gerichte nad) Maßgabe der Perjonalverhält- 
niffe und der dem Gerichte zur Verfügung ftehenden Berwahrungsmittel 
zu beitimmen. 

Die übernommenen Bargelber find fortan nidyt mehr in abgefonderten Umfchlägen 
verwahren. $. 113, Abſ. 3. Giehe aber die weiters folgende J. M. V. v. 19. October 
1897, J. M. 8.8. Nr. 41. 

6.9. Dem mit der Führung des Vormerkbuches (Geldbudjes) 
betrauten Beamten liegt ob, die Empfan rubrifen fofort bei der Ueber⸗ 
nahme der Gelder und Urkunden und, fobald a ihrer Beftimmung 
zugeführt werden, die Ausgabsrubrifen auszufüllen. Dem Gerichts- 
vorjteher liegt ob, die genaue Führung dieſes Buches, ſowie überhaupt 
die Geichäftsführung der von ihm beitellten Beamten zu überwachen. 
Sie haben die Vornahme der Nevidirung, ſowie dag Ergebnis derfelben 
im Geldbuche anzumerken. 


6. 10. Die Beltimmungen der Smftruction für das Depofitenamt 
des Landesgerichtes Wien bleiben unberührt. 


Aus Anlafd eines angeregten Yweifels wurde mit 3. M. E. v. 
10. Februar 1876, 3. 1159, weiters befannt gegeben: 

Die Beſtimmungen des J. M. €. v. 31. December 1875, 3. 16893, 
infofern ſich dieſelben auf die bei den Gerichten nicht zum Behufe der 
gerichtlichen Aufbewahrung, fondern aus Anlaſs einer anderen gericdht- 
lichen Amtshandlung, wie einer grundbücherlichen Eintragung, eines ge⸗ 
richtlichen Bahlungsauftrages, einfangender Wert3urfunden beziehen, 
haben nur den Zweck, ſolche Urkunden, wenn diefelben in verfchloj- 
jenen Baleten einlangen, welche nad) den beftehenden Vorſchriften der 
Eröffnung dur das Depofitenamt unterliegen, von der förmlichen 
depofitenämtlichen Behandlung auszunehmen, und lediglich der Eintragung 
in das nad) 8. 3 des erwähnten Juſtizminiſterialerlaſſes zu führende 
Journal über Gerichtögebüren, Strafgelder und Rechtsurkunden zu 
unterziehen. Keineswegs aber jollte dadurch angeordnet werden, daſs 
derartige Wertsurfunden, wenn fie die Beilage einer gerichtlichen 
Eingabe bilden, in das bei Gericht zu führende Geldbuch einzutragen 
find. Es finden daher — die Beilage einer Klage oder eines 
Geſuches bildende Wertsurkunden, es mögen dieſelben auf dem in den 
88. 2 und 3 bezeichneten Wege an das Gericht gelangen oder mit der 
Eingabe unmittelbar bei Gericht überreicht werden, die Beſtimmungen 
der 88. 4 bis 10 de3 I. M. E. v. 31. December 1875, 8. 16893, feine 
Anwendung. BZugleich wird den Oberlandeögerichten bedeutet, dafs bei 
Bezirkögerichten, welche bei Abgang eines Steueramtes die Depojiten- 
geichäfte jelbft führen, die Führung des im.8.3 des J. M. €. v. 31. De- 
cember 1875, 3. 16893, vorgezeichneten Journals über Gerichtögebüren, 
Strafgelder und Rechtsurkunden in dem Falle nnterbleiben könne, wenn 
einer der zur Führung der Depofitengeichäfte beftimmten zwei Gericht3- 
beamten mit der Berwahrung und Verrechnung der Gelder nud Werts- 
urfunden in Gemäßheit des $. 4 des obenerwähnten Erlafjes nud mit 
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der Führung des im 8.6 vorgezeichneten Vormerkbuches (Geldbuches) 
betraut wird, daſs aber in anderen Fällen die im 8. 3 vorgeichriebene 
Controle über die tn geichlofienen Paketen bei Gericht einlangenden 
Gelder und Wertsurkunden durch Führung des erwähnten Journals 
jedenfalls geübt werden müſſe. 


J. M. E. 0.9. September 1881,3.12930: „EI ift vorgelommen, 
dafs in irriger Auffaffung der mit dem J. M. €. v. 31. December 1875, 
3. 16893, geregelten Gebarung mit den Geldern und Wertsurkunden, 
welche feinen Gegenftand einer depofitenämtlichen Verwahrung zu bilden 
haben, die Berausgabung folder Gelder nnd Wertsurkunden 
auch in Fällen, in welchen nach den beftehenden Vorfchriften die Ge⸗ 
bürenpflichtigfeit der Empiangsbeiätigung begründet ift, einfach gegen 
Beiſetzung der Unterjchrift des Eupfängers in der betreffenden Rubrik 
des Geldbuches (8. 7, B., 2a) und ohne Entrichtung der nach Scala II 
entfallenden Stempelgebür erfolgt. 


Da bei Erlaffung der eingangs erwähnten Regelung eine Ab⸗ 
änderung oder Beſchränkung der beftehenden Gebürenvorſchriften durch- 
ans nicht beabfichtigt war und auch auf diefem Wege nicht hätte ftattfinden 
fönnen, wird biemit in Erinnerung gebradit, daſs in allen Yällen, in 
welchen die and a = überhaupt gebürenpflichtig find, dieſe 
Gebilrenpflicht auch bei den in Gemäßheit des Erlafjes v. 31. December 
1875, 8. 16893, in das „Geldbuch“ einzutragenden Empfangsbejtätigungen 
zu erfüllen ift, und daſs daher diefe Empfangsbeftätigungen entweder auf 
die in der betreffenden Rubrik einzuklebenden Stempelmarten zu fchreiben 
oder, wo dies nicht ausführbar ericheint, in einer — gehörig 
geſtempelten und bei dem betreffenden Acte zu verwahrenden Quittung 
auszufertigen fei, auf welche in der Ausgabsrubrit des „Geldbuches 
Dezug zu nehmen ift. 

Das k. k. Oberlandesgericht erhält den Auftrag, hievon die unter- 
—— Gerichte zur ſofortigen genauen Darnachachtung in Kenntnis 
zu ſetzen. 

Bon der Geltendmachung der Haftung nach 8. 71, 3. 5 und 6, 
des — für ſolche bis zur erfolgten Verſtändigung der Ge- 
rihte von den vorftehenden Weiſungen im Geldbuche vorkommende 
Empfangsbejtätigungen wird mit Zuftimmung dest. !. Finanzminiſteriums 
abgejehen.” 

Erwähnenswert bier ift ferner die Beſtimmung des 8. 9 
M. 8. v. 15. März 1898, R. G. B. Nr. 55: In den Amtsräumen 
des Gerichte und des Steueramtes iſt an auffallender Stelle eine Be⸗ 
kanntmachung anzujchlagen, worin die Tarteien auf die Borichrift, daſs 
der Erlag von zu depofitenämtlicher Verwahrung beftimmten Gegen- 
ftänden niemals zu Handen eines Gerichtäbeamten zu bewertitelligen ift, 
aufmerliam zu machen und derjenige Caſſebeamte, zu deſſen Sanden 
Depofitenerläge zu geichehen haben, ſowie der controlirende Beamte, 
der hiebei gegenwärtig zu fein hat, namhaft zu machen und zugleich 
die für den Partelenverfehr bejtimmten Amtsftunden anzuführen find, 
während welcher Depofitenerläge im Steueramte angenommen werben. 
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Berordnung des Auftizminifteriums v. 19. October 
1897, J. M. 8. DB. Rr. 41, betreffend die Behandlung von 
Parteiengeldern im Ehed- und Elearingverfehr des Boft- 
[parcajjenamtes und die Geldbachführung. Un alle Gerichte. 
Zur Regelung der Behandlung von Parteiengeldern bei jenen @e- 
richten, weldye gemäß 8. 101 der Gefchäftsordnung dem Ched- und 
Slearingverlehr de3 Poitiparcafienamtes beitreten, und zur Sicherung 
einer verläfslichen Geldbuchführung finde ich nachftehende, mit 1. Sänner 
1898 in Kraft tretende Anordnung zu treffen: 


I. Beitritt zum Check- und Clearingverkehr. 


Im Laufe des Monates December 1897 haben die Oberlandes- 
gericht3präfidien, dann die im 8. 101 der Geichäftsordnung ausdrüdlich 
benannten, und die von dem vorgeſetzten Präſidium des Gerichtshofes 
I. Zuftanz hieg angewieſenen Gerichte ihren Beitritt zum Anweiſungs⸗ 
verkehre des T. k. Poſtſparcaſſenamtes mittels der bei jedem Poſt⸗ 
amte unentgeltlich erhältlichen Druckſorte Nr. 37a zu erklären (GBei— 
trittserklärung) und zugleich die Ueberſendung eines Checkbüchels 
mit ſtempelfreien Checkblanquetten ſammt einer ungeläbt dem drei⸗ 
monatlihen Geldbuchverfehre entfprechenden Anzahl von Empfang- 
— einen (erhältlich in Heften zu 10, 20, 50 und 100 Stüch an- 
zufprechen. 

Anf den infolge diefer Erflärung vom Boftiparcafienamte nebjt den 
Checks und Empfang-Erlagjcheinen eingefendeten Formularien Drud- 
forte Nr.37h find diefem Amte die Unterfchriften der Berfonen befannt 
zu geben, welche berechtigt fein jollen, Ehed3 auszuitellen, d. h. über das 
jeweilig vorhandene Guthaben zu verfügen (Anmeldung). Der Ge⸗ 
richtsvorſteher kann ſich dieſe Verfügung ſelbſt vorbehalten oder fie dem 
mit der Führung des Geldbuches betrauten Beamten überlaflen ($. 101, 
Abſ. 2, G. O.). 

Da die nn auf jedem audgejtellten Ched mit derjenigen 
übereinftimmen mus, welche auf Drudforte 37h den Boftiparcajien- 
amte mitgetheilt wurde, und anderenfall$ die Honorirung des Ched 
wegen Bedenklichleit verweigert werden Tann, fo ift darauf zu achten, 
daß die Unterfchriften bei der Anmeldung unbeichadet ihrer Originalität 
gie Anäbig und ohne mwilffürliche Abweichung von dem gewohnten 

chriftzuge abgegeben werden. Den —— iſt ſowohl bei der 
Anmeldung wie bei der Ausfertigung eines Check das Amäisſiegel bei- 
zudräden. 

Die Anmeldung Hat der Gerichtsporfteher als Contoinhaber zu 
unterfertigen. 

Die erfte Anmeldung ſowie die Anmeldung der Unterfchriften bei 
einem Berjonenwechjel, wenn fie nicht vom bisherigen Gerichtövorfteher 
ſelbſt erftattet wird, muſs im Wege des Oberlandesgerichtspräfidiums 
erfolgen und iſt von dieſem zu ubigen. Die Beglaubigung der 
bei dieſem Präiibium einlaufenden Anmeldungen und die Erpedition der 
beglaubigten Anmeldungen an das Poſtſparcaſſenamt hat mit der 
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rößten VBeichleunigung zu erfolgen, damit nicht etwa die von den neuen 
Sunctionären — Cheds mittlerweile vom Poſtſparcaſſenamte 
mangels Legitimation zurückgewieſen werden. 


Die Beglaubigung durch das Oberlandesgerichtspräſidium („Ger 
iehen und wird beftätigt.“) ift derart anzubringen, daſs das erfte Wort 
neben der Unterfchrift des Gerichtsporftehers, Schluſs, Datum, Siegel 
m Unterſchrift aber auf die Nüdfeite des Anmeldeſcheines zu ftehen 
ommt. 


Die am Checkverkehr theilnehmenden Gerichte Haben auf die dies- 
fällige Einladung des Boftiparcafienamtes auch den Beitritt zum Elea- 
ringverfehr anzumelden und durch Ausftellung einer Bollmadt”) das 
Poſtamt ihres Standortes zu ermächtigen, daſs es die unter der Adreſſe 
des Gerichtes einlangenden Poftanweilungen, mit Ausnahme der tele- 

raphifchen Boftanweilungen, durch Ausftellung eines Empfang- Erlag- 
Nein, auf den Chedconto des Gerichtes beim BPoftiparcafienamte 
überweiſe. 


Die Vollmacht iſt mittels der beim Poſtſparcaſſenamte erhältlichen 
Druckſorte auszufertigen; der Vollmacht iſt das Gerichtsſiegel beizu- 
drüden. Zugleich mit der Vollmacht tft dem Poſtamte eine für den 
nächften Bedarf vorausfichtlich genügende Anzahl von Empfang-Erlag 
icheinen mitzutbeilen. 


Die Gerichte im I. Bezirke Wiens haben anläfslich des Beitrittes 
zum Clearingverkehr behufs Uebernahme der für fie einlangenden PBoR- 
anweilungen auf den Chedconto eine auf das Poftiparcafienamt zur 
Eincaffirung und Gutſchrift der Poftanweifungen lautende Vollmadt 
beim Geldanweifungsamte des Hauptpoftamtes zu überreichen, und & 
ift in dieſem Falle auch die Beigabe von Empfang-Erlagicheinen nicht 
erforderlich. 

Die derzeit mit 100 fl. feftgefeßte Stammeinlage für den Ched- 
conto ift binnen Monatzfrift nach Ertheilung der Aufnahmsbewilligung 
mittel8 Empfang⸗Erlagſcheines bei dem Poſtamte oder Poftiparcatien- 
amte zu erlegen. Die Weifungen über Flüſſigmachung der hiezu er- 
forderlihen Gelbmittel, für deren Anweilung in ben eriten Tagen des 
Jahres 1898 bereit Vorſorge getroffen ift, werben nachfolgen. 


Zur Bervollftändigung der Einrichtungen für den Checverkehr ift 
endlich noch die Beftellung von Couverts (Drudforte Nr. 78) zur Ein- 
ſendung von Ched3 an das Poftiparcafienamt für alle diejenigen Fälle 
nothwendig, in welchen nicht Ueberbringerched3 ausgefertigt werden. 


*) Gutſchrift von Boftanweiiungen. yes dent Anweifungsperlehre bei 
Boltiparcafienamtes angeichloffene Gericht bat durch Auäftellung einer Vol Imacht bat 
Poltamt feines Standortes zu ermädhtigen, daſs es bie unter ber Adreſſe des Ge⸗ 

te8 en Po lungen, mit Aus e der tel hiſchen Boften- 
fungen, durch Ausſtellung eines Empfang⸗Erlagſcheines auf den des Ge⸗ 
richte beim Boftiparcafienamte übermeife. Sollte es mit Rüdiiht auf bie bisher 
— Erfahrungen bei einzelnen Gerichten mwünfchenswert erſcheinen, daſs kleine 

träge, bei welchen die Speſen namhaft ins Gewicht fallen, aus dem Unweiluugs- 
verke ausgeſchloſſen w weil es auch bei Beobachtung des unten — 
legenden Vorganges nicht leicht möglich wäre, ben Ausfall an en zu beden, fo 
geſtattet, Diefe Vollmacht fo zu beichränten, daſs nur Weträge, wel Gulden über- 
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eigen unb das Gericht mittels ein! ‚ weiteres 
Sr 42 ——— ueipen weten Tau RR. 21. Mir Kae, 


OD. VBenütnng des Check- und Clearingverkehrs. 


Die näheren Beitimmungen über den Anweiſungsverkehr, ins- 
befondere über die bei Ausfertigung der Erlagicheine und der Checks 
zu beobadhtenden Yörmlichleiten und die Kenntnis der Einzelheiten der 
Manipulation find der iedem Chedcontoinhaber zukommenden Belehrung 
üder den Anweiſungs⸗ (Ched- und Elearing-) Berlehr des Poſtſparcaſſen⸗ 
amtes zu entnehmen. Mit diefer Belehrung haben ſich die Gerichtö- 
vorfteher und die mit der Beforgung des Chedverfehrs von ihnen be- 
auftragten Beamten völlig vertraut zu machen. 

. Empfang-Erlagjcheinhefte zur gelegentlichen Benützung an die mit 
dem Gerichte in Geldverlehr ftehenden Berjonen hinauszugeben ift nicht 
ftatthaft. Dagegen ift in der Negel jeder Zahlungsaufforderung und 
jedem Bahlungsauftrage an die Parteien ein ee bei- 
zujchließen und auf der Borderjeite des Erlagfcheines die Geſchäftszahl 
anzugeben, auf die fi) die Einzahlung bezieht. Die Zahlungsaufforde- 
rung ober der —— ſind dann unter Benennung der auf 
die Bartei entfallenden Einzahlungs- und Ausfolgungsipeien Buntt II) 
auf denjenigen un elfen, welcher bei Einrechnung diejer Spejen 
inzuzahlen ift (8. 102, Abſ. 1, 8. O.). In analoger Weiſe ift zu 
verfahren, wenn ein anderes Gericht um die Seldeinhebung erſucht wird. 

Bei der Ausftellung von Checks ift zu beachten, daſs nur über 
denjenigen Betrag verfügt werden kann, um welchen das in dem letzten 
Contoauszug des Poftiparcaffenamtes ausgewiefene Guthaben Die 
Stammeinlage von 100 Hl. überfteigt. Bei Berechnung des verfügbaren 
Betrages muſs auch auf die vom Gerichte ansgeftellten im Laufe be- 
findlicen Ched3, d.h. auf diejenigen Checks Rüdficht genommen werden, 
weiche noch nicht Honorirt oder wenigftend noch nicht im Contoauszuge 
als berichtigt ausgewieſen find. Mit dem mittlerweiligen Eingange von 
Zahlungen auf hinausgegebene Erlagfcheine darf jedoch nicht gerechnet 
werden, weil ſich ſonſt das Gericht der Gefahr ausfegen würde, daſs 
im Falle der noch nicht vollzogenen Buchung neuer Erläge bei dem k. k. 
Poſtſparcaſſenamte der Ched als ungededt zurüdgewiejen wird. 

Ueberbringerhed3 dürfen nur auf Anlangen der bezugsberechtigten 
Berfon und gegen gleichzeitige Beftätigung de3 Empfanges ausge eilt 
und diefer Berjon übergeben werden. In allen anderen Fällen ift die 
genaue Adreſſe der Perſon oder Firma, an welche die Zahlung geleiftet 
werben joll, unter nochmaliger Fertigung durch den zur Beichnung be> 
redjtigten Beamten auf die Rückſeite des ausgefertigten Ched zn ſetzen 
und — der Check unter Benützung eines Checkcouverts an das 
Poſtſparcaſſenamt in Wien einzuſenden. Zur Information des Em- 
—— iſt auf der Rückſeite des Check die Zahl des ihm zu- 

efteßten Gefhäftsftüdes erfichtlich zu machen, woraus Grund und Be- 
mung der Geldfendung erhellen (zu Geichäftszahl..... . - ).**) 

Bon dem mittel Check auszuzahlenden Betrage ift jener Spefen- 

23* 
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beitrag in Abzug zu bringen, welcher nad) den obwaltenden Umftänben 
von dem Empfänger hereinzubringen ift. Ber Ched ift daher nur auf 
den fich hienach ergebenden ER, auszuftellen. Soferne gleich- 
— an den eine Benachrichtigung ergeht oder die 

usertign ng eines gerichtlichen Beichluffes zugeftellt wird, ift damit 
ugleih die Anzeige über den abgezogenen Spefenbetrag zu verbinden; 
af iſt von einer folchen Anzeige abzufehen. Insbeſondere ift es un- 
ftatthaft, die Auseinanderfegung von Gebürenbetrag und Speſen auf 
dem Check ſelbſt erfichtlic) zu machen. 


Der mit der Ausfertigung von Ched3 beauftragte Beamte hat 
zur Herftellung einer genauen Weberfiht über die aus dem Guthaben 
verfügten Entnahmen die Daten jedes ausge ten Ched auf dem dazu 
ee im Chedpücdel zurüdbleiben oupon in der Durch 

ordrud angedeuteten Art und, wenn es fi um einen „Neberbringer- 
check handelt, unter Beiſetzung des Wortes „Weberbringer* anzumerfen. 
Die Chedbüchel find unter Caflafperre Jersfäti zu verwahren: ſowohl 
mit Rüdficht auf die noch nicht ausgefüllten Checkblanquette, als auch 
wegen der Wichtigkeit der Couponsabjchnitte für bie Eontrole über bie 
ausgefertigten Checks. 


*) Beigabe von — — Es wurde wahrgenommen. 
daſs bei einzelnen Gerichten edverlehre vorlommenden Geba- 
— eine geringe ift, ot bare fließen Läfst, dafs die 8 an 
bes en 102 G. ©. na SL wird, wonadh in an Fällen, in denen e8 

— die in Welbbuch — — ufforderungen ein ent 
— — fang⸗Erlag — —8 — eßen tft. Die Befolgun ie 

—— re > slen — — des Ara pre Varta be ange Sälofene 
gem 
die inraffirunasbollm dh? bes Bo eier eidrän ntt — folle, feine 3* 
nahme gemacht werben, denn die Partei, welche bie ablung mittels Empfang-Eri 
ſcheines bewirkt, hat nur 6 fr. — en zu bezahlen, waͤhrend ſie bei — ügung der Bo 
anweifung n ef er Mühe d ung eg * — noch 8/, ir. Ko 
ätte. Es fteh E jedoch der ei in jedem Falle frei, d orberten trog 
a = — Erlag a bar Bei @ericht —— M. E. v. 21. Maätz 188 


**) Verordnung des Juſtizminiſteriums v. 21. März 1899, J. W. VB. B. 
Nr. 13, betreffend die Bezeichnung des Gegenſtandes in Checks, 
Boftanweifungen und Bahlungsaufträgen. An alle Gerichte. 


1. Dem AYuftizminiftertum find wiederholt Klagen darüber zugelommen, dafs bie 
bloße Angabe der Geh —5 — auf dem Check oder, wenn der — Dem 
Clearingverkehre En Gontoauszuge zuweilen nicht genüge, um den Grund und 
die Beftimmung d elbfendung zweifellos und * große Mühe feſtſtellen Ei tönnen, 
und dafs die Identificirung des Zweckes der Geldſendung umftänblihe Nachſorſchungen 
und — erheiſche. Dieſen Klagen Tann zum abgeholfen werben, wenn 
fih alle Gerich e von ber an ur Vereinfachung der en 
BOEE UNE LDenen ya eren Formen bed amtl erkehrs unse machen, (88.85 ff 
wie an ed an manchen Orten bereits mit Behem — — — —28— den 

tern wirb eine amtliche Gorrefpondenzlarte gur Anfrage al a 
eeibellene anne an Parteien, insbefonbere an Advocaten und Katar, Son weten 
* no ei ‚nächter — in * lichſt wenig umſtändlicher Urt ee aa 
Geldbuchführer berlei Austünfte am beften mit einer gewöhnlichen 
ante 54 en. 


— den in Dr) t — — moglichſt a 
en, ba a arcafjenam 
a a a Sereit ent wenn bie Gerichte auf bem Ched ber Geſchäftszahl — foferne 
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t als I dara ebracht wird — ein bi t8 be» 
Bl a ee at Bath 
Bücnchefoblenen u. en diefes Wort in die Coupons ber vom Boftipar- 


ei w. 

— zu erlaffend 7 — bezw. in die Conto e 3.30 maden, 
Die Gexichte werden —— ung 
ſobald dies zur eng des ie gers über bie mung ber 

ienlih ericheint 


Gont e und welfungen zu erſparen. Daher find ie aufz enden 
Zahlen auf Das durch den Zweck biefer tung gebotene Maß zu bei Kanten. unb 
es En weder die & — nod ein Wort beizuſetzen, wenn dies zur fieirung 
entbehrlich ericheint. So wirb, wenn ein Gericht einen en mittel Rüdchedes ar 
—— — nen — eg —5 — —— 
ganz zu a en. enn e te 
bei —— von Gebüren an bie eigenen Diener jämmtliche Geſchäftszahlen auf den 
A * iſt Dies = otig a Bugersäitfertigte — gung des Boftiparcafienamtes, 
ird. Hd end; in jebem —* zu er⸗ 
— ——— ee . an gt no a tft, oder ob nicht 
* blo —8 en echtöfache bezeichnendes Wort allein zur Identi⸗ 
fieirung ber Sache ee or 
2. Beſchwerden ähulicher er find auch über bie Urt ber uber gung von 
Zahl — und von * ſtanweiſungen durch die Gerichte erhoben worden. 
Ave — und — Feſtſtellung der Art des mittels Bablunge- 
anfrage su ermögl u genau darauf zu f 
dajs in bie — Pe — zur Being der Gehür nöthigen ng au ie 
— werden, &befondere bei Hahlungsaufträgen an Advocaten bie 8 
des Glienten a ber Rechtsſache ge er Falle der Ueberfenbung von FA 
en mittels Poſtanweiſung yon auf bem für fchriftliche Mittheilungen beftimmten 
— die dem gleichen Zwecke dienenden Angaben zu machen, bei Sendungen an Be- 
hörden ift jebenfalls die Befchäftszahl der embfangenden Behörde, wenn fle befannt 
ift, anzuführen. — 
— der Gerichte. —— hat dem Wunſche 
Beer gegeben, daſs die Gerich * die dust: — regelmäßig in der 
ten — Ecke der —5 Des en mögen, damit fie vom 
en Texte deutlich abgehoben a” ein Ueber — Die Organe der Poſtſparcaſſe 
—— werde, das fonft bei FE —— der Fl zu manipultrenden Checks 
Leicht eintreten Tann (Mitth. J. M 


III. Ein- und Auszahlungsſpeſen. 

Für die Einziehung von Zahlungen mittels a ee 
haben die Gerichte 3 Fr. (1 Fr. Koften des Erlagicheines, 2 fr. Manipu⸗ 
— oder wenn ber Erlag nicht durch Einzahlung mitteld Er- 

fcheines, en durch Poſtanweiſung erfolgt, 4 Tr. (befondere Mani- 
R nögebür für die Poftanweifung), Nr, die mittels Ched erfolgenden 
——— 3 fr. (1 fr. Koſten des Check, 2 fr. Manipulationsgebür) 
einzufordern. Hiebei ift ge enen Yalles darauf Nüdficht zu nehmen, 
* von dem einzuzahlenden Betrage verſchiedene Bezugsberechtigte zu 
tedigen und fomit Die Spejen für fo viele ein einzuheben 


find, als Bezu — te vorhanden ſind. Die nach der Belehrung 
über — At r für befondere Xransactionen beitimmten 
Speſen, 3. ®. Beet: für Bojtanweifungen, die auf Grund 
eines Ched — Ungarn oder ins Ausland a uftellen find, müſſen 


felbfiverttändlich jeweild den Normalgebüren zugeichlagen werben. 


—— die ſich durch geringere Einzahlungen der Parteien er⸗ 

beſondere bei der ohne vorherige Aufforderung ſtattfindenden 

— mittels Poſtanweiſung —, find durch Abzug bei der Aus⸗ 
zah er ſonft in möglichft wenig umftändficher Art zu deden. 


358 . VIII. Geſchaͤftsordnung $. 70. 


Bon weldhen Perjonen die Ein- und Auszahlungsipeien einzuheben 
oder zu berichtigen find, tft nach den Vorſchriften des $. 102 der Ge 
Ihäftsordnung zu beurtheilen. 

ur Vermeidung aller Schwierigkeiten, Miſsverſtändniſſe und nach⸗ 
träglichen Neclamationen werden die Parteien bei jeder fich darbietenden 
Gelegenheit auf die bezüglich der Spefenabrehnung im Anweiſungs⸗ 
verfehre eingeführte Uebung aufmerkſam zn machen ſein. 


IV. Speſenabrechnung. 


Nach der vom Zuftizminifterium mit dem k. k. Boftiparcaffenamte 
getroffenen Bereinbarung haben die am Chedverkehr en Ge⸗ 
richte die Koſten für die — Druckſorten (Empfangs⸗Erlagſcheine, 
Checks und Checkcouverts) weder bar einzuge len, noch findet diesfalls 
oder bezüglich der Wanipulationsgebiir und der Provifionen eine Laft- 
ichrift auf dem Chedconto des einzelnen Gerichtes ftatt. Dagegen werden 
den Eonten der einzelnen Gerichte auch nicht die Binfen der Stamm- 
einlage ſowie der Zuflüffe gutgefchrieben. Alle Drudiortentoften, Mani- 
pulationd- und Provilionsgebüren, ſowie die Binfenerträgnifie der 
Conten der einzelnen Gerichte werden vielmehr auf einem gemeinfanıen 
Binien- und Gebürenconto verrechnet und das Reſultat mit Sahres- 
ſchluſs auf den Eonto des Yuftizminifteriums übertragen. 


Die bei dem Unmeifungsverfehre erwachſenden Speſen müſſen 
dur die Einzahlungen der Parteien und durch Abzug von dem an- 
zumeilenden Betrage vollkommen gededt werden und find nad Ablauf 
jedes Jahres von den Conten der einzelnen Gerichte, auf welchen fie 
überſchüſſig verbleiben, auf den Conto des AYuftizminifteriums „Bar- 
teiengelder der Juſtizverwaltung“ mittels Ched zu überweijen. 


V. Bejondere Berrehnung für den Anweiſungsverkehr. 


Die Grundlage für eine geordnete Aufichreibung über die Geba⸗ 
rungen auf dem Ehedconto bilden die dem Eontoinhaber für jeden Tag, 
an welchem eine &utfchrift oder Laſtſchrift bewirkt worden ift, zw 
fommenden Contoauszüge des Poſtſparcaſſenamtes. 

Dieje Eontoauszüge find vorläufig auf ihre Nichtigkeit zu prüfen. 
Für dieſe Ueberprüfung find bezüglich des eren Guthabens die 
legten anerkannten Contoauszüge, bezüglich der Erläge die beigelegten 
Erlagiheine und Poftanweilungsabichnitte und endlich bezüglich der 
honorirten Checks die Coupons des Chedbücels maßgebend. Auf 
legteren ift bei der Vergleihung mit dem Contoauszuge Die Euler 
Realifirung in einer leicht in die Augen fallenden Weiſe anzum 
(Realifirt 4./d. 98). Sollten fi bei der Weberprüfung Anſtände 
ergeben, fo ift fogleich mit dem k. k. Boftiparcafienamte wegen allfälliger 
Berichtigung in Verkehr zu treten. 

Nach erfolgter Ueberprüfung find die richtig befundenen oder nach 
Reclamation richtiggeftellten Ungaben des Eontoauszuges in ein nad 

Horm.A.dem Formulare A zu führendes Sournal für den Anweiſungsverkehr 
einzutragen. Diejed Journal ift jahrgangsweife mit Poftuummern, bie 
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durch das ganze Jahr fortlaufen, zu führen. Die Ergebnifje der erften 
drei Betragsſpalten find durch Peitenipeife Summirung und Ueber- 
tragung der Summen auf die nächſte Seite bis zur Gefanımtiumme 
mit Jahresſchluſs fortzuführen. Das Titelblatt (Einlageblatt) ift in der 
im Yormulare angegebenen Art zu einer Vormerkung für den Drud- 
fortenbezug zu verwenden. 

Nach vollzogener Eintragung aller Bolten und des Guthabens aus 
dem Contoauszuge ift das Journal für den Anweifungsverfehr mit dem 
Geldbuche zu vergleichen und find in beiden Aufichreibungen die wechjel- 
jeitigen Beziehungen (Boftnummern) erfichtlich zu machen, in das Jour⸗ 
nal die gede Speſen einzutragen und die diesfälligen Anmerkungen 
im Geidbuche abzuftreihen. Iſt eine laut Chedcontoauszug reafifirte 
Einnahme im Geldbuche nicht vorgefchrieben, fo tft uunmehr die voll- 
fändige Eintragung zu bewerlitelligen nnd and der Speſenbetrag 
eventuell unter gleichzeitiger Löſchung beizufeten. 

Die Mittheilungen der Parteien auf den Erlagfcheinen oder den 
Poftanweilungsabichnitten find von dem Geldbuchführer oder dem be- 
treibenden Beamten zur Kenntnis zu nehmen uud nad) Erfordernis 
durch Vorlage dieſer Bette! dem Nichter anzumelden. Die abgefertigten 
Eontoauszüge find fammt den Beilagen (Erlagicheinen, Poftanweilungs- 
abſchnitten ꝛc.) in chronologifcher Folge geordnet aufzubewahren und 
dürfen erft nach Ablauf von drei Jahren der Scartirung unterzogen werden. 

Mit Ablauf jedes Jahres tft das Journal für den Anwetfungs- 
verlehr durch Darjtellung der Summen der erften drei Betragsipalten 
und die Vormerkung für den Drudjortenbezug durch Summirung ab- 
zuſchließen. Sodann ift der Journalsabſchluſs nad dem Formular B Form. B. 
und die Rachweifung über den Chedcontoverlehr nad) Formular C zu Form. C. 
verfafien und dem Hberlanbesgerichtspräfidium vorzulegen. Lebteres 
a die sifiermäßige Ueberprüfung zu veranlaffen, Die etwa nöthigen 

nordnungen zur Richtigſtellung zu treffen und auf Grund der richtig- 
ellten Nachweiſungen C eine Zufammenftellung für ſämmtliche am 
re betheiligten @erichte feines Sprengel® zu verfaflen, die 

dem Zuftizminifterium einzufenden ift. 


VI &eldbud.*) 


Nach den Beitimmungen der EBEN oronung wird die Führung 
des Geldbuches auch in Zukunft mit geringen Modificationen nad den 
bisherigen Borfchriften aufrecht erhalten bleiben. Um jeboch die Geld- 
buchsführung bei den am Chedverfehr theilnehmenden Gerichten mit 
dem Anweiſungsverkehre in Einklang zu bringen und bei allen Gerichten 
den bejonderen Manipulationen anzupafien, die fi) aus Anlaſs der 
Fructificirung von PBarteiengeldern ergeben können, werden in Zukunft 
bei der Führung des Geldbuches folgende in den Formularien D, E Form.) ! 
und F erläuterte Grundſätze genau zu beobadten fein: und F. 
a) Der Eintragung im Geldbude eng alle Einzahlungspojten, 
welche überhaupt nad) den bisherigen Borichriften und der neuen 
—— dem nur zugewielen find, ohne Rückſicht 
darauf, ob Die Einzahlung in Barem oder mitteld des Ehedcontos 
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ftattfindet, insbeſondere auch die uach den Vorichriften der Ere- 
cutionsordnung in der Gerichtsfanzlei zu bewerfitelligenden Erläge 
von abgenommenen Barbeträgen oder Wertpapieren oder des Er- 
löſes von Erecutionsobjecten und zwar legtere au dann, wenn 
eine fruchtbringende Anlage im Sinne des 8. 17 E. O. zu er⸗ 
folgen Hat. 

Bur Herftellung der nothwendigen Weberfichtlichkeit iſt der 
Raum des Geldbuches durch NRejervirung der entiprechenden An- 
zahl von Wlattfeiten in fo viele Abtheilungen zu zerlegen, als je 
nach dem Umfange und der vortwiegenden Sehhäftstgätigfeit bes 
Gerichtes für die folgenden Gruppen nothwendig und zwedmäßig 
find. Es follen nämlich vor allem die gemäß 88. 382 und 388 
G. D. in der Gerichtskanzlei au bewerkitelligenden Erläge, dann 
weiter alle jene häufiger vorkommenden Poſten jeparat geftellt 
werben, welche einer einheitlichen gleichartigen Behandlung unter- 
liegen, 3. B. Geldftrafen (eventuell unterjcjieden nach ihrer Pro- 
venienz aus Civil- oder Strafſachen, dann nach der gejeglichen 
Abfuhrsbeftimmung**), Ganggelder ꝛc. ꝛc. Dagegen find alle Erlags- 
poften, welche der individuellen Behandlung unterliegen, in einer 
allgemeinen Abtheilung des Geldbuches zufammenzufaflen, wenn 
fih nicht auch bei diejen aus praltiichen Rückſichten eine weitere 
Untertheilung nad Kategorien empfiehlt. 


b) Die Eintragung der Erlagspoften erfolgt auf Grund ber wirk⸗ 


lichen Einzahlung oder, wenn derjelben eine Yahlungsaufforderung 
(Bahlungsauftrag) vorangeht, auf Grund diefer Aufforderung. 
Wenn die Einzahlung mittel3 bes Chedcontos ftattfinden joll, To 
ift bei der Vorfchreibung des Auftrages nur der reine Gebüren- 
betrag in die GSeldbetragsipalten einzufegen, dagegen der einge- 
forderte — in einer beſonderen Spalte einzutragen. 
Die wirkliche Einzahlung wird unter allen Umftänden durch Ein- 
tragung des Einzahlungsdatums und, wenn der Erlag im Wege 
des Chedcontos ftattfand, auch der Poftnummer des Jonrnal für 
den Anweiſungsverkehr erfichtlicd gemacht und hiebei je nad) der 
Höhe der Einzahlung der Speienbetrag al3 getilgt abgejtrichen 
oder der Neft wegen der Einbringungsveranlaffung in der An- 
merkung al3 ausftändig nachgewiejen. 


ec) Bei der Hinausgabe eines Ehed über einen auszufolgenden Erlag 


ift fogleih die Nummer des Ched, der Betrag und, wenn es jich 
um einen Weberbringerched handelt, die Empfangsbeftätigung der 
Partei im Geldbuche einzutragen. 

Die definitive Beausgabung erfolgt erjt auf Grund des wirt. 
lien Ausgabsnachweifes durch Einſetzung des Ausgabsdatums, 
dann bet der Yusfolgung mittel3 Chedconto durch Beiſetzung der 
Poſtnummer des Journals für den Anweiſungsverkehr. 

Wurde nicht der volle Gebürenbetrag zur Anweifung gebradht, 
fondern ein Theilbetrag zur Dedung der bei der —— nicht 
oder nicht vollſtändig gedeckten Speſen zurüdbehalten, jo tft auf 
der Ausgabsſeite des Geldbuches unter dem angewiejenen Betrage 
in Klammer der zurüdbehaltene Spejenbetrag anzumerfen. 
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d) Alle als wirklich eingezahlt nachgewiefenen und noch nicht beaus- 
gabten Geldbuchspoſten müflen entweder im Bargelde oder Wert⸗ 
urtunden der Geldbuchscafle in dem Guthaben des Chedcontos 
ober endlid in den Anlagewerten aus der Fructicfiirung gemäß 
88.77 E. D. gehörig bededt fein. 


Bei einer Revifion des Geldbuches wird fonach unbefichadet der 
Veberprüfung des Nachweiles über die bereit8 beausgabten Poften das 
poftenweije erhobene Soll mit dem effectiven Beftande zu vergleichen 
und hiebei der Belauf des Chedguthabens in der im Formular B für 
den Jahresabſchluſs vorgefehenen Weije unter Einrechnung der gededten 
Speien zu erproben fein. Ueber die Boften, welche bar erlegt, gemäß 
Punktes VIII aber von amtswegen an den Chedconto abgeführt werden 
und zur Zeit der Reviſion noch nicht realifirt, d. h. im lebten Conto⸗ 
auszuge des Poftiparcafienamtes noch nicht nachgewieſen jind, Hat der 
Geldbuchführer zu jeiner Rechtfertigung die Empfangicheine des Poſt⸗ 
amtes vorzulegen, welche jodann bei der wirflihen Verrechnung dem 
bezüglicden Erlagicheine im Contoauszuge beizubeften find. 


) Unweifung an den Bezugsberedhtigten. Duittungsftempel. 
Die auf den Gonto des Berichtes eingezahlten Beträge iind den Bezugsberechtigten 
Direct durch Ordrechecks zu überweifen, wenn nicht Die Bartei jelbft einen Ueberbringer- 
ched verlangt. Es tft eine ganz Überfläffige Mebrarbeit, wenn bei einzelnen Gerichten 
insbeionbere Sommiffionätoften mit Shed zur baren Auszahlung an das Bericht an- 
gewiefen und fodann die Auszahlung gegen ——— im Geldbuche bar vorgenommen 
wird. Die directe Ueberweiſnung an ben a gl er, welche fih an ben meiften 
Dtten anſtandslos vollzieht, ift überall zur el zu nen: von der nur in ganz be⸗ 
fonderen Ausnabmsfällen abgewichen werben darf. Hiebei wirb der Mintiterialerlafs 
von 19. März 1898, 3. 6414, in Erinnerung gebradjt, wonach nicht bloß von Vehörden 
oder Armenfonden, fondern and von — Beſtaͤtigungen über die 
an fie mit Boltanweifung oder durch Check achten Beträge nicht zu fordern find. 

Wenn ber Bahlungdempfän er leine Emwpfangsbeftätigung ausftellt, —— nach 
Auſicht des Juſtizminiſteriums auch der Quittungsſtempel, welchen — Gerichte voni 
— abziehen und im Geldbuche ankleben. J. M. E. v. 21. März 


Rückcheck. Cumulative Anweiſung zur Auszahlung Es iſt an 
mehreren Otten beobachtet worden, daſs bie Gerichte jede einzelne, auf ihren 


— — —— — 
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werben, inwiefern bei ber Wahl bed Einzahlungs- ober Auszahlungsſtages auf die Ver⸗ 
infung der Einlagen Rüdfiht zn nehmen ift. Die Berzinfung beginnt von dem auf bie 
Kung der Einlage folgenden 1. oder 16. des Monats unb enbigt mit Ablauf bed der 
Abſchreibung des angewiejenen Betraged auf dem Gonto vorhergegangenen lebten ober 
15. Monatdtages. I. M. E. v. 231. März 1899, 3. 28971/98. 
*), Das Verzeichnis über die an Gemeinden überienbeten Selbftrafen iſt vom Gelb- 
buchfübrer auf Grund der Eintragungen in ber für Geldſtrafen ey Abtheil ung 


des Geldbuches fortlaufend neben dem Geldbuche zu führen. Sie . 2. 24. Oc- 
a ®. 8. Nr. 40, und 3. M. B. v. 234. Februar 1898, I. M. 8. 3. 


VII Barverkehr in Parteiengeldern. 


Bei allen Gerichten, welche am Chedverfehr theilnehmen, hat als 
Grundſatz zu gelten, daſs die Führung von Barborräthen an Parteien- 
geldern (mit Ausnahmen der zur Sructificirung beftimmten Beträge) zu 
vermeiden iſt. Dies bringt mit fi, daſs alle von den Parteien bar 
erlegten Beiträge jogleich oder wenigftens noch an demjelben Tage von 
amtswegen mittel3 Erlagſcheines an den Chedconto abgeführt und ſo⸗ 
mit auch bei der baren Einzahlung die nothiwendigen Spefen abgeforbert 
werden müllen. 

Sollte es ſich heraußftellen, daſs bezüglich einzelner Fälle die eben 
angedeutete Manipulation unverhältnismäßige Erſchwerungen mit fidh 
bringt, fo ift die Aufbewahrung in Barem in erjter Linie nur dann 
zuläjfig, wenn aud) die Ausfolgung bar bewerfitelligt wird und daher 
eine Verwirrung in der Verrechnung nicht zu befürchten ift. 

Eine volttändig freie Bewegung im Geldverkehre, d. 1. die Am 
nahme und Verwahrung barer Seldpoften und Ausfolgurtg ber gleichen 
Beträge aus dem Ehedconto und andererfeits Einzahlung auf den Ched- 
conto und Ausfolgung aus dem Barvorrathe wird nur bei jenen Ge 
richten durchführbar fein, bei welchen nicht nur volllommen verläfsliche, 
ſondern auch in Rechnungsiachen = geübte Geldbuchführer beftellt find. 
Sie fann überdies nur unter nachftehenden Bedingungen geflattet werden: 

a) Neben dem Sournale für den Anweifungsverfehr ift analog dem 
Formular A ein Caſſajournal für den Bargeldverlehr mit Colon⸗ 
nen für Poftnummer, Geldbuchpoft, Datum, Gegenftand, Betrag 
des Empfanges, Betrag der Ausgabe, endlich nıit einer Betrag 
ipalte für die in dem Empfange inbegriffenen oder vom Ausgabs⸗ 
betrage vorweg abgerechneten Boftiparcaflafpejen einzurichten und 
laufend zu führen. Sowie das Einlangen des Chedcontoauszuges 

Anlaſs gibt, ſagleich die im Anweiſungsverkehre vorfallenden be 

barungen in das bezügliche Journal einzutragen, jo muſs auch 

die Eintragung in das Bargeldjournal unmittelbar bei der Empfang 
nahme oder Ausfolgung eines Barbetrages ftattfinden. 
b) Im Geldbuche find jene Anzahlungen und Ausgaben, welche in 

Barem realifirt werden, durch Beiſetzung der Anmerkung „Bar 

Poſt —“ kenntlich zu mahen. Im übrigen ift das Verhältnis 

des @eldbuches zum Bargeldjournale dasjelbe wie zum Sournale 

für den Anweiſungsverkehr. Für die Evidenz der Parteiengelder 
und die Einbringung der Spejen im Chedverfehre bildet alio des 

Geldbuch die Grundlage, ob nun die Erläge und Erfolglafiungen 

im Barem oder im Checkverkehre ftattfinden. 
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Der —— und vorzuſchreibende Speſenbetrag wird 
bei dem in Rede ſtehenden gemiſchten Geldverkehre für jeden ein⸗ 
Inen Fall nur in der Höhe bemeſſen, als es für die durch das 
Boftipazcaffenamt zu realifirende @ebarung (entweder nur Empfang 
oder nur Ausgabe oder beides) erforderlich fcheint. 

c) Vet jeder Reviſion des Geldbuches und mit Ende jebes Jahres ift 
das Sonrnal für den Bargeldverlehr abzufchließen, der Caſſareſt 
au bilden und hierauf ein Geſammtabſchluſs analog dem Formu⸗ 
ar B gemeinfam für den Bargeld- und Ehedcontoverfehr in der 
Weiſe anzufertigen, daſs als Beſtand der Über die Stammeinlage 
hinausgehende Betrag des Chedcontoguthabens mehr dem Kafia- 
reite an Bargeld angelegt und der Meberjchuis gegen die offenen 
Geldbuchskoſten duch Zufammenziehung der Spefenbeträge jowohl 
ee dem lee als A| aus dem Bargeldjournale er- 
probt wird. 

Sn die Jahresnachweiſung über den Chedcontoverfehr (For⸗ 
mular C) ift bei A rl ren Ddverfehre in der Colonne „davon 
Ueberſchuſs an Spefen“ vorerft der aus dem Sournale für den 
Anweiſungsverkehr erfichtliche, dann mit der Bezeichnung „bar 
realifirt” der Spejenbetrag aus dem Bargeldjournale anzufeben. 
Die Abfuhr der Speien an den Eonto „PBarteiengelder der Yultiz- 
verwaltung” des Juſtizminiſteriums erfolgt nad) Jahresſchluſs im 
Wege des Chedcontos ohne Rüdficht darauf, daſs diejer oder 
jener Theilbetrag aus einer Einzahlung oder Minderausgabe in 
Barem refultirt. 


VIII. esemblung von Geldern, die zur depofitenamtlidhen 
Verwahrung beftimmt find, ferner von Amtspaufchal- oder 
Strafloftengeldern. 

Sollten dem Gerichte mitteld des Chedcontos Einzahlungen zu- 
fommen, welche ſich als für das gerichtliche Depofitenamt oder die cumu- 

Baifencafle beftimmt Darttellen, o ift für die fchleunige Ueber⸗ 
tragung foldher Poſten an die zuftändige Caſſe zu forgen und der 
erlanfene Spejenbetrag eventuell aus der Einzahlung zu deden. 


Die Benützung des Checkcontos für die Baufchal- und Straffoften- 
verlagsgebarung des Gerichtes ift, um Unorbnungen hintanzuhalten, 
vorläufig ganz zu vermeiden.*) 


Verden durch Benützung von Boftanmweifungen feitens der Par- 
teien derartige Einzahlungen auf den Chedconto geleljtet, jo ift die 
bare Auszahlung an das Gericht Durch Ausfertigung eines Ched an bie 
Adreſſe des Gerichtes zu veranlafien. 


ame und Kanzleipaufhalten, Berlag zur VBeftreitung der 
Koften der Strafrehtspflene. XTrop ber Vorſchriſt, dafd die Benügung des Check⸗ 
oben fh folche Gelber Häufig in Den übedurniehe eingeihtichen, mäbelonbere dab, 

en er ; ondere ; 
bais A cher —— — bei Einſendung von Betraͤgen mit Poſtanweiſung 
einen die Einbez g in den Checkverklehr ausſchliehenden Beiſaz zu machen. Manche 
Gerichte haben ‚ ohne daſs dad Unordnungen entftanden wären, den Bablungs- 
aufforderungen zur Einzahlımg von Soften bes Strafverfahtens Empfang: Erlagicheine 
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Es wird daher in Wbänberung des Punktes VIII der eingangs bezogenen Juſtiz 
niinifterialverorbnung v. 19. October 1897,8.22181(J.M.B.B.Rr.41), bie Aus des 
Checkverkehres auf Umtögelber probeweile in dem Umfange geftattet, daſs den Bahlungß- 
aufforderungen zur Einzahlung von Koſten des Strafverfahrens Empiang-Erlagich e 
beizugeben find, und a jeweils verfügbare Amtspaufchalgelder zur Berminderung des 
bet Gericht erliegenden Barvorrathed auf den Eonto bed Gerichtes angelegt werben dür⸗ 
ien. SLesteres wird ſich insbefonbere dort empfehlen, wo das Amts- und Kanzleipau- 
ſchale nit in monatlichen, fondern in vierteljährigen Raten behoben wird, feener bei 
allen @erichten zur Anfammlung der für die Bezahlung größerer Boften (3. 8. für Holz, 
srohle u. dgl.) monatlich zurüdgelegten Beträge. 


Um die nöthige Evidenz über diefe in den Ghedverlehr einbezogenen Amtsgelder 
zu erhalten, müſſen ſolche Beträge in das Geldbuch eingetragen werben. Es ift Daher 
im @elbbucde für die in ben Checkverkehr einzubeziehenden Beträge aus dem Amts⸗ und 
stanzleipaufchale und aus bem Strafloftenverlage je eine befondere Abtheilung zu bilden 
und im übrigen der Vorgang zu beobachten, weldyen Punkt VI der mehrbezogenen Ber: 
ordnung vorſchreibt. 


Die Amts» und Kanzleipaufchalrechnung und bie Rechnung über den Strafloiten- 
verlag find wie bisher unverändert weiter zu führen und ift in denjelben jede Ausgabe 
auch weiterhin dur —— Quitfungen oder anberweite Empfangsbeftaͤtigungen 
zu documentiren J. M. E. v. 21. Maͤrz 1899, F 280971/96. 


IX. Fructificirung von Parteiengeldern. 


Erläge von Parteiengeldern, welche nach den Vorſchriften der 
Executionsordnung in der Gerichtskanzlei zu erfolgen haben, ſind — 
ſoferne nicht ſchon im vorhinein eine Verfügung wegen deren frucht⸗ 
bringender Anlegung getroffen wurde — bei den dem Chedverleht an- 
geichloffenen Gerichten mittels Empfang-Erlagfcheines zu bewerfftelligen. 


Wird in der Folge die fruchtbringende Anlage eines joldhen oder 
eines bei einem anderen Gerichte in Barem erlegten Betrages ange 
orbnet, fo ift die Benügung des Checkcontos des Gerichtes hiefür aus- 
geichloffen; joll die Anlage in der Poſtſparcaſſe gejchehen, jo ift biefür 
der gewöhnliche Sparverfehr zu benügen. 

Die Einlagebücher über foldhe Anlagen in der Poftiparcafie, in 
anderen Sparcafjen oder Banken find mit der Bezeichnung „Erecutions- 
mafle” unter Beifügung der Namen des betreibenden Gläubiger und 
des Berpflichteten zu verfehen. 


feinem a unterliegt es, daſs die gerichtlich zugewiejenen 
Antheile an den Refultaten der Yructificirung entfernt mohnenden Per- 
cipienten im Wege des Checkcontos — gegen gehörige Koftendedung — 
ausbezahlt werden. 

Zu diefem Ende find die aus den Spareinlagen oder dur Ber- 
äußerung —— Fructificate erhobenen Beträge mittels Erlagſcheines 
auf den Checkconto einzuzahlen und nach Eintreffen der Verrechnung im 
Contoauszuge durch Chedausfertigung flüſſig zu machen. 


X, Gewährleiftung*) der Ordnung in der Gebarung mit 
Barteiengeldern. 


Die Gerichtsvorſtände haben fich eine ſorgſame Ueberwachung derßer- 
wahrung, Manipulation und Verrechnung aller Barteiengelder angelegen 
fein zu lafien, auf die größte Ordnung und Genauigkeit dabei zu dringen 
und indbejondere dafür zu jorgen, daſs jede vorfallende Gebarung jo- 
gleich verbucht nnd dadurch jeder Nachläffigkeit vorgebeugt werde. 
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Es wird ſich bei vielen Gerichten empfehlen und daher den Ge⸗ 
richtövorftänden je nad) dem Bedürfniſſe anzuordnen überlafien, dais 
auch dort, wo die volllonmen freie Bewegung zwiſchen Barverlehr und 
—— nicht eingeführt iſt, über die Bargeldbewegung nach 
Punkt a ein Journal geführt werde, weil hiedurch die Controle 
der Bargeldvorräthe weſentlich erleichtert wird. 


Wo dies nicht der Fall ift, Tann je nach den perjönlichen Eigen- 
ichaften des Geldbuchführers**), falls diefem die Evidenzhaltung der Bar- 
teiengelder nad) dem bisherigen Syſteme der Verwahrung in abgefon- 
derten Umichlägen leichter fällt, vorläufig noch von ber im 8. 113, 
Abſ. 3, &.D. angeordneten Verwahrung der Gelder ohne Unterjheidung 
der einzelnen Bolten Umgang genommen werden. 


Eine volftändige Erhebung der Beitände und eine Revifion des 
Gelbbuches hat durch den Gerichtövorftand oder einen von ihm hiezu 
fallweije beitinmten Beamten und zwar unvermuthet, nicht in regel- 
mäßigen ZBeitabfchnitten, bei allen Gerichten mindeitens viermal im 
Sabre, bei den Gerichten am Site eines Gerichtshofes mindeſtens ſechs⸗ 
mal im Jahre ftattzufinden. 


Die ziffermäßige Erhebung des Beſtandes pt nah Punkt VId 
und Punkt 6 — Die Richtigkeit der Beausgabung der 
einzelnen Poſten iſt ſtichprobenweiſe auf Grund der —— ungen, 
der Eontoauszüge des Poſtſparcaſſenamtes und eventuell, insbeſondere bei 
großen Poſten (Erfolglaffung von fructificirten Barichaften), an der Hand 
der Gerichtsacten zu erheben; ebenfo ift der Vorgang bei Borichreibung 
und Einhebung der Poſtſparcaſſaſpeſen durch Stihproben zu überprüfen. 


*) On EN Juftigminifteriums v. 7. Juni 189, J. M. B. B. 
= 26, — die Controle der Caſſengebarung im Checkberkehr. An 
a 


e. 

Um eine ebenfo zuverlaͤſſige Gewährleiftung der Orbnung in der Gebarung mit 
Bartelengelbern im Ch rt zu ermöglichen, wie ſolche binfichtlich bes Wargelb- 
v durch die jebesmalige Empfangs tt des Empfängers einer Geibbucpoft 
a ift, finde in Ergänzung des sure X der Berorbnung v. 19. Detober 1897, 

. M. B. B. Nr. 41, nachſtehende An ng zu 


treffen: 
tigung, Cheds aubaufielen, d. H, Aber bad jeieilig vorhanbene Guthaben zu verfügen, 
; en, d. h. über jew vorhandene Guthaben zu verfügen, 
—— hat, iſt der damit betraute Beamte ag ichtet, in jedem einzelnen Falle die 
mit sort ed vor befien Abtrennung dem Ge- 
tövorfteher oder bem von biefem bau biezu befignirten richterlichen oder Kanzlei» 
beamten zur Vidirung vorzulegen. 

Der vidirende Beamte hat die Lebereinitimmung ber Jurta mit dem Check, ins⸗ 
beionbere GHinfichtlich des Namens des Mdreflaten, des Beſtim Sorte8 und ber Höhe 
des Betrages zu prüfen und bie conftatirte Lebereinftimmung fein Stfum auf ber 
Juzta zu tigen. Er ift au alle verantwortlich, dafs Tein Check von der Juxta 
abgetrennt ‚ehe auf diefer | iſum beigejeßt worben ift. 

Das fo vidirte ch wird bei der Reviſion bed Geldbuches dieſelben 
— erfüllen, wie bie beigeſezte Empfangsbeſtätigung des Empfängers im Var⸗ 


* ——— eines Erſazmannes für den Geldbuchfährer. 
erichten 


Aus elan h 
entuommen, daſs Ge ehr in Yinfebung der Parteiengelder bei fait allen 
hißger dem ungöverfehre angeichloffenen Gerichten bereit# ziemlich glatt vollzieht, 
und dafs fi größere Anftände nirgends ergeben haben; e3 muſs jedoch die Aufmerkſam⸗ 
fett ber green Darauf on werben, dajs fie es, wofern es nicht bereitö ge- 
{heben if, t unterlaffen, neben dem Gelbbucdführer mindeſtens noch einen zweiten 


366 VII. Geſchaftsordnung 6. 70. 


anzleibeamten in dieſes Geſchaͤft — 5 um bei —— Verſetzun ꝛc. 
einen ren Erfagmann zur Verfügung zu haben. arte Kanslei- 

anwärter und Kanzleipraltitanten abzubaltenden —— wäre he eine um- 
foffende und eingehende Bebanblung der gerichtlichen Geldgebarung Überhaupt und bes 
—— im beſonderen zu ſorgen. 

Das miniſterium erwartet, daſs die Gerichte, nachdem nunmehr die Vor⸗ 
theile des 30 . an den Anwei ungäverteht überall zutage — br mit 
immer größerem Eifer für die möglidhfte Einbürgerung Deren et — 
Berückſichtigung der großen vollswirtſchaftlichen, Rn N Be Busch bet a 
ſich darbietenden Gelegenheit auf bie Weböllerung au Die 
Klage, diejer Verkehr biete für die Bartelen 9 er 5 dem — Bufanbe wir 

Erleichterungen, fondern nur Erſchwerungen, muſs verftunmen; fie mag, folange ſich 
ber Neberbringerchert im — Leben als Zahlungsmittel nbürgert, für 
die Auszahlungen an folde Parteien, — weit entjernt von einem Voſtamte wohnen, 
ie und da eine Berechtigung haben; für Cinzablungen, welche früher einen Weg ber 
artei! zu Gericht oder die us ellung einer oftantveifung, Besahlung bes Porto und 
den Weg zur Poſt bedingten, ift die) Einzahtung mittel ang⸗ Erlagſcheines jeben- 
alls eine große Age Hätte jedoch die Bartei ben Weg zu Gericht nicht ge- 
heut und ihn dem Wege oft und der Entrichtung ded .Borto vorgezogen, dann 
fteht e8 ihr auch jebti troß Eu — — eines frei, zu Gericht zu kommen und ben 
Betrag bar einzuzahlen, bie Annahme d arzahlung darf, wenn die Bartei darauf 
Seftehe nicht verweigert werben. EM. €. vd. 21. März 1899, 8. 28971/98. 


Berm. A. 


Jonrnal für den Anmeiiungönerlehe durch dad Bokiparcafenamt. 
EEE Gecidt........ 18.. 









Erlag 
a | 
it 












am 


1/1. 5/1. 6 | 50 


— — — — — — | met nm — — 





1.5. 8./5. 







1./8. 4./8. 50 
15./11. 19./11. 50 = 
50 


20./12. 25./12. — 


— m — — — 


— — — — — — — — 


| 
h 
——— 
Zuſammen 150 | 150 





Check, Elearing und Geldbud. Formular A, 367 


Saut Gontoaudzug bes Boftiparcaffenamtes 
















— Im ber Ein, | 
e 1 
| E Boft- . | insegeiffene | 
a | Mr. vom Ched⸗ Ent | Gut 
1% | __ |vom | wurben teatifirt — —— nommen| haben 
iS weg ab» 
| Mb gerechnete 

theilung Spefen 

| e |m | twin ein |t 


— 8.1. | Stammeinlage. . . — 


| 
| | 
= “er 
| 2| 1,» 4./1. R. Sch. Buftegesü- | 
| ven-Ueberfciufs . . 2.) Inu 
| | 
| | 
| 
| 





3/1 1G |4/1.1E. Sch. Gelbitrafe 











KR... — 108 | 35106) — — 180 9. 
4ı| 2G |5./1.IE. Sch. ern 
5 8 |6./1.1E. Sch. Commiſſions- ' | 
| | gebüren R.R.. .| — | 06 | 18 76 — — 188 81 
5 8/1.|E. Sch. Bengengeht- | | 
Sun I — 08] 5|06| — — 1581| 87| 
| | 
7 | 8 | 9./1. P. A. Commiſſions- | 
| gebüren | 
; m en (1 oo | ' | 
| | | 
8 | 4 | „ |E. Soh. Bengengebü- | | | 
| | ren N. ...| — Io 
o 6E. Sch. Sachverſtan⸗ | 
| digen-Gebären®.R.| -—- 04 | 10 — — !-|19|7 
1120| 1G |OAIHENEINRR. .| -— -|-|- »|— 
u! 31. |HEMLER.N .| -— — -|- 1 |m 
#j 7 | „ |E. Sch. Koftenvor- | et | 
A ſchuſs N. N.... — — 115 — 1172 02 
| | | t | i 
J — 
u 
| —— 10,280b Sr dur 1 und 2 der Abtheilung des | 
en, wie i * Poſt⸗ einer eventuellen Abtheilung des 


A e bebeuten würbe. Di ben« 
bad in id auf die allgemeine heilen ee elhbumen. mn 
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auf dem Ehedconto verbleiben, weil ja die eingezahlten 
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Serm. B 
Abſchluſs 
des» 
Cherkcontojonrnals und Geldbuches. 
BE ee 777 


Durch diefes Guthaben follen die offenen Gelb- 


buchpoften gededt fein, u. zwar Poſt⸗-Nr. — fl. — Kr. 
———— 
uf. f. 

zuſammen ⸗ — fl. — kr 

Daher verbleibt Ueberſchuſs ons 


welcher gleid) ijt dem im Journale als tin ber Einlage in 
begriffen oder vom Ghedbetrage vorweg abgerechnet ausge- 
wiefenen Spefenbetrage von -» » 2 = 22200. — „ — 
Anmerkung. Der Speſenbetrag mufs bet richtiger Verrechnung als Ueberſchufſs 
—**— abzüglich der geſammten 


Speſen zur Auszahlung angewieſen werden. 


gorm. C 


Hadfmeifung 
des 


.... Gerichtes in ....... über den Checconto- 
verkehr im Jahre... - - 
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Yyorm. E. 


Geldbuch. 
er Gericht .... .. 
19... 


(Abtheilung für Geldftrafen.) 





Gegenjtand 
auf den Er- | — — 3 


Einfender Unmerlung | 


arcaflafpefen 


Tag des Ein- 
langens 
& I negablt tr. 5.8. 


Baufende Zap | 


ip 


Außerdem Bojt- 


re 
oft 3 


— — — — — J— — — —— —— — — — — 


Checkconto 
Poſt 4 





Ausgabe 


— — —— — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 


Ausgabsnachweis Gegenſtand 


der |- 
Ausgabe 
Unterfchrift | Bolt. Bargeld Vert⸗ Anmerlung 
ihtliche be8 Fournal-Ürt. urkunden 





—— — — —— — —— — — ! 

















er Ge⸗ | 
erfügung Empfängers ſchaͤftszahl — —— .— 
| a. tr. m |. 
' i 
10 /1. | Check Rr.1 25 — — | — I Ehedconto | 
— | | oft 10 
CII220/98 — | 
6 | | 
| 





Schaner, Gel. Ordg. 24 





370 VIII @efääftsordnung $. 70. 













Einfender 


Laufende Zahl 


RN. 
Meiftbotstheilgahlung 
































causa x 
2lm.n. 2./1.| EI 109798 | 5” — — 
—35 25 HR | — 
desgleichen | 
| 
al. 8/1. |E 1 10308 — 
3 a a ee 
| deagleichen | 
4 Feuetificat ad Koft1, | 5./1. |E I 102/98 a N 
— — — 7490 
Sparcaffabud Ar. . | | 
vee ö 
5 | @erihtsdiener R. | 5.1. |E II 171,98 | 
Erecutionsfache R. ee En 
Notenrente Nr. | 
Coup VER 
6LGerichtsdiener N. | 5./1. |E I 109/98 ' 
Erecutionsfadhe N. —— 37150 | 7 
(ERBEN, SERHEAEEES ER ESIRGEL RR: ASEREEN ENGEN 
‘ 7 durch Einlage in das | 9./1. | E I 102/98 
Sparcaffabuc) — | -,-| | 50 
Ä er Grisdes Sparcafer 1.8. | E I 103/98 Dr 
— — — — 
| Summeb.Empfanges | 1./2 325 | 20 | 312 
ab Ausgabe 225 | 20 | 112 | 40 





— mn | — — nn 
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Unsgabe 5 BE - 


Ausgabs·Nachweis Gegenſtand 
auge — ee an 


Ausgabe | 
— Unterfhrift | Poſt⸗Journal⸗ Bargeld Werte | Anmerkung 
des Art. oder urkunden | 
Gerfdgmus | Gmpfängers | Gefhäftszast 








1. It. 
5.1. in die Sparcafile R. eingelegt 
E 1 103/08 üchel] 10 Er.) — 
36 
911. pi Nachlage in| das Sparcaſſa⸗ 
EI 109/98 | buch 
> — 
1./8. | Behufs Behebuag ber Einlage — 
ET 103708 | Sparcafiabud 8. 112 | «0 
Se > \ 
1.2. Steueramt X für Steuern | 
E I 108/98 | (Unterfdriften) = 272 
so ! 
1.12. Dem N. R. Dr eiAbotsantheil 
E I 108/98 (Unterſchrift) Ä u 
7) | 
1.2. | Dem N. R. aolonto Meiftboti | 
EB I 102/95 | anthell 
30 (Unterfchrift) — 22 
Summe % | 113 | «0 


— — — — — — — — — 











372 VIII. Gefdaftsordnung $. 70. 






































Sorm. F. 
Geldbuch. m F. 
Gerich 
(au emeiner 
Empfang 
6. 
3 E Gegenftanb 388* 
—— = an — Pi 
| 3 Einfender | 2 : 28° gargeld maus E83, | Anmerkung 
: — 
IIEES R 
1 | @erichtöbiener R.| 1./1. 
Meberihufsengu: = 2 « — —1 — IIsStx. Speſen 
htellgeb. pro Del En N — 
8 | VSericadiener R.| I.n. le i 
h ie en — 8 |?7 ft 2. 
8./1. |C 11180988 | 12 I0| — |_ Ghedconto 
Commifionsges. aa ac °F Bor 5. 
an e./1. | C 1877/98 elle Chedconto 
Beugengebüren 37 er ll 6 Boft 8. 
MN. 8.11. 0 11 124/88 | „| _| _ | _ 6  1IChedeonto 
ee un PoR.6. 
— ſtändigen- 71 CIisa os | 10 - - |- ä = Erde: 
gebütr 15 IE: DIE AU 50 IRRE: ee 9. 
N 9./1. | C 1877/88 | 1 | _| - a — Eure 
Koftenvorihufs | Pr 1: 
9.1. [C1IIS17788 | 15 Igol -. || _ Pte Ex 
Commi eb 2 — ) 
__[Sommiftnagen.| | 8: | | | Ghedr. 8.7. 
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Eingangsbuch. 


*6. 71. Eingaben), die feinen Auhaltspunkt dafür ge- 
währen, zu welcher Sade, oder an welche Gerichtsabtheilung 
oder richterlichen Beamten fie gehören, find von dem Beamten 
der Einlaufftelle in ein Berzeichnig nah Formular Nr. 7 Nr. ”. 
(Eingangsbudh) einzutragen, deſſen Bahlen vom 1. Yänner bis 
letzten December eines jeden Jahres fortlaufen. Dem Eingang3- 
vermerfe ift in diefem Falle die Zahl des Eingangsbuches bei- 
zufügen. Wenn aud dur Umfrage nicht ermittelt werden 
fann, wem die Eingabe zuzutheilen fei, jo bat fie der Beamte 
der Einlaufftelle unter Unfchlufs des Umfchlages dem Gerichts⸗ 
vorfteher oder dem biezu beftimmten richterliden Beamten vor- 
zulegen und nach deſſen Anordnung weiter zu verfahren. In 
der fünften Spalte des Eingangsbuches ift anzugeben, zu welchen 
Acten die Eingabe infolge diefer Unordnung oder ohne fie in- 
folge der Umfrage genommen, oder welcher Abtbeilung fie zur 
Bearbeitung übergeben wurde?) 

Bei den Gerichten, welche zugleich Civil- und Strafgericht3- 
barkeit auszuüben haben, find nach Bedarf für Civil- und Straf- 
ſachen befondere Eingangsbücher zu führen. In das Eingangs: 
buch für Straffachen können?) auch diejenigen Eingaben vorläufig 
eingetragen werden, die neu anfallende Straffachen betreffen 
und deshalb vorerit dem Gerichtsvorſteher zum Zwecke der Bu- 
theilung*) vorgelegt werden müfjen.°) 

1) Gilt nicht für Protokolle, die bei Gericht aufgenommen wurden. 

?) Wenn die Sache zu keinem anderen Regiiter zu nehmen ad iſt 
ſie in die letzte Abtheilung des Sammelregiſters einzutragen, 8. 246, 4. 

2) Davon wird nur bei Gerichten mit ſehr erheblichem Einlauf 
Gebrauch zu machen ſein. 

9 Wo, wie bei den Bezirksgerichten, individuelle Zutheilung nicht 
ſtattfindet (fiehe 8. 19, 8. 8), iſt die Eingabe ſofort in das Regiſter 
einzutragen. 

5) Bei Serichtähöfen werden deshalb die Negifter Vr und Pr in 
der Einlaufftelle geführt, dazu allenfall3 noch die Ueberſicht nach Formu⸗ 
lar 51, 8. 249. 

$. 11. Das ngangsbud (Kor- einzelnen Strafſachen individuell > 
mular Nr. 7) ift bet allen Gerichten | getheilt werden. Bei Gerichten mit ge: . 
zu n. tingerem Gefhäftsumfange wirb jedoch 
Reu anfallende Straffachen dürfen | felbft unter Ießterer Vorausſetzung die 
in das Eingangsbud nur dann ein» | vorläufige Eintragung in das Ein⸗ 


etragen werden, wenn mangels einer | gangsbuch in der Regel entbehrlich) 
Peffichenden SGeihäftsvertbeilung die | Fein. (J. M.) 
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Adtragen der Eingaben. 


*6, 72. In der Einlaufftelle muſs eine genaue Ueberſicht 
über die Gejchäftsvertheilung?) aufliegen, in der alle auf Die 
Geſchäftsvertheilung bezüglichen Verfügungen des Gerichtsvor⸗ 
ſtehers einzutragen ſind. 

Was für den Gerichtsvorſteher eingeht, alle Eingaben in 
Präfidialfahen und Eingaben, mittel3 deren eine Gerichtsperjon 
abgelehnt wird?), find von dem Beamten der Einlaufjtelle dem 
Gerichtövorfteher ſelbſt einzuhändigen.?) Alle anderen in der 
Einlaufftelle einlangenden Eingaben, deren Aufichrift oder In⸗ 
halt erkennen läfst*), zu welcher Sache oder zu welcher Gattung 
von Gefhäften fie gehören, find in Fächern, die mit den Ab- 
theilungsbezeichnungen oder mit den Namen der richterlichen 
Beamten verjehen find, zu fammeln und bei Dringlichkeit fo- 
gleich, fonft zu beftimmten Stunden mehrmald im Zage durch 
Gerichtsdiener oder bei Heineren Gerichten durch den Beamten 
der Einlaufftele dem vom Wbtheilungsleiter (Gerichtsvorſteher) 
bezeichneten Ranzleibeamten oder Kanzleigehilfen®) der Abtheilung 
zu übergeben, zu deren Geſchäftskreis die Eingabe gehört, oder 
dem Kanzleibeamten oder Kanzleigehilfen, der in diefer Urt von 
Sachen oder fiir den richterlichen Beamten, von dem die Ein- 
gabe zu bearbeiten ift, die Ranzleigefchäfte beſorgt“) (Abtragen 
der Eingaben).”) 

Eingaben in Straffachen, welche nicht zu einer anhängigen 
Sache gehören, find mangels einer feften Gejchäftsvertheilung ®) 
in dringlichen Fällen fogleich, ſonſt täglich zu beitimmter Stunde 
dem Gerichtsvorſteher zur BZutheilung vorzulegen und jodann 
dem von ihm bezeichneten richterlichen Beamten auf die im 
zweiten Abſatze angegebene Weiſe zu überjenden. 

Nah Vorſchrift des zweiten Abſatzes iſt auch mit den 
Eingaben vorzugehen, die an den Gerichtsvorſteher gerichtet 
find, aber von diefem, weil fie nicht Präſidialſachen betreffen, 
an die Einlaufitelle zuridgegeben werden. Befanben fich folche 
Eingaben urſprünglich unter Verfchlufs, fo iſt nunmehr in der 
Einlaufftelle der auf dem Umfchlage?) angebrachte Eingang 
vermerk auf die Eingabe felbft zu überjchreiben, und durch Hin- 
zufügung der Ungaben über die Anzahl der Exemplare, Rubriken 
und Beilagen, über die etwaige Dringlichkeit und über den 
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Zuſammenhang mit anderen gleichzeitig überreihten Eingaben 
zu ergänzen. Sit die Eingabe geitempelt, fo find, bevor fie 
aus der Einlaufftelle abermals abgetragen wird, die Stempel 
vorſchriftsmäßig zu entwerten. 0) 

) 8. 18. 

2) Auch wenn fie nicht an den Gerichtsvorſteher gerichtet find, 
8.129. Betreffs der Zuweiſung von Ablehnungen fiehe $.21, Anm. 5. 

° Ferner alle Betreibungen und Beichwerden, 8. 75. 

9) Srundbuchseingaben find auf der Eingabe als jolche zu bezeich- 
at je — ngaben iſt die Serichtönbtbeilung anzugeben, 8. 30, 

.3 und 4. 

5) Dem Richter der Abtheilung find die Eingaben zunächſt nicht 
zu übergeben, 8. 324. 

®), Insbeſondere find Erſuchen um Einhebung von Gebüren und 
Koften aus — der Gewährung der Rechtshilfe unmittelbar dem Be⸗ 
amten zu übergeben, der die Einzahlung zu betreiben hat, 8. 105, a 1: 
Alle A um Zuftellung find der ABuftellungsabtheilung zu über- 
) 8. 10 J. M. V. v.17. December 1898, R. &. 8. Nr. 225, beftimmt 
im zweiten Abſatze: Die Gerichtsporfteher haben dafür Sorge zu tragen, 
dajs die bei Gericht aufgenommenen Protofolle, in welchen eine grund- 
bücerlie Eintragung beantragt wird, oder deren Erledigung zu einer 
ſolchen Eintragung führen Tann, gleichzeitig mit den bis zum Abfchluffe 
Diefer Protokolle in der Einlaufftele eingelangten Grundbuchseingaben 
oder auf Gerichtätagen aufgenommenen Grundbuchsprotokollen abgetra- 
gen und dem mit der Führung des Tagebuches betrauten Beamten über- 
geben werden. 

r Rur bei Gerichtshöfen 8.19, 8. 8. Bei fehr großen Gerichten 
vorläu] g —— das Eingangsbuch, 8. 71. 


16) Siehe die Vorſchriften bei 8.65. — In ber Uebergangszeit find 
auch die Boracten der Eingaben von der Einlaufftelle der Gerichts- 
abtheilung zu übergeben, 8. 2 Ueberg. ®bg. 

*6. 73. Die in der letzten Gejchäftsftunde eingehenden 
Eingaben können, ſoweit fie nicht fogleich abzutragen find, am 
nächſten Tage abgetragen werden. Der gefammte übrige Ein- 
lauf muſs noch am nämlichen Zage in der Einlaufftelle auf- 
gearbeitet und den einzelnen Wbtheilungen und Kanzleibeamten 
überjendet werden. 

Wenn eine Eingabe nicht mehr an dem im Eingangs- 
vermerfe bezeichneten Tage abgetragen wird, fo bat der Kanzlei: 
beamte oder Kanzleigehilfe, dem fie aus der Einlaufftelle über: 
bracht wird, den Zag der Webernahme unter Beifügung feines 
Namenszeichens neben den Eingangsvermerk zu ſchreiben; bei dring- 
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lichen Sachen, bei Eingaben in Grundbuchfachen oder wo es fonft 
wichtig An ift auch die Stunde?) der Uebergabe beizufeben. 
1) 8. 66. 


*6, 74. Die mit der Poſt eingelangten Eingaben werden 
unter Anſchluſs der Briefumfchläge abgetragen. Wo der Tag, 
an dem die Eingabe zur Poſt gegeben wurde, für die Ein- 
Haltung einer Frift oder aus anderen Gründen von Wichtigkeit 
ift oder wichtig werben fannn?), hat der Ranzleibeamte oder Kanzlei⸗ 
gehilfe, dem die Eingabe aus der Einlaufitelle überbracht wird, 
diefen Tag unter Beifügung feiner Unterfchrift aus dem auf 
dem Briefumfchlag angebraditen Poftaufgabevermert auf die 
Eingabe felbft zu übertragen (3.8. „Laut Boftftempel auf: 
gegeben am 14/12 98”). Der Tag der Aufgabe zur Poft ift 
neben dem Eingangsvermerk zu notiren. 


Sobald der Aufgabstag in folcher Weife auf die Eingabe 
übertragen oder die Unerheblichfeit des Uufgabstages feitgeftellt 
ift?), können die Briefumfchläge vernichtet werben. 

Muſs der Umfchlag wegen Einziehung des Boftporto ?) der 
Poftanjtalt ausgefolgt werden, fo ift der Tag der Wufgabe zur 
Poſt gleich in der Einlaufftelle in der angegebenen Weiſe auf 
der Eingabe zu vermerken. 

1) Die Tage des BPoftenlaufes werden in u Rechtsſachen 
in die Friſt nicht eingerechnet, 8. 89 ©. O. G. Siehe auch dort bie 
E. des O. G. H. v. 27. Juni 1899, Präf. 306, Sub. Nr. 143, betreffend 
die Rechtzeitigleit der am lebten Tage der Boft übergebenen Eingaben. 
In Stratfaden wird der Pont eingerechnet, 8.6 St. P. O., ebenſo 
bei der dreitägigen Friſt des $. 9 A 3. 

2) In zweifelhaften Fällen in = —— zu — 

3) Sei es weil die Sendung unfrankirt war, 8. 68, Abſ. 3, fei 
e3 weil die Bortogebür vom Sonn wegen Unbeftellbarfeit nicht ein- 
gehoben werden konnte, 8. 352, Abſ. 3 


Borlegung von Beihwerden!) und Betreibungen. 


*6, 75. Eingaben?) an das Gericht, an eine Abtheilung 
oder an einen richterlihden Beamten, worin die Erledigung 
einer Ungelegenheit oder einer früheren Eingabe in Erinnerung 
gebracht, über die Verzögerung einer Ungelegenheit oder: ein- 
zelner Ucte oder über ein gerichtliches Organ Beſchwerde ge- 
führt wird, find vor der Uebergabe an die Stellen, wo fie zu 
bearbeiten find, den Vorfteher des Gerichtes vorzulegen. Ins⸗ 
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befondere bat der Beamte der Einlaufitelle ſolche Eingaben 
auch daun vorzulegen, wenn er jelbft oder die Art feiner &e- 
Ichäftserledigung durch die Eingabe betroffen wird oder wenn die 
Erinnerung oder Bejchwerde nicht den einzigen Inhalt der 
Eingabe bildet. 

Beichwert fich eine Partei wegen veriveigerter Annahme 
ihrer Eingabe oder über andere Vorgänge in der Einlaufitelle 
beim Gerichtövorfteher feldft, jo kann diefer zwar die ihm per- 
ſöonlich überreichte Eingabe übernehmen, er hat aber fogleich 
die erforderliche Verfügung wegen deren ordnungsmäßiger Be: 
Handlung zu treffen und die Eingabe an die Einlaufftelle zu 
enden. 

1) Au —— ai ———— Eingaben überreicht, ſind 
Bräfidialfahen. Siehe bei $. 7 D. ©. 

2) Dasfelbe hat wegen = * wohl auch für Protokolle ſolchen 

Inhaltes zu gelten, trotz 8. 90, Abſ. 1 


Tagebuch für Grundbuchseingaben.) 


F. 76. Eingaben, welche Eintragungen in die Grund— 
bücher (Grundbuch, Landtafel, Berg, Naphtha⸗, Eiſenbahnbuch) 
des Gerichtes zum Gegenftande haben?) oder fich auf ſolche Ein- 
tragungen beziehen (eigentliche Grundbuchsgejuche, amtliche Zu- 
Schriften, Recurje, Recurserledigungen, Amtsberichte, Hypothelar-, 
Anfechtungs- und fonjtige Klagen, deren bücherliche Anmerkung 
begehrt wird), ſowie alle Eingaben, welche die Execution auf 
Liegenfchaften, die in einem Grundbuche des Gerichtes ein: 
getragen find, oder auf bücherlich fichergeftellte Forderungen oder 
einftweilige Verfügungen in Bezug auf folche Liegenfchaften 
oder Forderungen betreffen?), find aus der Einlaufjtelle dem mit 
ber Führung des Tagebuches für Grundbuchseingaben betrauten 








8. 76. Schriftlide*) Gefuche um | fojern fie fih auf beftimmte Grund» 
Ausfertigung von GrundbuchBertracten  buchseintragungen beziehen, in das 
gebären in das nad) 8.40%. M. B. | Tagebuch für Srundbuchseingaben und 

12. Jänner 1872, R.G. B. Nr. 5, | find nah den Beftimmungen über 
Be führende Verzeichnis. **) Anfragen Grundbuchseingaben zu behanbeln, 
von Behörden über Befigftands- und ı fonft find derlei Anfragen in das Re- 
Eigenthumsverhältniffe u. a. gehören, ' gifter Ne einzutragen. (J. M.) 


7 IM. E. v. 8. Jänner 1900, 8. 57951. J. M. B. B. 
Sbenſo Seuche um Musfertigung von H ——— in Tirol und 
Borarlberg In das Verzeichnis der Beſtelungen. Siehe 8.406, 3. 2 


Wr. 8. 
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Beamten (Örundbuchsführer), wenn aber da3 Grundbuchsamt 
einen bejonderen Vorſteher bat, diefem zu überjenden. 

Eingaben, über die nicht von dem Grundbuchsrichter zu 
entjcheiden ift, find nach Eintragung in da8 Tagebuch und Ber- 
gleihung mit dem Grundbuchſtande an die Einlaufftelle zurüd- 
zugeben und von diejer fodann ohne Auffchub an die zur Be- 
arbeitung berufene Stelle abzutragen. Wurde bei einer der 
im erften Abſatze genannten Eingaben die Eintragung in das 
Tagebuch überjebhen, fo tit fie, jobald diefer Mangel offenbar 
wird, unverweilt und ohne Vermittlung der Einlaufftelle den 
Srundbuhsführer oder Vorſteher des Grundbuchsamtes zur 
Eintragung in das Tagebuh und Vergleihung mit dem Grund: 
buchſtande vorzulegen. 

Eingaben, die irrthümlich an den Grundbuchsführer oder 
Vorſteher des Grundbuchdamtes gelangten, find ohne Eintragung 
in das Tagebuch unverweilt der Einlaufitelle oder, falls Die 
zur Bearbeitung der Eingabe berufene Stelle befannt ift, un- 
mittelbar dieſer Iebteren zu überjenden.‘) 

1) Uctenzeichen 8. 264, Abſ. 3. Acten $. 275. 

Ste jollen jhon auf dem Rubrum als Grundbuchseingaben be 
zeichnet fein, 8.30, Abſ. 4. Insbeſondere der Antrag auf Ueberweiſung 
einer bücherlich fichergeftellten Forderung, 8. 177. 

Für alle ſolche Eingaben ift nur ein Tagebuch zu führen. Wo 
bisher neben diefem Tagebuche ein bejonderes Tagebuch für Bergbuch⸗ 
fachen gene: wurde, Tann es hiebei verbleiben. 8. 1 M. V. v. 17. Decem- 
ber 1898, R. &. B. Nr. 225 (bei 8. 77). 

8) Auch wenn fie nad) Anficht des Beamten der Einlaufitelle zu 
feiner grundbücherliden Eintragung führen; die Beurtheilung, ob die 
Eingabe in da3 Tagebuch einzutragen it, fteht dem Grundbuchsführer 
u, Abi. 3. — Erſuchen um — — Eintragungen ſind nicht in das 

echtspiff regifter, fondern in das Tagebuch einzutragen, 8.231, Abſ. 1. 

) Die Beitimmungen des 8. 76 finden fofort Anwendung, auch wenn 
die Eingaben mit früher eingelangten Actenftüden im Sursee bang 

ben, & 4, Ueberg. Vog. 


6. 77. Das Tagebud für Grundbuchseingaben?) ift nad 
dem Formulare Nr. 8, und zwar bei Vertheilung der Grund⸗ 
buchſachen unter mehrere Richter, für alle gemeinfam zu führen. 


8. 77. Für die Priorität eines | buche entfcheidend. Die Reihenfolge 
(Srundbuchseintrages, gleichgiltig ob | der Eintragungen im Tagebuche Hat 
ſich derfelde auf eine fchriftlide Ein» | fi aber, wenn Protofoll und Ein— 
gabe oder auf einen miünblid zu | gabe gleichzeitig beim Tagebuche ein- 
Protokoll erklärten Antrag fügt, ift | langen (na dem Zeitpunkte des 
die thatfächliche Eintragimg im Zage- ' Einlangend der Eingabe in der Ein⸗ 
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In das Tagebuch find fogleich?) nach ihrer Errichtung auch 
diejenigen bei Gericht aufgenommenen Protokolle?) einzutragen, in 
welchen eine grundbücherlihe Eintragung beantragt wird oder 
deren Erledigung zu einer folden Eintragung führen kann. 

In Bezug auf die Einrichtung und Führung des Tage- 
buches für &rundbuchgeingaben bleiben die Borfchriften der 
Zuftizminifterialverordnung vom 12. Jänner 1872, R. G. B. 
Nr. 5, in Geltung; es hat jedoch an Stelle der Bahl 1 des 
8. 2 diefer Verordnung folgende Beitimmung zu treten: 

„4. die Zahl, welde die Eingabe im Tagebuch erhält 
und den Tag ihres Einlangens in der Einlauffielle des Grund- 
buchsgerichted oder den Tag der Aufnahme des Protofolles, 
in dem eine grundbücherliche Eintragung beantragt wird oder 
dejien Erledigung zu einer folchen Eintragung führen kann (Ein- 
reihungszahl, Präfentatum); die Zahlen haben vom 1. Jänner 
bis legten December eines jeden Jahres fortzulaufen; jede 


Bruchzahl, jede Ueberjpringung oder Wiederholung der Zahlen 
Lauffiellle und dem Zeitpunkte des Protololl- und Gingabenverzeichnifie 
Abfchluffes des Protokolle zu richten. | (8. 61 ©. DO.) maßgebend. 
Ein früher aufgenommenes Protokoll 
tft vor der fpäter eingelangten Eingabe 
in das Tagebuch einzutragen.) Sn 
jedem Prototolle in Grundbuchſachen 
ift daber die Zeit in Stunden und 

unten anzugeben, in welcher das 
fragliche Brototoll abgefchloffen wurbe. 

Hinfichtlich der auf Gerichtstagen 
überreihhten Grundbuchseingaben und 
der daſelbſt aufgenommenen Prototolle 
in Grundbuchſachen richtet fih die ! das Präfentatum zu Tegen ift, und 
Reihenfolge der Eintragung im e nad 8. 77, Abf. 3, G. D. die Zahl, 


Ä (Bei Gericht aufgenommene Proto- 
| 
buche nach dem Zeitpuntte ihres weldhe bie Eingabe im Tagebuch ent- 


tolle, welche zu einer Eintragung im 
Grundbuche führen können, find fofort 
nad) ihrem Abichluffe ohne Vermittlung 
der Einlaufftelle dem mit der Führung 
des Tagebuches fürGrundbuchseingaben 
betrauten Beamten zu überjenden. 
Da nach $.8 der Vollzugs⸗Inſtruc⸗ 
tion zum emeinen Grundbuchs⸗ 
geſetze an die Spitze jeder Eintragung 


langens beim Tagebuche. Solche Ein- hält, als Präſentatum gilt, fo find 
gaben und Protokolle find erſt nad | die a im Grundbuche nicht 
allen Eingaben und Protofollen in das | unter der Gefhäftszahl*), jondern unter 
Tagebuch einzutragen, die vorher beim | ber Tagebuchzahl vorzunehmen,) 
Zageb Er find. Langen fie Das Datum des Vollzuges der 
feichz mit bei Gericht überreichten 

gaben oder dort aufgenommenen 

Protokollen beim Tagebuche ein, fo ift 
Einlar 


Srundbuhsamtshandlung tft in ber 
6. Spalte des Tagebuches für Grund- 
buchdeingaben (Formular Nr. 8) er- 


der Zeitpunkt ihres eng in der | fichtlich zu machen. (%. M.) 
Einlaufftelle und im Verhältniffe dieſer Ueber die Behandlung telegraphi- 
aben und Protokolle untereinander 


fcher Si in Grundbuchſachen 
die Reihenfolge ihrer Eintragung im | fiehe J. M. bei $. 97. 


*) Weber die Behandlung der Brotololle und die Bildung der Geſchaͤftsſzahl ſiehe 
— *137 und 3 der unter Anm.1 abgebrudten J. M. 8. v. 17. December 1898, 
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ift forgfältig zu vermeiden; die Eingaben (Protofolle)*) find nad) 
der Beitfolge des Einlangens in der Einlaufftelle?), und zwar 
jede Eingabe unter einer bejonderen Zahl der fortlaufenden 
Bahlenreihe des Tagebuches einzutragen; gleichzeitig in der 
Einlaufftelle eingelangte Eingaben?) find gleichfalls jede einzeln 
unter einer bejonderen Zahl, und zwar abgejehen von den auf 
einem Gerichtstage überreichten Eingaben), in beliebiger Reihen: 
folge einzutragen; diejenigen Eingaben aber, welche ſich auf 
die nämliche Liegenſchaft oder auf das nämliche bücherlich ein- 
getragene Recht beziehen, find im Tagebuche durch den Ber: 
merk: „gleichzeitig mit 8... .” als gleichzeitig eingelangte Ein- 
gaben zu bezeichnen.“ 

Die Tagebuchszahl ift in deutlicher Schrift oder mittels 
Etampigliendrud auf die Eingabe unter den Eingangsvermerf 
zu ſetzen. 

Die Vorſchriften der Juftizminifterialverordnung vom 24.No: 
vember 1886, J. M. V. B. Nr. 48, nad) welcher die in den Ge 
ſchäftsausweis einzutragenden Grundbuchſachen im Tagebuche 
mit fortlaufenden Zahlen mit rother Tinte zu bezeichnen ſind, 
bleiben mit der Maßgabe in Kraft, daſs dieſe Bezeichnung in 
der erſten Spalte des Tagebuches unter der Tagebuchszahl bei: 
zuſetzen ijt.”) 

Die vorftehenden Beitimmungen haben auf die Eingaben, 
welche fich auf die Führung des Eifenbahnbuches beziehen, mit 
ben aus $.31 der Juftizminifterialverordnung vom 31. Mai 1874, 
R.G.B.Nr. 87°), fich ergebenden Mobdificationen Anwendung zu 
finden. 

Desgleichen find fie in den Ländern, in welchen Verfach: 
bücher geführt werben, finngemäß auf die Eingaben anzumenden, 
die zu einer Verfachung Anlaſs geben. 

Das Tagebuch für VBerfachbuchseingaben tft nad Formular 


.Nr.9 zu führen.?) 


1) Verordnung des AJuftizminifters vom 17. December 
1898,R. ©. B. Rr. 225, betreffend bie Abänderung der Bejchäfts. 
ordnung für die Gerichte eriter und zweiter Inſtanz bin 
ſichtlich der geihäftlihen Behandlung der Grundbuhfagen. 

Behufs Erleichterung der gefchäftlichen Behandlung der Grund» 
buchfachen wird in theilweifer Abänderung und Ergänzung der Berord- 
nung des Juſtizminiſters vom 5. Mat 1897, R. G. B. Nr. 112, womit 
eine neue Geichäftsordnung fiir die Gerichte erfter und zweiter Inftanz 
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en wird, und in WUbänderung des 8.4 der Verordnung des Juftiz- 
Br vom 5. Mai 1897, R. ©. B. Nr.113, womit in Betreff der 
Anwendung der neuen Geihäftsordnung für bie Gerichte erfter und 
weiter Inſtanz — gbeſtimmungen — — ſowie des 
2: Eu g der niferialverorbue dom December 1897, 
B. Nr. 306, auf Grund des 8. 99 des ar rear 

es im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter verordnet: 


Tagebuch für Grundbuchseingaben. 


8. 1. Für alle Eingaben (Protokolle), welche Eintragungen in das 
Grundbuch, die Landtafel und das Naphthabud des Gerichtes zum 
Gegenitande e haben oder fich auf ſolche Eintragungen beziehen, ſowie für 
alle übrigen im $. 76, Abſ. 1, der Geichäftordnung genannten Ein- 
gaben (Protokolle) ift nut ein Tagebuch (8. 77 ©. 8.) zu führen. 

o — neben dieſem Zagebuche ein beſonderes Tagebuch für 
ag a führt wurde, tens es hiebei verbleiben; — ſind auch 
die Eingaben le in Bergbuchſachen in das gemeinjame Tage- 
buch für Grundbuchseingaben einzutragen. 


Uctenzeihen und Geſchäftszahl in Srundbuchfagen. 


8.2. Das Uctenzeichen und ie ahl find für Grundbuchsacten 
—— erg, Naphtha⸗, Eiſenbahnbuch) in verichiedener 
e zu b 
Für die Bildung das Aetenzeichens bleibt die Vorſchrift des 8. 264, 
au 3, der Gef ftöscdnung in Geltung, die Geichäftszahl ift dagegen 
Du die Zahl Tagebuches und die Jahreszahl zu bilden (3. B. 
546/9). In Cienbahnbuäfaden. iſt der — das Wort 
—— in — ter Faſſung (z. B. Eiſ. B. 107/99) und, 
wo ein beſonderes Tagehu 6 Heer Bergbudjfachen geführt wird, den Acien 
in re un a) „Bergbuch“ in abgefürzter Faffung vorzu⸗ 


ſetzen (4. B. Bergb 
3, Jedes zu Grundbuchsacten (Grundbuch, Landtafel, Berg⸗, 
Naph —— kommende Schrif I . mit der Geichäfts- 
zabl zu bezeichnen (8. 266, Abſ. 2 bis 4, Geichäftsordnung); das 
zur tft jedoch lediglich den bei den Mens zurüdbleibenden Eingaben, 
Protofollen und Beine en Schri — mit Ausnahme der Zuſtellun — 
und Rüuckſcheine En Sur de a fowie auf 
ftellungs- und Rü nen ift nur die Gefchäftszahl anzubringen. 
zu denſelben —— ehörtgen Schriftſtücke find nach der 

Reibenfolge der able zu ben Acten zu nehmen, die — 
an hi nur im Weberfichtsb ogen anzugeben 

Im Ta für Srundbuchseingaben ( fenbahnbuchfachen, Berg: 
buchſachen) nr ic Hr u der Einlage, nach der dad NActenzeichen 
gebildet wird (88. 263 75 ©. D.), zu unterftreichen. 


Abgefonderte Verwahrung und Einbinden der Abjchriften 
nn Urtundenfammlung. 


8. 4. Die für die Urkundenjammlung (8. 6 des Geſetzes vom 
25. Juli 1871, 8. ®, 8. Ar. 95), beftimmten Abſchriften, ſowie die 
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an deren Stelle zurüdbehaltenen Driginalurfunden find mit der Geichäfts- 
zahl der Eingabe oder des Protokolle] (8. 2), zu welcher fie gehören, 
u bezeichnen, nad) der Reihenfolge der Geichäftszahlen geordnet, abge- 
5 von den anderen Grundbuchsacten unter ſteifen Deckeln zu ver- 
wahren und in angemeflenen Beitabjchnitten in mäßig ftarfen Bänden 
einzubinden. Die Beitimmung des $. 17, vorlegter Abſatz, der Ver⸗ 
ordnung des Suftizminifteriums vom 12. Jänner 1872, R. G. B. Nr. 5, 
dafs bie Urkundenabichriften am GSeitenrande einen leeren Raum in der 
für das Einbinden nöthigen Breite Haben müſſen, fowie die Beftimmung 
des 8. 20, Abf. 2, derjelben Verordnung treten wieder in Kraft. 

Damit die Urkundenfammlung nicht einen zu großen Umfang er- 
reiche, haben die Gerichte in geeigneter Weile darauf hinzuwirken, dafs 
die Abjchriften mehrerer zu derſelben Eingabe (Protokoll) gehörigen 
Grundbuchsurkunden, wenn thunlich, auf demjelben Bogen angebradht 
werden. Eine Zurüdweifung von Eingaben darf jedody wegen einer 
anderen Anordnung der Abſchriften nicht ftattfinden. 


Abgejonderte Verwahrung der Zuftellungs- und Rüdideine. 

8. 5. Die Zuftellungs- und Nüdicheine, die jih auf Grundbuchs⸗ 
acten beziehen, find, nach der Reihenfolge der Geichäftszahlen geordnet, 
jahrgangsweiſe oder nach Abjchnitten eines Jahres abgejondert von den 
iibrigen Grundbuchsacten, unter fteifen Dedeln aufzubewahren. 


Bezeihnung der Grundbuchsacten mit Blattzahlen. 


8. 6. Die Bezeichnung der Grundbuchdacten mit fortlaufenden 
Blattzahlen (8. 261, Abi. 2, &. D.) Hat zu entfallen. 


Ueberſichtsbogen für Grundbuchsacten. 

8. 7. Auf dem nach Geſchäftsordnungsformular Nr. 58 zu führen- 
den Weberfichtsbogen fiir Grundbuchsacten (8. 275 ©. ©.) in in Der 
dritten Spalte „Kurze Angabe bes Inhaltes“ nichts anderes als Die 
Zagebuchzahl einzutragen. Die Angabe der Blattzahlen in Spalte 4, 
— die Angabe der Art der Erledigung in Spalte 5 haben zu 
entfallen. 


Berweifungsblätter in den Grundbuchsacten. 

. 8. Bon der Einlegung eines Verweijungsblattes gemäß 8.275, 
Abi. 2, der Geichäftsordnung kann abgejehen werden, wenn auf bem 
Ueberfihtsbogen der Grundbuchsacten angemerkt wird, zu welchen Acten 
die Eingabe (Protokoll) gebracht wurde. 

Bei Simultanhypothelen ift in den Acten der Nebeneinlage weder 
ein Berweijungsblatt einzulegen, noch in dem dieſen Acten bei 
— Ueberſichtsbogen ein Vermerk im Sinne des erſten Abſatzes 
zu machen. 


Verwendung der als Eintragungsgebür beigebrachten 
Stempelmarken. 
8. 9. Es wird geſtattet, daſs die zur Entrichtung der Eintragung 
gebür beigebrachten Stempelmarten von dem Beamten der lauf 
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ftelle entweder auf einem abgejonderten Blatte Bapier (8. ur lit. g, der Ver⸗ 
ordnung der m... = Sinanjen und der Yuftiz vom 28. Decem- 
ber 1897, R. ©. ‚ zuc Dur färung va Taiferlichen 
Verordnung vom 26. December 18 1897, R. ©. Sos, betreffend die 
Abänderung einiger g a icher Beftimmungen über Gerichtsgebüren) oder 
auf der Eingabe (Brototoll) felbft befeftigt werden. 

Hinfichtlich der in diefer Weife verwendeten und vorichriftsmä 8 
entwerteten Stempelmarten entfällt jowohl die im 8. 69 der Geſchä 
ordnung Rare Beitätigung durch den Kanzleibeamten des Grund- 

buchsamtes, wie die Verzeichnung im Tagebuche für Grundbuchs⸗ oder 
Verfachbuchseingaben. 


Behandlung mündlich bei Gericht angebrachter 
Grundbuchsanträge. 
8. 10. Protokolle, in welchen eine grundbücherliche Eintragung 
beantragt wird, oder deren Erledigung zu einer ſolchen Eintragung 
führen Tann, find in der Regel nur in denjen “ —— bei 


Gericht aufzunehmen, während welcher die det offen ftebt. 
Fallt der Abſchluſs eines folchen eng 2 ie it nah Schluſs 
der Einlaufftelle, jo ift das Protokoll dem mi ührung des Tage⸗ 


buches für Grundbuchseingaben betrauten — a dann zu über- 
fenden, wenn bie Einlaufft elle das nächſtemal wieder eröffnet wird. 

Die Gerichtövorfteher haben dafür Sorge zu tragen, daſs bie bei 
Gericht aufgenommenen Brotololle, in welchen eine grundbücherliche 
Eintragung beantragt wird, oder deren Erledigung zu einer folchen 
Eintragung führen Tann, leichzeitig mit den bis zum Abſchluſſe dieſer 
Protokolle in der —* eingelaugten Grundbuchseingaben oder 
Gerichtstagen aufgenommenen Grundbuchsprotokollen abgetragen 

dem — der Führung des Tagebuches betrauten Beamten über- 
geben werden. 


Drdnung der alten Acten nad) Grundbuchseinlagen. 


8. 11. Die Beſtimmung des $. 4 der Verordnung des Juſtiz⸗ 

—— vom 5. Mat 1807, R. ©. B. Nr. 113, daſs auch die vor 

1. Zänner 1898 entftandenen Acten in Grundbuchſachen nach Vor⸗ 

— des 8. 275 der Geſchäftsordnung zuſammenzulegen find, tritt 

außer Kraft. Soweit die vor dem 1. Jänner 1898 entftandenen Grund⸗ 

buchsacten ſchon nad) Grundbuchseinlagen geordnet worden find, hat 
es biebei jein Bewenden. 


Beginn der Wirkſamkeit und Uebergangsbeftimmungen. 
ſamt — 12. Dieſe Verordnung tritt am 1. Jänner 1899 in Wirk⸗ 
am 

Die während bes Jahres 1898 zu den Grundbuchsacten ge- 
nommenen Urkundenabfchriften oder ginalurfunden find fpäteftens 
bis 1. April 1899 aus Ddiefen Ucten wieder auszuſcheiden, mit der 
Tagebuch⸗ und Jahreszahl der Eingabe (Protofoll), zu welcher fie ge- 
hören, zu verfehen und, nach ber Reikenfolge diefer Zahlen geordnet, 
nach Borihrift des 8. 4 aufzubewahren, 
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2 an der geihäftlichen ——— der Protokolle ſiehe nun⸗ 
mehr der in der Anm. ruckten Verordnung. 

— "Einen Eingangsvermert H erhalten Er ee nur, wenn fie 
auf on aufgenommen wurden (3. . 65). 

*, Nämlich die auf Gerichtstagen au en (EM. aus 65.) 

>) Died wird von der Einlaufitelle beurfundet, 5. 66, Abi. 

6) Für diefe ift die Reihenfolge * Protokoll⸗ und a 
zeichnis maßgebend $ 61, Wi. 1 u. 

7) Mit = y.m. v. Ron. 1, Bam, an ale Geriäte mit Andnchme 
jener in Tirol nr orarldberg, J.M. V. B. Kr. 48, wır zbe h inſichtlich der ————— 
der Grundbuchſachen I die Haupigefääftsausmeite ‚Sol 

— — cht auf bie Be mung 6 - 3. Mai 
1858, . 81, wonad) ie —— über bie Se 

nicht. bie Sale des ea sprotofolles oder die Anzahl der Eingaben 
den bezeichneten & — —— find, nur Die Anzahl der — * einzu⸗ 
en iſt, werden die Gerichte ang wieſen, in den Hauptgeihäftsauswetien für bas 
r 1886 und für ie Folgezeit als Grundbuchſachen von ben im Tagebuche bes 
—— eingetragenen Geſchaͤftsſtũcken fol — — —— 
diejenigen Eingaben und — — in welchen eine bücherliche Fee 


angeſucht wird, ohne Rüdficht auf ben ns bes 
von amtöwegen eine grundbb — — —— die —— 
der — —— ne Einv ung auf Grund des $. 2 dei 
Gef. dv. 23. Mat . 88, zu veranlafien tft; 
b) im Berfahten zum Hwede DE Sigripetung | ber neuen G dem 
Gel. dv. 25. Juli 1871, R. G im 8 


abren zur 

der Webereinftimmung zwiſchen dem —53 um En den neuen eunbbücdern ge 

mäß 8.8 des Gef. v. 33. Mat 1888, R. G . 88 un .48 bes Geſeges vom 

jelben Datum, R. &. B. Nr. 88, diejenigen Eing u 

eine runbbücheriiche Eintragung — eine Henberung der Varftellung auf der 

Mappe unmittelbar zur Yolge hab 

Die als — buchſachen —— Geſchaͤftaſtũcke find im — des 
Grundbuchſsamtes in ber Rubrik b u und zwar unter bemielben mit fort- 
laufenben Dahlem mit rother Tinte a zu 


Die Eingaben, welche —— auf bie Führung des Eiſenbahnbuches 
— ‚ find in ein beſonderes für dieſelben anzulegendes Tagebuch 
einzutragen. 

9) Buftellungsfceine über — welche wegen ihres 
Zuſammenhanges mit anderen Rechtsſachen zu den Proceſs⸗ oder Execu- 
tiondacten oder jonftigen Acten zu nehmen find, find vor Einlegung in 
die Acten dem Grundbuchsführer zur Eintragung im Tagebuche vo z 
legen, 8. 275, Abſ. 2. — Htnfichtlich der mit Grundbucdhdeingaben 
fangenden Ste und Geldbeträge jiehe $. 69.— Im Tagebuche find bie 
Zuftellungsdaten nur Hinfichtlich jener erfonen einzutragen, bie nad 
dem Grundbuchsgefege zu verjtändigen find, * auch ll der 
jenigen, beren Verftändigung lediglich die Er. D. vorichreib 


Tagebud für Firmenjfaden.!) 

6. 78, Eingaben, die fi) auf die Führung des Handels 
und Genofienfchaftsregifters beziehen (eigentliche Geſuche, amt⸗ 
lihe Zufchriften, Recurfe, Recurgerledigungen, Amtsberichte, An: 
fragen wegen Ertheilung von Auskünften über Firmeneintragungen 
u. ſ. w.) find aus ber Einlaufftelle dem mit der Führung des 
Tagebuches für Firmenfachen betrauten Beamten zu überjenden. 
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Das Tagebuch für Firmenſachen iſt nach dem Yormular . 
Nr. 10, und zwar, wenn die Geſchäfte des Handels⸗ und Ge⸗ Mr. 10. 
noffenfchaftsregtfters unter mehrere Mitglieder des Gerichtshofes 
vertheilt find, für alle gemeinfam zu führen. In das Tagebuch 
find alle in Abſatz 1 bezeichneten Eingaben aufzunehmen, ohne 
Unterfchied, ob fie neue Eintragungen zum Gegenftande haben 
ober fih auf bereits beftehende Eintragungen beziehen. 

Die Zahl, unter welcher die Eingabe in das Tagebuch 
eingetragen wird, ift in deutlicher Schrift oder mitteld Stam- 
pigliendrud mit dem Beiſatze „Firm.“ auf die Eingabe unter 
den Eingangsvermert zu ſetzen (Firm. 649). Die Zahlen des 
Tagebuches haben vom 1. Jänner bis lebten December jeden 
Jahres fortzulaufen. 

An das Tagebuch find fogleich nach ihrer Errichtung auch 
die bet Gericht aufgenommenen Protokolle über mündliche An- 
meldungen, ſowie über die eigenhändige Beichnung einer Yirma 
oder Unterfhrift vor Gericht einzutragen, auf deren Grundlage 
eine Eintragung in das Handels- oder Genofjenjchaftsregifter 
bezwedt wird. 

Zum Tagebuche für Zirmenjachen wird ein Namensver-: 
zeichnis nicht geführt.” 

1) Actenzeichen 8.264, Acten 8. 276. 


9) = das ap abetifche Pa lageregiſter 16 M. V. v. 
— a N. G tꝙ Nr. 2 Br N an 1a, 


. Rt. 7) die ann "ber ee ober Genoſſenſchaft im 

Feier und damit die Auffindung der Acten ermöglicht. — Eingaben 

Shriftfiüde, die ſich nicht auf eine einzelne Firma beziehen, find 
nur mit Hilfe der Zahl aufzufinden, 8.276, letzter Abi. 


Bräfidialjournal.!) 


*6. 79. Die an den Gerichtävorfteher (Präfidium) gerich— 
teten Eingaben, alle Eingaben in Präfidialfachen und die Ein- 
gaben, welche der Gerichtövorjteher bei ihrer Vorlage durch den 
Beamten der Einlaufftelle aus wichtigen Gründen zurüdbehält, 
find fogleih nad) der Ablieferung | aus der Einlaufftelle in das 


8.79. Ein befonderes (Refervat-) | Die Führung des Vräfidialjonr- 
Pecite für die reinen er und | nals — Verzeichnifſen (8. 256, 





side ($. 24 4 bi8 6 | Abi. 5 auch einem 
un ©. O.) darf — dem Pra⸗ — übertragen werden. 
fid aaa nit geführt werden. | (J. M 


Schauer, Geſch. Ordg. 25 
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Ne. 11. nad Formular Nr. 11 zu führende Präfidialjournal einzutragen. 
Die Zahl, unter welcher die Eingabe im Präfidialjournal ein- 
getragen wird, ift in deutlicher Schrift oder mittels Stampiglien- 
drud auf die Eingabe unter den Eingangsvermerk zu feben; 
die Zahlen haben vom 1. Sänner bis letzten December eines 
jeden Jahres fortzulaufen. 

In der zweiten Spalte des Präfidialjournales ift der Tag 
des Einlangens in der Einlaufftelle, in der dritten Spalte auch 
der Name der Gegenpartei, wo eine folche vorkommt, ein- 
zutragen. Die fünfte Spalte des Journales kann dazu ver- 
wendet iwerden, um die infolge der Eingabe getroffenen Zwiſchen⸗ 
oder Borverfügungen, bei Gegenständen, die in einem Senate vor- 
zutragen find), den Namen des zur Vorbereitung der Senats: 
verhandlung beftellten Berichteritatterd, oder bei Eingaben, die 
befonderen Commiffionen oder Senaten überwiefen find, die Ueber⸗ 
jendung der Acten an diefe Commiffionen®) u. |. w.“) anzumerfen.’) 

1) Üctenzeichen $. 264, letzter Abſ., Bräfidialacten 8. 279. 

Bum Präfidialjournal nk 2 alp abet Berzeichnifie au | führen, 
nad dem Namen der Betheiligten und nad dem Gegenftand der Ein- 
— Das ——— erſetzt den bisherigen Normalienindex, 8. 255, 


— 8.21, Anm. 9. 2) 8. 25, Abſ. 1. 
4) Insbejondere — Inhalt und Datum einer in Urſchrift auf 
eine Anfrage oder ein Erjuchen ausgefertigten un, 8.198. 

6) Bräfidialjournal für — taatsanwaltſchaft, 8.3, M. 8. v. 
5. Mat 1897, R. G. B. Nr. 

*6. 80. Eingaben — Art, die gemeinſchaftlich zu er 
ledigen find, wie zum Beifpiel periodifch zu erjtattende Ausweise, 
Auskunftsberichte der Untergerichte, Competenzgejuche u. &. find 
von dem mit ber Führung des Präfidialjournales betrauten 
Kanzleibeamten (Kanzleigehilfen) zu fammeln und erft nah Ein- 
fangen der lebten Eingabe oder nad Ablauf der Friſt unter 
einer einzigen Zahl in das Präfidialjournal einzutragen. 


Einlaufscontrole.!) 


81. Auf Unordnung des Zuftizminifters tft die Anzahl 
der aus der Einlaufftelle abgetragenen Eingaben von der Perfon, 
welche diefelben übernimmt, jedesmal unter Ungabe des Tages 
und der Uebernahmsſtunde in einem Uebernahmsbuche zu be: 
ftätigen. Im Verkehre zwiſchen der Einlaufftelle und der Wb- 
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theilung oder den Beamten, welche die Grundbuchsführung zu 
beforgen haben, ift auf Anordnung des Juſtizminiſters ein Weber: 
nahmsbuch nah Formular Nr. 12 zu führen, in welches die Rr. 12. 
aus der Einlaufftelle überjendeten Eingaben nah Tag und 
Stunde des Einganges, Parteien und Gegenſtand kurz ver- 
zeichnet und die Uebernahme der Eingaben, jowie der etiwaige 
Wiedereingang in der Einlaufitelle unter Beifügung des Datums 

durch die Unterfchrift der übernehmenden Perſonen beurkundet 

wird 


1) Sufoferne nach den gemachten Wahrnehmungen zur ficheren Feſt⸗ 
ftellung, ob ein Rechtsmittel gegen einen Beſchluſs oder ein Urtheil 
eingelangt tft, bei einzelnen Gerichten wegen der geringen Ordnung im 
Geihhäftdgange, wegen übergroßer Belaftung des Gerichtes oder wegen 
der nicht ganz außer Bmeifer ſtehenden Berläfglichkeit der betheiligten 

netionäre ein Sontrolbehelf unentbehrlich iſt, wird das k. 1. O. L. G. 
Präſidium im Sinne des 8.81 G. O. ermächtigt, für einlangende Rechts⸗ 
mittel ein Uebernahmsbuch zwifchen der Einlaufftelle und den Kanzlei- 
abtheilungen einzuführen (J. M. E. v. 29. December 1898, 3. 30463, an 
das D. 2. G. Pr. Lemberg). 


Vierter Abfchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen über die Gefchäftsführung. 
Verkehr mit Parteien. 


+6, 82, Im amtlichen Verkehre mit den Parteien haben 
fi alle bei Gericht angeftellten oder verwendeten Perfonen vor 
Angen zu halten, daj3 jedermann den Anſpruch zu erheben be- 
rechtigt ift, von der Behörde in anftändiger, ruhiger und Höf- 
licher Weife behandelt zu werben, und daſs dem Unjehen und 
der Würde des Gerichtes, fowie der Achtung vor gerichtlichen 
Organen nicht? jo ſehr fchadet, als ein unangemeſſenes Ver⸗ 
Halten gegen die Nechtjuchenden. Die Beamten des Gerichtes 
haben fich hieran auch dann zu Halten, wenn fie Zurechtiweifungen 
ertheilen müflen. Wo Strenge noththut, ift fie nicht durch hef- 
tige Benehmen, fondern durch gerechten Gebrauch der vom 
Geſetze eingeräumten Zwangs- und Strafmittel zu bethätigen. 

Das erkennbare Intereſſe der Nechtfuchenden ift überall, 
wo dies nicht mit der Rückſicht auf eine Gegenpartei unverträg- 
lich erfcheint, nad) Kräften zu fördern. Es darf nicht der 


25* 
— 
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Schein auflommen, als ob ein orbnungsmäßiges Anrufen des 
Gerichtes als eine mijsliebige Behelligung empfunden wird. 
Beugen und Sachverſtändigen ift die Erfüllung ihrer Pflichten 
durch thunlichjteg Entgegenfommen zu erleichtern. 

Die richterlihen Beamten haben fich jeder vorgreifenden 
Aeußerung über den Ausgang einer Sache zu enthalten. 


*6, 83, Der Anredeworte „Herr“, „Frau“, „Fräulein“ 
bat fih das Gericht im mündlichen wie im fchriftlichen Verkehre 
in allen Fällen zu bedienen, in welchen fie im gewöhnlichen Ber- 
fehre der Landegfitte gemäß üblich find. 

Wer in mündlicher Verhandlung vor Gericht vernommen 
wird oder das Gericht anredet, hat ftehend zu fprechen; fonft *) 
ift bei Gericht jedermann ein Sib zu gejtatten. Wegen der 
förperlihen Beichaffenheit des Sprechenden, wegen Krankheit 
oder Schwäche, fowie wegen längerer Dauer der Vernehmung 
fann auch bei der münblichen Verhandlung vom Gerichte (Vor: 
fitenden des Senates) ein Sit geftattet werden. 


2) Sndbefondere bei bloßen Einvernehmungen, bei Entgegennahme 
bon Anbringen. 


Befhleunigung der Gefhäftserledigung. 


*6. 84, Damit der Rechtsſchutz und die Nechtöpflege des 
Gerichtes, ihrem nächſten praktiſchen Ziede gemäß, im Wer: 
fehre volle Wirkung äußern können, find alle gerichtlichen Ge: 
ihäfte mit der ihrer Natur nad) gebotenen Befchleunigung?!) zu 
behandeln. Bei jedem einzelnen Acte, der in einer Rechtsfache 
vorzunehmen tft, ſoll fi) daher der Richter immer wieder gegen: 
wärtig halten, welche Urſachen und Bebürfniffe die Anrufung 
des Gerichtes veranlafst Haben, für welche Lebensverhältnifie 
und Beziehungen der in der Hauptfache begehrte Ausſpruch des 
Gerichtes von Belang ift, welchen Einfluf3 deshalb der Beit- 
punkt, in dem diefer Ausfpruch erfolgt, auf defjen Wert und 
Nuten für die Partei hat, und hienach ſowohl felbft jede mög⸗ 
licherweife fchädigende Verzögerung vermeiden, als auch von 
den ihm unterftellten Gerichtsperſonen die rafchefte Ausführung 
der ihnen obliegenden Geſchäfte fordern. 

Ansbefondere wird bei allen Beitbeftimmungen im geridht- 
lichen Verfahren, bei Feitfegung und Verlängerung von Friften, 
bei Unberaumung von Verhandlungen und Tagſatzungen und 
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bei Enticheidung über deren Verlegung oder über Eritredungs- 
anträge, jowie bei der Wahl zwiſchen den im einzelnen Falle 
zuläffigen Zuftelungsarten, neben der Prüfung der gejehlichen 
Bedingungen ſtets auch der Zweck des betreffenden gerichtlichen 
Verfahrens zu erwägen und die fragliche Verfügung damit in 
Einklang zu bringen fein; bei Verlängerung von Friſten oder 
Erſtreckung von Tagfabungen darf nicht über die Zeit hinaus: 
gegangen werden, die vorausfichtlich bis zum Wegfalle des Hin- 
derniffes verftreihen wird. Ebenſo darf bei der Leitung der 
vor Gericht ftattfindenden Verhandlungen, jowie bei Ausübung 
der procejsleitenden Gewalt die Rüdficht auf eine feinem Zwecke 
entiprechende, fchnelle Durchführung des gerichtlichen Verfahrens 
nie außeracht gelaffen werden, und e3 ift ihrerwegen nicht bloß 
auf die Einhaltung der für gewifje richterliche Acte vorgefchrie- 
benen Friſten, fondern auch auf die genaue Befolgung aller Be: 
flimmungen zu achten, durch welche nach der Abficht des Gefebes 
Störungen des Verfahrens, Vertagungen von Verhandlungen und 
andere nachtheilige Verjchiebungen Hintangehalten werden follen. 
le Erledigung - Rechtshilfeerſuchen. Nach 
er Otung Er 5 der J. M. E. v. 24. Mai 1898, 8. 12121, 
ftiaminifterium f zur Kenntnis gefommen, dafs dem 

——— an en her Procejsgerichte, die Erledigung der Rechts⸗ 
I fo viel als möglich zu beichleunigen, mitunter in ber minder 

hen Durchführung der HedhtBhiffeerfudhen Hinderniffe begegnen. 

Wenn bie erfuchten Gerichte den an fie gerichteten Aufforderungen 
zur Aufnahme von Beweilen oder zur Me NSaflung von Xcten, Aus⸗ 

nftsfachen u. dgl. nicht mit jener Raſchheit und Umficht entiprechen, 
deren fich Die — — wird nicht nur das Bemühen, 
die betreffende Sache ohne alle Verzögerung zum Abſchluſſe zu bringen, 
im einzelnen Falle vereitelt, ſondern, was noch viel bedenklicher iſt, Die 
erfreulicher Weiſe allenthalben zu beobachtende Energie in der formellen 

roceſsleitung abgejchwächt und der Boden für ein Zurückfallen in 
pa re Gewohnheiten geichaffen. 

Das Auftizminifterlum erwartet, dafs es genügt, die Gericht3- 
— auf dieſe Gefahr aufmerffam emacht zu haben, um fie zur 
KAEE en —— dieſes —* — weiges und Ri nachdruͤck⸗ 

Einwirkung auf — umſichtige und ſchleunige Erledigung der 
——— op ſpornen.“ 

v. 3. Juli 1900, 3. 13838: „Aus den monat- 
lichen ———— einiger Gewerbegerichte wurde entnommen, dafs, 
— des pflichtgemãßen und dankenswerten Bemühens der Gewerbe⸗ 

e, die gewerblichen Rechtsſtreitigkeiten jo raſch als möglich durch⸗ 

n, Streitigkeiten bisweilen länger als einen Monat deshalb an⸗ 
ängig bleiben, weil einem Rechtshilfeerſuchen des Gewerbe» 
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al (Erjuden um Beugenabbörung zc.) nicht mit ber gebotenen 
eichleunigung entjprochen wird. Wie das Auftizminifterium fchon in 
einem Erlafie an die ®ewerbegerichte vom 3. Juni 1898, 8. 13126, 
betont Hat, wird insbefondere von gewerblichen Wrbeitern jede Ver—⸗ 
zögerung in ber Abwicklung der Nechtsjachen jchwer empfunden, da fie 
gleich einer Verſagung des gerichtlichen Schuges nicht felten zum Ver⸗ 
ht auf den Antpruc nötdigt. Der gewerbliche Arbeiter bedarf nad) 

ge des Arbeitsmarktes der vollen Freizügigkeit, und es bedeutet für 
ihn eine Schmälerung der Gelegenheit zur vortheilhaften Verwertung 
der Arbeitsfraft unter Umftänden ſelbſt eine völlige — Ar 
Auffuchen neuer Arbeitögelegenheit. Unter Hinweis auf den Z.M. €. 
v. 24. Mat 1898, 8. 12121, P. 1, werben daber die Gerichte an- 
gewiefen, di Rees dire in gewerblichen Rechtsſtreitigkeiten aud 
dann, wenn fie nicht ausdrüdlich als dringend bezeichnet fein ſollten, 
mit aller thunlichen Beſchleunigung zu entſprechen. Das k. k. Präfidium 
wird erſucht, diefen Erlaf3 allen Gerichten und auch den Gewerbe⸗ 
gerichten zu verlautbaren. 


Bereinfahung der Geihäftsführung. 


+6, 85. Die Geihäftsführung bei Gericht fol thumlichft 
einfach fein. Somohl im Verkehre mit den Parteien, wie im 
inneren Dienfte, ift jede unnöthige Weitläufigfeit!) und jeder über- 
flüffige Koftenaufwand zu vermeiden. Jnsbeſondere ift das 
Schreibwert?) überall auf das geringft nothivendige Maß zu 
beichränten. 

Wenn die Livil- und Strafabtheilung eines Gerichtes oder 
das Gericht und deſſen Präfidium miteinander in Verkehr zu 
treten haben, follen die erforderlichen gegenfeitigen Mittheilungen 
in der Regel durch Ueberfendung der Ucten und dur) in Ur- 
ihrift auf den Acten abgegebene YUeußerungen?) erfolgen. Ein 
Austaufh von Schreiben zwifchen Abtheilungen desjelben Ge— 
richte oder ziwifchen Gericht und Präfidtum ift unftatthaft; 
insbeſondere ift für das Flüſſigmachen von Vorſchüſſen und für 
Erſätze aus dem Amtspaufchale die einfachite Form zu wählen. 

1) Es find daher die vorhandenen Yormularien in Civilproceß- 
und Erecutionsfahen zu benügen und für andere Saden ſolche anzu- 
legen, event. Stampiglien — 8. 94. — Vereinfachung ber Formen 
im Chedverlehr empfiehlt die J. M. V. v. 21. März 1899, J. M. V. B. 
Nr. 13, abgedrudt bei der Geldbuchverordnung, bei 8.70.08 — 


Das Telephon iſt jo oft als möglich zu benüben, 8. 100. 
Ausfertigung von Grundbbuhsauszügen und Urkundenabſchriften 
durd bie Gerichte au8 Anlaſs ber Eonvertirung von na nerösturbe 
tungen in der Höhe biz zu 4000 K. Mit Erlaf8 v. 14. Juli 1900, 3. 21781, Hat 
as zminiftertum im Einvernehmen mit bem Juftizminifterium allen Finanz 
bebörden zur Vermeid von Zweifeln hinfichtlich ber rkung ber Gerichte bei den 
von amtswegen DET nemenben Erhebungen in Füllen der im_$. 8 ber l⸗ 
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Ghalbforberungen eröfftet, dafs bie Sinanabchötden bearctigt And, von ben Gerichten 
4) en ’ D 
Id —* Aber Die Sachlage, welche fie zu la der im e fin, ae 
Insbeſondere find daher bie Finanzbehörden berechtigt, Auskünfte über ben Grundbuchs⸗ 
ftand, Aber bie in der Urkundenfammlung hinterlegten Urkunden und die Gonvertirungs- 
urkunden einzuholen. Selbitverftändlid, aber —* die Finanzbehörden ihrerſeits die 
Pflicht, die Mitwirkung der Gerichte nur inſoweit es sag Rn ‚in 
Anſpruch zu nehmen. In den meiſten Bällen wirb es für bie ſcheidung über das 
um die Gebürenerleichterungen vollkommen ausreichen, wenn dieſes Geſuch bem 
Grundbuchsamte im kurzen e behufs Beiſetzung ber ndbuchsdaten (Buftrirung) 
über bie zu convertirenden Saspoften, deren Zins und Nebengebüren, Beiſetzung 
des wejentlichen Inhaltes der a die Convertirung % Seäiepenben Uchunben mitgetheilt 
wird. Di eriheint es unzuläffte, an d chte in den obengedadjten 
Fällen mit dem Unfinnen um die Ausfertigung vollftändiger Grundbuchsauszüge und 
wortwörtlicher Urkunbenabichriften beranzutreien. (Mitth. 5 M. VB. B., ©. 2320/1900.) 
2) Bermeidung der Vielſchreiberei und ſchwerfälligen Ge— 
ſchäftsgebarung. In dieſer Hinſicht verfügt der J. M. E. v. 24. Mai 
1898, 8 12121, P. 4 folgendes: „Für die civilgerichtlihe, wie für 
die ftrafgerichtliche Thätigleit gilt der Grundjag, dafs, was mündlich 
mitgetheilt werden kann (Actenvermerf), nicht fchriftlich berichtet werden 
fol; in beiden Gebieten find nichtsſagende Erledigungen wie: 
„mit Freiſpruch erledigt, aufzubewahren” u. ä. zu vermeiden, und es 
ift davon nl der Kanzlei immer wieder fchriftlih das aufzu- 
tragen, was fie jelbft ohne Auftrag zu beforgen hat. Wenn ſich ber 
Borfteher ber Gerichtsabtheilung die Mühe nimmt, die Kanzlei in diefer 
Hinfiht zu unterrichten, jo wird fie auch ohne foldhe fchriftliche Er- 
innerung ihre Pflichten erfüllen. Wo eine Gewähr für die volle Ber- 
läſslichkeit befteht, fol man ſich auf eine mündliche Erinnerung und 
äußerftenfalls auf einen ſchlagwortähnlichen Vermerk beichränten. 


Der Vereinfachung ber Geihäftsjührung ift ftet3 die größte Sorg- 
falt — Dem entſpricht es nicht, wenn z. B. ein Gerichtshof 
die Koſten für die Escortirung eines Gefangenen im Betrage von 2 fl. 
einfendet und dann um Emmpfangäbeftätigun erſucht, das Gericht dieſe 
concipirt und in Reinſchrift einſendet. Hinſichtlich des Vollzuges ber 
durch die politiſchen Behörden verhäugten Arreſtſtrafen wurde 
der Vorgang beobachtet, daſs das Anſuchen um den Vollzug mit dem 
ſchriftlichen Auftrag zur Ueberwachung des Vollzuges erledigt wird, 
worauf nach Allan! einer Friſt wieder fchriftlich berichtet und ber In⸗ 
halt dieſes Berichtes der politiichen Behörde mit einem concipirten 
Schreiben mitgetheilt wird. Derartige Erfuchen geben bem Gerichte 
vielmehr nur dann zu einer Mittheilung Anlaſs, wenn die Strafe 
wirklich angetreten wird. Die Bewirkung des Strafantrittes und 
deifen Ueberwachung ift Sade der politiſchen Behörde. 


Es follte überflüffig fein, dies zu betonen, aber e3 muſs darauf 
hingewiejen werden, daſs auch in Strafjahen an die Einlaufftelle 
nur von anderen Behörden oder Parteien einlangende Schriftitüde, 
nicht aber vom Gerichte oder jeinen Segen ſelbſt verfaiste Berichte, 
Umtserinnerungen u. dergl. abzugeben find. Wenn daher über den An- 
tritt einer Strafe oder über deren Beendigung bejondere Meldungen 
eritattet werden, jo dürfen fie nicht auf bem Umwege über die Einlauf- 
ftele an bie betreffende Kanzleiabtheilung abgegeben werben. 


Nr. 13. 
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Selbftverftändlih tft auch In Strafſachen die Ausfertigung eines 
ee Deere um Suehen nicht zuläſſig ($. 346, 


) Ste müffen nicht vom Richter ſelbſt geſchrieben fein, 8. 191, Abſ. 4; 
es darf aber nicht ein Referat gemacht und abgefchrieben werden. 


Mündliher Verkehr und Einvernehmungen. 


$. 86. Der geichäftliche Verkehr zwiſchen Gericht und 
Parteien, fowie unter den verjchiedenen Organen eines Gerichtes 
fol ſich, ſoweit nicht gejegliche Vorjchriften?) entgegenftehen oder 
die Tragweite der abzugebenden Erklärungen oder andere 
zwingende Erwägungen im einzelnen Falle davon abgehen heißen, 
mündlich abwickeln. 

Auskünfte oder Aufflärungen, nach welchen ji außerhalb 
einer mündlichen Verhandlung oder Tagſatzung ein Bedürfnis 
ergibt, find entweder durch kurze fchriftlihe Aufforderungen 
(Formular Nr.13) zur Ueberfendung von Ucten, zur Beibringung 
von Beweifen, zur Belanntgabe von Adreſſen?), Vorlage von 
Urkunden u. f. w., oder durch mündliche Einvernehmung der 
Parteien zu verfchaffen. In gleicher Weije find dur) münd- 
lie Einvernehmung?) alle Zwijchenfälle zu erledigen, für welche 
eine fürmliche mündlihe Verhandlung‘) nicht vorgefchrieben ift 
und die unmittelbare Beiprehung mit der Partei oder deren 
Bertreter der Sachlage nach als das beite Mittel erfcheint, um 
Fragen und thatfächliche Verhältniffe einfach und raſch aufzu- 
fären oder zu ordnen. Die Einvernehmung von Perjonen, die 
ih nicht am Orte des Gerichtes aufhalten, kann durch dad Ab— 
fordern fchriftlicher Weußerungen erjeht werden. 

Die Aufforderung, vor Gericht zur Auskunftsertheilung 
oder zur Einvernehmung zu erjcheinen, kann mittel3 Vorlade— 

8. 86. Die Aufnahme eines Pro- | achtet wird, ift von der Partei, deren 
tofofle8 über die Vernehmung von | Mittheilung bloß durch einen Acten- 
eugen und Gacdhverftändigen zur vermerk beurfundet wurde, die Unter» 
Glaubhaftmachung eines Umftandes ift | fertigung des Vermerkes nicht zu ver⸗ 
in dem alle, al8 die Vernehmung | langen. 
außerhalb einer mündlichen Verhand⸗ Wioweit eine geſetzliche Verpflich 
lung erfolgt, nicht nothwendig, es ge⸗ tung der Gemeinden zu ber 
nügt ein kurzer fchriftlicder Wetenver- | Mitwirkung befteht oder die Gemeinde 
merk über das Ergebniß der Einver- | dazu bereit ift, kann die Einvernehmung 
—— (8. 86, letzter Abſatz, G. O.). | von Parteien zur Erlangung von Aus. 
"ne dies nicht zum Nachweife des | fünften oder Aufllärungen auch im 
atums oder zur Sicherftellung ander- | Wege des Gemeindeamtes erfolgen. 
weitiger Umftände fiir erforderlich er- | (J. M.) 
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zettel3 nach Formular Nr. 14, oder wenn das Porto gededt Kt. 14. 
oder vorausfichtlich eindringlich ift, mitteld Gorrefpondenzlarte®) 
geſchehen. Wo feine weitere Vorbereitung nöthig ift, genügt es, 

den Zwed des Erfcheinens durh die Worte „zur Auskunft⸗ 
ertheilung“ oder „zur Einvernehmung“ auszudrüden. 


Unter den angegebenen Vorausſetzungen wird von der Ein: 
vernehmung der Barteien und Betheiligten insbejondere Gebrauch 
zu machen fein, um Mängel der Procefsfähigkeit, der gejeßlichen 
Bertretung oder der Ermädtigung zur Proceisführung zu be- 
feitigen oder zu ermitteln, ob mit dem Aufſchub von Procef3- 
handlungen für die procefsunfähige Partei oder deren Gegner 
Gefahr verbunden ift (SS. 6, 8, 9 C. P. O.), um Die 
Bedenken, welche gegen die Echtheit einer Vollmacht beftehen, zu 
beheben (8. 30 C. P. D.), um die Aufflärungen zu erlangen, 
welche das Gericht bei einer Entſcheidung über die Entziehung 
des Armenrechtes und deren Rechtsfolgen (8. 72 C. P. DO.) oder 
bei der Enticheidung über die Einleitung eines borbereitenden 
Berfahrens bedarf (8. 247 €. P. O.), oder um der Partei bei 
Yriftverlängerungen oder Friftabfürzungen, bei Eritredung von 
Tagſatzungen u. |. w. die von ihr zu befcheinigenden Umſtände 
zu bezeichnen. 

Die Einvernehmung (Unhörung) kann, foweit nicht für 
den einzelnen Sal im Gejete etwas anderes angeordnet ift, 
ohne gleichzeitige Anweſenheit der übrigen einzuvernehmenden Ber: 
fonen®) und ohne Aufnahme eines Protofolles geichehen; e3 genügt 
ein kurzer fchriftlicher Actenvermerf über das Ergebnis der Ein- 
vernehmung. Ebenſowenig erfordert die Einvernehmung, daſs jeder 
der zu befragenden Perſonen Gelegenheit gegeben wird, fich über 
die von den übrigen Perjonen abgegebenen Erklärungen zu äußern.”) 

ı) Die eine Streitſache betreffenden, außerhalb der mündlichen Ver- 
handlung vorzubringenden 1 Ka Geſuche oder Mittheilungen erfolgen, 
foweit das Be ie ein Un en zu Protofoll geitattet, mittels 
Schriftjägen, 8. 74 ©, 211, Abſ. 4. 

3) Der Unterichieh” = —— von der mündlichen Ber- 
handlung ift in 8. 55 €. D., übereinftimmend mit dem lebten Abſatze, 

präcifirt: „Eine vom Belege angeordnete Einvernehmung der Parteien 

oder fonfli een Betheiligien ijt an die für mündliche Berhandlungen 
ee en nicht gebunden.” 

Fälle, wo eine mündliche, — — ———— 

—————— iſt, ſiehe bei 175 C. p. O. und 8. 55 E. O. — Die 

mundlichen Verhandlungen ſollen nicht auf dieſelben Tage, wenigſtens 
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nicht auf biefelben Tageszeiten wie die Einvernehmungen angeordnet 
werben, 8. 115. 

5) Neben der Correfponbenzlarte find nunmehr auch portofreie 
Rartenbriefe eingeführt (über deren Verwendung fiehe J. M. €. v. 
23. October 1900, 3. 20802). — Benachrichtigung der Parteien 
von der BZuftellung eined Urtheiles (Bahlungsauftrages) 
mittels Correfpondenzlarte. Bei mehreren Gerichten in Wien be- 
jteht die nachfolgend le Einridtung, um den Parteien oder 
ihren Vertretern die perjönliche Erfundigung zu erfparen, ob und wann 
ein Urtheil oder Bahlungsauftrag an die —— zugeſtellt worden 
iſt. Die Parteien werden durch einen im Gerichtshauſe vor den Ver⸗ 
handlungszimmern oder vor der Einlaufſtelle angebrachten Anſchlag 
darauf ———— gemacht, daſs die Kanzleiabtheilungen, ohne hiefür 
eine Haftung zu übernehmen, auf Wunſch der Parteien oder ihrer Ver⸗ 
treter ihnen mittels Correfpondenzkarte bekannt geben werden, wann 
das Urtheil King an die Gegenpartei zugeftellt worden ift. 
Zu dieſem Behufe haben die Parteien oder ihre Vertreter bei der TZag- 
japung, bei der das Urtheil gefällt wird, eine Eorrefpondenzlarte bei⸗ 
du ringen, bie ihre volle Mdreffe und auf der Nüdfeite die lediglich 

uch Einfegung ded Tages der Zuſtellung auszufüllende Mittheilung 
über die Zuſtellung an die Gegenpartei (unter Angabe der Streittheile 
und des Actenzeichens) enthält. In Wecjel- und Mandatsjachen ift 
dieje Eorrefpondenzlarte, wenn Erlafjung eines Zahlungsbefehles beantragt 
wird, der Klage beizulegen, ohne daſs jedoch im Texte der Klage darauf 
Bezug genommen werden dürfte. 

Nah den vorliegenden Berichten Hat fich dieſer Vorgang insbe⸗ 
ſondere bei denjenigen Gerichten bewährt, welche häufiger auf Grund 
eine8 bejonderen Gerichtöftandes einſchreiten und in diejer Eigenjchaft 
zahlreiche Verfäumnisurtheile zu fällen in die Lage Tommen. 

Die Manipulation wird weſentlich erleichtert, wenn auf den Zu⸗ 
—— und Rückſcheinen, deren Einlangen zur Ausfüllung und Ab⸗ 
endung einer Correſpondenzkarte Anlaſs gibt, ein Zeichen augebracht 
wird, das den mit dem Einlegen der Scheine betrauten Kanzleibeamten 
an die Ausfüllung der inzwiſchen etwa nach dem Actenzeichen geordnet auf⸗ 
bewahrten Correſpondenzkarten erinnert ( Mitth. J. M. V. B. ©. 76/1899). — 
Bufoige ver J. M. V. v. 12. December 1899, J. M. V. B. Nr. 51 (bei 
8. 347), kann dieſe Art der Benachrichtigung auch bet Fahlungsbefehlen 
im ann itattfinden. Falls von der Partei eine ſolche Corre- 
ipondenzlarte beigebracht wird, hat die Bejtätigung der Zuftellung an 
den Gegner auf der Ausfertigung bes Zahlungsbefehles zu unterbleiben. 
ol 6) ae deshalb auch zu einer anderen al3 der —** Zeit 
erfolgen, 8. 119. 

Wöortlich übereinſtimmend mit 8. 55 E. O. — Siehe über die 
Vereinfachungen im Betriebe der Concursgeſchaͤfte J. M. V. v. 5. Jänner 
100, 3. M. 3. B. Nr. 2 (bei 8. 94). — Die vereinfachte Geichäfts- 
behandlung in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit insbeſondere in 
Saden des Handels⸗ und Benoffenichaftsregifters wurde einem Gerichts» 
of mit Erl. v. 9. Auguft 1899, 8. 16207, eingefchärft (Mitth. I. M. 

. B., ©. 293/1899). 
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6. 87. Gemäß der Vorſchrift des 8. 86, Abſatz 1, Haben 
ih Organe der Gerichtskanzlei oder Bollftredungsorgane die 
Belehrungen, deren fie zur Ausführung übertragener Gefchäfte 
bedürfen, vom Richter mündlich zu erbitten.!) Ebenſo hat der 
Richter, wenn er zur Sicherung ordnungsmäßiger Geſchäfts⸗ 
beforgung es für nöthig Hält, neben dem ergangenen Bejchluffe 
oder Auftrage den Organen der Gerichtskanzlei oder den Voll⸗ 
ftredungsorganen nähere Weifungen zu ertheilen oder wenn 
ſolche Weifungen zur Behebung von Irrthümern oder Fehlern 
ertheilt werden möüfjen, die mündlich zu thun. Zu folcher 
mündlicher Darlegung des richtigen Vorganges und Bezeichnung 
der nachzuholenden Schritte wird insbefondere Anlaſs fein, 
wenn der Richter aus dem Berichte über einen erfolglojen Zu= 
Rellungsverjuch?) oder über vorgenommene Erecutionshandlungen 
entnimmt, daſs diefe Acte nicht gejegmäßig oder auftragsgemäß 
bewirkt wurbden®), und der unrichtige Vollzug die Fortführung 
des Verfahrens oder andere wichtige Intereſſen oder Rechte 
einer Partei gefährdet. 

Die Beftimmungen des vorhergehenden Abſatzes gelten auch 
für das Verhältnis zwiſchen den Ungeftellten der Gerichtskanzlei 
und den Dienern, durch tvelche fie Zuftellungen oder Erecutiond- 
Handlungen ausführen Lafien. 


1) Ueber die thatfächlichen Mittheilungen des Bollftredungsorganes 
iſt a ran aufzunehmen, e3 genügt ein kurzer Actenvermerk, 


2) Gemäß 8. 91 €. P. D. ° Gemäß 8.61 € ©. 


Parteinachrichten. 


$. 88. Ueber Mittheilungen von Parteien oder anderen 
Betheiligten, die, ohne einen Antrag zu enthalten, für Ladungen, 
Erſuchen oder andere gerichtliche Verfügungen Bedeutung haben, 
iſt ohne Unterſchied, ob fie einem richterlichen Beamten, der 
Gerichtskanzlei oder einem Vollſtreckungsorgane gemacht werden, 
kein Protokoll aufzunehmen, ſondern es ſind ſolche Mittheilungen 
durch einen kurzen von der Gerichtsperſon zu unterſchreibenden 
Vermerk in den Acten feſtzuſtellen, wobei gegebenenfalls zum 
Nachweiſe des Datums oder zur Sicherſtellung der Richtigkeit 
anderweitiger Umſtände (z. B. bei Bekanntgabe einer Wohnungs⸗ 
änderung)?) die Unterſchrift des Ueberbringers der Mittheilung 
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begehrt werden kann. In gleicher Weile ift, ohne Aufnahme 
eined Protofolles, die Ausjolgung von Urkunden oder anderer 
vom Richter, in der Gerichtskanzlei oder von einem Vollſtreckungs⸗ 
organe verwahrter Gegenftände zu beftätigen (3. B. bei Nüd- 
ftelung der gemäß $. 82 C. P. D.?) niedergelegten Urkunden 
oder bei Ausfolgung von Schriftftüden nach $. 219, Abſatz 3°), 
C. P. O. 
"Bi 8.11. P. O. 
Einſicht für den Geg 
3) Die bei Gericht nicht neh benötigten Shriftftüde find der 
Partet auf ihr Begehren auszufolgen. 


Bejeitigung von Yormgebreden. 


6. 89. Das Gericht foll den Parteien nicht durch Zweifel 
ſucht und Aengftlichkeit oder durch Zurückweiſung der Eingaben?) 
wegen des Mangels von Förmlichkeiten, die entweder unweſent⸗ 
ih find oder bei der mündlichen Verhandlung leicht nachgeholt 
werden können, Schaden verurfacdhen. 

Sormgebrechen eines Schriftfahes follen in der Negel ohne 
deſſen Rückſtellung befeitigt werden, wenn die Partei oder ihr 
Bertreter im Orte des Gerichtes ihren Wohnſitz haben. Die 
Bejeitigung des Formgebrechens wird in biefem alle durch 
eine miündlide Verfügung an die Gerichtskanzlei (Kanzlei- 
abtHeilung) angeordnet (8. 84 C. P. D.). 

Der Gerichtsfanzlei Itegt ſodann ob, die Partei oder deren 
Bertreter zum Erfcheinen in der Gerichtskanzlei aufzufordern 
(8. 86, Abſatz 3)%) und ihnen hier entweder bloß die erforder- 
lihen Aufträge und Anweiſungen zu ertheilen oder darauf hin⸗ 
zuwirken, daſs die Verbefjerungen fogleich in der Gerichtskanzlei 
unter Anleitung des Kanzleiorganes thatſächlich vorgenommen 
werden; eine Beurkundung dur Aufnahme eines Protofolles 
findet nicht ftatt. Bet der Aufforderung zum Erſcheinen ift 
mitzutbeilen, welche Urkunden oder fonjtigen Schriftftüde mit- 
zubringen jind. 

Wenn die Bejeitigung von Formgebreden auf diefem Wege 
nicht innerhalb dreier Tage nad) Meberreichung des Schriftiahes 
bewirkt werden Tann, jo ift diefer nachträglich mit den nöthigen 
Anweiſungen der Partei zurüdzuftellen; zu dieſem Zwecke bat 
die Gerichtäfanzlei den Schriftfa nach Ablauf der bezeichneten 
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Frift unter mündlicher Bertchterftattung dem Nichter (Borfigen- 
den des Senates) vorzulegen.‘) 

Die Befeitigung der Formgebrechen von Schriftfägen, die 
zur Borlage an ein übergeordnetes Gericht beftimmt find (3. 8. 
einer Berufungsfchrift, die ohne Unterſchrift eines Advocaten 
überreicht wurde), ift nicht dem Verfahren vor dem übergeord- 
neten Gerichte vorzubehalten, fondern fogleich vom Gerichte erſter 
Inſtanz zu veranlafien. 

Die Beitimmung des $. 85, Abfab 2°), der Eivilproceis- 
ordnung findet auch auf die Friſten für Erhebung von Rechts⸗ 
mitteln Anwendung. 

1) Sn Betreff der Zurüdftellung von Eingaben bejagt der 
J. M. €. v. 13. December 1898, 8 27762 folgendes: Manche Gerichte 
ee den Beichlufs ſogleich in rſchrift I eines der Eremplare bes 

riftfaßes und Kin jämmtliche Eremplare zurüd, jo daſs die Acten 
ein Eoncept des Beichluffes überhaupt nicht enthalten. Nach Anficht des 
Zuftizminiftertums ift dieſer Ießtere Vorgang nur bei einfachen Beſchlüſſen 
zu billigen, die einer Anfechtung .. ausgefeßt find oder vorausfichtlich 
nit angefochten werden, wie z bei ——— zur Verbeſſerung 
u. ä. Sonſt ſoll der Befchtufs Hl dem für die Gerichtsacten beitimmten 

emplare entworfen und auf einem der zurüdzuftellenden Exemplare 
in RE ausgefertigt werden. Soll die Eingabe verbeilert bei 
demfelben Gerichte wieder eingebradht werden oder gr fie infolge der 
Burüdweilung bei einem anderen Gerichte neuerlich überreicht werden, 
fo empfiehlt es ih, um den Barteien Koften zu eriparen, alle Erem- 
— urüdzuftellen und deshalb den fraglichen Be chinj⸗ ſeparat zu 
en und zu den Acten zu nehmen. Im Falle eines Recurſes iſt 
fobann der beſchwerdeführenden Partei eventuell die ihr zurücdgeftellte 
7 wieder abzufordern. 
Verfahren vor — der Vorſitzende. 
— a Form. Ar. 14, oder Correipondenzlarte, auch 
oni 

er Hierauf ergeht der Beſchluſs auf Yurüdftellung, bei befrifteten 
e — — ve — ſt für die Wiederanbringung. Der 

n 

8) Seßung einer Reproductionsfrift, bei deren Verjäumung die 
Eingabe nit ald am Tage des erften Einlangend überreicht ange 


ſehen wirb. 
Mündlihes Unbringen bei Gericht. 

*6.90. Der Vorfteher des Gerichtes kann, nöthigenfalls unter 
Feſtſetzung eines Wechſels im verfügbaren Perſonal, richterliche 
oder Ranzleibeamte oder geeignete Kanzleigehilfen im voraus 
beftimmen, die alle innerhalb der Gefchäftsftunden vorfommenden 
mündlichen Anbringen ohne Unterfchied, vor welchen richterlichen 
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Beamten oder zu welcher Gerichtsabtheilung die fragliche Rechts⸗ 
fache gehört, entgegenzunehmen haben. Die Protokolle über das 
mündliche Anbringen find fodann, ohne Vermittlung der Ein- 
laufitele, an die zuftändige Abtheilung oder an den Kanzlei⸗ 
beamten zu überjenden, der für den einzelnen Richter die Ein- 
gaben zu übernehmen bat.?) 

Bei Bezirkögerichten find in der Regel für die Enigegen- 
nahme von mündlichen Klagen, Unträgen und Erklärungen in 
bürgerlichen Rechtsfachen und in Privatanflagefachen beftimmte 
Tage?), und zwar wöchentlich mindeftens ein Tag mit der Wirkung 
anzujeen, daſs an anderen Tagen alles nicht dringliche münd- 
lihe Anbringen wegen unauffchtebbarer amtlicher Geichäfte auf 
diefen Tag vertiefen werden kann. 

Die Stelle, an welche fih die Parteien mit mündlichen 
Undringen zu menden haben, die gemäß Abjag 2 für münd⸗ 
liches Anbringen beftimmten Tage und der Tag, an welchem 
Parteien ohne VBorladung vor dem Gerichte ericheinen können, um 
einen Rechtöftreit anhängig zu machen und darüber zu verhandeln 
(8.439 C. P. O.), find durch Anſchlag in der Nähe des Einganges 
des Gerichtshaufes bekannt zu geben. Die Bezirkögerichte außer: 
halb der Städte haben überdies die Tage für mündliches Anbringen 
und für Einleitung von Procejöverhandlungen in den Gemeinden 
ihres Sprengels auf ortsübliche Weiſe verlautbaren zu laffen. 


Ladungen und Benachrichtigungen, die auf Grund eines 
Anbringen? zu Protokoll erfolgen, haben an diejenigen Perſonen, 
welchen im Falle fchriftliden Anbringen ein Eremplar des 
überreichten Schriftfages zuzuftellen wäre, mittel Abſchrift des 
Protofolles, an die Partei, deren Anbringen protofollirt wird, 
nah Zuläffigfeit des Geſetzes durch mündliche, im Protokolle zu 
beurfundende Mittheilung?) oder durch unmittelbare Cinhändigung 
eines Vorladezetteld oder einer Rubrik, an alle anderen Ber: 
jonen aber mittel Worladezettel3 oder mitteld kurzer fchrift: 
licher Mittheilungen zu gejchehen. 

1) Wenn fie Beſchwerden oder Betreibungen enthalten, find fie dem 
Gerichtsporfteher vorzulegen, 8. 75. Brototole, in welchen eine grund- 
bücherlihe Eintragung begehrt wird, oder welche gu einer folchen un 
lönnen, find dem Grundbuchsführer zu übergeben, 8. 77, Abi. 2. 
find in der Negel nur in denjenigen Gefeäßtsfuunden, en 
während welcher die Einlaufitelle offen ſteht. Ein nah Schließung der 
Cinlaufftelle aufgenommenes Protofoll ijt erft dann dem Grundbuchs⸗ 
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beamten zu überfenden, — die Einlaufſtelle das aan — 
eröffnet — 8.10, $.M.®. v. 17. December 1898, R. G. 8. Nr. 22 

(bei 8. 77). — Auf Protofolfen, welche grunbbücherlige Eintragungen ie 
en der Zeitpunkt ihres Abfchluffes anzugeben. (Siehe J. M 

u 

> 2) Es kann auch angeordnet werden, daſs an dieſem Tage nur 
während beftimmter Seihäftsftunden die Entgegennahme des mündlichen 
Anbringens ftattfindet, 8. 42, Abſ. 3. 

Insbeſondere bie Ladung des Privatanklägers zur Hauptverhand- 
lung, $. 77 St. P.D. — Wemn ige auf die Yuftellung des auf die 
Klage ergebenden Beichluffes, 8. 437 C. B. D., verzichtet, genügt auch 
die mündliche Mittheilung der — 

6.91. Ueber ein mündlich angebrachtes Anſuchen um Ge- 
währung eines Darlehens aus der gemeinfchaftlichen Waifencafja?) 
ift in der Regel ein Protokoll nicht aufzunehmen, fondern ledig⸗ 
lich der Name des Darlehenswerbers unter Angabe der Höhe des 
begehrten Darlehen? und der al3 Pfand zu beftellenden Liegen- 
Ichaft in ein Verzeichnis der Darlehenswerber einzutragen. Diejes 
Berzeihnis hat der Vorfteher des Gerichtes oder der von ihm 
damit beauftragte richterlihe Beamte zu führen. 

Die Bewilligung eines Darlehens oder die Ablehnung des 
Anfuchens ift in dem Berzeichniffe anzumerken. 

1) Acten 8. 273, Abſ. 4. 


Eintragungen in die Acten und Niederjchriften. 


*6. 92. Alle Eintragungen in Regifter, Bücher, Verzeich- 
niffe und Vormerfungen, fowie alle nur für den inneren Dienft 
beftimmten Niederſchriften find thunlichft kurz zu faffen. Dies 
gilt in3bejondere von den in die Acten aufzunehmenden Be— 
merfungen über Eingang, Zuftelung und Abfendung von 
Schriften, über Ausführung amtlicher Aufträge, über Vorlegung 
oder Mittheilung von Acten. 

In diefen Bemerkungen ift fih auf die Feſtſtellung 
des Wefentlihften in der Form kurzer, fchlagwortähnlicher 
Notizen zu beichränten. Jede ſolche Bemerkung muf3 von ber 
Perfon unterfchrieben werden, welcher die in der Bemerkung 
bervorgehobene geſchäftliche Verrichtung obliegt. 

Sn den Eintragungen und Niederjchriften, fowie im Ver: 
fehre ziwifchen den verjchiedenen Wbtheilungen und Organen 
desjelben Gerichtes und zwiſchen Geriht und Staatsanmwalt- 
Schaft jollen nebſt den allgemein verftändlichen Abkürzungen für 


— — 
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die Häufigft vorkommenden Benennungen bejondere Abkürzungen 
gebraucht werden, welde in Ermanglung anderweitiger Anord- 
nungen vom Gericht3vorfteher feitzuftellen find, 


Beitangaben find im inneren Dienft durch Zahlen auszu- 
drüden (3. B. 10/12 98 = 10. December 1898). Vorname 
und Stand der Betheiligten dürfen abgefürzt werden, wenn 
nicht das Verſtändnis dadurch beeinträchtigt wird. 


Für metrifhe Maße und Gemwichtögrößen und für Geld- 
lorten find in allen gerichtlichen Eintragungen und fonftigen 
Niederfchriften ſowie in den gerichtlichen Erledigungen die— 
jenigen Abkürzungszeichen zu gebrauchen, welche durch die dar⸗ 
über erlaffenen Borfjchriften!) angeordnet find. 


) a. Maße und Gewihtsgrößen. 

Snfolge eines Anſuchens des k. k. Handelsminifteriums wird dem 
Präfidium (der Oberftaatsanwaltichaft) eine Zuſammenſtellung der von 
der Blenarverfammlung der k. k. Normalaihungscommilfion angenom- 
menen Ablürzungszeichen für die metriihen Maß⸗ und Gewichtsgrößen 
mit der Aufforderung mitgetheilt, fi) vorkommenden Falles diejer Ab⸗ 
fürzungszeichen zu bedienen und die unterftehenden Organe in gleichem 
Sinne anzumeljen. 

I. Längenmaße. Kilometer km, Meter m, Decimeter dm, Eenti- 
meter cm, Millimeter mm. 

HD. Flächenmaße. Uuadratfilometer km?, Quadratmeter mt, 
Duadratdecimeter dm?, Duadratcentimeter cm®, Quadratmillimeter mmt, 
Heltar ha, Ur a. 

DI. Raummaße. Cubikkilometer km’, Eubilmeter m*!, Eubil 
decimeter dm*?, Eubilcentimeter cm’, Cubilmillimeter mm?. 

IV. Hohlmaße. Hektoliter Al, Liter I, Deciliter dl, Sentiliter cl 

V. Gewichte. Tonne £, metriſcher Centner q, Kilogramm kg, 
Delagramm dkg, Gramm g, Decigramm dg, Centigramm cg, Milli- 
granım mg. 

1. Zu den Abkürzungszeichen wird in Schrift und Drud Iateintiche 
Curſivſchrift verwendet. 

2. Den Zeichen ift rechts Fein Punkt beizujegen. 

3. Die Beiden werden den Zahlen rechts in gleicher Zeile bei- 
gefügt: bei Zahlen mit Decimalftellen nad) der lebten Decimafitelle. 
(J. M. €. v. 23. Mär; 1883, 3. 4515.) 

In dem mit J. M. E. v. 23. März 1883, 8. 4515, befannt gegebenen 
Schema von —— — für die metriſchen Maß⸗ und Gewichts⸗ 
größen blieb das Myriameter unberüdfichtigt. 

Ueber Erſuchen des k. k. Handelsminijteriums werden nunmehr 
die von der diesjährigen Plenarverfammlung der k. k. Rormalaihungs- 
commilfion angenommenen Ablürzungszeihen um für dad Diyriameter 
und um? für das Duadratmyriameter den Auftizbehörden zur Er« 
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änzung des erwähnten Abkürzungsſchema mit der Weiſung mitge gr 
NG, en Falles diefer ——— zu bedienen. ER 
Mat 1886, 8. 7210, 3. M. 8 

b. we 

Mit der V. d. F. M April 1893, 8. 2112, F. M. V. B. 
Nr. 17, wurde definitiv —5* ale feitens der demjelben 'unter- 
ftehenden Behörden für die Bezeichnungen Krone und Heller die Ab⸗ 
fürzungen K und h zu gebrauchen find. 

Das Finanzminiſterium hat ſich weiter für die ra = 
Ausdrudes „balerz“ in der polniſchen Sprache für die M — 
—* und ſeinen Dienſtbereich te dafs . rt et der 

it F. M. 8. v. 1. April 1893, 3. 2112 Nr. 17, all» 
—— vor efösriebenen Abkürzung „b“ für She — zu verbleiben 
habe. — at ‚grizeitig den Wunſch — daſs auch in den 
der ſtaatlichen Verwaltung Gal iziens ſich der gleichen 

* a Abkürzung für die Münze „Heller“ bedient werde. 
(JM. 8. 8. 1893, ©. 193.) 


—— der were verfügt J. M. V. v. 
8. März 1 k. k. Minifterium 
für Cultus und ee bat fih auf — — Lt —— 
Centralcommiſſion and) an das Juſtizminiſterium mit dem il en ge 
wendet, auf eine gleichförmige a a u He tens der 
Auftizbehörben hinzuwirken. Obwohl das Juſtizminiſterium nach feinen 
Beobachtungen annehmen zu dürfen glaubt, daſs die Juitizbehörden die⸗ 
jenige Form ber —— * ſchon derzeit anwenden, deren all⸗ 
gemeiner Gebrauch bei Rechnungen, Ausweiſen, — menge — u. dgl. 
als wünjchenswert bezeichnet wird, nämlich 3. Bier- 
tanfend Millionen, „ünfzie Sundertftel), fo — das Sufffaminifterhem 
doch feinen Anftand, allen Juitizbehörden zu empfehlen, bei mehrgifferigen 
Zahlen je 3 Biffern in eine Gruppe derart zufammenzufafien, daſs vor 
Der legten Hunderter, Zehner und Einheiten enthaltenden Gruppe ein 
Punkt, vor der vorletzten ein Beiftrich, vor der bdrittlegten wieder ein 
Punkt, vor der viertlegten wieder ein Beiftrich und fo alternirend fort, 
ftet3 am Fuße der Ziffern geſetzt werde, ferner die Decimalen in der- 
felben Große wie die ganze Zahl zu fchreiben und von diejer Durch einen 
Punkt oben zu trennen. 


*6. 93. Wenn dem Grundbuchsführer (Grundbuchsamt) 
oder einer anderen Wbtheilung oder einem Angeſtellten der 
Gerichtskanzlei Aufträge zu Eintragungen, Vormerkungen oder 
anderen Niederjchriften ertheilt und zu diefem Zwecke die frag: 
lichen Acten zur Einficht vorgelegt werben (Vid. Grundbuch; 





8. 93. Der auf einem Gefhäfts- | dung einer Rubrik für die Grundbuchs⸗ 
ftüde behuf8 Bollzuges einer bücher- | acten. Die Anmerkung ift infolge dieſes 
li En En ran ebrachte Vermert | Bermerkes dem Beſchluſſe gemäß, 3 an 
id. Grundbuch ee die Ueberfen- | vollziehen ($$.138,157 ©. 0, (Z.M 

26 
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Vid. Pfändungsregijter; Vid. Zuftellungsbeamter u. |. w.), fo 
hat der Sanzleibeamte oder Kanzleigehilfe, der die Eintragung, 
Vormerkung oder Niederfchrift zu bewerkitelligen bat, zur Be 
ftätigung der Acteneinfiht und der Bollziehung des Auftrages 
dem Einfichtsvermerfe feine Unterjchrift (Namenszeichen) und 
die Bahl (Poft, Kournalnummer u. |. w.) des Regiſters, Buches, 
Verzeichniſſes oder des Vormerkes beizufügen, in dem er bie 
Eintragung vorgenommen bat. 


Sormularien. 


6. 94. Für oft vorkommende, einfache oder mit geringen 
Abweichungen fich gleichbleibende gerichtliche Erledigungen und 
deren Wusfertigungen!), für Schreiben und Berichte, für Mit: 
theilungen der Gerichtäfanzlei oder Vollſtreckungsorgane ſowie 
für mündliches Anbringen und für die übrigen am häufigsten 
wiederkehrenden Beurfundungen des gerichtlihen Verfahrens 
find Formularien zu verwenden. 

Für welche Gefchäftsacte des Verfahrens in bürgerlichen 
Nechtsftreitigkeiten?) und in Executionsſachen Formularien zur 
Anwendung gelangen dürfen, fowie der Text diefer Yormularien 
wird vom Suftizminifter feftgejebt; der Gebrauch anderer, als 
der vom Auftizminifter genehmigten Yormularien ift in dieſen 
Geſchäftszweigen unſtatthaft. Wenn fich die Einführung neuer 
Formularien oder Aenderungen im Zerte der zugelaffenen For: 
mularien als nothwendig oder zweckmäßig ergeben, find darüber 
die erforderlichen Anträge an das Aujtizminifterium zu ftellen. 

Die zugelafjenen Yormularien werden in einem amtlichen 
Berzeichniffe zufammengeftellt, in welchem jebes Formular eine 
beitimmte, fefte Nummer erhält, die für feine Bezeichnung in 
den richterlichen Aufträgen an die Gerichtöfanzlei maßgebend ift. 

Bei jedem Gerichte müſſen fämmtliche für Gerichte Diefer 
Urt vorgefchriebenen Formularien vorräthig gehalten werden. 

Für Erledigungen, Mittheilungen u. ſ. w.?), deren Kürze 
den Gebrauch von Formularien unzwedmäßig macht, ſowie für 
die Bezeichnung des Gerichtes, der Wbtheilung, der Gejchäfts- 
zahl und für ähnliche in die Formularien aufzunehmende Er: 
gänzungen find Stampiglien zu benügen. Der nicht mündliche 
Verkehr zwiſchen dem Nichter und der Gerichtsfanzlei und den 
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Bollftredungsorganen iſt gleichfalls dur Verwendung von 
Stampiglien thunlichft zu erleichtern. 

Bei Erledigungen, Aufträgen, Mitteilungen und Beurkun- 
Dungen, für welche im einzelnen Falle Formulare nicht benübt 
werden können, ift thunlichft die in den vorgefchriebenen For⸗ 
mularien für Ucte gleicher Art und gleichen Inhaltes gebrauchte 
Faſſung anzumenden.*) 

1) Reinichriften, Die durch Ausfüllung von Formularien hergeftellt 
werden, müflen aud) dort, wo eine eigene Schreibabtheilung befteht, in 
den einzelnen Abtheilungen hergeſen werden, 8. 326, Abſ. 8. 

2) Die Formularien für das Verfahren außer Streitſachen, dann 
für Strafſachen find den folgenden Beſchränkungen nicht unterworfen. 

Für das Soncurdverfahreu wurden mit J. M. 8. v. 5. Jänner 
10, J. M. 8. B. Nr. 2, neue Formularien eingeführt. (Siehe Diele 
Berordnung bei 8. 241.) 

) 9. 9. Eingangsvermert 3 66, allenfalls die Zahl des Grund- 
buchs und Firmentagebuches 88. 77, Abſ. 4, 78, Ubi. 3, des Bräfidial- 
journal® $. 79, Ermädtigung zur emp ongnabıne bon Reiſegebüren 
und der im $. 104 bezeichneten Gebüren 88. 96, Abi. 4, 109, Abi. 1, 
Bermerf über gebürenfreie Buftellung 8. 369, Ubi. 2, u. a. 

4) Der fogenannte Kanzleiftil ſoll vermieden und eine allgemein 
veritändlicdhe Schreibweile angewendet werden. 


Berordnung des AYuftizminifteriums v. 7. October 1897, 
83. 22891, J. M. ®. B. Nr. 38, betreffend die Formularien 
für gerihtlihe Erledigungen in bürgerlihen Rechtsſtreitig— 
leiten und in Erecutionsjadhen. An alle Gerichte. 


Sm Sinne des $. 94 der Geſchäftsordnung für die Gerichte erſter 
und zweiter Inſtanz findet das Yuftizminifterium anzuordnen: 

I. Für rg Geſchaäftsacte des Verfahrens in bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigleiten und Executionsſachen bis auf weiteres Formularien zur 
Anwendung gelangen dürfen, fowie der Tert Diefer Yormularien wird 
durch den Inhalt des vom Zuftizminifterium herausgegebenen, im Com⸗ 
miffionsverlage der Manz'ſchen !. und k. Hof-Verlagd- und Univerfitäts- 
budhandlung in Wien erjcheinenden „Formularienbuches zur Civil⸗ 
ie und re A beitimmt. 

Jedem Gerichte wird ein Eremplar des Formularienbuches*) auf 
Rechnung des Zuftizminifteriums beigeftellt werden. 

Für die Berfachbuchländer wurden, infoweit bie Einrichtungen des 
VBerfachbuches dies erfordern, beiondere Yormularien zur Erecutions- 
ordnung feftgeftellt, deren Inhalt duch einen Anhang zum Formularien- 
bud bekimmt wird. Diefer Anhang gelangt in gleicher Weiſe wie das 
Formularienbuch felbft zur Ausgabe. 

” tft zufolge 3. M. 8. v. 10. Jänner 189, J. M. B. B. Nr. 2, ein 
Radıtrag ——— ler — —— 

U. Von den im Formularienbuche und in deſſen Anhang ent⸗ 
haltenen Formularien wurden vorläufig die in dem angeſchloſſenen Ver⸗ 

26* 
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zeichniffe angeführten Formularien in Drud gelegt. Diefe Drudforten 
müflen, joweit die betreffenden Geſchäfte bei den einzelnen Gerichten vor- 
fommen, dort vorräthig gehalten werden. 

Die im Berzeichniffe angegebenen feften Nummern dienen zur 
Bezeichnung des Formulares ſowohl bei der Beitellung der Druckſorien, 
wie bei den richterlichen Ausfertigungsaufträgen an die Gerichtälanzlei. 

Für die Gerichte in den Verfachbucdhländern entfallen vollitändig 
die Formularien Nr. 94, 112, 113, 117, 118, 179, 180 und 181 bes 
Berzeichnifies; die Formularien Nr. 185 bis 214 treten an die Stelle 
der im Berzeichniffe angeführten allgemeinen Formularien. 


II. Die übrigen in das Verzeichnis (II) nicht aufgenommenen, 
jedoch im Formularienbuche enthaltenen 89 Yormularien wurden wegen 
ihrer voraugfihtlich weniger häufigen Verwendung dermalen nicht in 
Drud gelegt. Den Gerichten ıft es jedoch unbenommen, aud) diefe For- 
mularien oder einzelne davon druden oder im lithographiichen e 
vervielfältigen zu laffen, wenn die bezüglichen Sefchäfte fo zahlreich find, 
daſs die Berwendnng folder Drudiorten oder Lithographien als nennens⸗ 
werte Erleichterung der Geſchäftsbehandlung ſich rechtfertigt. Die von 
den Gerichten in Drud gelegten oder lithographirten Formularien müflen 
hinfichtlich des Papieres und, fofern fie durch Drud hergeftellt werben, 
auch in der Ausftattung und Anordnung des Drudes mit den ähnlichen 
Tormularien des Verzeichniſſes möglichſt übereinftimmen. 


IV. Andere als die im Formularienbuche enthaltenen Sormularien 
dürfen bis auf weiteres in Civilproceſs⸗ und Exrecutionsfachen nicht ver⸗ 
wendet werden. 

Denn fi die Einführung neuer Formularien oder Wenderungen 
im Texte der zugelafienen Formularien ald nothwendig oder zwedmähig 
ergeben, find darüber die erforderlichen Anträge an das Auftizminiftertum 
zu ftellen (8. 94, Abi. 2, der Geſchäftsordnung). 

Bei Gerichten mit jehr — Geſchaͤſtsumfange koͤnnen Formu⸗ 
larien, die in beträchtlichen Mengen verbraucht werden, durch VBeidrud 
des Namens und der Bezeichnung des Gerichtes, der Adreſſe des Ge 
richtögebäudes oder der Gerichts- oder Kanzleiabtheilung u. dgl. ergänzt 
werden. In der Regel find aber derlei Zuſätze mittels Stampiglien- 
drudes auf den Drudiorten anzubringen. 

V. Inſoweit nicht der einzelne Fall eine Uenderung des feftgeftellten 
Tormularientertes erheijcht, fol in der Regel diefer unverändert bei- 
behalten werden. 

Im Antereffe der möglichft weitgehenden Berminderung bes Schreib- 
geichäftes ift überall, wo eine Drudiorie verwendet werden kann, Diele 
auch thatjächlid zu benügen, und zwar nicht nur für die Aufnahme 
von Protofollen und für die Herftellung von Ausfertigungen und Wb- 
ichriften, fondern auch für den Erledigungsentwurf, wenn ein joldyer 
verfafst wird. Bei jenen Drudforten, in deren Tert mehrere eventuelle 
Säle vorgefehen find, ift der im einzelnen alle nicht anwenbbare Vor⸗ 
drud zu durchſtreichen. 

VI. Die Vornahme Handfchriftlider Uenderungen an dem Xerte 
der im Drude aufgelegten Formularien ift nicht verwehrt, und es find 
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insbefondere alle Aenderungen und Einſchaltungen geftattet, welche durch 
die Beionderheiten des einzelnen Falles gefordert werden. 

Auch ſoll die Häufig gebotene Gelegenheit ausgenüßt werden, ein 
zunädft nur für einen Fall beftimmtes Formulare durch geringfügige 
bandichriftlicde Aenderungen und Durchftreichungen auch anderen Füllen, 
für welche das Formulare zunächſt nicht beftimmt ift, anzupaflen. In 
den Anmerkungen des Yormularienbuches ift auf eine derartige mehr- 
fache Benütung desjelben Formulares Bedacht genommen, ohne daſs 
damit alle Unwendungsmöglichkeiten erjchöpft werden jollten. 

Wo Hingegen die VBerweudung einer Drudjorte im bejonderen 
Falle nur möglich wäre, wenn der größte Theil des Formulares hand- 
Ichriftlih abgeändert würde oder beträchtliche hHandichriftliche, im For⸗ 
mulare nicht vorgejehene Einfchaltungen oder Mobificationen vor- 
— werden müſsten, iſt die handſchriftliche Herſtellung der 

—— vorzuziehen. 

. Wenn es mit Rüchſicht auf die große Zahl der erforderlichen 
Ausfertigungen eines und desjelben Beſchluſſes weniger Arbeit macht, 
den ganzen Beſchluſs mit chemifcher Tinte zu jchreiben und zu litho- 
Graphen. als die Druderemplare des vorhandenen Formulare aus 
——— iſt die erſterwähnte Art der Herſtellung der Ausfertigung zu 

en 


VID. Die Ausfüllung der Formularien im Formularienbuche, 
fowie die dort den einzelnen Yormularien beigefügten Anmerkungen 
jollen die Art der Verwendung der Formularien veranjchaulihen und 
erläutern und an den durchgeführten Yällen ein unverbindliches Beifpiel 
einer dem Geſetze entſprechenden, — und kurzen Faſſung der ge- 
Eu en Protokolle, Beſchlüſſe und Urtheile bieten. 

Die in das Formularienbuh und in das Berzeichnis (LI) 
aufgenommenen Formularien für einige Geichäfte des Verfahrens außer 
Streitſachen follen der Gerichtskanzlei die Ausführung der Geſchäfte 
erleichtern, die fie gemäß den Sorjchriften der Geſchäftsordnung (88. 315, 
321 u. a.) in Angelegenheiten der Gerichtöbarleit außer Streitſachen 
ee ohne richterliden Auftrag zu bejorgen hat. *) 

*) Das Verzeichnis der Formularien wurde hier nicht abgedrudt. 


—— des re v. 10. Jänner 1899, J. M. 

B. B. Nr. 2, betreffend die Formularien für gerichtliche 

Erledigungen in bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten und im 
Erecutionsfahen. Un alle Gerichte. 


[Die 88. 1 u. 2 betreffen die Aenderung ber im Gebrauch ftehenden 
Hormmlarien und die Einführung neuer Formularien.) 


Trennung und Berbindung von Formularien. 


8. 4. Wenn bei einem Gerichte einzelne der mehreren, im Vor⸗ 
druck eines Formulares vorgefehenen Verwendungen fo haufig vorkommen, 
Dats der Befiß eines eigenen, nur diefen beftimmten Yal betreffenden 
Formulares eine weientliche Erleichterung der Geichäftsbehandlung und 
eine erhebliche Werminderung des Schreibwerles bewirkt, jo Lönnen 
Durch Trennung des Textes bes vorgejchriebenen Formulares Drud- 
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forten oder Face Bervielfältigungen bergeftellt werden, die mit 
Hinweglaffung des auf deu einzelnen Fall uicht paflenden Vordrucks 
nur für ben einen oder anderen der im urſprünglichen Formulare 
zufammengefajsten mehreren Fälle beſtimmt find. 

Ebenfo kann unter der nämlidhen Vorausſetzung wegen des be- 
fonder8 häufigen Vorkommens von Kombinationen mehrerer Fälle, für 
welche je ein bejonderes Formular vorgefchrieben ift, der Text dieſer 
mehreren Yormularien verbunden werden, um durch Herftellung einer 
jenen Kombinationen angepafsten Drudforte oder lithographifchen Ber- 
ea die Geihäftsbehandlung zu erleichtern und Schreibarbeit 
zu ſparen. 

Bei folder Trennung oder Verbindung darf an dem im Formu- 
larienbuche feftgeftellten Texte der Formularien feine andere Aenderung 
vorgenommen werden, als welche durch die Trennung oder Verbindung 
der mehreren Texte felbft nothiwendig wird. Sofern fte in Drud ge 
legt werden, müljen die Formularien auch hinſichtlich der Unordnung 
es und der Ausftattung den allgemein eingeführten Drudjorten 
entiprochen. 

ö Befondere Sorgfalt muſs bei der Verbindung von mehreren 
Formularien auf die richtige und zweckmäßige Abfafjung der Zuitellungs- 
verfügung verwendet werden. 

8. 5. Durch Trennung oder Verbindung gebildete Formularien 
bürfen nur mit Genehmigung de3 Oberlanbesgerichtäpräfipiums in Ge 
braud genommen werden. Die Oberlandesgerichtspräfidien haben bei 
der Prüfung der vorgelegten Entwürfe vor allem in Erwägung zu 
iehen, ob thatjächlich ein Bedürfnis nach einem foldhen Formulare be 
het Ein Uebermaß von Drudjorten kann die Gejchäftsbehandlung 
eicht erſchweren, ftatt fie zu vereinfachen, und ift auch deshalb zu ver- 
meiden, um dad Amtspaujchale nicht unnöthigerweife zu belaften. In 
jedem Oberlandesgerichtsſprengel muj3 ferner hinſichtlich diefer Formu⸗ 
larien thunlichfte Einheitlichfeit beftehen, damit nicht die Verſorgung 
der Gerichte mit folhen Drudfiorten fchwierig wird und fih zu ehr 
vertheuert. 

8. 6. Bon den auf Grund der Genehmigung bes Überlandes- 
gerichtspräfidiums auf mechaniichem oder chemiſchem Wege Shan bi 
oder durch Drud bergeitellten Formularien find je zwei Exemplare dem 
Präfidium des Gerichtshofes erfter Inſtanz, dem Oberlandesgerichts⸗ 
präfidium und dem Auftizminifterium vorzulegen. 


Die für das Juſtizminiſterium beftimmien beiden &remplare 
müſſen innerhalb 4 Wochen nad) ber Genehmigung vorgelegt werben. 


Ausfüllung der Formularien auf mehanifhem Wege. 


8. 7, Sedem Gerichte ift es geftattet, zum Zwecke der Berminde 
rung des Schreibwerles die vorhandenen Drudiorten den Häufig vor 
fonımenden Fällen in der Art anzupafien, dafs, anftatt die Drudiorte 
nad) Bedarf einzeln Handichriftlih auszufüllen, glei) eine größere 
enge von diefer Drudforte im voraus im Wege mechaniicher Ber 
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vielfältigung jo ausgefüllt wird, wie es jich erfahrungsgemäß in allen 
oder in den meiften Fällen als gleihmäßtg nothwendig darftellt.*) — 
*) Das Verzeichnis der Formularien wurde bier nicht abgedrudt. 


Für die Anordnung von Berkänfen in der Auctionshalle in 
Wien, Prag und Brünn wurden neue Yormularien eingeführt mit 
J. M. V. v. 22. November 189, J. M. V. B. Nr. 48 (Wien), J. M. 
V. v. 27. December 1899, J. M. B. B. Nr. 59 (Prag), J. M. V. 
v. 10. Mai 1900, J. M. 8. B. Nr. 25 (Brünn). 


Für die Gewerbegerihte wurden mit J. M. V. v. 3. Juni 1898, 
FM. V. B. Rr. 16, Formularien eingeführt. 


AUmtshandlungen außerhalb des Gerichtes. 


6. 95. Außerhalb des Gerichtshaufes follen Gerichts: 
verbandlungen, Tagſatzungen und andere richterlihe Acte nur 
* vorgenommen werden, wenn es das Geſetz vorfchreibt oder die 
Natur der Gefchäfte es erfordert, wenn es für die Behandlung 
der Rechtsſache oder für die Parteien mwejentliche Vortheile mit 
fi bringt (8. 132 ©. P. O.)), oder wenn fonft ausreichende 
ſachliche Gründe dafür vorhanden find. Soweit nicht ein Be- 
ſchluſs eines Senates vorliegt, bedarf die Vornahme von Amts⸗ 
Handlungen außerhalb des Gerichtes der BZuftimmung des Ge- 
richtsvorſtehers. Diefer hat darauf zu achten, dafs fih die 
Zahl der nicht im Geſetze felbft vorgefchriebenen auswärtigen 
richterlichen Amtshandlungen ſtets ftreng innerhalb der Grenzen 
der Nothwendigkeit und zweifellojen Zweckmäßigkeit erhält?) 

1) Tagſatzungen können an einem Orte außerhalb des Gericht3- 
Haufe anberaumt werden, wenn die Verhandlung an biefem Orte 
leichter durchgeführt oder hiedurch ein größerer Koftenaufwand vermieden 
werden Tann, 8. 132€. P. O. 

9 Sontrole: Reiſetagebuch, welches von Zeit Mu Beit dem Ober⸗ 
Tandesgerichtöpräfidenten vorzulegen ift, 8. 406, 8. 16. 

6. 96. Amtshandlungen außerhalb des Gerichtäortes 
follen die Vorfteher der Bezirlögerichte nur dann felbit vor- 
nehmen, wenn fie dieſe auch beim Borlommen am Gerichtöorte 
perjönlich vorzunehmen pflegen. 

Geſchäfte, die am Gerichtsorte regelmäßig den Angeftellten 
der Gerichtskanzlei überlaffen werden, find auch im Falle aus- 
wärtigen Vorkommens ſolchen Beamten zu übertragen, wenn 


8. 96. Richterliche Beamte dürfen | tenben Gebüren bei der Amtshand- 
nie die für die Vornahme einer aus» lung felbft einbeben oder annehmen. 
wärtigen Amtsbandlung zn entricdh | (%. M.) 
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nicht die Schwierigkeit oder Wichtigleit der AUmtshandlung aus- 
nahmsweiſe die Mitwirkung eines richterlihen Beamten verlangt. 

Die beftehenden Vorfchriften über die Bemeflung und 
Berrehnung der Neifegebüren bleiben bis auf weiteres in 
Geltung.) Die von der Partei für die Vornahme einer aus 
wärtigen Amtshandlung zu entrichtenden Gebüren bei der 
Amtshandlung ſelbſt einzuheben oder anzunehmen, tft nur zuläffig: 

1. wenn die Amtshandlung von einem Ungeftellten der 
Gerichtskanzlei vorgenommen wird, den der Borfteher des Ge⸗ 
richte wegen befonderer Verhältniffe (große Entfernung des 
Poftamtes u. |. w.) zur Empfangnahme ermächtigt bat, oder 

2. wenn, wie 3. B. bei den Zuftellungsgebüren, Die un⸗ 
mittelbare Einhebung bei der Partei vorgefchrieben ift. 

Die Ermächtigung zur Empfangnahme (8. 1) ift unter 
Ungabe des einzuhebenben Betrages, falls deſſen Höhe fchon 
befannt ift, durch einen Vermerk auf den Acten oder fonft in 
Schriftlicher Form zu ertheilen und der Partei vorzuzeigen. 

1) Die Vorjchriften über die Diäten a — der Sr 
beamten fiehe bei aferer, 1. Band ©. 479 ff. u. 4 ; 3. Band, ©. 43 
und J. M. 8. 8. ex 1885, ©. 126; 1886, ©. 1 N 87, 134, 173; 
1887, ©. 3, 117, 126; 1889, ©. 31, 150, 187; 1890, ©. 62; 1891, 
S.8 32, 191; 1892, ©. 49; 1894, &. 50, 156; 1895, ©. 64, 86; 

896, ©.2 202, 225; 1897, ©. 46, 155. Bezüglich der Buftellungsgebüren 


—* 8. 36 
Telegraphiſcher Verkehr. 


6. 97. Schriftlihe Eingaben an das Gericht, die im 
telegraphifchen Wege erfolgen (8.89 G. D. ©.)!), müfjen in der 
für fie fonft vorgefchriebenen Form mittels Schriftfag mieder- 
holt werden, wenn der Depefche weſentliche gejeßliche Erforder- 
niſſe des Schriftfahes fehlten. Dem Erforderniffe der Unterfchrift 
der Partei oder des Advocaten kann durch die nachfolgende kurze, 
ſchriftliche Erklärung, mit dem Inhalte der Depefche einver: 
ſtanden zu fein’ober fie ) zu vertreten, und dem Erforderniſſe der 








8. 97. Schriftliche Eingaben in — wird hin — die für bie 
Grundbuchſachen, die im telegraphiſchen achtragung = ar en 
Wege an das Gericht ergehen, find | ftimmte Friſt v 
wie alle anderen Grundbuchseingaben | ſäumt, fo ift die —S —— Ye 
zu behandeln, daher in das Tagebuch Telegrammes auszutragen und = 
—— Wird der entſprechende verfpätet eingelangte Schriftſatz als 
Schriftſ ee nachgetragen, fo | neu eingegangen zu behandeln. 

Da er die Tagebuchzahl bes Tole- (J. M.) 
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Beilegung von Urkunden durch die nachträgliche Einfendung der 
Urkunden und der nothwendigen Abfchriften genügt werden. 

Iſt ein Schriftfaß in mehreren Ausfertigungen zu über- 
reichen, jo find diefe nachträglich an dad Gericht zu überfenden, 
wenn nicht ſchon die Depeiche das Erſuchen enthält, Abfchriften 
der telegraphifchen Eingabe auf Koften der Partei anzufertigen; 
der zur Dedung diefer Koften vorausfichtlich erforderliche Geld⸗ 
betrag muſs, foferne es fih nicht um dem Gerichte befannte 
Parteien oder Advocaten Handelt, gegen Verrechnung ange 
wiefen oder durch einen Beauftragten in der Gerichtsfanzlei 
erlegt werden. 

Die Ueberreihung des Scriftjages, jowie alle angegebenen 
nachträglichen Mittheilungen, Sendungen und Erläge müſſen 
ſpäteſtens innerhalb dreier Tage nach Ablauf der Frift, welche 
für die fragliche fchriftlihe Eingabe feitgefeht ift, mangels einer 
ſolchen Friſt aber innerhalb dreier Tage nach?) Einlangen der 
Depeihe geſchehen. In diefe Friften find auch die Tage des 
Poſtenlaufes der Scriftfäge, Mittheilungen oder Sendungen 
einzurechnen. Bei Verſäumung der dreitägigen Frift ift auf 
die Depeiche nicht weiter Bedacht zu nehmen. 

Beichlüffe, durch welche die Nechte anderer Perſonen be- 
rührt werden (zum Beifpiel Bewilligung einer grundbücherlichen 
Eintragung, der Concurseröffnung u. |. w.), dürfen erft nach Ein: 
langen des Schriftfages oder der in Abſatz 1 erwähnten fchrift- 
lichen Erklärungen gefaſsſt mwerden.t) 

1) Shriftlide Eingaben an das Gericht können aud im tele 

aphiſchen Wege erfolgen. inäbefondere kann die Erhebung der Berufung, 
Fevifien oder des ecuries telegraphifch geichehen. Die en Vorſchriften 
über Die neiäftlige Bennblung elde epeſchen find 
wege zu erlafien, $. 89 G. O. G 

7) Nämlich bie Depeiihe 

®, Dieſe Friftverlängerung tritt nicht ein, wenn Die Partei oder 
ihr — — im ———— 5 wohnen, 


8 98. 
Ueber Dr Stempelpflidt 
der in Born von een eingebranten Eingaben — 


et 
13. — 1862, R. G. B. Nr. 89, geregelte & elgebür ber dajelbft — 
AR behuch) aldi bejeitigt wird, baf8 De € u) aben in ber Form von 
z De nn — — jed — bei is BR Tel — de — — 

a, d 
Bir he Pe in vielen Fällen den Barteien acht — * * jr finde das Finanz⸗ 
unter ae en Borganges, erwähnten 
Telegrammen von ber einer terapeigehür Umgang — — Folgen⸗ 
en: 


aben, welche in Form von Telegrammen eingebracht werben, Tann 
die in Ur orten — B bes Gel a see 1868 begründete Stempelpflicht, ftatt 


m Verordnungs⸗ 
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dere im 8 5, Abſ. a, ber 8. v. 28. März 1854 —— a eu “ en Art 
nn weh, bafß die ft — — sone bei der Behörde, an 


— e den alt Telegrammes ee — 
wiederg ah emöbntihe Eingabe, —— e mit den Da ae 
Stempelmarten zu verjehen und mit ber su ar — Ay an für das Telegramm 
ae — zu bezeichnen i t. 

Dieſe Nachtragsſeingabe i en er Bräclufiv u acht Tagen nach 
Einlongn des — einzubringen, widrigenfalls nad) diefer Berorbuung 
vorgegangen w 

8. 3. Auf telegraphiiche — bezüglich weicher bie Stempelpflicht auf die 

in den 88. 1 und 2 biejer Verordnung vorgefchriebene Urt nicht une, find bie 
88. 79, 81, 92, —— ar 1850, R. G. B. Nr. 50, anzuwenden. 
. 4. Die im erſten u der poft 48 "des — v. 18. December 1862 
aufgeführten Eorporationen, Behörden, Uemter, Unftalten und Amtsperſonen werben 
Sorge zu tragen haben, bafß bie einlangenben ftempelpflichtigen, mit bem S 
aber nicht verjehenen Seleacamne, fowie die mit den Eriüllungsftempeln enben 
Nachtragseingaben in befondere Berzeichnifie g t, in Evidenz gehalten unb nad 
dem * etze —* — Befunde — au genommen en. 
Diele Berorbnung hat auf alle nad dem leiten Jänner 1369 auf tele 
araphif 2 Wege einlangenden ftempelpflichtigen gaben Anwendung zu finden. 

F. M. 8. v. 19. April 1883, R. G. B. Nr. 42, betreffend bie Entrid- 
uns Dr Stempelgeshr für in Form von Zelegrammen eingebradte 

ngaben. 

Mit Bezichung au 8.9 der F. M. . 2. October 1868, R. G. B. Nr. 185, 
und auf die 5. M.%. v. 9. Jänner 1869, * 6. B. Ar. 8, wird betamnt gegeben, dafa 
Eingaben, welche in — von bei den tönigl. un eigen —— enämters 

aufgegebenen Telegrammen an Behörden, Aemter zc. biete en Staat 
x eteß gelangen, ber in der Tarifpoſt 43 bes —— —— dem öfterr. 
taatsſchatze zutommenben Stempelgebür uuterl 

Die Stempelpflicht tft in ber, tn ber F. . 9. Jänner 1869, R. G. 89. 
Nr. 8, vorgeichrichenen Urt zu erfüllen. Es tit her an geftattet, der in 8.1 dieler 
Berorbnung vor eichriebenen Rachtragbeingabe den erforberlicdjyen Stempelbetrag ftatt m 
dfterrei j en Stempelmarten in Barem anzufichließen. 

agegen en unterliegen Eingaben, welche in Form von Tele en, bei —— 
ämtern des diesſeitigen Staats ebietes aufgegeben, aber an drben, Wemter ıc. 
Gebiete der Länder ber ungariſchen Krone gerichtet werben, ber — den ĩ. — 
en ae Enfollenden Stempelgebür. 
Gebür kann an ben ungacifejen Staatsihag nad bie Beiscfende dei k. um 
srifdien ker in der Art abgeftattet werben, daßs bie b Er ic 
= bie Behörde, an melde das Telegramm gerichtet ift binnen ber Bräcin VOR 
acht — alt des een vollftänbig oder —— wiede» 
en abe en welche mit das — 
en ober dem ‚entfpredienben — vergehen 
—— —— für das Telegramm folgenden Inhaltes“ zu — iſt. 

F. M. B. v. 8. Juli 1884, N. G. B. Nr. 197, betreffend bie Entrihtung 
der Stempelgebür für in Forn von Teiegrammen ans Bosnien nud ber 
Herzegowina —— Eingaben. 

In Betreff der Entrihtung ber Stempelgeblir für bei den Telegrapben- 
ämtern in Bosnien unb ber Serzegominea an — en = bed bie» 
er Staatögebietes in Form von Telegrammen eingebrachte Eing 

enigen Eingaben, welde in Form von —— bei — — des 
feitigen Stantögebietes — aber an Behörden, Aemter ıc. ien En — 
—— gerichtet werben, ſind bie ——— en der F. M. B. v. 19. April 1838, 
B. Nr. 42, finngemäß in Anwendun gu gen, wonach den ———— 
— — Stempelbetrag ftatt in Stempelmarten auch in Barem beigeichloften 
werben Tann 


6. 98. Die Vorſchriften des 8. 97°) finden feine An- 
wendung?), wenn die Partei oder ihr 2 die Rechtsſache beftellter 
Bevollmächtigter am Orte des Gerichte, bei dem die Eingabe 
zu überreichen ift, in bdeflen Sprengel oder im Sprengel des 
diefem Gerichte übergeordneten Gerichtshofes erfter Inſtanz 
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wohnt. Scriftlide Eingaben an das Gericht, die im tele: 

graphifchen Wege erfolgen, müffen in diefem Falle noch vor 

Ablauf der Frift?), welche für die Anbringung der Eingabe feit- 

geſetzt ift, in der für fie fonft vorgeschriebenen Form wiederholt 

werden, widrigens auf die Depeſche fein Bedacht genommen 

werden darf und die Eingabe ala verjpätet angebradjt anzufehen ift. 
) Berlängerung der Friſten um 3 Tage. 


9) ur Borichriften finden auch feine Anwendung im Strafver- 
De > . O. oe v. 16. Februar, 1898, 3. 2385, Beilage 3. 


”) Siehe das Indicat des D. ©. 9. bei 8. 89 G. ©. G., beit. 
die Nechtzeitigfeit der am letten Tage der Boft übergebenen Eingaben. 

*6. 99. Bom Gerichte ift der ZTelegraph zu benüßen, 
wenn e3 nothiwendig tft, um durch Bejchleunigung einer Nach⸗ 
richt, die bei Beförderung durch die Poft oder durch Boten 
nicht mehr rechtzeitig eintreffen würde, die Schädigung dienft- 
Liher oder wichtiger Parteiintereffen zu verhüten. Unter diefer 
Vorausſetzung kann wegen Dringlichleit die Anberaumung oder 
Berlegung von Tagfabungen im telegraphifchen Wege erfolgen 
und im Erecutionsverfahren eine telegraphifche Benachrichtigung 
ftattfinden, wenn infolge von Einftellungd- oder Aufjchiebungs- 
anträgen oder anderer gerichtlicher Entjcheidungen die Ausführung 
unmittelbar bevorjtehender Executionsſchritte, insbefondere die 
Einführung eined Zwangsverwalters oder die Vornahme einer 
Verfteigerung oder Räumung unterbleiben fol, oder wenn unter 
den Parteien des Erecutionsverfahrens Veränderungen ftattfinden, 
deren Berüdfichtigung für die Giltigleit des ganzen Executions⸗ 
verfahrens oder einzelner Realifirungs= oder BVertheilungsacte 
von Belang oder zur Verhütung von koftfpieligen Erſchwerungen 
und Berwidlungen des Berfahrens nothiwendig if. Die Koften 
folder telegraphifcher Benachrichtigungen find von den Parteien 
zu tragen. 

Auf Antrag einer Partei, welche die dadurch entftehenden 
Koften übernimmt und auf deren Rüderfah durch den Gegner 
verzichtet, Tönnen auch andere gerichtliche Mittheilungen mittels 
Zelegraphen erfolgen. 

Zelegramme jind bet voller Wahrung der Deutlichkeit in 
gedrängtefter Kürze und mit Weglafiung aller Höflichleitäformen 
und aller nicht unbedingt nothwendigen Titel, Unreden u. |. w. 





— 
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abzufaffen. Die abjendende Stelle ift nur einmal bei der 
Unterfchrift zu nennen; Abgabsort und Datum find wegzulaſſen. 


Zelephonvertehr. 


*S. 100. In den Landeshauptftäbten und am Site der 
Oberlandesgerichte haben die Gerichte dem telephonifchen Ber- 
fehre beizutreten; find mehrere Gerichte in einem Gebäude ver- 
einigt, jo muſs wenigſtens eines derjelben an die Telephon- 
anlage angejchlofjen fein. Bei allen anderen Gerichten barf 
der Anſchluſs an die Zelephonanlage nur mit Zujtimmung des 
DOberlandesgerichtspräjidenten ftattfinden. 

Die Telephonleitung iſt zur Erjparung von Botengängen 
und fchriftlichen Beſtellungen jo oft als thunlich zu benüßen; 
Ladungen zur Ertheilung von Auskünften, zu informirenden 
Einvernehmungen, zur Beſprechung über die Bejeitigung von 
Sormgebrehen an Schriftfägen und andere Ladungen vor den 
Nichter oder in die Gerichtskanzlei, für welche nicht eigentliche 
Buftellung vorgejchrieben ift, können mittel des Telephons er 
folgen. Die Parteien und Advocaten können ſich gleichfalls 
im Verkehre mit dem Gerichte des Telephons zu Unfragen oder 
zu Mittheilungen!) bedienen, die in der Gerichtskanzlei vorzu⸗ 
bringen oder an ein Bollftredungsorgan?) gerichtet find. 

Die zur Aufrechthaltung des Telephonverlehres beſtimmte 
Perfon muſs von der Leitung erreichbar fein; fie hat die Ge 
ſpräche zu vermitteln und ſich darüber die erforderlichen Auf⸗ 
zeichnungen zu machen. 

Die Benübung der Telephonleitung bat fich in der Regel 
auf den Localverfehr zu bejchränfen; Nachrichten nach anderen 
Orten dürfen nur bei äußerfter Dringlichleit und Wichtigkeit 
der Sache mittels Telephon erfolgen. 
ſchloſ Ein Anbringen zu Protokoll mittels Telephons iſt ausge⸗ 

en. 


— 2 3.8. das Anmelden zur Vornahme einer Erecutionshandlung, 


Betheiligung am Anweiſungsverkehre des Poft: 
ſparcaſſenamtes. 


6, 101. Die Oberlandesgerichtspräſidien, die Gerichtshöfe 
eriter Inftanz und die Bezirkögerichte an den Orten, an welchen 
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fh ein Gerichtshof erfter Inſtanz befindet, müſſen dem Ans» 
weifungs- (Check- und Clearing-) Verkehre des Poſtſparcaſſen⸗ 
amtes als Zheilnehmer beitreten. Anderen Bezirkögerichten ift 
der Beitritt zum Anweiſungsverkehre vom Präfidenten des Ge- 
richtShofes erſter Inſtanz aufzutragen oder auf ihr Anfuchen 
zu geftatten, wenn fich dies wegen des andauernden größeren 
Umfanges und der Art der bei Gericht vorfommenden Ein- 
und Auszahlungen als zwedmäßig darftellt. 


Die Beitrittserflärung iſt vom Vorſteher des Gerichtes 
abzugeben!); zugleich tit das Poſtamt am Site des Berichtes 
oder im erften Bezirke in Wien dad Poſtſparcaſſenamt unter 
Benügung der amtlichen Sormularien vom Vorſteher des Ge— 
richtes zu ermächtigen, die Gutſchrift der für das Gericht ein- 
fangenden Boftanweifungen?) auf deffen Conto zu veranlafien. 
Die Verfügung über das jeweils vorhandene Guthaben erfolgt 
mittels Checks; der Gerichtsvorſteher Tann fih die Fertigung 
der Checks felbft vorbehalten oder fie dem mit der Führung 
des Geldbuches betrauten Beamten überlafjen.?) 


Die Stammeinlage ift dem Amtspaufchale zu entnehmen 
oder dem Gerichte als befondere Dotation zuzumeijen; wegen 
Buweifung der für den Eintritt in den Anweiſungsverkehr er- 
forderlihen Beträge bat der Oberlandesgerichtspräfident beim 
Suftizminifterium rechtzeitig feine Anträge zu ftellen. 

Die an da8 Gericht gelangenden Contoauszüge find ohne 
Unterſchied, wem die Verfügung über dag Guthaben zufteht, 
dem GerichtSvorfteher oder dem von dieſem beftimmten gericht- 
lihen Beamten vorzumweifen und jodann dem mit der Führung 
des Geldbuches betrauten Beamten zur Verbuchung zu übergeben. 


Der Austritt aus dem Unweifungsverlehre darf nur mit 
Zuftimmung des a... erfolgen. 


Br Siehe Abi. I, J. M. 3. v. 19. October 1897, 22131, 

M. BB Nr 4, bereffend die Behandlung von Bart engeldern 
Fr Sind and Etesringvertet des Poſtſparcaſſenamtes und die Geldbuch- 

ng 

2) Wegen st der Vollmacht auf Beträge, die zwei 
Kronen überft ar e J. M. E. v. 21. März 1899, 8. 28971 ex 
1898, bei der nee, 

6) Der revidirende Beamte nt die Meberenfenemung = Fey 
E Rr.26 u vidiren; fiehe 3. M. 3. v. 7. Juni 189 
3.9. Nr i dee Gelhbuchverordnung— 
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6, 102. Die Gerichte, die am Anweiſungsverkehre des 
Boftiparcaffenamtes theilnehmen, haben allen Aufträgen und 
Uufforderungen zu Geldzahlungen!) einen entiprechend aus 
gefertigten Empfang3-Erlagichein zur Verwendung für die 
Einzahlung beizufchließen. Der Preis des verwendeten Empfang 
Erlagſcheines fowie die aus der Einzahlung ſich ergebende 
Manipulationsgebür find zu dem einzuhebenden Betrage hinzu: 
zurechnen. Auf der Borberfeite des Erlagfcheines ift die Ge- 
ſchäftszahl anzugeben, auf die fi die Einzahlung bezieht. 

Bahlungen, die von einem am Anweiſungsverkehre betheiligten 
Gerichte zu erfolgen Haben, find mitteld Checks anzumeifen. 
Die Koſten des Checks fowie die aus der Auszahlung fich er 
gebende Manipulationsgebür find von der zahlungspflichtigen 
Partei?) zu tragen und gleich bei der Einhebung des Betrages 
(Ausfertigung des Empfangs-Erlagfcheines) in Anſatz zu bringen; 
mangel3 einer zahlungspflichtigen Partei find fie dem Zahlungs⸗ 
empfänger durch Abzug von der anzumweifenden Summe an- 
zurechnen.?) 

Außerdem können Einzahlungen an die Gerichte, welche 
am Anweiſungsverkehre des Poſtſparcaſſenamtes theilnehmen, 
infoweit mitteld Gutfchrift bewirkt werden, als der Geldbetrag 
feinen Gegenitand einer depofiten- oder twaifenämtlichen‘) Ge 
barung bildet. 

Eine befondere Beitätigung des Empfanges von Bahlungen, 
die an ein Gericht mittel Empfangs-Erlagichein oder Ched 
geleiftet werben, findet nicht ftatt.®) 

1) Insbeſondere den „gehlungdaufträgen nah $. Sieh 
AM. E. v. 21. März 1899, 8. 28971 ex 1898, bei * Beldbuch- 
verordnung. 

2), Bei Gelditrafen Hat dieje Koften nicht die aabtungäpflichtige 
Partei zu tragen, fondern fie find von dem am den Armenfond ein- 
zuſendenden oder an Betrag abzuziehen. J. M. V. v. 24. Fe⸗ 
bruar 1898, X. M 

8) Ueber die Details fiehe die x * V. vom 19. October 1897, 
3. 22131, I. M. ©. B. Nr. 41 (bei 8. 70). 

4) Derlei Gelder find nah Vorſchrift des Punktes VIII der 
Geldbuchverordnung mitteld eines von dem Gerichte an ſich ſelbſt oder an 
das Depofitenamt ausgeitellten Checks jogleich ihrer Beſtimmung Ib 
führen und jo zu behandeln, wie e8 der — ——— — 
nicht im Checkverkehr Kr — t durch 8. 2 
15. März 1898, R. G. 8. 5 (bei $. 68), tee, ab 
Gelder, die fi zu einer bepofitenämtfichen Gebarung eiguen, auch wenn 








Einhebung von Bebüren, Strafen und Erfügen. 415 


fie mittels Poſtanweiſung einlangen, nicht vom Gerichte, jondern vom 
Depofitenamte zu beheben find. 

5, Auch nicht Hinfichtlich der im Seine der inländifchen Gerichte 
mit Boftanweifung überjendeten Beträge, 8. 109, Abi. 3. 

6. 103, Die von den Gerichten bendthigten Chedbücher 
und Empfangs:Erlagfcheine werden ihnen auf ihr Unjuchen vom 
Boftiparcafjenamte ausgefolgt. Für die bezogenen Chedbücher 
und Empfangs-Erlagfcheine werden den Gerichten Koften nicht be- 
rechnet; die Dedung diefer Koften erfolgt aus dem für den Ched- 
verkehr ſämmtlicher Gerichte zu eröffnenden gemeinfamen Conto. 

Jedes Gericht hat über die Anzahl der jährlich bezogenen 
Chedbücher und Empfangs-Erlagicheine genaue Auffchreibungen 
zu führen. 


Einhebung von Gebüren, Strafen und Erfähen. 
Einhebung durch Kanzleibeamte. 


6. 104. Die Einzahlung von Gebüren, Gelditrafen und 
fonftigen Beträgen, für deren richtigen Eingang von amtswegen 
geforgt werden mufs, ift bei jedem Gerichte ausfchließlich von dem 
durch den Gerichtsvorſteher dazu beftinmten Beamten der Zufiel- 
Iungsabtheilung oder durch den Zuftelungsbeamten zu betreiben. 

Dazu gehört insbefondere die Zahlung: 

1. der während eines gerichtlichen Verfahrens auflaufenden 
Gebüren, welche von den Parteien zu berichtigen find (Gebüren 
abgeordneter gerichtlicher Beamten und Diener, vom Adreſſaten 
nicht berichtigte Zuftellungsgebüren?), ®ebüren der Notare als 
Gerichtscommiſſäre?), der Bollftredungsorgane?), Zeugen und Sadj: 
verftändigen*), ®ebüren für die gerichtliche Anfertigung von 
Protokolls⸗ und Beilagenabjchriften und von Aubrifen®), Koften 
von Berlautbarungen®), für arme Parteien vorfchufsweife beftrit- 
tene Gebüren”) u. |. w.); 

2. der in bürgerliden Rechtsſachen oder in Straffachen 
verhängten Geldftrafen (Ordnungs⸗, Muthwillensstrafen®), Geld⸗ 
ftrafen zur Erwirkung von Handlungen, Duldungen und Unter: 
lafjungen®) u. |. w.), einfchließlih der durch ftrafgerichtliche 
Urtheile verhängten Gelditrafen (88.50 ff. der Vollzugsvorſchrift 
zur Strafprocejsordnung) ;'®) 

3. der einem DBerwalter bei Erledigung der Verwaltungs- 
rechnung rechtskräftig auferlegten Erjäge, die durch Einrechnung 
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auf die zugefprochene Belohnung oder auf den Erfah des Auf- 
wandes nicht hereingebracdht werden können (8. 118 Exec. O.). 

Bis zur Einleitung der Execution gegen den Zahlungs⸗ 
pflichtigen haben ſich die richterlihen Beamten des Gerichtes 
mit der Einhebung von Gebüren, Gelditrafen und anderen an 
das Gericht zu leitenden Zahlungen nicht zu befajlen. 

1) Siehe 8. 24 M. 3. v. 3. Juli 1854, R. &. B. Nr. 169, und 
M. V. v. 22. YAuguft 189, R. G. B. Nr. 162, bei 8. 369. — Trans 
portfoften (aus Anlaſs der Ueberbringung von gepfändeten Sachen in 
die gerichtliche Auctionshalle in Wien, Prag und Brünn), die nicht 

mitteld Abzug vom Verkaufserloſe beglichen werden, find nach den für 

die Einbringun — Commiſſionskoſten beſtehenden en 
einzubringen. 3 18 M. 3. v. 29. October 189, R. G. B. Nr. 217 
(Wien), 8 17 M. 8. v. 7. December 1899, R. &. B. Nr. 244 (Prag), 
8.18 M. 8. v. 7. Mai 1900, R. G. 8. Nr. 82 (Brünn). Ebenſo die 
Gebüren für Verrechnung gepfändeter Gegenftände in der Auctions 
halle (88. 21, 20, 21). 

788 27 bis 30 N. D. v. 21. Mai 1866, R. G. B. Kr. 94 

3. Bd., 2. Abth., ©. 106 ff.). Die Bebüren für die @eichäfte der 

Notare als Gerichtscommiſſare find nad) wie vor von deu Gerichten F 
bemeſſen und wie nn —— ebüren nad) 8.29 der M. 
v. 3. Juli 1864, B. Nr. 169, und 104 ff. G. O. von amt 
wegen einzuheben = nn Die Ausführungen des in Den 


Mitth. des J. M. V. B. des Jahres 1897, ©. 185, befannt gemachten 
oberlandes erihtligen Präfidialerla es haben nichts von ihrer Geltung 
verloren (%. M. €. v. 24. März 1899, 3. 6569). 


) M. V. v. 98. Yuguft 1899, R.G. 8. Nr. 162 (bei 8. 369). 
%) 88. 346, 347, 365 €. P. OD. 


5) T. P. a Geb. en Die Stempelpflicht der von Ein- 
gaben und — iſt aufgehoben (Kaiſ. Vdg. v. 26. December 
1897, R. G. B. Nr. 305). 

eher ben Vorgang des Gerichtes, wenn der betreibende Gläu⸗ 
biger jeinem Antrage auf Verlauf die Koſten ber A Galtung des 
Berfteigerungsedictes nicht am ei@onen hat, fiehe 3. M. E. v. 11. De⸗ 
cember 1898, 3. 27441, bei 8. 1 

7,8, 64 3.58% P. O.; find vom Proceſsgegner, der zum 
Erſatz der Koften unge wurde, mittel3 Zahlungsauftrages einzn- 
heben, 8. 134, Abſ. 2 


8) Giehe 8. 220 €, P. O. 

g8. 354, 355, 359 €. D. 

10) Die Geloftzafen find wie bisher von den Gerichten einzuheben. 
Bon der gejchehenen Einzahlung der durch Urtheile verhängten Geld» 
ftrafen ift dem Staatsanmwalte ee ——— des — r Einſicht 
——— 388 machen, 8. 50 9.0 O. Siehe Darüber 
auch d B. v. 24. — 1898 MR B. 
8. dige ee Juii 1898, I. M u Ser, 21 (bei 8. 109). 
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Gebürenzettel. 

6. 105. Die einzuhebenden Beträge, mit Ausnahme der 
Buftellungsgebüren?), find dem mit der Zahlungsbetreibung be= 
trauten Beamten, jobald die Zahlungspflicht feitfteht, mittels 
Gebürenzettel3 nad) Formular Nr. 15 befanntzugeben?); die Ge⸗ Ar. 15. 
bürenzettel find von dem Stanzleibeamten (K$anzleigehilfen) der 
Gerichtsabtheilung oder des richterlichen Beamten zu unter- 
fchreiben, bei welchem die Sache anhängig ift oder war. Sollen 
für ein anderes Gericht aus Anlaſs gewährter Rechtshilfe oder 
aus anderen Gründen derlei Geldbeträge eingehoben werben, 
fo ift das Erſuchen, wenn e8 nur die Einhebung betrifft, un- 
mittelbar aus der Einlaufitele dem Beamten zu übergeben, der 
die Einzahlung zu betreiben hat; font?) erfolgt deſſen Beauf- 
tragung, wie bei den Bahlungsanfprüchen des eigenen Gerichtes, 
mittels Gebürenzettel3 des Kanzleibeamten (Kanzleigehilfen) der 
Gerichtsabtheilung oder des richterlichen Beamten, an welchen 
das Schreiben gelangte. 

Die Koften der Einfchaltung von Edicten in die öffent: 
lichen Blätter oder anderer Verlautbarungen find unmittelbar 
von der YZuftellungs- und Crecutionsabtheilung (Buftellungs- 
abtheilung)*) dem mit der Zahlungsbetreibung betrauten Beamten 
mittel3 Gebürenzettel® befanntzugeben. 

Die ausftändigen Buftellungsgebüren find unmittelbar aus 
den Buftellungsbücdern zu entnehmen; die Zuftellungsgebüren, 
die [für andere Gerichte] eingehoben werden müfjen?), find aus 
den einlangenden Zuftellungsfcheinen®) vor deren Ueberjendung an 
die einzelnen Abtheilungen oder Kanzleibeamten ?) unter fortlaufen- 
den Zahlen in ein befonderes Verzeichnis einzutragen. 

Die Gebürenzettel und Erfuhen um Einhebung von Geld—⸗ 
beträgen find in chronologifcher Ordnung nach Zahrgängen auf- 
zubewahren. 

$. 105. In ber Megel wird bei | vorfteher eine andere Verfügung ge- 
‚bei nur zwei Kanz- | troffen werben. 
leibeamte foftemiftrt find, von benen Die für die zu uftellungsftüde an⸗ 
einer die Grundbuchsgeſchäfte beforgt, | derer Gerichte gehobenen Zuftel- 
diefer auch mit der Gelbbuhführung | Iungsgebüren find nit an das 
zu betrauen fein. Bon diefer Regel requi are abzuführen *), ſon⸗ 
kann jedoch mit Rüdficht auf die be» | dern von dem zuftellenden Gerichte 
fonderen Berhältniffe bei dem einzelnen | in Empfang zu nehmen und zu ber- 
Gerichte abgegangen und vom Gerichtd> | rechnen. (J. M.) 
0) Eoenfo 8.18 M. 8. v. 32. Anguft 1899, R. G. V. Nr. 163 (bei 8. 389). 
Schauer, Geſch. Ordg. 27 








Wr. 16. 


Nr. 17. 
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1) 88. 369 bis 371. — Die a A im Zuſtellungs⸗ 
buch (Spalte 5) bezw. im bejonderen Verzeichnis Abf. 3. 

2) Bei Gerichten mit nur einem Ranzleibeamten entfällt die Aus⸗ 
fertigung der Gebürenzettel, 8. 108. — Die Beftimmung der Sadjverftän- 
— erfolgt durch Ausfertigung eines Gebürenzettels, 8. 145, 

ſ. 2; wenn den Sachverſtändigen der bel liche Beichlufs nicht münd- 
ih befannt gegeben wurde, ift ihm eine A (dritt des Gebürenzetteld mit 
ber Angabe, wo die Gebüren behoben werden können, zuzuftellen, 8. 145. 
Ebenfo bei Zeugengebüren, 8. 313, 8. 11. 

°) Wenn nämlich) das Erfuchen um Einhebung mit der Rüdfendung 
der Ücten (Erledigung der Requifition) verbunden ift (fiehe 8. 112). 

4) Ihr obliegt die Werlautbarung, 8. 37. Siehe über die Ein- 
bringung von Berlautbarungstoften J. M. E. v. 11. December 1898, 
8. 27441, bei 8. 106. 

5) Weil dort die Yuftellungsgebüren nicht eingehoben merben 
fonnten. Solche Zuftelungsgebüren find aber bei dem um die Ein- 
hebung erjuchten Gerichte in Empfang zu ftellen (8. 18, M. 8. v. 
22. Auguſt 1899, R. &. B. Nr. 162). 

©), Auf dem vom anderen Gerichte einlangenden Auftellungöfgein 
ee 3.8. „34 h einzubeben“, 8. 377, legter Abfab. 


Bahlungsauftrag. 


6. 106, Die zahlungzpflichtige Partei ift unter Beftim- 
mung einer achttägigen Frift und unter Androhung der zwangs⸗ 
weiſen Eintreibung!) zur Zahlung aufzufordern (Zahlungsauftrag); 
die gilt insbefondere auch für die Einhebung von Zuftellungs: 
gebüren, welche bei Vornahme der Zuftellung nicht bezahlt wurden. 

Der Zahlungsauftrag ift nah Formular Nr. 16 auszu⸗ 
fertigen. Bei Einforderung der Koften für eine angeordnete 
Einihaltung eines Edictes in öffentliche Blätter iſt, ſoweit nicht 
vom Gerichte etwas anderes verfügt wird, die Androhung der 
zwangsweiſen Eintreibung durch die VBenadhrichtigung zu erjehen, 
daſs die Einihaltung des Edicted und die Zuftelung des zu 
verlautbarenden Bejchluffes an die Betheiligten erſt nach Ein- 
zahlung?) der Koften erfolgen wird. Die Einforderung der 
Kojten bat in diefem alle mitteld des Formulars Nr. 17 zu 
gejchehen. 


— m — — — — — — — 


8. 100. Bent ausnahmsweiſe Wenn dem betreibenden Beamten 
der Geldbuchführer auch mit ber | die Koften ber Edictseinſchaltung nicht 
Bablungsbetreibung betraut tft, bat | befannt find, hat er fih vor Aus⸗ 
die Einzahlung ungeachtet diefer Ber- | fertigung ded Zahlungsauftrages (For⸗ 
einigung der Functionen zu Handen | mular Wr. 17) im kurzen Wege über bie 
des Gelbbuchführers zu erfolgen. Höhe der Koften zu erkundigen. (J. M.) 
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1) Gem. 8. 29 M. 8. v. 3. Juli 1854, R. &. 8. Nr. 169 und 

.13f. M. 8. v. 22. Auguſt 1899, R. G. B. Nr. 162 (fiehe bei 

. 369), und, fofern es fih um Geldftrafen haudelt, gem. Art. I, 

.4, E. G. z. E. O. und M. 3. v. 5. November 1862, R. G. 3. 

Kr. 327, und v. 11. Februar 1855, R. G. B. Nr.30. (Siehe bei Art. XIII, 
3. 4, E. G. z. €. O.) 

2) Verlautbarungskoſten. Aus verſchiedenen ee 
insbefondere aus den Berichten der Kanzleiinftructoren entnimmt 
Suftizminifterium, daſs bei den Gerichten verichieden vorgegangen wird, 
wenn der betreibende Gläubiger feinem Antrag auf Verkauf die Kojten 
der Einfchaltung des Perfteigerungsedictes nicht angejchloffen hat. 


Das Jultizminifterium verweist vor allem darauf, daſs namentlich 
bei Berfteigerung von beweglichen Saden geringeren Werted von der 
Zerlautbarung des Edictes durch die Zeitung thunlichſt abzufehen und 
eine andere, mit feinen oder geringeren Koften verbundene Verlaut⸗ 
barung (Anfchlag in der Gemeinde, Verlautbarung in fonjt ortsüblicher 
Weiſe) plaßgreifen jolL(8.713.2€.8.). Wo die VBerlautbarung durch die 
Zeitung für nothiwendig erachtet wird, empfiehlt fich folgender Vorgang: 

1. Sofern nad) den Umitänden die nachträgliche Einhebung der 
Einihaltungsgebür einen Schwierigleiten begegnen dürfte, a ohne 
Den vorhergehenden Erlag der Aniertionskoften abzuwarten, jofort das 
Berlaufsverfahren bewilligt, der Berfteigerungstermin bejtimmt und Die 
Einfhaltung des Edictd veranlafst werden. 

Falls die betreffende Beitungsadminijtration die Einſchaltung nicht 
von der Borauszahlung der Koften abhängig macht, ift gleichzeitig mit 
der Abjendung des Edictd an die Zeitung der betreibende Gläubiger 
mittel Zahlungsauftrages nach Formular Nr. 16 der Gefchäftsordnung 
zur Einzahlung der Inſertionskoſten bei Gericht aufzufordern. Findet 
a egen die Einihaltung und nur gegen gleichzeitige Einfendung der 

often jtatt, fo follen dieje einftweilen aus dem Amtspaufchale des Ge⸗ 
richtes vorſchuſsweiſe bezahlt und ihr Rüderfab durch Erlafjung eines 
Bahlungsauftrages nad) Formular Nr. 16 der Gefchäftsordnung be- 
wirft werben. 

2. Wo es gerathen erfcheint, mit der Einichaltung des Edicted 
zuzuwarten, bi ber betreibende Gläubiger die Inſertionskoſten bei 
Gericht erlegt hat, tft ber betreibende Gläubiger in vorläufiger Er- 
ledigung des Verkaufsantrages und jedenfall vor Zuſtellung des Be⸗ 
ſchluſſes, womit der Bertaus bewilligt wird, mittel Zahlungsauftrages 
nah Formulare Nr. 17 der nn zur Einzahlung binnen 
furzer reift aufzufordern. Die Erlaſſung und Zuſtellung des Pfän- 
dungsbeſchluſſes darf Hiedurch keineswegs aufgehalten werben. 

Nah Anficht des Auftizminifteriums läfst fich die Auffafjung 
mancher Gerichte, die dem nicht rechtzeitigen Erlage der Edictskoften 
die Bedeutung eines Abſtehens von der Fortſetzung des Berlaufsver- 
fahrens beimefjen, aus dem Geſetze rechtfertigen, weil die Einfchaltung 
des Edicts — wo fie angeordnet wurde — eine wejentliche Voraus⸗ 
fegung für bie Wong Va des a a bildet. Die 
Einftelung wegen Abſtehens Tönnte jedoch nur dann audgeiprocdhen 


2rr 
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werden, wenn dem Lahlungsauftrage etwa folgender Fan angefügt 
würde: „Sollte der Betrag innerhalb ber bezeichneten Friſt nicht ein- 
gezahlt werden, jo würde vom Gerichte, da die Einjchaltung des Edicts 
eine Borausjegung für die Durchführung des Verfteigerungsverfahrens 
ift, angenommen werden, daj8 der betreibende Gläubiger von der Yort- 
fegung des Verfteigerungsverfahrens abfteht.“ 

3. Wird die Einjhaltung des Edicts von der vorausgebenden 
Einzahlung der Einihaltungsgebür abhängig gemacht, fo muſs in dem 
Talle, al3 mehrere Gläubiger den Berlaufsantrag jtellen oder am Ver⸗ 
faufsverfahren als betreibende oder beigetretene Gläubiger beiheiligt 
find, gleichyeitig an alle diefe Gläubiger Die Aufforderung zur Einzahlung 
der Edietskoſten gerichtet werden. 

Sobald die Edict3gebür von einem der Gläubiger eingezahlt wird, 
find die Beſchlüſſe, Durch welche der Verkauf bemilligt wird,. zuzuftellen ; 
die fpäter einlangenden Einſchaltungskoſten find ben betreffenden Gläu⸗ 
bigern Role dag 

3 wäre unrichtig, nur denjenigen Gläubiger, der zuerft auf 
Bewilligung des Verkaufes angetragen hat, zur Einzahlung der Ein- 
ihaltungstoften aufzufordern und die übrigen betreibenden Gläubiger 
lediglich vom Beitritte zu diefem Verkaufsverfahren zu benachrichtigen. 
Denn e3 würde auf diefe Art durch eine Verzögerung in der Einfendung 
der Einſchaltungskoſten das Verfahren auch zum Nachthetle der übrigen 
Gläubiger ungeredhtfertigt im Gange aufgehalten werden. (J. M. €. v. 
11. December 1898, 3. 27441.) 


6. 107. Die Ausfertigung des Zahlungsauftrages Liegt 
dem mit der Zahlungsbetreibung betrauten Beamten?!) ob, der 
auch den Zahlungsauftrag zu unterjchreiben hat. Ein Entwurf 
des LZahlungsauftrages wird nicht zurüdbehalten, jondern die 
Erlaffung des Zahlungsauftrages unter Angabe des Datums 
auf dem Gebürenzettel?), im Zuftelungsbuche?) oder in dem Ber- 
zeichniffe der Yuftellungsgebüren, die für andere Gerichte ein- 
zubeben find*), bei der fraglichen Poſt angemerft.®) 

Im Zahlungsauftrage®) ift der Name und das Amtszimmer 
des Beamten anzugeben, der zur Empfangnahme der Zahlung 
berechtigt ift. Die Zahlungsaufträge ergehen unter der in dem 
Gebürenzettel angegebenen Geſchäftszahl pder unter der Zahl 
des Verzeichniſſes über fremde Zuftellungsgebüren, bei Zujtellungs- 
gebüren aber, die in einem Zuſtellungsbuche vorgemerkt find, 
unter der Gejchäftszahl der urfprünglichen Zuftellung mit dem 
Beilape „Gebür“. 


8. 107. Es unterliegt keinem Ans | der Empfangsrubrit 5 des Gelbbucdhes 
ftande, wenn es für die Förderung | mitteld des Zeichens durch 
ber Ueberſichtlichkeit zweckmäßig er⸗ einen farbigen Stift hervorzuheben. 
ſcheint, bie eingezahlten Beträge in | (J. M.) 
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Die Zahlungsaufträge find wie gerichtliche Erledigungen 
zuzuftellen ?); Bahlungsaufträge, die durch Gerichtödiener zugejtellt 
werden, find als bejondere Yuftellungsftüde mit den übrigen 
gleichzeitig übergebenen Schriftjtücden in das Zuftellungsbuch des 
Dieners einzutragen. Für die Zuftellung von Bahlungsaufträgen 
ift eine Buftellungsgebür nicht einzuheben. 

Die ausgefertigten Zahlungsaufträge find vor ihrer Ab⸗ 
fendung dem Beamten zur Einficht vorzuweiſen, bei dem die 
Einzahlung ftattzufinden bat. Er hat jede vorgejchriebene 
Gebür, mit Uusnahme von Huftellungsgebüren, auf Grund 
der vorgelegten Bahlungsaufträge fogleich®) in das Geldbuch ?) ein- 
zutragen. 

*F 1) —— oder Beamter der Zuſtellungsabtheilung, 


o8 Sinti aller Sebüren, Koften zc. mit Ausnahme der Zu- 
a re der vom eigenen Gerichte vorgenommenen Zu⸗ 


ungen. 
— 8. 105, Abſ. 3. 
Auch bie geleiſtete Zahlung wird dort angemerkt, 8. 109. 
. M. V. v. 21. März 1899, J. M. VB. B. Nr. 13. ... Um den 
Parteien bie leichte und fichere Feftftellung der Art des mittels Bahlungs- 
a e3 von ihnen verlangten Betrages zu ermöglichen, ift genau 
darauf zu fehen, dafs in die Dehtungsanfträge die zur Bezeichnung 
der Gebür nötigen Daten aufgenommen werden, mozu indbejondere bei 
Bahlungsaufträgen an Advocaten die Bezeichnung des Elienten oder der 
Rechtsſache gehört. Im Falle der Meberfendung von Geldbeträgen 
mittels Poftanweifung find auf dem für fhriftlihe Mittheilungen be- 
ftimmten Raume die dem gleichen Zmwede dienenden Angaben zu machen, 
bei —— an Behörden iſt jedenfalls die Geſchäftszahl der em⸗ 
pfangenden Behörde, wenn fie bekannt iſt, au liter 
) Insbeſondere aljo durch die Poft (8 ), wenn das Gericht 
am Anweiſungsverkehr der PBoftiparcaffe theilnimmt, unter Anſchluſs 
eines audgefertigten Empfangs- Erlagicheines (Aufilag ber ®ebür für 
Empfange-Erlagichein und Manipulation), 102 
8) Für Wien iſt geftattet, dafs u ſchon mit der Ausfertigung 
des Zahlungsauftrages, ſondern erſt mit dem Erſuchen um executions⸗ 
weiſe — die — im Geldbuche vorgeſchrieben werden 
(J. M. en 1898, 3. 15296). 
ebir en, um deren Einjendung ein Ei Gericht erſucht 
wurde, ſind ne im Geldbuche vorzufchreiben, 8. 11 
Die Vorſchreibung der mit Zahlungsauftrag — 17) und nach 
8.144 G. O. einzuhebenden Koſtenvorſchüſſe kann unterbleiben, da zur 
Hereinbringung dieſer Vorſchüſſe keine Execution ſtattfindet, ſondern 
andere Folgen eintreten, wenn der Vorſchuſs nicht erlegt wird. 
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6. 108. Bei Gerichten, bei melden nur ein Kanzlei: 
beamter angeftellt ift, hat die Vorfchreibung im Geldbuche und 
die Ausfertigung der Zahlungsaufträge ohne Ausfertigung von 
Gebürenzetteln zu geichehen.*) 

1) Falls der Geldbuchführer zugleich der betreibende Beamte ift, 
find die Abgabeſcheine für Wertjendungen und die Boftanmwetjungen nicht 
— a ne, fondern vom Gerichtsvorſteher zu unterjchreiben, 


Ein- und Auszahlung. 


6. 109. Die Einzahlung der im $. 104 bezeichneten 
Gebüren, Gelditrafen!) und fonftigen Beträge hat zu Handen 
des Beamten zu erfolgen, welchem der Vorfteher des Gerichtes 
die Verwahrung und Verrechnung der an das Gericht gelangenden 
Gelder und Urkunden (Führung des Gelbbuches)°) übertragen 
hat; andere gerichtliche Beamte find zur Empfangnahme folcher 
Bahlungen nicht berechtigt. Der GerichtSdiener, der den Zahlungs 
auftrag zuftellt, Tann vom Gerichtsvorſteher ermächtigt werden, 
Bahlungen bi8 zum Betrage von 20 Gulden in Empfang zu 
nehmen (8. 96).) Der Gerichtsdiener hat in diefem Falle die 
Zahlung auf dem der Partei übergebenen Zahlungsauftrage zu 
beftätigen und den übernommenen Betrag ſogleich nach der 
Rückkunft zu Gericht dem zur Empfangnahme der Zahlung be- 
rechtigten Beamten zu übergeben. Der Empfang ift von lebterem 
auf dem zugehörigen Üctenftüde oder auf einem bejonderen 
Blatte durch Angabe des Betrages und der Geldbuchpoft zu 
bejtätigen. Mit diefer Empfangsbeftätigung hat fi der Diener 
gegenüber dem Beamten, der mit der Zahlungsbetreibung be- 
auftragt ift*), über die Ausführung feines Auftrages auszumweifen. 
Alle unmittelbaren Einzahlungen?) jind diefem Beamten täglich 
unter Angabe der Bahlungsaufträge, auf die fie fich beziehen, 
von dem Beamten, der das Gelbbuch führt, mitzutheilen und 
auf Grund dieſer Nachricht unverweilt in die &ebürenzettel, 
Zuftelungsbücher oder in das Verzeichnis über fremde Zu— 
ftellung3gebüren einzutragen. 

Dem zur Empfangnahme der Zahlungen ermächtigten Be- 


8. 109. Geldpoftfendungen kön» | ders erficätlich gemacht werben. — Die 
nen tm Poftanfgabebuche allenfalls | Verwendung eines befonderen — 
durch mit farbigem Stifte bewirkte | aufgabebuches für Geldſendungen iſt 
Beifügung des Buchſtaben G befon> | unzuläffig. (J. M.) 
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amten liegt auch die Abführung der eingezahlten Beträge an 
Das Steueramt, den Ort3armenfond oder an die bezugsberech⸗ 
tigten Perſonen und Behörden ob.°) 

Die auf Erjuchen eines anderen Gerichtes eingehobenen 
Geldbeträge find ohne Schreiben mittel3 Poftanweifung”) oder 
durch das Poftiparcafjenamt zu überjenden. Auf dem Coupon 
der Poſtanweiſung, auf dem Erlagfcheine oder auf dem Ched 
ift die Gefchäftszahl des Erjuchens, der eingezahlte Betrag und 
das abjendende Gericht anzugeben; die Abſendung ift durch 
einen entjprechenden Vermerk im Geldbuche bei der fraglichen 
Einzahlungspoſt feitzuftellen. Die Belege über die Einzahlung 
zur Poſt find nach Sahrgängen in der Neihenfolge der Geld- 
buchpoften, auf welche fie fich beziehen, aufzubewahren.) Eine 
Beitätigung über den Empfang der überjendeten Beträge ift im 
Verkehre zwiſchen inländifchen Gerichten auch dann nicht zu 
fordern, wenn die Zahlung nicht im Anweiſungsverkehre des 
Boftfparcafienamtes bewirkt wurde. 

An gleicher Weile kann die Auszahlung an die zum Be⸗ 
zuge von Gebüren berechtigten Perſonen ftattfinden. 

1) Es wird in Erinnerung gebracht, daſs gem. 88. 50 und 87 der 
RO LGE. zur St. P. J von der erfolgten Einzahlung jeder 
Geldſtrafe, daher der infolge einer Privatanklage auferlegten, der 
ae bzw. der ft. 1: „Surelionde a Kenntnis zu ſetzen iſt 
Sa 24. Februar 189 B. Nr. 4, B. 3). — 

v. 9 Yuli 1898, J. M. —J — An alle Gerichte und 
Staatsanwaltſchaften Die in 8. 60 Vollzugsvorſchrift zur St. P. D. 
vorgefchriebene Mittheilung ber@eidfiafereingablung at bei Bezirks⸗ 
gerihten an den ftaatsanwaltichaftlichen Functionär zu geichehen, da 
diejer nad 8. 87 8. 8. „die Verrichtungen der Stantsanwaltfchaft bei 
den — ausübt. Es bleibt den Staatsanmwaltichaften un- 
— ne auf Grund von Wahrnehmungen aus den Monat3- 

der Functionäre in einzelnen Fällen ae Acteneinficht die 
Möglichkeit eines unmittelbaren Eingreifens zu verfchaffen. — Bon der 
Geldftrafeneinzahlung ift auch dem Strafrichter Drintbellung zu machen. 
Siehe 8. 247, letzter Abſ. 

9) Siebe die Vorfchriften darüber bei $. 70. 

°) Die Ermächtigung iſt auf dem Zahlungsauftrage jchriftlic 
RUE zu — und der Partei vorzuweiſen. 

J. M. 4. Juli 1898, 8.165296; Beiden Wiener Gerichten iſt 
der ee über bie eldftrafen in Eivil- und Straf— 
fadhen vom betreibenden Beamten des Gerichtes, welches auf die — 
erfannt hat, zu erlaſſen, diefer Zahlungsauftrag aber nicht Durch die Po 
jondern Durch Die Diener des betrefienden Gerichtes, erjorberlichenfalls durch 
die Diener des Bezirksgerichtes, in deſſen Sprengel die Zuftellung erfolgen. 
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ſoll, gelegentlich zuzuftellen und zugleich der zuftellende Diener anzumweifen 
und zu ermädhtigen (88. 96 u. 109 G. D.), den Betrag in Empfang g 
nehmen. In vielen Fällen wird auf diefe Weife der Eingang der Geld- 
ftrafe erzielt werden. Wenn die Zahlung nicht zu erlangen ift, follen 
die zuftellenden Gericht3diener bei der Zuftellung durch Erfundigungen 
und im Wege des Augenſcheins zu ermitteln tracdhten und auf Grund 
ihrer bezüglichen Wahrnehmungen dem Gerichte berichten, ob die Geld⸗ 
jtrafe eindringlich fein wird, oder ob mit NRüdfiht auf die Vermögens- 
verhältnifie und den Nahrungsbetrieb des Verpflichteten und jeiner 
Familie die Geldftrafe ald uneinbringlich zu erklären fein dürfte. Falls 
die Zuftellung durch ein anderes ge vorgenommen wurde, 
find die Berichte der Gerichtödiener dem Gerichte, das die Geldftrafe 
verhängt hat, zu Überjenden. Nur wenn ſich nach dem Berichte des 
Dienerd die Gelditrafe als einbringlich darftellt, wäre nach frudtiofem 
Ablauf der für die Zahlung geledten Friſt im Sinne des $.110 G. O. 
dur Ausfertigung des im Erlafie v. 24. Mai 1898, 8. 12121, vor 
geichriebenen Formulars zur Geſch. Odg. Nr. 17 a die Execution ein- 
nleiten und das Egecutionsgericht unmittelbar um die executionsweiſe 
nhebung der Gelditrafe zu erfuchen. Falls es nöthig ericheint, Könnte 
das Erecutionsgeriht zur thatfächliden Vornahme der Pfändung aud) 
Die Diener der Bezirkögeridite verwenden (8. 331 ©. O.). Da berlei 
Erecutiondfälle nicht Häufig vorkommen werden und das Formular dem 
Erecutionsgericht nahezu jede Schreibarbeit erfpart, jo kann auf Diele 
Weile ohne merfliche Mehrbelaftung des Erecutionsgerichtes den Vor⸗ 
fhriften der G. D. entiprochen werden. Um das Geldbuh nicht durd 
zahlreiche Vorſchreibungen zu belaften, wird unter der Vorausſetzung, 
daſs über die ordnungsmäßige melonpmehne und Abführung der ein- 
gezahlten Beträge an der Hand der Vormerkungen auf den Gebliren- 
— (88. 107, Abſ. 1, u. 109, Abſ. 1, G. O.) durch den betreibenden 
eamten jorgfältige Eontrole geübt wird, geftattet, dafs nicht jhon mit 

der Ausfertigung des Bahlungsauftrages, jondern erſt mit dem Erjuchen 
um erecutionsweile Einhebung die Geldftrafen im Geldbuche vor- 
gejchrieben werden. 

4) Zuftellungsbeamter oder Beamter der Yuftellungsabtheilung, 
8. 104, Abi. 1. 

5) Unmittelbar von der Partei geleiftete oder mit Poſtanweiſung 
oder im Anweiſungsverkehr der Boftiparcafje geleiftete Zahlungen. 

6) 8.220, Abſ. 2, C. P. O.: Die nad) den Beſtimmungen der Eivil- 
proceföordnung gegen eine Perfon verhängten Geldftrafen fließen dem 
Urmenfonde des Ortes zu, iu welchem diefe Perſon ihren Rohnfig hat; 
wenn aber ein folder Wohnſitz im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes nicht 
begründet oder nicht belannt ift, dem Armenfonde des Drtes, im 
welchem das Gericht feinen Sit bat, das die Strafe verhängte. (Gilt 
emäß 8. 78 €. ©. au für die im Erecutionsverfahren und gem. 
3 8 ©. D. für die gegen eine Perſon verhängten Geldftrafen im 
Angelegenheiten der Gericht3barkeit außer Streitſachen. Das Gleiche 
gilt gem. 8. 359 E. O. Hinfichtlich der behnfs Erwirkung von Hand⸗ 
"ungen, Duldungen oder Unterlafjungen verhängten Geldftrafen, nur 
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enticheidet der Wohnſitz des Verpflichteten bezw. der Siß des 
Erecutionsgerichted. Wegen Abfuhr der in Ungelegenheit der 
Gerichtsbarkeit ns enden und insbeſondere in An- 
wendung bed 8. 3, Gel. v. 23. Mai 1883, R. G. B. Nr. 82, ver- 
hängten Seldftrafen an den zul, I die Mittheilung im 
IM. 8 9. ©. 263/1899, bei 8.85 ©. O 

Ueber die Borto ehandlung der —— ſiehe J. M. V. 
v. 24. Februar 1898, J. M. 8. B. Nr. 4 (bei 8. 3 

8.12, Abi. 4, Einf. Gef. zum 9. G.: Die Ai dem Handels⸗ 
gerichte wegen Nichtbefolgung der 9 Anmelbungsvorichriften oder wegen 
des Gebrauches einer nicht zuftehenden Yirma verhängten) Gelbftraten 

ießen in den Armenfond des Ortes, an welchem das Handels 
gericht feinen hat. 

Ra 4 der M. V. v. 14. Mai 1873, R. G. B. Nr. 71, fließen 
Die zufolge des 8.87 des eat über —5 und Wirtſchafts enoffen 
ſchaften (v. 9. April 1873, R. G. B. Nr. 70) wegen Unterlaſſung der 
den Genoſſenſchaften obfiegenden Anmeldungen zum Genofjenichaftsregijter 
verhängten Geldftrafen in den Armenfond bes Ortes, an welchem 
das Handelögericht feinen Sig hat. 

Die anderen auf Grund des citirten Gejeges verhängten Geld- 
ftrafen fließen in den Armenfond des Ortes, an weldhem die Ge— 
no — t ihren Sitz hat (8. 87 des genannten Befebes ). 

eägtic) ber tselbbußen, welche als Difeiplinarftrafen ion gegen 
— un a verhängt werben, fiehe J. M 
12. April 1885, R. &. B. Nr. 35. 

8. 241 &t. G.: Die *— Seh, an Waren, Feilſchaften oder Ge⸗ 
räthen wegen ergehen oder Vebertretungen verwirkte Strafe verfällt 
jedesmal dem AUrmenfonde des Ortes, wo die ftrafbare Handlung 
begangen worben. 

(Dagegen find die in der St. PB. D. ausgeiprocdhenen Geldftrafen 

8. 7 ©. P. O. zur Unterftügung dürfti er Gefangener a oe 
Entlafung aus der gt zu re Sie de darüber J. M. V. v. 
13. Juli 1886, J. M. V. B. Nr. 33 

J. M. E. v. 16. Auguft — 3. 9788: 

Die Einhebung der auf Grund des Eu eelranpe len und 
ala BL vom 29. Februar 1880, R. G. 8. Ar. 36 und 37, 
se Tdftrafen, a. einschließlich des zeinen Erlöfes für die 
in all erklärten Thiere und — in den Staatsſchatz fließen, 
und für den Etat der politiſchen aan — werden, erfolgt 
in Gemäßheit der 88. 6 und 7 der J. M v. 5. November 1852, 
R. G. B. Ar. 227. Bezüglich des 8. 6 diefer een tritt jedoch 
die Modification ein, daſs die dort bezeichneten Erfenntnifle und Be⸗ 
ſchlüſſe jener politifchen Bezirksbehörde mitzutheilen find, in deren 
Bezirk das Steueramt liegt, an welches die Abfuhr — Geldes 
zu erfolgen hat. 

J. M. V. v. 27. September 1889, 8. 16749, J. M. V. B. Nr. 49: 

Zur Ausführung der im 8. 66 des — v. 11. April 1889, 
R. G. B. Nr. 41, in —5 — der eingehobenen Strafgelder gegebenen 
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Vorſchriften werden die Gerichte angewwiejen, die wegen eines Vergehens 
gegen das Wehrgeſetz eingehobenen Strafbeträge in jedem Falle an die 
politiſche Bezirksbehörde des Standorte® des Gerichtes behufs 
weiterer Verfügung mit den Strafgeldern abzuführen. — 

Ueber die Verwendung der Geldftrafen, die gegen nichtrichter⸗ 
lihe Beamte und Diener verhängt werden, les & M. V. v. 9. Mai 
1898, J. M. 8. 8. Nr. 13, bei 8638.08. ©. 


8.97, Abſ. 4, des Geſetzes v. 11. Jänner 1897, R. G. 8. Nr. 30 
(Batentgefeh), verfügt: Die Geldſtrafen (wegen wiſſentlichen Eingrifies) 
fließen in den Staatsfchap. 

) Im alle der Weberjendung von Geldbeträgen mittels Poſt⸗ 
anweifung find auf dem für ſchriftliche Mitteilungen beftimmten Raume 
die zur Bezeichnung der Gebür nöthigen Daten, bei Sendungen an Be- 
hörden iſt jedenfalls bie Sefchäftszahl der empfangenden Behörde, 
wenn fie belannt ift, anzuführen. Siebe J. M. V. v. 21. März 1 
HM. 8. B. Nr. 13, bei 8. 107, bezw. der Geldbuch⸗Vdg. 


°) Falls nicht die Auszahlung unmittelbar im Geldbuche beftätigt 
wird oder die Verfügung über den eingezahlten Betrag mit Ehed erfolgt, 
ift die Beftätigung des Empfängers insbeſondere über die in der Gerichts- 
fanzlei in Empfang genommene oder durch den Gerichtödiener —— 
Zahlung nicht zu den Acten der Sache zu nehmen, ſondern als Beleg 
für den Gelbbuchverfehr zu fammeln. Auf Grund diefer Belege hat 
der Gerichtsvorfteher nicht nur die ordnungsmäßige Gebarung mit den 
eingezahlten Geldern, fondern auch die Ausfolgung der Barbeträge zu 
überwadhen. Bu den einzelnen Acten find weder Empfangsbeftätigungen 
noch Amtserinnerungen über die Einzahlung zu bringen. Webrigens 
find weder von Behörden oder Armenfonden noch von Privatperfonen 
Beitätigungen über die an fie mit ame near ober — Check 
übermachten Beträge fordern (8. 109, letzter Abſ. G. O.). (J. M. €. v. 
19. März 1898, 3. 6414.) 


VBog. des J. M. v. 24. October 1899, J. M. V. B., Nr. 40 betr. 
die Einführung eines Verzeichniſſes Aber die an die Ge- 
meinden überfendeten Geldſtrafen. 

An alle Gerichte erfter Inſtanz in Böhmen, Schlefien, Steier- 
mark, Krain, Küftenland mit Ausnahme von Xrieft, Salzburg, Tirol 
und Vorarlberg. 


Um den zur Prüfung der — A Gemeinden berufenen 
autonomen Organen die Controle über die endung der Geldftrafen 
zu erleichtern, werben auf Erfuchen ber betreffenden Landesausichüffe 
die Gerichte in den oben bezeichneten Ländern angewiejen, nad dem 
angeichlofjienen Formular ein Verzeichnis über alle an Gemeinden ab- 
e te *) Geldftrafen anzulegen und am za bed Jahres in Ur⸗ 
hrift dem Landesausichuffe oder in denjenigen Ländern, wo Bezirks⸗ 
vertretungen beftehen, dem BezirkBausichurfe zu überjenden. a ae 
die an Gemeinden mit eigenem Statut abgeführt werden, find in 
Verzeichnis nicht — 

Das Verzeichnis iſt vom Geldbuchführer auf Grund der Ein⸗ 
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tragungen iu der für Gelditrafen re Abtheilung des Geldbuches 
fortlaufend neben dem Geldbuche zu 

Die bisher zum Theile übliche —— des Landes⸗ und 
— — von der jedesmaligen Abführung an Gemeinden hat 
zu e 

Diefe Verordnung tritt fofort in Wirkfamleit. 

*) Bol. die J. M. 8. v. 24. Februar 1898, 3. M. 8. B. Nr. 4, 
bei 8. 378 Bortopfüicht) 


Berzeichnis 


der vom l.l....... geridte ..... - im Jahre .... an nad 
folgende —— — Geldſtrafen: 


Tag der Ute 


ee 





Erecutiongeinleitung. 


6. 110, Nach fruchtlofem Ablaufe der im Zahlungs- 
auftrage gegebenen Frift!) hat der mit der Zahlungsbetreibung 
betraute Beamte die Erecution einzuleiten. Dies gejchieht da- 
durch, dafs er den Namen der zahlungspflichtigen Perſon, den 
Ichuldigen Betrag und das Vermögen, auf welches Erecution 
geführt werden fol, dem zur Erecutionsbewilligung berufenen 
Nichter des Gerichtes?) oder des am Site des Gerichtähofes be- 
findlicden Erecutiondgerichtes mit dem Erjuhen um Eintreibung 


$. 110. Das Erſuchen um Erecu- | geben und das Erfuchhen „Um cre- 
tion3bewilligung zur Hereinbringung | cutionsweife Einhebung wirh gebeten“ 
von Gebüren, Geldſtrafen 2c. ift fchrift- | beizufügen. Die Vorlage an ben 
lich an ben zur Erecutiondbewilligung | zur Erecutionsbeiwillig igung berufenen 
———— Richter zu ſtellen ($. 110, | Richter geſchieht, falls dieſer Rich⸗ 
“bl. 1, ©. D.). in befonderes ter demſelben Gerichte angehört, 
Schreiben barf deshalb nicht ausge» | dur Behändigung des Erfuchens, 
fertigt werden; e3 genügt, auf einem ut durch Meberfendung an die Ein- 
Blatte den Namen ber zablungs- | Taufftelle des fraglichen Gerichtes. 
a Keen, den ſchuldigen Be- | (J. M.) — Siehe aber ben J. M. € 
trag, cutionsobject und Die Se 4 Juli 1898, 3. 15296, sing 
Daten bed rind anzu | der Wiener Berichte, bei 8, 109 
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im Executionswege mittheilt; al3 ſolches Erſuchen genügt Die 
Beifügung der Worte: „Um erecutionsweife Einhebung wird 
gebeten.) Mufs die Execution im Sprengel eine® anderen 
Gerichtes geführt werden, fo ift dieſes in derjelben Weife um 
die Eintreibung des Betrages zu erſuchen; das Erſuchen ijt 
jedoch in diefem Falle vom Vorſteher des Gerichte durch Bei- 
jegung feiner Unterfchrift zu genehmigen. 

Die Einleitung der Execution zur Eintreibung von Be— 
trägen, die für ein andered Gericht einzubeben find, unterbleibt, 
wenn fich die Partei durch einen Poftfchein ausweist, den Be- 
trag mittel3 Poftanweifung oder durch das Boftiparcafienamt 
unmittelbar an das erjuhende Gericht abgefendet zu haben. 
Das Datum des Poſtſcheines iſt bei der Vorfchreibung der 
Zahlung (Gebürenzettel, Zuftellungsbud u. f. w.) zu notiren.‘) 


1) Bu diefem Behufe hat der betreibende Beamte die Gebürenzettel, 
Zuſtellungsbücher und das Verzeichnis der für fremde Gerichte einzu- 
hebenden Zuftelungsgebüren täglich durchzufehen, 8. 107. 

a der Anträge der mitderBdahlungs- 
betreibung betrauten Beamten auf erecutionsweije Ein» 
— von Gebüren, Geldſtrafen und ſonſtigen Beträgen. 

uf eine Anfrage hat das k. k. Finanzminiſterium mit dem Er- 
lafje vom 3. Juli 1900, 3. 34063, Folgendes eröffnet: Die gemäß 
8. 110 &. ©. von den mit der Bahlungsbetreibung betrauten Beamten 
zu ftellenden Anträge auf erecutionsweife Einhebung der im $. 104 
diefer al een angeführten Gebüren, Geldftrafen und fonftigen 
Beträge, für deren richtigen Eingang von amtsmwegen gejorgt werden 
mujs, find gem. T. P. 44 bb und 9 Geb. ©. kein Gegenitand der 
a OL wenngleich die einzuhebenden Beträge Parteien zu- 
fommen follen. (Mitth. J. M. 3. B. ©. 204/1900). 
2) 9, 1. dem zur Unordnung des Erecutionsvollzuges berujenen 
Richter — nicht im Wege der Einlaufftelle, $. 37. 

3) Das Erfuchen ijt beim Erecutionsgericht in das Regiſter E ein- 
zutragen. Für die Einbringung der ©eldftrafen und Gebüren 
ift ein neues Formular Nr. 17a eingeführt Iaut Kundmachung des 

. M. V. B., ©. 88/1899. Hierüber verfügt der J. M. E. v. 24. Mai 
1898, 8. 12121, 2. 5: „Erecutionsmweife Einbringung von 
Geldftrafen und Gebüren. Eine ganz verfchiedene Praris wird 
bei der zwangsweiſen Einbringung von Gebüren und Geldftrafen be- 
obachtet; auch find diesbezüglich manche Zweifel laut geworden. 

Bei einigen Gerichten wird das Erfuchen des betreibenden Beamten 
iofort in das Erecutiondregifter eingetragen, anderwärts wird zunädift, 
ohne Eintragung in das Erecutionsregifter, der Auftrag zur Einhebung 
ber Selbftrate oder Gebür erlaffen. 

Diefe Verſchiedenheit des Vorganges ift nicht gerechtfertigt. Die 
Execution zur Hereinbringung von Geldftrafen und @ebüren verläuft 
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allerdings in der Mehrzahl der Fälle eigenartig, indem in der Pegel 
entweder die re erfolgt oder die Uneinbringlichleit der Geldftrafe 
oder @ebür fe igeite t wird. Nichtsdeftoweniger handelt es 1-3 bei der 
Erecution auf Grund der J. M. 8. v. 5. November 1852, ® B. 
Rr.227, und vom 11. Februar 1855 R. G. B. Nr. 30 (Artikel XII 1 
E. G. z. E. O.), und auf Grund des 8.29 der M.B. vom 3. Juli 1854, 
N. G. B. Nr. 169 (Urtilel XXXIV € ©. z. C. P. O.), ) um eine 
Erecution auf ®egenftände des beweglichen Vermögens, für die nur 
infoferne Befonderes gilt, al3 die nepfänbeten Gegenitände ſtets in Ber- 
mwahrung zu nehmen, und gelegentlich einer anderen Berfteigerung und 
ohne bejonderen Antrag ſowie ohne Rückſicht auf die Höhe des Kauf- 
Mau — og 3sahlung b ebikr eib eib 
. en Ein u u er Zuſtellun r er, er⸗ 
chige m Gengeeler fiehe er ß 5 ve B. — 22. ns Be . B. 
Demgemäß find derlei Executionsfälle, was die innere Geſchäfts⸗ 
behandlung anbelangt, den anderen Fällen der Zwangsvollſtreckung 
gleihgufie en und indbefondere in das Erecutiondregiiter einzutragen. 
jedoch vermöge des eigentgümlichen Berlaufes jolcher Erecutionen 
ihre Zahl das aus der Gefammtzahl der ausgewiejenen Fälle fich 
ergebende Bild ber Erecutionsthätigleit bei manchen Gerichten wejentlic 
beeinfluffen möchte, werden die Gerichte ra die Erecutionen 
zur Hereinbringung von Gelditrajen und Gebüren durch Beifegung fort- 
laufender, eventuell mit Yarbftift anzubringender Zahlen in der Spalte 
für Bemerkungen des Executionsregiſters zu zählen (und in einer An⸗ 
merkung zum Geſchäftsausweiſe die Geſammtzahl dieſer Erecutionsfälle 
anzugeben). ) Mit der Zählung ift vom 1. * d. J. zu beginnen. 
9) Geſchieht jebt — Eintragung in die Spalte 85b bes anne 
— 3 yon: Nr. 82, laut J. M. 8. v. 22. Tecember 1900, J. M. 8. B. Nr. 47, 
Da fich die gewöhnlichen Ereeutionsformularien für die Einleitung 
der Erecution zur Hereinbringung von Gelditrafen und Gebüren wegen 
der Eigenthümlichkeiten dieſer Execution nicht gut eignen, geftattet das 
Zultizminifterium, daſs ſich die Gerichte für die Einbringung von Gelbd- 
(0x. und Gebüren felbft Yormularien nad dem beiliegenden Mufter 


ch. Ordg. Form. Nr. 17a), jet ed durch Drud oder lithographiiche Ar. 17a. 


elfältigung, berftellen laſſen. 

Wenn ein anderes Gericht um die erecutionsweife Einhebung von 
Geldftrafen oder Gebüren erfucht werden mufs, fo bedarf e3 dazu feiner 
Erecutionsbewilligung durch das erfuchende Gericht, fondern es genügt 
da3 vom Gerichtövortteher unterichriebene Erſuchen um erecutionsweile 
Einhebung (8. 110, Abi. 1, G. D.). 

Wenn die Erecution nicht nach den oben angeführten Specialvor- 
ichriften über die Einbringung von Geldftrafen und Gebüren durchzu⸗ 
führen ift, wie bet der Einbringung von Erjäten (3. B. im Falle des 
8. 118 €. O.), fo ift Die Erecution wie jede andere Execution auf An⸗ 
trag bes betreibenden Beamten, dem die Wolle des betreibenden 
Glaͤubigers zufällt (8. 111, Abi. 2, &. D.), vom Gerichte, welches den 
Erfah vorgeichrieben Hat, zu bemilligen und erforderlichenfall3 das 
Executionsgericht um den Bollzug zu erfuchen.” — 


1 


430 VIII. Geſchaͤftsordnung 66. 110-112, 


Wegen des abweichenden ee bei — mei 
He De Wiener Gerichte fiehe 3 4. Suli 1898, 8. 6296, 
e 


4) Eine Mittheilung über das Unterbleiben der Erecution an das 
erfuchende Gericht ift nicht nothiwendig. 

6. 111. Geldſtrafen find durch executionsweife Abnahme 
und Verlauf eines entiprechenden Theiles des vorgefundenen 
beweglichen Vermögens einzutreiben (8. 2 der Zuftizminifterial- 
verordnung vom 5. November 1852, R. ©. 3. Nr. 227'), und 
88. 3 und 4 der Auftigminifterialverordnung vom 11. Februar 
1855, R. ©. B. Nr. 30).°) 

Wo diefe Urt der Execution, wie bet Gebüren?), Erfägen u. a. 
nicht zuläffig ift oder wo fie ohne Erfolg verfucdht wurde, ift 
gegen die zahlungspflichtige Partei die Execution nah Maßgabe 
der Beitimmungen der Erecutiondordnung einzuleiten und durch» 
zuführen. Dem mit der Betreibung der Einzahlung betrauten 
Beamten fommt in diefem Berfahren die Stellung eines be- 
treibenden Gläubigerd zu. Wird die Execution zu Gunſten 
einer bezugsberechtigten Privatperjon*) geführt (Zeugen, Sad; 
verftändige u. |. w.), fo find die aus Anlaſs des Erecutiong: 
verfahrens zu entrichtenden Stempel- und Gebürenbeträge?) aus 
dem Erecutionserlöje vor der Gebürenforderung zu bezahlen. 
Mit dem zu deren Bezahlung verfügbaren Erecutionserlöfe ift 
nach Vorfchrift des 8. 109°) zu verfahren. 

Der mit der Bahlungsbetreibung betraute Beamte bat von 
der Einleitung der Erecution abzufehen, wenn die zum Bezuge 
berechtigte Privatperfon felbft die Execution zu führen fich. be 
reit erklärt oder auf die Execution verzichtet. 

Wenn wegen Gelditrafen auf Liegenfchaften oder darauf 
haftende Forderungen Erecution geführt werden joll, ift die 
dinanzprocuratur um die Erecutionsführung durch das Gericht 
zu erjuhen (8. 3 der Auftigminifterialverordnung vom 5. No- 
vember 1852, R. G. B. Nr. 227, und 8. 5 der Auftizminifterial- 
verordnung vom 11. Februar 1855, R. ©. B. Nr. 30). Der 
mit der Bahlungsbetreibung betraute Beamte hat über die 
Nothivendigkeit einer folchen Erecutionsführung dem Richter 
(Borfigenden des Senates), der die Gelditrafe verhängt hat, 


b 111. Die behufs awangsweifer | aufzumendenden Stempel werden vor- 
Einhebung von Gebüren, Geldftrafenze. | läufig geftundet. (J. M.) 
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mwenn fie aber von einem höheren Gerichte verhängt murbe, 
dem Richter oder Sematsvorfigenden, bei dem die Sache in 
erfter Inſtanz anhängig war, oder dem vom Vorſteher des 
Gerichtes font dazu beftimmten richterlihen Beamten kurz 
fchriftlich zu berichten. 

An gleiher Art ift über die Uneinbringlichleit des ein- 
zuhebenden Betrages zu berichten. Auf Grund der ertheilten 
Bewilligung ift der Betrag tm Geldbuche als uneinbringlich 
abzufchreiben. 

Be „Bei nicht erfolgter Bahlung ift die Erecution von dem dazu 
abgeordneten Gerichtsvollzieher ſogleich dadurch vorzunehmen, daſs dem 
Zahlungspflichtigen jo viel, als der Betrag der Geldſtrafe ausmacht, von 
dem vorfindigen — Vermögen abgenommen wird. Das Ab- 
genommene ift zu Gericht zu erlegen, oder wenn die gerichtliche Depo- 
nirung nicht thunlich wäre, einem verläjslihen Manne in Verwahrung 
zu übergeben; und falls e3 nicht in Geld oder in Öffentlichen Staats⸗ 
Ichuldverfchreibungen beftände, un vorläufiger, von amtswegen durch 
einen Sachverſtändigen zn veranlafjender Shägung bei der nädjft vor- 
fallenden gerichtlichen Feilbietung, längitens aber binnen 14 Tagen nad 
der vorgenommenen Pfändung, und zwar erforderlichen Falles auch 
unter dem Schägungswerte im Verſteigerungswege zu verkaufen, worauf 
der Strafbetrag fammt den allfälligen Erecutionskoften zu berichtigen, 
Der ln eberreft aber der Partei auszufolgen iſt.“ 

2) Inhaltlich gleichlautend mit der unter Anm. 1 abgedrudten 
Vorſchrift. Siehe beide auch bei Art. XIII, 8.4, E. G. z. E. O. Für 
die Erecutionsbewilligung ein neues G. D. Formular Nr. 17a einge- 
führt. Siehe J. M. E. v. 24. Mai 1898, 3.12121, bei $. 110. Wegen 
des etwas abweichenden Borganges in Wien Siehe J. M. E. v. 4. Zuli 
1898, 3. 15296 (bei $. 109). 

2) 3. 8. 8. 180 N. D., betreffend die Eintreibung der von 
dem Gerichte beitimmten Gebüren des Notard. Behufs Einbringung 
von Commiſſions⸗ und Reiſekoſten ift os 8.29 M. V. v. 3. Juli 
1854, R. G. B. Nr. 169, analog wie bei Einbringung von Gelditrafen 
vorzugehen. 

7 Der Rotar als Gerichtscommiffär ift nicht Privatperfon. Auf eine 
Stundung der Gebür durch den Notar ift nur injofern Bedacht 
zu nehmen, als er dem Gerichte im kurzen Wege die Friſt befannt gegeben 

at, bis zu welcher mit der Einleitung der ————— gewartet werden 
an Dieje Friſt ift im Geldbuch vorzumerlen. 

5) Diefe Gebüren find bis zur Einbringung bloß vorzumerfen. 

©) Mebergabe an den Geldbuchführer. 


Gebüreneinhebung bei anderen Gerichten. 


6. 112, Gebliren, die aus Anlaſs der Gewährung der 
Mechtshilfe erwachſen und nicht aus dem Amtspauſchale be- 
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rihtigt werden müfjen?), find dem erfuchenden Gerichte bei Er⸗ 
ledigung des Erſuchens mit dem Bemerken befanntzugeben?), 
den Gebürenbetrag unmittelbar an das Geldbuch einzufenden, 3.8. 
„an das Geldbuch des Bezirksgerichtes N.“, oder „an das Bezirks⸗ 
gericht N. (für das Geldbuch)“. Die Erledigung des Erſuchens 
ift vor ihrer Abjendung dem mit der Zahlungsbetreibung und 
dem mit der Führung des Geldbuches betrauten Beamten zur 
entiprechenden Bormerkung?) vorzulegen (Vid. Geldbuch — Vid. 
Buftellungsbeamter o. ä.). 

Wenn die Gebür innerhalb einer angemefjenen Zeit nicht 
eingeht, hat der mit der Bahlungsbetreibung betraute Beamte 
das Erfuhen um Einfendung der Gebür zu erneuern und ſo⸗ 
dann alle weiteren Schritte einzuleiten, welche nad) Lage der 
Sade zur Erlangung der Gebürenzahlung vorzunehmen find. 
Auch in diefem Falle hat weder der Leiter der Abtheilung für 
Rechtshilfefachen, noch ein anderer richterliher Beamter mit 
der Einhebung der Gebür etwas zu thun; deren Betheiligung 
an der Ordnung der Gebürenfrage ijt mit dem nah Abſatz 1 
geftellten Begehren um Ueberiendung der Gebür zu Ende. 

2) Bufolge 3. M. 8. v. 29. Mai 1896, 8. 257%, J. M. B. B. 
Nr. 17, betreffend die Beltreitung von Koften für andere Gerichte, A 
alle das Umtspaufchale belaftenden Koften des civilgerichtlichen 
fahrens in und aufer Streitiahen, welche im Rechtshilfeverkehr a 
inländifchen Gerichte untereinander auflaufen, von dem erfudhten Ge 
richte vorzufchießen und im Uneinbringlichkeitsfalle endgiltig zu beitreiten. 
Eine wecjeljeitige Vergütung folder Koften zwiſchen inländiihen Ge 
richten hat ni ht Hattzufinden. Dies gilt insbeſondere auch von den bei 
Unterjuchung Di Geifteszuftandes vermögenslofer Pflegebefohlener auf- 
laufenden Gebüren jeder Urt. 

) Bei Buftellungsgebüren wird lediglich auf vn rüdgefenbeten 
Rüdichein angemerkt 3.8. „34h einzuheben“, 8.377, Abf. 3. SUIER unge 
er , die auf Erfuden eined anderen Berichtes eingehoben en 
8. 10 ‚ Abi. 3, ©. O.), find aber bei dem erſuchten Gerichte in 
—5— zu ftelfen (8. 13, M. 8. v. 22. Auguſt 189, 8.9. 8 


2) Vormerkung auf dem ee im sn: analog 
8. 107, Abſ. 1. — Vorſchreibung im Geldbuch. — Wie bei dem &e- 
richte Dorzuge en ift, melches die Gebür einheben und —— * 
ſiehe 8. 105, Abſ. 1. 


Erlag zur Gerichtskanzlei. 
F. 113. Sofern nad) dem Geſetze Geld, Geldeswert oder 
Wertpapiere in der Gerichtäfanzlei zu erlegen find ober dieſer 
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Erlag neben dem gerichtlihen Erlage zugelaflen ift (88. 261, 
284, 285, 296, 366, 386, 393 Erec. DO.u.a.)!), hat der Er- 
fag zu Handen de3 mit der Führung des Geldbuches betrauten 
Beamten zu erfolgen.?) 

Sm Geldbuche (8. 6 des J. M. E. vom 31. December 
1875, 8. 16893)®) ift in der vierten Empfangsrubrit „Bahl 
des gerichtlichen Einreihungsprotofolles” in Hinkunft die aus 
der Eingabe oder der vorgewiefenen gerichtlichen Erledigung 
zu entnehmende Geſchäftszahl, bei Eingaben aber, die zu einer 
anhängigen Sache nicht gehören, der Name der Parteien oder 
des Antragſtellers und eine‘ kurze Bezeichnung der Sadje ein- 
zutragen. SHinfichtlich letzterer Erläge kann der Gerichtsvor⸗ 
fteher anordnen, daſs dem mit der Führung des Geldbuches 
betrauten Beamten noch am felben Tage von den einzelnen 
Kanzleiabtheilungen oder SKanzleibeamten dag Actenzeichen be- 
fanntgegeben wird, welches dieſe Eingabe erhalten bat. 

Die im Geldbuhe in Empfang geftellten Bargelder find 
fortan ohne Unterfcheidung der einzelnen Poſten zu verwahren.*) 
Eine Berwahrung in abgefonderten, genau bezeichneten Um⸗ 
ſchlägen findet aud) dann nicht ftatt, wenn die Aushändigung 
der übernommenen Gelder an den beftimmten Empfänger?) oder 
die ſonſtige Zuführung an ihre Beſtimmung erſt für einen 
ſpäteren Beitpunft in Ausſicht fteht. 

1) 8.261 E. O. Bei der Pfändung abgenommenes Geld und Wert- 

— 88. 994, 285 E.D. Berlaufserlös beweglicher Sachen, infofern 
er nicht unmittelbar dem betreibenden Gläubiger ausgefolgt wird. — 
8. 296 €. D. Gepfändete Wechſel, Namens, Wert- und Legitimations- 
papiere. — v3 366, 386 €. D. Borfchüffe für die Koften der yelt- 
= ba = €. Borichüffe für die Vollziehung von einftweiligen 

Bertpapiere, deren Verwahrung beantragt ift, dürfen nur dann 
in der Gerichtskanzlei erlegt werden, wenn fie den Betrag von 500 fi. 
nicht überfteigen, 8. 388. Diefer Betrag dürfte auch für die dem Richter 
bs Era Entiheidung maßgebend fein, ob nicht troß der Zuläſſigkeit 
* tages in Gerichtskanzlei der Erlag im Depofitenamte zu ver- 

der Gelbbudführer hat aud, falls der Gerichtsvorfteher nichts 
anderes anordnet, den Erlag, die Kündigung und Behebung der frucht⸗ 
bringend eingelegten Bee zu bejorgen. Der Auftrag wird mündlid 
vom Richter ertteilt, 8 

2) Siehe bei 8, vo. "Sie auh J. M. 8. v. 19. October 1897, 
FM. 8. B. Nr. 41 (bei 8. 70). 

4) Damit ift 8.8 der Beldbuchverorbnung aufgehoben. Wo nicht 
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ein Eafjajournal für den Bargeldverlehr eingeführt ift, fann je nach den 
perſönlichen Eigenichaften des Geldbuchsführers, falls diefem die Evidenz- 
haltung der PBarteiengelder nad) dem bisherigen Syſteme der Verwahrung 
in — Umſchlägen leichter fällt, vorläufig noch von der im 
113, Abſ. 3, G. O. angeordneten Verwahrung der Gelder ohne Unter⸗ 
cheidung der einzelnen —** Umgang genommen werden, X. J. M. B. 
dv. 19. October 1897, 8. 22131, J. M. V. B. Nr. 41 (bei 8. 70). 


8) Stempelbehanblung von Empfangsbeftätigungen überbdie Aus» 

folgung der in der Gerihhtätanzlet hinterlenten etrAne Dad Finana- 
Dem hat mit Erlaf8 vom 12. 
in Anfehung der Stempelbehanblun 
8. 118 G. D. in ber Geridhtäfangz! 
ftimmungen bes im Einvernehmen mtl 
erlafies vom 28. Auguſt 1881, 3. 129: 
Anwendung zu finden haben, bajß t 
T. B. 47, lit. 6 des Gebürengefehes * 
binfitlich der Stempelbehanblung v 
oder Sicherftellungsleiftungen die R 
dafs dieſe nad) T. P. 48, lit. d ge 

ee Sy I vn 8. 2 ab — — te gerichtlich 

ifpoſt 47, lit. o —— gen über erfo 8 e 

—— ‚len nit nach der Scala Il eine minbere Gebär em —— von jedem 

ogen 8 


Fünfter Abſchnitt. 
Tagſatzungen uud Verhandlungen. 


Anberaumung von Tagſatzungen und Verhandlungen. 


$. 114. Bei der Anordnung von Tagſatzungen!) und Ver⸗ 
bandlungen muſs nebit den im einzelnen Falle zu erfüllenden 
gefeglihen Anforderungen darauf Bedacht genommen werden, 
jedes Hindernis einer zwedmäßigen Verhandlung im vorhinein 
zu entfernen, allen Verzögerungen vorzubeugen, fogleich ſämmt⸗ 
liche Betheiligte zuzuziehen, fie mit dem Zwecke ihrer Ladung 
befannt zu machen und zur Beibringung der erforderlichen Ur 
funden oder anderen Schriften anzumeijen. 

Bei der Unordnung von Tagfatungen oder bei Ladungen 
in Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streitfadhen ift 
nah Umftänden, befonders in Fällen wiederholter Ladung klar 
auszudrüden, welche Rechtsfolgen oder Strafen die geladenen 
Berfonen im Yale ihres Ausbleibens treffen würden. Die 
Beit für Tagfatungen im Berfahren außer Streitfachen ift fo 
zu beftimmen, daſs die Zuſtellung an alle Barteien früh genug 
erfolgen kann, um es ihnen möglich zu machen, zur feſtgeſetzten 
Stunde mit der gehörigen Vorbereitung zu erfcheinen, 
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Lediglih zur Berfündung von Beichlüffen dürfen Tag⸗ 
fagungen nicht anberaumt werden.?) 


ı) Bwedmäßige Anordnung von saglapnuger Darüber 
verfügt der J. M. E. v. 28. Jänner 1898, 3. 2261, P. 3: „Die Art 
und Weiſe, wie die Tagſatzungen auberaumt werden, bat ſchon zu mehr- 
fachen Beſchwerden Anlaſs gegeben. 

An manchen Orten wurden die Tagſatzungen, trotz ihrer Menge, 
alle auf diejelbe Stunde anberaumt, fo daſs, jelbft, wenn es zu einer 
contradictorifhen Verhandlung oder zu einem Vergleichsverſuch en 
kam, die einzelnen Parteien über Gebür lange warten mujsten. 
geiehen von manchen aus den räumlichen Berhältniffen entftehenden 

nzufömmlichkeiten hat eine ſolche Praxis für die Parteien Beitverluft 
und, da die Parteienvertreter für das Zuwarten eine Entichädigung be- 
anſpruchen können, auch eine Steigerung ber Koften zur Folge. Diejem 
Mebelftande Tann aber abgeholfen werden, wenn die Tagjagungen, nnd 
zwar bei allzu großer Menge auch die eriten Tagjahungen, vou Stunde 
zu Stunde anberaumt werden oder etwa in 3 oder 4 auf verjchiedene 
Zeitpunkte gewielene Gruppen getheilt werden (3. B. ein Drittel auf 9, 
ein Drittel auf 10, die übrigen auf 11 Uhr). 

Die Zuftellungs- und Rückſcheine find gemäß 8. 341 G. O. un⸗ 
verzüglich zu den Acten jeder einzelnen Sache, zu welcher fie gehören, 
zu bringen, jedenfall aber vor Beginn der fraglichen Tagſatzung 
Diefen Acten beizulegen. 

Sind in einer Sache die Zuſtellungsausweiſe nicht eingelangt, fo 
ift fogleich bei Beginn der Tagſatzung den anwefenden Parteien und 
Barteienvertretern hievon Mittheilung zu machen, um ihnen zweckloſes 
Warten zu eriparen. 

Es empfiehlt fich ferner, von den Berhandlungen, welche auf die- 
felbe Stunde anberaumt find, zuerft diejenigen vorzunehmen, in welchen 
ein Berfäumnisurtheil gefällt werden kann, weil derlei Sachen raſch ab- 
getdan find. Sonft müflen die Parteien und Barteienvertreter, welche 
da3 Gericht nur ganz kurze Zeit in Anfpruch nehmen, wegen vereinzelter 
Yälle, in welchen die Aufnahme eine Vergleiche oder die Verhandlung 
längere Zeit dauert, allzulange ſich bei Gericht aufhalten.” 

*) Anch nicht zur Verlündung von Urtheilen, 8. 415 €. 2. O. 


6, 115. Die eigentlichen mündlichen Verhandlungen?) und 
die demſelben Richter obliegenden Einvernehmungen find nad) 
Thunlichleit auf verſchiedene Tage oder doch auf verjchiedene 
Zageszeiten (Bor- und Nachmittag) zu vertheilen. Mitglieder 
eines Senates, welche zugleich die Gefchäfte eines Unterjuchungs- 
richters, eines beauftragten oder erjuchten Richters zu beforgen 
oder Gerichtshofsgeichäfte als Meferenten für Gerichtöbarfeit 
außer Streitſachen oder als Einzelrichter zu erledigen haben, 
jollen die ihnen in diefer Eigenſchaft zufallenden Verhandlungen 
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oder Einvernehmungen nicht auf einen der für die Verhand- 
lungen vor dem Senate bejtimmten Tage anberaumen. 


Die Anzahl der auf jeden einzelnen Verhandlungstag an 
zufeenden mündlichen Verhandlungen ift mit Hilfe der fich er- 
gebenden Erfahrungen und unter forgfältiger Berüdfichtigung 
der Art und des Umfanges der zur Verhandlung gelangenden 
Fälle fo zu bemeifen, daſs die Gefchäftszeit?) vollitändig aus» 
genüßt, zugleich aber die Nothwendigkeit vermieden wird, einzelne 
mündliche Verhandlungen, ohne fie aufzunehmen, wegen Beit- 
mangel3 vertagen zu müſſen. Um auch hierin einem allzu ver- 
fchiedenartigen Vorgehen vorzubeugen und die Wahrnehmungen 
der einzelnen Mitglieder des Gerichtes für alle übrigen nutzbar 
zu machen, foll der Vorfteher des Gerichte von Zeit zu Zeit 
gemeinfame Beſprechungen der Abtheilungsleiter (Einzelrichter, 
Senatsvorfitenden) darüber veranftalten, wie viele Tagſatzungen 
oder Verhandlungen durchfchnittlich auf einen Verhandlungstag 
anzuberaumen find (8. 2).°) 

In bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten follen erjte Tagſatzungen 
(88. 239, A440, Abſatz 1, C. P. O.) und Tagſatzungen zum 
Zwecke von Vergleichsverhandlungen (8. 433 C. BP. D.)*) in der 
Regel in jeder Gerichtsabtheilung nur an einem Tage der 
Woche abgehalten werden.?) 


Wenn durch Zurüdnahme der Klage, dur Vereinbarung 
eined Rubens des Verfahrens oder aus anderem Unlafje nod 
vor dem Verhandlungstage eine der anberaumten Verband: 
lungen entfällt, fo ift diefe Lücke vorzugsweiſe zur Einfchiebung 
von Verhandlungen in anhängigen dringlicden Rechtsſachen zu 
verwenden; dies kann auch gejchehen, wenn für die fragliche 
Nechtsfache ſchon ein anderer Verhandlungstag angejeht ift. 

1) Eontradictor. unmittelbare Verhandlungen mit Brotofollirung; 
vergl. 2% Einvernehmungen 8. 86, letzter Abi. 


3) Milicht des Gerichtövorftehers, für eine einheitliche Geſchäfts⸗ 
behandlung zu forgen. 

9 Solche prätorifche Verhandlungen werden in manchem Oberlandes- 
gerichtsfprengel regelmäßig auf den — Umtstag 8. 90, Abſ. 2, 
angeordnet, weil beim Mifalingen des Vergleichsverjuches jofort Die Klage 
— werden kann. — Ueber die Ladung ſiehe 8. 147. 

5) Sie können auch auf einen Gerichtstag angeordnet werden, 
8. 57, Abi. 3, 
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6. 116. Mehrere für denſelben Tag anberaumte erfte 
Zagjagungen (88. 239, 440, Abſatz 1, C. P. D.) find in der 
Regel auf die nämlihe Stunde!) anzuſetzen, ſonſt ift die Beit 
für die einzelnen Verhandlungen oder Einvernehmungen in 
Civil- und Straffahen mit NRüdfiht auf die wahrſcheinliche 
Dauer aller vorausgehenden Verhandlungen oder Einverneh- 
mungen fo feitzujegen, daſs die betheiligten Parteien, Advo⸗ 
caten, Zeugen und Sachverſtändigen bis zum Beginne der Ber- 
handlung oder Vernehmung nicht zu lange warten müfjen. 

Iſt ein Beamter oder öffentlicher Bedienfteter, eine ent- 
fernter wohnende Perfon oder jemand, dem durch die Pflicht, 
vor Gericht zu erjcheinen, ein empfindlicher Abbruch an feinem 
täglichen Erwerbe verurfacht wird, in mehreren Rechtsſachen als 
Bartei betheiligt oder als Zeuge oder Sadjverftändiger zu ver- 
nehmen, jo find dieje Verhandlungen oder Vernehmungen thun- 
lichſt zufammenzulegen. 

Wo Perjonen von auswärts kommen follen, ift der Be- 
ginn der Verhandlung oder Einvernefmung unter Berlid: 
fichtigung der Wnkunftszeit der betreffenden Eifenbahnzüge, 
Schiffe und Poften feitzufegen. Außerdem jollen Verhandlungen 
oder Einvernehmungen vor Gericht, zu welden Parteien und 
andere Perſonen aus entfernteren Ortſchaften zu erfcheinen 
haben, namentlih im Winter auf eine ſolche Tageszeit an- 
beraumt werden, daſs es dieſen Perſonen möglich ift, noch vor 
Eintritt der Dunkelheit den Heimweg zurüdzulegen. Solche 
Berhandlungen oder Einvernehmungen find auch nicht mit Ab⸗ 
lauf der Vormittagsgeſchäftsſtunden abzubrechen, jondern ohne 
Unterbrechung bis zur Beendigung fortzuführen. 

) Siehe den J. M. E. v. 28. Jänner 1898, 8. 2261, bei 8. 114. 

6. 117. Wegen der Einleitung gerichtliher Erhebungen 
zur Feſtſtellung des Wertes des Streitgegenftandes (8. 60 der 
Jurizdictionsnorm)t) darf weder die Anberaumung der erjten 
Tagjagung?), noch der Auftrag zur Beantwortung der Klage?) 
aufgeichoben werden. Die Bornahme der Erhebungen, die Ein- 
vernehmung der Parteien und die erforderlichen Beweisauf- 
nahmen find einem Mitglieve des Senates oder des Gerichts: 
hofes al3 beauftragten Richter zu übertragen, und müljen von 
diefem ſpäteſtens bis zum Ablaufe der halben Friſt für Die 
Beantwortung der Klage zum Abjchluffe gebracht werden. Auf 
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Grund der beendeten Erhebungen ift vom Gerichte‘) ohne Auf: 
ſchub über die Zuftändigfeit Beſchluſs zu faſſen. Die Beſchluſs⸗ 
fafjung erfolgt in nicht öffentlicher Situng. 

Hat der Beklagte bei der erſten Tagſatzung die Unzuftändig- 
feit des Gerichtes noch aus einem anderen Grunde geltend ge- 
macht und Tann infolge abgejonderter Verhandlung (8. 260 
C. P. O.) zur Zeit des Ubfchluffes der Erhebungen über den 
Wert des Streitgegenftandes auch ſchon über die Unzuftändig- 
feit3einrede entjchieden werden, fo iſt diefe Enticheidung mit 
der Enticheidung über den Wert des Streitgegenftandes und die 
davon abhängige Zuſtändigkeit des Gerichtshofes zu verbinden. 

Die Koften der ftattgefundenen Erhebungen und Beweis- 
führungen bilden einen Theil der Proceſskoſten. Soferne nicht 
die Vorfchrift des 8. 60, Abſatz 3, der Aurisdictionsnorm®) zur 
Anwendung kommt, ift über den Erfah diefer Koften, wie über 
fonftige Procefslojten nad) den Beitimmungen der 88. 40 ff. 
der Eivilprocef3orbnung zu entjcheiden. 


1) Bei Gerichtshöfen, wenn die Bewertung des tes genſtandes 
zu hoch — u ne ea zuftändig wäre. 


Vom Senate $. 230, Abi. 2, €. P. D., 88. 43, 104 J. N. 

an die Sache an das Besirkögericht abgetreten werden muſs, 
trägt Kläger die Koften der Erhebungen und Beweisführung. 

$. 118. Wegen des Mangels der Procefsfähigkeit, der 
geſetzlichen Vertretung oder der erforderlichen befonderen Er⸗ 
mächtigung zur Procejsführung darf in bürgerlichen Rechts: 
ftreitigteiten, fall3 diefer Mangel befeitigt werden fann?), Die 
Unberaumung der mündlichen Verhandlung über die Klage (An⸗ 
ordnung ber erjten Tagfabung) nicht aufgejchoben werben. Die 
Frift zur Befeitigung des Mangel3 und zur Erfüllung der 
deswegen ertheilten Aufträge und der Tag der eriten münd⸗ 
lichen Verhandlung find aber nad Thunlichkeit in der Urt zu 
beitimmen, daſs bis zur erften Tagſatzung fchon feftfteht, ob 
fi der Mangel befeitigen Läfst oder nicht, oder Doch bei der erften 
Tagſatzung darüber entichieden werden fan. Nur wenn offenbar 
mit dem Verzuge für die proceisunfähige Partei Gefahr ver: 
bunden ift, fann die erfte Tagfabung vor Ablauf der Friſt ftatt- 
finden, und bei befonderer Dringlichkeit fogar der Auftrag zur 
Beantwortung der Klage noch während diefer Friſt ertheilt werben. 

Wegen Streitanhängigfeit oder Rechtskraft darf die Klage, 
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wenngleich die hiefür entfcheidenden Thatfachen nach den Acten?) 
zweifellos feitftehen, nicht ohne Anberaumung einer Tagſatzung 
zurücdgeftellt werden.? 

1) 88. 6, 230, Ab}. 2, C. P. O 

2) uftrfrung durch bie Gerichtskanzlei, 8. 324, Abf. 4. 

8) Auch kann darüber nicht vom Richter bei der eriten Tagſatzung 
entichieden werden, vergl. 8. 239, Abi. 2, C. B. O. 


‚ 119, Soferne nicht wegen anderer Perſonen, welche 
bei der Einvernehmung anmwejend zu fein das Recht haben, 
die für eine Einvernehmung anberaumte Tagſatzung eingehalten 
werden muſs, find insbefondere in Angelegenheiten der Gericht3- 
barkeit außer Streitſachen und in Straffachen vorgeladene oder 
freiwillig vor Gericht erfcheinende Parteien, Beichädigte, Zeugen 
oder Sachpverftändige, vor allem aber entfernt wohnende Per- 
fonen, nad Thunlichkeit fogleich zu vernehmen, auch wenn fie 
zu einer anderen als der feftgejegten Zeit erjcheinen. 


Vebertragung der erjten Tagſatzung an ein Mitglied 
des Senates. 


6. 120. Die Verfügung des Vorfibenden, dafs die erite 
Tagſatzung vor einem von ihm beauftragten!) Mitglieve des 
Senates ftattzufinden hat, bedarf Feiner bejonderen Ausfertigung. 
Sie erfolgt dadurch, daſs der Vorfigende bei der Anberaumung 
der erjten Tagſatzung feiner Verfügung den Namen eines der 
Senatsmitglieder ohne jede weitere Bemerkung beifebt. Die 
Gerichtskanzlei hat auf Grund deffen nad Ausfertigung der 
Ladungen die Klage und alle fonft einlaufenden, für die erite 
Tagſatzung beftimmten Eingaben dem benannten Senatsmitgliede 
zu übergeben. Den Parteien ift nicht befannt zu machen, vor 
wem die erſte Tagſatzung jtattfinden wird. 

Bei Erftredung der erften Tagſatzung findet die erftredte 
Tagſatzung vor dem nämlichen beauftragten Richter jtatt. 

Die erſte Tagſatzung ift Öffentlich.) Sogleih nah Schluſs 
der erften Tagſatzung (8. 242 C. P. D.)®) find die Acten, wenn 
das Berfahren fortgeführt wird, mit dem Protofolle dem Vor⸗ 
fitenden, und zwar ohne Als sein) vorzulegen. 

1) 8, 239, Ab. 1, C. B. O aan C. P. O. 

Auch der wegen eines nicht zu beſeitigenden Dinderniſſes erſtreck⸗ 


ten Tagſatz Bung. 
Sonft hat der Wr Richter die Acten mit kurzem Vor⸗ 
nt vorzulegen, 8. 139, Abf. 2. 
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Borbereitung zur mündlichen Verhandlung. 


. 121. Der Einzelrichter, vor welchem eine mündliche 
Verhandlung jtattfinden fell, und im Gerichtshofsverfahren der 
Borjigende des Senated hat fih für jede Verhandlung durch 
das Studium der Ucten vorzubereiten und insbefondere fich von 
allen in thatfählicher und rechtlicher Beziehung für die Ent- 
ſcheidung erheblichen Punkten eingehend Kenntnis zu verichaffen, 
um imftande zu fein, die Erörterung der Parteien hierauf zu 
lenken, die Sache planmäßig fpruchreif zu machen und die Ver- 
handlung jo zu leiten, daſs die Parteien Gelegenheit erhalten, 
fich über alles Wichtige zu erklären, und zugleich die Verhand- 
fung ohne Abirrungen auf Unweſentliches gründlih und er- 
ſchöpfend und doch auf dem Türzeften Wege durchgeführt wird 
(8. 180 €. P. O.). Soferne nad) den Acten fchwierige, ftreitige 
oder zmeifelhafte ragen des materiellen Rechtes für die Ent- 
iheidung unmittelbar von Belang find oder auf die Beftimmung 
der Thatſachen zurüdwirken, welche in die Verhandlung ein- 
zubeziehen find, fol unter Benügung der zu Gebote ftehenden 
literariihen Hilfsmittel, durch Sammlung beachtenswerter 
wiffenschaftlicher Aeußerungen und einfchlägiger früherer gericht: 
liher Entſcheidungen, aud eine richtige Beurtheilung der Rechts⸗ 
fragen vorbereitet werden. 

Die zur Leitung der Verhandlung berufene Perfon bat 
ih vor der Tagſatzung über das Vorhandenſein von Umftänden, 
die für die Trennung, Verbindung oder Unterbrechung der Ver⸗ 
Handlung maßgebend fein künnen (88. 187 bis 191 C. P. O.), 
zu erkundigen und nöthigenfalls die betreffenden Acten zur Ver- 
handlung berbeizufchaffen. 


Beitellung eines Berichterftatterd und Mittheilung 
der Acten an die Senatsmitglieder. 


$. 122. Wenn eine mündliche Verhandlung nach gejeß- 
licher Vorjchrift durch den Vortrag eines Mitgliedes des Senates 
einzuleiten ift (88. 262'), 486°) C. P. D., 8. 4729) St. P. D.), 
oder wenn die Mithilfe eines über den Anhalt der Ucten und 
über die vorausfichtlih maßgebenden Nechtöfragen genau unter- 
richteten Berichterftatterd für die Verhandlung oder für die 
ntiheidung im Senate‘) und die weitere Erledigung offenbar 
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förderlih ift, Hat der Vorfigende die gefammten Ucten der zur 
Berbandlung beftimmten Nechtsfache, und zwar nad) Thunlich: 
keit mindeſtens vier Tage vor Beginn der mündlichen Verband: 
lung dem von ihm bejtellten®) Berichterjtatter zu überjenden. Die 
Beftellung zum Berichterftatter gilt als vollzogen, und die Acten- 
überjendung ift, ohne einen weiteren Auftrag abzumarten, un- 
verzüglich von der Gerichtsfanzlei auszuführen, wenn der VBor- 
figende bei der Anberaumung der mündlichen Verhandlung jeiner 
Berfügung den Namen eines der Senatsmitglieder mit der Be- 
merfung „Berichterftatter“ oder einer Abkürzung dafür beijebt. 
Der Berichterftatter hat die Ucten fpäteftend am Tage vor der 
mündlihen Verhandlung dem Vorſitzenden einzuhändigen. Der 
Berichterftatter ſoll fih eine Zufammenstellung aller für feinen 
Bericht wichtigen Daten anlegen; ſoweit nicht eine gegentheilige 
geſetzliche Anordnung beſteht, ift er nicht verpflichtet, eine fchrift- 
liche Sachverhaltsdarftellung oder eine jchriftliche Ueberficht über 
die ftreitigen Rechtsfragen und deren Löfung zu liefern.‘) 

An wichtigeren oder jchiwierigeren Fällen ſoll der Vor- 
fitende die Verfügung treffen, daſs nebit dem Berichteritatter 
allen oder einzelnen der übrigen Senatsmitglieder vor Beginn 
der mündlichen Verhandlung die Acten vorzulegen find, damit 
fie fi durch deren Einſicht für die Verhandlung vorbereiten 
können. Es iſt zugleich durch eine entiprechende kurze Be: 
merkung auf den Xcten die Zeit zu beftimmen, während welcher 
jedes Senat3mitglied die Acten bei fich behalten darf. Die 
vorherige Mittheilung der Acten an die Senatsmitglieder Tann 
auh in allen anderen einer Senatsberathung unterworfenen 
Angelegenheiten nach Ermeſſen des Vorfigenden zur Erleichterung 
der Senatöberathung angeordnet werden. Die zur Einficht mit: 
getheilten Acten müffen fpäteftend am Tage vor der mündlichen 
Berbandlung oder vor der anberaumten Senatsberathung dem Vor: 
fitenden oder letzterenfalls dem Referenten übergeben werden. 

1) Vortrag Über die Ergebniffe eines vorbereitenden Verfahrens. 


?) Darftellung des bisherigen Ganges des Verfahrens, des Wejent- 
lichen der Berufungsichriften und der Streitpuntte im Berufungsverfahren. 
en ®) — des Berichterſtatters im Berufungsverfahren in Ueber⸗ 
tretungsſa 
F— er Beleg ih iſt * 8. 413 C. P. O. vorgeſehen. 


Wenn eds er EEE und Abſtimmung ſich nicht 
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unmittelbar an eine mündliche Berhandlung anjchließen, muj3 ein fchrift- 
Tich abgefafster Entwurf des beantragten Urtbeifes, Beichluffes, Berichtes zc. 
vorgelegt und in fchwierigeren Angelegenheiten ein kurzes jchriftliches 
Gutachten (Referat) erftattet werden, 8. 182. 


Dolmetid. 


. 123, Wenn an einer Verhandlung Zeugen, Sad): 
verftändige oder andere Perjonen theilnehmen, die der Sprache, 
in welcher die Verhandlung geführt wird, unkundig find und 
ih auch nicht in einer Sprache auszudrüden vermögen, deren 
die Richter und der Schriftführer mächtig find, fo ift von dem 
Richter (Borfitenden des Senated) zu ihrer Vernehmung ein 
Dolmetich beizuziehen.!) Desgleihen ift zu einer Verhandlung 
mit tauben, ſtummen oder taubftummen Berjonen ein Dolmetich 
beizuziehen, Sofern eine verläſsliche Berftändigung mit jenen 
Perjonen in anderer Weije nicht erfolgen Tann. 

Wegen der Betheiligung der Procejsbevollmächtigten, Die 
der Sprache, in welcher die Verhandlung geführt wird, unkundig 
find, darf ein Dolmetſch nicht beigezogen mwerden.?) 

Dem Dolmetich ift, wenn er weder Beamter des Gerichtes 
noch für die Verwendung als Dolmetſch im allgemeinen beeibet 
ift, der Eid abzunehmen?), dafs er das ihm Mitgetheilte getreu 
übertragen wird. Inwieweit der Dolmetich wegen Befangenheit 
von der Mitwirfung an der Verhandlung ausgefchloffen werden 
fann, ift nad) 8. 27 der Surisdictiondnorm*) zu beurtheilen. 

In bürgerlichen Nechtsfachen®) find die Gebüren des Dol- 
metſches unter finngemäßer Anwendung der Vorſchriften über 
die Sachjverftändigengebüren®) zu beftimmen. 

Werden die bei dem Gerichte angeftellten Beamten oder 
für beftändig und entgeltlich angeltellte, beeidete Dolmetfche zu 
Ueberjeßungen oder gerichtlihen Vernehmungen in bürgerlichen 
Nechtöfachen berufen, jo Haben fie diefe Arbeiten unentgeltlich 
zu berrichten.”) 

Im Berbandlungsprotofolle anzuführen, 8. 207 €. P. D.; der 
Dolmetich hat diefes Protokoll zu unterjchreiben, 8.213, Abſ. 3, €. ß. O. 

2) Wenn die Partei ſelbſt anweſend iſt, iſt mit ihr zu verhandein, 
ſofern nicht Anwaltszwang beſteht; im Anwaltsproceſs, oder wenn 
die Partei nicht anweſend iſt, iſt die Ver andlung zu vertagen und die 
Partei anzuweiſen, ſelbſt zu erſcheinen oder ſich er einen geeigneten 
Bevollmächtigten vertreten zu lafjen, 8. 185, . 2, C. P. O. 

23) Foörmlichkeiten, Art. XL E. © 3. € 
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4) Wenn ſie ſich in einem Verhältniſſe befinden, welches einen 
Nichter von der Ausübung des Amtes ausichliegen würde, Haben fie 
diejes oe dem Vorſteher des Gerichts anzuzeigen. 

Sn Straffadhen gilt 8. 385 ©t. o. Air mi münbfiche Ueber- 
jegung 50 fr., für ——— 2 fl. per hehe für 1/, Tag 2 fl, ſammt 
Schreiben des Protokolles 3 

8. 365 6. P. O., 8. 25 ff. FM. = vd. 17. September 1897, 
R. ©. B. Nr. 221 Binden) EM. V. dv. 19. Februar 1897, 
J. M. VB. B. Nr. 6, betreffend Berzeichnifje über die beftändig 
ar @erichtsdolmetiche. 

Die Präfidien aller Gerihhtshöfe J. Inſtanz werden angewieſen, 

Auftizminifterlum bis längſtens lebten April 1897 ein vollftän- 
— erzeichnis der im ee prengel beftändig beitellten 
Geriht3dolmetjchhe unmittelbar einzufenden, oder, wenn folche im 
a nicht beftehen, die Fehlanzeige zu erftatten. 

as Verzeichnis Hat die Dolmetjche in der Reihenfolge der Spra- 
ng welche ie beſtellt ſind, anzuführen und in Betreff eines jeden 


zu 

1. den. Ramen; 

2. den Stand; 

3. Die genaue Adreſſe; 

4. Datum und Zahl des Decretes des Oberlandesgerichtes, mit 
welchem Beſtellung erfolgt iſt. 

Iſt für eine Sprache die eſtellung eines beſtändigen Dolmetſches 
oder mehrerer ſolcher zwar feſtgeſetzt, Stelle aber nicht beſetzt, ſo iſt 
dies im Verzeichniſſe erſichtlich zu machen. 

ünftighin ſind alljährlich in der zweiten Decemberhälfte nach dem 
letzten Stande richtiggeſtellte Berzeichnifte e einzujenden, oder, wenn eine 
Uenderung in den oben bezeichneten Daten feit dem legten Berzeichnifje 
nicht ein — Fi ebenjo wenn im Sprengel beitändige Gerichtsdolmetſche 
nicht 2 feet nd, die Unzeigen zu eritatten. 

Die Einfendung der Berzeichnifie ia — der Adreſſe: „K.k. Juſtiz⸗ 
miniſterium, —* für das J. M. 8. B.“ und zwar ohne einen 
a zu erfolgen. — 

Eee die Bereihmife der I: beftändig beeideten Dolmetſche im 
FM. 8. 8. 1897, ©. 157 fi., 224 ff. 

J. M. 8%. 0. 12. uni 1897, J. M. 8 B. Nr. 24, betreffend 
die Beftellung für —— verpflichteter Dolmetice. Aus 
den infolge der J. M. 8. vom 19. Februar 1897, I. M. 8. 8. Nr. 6, 
vorgelegten Bersichniften der in den einzelnen GerichtShofiprengeln für 
beitändig verpflichteten ne e bat das Suftigminifterium entnommen, 
daſs bei einer Reihe von Gerichten, ſowohl Gerichtshöfen I. Inſtanz 
als LER Dolmeifche für beftändig eidlich verpflichtet find, 
ohne daſs deren Beitellung (Ernennung) durch das Oberlandesgericht 
nachgewieſen erſcheint. In manchen Fällen wurde direct die erfolgte 
Sr durch das Gericht L Inſtanz angezeigt. 

Diefer A ift "2 den zur Zeit beftehenben ie un⸗ 
geſetzlich. at. v. 9. Auguſt 1864, R. G. B. Nr. 208, 
verweist — nf der Trage, wie und an welchen Drten 
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für beftändig verpflichtete Dolmetſche zu beftellen ſeien, auf befondere 
Borichriften. Diefe find enthalten in dem Hofdecrete v. 22. December 
1835, J. ©. ©. Nr. 109, Punkt 2, worin die Ernennung der Dol- 
metiche den Appellations- (nunmehr Oberlandes-) Gerichten 
vorbehalten tft. 

An der oben citirten Vorjchrift wird die Beſtellung folder Dol⸗ 
metfche auch bei den Collegialgerichten größerer Städte außerhalb der 
Zandeshauptftädte gejtattet. Mit Rüdfict auf die feither eingetretenen 
Wenderungen in der Gerichtsorganifation Tann es feinem Bedenken 
unterliegen, ſolche Dolmetihe auch in größeren Orten, an welchen fich 
nur ber Siß eines Bezirksgerichtes befindet, zu beftellen, wenn dringen- 
der Bedarf danach vorhanden ift, und fich vollgeeignete Berjönlichkeiten 
für dieſes Amt finden. 

Unter Anwendung dieſer Gefichtspuntte haben die Oberlandes- 
gerihte in den Fällen, in welden Dolmetſche als ftändig vorpflichtet 
ohne Ernennung durch den Gerichtähof II. Inſtanz derzeit fungiren, 
darüber Beihlußs zu fallen, ob der Vetreffende in feinem Amte zu be» 
itätigen oder von demjelben zu entheben iſt. — 

Die Verzeichniffe folder Dolmetſche werden den betreffenden Ober- 
Iandesgerichten vom Juſtizminiſterium zugefendet werden. — 

Bergt. die 88. 287 bis 292 des Tail. Bat. v. 9. Auguſt 1854, 
N. G. B. Nr. 208 (Manz, Band II). 

Betreffend die Abftellung des unberechtigten Gebrauches der Be- 
zeichnung „et. k.“ und der Führung des kaiſerlichen Adlers im Siegel 
und Schilde feitens gerichtlicher Sachverftändiger und Dolmetfche fiehe 
die J. M. 8. v. 19. December 1889, %. M. 8. 8. Nr. 67. 

Beitreitung der Ueberſetzungskoſten bei Erſuchſchreiben 
inländifher Gerichte. Bet udjichreiben, die von tnländifchen 
Gerichten den beftehenden Vorichriften gemäß in einer dem erfuchten 
Gerichte nicht verftändlichen Sprache ergehen, haben die Gerichte, wie 
dem Juftizminifterium zur Kenntnis gebracht wurde, wiederholt die 
Koften der Ueberſetzung des Erfuchichreibeng von den Parteien eingehoben. 


Der Oberfte Gerichtshof hat dagegen in mehreren Enticheidungen 
besüglic diefer Koften eine Zahlungspflicht der Barteien nicht an- 
annt. So hat er namentlich mit Enticheidung vom 4. November 1886, 
8. 12865, veröffentlicht als Nr. 201 in der Beilage des J. M. 8. B. 
v. Jahre 1886, ferner mit Enticheidung v. 21. April 1892, 3. 5091 
(Sig. GL.-U. Nr. 14223, Ger. Big. Nr. 40 v. Jahre 1892), audgeiprochen, 
daſs die Sprade, in ber die Gerichte untereinander zu verlehren 
haben, eine die Parteien nicht berührende innere Angelegenheit der 
Gerichte bilde, daſs demnach einer Partei die in Rebe ftehenden Ueber- 
ſetzungskoſten nicht einmal dann aufzuerlegen feien, wenn die Zuſchrift 
in einer Gtreitfadhe ergieng, daſs es vielmehr dem erjuchten Gerichte 
obliege, fi) von dem Inhalte des Erfuchichreibens im geeigneten Wege, 
Men aa auf Koften des eigenen Amtspaufchales, Keuntnis zu ver- 
ſchaffen (Mitth. %. M. 8. B., S. 60/1900). 
7) Stempelbehandlung. Die Infolge richterlichen Auftrages ver⸗ 
fajsten Ueberfegungen der beeibeten Dolmetiche unterliegen der in T. P. 
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100 des Geb. Sei. normirten Gebür von einem Gulden vom erften 
Bogen nur dann, wenn es ſich ausfchließlih um eine im Intereſſe der 
Partei gelegene Ueberſetzung handelt; fie find aber kein Gegenftand der 
Abgabe, joferne fie vom Richter zn Amtszweden verfügt werden, wenn- 
gleih fie auch ein Barteiinterefie betreffen (F. M. E. v. 15. Februar 
1899, 8. 46315, Mitth. 3. M. 8. B., ©. 91/1899). 


Tagfagungsprotoflolle in Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit. 


6, 124. Die Protokolle über Tagfagungen in Angelegen⸗ 
heiten der Gericht3barkfeit außer Streitfachen find unter finn- 
gemäßer Anwendung ber Vorfjchriften zu führen, welche in der 
Eivilprocefsordnung für die Führung der Verhandlungsprotofolle 
und die außerhalb der Verhandlung aufgenommenen Protokolle 
aufgeftellt find. Insbeſondere haben die Vorjchriften des 8. 343!) 
C. P. O. aud für die Protofolle über, die Einvernehmung von 
Zeugen und Sachverſtändigen in Sachen der freiwilligen Ge: 
richtsbarkeit zu gelten. 

1) Aufzeichnung des mweientlichen Inhaltes, nöthigenfalls des Wort- 
lautes der Ausfage. Vorlegung des Protokolls zur Einficht, nl Ver- 
langen Borlefung. Angaben über die Beeidigung, über die Anmejenheit 
der Barteien und über die gegen das Protokoll erhobenen Einwendungen. 


Beibringung von Stempeln. 


6, 125. Entſteht bei einer Tagſatzung oder Verhandlung 
zwiſchen den Parteien über den Betrag des Stempels, der bei 
Aufnahme eines Protofolle8 zu verwenden ift, oder darüber 
Streit, welche der Parteien den Stempel beizubringen ſchuldig 
ift, fo wird dies vorläufig durch den Nichter (Vorſitzenden des 
Senates) bejtimmt, der die Tagfahung oder Verhandlung leitet. 


Verfügungen auf Grund der Tagfahung oder 
Berhandlung. 


6. 126. Auf Grund jeder Tagfagung oder Verhandlung 
find die weiteren gerichtlihen Verfügungen ſobald als möglich 
zu erlafien. 

Protokolle, melde ein Begehren um Eintragung in bie 


8. 126. Einem in ber Gerichts⸗ | es bedarf daher weder der Grund⸗ 
fanzlet aufgenommenen Protokolle ift, buchsführer noch die Kanzleiabtheilung 
da e8 die Einlaufftelle nicht paffirt, einer Stampiglie für den Eingangs 
der Eingangspermerk nicht beigufegen; | vermerk. (J. M.) 
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Grundbücher oder in das Verfachbuch bes Gerichtes enthalten 
oder deren Erledigung zu einer folchen Eintragung führen kann, 
find [unvermweilt nah Schluſs des Protofolles]!), noch vor der 
richterliden Erledigung des Antrages, ohne Vermittlung der 
Einlaufftelle?) dem Grundbuchsführer (Vorfteher des Grundbuchs⸗ 
amtes, VBerfachbuchsführer) zur Eintragung in das Tagebud für 
Grundbuchs⸗ oder Verfachbuchseingaben und zur Bergleichung 
mit dem Grundbuchftande zu überjenden. 

Bei der Tagfatung oder Verhandlung verkündete Urtheile, 
die der fchriftlichen Ausfertigung bedürfen?), müffen Tängftens 
innerhalb acht Tagen nad der Verkündung in jchriftlicher 
Abfaffung der Gerichtsfanzlei (Kanzleiabtheilung) übergeben 
werden; wurde die Urtheilsfällung bei der Tagſatzung oder Ver⸗ 
Handlung vorbehalten, fo muß die Abgabe der jchriftlichen Aus— 
fertigung binnen acht Tagen nad) der Tagfabung oder Ver⸗ 
handlung ftattfinden.‘) 


Wenn die Ausfertigung des Urtheilsthatbeftandes zur Ein- 
fiht der Parteien in der Gerichtskanzlei hinterlegt werden mufs 
(8. 445 €. P. ©.)9), ift fie der Gerichtäfanzlei vor Abgabe der 
Urtheilsausfertigung zu übergeben. Die Ausfertigung des Ur- 
theilsthatbeftandes ijt in der Regel in Urſchrift zu Hinterlegen; 
der zu binterlegende Urtheilsthatbeſtand darf weder mit dem 
Urtheilsiprude noch mit den Entiheidungsgründen verbunden 
fein. Die Friſten für die Webergabe der jchriftlichen Abfaſſung 
des Urtheils (Abſatz 3) werden durd die Hinterlegung der Aus- 
fertigung bes Urtheilsthatbeitandes nicht verlängert, jedoch tt 
die Herftellung der Neinichrift bis nach Ablauf der Einfichts- 
frift®) und, wenn Widerfpruch erhoben wird, bis zur Beſchluſs⸗ 
fafjung über den Widerſpruch aufzufchieben.”) Dieſe Beichlufs- 
fafjung und die etwaigen Aenderungen des Urtheilsthatbeitandes 
müſſen innerhalb dreier Tage nad) Anbringung des Wider- 
ſpruches erfolgen.®) 

4) war durh 8. 1053. M. V. v. 17. December 1898, 
R. G. B. 


. 225. Siehe bet 8. 77. 

2) Sie erhalten (mit Ausnahme der auf Gerichtötagen aufge 
nommenen) feinen Eingangsvermert. Das Präfentatum wird erjegt 
duch die Beurkundung des Tages der PBrotofolldgaufnahme und die An⸗ 
gabe des Beitpunftes des Abſchluſſes des Protofolles. (3. M. zu 8. 77.) 

3) In Bagatellfachen ift das Urtheil nur in jchriftlider Ans- 
fertigung zuguftellen, wenn die Parteien es verlangen, oder wenn eine 
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Bartei bei der Verkündung nicht . 186, 0% — A 452 C. P. O.; andere 


Urtheile ſind ſtets auszufesti a 

9 Damit wird aud a "des 5 415 C. P. O. ent- 
ſprochen; im Falle des 8 "193, "mi. 3 „C. P. O. ift die achttägige Frift 
vom Einlangen der — über bie ausſiandi e Beweisaufnahme zu 
rechnen. Die Einhaltung dieſer Friſten iſt mit Hilfe des Geſchäfts⸗ 
kalenders zu überwachen: Wenn Urtheile nicht ſpäteſtens um acht 
un (8.126 G. O.), Beichlüffe innerhalb zwei oder az agen (8. 127 

), Urtheile in Straffachen nicht innerhalb drei Zagen (8.270 St. P. O.) 
der Kanzlei übergeben werden, iſt dem Gerichtsvorſteher entweder der 
— oder ein Se der ausftehenden Erledigungen zu 
a eier (8. 6 N 2,% v. 14. März 1899, J. M. 88. 


N Bein bei bei Besirlägerichten ber Urtheilsthatbeftand das Prototoll 


©) Drei Tage von ber —— der Parteien von der Hinter⸗ 
legung = Pak ae 8.45 C. P. O. 
) Weil infolge erhobenen Widerfpruches der ar 
ea geändert werden Tann, 8. 445, Abi. 3, C. P. O. Wenn 
das Urtheil noch nicht verlündet, oder zur Ausfertigung abgegeben war, 
— edle dieſes an —9 BRAUNE des Thatbeftandes geändert 


2) Sie Bernd — der Parteien von der Hinterlegung des 
Thatbeſtandes zur Einſicht und die Anzeige an den Richter, wenn die 
Widerſpruchsfriſt abgelaufen iſt, obliegt der Gerichtskanzlei, 8. 313, 2.13, 

6, 127. Die Beſchlüſſe, welche bei der Tagſatzung oder 
auf Grund einer Tagſatzung (Verhandlung) gefafst werden und 
einer Ausfertigung bedürfen!), find der Gerichtsfanzlei entweder 
vom Richter (Borfitenden des Senates, richterlihen Beamten) 
in ſchriftlicher Abfaffung zur Herftelung der Reinſchrift zu 
übergeben (3.8. Endbeichlüffe, Beweisbeſchlüſſe, Beichlüffe, welche 
eingehend begründet werden müſſen, vorläufige Feſtſtellung des 
Loftenftandes, Meiftbotsvertheilungen u. ſ. w.), oder es iſt der 
Gerichtskanzlei die Entwerfung der Beichlufausfertigung?) oder 
die unmittelbare Herſtellung der Beichlufsausfertigung (wenn 
3. B. einem in das Protofoll aufgenommenen Antrage ohne 
Einſchränkung willfahbrt wird) oder die Vornahme der zur 
Durchführung des Beichluffes erforderlihden Acte aufzutragen. 
In diejen lehteren Fällen ift es namentlich bei einfachen Ver⸗ 
bältniffen oder öfter fich wiederholenden Verfügungen ausreichend, 
wenn der Richter diejenigen Stellen des Protokolles mit farbigem 
Stifte hervorhebt, welche den ind Werk zu fehenden Beichlufs 
enthalten, wie 3. B. bei Beichlüffen auf Ladung der Parteien 
oder eines Beugen zur nächſten Tagſatzung, bei Feſtſtellung 
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des Unfpruches auf Zeugengebüren, bei Beichlüffen, zur nächften 
Tagfagung Urkunden Herbeizufchaffen, welche fich bei einer Öffent- 
lichen Behörde oder in Verwahrung eines Notars befinden u. |. w. 
Auf Grund diefer Weifung hat die Gerichtsfanzlei die nöthigen 
Ausfertigungen herzuftellen und dem Nichter zur Unterfchrift?) 
vorzulegen. 

Soferne nicht das Geſetz für die Beichlufsfaffung Türzere 
Fristen anordnet, müſſen die bei der Tagſatzung (Verhandlung) 
gefafsten, einer Ausfertigung bebürftigen Befchlüffe binnen zwei *) 
Tagen nah der Tagſatzung ber Gerichtsfanzlei in fchriftlicher 
Abfaffung übergeben oder von ber Gerichtöfanzlei entworfen 
oder ausgefertigt fein; bei der Tagſatzung vorbehaltene Be- 
Thlufsfaffungen, mit Ausnahme befonders fchwieriger Beſchlüſſe, 
welde auf einem umfangreichen tbatjächlichen Materiale be- 
ruhen oder über eine größere Anzahl widerftreitender Rechts: 
anfprüche zu enticheiden haben, müfjen innerhalb fünf‘) Tagen 
nach der Tagſatzung erfolgen. Der Gerichtövorfteher kann aus 
wichtigen Gründen eine Verlängerung dieſer Friſten geitatten. 

Die vorftehenden Beitimmungen find finngemäß auf Be- 
ſchluſsfaſſungen anzuwenden, die nicht bei einer Tagfagung oder 
auf Grund einer Tagſatzung (Verhandlung) ergehen.) Die Friften 
find in diefem Falle von der Anbringung de3 Antrages zu rechnen. 

2) Beichlüffe, gegen welche den Parteien ein abgejonderter Recurs 
oder das Necht zur — Execution zuſteht. Ferner in dem Falle, 
wenn die Partei bei der Verkündung nicht zugegen war, und in allen 


Fällen, in welchen es die Leitung des Verfahrens erfordert und Fr 
won der Bartei, 8. 426 C. P. O., 8. 79, Abſ. 4, G. O. G., 8.6 


Abi. 2 

®) Gem. 8.56, Abf. 4, 6.0.6. Bei procefäleitenden ——— 
iſ Ka Mögliche don der Abfaffung eines Ausfertigungsentwurfes 
abzujeben, 8. 

cite Hiebei Hat der Richter die Ausfertigung auf ihre Richtigkeit 
zu prü 

4) Uebermachung diefer Frift mit Hilfe des Geſchäftskalenders, 
jiehe 8.126, 4. 

— Beiheibe 8, 427 8. P. D., 8. 64 E. O. 


$. 128, Die Ucten ſämmtlicher an einem Tage abgehaltener 
Tagſatzungen oder Verhandlungen find in der Regel nod am 
jelben Tage, ſpäteſtens am nächſten Tage der Gerichtskanzlei 
(RanzleiabtHeilung) zu übergeben. Soweit die Acten noch vom 
Richter (Vorfigenden des Senates, Berichterftatter u. ſ. w.) zu 
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bearbeiten find, müſſen fie nach Vormerkung der ausftehenden 
richterlihen Entfcheidung!) [und der etwa von der Gerichtskanzlei 
ſelbſt auszuführenden Maßregeln]?) ohne Aufſchub dem Richter 
wieder vorgelegt werden; die übrigen Ucten find fogleich in der 
Gerichtskanzlei zu bearbeiten. 


Wurde eine Tagſatzung erftredt und Tag und Stunde der 
nächſten Zagfabung den Parteien jogleich mündlich befannt ge- 
geben, fo bat die Gerichtsfanzlei nur die neue Tagſatzung in den 
Seichäftstalender?) einzutragen; die Acten werden big zu dieſem 
Tage ohne weitere Erledigung in der Gerichtskanzlei aufbewahrt.?) 

In Rechtsſachen, die bei der Tagſatzung zur Erledigung 
gelangt jind, ohne daſs eine weitere Ausfertigung oder Ver—⸗ 
fügung nöthig wäre°), find die Acten ohne Beichlufsfaffung an 
die Negiitratur abzugeben. Mit der Abgabe ift nur dann zu 
warten, wenn für die nächſte Beit ein Begehren um Ertbeilung 
einer Ausfertigung (3.8. bei Vergleichen u. &.) zu gewärtigen ijt.®) 

ı) In der Spalte 6 des Geſchäftskalenders. 

2) Mbgeändert durch die J. M. V. v. 14. März 1899, J. M. V. B. 
Nr. 11, 8.5:. ... Sobald gem. $. 128 ©. D. die Acten der an 
einem Tage abgehaltenen Tagſatzungen oder Verhandlungen der Gericht3- 
Tanzlei zugefommen find, was am felben Tage oder jpäteltend am näch⸗ 
ften Zage geſchehen muſs, find fie in zwei Gruppen zu — u. zw.: 
a) Aeten, die vom Richter noch zu bearbeiten find, und ihm ne wieder 
vorgelegt werden müflen ($. 128 ©. D.). Die ausftehende Erledigung 
ift in der Spalte 6 des Geſchäftskalenders kurz zu notiren (43.8. Urtheil, 
Beweisbeſchluſs, Endbeſchluſs, Meiftbotsvertheilung u. ä.); b) Acten, 
in welchen die richterliche Entſcheidung ſchon vorliegt, oder eine weitere 
Erledigung überhaupt entfällt. Betreffs dieſer Ucten iſt eine Angabe in 
der Spalte 6 des Geichäftsfalenders nicht zu machen. — 

Die Controle über die von der Kanzlei felbft vorzunehmenden Ge- 
fchäfte wird Dadurch Hergeitellt, daſs die Geſchäftszahl in Spalte 2 des 
Geſchäftskalenders abzuftreichen ift, wenn die Kanzlei weder eine Aus- 
fertigung noch fonft weitere Geichäfte vorzunehmen hat, oder wenn 
N 1 — —— — Bar Fe Be⸗ 

uſſes ihr obliegenden Ge e bewir t. ie er cit. 
Bdg. bei — 


1) Nah dem Tagſatzungstag geordnet, 8. 282. 

8, 8. B. Zurücknahme der Klage bei der erſten Tagſatzung mit 
Buftimmung des Bellagten, 8. 237. Acten über Sachen, in welchen 
dur Ausbleiben beider Parteien Ruhen eingetreten tft, find erjt nad) 
einem Jahr an die Regiftratur abzugeben, 8. 289, 3. 1. Betreffs dieſer 
Acten entfällt eine Angabe in der Spalte 6 des Geſchäftskalenders. 

6) Das Verhandlungsprotokoll, welches einen Vergleich enthält, tft, 

29 
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foferne im einzelnen Falle Teine weiteren Verfügungen nothwendig find, 
mie jedes andere Verhandlungsprotofoll ohne irgend welche Beihlufs- 
faſſung den Procef3acten beizulegen (8.128 &.D.). Haben die Parteien 
Vergleichsausfertigungen begehrt, jo iſt deren Herftellung der Gerichts- 
fanzlei durch eine kurze eifun am Vrotokolle (Ausfertigungen für 
A u.B) aufzutragen; nach Erledigung diefer Weifung ift das Protokoll 
alle ohne efhlufsfaffun den Acten der — a 

.d. 3. December 1897, 8. 25801, % 4, zu 
8. PN hi P. D., B. 3 


Sechster Abfchnitt. 
Einzelne Gefchäfte des Civilprocefd- und Executions⸗ 
verfahrens. 


Erſter Titel. 
Geſchaͤfte des Civilproceſſes. 


Ablehnung von Richtern und anderen gerichtlichen 
Organen. 


$. 129. Schriftſätze, mittels deren Richter, richterliche 
Hilfsbeamte (8. 45 ©. O. G.), Schriftführer oder Angeſtellte 
der Gerichtöfanzlei, die als Zuftellungs:, Beurkundungs- oder 
Bollftredungsorgane einſchreiten, abgelehnt werden), find aus der 
Einlaufitelle unmittelnar an den Gerichtsvorſteher zu leiten, 
wenngleich fie nicht an diefen gerichtet find; das Protokoll über 
eine mündlich erklärte Ablehnung ift in der Kanzleiabtheilung 
des GerichSporitehers, in Ermanglung einer folden durch den 
vom Gerichtövorfteher dazu beftimmten Kanzleibeamten (Sanzlei- 
geHilfen) aufzunehmen. 

Der Schriftfa oder das Protokoll iſt dem abgelehnten 
Richter zur Aeußerung zu überjenden?); diefer Auftrag mit gleich⸗ 
zeitiger Friftbeftimmung iſt in kurzer Faſſung in Urfchrift auf 
den Schriftſatz oder das Protokoll zu jegen. Wenn die Aeußerung?) 
des Richters eine Bejcheinigung des Wblehnungsgrundes oder 
des Beitpunktes nothwendig macht, in welchem der Ablehnungs⸗ 
grund entjtand oder der Partei befannt geworden ift*), ober 
wenn bei Ablehnung anderer Perjonen über den Ablehnungs- 
grund Gewiſsheit gervonnen werden mufs, fo find die Umstände, 
welche glaubhaft zu machen find, und die anwendbaren Bes 
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ſcheinigungsmittel im Wege der mündlichen Einvernehmung?) der 
Parteien zu beſtimmen. Die Einvernehmung der Parteien ſo⸗ 
wie die zum Zwecke der Beſcheinigung erforderlichen weiteren 
Einvernehmungen können vom Vorſteher des Gerichtes einem 
richterlichen Beamten des Gerichtes übertragen werden. In 
gleicher Weiſe kann der Vorſteher des Gerichtes einen richter⸗ 
lichen Beamten des Gerichtes an ſeinerſtatt damit beauftragen, 
die von der Partei behaupteten Ausſchließungsgründe ) feſtzuſtellen. 
Soweit ein übergeordnetes Gericht über die Ablehnung 
zu entſcheiden hat”), find dieſem die Acten nach Abſchluſs der 
Einvernehmungen und amtlichen Erhebungen ohne Bericht mit 
dem auf die Acten felbft gefchriebenen Antrag auf Entſcheidung 
über die u nung vorzulegen. 
2) Ebenio 8. 7 Gem. 8. 253.0. 
2) Falls der Aäte den Ableynungsgrund beitreitet, 8. 22 J. N. 
9 Wenn e3 bloß um Befan genpeit (8.19 8.2 J. N.) Handelt 
und vi Bartet ſich bereit3 bet dem Richter in eine Verhandlung ein⸗ 
gelafien oder Anträge geftellt hat, fo muſs die Bartei glaubhaft madjen, 
ee. a Ipäter ——— oder ihr bekannt geworden 
* * = En Diefe find ftet3 von amtswegen feitzuftellen, 
28 Mr Betreffs der Zuweiſung der Ablehnungsanträge 
an —** ſiehe den M. > N März 1899, = 6569, Bei 


8. 21, Anm 

6, u. Die Anzeige von Verhältniffen, welche Richter, 
richterlihe Hilfsbeamte und andere gerichtliche Organe im ge- 
gebenen Halle na dem Geſetze von der Ausübung ded Amtes 
ausichliegen?) oder ihre Ablehnung wegen Beſorgnis der Be- 
fangenheit?) zu rechtfertigen geeignet find (88. 22, 45 G. O. G. 
und 8. 27 der Jurisdictionsnorm), hat mündfid an den or 
fteher des Gerichte und nur, wenn lebterer in Betreff feiner 
eigenen Perjon dem Vorſteher des übergeordneten Gerichtes 
eine folcde Anzeige erftatten muf3?), fchriftlich mittel3 Bericht zu 
erfolgen. Ueber die mündliche Anzeige ift lediglich dann ein 
Protokoll aufzunehmen, wenn ber Gerichtövorfteher über das 
Borhandenjein des Ausſchließungs⸗ oder Befangenheitsgrundes 
eine gerichtliche Entſcheidung erwirken will); die Vorbereitung 
diefer Entſcheidung durch Feftitellung des behaupteten Aus- 
Schließung» oder Befangenheitägrundes Taun vom Gerichts⸗ 
vorjteher einem richterlicden Beamten übertragen werden. 
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y 8. 20 J. N. 2) 8. 19 83. 2 J. N. 

8), Gerichtsvorſteher, wenn kein Stellvertreter vorhanden iſt, oder 
wenn durch das Lusſcheiben des Gerichtsvorſtehers das Gericht befchlufs- 
unfähig wurbe, 8. 22 G. O. G. 

) Die Ausihließung oder Befangenheit kann nämlich durch bie 
Anordnung einer — gegenſtandslos gemacht werden, 8. 22, 
Abſ. 3, G. O. G., 8. 27, Abſ. 2, J. 


Nebenintervention, Streitverkündigung, Auctors- 
benennung und Vollmachtsaufhebung. 


$. 131. Schriftſätze, in welchen der Beitritt zum Proceſſe 
al3 Nebenintervenient erflärt wird, Schriftfäbe, welche eine 
Streitverfündigung oder eine Aufforderung und Ladung Des 
Auctord enthalten oder den Kläger von der Auctoröbenennung 
benachrichtigen, ferner Schriftjäße, mitteld deren dem Proceſs⸗ 
gegner der Widerruf oder die Kündigung einer Vollmacht zur 
Procefsführung oder zur Vornahme einzelner Procejhandlungen 
und die Beitellung eines anderen Advocaten angezeigt wird 
(88. 18, 21, 22 und 36 C. P. O., Artikel XXVII des Ein- 
führungsgefeges zur Crecutiondordnung, $. 310 Exec. O. u. a), 
find ohne irgend eine Beichlufsausfertigung den Perſonen zu- 
zuftellen, für welche fie beitimmt find. Bet den Schriftſätzen, 
welche dem Wuctor und dem Kläger zugeftellt werben jollen 
(8.22 €. P. O.), hat die Gerichtskanzlei (Ranzleiabtheilung) vor 
Abgabe zur Zuftellung die inhaltliche Webereinftimmung der Schrift- 
ſätze zu prüfen und unrichtige Angaben über die erfte Tagfaßung 
durch einen entiprechenden Vermerk amtlich richtig zu ftellen. 

Im bezirkögerichtlihen Verfahren find die Beitrittderflä- 
rungen des Nebenintervenienten, die Streitverfündigung, Auctors⸗ 
benennung und bie Unzeige des Widerrufes oder der Kündigung 
einer Vollmacht, foweit fie überhaupt zu Protokoll angebracht 
werden können ($. 434 €. P. ©.), nit vom Richter, fondern 
in der Gerichtöfanzlei zu Protokoll zu nehmen. 


Urmenredt.') 


$. 132. Entjcheidungen über Geſuche um Gewährung des 
Armenrechtes, in welchen ausgeſprochen iſt, daſs der armen 
Partei ein Advocat beizugeben ift, find der Partei jammt 
den Geſuchsbeilagen, die nicht bei Gericht zurüdbehalten werden ?), 
durch Vermittlung des Ausfchuffes der Advocatenkammer zu⸗ 
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zuſtellen, die den Advocaten für die arme Partei zu benennen 
bat (8. 66 C. P. O.). Der Beſchluſs iſt dem Ausſchuſſe in 
einer einzigen Ausfertigung zuzuſenden und von dieſem vor 
Zuſtellung an die Partei durch die Einfügung des Namens des 
Advocaten zu ergänzen, welcher der armen Partei zur vor⸗ 
läufigen unentgeltlihen Wahrung ihrer Nechte beigegeben wird. 
Die BZufendung der Beichlufsausfertigung dient zugleich als 
Benachrichtigung des Ausfchuffes von der Bewilligung des 
Armenredtes.?) 
1) Siehe M. 8. v. 23. Mai 1897, R. G. B. Nr. 130, bei Schauer, 
C. P. O., 8. 65. — Die Ertheilung des Armenrechtes ift auf dem 
Actenrüden oder Actendedel mit rother Tinte anzumerlen, 8. 267, Abſ. 1.— 
Bdg. des J. M. v. 9. März 189, R. G. B. Nr. 51, über 
DieBenahrichtigung des Berufungsgerichtes von der Beitel- 
fung eines Armenvertreter3 für das Berufungsverfahren. 
Auf Grund des Art. LV des Geſetzes v.1. Auguft 1895, R. G. B. 
Nr. 112 (Einführun saeleh zur C. P. O.), wird verordnet: Wenn in 
einer bezirksgerichtlichen Civilftreitiadhe einer Partei ein Armenvertreter 
für das Berufungdverfahren beigegeben werben fol, bat das Procejsgericht 
dem Ausichufle der Advocatenfammer, die den Urmenvertreter zu be- 
ftellen hat, bei Ueberſenduug der im 8.132 der Geſchäftsordnung für die 
Gerichte erſter und zweiter Inſtanz bezeichneten Beichlujdausfertigung 
zugleich den Entwurf eines Schreibens zuzufenden, mit den der Ausſchuſs 
der Advocatenkammer dem a eu Namen und Wohnort des 
von ihm zum Urmenvertreter beftellten Advocaten belannt gibt. Diejes 
Schreiben iſt bis auf den Ramen des Mdvocaten, Datum und Unter- 
fchrift vom Procelögerichte nach folgendem Formulare auszufertigen: 
An das k. k. Landes (Kreis-, Handels-) als Berufungsgericht 
JJ 


In der bei dem k. k. Bezirlögerihte . -. -» . . . anhängigen 
Nedhtsfahe de. . . . ger, wider. . . . Bellagten, megen 
0000. Aetenzeihen . . . ., wurde BE das Berufungsverfahren 
vom gefertigten Ausichuffe der Mdvocat Herr Dr.. . . . in... . 
al8 Armenvertreter de. . . . . . beftellt. 
Ausſchuſs der Mdvocatenfammer . 
am 


Der Ausſchufs der Movocatenfammer hat den Namen und Wohnort 
des von ihm ‚um Armenvertreter beftellten Advocaten in dag Schreiben 
einzufegen und es ohne Aufichub dem im Schreiben genannten Be- 
rufungsgerichte zu überjenden. 

Benahridhtigung des Berufungsgeridhtes von der Be- 
en eine Armenvertreters für das Berufungdver- 

abren. Barteien, welden gem. 8. 66 &. P. O. für das Berufungs- 
verfahren das Armenrecht bewilligt worben ift, bleiben bei der mündlichen 
Berufungsverhandlung bisweilen unvertreten, weil bie arme Partei es 
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unterläfst, fih mit dem ihr beftellten Anwalte rechtzeitig ins Einver⸗ 
nehmen zu fegen, dem ai a aber der Armenverireter nicht 
namhaft gemadht wird, und deshalb feine Ladung zur mündlichen 
Berufungsverhandlung nicht erfolgen Tann. Um diejem Uebelftande ab» 
aubel en, wurde mit Verordnung des J. M. v.9. März 1899, R. G. B. 

. 51, angeorbnet, daſs künftig der Ausjchujs der Advocatenlammer 
mittelö eines vom Gerichte vorbereiteten Schreibens, in dem nur der 
Name und Wohnort bes Advocaten einzufeben ift, dem Berufungsgerichte 
ben beftellten Armenvertreter befannt zu geben hat. Dieſe Mittheilung 
wird dem Berufungsgerichte ſtets jo bald als mögli zu machen fein, 
damit die Ladung ‚gu Berufungsverhandlung, wo immer e8 gejcheben kann, 
gemäß 8. 480, Abi. 3, &. PB. O. unmittelbar an den Armenvertreter 
no werde. Sollten zur Zeit des Einlangens der Wittheilung die 

cten über die Rechtsſache noch nicht beim Berufungsgerichte eingelangt 
fein, jo darf nicht etwa deswegen die Mittheilung über die Berfon bes 
Armenvertreter3 zurüdgeftellt werden, fondern fie ift an diejenige Ge⸗ 
richtsabtheilung abzutragen und dort einftweilen aufzubewahren, zu 
deren Geſchäftskreis die — Berufung Br Zangen Berufungs- 
acten ein, aus welchen zu erjehen ift, dafs ber Bartei ein Armenvertreter 
beigegeben wurde, deflen Perſon dem Berufungsienate noch nicht befannt 
ift, jo ift vor Erlaffung der Ladungen zur Berufungsverhandlung bei den 
übrigen Berufungsfenaten aha, ob ihnen nidyt eine bezüglidhe 
Mittheilung zugelommen ift. 

Wenn bei Einlangen der Mittheilung des Ausſchuſſes der Advo⸗ 
catenfammer die Ladung aut mündlichen Berufungsverhandlung ſchon 
an die Parteien ergangen iſt, jo iſt unverzüglich nad) Empfang obiger 
Mittheilung auch der Urmenvertreter felbft zur Verhandlung zu laden 
(Mittd. J. M. 8. B., ©. 88/1899). 

Vdg. des Zuftiminiiters v. 18. Februar 1900, R. G. B. Nr. 33, über 
die Benachrichtigung des DOberlandesgerihtes von der Be— 
ftellung eines Armenvertreterdfür das Berufungsverfahren. 

Auf Grund des Art. LV des Is v. 1. Auguft 1895, R. G. B. 
Nr. 112 (Einführungsgejeh zur C. P. D.), wird verordnet: Die mit 
der Berordnung bes —— v. 9. März 1899, R. G. B. Nr. 51, 
angeordnete Benachrichtigung des Berufungsgerichtes von der Beſtellun 
eines Armenvertreters Mir das —— — hat in Hinkun 
auch dann ſtattzufinden, wenn in einer Civilſtreitſache, die in erſter 
Inſtanz bei einem außerhalb des Sites des Oberlandeögerichtes el 
Gerichtshofe anhängig war, an das Oberlandesgericht Berufung erhoben 
wird und einer Partei ein am Site des a wohnhafter 
Udvocat ala Armenvertreter beigegeben werden fol. Die Benachrich- 
tigung dat nach den Beitimmungen der Verordnung v. 9. März 1899, 
R. G. B. Nr. 51, zu geichehen. 

Das Schreiben an das Oberlandesgericht tft nach folgendem For⸗ 
mulare anzufertigen: 

n das k. k. O:berlandesgeriht in. . »- .» » . 

Sn ber bei dem ?. E. Landes-, Kreiögerihte. . . . anhängigen 
Rechtsſache de. — . Kläger, vertreten durch...4 
wider.. ., Beklagten, vertreten durchh... 
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verahren h ae 3. ß — —— das Berufungs⸗ 
ren vom ge n Ausſchuſſe der Advocat DerrDr.. . . . . 
—— — a ee beftellt. 


. ® * ® 


*) Das Beugnis tft a en Acten zu nehmen nnd ber Partei nicht 
wieder zuräüdzuftellen, 8. 4 M. 8. v. 23. Mai 1897, R. G. Bl. Nr. 130. 

N) Den Advocaten hat der Ausſchuſs zu benachrichtigen. 

6, 133, Mit der Vertretung armer Parteien in Rechts⸗ 
fachen, für welche die Vertretung durch Wdvocaten geſetzlich 
nicht geboten ift, jowie mit der Abfaffung und Ueberreichung 
von Berufungsfchriften für arme Parteien ohne Advocaten 
(8. 64, 8.4, 6 P. ©. und 8. 90 ©. ©. ©.), können außer 
den Beanıten der Staatsanwaltichaft fowohl richterliche als nicht 
ridhterliche Beamte des PBrocejsgerichtes betraut werden. Bei 
legteren ift darauf zu achten, ob fie die für die Aufgaben eines 
Procejsbevollmächtigten im einzelnen Falle erforderlihen Kennt- 
niffe und Erfahrungen befigen, und e3 follen nebftdem Perſonen 
von der Bertretung armer Parteien thunlichit ferne gehalten 
werden, von denen zu befürchten ift, daſs fie derlei Vertretungen 
dazu benügen könnten, um fih auch mit anderen Parteifachen 
zu befaffen und Parteien Rathichläge zu erheilen oder für fie 
Eingaben anzufertigen. 

Der amtliche Vertreter, der einer Partei zur Wahrung 
ihrer Rechte bei der mündlichen Verhandlung beigegeben wird 
(8. 64, 8.4, C. P. O.), tft von der Uebertragung der Ber: 
tretung an beredtigt, für die arme Partei alle Proceſshand⸗ 
lungen vorzunehmen, zu welden die einem Advocaten ertheilte 
Proceſsvollmacht kraft des Geſetzes ermädtigt (8.31 C. P. O.). 

Die Beitellung eines amtlichen Vertreters für die arme 
Partei erfolgt in dem Beichluffe, der auf Grund der Klage 
ergeht, wenn aber die Vertretung fih nur auf die Abfafjung 
und Ueberreichung der Berufungsfchrift bezieht, durch bejonderen 
Beihlufs. Die Uebertragung der Vertretung wird dadurch be= 
wirkt, daſs das Concept des Beichluffes dem zum Vertreter 
beftellten ſtaatsanwaltſchaftlichen oder gerichtlichen Beamten zur 
Einficht vorgelegt wird; von der armen Partei ift dem amtlichen 
Dertreter eine Vollmacht nicht zu erxtheilen. 

Dem amtlichen Vertreter ift weder eine Abjchrift des 
Protokolle über die Klage, noch eine Ausfertigung des an- 





Ne. 18. 
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zufechtenden Urtheiles zuauftellen; er bat nah Empfang des 
Vertretungsauftrages beides in den Gerichtsacten einzufehen. 

Derfürdielleberreichung der Berufungsfchrift beigegebene amt- 
liche Vertreter hat im Eingange der Berufungsſchrift auf den gericht- 
lichen Beſchluſs Bezug zu nehmen, durch den er dieſen Auftrag erhielt. 

6, 134. Die Beträge, welche zur Beitreitung von Ge: 
büren und Auslagen für arme Parteien vorläufig aus dem 
Staatsſchatze geleiftet werden müſſen, find aus dem Umtspaufchale 
zu entnehmen. Erreichen fie eine ſolche Höhe, daſs dag Amts⸗- 
paufchale nach Abzug dieſes Aufmandes feinen fonftigen Bweden 
nicht mehr genügen würbe, jo ijt der Oberlandesgerichtspräfident 
um Ergänzung des Umtspaufchales zu erfuchen. Bei Gerichts: 
böfen jowie bei Bezirkögerichten mit größerem Geichäftsumfange 
find die für die arme Partei geleifteten Vorſchüſſe in einer 
Tabelle nah Formular Nr. 18 vorzumerfen. 

Fall dem Gegner der armen Partei der Erfah bon 
Proceſskoſten auferlegt wird, find die noch nicht eritatteten Be— 
träge an Gebüren und Auslagen (8. 64, 3. 5, C. P. ©.) 
durch das Gericht unmittelbar beim Gegner einzuheben (88. 104 ff.). 
In gleiher Weife findet die gerichtliche Einhebung der vor- 
gejchoffenen Auslagen und Gebüren ftatt, wenn die zum Armen- 
rechte zugelafjene Partei zur Nachzahlung der Beträge verhalten 
wird?), von deren Berichtigung fie auf Grund des Wrmenrechtes 
einftweilen befreit war. 

Die zur Eintragung in die Tabelle beitimmten Aufträge 
und Beichlüffe müſſen dem Beamten, der mit der Führung der 
Tabelle betraut ijt, in geeigneter Weiſe zur Kenntnis gebracht 
werden; ebenfo die vorkommenden Zahlungen oder Rüdzahlungen, 
wenn fie nicht von diefem Beamten felbft geleiftet oder entgegen- 
genommen werden. 

1) Commiſſions⸗, Zeugen- und Sachverftändigengebüren, Screib- 
und Edictskoften und Barauslagen der Bertreter. Es empfiehlt ſich, die an 


den Staatsihat zu entrichtenden Gebüren im Urtheil befonders anzu» 
führen. — Vorſchreibung mit Gebürenzettel. Einhebung mit Zahlungs- 


auftrag. 
) ®enn die Borausfegungen für die nachträgliche Entziehung des 
Armenrechtes vorliegen, 8. A 4 P. O. 


$. 134. Mit Nüdficht auf die Ber | die im 8. 64, 3.5, C. P. O. be 
flimmungen bes 8. 70 C. P. O. liegt | zeichneten Koften ummittelbar bei dem 
fein Hindernis vor, ſchon im Urtheile Gegner eingehoben werden lünnen. 
oder Beichluffe auszuſprechen, daſs (J. M.) 
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6. 135. Das Gericht, zu deſſen Kenntnis gelangt, daſs 
jemand in einem wegen des Armenrechtes ertheilten Zeugniſſe 
wiſſentlich unrichtige Angaben gemacht oder Unrichtiges wiffent- 
lich al3 wahr beftätigt hat, hat dies zum Zwecke der Geltend- 
machung etwaiger Schadenerjatanfprüche !) der zuftändigen Finanz⸗ 
procuratur anzuzeigen. 

1) 8. 69, Abi. 2, C. P. O. 

‚136.:) Wenn von mehreren an einem gerichtlichen Ver- 
fahren betheiligten Perjonen einzelne das Urmenrecht oder, wie 
insbejondere der Concursmaſſeverwalter (Tarifpoft 751; Geſetz 
vom 9. Sänner 1869, R. G. B. Nr. 7), eine andere perjönliche 
Gebürenbefreiung genießen, und wenn dem Gegner der befreiten 
Berfon der Erfab der Gerichtskoften auferlegt worden ift, jo 
find die Gebüren, welche die befreite Perſon in dem Ber- 
fahren hätte aufwenden müſſen, falls ihr die Befreiung nicht 
zuftatten gelommen wäre, mitteld eines Verzeichniſſes nad) 
Formular Nr. 19 vorzumerfen. 

Die Vormerkung der Gebüren findet ferner ohne Rüdficht 
auf das Ergebnis des Verfahrens ftatt, wenn in bürgerlichen 
Rechtsſachen für unbekannte Perfonen oder für Perjonen unbe- 
fannten Aufenthaltes ein Eurator beftellt wird und weder ein 
realilirbare Vermögen des durch den Curator Bertretenen be: 
fannt, noch eine dritte Perfon zur Beſtreitung ber Koften der 
Curatel verpflichtet ift.?) Dieſe Vormerkung hat aufzuhören, fo- 
bald deren Urſache nicht mehr befteht. 

Das Verzeichnis ift für jede Nechtsfache befonders anzu: 
legen und nach Abſchluſs des gerichtlichen Verfahrens oder nad) 
dem Wufhören der Vormerkung dem zur Gebürenvorfchreibung 
beftimmten Amte in Urfchrift zu überjenden. 

Im Falle der Entziehung des Urmenrechtes (88.68, Abi. 2, 
und 71 C. P. OD.) ift das Gebürenbemeffungsamt hievon unter 
Mittbeilung eines nad) Abſatz 1 angelegten Verzeichnifjes zu be- 
nachrichtigen. 

1) Diejen Wortlaut erhielt 8. 136 G. O. durch nachfolgende J. M. V. 


v. 5. Februar 1900, J. M. 8.8. Nr. 7, — die Vormerkung 
von Serichtsgeburen. in alle Gericht 
— Einvernehmen mit dem Et. — wird ver⸗ 
ordnet 
I. Der 8.136 der Verordnung bes Juſtizminiſters v. 5. Mai 1897, 
R. G. B. Nr. 112, womit eine neue Geſchäftsordnung für die Gerichte 
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erfter und rl Suftanz erlaflen wird, tritt mit dem Tage der Kund⸗ 
machung dieſer re in feiner gegenwärtigen Faſſung außer 
anni und hat in Hinfunft zu lauten, wie folgt: (Wortlaut oben 
abgedrudt. 

II. Das Formular Nr. 19 zur Geichäftsordnung wird ergänzt nnd 
ift in der aus der Beilage diefer Berordnung*) erfichtlichen Faſſung in 
Gebrauch zu nehmen. 

Bis zu dem Zeitpunkt, in dem Die neuen Formularien den Ge- 
richten zur Verfügung ftehen, find die alten Drudiorten des Formulars 
Kr. 19 zu verwenden, jedoch handichriftlich Durch die Im neuen Formular 
——— Angaben, in abgekürzter Form, zu ergänzen. Zum 

eiſpiel: 

(1. Seite.) Beendet durch Urtheil v. 9. Mat 1899, G. 8. 2 a = 
Bellagter hat die ganzen Gerichtsfoften zu erjegen. Beide Streittheile 
anweſend, halbe Urtheilsgebür vom Beklagten beigebradt mit 5 K. 

Am Ueberſendungsvermerk auf der 4. Seite ift anf die etwa ſchon 
früher überjenbete au eaiigung be Urtheiles (8.1 Minijterialverordnung 
v. 28. December 1897, R. G. B. Nr.306) oder eines Berzeichniffes über 
vorgemerkte Gebüren Bezug zu nehmen. 

*) Siehe das Formular unter den Formularien am Schiufie ber Ausgabe. 

2) In Civilproceſsſachen hat die Partei, durch deren Proceſs⸗ 
— die Beſtellung des Curators veranlaſſt wurde, zunächſt die 
die ee des Curators entſtehenden Koſten zu beſtreiten, 
8.10 C. P. O. 

Verſäumung der Tagſatzung. 


$. 137. Eine Benachrichtigung!) über das Ausbleiben 
beider Theile von einer zur mündlichen Verhandlung anbe- 
raumten Tagfatung findet nicht ftatt (8. 170 C. P. O.): 

1. wenn die Parteien für den Rechtsſtreit Proceſsbevoll⸗ 
mädhtigte nicht beftellt haben; 

2. wenn die Barteien bei einer mündlichen Verhandlung, für 
welche die Beiziehung eines Advocaten im Geſetze vorgefchrieben 
ist, ohne Advocaten erjcheinen?), gleichgiltig ob fie für Die Rechtsſache 
Advocaten beftellt oder die Beſtellung unterlafjen haben; 

3. wenn die Parteien außer dem unter 8. 2 angegebenen 
Falle allein oder in Begleitung von Advocaten erfcheinen, jedoch 

$. 187. Wenn Ruben des Ber- | der Kanzlei auch ohne richterlichen 


fahrens infolge Wusbleiben® beider | Auftrag obliegt (8. 813, 3.5, G. O.), 
Parteien eingetreten ift und gemäß | fo wird der obige Vermerk nur dann 








$. 137 ©. ©. die Parteien hievon zu 
benachrichtigen find, wird dies ber 
Kanzlei buch den Vermerk, 3. B. 
„Benachrichtigung“ angedeutet werben 
können. a dieſe Benachrichtigung 


am Platze ſein, wenn zu beſorgen 
wäre, daſs ohne ihn die Kanzlei 
über die Nothwendigkeit der Benach⸗ 
a Ti im Zweifel fein Tönnte. 
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nicht verhandeln oder nach Aufruf der Sache, bevor noch ein 
gerichtliche Protokoll über die Tagſatzung aufgenommen wird, 
fich wieder entfernen. 

Wenn nicht alle Parteien Procefsbevollmächtigte beftellt 
haben, find nur diejenigen Parteien von dem Ausbleiben zu 
benachrichtigen, welche durch Proceſsbevollmächtigte vertreten find. 

2) Iſt von der Gerichtäfanzlet auch ohne richterlihen Auftrag 
vorzunehmen, $. 313, 8. 5. 
an x De Tagfagung gilt dann nad 8. 133, Ubi. 3, C. P. OD. als 
v 


Bücherliche Anmerkungen im Proceſſe. 


6. 138. Bücherliche Anmerkungen der Streitanhängigkeit, 
wie z. B. die Anmerkung der Hypothekarklage, der Löſchungsklage, 
der Klage auf Zuerkennung eines dinglichen Rechtes infolge der 
Erſitzung u. |. w., welche in einer anderen Abtheilung (Proceſs⸗ 
abtheilung) des Grundbuchsgerichtes bewilligt werden, ſind im 
Grundbuche ohne eine Beſchluſsfaſſung oder Verfügung des 
Leiter der Grundbuchsabtheilung und zwar auf Grund des 
in Urſchrift vorzulegenden Beſchluſſes (Vid. Grundbuch) zu 
vollziehen. 

Das Gleiche gilt für die Vollziehung von Beichlüffen, 
duch welde die Löſchung folcher bücherliher Anmerkungen 
von einer mit Srundbuchfachen nicht befajsten Abtheilung des 
Grundbuchsgerichtes angeordnet wird. 


Beauftragter Richter. 


6. 139. Der Beichlufs oder die Verfügung, wodurch ge- 
richtliche Verhandlungen (Geſchäfte, richterlihe Amtshandlungen) 
einem beauftragten Richter übertragen werden, iſt leßterem 
unter Ueberjendung der für fein Einfchreiten nöthigen Eingaben, 
Acten oder Actenftüde durch eine kurze in Urſchrift darauf an— 
gebrachte Mittheilung bekannt zu machen (3. B. „Dem Raths— 
fecretär N. zur Erledigung des Beweisbeſchluſſes Blatt 7”). 
Hat der beauftragte Richter als Mitglied des Senates, der 
den Beſchluſs gefafst Hat, von der Wuftragsertheilung ſchon 
Kenntnis, ſo find ihm bloß die für die Auftragserfüllung erfor- 
derlichen Ucten zu übergeben; eine Beftätigung darüber, daſs 
er den Auftrag zur Kenntnis genommen bat, iſt nicht noth- 
wendig. Der Beſchluſs oder die Verfügung find nur dann be- 
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fonder8 auszufertigen, wenn der Auftrag einem richterlichen 
Beamten ertheilt wird, der dem Senate nicht angehört, und 
Eingaben oder Acten nicht überjendet werden. 

Nah Ausführung des Wuftrages find die überjendeten 
Scriftftüde, unter Anjchluf3 der während des Verfahrens vor 
dem beauftragten Richter binzugelommenen Eingaben, Proto- 
folle und fonftigen Niebderjchriften, und zwar foferne nicht im 
einzelnen Falle der beauftragte Richter zu weiteren Mittheilungen 
Unlaf Hat, mittels kurzen, in Urſchrift auf den Acten an- 
gebrachten Vorlagevermerkes zurüdzufenden. 

Die vorstehenden Beitimmungen finden bei Hebertragung der 
eriten Tagſatzung auf ein Mitglied des Senates feine Anwendung. 


$. 140. Müſſen während des Verfahrens vor dem be= 
auftragten Richter!) Beichlüffe des Gerichtes eingeholt werden, 
jo ift bievon dem Vorſitzenden des Senates mündlich Unzeige 
zu machen. Falls ſich die Beichlufsfaffung auf Anträge bezieht, 
die in einer Eingabe oder in einem Protokolle enthalten find, 
und der beauftragte Richter an der Berathung und Abſtim— 
mung des Senated nicht theilnimmt, ift mit der mündlichen 
Unzeige zugleich die Eingabe oder das fragliche Protokoll dem 
Vorſitzenden vorzulegen. Beſchlüſſe, Die nicht für die Parteien 
ausgefertigt werden müſſen, werden dem beauftragten Richter 
durch Vorlage des Berathungsprotofolles (Abftimmungsvermerfes) 
zur Einfiht bekannt gegeben (Vid. beauftragter Richter); die 
Mittheilung des Berathungsprotofolle® oder Abſtimmungsver⸗ 
merfes unterbleibt, wenn der beauftragte Richter an der Ab- 
ftimmung im Senate felbft theilgenommen bat. 

Die Beftimmungen des erften Abſatzes gelten auch für die 
Unzeigen oder Beichwerden, melde die Parteien gegen einen 
beauftragten Richter anbringen?) und für die darüber ftattfinden- 
den Beichlufsfaffungen. Die Verfügungen, welche vom Vorſteher 
des Gerichtes oder vom Vorſitzenden des Senates ohne Ent: 
ſcheidung des Senates infolge folder Beſchwerden oder Un 
zeigen getroffen werden, find dem beauftragten Richter mündlich, 
wenn aber zugleich eine Benachrichtigung der Parteien ftatt- 
findet, durch Einfichtgewährung in die ergebende Erledigung 
(Concept oder Ausfertigung) befannt zu machen. 


1) 8. 8. bei der Bewetsaufnahme, 8. 285 €. P. O. 
2) 8. B. im vorbereitenden Verfahren, 8. 255 €. P. O. 
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Beweisaufnahmen durch beauftragte oder 
erſuchte Richter.) 


6. 141. Beweisaufnahmen durch einen beauftragten oder 
erjuchten Richter find durch Ueberjendung der Acten einzuleiten, 
auf welchen der Auftrag oder dad Erſuchen in Furzer Faſſung 
und unter Uebergehung aller nach dem Inhalte der Acten oder 
nach dem Geſetze von ſelbſt fich ergebenden Mittheilungen in 
Urſchrift anzubringen ift; z. B.: „Wird dem Bezirksgerichte N. 
mit dem Erſuchen um Abhörung der Zeugen U. und B.“ oder 
„zur Erledigung des Beweisbeichluffes auf Blatt 25 überfendet”. 
In dem Auftrage oder Erſuchen kann auf die Dringlichkeit der 
Sade hingewieſen oder die Friſt beftimmt werden?), innerhalb 
welcher die Beweisaufnahme durchzuführen ift; desgleichen kann 
durd einen Zujab zum Auftrage oder Erſuchen die Beſtimmung 
der Anzahl der Sachverſtändigen und deren Auswahl dem be: 
auftragten oder erjuchten Richter übertragen werden. Wird von 
allen oder einzelnen Parteien auf die Betheiligung an der Be- 
weisaufnahme verzichtet, jo ift auch dies in dem Auftrage oder 
Erſuchen mitzutheilen. 

Wenn der Beweisbeichlufjs im Verhandlungsprotofolle be= 
urkundet ift und dieſes mit den Acten an den beauftragten oder 
erjuchten Richter gelangt, ift die Wusfertigung des Beſchluſſes 
durch Beziehung der fraglichen Stelle des Verhandlungsproto- 
tolles im Auftrage oder Erjuchen zu erſetzen; fehlt es an folcher 
Beurkundung duch das Protokoll, fo iſt die fchriftliche Aus— 
fertigung des Beweisbeſchluſſes in Urfchrift den Acten bei- 
zulegen. Soferne nicht durch die Darftellung des Sachverhaltes, 
der für die Beweisaufnahme in Betracht kommt (8.277 C. P. O.), 
die Beurkundung des Verhandlungsinhaltes durch das Protokoll 
erleichtert oder erſetzt werden foll (88. 210°) und 4444) C. P. O.,) 
ift von einer folchen Darftellung abzufehen, wenn der beauf: 
tragte oder erjuchte Richter zum Zwecke der Beweisaufnahme 
die Procefsacten ſelbſt erhält.?) 

Beweisbeichlüffe find nur zu begründen, wenn fie infolge 
widerftreitender Anträge ergehen (8.428 C. P. O.). 

1) Die raſche — von un — wurde ein⸗ 
gel ärft mit J. M. € 24. Dat 1898, 8. 12121, P. 1, und v. 


ult 1900, 3. 13888 (fiehe bei 8. 3 
*) Und zwar nicht bloß dann, wenn ein Beſchluſs im Sinne des 
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8.279 ©. PB. D. gefajst wurde, fondern auch dann, wenn gem. 8. 281 
€. P. D. zugleih mit Erlafjung des Beweisbeſchluſſes die Tagſatzung 
zur Fortfegung der mündlichen Verhandlung beftimmt worden tft. 

8 Bet Angabe des Inhaltes des ae Vorbringens und 
der Beweisanbietungen im Protofolle ift auf die Darftellung des Sach⸗ 
verhaltes in einer Ausfertigung des Beweisbeſchluſſes Bezug zu nehmen. 

9) Im bezirkögerichtlichen Verfahren kann, wenn nod) eine weitere 
——— net ftatt der Protokollirung die en; des auf 
den Sachverhalt fich beziehenden Parteienvorbringens der Ausfertigung des 
Bemwetsbeichluffes vorbehalten werden. 

Sonit ift der Sachverhalt jedoch nur ſoweit aufzunehmen, als 
deſſen Kenntnis dem Nichter zur Leitung und — Durchführung 
der Beweisaufnahme nothwendig iſt, 8. 277, Abſ. 3, C. P. O. 

6. 142. Können die Acten nicht überſendet werden, weil 
gleichzeitig mehrere Beweisaufnahmen vor verjchiedenen Ge⸗ 
richten ftattfinden müſſen, oder die Fortſetzung des Verfahrens 
oder andere zivingende Gründe die Zurüdbehaltung der Ucten 
erheifchen, fo tft der Auftrag zur Beweisaufnahme gemäß 8.139 
zu ertbeilen und für das Erſuchen um Beweiaufnahme die 
Form eines befonderen Schreiben zu wählen. 


Der mit der Beweiaufnahme beauftragte Richter oder 
das darım erfuchte Gericht find im Beweisbeſchluſſe zu be= 
nennen. Der beauftragte Richter, der dem Senate angehört, hat 
nah Möglichkeit jogleich bei der mündlichen Verhandlung nad 
Verkündung des Bemweisbefchluffes den Parteien Tag und Stunde 
der Bemweidaufnahme und alle diejenigen für die Beweisaufnahme 
erforderlichen Vorkehrungen mündlich befannt zu geben, zu 
deren Vollziehung die Mitwirkung der Parteien nöthig ift. 

Beichlufsfaflungen des beauftragenden Gerichtes, die wäh- 
rend der Beweisaufnahme nothivendig werden (8.285 C. P. O.), 
find nach Vorfchrift des 8. 140, Abſatz 1”), Beſchluſsfaſſungen 
des erjuchenden Gerichtes durch Ueberfendung oder Vorlage der 
den Zwiſchenfall betreffenden Acten einzuholen. Ber Antrag 
auf Enticheidung und Bekanntgabe der Enticheidung iſt vom 
erfuchten Richter in Urfchrift auf die überjendeten Acten zu 
jegen. Die Ueberjendung der Ucten hat zu unterbleiben, wenn 
die Betweisaufnahme ungeachtet der Einholung der gerichtlichen . 
Entſcheidung fortgefeht werden fann und die Ucten dabei nicht 
zu entbehren find; die Entfcheidung ift in diefem alle mittels 
Schreibens zu begehren. 

Eine Ausfertigung der Enticheidung für den beauftragten 


Beſtrafung von Militärperfonen. 463 


oder erfuchten Richter tft nicht nothivendig; an den beauftragten 
Richter erfolgt die Bekanntmachung auf die in 8.140, Abſatz 1°), 
angegebene Weile, für den erfuchten Richter iſt der Beſchluſs 
auf bie zurüdzufendenden Ucten zu fchreiben. 


3) Mündliche Anzeige an den Borfitenben. 
Zufertigung des — — ——— (Abſtimmungsvermerkes) 


— bon Militärperfonen wegen Ungebür bei 
der Verhandlung und wegen Ausbleiben von der 
Beugenvernehmung. 

6. 143. Macht fih eine in Strafiahen der Militär- 
gerichtsbarkeit unterjtehende Militärperfon bei der Verhandlung 
vor Gericht einer groben Ungebür ſchuldig oder widerſetzt fie 
iih den zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung getroffenen 
richterlihen Anordnungen (8. 199 €. P. O.), fo Hat fich der 
Vorſitzende (Einzelrichter, erjuchter, beauftragter Nichter) wegen 
Beitrafung diejer Perfon an deren vorgejegtes Commando (Be: 
börde, Anftalt), wenn aber diefes nicht befannt ift: 

1. an das Militär-Stations-Commando des Uufenthalt3ortes 
der betreffenden Berfon oder, falls an diefem Orte ein folches 
Commando fi) nicht befindet, an das nächftgelegene Milttär- 
Stationd:Commando, 

2. bei Perſonen der Landwehr oder der Gendarmerie aber 
an da3 an deren Uufenthaltsorte befindliche oder diefem nächit- 
gelegene Landwehr: oder auh Militär-Stations-Commando oder 
an das Gendarmerie-Abtheilungs-Commando zu wenden. 

Bon eben diefem Commando (Behörde, Anjtalt) ift die 
Beitrafung und Vorführung von Perſonen der bewaffneten 
Macht zu begehren, die einer gerichtlichen Ladung zur Ablegung 
einer Zeugenausſage nicht Folge leiften (8.333 €. P.D.).') 

ı) Die Kerhängung von Strafen im Sinne der 88. 202 und 
333 ©. P. D. Steht dem zur Ausübung des Difciplinarftrafrechtes 
über den Straffälligen berufenen militärifhen Borgejepten zu, welcher 
derlei Mebertretungen mit einer nach den Difeiplinarftrafvorichriften 
auläffigen Strafe zu ahnden und das Verfügte dem Gerichte befannt 
au geben hat, Circul. V. des Reichskriegsminiſteriums 2: 20. Mai 
1897, Praes. Fr. 2762, Nr. 91 3. B., Circul. 8. des k. k. Landes- 
rer v. 10. Suni 1897, Praes. Nr. 1552, 

für die k. k. — und v. 3. Juli 1897, Praes. 
— Kr. 118 B. für die k. k. Gendarmerie (J. ME. v. 
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Zeugen- und Sadhpverftändigengebüren und Koften 
des Augenfcheines. 


6, 144. Geldbeträge zur Dedung der auflaufenden Zeugen⸗ 
und Sacdverftändigengebüren oder der Koſten eines Uugenjcheines 
(88.332, 365, 368 ©. P. O.) find dem Beamten, welchem die 
Führung des Geldbuches übertragen ift!), gegen Empfangsbeftäti- 
gung zu übergeben. 

Ueber den Erlag des Vorſchuſſes Hat fich die Partei in 
der Gerichtskanzlei (Kanzleiabtheilung) durch Vorlage der Empfangs- 
beftätigung auszumweifen. Sie iſt hierauf von dem Beamten, 
der den Vorſchuſs in Empfang nimmt, aufmerkffam zu machen. 
Ladungen an Zeugen, Sachjverftändige u. ſ. w., die zufolge richter: 
lichen Beſchluſſes nur im Yale rechtzeitigen Erlages des Vor⸗ 
ſchuſſes ftattfinden dürfen, find, fobald leßteres nachgewieſen wird, 
ohne Einholung eines neuen richterlichen Befchluffes von der Ge⸗ 
richtsfanzlei auszufertigen und dem Richter (Vorfibenden des Se: 
nates, ae Beamten u. |. w.) zur Unterfchrift vorzulegen. 

1,8. 68 ff. 


$. 145. Mit der Beſtimmung der Gebüren von Sach— 
verftändigen!) (8.365 C. P. O.) ift entweder der Vorfteher oder 
ein leitender Beamter?) der Gerichtsfanzlei oder ein richterlicher 
Beamter des Gerichtes (Mitglied des Senates) zu betrauen. 
Bei dieſen Perjonen find auch alle nicht während der Tagſatzung 
jelbit geitellten Anträge auf Gewährung von Sachverftändigen- 
gebüren anzubringen. Das Begehren kann mündlich angebracht 
werden; ein Protokoll iſt darüber nicht aufzunehmen. 

Die Beftimmung der Gebüren gefchieht durch Ausfertigung 
eines Gebürenzettel3 (8.105).°) Die zugefprochene Gebür ift dem 
Sachverständigen, fall3 er anweſend iſt, mündlich, ſonſt durch 
Zuftelung einer Abſchrift des Gebürenzettel3 befannt zu geben. 
Der Abſchrift ift eine Nachricht darüber beizufügen, wo die 
Gebür ausbezahlt wird.?) 

1) Die VBeftimmung der Beugengenlren obliegt ſtets der Gerichts⸗ 
kanzlei, ebenfo die Entgegennahme des VBegehrens um Seugeng ik, 
8. 313, 8. 11. — Siehe FM. 8. v. 17. September 1897, R. &. %. 











— — — — 


145 und 313, 3. 11. Wenn ! dem Sachverſtändigen ober Zeugen 
die Sachverftändigen- oder Zeugen- | mündlich belannt gegeben wirb, ift bie 
gebür von einem SKanzleibeamten bes | Beflimmung der Gebür in den Acten 
ftimmt und die zugeſprochene Gebür | zu vermerken. (%. M.) 
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Nr. 221, betr. die Gebliren ber Zeugen und Sachverſtändigen in 

ne Nechtöftreitigkeiten (Unhang), ferner J. M. V. v. 19. Juli 1897, 

. M. V. B. Nr. 28, betr. den Aniprud der Gendarmerieorgane auf 

ehrangätoftenbeiträge bei dienftlichen Berrichtungen im Auftrage der 
rden. 


®) Form 1. un bei Beugengebüren, 8. 313 8. 11. Gegen 
den Beihlufs, womit die Sachverſtändigengebür beſtimmt wird, ift Recurs 
zuläffig, 8. 365 €. P. O. 


Mündlihe Beihwerden und Anzeigen. 


6. 146. Ueber mündlich vorgebrachte Beſchwerden wegen 
des Verhaltens eines Buftellungsorganes (8. 91 C. P. O.), über 
die Anzeigen, Anträge und Beichwerden, welche eine Partei bei 
dem Borfibenden des Senates gegen einen beauftragten Richter 
mündlich vorbringt (8.255 €. P. D.), und über mündlich beim 
Borfitenden des Senates angebrachte Anträge auf Behebung 
von Mängeln der Beweisaufnahme oder auf Ergänzung der Be: 
weisaufnahme (8.286 C. P. O.) ift in den alle, ald der Vor⸗ 


fitzende, der mit der Aufficht über die Gerichtsfanzlei betraute 


wo 


Richter oder der Gerichtsporjteher dem Begehren der Partei zu 
willfahren findet, ein Protokoll nicht aufzunehmen, ſondern es 
ift die entjprechende Verfügung unmittelbar auf Grund des 
mündlichen Vorbringens zu treffen. 


Ladungen zum Vergleichsverſuche. 

6. 147. Mündliche Anträge, den Gegner ohne vorläufige 
Erhebung der Klage zur Verhandlung und zum Zwecke des 
Bergleichöverfuches zu laden (8. 433 €. P. D.)"), find in der 
Gerichtskanzlei (KanzleiabtHeilung) anzubringen und ſogleich durch 
Ausfertigung der Ladung an den Gegner und mündliche Bekannt: 
gabe des Berhandlungstages an die erfchienene Partei zu er: 
ledigen. Ein Protokoll ift über den Antrag nicht aufzunehmen. 

Die für den Gegner ausgefertigte Ladung ift der erjchie- 
nenen Partei zur Bejorgung ?) der Buftellung zu übergeben. Auf 
Berlangen ift ihr für ihren eigenen Gebrauch eine kurze ſchrift— 
liche Mittheilung®) über den anberaumten Verhandlungstag ein- 
zubändigen. 


8. 147, Abf. 2. Die Partei kann | durch einen Dritten oder durch Vermitt- 


die ihr zur Zuftellung ausgefolgte La- | lung eined Gemeindeorgans behändigen 


dung dem Gegner entweder ſelbſt oder | ober durch die Poft zufenden. (%. M.) 
Schauer, Geſch. Ordg. 30 
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Wegen Tag und Stunde der Verhandlung Hat die Gerichts- 
fanzlei die mündliche Weilung des Richter einzuholen. Es 
fönnen ihr jedoh im voraus von dem Richter die Tage be- 
zeichnet werden, für welche fie jeweils die nächften Ladungen 
zum Bwede des Vergleichöverjuches ausfertigen darf.*) 

Schriftliche Anträge auf Ladungen zum Vergleichsverſuche 
find in derfelben Weife durch die Gerichtsfanzlei zu erledigen; 
dem Antragſteller ijt der anberaumte Verhandlungstag durch 
BZuftellung einer ſchriftlichen Mittheilung befauntzugeben. 

Ueber die ausgefertigten Ladungen oder liber die NRechts- 
fachen, in welchen folhe Ladungen ausgefertigt werben, find 
Aufzeichnungen nicht zu führen. Um jedoch über die Anzahl 
der während eines Jahres ausgefertigten Ladungen nad) 8. 433 
der Givilprocejsordnung einigen Aufſchluſs zu erhalten‘), follen 
die Formularien für diefe Ladungen in Paketen zu je 50 Stüd 
geordnet und die Zahl der im Laufe eines Jahres verbrauchten 
Sormularienpafete in der Gerichtöfanzlei notirt werden. 

1) In Rechtsſachen bis zum Betrage oder Werte von 500 Gulden; 
ber Gegner muſs im Sprengel des Bezirlögerichtes, an Orten, an 
welchen mehrere anlegt —— wenigſtens an dieſem Orte 
ſeinen „ohnfig haben, 8. 433 C. P. O 

2) Entweder bringt die Partei die Ladung jelbft dem Gegner, 
überfendet fie ihm durch die Poft oder übergibt fie dem Gemeindevor⸗ 
fteher zur Buftellung. 

Auf einem ekter wird der Tag notirt. 

33 der Regel nur an einem Tage in Woche, 8. 115, 
Abſ. 3. — Auch für einen Gerichtstag, 8. 57, Abſ. 

5) Sie find nad) Form. 82, Epalte 86, im JJJ 


auszuweiſen. 
Bagatellſachen. 


6. 148. Bei der Verkündung von Urtheilen in Bagatell⸗ 
lachen bat der Richter nad) der Belehrung über das Rechte: 
mittel der Berufung (8. 452, Abſatz 2, C. P. O.) die Parteien 
zu befragen, ob fie die Berufung wegen Nichtigkeit zu ergreifen 
beabfichtigen.. Wird dies verneint, fo iſt der Verzicht auf die 
Berufung im Verhandlungsprotokolle zu beurkunden.?) 

Ueber Berufungen, die gegen ein Urtbeil in Bagatellfachen 
wegen einer der im 8. 477, 8.1 bis 7, der Eivilprocef8ordnung 
angegebenen Nichtigkeiten erhoben werden, muſs innerhalb acht 
Tagen nad Einlangen der Berufung bei der Nechtsmittelinftanz 
entfchieden werden. Eine Verlängerung dieſer Frift ift nur ftatt- 
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haft, wenn zur Feſtſtellung der Nichtigkeit von den Parteien oder 
vom Gerichte erjter Inſtanz Aufflärungen gegeben werden müffen 
oder andere borgängige Erhebungen erforderlich find, die inner: 
halb diefer Frift nicht bewirkt oder vollendet werden können. 
ı) Dies empfiehlt fih, um eine rafchere Erecution zu ermöglichen. 


Berufungsperfahren. 


6. 149, Wegen Streitanhängigfeit oder Rechtskraft?) foll 
die Klage vom Berufungsgerichte im Vorverfahren nur dann 
zurüdgewiefen werden ($. 475, Abſatz 3, C. P. D.), wenn die 
Proceisacten oder die zur Feftitellung der Berufungsgründe ein- 
geleiteten vorgängigen Erhebungen außer jeden Zweifel ftellen, 
daſs in Anjehung des Klagsanſpruches die Streitanhängigfeit 
begründet iſt oder daſs über ihn bereits rechtöfräftig entfchieden 
wurde. Sonft ift die Entjcheidung über die Berufung der Tag⸗ 
faßung zur mündlichen Berufungsverhandlung vorzubehalten 
(88. 480, 497, Abſatz 1, C. P. O.). Dies gilt insbefondere in 
dem alle, als über die Streitanhängigteit oder Rechtskraft im 
Verfahren vor dem Procefsgerichte erfter Inſtanz eine Erörte- 
rung überhaupt nicht ftattgefunden Hat. 

Der Beichlufs, wodurh im PVorverfahren unter Ber: 
werfung der Berufung die Streitanhängigfeit oder Rechtskraft 
für begründet erkannt wird?), ift als Beſchluſs auszufertigen, 
durch welchen die Berufung zurückgewieſen wird.®) 

1) Set e3, daſs der in das Urtheil aufgenommene Ausſpruch über 
a1 Eee oder — angefochten wurde (8. 471, 8. 6 

), oder daſs das Berufungsgericht von amtswegen (8. 261, 
of 5, &. P. D.) die Frage aufwi 

5) Und — dann, wenn die Streitanhängigkeit oder Rechtskraft 
nicht von dem berufenden Beklagten geltend gemacht, ſondern von amts⸗ 
wegen wahrgenommen wird, 8. 240, Abſ. 3, &. P. D. — Wenn das 
Borhandenfein der Streitanhängigfeit oder Rechtäaft in der Berufung 
Bi gemacht wurde, wird der Berufung im alle der Anerkennung 
— — ftattzugeben fein. — Daher gemäß 8. 619 C. P. O. kein 
ai 5) ee. diefen Beſchluſs iſt Reviſionsrecurs zuläffig, 8. 519 


Recurſe. 

6. 150. Bei ſchriftlichen Recurſen!) iſt die Ueberreichung 
einer Ausfertigung des Recurſes für den Gegner nicht zu 
fordern; ſoweit das Geſetz nicht etwas anderes anorbnet”), iſt 

30 * 
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der Gegner der Partei, melde Recurd erhoben hat, weber von 
der Weberreihung des Recurſes, noch von deflen Vorlage an 
das Necurögericht zu benachrichtigen.®) 

Wird jeboch vom Gerichte, gegen defien Beichlufs der Recurs 
erhoben wird, eine einftweilige Hemmung des Verfahrens oder 
der Ausführung eines Beſchluſſes angeordnet‘), der auch für den 
Gegner von Belang ift, jo ift diefer hievon zu verftändigen. 


Ueber Necurfe gegen Urtheile®), die gleichzeitig mittel3 Be— 
rufung angefochten werden (8. 208)°), hat die Rechtsmittelinftanz 
in dem Falle, als die Beichlufsfaffung über den Recurs vom 
Ergebniſſe des bevorftehenden Berufungsverfahrensd unabhängig 
iſt'), in der nicht Öffentlichen Sigung im Vorverfahren ($. 473 
C. P. O.) zu entfcheiden.?) 

1) 4 520. 

2) 8. 30 Gef. v. 18. Yebruar 1878, R. &. B. Nr. 30, betreffend 
die Enteignung zum Zwecke der Heritellung und des Betriebes von 
Eiſenbahnen. — 8. 16 Gef. v. 7. Juli 1896, R. G. B. Nr. 140, be- 
treffend die Einräumung von Nothwegen. 

’ Br, Daher der Recurd nur in einem Exemplar überreicht zu werben 
raucht. 

4) Gemäß 8. 524 C. P. O. oder 8. 42 8. 7 E. O. 

5) Im Bunte der Koſten 8. 55 C. P. O. 

°, Gleichzeitige Vorlage der Berufung und des Recurſes. 

?) 8.8. Kläger beruft wegen des abgemwielenen Theiles des Klage⸗ 
begehrens und gter recurrirt gegen die Höhe der dem Kläger zuge- 
Iprochenen Koften. 

9) Buläffig nad) 8.526 C. P. O. 


6. 151. Die Frift für die Erhebung des Necurfes gegen 
Beichlüffe des Vorftehers eines Gerichtshofes, des Vorſitzenden 
des Senates oder eines beauftragten Richters (8. 616 C. P. O.) 
beginnt mit dem Tage nad) Zuſtellung oder Verkündung?) des 
anzufechtenden Beichluffes. Die Recursfrift erfährt weder durch 
dad Erfordernis, vor Anfechtung des Befchluffes deſſen Wb- 
änderung beim Gerichtshofe zu beantragen, noch durch die that- 
fächlihe Anbringung eines foldhen Antrages eine Verlängerung. 

Der Antrag, den Beſchluſs abzuändern, kann vor Erhebung 
des Recurſes für fi allein angebracht oder mit dem Recurfe 
verbunden werden.?) 

Ueber einen mit dem Recurfe verbundenen Untrag hat das 
Geriht vor Vorlage des Recurſes an das Necurögericht zu 
entfcheiden. Mit der Ubänderung des Beichluffes im Sinne 
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des geftellten Untrages wird zugleich der Recurs erledigt. Findet 
fi) jedoch das Gericht nicht beitimmt, dem Antrage im vollen 
Umfange ftattzugeben, fo ift der Recurs unter Hinweis auf 
den rechtzeitig geftellten Wbänderungsantrag und deſſen Ent- 
Iheidung dem Recursgerichte vorzulegen. 


Ueber einen vor Ueberreihung des Recurſes geftellten Ab⸗ 
änderungsantrag iſt mit thunlichjter Beſchleunigung zu ent- 
fheiden. Ein Recurs, der erit nach Ablauf der NRecursfrift 
überreicht wird, ift zurüdzumeifen (8. 523 C. P. O.), wenn 
auch die Abänderung des Beichluffes rechtzeitig innerhalb ber 
Recursfriſt beim Gerichtshofe beantragt wurde. 

!) Der fchriftlichen — des Sale, mag diefer ver- 
fündet worden fein oder nicht, 8. 521, Abi. 2 O. 

2) Im — ie "beide ren bei der Verkün⸗ 
digung zugegen waren, $. 521, Abſ. 2, C. P. D. 

— I; der Borftellung im Verfahren außer Streitſachen, 
- 4) Berfipätete Recurſe find ftet3 vom — bei dem fie über- 
reicht wurden, zurüdzuieifen, 8. 523 C. P. O 


Zweiter Titel. 
Geſchaͤfte des Executionsverfahrens. 


Fruchtbringende Anlegung gerichtlich erlegter Bar— 
beträge. 


6. 152, Die Präfidenten der Oberlandesgerichte haben 
die Anſtalten (Boftiparcafienamt, Deiterr.-ungar. Bank, Spar: 
eaffen)?) zu beftimmen, in welchen die einzelnen Gerichte ihres 
Sprengel? die während eines Erecutiondverfahrens zu Gericht 
erlegten Geldbeträge mangels eined andertweitigen Antrages der 
Barteien fruchtbringend anzulegen haben ($. 77 Erec. O.).) Bei 
der Auswahl der Anstalten ift neben der Sicherheit der Anlage 
und dem Zindfuße auch die Leichtigkeit des Einlegend, ſowie 
der Kündigung und Wiederausfolgung der erlegten Beträge und 
der Umftand zu berüdfichtigen, inwieweit nach den Einrichtungen 
der Anftalt, jelbft bei Erlägen für kürzere Bett der volle Zinſen⸗ 
bezug gefichert ift. Soferne dies nach der Einrichtung der Un- 
ſtalt zuläffig ift und ohne Schmälerung der auf die einzelnen 
Maſſen entfallenden Binjen geichehen Tann, dürfen die vom 
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Gerichte zu bewirkenden Erläge auf ein gemeinfames, für das 
Gericht zu eröffnendes Conto erfolgen. 

Die Koften?) des Einlegens, Kündigens und Behebens find 
für jede Maſſe aus den LBinfen der erlegten Geldbeträge zu 
beitreiten; wo der Geldbetrag fo gering iſt, daſs nach der wahr» 
fcheinlihen Dauer des Erlages dieſe Koften duch die Zinſen 
nicht gebedt oder nur unbedeutend überjchritten würden, ift von 
der fruchtbringenden Anlegung abzufehen. 

Der Erlag, jowie die Kündigung und Behebung der ein- 
gelegten Beträge find, falls der Vorfteher des Gerichtes nichts 
anderes beftimmt, von dem Beamten zu beforgen, der das Gelb- 
buch zu führen bat.*) Der Auftrag hiezu ift ihm vom Richter 
mündlih zu ertheilen; die WUuftragsertheilung und gegebenen- 
fall8 der Empfang des zu erlegenden Geldbetrages find durch 
furze Schriftliche Erklärungen in den Acten zu beitätigen. Bei 
Geldbeträgen, die ind Depofitenamt erlegt wurden, ift der Auf- 
trag zur frucdtbringenden Unlegung, Kündigung und Behebung 
nah Maßgabe der beftehenden Vorſchriften dem Depofitenamte 
zu ertheilen und durch defien Organe auszuführen. 

FA Unftalten, unter welchen die Wahl gelafien tit, find taxativ 
aufge . 

s 9 Sofern ſich die mit Nüdficht auf die Höhe der Beträge, bie 
wahrfcheinlide Dauer des Erlages oder aus anderen Gründen empfiehlt. 

3 Diefe Koften entfallen nahezu ganz, wenn die fruchtbringende 
Unlegung durch Vermittlung des am Site des Ereditinftitutes befind- 
lihen Depofitenamtes (Steuer- als gerichtlichen Depofitenamtes) erfolgt, 
weil derlet amtlihe Sendungen von Bepofitenamt zu Bepofitenamt 
portofrei find (8.3 M. 8. v. 13. Sänner 1900, J. M. 8. B. Nr.12), 
und außerdem nad) Art. J des F. M.E. vom 20. Februar 1900, 3. 44078 
ex. 1899 (3. M. 3. 8. Nr. 12) in dielen Fällen eine VBerwahrungs- 
gebür nicht eingehoben wird. 

9 Sofern ber J in der Gerichtskanzlei ſtattfand, 8. 113. 

iehe IX, J. M. 2. v. 19. October 1897, 3. 22181, 8. M. V. B. 
Nr. 41, bei 8. 70. 


Berwalterlifte.?) 


6. 153, Bei Unlegung des amtlichen Verzeichnifjes der 
Zwangsverwalter (Verwalterlifte) ift darauf zu achten, daſs das 
Verzeichnis eine angemellene Anzahl von Verwaltern für die ver- 
fhiedenen Arten von Liegenichaften, die im Gerichtshofiprengel 
vorkommen, enthält (mittlere und Kleine landwirtſchaftliche Be— 
fitungen; größere land= und forjtwirtichaftliche Güter; ſolche 
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mit induftriellen Anlagen; Nealitäten des montaniftiichen Be- 
triebe3; Häufer u. |.w.) und daſs für jeden einzelnen Bezirksgerichts⸗ 
fprengel, je nach deſſen wirtichaftlichen Verhältniſſen, fo viele 
Berwalter zur Verfügung ftehen, als nach dem Biwede der 
Lifte und nad) der burchjchnittlichen Zahl der Bivangsvermwal- 
tungen der letzten Jahre erforderlich?) fein dürften, um die Er- 
nennung von Berwaltern thunlichit vermeiden zu können, welche nicht 
in der Nähe der zu verwaltenden Tiegenfchaft ihren Wohnfit haben. 

2 106 E. O. Mi der J. M. V. v. 5. April 18%, J. M. 
®. B. Nr. 14, wurde ein Leitfaden für Bivangsverwalter ausgegeben. — 
Bräfidialfache, $. 24 8. 8. Siehe unter XIII die den 88. 153 bis 156 
entiprechende, für die Verwaltungs- und autonomen Behörden beftimmte 
Verordnung der Minifter der Auftiz, des Innern und des Aderbaues 
v. 5. Mai 1897, R. ©. 8. Rr. 116, betreffend die Mitwirkung der 
Iandesfärftlihen politifchen und Bergbehörden und der Gemeinden bei 
Anlegung, Berichtigung und Ergänzung der amtlichen Verzeichniſſe der 
Zwangsverwalter. 


N Ueber dieſen Umfang ſoll die Lifte nicht hinausgehen. 


6. 154. Behufs Anlegung der Verwalterliſte für mittlere 
und Heinere landwirtſchaftliche Befigungen und für Häuſer haben 
Die Bezirkögerichte fpäteitend im Monate Auguſt die Vorfteher 
der Gemeinden ihres Sprengel aufzufordern, innerhalb eines 
Monates fir die verichiedenen in der Gemeinde vorkommenden 
Arten von Liegenihaften Perfonen zu benennen, welche fih zum 
Amte eines Verwalters eignen und es zu übernehmen bereit 
find. In der Aufforderung iſt anzugeben, wie viel Verwalter 
und für welche Hauptgruppen von Liegenjchaften und Unter: 
nehmungen Verwalter in Vorſchlag zu bringen find. 

Das Bezirkögericht hat die eingelangten Vorjchläge der Ge- 
meinden!) zu prüfen, bie ihm nicht geeignet erfcheinenden Perſönlich⸗ 
keiten zu bezeichnen und ſodann die Vorfchläge vor Ablauf des 
Monates September der Iandesfürftlichen politiihen Bezirks⸗ 
behörde zum Zwecke der Einholung des Gutachten der fad)- 
lichen Körperſchaften und Vereine?) ſowie zur Abgabe ihrer eigenen 
gutächtlichen Aeußerungꝰ) zu überjenden; zugleich hat fich das Be- 
zirlögericht in einem unmittelbaren Berichte an das übergeord- 
nete Kreis» oder Landesgericht fiber die Tauglichkeit der von 
der Gemeinde benannten PBerfonen auszufprehen. Die Ueber⸗ 
fendung der Vorſchläge an die landesfürftliche politifche Bezirks⸗ 
behörde darf nicht deswegen aufgejchoben werden, weil. einzelne 
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Semeindevorfteher es ablehnen, Vorſchläge zu erftatten, oder 
die ihnen hiezu gegebene Friſt nicht einhalten. Bei der Ueber⸗ 
jendung der Vorſchläge iſt von ſolchen Vorkommniſſen Mittbei- 
lung zu machen. 

Auf Grund der Berichte der Bezirkögerichte und der ge= 
fammten, von den Iandesfürftlichen politifchen Bezirlsbehörden 
dem Kreis- oder Landesgerichte*) vorgelegten Acten hat diejes die 
Berwalterlifie aufzuftellen.?) 

1) Die Vorichläge find von: Gemeindevorfteher oder ne 
des a Aa Gutsgebietes, von erfterem auf Grund eines Gut- 
nn es Gemeindevoritandes zu erftatten, 8. 3 M. 8. v. 5. Mai 
1897, „R. G. B. Nr. 116 

2) Jener (and- und forfttwirtfchaftlichen Vereine, die ihre Wirkfam⸗ 
feit im Gerichtöhofiprengel entfalten oder auf vo ausdehnen und zu⸗ 
gleich | in der Lage find, ein folches Gutachten abzugeben. — Eventuell 

ann ein fachkundiger Vertrauensmann befragt werben, 8. 4 cit. M.8. 
' BL Sowohl über Geſchäftskenntnis wie über die Verläfslichleit, 9. 4 
et. 

4) Unmittelbar bis 1. November, 8. 4 cit. M. 8. — Damit ift 
bie Ueberſendung des Verzeichniſſes der beizubehaltenden Schäpleute und 
der etwa eingeforderten — der Gemeindevorjteher zu verbinden, 
8. < a 5,M. V. v. 25. Juli 1897, R. G. B. Nr. 175 (Realſchätzungs⸗ 
ordnung 

5) In einem Senate von 10 ftimmführenden Mitgliedern unter 
dein ihr bes Präfidenten, wenn aber das Gericht aus weniger ala 
10 Stimmführern Deu in einer Berfammlung aller ftimmführenden 
Mitglieder, $. 36, 3. 4, G. O. ©. 


6. 155. — der Liegenſchaften in den Städten mit 
eigenem Statut iſt der Vorſteher der Gemeinde (Bürgermeiſter) 
unmittelbar von dem Kreis⸗ oder Landesgerichte ſpäteſtens im 
Monate Auguſt um Erſtattung von Vorſchlägen für die Ber- 
walterlifte zu erſuchen; e8 Tann ihm dabei freigeftellt werden, 
jeine Vorſchläge nah Einvernehmung der Körperjchaften und 
Vereine zu erjtatten, welche fih die Wahrung der Intereſſen 
des ſtädtiſchen Grundbeſitzes zur Aufgabe geftellt haben, und 
deren Gutachten dem Gerichtähofe vorzulegen. 

Das Kreis: oder Landesgericht hat die einlangenden!) Vor: 
ichläge der politifchen Landesbehörde zur gutächtlichen Aeußerung 
zu überjenden. Lebtere werden, fall es ihnen nothivendig 
fcheint, die erforderlichen Erhebungen einleiten und bis ſpäteſtens 
1. Rovember ihre Weußerung?) dem Kreis: oder Landesgerichte 
vorlegen. 
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Wegen Benennung von Verwaltern für größere land» und 
forſtwirtſchaftliche Güter, insbeſondere für folche mit induftriellen 
Unlagen, Haben fi die Kreis- und Landesgerichte gleichfalls 
im Monate Uuguft an die politifche Landesbehörde und wegen 
Benennung von Berwaltern für Realitäten des montaniftifchen 
Deiriebes an die Berghauptmannfchaft zu menden und deren 
Vorſchläge jowie die von ihnen vorgelegten Weußerungen der 
einvernommenen Verwaltungs⸗ (Berg:) Behörden und landwirt⸗ 
Tchaftlichen und montaniftichen Körperfchaften und Vereine?) ihrer 
Entfcheidung zugrunde zu legen. 

1) Späteftens innerhalb eines Monates, 8.5 M. V. v. 5. Mai 
1897, R &. 8. Nr. 116 (XII). 

2) Sowohl über die fachliche Eignung wie über die Verläfslichkeit, 
8. 5 cit. M. 8%. 


2) In der Regel jene der Hauptgeſellſchaften, Landesculturräthe 
u.d. Die politiſche Landesbehörde kann auch die politiſchen Bezirksbehörden 
und dieſe können die Gemeindebehörden befragen. — Für Bergbaube⸗ 
triebe tft da3 Gutachten der montaniftiichen Körperichaften und allenfalls 
der Senofjenfchhaften beim Bergbau einzuholen, allenfalls find die Revier⸗ 
bergämter zu befragen, 8. 6 cit. M. V. 

6. 156. Die Anlegung der Lifte erfolgt für alle Arten von 
Liegenſchaſten und für alle Bezirkögerichte des Gericht3hof- 
ſprengels zu gleicher Zeit. Die Lifte oder deren Abänderungen 
müfjen den Bezirksgerichten im Laufe des December bekannt» 
gegeben werden. Der Gerichtshof kann vor feiner Enticheidung 
von den Bezirkögerichten alle ihm nöthig fcheinenden Auf- 
Hörungen verlangen. 

Die Verwalterlifte ift nach je fünf Jahren neu anzulegen. 

Die Berichtigung und Ergänzung der Lifte ift jeweils nad) 
Maßgabe des Bedarfes injoweit vorzunehmen, als in die Lifte 
aufgenommene Perſonen weggefallen find, aus der Liſte aus- 
fcheiden jollen oder vom Gerichte eine Vermehrung der Ver— 
walter fir nothwendig erklärt wird. 

Bum Zwecke der periodifchen Neuanlegung fowie der je- 
weiligen Berichtigung und Ergänzung der Vermalterlifte tft in 
gleicher Weiſe wie bei der eriten Anlegung vorzugehen. 

Eine Benachrichtigung der einzelnen Perſonen von der 
Aufnahme in die Lifte oder von der Ausfcheidung findet 
— — pi i kein Beſchwerd 

1) Se än eht ihnen au n Beſchwerderecht zu. — 
Berfonn, ie in hie —— a find, — zu 
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=. leuten beftellt werden, 8. 7 M. 3. v. 25. Zuli 1897, R. G. B. 
76 (Mealihätungsorbnung) (fiehe bei $. 144, Schauer, €. D.). 


Büdherlide Eintragungen im Erecutionsverfahren. 


$. 157. Wird die zwangsweiſe Pfandrechtöbegründung 
durch bücherliche Einverleibung!) oder Vormerkung ($. 374 
Exec. D.)”) des Pfandrechtes oder durch Anmerkung der Voll⸗ 
ftredbarkeit?) von einem anderen al3 dem Gerichte der blicher- 
lien Einlage bewilligt, jo ift um den Vollzug der Eintragung 
unmittelbar*) der Gerichtshof oder das Bezirkögericht zu er- 
ſuchen, bei dem fich die Einlage über die betreffende Liegen- 
fchaft befindet. 

Executive Pfandrechtseinverleibungen oder Anmerkungen 
der Vollitredbarkeit, der Biwmangsverwaltung?), der Einleitung des 
Berfteigerungsverfahrens®) und andere bücherliche Eintragungen”) 
und Unmerkungen®) des Erecutionsverfahreng, die in einer anderen 
Ubtheilung des Grundbuchögerichtes bewilligt oder angeordnet 
werben, find im Grundbuche ohne eine Beichlufsfafjung oder 
Berfügung des Leiters der Grundbuchsahtheilung, und zwar auf 
Grund des in Urfchrift vorzulegenden Beſchluſſes (Vid. Grund» 
buch) zu vollziehen. Wo Verfachbücher geführt werden, ift dem 
Verfachbuchsführer zu gleichen Zwecke eine Ausfertigung des 
Beichluffes zu übergeben, der verfacht werden foll. 

Dieſe Beitimmungen gelten auch für die Vollziehung von 
Beſchlüſſen, durch welche das für eine vollitredbare Forderung 
an einer Liegenfchaft erworbene Pfandrecht gelöſcht, übertragen”), 
aufgehoben oder eingejchränkt oder die Löſchung von bücherlichen 
Anmerkungen, die ſich auf das Erecutionsverfahren beziehen, 
von einer mit Grundbuchjachen nicht befajsten Wbtheilung des 
Ge angeordnet wird. 

1), 8.88 E. O. Die Acten einer zwangsweilen Pfandrechtsbe⸗ 
gründun ng werden, wenn Buch⸗ und Erecutiondgericht zu ae a a. 
zu den -Regifteracten enommen (Rubrik 7, Regiſter E), jedoch 
im Zagebud; für Grundbuchſachen eingetragen, 88. 76, 232, 269, 275. 

9 Als Erecution zur Sicherftellung von Geldforberungen. 


8. 157. Wo e8 wegen ber be- J——— abgegebenen Ge⸗ 
ſonderen Berhältniſſe des Gerichtes ſchäftsſtücke, die nach dem Bollzuge 
(3. B. Menge ber Acten 2c.) zweck· ber Kanzlei zurüdzuftellen find, eine 
dienlich erjcheint, Tann über die mit | VBormerkung (Gontrolbuch) gefü 
dem Vermerk „Vid. Grundbuch” von | werben, wozu Formular Nr. 64 der 
ber Kanzlei an daß Grundbuchsamt ſchaftsorbnung verwendet werden kann. 
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s Wenn die Forderung vollftredbar — iſt, für die ſchon 
auf Grund einer dem Eintritte der Vollſtredbarkeit ————— 
ſtellung ein Pfandrecht einverleibt war, $. 89 E. D 

j ie im a des Erecutiondgerichtes. 

. 134 €. O. 

7 . B. — des Biandrechtes im Range der Anmerkung 
der Einleitung bed Berfteigerungsverfahrens, 8. 208 €. O., Einver- 
Leibung des mit dem Zufchlage erworbenen Eigenthumes, 8. 237 €. D., 
— des Pfandrechtes auf eine bülcherlich ſichergeſtellte Forde 
rung, 8. 

°, Anmerkung des Verſteigerungstermines, 8. 173 E. O., des Zu⸗ 
ſchlages, 8. 183 E. * der Zuſchlagsverſagung, 8. 186 €. O., des Ver⸗ 
ãußerungs⸗ und Belaftungeverboted 2 Sata einer das Vadiuin erſetzen⸗ 
den Forderung, 88. 148 Anmerkung der Vollſtreckbarkeit 
bei bücherlich fihergeftelten een 8. 320 €. D., Anmerkung 
der —— — Einziehung einer bücherlich fihergefelten Yorderung, 
8. 322 €. D., Unmerfung des in und Belaftungsverbotes 
als einftweilige Verfügung, 88. 382 3. 6, 384 €. O., u. a. m. — Das 
EM. hat Beifpiele büherlidher Anmerkungen anf er der Ere- 
cutionsordnung hinausgegeben (Kom. des %. M. 8. B., ©. 227/1898). 

9, Siehe insbejondere 8. 177. 


Erfuhen um Erecutionsvollzug.!) 


8.158, Soweit nicht die Vorfchriften de38.157 zur Anwendung 
fommen, tft jede Egecutionsbewilligung, ohne ihre Rechtskraft 
oder einen weiteren Antrag abzuwarten, unverweilt dem Exe⸗ 
eutionsgerichte mit dem Erfuhen um Executionsvollzug mit⸗ 
zutbeilen. 

Die Mittheilung darf nicht deshalb aufgejchoben werden, 
weil das Erecutionggericht erft auf weiteren Antrag des Gläubigers 
eine Verfügung zu treffen hat.?) 

Soferne, wie bei zwangsweiſer Räumung von Beltand- 
gegenftänden (8.19, 8.4)°), die gerichtlichen Gefchäfte des Exe⸗ 
eutionsvollzuges nicht der Abtheilung des Erecutionsgerichtes 
zugewiejen find, in welcher die Execution bewilligt wird, bat 
die gleiche Mittheilung an die zum Vollzuge der Execution be: 
rufene — (Executionscommiſſär) zu erfolgen. 


ı) 8. 69 
2) Oder wir das Erecutionsgeriht als folches, wie 3. ©. bei 


Der Antrag aufzwangsweife Pfand» | (Spalte 7) einzutragen. Die Acten 
rechtsbegründung an einer Nealität | find zu den Erecutionsacten zu nehmen. 
oder an bücherlichen Rechten ift ſowohl den Grundbuchsacten iſt nad 
im Tann für Srundbucdhseingaben | Vorfchrift des m ER G. O. darauf 
(6. 76 ©. O.) wie im Regifter E | binzuweifen. (J. M.) 
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zwangsweiſer — ober bei Pfändung einer Forderung 
vorläufig überhaupt nicht zu verfügen bat. 

ie Delogirungen find der Gerichtsabtheilung für Kündigungen zu⸗ 
zumeifen. 


Diefe Mittheilung gefchieht innerhalb des Gerichtes durch 
Ueberjendung des Conceptes des Bewilligungsbeichluffes, an 
andere inländifche Gerichte durch Ueberjendung einer Bejchlufs- 
ausfertigung; leßteres gilt auch für die Mittbeilung an das 
Gericht, dem gemäß $. 23 der Erecutiondordnung die Aus» 
übung der gejammten gerichtlichen Geichäfte des Executions⸗ 
vollzuges für einen Ort übertragen iſt.“ Mit dem Bejchlufie 
find zugleih der Erecutionsantrag (die für die Gerichtsacten 
beitimmte Ausfertigung des Schriftjaged oder das Protokoll) 
und feine Beilagen, die Wusfertigungen des Betwilligungsbe- 
Schluffes, welche bei Vornahme der eriten Executionshandlung 
zugeitellt werden müffen®), und nöthigenfall3®) eine für den Exe⸗ 
cutionsvollzug beftimmte Befchlufsausfertigung zu überjenden. 
Bei dem Gerichte (Gerichtöabtheilung), welches die Execution 
bewilligt Hat, iſt weder eine Ausfertigung des jchriftlich über: 
reichten Erecutionsantrages, noch die Urjchrift des Protofolles 
über den mündlich angebrachten Antrag zurüdzubehalten. 

*) Erecutionsgeriht in Wien, Bezirksgericht für bie a und 
Sofeiftabt in eos, » Betsgerigt in Civiiſachen in Trieſt. — J. M. B. 

. 24. Juni 1 
) —S——— 8. 208, Abſ. 4, E. O. Haftbefehl 88. 360, 


die Geſchäfte des Executionsgerichtes einen größeren Um- 
fang haben, 8.160, — Eine Ausfertigung des Beſchluſſes iſt zu den Exe⸗ 
eutionsacten zu nehmen. Dem Erecutionsgerichte für feinen — alſo 
1 oder 2 Beſchluſsausfertigungen. Wegen ——— einer bejon- 
beren Beihlufjsausfertigung für das Vullftredungsorgan darf der 
Erecutionsvollzug nicht abgelehnt werden, nöthigenfalls find beim Erecu- 
ttondgerichte die im 8. 160, Abſ. 3, G. O. vorgefehenen Auszüge herzuftellen. 

Das Erfuhen um den Egecutionsvollzug ift in Urſchrift 
auf den Beſchluſs oder die Beichlufsausfertigung zu jeßen, wenn 
e3 nicht ſchon im Beſchluſſe felbft enthalten iſt; z. B. „Dem 
Bezirkögerichte A (oder: der Wötheilung V) mit dem Erjuchen 
um Executionsvollzug.“ 

Die Bewilligung der Verfteigerung einer Liegenfchaft ift 
allen Berjonen, welche nach dem Geſetze (8. 133 Erec. O.) hie 
von zu benachrichtigen find, durch das Erecutionsgericht?) zuzu⸗ 
stellen; e3 müflen daher in diefem Falle nicht bloß für den 


395 € 
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Berpflichteten, fondern auch für den betreibenden Gläubiger und 
für die Perjonen, zu deren Gunften auf der Liegenihaft ein 
Wiederfaufsrecht oder pfandrechtlich fichergeftellte Forderungen 
haften, Beichlufsausfertigungen dem Erecutionsgerichte überfendet 
werden. 

7) Weil jonft das Erecutiondgericht nicht beurteilen könnte, ob der 
bei ihm (innerhalb 8 Tagen) anzubringende Antrag au vorläufige Feſt⸗ 
ſtellung des Laſtenſtandes rechtzeitig eingebracht iſt, F. 164 E. O 

An die Stelle der Mittheilung der Erecutionsbetvilligung 
an das Erecutiondgericht tritt in dem Falle, ald das Erecu- 
tionsgericht einftweilen noch nicht befannt ift (8.69 Exec. D.)P), 
die Mebergabe der in gleicher Weiſe mit dem Erſuchen zu ver- 
fehenden Beichlufsausfertigung und der fonftigen angegebenen 
Acten an den betreibenden Gläubiger. 

Die Mittheilung der Erecutionsbewilligung und das Er- 
fuhen um &recutionsvollzug find immer an das Gericht oder 
die Gerichtsabtheilung zu richten, wenngleich bei dem Gerichte 
ein Bollftredungsbeamter beftellt ift und die Einleitung der 
Erecutton oder die Vornahme der eriten Erecutionshandlung 
eine Mitwirkung des Richters”) nicht erfordert. 

r Fliegende Execution. 

Diefer Überjendet, wenn er nichts weiter anzuordnen findet, 
das Erfuchen ohne Bemerkung, event. nn Ki Bermert „Zum Vollzug“ 
der Erecutionsabtheilung, 8. 160, Ubi. 1 

$. 159, Das Gericht, dad um Eintragung einer bücher- 
lichen Anmerkung erfucht wird, melde ſich auf ein bei einem 
anderen Gerichte anhängiges Erecutionsverfahren bezieht (An: 
merkung der Zwangsverwaltung, der Einleitung des Berfteige- 
rungsverfahrens u. |. w.), bat den Vollzug der Anmerkung un- 
verweilt dem Erecutionsgerichte befanntzugeben.!) 

Die Mittheilung ift von dem mit der Führung des Grund- 
buches betrauten Beamten (Grundbuchsamt) ohne weiteren gericht: 
lichen Auftrag zu bewirken. 

3) Durch Ueberjendung einer Ausfertigung des Grundbuchsbeſcheides. 


Unordnung des Erecutionsvollzuges. 


6. 160. Richterliche Beſchlüſſe, die zum Einfchreiten eines 
Bollftredungsorganes des eigenen Gerichte Anlaſs geben, find 
ber Zuftellungs- und Erecutionsabtheilung (Erecutionsabtheilung, 
Zuftellungsbeamter) zu überjenden, Bon einer fürmlichen Be— 
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auftragung des VBollftredungsorganes ift abzujehen; in der Ueber⸗ 
jendung des Beſchluſſes Liegt fchon der Auftrag und die Er» 
mädhtigung, alle in den amtlichen Befugniſſen des Vollftredungs- 
organes inbegriffenen Gefchäfte des Erecutionsvollzuges?) vorzu⸗ 
nehmen, welche fi) aus diefem Beſchluſſe ergeben und zu deſſen 
Durhführung nothiwendig find. 


1) 88, 379 ff. 

Bei Gerichten mit geringerem Gejchäftsumfange ift der 
richterliche Beichlufs, den das Vollftredungsorgan in Vollzug 
zu feben Hat, in Urfchrift gegen Rückſtellung, ſonſt aber das 
eingelangte Erjuden um Executionsvollzug oder die ihm bei- 
geichloffene, für den Erecuttionsvollzug?) beftimmte Beſchluſſsaus⸗ 
fertigung zu überjenden. 

9 Hinfihtlih der Unzuläffigfeit der Ablehnung des Erecutions- 
bollzuges, weil für das —— Lane belontere Beſchluſs⸗ 
ee einlangte, fiehe Anm. 6 bei 8. 1 

Bei Beichlüffen und Erfuchen, die we den für das Boll: 
ftredungsorgan wichtigen Verfügungen noch anderes enthalten, 
was für die Thätigkeit des Vollftredungsorganes nicht in Bes 
tracht kommt, Tann fich auf die Ueberjendung eines Auszuges 
aus dem Beichluffe oder Erſuchen beichräntt werden, der bloß 
diejenigen Stellen enthält, die für den Erecutionsvollzug von 
Belang find; zum Zwecke der Anfertigung diefes Auszuges find 
diefe Stellen der Gerichtskanzlei (Kanzleiabtheilung) durch Unter: 
jtreihen mit farbigem Stifte zu bezeichnen. 

Die Schriftftüde und Bejchlufsausfertigungen, die bei der 
Erecutionshandlung zugeftellt werden follen®), find bei Ueber- 
jendung de3 Beichluffes oder Erfuchens (Executionsauftrag) bei- 
zulegen. Soferne dad Gericht im einzelnen Falle in Betreff 
der Zeit für die Vornahme der Erecution*), der Behandlung 
gewilfer, im Erecutionsbejcheide bezeichneter Vermögensbeitand- 
theile, der Einhaltung einer beitimmten Frift für die Bericht: 
erftattung über den Erecutionspollzug) u. a., bejondere 
Weifungen ertheilen will, deren Mittheilung an den Ver— 
pflichteten nicht vorgefchrieben ift, Tann dies in einem An⸗ 
bange zum Beichluffe (Auszug) oder zu der für den Erecutions- 
vollzug beitimmten Beichlufsausfertigung oder durch mündliche 
Anleitung des Bollitredungsorganed gefchehen. Die fchriftlichen 
Weiſungen find vom Richter in Urfchrift auf den Beſchluſs, 
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deffen Ausfertigung oder auf den Wuszug zu feben; fie find 
thunlichſt kurz zu fallen. 

5) Insbeſondere Die Executionsbewilli —— der —— der 
Pfändung, % 63 €. O., der Haftbefehl, 0, 395 €. O 

9 Friſt —c wer: = Veriauf aus freier Hand 
bemiltigt werden N 8 268 

Bei Bei Erecutionsaufträgen a nr empfiehlt es fich, ftet3 eine 
Friſt geben. 

ill der Richter bei der Ausführung eines beſtimmten 
Executionsauftrages eine Gruppe von Vollſtreckungsorganen ver⸗ 
wendet oder ausgeſchloſſen wiſſen, ſo hat er dies in einem 
kurzen Vermerke auf dem überſendeten Beſchluſſe anzugeben; 
z. B. „Durch Kanzleibeamte vorzunehmen“ oder „Vornahme 
dem Notar N. zu übertragen“. Eine namentliche Bezeichnung 
des Vollſtreckungsorganes durch den Richter ſoll in der Regel 
unterbleiben, um nicht in die Geſchäftseintheilung ) und in Vor⸗ 
fehrungen, die wegen einzelner Erecutionshandlungen ſchon ge- 
teoffen werden mulsten, jtörend einzugreifen. 

9 88. 332, 335. Den mit der Nealihägung zu a 
Beamten a aber ber Nichter zu beftimmen. Siehe J. M. E. v 
3%. März 1899, 3. 7099, bei 8. 329. 

Erecutionsvollaug auf Anmelden oder unter Be: 
theiligung des betreibenden Gläubigers. 

6. 161. Soll mit der Vornahme der Erecutionshanblung 
bis auf Anmelden des betreibenden Släubigerd gewartet oder 
die Erecutionshandlung unter Betheiligung des betreibenden 
Släubigers!) vorgenommen werden, fo ift dies gleichfalls dom 
Richter mitteld Vermerkes auf dem Erecutiondauftrage zu ver- 
fügen, wenn der Beichlufs ſelbſt nichts darüber enthält. Eine 
ſolche Verfügung darf nur auf Antrag des betreibenden Gläu- 
bigers getroffen werden?); der Antrag Tann unmittelbar bei dem 
erfuchten Erecutiondgerichte fchriftlich oder mündlich geftellt werden. 

Mit dem Vollzuge der Execution ift fo lange zu warten ?), 
bis der betreibende Gläubiger in der Buftellungs- und Ere- 
eutionsabtheilung (Erecutionsabtheilung, Zuftellungsbeamter) die 
Bornahme der Erecutionshandlung mündlich*) oder fchriftlich be- 
gehrt (Unmeldung), Auf ein ſolches Begehren muſs der Ere- 
entionsvollzug fogleich erfolgen. Nach Ablauf eined Monates°) 
it der Erecutiondauftrag dem Richter unter Hinweis auf Die 
unterbliebene Anmeldung zurüdzulegen. 

Dem betreibenden Gläubiger, der bei der Executionsvor⸗ 


480 VIII. Gefhäftsorbnung 66. 161—163. 


nahme anweſend fein will, ift auf Wunſch das Bollftredungs- 
organ zu bezeichnen, welches mit dem Erecutionsvollzuge betraut 
ift, und die Zeit befanntzugeben, zu welcher die Executions⸗ 
handlung vorgenommen werben fol. Findet fi) weder der 
Gläubiger noch fein Vertreter zur feſtgeſetzten Beit an Ort und 
Stelle ein, fo tft die Erecutionshandlung in Abweſenheit des 
Gläubigerd vorzunehmen. 

1) Unerläſslich bei Uebergabe einer verfteigerten Liegenichaft an den 
Eriteher, 8.156 €. D., bet Einführung in den Befih von Liegenfchaften, 
8. 349 €. ©. Inſtruction für Vollftredungsorgane, II. Abſchn. B. 99. 

2) Der Erecutionsantrag ift in ſolchem Falle durch die Anmeldung 
bedingt, daher Zurüdlegung des Erecutionsantrages, wenn die Bedingung 
nicht eintritt. Dagegen iſt der Executionsvollzug auf Anmelden ins- 
befondere ausgefchloffen bei allen Erecutiondmitteln, bei benen ein Bei- 
tritt ftattfindet. 

3, Solche Erecutionsaufträge find erft nach Anmelden dem Boll- 
ftredungsorgan zu übergeben, im Executionsbuch ift der lebte Tag der 
Anmeldefrift mit Farbſtift anzuzeichnen; bis dahin, geordnet nad) dem 
Ende der Anmeldefriſt, gejondert aufzubewahren, 8 8. 

9) Auch telephoniſch, 8. 100. 

5) Bu rechnen von der Erlaffung des Erecutionsauftrages, damit 
nicht die Manipulation bei der Vormerlung der Anmeldungsfriit im 
Executionsbuche erjchwert fei (8. 383, Abſ. 3). Inſtruct. für Bollitr.- 
Organe, I. Abſchn. B. 17. — Bet Delogirungen und Webergabe von 
Liegenfchaften auf Grund einer gerichtlihen Kündigung oder eines 
Räumungs⸗ oder Uebernahmsauftrages na) Ablauf von 14 Tagen 
nad Zustellung des Erecutionsbeicheided an den betreibenden Gläubiger, 
weil nach Ablauf diefer Beit die Erecutionsbemwilligung außer Wirffam- 
teit tritt, 8. 575, Abi. 3, C. P. O. — 

Es ift überflüffig, von der Nihtvornahme der Erecution das 
bemwilligende Gericht zu verjtändigen. Es empfiehlt fich bier vielmehr, 
daſs das Erecutionsgeriht unmittelbar dem betreibenden Gläubiger Die 
nicht verwendeten Schriftjageremplare unter Hinweis darauf zuräditellt, 
daſs die rechtzeitige Anmeldung unterblieben ift (3. M. €. v. 7. April 
1898, 8. 8104). In derlei Fällen braucht der betreibende Gläubiger 
nicht neuerlich beim bewilligenden Gerichte auf Erecutionsbewilligung 
antragen ; er fann vielmehr unmittelbar beim Ezecutiondgerichte, allenfalls 
unter Wiedervorlage der ihm zurüdgeftellten Schriftfageremplare und Be- 
Schlufßausfertigungen die Vornahme der bewilligten Erecution beantragen. 
Dagegen genügt nicht unmittelbares Anrufen de3 Vollftredungsorganes. 


Einstellung, Einſchränkung und Aufſchiebung der 
Erecution. | 
$. 162, Anträge auf Einftellung!), Einſchränkung?) oder 
Aufſchiebungꝰ) der Execution find mit thunlichiter Beſchleu⸗ 
nigung zu erledigen. 


% 
‘ 
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Bei Enticheidvung über Aufichiebungsanträge (8. 42 Exec. D.) 
ift nicht bloß auf die mit der Fortſetzung der Erecution für den Ber- 
pflichteten verbundenen Folgen Bedacht zu nehmen‘), jondern ebenſo⸗ 
fehr die Rüdwirkung der Executionsaufſchiebung auf die rechtzeitige 
und vollftändige Befriedigung des betreibenden Gläubigers zu er: 
wägen und, foferne ein Anlaſs zur Beforgnis einer Gefährdung 
beſteht, durch die Auflage genügender Sicherheitsleiftung °) die Ver- 
wirklichung des vollftredbaren Anſpruches außer Frage zu ftellen. 

Bei Entfcheidung über einen Aufichiebungsantrag wird 
nach Lage der Sache auch darauf zu jehen fein, ob der Antrag- 
fteller die Einwendungen und Beſchwerden, über welche unter 
einftweiliger Aufſchiebung der Erecution verhandelt und ent- 
ſchieden werden fol, ſchon früher mittels Recurs .gegen bie 
Erecutionsbewilligung oder gegen einen anderen vorausgehenden 
Beſchluß Hätte geltend machen können und ob diefe Verſchiebung 
oder andere Umftände den Verdacht rechtfertigen, daſs die Auf- 
fchiebung der Execution nur oder doch hauptjächlich deshalb be- 
antragt wird, um bad Erecutionsverfahren und die Befriedigung 
des betreibenden Släubigerd zu verzögern. 

Wegen Erhebung des Recurſes kann nur in dem Falle 
Aufihiebung der Execution bewilligt werden, als der Beichlufs 
angefochten wird, womit die Erecution bewilligt wurde (8. 42, 
3.7, Exec. O.). 

Wirkt ein Einſtellungsgrund nur hinſichtlich eines Theiles 
des in Execution gezogenen Vermögens, ſo darf die wegen des 
Einſtellungsantrages begehrte Aufſchiebung der Execution gleich⸗ 
falls nur Rn wir auf dieſen Theil bewilligt werben.*) 


365 0,06, 58, 971, 30 8.1 €. 0 3) 8. 42 E. O. 
*) Die Aufſchiebung darf nicht bewilligt werden, wenn die Execution 
begonnen oder fortgeführt werden kann, ohne daſs Dies für denjenigen, 
der die Aufichiebung verlangt, mit der "Gefahr eines unerfeblichen oder 
jchwer zu erjegenden Nachtheiled verbunden wäre, 8. 44, 
d) Gemäß 8. 44, Abi. 2, E. O. °) Gemäß $. 43, abi. 3, €. ©. 
. 163. Richterliche Entſcheidungen, durch welche die 
Einftelung (Aufhebung), Einſchränkung oder Aufichiebung der 
Ereention, einzelner Exrecutionshandlungen oder einftweiliger 
Verfügungen oder die Wiederaufnahme einer aufgefchobenen 
Crecution bewilligt wird!), ferner Wecurderledigungen, durch 
welche Erecutiondaufträge aufgehoben oder a iverden, 


Schauer, Geſch. Ordg. 
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find der Zuftellungs- und Erecntionsabtheilung (Executions⸗ 
abtheilung, Zuftellungsbeamter) des eigenen Gerichtes in der 
Weile befanntzugeben, daſs ihr das Concept des Beſchluſſes 
oder de3 rechtökräftigen Urtheiles über die Klage, womit Einwen⸗ 
dungen gegen den Anfpruch oder gegen die Erecutionsbewilligung 
_ oder ein, Widerſpruch Dritter geltend gemacht wurde, oder die 
Necurderledigung jelbft zur Einjicht vorgelegt werden (Vid. Bu- 
ſtellungs- und Erecutionsabtheilung o. ä.). 

In gleicher Weife find alle während eines Erecutions- 
verfahrens einlangenden Mittheilungen anderer Gerichte oder 
Behörden in Urjchrift zur Einficht vorzulegen, welche die im 
erften Abjate erwähnten Vorgänge betreffen oder von denen das 
Bollitredungsorgan ſonſt Kenntnis erhalten muſs, damit beim 
Executionsvollzuge die mitgetheilten Thatjachen und Verfügungen 
berüdfichtigt werden. Eoferne nicht der jonftige Inhalt der 
Mittheilung eine richterlihe Beſchluſsfaſſung nothiwendig macht 
(3. B. 8.70, Abſatz 2, Exec. DO.)*), hat das Gericht lediglich ihre 
Borlegung an die Zuftellungs- und Erecutionsabtheilung mittels 
de3 Vermerkes „Vid. Zuftellungs- und Erecutiondabtheilung“ 


o. ä. zu verfügen. 

1) 8. 44, Abi. 4, E. O. 

2) Das Erecutionsgericht bat je nach dem Inhalte der ihm vom 
bewilligenden Gerichte zufommenden Mittheilung über das Ergebnis 
eines Recurſes gegen die Erecutiongbewilligung alle zur Fortſetzung oder 
zur Einitellung, Einſchränkung oder Aufichtebung des Erecutionsvollzuges 
erforderlichen Anordnungen zu erlafien. 

Der Beamte (Kanzleigehilfe), dem die fragliche Erecutionsfache 
zugetheilt ift, Hat die Einfichtnahme durch feine Unterjchrift 
auf den Acten zu beitätigen, den Beichlufs im Erecutionsbuche?) 
anzumerken und wegen deſſen Verwirklihung ohne Verzug die 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 

Eine Auffchiebung der Execution!) oder Aufhebung von 
Crecutionsacten?), die im richterlichen Befchluffe von einer erft 
zu bewirkenden Sicherheitgleiftung des Verpflichteten abhängig 
gemacht ift, darf vom Vollitredungsorgane vor erfolgter Sicher: 
heitsleiſtung nicht berüdfichtigt werden. Inſoferne wegen der 
Auffchiebung oder Aufhebung ein Eingreifen des Vollitredungs- 
organe8 begehrt wird, ift der Beweis der Sicherheitsleiftung 
dem Beamten (Kanzleigehilfen) zu erbringen, dem die fragliche 
Executionsſache zugetheilt ift.®) 
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Das Ablaufen der Frift, für welche die Aufſchiebung der 
Execution bewilligt wurde, ift von der Zuftellungs- und Ere- 
entionsabtheilung nur dann zu überwachen, wenn dies in dem 
ihr mitgetheilten Auffchiebungsbefchluffe angeordnet wird oder 
das aufgefchobene Erecutionsverfahren nach Borfchrift des Ge- 
ſetzes von amtswegen wieder aufgenommen werden muſs.) Nach 
Ablauf der Friſt iſt wegen des weiteren Vorgehens die richter⸗ 
liche Weiſung Ba einzuholen. 

.) — — 8. 3 

ECO MRKEGLED ‚8. 204 €. O 

u, an. 2, € O. Dasfelbe gilt aud für die Aufhebung 
von enfmetigen Verfügungen, 8.39 3.3 € 


) Ein aufgeichobenes Berfteigerungsverfahren ift bei Säumnis des 
Uebernehmer3 in der a des Mebern ee auf Antrag oder 
von amtswegen wieder aufzunehmen, 88. O. 


$. 164. Die Gerichtskanzlei (Kanzleiabtheilung) hat den 
Eintritt der Rechtskraft von Beichlüffen, durch welche die Zwangs⸗ 
verwaltung!) oder Zwangsverſteigerung?) einer Liegenjchaft ein- 
geftellt wird, und die Frift für das Anbringen von Anträgen auf 
Sortjegung?) des eingeitellten Verſteigerungsverfahrens (88. 130, 
205 bi8 207 Erec. D.) von amtswegen zu überwachen. 

Bom Eintritte der Rechtskraft diefer Einftellungsbeichlüffe‘), 
fowie vom Ablaufe der Frift für Erklärungen über die YFort- 
fegung be3 Berfteigerungsverfahrens ift dem Richter unter Vor⸗ 
lage der Acten ohne Aufſchub mündlid Mittheilung zu machen. 

1) Einftellung der Zwangsverwaltung nach Erreichung ihres Zweckes 
oder wegen Unmöglichkeit, —— zu erreichen, ferner auf Antrag des 
betreibenden Gläubigers, 8 130. €. D. 

2) Einſtellung der Berfteigerung wegen Uebernahme der Liegenjchaft 
Durch einen Dritten, wegen Einlöfung der vollftredbaren Forderung, 
wegen Abftehens von der Erecution, wegen Yahlungsanerbieten durch 
den Berpflichteten, 8. 200 €. D. 

2) 14 Tage von der — des Einftellungs- oder Auf- 
Ichiebungsbeichluffes, 8. 206 €. O 

9) Ele ift von Bedeutung für die bücherlihe Löſchung der Ans» 
merlung der Bwangsverwaltung, für die Rüdübergabe der Liegenichaft 
an den Berpflichteten, für die Erjtattung der Schluſsrechnung, $. 130 

E. O., für die Loſchung ber Anmerkung des Verſteigerungsverfahrens, 
— 207, u Eintragung des Pfandrechtes im Range der Anmerkung, 


6. 165. Wenn gegen einen Vorgang des Erecutions- 
vollzuges Beſchwerde geführt wird ($. 68 Exec. D.), iſt der 
31* 
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Aufſchiebung der Execution ($. 42, 8. 8, Exec. D.) nach Thun- 
fichleit durch fofortige Abhilfe oder Enticheidung fiber die Be- 
ſchwerde vorzubeugen. Es darf weder wegen jeder folchen 
Beichwerdeführung, noch dann immer eine Aufichiebung der 
Erecution ftattfinden, wenn behufs Entſcheidung über die Be— 
ichwerde eine Tagſatzung zur Cinvernehmung der Betheiligten 
anberaumt werden mußſs; ſolche Tagſatzungen find vielmehr in 
der Negel fo anzuberaumen, daſs für den all, ald die Be- 
fchwerde verworfen würde, die Beichwerdeführung auf die Fort: 
ſetzung des Erecutionsverfahrens überhaupt ohne Einfluſs bleibt. 

An gleicher Weiſe Hat das Gericht, wo ji von amts- 
wegen zu berüdfichtigende Einftellungsgründe ergeben, bei An— 
ordnung von Verhandlungen oder Einvernehmungen?) darauf zu 
achten, daſs die Entſcheidung über die Einftellung womöglich 
ohne Unterbredhung des Erecutionsverfahrens erfolgen Tann. 

?) Opbligatorifch bei Einjtellung ber Ste von amts⸗ 
wegen, 8.129 E. O. ferner in den Fall 32,3 und 8 ED. 
In den übrigen Fällen der en don re (fiehe Ann. bei 
8. 45 E. D.) tit Einvernehmung der Betheiligten nicht obligatorifch, 
aber nad) 8. 55, Abi. 2, E. O. zuläffig. 


Benahrihtigungen und Mittheilungen während des 
Erecuttonsvollzuge2. 

$. 166. Die vorgefchriebenen Benachrichtigungen (Ber: 
ftändigung) der Betheiligten von der Vornahme einzelner Exe⸗ 
cutionshandlungen!) oder fonftiger Gefchäfte und Vorkommniſſe 
des Erecutionsvollzuge3?) Haben durch kurze fchriftliche Mitthei- 
lungen zu erfolgen, die fi ftreng auf die Belanntgabe der im 
Geſetze bezeichneten Thatſachen und Aufträge zu bejchränfen 
haben. Soweit ſolche Mittbeilungen nicht durch die gegen- 
wärtige Gejchäftsordnung der Zuſtellungs- und Crecutionss 
abtheilung (Erxecutionsabtheilung, Zuftellungsbeamter)?) oder dem 
Bollitredungsorgane*) übertragen find, follen fie in der Regel in 
der Gerichtsfanzlei (Kanzleiabtheilung) entworfen werden; die 
Vorgänge und Umftände, über welche Mitteilungen gemacht 
werden müflen, können vom Richter in dem Actenſtücke, auf 
Grund defjen die Mittheilung erfolgt (Protokoll, Bericht u. |. w.), 
mit farbigem Stifte angezeichnet werden. Bei einfachen Mit- 
theilungen und namentli, wo Formularien verwendet werben, 
hat die Gerichtskanzlei jogleich die für die Betheiligten bes 
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ftimmten Ausfertigungen berzuftellen; eine Urjchrift der Mitthei- 
lung wird in diefem Falle nicht zurüdbehalten, jondern die gefchehene 
Benachrichtigung durdy einen Vermerk in den Acten beurkundet. 

Die bei der Zwangsverwaltung vorkommende Aufforderung 
dritter Perſonen, ihnen obliegende Leiftungen ftatt an den Ver⸗ 
pflichteten an den Verwalter zu entrichten ($. 110 Exec. O.), 
fann von dem Gerichte der Zuſtellungs- und Erecutiongabthei- 
lung (Crecutionsabtheilung, Zuftellungsbeamter) aufgetragen 
werden. Diejer Auftrag muſs mit dem Auftrage, die Liegen- 
ihaft dem Verwalter zu übergeben (8. 99 Exec. O.), verbunden 
werden, wenn dem Erecutiondgerichte bei Erlaffung lebteren Uuf- 
trages ſchon ein Antrag des betreibenden Gläubiger3 wegen Be- 
wirkung jener Aufforderung vorliegt. Die Aufforderung kann 
auch mündlich in der Urt gefchehen, daſs das Vollitredungs- 
organ den Inhalt der Aufforderung in einem Protofolle be- 
urkundet und diefes von allen Perfonen unterfchreiben Iäfst, an 
melde es die beurfundete mündliche Aufforderung zur Zahlung 
an den Verwalter gerichtet hat. Letztere Form der Aufforderung 
wird namentlich bei der Benachrichtigung der Mietparteien von 
Häufern oder anderen größeren Gruppen von Bahlungspflich- 
tigen zu wählen fein, die innerhalb des demjelben Vollſtreckungs⸗ 
organe zugeiwiejenen örtlichen Gebietes wohnen. 

ı) 8.8. von der pfandmweifen Beichreibung, 8. 93, Abſ. 3 
von der Bornahme der Pfändung, 88. 263, Abi. 4, 257, Abſ. 2, € z; 
von der Beſtellung eines Verwahrers, 8. 260 €. D., von der —* 


beweglicher Sachen gelegentlich der Delogirung, g 349, Abſ. 2, E. O. 
®) $ B. von der aber um gẽchäbung, 8. 140 E08. 
s, 8, 384. 83 


6. 167. Wenn die Aa oder Verfteigerung einer 
bücherlih nicht eingetragenen Liegenschaft vom Erecutiondgerichte 
jelbft bewilligt wird, ift die Benachrichtigung des Verpflichteten 
von der Unordnung der pfandweilen Befchreibung fowie von 
deren Ort und Zeit (8. 92 Erec.D.) in den Beſchluſs über die 
Erecutionsbewilligung aufzunehmen und diefer Beſchluſs behufs 
Einfügung der Angabe über Ort und Zeit der pfandweilen Be: 
ſchreibung vor Abgabe zur Wusfertigung der Zuſtellungs⸗ und 
Erecutionsabtheilung (Erecutionsabtheilung, Buftellungsbeamter) 
furzer Hand vorzulegen. 

6. 168. Muſs von der Buchbehörde dem Erecutions- 
gerichte die Anzeige gemacht werden, daſs die Zwangsverwaltung 
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oder Berfteigerung einer Liegenfchaft nach dem Stande des 
öffentlichen Buches undurchführbar ift (88. 101, 136 Exec. O.), 
jo ift dieje Unzeige durch eine kurze Mittheilung auf den zurüd- 
zufendenden Acten zu eritatten. 


Ernennung des VBerwalter3.') 


6.169. Die Bewilligung der Zwangsverwaltung und die 
bücherliche Anmerkung der beiwilligten Zwangsverwaltung (8.98 
Erec.D.) darf nicht deshalb aufgefchoben werden, weil die Er- 
nennung des Verwalter nicht fogleich erfolgen kann. Sofern 
ch in letzterer Hinfiht Schwierigkeiten ergeben, weil unter den 
im amtlichen Verzeichniffe angeführten Perſonen feine den be— 
fonderen Anforderungen des Falles entjpricht oder weil eine in 
da3 amtliche Verzeichnis nicht aufgenommene PBerfon zum Ber: 
walter vorgeichlagen wird (8.107, 8. 1 und 3, Exec. D.), bat 
daher das Erecutionsgericht unverzüglich nad) Bewilligung der 
Zwangsverwaltung oder nad Einlangen des Erſuchens un den 
Vollzug der Zwangsverwaltung die bücherliche Anmerkung zu 
veranlafjen ?) und gleichzeitig wegen Ernennung des Verwalters 
die erforderlichen Einvernehmungen oder Erhebungen einzuleiten. 
Nach deren thunlichit zu beichleunigendem Abſchluſſe ift der Ver- 
walter mittels bejonderen Befchluffes zu ernennen. 

1) Mit J. M. V. v. 5. April 1899, J. M. BB. Nr.14, wurde 
ein Leitfaden für Zwangsverwalter ausgegeben. 

2) Vorausgeſetzt: die Identität des Executions⸗ und des Buch⸗ 
gerichtes. Wenn bewilligendes, Executions⸗ und Buchgericht verſchieden 


ſind, erſucht das bewilligende Gericht unmittelbar das Buchgericht um 
die Anmerkung und das Executionsgericht um den Vollzug. 


Mittheilungen über neue bücherliche Eintragungen 
während des Verſteigerungsverfahrens. 


$. 170, Muſs bei einem Gerichte ein Verſteigerungsver⸗ 
fahren über eine Liegenſchaft durchgeführt werden, deren bücher- 
lihe Einlage fich bei einem anderen Gerichte befindet?), fo Hat 
das Gericht der bücherlichen Einlage, ſobald es um die An- 
merfung der Einleitung des Berfteigerungsverfahrend erjucht 
und ihm das Datum des Buchauszuges befanntgegeben wird, 


$. 170, Die Mittheilungen über neue 
bücherl. Eintragungen während des Ver⸗ 





ſteigerungsverfahrens Ann vom Grund⸗ 
buchsführer zu unterfchreiben. (X. DR.) 
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der dem Erecutionsgerichte vorliegt, diefem die im 8.136, Ab⸗ 
ja 2 und 3, der Erecutionsordnung bezeichneten Mittheilungen ?) 
don amtöäwegen zu machen. Hievon ift nur abzujehen, wenn 
jih das Erecutionsgeridt und der Gerichtshof, bei dem das 
öffentliche Buch über die Liegenichaft geführt wird, in demjelben 
Gebäude befinden. 

Mittheilungen über den Grundbuchſtand und die neuen 
bücherlihen Eintragungen, die in Gemäßheit des 8. 136 der 
Erecutionsordnung und der Beitimmungen des vorangehenden 
Abfages erfolgen müfjen, find von dem mit der Führung bes 
Grundbuches betrauten Beamten (Grundbuchsamt) ohne meiteren 
gerichtlichen Auftrag zu bewirfen. 

1) Insbeſondere bei Erecution auf eine ftädtifche Liegenichaft. Dann 


in den Fällen der Bereinigung mehrerer bei verfchiedenen Gerichten zu 
führender Erecutionen, 88. 21, 22 €. ©. 


2) Ueber die feit Ausfertigung des Buchauszuges neu eingetragenen 
Rechte und Laften. Hiebei ift anzuzeigen, was aus den Acten über 
che und Wohnung der neu eingetragenen Berechtigten und über die 
Perſon ihrer Bertreter bekannt ift. 

6. 171. Wenn die Verfteigerung einer Liegenfchaft ftatt- 
finden fol, die für eine Simultanhypothet als Nebeneinlage 
haftet, und dem Antrage auf Bewilligung der Zmangsveriteige- 
rung ein amtlicher Auszug des öffentlihen Buches über die als 
Haupteinlage haftende Liegenfchaft nicht beigegeben ijt?), fo bat 
da3 Executionsgericht dem betreibenden Gläubiger jogleich nad 
Einlangen des Erſuchens um Crecutionsvollzug aufzutragen, 
innerhalb einer bejtimmten Frift einen jolchen Buchauszug bor- 
zulegen. Aus dem Buchauszuge mußſs der lebte Buchſtand der 
Haupteinlage zu erjehen fein. Nach fruchtloſem Ablaufe der 
Friſt ift der Buchauszug auf Koften des betreibenden Gläubigers 
durch die Gerichtskanzlei (Kanzleiabtheilung)‘) des Executions⸗ 
gerichtes herbeizufchaffen (8. 313, 8.8). 

Bar den Verfteigerungsantrage ein Buchauszug über die 
Haupteinlage beigefügt oder bringt der betreibende Gläubiger, 
bevor er biezu aufgefordert wird, dieſen Buchauszug bei, fo iſt 
unverweilt deffen Datum dem Gerichte der Haupteinlage be- 
fanntzugeben. 


Im übrigen haben die Borfchriften des 8. 136 der Ere- 
entionsordnung und die Beitimmungen des vorangehenden Para⸗ 
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graphen der gegenwärtigen Geſchäftsordnung auf die Verfteigerung 
von Nebeneinlagen finngemäß Unmwendung zu finden.?) 

1) Der Anſchluſs ns es Auszuges ift, wenn auch nicht aus⸗ 
drücklich, durch $. 133, D. vorgeichrieben, weil aus dem Buch- 
auszuge der — Een u erfehen ift, wer Hinfichtlih der Si— 
multanhypothek der Berechtigte i 1 

2) Nicht durch die Yuftellungs- und Erecutionsabtheilung. 

3, Mittheilung über weitere Eintragungen hinfichtlich der imultan- 
hypothek bei der Haupteinlage. 


Beftellung von Euratoren. 


$. 172. Bon der Beftellung von Euratoren ift im Ver- 
jteigerungsverfahren?!) Gebrauch zu machen, fobald die Bejorgnis 
entiteht, dafs die Zuftellung an einen Betheiligten nidht mehr 
rechtzeitig bewerkitelligt werden Tann und deshalb ohne Mit- 
wirkung eines Curators die Durchführung der anberaumten Tag- 
ſatzung oder die Wöhaltung des Verfteigerungstermines nicht mit 
Sicherheit zu erwarten wäre. 

So oft eine Curatorsbeſtellung ftattfindet, ift der zunächft 
für eine oder mehrere beitimmte Perjonen ernannte Curator zu- 
gleich im voraus für alle übrigen Betheiligten zum Qurator zu 
beftellen, an welche in diefem Berfahren in der Folge Bus 
Stellungen vergeblich verfucht würden oder nicht mehr rechtzeitig 
vorgenommen werden könnten. Die als unbeftellbar zurüd- 
Iangenden Schriftftüde find in diefem Falle, folange nicht eine 
andere Verfügung des Gerichtes ergeht, unmittelbar von der Zu⸗ 
jtellungs- und Erecutiondabtheilung (BZuftellungsabtheilung, Zu— 
ftelungsbeamter) dem Curator zu überfenden. 

3) ee für die Zuftelung der Verfteigerungsbewilligung, 
8. 133 — für die sau zur Feſtſtellung der Berfteigerungs- 
en g, 162 E. 8. — für die Ladung zur vorläufigen Yeit- 
ftelung des Laftenftandes, g. 164 E. O. — für pe Buftellung des Be⸗ 
ſchluſſes mit vorläufiger Feſtſtellung des Laſtenſtandes, 8. 167 — für 
die Zuſtellung des Verſteigerungsedictes, 88. 171, 174 €. O. 

Derſelbe Curator für mehrere Perſonen, zwiſchen welchen kein 
la Bekanntmachung durch Edict kann unterbleiben, 88. 162, 


Bücherliche Einverleibungen und Löſchungen 
auf Grund des Zufchlages im Berfteigerungsperfahren. 


$. 173. Der Antrag auf bücherliche Einverleibung des 
mit dem BZufchlage erworbenen Eigenthumsrechtes, auf Ueber⸗ 
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tragung der mit dem Eigenthume an der Liegenjchaft verbundenen 
bücherlichen Rechte und auf Löſchung der bücherliden Anmer- 
tungen, welche ſich auf das DVerfteigerungsverfahren beziehen, 
fann vom Erfteher, falls er die rechtzeitige und ordnungsmäßige 
Erfüllung aller Berfteigerungsbedingungen nachweist ($. 237, 
Abſatz 1, Erec.D.), zugleich mit dem Antrage auf Einleitung der 
MeiftbotSvertheilung angebracht oder bei der Verhandlung über 
die Meiftbotsvertheilung mündlich geftellt werden; letterenfalls 
ift der Antrag in das Tagfabungsprotofoll aufzunehmen. Wenn 
vom Erſteher der verfteigerten Liegenfchaft nicht ausdrücklich 
etwas anderes begehrt wird, kann in beiden Fällen die Einver- 
nebmung des betreibenden Gläubiger oder der an der Liegen- 
ſchaft dinglich Berechtigten (8. 237, Abjab 2, Erec.D.) mit 
der Verhandlung über die Meiſtbotsvertheilung vereinigt werden. 
Die Einverleibung des Eigenthumsrechtes des Erſtehers und die 
anderen von ihm gleichzeitig begehrten bücherlihen Eintragungen 
tönnen ſchon vor Rechtskraft des Vertheilungsbeſchluſſes voll- 
zogen werden, wenn der richterfiche Beſchluſs nur in Anjehung 
der Bertheilung des Meiftbotes und der Löſchung der vom Er- 
fteher nicht übernommenen Laften und Rechte angefochten wird. 


Anmerkungen auf dem Pfändungsprotofolle. 


6. 174. Anmerkungen, die auf einem Protofolle über 
Ereceutionshandlungen erfolgen müffen, wie die Anmerkung wei⸗ 
terer Pfändungen?), die Anmerkung der Zwangsvermwaltung ?) oder 
der Verfteigerung einer bücherlich nicht eingetragenen Liegenfchaft?), 
die Anmerkung als Erſatz der Beſchreibung des Liegenfchaftszu- 
behörst), die Anmerkung der Einleitungder Verwahrung) undandere, 
find ftatt durch die Zuftellungs- und Erecutionsabtheilung (Exe⸗ 
eutionsabtheilung, Buftellungsbeamter) durch den Kanzleibeamten 
(Ranzleigehilfen) desjenigen Richters zu vollziehen, welcher den 
zur Anmerkung führenden Beſchluſs gefafst oder die Anmerkung 
verfügt hat, wenn fi) das Protofoll zur Zeit, da die An— 
merkung erfolgen foll, beim Wichter oder in der Verwahrung 
des Ranzleibeamten befindet. Muſs Fraft des Beſchluſſes außer 
der Anmerkung noch anderes vorgefehrt werden, zu defien Aus⸗ 
führung die Zuftelungs- und Erecutionsabtheilung berufen ift, 
wie 3. B. die Verftändigung der Gemeinde von Liegenjchafts- 
pfändungen®), die Vornahme eines Anfchlages an der Gerichts⸗ 
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tafel®), eine Eintragung in das Pfändungsregifter”) u. ſ. w., jo 
ift der Beſchluſs nach vollzogener Anmerkung auf dem Protokolle 
der Zuſtellungs⸗ und Erecutiondabtheilung in Urjchrift zur Einficht 
vorzulegen.®) 

Die Unmerkung weiterer Pfändungen auf dem vorhandenen 
Pfändungsprotofolle ($. 257 Exec. DO.) muſs ohne Nüdficht 
darauf, ob infolge der neuen Pfändungsbewilligung noch ein 
beſonderes Pfändungsprotololl aufgenommen wird?) oder nicht, 
von amtStvegen geſchehen. 

. 94, 257, 300 €. ©. % 8. 102 €. 
„ 8. 134, Abf. 1, 138, — ‚ED. Kr: 142, Abſ. 2, €. O. 
3 259, lehler Tip, C : oz 0 8. 95 

254 E. O., 8. 257 G. 9 8. 2 268 

9) Dies wäre dann ber Sal, — neu Ser Segenftände 
gepfändet werden. Doch genügt \ diefem Yalle ud eine — 
des früheren Protokolls, Inſtruct. f. Vollſtreck. Org., II. Abſchn. P 


Verwahrung und Schätzung gepfändeter beweglicher 
Sachen. 


F§. 175. Wenn bei einer Execution auf bewegliche körper⸗ 
Iihe Saden vor Vornahme der Pfändung auch die Einleitung 
ihrer Verwahrung bewilligt wird, ift Die Uuswahl der Perfon 
des Verwahrers dem Vollſtreckungsorgane gegen nachträgliche 
Genehmigung des Erecutionsgerichtes!) zu übertragen, falld an 
dem Orte ftaatlich beauffichtigte Anftalten?) für derleiVerwahrungen 
nicht beftehen und eine zur Uebernahme der gepfändeten Gegen- 
ftäude geeignete und bereite Perfon von dem Gerichte, das die 
Verwahrung bewilligt, zunächft nicht bezeichnet werden Tann. 

Eine gleihe Ermädtigung kann dem Vollſtreckungsorgane 
ertheilt werden, wenn der Berwahrungsantrag zwar erit nach 
Vornahme der Pfändung beim Erecutionsgerichte geftellt wird, 
aber wegen Gefahr im Verzuge Erhebungen oder Einverneh- 
mungen über die Perfon des Verwahrers unthunlich find. 

Die Sachverſtändigen für die Bewertung von Gegenftänden, 
die zur Öffentlichen Verfteigerung gelangen?), find in der Regel 
nach einer im voraus feitgefegten Reihenfolge zu beftinmen. 
Die Eintheilung hat der Vorfteher des Gerichtes oder ein von 
ihm damit beauftragter richterlicher Beamter zu treffen.) So— 
ferne im einzelnen Falle von der Reihe abgegangen werden 
muj8°), kann die Auswahl der Sachverftändigen dem Vollftredungs- 


Verwahrung, Schägung, Verkauf. Weberweifung. 491 


organe, dem die Verfteigerung übertragen ift, gegen nachträgliche 
.ı. des Erecutionsgerichtes®) überlaffen werden. 

1) Beil ee eigentlih vom Erecutionsgericht zu be 
ftellen x 5. 2 


2 * e een die Auctionshallen in Wien, Brag und Brünn. 


4) Fa len Turnus wird u — verſtändige von der Ge⸗ 
richtstanzlei beſtimmt. Siehe auch 8. 4 1. 

®) Weil etwa der Sacverftändige ——— t iſt. 

o) Damit wird dem 8. 275, letzter Abſatz, E. O. entſprochen. 


Verkauf beweglicher Sachen. 


6. 176. Wird gleichzeitig die Bewilligung der Pfändung 
und des Verkaufes beweglicher Törperlicher Sachen bei einem Ge⸗ 
richte beantragt, das nur zur Entſcheidung über den Pfändungs- 
antrag zuftändig tft (8. 264 Erec. D.)'), fo hat dad um den 
Bollzug der bewilligten Pfändung erfuchte Executionsgericht, 
ohne einen neuen Antrag abzuwarten, nad) Vornahme der Pfän- 
dung und Empfang des darüber erftatteten Berichtes über die 
Bewilligung des Verkaufes zu enticheiden. Dieſe Bejchlufs- 
fafjung über den Verkaufsantrag kann fchon vor Eintritt der 
Rechtskraft der Pfändungsbewilligung ftattfinden.*) 

') Ueber den Pfändungsantrag enticheidet das bewilligende Gericht, 
über den Verlaufsantrag das Erecutionsgeridht. 

9) Nur der Verkauf darf nicht Früher ftattfinden, anßer e8 würde 
ſich um Sachen handeln, die bei Yängerer Aufbewahrung dem Verderben 
a er — beträchtlich an Wert verlieren, $. 266 E. ©. 

. M. B. v v. 15. Oct. 1898, J. M. V. B. Nr. 30) be⸗ 
ſtimmt — — Iſt über einen Berfanfsantrag, der mit dem Antrage 
auf Bewilligung der Pfändung verbunden wurde, erft nad) Vollzug der 
Pfändung zu enticheiden (8. 176 ©. D.), fo ift bei Ausfüllung der 
Spalte 10 des E-Regijter3 zumädhft in der Spalte 11 nur ein fent- 
rechter Strich mittels Farbf zu ziehen und jodann nad) der Entichei- 
dung über den Berlaufsantrag, je nachdem der Verlauf bewilligt oder 
nicht bewilligt wurde, das Datum des bewilligenden Beichluffes unter 


dem farbigen Strich einzutragen oder leßterer mit gleichem Farbſtift + 
zu durchkreuzen (8. 233, Abi. 5). 


Ueberweifung büderlih fichergeftellter Forderungen. 


6, 177. Der Antrag auf Ueberweifung einer bücherlich 
fichergeftellten Forderung ift im Zagebuche für Grundbuchs⸗ oder 
Berfachbuchdeingaben einzutragen.’) 
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Sowohl wenn das Gericht infolge Verbindung beider An— 
träge zugleich die Pfändung einer bücherlich fichergeftellten Yor- 
derung und ihre Ueberweifung an Zahlungsſtatt bewilligt?), wie 
auch dann, wenn auf Grund früher erworbener Pfandrechte die 
Ueberweifung an Bahlungsftatt abgefondert begehrt und bewilligt 
wird (88. 303, Abſatz 2, 320 und 324 Exec. D.), ift der Be- 
ſchluſs dem mit der Führung des Grundbuches betrauten Be- 
amten (Grundbuchsamt) zur Einficht vorzuweifen (Vid. Grund: 
buch). Wo Verfahbücher geführt werden, ift eine Ausfertigung 
des Beichlufjes dem Verfahbuchsführer zu übergeben. 

Der Grundbuchsführer hat jede bewilligte Ueberweijung an 
Bahlungsitatt in einem Verzeichniffe vorzumerfen, fodann das 
Datum der Zuftelung des Bejchluffes an die Betheiligten zu 
ermitteln und den Eintritt der Rechtöfraft zu überwachen. Nach 
Rechtskraft der Ueberweiſung ift vom Grundbuchsführer ohne 
weiteren Yuftrag dem Richter der Entwurf des Beſchluſſes vor- 
zulegen, wodurch die bücherliche Uebertragung der überwiejenen 
Forderung an den betreibenden Gläubiger und die Löſchung Des 
für diefen nad 8. 320, Abſatz 1, der Erecutionsordnung ein- 
getragenen Pfandrechtes und der etwa einverleibten Afterpfand- 
rechte bewilligt wird.?) 

1) Die fpätere bücherliche Uebertragung der Forderung wird auf 
diejen Zeitpunkt zurüdbezogen (8.29 allg. Grundb. Gef.), und e3 ftehen 
daher Aenderungen in der Berfon der Forderungsberechtigten in der Beit 
zwiichen dem Antrag und der thatfächlichen Uebertragung der Forderung 
ns Nechtskraft der Ueberweifung) der bücherlichen Durchführung nicht 
enigegen. 

; ie Dies ſetzt voraus, daſs das bewilligende Gericht zugleih Exe⸗ 
cutiondgericht fei, 88. 294, 303 €. ©. 

°) Die bücherliche Uebertragung auf Grund der rechtskräftigen ge- 
richtlichen Ueberweifung uud nach Maßgabe derjelben hat von amtswegen 
zu erfolgen, 8. 324 €. O. 


Bewilligung der Haft. 


$. 178. Bei Verhängung der Haft!) ift eine Ausfertigung 
des richterlihden Beſchluſſes zunächſt nur dem betreibenden 
Gläubiger oder der gefährdeten Partei zuzuftellen. Die Bu: 
ſtellung des Beſchluſſes (Haftbefehl) an den WVerpflichteten oder 
den Gegner der gefährdeten Bartei darf erft erfolgen?), wenn 
der erſte Vorfhufs für die Koften des Haftvollzuges von ber 
antragftellenden Partei in der Gerichtsfanzlei?) erlegt wurde. 
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Die Ausfertigung des Haftbefehles ift gleichzeitig mit der 
für die antragftellende Partei beitimmten Befchlufsausfertigung 
berzuftellen, jedoch bis zum Erlage des eriten Vorſchuſſes in den 
Acten zurüdzubehalten. 

1) Sowohl als Erecutionsmittel, 8.366 €. D., al3 auch als einft- 
weilige Verfügung, 8. 386 €. D. 

— 6) Fk gleichzeitig die Verhaftung vorzunehmen ift, 88.360, Abſ. 2, 

) Der Nachweis darüber ift dem Kanzleibeamten (Ranzleigehilfen) 
zu erbringen, dem die fragliche Erecutiondlache oder einftweilige Ber- 
fügung zugetheilt iſt, 8. 379, Ubf. 3. 


Erecution gegen Militär-Berjonen. 


$. 179, Bon der Bewilligung der Execution gegen eine 
in Ausübung des Dienftes befindfiche Perfon der bewaffneten 
Macht oder der Gendarmerie (8. 29 Exec. D.) ift dem vor: 
gefetten Commando (Behörde, Anftalt) des Verpflichteten, wenn 
aber dieſes nicht befannt ift, dem in 8. 143, Abſatz 1, be- 
zeichneten Commando Anzeige zu machen. Soferne die An⸗ 
zeige jchriftlich erfolgt‘), ift mit dem Beginn des Erecutiong- 
vollzuges bis zur Beftätigung des Empfanges durch das Com: 
mando zu warten. Wird gegen den vom Bollitredungs- 
organe mündlich angezeigten Erecutionsvollzug vom Commando 
Einſprache erhoben, jo hat das Vollſtreckungsorgan darüber dem 
Nichter mündlich zu berichten und deſſen weitere Weifung ein: 
zubolen. 

Wenn gegen activ dienende Perfonen der bewaffneten 
Macht oder der Gendarmerie Haft verhängt werden joll (8. 363 
Erec.D.), hat ſich das Erecutiondgericht an das nächſte Militär- 
(Landwehr-)Territorial- Commando (Landes: Gendarmerie-Com- 
mando) oder, wenn die Haftverhängung gegen Perfonen der 
Kriegsmarine im Küftengebiete ftattfinden joll, an das Hafen- 
admiralat in Pola zu menden.?) 

1) Schriftliche Anzeige nur dann, wenn da3 Commando fich nicht 


am Sitze des Executionsgerichtes befindet, 8.386, 3.1. — (Die jchrift- 
liche Anzeige erfolgt durch das Gericht.) Sonft mündliche Anzeige durd) 


8. 179. Der Borgang bei Ber: machte Circular-Berordnung dest. und 
bängung der Haft gegen activ dienende : k. Reichskriegsminiſteriums dv. 20. Mai 
Berjonen der bewaffneten Macht oder | 1897, Praes. Nr. 2762, und best. k. 
der Gendarmerie ift geregelt durch die , ZanbesvertheidigungSminifteriums v. 
im XVI. Stüd des J. M. V. B. unter | 10. Juni 1897, Praes. Nr. 1552, und d. 
Nr. 14 am 25. Auguft 1897 undge: | 3. Juli 1897, Praes. Nr. 1704. (3. WM.) 
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Vorweiſung des bewilligenden Beichluffes, 8. 386, vorlegter Abſatz, und der 
Legitimationsurkunde, 3. 336. 

?) Das um die Berhängung der Zwangsmaßregeln erfuchte Militär- 
Territorial-Lommando, bezw. dad Hafenadmiralat wird, wenn ihm nad) 
den Dienftvorjchriften das Difeiplinarftrafrecht über den Erecuten zuftebt, 
diefen unter Androhung einer Zwangsmaßregel zur Befolgung der civil- 
gerichtlichen Entſcheidung auffordern. Wenn dem Erecuten nad) dieſer 
Entideidung die Vornahme einer Handlung obliegt, ift ihm zugleich für 
deren Vornahme eine angemejjene Friſt zu beftimmen. Diefe Frift ift 
mit Berüdjichtigung der bejonderen Verhältnifie des einzelnen Falles 
und der vom Erecutiondgerichte etwa geftellten Anträge zu bemeilen. 
Wird dem erlaffenen Auftrage nicht Folge geleiftet, jo ift die angedrohte 
Zwangsmaßregel zu vollziehen. Jeder ſolche Auftrag hat gleichzeitig 
für den Fall des fortgeſetzten Ungehorſams eine ſchärſere Zwangsmap- 
regel anzudrohen, welche ſodann unter der gleichen Vorausſetzung wie 
die erjte auch zu verhängen ilt. 

Als Zwangsmaßregel iſt eine der nach den Diſeiplinarvorſchriften 
zuläffigen Strafen anzudrohen, deren Art und Ausmaß ſich nach der 
Wichtigkeit der zu erzwingenden Handlung oder Unterlafjung für den 
Erecutionsführer zu richten hat. 

Die angewendete Zmangsmaßregel ift fein Gegenftand der Ein- 
tragung in das Strafprotofoll. 

ie Erlafjung des Auftrages und die Friſt, die dem Executen für 
die Vornahme der Handlung gejebt wurde, find dem Erecutionsgerichte 
mitzutheilen. Ferner ift diefem auf Anfrage auch befannt zu geben, ob 
die Zwangsmaßregel vollzogen wurde. 

Falls dem erſuchten Commando ein Difeiplinarjtrafrecht über den 
Erecuten nicht zufteht, wird es das gerichtliche Erſuchſchreiben an das 
competente Militär-Territorial-Lommando, bezw. an das Hafenadmiralat 
in Bola abtreten und das Erecutionsgericht davon benachrichtigen. Cir⸗ 
cular⸗Vdg. des k. u. k. Reichskriegsminiſteriums dv. 20. Mat 1897, 
Praes. Nr. 2762. 

Analog die Lircular » Vdg. des k. k. Landesvertheidigungs- 
ninifterium3 v. 10. Suni 1897, Praes. Nr. 1552, J. M. V. B. ©. 232/1897. 


Crecution zur Sicherftellung. 


$. 180. Bei Erledigung von Anträgen auf Bewilligung 
von Erecutionshandlungen zur Sicherung von Geldforderungen ') 
muſs vermieden werden, dort, wo nach den Umftänden ein Be: 
dürfnis nad) Sicherung obmwaltet, der Benübung der Eicher: 
ftelungsmittel durch das Berlangen jchwer zu erbringender 
Beicheinigungen?) Hinderniffe zu bereiten. 

Ob eine Bereitlung oder erhebliche Erſchwerung der Ein 
bringung einer Gelbforderung zu beforgen ift, darf nicht auf 
Ihließlih nach der Bermögendlage, den Zerhältniffen und der 
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Berjönlichkeit des Zahlungspflichtigen und daraufhin beurtheilt 
werden, ob fih hienach aus der Belaffung der unbeſchränkten 
Berfügung eine Gefährdung ergibt, fondern es wird ebenjo zu 
berüdfichtigen fein, inmwieferne nach den Vermögens-, Beſchäfti⸗ 
gungs- und Erwerböverhältnifien des Gläubigers für diejen 
durch den Aufihub der Erecution die Rechtsverwirklichung er: 
ſchwert würde und inwieferne ohne Sicherftellung die Einbringung 
der Forderung durch das Einwirken dritter Perſonen oder durch 
äußere Umstände gefährdet werden könnte. Insbeſondere wird 
für Perſonen, welche den Beichäftigungsort häufig wechſeln, eine 
erhebliche Erſchwerung der Einbringung der ihnen zuerfannten 
Forderung zumeiit jchon darin Liegen, daſs fie zur Zeit des 
Eintrittes der Rechtskraft oder des Ablaufes der Leiltungsfrift 
voraugfichtlich nicht mehr an dem Orte fein werden, wo gegen 
den verurtbeilten Schuldner Erecution geführt werden müſste. 

Daſs die zu fichernde Geldforderung der Perjon, welche 
die Execution zur Sicherftellung beantragt, vorausſichtlich auch 
im NRechtämittelverfahren zugeiprochen werden dürfte, kann von 
der Glaubhaftmahung der Gefährdung nicht befreien, aber 
lebtere wird regelmäßig in dem Maße eher für ausreichend zu 
befinden fein, als der Beitand der Forderung ſelbſt begründeten 
Zweifeln nicht ausgeſetzt if. Eine erhebliche Erfchwerung der 
Einbringung kann für denjenigen, dem die Forderung zuerfannt 
ift, auch in der Verzögerung der Zahlung durch offenbar un- 
begründete Anfechtung der gerichtlichen Entjcheidung gelegen fein. 

1) 88. 370 ff. E. O. 

2) Rah 8. 370 €. DO. kann die Beicheinigung verlangt werden, 
daſs ohne die Execution die Einbringung der gerichtlih zuerfannten 
GSeldforderung vereitelt oder erheblich erichwert werden würde oder daſs 


zum Bwede ihrer Einbringung dad Urtheil im Nuslande vollitredt 
werden müjste. 


In den Fällen des 8. 371 E. D. darf feine Beicheinigung ver- 
langt werden. 
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Siebenter Abſchnitt. 
Gerichtliche Erledigungen und deren Ausfertigung. 


Erfter Titel. 
Erledigung im Senate. 


Ausſchluſs der Deffentlichkeit. 


$. 181. Die Berathung und Abftimmung in den Senaten 
erfolgt nicht öffentlich." 

Ueber Entfcheidungen, die bei einer öffentlichen, mündlichen 
Verhandlung zu fällen find und vorausfichtlich feine ausführ- 
lihe Erörterung hervorrufen werden, kann im Berhandlungs- 
faale ſelbſt mit leiſer Stimme berathen und abgeftimmt werden.*) 

Soferne es zu ihrer juriftiihen Ausbildung für nöthig er- 
achtet wird, können die im Worbereitungsdienfte ftehenden 
Aufcultanten und Rechtspraktikanten, wenn fie auch nicht mit 
der Protofollführung betraut find, bei den Senatöberathungen 
und Abftimmungen anweſend fein.?) 

1) Hinfichtlich des Proceſsgerichtes ebenfo, 8. 413 C. P. O. 

2) In diefem Fall wird fein Berathungsprotofoll geführt, fondern 
bloß im Verhandlungsprotofoll die Berlündung beurkundet, 8. 186, Abſ. 5. 

°, Sie fönnen auch zum mündlichen Vortrag der von ihnen ver⸗ 
faisten Erlebigungsentwürfe berufen werben, 8.28 M. V. v. 15. Auguft 
1897, R. ©. B. Nr. 192, über den richterlichen Borbereitungsdienft 
(bi F. 5 G. O. ©.). 


Antrag und Referat. 


$. 182. Bei allen Senatsberathungen und Abſtimmungen, 
die fich nicht unmittelbar an eine mündliche Verhandlung an: 
Schließen!), muſs ein fchriftlich abgefafster Entwurf des bean- 
tragten Urtheiles, Bejchluffes, Berichtes u. ſ. w. (Antrag) vor- 
liegen. In fchwierigeren Angelegenheiten, namentlich bei um: 
fangreichem oder verwideltem Sachverhalte, ift Anträgen, die 
ſich nicht auf die Ergebniffe einer mündlichen Verhandlung 
gründen, ein kurzes fehriftliches Gutachten unter Hervorhebung 
der für die Entjcheidung belangreichen Umftände (Referat) vor⸗ 





8. 182, Abf. 1. Soweit im Ber» | Parteien und von der wörtlichen ober 
fahren vor Einzelrichtern überhaupt | auszugsweiſen Wiedergabe des Partei- 
Gelegenheit zu einem Referate (Re- | begehrens abgefehen und ſich mit der 
feratSbogen) gegeben ift, ſoll auch | Angabe der Geſchäftszahl begnügt 
bei diefen von der Benennung der | werden. (5. M.) 
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auszufchiden. Wird für den Untrag ein bejonderes Blatt ver- 
wendet, jo ijt diefes nur mit der Gefchäftszahl zu bezeichnen; 
die Benennung der Parteien oder die wörtliche oder auszugs- 
weije Wiedergabe des Parteibegehrens ift unzuläffig. 

Wo nicht die vorbereitete Ausfertigung ſelbſt vorgelegt 
wird, ift im Antrage, foweit er einem von der Partei geftellten 
Begehren entjpricht, ohne jede Wiederholung bloß auf lebteres, 
und zwar gegebenenfall3 durch Beziehung auf beftimmte Stellen 
des Parteibegehrens, zu verweilen. Weder im Referate, noch 
im Entwurfe der beantragten Erledigung darf das Partei⸗ 
begebren abgeſchrieben werden; der Gerichtskanzlei find in deut— 
licher Weiſe die in die Erfedigung aufzunehmenden Stellen des 
Barteibegehrend zu bezeichnen (Scrib. incl.).?) 

Die Abfaffung des Antrages und Neferated liegt in An⸗ 
gelegenbeiten der Gerichtäbarkeit außer Streitfachen den einzelnen 
Referenten?) ob, fonjt dem für die Rechtsſache vom VBorfigenden 
beftellten Berichterftatter*) und mangels eines ſolchen dem Vor⸗ 
figenden jelbit. 

Bei Berathungen, die jogleich nach Schluſs einer münd- 
lichen Berhandlung erfolgen, kann ſowohl die Antragitellung 
wie die zur Begründung des Antrages dienende Darlegung des 
Sadverhaltes mündlich gefchehen. Nach der Abſtimmung Hat 
der Borfitende, wenn er nicht ſelbſt die fchriftliche Abfaſſung 
übernehmen will, einen der Senatsmitglieder die Entwerfung) 
der Ausfertigung des beichloffenen Urtheiles oder des Beſchluſſes 
aufzutragen.‘) 

1) 8. 8. wenn die Urtheilsfällung gem. 8. 415 ©. P. O. aufge 
ichoben wurde, dann bei der Entibeldung De Recurſe, und in nicht- 


—— Zipung über Berufungen, u. 
—— in —— 8. De an Abſatz. 


de bein der Genehmigung Fr = — — alle 
in ſprachlicher und ſachlicher Beziehung nothwendigen Verbeſſerungen 
vorzunehmen. Bei Meinungsverſchiedenheit zwiſchen Vorſitzenden und 
dem mit der Abfaſſung betrauten Senatsmitgliede in ſachlicher Beziehung 
iſt der Senat zu befragen, 8. 196. 

6, Im On durch die Bemerkung: —— (vergl. 
8. 197, Abſ. 1) N. N.” zu beurkunden. Siehe auch den J. M. E. v 
18. Jänner 1901, 8. 24750/1900 betreff3 der Verwertung der Kicker. 
amtstandidaten zur Entwerfung von Urtheilen. 

6. 188, Wurde ein jchriftlic abgefajster Antrag mit 
geringen Abänderungen zum Beichluffe erhoben, fo find die Be: 


Schauer, Geſch. Ordg. 32 
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“ richtigungen, die infolge deffen am Entwurfe nöthig werden, von 
dem Senatsmitgliede vorzunehmen, das diefen Entwurf verfaſst 
hat. Wenn aber in der Hauptfache gegen defien Antrag ent- 
Ihieden wurde oder der von ihm vorgelegte Erledigungsentivurf 
ganz umgearbeitet werden fol, ift die Ausfertigung auf fein 
Berlangen nunmehr von demjenigen Senatsmitgliede abzufaflen, 
deffen Antrag im Senate zum Beichluffe erhoben wurde. 


Beratbung und Abftimmung. 


6. 184. Bei Berathungen und Abftimmungen in bürger- 
lihen Rechtsſachen find die VBorfchriften der 88. 9 big 13 der 
Jurisdictiondnorm und des 8. 84 des Gerichtäorgantjationd- 
gejeges, bei Berathungen und Abſtimmungen in Straffachen die 
Vorſchriften der 88. 19 bis 22 der Strafprocefsordnung zu 
beobachten. In bejonders wichtigen oder ſchwierigen Fällen kann 
der VBorfigende der Abftimmung eine allgemeine Erörterung!) vor: 
ausgeben lafjen; in Ungelegeuheiten, worüber eines der Senat3- 
mitglieder nähere Aufflärungen zu geben imftande it, kann der 
Vorſitzende vor der Abftimmung über alle für die Entjcheidung 
erheblichen Umijtände an dieſes Mitglied Fragen richten, oder 
anderen Mitgliedern ſolche ragen geftatten. 

Die Senatsmitglieder haben ihre Aufmerkſamkeit ungetheilt 
auf den Gegenftand der Berathung und Abftimmung zu richten, 
während dieſer feine anderen Gefchäfte vorzunehmen, ihre 
Meinung nad Gewiffen und Ueberzeugung, ohne Uebereilung, 
Leidenſchaft oder Nebenabfiht freimüthig abzugeben. 

Der Vorſitzende darf die Freiheit der Meinung nicht be: 
Ihränten. Zum Vortrage nicht gehörig vorbereitete Anträge 
find von ihm zurüdzuweijen. 

1) Der Borfigende en or „der Abflimmung vorausgehende 
Berathung”, 8. 10, Abſ. 1, J. N 

6, 185. Der Vorfigende hat die Berathung und Abſtim⸗ 
mung zu leiten und nach Beendigung für geſchloſſen zu erflären.!) 

Er Hat für Ordnung, Ernft und Unftand in der Be 
rathung zu forgen. Ausgenommen, daſs fie fi in zweckloſe 
Weitläufigfeiten verlieren, follen die Senatsmitglieder in der 
Ausführung der Gründe für ihre Meinung nicht unterbrochen 
werden. Weber irrige thatjächliche Vorausſetzungen hat der Vor: 
figende oder der beftellte Berichterftatter fogleih die erforder: 
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lichen Aufklärungen zu ertheilen. Sind bei der Berathung 
Thatumftände, die der Vorſitzende entjcheidend findet, übergangen 
oder unrichtig dargeftellt worden, fo Hat er dies hervorzuheben 
und nöthigenfalls die Erörterung diefer Punkte zu erneuern; 
der Berichterftatter ift verpflichtet, den Vorſitzenden darauf auf: 
merkſam zu machen, wenn fi folhe Mängel nad feiner An⸗ 
ficht in den Heußerungen einzelner Senatdmitglieder gezeigt haben. 

Sofern nicht Unrichtigkeiten unterlaufen find, foll der Vor— 
fitende die Senatsmitglieder, die fchon ihre Meinung mit Be⸗ 
ftimmtheit geäußert Haben, zu einer neuerlichen Abftimmung 
nicht auffordern. Wegen Schwierigkeiten, die fich bei der Be: 
rathung ergeben und eine längere Ueberlegung oder die ſorg— 
fältigere Prüfung einzelner Rechtsfragen erfordern, kann der 
Borfibende die Berathung und Abftimmung auf eine angemefjene 
Beit aufſchieben. 

Bon feiner abgegebenen Meinung kann ein Senatömitglied, 
fobald der Vorſitzende die Abſtimmung für geſchloſſen erklärt 
hat, nicht mehr zurüdtreten; bis dahin kann es ſich troß be= 
reit3 erfolgter Stimmenabgabe noch für eine andere Meinung 
erflären.?) 

—V Bu | | 

Das Gericht (der Senat) ift jedoch an feine Enticheidung (Urtheil 
oder Beſchluſs) erft gebunden, fobald fie verkündet oder in fchrift« 
licher Abfafjung zur Ausfertigung abgegeben ift, 83. 416, 426, Abſ. 3, 
C. P. O. — Daher fann das Gericht auch beichließen, neuerlich in bie 
Berathung derjelben Sache einzugehen. 


Berathungsprotofoll. 


6. 186. Berathungen und Abftimmungen des Senates, 
die fid) unmittelbar an eine mündliche Verhandlung anfchließen, 
werben durch gejonderte!) Aufzeichnung der geftellten Unträge, 
der erfolgten Abftimmungen und, fofern diefe nicht Stimmen- 
einhelligleit ergeben, auch der von den einzelnen Mitgliedern 
des Senates für ihre Meinung vorgebrachten, kurz zu faſſenden 
Gründe beurfundet (Berathungsprotofoll).”) Im Eingange bes 
Berathungsprotofolles find nebft der Geſchäftszahl das Gericht, 
die Abtheilungsnummer des Senates, der Tag der Berathung 
und der Name des Schriftführers zu bemerken; die Namen der 
Senatsmitglieder find nur anzugeben, wenn Erfagmänner?) oder 
Ergänzungsrichtert) an der Abftimmung theilnehmen. Mehrere 
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in derfelben Sache am nämlichen Zage ftattfindende Berathungen 
find in einem Berathungsprotofolle zu beurfunden. 


Soweit die während der Senatsberathung geftellten An- 
träge von dem Senatdmitgliede in jchriftlicher Abfaſſung vor- 
gelegt werben oder mit einem im Verhandlungsprotokolle beur⸗ 
fundeten Antrage einer Partei oder eines anderen Betbeiligten 
übereinftimmen, ift im Berathungsprotofolle Tediglich auf den 
beigelegten fchriftlihen Antrag oder auf das Berbandlungs- 
protofol (durch Einflammern der fraglichen Stellen u. ä.) zu 
verweilen und das Abftimmungsergebnis anzuführen. Der Vor: 
jigende Tann anordnen, daſs ein Mitglied des Senates, das bei 
der Berathung einen Antrag jtellt oder eine vom Antragfteller 
abweichende Meinung abgibt, den Antrag oder feine Meinung 
fogleih in kurzer Faſſung niederjchreibe; im Berathungsprototolle 
iſt ſodann ohne Wiederholung des Antrages oder der Meinung 
auf die dem Protokolle beigelegte Niederichrift Bezug zu nehmen. 


Wird fogleih auf Grund der mündlichen Verhandlung das 
Urtheil gefällt, fo ift in das Berathungsprotofoll ohne Rückſicht 
darauf, ob das Urtheil auch fofort verkündet wird oder nicht, 
nur der Urtheilöfpruch (8. 417, 8.3, C. P. O.) aufzunehmen®); 
falls diefer in fchriftlicher Faſſung vorliegt, finden überdies die 
Beitimmungen des vorangehenden Abſatzes Anwendung. Ebenfo 
ift die Begründung eines Befchluffes in das Berathungsprotofoll 
nur dann aufzunehneen, wenn gerade liber die Begründung unter 
den Senatsmitgliedern ein Gegenſatz befteht, der durch die Ab⸗ 
ftimmung befeitigt werden muſste. 


Bei Beichlüffen, die auf Grund einer mündlichen Verhand- 
fung mit Stimmeneinbelligfeit gefaſſt und bei der ſogleich wieder 
aufgenommenen mündlichen Verhandlung verfündet werden, hat 
fich die Aufzeichnung im Berathungsprotofolle in der Regel auf 
die Ungabe zu befchränfen, daſs der Senat den Beſchluſs ein- 
hellig gefajst bat, welcher an der beſtimmt zu bezeichnenden 
Stelle des Berhandlungsprotofolles beurkundet ift. 

Ueber Berathungen und Ubftimmungen, die bei der münd- 
fihen Verhandlung und ohne fie zu unterbrechen, ftattfinden 
(8. 181, Abſatz 2), ift ein Berathungsprotofol nit aufzu⸗ 
nehmen; es wird durch die Beurkundung der Berfündung des 
gefajsten Beſchluſſes im Berhandlungsprotofolle erjebt. 
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1) Nicht im Verhandlungsprotokoll, denn diejes Tann von den Par- 
teien eingejehen werden. 
3 14 J. N. 9 8. 32 G. O. G. 
9 Bei Verhandlungen von längerer Dauer, 8.9 J. a und beim 
Wechſfel zwiſchen Eivil- und Caufaljenat, 88. 62, 63%. N 
5) Auch dieſes ift entbehrlich, wenn der Urtheilsfpruc) im Ber- 
bandlungsprotofoll fixirt ift (ſiehe nächften Abjap). 


Sonftige Beurkundung der Abftimmung. 


6. 187, Beim Borliegen ſchriftlich abgefafster Anträge 
tft ein gejondertes Berathungsprotofoll nur aufzunehmen, wenn 
als Antrag Statt des Ausfertigungsentwurfes jchon die Rein— 
chrift der Ausfertigung vorgelegt wird. Sonſt gefchieht die 
Protokollirung der Berathung und Abjtimmung in der Art, daſs 
die Abftimmung, wenn Stimmeneinhelligfeit herrjcht, durch die 
Bemerkung „einhellig” beurkfundet wird, welche auf den Aus— 
fertigungdentwurf zu feßen und vom Schriftführer zu unter- 
Schreiben ift. Treten Meinungsverjchiedenheiten hervor, fo ift 
das Abftimmungsergebnig unter kurzer Mittheilung der Gründe, 
welche für die abweichenden Anträge vorgebracht wurden, gleich: 
falls auf dem Ausfertigungsentiwurfe anzugeben und diefe An- 
gabe dur die Unterfchrift des Schriftführer® zu beftätigen. 
Wenn diefe Beurkundung der Abftimmung (Abitimmungsvermerf) 
dur) die Aufnahme der bejonderen Meinung eines Senats: 
mitgliedes zu weitläufig würde, fann der Vorfigende anordnen, 
daſs dag Senatsmitglied feine Meinung in kurzer Faſſung 
niederjchreibe und dieje Niederichrift dem Ausfertigungsentmwurfe, 
auf dem fich der Abftimmungsvermert befindet, beigelegt werde. 

Leder Abſtimmungsvermerk muſs den Tag der Berathung, 
die Abtheilungsnummer des Senates und, bei nicht ftändigen 
Senaten!) ober bei Betheiligung von Erfagmännern®) und Er- 
gänzungsrichtern?), die Namen der Richter enthalten, die an der 
Berathung theilgenommen haben. 

2 Glenn N Serienfenate, 8.8. — 9) 8. 82 G. O. G. — 
9 88. 9, 62, 63 J. N. 

$. — Eine vorgenommene Theilung der Fragen, wieder⸗ 
holte Umfragen, Auflöſung von Fragen oder Einleitung be- 
fonderer Abſtimmungen (8. 12 der Jurisdictiondnorm, 88. 21, 
22 St. P. O.) find nur, foweit e8 zur Beurtheilung der Giltig- 
feit des endlichen Beichluffes nöthig ift, in der Beurkundung 
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der Abſtimmung zu erwähnen. Dagegen find Veränderungen 
in der Bufammenjegung des Senates, die infolge Beitreitung 
der Buftändigfeit vorfamen (88. 61 bis 63 der Jurisdictionsnorm), 
in der Beurkundung der Abftimmung ftet3 anzuführen. Wenn 
fein geſondertes Berathungsprotofoll errichtet wird!), ift das 
Botum des aus dem Senate audgefchiedenen Richterd dem mit 
dem Abftimmungspermerfe verfehenen Schriftftüde beizulegen. 


Jedem Mitgliede des Senates fteht es frei, die Gründe 
feiner Meinung ſchriftlich auseinanderzujegen und zu begebren, 
daſs diefer Auffab der Beurkundung der Abſtimmung beige- 
fügt werde. 


Der Urtheilsthatbeftand und die Enticheidungsgründe eines 
Urtheiles dürfen der Beurkundung der Abftimmung niemals 
eingefchaltet werden. 

1) Wenn ein Berathungsprotofoll errichtet wird, tft das Botum 
des ausgeichiedenen Richters dieſem beizulegen, 8. 62 J. N. 

$. 189. Die gefonderten Berathungsprotofolle find den 
Acten der Rechtsfache beigulegen?), in der die Berathung und 
Abftimmung erfolgte. Acten, in welchen ſolche Berathungs- 
protofolle enthalten find, dürfen von der Gerichtsfanzlei (Kanzlei⸗ 
abtHeilung) erft nach vorläufiger Ausscheidung diefer Protokolle 
den Parteien oder dritten Perfonen zur Einficht übergeben 
werden.?) 


Umfaffen Berathungen, bei welchen ein gelondertes Be= 
rathungsprotofoll nicht aufzunehmen ift, verjchiedene Angelegen- 
heiten, jo Hat der Schriftführer die Geichäftszahlen aller Ge⸗ 
Ihäftsftüde in ein Verzeichnis zu bringen und fih auf diefem 
von dem Sanzleibeamten (Kanzleigehilfen), welchem die Acten- 
jtüde zur weiteren Bearbeitung eingehändigt werden müſſen, 
die Uebernahme der Acten und Ausfertigungsentwürfe beftätigen 
zu laffen. Das Verzeichnis ift jodann dem Vorfteher des Ge- 
richte® oder dem von ihm hiezu beftimmten gerichtlichen Be⸗ 
amten zu übergeben. Wo ein folches Verzeichnis nicht auf- 
genommen wird, iſt der Tag, an dem der Ausfertigungsentmwurf 


8. 189. Beratbungsprototolle | Abf. G. O.) in einem einzu- 
fönnen in gleicher Weife wie Ur- —— offenen Umſchlag oder Um⸗ 
kunden, die den Parteien wieder ſchlagsbogen den Acten beigelegt wer⸗ 
ausgefolgt werden möüffen (8. 261, den. M.) 
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der Gerichtskanzlei (Ranzleiabiheilung) übergeben wird, auf dem 
Ausfertigungsentiwurfe anzugeben. 

!) Aber nicht einzuheften. Es wird fich empfehlen, ge 
protofolle, wie andere allenfalls auszufcheidende Acten (8. 261, Abſ. 3) 
in a offene Couvert einzulegen. 


Schriftliche Abftimmung. 


6. 190. Könnte zur Erledigung einer Eingabe die regel- 
mäßige Sitzung des Senated ohne Nachtheil oder Gefahr nicht 
abgewartet werden, fo ift die von dem Senatsmitgliede, dem 
die Untragftellung zufällt, dem Vorſitzenden ſogleich anzuzeigen. 
Lepterer bat, foferne die Eingabe ohne mündliche Verhandlung 
erledigt werden Tann, entweder eine außerordentlihe Sitzung 
einzuberufen oder anzuordnen, daj3 von den Senatsmitgliedern 
unvermeilt fchriftlich abgeftimmt werde. 


Zweiter Titel. 
Ausfertigung der gerichtlichen Erledigungen. 


Gerichtliche Ausfertigungen. 


*6, 191. Alle gerichtlihen Ausfertigungen (Urtheile, Be: 
ſchlüſſe, Decrete, Amtszeugniſſe, Schreiben, Berichte u. ſ. w.) 
find fo kurz, als e3 der vorgefchriebene Inhalt gejtattet, zu 
faffen; die Schreibweife ſoll beftimmt, Mar und für jedermann 
leicht verftändlich fein. Bei Ausfertigung ftrafgerihtlider Er- 
fenntniffe und Beichlüffe ift außerdem auf die Vorſchrift des 
8. 165 der Auftizminifterialverordnung vom 16. uni 1854, 
R. G. 8. Nr. 165%), Bedacht zu nehmen. 

Den Barteien ift in den Ausfertigungen die ihnen nad 
Geburt oder Stellung oder nach beſonderen Anordnungen ge- 
bürende Benennung zu ertheilen.?) 

Sn allen Ausfertigungen ift die Gefchäftszahl anzugeben 
und entweder im Texte der Ausfertigung oder am Fuße, in 


. 191, Abf. 3. Die Unterfchriften | läffig. Cine derartige Vervielfältigung 
erichtlichen Ausfertigungen find | einer Befchlufsausferti gung darf nur 
55 chriftlich beizuſetzen; die Ber⸗ mit — Mn * nterfchrift ge 
ng der era: I ftim ch emi- | fcheben. 
— oder ——— ege iſt unzu⸗ 
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Verbindung mit dem Datum, das Gericht zu benennen. Sin 
Bezug auf die Unterfchrift der Ausfertigungen find die Bor- 
fhriften des 8.79, Abſatz 1 und 2°), des Gerichtsorgantjations- 
gefeßes zu beobachten, die auch für die Ausfertigung der Ent- 
Scheidungen über Rechtsmittel und für die von den Parteien 
in der Gerichtöfanzlei begehrten Wusfertigungen gerichtlicher 
Erledigungen (8. 56, Abſatz 3, ©. O. G.)) zu gelten Haben. 
Alle Unterfchriften ſollen deutlich und leſerlich fein®); der Ge— 
brauch von Stampiglien zur Beiſetzung der Unterſchrift ift un- 
ftatthaft.®) 

Mittheilungen, Erſuchen und Berichte, die nach der Ge— 
Ihäftsordnung in Urſchrift abzufenden find”), müfjen nicht vom 
Richter ſelbſt gejchrieben fein. 


’) Bei der Ausfertigung der Enticheidungsgründe zu ftrafgericht- 
lichen Erkenntniſſen und anderen Beichlüffen, welche nach Borfchrift der 
Strafprocefsordnung an Parteien Hinauszugeben find, Haben die Straf- 
5 ſtets die Rückſichten der öffentlichen Sicherheit, Sittlichkeit und 

chicklichkeit g beobadten, und Fer indbefondere in Fällen, wo es 
fih um die Beurtheilung unehrerbietiger, beleidigender, unfittliher umd 
unſchicklicher Aeußerungen eine Beihhuldigten, oder von Thatjachen 
handelt, deren nähere Belanntwerdung aus öffentlichen Rückſichten ge- 
fährlich werden könnte, hievon in den Entiheidungsgründen nur in 
jenen allgemeinen Ausdrüden Andeutung zu machen, welche zur Be- 
gründung des richterlichen Erfenntnifjes nöthig erfcheinen. 


Handelt es fih um die Ausfertigung ftrafgeridtlicher 
Erkenntniſſe gegen mehrere der nämlichen firafbaren Handlung mit- 
beſchuldigte Perſonen (Complicitäten), fo ift in jenen Fällen, mo die 
vollftändige Ausfertigung des wider alle ergangenen Erlenntnifies an 
jeden einzelnen Betheiligten aus öffentlichen Rüdfichten bedenklich er- 
icheint, für jeden derfelben aus dem gemeinſchaftlichen Erfenntniffe nur 
derjenige Theil, der ihn angeht, jebod in folder Weiſe auszufertigen, 
daſs aus diefem Auszuge ſowohl der Inhalt des ihn betreffenden Er- 
fenntniffes, al3 auch die Gründe, worauf dasselbe in Degiehung auf ihn 
— — erſichtlich ſind. 8. 165 J. M. V. v. 16. Juni 1854, 

. G. B. Nr. 160. 


2) Seine Majeſtät der Kaiſer und König haben zum vermehrten 
Glanze der öfterreichifchen Kaiſerwürde nebft Ihren Deſcendenten beiberlei 
Geichlechtes und jenen Höchſtdero Nachfolger in der Regierung des Erz- 
hauſes auch fämmtlihen durchlauchtigſten Herren Brüdern und Frauen 
Schweſtern den kaiſerlichen Hoheit-Titel von nun an beizulegen 
und zu befehlen gerubt, daſs dieſe Titulatur nicht nur bei mündlicher 
Benennung und Zuſchrift von dem gefammten Minifterium, dann dem 
Hof- und Militärftaate, ſondern auch bei allen vorfallenden Erpeditionen 
von den Hofftellen, und von den ihnen in allen Erblönigreichen und 
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Ländern untergeorbneten Behörden beobachtet werde, Hlzd. v. 26. De- 
cember 1806, P. &. ©. Bd. 27, Nr. 64. 


Ein vollftändiges Berzeihnig derjenigen infolge Auflöfung 
des Deutihen Reiches mediatifirten, vormals reichsſtändiſch— 
fürftliden und reihsftändijch-gräflihen Samilien, deren 
reipectiven Häuptern die PBrädicate „Durdlaudt und Er- 
laudt” zuftehen, wurde dem Hfd. v. 26. Mär; 1847, 3.6. ©. 
Fr. 1038, beigegeben. 


In dem Hfd. v. 23. Yebruar 1841, J. ©. ©. Nr. 5il, wurde 
bemerkt, daſs in der gräfliden Familie Harrach zwei Linien be- 
ſtehen, jedod nur dem Haupte der älteren (Bruder) Linie der Titel: 
Erlaudt gebüre. 

er Titel „Hoheit“ wurde in dem Hfd. v. 30. October 1844, 
J. G. ©. Rr. 844, den die Regierung führenden Herzogen von Braun- 
ſchweig, Naſſau, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Sachſen⸗Meiningen, Sachſen⸗ 
a Unhalt-Deflau, Anhalt- Bernburg und Anhalt- Köthen zu⸗ 
geſichert. 

Mit Hffzd. v. 26. December 1825, 3. 38878, wurde angeordnet, 
dafs dem Fürſten Heinrih Rohan- Gusmene der Titel: Durch⸗ 
laucht gebüre. 

Laut J. M. E. v. 10. Mai 1881, 8. 217, wurde dem Prinzen 
Auguft von Coburg-Gotha, Herzoge zu Sachſen, und feinen Nach⸗ 
kommen aus ebenbürtiger Ehe und laut J. M. E. v. 28. April 1882, 
3. 92 Praes,, den Kindern des Herzogs Adolf von Naſſau für den Be- 
reich der Monardie der Titel „Hoheit“ verliehen. 

Den zu Winifterpoften berufenen Berjonen wird für die 
Dauer diefer ihrer Amtswirkſamkeit das Prädicat „Ercellenz” beige 
legt, Ab. Entidl. v. 8. Jänner 1868. | 


9) Bei Bezirkögerichten unterfchreibt der Einzelrichter, der das 
Urtheil geſprochen oder die Erledigung beſchloſſen hat, ſonſt der Gerichts⸗ 
v . Bei Gerichtshöfen unterſchreibt der Vorſitzende des Staates 
in Streit- und Erecutiongjachen, fonft der Bräfident. (Die Erledigungen 
des beauftragten Richters bei der erjten Tagſatzung unterjchreibt diejer.) 
In Bezug auf die Unterfchrift auf den Ausfertigungen im Straf- 
verfahren fiehe im J. M. V. B. die Mitth. ©. 61/1898, bei Bant: 
depofiten Mitth. ©. 317/1898 und bei Erfolglafjungaufträgen 
an die Steuerämter Mitth. ©. 31/1900, bei 8.79 G. 8. ©. 

4) Der Borfteher oder leitende Beamte der Gerichtöfanzlei unter- 
fchreibt nur Auszüge und Abichriften der Acten, nicht aber Ausfertigungen 
von Entjcheidungen. 

m % — Gerichtsverkehr iſt ein bloßes Namenszeichen zu⸗ 
ig, 8. 194. 

9 Lithographiſche Abzüge müſſen einzeln unterſchrieben werden. 

) Mittheilungen zwiſchen Civil⸗ und Strafabtheilung oder zwiſchen 
Gericht und Präfidium, 8. 85. — Mittheilungen und Erſuchen des 
Gerichtes oder der Gerichtäfanzlei an Behörden oder andere gerichtliche 
Organe, einichließlich der Mittheilungen über die an das Gericht oder 
an bie Gerichtöfanzlei gelangten Erſuchen, 8. 68 G. O. G., 8.191 G. O. 
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— lieberfendung der Xcten an den beauftragten Richter und defjen 
Borlagevermerf, 8. 139. — File um Beweisaufnahme, “ 141. — 
Erſuchen um Erecutionsvollzug, 8. 158. — Borlage von Berufungen 
und Revifionen, $. 205. 


*6, 192. Im Berfehre der Gerichtöbehörden untereinander, 
fowie im Dienftverfehre der Gerichte mit dem Auftizminifterium 
haben die Bezeichnungen „löblich“, „hochlöblich“, „hoch“ bei 
den Titulaturen zu entfallen. Ebenſo haben im Zerte der 
Geſchäftsſtücke jene Beiſätze megzubleiben, welche nur ein nad) 
der gegenfeitigen Stellung der betreffenden Behörden ohnehin 
jelbftverftändliches Verhältnis zun Wusdrud bringen, wie 3. 2. 
„dienſthöflich“ und ähnliche") 

Das Gleiche gilt für den jchriftlichen Dienftverfehr mit 
den Militärbehörden (Verordnung des Reichskriegsminiſteriums 
vom 22.November 1868, Präf. Nr. 4077, und Yuftizminiftertal- 
erlaf3 vom 4. Sänner 1869, 3. 100). 

[Im ſchriftlichen Dienftverfehre mit den Civilbehörden 
anderer Verwaltungszweige find, je nach dem im einzelnen 
Falle beitehenden Rangverhältnifje, die Benennungen „Löblich”, 
„hochlöblich“ oder „hoch“ zu gebrauchen.]?) 

1) J. M. E. v. 4. Jänner 1869, 3. 100. Die Verordnung bes 
Neichäkriegsminifteriums dv. 22. November 1868, Praes. Nr. 4077, ber 
treffend den Geichäftsftil, wird dem SOberlandesgerichte zur Kenntnis 


nahme mit der Aufforderung mitgetheilt, Wbjchriften derjelben den 
unterftehenden @erichten zukommen zu laffen. 


Cireularverordnung dv. 22. November 1868, Praes. Nr. 4077. 
(41. Stüd der Normalverordnungen.) 


Ceine k. u. k. Upoft. Majeftät gerubten mit der Ah. Entichl. v. 

9. November 1868 die vom Reichskriegsminiſterium nad vorherigen 
Einvernehmen mit den übrigen Minifterien beider Neichshälften be- 
antragte VBereinfahung der Ziiulaturen und des Concept- 
jtiles ſowohl hinſichtlich des ſchriftlichen Dienſtverkehres 
ſämmtlicher Militärbehörden untereinander, als anch mit 
den Civilbehörden aller Verwaltungszweige allergnädigſt zu 
genehmigen. Infolge diefer Ah. Entichl. Haben in Hinkunft die bei den 
itulaturen bisher üblich geweſenen Bezeichnungen: „hoch“ oder „Löb- 
lich“ ganz zu entfallen, und es ilt in der Folge von den Militär- 
behörden ohne Unterjchied ihrer Stellung beim jchriftlihen Dienftes- 
verfehre mit anderen Militärbehörden oder mit Livilitellen der Dies- 
feitigen Reichshälfte lediglich die Bezeichnung: „k. k.“, und bei der 
Eorrefpondenz mit Eivilbehörden der zur ungarifchen Krone gehörigen 
Länder die Bezeihnung: „k. ungarisch” anzuwenden. Ebenſo Baben im 
Bonterte der — jene Beiſätze wegzubleiben, welche nur ein 
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nach der genenfeitigen Stellung der betreffenden Behörden ohnehin 
feldftverftändliches Verhältnis zum Ausdrucke bringen, wie 3. B. gehor⸗ 
famft, dienfthöflich zc. 

Beitimmtheit, Kürze und Anftand follen den militärischen Gefchäfts- 
ftit Tennzeichnen. Diele Berfügung hat mit 1. December 1868 ing 
Leben zu treten. Sie findet jedoch nur bei dem Dienftverkehre zwifchen 
Behörden Anwendung, während in Geichäftsitüden, die an Kerfonen 
ne werden, die üblichen Titel und Formen beibehalten werden 
müffen. 


J. M. 8. v. 23. November 1889, 3.512 Praes., J. M. V. B. 
Nr. 56, betreffend eine Aenderung in der Bezeichnung der 
Würden, Aemter, Adminiftrationen und Dienitzweige des 
AH. Hofes, der Barden und aller Hofangeftellten. 


Laut Eröffnung des k. k. Minifterpräfidiums haben Seine k. u. k. 
Apoſtoliſche Majeftät mit Ad. Handfchreiben v. 17. v. M. allergnädigft 
anzuordnen geruht, daſs alle -Würden, Aemter, Adminiſtrationen und 
Dienftzweige des AH. Hofes, ſowie auch alle Garden, mit Ausnahme 
der k. ungariichen Leibgarde, welche ihren bisherigen Titel beizubehalten 
hat, dann alle Sefangefeten fünftighin anftatt der Bezeichnung „kaiſer⸗ 
liche Tönigliche” die Bezeichnung „Laijerlihe und königlihe” zu 
führen und zu gebrauchen haben. 

Desgleichen ijt dieje Bezeichnung in Hinfunft auch bei den Kammer- 
und Hoftiteln in Anwendung zu bringen. 

Sämmtlicdhe Yuftizbehörden werden hievon zur Darnachachtung in 
Kenntnis gefegt, und zugleich im Hinblide auf die bei der Titulatur der 
oberften nfömter vorfommenden Unrichtigkeiten erinnert, daſs die 
Chef3 der vier oberften Hofämter (Erfter Oberfthofmeijter, Oberit- 
kaͤmmerer, Oberſthofmarſchall, Oberftftallmeifter), ſowie dieſe Hofämter 
ſelbſt, ferner die Leibgardencapitäne, mit Ausnahme des Capitäns der 
k. in ae Leibgarde, dann die Hofdienite (Oberftlüchenmeifter, Oberft- 
jilberlämmerer, Oberftjägermeifter, Oberjtceremonienmeijter) für ihre 
Berfon anftatt der Bezeichnung „k. 1.“ die Bezeichnung: „Seiner 
rt. und f. Wpoftolifhen Majeſtät“ führen, und ſich one 2 B.: 
„Seiner k. und k. Apoſtoliſchen Majejtät Erſter Oberfthofmeifter, Oberft- 
kämmerer“ 2c. nennen. 


J. M. 8. v. 1. Juli 1886, 8. 7915, betreffend die Corre- 
fpondenz mit den als politifche Behörden I. Anftanz fun- 
nirenden Stadtgemeinden, J. M. V. B. Nr.29. Es fommt nicht 
felten vor, daſs von Geite der Juſtizbehörden —— deren 
Behandlung zur Competenz der ein eigenes Statut beſitzenden und für 
ihren Umfang als politiſche Behörden I. Inſtanz fungirenden Stadt- 
emeinden gehört, irriger * an die dort für die Landbezirke be- 
tehenden a Ebanp an 90 en geleitet werden. Um den fich hieraus 
ebenden Unzutömmlichkeiten und Gefchäftsverzögerungen vorzubeugen, 
rd ſaͤmmtlichen Juſtizbehörden zur Darnadadytung in Erinnerung ge- 
bradt, daſs die im ge Berzeichniile angeführten Stadtgemeinden 
ein eigenes Statut beſitzen und für ihren Umfang als politifche Behörden 
I, Inſtanz fungiren. 
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Berzeichnis jener Stadtgemeinden, welche ein eigenes 
Statut befigen. 


Niederöfterreih: Wien, Wiener-Reuftadt, Waidhofen an ber 
bbs. — Oberöfterreih: Linz, Steyr. — Salzburg: Salzburg. — 
teiermarl: Graz, Cilli, Marburg (laut J. M. 8. v. 22, Zänner 
1888, 3. M. 3. 8. Nr. 6, auch Pettau). — Kärnten: Klagenfurt. — 
Krain: Laibad. — Trieft und Gebiet. Trieſt. — Görz und 
Gradisca: Görz. — Zitrien: Rovigno. — Tirol: Innsbruck, Bozen, 
Rovereto, Trient. — Böhmen: Prag, Reichenberg. — Mähren: 
Brünn, Olmütz, Iglau, Kremiier, Ungariih-Hradifeh, Bnaim. — Schle—⸗ 
jien: Xroppau, Bielig, Friede. — Galizien: Lemberg, Kralau. — 
Bulowina: Ezernowiß. 
% Gegenwärtig gelten vn folgende Beitimmungen: 3. M. 8. 
v. 15. Februar 1899, & M. V. B. Nr. 9, betr. die Vereinfahung 
des Ichriftlihen Berlehres. An alle Zuftigbehörden. Ber Herr 
Minifterpräfident als Leiter des Minifteriumsg des Innern hat mit dem 
an alle Landeschefs gerichteten Erlafje vom 15. Februar 1899, 3. 9574/98, 
in Betreff des fchriftlichen Verkehres der politifchen Behörden unter- 
einander und mit den Civilbehörden anderer Berwaltungszweige 
Weilungen erlafien, welche den orfchriften des 8. 192, Abf. 1, G. O. 
entiprehen. Gleiche Verfügungen find von den übrigen k. k. Mini- 
fterien an die ihnen unterftehenden Behörden und Aemter erlaffen wor- 
den. Infolge deffen wird angeordnet, daſs von fämmtlichen Juſtiz⸗ 
behörden im — Dienſtverkehre mit den k. k. Civilbehörden 
aller anderen Verwaltungszweige die Beſtimmungen des 8. 192, Abſ. 1, 
G. O. über die Form dieſes Verkehres zu beobachten find. Bei Schrei- 
ben (Berichte, Schreiben, Noten u. ſ. mw.) an die Vorſtände der 
t. E. Civilbehörden anderer Verwaltungszweige find alle unnöthigen 
Zitulaturen bei der Adreſſe wegzulafien, jo dajs diefe in Hinkunft zu 
lauten hat: „An den Herrn k. k. Bezirkshauptmann in....-.. “ 
„An den Herrn k. k. Statthalter in...... "u.f.m. 

In der Form des fchriftlichen Dienftverfehres mit den autonomen 
Behörden tritt einjtweilen (fiehe die nächſte Whg.) keine Aenderung ein. 

J. M. V. v. 18. Mai 1899, J. M. 88 Nr. 21, betr. die 
Bereinfahung des ſchriftlichen Verkehres. Un alle Juſtiz- 
behörden. Mit Beziehung auf die Vdg. des J. M. v. 15. Februar 1899, 
I M. V. 8. Nr. 9, wird angeordnet: Die Beſtimmungen des 8. 192, 
Abſ. 1, &.D. über die Form des fchriftlichen Verkehres wurden auf bie 
gefammte amtliche Eorrejpondenz der Juftizbehörden ausgedehnt. Nur 
im Berlehre mit den Tirchlichen, den Hof, den k. und k. gemeinfamen 
und den ausländiihen Behörden find die bisherigen — des 
ſchriftlichen Dienſtverkehres auch ferner zu beobachten. 


*6. 193. Bei Beſchluſsausfertigungen, die in Verbindung 
mit einem Schriftjage oder einer Rubrik zugeftellt werben, hat 
die Bezeichnung der Parteien und ihrer Vertreter oder Bevoll: 
mädtigten (8. 429 C. P. O.)!) nah Thunlichkeit durch Bezug⸗ 


k 
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nahme auf bie betreffenden Ungaben des Schriftfabes oder der 
Rubrik (SS. 75 und 80, Abfah 2, C. P. DO.) zu geichehen, 
z. B. „In der Rechtsſache zwifchen den außen (nebenftehend) 
bezeichneten Parteien, deren Vertreter ebenda angegeben find“ 
u. ä. Wenn der Beichlufs auf den Schriftſatz ſelbſt oder auf 
eine Protokollsabſchrift gejchrieben wird, worin die Parteien 
und deren Vertreter benannt find, jo daſs fein Zweifel entjtehen 
kann, in welcher Rechtsſache diefer Beichlufs ergeht, brauchen 
diefe Angaben in der Ausfertigung nicht wiederholt zu werden. 

Das Gericht und die an der Beichlufsfaffung betheiligten 
Richter find in der Ausfertigung bloß durch die Angabe der 
Abtbeilungsnummer zu bezeichnen.) Diefe ift am Fuße des 
Beichluffes zum Datum binzuzufeben; 3. B. „St. f. Landes: 
gericht N., Abtheilung III, am 24. December 1898“ (8. 79, 
Abfah 3, G. O. ©.). 

Die Begründung des Beichluffes (8. 428 C. P. O.) foll 
in der Ausfertigung dem Beichluffe vorausgeſchickt oder als 
gefonderter Abfchnitt angehängt werden. Bon der äußerlichen 
Sonderung?) von Beſchluſs und Begründung darf nur abgefehen 
werden, wenn die Begründung in der Verweifung auf eine Ge— 
ſetzesſtelle befteht oder ſich ſonſt in einer kurzen Mittheilung erfchöpft. 

1) Vor⸗ und Zuname der Rarteien, Belhäftigung, Wohnort und 
— war un ihrer Bertreter und Bevollmächtigten, 


88. 417 2. i 
%) Buch 8. 79, Abſ. 3, G. O. ©. ift diefe Erleichierung im Hin⸗ 
blid auf 88. 417 8. 1 und 429 C. P. D. für das Streitverfahren zu- 
gelaſſen, nilt kraft G. O. aber auch für da3 Verfahren außer Streitſachen. 
” Damit ift die bisher übliche Yormulirung: „In der Erwä⸗ 
—F ..“, welche der logiſchen Entwicklung der Gründe abträglich war 
unterſagt. 


Ausfertigungsaufträge an die Gerichtskanzlei. 


§. 194. Bei proceſsleitenden Beſchlüſſen)) hat der Richter 
(Vorfitzender des Senates) nach Möglichkeit von der Abfaſſung 
eines Ausfertigungsentwurfes abzuſehen und ſich darauf zu be— 
ſchränken, der Gerichtskanzlei in einem kurzen Vermerke den 
Tenor ſeines Beſchluſſes bekanntzugeben und die für die 
Herſtellung der Ausfertigung daneben noch erforderlichen 
Weifungen zu ertheilen (z. B. Bezeichnung des zu verwendenden 
Formulares, Benennung der zu benachrichtigenden Perſonen, der 
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zu ladenden Zeugen, Angabe des Koftenbetrages oder des Vor⸗ 
Thufjes für BZeugengebüren, zu deſſen Erlag die Partei auf- 
zufordern ift u. |. w.). 

Bei Anberaumung von Zagfabungen, zu welden bie 
Parteien ohne weitere Aufträge oder nur mit den regelmäßigen, 
aus dem Geſetze ſelbſt fich ergebenden Aufträgen geladen werden, 
und insbejondere bei Unberaumung von Tagſatzungen auf 
Grund von Klagen, ift vom Richter bloß Tag und Stunde 
der Tagſatzung aufzufchreiben (3. B. 13/4 10). Wo über 
das Formulare, das bei der Ladung zur Verwendung kommt, 
ein Zweifel möglich ift, fann die Nummer des Formulars bei- 
gefügt werden. 

Die Anfertigung eines bejonderen Referatsbogens über 
Klagen oder andere Eingaben, auf Grund deren die An— 
beraumung einer Tagſatzung betwilligt wird, ift unzuläffig; auch 
der Gerichtsfanzlei darf nicht zum Zwecke der Verfügung über 
ſolche Eingaben die Anfertigung eines Referatsbogens auf. 
getragen werden. 

Bei den im 8. 56, letzter Abſatz, des Gerichtsorganiſations⸗ 
gefeßes angeführten Befchlüffen (Zahlungsbefehle?), Kündigungs- 
aufträge), Hat der Bewilligungsvermerf?) (Bemwilligt) an Stelle 
jedes anderen Ausfertigungsauftrages zu treten. Nach Bedarf 
find Weifungen über den einzujetenden Koftenbetrag oder andere 
wefentliche Punkte oder die Einjchränkung der Bewilligung auf 
einen Theil des Begehren. hinzuzufügen (3. B. Bewilligt; 
Form. 143, Roften 15 fl. 87 kr., oder: Bewilligt mit Aus: 
ſchluſs der begehrten Provifion u. ä.). 

Die Ausfertigungsaufträge find vom Richter auf die Acten, 
auf die Eingabe oder auf das bei Gericht zurüdzubehaltende 
Eremplar der Eingabe zu fchreiben. 

MWie die bisher erwähnten, haben auch alle anderen fchrift- 
lihen Aufträge an die Gerichtöfanzlei oder deren einzelne Dr- 
gane in der Form Inapper, von Richter auf die Acten felbft 
geichriebener Weifungen zu ergehen, die nicht beionder3 aus- 
gefertigt werden. Bei fchriftlihen Aufträgen und Mitteilungen 
an Organe bdesfelben Gerichtes, ſowie überhaupt im inneren 
Gerichtöverfehre wird die Unterfchrift des richterlihen Beamten 
durch fein eigenhändig beigefügtes Namenszeichen erfeht. 

) Hinfihtlich anderer Beſchluſsausfertigungen fiehe auch 8. 127, 
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2) Im Wechſel⸗ und Mahnverfahren. 
3) Der Bewilligungsvermerf ift 3. B. auch bei Unträgen auf Ere- 
eution in das bewegliche Vermögen zuläffig. 


Borlage von Ausfertigungen Durch die Barteien. 


6.195. Wenn die Parteien zur Befchleunigung der Er- 
ledigung, ingbejondere?) im Wechſel- und Mahnverfahren oder 
bei gerichtlicher Auffündigung eines Beftandvertrages und bei 
Anträgen auf Anordnung der Mebergabe oder Uebernahme von 
Beftandgegenftänden, zugleich mit der Klage oder mit dem Ge: 
fuhe vorbereitete Ausfertigungen des beantragten Bahlung3- 
auftrage8?), Zahlungsbefehles?), Auftrages zur Webergabe oder 
Uebernahme des Beftandgegenftandes*) oder fonftigen gerichtlichen 
Beichluffes dem Gerichte überreichen, fo find diefe, falls fie fich 
nach Vornahme der nothiwendigen Ergänzungen (Einfügung ber 
Koften, des Datums, Beifegung der Unterfchrift u. ſ. mw.) hiezu 
eignen, als gerichtliche Ausfertigungen zu benüben. Diefe Aus- 
fertigungen können auch auf den für die Parteien beftimmten 
Schriftiageremplaren gejchrieben oder angebradt fein. Für die 
Herftellung der Ausfertigungen dürfen die Parteien Koften nicht 
berechnen. 

Sonft find Klagen im Wechfelverfahren, Mahngefuhe und 
gerichtliche Auffündigungen von Beitandverträgen entweder mit 
dem Entwurfe der Beichlujsausfertigung von der Gerichtskanzlei 
(Ranzleiabtheilung) dem Richter vorzulegen’), oder es hat die 
Gerichtskanzlei, ohne Abfaffung eines Entwurfes, unmittelbar 
die für die Parteien beſtimmten Ausfertigungen berzuftellen®), 
nachdem der Richter der Klage oder dem Geſuche zu willfahren 
beichloffen Hat. Lebterer Vorgang wird namentlih dann zu 
beobachten fein, wenn es fraglich ift, ob dem Antrage auf Er: 
lafjung eines Bahlungsbefehles oder Räumungsauftrages ftatt- 
gegeben werden kann; ein Ausfertigungsentiwurf ift in diefem 
Falle nicht zurüdzubehalten (8. 56, letter Abſatz, ©. O. ©.). 

1) Soldye von den Barteien vorgelegte Ausfertigungen find auch in 
anderen — insbeſondere in Grundbuchſachen zuläflig. 

s, 8. 65667 C. P. O. — °) 88. 6, 19 Geſ. v. 27. April 1873, 
R. G. B. Nr. 67, Art XXVIII E. G. z. C. P.O. — 9) 88. 6362, 667 C. P. O. 
ſeſet rt noch der Richter Über den Antrag einen Beſchluſs ge- 
a 

Die Nichtigkeit der Ausfertigung prüft der Nichter bei der 
Unterferift tig fertigung prüf ch 


PN 
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Abfaffung von Ausfertigungsentwürfen dur den 
Richter. 


8.196. Soweit der Entwurf einer Ausfertigung vom Richter 
(Senatsvorfigenden, Berichterftatter, beauftragter Richter u. f. w.) 
abzufaffen ift, kann biefer die Vorbereitung des Entwurfes auch 
richterlichen Hilfbeamten oder den im Borbereitungsdienfte 
jtehenden Perſonen übertragen. 

Ausfertigungsentwürfe (Concepte), die nicht von dem zur 
Entſcheidung oder Beſchluſsfaſſung berufenen Richter oder von 
dem Senatsvorfißenden verfafst find, dürfen ohne deren Ge— 
nehmigung von der Gerichtsfanzlei (Kanzleiabtheilung) nicht 
ausgefertigt werden. Die Genehmigung gefchieht durch Bei- 
ſetzung der Unterfchrift; der Entwurf des Urtheiles muſs außer- 
dem vom Schriftführer unterjchrieben fein.) 

Bor Ertheilung der Genehmigung find an dem Concepte 
alle in ſprachlicher und fachlicher Beziehung nothiwendigen Ver- 
beſſerungen vorzunehmen oder deren Vornahme anzuordnen. Bei 
Abänderungen am Concepte eined Senatsbeichlufles iſt eine 
nochmalige Befragung des Senates nur nothwendig, wenn 
zwiichen dem Borfigenden und dem mit der Abfaffung des Ent- 
wurfes betrauten Senatsmitgliede?) über den Inhalt der Erledigung 
in fachlicher Beziehung ?) Deeinungsverfchiedenheiten beftehen. 

Ausfertigungen, die auf Grund eines Schriftfahes oder 
eined in einem Protokolle enthaltenen Antrages ergeben, find 
nah Möglichkeit auf dem Schriftftüde fjelbft zu entwerfen, um 
ein allzu ftarfes, ihrer Handlichleit abträgliches Anſchwellen 
der Ucten zu verhindern. 

1) 8. 418 C. P. O. In Betreff der Verwendung der Richteramtskandi⸗ 
daten als Urtheilsverfaſſer ſiehe J. M. E. v. 18. Jaͤnner 1901, 8.24750/1900. 

2) 8. 182, letzter Abſatz. 

3) Sprachliche und ftiliftifhe Wenderungen kann der Vorſitzende 
ohnemeiter3 vornehmen. Wann die Herftellung eines bejonderen Refe⸗ 
ratsbogens bei Zurüdftellung von Eingaben ſich empfiehlt, darüber fiehe 

.M. €. v. 13. December 1898, 9. 27762, bei 8. 89. 

6. 197. Die Entwürfe zu Urtheilen erfter Inftanz und 
zu Endbeihlüffen?), welche nicht in die Acten ſelbſt gejchrieben 
werden, find in Urfchrift zu den Acten zu nehmen; die Ans 

8. 197. Wenn von Entwürfen | fertigt wird, find legteren ſowohl das 
| 


zu Urtheilen und zu Gndbefchlüffen | Concept wie die Reinfchrift beizulegen, 
eine Reinfchrift für die Acten ange: | (%. M.) 
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fertigung einer Reinfchrift für die Acten kann vom Richter 
(Borfitenden des Senates) nur angeordnet werden, wenn der 
Entwurf fchwer leſerlich ift, oder wenn er Zuſätze, Durd: 
Rreichungen oder Abänderungen in erheblidem Umfange oder 
in wefentlichen Punkten enthält, die nicht bloß durch die Ver⸗ 
wendung eines Formulares veranlajst find. Die Neinfchrift 
tritt in diefem Falle an die Stelle des Conceptes; fie ift wie 
leßtere8 vom inzelrichter, bei Urtheilen eines Senates aber 
vom Ürtheilsverfaffer?) und vom Vorſitzenden des Senates und 
außerdem, wo es das Geſetz erfordert?), vom Schriftführer zu 
unterjchreiben. | 

Das Concept von Urtheilen und Beichlüffen, welche von 
dem mit der Abhaltung der erften Tagſatzung betrauten Richter 
erlaffen wurden, ift lediglich von dieſem Nichter zu unter: 
ſchreiben.“ Der Urfchrift von Urtheilen hat außerdem der bei 
der Tagſatzung anmwejende Schriftführer?) feine Unterjchrift bei- 


egen. 
1) Im — er 8.4598. P. O. 

) 8. 182, legter Abſatz. 

3) Bei Urtheilen, 8. 418 C. P. O., 8. 270 St. PB. O. 

) Auch die Ausfertigungen, weil dieſer Richter unmittelbar das 
— Ge kr. a 


Eintragungsbefhlüffe des Grundbuchsgerichtes. 


6. 198. Die richterlichen Beſchlüſſe, kraft deren eine grund- 
bücherliche Eintragung zu erfolgen hat (Grundbuchsbeſcheide)!), 
find vor der Ausfertigung im Concepte zum Zwecke des Vollzuges 
der Eintragung dem mit der Führung des Grundbuches be- 
trauten Beamten (Grundbuchsamt) zur Einfiht vorzulegen. 

Eine befondere Unordnung des Vollzuges ift weder im 
richterlichen Befchluffe auszusprechen, noch bei Meberfendung ?) des 
Beichluffes mündlich oder fchriftlich Hinzuzufligen; mit Ueber- 
gabe de3 bemilligenden Beſchluſſes an den Grundbuchsführer 
(Grundbuchsamt) ift der nach 8. 102 des allgemeinen Grund- 
buchögefees?) erforderliche fchriftliche Auftrag vom Grundbuchs⸗ 
gerichte ertheilt.t) Dies ſchließt nicht aus, dafs das Grundbuchs- 
gericht feinem Eintragungsbeſchluſſe anhangsweiſe Belehrungen 
für den Grundbuchsführer beiſetzt, foferne zu ber Beſorgnis 
Anlaſs ift, daſs der Grundbuchsführer im Biveifel jein könnte, 

Schauer, Weich. Ordg. 
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an welcher Stelle und mit welchen Worten die Eintragung und 
deren Bejtätigung zu vollziehen ijt; aber auch two folche Weiſungen 
fehlen, ift die Eintragung, ohne eine weitere fchriftliche Voll⸗ 
zugsanorbnung abzuwarten, auf Grund des bemilligenden Be— 
ſchluſſes zu vollziehen. 

In Betreff der Verfachungen verbleibt es bei den bisher 
hiefür geltenden Borjchriften. 

Der Beſchluſs, wodurch eine grundbücherliche Eintragung 
oder Verfachung bewilligt wird, ift lediglich von dem Richter) 
zu unterfchreiben, der die Erledigung bejchloffen hat.) Dies 
gilt auch für die Erledigung der bei einem Gerichtähofe erfter 
Inſtanz angebradten Anträge in Grundbuch⸗ oder Verfachbuch- 
ſachen, wenn diefe Erledigung dur ein Mitglied des Ge- 
richtshofes als Einzelrichter”) erfolgt. Bei Abfaſſung der richter- 
lihen Erledigung ift auf die Vorfchriften des $. 182, Abſatz 28), 
Rüdfiht zu nehmen. 

1) Verordnung de3 Zuftizmintiteriums vom 8. December 1899, 
LM. BB. Nr. 05, zur Durchführung de3 III. Theiles der 
kaiſerlichen Se vom 21. September 189, R. G. B. 
Nr. 176, betreffend die Einführung der Kronenwährung als 
Landeswährung, im Örundbudhs- (Berfahbudhs-) Geſchäfte. 
Un alle Gerichte. 

1. Die vom 1. Sänner 1900 an erfließenden gerichtlichen Be 
ſchlüſſe und die auf Grund derfelben erfolgenden grumdbücherlicden Ein- 
tragungen haben, wenn die ihnen zur Örundlage dienenden Urkunden 
auf öfterreichiiche Währung lauten, die betreffenden Geldbeträge neben- 
einander in diterreichifcher und in Kronenwährung zu enthalten (8. 7, 
Ab. 2, des III. Theiles der Faiferlichen Berordnung vom 11. September 
1899, R. &. 8. Nr. 176). In Dielen Fällen iſt bei der grundbücher- 
lihen Eintragung nur der in öfterreichifcher Währung ausgedrüdte Be⸗ 
trag gemäß 10, Ab. 1, der J. M. V. v. 12. Jänner 1872, R. G. B. 
Nr. 5, in Buchftaben zu fchreiben; in der Wertrubrit (am rechtsfeitigen 
Rande) ift bloß der Betrag in Kronenwährung einzuftellen. 

2. Erfolgt eine grundbücherliche Eintragung auf Grund eines 
noch im Jahre 1899 gefajsten gerichtlichen Beichluffes erft im Sabre 
1900, fo find trogdem die in der Urkunde und im gerichtlichen Befchlufie 
in Öfterreichiicher Währung ausgedrüdten Geldbeträge lediglich in diefer 
Währung im Grundbuche einzutragen. 

3. Die vorhandene Ueberſchrift der Wertrubrit mit fl. und fr. it 
auf jeder vom 1. Jänner 1900 an neu in Berwendung kommenden 
Seite des Laftenblattes (C) mit rother Tinte zu durchftreichen und 
— die mit gleicher Tinte anzuſetzende Bezeichnung K und h zu 
erjegen. 

Hat eine Eintragung in Kronenwährung auf einer Blattfeite zu 
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geichehen, auf welcher ſich bereit3 Eintragungen in öfterreihiiher Wäh- 
rung vorfinden, fo ift der Wertrubrif unmittelbar unter dem die a. 
Eintragung in öfterreichiicher Währung —— er (8. 
Mi. 2, der J. M. V. v. 12. Jänner 1872, R. &. B. Nr. 5) in je; 
aa Beile mit rother Zinte bie Neberfchrift Kıundh an« 


a en in diefem alle, als auch bei Aenderung der Ueberſchrift 
der Wertrubrif an der Spitze der Seite Tann farbiger Stampigliendrud 
zur a gelangen. 

4. In den Grundbuchdauszügen, ſowie in den Abjchriften und 
Auszügen aus der Urkundenfammlung find die Gelbbeträge ftet3 in der⸗ 
felben Währung auszudrüden, in der fie in den — Grund⸗ 
— ES NEN, beziehungsweife Urkunden angegeben jind 

5. Die vorjtehenden Anordnungen —— in gleicher Weiſe auch 
für die Berg-, Eiſenbahn- und Naphthabü 

6. Die — Ausweiſe über den Zobular⸗ und Verfachbuch⸗ 
verkehr (J. M. V. v. 17. December 1894, J. M. V. B. Nr. 42) find 
vom 1. Jänner 1900 an in der Kronenwährung zu führen. 

2) Wenn aber der Beichlufs in einer anderen r der mit der Erledi- 
gung von Grundbuchſachen betrauten Gerichtsabtheilung erlafjen wurde 
3 DB. Proceſsabtheilung bei Klagsanmerkungen oder Executionsabtheilung), 
d iſt die — durch den Vermerk „videat Grundbuch“ einzu⸗ 
leiten, 88. 138, 157. 

s „Eine Eintragung in das Grundbuch darf nur über fchriftlichen 
Auftrag des Grundbuchsgerichtes und nicht anders als nach dem In⸗ 
un dieſes Auftrages vorgenommen werden.“ 8. 102, Abſ. 1, allg. 


4) Si ift ſchon in 8. 5 der Vollz. Vorſchr. 3. allg. Grundb. Geſ. 
ausgeiprochen. 

d Unterſchrift eines richterlihen Hilfsbeamten genügt nidt. 

— braucht nicht der Referent für Grundbuchſachen zu ſein; 

auch z. B. ein Proceſsrichter oder Executionscommiſſär. 

9 Einzeltichter für Grundbuchfachen, 8. 7, Abi. 3, J. N. — 
Damit ift 8.5, Abſ. 1, Bollz. Vorſchr. z. allg. Grunde. Geſ. "abgeändert. 

8) Bezugnahme auf Antrag (descr. incl.). 


Mittheilungen an andere Gerichte und Behörden. 


*6.199. Mittheilungen!) oder Benachrichtigungen an andere 
Gerichte, an deren Präfidien oder an fonftige Behörden, ſowie 
an dieje gerichtete Anfragen und Erfuchen um Rechtshilfe (Schreiben) 
find in der Regel ſogleich in Urſchrift auszufertigen?) und ab- 
zufenden. Dies gilt insbefondere von Mittheilungen, die in 
Erledigung eines an das Gericht, an das Präfidium oder an 
die Gerichtäfanzlei gelangten Erſuchens an andere Behörden 
oder behördliche Organe ergehen ($. 58 ©. O. G.) Wenn e8 
nit aus bejonderen Gründen mwünfchenswert iſt, das Erſuchen 

33* 
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bei den Acten zurüdzubehalten, ift die Mittheilung in Urjchrift 
auf das eingelangte Schreiben zu feßen und dieſes der erſuchen⸗ 
den Behörde zurüdzufenden. Inhalt und Datum der Erledigung 
find letzterenfalls durch eine entſprechende Eintragung im Präfidial- 
journal®), im Regifter für Rechtshilfeſachen“) oder durch einen 
turzen Vermerk in den Acten feitzuftellen; 5. B. „Landes- 
ausſchuſs in P. vom Stande des Procefjes benachrichtigt 15/10 
98” oder „Ueber N. Auskunft dem Gemeindeamt in 9. ertheilt 
1/198*” u. ä. 

In jedem Schreiben, welches ein an das Gericht gelangtes 
Erſuchen erledigt, iſt die Geſchäftszahl dieſes Erſuchens und 
die Zahl und Gattung der Beilagen des Schreibens in der 
unteren linfen Ede der erjten Seite des Schreibens anzu= 
geben; im Terte des Schreibens find diefe Angaben nicht zu 
wiederholen. 

Un Gendarmeriepojten fowie. an das Bezirks⸗Gendarmerie⸗ 
commando haben nicht Schreiben, fondern einfache Dienftauf- 
forderungen zu ergehen.) 

1) J. M. V. v. 3. Mai 1899, > M. BB. Nr. 16, betreffend 
die Heberfendung civilgeridhtlider Acten an die Staatsan« 
waltihaften. An alle Gerichte und Staatsanwaltjchaften. 

Wenn civilgerichtlide Acten zum Zwecke der Verfolgung einer 
‚strafbaren Handlung der Staatsanwaltichaft abgetreten werden, iſt behufs 
Erleichterung der geichäftlihen Behandlung der Anzeige bei der Staats- 
anwaltihaft in dem Veberjendungsvermerle oder in der jonftigen Mit- 
tbeilung an die Staatsanwaltichatt nad Thunlichkeit der Name der ber 
itrafbaren Handlung verdächtigen Perfon und des Beſchädigten, ſowie 
die vermuthete ftrafbare Handlung felbft anzugeben. Lebteres kann 
aud in der Art geichehen, dafs durch Angabe der Blattzahl (oder Ord⸗ 
nungsnummer) auf die maßgebende Stelle des Actes verwiejen wird. 
Außerdem empfiehlt es fi, dieſe Stelle mit Farbſtift zu bezeichnen. 
Unzeigen, die zweifello8 eine Webertretung betreffen, find nicht an bie 
Stontanwaltidaft, fondern unmittelbar an das in Frage kommende 
Sa zu leiten. — 

baefonderte Borlageberihhte der Rotare ald Gerichts— 
commifiäre find überflüffig. Die Acten find dem Gerichte mittels des 
Bermerles: „Wird dem ER... . Gerichte ... G. 2... . vorgelegt.” 
zu übergeben. Außer diefem Vermerke können aud) die Gebüren des 
Notars anf den Acten verzeichnet werben. 

2) Die Urſchrift braucht nicht vom Richter gejchrieben zu fein, 
$. 191, Iegter Abſatz. 

ij Form. 11, 8. 79. 4) Form. 26, 8. 231. 

8) Siehe Dienftinftruction für die k. k. Genbarmerie, 88. 34 fi. 

M. V. B. ©. 65/1895. 
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*6, 200. Durch richterliche Beamte oder in der Ge— 
richt3fanzlei aufgenommene Protofolle über Unträge oder Er- 
Härungen, deren fachliche Erledigung einem anderen Gerichte 
vorbehalten ift, find dieſem in der Regel ohne richterlihe Be- 
ſchluſsfaſſung, lediglich mit einem kurzen, die Ueberjendung be- 
treffenden Bermerfe in Urjchrift zu überjchiden.) Der Vermerk 
ist gleihfalls in Urſchrift auf dem Protofolle anzubringen. Eine 
Abſchrift des Protofolles tft nur zurüdzubehalten, wenn dieſes 
für eine beim erjuchten Gerichte anhängige Rechtsſache von Be: 
deutung ilt oder werden kann. 

Die Vorſchriften des erften Abſatzes gelten insbefondere 
für die gemäß 8. 64, 3. 4, der Eivilprocef3ordnung?), beim Be- 
zirksgerichte des Wohnfites oder des Ständigen Aufenthaltes zu 
Brotofou angebrachten Klagen und für die zu Protokoll erflärten 
Geſuche um Bewilligung des Armenrechtes. Lebtere?) find in 
der Gerichtskanzlei (Hanzleiabtheilung) zu Protokoll zu nehmen 
und, mit dem Ueberjendungsvermerfe verjehen, dem Nichter zur 
Unterfchrift vorzulegen. 

1) Solde Scriftftüde find abe doh zum Sammelregifter Nc 
ober Ns zu nehmen, $. 245, Abſ. 2 

& nn die arme Partei nicht im — des Proceſsgerichtes 
ihren ann u ftändigen Aufenthalt hat. 

Nur die Gefuhe um Bewilligung des Armenrechtes, 8. 319 
3.4. — Sie an ein anderes Gericht abzuıretenden »lagen Dürfen nicht 
von der Kanzlei aufgenommen werden, 8. 319 8. 1 (weil bei fehler- 
hafter Aufnahme Berbeflerung ſchwierig wäre). 


Erjuden um Rechtshilfe. 


*8. 201. Wenn für die Gewährung der Rechtshilfe die 
Kenntnis der Acten weſentlich ift, fol das Erfuchen!) um Rechts⸗ 
hilfe auf die Acten felbit gefchrieben und mit diefen in Urfchrift 
an die erjuchte Behörde gefchicdt werden. Hievon ijt nur dann 
abzufehen, wenn im Intereſſe der gleichzeitigen Vornahme von 
Amtshandlungen vor verjchiedenen Gerichten oder aus anderen 
Gründen die Form befonderer Schreiben und die Zurüdhaltung 
der Acten zweckmäßiger erjcheint. 

Unbefchadet der Vorfchriften des 8. 200, Abſatz 1, find in 
das Ausland?) Acten auch dann nicht zu verichiden, wenn mit 
der ausländiſchen Behörde ein unmittelbarer Verkehr ftattfindet. 
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Sn welchem Umfange den Gerichten ein foldyer Verkehr ge— 
ftattet ift, und welche Formen im Verkehre mit ausländifchen 
Behörden zu beobachten find, wird durch die darüber erlafjenen 
befonderen Vorſchriften beitimmt. 


1) Wegen Beltreitung der Ueberſetzungskoſten bei Erjuchichreiben 
inländifcher Gerichte fiehe Grit, EM. V. B., ©.60/1900, bei 8.123. 
Die dalmatinifchen Gerichte find zufolge J. M. E. v. 9. Mai 1900, 
8. 9755, a in ihren Requiſitionen, die an inländiſche Gerichte 
adreffirt find, bei denen die Kenntnis der italienijchen oder jerbo« 
eroatiſchen Sprache nicht vorausgejeßt werden kann, den Sachverhalt 
und die Fragepunkte ſo ausführlich und genau anzugeben, daſs die Er=- 
ledigung ohne Einfiht der Ucten ermöglic;t werde. 

2) Diefer 8. bezieht fih nur auf Fälle, in denen ein inländijches 
Gericht eine ausländiihe Behörde um Gewährung der Nechtöhilfe er- 
ſucht. Die Fälle dagegen, in denen ein ausländifches Gericht in einer dort 
anhängigen Rechtsſache um Einjendung der Acten eines inländijchen 
Gerichtes erfucht, find nach den allgemeinen Grundſätzen über die den 
Gerichten des anfuchenden fremden Staates zu gewährende Nechtshilfe 
zu enticheiden. Sie werden dur 8. 201 ©. D. nicht getroffen. 


Gorrefpouden; mit dem Auslande. Allgemeines. 

Uebereintommen (Haager Convention) zur Negelung einiger 
Fragen des internationalen Privatrechtes, abge hloffen 
am 14. November 1896 zwifhen Belgien, Spanien, Frank— 
reih, Stalien, Luremburg, den Niederlanden, Portugal 
und der Schweiz, ausgedehnt laut der Anſchluſsprotokolle 
vom 1. Februar und 9. November 1897 auf Schweden-Wor- 
wegen, Defterreih-Ungarn und das Deutſche Reich. (Bon 
Seiner k. und k. a Majeftät ratificirt am 19. April 1899, 
die Ratificationsurtunde im Haag hinterlegt am 1. Mai 1899, R. G. B. 
Nr. 86 ex 1899.) 


8) Mittheilung gerichtlicher oder außergerichtliher Acten. 


Art. 1. In Eivil- oder Handelsſachen erfolgen die aus einem der 
Bertragsftaaten nad einem anderen Bertragsftaate zu bewirkenden Zu⸗ 
ftellungen von Schriftitäden auf Grund eines an die zuftändige Be- 
hörde des anderen Staates zu richtenden Erſuchens der Beamten der 
Staatsanwaltſchaft oder der Gerichte. Die Uebermittlung erfolgt auf 
diplomatifhem Wege, e8 fei denn, daſs der unmittelbare Gejchäftsverfehr 
zwifchen den Behörden der beiden Staaten zugelaffen ift. 

Art. 2. Die Zuftellung liegt der erjuchten Behörde ob. Sie kann 
nur abgelehnt werden, wenn fie nad) der Auffaflung des Staates, auf 
deffen Gebiete fie erfolgen ſoll, geeignet erjcheint, feine Hoheitsrechte zu 
verlegen oder feine Sicherheit zu gefährden. 

Art. 3. Zum Nachweiſe der Zuftellung genügt ein mit Datum 
verjehenes und beglaubigtes Empfangsbelenntnis oder eine Beſcheinigung 
der erſuchten Behörde, aus der ſich die Thatſache und die Beit der Zu- 
ftelung ergibt. Das Empfangdbelenntnis oder die Beſcheinigung tft 
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auf die zweite Ausfertigung des zuzuſtellenden Schriftſtückes zu ſetzen oder 
der zweiten Ausfertigung anzuheften, ſofern eine ſolche zu dieſem Zwecke 
mit überſandt wurde. 

Art. 4. Die Beſtimmungen der vorausgehenden Artikel ſchließen 
nicht aus: 

1. daſs Zuſtellungsacten den im Auslande befindlichen Betheiligten 
anmittelbar durch die Poſt zugeſandt werden; 

2. daj8 die Betheiligten die Zuftellung unmittelbar durch die Ge⸗ 
richtsvollzieher oder fonftigen Beamten vornehmen laſſen, die in dem 
Lande, wo die Buftellung erfolgen fol, hiefür zuftändig find; 

3. daf3 jeder Staat die in einem anderen Staate zu bewirkenden 
BZuftelungen durch feine diplomatifchen oder onfulariichen Bertreter 
vornehmen Täjst. 

Die in diefen Fällen vorgefehenen Buftelungsarten find jedoch nur 
injoweit ftatthaft, als es den Geſetzen der betheiligten Staaten oder 
den zwifchen ihnen beftehenden Vereinbarungen entipricht. 


b) Erſuchſchreiben. 

Art. 5. In Eivil- oder Handelsfachen können die Gerichtöbehörden 
eines Vertragsſtaates, nad Maßgabe der Borjchriften feiner Geſetz⸗ 
gebung, fi durch Erfuchichreiben an die zuftändige Behörde eines 
anderen Bertragäftaate® wenden, um zu erwirfen, daſs fie innerhalb 
ihres Gejchäftstreifes eine richterliche $roceishandlung oder andere ge- 
richtliche Handlungen vornehmen. 


Urt. 6. Die Uebermittlung der Erjuchichreiben erfolgt auf dem 
biplomatifchen Wege, e3 fei denn, daſs der unmittelbare Geſchäftsverkehr 
wiſchen den Behörden der beiden Staaten zugelaflen if. Iſt das Er- 
Fuchfchreien nicht in der Sprache der erſuchten Behörde abgefaist, jo 
muſs es, vorbehaltlich anderweitigen Uebereinkommens, von einer be- 
glaubigten Ueberſetzung in die zwiſchen den beiden betheiligten Staaten 
vereinbarte Sprache begleitet fein. 


Art. 7. Die Gerichtsbehörde, an die dad Erſuchen gerichtet ift, 
ift verpflichtet, ihm zu entiprechen. Ste kann jedoch ablehnen, dem Er⸗ 
fuchen Folge zu geben: 

1. wenn die Echtheit der Urkunde nicht feitftebt; 

2. wenn im erjuchten Staate die Erledigung des Erjuchens nicht 
in den Bereich der Gerichtägewalt fällt. 

Außerdem Tann die Erledigung abgelehnt werden, wenn fie nad) 
der Auffafjung des Staates, auf beffen Gebiete fie erfolgen ſoll, ge- 
— erſcheint, ſeinen Hoheitsrechten oder ſeiner Sicherheit Eintrag 
zu thun. 

Urt. 8. Im Falle der Unzuſtändigkeit der erſuchten Behörde iſt 
das Erfuchichreiben von amtswegen an die zuftändige Gerichtöbehörde 
desfjelben Staates unter Beobachtung der dafür in bielem Staate gelten- 
den gejeglichen Borfchriften abzutreten. 

Art. 9. In allen Fällen, in denen das Erjuhen von der an- 

egangenen Behörde nicht erledigt wird, hat dieje die erſuchende Be⸗ 
Döcbe unverzüglich hievon zu benachritigen und zwar im ‘alle des 
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Artikels 7 unter Ungabe der Gründe, aus denen die Erledigung des 
Erſuchens abgelehnt, und im Falle des Artikels 8 unter Bezeichnung der 
Behörde, an die das Erſuchen abgetreten worden if. 

Art. 10. Die Gerichtsbehörde hat bei der Erledigung des Er- 
u hinfichtlich der Formen des Berfahrens die Gejebe des eigenen 

andes in Anwendung zu bringen. Wünfcht indeilen die erfuchende 

Behörde, daſs nach einer bejonderen Form verfahren werde, fo Tann, 
auch wenn diefe in der [on des erſuchten Staates nicht vor⸗ 
gejehen ift, dem Antrage entiprocdhen werden, fofern die Geſetzgebung 
dieſes Staates das gewünſchte Verfahren nicht verbietet. 

Das vorftehende Uebereinfommen fammt dem Yufaßprotofolle und 
den Anjchluisprotofollen wird mit Wirkſamkeit für die im Neichsrathe 
vertretenen Königreihe und Länder mit dem Beifügen kundgemadht, 
daſs nacdhträglih auch nodh Dänemark (am 18. December 1897), Au- 
mänien (am 19/31. December 1897) und Rufsland (am 19/31. De- 
cember 1897) ihren Beitritt erflärt haben und daſs von Seiten ſämmt⸗ 
licher Vertragsftaaten die Hinterlegung der Ratificationsurkfunden (ſeitens 
nz — am 27. April 1899) ſtattgefunden hat. Wien, am 
19. Mai 


In den Fällen, in denen es ſich nur um die Zuſtellung von Actenſtücken 
der hierländigen Gerichte an Parteien im Auslande handelt, ſind, inſofern 
nicht der unmittelbare Verlehr zwiſchen den — — und auslaͤndiſchen Gerichten zu⸗ 
gelaſſen, ſondern die Sen ung des Yuftizminifteriums in Anfpruch zu nehmen 3, 
die Üctenftüde, welche zur Zuftelung an die Bartei im Auslande beitimmt find, von 
den Gerichten der 1. Inftanz dem Juftizminfterium unmittelbar vorzulegen und hat es 
von der Vorlage durch das vorgefegte Oberlandesgericht das Abkommen zu erhalten. — 
Die Vorlage hat mit einfachem Hubrikverichte (fiche Civ. Proc. Form. 14) zu ge- 
Beat in welchem das einfchreitende Gericht, Nie Art des zuzunellenden Actenitüides, 

er Gegenftand, welchen dasfelbe betrifft, da8 Datum, bie Beihäftasn l de8 Actenftüdes, 
der Name und Wohnort bes Adreflaten, die Anzahl der vorgelegten Acten und Beilagen 
enau zu —— find. — Dem Berichte ift ein orduungsmäßig vorbereiteter Empfang- 
dein für bie —— der an den Adreſſaten ge — Quftelung beizulegen 
J. M. 8. v. 25. Jänner 1890 an alle Gerichte, J. M. 8. B. Wr. 6, betr. die 
ftellung von Geſchäftsſtücken an Barteien im Auslande). Eiebe aud bie J. M. 8. v. 
10. Slaner 1899, 3. M. 8. 8. Nr. 8, betr. bie Einführung von Buftellungs®- 
fheinen für Zuftellungen im Auslande, bei 8. 368. 

In den Fällen, in melden die vom muelende gu: Vornahme ber ge- 
rihtlihen BZuftellung einlangenden Actenſtücke von Seite des Juffia- 
miniftertums unmittelbar dem Gerichte erfter Anftanz zur Vornahme ber geiepliden Amtes 
handlung zugewleſen werben, haben die Gerichte erfter Inſtanz Aber die vorgenommene 
Amtshandlung unmittelbar dem Yuftizminifterium zu berichten (3. M. 8. v. 85. März 
1891, J. M. 8. B. Rr. 10). 

&s find wicderholt Fälle vorgelommen, dafs dfterreihifhe Gerichts— 
behörden jenen Erſuchſchreiben, weldhe fie an ausländbiihe Gerichte 
wegen Bornahme von Erecutionen oder auch wegen Bernehbmungen im 
Berfahren in und außer Streitfahen, namentlih wegen Abnahme von 
Eiden, wegen Deu envernehmungen in Cipilrechtsſachen ıc. richten, bie 
im Inlande zn derlei Amtshandlungen erfordberlihent.L.öfterreihifchen 
Stempel beilegen. Da aber einer fauslänbiichen Behörde nicht zugemuthet werben 
tann, bei Aufnahme ihrer gerichtlichen Acte Öfterreichifche Stempel in Verwendung zu 
nehmen, beiteht zur Beilegung bdiefer Stempel kein Grund. — Die werben 
hierauf mit dem Beifügen aufmerlfam gemacht, daſs die Erfüllung der Stempelpflidht 
im Inlanbde in folchen Tiuen nad Einlangen bes bezüglichen vom ausländifchen Gerichte 
vorgenommenen Actes nad) ben Beltimmungen bes 8. 224 G. G. ftatifinden ann (I. M. E. 
v. 19. October 1875, 8. 18147, an alle Überlanbesgeridhte). 

Infolge einer — ſeitens der franzdſiſchen und der k. belgiſchen Regierung 
werden die I. k. Suftlateht zden angewielen, in ihren Erſuchſchreiben an fremde 
Behörden, insbefondere an Behörden in Frantreih und Belgien, der 
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Benennung der Behörde, welche um bie Amts — ngen wird, und melde 
oft nicht e Serie Beige hält, eine irrige —3 felbft zu berihtigen, 
—— un. Id anber ut Mb ——— — 

u 


ee * n üblichen ormen en den ner, al — ohne ——— von 
— und Worten , leſerlich und ſprachrichtig außgefertigt fein follen. — Wenn 
Schreiben an anslänbifche Behörden nit ——— abzuſenden, ſondern zur Ber- 
anlafjung der Weiterbeforderung durch das k. und I . Minifterium des Aeußeren dem 
Juſtizminiſterium, und zwar in den Regelfällen durch das Oberlandesgericht und in 
dringenden Faͤllen unmittelbar vorzulegen find, fo iſt die — Portobetra 
an eine be — Couvertirung nie eng er — Bur Vorlage ar en Rubrifberidht 
(iebe ec. Form. Nr. 15) und ift die orig e von Sub dien und aber 
—— meide ee Ausführung ber Lo on dienen, zu vermeiden (Y. M. > 


ner Kr 


17. April die Mb und Einrichtu 
Stunden (R (Mögdinien) an Menke —— — —E Mont 
reich und 


. M. 8. v. 34. Roveniber 1897, 3. 26986, J. M. B. B. Nr. 46, betreifend 
die Vorlage der auf bipfomati| em Wege zu beförbernden Band: 
eigen der Gerichtsh Ale . Ynftanz in Wien. Un bie Serichtshöfe in 

ien. Smfoferne die —— ofe I. Inſtanz in Wien bei ihren für = Ausland be- 
mmten eiven auf die NBeförberung im en Wege und daher auf die 
ermittlung des Juftizminifteriums angewieſen find, ES men geftattet, die bericht⸗ 
gain @ lage an das Supigminiperkum, anftatt durch das Üübergeorbnete Oberlandes- 
®. O.), telbar, und zwar mitteld MRubrifberichtes, wie bei Zu⸗ 

hellung = = jean, in ber area —e daſs jedes ſolches Schreiben entweder 
von are der fidenten felbft gefertigt. oder, wenn ein anberer Yunctionär unter- 
ſchrieben hätte, Re rer ft des Ichteren präfidiell (8. 40 8. O. G.) beglaubigt fei. — 

Bei Vetreibung ausländifcher a at genügt die Anzeige ber —— 
— erung an das Juſtizminiſterium. Die Vorlage von Betreibungsſchreiben, 

ens ana an an ein ausländifhes Miniftertum gerichtet fein bürfen, iſt nicht 
aothwenßig, M. E. v. 16. November 1898, 26228, dem Oberlandesgerichte 
Wien und Br aud) ter Dpberlandesgerichten befannt gegeben.) 

Erlafs * uſtizminiſteriums v. 12. November 1861, 8. 10396, an die 
Oberlandesgerichte in g. Brünn, Krakau, Lemberg und Graz. — us Antafs eines 
vorgelommenen Yalles, in einen: die Beranlafiung der Suftellung eine gerichtlichen 
Beſcheides im Anslande aus dem Grunde vereitelt wurde, weil das betreffende Geſuch 
fowohl al® der Beicheid in einer flaviihen Sprache abgefajßt war, wirb bem Oberlandes- 
ö te — ka dafiir zu forgen, baf8 in der Correſpondenz mit dem Ausland allen 

tlihen U gungen, infofern biejelben nicht ohnehin in dbeutfher Sprade 
gefaist find, une deutſche Ueberſetzungen angefchlofien werden. Hier: 
> find die —— Gerichte zu — ge 

. M. B. 18. Mai 1900, J. M. 8. Nr. 27, über die Anmerlung 
inlänbifcer Eheertenntniffe in ansländifhen rauungsmatriken. 
Un Gerihtähöfe. Wenn eine im Auslande geichloffene Ehe für — g erklaͤrt oder 
getrennt wird und in Be * ber Vorſchriſt des 8. 122 a. unb bes $. 17 
der Verordnung be Ju ifteritumß v. 9. December 1897, 5% . B. Nr. 288, bie 
Anmerkung des Erlkenntniſſes in u ausiänbiiden Krauun ateit zu veranlaffen iſt, 

die Gerichte Bu. en joa = Satlımi nicht unmittelbar an die ausländifchen Matrilen- 

tden zu wenden, fondern dem Ju inifterium zu berichten. Dem Berichte ift eine 
— — des ——— —2 ſſes beizulegen. 


Vortofreiſheiten und Fortopflicht im Vertehr mit dem Auslande. 


Vom k. k. Handelsſminiſterium wurde die nachſtehende Ueberſicht jener im Verkehre 
dem Auslande beſtehenden ae en zufammengeftellt, weiche für Die 
orden ein praltiiches Intereſſe haben. 
1. Die Bortofreiheit der bienftlichen en, zwiſ den 1. I. Be 
* und Aemtern im Inlande und den auf deutſchem Gebiete ( Ben, Sadjien, 
) Een) ERPOBIEER ae gg und Bollämtern. Derlet ngen werben 
endungen 
— — en eiheit der (mit der Briefpoft verfendeten) bienftlihen Correſpondenz 
der k. 8. Behörden an die k. und f. Miffionen in der Türkei*), Rumänien, Serbien, Bul- 


Diefe Correſpondenz ift nur portofrel, wenn die Sendungen über Trieſt mittes 
Sn gig und Ds - entiprechenden Leitvermerk verjehen werben (Mitth. 





Mn 
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en, und Montenegro, ferner an türkifche, rumäniſche, ferbifche und montenegriniſche 


8. Die Bortofreigeit der Dienfteßcorreipondenz ber ?. T. Behörden an bie k. unb 
k. Conſulate in Jtalien”), wenn fie über XTrieft mittel® Lloyd beidrbert wird. (Die- 
felbe —— jedoch mit dem entſprechenden —— d. i. „über Trieſt mittels LIoyb”, 


Dee fein.) 

Die — der amtlichen ——— an die k. und k. diploma⸗ 
tiſche —* und die k. und k. Conſularbehorden in Aegypten. 

Die lade eit ber mit bem zun Kir drderten amtlichen Brief» und jener 


————— bie k. und k. Vertretun in den Hafenplägen — 
lands, denen e —** — na er SE und VIII des Gef. v. 2. Des 
tober 1865, R. Nr. über bie gebürenfreie nn der k. Li. "che 


anftalt — *8 — 
Die Porto un * = den eben citirten Beſtimm A nich: 
get etzeß Ei Inne ortofreien Fahrpoſtſendungen ne * ——— einſchließ⸗ 
Aegzrtens len dh den Lloyd vermittelt werben ’ 
Die Borto it der amtlichen Fahrpoſtſendung en nad) Rumänien, a. 
und Montenegro, — e ausſchließlich —— des öffentlichen Dienfteß sn 
und Deren portofrete Beförderung auch in Vefterrei en geftattet nr 
lichen Sendungen werden, wenn bie Aa oder 8perfon, an welde fie g 
find, gleichfalls die Bortofreiheit genieß —— ausgefolgt, andernfalls — 
ſie nur der von der Grenze ab bis zum — entiallenben — 
8. Die — — der amtlichen Ge — der — 
Behörden an die k. und ? —— — an 
Venedig, Ancona, Florenz und Rom, wenn dieſelben die —— x 
In Em (Bortofreiheiten im Bertchre mit dem Aus ande, I. EB 


' 


Schon mehrmals wurben die T. k. Juſtizbehörden aufmerkſam gemacht, daſs fie 

ihre Boftfendungen an ?. und k. Bertretungsbehörden (Botihaft, Ge- 
andtidhaft, Conſulat ac.) wie auh alle Poftfendungen an auslänbifche 

ehörden bei der Aufgabe gehörig zu fran kiren haben, und daſs eine Ausnahme nur 
bet jenen amtlichen Sendungen ftattfinde, welche im Verlehre mit —— bien, 
Montenegro, Bulgarien, Aegypten und der Türkei vorlommen, fowie bei jenen, welche 
mittels bes öfterr.-u ngar. Lloyd beförbert werben. — are ih ee Be 
ſchwerden, zbehörden ihre Poſtſendungen an k. nn 
und aud) an aus — Behoͤrden — oder ne Ba frankirt, ja ea: 
in Couverts A um „Ex offo, portofreie el — 
deshalb den k. — ——— "abermals erinnert, auf die Yranlirung — porto- 
af ichtigen Boftfendungen aufmertfam au fein, und werben die Amtövorftände aufgefordert, 

die mit der Manipulation * RPoſtau —E befajsten Organe auf die Beſtimmungen 
über Die sun ber T. k. Boftanitalt im Berlchre mit _ Auslande aufmertfam zu 
machen (%. M. 8. v. 18. November 1891, 3. M. B. B. Nr. 41). 


Durch = Mittheilung ber k. itafienifdhen ——— iſt dem Juſtizminiſterium 
ur Kenntnis Don dafs Boftfendbungen der k. zum ebörden an ausländiiche, 
dralien ſche —— er mit I Berlung der der beihenden, zulegt mit der 

.v. 18. November 1891, %. 1, in Erinnerung gebraditen 

— unfranlirt der —58 — zur Belörmerun übergeben werden. 

Die Juftizbehörden werben nochmals auf die Bean e Befolaung ber — 
Verordnung mit dem Beifügen verwieſen, daſs das E. T. Handelſzminiſterium mu * 
ſtimmung des —— —— die unterſtehenden Boftämter — na bet] orſchri 
widrig nicht frankirte Sendungen an ausländifche Behörden undek Bertretungd- 
bebörben im Auslande von der ned ua, eßen nd a aufgebenden 
Juſtizbehörden rüdzuftelen. In Anſehung der im ti mit dem Anslonde be» 
ftehenden Bortofreiheiten wirb auf die im J. R 8. 8. Stüd X des Jahres 1892 ent- 
haltene Mittheilung Bezug genonmen. 


Da fid) aber auch der Yal ereignet haben foll, daſs die k. k. Gerichte, unter 
Verlegung der mit dem Wormalerlafle v. 12. April 1876, 8. 4651 *%), erlafienen Vor⸗ 
ſchriften, Zuſchriſten ausländiſcher Behörden nur aus dem Grunde zurück⸗ 


») Dieſe Poſtfreiheit tritt nur ein bei Sendungen an das. u.. — — 
—— * — ngen mit bem Geitoermert über rief mittel8 Blopbe 
er geg e en mit dem erm er m * 
————— Se u 
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gewieſen Haben, weil biefelben nicht gehörig franfirt waren, wirb den Yuftizbehörben 
auch das erwähnte Rormale, bezw., infofern es fid um eine — deutfcher 
Gerichte Handelt, bie 3. M. 8. v. 18. Februar 1890, I. M. 8. ©. Pr. 11, zur ge- 
naueften _Vefolgung in Erimmerung gebracht (3. M. 8. v. 22. April 1898, $ 7680, 
. M. B. B. Nr. 16, betreffend die Frankirung der PBoftfendungen der 
uftizbehörden au ausländifhe Behörden und an F.undf. Vertretungß- 
behörden im Auslande). 


(Frankirung der Poſtſendungen der Juſtizbehörden.) Da ungeachtet 
der Verordnungen v. 18. November 1891, J. M 8. B. Nr. 41, und v. 22. April 1893 
J. M. B. B. Ar. 16, noch immer Beichwerden vorlommen, daſs Juſtizbehörden aus 
Deſterreich Poſtſendungen an ausländiſche Behörden und an t. und k. Bertretungs⸗ 
behörden gar nicht oder mangelhaft frankiren, wurde das k. und k. Miniſterium des 
Aeußeren erfucht, zu veranlafien, daſs vorkommende Verſtöße dem Juſtizminiſterium 
angezeigt werben, um bie Schulbtragenden ermitteln und dann diejelben zur Verant⸗ 
wortung ziehen und zur Grfagleiftung verhalten zu können (Mitt. J. M. 8. B., 
S. 143/189). Siehe ferner unten die J. M. V. v. 24. December 184, J. M. V. B. 
Nr. 1 ex 1885, bei Bulgarien, und J. M. 8. v.18. Februar 18%, J. M. B. B. Rr. 11, 
bei Zeutfchland. 


Borlage von Geld» und een an das Inkisminiiterinm zur 
Beiterbefördernug in diplomatiſchen Wege. Es find wied u Fälle 
vorgefommen, daſs Barfhaften und Wertgegenftände in namhaften Be— 
trägen und Eifecten von bedeutendbem Umfange oder in großer Anzahl, 
welche zur Uchergabe an ausländifche Behörden beftimmt find, von den 
Gerichten dem Juftizminifterium behufs ihrer auf dem diplomatiſchen 
Wege zu veranlafienden Weiterbefürderung vorgelegt werden, in Be⸗ 
ee deren die bezüglchen Einbegleitungsberichte und Begleitjfchreiben 
einer Ergänzung bedürfen oder fonft noch Borerhebungen erforderlid 
find. — In foldhen Fällen ift das Yuftizminiftertum dann genötbigt, entweder namhafte 
Wertiendungen und voluminöfe Gegenftänbe, Kiſten, Koffer u. dgl., bis zur Austragung 
der Sade in eigener Verwahrung zu behalten ober die Sendung an bie Gerichte vor- 
läufig wieber zurüdzuleiten. — Um den bamit verbundenen Uebelftänden zu begegnen, 
findet das Ju aniniiserium olgendes anzuordnen: Wenn die Gerichte in die Lage 
tommen, Gelber, apiere oder fonftige Eifecten im Werte von mehr als 1000 fl. oder 
auch Gegenftände in einem zwar geringeren Werte, aber von bedeutendem Volumen oder 
in größerer Unzahl, zur Weiterbeförderung in da3 Ausland an das Yuftizminiftertum 
zu leiten, jo find die bezüglichen Einbegleitungsberichte, Begleitichreiben und fonftigen 
———— zwar ſo wie bisher auf dem vorgeſchriebenen Dienſtwege anher vorzulegen, 
und iſt jedenfalls auch eine ‚genaue Eonfignation der für das Ausland beſtimmten Gelder, 
Wertpapiere und fonftigen Sachen, in zweifacher Ausfertigung, deren eine für die aus⸗ 
ländifche Behörde, bie andere zur Empfangsbeftätigung beftimmt ift, dem Borlageberichte 
anzufchließen; die Gelber, Wertpapiere und jonftigen Gegenftände jedoch find vorläufig 
von den Gerichten noch zurädzubehalten und erft dann und zwar unmittelbar an das 
Zuftizminifterium, eventuell an die vom Yuftizminifterium bezeichnete weitere Adrefje ab- 
zufenden, wenn ihnen bie —— des Juſtizminiſteriums zugelommen ſein wird, dafs 
ein Anſtand gegen bie Abſendung nicht beftehe. — In den bezüglichen Einbegleitungs- 
berichten ift jedesmal zu bemerken, dafs die betreffenden Sachen im Sinne dieſes Erlaſſes 
Ne * — zurüũckbleiben (J. M. E. v. 23. März 1883, 3. 4234, an alle Ober⸗ 

er ; 


Identiſfieirnug von Photographien uud ähnlichen Docnmenten. Un- 
laͤſslich eines Falles, in welchen dem Rogatorium eines öſterreichiſchen Gerichtes an ein 
auslaͤndiſches Gericht um Veranlaſſung der Agnoſcirung eines Verhafteten die Photo- 
graphie desfelben ohne Amtliche Bezeichnung ober tegelung — t worden war, wurde 
auf die Bedenklichkeit dieſes Vorganges, insbeſondere auf die Gefahr einer Verwechslung 
der Photographie mit anderen und auf den internationalen Gebraud) hingewiefen, ſaͤmmt⸗ 
lihen den Schreiben anzufchließenden Beweismitteln von Bedeutung Die erforderliche 
Authenticität zu verleihen. — Da im internationalen Verkehre die volle Authenticität 
der mitgeteilten Ausfertigungen und ihrer Allegate verbürgt fein muſs, damit nicht Der 
Mangel einer ſolchen Beglaub ang Den Erfolg der gegenfeitigen Erſuchſchreiben in Frage 
ftele, werben bie k. k. Juftigbehörden angewielen, in Bällen, in denen ihren Aus⸗ 
fertigungen Abbildungen, Pläne und ähnliche Documente beigegeben werden, biefelben 
entweder der Ausfertigung felbft mit Bindfaden und Wmtafiegel anzuheften, oder fie 
onft mit einer folchen ämtlichen Bezeichnung zu verfehen, welche jeden Zweifel an ihrer 

venienz befeitigt und die Gefahr einer Verwechslung ausihließt (3. M. 8. v. 26. De- 
cember 1884 an alle Gerichte und Staatsanmwaltihaften, I. M. V. B. 1885 Ar. 4, betr. 
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die J— ber den Schreiben ber T.L. Juſtizbehörden an aus⸗— 
a ebörben beigegebenen Bhotographien und aähnlicher Docu- 
mente). 


Gorrefponden; mit Augarn, Bosnien und Herzegowina. 


Verordnung de Juſtizminiſteriums v. 25. Juli 1894, 3. 15526, I. M. 8. 8. 
Nr. 29, betr. die Sorrceipondenz mit ben königlich ungarifhen Gerichten 
unb die Buftellung an Barteien in Ungarn. Un alle Berichte. 


el der Eorreiponb der ?. k. Gerichte mit ben Töniglih ungarifchen 
en ber Buftellungen an Parteien in Ungarn ergeben fid) häufig Beſchwerden 
und Anftänbe, welche fich darauf zurfidführen laſſen, daſs die im Laufe ber er⸗ 
angenen einidylägigen Erlaͤſſe, die in ihrem Zuſammenhange nicht mehr leicht zu ũberblicken 
nd, von den k. k. Gerichten überſehen werden und den heutigen Anforderungen in Ungarn 
nicht mehr durchaus entiprechen. Deshalb findet das Yuftizminifterium, auf Grund bes 
mit dem Töniglich ungarifhen Zuftisminiftertum neuerlich gepflogenen Einvernegmens, 
die in Betreff der Correſpondenz mit den königlich ungariihen Berichten und der Zu⸗ 
ftelung an Parteien in Ungarn bißher herausgegebenen Erläffe durch die nachitehenden 
Anordnungen zu erfeßen: 


1. Correſpondenz der EL. k. Gerichte mit den königlich ungariſchen 
Gerichten. 


1. Die 8. k. Gerichte Haben ihre Bufchriften in Civil⸗ unb in Strafredytsangelegen- 
— die koͤniglich ungariſchen Gerichte unmittelbar zu richten und durch die Poſt 
zu beftellen. 

2. Sollte an der Hand ber aus Verfügung ftehenben Gerichtö- unb Ortsverzeich⸗ 
niffe die Adreſſe des betreffenden königlich ungartichen @erichtes nicht fich feftftellen laſſen, 
fo fteht e8 den k. k. Gerichten frei, ihre für Löniglich ungariſche chte beſtimmten 

uſchriften mit offen gelafiener Adreſſe zur Bermittlung durch das königlich ungariſche 
ſtizminiſterium unmittelbar den ?. k. Zuftizminifterium vorzulegen. 

8. Die Bufchriften find in der Form von Noten auszufertigen; Erſuchen find 
niemals bloß in der Erledigung (Beſcheid, Rathſchlag), ſondern immer in abgeſondert 
auszufertigenden Roten auszudriiden. 

4. In der Aufſchrift ift das Gericht, an welches biefelbe gerichtet ift, genau zu 
bezeichnen und der Beiſatz aufzunchmen „und an jede andere für die Ungelegenbeit zu⸗ 
ftändıge Behörde in Ungarn”; auf die genaue und deutliche Schreibung ber Eigennamen 
(Berfonen- und Ortönamen), und zwar mit lateinifchen Xettern, ift beſonders zu achten; 
der Rote iſt das Amtsfiegel beizudrüden. 

5. Die Noten find in dentſcher Sprache abzufalien und bie [Beilagen berfelben 
mäüffen, wenn fie in einer anderen als der ungariſchen oder deutjchen Sprache abgefafst 
find, mit einer deutfchen Ucherjegung verjehen fein. 


II. Zuftellungen in Ungarn. 


1. Zur Bewirkung von Zuftellungen ſeitens ber k. k. Gerihte an Parteien in 
Ungarn ift die Nechtshilfe der Töniglich ungariihen Gerichte in An zu nehmen; 
die Veftellung von Erledigungen ber k. k. Gerichte an Parteien tm arn anf einem 
anderen Wege, insbeſondere durch die Bolt, ig unterſagt und wärbe Be Ungarn als ein 
ordnungsmäßig erfolgter, rechtlich wirtfamer YZuftellungsact nicht anerkannt werben. 

2. Das Erfuhen um die Bewährung der Rechtshilſe zur Buftellung bat mittels 
förmlicher Note zu geichehen; die Adreſſe der Partei, inSbeſondere, wenn es fih um 
Buftelungen in größeren Städten und en handelt, bie Baflen- und Hausnunmer- 
bezeichnung, tft möglichft genau und vollftändig zu geben. 

8. Im Imterefie der Erleichterung des Kechtshilfeverklehrs ſieht das Töniglich 
ungarische Juſtizminiſterium von der Anforberung einer ungarifchen und auch eıner 
deutjchen Ueberſetzung ber bloß zur Zuftell an eine Bartei in Ungarn beftimmten 
Schriften, als Klagen, Barteiangaben fammt Beilagen, bis auf weiteres ab, wenn bie 
für die Bartei beftimmte gerichtliche Erledigung jelbft (Urtheil, Bahlungsauftrag, Saite, 
Decret, Borladung) in der beutichen Sprache abgefafst oder mit einer Dentichen eber- 
jepung verjehen ift und wenn überdies der weſentliche Inhalt jener in einer anderen 
als der ungarifchen oder den Sprache en Schriften (Klagen, Barteieingaben, 
Beilagen), tnfoweit berfelbe jür das um bie Yuftellung angegangene Gericht u wiflen 
a, a bie betreffende Bartei davon verftänbigen zu Tönnen, in bem Gehuligreiien 
enthalten ift. 

4. Dem Erſuchſchreiben ift ein zweckentſprechend vorbereiteter Empfangsichein in 
deutſcher Ale mit beuticher Ueberſetzung beizulegen. 
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und, um Yu Hungen, die mit ber Einhaltung von —— für 

die Bartelen v ‚ fo it, was bisher oft überfehen wurde, b daranf zu achten, 

daſs bie eine aid — emeſſen und bie en der" ‚Seiebigung derart 

eier A werde, bamit bie — noch re — emeſſen et Vartei bie 

Bir si de ehmung ihrer efien ermögli er Beit leicht —S?— werden 
answeiß vor Ablauf des Termines einlangen könne. 


6. Die für Zuftelungen u „room enen Anordnungen gelten auch für 
— in — —— Aemter oder öffentliche Anftalten 
in Ungarn, Hate ift, was — oft — wurde, zu beachten, daſs a 
Erecut führungen (Verbote, Einantwortungen) auf Bezüge und andere Sorberungen 
von ben T. k. Gerichten niemals a nen an Caſſen Behörden, Uemter 
—— ee ee werben en Darien a — Fr ee 8w 
vo n — zu en glich ung en e zur ung er 
erforderlihen In Hosen —X ſpruch zu nehmen iſt; ſowie ſich die T. —— te 
— ſtets u Halten haben, daſs ihnen keinerlei Jurisdictionsact in 
arn zuſteht, ſondern ſie Ungarn durchaus auf die Inanſpruchnahme ber Rechts- 
Pr e der zuftändigen Ep nern Gerichte angewieſen find. 


Verordnung des In ums vd. 1. März 1897, 8. 2235, I. M. 8. 8. 
Nr. 8, Setreifend ne — eine ndenz der königlich ungarif — Gerichte 
nnd anderer töoniglich ung der VBeHörden mit denk. k. Juſtizbehörden 


und die für Alelige Bartel eftimmten Buftellungsacte aus Ungarn.*) 
An alle Fuftigbehörb 


Die Saftiamintf — 26. Juli 1894, J, M. V. B. Nr. 239, betreffend 
die Correſpondenz mit den Töniglich — ec und bie Huftellungen an 
Barteien in Ungarn, bat bie I über die Urt und Weife der Gorreipondenz der 
— —— — un Behörden mit den !. k. Juſtizbehörden im all einen 

ondere in Bezug auf Bu le an —— e Parteien unberührt gelaſſen. Zur 
hen Durchführung des nbjaßes ber Ierſcueten, und um aufgetauchte 
Bweitel, Unftände ah Verzögerungen, die namentl 6 auf prachiiche — — 
zurüdzuführen en Möglichkeit zu bejeitigen, findet das Fuftigminifteri um nunmehr 
auch lie ein und bie ſich hierauf beziehenden, bisher binausgegebenen 
Erläfie e Kachft enden Unorbnungen zu erfegen: 


1. Es ift den Königlich ungarifchen Berichten geftattet, ihre Bufchriften in Civil⸗ 
unb a re an die k. k. Juftizbehörden unmittelbar zu richten und 
durch die Boft zu 

— Den k. k. Juſtizbehörden iſt es nat — ee der Töniglid 
u hen Gerichte deshalb zu beanftänden und eifen, weil bie ale 
oder en derjelben in ber —AX ariſchen Sprache. en 8t und mit einer Web ung 
ud) barı bie Obrefiatbehöre das Hnkdlich ungaritihe Geriht zu naftränihen Bel 

—— e zur glichen Bei⸗ 
ſtellung der Ueberſetzung nicht ic nehmen 

8. Sofern in dem ungari or Texte je — den bei der Adreſſatbehörde etwa 
vorhandenen Pa em Den t zurecht gefunden und fofern für ben Gebraudı 
der betreffenden demli en ar nicht entrathen werben kann, find 
von biefer in — Fe Fer eingelangten Uctenftüde in ber ungariichen Sprade dem 
Juftisminiftertum vorzuiegen, welches durch einen eigens hiezu mit Entlohnung be⸗ 
ftellten len der aus dem Kreiſe der beim Wiener Dane gene eeibeten olmetfche 
für die unserer Sprache entnommen ift, bie Ueberjegung in bie deutſche — Ie 

e entiveber vollftändig ober auszugsweiſe beforgen wird, ohne bie 
a an biefür mit Koften zu belaften. 


Diefer lieb 1 darf aber principiell dann nicht in Anſpruch genommen werben, 
wenn e8 re ausfchlie um eine nur im erefle der an eleg ene Ueberſetßung 
m — azu Hr Seite 537 die Mitth. des J. M. 18711897. ) 


orlage an das Juftiaminifterium hat von ber ass unmittelbar 


Die V 
die Mu t bes lim ed, unt eihen bie Vorl Igt, ift nach 
den u sehen; : a a ne dien ed — ae 


Dieſe Verordn ed t bie der Lönigl Landes 
in Kara — enden € raten & Lavoni . — ——— 

e) Muſter für die Adrefſe, unter welcher die Weberfehungsftäde dem Juſtiz⸗ 
minifterium zuzuſenden find: 
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Ueberfehungsftüde unter einem Umfchlage vorgelegt werben; bie Ausfertigung beionberer 
— iſt unſtatthaft. 
Die Vorlagen ſind bei ben Age als Eurrentien zu bebanbeln. 
5. Zuftizbehörben jeboch, Ibft geeignete Dolmetiche für bie ungari . 
— e he Gebote ftehen, haben fid) * benöthigten Ueberſetzungen durch dieſe bei 
zu la 
a) bar aus der Zuſchrift des königlich ungariichen Berichtes ober ſonſt nad) ben Um- 
ftänden ee wird, dafs es fü 19 um eine an ngelegenpelt von offenbarer Dring- 
b) ee idee Sei A Leberfehun toftenfrei exf der 
wenn es geſich ‚ba e er en olge, o 
daſs die Ueberſetzungskoſten von der etwa in Frage Tommenben Partei — eriegt 


werben, oder 
e) eine Ueberſetzung in eine andere als die deutſche Sprache za wird und 
eje durch den betreffenden Dolmetich unmittelbar und nicht erf aut Grund einer 
——* erſetzung in die deutſche Sprache beigeſtellt werden — 

6. Ueberſetzungskoſten dürfen ben — — ariſchen Gerichten in keinem 
au eredmet werden; ſie find, wenn nidht ber es Grade Bun — — Part 
endgiltig aus den Veriagsgeidern der betreffenden k. ? ftigbehö u bezahlen. 
(Die ofen von Leheiegungen and | aus der ungarifchen Sprache, Die — Grund der 
Berg . März 1897 Nr. 8, durch das um bei» 
Ben werden, find in — ar dem im 8. 385 St. P. otgezeichneten 
etrage zu berechnen in die Koſtenverzeichniſſe einzuſetzen, den üneigen u. des 
u an einzubringen und gleid) diefen zu verrechnen. J. M. V. v. 85. October 
7. Ebenio wie die .t. Gerichte angewiefen mwurben, zur Bewirtung von Bu- 
ftellungen an Parteien n Ung arn fich nicht unmittelbar Der Boft zu u bedienen, ſondern 
in allen Fällen die Rehtshilfe, der Löniglich ungariichen Berichte in Anſpruch zu nehmen, 


Geſchaſtszahl J. M. ũ.g8. 
Anzahl der Actenſtucke: j 
8. T. Bezirksgericht 


in 
Voran. 
An das 
k. t. Juſtiz⸗Miniſterium 
in 
Zur Ueberſetzung. Wien. 
Bemerkungen: 


1. Der Adreſsrahmen ſoll entſprechend lang und breit ſein; zum Umſchlag iſt 
ſtarres Packpapier zu verwenden. 

3. inte oben hat das Adreſſ a als Bähler bie BEINAHE, unter w 
das betreffende unga —2 — Geſchäftsſtück bei ihm eingetragen iſt, und als Nenner die 
Unzahl ber Wctenitüde einzufegen, welche vorgelegt werden. Umfaſst ya betreffende 
Gernäftäftüd auch Actenjtüde, De zn zu überſetzen find, fo find die legteren womöglich 
auszuſcheiden und zurüdgubehalt 

3. Werden unter einem Unfchlage mehrere Gelchäftsfiüde vorgelegt, fo finb die 
Geſchaͤftszahlen aller —— der Reihenfolge nad) gleichſalls als Zähler und 
— jeder re ie Anzahl der als dazugehörig vorgelegten Actenftüde als 

enner — 

Rechts oben wird vom — die fortlaufende Zahl eingeſetzt 
werben, unter welcher das Poftftüd bei dem Juſtizminiſterium in das bei diefem —7 — 
Ueb ——— regiſter eingetragen und fchließlicdy verſehen mit der Ueberſetzung an das 
Gericht d — wird. 

as Gericht ſchon bei der Vorlage im Bar zu beurtheilen, ob es eine 
—— ie nur Gr aus —— Ueberjegung benötbigt, fo hat es auf der Ürefle 
den Worten Bur Ued tfegung” beizufügen: orLft ndig“ oder „Aus>» 
zugsweiſe“ priedatha der —* lag mehrere Lictenſtuͤc⸗ und ſoll bier Bu ag nicht 
für alle Städe gelten, fo finb biejenigen Suse a welche fid; der Vermert „Auszugs⸗ 
weiſe“ bezieht, „mittels Rothftiftes durch ein Sternchen (*), Diejenigen aber, auf welche 
der Berm Vo re Zug hat, mit zwei Sternchen (**) zu verſehen, und hat. 
wenn der ümſch lag Stüde beider Acten entalten follte, ber Zuſatz zu lauten: „xheils 
vollftändig, heile auszugsweije". 
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die Tönigl Gerichte ? u 
icien auf Teinem anderen Kbege alß Den ber Bermitiikng Dur Die 1. T- Gerichte eine 


Die an hierländige Barteien zuzuftellenden Actenſtũcke Tönig Fee: arifcher — 
werden von den letzteren in der Regel nicht mit einem eigenen fehreiben 
ondern bloß es zn des vorbereiteten Huftellungsicheineß der ir efenben cr 


———— Art der leßerfenbung ift bis auf weitereß nicht zu beanftänben. 
Sofern die Bejorgung der Zuftellung durch die Udrefiatbehörde ohne bie ru 
einer förml Ueberfegung nicht ausführbar fein jelee tft fih zur Beſchaffung d 
aa ig © der unter » 2 bis 6 erwähnten Weile zu nn 
is auf weiteres find diefe Anordnungen auch auf Bu ſchriften anzuwenden, 
welche von anderen Töniglich ungariſchen Behörden Ss ben eöniglih ungariichen Gerichten 
namentlich von den ven königlich ungarifchen Minifterlum des Innern unterftebenden 
— — und Stuhlrichtern an die Juſtizbehoͤrden einlangen 
berſezung ungariſcher Actenſtücke in die Beusi@e rear 
Ueber Cr Gran am ur I vorliege, in welchem ber vom Juſtizmini 
Ueberjeger prin Anipru Den werden nel find bei den ten 
—— — * Ben. die im allgemeinen fich dadurch charalteri- 
* al aan den Begriff „aus Stiel nur im terefie einer Partei gelegenen 
—— afßte. Oberlandesgerichte hat das Yuftizminiftertum 
—* * — bie folgenden Grundſaͤze mitgetheilt: 1. Ein von einem un⸗ 
garden Kerr Auge nlangendes Eu en um en fann niemal3 als eine 
Bartelangelegentet, und die Ueberfegung eines jolchen —*28 — —** — a: nit 
eine nur im Smtereff e der Bartel —— Ueberſetzung angeſehen werden. 2. Das 
selbe gilt überhaupt von allen aus Ungarn ein en Erſuch — eiben; —— 
die — im ont Ungern einer Partei gelegen find, en fi) regelmäßig nur Dann ergeben, 
Erledigungsacten zu hierlands anhängigen Privatrechtsſachen ein- 
langen Relnesfalls darf von einer ungariichen Behörde oder von einer in Ungarn 
baften Bartei die Veiftellung von Heberfegungen oder ein Koſtenvorſchuſs für Ueber⸗ 
begehrt werden. 4. Im — iſt der Besten: a 9 Immer 
— in der durch die et v. are M.8 B. 
. 8, vorgefchriebenen Weiſe vorzulegen (Mitth. 3 M. 8. haar), 


Berordnung be Juſtizminiſteriums vom 14. Jänner 1899, 3. M. 8.3. Nr. 4 
enthaltend einen En u mn in der uftigminifterialverorbnung 
vom1. März 1897, Nr. 8, gegebenen Anmweifungen über die 
Behandlung —— — An alle Gerichte. 

er felten trifft es fih, inäbefonbere bei Erfuchen um den — ungariſcher 
— ſchritte, dann beim gegenſeitigen Verkehre en en R ———— 
x — eh dem m Dierzeichfhen Gerichte zukommende ungarifhe Schreiben in 

orm ein ag cn Da tft, von * weitere — Ausfertigungen - 
Bwede ber a an hiefige arteien beigeidhlofien find. 
Fluten wird von amtswegen buch das Juſtizminiſterium eine Dr 
u, zu dem bei Gericht verbleibenden Beicheib lare an efertigt. amt 
nun a tliche Weberfegung aud) den Parteien, welche die weiteren emp are zu 
halten zugänglich und auf 2, Weile das Belorgen einer eigenen, —— 
Ueberſetzung erſpart werde, ſindet miniſterium folgendes anzuordnen 
a) die een ung ft — e SEE e zu t — t bie 1 Weberfeung feines 
i ch auch noch aus anderen 
en —&S oh 


befitimmt art Beicheidsausfertt en find f> 
rY- Fre mis der Dem a in inon — fein kann in der &e- 
helm eingejehen werben.“ 


Berosbnung des Yuftizminifteriumd vom 16. Auguſt 1898, J. M. 8 ne Ar. 26, 
betreffend die wol eitige Correſpondenz zwiiden den : r. Juſtiz⸗ 
behbrden und den könig I croatiſch⸗ —— nen * anderen 
töniglid eroatiſch-ſlavoniſchen Behörden n alle Juſtizbehörd 


Das Yuftizminiftertum me die bezüglich der Art und Weife der ———— 
—— Ken zwifchen den k. J. Juſtizbehörben einerjeit® und den an lich eroatiſch⸗ 
ten und auch anderen königlich —— * ander⸗ 
rule — laͤſſe durch die fteh 
1. Zwiichen den k. k. Juftigbehörben und ben Tönigli —— — Ge⸗ 
richten finbet unntittelbare Correſpondenz auf dem Boftwege ftatt 
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9. Sollte an der Hand ber zur ale t8« unb Ortsvergeih- 
nifle bie Abr : des —— — — ne ifchen —— tes nicht feft- 
fielen laſſen, eht e8 den k. ’ ehörden ef für — croatiſch· 
niſche Gerichte Se — — mit offen gelaſſ — em Juſtizmin — 
= ulegen, das bie Bermittlung ber königlic, croatifch-[lavoni — —— n 


n ven nehmen Rita 
e Zuſch ie in Form von Roten außzufertigen; Erſuchen find niemals 
bloß N der —— (Beſchluſs, Beſcheid), ſondern immer in abgeſondert auszuferti- 
genden Noten auszudruͤcken 
— In der Auffchrift der Note Au * seine an welches biefelbe — ge 
genau zu bezeichnen und bei Erf —— aufzunehmen „und 
andere für die ngelegendeit en ge — in Cro en«® onien”:; auf bieg genaue 
und beutliche —— Eigennamen (Perſonen⸗ und Ortönamen), und zwar in 
lateiniſchen Lettern, ift beſonders zu achten. 
5. Die Noten find von ben k. T. Juftizbehörden in Dalmatien in der ferbo- 
atifchen Sprache, von allen übrigen k. I. Stuplspenbrsen in der dentſchen Sprache ab- 
zufaſſen. Die Beilagen müſſen, wenn fie in einer anderen ald der croatiihen oder 
deutichen Sprache abgefafst find, mit einer beutfchen Ueberſetzung verfehen fein. 
6. Die Löniglich croatiich-flavonifchen Berichte find angewieſen, —— ſie — in 
der Correſpondenz mit I. k. —A— nicht etwa der deutſchen 
ihre an t. k. Juſtizbehörden außerhalb Dalmatiens en tiuhfhreiben (fo (Ro- 
atorien) in croatitcher ek zur Beiſtellung von beutihen U eberfegungen bem Ueber⸗ 
t ungsbureau der löniglichen Landesregierung in Agram“ vorzulegen, welches auch bie 
et on bie — übernimmt. 
Do iſt es den k. k. örden in keinem Falle geſtattet — der 
—3* eraatifc-avomifchen ‚gaie eahalb zu beanfländen umb zu urüdzuweifen, weil 
die Yufchriften ober deren Beilagen in ber croatiichen a Berti und —— einer 
——— in die deutſche Sprache oder in die Sprache tbehorde nicht ver⸗ 
ſehen ſind; auch darf die Adreſſatbehörde das betreffende Tal ms —— 
Gericht La nachträglichen Veiftelung der Veberfegung nicht in 
7. Sofern bei auß Croatien⸗Slavonien nur in der croati Pa — — 
den Erſuch; reiben (Rogatorien) je nach ben bei der Adreſſatbehörde vorhandenen 
Sprachkenntniſſen J nicht zurechtgefunden und einer förmlichen —— nicht ent⸗ 
rathen werben kann, iſt es ber Adreſſatbehoͤrde geſtattet, das Erfuchsichreiben bes u 
lich eroatifch-{lavoni)| Hei Gerichtes, beziehungsweiſe die in croatiſcher e abgefafsten 
Beilagen des Erſuchſchreibens an das — ungsbureau der königlich croatiſch⸗ 
flavonifchen Landesregierung” zur Ueb erfegung in die deutfche Sprache und zwar un- 
mittelbar einzufenben, wozu es eines befonberen Begleitfchreibens nicht bedarf; es genügt, 
das zu überjeßenbe Actenftüäd unter Couvert nach bem diefer Verordnung beigegebenen 
Mufter*) durch die Boft zu beftellen. 


*) Mufter für die Adreſſe, unter welcher bie Ueberſetzungsſtücke der Töniglich 
croatiſch⸗ ſlavoniſchen Landesregierung zuzufenden find: 


__Geichäftszahl 
Anzahl ber Actenftüde 
er KR. T. Bezirksgericht 
in 
Boran. 
Un das 
Vederfegungsburean der Töniglih croatiſch-ſlavoniſchen 
Landesregierung 
in 
Zur Ueberfegung. Agram. 


Anmerlung: Jft da Gericht bei ber 8 e im Stande 3 ——— 
es eine vollſtaͤndige ober nur eine ausz weiſe eßung bend dr t, o bat es Br 
der Adreſſe unter den Worten Zur Ueberjegung” entweder , Vollſtändig“ o 2 Audzugs⸗ 
weife” beizufügen. 
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a wird dann, mit der Ueberfeßung verfehen, ebenfalls unmittel- 
bar und — chreiben u een bureau zurädgelangen. 
8. Dagegen haben bie ? en bon allen anderen nur in croa- 


tifcher Sprache — —— —* Kanäle ſlavoniſchen Gerichte, alfo 

insbefondere von allen Schreiben, welche ihnen auf eitiger Requtifitionen zu- 

tommen, da hiefür eine Ueberfegun durch die Töniglich oa laponifche Landesregie⸗ 

rang nicht — iſt, Die benö — Ueberſetzungen in der gleichen Weiſe, wie dies 

—— achigen Acten — ſelbſt zu beſchaffen 

ee 2 Vergũtun —2 t ansgeichlofien, nnd 

die T. L — en, wenn n eine Partei zu⸗ 
trifft, ihre Ueberfeg na endgilti a vn eriagsg no zu beftreiten. 

2 Bis Seal — finden die vorſtehenden Anordnungen auch auf bie Corre⸗ 

k. Juftigbehörben und anderen Töniglid) croati a 

Da a en als bie ati croatif ⸗ſlavoniſchen Gerichte ebenfalls Anw 


Das Wiener Landesgericht, bei dem fic, wegen der Beibringung der us 
zum Bwede bes Vollzüges von Requiſifionen alte ungarifher de- 
* Wen Anftände ergeben haben, hat folgenden am Iuf8 ec Wenn 
Sen Gerichten ae einlangen, melche bie Brotos 
tolles Behals ein ed envernchmu ng, Eidesabnahme, Execution ꝛc. re ohne dafs 
bie Silh chen Stempel, oder der zu ihrer Anſchaffung erforderliche Bar- 
beitrag m un endet wurden, und wenn dieſe Stempel auch nicht von einer am Orte 
en requirirten chtes wohnhaften a Streitpartei beigefchafft werben 
fönnen fo wird die requiritende ehösde 6 Bewilligung der angefuchten Amtshandlung 
mit Schreiben erſucht, den erforderlichen, ifemahe mit Rüdficht auf die wahrſchein⸗ 
liche Anzahl der zu verwendenden Stempel audzudrüdenden Geldbetrag ſogleich einzu⸗ 
ſenden, welcher nach Ei en dem mit der Amtshandlung betrauten tBorgane 
uftellen iſt. — Sollte der Geldbetrag bis zur Zeit der Amtshandlung nicht einlangen, 
b” das Protokoll ung vn aufzunehmen, bei Borlage besfelben bie — 
es zu — die Abſendung des Protokolle an die requirirende VBehörbe 
aber nicht zu — iR der vom genannten Landesgerichte beichloflene Vorgang 
fih ala nel ee unb a en ur allgemeinen Beobachtung empfiehlt und 
= köntgl — ch bereit erklärt hat, die demſelben unter⸗ 
Rehenden Gerichte“ in neieidem inne anzumwelien, erhält das Oberlanbesgericht den Auftrag, 
den unterftehenden Gert je die A A n Beifungen im Sinne bes erwähnten Plenar⸗ 
Be. ” ertheilen (%. . dv. 29. Juni 1873, 8. 7017, an alle Oberlandesgerichte). 
gang der erihältese I des aum Empfange berufenen Ge⸗ 
einen bei eldanmweifungen der? niglie ungarifhen Gerichte an die 
Diesfettigen Gerichte und Bezeichnung des Ramend des erfuhenden Ge⸗ 
richtes auf ungarifhen Zuftelliheinen. Auf Erfuhen des k. k. Juſtizmini 2 
rtums bat An LUNG der Fdentificirung von Geldſendungen der ungariihen 
richte an an en Gerichte der ungariſche Juftisminifter mit Verordnun ». 
31. mal 1899, 8, bie ——— Gerichte aufgefordert, in den Beſch 
— ——— an hieriandige Gerichte Üüberjendet werben, bie Geld —* bes 
—— becuienen Geri tes anzugeben. Don —— ungari Finanz, 
miniſterium w ferner mit Verordnung v. 2. April 1899, 8. 20287, Die ink 
als Depofttencaffen angewiefen, auf ben —— ee die im Be⸗ 
ſcheide an Wilder er Geſchaͤftszahl a — 20 
— en Verordn erbem verfügt, dafs bei Zuſtellungen, 
die auf ariiher Gerichte x — Bee en Reichshälfte BERNER nd, 
auf dem Su lungaf eine das erfuchende Gericht nicht durch Aufdrücken Gerichtö- 
fiegels, fonbern mit leferlicher San au — iſt (Mitth. MR. V. B. ©. 2348/1899). 
Bas die Gerichtsbehörben in Bosnien und ber Gericgosins beteif, fo wurde 
die u ee und gerichtliche Eintfeitun diefer Länder mit dem an er e ae aaıs, 
geric te mit Ausnahme von Bara geridıteten 3. M. E. v. 8. a 10 . 11319, 
— gegeben, in welchem auch endes verordnet wird: Di Se für 
Bosnien und bie ——— hat die Gerichtsbehörden in den oecupirten Ländern ange⸗ 
— ei Hinkunft Verkehre mit den öſterreichiſchen Geriiten bie betreffenden 
Eriudjfäneisen abe an dieſelben zu richten und alle von den dfterrei jan 
ten an fie — eh en Erfuchichreiben der unmittelbaren Erledigun —F 
— wurden die örden in ben nn Ländern angewieſen d 
mit den Seren & — — Dalmatiens der deutſchen Sprache zu 
bedienen und den etw dig Bellagen deutſche Ueberſegungen 
eg — Das — — findet ach anzuordnen, daſs and die Öfter- 
Gerichte fi im Falle vorkommender Requifttionen unmittelbar an die betreffende 


Schauer, Geſch. Ordg. 34 
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Gerichtsbehörbe in ben occuptrten Ländern zu wenden und bie Antwortfcdhreiben auf die 
allenfalls von dieſen Gerichtsbehörden an fie gelangenden Requifitionen unmittelbar an 
die requiritende Gerichtsbehörde einzufenden baben. Die öjterreichifchen Gerichte haben 
fi) im Berlehr mit den Getichtsbehörden in den occeupirten Ländern ausfchlieflid der 
deutfchen Sprache zu bedienen. 

(Bujag für Innsbruck.) Jene Gerichte Südtirols, bei benen bie italienifche die 
Amtsſprache iſt und die Wusfertigung der Schreiben in deutiher Sprache mit großen 
Schwierigfeiten verbunden wäre, haben ihre an die Gerich Sbehörden in den occupirten 
Ländern gerichteten Requiſitions⸗ oder Antwortfchreiben in italienifcher Sprache zu ver- 
fafjen und felbe dem Oberfanbesgerichte vorzulegen, welches für die Ueberfegung berfelben 
fowie bad ne er in die deutſche Sprache Sorge zu tragen und deren weitere Erpedition 
zu veranlaflen Hat. . 

Auch werben die italienifchen Gerichte Südtirols die von den Gerichtäbehörben 
in den occupirten Ländern in deutſcher Sprade an fie gelangenden Requifitiond und 
Antmwortjchreiben im Halle der Nothiwendigleit dem Oberlandesgerichte zur Beranlaffung 
der Ueberjegung berjelben in die italienifche Sprache vorzulegen haben. 

Da bei ben @erichtäbehörden in Bosnien unb der Herzegovina bie italienische 
Sprade in der Regel nicht verftanden wird, jo werben zum Bmede der Börberung und 
Erleichterung der Rechtshilfe zwilchen ven dalmatinifchen und den bosnifdy-herzegopinifchen 
Gerihisbehörden auf Grund eines Uebereinlommens mit dem T. t. gemeinfamen 
Miniitertum bie are Gerichte angewiefen, ihre Requifitioneu an die bosniſch⸗ 
herzegoviniſchen Gerichtöbehörden und die Antworiſchreiben auf die Requiſitionen der 
iesteren ausnahmslos in ſerbo⸗croatiſcher Sprache zu verfafien und bei ben Requiſitionen 
die eigenen Erledigungen von Barteieingaben oder allfällige erite gerichtliche Erläſſe, um 
deren Durdfü die bosniſch⸗herzegoviniſchen Gerichtsbehörden angegangen werben, 
foferne Dur Erledigungen und Erläffe gemäß der für Dalmatien geltenden ſprachlichen 
Vorſchriften in italienijcher Sprache hinauszugeben find, mit einer von amtöwegen gu 
verfaflenden Ueberſetzung in bie ferbo-croatiihe Sprache zu verfehen und dieſe den 
Nequifitionen beizufchliegen. — Auch wird den dalmatinifhen Gerichten zur Pflicht ge- 
madht, in ben Fällen, bei denen Amtshandlungen burd) die Gerichtöbehörden in Bosnien 
ober in ber Herzegovina auf Grund von Nequifitionen ber —— Gerichte vor- 
zunehmen fein werden, auf die betheiligten Parteien in geſetzlich zuläſſiger Weiſe einzu- 
wirken, damit fie ihre Eingaben oder Erflärungen, welche dem Requilitionsichreiben 
an eöloflen werben follen, in ihrem eigenen Intereffe zur a en des Bollzuges 
in de —— Sprache abfaſſen oder —— in dieſer Sprache zum Anſchluſſe 
an das Requiſitionsſchreiben vorlegen (J. M. B. v. 27. October 1885, T M. B. 8. 
Nr. 71, betreffend die Sprache des Verlehres der dalmatiniſchen mit ben bosnifſch⸗ 
herzegoviniſchen Gerichtsbehörden). 


5qhriftlicher Verkedr mit öſterreichiſh ungariſchen Geſaudtſchaften und 
Conſuſaten. 


Aus Anlaſs des vorgekommenen Falles, dafs ein Gericht Beſcheide, welche in der 
Rechtsangelegenheit eines bei einem auswärtigen Hofe beglaubigten öſterreichiſchen Ge⸗ 
fandten ergangen waren, demjelben burch die auswärtige Gerichtsbehörbe zuftellen lieh, 
und in Erwägung, daſs diefer Borgang nicht nur mit Unzukömmlichleiten verbunden ift, 
fonbern auch in einer die Rechte der Erterritorialität beeinträchtigenden Weife ausgelegt 
werben könnte, findet das Juftigminifterium dem Oberlandesgerichte aufzutragen, bie 
untergeordneten Gerichte anzumeilen, dafs fie die Buftellung gerichtlicher hen 
an die bei fremden Regierungen beglaubigten diplomatiſchen Bertreter des Öfterreichiichen 
Staates gene mittel® der Minifterien der Juſtiz und bes Meußeren einzuleiten haben 
(3. M. E. v. 22. October 1854, 3. 19738, an alle Oberlanbesgericdte). 

Im Intereffe einer vereinfachten und befchleunigten Rechtöpflege bei Zuftellungen 
und anderen Amtöhandlungen, welde auf Erſuchen öſterreichiſcher Juſtizbehörden im 
Auslande vorzunehmen find, wird den ſämmtlichen Gerichten eriter Inſtanz geftattet, in 
allen jenen Fällen, wo es fih nur um einfache Zuftellung an öfterreicyiiche oder frembe 
Staatsangehörige im Uuslande oder bloß um Ertheilung von Nustünften, dann um folche 
Verfügungen handelt, welche lediglich Barteifachen betreffen oder fonft nicht von höherem 
Belange And, unmittelbar an die daſelbſt befindlichen k. k. Gejandtichaften oder Gon- 
fulate 1 au wenden. — Bezüglich der Reauifitionsangelegenheiten in der Türkei haben 
fi) die Gerichte insbeſondere in allen in dem vorftehenden Abſatze aufgeführten Pälen 
unmittelbar an das öfterreichifche Conſularamt oder bie T. T. Ugentie des be en 
Bezirkes oder in Ermanglung eines — ſolchen k. k. Miffionspoftens an jenen des 
nädjitgelegenen Bezirles u wenden, au wenn die gedachte Vermittlung nicht zureichenb 
eriheint, die Dazwiſchenkunft der k. k. Internuntiatur giegt Botichaft) zu Gon opel 
gleihfal8 birect in Anſpruch zu nehmen; endlich bei Gegenſtänden von afflgemeinem 
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Intereſſe Dr on — —— a Ken die ge — Ye vos = 
nifterium der Yu npalge hen, (0 obann an ba um eußern 
wenden wird (I. — — 4. October 1850, R. G. B. Nr. 898, wodurch einige Er⸗ 
leichterungen "Beziehun auf die 8 Buftellungen unb andere Amtshandlun en, welde 
Een — . Öfterreichtfeher Juftizbehörden Auslande vorzunehmen nd, ange- 
ordnet wer 


Die häufigen, durch unrichtige Adreffirung von Gorrefpondenzftüden berbei- 
geführten Verwechslungen der beiden in Rom rw en !. und k. M Milfiomen haben in 
legterer Beit derart zugenommen, dafs fich der k. und k. Votichafter genöthigt ſah, die Bitte 
au ftellen, diefem Uebelſtande möglichft abzuhelfen. — Es langen nämlich von Brivaten, 

nftalten und Behörden Briefichaften und PBaletfendbungen bei der E, und k. Botichaft 
am heiligen Stuble ein, welde für jene am ft. italienifdhen Hofe beftimmt, 
aber nur mit ber Aufſchrift an die k. und k. Votfchaft” in Rom bezeichnet find. Um 
den fich hieraus ergebenden Unzulömmlichleiten und Störungen vorzubeugen, ift auf ben 
bezüglidyen Adreſſen an die k. und k. Milfionen in Rom ſiets der ——— Beiſas 
Bi dem er en — oder „am ?. italieniſchen Hofe" a Hievon wird mit 
sul ver . M. Ev. 4. Jänner 1872, 3. 88, zur eigenen Darnachachtung 

— Ber ne — Be unterftehenden Gerichte (Staaisanwaltichaften) in Kenntnis 
—— 4. September 1876, 3. 11425, an alle Oberlandesgerichte und Ober⸗ 


Die en ten über die C — mit den k. und k. Miſſionen im Aus: 
lande mwurben Mine des k. er Miniſteriums des Aeußern neuerlich eingejchärft 
durch den 3. M 5. November 1876, 8. 14093, welcher lautet: „Die k. k. Gerichte 
werben an ee allen Bällen, in denen es ſich Richt um dringenbe Angelegenheiten 
—— mit den !. und k. Miſſionen im Auslande nicht direct zu correſpondiren, ſondern 
a iften an bdiefelben auf dem kai des vorgelegten Oberlaudesgerichtes dem 
— vorzulegen, damit dieſes deren Beſörderung durch das k. und k. 
—5— bed Aeußeren vermittelſt der regelmäßigen Courirverbindung veranlaſſe. 
Für dringende nl bleibt den k. k. Gerichten die directe Eorreipondenz mit den !. und 
!. Miffionen tm (ande und zwar wie bisher geitattet; fie haben jebod) ihre —— — 
an biejelben, wenn fie durch die Voſt befördert Be gehörig zu rn 88. 
oben die Bortobo Khriften, insbefondere die J. M. V.v. 18. November 1891, % 
Nr. 41, und 32. April 1893, J. M. 8. B. Nr. 16, fowie die Mitth. J. M 
©. 1432/1894. 
Das t. und k. Minifterium des Weußern hat mit Circularverordnung dv. 8. März 
1894, ae im Einvernehmen mit dem SYuftizminifterium die Verfügung getroffen, 
dafs uftighin. die }. an — ertretungsbehörden im Auslande ſtets den Empfan 
an dieſelben feitens der k. k. Juſtizbehörden bezw. —— einlangenden Wert⸗ 
ſendungen zunächſt mit nk denjelben zu beftätigen hab 
Nach Mebermittlung der betreffenden Wertfenbungen an — de Aemter 
oder Privatperfonen, wel biefelben auszufolgen fein werben, find auch die Empfangs⸗ 
beftätigungen ber leßteren —— * gleichfalls an jene inländif en Aemier zu fenden, 
von welchen die Abſendung erfolgt war. Diefer Berfügung entiprehend erhalten die 
uftt3behörden zum Behufe det Documentirung der Uusgabsjournale für gerichtliche 
En onflige Depoſiten I Auftrag , im Sinne bed Bunftes 2 der Berordnung der Mi: 
—— der — und der Finanzen, dann der oberſten — 
23. September 1868, RG. B. Nr. 160, eine vidimirte Abſchrift der eingelangten 
—— dem — Depofitenamte zum Journalsbelege zu übergeben 
M. V J. M. B. B. Rr. 18, betreffend den Vorgang 
bei Conſtatirung —— von Bertfenbungen der k. k. J Sea: 
behdrden Ye t. und !. Bertretungsbehörden im Auslande n 
alle Yufttzbebörd 


Berkepr des Gonfular-Dbergerihtes in Gonfiantinopel mil inſändiſchen Behörden. 


Ein unmittelbarer fchriftlicher Verkehr n für das Eonfular-Obergeridyt nur mit 
den !. und k. gemeinfamen Behörden und ben VBehörben der im Neichdrathe vertretenen 
Kimi 2 and Länder, dann ber Länder der ungarifchen Krone und aud) Bosniens 
unb erzogopina eröffnet. 

lan die für Barteien beſtimmt find, darf das Eonfular-Öbergericht nicht 
unmtttelbar beftellen, fondern e8 hat wegen ber Bufte Nung die Rechtshilfe auf bem aus 
dem Borftehenden ſich ergebenden Wege der Correipondenz in — 5— zu nehmen (8.17, 
Abſ. 3 und 6, — ee k. und k. sr B —** * eußern v. 80. Juli 
1897, Anhang zur J. M. 8. v. 80. Juli 1897 


"ar 
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dorrefponden; mit dem Auslande. 


Ursentina. Rad, Inhalt eines Verichted des T. und !. Diimifterrefibenten für 
Argentina und u! gewähren die Berichte biefer beiden Republifen den fremben 
Gerichten nur bann Reditähilfe, wenn fie mit einem von dem erſuchenden Gerichte ans- 
gefer ten, an fie gerichteten und durch Vermittlung bes en diplomatifchen oder 

oniu at-ertreterd an fie gelangten WReguifitionsichreiben um die Vornahme ber be⸗ 
enben En Amtshandlung erfucht werden. — Die k. k. Gerichte haben dem⸗ 
in allen Yällen, in welchen fie die Bornahme einer gerichtlichen Erhebung ober 
eines fonftigen Actes der Mechtöbilfe in den Staaten Argentina Uruguay in An» 
fpruch zu nehmen in bie Qage Tommen, ein förmliches Erfuchichreiben an daB betreffenbe 
Gericht — und mit der erforderlichen Legaliſirung verſehen, auf dem Wege 
des vorgefeßten Oberlandeßgerichtes, welches ebenfalls bie SSeglanbigung Deian en bat, 
dem Juſtizminiſterium behnfs weiterer Vermittlung vorzulegen (3. M. E. 
1877, 3. 1606, an alle Oberlandes gerichte). 


Belgien. Die Gerichtöbebörben werden angewiefen, ihre Erfuchichreiten an bie 
Gerichte der Königreihe Dänemark, Niederlande und Belgien [biefe Erſuchſchreiben 
mögen bie Zuftellung gerichtlicher Ucte ober die Bornahme anderer Amishandlungen zum 
Gegenftande haben), nicht unmittelbar, fondern im Wege der Minifterien ber Zuftlz uud | 
des Aeußern einzuienden (%. M. 8. v. 7. März 1857, R. &. B. Nr. 50). — Aus Un- 
laßs eines Yalles wirb dad Oberlanbesgericht erjucht, fämmtlichen unterftehenden Gerichten | 
die Beftimmungen ber I. M. ®. v. 7. März 1857, R. ©. B. Nr. 50, mit dem Bei- 
fügen in — zu bringen, daſs ebenſo wie die an die k. belgiſchen Gerichte, | 
auch die an andere ?. beigifchen Behörden ergehenden gerichtlichen Erſuchſchreiben nicht 
unmittelbar an biefe Behörden zu überfenben, fondern auf dem Wege bes Ober- 
landedgerichte® dem ZJuftizminiftertum zur weiteren ———— vorzulegen find. — 
Zugleich wolle das Oberlandesgeriht zur Kenntnis nehmen und den unterfichenben Ge⸗ 
richten eröffnen, dafs in Zukunft alle an k. belgiſche Gerichte oder andere Behörden 
— 7 Erſuchſchreiben mit der Legaliftrung zu verſehen ſind (J. M. E. v. 15. De⸗ 
cember 1878, 8. 17088, an alle Oberfandeägeridhie‘. 

Brafilien. Mitthetlungen, die feiten® ber k. und T. — — in Rio de 
Janeiro einlangten und darauf ſchließen ließen, daſs die in der J. M. 8. v. 17. April 
1886, J. M. 8. B. Nr. 15, in Betreff des Rechtshilfeverkehres mit Braſilien ten 
Weiſungen nicht mehr volljtändig zutreffend fein tönnten, veranlafsten dad 3. M., zu⸗ 
jtändigen Ortes Erfundigungen einziehen zu laffen. 


gol — den von ber braſilianiſchen Regierung ertheilten Austänften ergibt ſich 
olg ; 
1. Hinſichtlich der Urt, wie die Erſuchſchreiben auswärtiger Berichte in Bra⸗ 
filien behandelt und erledigt werben, ift, infofern nicht NRequifitionen und Urtheilsvoll⸗ 
ftredungen in Yrage kommen (die VBeftimmungen der brafilianifchen Gefeßgebung fiber 
J——— auslänbifcher Pr fiehe ©. 171, 3. M. ©. 3. 1896), — bra⸗ 
ſilianiſche Gerichtsverfaſſungsgeſez dv. 20. November 189, Nr. 221, eine erung 
gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtande nur injomweit eingetreten, daſs auswärtige Ro- 
atorten fortan des jedesmaligen uatur der Landesregierung bedürfen, um in Bra⸗ 
lien in Vollzug gejebt werden zu lönnen. (Bergl. den Eingang bes unter den Mit- 
gen ©. 171, 1896 abgedrudten 8. 4 des Urt. 12 bed angeführten Geſezes. Yür 
— in Strafſachen kommt Art. XV des Auslieferungsvertrages vom 31. Mai 
1888, R. ©. B. Nr. 143 ex 1884, in Betracht.) 
.. Vezüglich der hierlands zu beobadıtenden Yörmlichleiten für — Erſuch⸗ 
ſchreiben Hat ſich keine Aenderung ergeben; es bleibt daher diesbezüglich bei den früheren 
mmungen, wonach alle nach Vrafilien gerichteten Erſuchſchreiben mit — — 
Ueberſetzungen zu verſehen, von einer braſilianiſchen Bertretungsbehörde bi zu 
beglaubigen und im diplomatifchen Wege zu befördern find. 


II. Als nicht mehr zutreffend ftellen ſich bagegen jene Vorſchriften bar, bie in Bezug 
auf die peforgung von Zuftellungen tn Brafilien erlafien wurden. Nacd den neueren 
Mittgeilungen fällt die Zuftelung von Wctenftüden auswärtiger Behörden an Parteien 
in Vrafilien außerhalb bes ThätigkeitSbereiches der dortigen Berichte. Die Adminiſtrativ⸗ 
und Boltzeibehdrden können zwar Behändigungen vornehmen, wenn ihnen bie zuzu⸗ 
ſtellenden Wctenftüde (die für fich weder einer Beglaubigung, noch der Beigabe einer 
Ueberfegung bedürfen) mit förmlichen Erfuchichreiben, welche ng der unter I. — 
Anleitung ausgefertigt ſind, überſandt werden. Allein der Erfolg rag Erfu en 
bletbt ftet# zweifelhaft und ſcheint dann gänzlich ausgeſchloſſen zu fein, wenn es um 
Een an folhen Orten handelt, wo eine k. und !. Bertretungabehörbe ihren 
Sig bat, 


v. 6. tuar 


— — 
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Als die verhältnismäßig ficherfte Nr ne ale — Vermittlungsart ſtellt 
ch die —*— er Zuſtellungen durch d k. Conſulate heraus. Letztere 
— et. und k. Conſulate in ben Bereininten Staaten von Nordamerita, in der 

gie Zul ellungen an ihren Amtsſitze durch ihre Organe, außerhalb ihres Amtsfiges 

durch d — au bewirten. Um eine Sig auf diefem Wege zu erlangen, genügt 
— wenn betreffende Actenftüd, verjehen mit einem vorbereiteten BZuftellicheine, nach 
Maßgabe d * es M. B. dv. 25. Jänner 18%, Z.M.B.B. Ar. 4, dem Juſtizminiſterium 
vorgelegt wir 

Als Beſcheinigung der erfolgten Buftellung wird den Gerichten entweder der von 

der Bartei unterfertigte Empfangfchein oder das mit einer entiprechenden Beitätigung 
des T. und k. u — —— überſendet werden (J. M. B. 
v. 2. Juli Ar: J. M. B. B. Ar. 25, betreffend ben Rechtshilfe— 
verlehr er tafitien) 

Nach nn Mitteilungen der E. nn k. — in Rio de Janeiro be⸗ 

ner! die J. M. B. v. 22. Juli 1896, J. M. betreffend den Rechtshilfe⸗ 
Geruch nr —— — die ee ihres erſten Theiles, welcher von den 
en hande 

% Erledigung der lehteren, — ſie nicht Strafſachen betreffen, wird in Bra⸗ 
von dem Erlage einer t dad Grequatur entfallenden Stempelgebür von 

1 Milreis, dann überdies noch 'von der Entrihtung gerichtlicher Sporteln abhängig 
matt, die im werke des — vor den Sectionsrichtern ſich ergeben, und deren 
gäbe verichieben ift e nad) dem Umienae den das Berfahren annimmt, und je nadı 
dem Staate, mo die Amts andlung gep wirb. 
er Eri lag diefer Stempel» und erichtögebüren Tann nur durch einen Bevoll⸗ 
mädititen der interef — Partei vorgenommen werden. 

Die Mitglieder des k. und k. Generalconſulates in Rio de Janeiro find erbötig, 
wenn Bun Vollmacht ertheilt wird, die erwähnten und alle fonftigen zur Erledigung 
der Erfuchichreiben dienlichen Schritte zu beforgen; die Koften fönnen, wenn nadıträg- 
licher voller Erſat gefichert ift, von den k. und k. Bertretun 8behörden vorgeſchoffen und 
im Dienſtwege verrechnet werden. Demgemäß wird das Juſtizminiſterium in Zukunft 
gerichtliche Erſuchſchreiben in Civilrechtsſachen an braſilianiſche ade te nur dann 
weiterbeförbern, wenn im Worlageberichte entweder eonftatirt ift, daſs bie intereffirte 
Partei privatim einen Svolmächtigten in Braſilien zu dem eben erwähnten Zwecke 
beftellt hat, oder wenn gleichzeitig ai dem Erſuchſchreiben eine an ein Mitglied des 
E und k. Generalconfulates Rio de Janeiro lautende, mit der Subftitutionsclaufel 

ehene — —— Partei vorgelegt und der Erſatz aller Koſten u 
: rt wird. Rame des Konfularfunctionärs kann in ber Bauen: offen blei 
und wird dann — k. und k. Miniſterium des Aeußern Arie t werben 
Die Vollmacht — in gleicher Weiſe wie das Erſuchſchreiben Ge laubigt und 
von einer portugieliichen Ueberſetzung begleitet — Die vorgeſchriebene Beglaubigung 
Er die brafilianticye Wertretungsbehörde Tann dort, wo ein — der Conſulat 

findet, unmittelbar eingeholt werden, ſonſt wir wird das t. und f. Miniftertum des 
—2* gel entlid) der Weiterbeförberung. erſucht Ben dieſe — be⸗ 
forgen zu laſſen (J. M. 8. v. 28. Aug uſt 1897, 18088, J. M. B. B. Nr. 38, 
womit die über den Rechtshilfeverkehr mit Brafilien gegebenen An» 
ehtungen ergänzt werden). 

nisarien. I. Die Berichte haben ſich, r oft eine Requifition nah Bulgarien 
in Frage lommt, vorerft nad) Thunlichteit, d. 5. ſofern e8 ohne Weitwenbigkeiten geichehen 
kann, Bar zu machen, welche Staatsangehö gteit der in Bulgarien weilenden Berfon, 
um die es bei der Nequifition handelt, zukommt, ba es fi —— nach dieſem 
Umſtande richtet, welche Behörde in Bulgarien zur Erfedigu berufen ift 

a) Hanbelt e8 fih um 535* oder — Staat3angehörige, 

fo tritt die Gompetenz ber !. und k. Conſulate ein*), an bie fid) die Gerichte daher un⸗ 
mittelbar zu wenden baben**). 


*, In Bulgarien Fe Bi dermalen folgende f. und k. Goniulatsbehörben: das 
Generalconfulat in Sofla die Kreife Softa und — — in Ruftichut 
für die Kreiſe von ea fi Eiftop, Plevna, Sevlievo, Tirnovo, Razgrad und Siliftria ; 
das Eonfulat in W für die Kreiſe Wibbin, —— Ar ratza; das Vice» 
ceonfulat in Barna für die Kreiſe Karla und Schum — #ür ganz Dftrumelien mit 
Ausichiufs des D —— Burgas beſteht das —** in Phil Bene, für leBteres 
Departement die Konfularagentie in Burgas. 
infihtlich der Portofreiheit der dien men Correſpondenz mit den k. und k. 
— in Bulgarien vergl. die J. M. . 24. December 1884, J. M. B. B. 
rt. 1exi 
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b) Hanbelt a fi um Bulgaren, Al hat die Vermittlung im —— 

Wege zu geſchehen. Daher ſind Rogatorien im vorgeſchriebenen Dien 
min — zur Weiterbeförderung vorzulegen; ſelbe bedürfen ber Begalifir = und * 
find d uchſchreiben ſowohl als deren Beilagen bulgariſche Weberfegungen beizu⸗ 
J— w. — der Vorlage an das Juſtizm — iſt die Bitte au verbinden, 
dafs ſolche auf Koften der aufuchenden Behörde in Bulgarien nr - werden.*) Auch 
die Vornahme der Zu ungen ift im biplomatifchen Wege zu veranlafien. Jeder Zu⸗ 
ftelungdact muſs mit bulgarifcher Ueberfegung verjehen werden; ber Beigabe a. 
eigenen, an die bulgarifche — — —— Erſuchjchreibens —— — 
ee bat nad) Maßgabe der 3. M 25. Jänner 1890, 3. M . Kr. 7 
u erfo 
e , Vandelt ed fih um Angehörige eines dritten Staates, fo iſt nach der⸗ 
ad a vorzugehen, bie für ben Nechtäbilfcvericht mit jenem Staate vorge- 

ieben i 

II. 2tegt tein Umftand vor, ber einen Schluſs auf bie ee an jener 

ae auf die ſich der begehrte Rechtshilfeact bezieht — würde, und kann der 

eifel von dem betreffenden Gerichte auch nicht durch Berne 6. der am Rechtshilfeacte 
intereifirten inlaͤndiſchen Partei behoben werben, fo hat das t im v — 
Dienftwege, unter Darlegung ber obwaltenden Umſtände, dem ee intterium Be- 
richt AR eritatten, das durch bie f. und k. diplomatiſche Ügentie in a die weiteren 

ar ungen nad Maßgabe der Staatsbürgerfchaft ber betreffenden Berjon hervor⸗ 
tufen w 


III. Zur Erwirkung von Auslieferungen aus Bulgarien find ohne Rückſicht 
auf die Staatdan gepeie telt des Wuszuliefernden die nothwendigen Behelfe (Urtheil, 
— — — oder ein anderer dieſen — ——— Act, aus dem die ve⸗ 

at nad) ihren weſentlichen Merkmalen und bie Höhe der angebrohten 
— ie it ehmen lafjen, ſowie wenn möglich eine Berjonsbeichreibung Ber 
folgten) im —— Dienſtwege dem Juſtizminiſterium weiterem Veranlaſſung 
vorzulegen. Hiebel hat in Betreff der Legaliſirung und der abe von — 
er daß zu gelten, waß sub Ib u * atorien a rare iſt (J. M 
v. 19. September 1896, 8. 18981, I. M. B tr. 88, betreffend den se. 
BMIEDE: tehr mit Bulgasien. An alle aa. 

Das t. k. Handelöminifterium hat dem Juftigminiftertum eröffnet, Yıy biedienft- 
lien —— pondenzen, welche zwiſchen den inländiſchen Berbreben und 
den k. und k. diplomati den Agentien und Gonfulaten in Bulgarien ge 
wechielt werden, — befördert werben. — Hievon werben bie k. k. Juſtizbehorden 
* arnachachtung in jenen fällen, für welche ihnen eine directe Sorreipondenz mit den 

un sn ee Sbehörben im Hudlande überhaupt geitattet 9 — 
ecember 1884 an alle Juſtizbehörden, J. M 
— "ie oriofreibeit der bienftlichen Correſpondenz mit den t. us t. — 
Agentien und Conſulaten in Bulgarien). 


Dänemark fiche Belgien . 

Die k. daͤniſche Re as at einer Zuſchrift bes k. und k. Minifterlums bes 
Heußern zufolge auß Anlajs and pectellen Falles das Erfuchen geftellt a die — 
ſpondenz der haste ey und der k. dänifchen Localbehörden in Hinkun 
um Weiterungen ımd unnüge Koften zu vermeiden, fran rt u expediren fei. — Diefes 
Erſuchen ber ?. daͤniſchen Regierung, welches schon in en Veftimmungen des Art. 8 bes 
internationalen Boftvertrages v. 9. Go ctober 1374, R. &. B. 1875 Nr. 88, und im Urt. 8 
des Weltpoftvereines v. 1. Juni 1878, R. ©. ®. 1879 Ar. 66, begründet tft, wirb — 
Kenntnisnahme und — Beranlafjung mitgetheilt, ob chon in der Regel, bei 
obachtung der beſtehenden Beſtimmungen, zu ſolchen Kran rungen Tein Anlafs gegeben 
ein wird. — Es mul nämt — betont werden, daſs die für die —— 

rreſpondenz mit Dänemark maßgebenden Beſtimmungen der J. M. VB. v. 7. März 
1857, R. ©. B. Nr. 50, ihre volle Geltung behalten. — Es find alſo na me vor bie 
Erfuchichreiben an bie f. dänischen Gerichte nicht unmittelbar, fondern im Wege ber 
Minifterien der Juftiz und des Aeußern einzujenden. — Es muſs ferner in Erinnerung 
gebradıt werden, daſs Amtsſchreiben aus Dänemark, menn re dennody etwa un- 
frankirt einlangen ſollten, niemals uneröffnet zu tetonrniren, dern anzunehmen find, 


*, Lie in Softa übliche Sebür für Ueberfegungen aus dem Deutfchen ins Bul« 
garifche aan . Franes für ur Bogenſeite zu 20 Beilen 
Nüdficht auf Art. I der F.M. 8. v. 28. Huguft 1872, R. G. B. Nr. 131, 
wirb — — daſs die in Bulgarien beftehenden k. italieniſchen Gonfulargerichte 
dem Appellg htehofe in Ancona unterftellt find. 
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und baf8 fo des es des v rto in Gemäßheit des 
2 a mn er 1876 ae — a en en iſt — E. 
v. 8. Zuli 1880, 8. 9790, an alle Oberlandesgerichte). 


Deutiches Reich. J. M. V. v. 17. Jänner 1857, 8.6. 8. Nr. 15, betreffend 
ben gegenjettigen Schriftenmwechfel der Öfterreichifcgen Gerichtöhehörden mit jenen 
mehrerer deutfcher Bundesſtaaten. *) 

Die Regierungen ber Königreiche Preußen, Sachſen, Bayern, Hannover, Wäürtten- 
berg, des Shurfürftenthumes Heſſen⸗Caſſel, der Großherzogtgümer Baben, Heſſen⸗Darm⸗ 
ſtadi, Medlenburg- Schwerin, Dredienburg-Strelis, Sachſen⸗Weimar, Oldenbur ‚ der 
% ogthümer Braunſchweig, Naſſau achſen⸗ Coburg⸗Gotha, Sachſen⸗Meiningen, 

ſen⸗Altenburg, Unhalt-zeflau, Anhalt-Bernburg, der Fürſtenthümer Schwarzburg- 
Sonberöhaufen, —— olſtadt, Waldeck, Reuß ältere Linie zu Greiz, Reuß 
jüngere Linie zu Gera, Lippe⸗Schaumburg, Lippe⸗Detmold, der Bandgrafichaft Heſſen⸗ 
Domburg und der freien Städte Lübeck, —*8 anı Main, Bremen, Hamburg find 
dem Antrage ber kaiſerlich djterreichiichen Regierung, dafs ben_beiberfeitigen Suftige 
behörben gleichen oder verichiedenen Ranges der unmittelbare Schriftenwechlel unter» 
einander, infoferne nicht befondere Verhältniife, wie namentlih in den durch Staats» 
verträge bezeichneten Bällen, eine Vermittlung auf bdiplomatifchen Wege nothwendig 
machen, mit Vefeitigung des biplomatifchen Weges geftattet werbe, beigetreten. — 
Die k. k. Gerichtzͤbehörden werben hienach auf Brundlage der von den genannten Regie: 
rungen — Erflärungen angewieſen, ſich in Unfehung des Schriftenwechſels in 
folgenber Urt zu benehmen: 

Bet dem — el mit den Gerichtsbehörden der Königreiche ac. (folgt die 
Aufzählung einer Reihe von Bundesſtaaten und unter anderem ber freien Städte Zübed 
und Bremen) Haben bie k. k. Gerichte fi) unmittelbar an die betreffenden Gerichte 
1. Inſtanz, und wenn diefe mit Rückſicht auf die Competenzgeſetze des fremben Staates 
ober aus anderen Gründen nicht befannt fein ſollten, an das betreffenbe Obergericht zu 


wenden. 

(Die folgenden vier Abſätze, welche für einzelne Bundesftanten ober Gebieistheile 
die Smanfprudmahme der Berichte I. Inſtanz ausichließen und jene höheren Behörden 
namhaft machen, an die fih die k. k. Gerichte im Schriftenwechfel zu menden haben, 

heute gegen tandslos geworden, da die betreffenden Oberbehörben nicht mehr be⸗ 
eben.) — Die Erfuchichreiben endlich, welche für die Gerichtöbehörben der freien Stadt 
amburg befitimmt ‚ müflen immer direct an den Senat diefer Stadt, die für bie 
ftizbehörden in dem hamburgiſchen Umte Rigebüttel beftimmten Schreiben aber an den 
dortigen Herrn Amtmann gerichtet mwerben.**) Die T. k. Oberlandbeögerichte werben be- 
auftragt, bie von den Juftizbehörden der genannten Staaten an fte gerichteten Schreiben 
den zuftändigen Gerichten zur Erledigung zu übermitteln, welche leßteren hiebei ſtets 
mit Sorgfalt zu prüfen haben, ob bie hie nes san zu den Verfügungen, 
deren Vollzug von ihr in Anſpruch — auch competent und das geſtellte 
Begehren nad) den Geſetzen zulaͤſſig tft. 

Im Falle hierüber obwaltender Zweifel haben die I. — bei den Ober⸗ 
gerichten und letzteres nach Umſtänden bei dem Juſtizminiſterium die Anfrage zu ſtellen; 
im Falle aber Teine Bedenken entgegenſtehen, dem Erſuchen ſtets mit möglichſter Be⸗ 
chleunigung gu entfprechen, um teinen Anlaſs gu Reclamationen zu geben. — Bur 

eichterung des Geichäftsverfehres mit den Juftigbehörben der genannten Staaten folgt 
— Ueberficht der Behörden, mit welchen der Schriftenwechſel ſtattzufinden haben 


*) Die Gebiete der —— Einzelſtaaten bilden heute in ihrem Geſammt⸗ 
umfange das Deutſche Reich; hiezu kommt noch das Reichsland Elſaſs⸗Lothringen. 
rn a en mit den Gerichten bes Iehteren Lanbes |. bie Beſtimmungen 

® en. 

**) In Aſbantel beſteht dermalen ein Amtsgericht. — Ju der J. M. 8. 
v. 18. März 1894, J. M. V. B. Nr. 8, womit befannt gegeben wird, daſs die bei den 
Senaten ber drei freien und Hanfeftäbte Hamburg, Bremen und Lübed bisher vom 
t. und 1. General-Eonsulate in Hamburg beforgte biplomatifche Vertretumg der Öfterreichifch- 
ungariihen Monarchie an bie k. und k. Botichaft in Berlin übertragen wurde, * t es 
außbrädlih: Durch die hierortige Vog. v. 17. Jänner 1867, R. G. B. Nr. 15, iſt beim 
Schriftenwechſel mit den Gerichtsbehörden der freien Städte Lübeck und Bremen ber 
unmittelbare Verlehr und mit den t#öbebörben in Hamburg die Correſpondenz im 
Wege bes dortigen Senates vorgefchrieben.” 

es) Die im Jahre 1857 gegebene Ueberfiht ift Tängft nicht mehr zutreffend. 
Grundlage der jegigen Gerihtseintheilung ift das Gerichtsverfaſſungsgeſetz vor 
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J. M. B. v. 18, Februar 1890 an alle Zuftizbebörden, 3. M. 8. 8. Nr. 11, 
in Betreff der PBortobehandlung der Gorrefpondenz ber t. T. Yuftiz- 
behörden mit Behörden und Parteien im Deutfhen Reihe und in Be- 
treff der Audlagen und Gebüren, welche auß der Beforgung geridt- 
Ither Buftellungen an Barteien auf bem Wege der Redtsdilfe wiſchen 
Oeſterreich und Breußen erwachſen. Da die ?. k. Juſtizbehörden hinſichtlich 
der ENT, beider Eorreipondenz mit Behörden im Deutſchen 
Reihe nicht EDER. DOREEN findet fih das ——— beſtimmt, zur 
Herbeiführung der in dieſer Veziehung wünſchenswerten Gleichmäßigkeit im Einper- 
nehmen mit dem k. k. Handelsminiſterium und dem k. k. Finanzminiſterium Rach- 
ſtehendes — 

1. Diet. k. Zuftizbehörden genießen in leinerlei Beziehung eine Portofreiheit: ihre 
Gorreijponbenzen und Sendungen find ohne Unterjchied, ebenjo in Straffahen wie in 
Civilſachen, an Behorden oder Parteien portopflictig. Die Vezeichnung „Dienitfache“, 
bezw. „portofrete Dienſtſache“ auf der Adreſſe tft daher unitatthaft. 

2. Im Berfehr mit dem tſchen Reiche beftehen dieſelben — — wie 
im internen Verkehr; das Gewicht bes einfachen Briefe aber, welches im internen 
Verkehre bis einſchließlich 20 Gramm reicht, tft mit 15 Gramm feftgefebt. 

83. Auf Grund der mit den Regierungen getroffenen Vereinbarungen bürfen 
Boftfendungen an Behörden ded Teutichen Reiches nicht unfrankirt abgefendet werben ; 
die abjendende Behörde hat ausnahmslos ihre Boftiendung an die fremde Behörde 
nehdrig frankirt aufzugeben. 

Dies gilt auch für Correſpondenzen zwiſchen ben Behörden in Parteiſachen jelbft 
dann, wenn bie Pflicht zur Verichtigung der Portoausßlagen einer im Gebiete ber 
empfangenden Stelle befindlichen Partei obliegt. 

4. Sollte dennoch von Seite einer k. 1. Zuftizbebörbe eine Sendung unfrankirt 
oder nicht genügend franlirt einer deutichen Behbrde zugeſendet werben, Io nd Die 
deutjchen Behörden angeiviefen, zwar bie Sendung anzunehmen, aber an ihre bor- 
eſetzte Behörde die Anzeige zu erftatten, damit dieſe den Rückerſatz bed audgelegten 
Rortos r die unfranlirte Sendung veranlaffe. 

h I fhuldtragende Beamte der aufgebenden Stelle ift diesfalls zur Erfahleiftung 
eranzugiehen. 

—* gleicher Weiſe werden hiemit die k. k. Juſtizbehörden angewieſen, Poſtſen⸗ 
dungen, welche ihnen von Behörden aus dem Deutſchen Reiche unfrankirt ober — 
frankirt zulommen, nicht zu retourniren, ſondern anzunehmen, das Porto aus den Ber- 
— zu entrichten und, ohne ſich mit der abſendenden Behörde wegen des Rüd- 

atzes des Portos in cine Correſpondenz einzulaffen, ben mwahrgenommenen Verſtoß 
unmittelbar dem Jujftizminifterium anzuzeigen. 

Vefindet fi) im Staatögebiete der empfangenden Gtelle eine zahlungspflichtige 
Partei, fo ift der für bie unfranfirt oder mangelhaft franfirt eingelangte Senbung aus: 
gelegte Betrag von berfelben einzubringen und dies in der dem Juſtizminiſterium zu 
erftattenden Anzeige zu bemerken. 

5. Eine mechieljeitige Aufrechnung der für bie —— ausgelegten Be⸗ 
träge A zwiſchen den ?. T. Juſtizbehörden und den Behörden im Deutichen Reiche 
niem att. . 


ige des Deutichen Reiches (jeit 1891 auch in 

&barleit durch Anıtögerichte und Landgerichte, 

ichögericht (bezw. für Bayern durch das oberfte 

tr. Berf. Gef.) Nebenher find als befonbere 

rttemberg und Baden beftehenden Gemeinde⸗ 

en von 60 Marl; 8 14 ©. 8. ©.) unb bie 

1890). Die Handhabung ber Gerichtöbarteit 

ind mit Ausnahme jener des Reichs er 

die Ueberwachung zu —S en 

G. B. G.). Sie entſprechen beilaͤufig unſeren 

irk). Die Landgerichte find mit einem Bräfi- 

kt (8 5686. 8. G.). Bei den Landgerichten 

‚ Bedarf aud) Kammern für Hanbelsfadhen 

— 190" we me wer wir mvitlandeögericdhte und das in Leipzig befindliche 
Reichögericht (für Bayern das oberfte Landesgericht in München) find zweite, bezw. dritte 
ftanzen. Das Oberlandesgeriht zu Berlin führt die Bezeichnung „Kammergericht“ 
(U. 9. Erl. dv. 1. Sept. 1879, &. ©. ©. 587.) — Die einzelnen Bundesftaaten, auß denen 
ſich das Deutiche Reich zufammenfegt, und die dort amtirenden oberften Berwaltungs- 
und Milttächehörben ſind in der J. M. V. v. 12. Februar 1881, R. G. B. Nr. 18, verzeichnet. 
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6. Die aufgebende 1. T. Yuftigbehörde hat das Poſtporto auß den Berlagdgelbern 
zu beftreiten und, wenn eine a bee artei vorhanden iſt, von biefer erein- 
zubringen, jonft aber als —— 

ch die erf Farce * D eutſchen Reiche innerhalb des Staats⸗ 
gebieteß der — de Be x echte von der — rt. a 
gleich bei der Ueberfendung bes ——— um die Vermittlung der 
gütung ber betreffenden Portoauslage — e Partei zu — 

Gegenüber Preußen jedoch hat mit Rückſicht auf Ba eobachteten reciproten Bor- 
gang biefes Erſuchen um die Vermittlung der Nüdvergütung bed ausgelegten Borto- 

trages burd eine Partei zu umterbleiben. 

7. Beiters wird ben T. T. Juftigbehörben bekannt gegeben, daſs von Ceite Preußens 
von dem Berlangen ber Erftattu a derjenigen Auslagen und Gebüren Abſtand ge» 
nommen wird, welche bei ber a8 ng oder Aushaͤndigung Öfterreichifcher Gerichtsacte 
an ———— in Preußen entft 

ae ift a * Grundſatze der — für die Beſorgung der 
Quftellune preuß Gerichttacte an Barteien in Defterreihh ein Erſatzanſpruch an bie 
röniglich preußiſchen Gerichtäbehörben für ausgelegte Ganggelder ober fonft etwa aus 
der Buftellumg erwachiende Auslagen ebenfalls nicht zu ftellen, und find berlei Auslagen. 
wenn fie nicht von einer hierlän gen en Bartei einbringlich gemacht werben konnen, aus 
dem mtöverlage der requirirten Behörde zu beftreiten. 


ns dom 16. Rovenber 1900, 
üren und QAußdlagen, die im 
Reihe auß der Beforgung 
‚e Gerichte und Staatsanwaltichaften. 
deutfchen Regierung wird den k. k. 
itlichen deutſchen Bundesſtaaten und 
gen erlaſſen wurden, wonach die 
jeitigleit — bie Eritattung der Ge: 
ven und in Strafſachen bei der Zu⸗ 
2 Urtheilen öſterreichiſcher Berichte 


aben 
ie .t. Gerichte angewieſen, Die 
Ken Rechtsſachen und in Straf- 
erfügungen und Urtbeilen deutſcher 
user ung zu begchten. Derlei Gebüren und 
Auslagen And, wenn fe nicht von einer hierlands Befelten Bartei einbringlich gemadıt 
werden lönnen, aus dem UmtBverlage der erfuchten Örde zu berichtigen. 

J. M. 8. v. 16. Juli 1894, 8. 25207 ex 1898, 4. M. V. B. Nr. 26, be» 
treffenb bie Unftatthaitigkeit der Beigabe amtlicher Rüdiheine zu 
recommandirten Sendungen nah dem Auslande. Dem ?. !. Hanbelsmini- 
fterium ift eine Mittheilung ber, Tal. Dane tigen Boftverwaltung zugelommen, wonach 

äufig der Fall eintritt, dafs nn ber ?. k. Gerichte unfrantirten, recommandirten 

pondenzen an Barteien in Dentſchland "amtliche Rückſcheine beigegeben werden. 

Wie das Eben N Tun eröffnet, ift dieſer Bor rang infofern unzuläffig, als im 

erkehr mit dem Auslande bie Beigabe amtlidyer Rüdicheine zu Sendungen überhaupt 

se ftatthaft ift, ———— AH olche verlangt werben, ausſchließlich von 
den VBeftimmungspoft fämtern au Saufertig 

Was Deutidhland fperie 5 ar können zwar dorthin (im Gegenfag zu 
anderen Auslandsſtaaten) recommanbditte Brielpoftfendungen unfranlirt aufgegeben 
werden; wenn aber für cine ſolche Sendung ein Rückſchein verlangt wird, muſs 
MI SL die ——— vom Abſender im vorhinein entrichtet werden. 

Hievon werden bie Gerichte zur Darnachachtung in jenen Fällen, da fie aus⸗ 
msweiſe in die Lage ——— Poſtſendungen unmittelbar an Parteien im Deutſchen 
* che aufzugeben, verſtaͤnd En 

Unmittelbarer Geſchäftsverkehr zwifhen den k. k. Gerichten und 

— a ae deutfhen Batentamte. Auf Erſuchen der kaiſerlich deutſchen 

en die T. k. Gerichte darauf aufmertjam gemadıt, dafs für ben Geſchäfts⸗ 

den — und dem kaiſerlich deutſchen Batentamte der unmittelbare Weg 
eröffnet ſt (Mitth. M. 8. B., ©. 28/1899). 

a. Bayern. —* »Erklärung bes Miniſteriums des Aeußeren 
vom 4. Jänner 1862, R. G. B. Nr. 87, melde — eine BI NEN Miniftertal- 
Erklärung der !öni gli bayeri iſchen Regierung, ddo. München den 17. Jänner 1852, 
außgewedjelt — und womit zwiſchen beiden Regierungen bie — —— Aufhebung 
des Rüderfapes der Koften für Requiſttionen feitgelegt wird, welche ein Staat au 
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den anderen in civilgerichtlichen Angelegenheiten in Beziehung auf unvermögliche Parteien, 
fowie bei ftrafrechtlichen oder poltzeifichen —— er 


em bie Taiferlich öfterreichifche, —— * ons bayeri — R oe ich 
von dem —— überzengt haben, welcher bei — R Beh ; er 
einen Staates an jene bed anderen, ſowohl in —2 —— — als 
auch in allen Unterſuchungsſachen mit der gegenſeitigen ars der ver⸗ 
urſachten Auslagen oder ſonſt erlaufenden Koften verbunden tft, fo find diefelben iher- 
eingelommen, den Nüderfag biefer Koften gegenjeitig aufzuheben. — Hu dieſem Ende 
haben ne — e Beſtimmungen verabredet: 

1. In allen Civilrechts⸗ und insbefondere auch in Vormundſchafts⸗ und Ver⸗ 
taffenichaftsfachen, wo Requifitionen von einer Öfterreichiichen Gerichtd- oder Bormunb- 
dr an eine bayeriſche derartige Behörde, oder umgefehrt, erlaflen werben, 

nd nidt bloß die baren Auslagen, fondern aud, ſämmtliche Sporteln und Gebüren 
nad) den für das requirirte Gericht ee 8 J—— berechnet, von der zahlungs- 
pflichtigen Partei, wenn letztere zu ihrer Berichtigung hinrei endes Vermögen befigt, 
zu erheben und ber requirirten Behörde portofrei”) zu überfenden. 
23. Wenn dagegen die betreffende Partei ein binreichendes Vermögen nicht befipt, 
o haben die Behörden bes einen Staates die Requifitionen der Behörden bes anderen 
portel» und gebürenfret zu erledigen, und es fallen fonadh bie a für bie Arbeiten 
der requirirten Behörde, mithin aud) alle Vergütung ober Taxe für 8 a 
für Abhaltung der Termine, für den Erlaſs oder die Erpebition ber Verfügungen, 
gleichen die Infinuationd- und fogenannten Si en durchgehends — (Requifi- 
tionen folher Art und deren Erledigungen fol en auf ber Adreſſe als Armenſache be- 
zeichnet, und von den beiderfeitigen onanitolten — behandelt werben.) Die un⸗ 
ne baren Auslagen, melde aus ber —— der Requiſition erwachſen, 
. B. an BVotenlöhnen, Copialien, Gebüren ber an er Sachverſtaͤndigen, Reiſe⸗ 
—* — der Richter u. dergl., werben von ber requirirten Behörde gr er und der 
Erſatz von ihr gegen die requirirende Behörbe nicht beanſprucht w 
Bur Entſcheidung der Frage, ob die betheiligte Partei Hinzejenbeh Vermögen 
zur Befreiung ber Gerichtögebüren befige oder nicht, ſoll in den beiderfeitigen Staaten 
nichts weiter, als daß 8 is derjenigen obrigfeitlihen Stelle erforbert werben, unter 
welcher die betheiligten Berfonen thren orbentlichen — (Domicil) haben 
— der Koſten wegen a ne — die Executio ee wirb nad) den 
egen des Landes, worin bie ne führen re — Sollte ber 
—5 — ſeine Wohnung in einem ee ande haben unb bie € chung ber Koften 
sven, elbft * Schwierigkeiten ſtoßen, ſo wird angenommen, a er kein hinreichendes 
erm gen eſitzt. 

. Kommt eine Bartei, welche lediglich megen ihrer Mittellofigleit von der Be⸗ 
Kaplan: der baren Auslagen, Sporteln und fonftigen Gebüren tn Eivilfachen, einſchließlich 
der Vormundſchafts⸗ und Berlaflenichaftsfadhen, freigelaffen war, durch den requirirten 

erichtlichen Mct oder fonjt im weiteren Beitlaufe zu — in Hinblid_ auf ben Urtitel 3 — 
Bin teichenben DU N ein, fo bleibt der requirirten Behörde unbenommen, bie Koften 
und — des Verfahrens in Abzug zu bringen oder deren Eintreibung von dem 
———— — — 

—— 7. betreffen Requiſitionen in Strafſachen.) 

Bei ber Stellung von Zeugen und anderen Berfonen vor das auswärtige 
Gericht An Civil⸗ und —— — ſollen dieſen Perſonen die Reiſe⸗ und Zehrungs⸗ 
koſten nebſt der wegen ihr erſaͤumnis denſelben gebürenden Vergütung nach der von 
dem requirirten Gerichte geſchehenen Verzeichnung bei — — Stellung 
von dem requirirenden Gerichte unverzüglich verabreicht werden. — Inſoferne fie Dan 
eines Vorſchufſes bedürfen, wird daß requirirte Gericht zwar bie erforderlichen Aus⸗ 
lagen machen, welche ibm aber von ber requiritenden Behörde auf erhaltene Benach⸗ 
Be en 33 wenn die vorgeladene Perſon nicht ungehorſam ausgeblieben iſt, surüd- 
zuerſtatten 

9. Das gegenwärtige Uebereinkommen ſoll für den ganzen Umfang des öfter- 
teichifchen Raifertantes und des Königreiches Banern Kraft und Wirkſamkeit haben und 
für alle Gerichtöbehörben beider Staaten — ein. — Die Beſtimmungen des⸗ 
elben ſollen vom Tage ihrer Bekanntmachung an, in ollaun — geſetzt werden. — Jeder 
er beiden genannten Regierungen ſteht eine — K ng berg — 
Uebereinkunft — IE — Die vorſtehende Erklaͤrung ſoll, nachdem ur een * überein 


der in Klammern g — — 


I Na dr den neueren el en a unter die —— nicht erh —— 
Fyt 
Ken v. 18. Februar 1890, . Ar. 11, 2.1, oben bei- heute Wei Bi 





GEorrefpondenz mit dem Auslande. 539 


ftimmenbde des Töniglich —— Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten aus⸗ 


genehien en aut d I: — ii Buftell rg Aus 
In B er 5 or; er BZuftellungen erwa 
und Gebüren — die J er 38. — 1900, % . M. B. Nr. 41, 
— bei ei Deuticee R 


b. —— de gap bofdecret vom 18. September 184, 3. ©. 
Nr. 828. Seine IL. I eftät Daben mi mit Ah. Entſchl. v. 18. Mai 1844 den ohren 
eines Staatsvertrages ir des —* preuß. Reg egierung, wegen gegenfeitiger fofen- 
— Behandlung geriähtliher Requiſitorien, ar geftatten geruht. — Infolge 
defien bat nunmehr . bie Auswechsſslung der gegenfeitigen Minijterialerllärungen, 
woburd der Gegenftand ber age 3 en beiden Regierungen feitgefeßt worben it, 
ftattgefunden. — Bon ber Erllärung bed yE ve Minifteriums wirb Dem Uppellation 
gerichte — eine Abſchrift mit Beilage überfendet, sr —— der * 
erwähnten Ah tſchließung die Hierländigen Gerichte ganz auf gleich St „ge 
benehmen haben, mie bie kgl. preußiſch an nad dieſer tung angeniejen a 
Minifterial-Ertlärung. In allen Unterfuchungs-, Givil- und infonder- 
beit Bormundichaftsfällen, mo — — von einer preuß. Gerichts⸗ oder vormund- 
fhaftlihen Behörde an eine öfterreichifche derartige Behörde, ober von dieſer an jene 
om — wenn — —— von einem Gerichte an das andere ausgeliefert 
t allein alle baren Auslagen, ſondern auch die ſaͤmmtlichen, nach der 
— — Gerichte üblihen Taxe zu liquidirenden Gebftren dem letzteren aus 
en ber betreffenden Berfon, wenn fies Hinreicht, zu entrichten. Hat felbige 
ichendes Bermögen, ſo fallen die Gebſiren für die Arbeiten der requt- 
Be e, mithin auch e Bergätung oder oder Taxe für Zeugenvernehmungen und für 
—— ber Termine, für ben Erlaſs oder die Expedition ber Verfügungen, desgleichen 
die Infinnationd- und fogenannten — ebüren durchgehends weg, und Das Tequizirenbe 
—— alsdann dem erſteren nur die ELDER N baren Auslagen 
Transport, Borto, Eopialien, Reife und Ze ostoften | der Ann und 
Zeugen, man den bei ben tequirirten Berichten üblichen . Bur Ent- 
fheidung der Frage: ob der PVelinquent oder die fonft betheiligte  Berlon Gingeidhenbes 
Vermögen zur Berichtigung der Gerichtögebfiren befige oder nicht? ſoll in ben beiber- 
jeitigen Landen nichts —— als das Zeugnis derjenigen obrigkeitlichen Stelle erfordert 
werben, unter welcher bie betheiligten Perſonen ihre weſentliche Wohnung haben. — 
Inwieferne der Koſten wegen gegen dieſe Perſonen die Execution ſtattfindet, wird nach 
Geſeßen des Landes, worin bie tion zw führen wäre, beurtheilt. Sollte ein 
Delinquent em weientliche Wohnung in einem dritten Bande gehabt haben, und bie 
Einziehung der Koften dort mit Schwierigleiten verfnüpft fein, fo wird — u 
er tein binreichendeß Bermögen bejige. — Ill. Den in allen Unterfuhungs-, 6 
Vormundſchaftsſachen zu ſiſtirenden Beugen und jeber absuhörenben Berjon —— 
ollen die Reiſe⸗ und — nebſt ber wegen ihrer Verſaͤumnis ihnen geburenden 
ergütung, nach deren vom requirirten Berichte geich enen — bei erfolgter 
hi er Siftirung, fei es von dem requirirten ober von bem requirirenden Gerichte, 
erzüglich verabreiht werden. Inſoferne fie dazu eined Vorſchuſſes bedürfen, wird 
Das ——— Gericht zwar bie erforderliche Auslage machen, es ſoll jelbige jedoch vom 
uirirenden te auf die erhaltene Benachrichtigung dem —— Gerichte wieder 
alter werben. untt IV enthält feine meritorifche Berfügun — 

3. In Betreff der Auslagen und Gebüren, welche aus der Beſorgungegericht- 
licher Buftellungen an Barteien auf dem Wege der — — eſterreich 
und Preußen erwachſen, vergl. die Punlte 6 und 7 der I. M 18, geheuar 1890, 
FM.BB Nr. 11, u. J. M. 8. v. 16. A Nr. 41, oben 
bei rn Reich 

M.B. v. 8. un = 3 M. B. B. Nr. 28, mit welcher die I. M. 8 

v. 18. Februar 18%, J. M. B 1, in Erinnerung gebracht wird An alle fig 
behörben. — — eine Begierin bat unter a elege 
dem Juftizminifterium zur Kenntnis bringen laflen, dafs ben im Berorbnungeblatte des 
t. k. Yuftizminiftertums vom Sale — — F— 11 —— Verordnung in 
der rg Ar der C er k. 1. AJuftigbehörden mit Behörden 

und Barteien im e ⁊c. Hr er ter k. — ——— 
worden iſt. — Wie ſi — * beigebrachten Belegen ergibt, haben k. k. Gerichte, mit 
Außerachtla — der Punkte 1 und 2 der bezogenen Verordnung, ihre für töniglich 
— che Behörden b mten —— und Sendungen 2 gar gr oder 
ungenügend franlirt; weiterö wurbe, entg gegen b er Beltimmung des Bunltes 6, au 3, 
ſeitens eines k. T. Gerichte an ein königlich preußticheh Gericht das Anſinnen get, 
die Nädvergütung eines ausgelegten Portobetrages durch die in Breußen mo Amhafte 
Partei zu beranlaffen: endlich ift ed vorgelommen, dafs ut t. Gericht, anläfslic, einer 
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chen eines Löniglich: preußifchen — vollzogenen Zuſtellung, bei dem 
—— Gerichte die Einhebung von Zuſtellgebͤren von der in Preußen wohnhaften 

artei beaniprudht bat, wodurch Der mmung des RBunltes 7 der mehrbezogenen bier- 
Hrtigen Verordnun zuwibergehandelt worden iſt. — Indem das Juſtizminiſterium bie 
mahrgenommenen Berftöße hiemit zur Kenntnis der k. k. Juftizbehörden bringt, Tann es 
nicht unterlafien, die mehrerwähnte Verordnung zur genaueften Befolgung in nerung 


zu bri 

"Se oe erittiche Bett mit Elfaj8-Lothringen findet nur auf Dem 
Dipfomatifchen ege ftatt. Die k. k. Zuftizbehörben werden demmach angewieſen, * 
für die Gerichte in Elſaſs⸗VLothringen beſtimmten Correſpondenzſtücke und die zur 
ftellung an Parteien in Elſaſs⸗Lothringen an oc nicht unmittelbar abzufenden, 
— dem Ju en vorqulegen (J. M . 28. December 1889 an alle 

ehörden Nr. 2 ex 18, ae den Schriftenwechjel mit Den 
Gerichten in Sic deinem. 


Fraukreich. Hid. v. 29. Mai 1829, 3.8. ©. Nr. 2407. Wenn öfterreidhifche 
Gerichte in * oder Geimmatfacien des veiſtande⸗ einer fr — Gerichtsbehorde 
bedürfen, haben fie ſich dahin nie un mittelbar ſſondern bu as Appellationsgericht 
und die De Gefandtichaft zu Paris] zu verwenden. 


J. M. 8. v. 20. März 1852, R. G. B. Nr. 74. Die franzöfiiche —— 
hat den Wunſch ausgeſprochen, af die an die franzöftfchen Gerichte ergebenden Requi 
jittonsfchreiben nur auf wichti ere Acte der Rechtspflege, namentlich auf die Ein⸗ 
leitung von Unterſuchungen, Aufnahme von techtöverbindlichen Erflärungen, 8 
Eiden und Verhandlungen über die Anerkennung einer Urkunde befehjräntt, einfache 
yunelangen gerichtlicher Erläffe aber, ober bloße Einholungen von Austünften mit 

efeitigung der Dazw Aha fi t der Gerichte Tediglich im biplomatifchen Wege veranlafst 
werben mögen. Bugleid hat fie auf die Rothwendigkeit aufmerkſam gemadt, daſs Die 
Requifttionsfchreiben in einem der gewöhnlichen Courtoiſie entiprechenden S le abgefafet 
jdn die Angabe des amtlichen Charakters des Beamten, von dem fte auögefertigt find, 
er Behörde, von weldyer oder in deren Namen fie ausgehen, ber Thatfache, — ſie 
—— und des Zweckes, deſſen Erreichung ſie beabſichtigen, enthalten; endlich, da 
ie in den Fällen, wo es ſich um die Vornahme wirklicher gerichtlicher rcte handelt, zur 
a des Bweifels über die Com — der requirirenden Behbrde mit den er⸗ 
forderlichen Legalifirungen verſehen fein ſoll 

Hievon werden die Su abenbrhen: en (mit, Beziehung auf den Erlais des Juſti 
miniftertums v. 14. October 1 Nr. 898 *)| zur entiprechenden Darn 
achtung mit dem Beilage in — ar daſs die nad) dem oberwähnten W 
der franzöfifchen Regierung abzufafienden Requifitionsfchreiben der I. Inſtanzen, wenn 
ne * Segaliftrung bedürfen, durch das zuftändige ee mit der ordnunge- 

äbigen — — dem —— Een find, damit ſich rt unter 
WBeiffinung 6 er weiteren LZegaliftrung, erium bed Aeußern zur Veförberung 
der ae an die Smith —— aft in Paris wenden könne. 

IM 29. Februar 1864, 3 find wiederholt Faͤlle — 
tommen, in denen bie über bie — Ei den Tai EN een Behörden 
beftehenden Vorſchriften nicht beobachtet wurden; insbeſ e haben öſterreichiſche Ge 
—5 öfter ihre Requiſitionen direct an die franzöſiſchen Behörden gerichtet, was un⸗ 

und in der Regel eine Berzögerung ſtatt eine Seloleaeiann der Angel en 
er bringt. Das Oberlandesgericht wird daher beauftr — die unt — 
Geräte Ai „aan ein m auhın t die Beitimmungen Der Minifterialverorbnungen 

74, und v. 7. October 1864 ee Ha 

— —— die — gezeigt hat, dafs diefe Berorbnung en bäuflg un: 

richtig angewendet werben, jo 2 Yuftigminiftertum ben eridten in Beziehung 
bieranf % gende Velchrung Am 

Bet wicdhtigeren Acten e ———— namentlich dort, wo es ſich um die Ein⸗ 

leitung von Unterſuchungen, Aufnahme von tsverbindlichen Erflärungen ‚ Berbören, 

Eiden und Verhandlungen über die Anerkennung einer Urkunde handelt, "Haben bie 

öfterreichtichen Gerichte jederzeit ein a made und zwar in der durch 

die Verordnung v. 20. März 1858, R. 8. B. Nr. 74, vo PoelOrI Venen Form auszu⸗ 

fertigen und dasſelbe unter fliegenbem Siegel mit Bericht em Oberlanbesgerichte zur 


*) Siehe dieſen J. M. E. oben ©. 631. Die mit — Erlaſſe allgemein als 


zu erllärte — Inanſpruchnahme der et Auslande 
— — . bergl. wurde pa der k. u * Borigaft in Paris mit dem 
. d. 7. October 1854, R. G Nr. 260, "Fön beio Dringlichkeit 


—— 
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der iſtrung v en. — Das —— at ſonach dieſes 

* fonie Di allfaͤllig im — Wirkungskreiſe ausgef — een Ya 
Juftizminiſterium zur Bei der ——— — liſtrung und Beförderung im ine 

matiſchen leiten. — Handelt hr 
B. I einfache — era er Erläffe an dfterreihifche oder frembe 
——— ober um andere ungen von geringerer Erheblichteit, wie bie 
— von Austünften, jo iſt en ruf eiben an ie franzöfifchen Behörben 
—— gen, ſondern a) wenn bie Natur Ab egenftandes Beſchleuni ng noth⸗ 
g macht, ſich unmittelbar einem Erſuchſchreiben an die kaiſerliche daft in 
Baris zu wenden: wenn aber b) der Gegenftand nit dringender Ratur ift, bloß 
[durch Das Oberland ar 9) an das Yuftigminiftertum unter einfacher Beilegung des 
zuzuſtellenden Actes, nführung jener Umftänbe, worüber Auskunft eingeholt werben 
u Bericht zu eriieiten. welchem cine befondere Zufchrift an bie Tatferliche Votſchaft in 
aris nicht beizulegen ift. — 


Griechen land. Kür Barteien in Griechenland beftimmte Geſchä ante find zur 
Serminliug D ’- Buftellung auf dem diplomatifchen Wege von ben — em Juſtiz⸗ 
miniſterium in der durch die Verordnung v. 35. Jänner 1890, J.M. V. = — 4, be- 
an Safelune von Geichäftsitiden an Barteicn im "Auslanbe, geregelten Art 
un e vorz 

Handelt ar fih um civilprocefiuale Zuftellungen, bei welchen es darauf anfommt, 
dafs die Zuftellung ar m. Griechenland ei werbe, jo fommt zu berüd- 
fihtigen, daſs nah dem im Griechenland geltenden Givilprocefie bie vechtöförmliche 
Barteienverftändigung (St nifieatton) im Wirkungskreiſe von Gerichtsvollziehern (Huissiers) 
Itegt, von biefen über die Aupdlkmg ein Rechtsact —— auf geſtempeltem Papier 
au zun men ift, zur Ermöglichung der Aufnahme dieſes Rechtsactes eine griechifche oder 
franzöftiche Ueberjebung bes ber Bartei — Geſchaͤftsſtückes beigebracht werden 
fol, und bie Gebür für die Zuſtellung, welche nach dem griechiſchen Stempelfteuergefeße 
— Drachmen für je einen Zuſtellungsact beträgt, vor der Buftellungseinlettung zu be⸗ 

en i 
Dertaıh ift bei — von Baden in SEE Rande dene en, die 
a He am an Barteien in Griechenland beftimmt find, in dem orlageberichte immer 
e3 auf eine rechtöförmliche Buftellun antommt, ober ob eine einfache Be⸗ 
—28 des —— an ben Adreſſaten genüge, und es iſt für ben erſteren Wall 
entiveber eine griech) dr oder eine franzdftiche eberfegung bes Gefchäftsftüides und ber 
Gelbbetrag für die ellungsgebür mit vorzulegen oder in dem NBorlageberichte zu er⸗ 
Hären, daſs die Beiftellung der Ueberſetzung und ie Beitreitung der mit ber Weberjegung 
und ber Buftellung verbundenen sek dur bie k. und k. Geſandtſchaft in en a 
— werden möge, und daſs bie a aller Auslagen erfolgen werde (%. M 
8. Juli 1898, 3. 10929, 3. M Nr. 28, betreffend bie Sufelteng en 
Geihäftsfüden an Barteien ri Griechenland). 


Großbritannien. Berorbnung des Juftizminifteriums v. 12. De- 
cember 1900, 2. M. 8. B. Nr. 46, betreffend die Erwirtung der RNedhis- 
hilfe von den jehörden in Großbritannien und Irland. An alle Gerichte 
und Staatsanwaltichaften. 

Die im Laufe der Jahre ee Erfahrungen legen es dem Juftizminifterium 
nahe, an Stelle der biäher geltenden, vielfach Lüdenhaften oder durch eine geänderte Sach⸗ 
lage überholten Borfcriften über den Rechtshilfeverkehr mit Großbritannien und Irland 
die nachſtehende neue — veröffentlichen, woraus die in jedem einzelnen 
Falle am eheften zum Biele organgsweile zu entnehmen ift, wenn es fid) um 
die Snanfpruchnahme Ei Ana Rehtshilfe banbelt. 

1. Zuftellungen. 

Bur Bomahme von Qunelängen in Großbritannien und Irland Ieiften die bortigen 
Behörden Den hierländigen Gerichten weder in Civil⸗ noch in Straffadhen es rag 

Die L. und ?. Bertretungsbehörden können Buftellungen beforgen, foferne ber 
— — nahme des zuzuſtellenden Actes nicht ablehnt. 

—* Wege eine Zuſtellung verſucht werben, jo bat das nr 

Ban Fan Sachen tenelmäßig nad der J. M. 8. v. 25. Jänner 1890, 3. M 
—* Formulare Nr. —8 Hiebei iſt beſonders darauf zu I 
dafs Sie Abrefe ee Be an welche die Zuftellung erfolgen foll, richtig und genau 


—— 

”, Die N —— von Zuſtellungsacten das Senn herum 
it angeordnet durch 3. M. B. v. 25. Jänner 1890, FM. ©. B. Rr. 4, oben unter 
Korteipondenz, 
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bezeichnet werbe, weil in Großbritannien bei dem Mangel eines polizeilichen —— 
nur unter biefer Vorausfegung die Ausfindigmahung des Adreſſaten möglich if. 

Im übrigen lafien ſich Buftellungen nicht anber8 als durch unmittelbares Ein- 
fchreiten der intereffirten Bartei bei ber  ufänbigen großbritanniichen Vehörbe erwirken. 


II. Bernehbmung von Parteien und Beugen in Eivil- und Handelsſachen. 


Rad) den in Großbritannien und Irland nen Geſetzen (Barlamentsacte vom 
39. Juni 1856, 19 und 20. Vict., chap. 118) tft auf Erſuchen auslänbifher Gerichte in 
Eivil- unb Dandelsſachen zur Au fnahme von Beweiſen Rechtshilfe zu leiſten 
Die Gerichte befaſſen ſich jedoch nicht ſelbſt mit der Beweisau e, "ie beſchranten 
ſich vielmehr * die Erlaſſung eines Befehles, wonach der Beweis au —*3 — iſt, un 
beftimmen einen Beauftragten (Commijfioner), dem die Beiveißaufnah un 
folder Befehl wird erlafien, wenn nachgewieſen ift, daſs bie betrefiende enbeit 
eine vor einem audländifchen Gerichte anhängige ivil- oder Handelsſache iR dals bem 
damit befafsten auslänbdifchen Gerichte Die Gerichtsbarkeit zukommt und dafs Diefes &e- 
richt die Beweisaufnahme wünfdt. 
Wenn dem zu vernehmenden Zeugen eine entipredhende Summe für feine Koften 
— wird, fo kann er gezwungen werben, behufs feiner Einvernahme zu erſcheinen, 
Fragen beantworten und Urkunden vorzulegen. 
ine vor dem Commiſſioner abgelegte falſche Zeugenausſage iſt in gleicher Weiſe 
ſtrafbar, wie wenn fie vor Gericht abgelegt worden wäre. 
Das Erfuhen um Aufnahme des Beweifed Tann ſowohl unmittelbar von ber be> 
eh ee wie aud) von dem Gerichte, bei dem die Rechtsſache anhängig ift, ge- 
ellt werden 
Demnad) hat dad Procefögericht, foferne es nicht gemäß 8. 288, Abi. 2,6. P. O 
den Berweisführer — felbitthätig die Veweisauinahme hervorzurufen, behufs &r- 
wirkung einer Parteien» oder uns ein Erſuchſchreiben um Aufnahme des 
Beweiſes —— Dieſes iſt für Beweisaufnahmen in England und Irland an 
den High Court of ustice in London, beziehungsweiſe in Dublin, für Beweisau en 
in Schottland dagegen an den Court of Sessions in Edinburg oder an ben Sheriff Clert 
der betreffenden Grafſchaft zu richten. Die Bezeichnung der erſuchten Behörde Tann 
übrigens aud der T. und T. Votichaft in London überlaffen werden. In bem — 
ſchreiben iſt darzulegen, daſs die Rechtsſache beim en chte als der hiefür 
ftändigen Behörde anhängig ift, und dafs dieſes Gericht die Yulafiung des Beweiſes 
fchloffen Hat. Das Erfuhen bat dahin zu gehen, dafs die zu vern made Partei eher 
der zu dernehmende Yeuge a aldelonder werbe, vor Gericht ober vor u. u beftellenben 
Eommtffioner zu eriheinen und an einem beftimmten Termin die —— usſage unter 
Eid abzulegen, weiter daſs die Ay ober Nidytablegung ber gealone ein entſprechender 
Weile beurfundet werde. ehlt fich beizufügen, daſs nad) dem Einlangen ber 
Erledigungsacten bie a Koften, jolerue fie nicht durch die vernommene Berfon 
ededt werben follten, von dem erfuchenden Gerichte werden vergütet werden. Tem Er- 
hichreiben ift eine beglaubigte Abſchrift des Beweisbeſchluſſes beizulegen. Darin find 
nur — Theile des Beweisbeſchluſſes Deal en die für das erfudhte Gericht von 
Belang find. Das Erſuchſchreiben und deſſen Beilagen find mit engliichen —— 
u verſe I Die gerichtlichen Fertigungen auf dem Erſuchſchreiben und ben z 
ind zu —— en. Auch iſt ihnen das Gerichtsſtegel beizudrücken (8. 216 ©. * 
Erſuchſchr dem Juſtizminiſterium zur Weiterbeförderung vorzulegen (C. P. 
Form. Rr. 15). Im Vorlageberichte iſt anzugeben, welcher Höchſtbetrag an Koſten be» 
f8 — des Erſuchens aufgewendet werden darf. 
it es fich lediglich um Einholung von Auskünften oder um bie unbeeibete 
en einer Bartei, fo wird diefe — foferne die zu vernehmende Berfon dfter- 
teichtfcher ober u ngariicher Staatdangehöriger ift — am einfachſten * die zuftändige 
t. und k. Gonfularbehörbe zu erwirken fein. 


III. Bernehmungen in Straffjaden. 


Tie VBehörben in Großbritannien und Irland leiften auswärtigen on! n 

a Rechtshilfe durch Einvernahme von Zeugen, nicht aber durch Bern 
un Er sten. In Strafſachen politifchen Charakters wird überhaupt leine eh 

eg e 
Die gefebl s — e für die ——— Zeugenbeweiſen in Strafſa 
bilden die Extradi Acts um Jene 1870, 34 Vice. chapt. 58, und * 
Jahre — = unb 37 Viot. ‚ chapt. 60 

— Aufnahme von Beugenbenetien m — auslandiſcher Ge 
a die se ge ie: en und Friedensrichter berufen. E Seugenautfagen find ftraf- 
nichung des Zeugniszwanges gilt dasſelbe in bürgerlichen Redhtsfachen, 
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Um bie teit der großbritannifchen ober irifhen Behörden hervorzurufen, 
at daß hierlänbige icht ein an bie k. und k. Botſchaft in London gerichtete Er- 
uchichreiben dem Suftipminifterlum vorzulegen. Darin tft in&befondere aud die Höchit- 

e der allenfalld aufzumwendenden Koften anzugeben. Dem Erſuchſchreiben ift ein 
mit dem Gerichtäftegel verjehener Gerichtsbeſchluſs beizulegen, ber die betreffende Straf- 
fache bezeichnet, die zu vernehmenden Beugen und deren Adreſſe nambaft macht, endlich 
die allgemeinen und beſonderen Fragen anfülrt, die den Beugen — werden ſollen. 
Der Gerichtsbeſchluſs und deſſen allfällige Beilagen find mit engliſchen Ueberſetzungen zu 
verſehen. Die gerichtlichen Yertigungen find au legaliſtren. Die alifirungsclaufel 
auf dem Gerichtsbeſchluſſe hat auch die tätigung zu enthalten, daſs das erjuchende 
Gericht zur Anorbnung der Bemweisaufnahme berechtigt ift. 


IV. Die Borfchriften über die Einrihtung ber Vehelfe zur Ermwirlung 
von Auslieferungen aus Großbritannien und Irland find aus dem Staatdvertrage 
v. 3. December 1878, R. G. B. Nr. 84/1874, und den hiezu erichienenen Berorbnungen 
(deren jüngfte am 18. Mai 1899, %. M. B. B. Nr. 20, Hinausgegeben wurde) zu entnehmen. 


— bes Königreiches Italien hat bie I. M. V. v. 238. Auguſt 1872, 
NR. ©. B. Nr. 131, Folgendes beitimmt: Art. 1. Bwilgyen den k. k. öfterreichifchen Ge⸗ 
richten der im vertretenen Konigreiche und Länder und ben 1. italieniſchen 
Gerichtsbehörden findet die unmittelbare Correſpondenz ſowohl in Civil⸗ und Handels⸗ 
ſachen, als tn Strafſachen in Betreff aller Sinuden ftatt, welche Borladungen, Er- 
hebungen, Zuftellungen gerichtlicdher AUctenftüde, Berhöre, Abnahme von Eiden, Entgegen- 
nahme von Erklärungen, Vernehmungen von Zeugen, Befunde von Sachverſtändigen oder 
andere Ucte des Inftructionsverfahrend zum enftande haben. — Solche Anſuchen find 
von dem Obergerichte (in Italien von ber Corte d’Appello), welchem das erjuchende 
Gericht unterfteht, an jenes Obergericht (in Italien an jene Corte d’Appello) au leiten, 
welches zur Beranlaffung ihrer Ausführung berufen ift. — Diefes Obergericht wird deren 
Bollzug anordnen und die bezüglicdhen Acten an jenes Obergericdht 3 leiten, von bem 
dag Anſuchen geftellt wurbe. — Diefe Art der Eorreipondenz ift auch bei Erfuchfchreiben 
in dem Delibationsverfahren, welches der Execution von enntniffen oder ber 
Vollſtreckung vorläufiger a Beine — hat, in Anwendung zu 
ep — Die 1. ?. öfterreihifchen Obergerichte werben in allen Erjud)- oder Unt- 
rtihreiben entweder ber beutfchen oder der italienifchen Sprache bedienen. — Für die 
Gorrefponbenz derjenigen k. k. öfterr. Gerichte, welche den Obergerichten in Zrieft, Inns- 
brud und Sara unterjtehen, mit den ?. itafienifchen Gerichten, weldye den Appellhöfen 
in Mailand, Brescia und Venedig untergeorbnet find, wird insbeſondere die weitere 
Erleichterung beibehalten, dafs dieſe Gerichte in allen oben aufgezählten Civil- und 
Handelsſachen untereinander direct, und D daſs es einer Bermittlung durch Die Ober- 
erichte bedürfte, correjpondiren können, — e ſich dabei der italieniſchen Sprache 
edienen. Art. 8.... Die im Delibationgverfahren auflaufenden Koſten und 
diejenigen, welche ber erſuchte Theil infolge eines Begehrens in Givilfachen wegen Ver⸗ 
nehmung von Zeugen oder Sadverftändigen oder wegen Bornahnıe von Augenſcheinen 
vorgeftredt Hat, fallen ber betheiligten Bartei zur Laft. 
Die ?. italienische Jegenne hat Beſchwerde geführt, daſs das mit der J. M. V. 
v. 28. Auguſt 1872, R. G. B. Nr. 131, kundgemachte Uebereinkommen wegen Verein— 
fachung der Correſpond zwiſchen den k. k. oͤſterr. und db * 3t-1ämmildeme Maiden. 
behdrden von vielen Gerichten noch derzeit nicht beobachtet w 
ſchaft in Rom beitätigt diefe Ungaben und fügt aus eigen 
mande k. 1. Oberlandesgerichte noch fortfahren, für ein 
und Gtraffahen an Uppellationshöfe des Königreichs Ita 
mittlung in Unfpruch zu nehmen. — Da ein folder Borg: j 
Bereiniahung und Beſchleunigung der Rechtspflege gerichteten ) 
das T. k. Oberlandesgericht angewieſen, die obgedachte Verord 
ſelbſt genau zu beobachten und auch die unterftehenden Geri« 
zu verhalten (3. M. E. v. 29. November 18723, 3. 15035, 

, Aus Anlaſs eines vorgelommenen Falles, welcher zu 
wirb das Oberlandesgericht erfucht, die demfelben unterftehi } 
auf bie befondere völferrechtliche Stellung melde bem je . 
mwohnern ber vatilanifhen Baläfte eingeräumt ift, anzuweiſe! 
lie Amtshandlungen in Bezug auf die im Batilan BD. 
banbelt, nicht in Gemäßbeit der 3. M. 8. v. 23. Auguſt 187%, R. G. B. Nr. 131, vor- 
zugeben, jondern den Uct jedesmal dem Juftigminifterium zur weiteren Bermittlung 
vorzulegen (J. M. E. v. 25. Yuguft 1888, 3. 12778, an alle Oberlandesgerichte). 

. M. 8. v. 26. September 1885, J. M. V. B. Nr. 64, wurde ein Ber- 
zeihnis ber Gerichte im Köntigreiche Italien belannt gegeben. 
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a Beziehung — theilte die er . 8. Februar 1 8. 21 
M. V. B .7, mit, daſß vom 1. April angefangen im önlreine 
talien die — — chte (tribunali di oamerdio) aufgehoben Ar ie und 


bie ee Des ndigteit sehr en Ungelegenheiten an bie nk 
en Eibansli 8 i e correzionali) üb 
fe nad fg Goretion Dean orichriften zu erledigen 
Koftenfreihett eihtiiher) lee zwifchen Deiterreih unb 
Ztalten. Eine Gerichtöbehörde in Italien, welche von einem dfterreichiichen te 
nach Artikel 1 der 3. . dv. 28. Auguſt 1878, N. G. 8. Ar. 181, in einer Givil- 


— — um. bie Vermittlung der Buftellun eines gerichtlidhen | cheides au 
eine Bartet in Italien erſucht worden mar, hatte bie 1 Bergätung der Einhaͤnd ze 

fir die beforgte Buftellung in Anfpruch genommen. Se — —— 

mit Beruſung auf an ttifel 8 des mit der BOB AUDEnen on 

u tommens erhobenen Borftellung ertheilte das k. ie —* 

dem italieniſchen Gerichte die Belehrung, daſs im Sinne der im Jahre 1872 —— 

Miniſterialerklaͤrungen in Civilcehtsangelegenheiten die gegen jeitige Vo e von — 

richtlichen ——— an Parteien koſtenfrei zu geſchehen hat (Mitcheilung J. M. 8 


1886, 
üeber Erſuchen der fürſtlichen Regierung von Montenegro werben die Gerichts⸗ 
behörden In Dalmatien angewieſen, nicht mehr, wie es — gern mar, in 
directe Correſpondenz mit ber fürftlich re ea — — ‚ fondern 
ben ?. und k. diplomatischen Vertreter in Gettinje um die NBermittlung biefer . Biefe 
ſpondenz zu erjuchen. — Bugleich werben bie t. ? — ewieſen 
orreſpo — in ſlaviſcher Sprache und in einer foihen Yorm — Due ie 


t. und k. diplomatifche Miffton in Gettinje fich au a. bloße lebermiti! der bezüg- 
Kar — re beichränten könne (3. M. €. v. 4. Auguſt 187 8. 11685, an 
a ara 


Niederlaude fiche Belgien. 

Norbamerila. Yür Der Schriftenwechſel zwiſchen ben ——— nn 
und den — der —— ten Staaten von Nordamerika iſt in der J 
v. 14. November 1856, 2316, ald Goncentrationspuntt das T. a 
——— in Rew dit ren 

Mit Nüdficht auf bie — e Organiſation der T. und k. Vertretungsbehörden 


in den Vereinigten Staaten, in ere auf den Umſtand, jenem t. und k. Con⸗ 
fulate beftimmte Bezirke t Genf arte) zugewiefen find und daſs das ——— 
t mehr das einzige unter der nes effectiven 


in New Vork gegenw — Leitung ei 

Staatsbeamten ſtehende Conſularamt, daher als ausſchließlicher Concentrationspunkt 
nicht mehr geeignet iſt, wird die eingangs erwähnte Berordnung hiemit außer Wirkſamkeit 
geſetzt und Een = deren Stelle fo ar Beitimmungen: 

J. k. Gerichte haben die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
beftimmten —— en, ſowohl In ivil- als auch in mn 16 mus um Die Due 
te Em Eng dem Juftismin! erium und zwar, wenn es fih nur um bie Bu- 
fe Fr von m ber — en an Parteien handelt, — der Verordn v. 25. Jänner 

4, unmittelbar, fonft aber durch das vorgefeßte Oberlandbes- 
— jur Bociterbelrberunn vorzulegen. 

I. In Bällen, mo es fi nur um einfache Zuftellungen — bloß um Erlangung 
von Auskünften, dann um ſolche Verfügungen Haube: die lediglich — betreffen 
oder fonft nicht von höherem Belange find, ift e8 den Gerichten te Gorre- 
enz auch unmittelbar mittels der oft, jeboch geh an De an A k. und. 

fularämter in NRordamerita oder an bie k. unb Waſhington zu 
fenden, en die betreffenden Angelegenbeiten rer Ratır fi 

11. Wird die unmittelbare Inanfprucdnahme infolge ber ee fett bes Falles 
erforderlich, — iſt zunächſt feſtzuſtellen, in welchem Sonfufatsiprengel der gelegen tft, 
on bem ſich die begehrte Amtshandlung vollziehen fol. **) 


®) Weber die anacın foicher Eorrefpondenzen find Fingerzeige in ber : B. 
v. 21. März 1887, . B. Nr. 18, ee —— B. B. 
1890, ©. 5, 1885, 2 — winneſola) 1886, ©. 184 (Wisſsconſtn) 1887, 5 
(Galifornien), 1894, ©. 178 (Illinois; jedoh auch für andere Staaten taaten beacdhtensiwert), 
1895, ©. 105 —2 — enthalten. 

**) ine Ueberſicht des Standes und der Amtsb re or * — 
Conſularaͤmter im Auslande wird alljaͤhrlich in der — u 
zelne Mbdrüde find um den Preis von 20 Kreuzern von b — nd — 
druderei zu beziehen. 
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Dein pe berüdfichtigen,, daſs in ben Vereinigten Staaten gehe häufig gleich⸗ 
Rampe Drte ame Ya —2 Ib nebft dem Ortsnamen auch der Rame bed Staates 
er Pr aft (County), wo = Ort liegt, zu beachten tft. 
Das für die Erl gung in Betracht Tommende — kann entweder 
— ——* ober ein ſolches fein, an deſſen Spitze ein effectiver Staat#- 
Nur in bem — Falle iſt die gerichtliche Zuſchrift unmittelbar an das Con⸗ 
fularamt einzuſenden 
Wenn es ſich um den Sprengel eines Honorarconſulates handelt, dann in allen 
wo bie —— des zu igen Conſularamtes irgendweiche bi leiten 
eitet, iſt die — — der k. und k. Geſandtſchaft in Ai en An vrud) 
Be (3. M. 8. v. 81. Jänner 1897, 3. 25896 ex 1896 
treffend bie Beftellung ber für die Vereinigten Staaten = Wo: 
amerila befimmten a der t. I. Gerichte und den 


wet: ber nee mit den dortigen ?. und E. Bertretungsbehörben. 


——— Verordnung bes Juſtizminiſteriums v. 8. November 1898, 8. 24168, 
2 80, betreffend deu er mit Bortugal. An 


ericht#behdrde 
zur — Bee — — — — nd En ee —— Heer 
zu m ger galifirung bedarf nicht von 
a: tlicher us en an — iſt 


en —** uch⸗ 
Fine ig la en egungen entbehrlih. Die t. t. —5— werden 


—* — ——— Ueberſetzungen, ſowie die zur Zuſtellung an Parteien in 

— en sid unm —— a — — dem — 
le Gerich erlandesgerichtaſprengels, welchen in dieſem 
Sprengel = ee für bie — Sprache nicht zu Gebote fteht, werden auf» 
—— ee — Wiener Landesgerichies ein Gerichtsdolmetſch für 

— rache 

demnach bie Beiftellung ber Ueberſetzung ausnahmsweiſe nicht thunlich 
ſein, — * 7 * — ie — ———— weshalb es unthunlich war, und iſt um 
die Vermittlum buch bie k. und k. Gefandtichaft in Portugal gegen 
nachtraͤgliche Eile ber der % ausb racuch anzuſuchen. 


Aumänien. Nachdem wiederholt der Fall vorgekommen iſt, dafs k. k. Gerichte 
fich direct oder im Wege ber k. und J Conſulate an bie k. tumänifchen Gerichte ge» 
menbet haben, wird ——— gegeben, dafs im Verkehre mit ben letgteren ſtets bie diplo⸗ 


mattfche — — Anſpruch zu — iſt. 
Rogatori ebürfen bes Anſchluſſes einer rumänifchen Weberjegung und ber 
Leiehget unb In dem Juſtiz mini erium regelmäßig im car bes A ai Ober⸗ 
egen; nur En Gerichtähdjen eriter Sn BL Wien iſt mit Rüd- 
——— die —— Legaliſtrungsvorſchrifien die direete Vorlage an das Juſtiz⸗ 
tfterium geſtatt 


Auch Sie ornaßme von 8 —— in Rumänien iſt im diplomatiſchen W 
u veranlaſſen. arf jedo ezu nicht der — eigenen Erſu 
3 um bie 3 N Sie des betreffenden ?. rumäni noch auch des 
nichlufle® einer rum an en — em es Aa bie siehe ige ber 
Imtimationsftüde nach Maßgabe ber 235. Jänner 1890, I. M 
Daneben bleibt * freigeſtellt, zur lege und Beicleunigung den zuzu⸗ 
—* Act nebſt vorbereitetem Buftellicheine unmittelbar an die k. und T. Ge- 
haft in Bukareſt mit einem an dieſelbe gerichteten GErfuchichreiben im Poſtwege 
uſenden. einzujenben. Oinſichtlich der Portofreiheit der an die t. und k. Geſandtſchaft in tarelt 


Ein allerhi allerbings nicht vollfftänbiges, aber für die meiften Fälle ausreichendes Ver⸗ 

eihnis ber in Rorbamerifa amttrenden !. und f. Sonfulate und ihrer Amtsbezirle 
—* ſich auch in den Mittheilungen des J. M. B. B. 1896, ©. 208 

*) Gegenwaͤrtig find effective Conſularämter daB k. und k. Generalconſulat in 

New Vork, SCHE a. Eoniulate in re Bir Shicago. Dem Honorareonfulate in 


adelphia fft der abminiftrativen an ändig ein effectiver 
ai, 3 Be eilt; Br daher für den Bericht ber —2 ebenfalls als ein 
— der  Tlögetig erſcheinenden Ueberſicht der ?. und E. Gonfularämter werden 


die unter ber — eines effectiven Staatsbeamten ftehenden !. und k. Conſularaͤmter 
mit ae Gteruchen bezeichnet. 


Schauer, Geſch. Ordg. 35 
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un ——— ſiehe * Se = ®. v. 18. November 1891, 3. M. 8.8. 
und die Mittheilung im I. M. 8. B., Jabr ang 1898, ©. 85 85.) 
Durch die gegenmärtige Verorbnung en ene Weiſungen — weise 
einzelnen Gerichten der Bulowina im Sinne ded J. M. E. v. 7. März 1 
Hr eilt wurden, und welche den birecten Verkehr mit T. rumäniſchen Bericlen für vi 
ulaſſen, in denen es ih um bie raum * —— hinſichtlich der 


Grenzverirag v. 7. December 1887, 59 ex 1888, von Rumänien 
ie Bukowina ober — — — —— handeit (J. M. V. v. 
18. September 1394, 3. 19080, 3. M B. Nr. 88, betreffend die Correſpon⸗ 


benz mit den f. tumänifden Geridhten und bie Buftellungen an Barteien 
in Rumänten). 


Auisland. Der Staatövertrag v. 2. April 1884 zwiſchen ber — 

ungariſchen Monarchie uub dem —*8 Ruſsland wegen führung einer birecten 
Eorreiponbenz beftimmt: 

en ber L ed chiſchen 

—— taif. ruſſiſchen Juris⸗ 

Corre Bono ohne diplo⸗ 

bie Rechtshife in Givil- 

unter bie mungen 

Ktober 1874 wegen gegen- 


en von Seite Heſterreichs: 

ichte in Lemberg, Kralau 

Bi ——— tanisicu. 

VBezirtögerichte in ben 

nahe. die Ober⸗ 

ftaatsanwälte in ‚Lemberg und Kralau und die Staatsanwälte bei — ia Landes⸗ 
und Kreisgerichten. 

Bon Seite Ruſeglands: die Gerichtskammer in Warſchau, bie un dfe in 
Warſchau, Kaliich, Kielce, Lomza, Lublin, Bietrlöw, Pod, Radom, Sumally und Gtebler ; 
die Gollegien ber Friedensrichter der vorſtehend benannten Sprengel und durch — 
Vermittlung die Friedensrichter Ihres die Präfidenten Bieter Gerichtshöfe, ber 
Brocurator an der Gerichtälammer in Warfchau und die Procuratoren bei den vor- 
erwähnten Gerichtähöfen. 

Wenn Beränderungen in den Benennungen der vorfichend — 
und Behörden eintreten, werben die hohen vertragichließenden Theile diefelben e 
zeitig —— um Mifsveritändni en vorzubeugen, die er hie ergeben könnten. 

III. Der unmittelbare Verkehr zwiſchen ben v end be,eicdneten Gerichten 
und Behörben findet Anwendung: 

8) auf Erfuchen, betr. Borerhebungen und Unterfuchungen wegen —— unb 
Bergeben, die in ben Gebieten ber beiden Staaten verübt wurben Vernehmungen, 
Bocalaugenfcheine, Hausdurchſuchungen und Beſchlagnahmen, ärztliche Befunde 2. : 

auf Erſuchen, welche die Uebermittlung von ſolchen Beweisftüden, Werten 
anb Hehunbe —— die zu einer vor den Gerichten — Angelegenheit DER: 

0) auf bie Gorrefpondenz der Staatdanmälte in Ungelegenheit von Hä — 

d) auf die Uebermittlung von Citationen, Vorladungen, Beſ en Verſtand 
gun en, Aufforderungen und fonftigen Acten des Verfahrens ſowohl in — 

hiecunde enbeiten, wie in — 

e) auf die Beeidigung ber Barteien in en ae Sadjverftänbigen- 
Deiaube und Vernehmung von gen gen mit oder ohne Beeid 

Die Zuftelungsausmetfe über Borladungen, Beicheibe, eönbigungen und andere 
Acte werben wmechfelleitig, mit den erforberlichen Beg aubigungen verjehen, mitgetheilt. 

Art. IV. Die Ho en verttngfchliehenhen Theile verpflichten fich, bie von den Ge⸗ 
richten und Behoͤrden, welche nad biefer Uebereinkunft er unmittelbaren Gorreiponbenz 
äugelaflen find, ae Begehren und Rogatorien ſoweit auaführen au laflen, als 
nidyt die Geſetze des — — wo der Vollzug ſtattſinden ſoll. 

Kt. V. Die Erfuchichreiben, welche die im Artikel II dieſes Uebereinkommens 
bezeichneten Gerichte und Behörden —— aneinander richten, —— von den 
——— — und Behörden in b euer und von ben rufliihen Gerichten und 

ebörden in ruffiiher Sprache abgefafst Ken — Die dur foldye Erjuchichreiben ver- 

anlajsten Beantwortungen werden bon Seite Ruſslands in ruffiiher Sprache, von Seite 
en in deutfher Sprache abgefafst fein 

Art. VI. Wenn aus befonderen Erwägungen die unmittelbare Correſpondenz für 

irgend eine Angelegenheit nicht angemeflen erachtet wird, bleibt ben hohen vertrag 
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—— Aion atiiäem Be Bee. u ih Iuehifeljeitig, bie Detreffenben gerichtlüien Rersi- 


Die Koſten für — von —— unb — und für 
die ———— ber Requifi werben von Staate 2, 
Alle Ableger ui und Serbungen, m ar nie bie sea 
örben fih auf Grund biefes Hebereirtommens zuſchi werben in Betreff 
eg Br: he Gern 
um ngen, welche in ng eines ſolchen Erju ens erfolgen, 
von ben erinchten Gerichten und Behörden frantirt. 
ha AJuftizminiftertums vom 18. Mat 189, 3. M. 8. B. Nr. 28 
betreffend I — des durch den Staatsvertrag vom 2. Mori 
1884, 9. ©. B. Nr. 184, mit den Gerichten im Jurisbictiongfprengel 
Baridau eröffneten "unmittelbaren — — TB auf einige 
weitere ruffifhe GFerichtabehörden. Un alle Gerichte und Staatsanwaltiaften 
in Salizien und der Bulowina. Bufolge einer in St. Petersburg vom 5. April 1899 
mit ber Taiferlich ruffiihen Regterung getroffenen Vereinbarung mwirb ber —— 
chaͤftaverkehr. ug den er rar 9. — 884, R. G. B. Nr. 184 
nn, den nn und Staatsanmwalticha — — 
Krakau einerfeit und in dem kaiſerlich — Juriẽdict a 
— ——— Kennt ift, auf bie Taiferlich ruſſiſchen —— 
. Kichinew und Kamenetz⸗Podolsk, die Procuratoren “bei d eiörshe, 
He & De Ben ter in den vorbenannten le 
aus biefen Sprengeln ftanımen, — auf bie — in Kiew 
ai Odeſſa Bench den bortigen Brocuratoren ausgebehnt. 


ner MinEBE bee 6. Mat 1868, 3. 5008, durch I. M. €. 
uft 1880, 8. 11298, — Oberlanb eögerichten verordnet: Infolge ber in den 
— ai fichen Gouvernements ‚Beterkhung, Ron orod, nn Bſtow, Riazan, Wladimir, 
— ——— Tula, Twer, Jaroslaw, Chatkow, cl, Dre 1, Woroneich A mis, Koutais, 
Balou, SET: Stawropol bei Griman, dann Siem, Robolien und Bolhyni en 
ein geführten neuen Gerichtäorbnung muf3 jede Regquifition eine ausmärtigen Gerichtes 
im Ramen dieſes Berichtes in der Form eines richterlichen Erkenntniſſes oder Amts⸗ 
fchreibens abgefafst fein und eine vollftänbige und genaue Tarftellung alles defien ent- 
halten, mas auf das — des Gerichtes Bezug —*— Wenn es ſich demnach darum 
banbeit, im gerichtlichen VBernehmungen oder une — ale en unter 
Beteiligen — iſt es unbedingt er: af g, die betreffende An⸗ 
—— m 6 en, und anzugeben, ob bie Ausf igenfchaft als Kläger, 
ter, oder als Zeuge gemacht werben foll; bie —— ſelbſt ſollen genau 
bezeichnet werben, damit fein Kweifiel über deren Kpentität mit ben vorgeladenen Ber: 
ſonen beſtehen könne. Die Reqtifition des auswärtiaen Gerichte fol überdies mit einem 
Sertificate des Inhaltes verfehen fein, daſs dieſe —— in Vollzug geſett werben 
ſolle. Hufolge bes allgem Reglemente für bie g erichtlichen — ſollen die 
Requifitionen auswärtiger Gerichte von einer ruſſiſchen J—— ——— ein, da an 
Die Gerichte des Reiches fein in fremder abgefaistes Erſuchen tet werden 
kann. Was bie gerichtlichen Actenftäde | betrifft, weiche eingefenbet A um an in 
ARufsland fich aufraltenbe Individunen zugeitellt zu werden, jo können folche Mctenftüde, 
wie folcheß bisher gejc heben ift, dem Miniftertum der auswärtigen Angelegenheiten über- 
mittelt werben, welches dieſelben ſeinerſeits Durch Bermittlung ber competenten Bolizei- 
adminiftration an ihre Beſtimmun — leiten wird. Es iſt zu bemerken, daſs die Adreſſen 
der von den Gerichten vorzuladenden Verſonen genau anzugeben find, indem jede Un- 
nenanigfeit — und ——* die —* keit, dem Erſuchen zu entſprechen, 
beiführen kann. Die Koſten IS Verfahren das requirirende Gericht. Jede 
orberung auf eine Geldfumme muſs in hei vorgenannten Gouvernements vor dem 
«onıpetenten Gerichte — den Kläger perfönlich oder durch einen Bevollmächttgten vor⸗ 
gebracht werben. e8 den Scrichten unmöglich fein follte, den Requifitionen eine 
Euffiiche Meberfegung Bei ulegen, ift bei deren Vorlage das Erfuchen zu fielen, dafs bie 
Ueberjeßung von ber Gelandeichaft beforgt und beigefchlofien werbe. 


Diele Borichrift wegen Beilegung einer ruffilchen Ueberſ⸗ DE ran laung Der 
felben d die ———— wurbe insbeſondere rüdfichılich der Erſuchſchreiben in 
ſachen durch J. M . 21. März 1873, 3. 8854, neuerlich in Erinnerung gebracht. 8 


” a. Erfuhen um Abnahme eines Eides Dura ein ruſſiſches Gericht if 
ag un. Bartet beizubringende la Ueberfegung der Eibesformel beizulegen. 


— 1872, 8. 2171, SI g- $ 
30* 
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Die k. u. k. Botſchaft in St. eh De die Nothwendigkeit b dafß 
mit Pt auf ben Dei den an ci ruſſiſchen brden obwaltenden Geſcha — Zu⸗ 
ſtellungen, welche inn er feſtgeſetzten Friſt in die Hände bed Adreſſaten ge⸗ 
langen ſollen, z. B. gericht orlabungen , wenigſtens 8 Monate vor dem an- 
beraumten ermine an er ut. otfchaft gelangen. — Die T. k. Gerichte werben 
— bei den von ihnen neh egenten Terminen Hierauf Bedacht zu nehmen. — 

wird in Erinnerung gebracht, bafs Requiſitionsſchreiben an kaiſ. ruſſiſche 

den —* mit der Legali * zu verſehen und ftet3 unter — der unter 0 er 
— erforderlichen deuiſchen Ueberſetzung anf dem Wege bes — — — 
dem ?. k. Yu miniferum zur Dealeitung vorzulegen find. — Wenn — 
eine — Direct an die k. er k. Botſchaft in St. Petersburg oder an in Ruid- 
land befindliches !. u. k. Con gerich tet an mu —— iſt Det Bufäefe  jebenfalle 
ur franfiren. — —* wird —— daſs die k. u. tſchaft in 

Betersburg oder an ein in Ruſsland befindi Hr k. u. zr Conſulat nd in deut- 
fcher A Eigen find oder denfelben eine deutiche Ueberſetzung beizulegen iſt 
IR ovember 1879, 8. 17301, an alle Oberlanbesgerichte und aats· 


—— 

Du JM. €. v. 9. Mai 1880, 8. 6879, wurde ber I. M. € 
18. März 1877, 8. 1959, nicht abaeändert, baher dann, wenn e# fi um bie Bent: 
mwortung einer von einem kaiſ. — Gerieite anent. i. dfterr. Gericht geftcliten 
Nequifition ober um einen von einem ?. per Gerichte einer Tail zen Saite 
aud) ohne Requiſition zu leifteuben Act der echtähilfe, wie 3. 8. Mittbeilung der Tob- 
fallsacten über einen hier verftorbenen ruſſiſchen — en oder der Acten 
über die Erhebung des Geiſteszuſtandes eines hier beſindlichen zum fiihen Angehbri 
banbelt, kein Anlaſs uva den bezüg — — ruffifche Heberfegungen 

Die Ro den J. 9. Mai 1880 


äugeben. — e Koften d ai 1880, . 6970, bebingten 
erfegungen find in firafgerichtlichen Angele —— und in Rechtsſachen ber 
ma enießenben Barteten unter Beobachtung der beftehenden Vorſchriften ans 

— then SErLnSBeIbern zu beftreiten, in anderen Givilrechtäangelegenbeiten aber 
* deren Intereſſe die en ergeht au be de wobet es Teinem 
Anftanbe een t, daſs die requtrirenden Ger e aleid) be et —— g der 
Requiſition die 3 ——— Parteien — ihre Koſten —3 — 
va Pr do enden Koftenbetrag im vorhinein eg 
v.1 rn. an bie Oberland an Krakau 

Berorhnung, des Ju ee ciuns v. 8. —X 1900, 

EM. 8 .14, wodurch das Eorrefpondenz-Viebereintommen mit ber wei⸗ 
—— wirb. vr: alle Gerichte und Sthatdanmwaltidiaften. 

e ?. !. Regierung ber ” Neichörathe vertretenen Königreiche und Länder und 
der —— Bundesrath en ſich behufs Regelung bes Correſpondenzverlehres 
ei en ben Gerichten —— ——— der im Reichßrathe vertretenen 

ip Dir u Länder ber — ſchen Monarchie erfettö und den 
ſchw chen Gerichtsbeh a ‚anberjeit durch den Austauſch ———— — — — Erklaͤ⸗ 


rungen — as * nig 
t Sei ten und ee der im eg ver» 


— ee un) leiſtu — J—— ——— N te 
en ger e ng fomo erlidhen ange en, w 
Sn een von der Bermittlung ihrer Gorrefpondenz auf iplomatifchem hen Wege 


sub. gilt auch für die in ben Artikeln XVIII His einſchließlich XXI * Aus⸗ 
— —— — vom 10. März 1896 vorgeſehenen Falle der Strafrechtshilfe. Aus⸗ 
genommen tft nur der Ecjriftenmwechfel, ber es auf die Auslieferung und Durchlieferung 
— on ern — Tiesbezüglich gelten bie im erwähnten Staatsvertrage enihal- 
enen ———— 

Art. I. —— nicht nach Artikel I der diplomatiſche Verkehr einzutreten bat, 
tönnen fämmtlidhe Gerichtshöfe un rn A fowie bie ea fmolfen in 
Tirol und Vorarlberg, bann die Gerichtshöfe (Lanbeögerichte und Hand unb 
die Staatdanwaltichaften in Wien Linz, Sa Graz. Prag, Brünn u mit 
den im angefchloffenen Berzeldmifle®) = aufgel hrten (hmeiseriiden ——— —— un- 
mittelbar verlehren und ebenfo von ben letzteren unmittelbar in Aniprud genommen 


werben 
Art. IM. Im übrigen vollzieht ſich der Rechtshilfeverkehr auf Öfterreicht Seite 
durch bie Vermittlung ber Derlanbeögerichte. en nn Tr 


*) Dad Verzeichnis der fchwelzeriihen Behörden, denen ber birecte Verkehr in 
Restäbilfefangen mit unſeren Berichten geftattet if, wird bier nicht abgedruft, 
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teren leiten jedes aus ihrem Sprengel fiammende — — 
ſofern Fer Fi — fchweizerif ne in dem —— fie 
al h be — Behörde und erhalten von ihr bie Erledbigungsacten — endet. 
bie im — iſe ——— — Gerichtsbehborden 
ie Sem ii t, in deſſen Sprengel bie 
——— — — iſt, und ee — ſeine Bermittlieng die 

a 
et. IV. Die in Anwendung ber g igen Uebereinkunft von den T. k. Ge⸗ 
richten = —— den —— erichtöbehörden ũberſendeten Acten⸗ 
Fe Fre * — der deutſchen oder — chen Sprache, die von den een 
eg ale a inte — ktaftentie Sprad) 2 ct ae ie ft Eh Deit das 
er en, en oder en S e abge oder ſonſt, ſow as 
e Gericht von ihrem Inhalte Kenntnis nehmen Ss, von einer Ueberfegung in 


erfachte 
eine a — ein. 
—— ericht für eingeſandte Acten, bie gemäß dieſem Artikel aus- 
fer And, — e in die eigene Gerichiafprach e — kann es den Erſatz 
Pie bie Koſten ybiee ——— vom —e Gerichte nicht beg 
fihılidy der zn Strafrehtähllfe g it der Ürtilel XXI des 
Ausliejerungßvertrageß von 10. eh 
ee 
en erlichen ange mit der 
Bee! nd ar Gntrhmungen den —— — A ie zuerfannten 
— vg eher — des — vom 
rt. erden See, das egentwärtige Nebereinkommen tritt am 1. Januar 1900 in Wirk⸗ 


amleit und bleibt in bis nach Ablauf von 6 Monaten nad) erfolgter Kündigung 
ie Bas ihr Dr acigen Gegen Im Sehr ige gef, mi der Brhuung 
er ben g im offene, er 
des Ju u 2 De 1856, R. G. B 8. Fr. 106 unb mit bem Preis 
fchreiben bes es v. 11. Juni 1856, nderbian 186, Fr ©. 47, kundgemachte 
Ablommen tritt am 1. uar 1900 — — 
men wird m erten kundgemacht, daſs im fibrigen 


e8 Uebereinkom 
den Rechtshilfeverlehr mit der % m bür erlichen Rectsfachen Die Urtitel1 bi 10 
je & — Convention x 4 B Sandy im J. maßgeb nd. 


end 
gerichtlichen — an die Gerichte des ut 


Gerbien, Jomie bie en en berf ul, auf biplomatifhem Weg 
eine bentſche er fransöttiche * — beizulegen. —— ht von | 19 ana si 
eines Erſuchſchreibens, an Inhalt dem — muſs, um des 


t en er si 
F der — es en Herden deine abgefajst ift (St.8. mit Serbien v. 6. Mai 1881, 


Das — t wird beau t, den unt enden Gerichten im Intereſſe 
einer glei Ianbehgericht mird, der B Fey ungen d obs der d —— 
a e — dem Königreiche — abgeſchloſſenen Rechtshilfen — >: 

1881 . B. 1883 Mr. 88 — infoweit derfelbe die gegenfeitige Beſorgung v 
gapeiungee —* —— und fonftiger Intimationen an Parteien, ſowohl in 
gelegenheiten des Verfahrens in Streitiadhen, als au im Keen des Verfahrens außer 
—— betrifft — Folgendes = Darnachachtung befanntzugeben: 
ur en a von einfachen Bu ungen an Bartelen in Serbien find be» 
jnben u te betreffenden k. ſerbiſchen Gerichte nicht erforder 
De plate ERBnG UEE Dem Aarbrelee On uftellangöfcheine, 
in melden Er Bao, die alätigen (4.8 pe „oahtungkeuften) das afum 

e en Ulegate. | wie Wohnort de 

Adref y une in Regeliällen en * — — und in 


aten 
tteſbar d Imiferhum von 
— een Säle, nm Er ur dem = &hetnigungen ee) über die infolge von 


e find auch 
Crfugen t. —— Beide Er ——— Bultelungsiene ober bie Be 


—— a) „der Die fkt . Ken aß — anderen als 
eine 
— auf dem dip * nee) 1 ven 
eb — d ell laſf au be 
ar e andere Art — u —— Per Ei — 
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6. Es ift wünfchenswert, daſs Mctenftüde, welche innerhalb einer feftgefesten Srift 
tn bie Hände des Adreſſaten gelangen jollen, 3. B. erichtliche Vorladungen, wenigſtens 
2 Monate vor dem anberaumten zermine an das Juſtizminiſterium gelangen, worauf 
bei ben een Terminen Bedacht zu nehmen tft. 
e ber a Kctenftüde genügen te und tft die 
Borlage ©: Subb he an das Oberlandes — — Actenſtũ — welche nicht 
zur — der Zuſtellung erforderlich ſind, zu vermeid 
.S wird u va18 16 gerichtlich e © hreiben, — —— — 
auf — im t. 8. at 18 .@. 
benen diplomattichen age — Se den k. ferbifchen Gerichten ı — zu we — 
find, weshalb ed unbedingt erforderlich iſt, daß bie | e Schreiben an }. fer- 
bifche Gerichte in allen Fällen in gleicher Weife, wie es in Betreff der an Barieien 
auzu en Hctenftüde oben sub 2 angeorbnet wird, dem Juſtizminiſterium vorlegen 
(I. .D. En April 1888, 2 — = alle Oberlanbesgerich te). 


Sin In Fällen, um bloße Buftellungen an dfterreichifche ober 
tembe es in der Türke —* —— a As ſchon nach dem Hfb. v. 16. Juni 1847, 
.&. ©. Nr. 1066, bie dfterreich tden I. Inſtanz unmittelbar an bad 
öfterreicifche Gonfulscomt oder Be [x a ee Agentur bes Bezirkes zu wenden (J. M. & 
. 14. October 1850, G. B. N u kommt gegenwärtig noch, daſs bi e 
L T. Eonfulate als ofbeniig bfierrei Mr —* t#behörben zu betrachten find, an w 
fih die J. Inft — Kronländern wegen des Vollzugs civilgerichtlicher Acte un⸗ 
mittelbar au we en “ ur €. v. 16. December 1855 5.8. 26001, und dv. 34. Huguft 
t auch in Strafſachen (3. M. €. dv. 27. October 1856, 
- "Ssällen von bejonderer Wichtigkeit oder bei eintretenden 


richte ein Erfuchfchreiben an "die türtifhen nicht abzufaflen, 
te unmittelbar in der an die Gonfularbehörbe gerichteten 


ıtinta. 


$. 202. Wenn das Gericht erſucht wird), Schiebäiprüce, 
Erlenntniffe von Börfenfchiedögerichten und andere als Execu⸗ 
tionstitel verwendbare außergerichtliche Acte und Urkunden an 
Parteien im Auslande zuzuftellen, fo ift der Beſchluſs, durch 
weldhen dem Erſuchen willfahrt und die Zuftellung eingeleitet 
wird, auf die zur Zuftellung beftimmte Ausfertigung felbit, und zwar 
in der Regel auf die legte Seite diefer Ausfertigung zu fehreiben. 


) In das Nechtöhilferegifter einzutragen, 8. 231. — Sonft werden 
Zuftellungen formlofer behandelt. (Siehe $. 377.) 


Berichte an übergeordnete Behörden. 


*6. 203. Mittheilungen an übergeordnete Behörden (Be- 
richte) follen alles enthalten, was gegebenenfalls zur Kenntnis 
der übergeordneten Behörde zu bringen nothiwendig oder zweck⸗ 
mäßig erjcheint. In den Berichten find alle nicht ftreng jach- 
lichen Wendungen zu vermeiden; bekannte Thatfachen follen nicht 
wiederholt werden. Desgleichen ift von einer Wiedergabe des 
Inhaltes der Unordnung, infolge deren der Bericht erftattet 
wird, oder einzelner zugleich vorgelegter Actenſtücke und von 
allen überflüffigen Wiederholungen der Sachbezeichnung abzu- 
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ſehen. Die Anordnung ift lediglich nah Datum und Geſchäftszahl 
anzuführen; bei Vorlage von Acten find die in Betracht kommen: 
den Stellen durch Bezeichnung der Zahl der Uctenblätter anzugeben. 

In Berichten, welche auf Grund eines Senats» oder Com: 
miffionsbeichluffes ergehen, find die Namen der Perſonen, die 
zum Beſchluſſe mitgewirkt Haben, dann anzuführen, wenn dem 
Berichte Acten nicht beigelegt werden oder die beiliegenden Acten 
die Namen jener Perfonen nicht eriehen laſſen. Vorgekommene 
abweichende Meinungen über den Inhalt des Berichtes find am 
Schluſſe anzumerfen. 

Berichte find, dringliche Fälle ausgenommen, in Reinſchrift 
zu überjenden.!) Berichte in verjchiedenen Angelegenheiten jollen 
in der Regel nicht in demjelben Schriftftüde zufammengefafst 


den. 

3) Jedoch nicht Berichte mit Vorlage von Nechtsmitteln, 88.205, 206. 

*6. 204. Berichte an den Oberſten Gerichts- und Caſſa⸗ 
tionshof und an das AYuftizminifterium!) find von den Gerichten 
erjter Inftanz, foferne nicht für einzelne Fälle anderes angeordnet 
tft?), Durch das übergeordnete Oberlandeögericht vorzulegen. 

Bejebungsvorichlägen find die Beitungsblätter, welche die 
Belanntmachung der Concursausſchreibung enthalten, eine über 
fämmtliche Bewerber verfajste Ueberfichtstabelle nah Formular 
Nr. 20 und bei Bejehung von Kanzleibeamten- und Dienerpoften Nr. 20. 
die Eoncepte der an das Neichsfriegsminifterium und an das 
Zandesvertbeidigungdminifterium gejendeten Benadhrichtigungen 
über die Soncursausfchreibung anzufchließen. Dem Auftizmini- 
flerium ift die Meberfichtstabelle in einem einzigen Exemplare vor- 
zulegen. 

Bei Einholung der Enticheidung des übergeordneten Ge— 
richtes über einen Beſchluſs, der nad) Ueberzeugung des Bor: 
fitenden auf offenbarer Verlegung oder unrichtiger Anwendung 
des Geſetzes beruht und Minderjährigen oder Pflegebefohlenen 
Nachtheil bringen oder das Gericht einer Erſatzpflicht ausſetzen 
würde (8.84 G. O. G.), bat der Vorſitzende im Berichte bie 
Gründe für feine Meinung in kurzer Faſſung vollftändig dar- 
zulegen. Hat er dieje Gründe fchon bei der Berathung im Se: 
nate vorgebracht und find fie in der Beurkundung der Abſtim⸗ 
mung genau wiedergegeben, fo genügt es, den Acten das Bes 
rathungsprotofoll oder den Abftimmungsvermerf beizufügen, 
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1) Den Gerichten ift der unmittelbare Verkehr mit den Kentral- 
jtellen mit Ausnahme des Juſtizminiſteriums nicht Diefe Ber- 
El: des Geſchäftsverkehres gilt gemäß $. 26 St D. aud für 

trafſachen. 

2) Reviſionen und Recurſe find im Wege des —— 
dem Oberſten Gerichtshof vorzulegen, 8. 508 & 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde an den Goffationstef en die Beichwerde 
nad) 8. 2 Strafprocejsnovelle find unmittelbar an den Caflationshof 
vorzulegen, 3 285 St. PB. O. 


Borlage und Erledigung von Berufungen und 
Revifionen. 

6. 205. Sobald der Gegner des Berufungs- oder Repi- 
ſionswerbers einen vorbereitenden Schriftſatz (Erklärung zu Bro- 
tofoll) oder die Nevifionsbeantwortung angebracht bat oder die 
Gerichtskanzlei (Ranzleiabtheilung) anzeigt, daſs die dafür be- 
ſtimmte Frift abgelaufen tft, find die Berufungsd- oder Reviſions⸗ 
fchriften fammt allen den Nechtsftreit betreffenden Procelsacten?) 
der unteren Suftanzen (88. 469 und 508 €. P. O.) ohne Auf- 
ſchub dem Berufungs- oder Revifiondgerichte mitteld Beſchluſſes 
vorzulegen (8. 37, 8.7, G. 0. G. und 8.22 der gegenwärtigen 
Geihäftsordnung).?) Der Beichlufs ift in Urfchrift, und zwar in 
der Regel mittels Stampigliendrude® auf die borzulegenden 
Acten zu feßen; find die Ucten nicht geheftet, fo ift im Bejchluffe 
die Blattzahl der vorgelegten oder der vom Berufungdgerichte 
binzugefügten Acten anzugeben. Im Beichluffe find die Parteien 
und der Streitgegenftand auf das kürzeſte zu bezeichnen, [3. ©. 
„Die Acten in Sachen U. ca. B. wegen Örundeigenthumes werben 
infolge Berufung dem Landesgerichte in W. vorgelegt, 15/11 97.79) 
Bei Acten von größerem Umfange kann zur Erleichterung des 
Auffindens die Blattzahl der Berufungsichrift und der etwa 
borausgegangenen berufungsgerichtlichen Entſcheidung beigefügt 
werden. 

In gleicher Weife find Schriftftüde, die nachträgli an die 
Berufungs- oder Reviſionsinſtanz gefchidt und zu den Acten 
der vorlegenden oder der empfangenden Gerichtsbehörde zu nehmen 
fein werden (3. B. thatſachliche Auftlarungen der Parteien oder 


— — — — — * — — 





8. 205. Es iſt namentlich bei an bie Rechtsmittelinſtanz bie Abgabe 
größeren Gerichten ohne Kanzleiab- der Acten in das Abgangsperzei N) 
theilungen nicht unzuläffig,, bei Vor- ($. 284 ©. D.) einzutragen. a 
age von Berufungsacten und Recurfen 
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des Berichtes, Protokolle über Einvernehmungen nach 8.473 C. P. O., 
Acten über ftattgefundene Erhebungen oder Bemweisaufnahmen 
nach 88.488 und 509 C. P. O. u. ſ. w.), mittels eines in Urjchrift 
auf das Schriftftüd gejegten Beſchluſſes vorzulegen, ohne Unter: 
Ichied, ob e8 dabei einer weiteren Ausführung oder Begutachtung 
bedarf. 
Beglaubigte Abjchriften von Proceisacten find nur vor: 
zulegen, foferne der Nechtöftreit durch das angefochtene Urtheil 
nicht vollftändig erledigt wird und die Verhandlung über Die 
noch unerledigten Punkte während des Berufungsverfahrens fort- 
gejeht werden ſoll (8.469, Abſatz 2, C. P. O.). In allen übrigen 
Fällen find fämmtliche PBrocefsacten, einfchließlich des Urtheiles, 
der Entfcheidungsgründe und der gejonderten Berathungsproto- 
tolle, in Urfchrift*) einzufchiden. 

Die Beilegung von Actenauszügen kann nicht gefordert 
werden. 

Soweit nicht die in der Recht3mittelenticheidung aufgetragene 
Einleitung, Fortſetzung oder Erneuerung des Verfahrens etwas 
anderes erfordert, ift die an die zweite Inſtanz gelangte Revi⸗ 
fionsenticheidung ohne Beſchluſsfaſſung des Senates an das Ge⸗ 
richt erſter Inftanz zu jenden.d) Desgleichen ift über die Benach⸗ 
richtigung der Parteien von den an das Gericht eriter Inſtanz 
gelangten Berufungs⸗ und Hevifionsenticheidungen bei Gerichts: 
böfen eine ne des Senates nicht einzuholen. 

1) Siehe 8. 209. — Solche Acten müffen nicht in das Abgangs⸗ 
verzeihnis Form. 60 “@. 2384) eingetragen werden, doch ift dies nicht 
unzuläjfig. 

9) Ohne Senatöberathung vom Borfitenden oder auf defjen An- 
ordnung von einem Mitgliede des Broceisjenates. 


—— des Juſtizminiſterinms vom 6. Mai 1898, 
8. B. Nr. 11, betreffend die Borlage von Acten an die 
Ben tanttteibennzhen An alle Gerichte. 

Die verichtedenartige Handhabung ber 5 hie der Geſchaãfts⸗ 
orbnung über die Borlage don a Revifionen und Recurſen 
erſchwert bisweilen die geichäftliche ehandlung der Acten bei den Rechts⸗ 
mittelbehörden und insbejondere bei dem Oberſten Gerichtshof. Um 
dieſen — zu beſeitigen, findet das Juſtizminiſterium anzuordnen: 

1. Dem Beſchluſſe, mit — die Acten infolge eines Rechts⸗ 

mittels vor — werben, iſt, ſoferne nicht nad) 8. 206, Abſatz 2, der 

Geihäftsord nung ein längerer Bericht erftattet werden mufs, nachftehende 
Faſſung zu geben: 
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UND T En. 0a Are 
Die Ücten in der - © » 2 2. fade de . 
gegen. ee N 
werden infolge Berufung — Revifion — Recurs — de . . 
gegen d . . . . — beitätigende — abändernde . . - 
— aufbebende. . . .— Urteil — Beſchluſs — vom . 
Geihäftssahl-. - - vocrgelegt. 

Bahl der Actenblätter. V 
Angefohtene . - Urtheil — Beſchluſs — Blattzahl — 
Beru Ang ON — Revifion — Recurs — Blattzahl - . -» » 

Abtheilun am. > 2: > nn 
Diefer Beſchluſs ift entweder handichriftlich auf die Ucten zu ſchreiben 
oder mittels Handichriftlih auszufüllenden Stampigliendrudes auf den 
Acten anzubringen. 

Wenn es fih um bie Vorlage eines Recurfes handelt, ift der Be- 
ſchluſs entweder auf den Acten jelbft oder auf einem angeſchloſſenen 
Blatte anzubringen, wenn aber die Ucten infolge Derufung oder Revifion 
vorgelegt werden, auf der lebten Seite der gemäß $. 468, Abjab 2, E. 
P. D. eingebrachten Mittheilung des Berufungsgegners oder auf jener 
ber —— oder des ſonſt den Acten als letztes Stüd 
angeſchloſſenen Geſchäftsſtückes. 

Die Rechtsſache, in der die Actenvorlage erfolgt, iſt, abgeſehen 
von den Namen der Parteien, auch durch die Angabe der Gattung der 
Rechtsſache (Proceſsſache, Beſitzſtörungsſache, Executionsſache, Vormund⸗ 
ſchaftsſache, laſſenſchaftsſache u. ſ. m.) zu bezeichnen. 

Der Borlagevermerk iſt jo anzubringen, daſs am oberen und un⸗ 
teren Rande der betreffenden Seite ein mehrere Finger breiter Raum 
frei bleibt. In ne Weiſe find auch die Acten vorzulegen, die noch 
unter der Geltung der früheren Vorſchriften gebildet wurden. 

2. Wenn in Rechtsſachen, auf welche die Beftimmungen der neuen 
Proceſsgeſetze eine Anwendung finden, die Acten infolge von Rechts 
mitteln vorgelegt werden müſſen, find den in Beſchwerde gezogenen Ux- 
theilen oder Beſchlüſſen, falls dies nicht ohnehin aus den vorgelegten 
Acten ſchon zu entnehmen ift, die Namen der Mitglieder des Gerichts⸗ 
Ha beizufügen, die an der Berathung und Abſtimmung über das an- 
gefochtene Urtheil oder über den in Befchwerde gezogenen Beichlufjs theil- 
genommen haben. 

Wenn hingegen auf die angefochtene Enticheidung die Veſtimmungen 
der neuen Broceögefee zn finden, ift ein Verzeichnis Der 
Genatsmitglieder, welche au der Abitimmung über die in Beſchwerde 
gezogene Enticheidung theilgenommen haben, nur dann anzufcließen, 
wenn fie aus ber Abitimmungsaufzeihnung nicht zu entnehmen find 
und zugleich die Beſchwerde eben darauf ertüßt wird, daſs der Cenat 
nicht ordnungsmäßig bejeßt war oder daſs ein abgelehnter oder aus⸗ 
geſchloſſener Richter an der Entſcheidung theilgenommen hat. 

3. Hinfichtlich der Vorlage von Amtsabiäriften der untergericht- 
lichen Urtheile und Beſchlüſſe bei Revifionen und Recurſen an Den 
Oberſten Gerichtshof ift nach den Vorjchriften der J. M. 8. v. 14. De- 
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cember. 1897, 8. 28517, J. M. V. 3. Nr. 48, vorzugehen; es ift daher 
in den nach altem Rechte fortgeführten Streitfachen —* eine Abſchrift 
der angefochtenen Enſcheidung vorzulegen. 

4. Die zuſammengehörigen Acten ſind bei der Vorlage zuſammen⸗ 
zubinden. Gegenſtände, die ſich wegen ihrer Größe und äußeren Form, 
wie z. B. Notizbücher, harte oder glatte Gegenſtände, nicht wie ſonſtige 
Beilagen den Acten beifügen lafſſen, find unter beſonderem Umidlag 
oder in jonjt geeigneter Berpadung fo beizulegen, oder zu den Acten 
zu binden, dafs fie nicht leicht verloren werden können und auch bie 
Gebarung mit ben Xcten nicht behindert wird. 

8) Neue Yaflung vorgeichrieben, fiehe die vorhergehende J. M. 8. 
v. 6. Mat 1898, 3. M. 8. 8. Nr. 11. 

*) Eine Reinichrift nur, wenn der Entwurf fchwer leſerlich oder 
wenn er Bufäge, Durchitreichungen oder — in erheblichem 
Umfange oder in weſentlichen Punkten enthält, 8. 197. 


Berordnung des Auftizminifteriumd vom 14. December 

1897, 3. M. 8. B. Nr. 48, beireffend die Borlage von Amt3- 
abfjchriften der untergerichtlihen Urtheile und Beichlüffe bei 
Revilionen und NRecurjen an den DOberften Gerichtshof. Un 
alle Gerichte eriter und zweiter Inftanz. 

Durch die neue Geihäftsordnung für die Gerichte eriter nnd 
2 Juſtanz ift die im 8.200 des Tail. Batentes vom 3. Mai 1853, 

&. 8. Rr. 81, angeordnete Borlage von Amtsabichriften der unter- 
gerichtlichen Verfügungen oder Enticheidungen im Falle der Ergreifung 
eines Rechtsmittels nicht aufrecht erhalten worben. 

Zur Erleihterung der Geichäftsbehandlung bei dem Sberften 
era werden jedoch die Gerichte erfter und zweiter Inſtanz an- 
gewieſen: 

1. von contradictoriſchen Urtheilen in Civilproceſſen und ebenſolchen 

Endbeichlüffen und in Belipftörungsitreitigfeiten; 

2. von ber Revifion unterliegenden Beichlüffen im Berufungsverfahren; 

3. von Bertheilungsbeichläffen im Executionsverfahren; 
für den Fall, als die Ausfertigungen diefer Erledigungen im Wege 
der mechaniſchen Vervielfältigung hergeftellt werden, künftig ftet3 ein 
Eremplar über die font erforderliche Zahl von Angfertigungen herzu⸗ 
ftellen und diejes bei der infolge Reviſion ober Recurs ftattfindenden 
Veberfendung der Ucten mit ber entiprehenden Beglaubigung dem 
Oberſten Gerichtöhofe vorzulegen. 

Das behufs etwaiger Vorlage an den Oberſten Gerichtöhof her- 
geftellte Ausfertigungs lar ift vorläufig ohne Einheftung bei den 
Acten aufzubewahren. Wenn die Ucten bem Oberften Gerichtähofe vor⸗ 
gelegt werden, ift diefed Exemplar von dem Gerichte, bei welchen das 
Urtbeil oder der Beſchluſs ergangen ift, ven Acten beizulegen. 

Wenn Ucten an bie Regiftratur gelangen, welchen ſolche Abichriften 
noch beitliegen, weil ein Rechtsmittel nicht ergriffen wurde, find dieſe 
auszuſcheiden und zu vernichten. 

Für die im alten Verfahren fortgeführten Streitfachen bleiben die 
bisherigen Vorſchriften unberührt. 
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8) Außer ben für die Ucten der II. und I. Inſtanz beitimmten 
Ausfertigungen find von der Nechtsmittelinitang in der Regel audı 
die Ausfertigungen zur Berftändigung der Parteien zur Berfiigung zu 
itellen, 8. 215, Ubi. 4. 


Der J. M. E. v. 12. Jänner 1899, 3. 1021, beitimmt: 


„Nach Borichrift des 8. 277 G. O. find die Acten des Rechts⸗ 
mittelverfahrend — mit Ausnahme des Beramhungsprotocolies, des Con⸗ 
ceptes ber Enticheibung der Rechtsmittelinftanz und (in der Regel) des 
vom Berichterftatter etwa ausgearbeiteten fchriftlichen Referat? Juſt. 
Min. Erlajd vom 16. April 1898, 3.8854) — zu den Acten der erften 
Inſtanz zu nehmen. Demzufolge find aud die vom Oberſten Gerichts. 
hole an da3 Berufungsgericht gelangenden Reviftonsentfcheidungen, ohne 

eſchluſsfaſſung des Senates, an das Gericht erfter Inſtanz zu fenden, 
foweit nicht die in der Rehtsmittelentfcheidung dem Berufungsgerichte 
aufgetragene Einleitung, Yortjegung oder Erneuerung des Verfahrens 
etwas anderes fordert (8. 205, letzter Abſatz, ©. D.). 

Es ift keineswegs nothwendig, eine Abfchrift der Revifionsentichei- 
dung zu ben Acten des Baader er zu nehmen, und es lafjeu 
fih faum Fälle denken, wo das Berufufigsgericht ohne bie jonftigen 
Broceisacten der Reviſionsentſcheidung bedarf und daher das 8 = 
behalten einer Ausfertigung bei den Berufungsacten thatlählic eine 
Erleichterun Wale würde. Sollte jedod nichts deitoweniger von ein- 
zelnen Präfidien Wert darauf gelegt werden, in den vom Gerichtähofe 
erledigten Berufungen auch eine Ausfertigung der Revifiong- 
entſcheidung zu bejigen, fo wäre zu diefem Zwecke beim Berufungs- 
gerichte eine hrift ber Revifionsenticheidung anzufertigen, falls nicht 
ihon vom Revifionsgerichte gemäß $. 215, Abfab 4, ©. D. eine für 
die Acten des Berufungsgerichtes beftimmte Ausfertigung der Revifiond- 
entiheidung zur Verfügung gejtellt wurde. 

Im Snterefle der — des Schreibwerkes bei den Ge⸗ 
richten erfter Inſtanz wäre aber dann die für die Acten des Berufungs⸗ 
gerichtes beftimmte Abichrift beim NWBerufungsgerichte ftet3 gleich ab 
vielen Exemplaren mitteld Bervielfältigungsapparates berzuftellen, 
dem Gerichte erfter Inſtanz auch die zur Verftändigung ber Parteien 
erforberlichen — —— zur Berügung geitellt werden lönnen 
(8. 215, Abſatz 4, ©. O.). 

Hievon darf nur abgejehen werden, wenn ſprachliche Schwierig. 
feiten binbernd im Wege jtehen oder wenn aus den dem Berufung 

erichte vorliegenden Acten die Anzahl der zur Verftäudigung der 
arteien erforderlichen Wusfertigungen nicht einmal annäheruugsweife 
entnommen werden kann. 

Die vorftehenden ai gelten in finngemäßer Weife für 
die Entfheidungen des Oberſten Gerichtähofes über Recurſe.“ 

Nechtsmittelverfahren in Straffahen. Das Oberlandes- 
gerichtöpräfidium in Wien hat an me Gerichte feines ae 7 
einen Erlajs vom 14. Februar 1899, . 1404, gerichtet, deſſen 
Inhalt dahin geht: 1. Es feien zur Vorlage von Rechtömitteln ' die 
neu aufgelegten Yormularien 95 bis 99 und 117 zur Strafproceſsord⸗ 
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nung zu verwenden; 2. foferne nicht nach der StrafprocefSordnung der 
NRechtsmittelvorlage eine richterliche Enticheidung voranzugehen habe, hat 
emäß 88 37, 8.7 und 97 G. O. ©. die Vorlage ohne collegiale Be- 
chluſsfaſſung (durch die Unterfuchungsrichter, Vorſitzenden ber Nath3- 
fammer) zu erfolgen; 3. im Rechtsmittelverfahren, insbeſonders im Be⸗ 
tufungsverfahren tft über die Bildung ber Acten 8. 277 G. O. (fiehe 
auch den %. M. E. vom 16. April 1898, 8.8854, Zahl 2, in welchem 
die Art der Bildung ber Acten im Rechtsmiitelverfahren genau geregelt 
ift) zu beobachten, insbeſonders auch deshalb, weil die Rechtsmittelacten 
einen fachlich weientlichen Bejtandtheil der Strafacten bilden; 4. bei der 
Rechtsmittelinſtanz find Reinichriften für die Parteien (jo insbeſonders 
im Verufungdverfahren) gemäß 8. 215 ©. D. in jenen Fällen herzu- 
ftellen, in welchen die Parteien durch fchriftlihe Ausfertigungen und 
nicht durch bloß mündliche Verkündung zu verftändigen find (Mitth. 
J. M. 8. 8. ©. 89/1899). 


Vorlage!) und Erledigung von Recurien. 

$. 206. Berichte, womit Recurfe vorgelegt werden (8. 522 
C. P. O.), find in thunlichft kurzer Faſſung) auf dem überreichten 
Recurſe ober auf einem beigelegten Blatte in Urfchrift zu er- 
ftatten; eine Uebertragung in Reinſchrift ſoll nur ftattfinden, 
wenn der Bericht fachlihe Mittheilungen macht, die in den 
übrigen Acten nicht enthalten find, und die Hanbdfchrift des 
richterlihen Beamten, der den Bericht entworfen bat, fchwer 
Ieferlich iſt. 

Eine Darſtellung des actenmäßigen Sachverhaltes ift in 
den Bericht Tediglih dann aufzunehmen, wenn der Recurs und 
die vorgelegten Procejsacten für fich Feine genügende Ueberficht 
über den maßgebenden Sachverhalt gewähren. Eine im Berichte 
unternommene Rechtfertigung des angefochtenen Beichlufies muſs 
fi) auf die furze Hervorhebung der wichtigften Gefichtspuntte 
beſchränken. 

Dem Berichte find die für die Beurtheilung des Recurſes 
erforderlichen Ucten ſammt Zuftellungsfcheinen und insbeſondere 
der angefochtene Beſchluſs mit dem Berathungsprotofolle oder 
Abftimmungsvermerfe in Urfchrift beizulegen; im Berichte ſelbſt 
find Angaben über die Belebung des Senates, der den angefoch: 
tenen Beſchluſs gefaist hat, und über dag Abſtimmungsergebnis 
nit zu machen. Die Einfendung beglaubigter Abſchriften tft 
nur hinſichtlich jener Acten zuläffig, die zur Fortſetzung des 
Verfahrens in der unteren Anftanz unerläfslich benöthigt werden, 
Ein Wetenauszug tft dem Berichte nicht beigulegen, 
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In Anfehung der Ueberfendung und Mittheilung der Recurs⸗ 
entfcheidungen haben die Vorfchriften des 8. 205, letzter Abſatz, 
u gelten. 

— 1) Siehe die bei 8.205 abgedruckten Juſtizminiſterialpverordnungen 
nnb ur foweit fie auf Necurje Anwendung zu finden haben. 

2) Neue Faſſung —— in der > 205 abgedrudten 
LM. V. v. 6. Mai 1898, J. M. V. B. Nr. 1 

$. 207. Recurſe gegen Urtheile und Beichlüfje der 
Bezirkögerichte für Handeld» und Seefachen find dem übergeord- 
neten Handelögerichte oder Handels: und Seegerichte (8. 6 der 
Surisdictionsnorm), wenn fidh aber am Standorte des Bezirks⸗ 
gerichtes für Handels- und Seeſachen ein ſolches Gericht nicht 
befindet, dem übergeordneten Kreis- oder Landesgerichte (Han- 
delsfenat) vorzulegen. 

Das Gleiche gilt für Recurſe gegen Urtheile!) von Bezirks- 
gerichten, die nebſt der allgemeinen auch die Gerichtsbarkeit in 
Handel3- und Seeſachen ausüben, falls das Urtheil den Beiſatz 
enthält, daſs e8 in Ausübung der Gerichtäbarkeitsin Handels⸗ 
oder Seefachen gefällt wurde. Wurde von einem foldhen Be- 
zirfögerichte ein Urtheil in Ausübung der Gerichtöbarkeit in 
Bergrechtsſachen gefällt und als folches bezeichnet (8.446 C. P. O.), 
fo ift ein Necurd gegen dieſes Urtheil dem zur Ausübung der 
Gerichtsbarkeit in Angelegenheiten des Bergbaues berufenen 
Senate des Kreis: oder Landesgerichtes vorzulegen. 

Recurſe gegen Beihlüffe von Bezirfögerichten, die nebft 
der allgemeinen auch die Gerichtsbarkeit in Handels-, See= oder 
Bergrechtsfachen ausüben, find dem Kreis: oder LQandesgerichte 
vorzulegen und ohne Beiziehung eines fachmänniichen Laien. 
richter8?) zu enticheiden. 

1) Im Punkte der Koften, $. 55€. P. O. 

2) An den Civilſenat. 

$. 208. Berufungen oder Reviſionen und Necurje?), welche 
gegen dieſelbe Entſcheidung angebracht werden, find der Rechts⸗ 
mittelinſtanz gleichzeitig vorzulegen. Von der Erſtattung eines 
Berichtes über den Recurs iſt in dieſem Falle in der Regel 
abzuſehen. Soferne nicht eine Rechtfertigung des mittels Recurſes 
angefochtenen Theiles der Entſcheidung für nöthig gehalten wird 
(8.206, Abſatz 2), genügt es, in dem Beſchluſſe, womit die 
Berufung oder Nevifion vorgelegt wird, auf den erhobenen und 
gleichzeitig vorgelegten Recurs hinzuweiſen, 3.8. „die Arten in 
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Saden %. ca. B. wegen Grundeigenthumes werden infolge Be⸗ 
rufung dem Landesgerichte in W. unter Unfchlufs des vom B. 
gegen die Entjcheidung über den Koftenpunft rechtzeitig an= 
gebrachten Recurjed vorgelegt.“ ?) 

Mit der Vorlage des Recurſes gegen eine der Berufung 
oder Nevifion unterliegende Entiheidung tft deshalb regelmäßig 
bis nach Ablauf der Berufungs⸗ oder Nevifionzfrift, wenn aber 
die Berufung oder Reviſion rechtzeitig erhoben wird, bis nach Ein: 
langen des Schriftſatzes des Berufungs- oder Reviſionsgegners 
oder nad Ablauf der hiefür offenitehenden Friſt zu warten.?) 

1) Gegen die Koftenentfheidung im Urtheile, 8. 55 ©. 2. D. 

2) Siehe nunmehr 3. M. 2. v. 6. Mai 188, J. M. 88. 
Rr. 11, bei 8. 206. 

8) Ueber den Recurs ift, wenn die Beichlufsfaffung nicht vom Er- 
gebnis des bevorftehenden Berufungsverfahrens abhängt, in der nicht⸗ 
Öffentlichen Sigung im Vorverfahren zu entjcheiden, 8. 150. 

Wenn der Borfteber eines Bezirksgerichtes zum Loncurscom- 
miſſär beſtellt ift, find die Acten dem Concursgerichte jeweils mittels 
kurzen Actienvermerks in Urjchrift ohne beionderen Bericht zu überjenden. 
Erforderlihenfalls iſt ein ze: zu erſtatten. J. M. V. v. 5. Zänner 

900, 3. M. 8. 8. Nr. 2, DI, P. 8 (bei $. 241). 


Erjuhen um Hctenüberfendung an die Rechtsmittel: 
initanz. 

$. 209, Befinden fih Acten, die aus Unlaf der Er- 
bebung eines Rechtsmittels dem zur Entſcheidung über dieſes 
Rechtsmittel berufenen Gerichte vorgelegt werden müflen, zur 
Zeit nicht beim Gerichte eriter Inftanz, fo hat diefes unverweilt 
und ſpäteſtens gleichzeitig mit der Vorlegung des Rechtsmittels 
das Gericht oder die Behörde, wo fich diefe Ucten gerade be- 
finden, zu erjuchen, die genau zu bezeichnenden Acten unter 
Ungabe der mitgetheilten Gefchäftszahl unmittelbar der Rechts- 
mittelinftanz einzujenden. Daſs dies geſchehen ift, muſs bei 
Vorlage des Rechtsmittels in dem Vorlageberichte erwähnt werden, 
3.8. „die Ueten in Sahen A. ca. B. wegen Grundeigenthumes 
werden infolge Berufung dem Oberlandesgerichte P. vorgelegt; 
um Weberjendung der fehlenden Procejsacten an das k. k. Ober- 
lande2gericht wurde das Bezirkögericht R. erfucht."?) 

Das Gericht erjter Inſtanz darf die Vorlage des Nechts- 
mittel3 nicht auffchieben, um die fehlenden Acten früher einzu- 
fordern. Sollten die gemäß Abſatz 1 erjuchten Gerichte oder 
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Behörden mit der Ueberjendung der Acten zögern, jo ift diefe 
durch die Recht3mittelinftanz felbft zu betreiben. 


1) Siehe die neue Saflung des Borla En in der J. M. 8. 
v. 6. Mai 1898, J. M. 8 B. Nr. 11, 5 


Ueberjendung von Urkunden. 


$. 210. Wenn anderen Gerichten, Behörden oder gericht- 
lichen oder behördlichen Organen gerichtliche Acten vorgelegt oder 
mitgetheilt twerden müſſen, in welchen ſich die Urjchriften von 
wichtigen Urkunden und namentlich die Urfchriften folcher Urkun- 
den befinden, die für bejtimmte Nechtöverhältniffe auf längere 
Zeit Hinaus als Grundlage zu dienen haben, fo Hat der Richter 
(Borfigende des Senates) zu enticheiden, ob bei Hinausgabe 
der Acten von diefen Urkunden beglaubigte Abſchriften zurüd- 
behalten werden follen. Nach Rückkunft der Acten find Die 
Abſchriften ihnen beizulegen. 

Die Sorge für das Zurückbehalten von Abſchriften kann 
au in der Art den Parteien überlafien werden, daſs fie auf- 
gefordert werden, innerhalb einer bejtimmten Friſft beglaubigte 
Abichriften der Urkunden zu übergeben, widrigens die Acten 
ohne Zurückbehalten von Abſchriften vorgelegt werden würden. 


Buftellungsverfügung. 

*6. 211. Die Beitimmung der Zuftelungsart!) und die 
Erlaffung der zur Vollziehung einer Buftellung fonft nod 
nöthigen näheren Anordnungen liegt demjenigen richterlichen 
Beamten ob, der die zur Zuftellung gelangende Erledigung be- 
ſchloſſen bat, in Nechtsfachen aber, die einem Senat zugewieſen 
find, je nachdem die Erledigung in bürgerlichen Rechtsftreitig- 
keiten oder in Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streit- 
jachen ergeht, dem Vorſitzenden des Senates?) oder demjenigen 
Referenten für Gerichtsbarkeit außer Streitfahen?), dem die An- 
gelegenheit zugetbeilt iſt. 

Die Verfügung gefchieht durch einen kurzen Beilah zum 
Ausfertigungsentwurfe oder zu dem an die Gerichtskanzlei er- 
gehenden Ausfertigungsauftrage; hiebei find die in den folgen- 
den Paragraphen für die Bezeichnung der einzelnen Zuftellungs- 
arten vorgejchriebenen Abkürzungen zu verwenden. Für Die 
Bezeichnung der Perjonen, die eine Ausfertigung erhalten 
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follen, genügt in der Hegel‘) die Angabe ihrer Stellung im Ver⸗ 
fahren (Kläger, Bellagter, Nebenintervenient, beide Parteien, 
ſämmtliche Streitgenoffen, Antragfteller, Gegner des Antrag: 
ftellers, Vertreter des Klägers u. |. w.). Die Adreſſen dieſer 
Berfonen find auf dem Ausfertigungsentwurfe nicht anzugeben, 
fondern in der Regel auf Grund der Ucten lediglich auf den 
Buftellungs: (Rüd-) Schein oder auf den Umfchlag®) der Sendung 
zu fchreiben. 

Snfofern bei den Berfonen, die mit der Leitung des Zu— 
ftellungsdienftes betraut find, auf eine ausreichende Kenntnis 
der Vorſchriften über BZuftellungen gerechnet werden Tann, ift 
eine ausdrückliche richterlihde Verfügung über die Zuſtellung 
überall dort entbehrlich, wo die Zuftelung in der nad dem 
Inhalte des Schriftftüdes und nach dem Zuftellungsorte regel. 
mäßigen Zuftellungsart geſchehen ſoll und auch. fonft fein An⸗ 
laf3 zu bejonderen Weifungen an die BZuftellungsorgane vor⸗ 
liegt. Ebenſo ift eine ausdrüdliche Zuftellungsverfügung bei 
allen Erledigungen zu unterlafien, die fich in gleichförmiger 
Weile jo Häufig wiederholen, dafs die @erichtäfanzlei einer 
befonderen Weiſung über die Zuftelungsart und über die 
übrigen Einzelheiten der Zuftellung nicht mehr bedarf. 

Um die Buftellung den jeweiligen Verhältniſſen thunlichit 
anpafien zu können, tft bei Protofollirung von mündlich an- 
gebrachten Klagen, Anträgen und Gefuchen darauf zu dringen, 
daſs die Wdrefien der Betheiligten genau unter Bezeichnung 
der lebten Poft®) und des Gerichtsbezirkes angegeben werden. 
Wenn fi) in diefer Hinficht auf fhriftlichen Eingaben, die zu 
einer Poftzuftellung Anlaſs geben, Unvollftändigfeiten und Un- 
genauigleiten in den Adreſſen finden, fo find fie regelmäßig 
ohne Burüdftelung der Eingabe dur Einvernehmung der 
Partei in der Gerichtöfanzlei oder durch Aufforderung zur 
ſchriftlichen Mittheilung der näheren Daten (8. 86)”) zu befeitigen. 

R 88. 343 bis 346. £ 2) 8. 89, Abſ. 2, €. P. O. 


2) 88. 388, 88 G. O. ©. 

#) Dis Zuftizminifterium hat Kenntnis erlangt, dafs in leßterer 
Zeit wiederholt gerichtliche Erledigungen, welche das Militär-Merar 
als Bartei len! ſeitens der Gerichte an die Berfonen des Reichs⸗ 
kriegsminiſters zugejtellt wurden. Da biefer Vorgang den gejehlichen 
Beitimmungen nicht entipricht, wird den Gerichten mit Beziehung auf 
den Erlaſs des Yujtizminifteriums vom 29. December 1867, 8. 22464, 
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neuerlih in Erinnerung gebracht, daſs alle Iediglich gegen bie Ab» 
miniſtrativbehörden oder das Gtaat3vermögen und die Temjelben ger 
ehaltenen Fonde gerichteten Eingaben in Streitiachen, daun alle für 
iefelben beftimmten Erledigungen in Grundbuchs⸗ und Landtafel⸗ 
angelegenheiten nach ben beftehenden Geſetzen der betreffenden Finanz⸗ 
procuratur rückſichtlich Finanzprocuratursabtheilung als 
den gejeglichen Vertretern des Staatsſchatzes und der ihm glei 
gehaltenen Fonde — ſind. (J. M. V. v. 8. Februar 1887, 
8. 2319, J. M. V. B. Ne. 5, betreffend die Zuſtellung gericht— 
licher Erledigungen, welche Adminiſtrativbehörden oder 
das Staatsvermögen und die demſelben gleichgehaltenen 
Fonde betreffen.) 

Da es in letzter Zeit wiederholt vorgekommen iſt, daſs gerichtliche 
Erledigungen, weldhe das Militär-Aerar als Partei betrafen, 
feitens der Gerichte unmittelbar an die Berjon des Reichskriegsminiſters 
zugeitellt wurden, jo fieht fich das Auftizminifterium neuerlich veran- 
lajst, den Gerichten die hierortigen Verordnungen von 29. December 
1857, 3. 22464, und vom 8. Februar 1887, %. M. 8. B. Nr. 5, in 
Erinnerung zu bringen, nach welchen die erwähnten Erledigungen der 
betreffenden Sinaugprocuratur rüdjihtlih Finanzprocura- 
tursabtheilnng ald den gejeßlichen Beriretern es Stantöläjahes und 
der ihm gleichgehaltenen Fonde zuzuftellen find. (J. M. B. v. 20. Juli 
1894, 3. 14773, J. M. 8. B. Nr. 27, betreffend die Buftellung 
der für das Milttär-Aerar bejtimmten gerichtlichen Er- 
ledigungen.) 

Nach einer anher gelangten Mittheilung des Finanzminiſteriums 
fommt es vor, daſs in Grundbuchſachen, dann im Erecutiond- und 
Meiftbotvertheilungsverfahren den k. k. Finanzprocuraturen feitens der 
Gerichte Rubrikbeſcheide zugefertigt werden, weldhe nicht ent- 
nehmen —98— welcher Fond oder Verwaltungszweig durch 
den betreffenden gerichtlichen Beſcheid berührt wird und 
was überhaupt zur Erlaſſung der für die Finanzprocuratur 
beſtimmten Ausfertigung Anlaſs gab. — Hieraus können ſich 
mancherlei Unzukömmlichleiten ſowohl für die Amtshandlung der ver⸗ 
—— Finanzprocuratur, als für das Gericht ergeben, von welchem 

ie Verſtändigung ausgeht. — Die erſtere wird nämlich dadurch oft 
genöthigt, vorerft vom Gericht Aufflärungen und Erhebungen zu requi- 
riren, welche entbehrlich oder auf einfacherem Wege zu erlangen geweſen 
wären, weun die Finanzprocuratur gleich aus dem Beſcheide hätte er- 
jehen können, um welches Rechtsverhältnis es fich im gegebenen Falle 
handle, und welche Wominiftrativbehörde fie um Ertheilung weiterer In⸗ 
formation anzugehen habe. Zur Vermeidung folder Unzutömmlichkeiten 
ift zwiſchen dem neh und dem Rah ben hab die Erlafjung von 
einander mwechjelfeitig bedingenden Directiven an die ®erichte, bezw. an 
die Finanzprocuraturen vereinbart worden. — Hiernach werden die Ge 
richte bei Erlaflung von Grundbuchs⸗ und anderen Rubriksbeſcheiden, 
inSbefondere von Polchen im Erecutiond- und Weiftbotvertheilungsver- 
fahren an die !. k. Yinanzprocuratur, wofern der betreffende Beſcheid 
icht über Anfuchen der letzteren erfolgt, niemals unterlafien bürfen, 
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zur Orientirung der Yinanzprocuratur über den Anlaſs ihrer Ver⸗ 
ftändigung und namentlich über den durch die intimirte Verfügung be- 
rührten Verwaltungszweig oder Fond die erforderlichen, aus den vor⸗ 
Tiegenden Acten, Grundbuchsauszügen und Luftren hervorgehenben Daten - 
beizufügen. — Dagegen ergeht feitens des k. k. Finanzminiſteriums an 
die k. 8. frinanzprocuraturen die Inſtruction, daſs letztere, wenn es ſich 
um Erhebungen aus dem Grundbuchsſtande handelt, zunächſt und in 
der Regel an die betheiligten Verwaltungsbehörden zu dem Ende fi zu 
wenden haben, damit biefe durch Einfichtnahme in das Grundbuch die 
erforderlichen Daten ermitteln und dadurch die Gerichte entbehrlicher 
Arbeiten üiberheben. — Das Oberlandesgerichtäpräfiblum wird erjucht, 
Borftehendes fämmtlichen Gerichten zur Darnachachtung befannt zu 
geben, und auch in diefer Beziehung darüber zu machen, daſs durd) 
umfichtige Behandlung der Geſchäfte deren Vereinfachung erzielt werde 
(J. M. €. v. 19. Sänner 1.94, 8. 21085, an alle Oberlandesgerichtd- 
präfidien mit Uusnahme von Innsbruck und Zara). Eingefchärft und 
für die 8.2.6. Präf. Innsbrud und Zara in Wirkſamkeit geſetzt mit 
FM. € v. 11. Mai 1898. 3. 9740. Dieſer letztere Erlaſs ent- 
Hält noch folgenden Zuſatz: Die Bezeichnung des Anlaſſes der Benad)- 
richtigung bat in Fürzefter Form auf dem Beſcheide felbft, etwa durch 
einen bejonderen Vermerk folgenden Inhalts: „RK. k. Finanzprocnratur 
J noe. des Steuerarars, noe. des Religionsfondes, noe. der 
röm.-lath. Pfarrpfründe. N. N.“ u. dgl. zu erfolgen. Das k.k. Finanz⸗ 
miniftertum wird zugleich den Finanzprocuraturen neuerlich einſchärfen, 
dafs fie ih Erhebungen über ben Grundbuch- oder LTaftenftand 
zunächſt und in ber Regel durch die betheiligten Vermaltungsbehörden zu 
verichaffen, nicht aber die Gerichte um Auskunft im fchriftlihen Wege 
durch Beifhaffung von Grundbuchsauszügen u. dgl. anzugehen haben. 

8) Wenn Buftellung durch die Poſt oder unter verfchloffenem Um- 
ſchlag ftattzufinden Hat, muſs die Abrefje jedenfall auf den Umſchlag 
geſetzt werben, 88. 349, 362. 
ß rue beurtheilt werden Tann, ob Boftzuftellung einzuleiten 
ift, 8. 343. 
s — Mit Aufforderung nach Form. 13, auch telephoniſche Anfrage, 
S. 212, Die Verwendung von Gerichtzdienern zur Zu⸗ 
ftellung wird, foferne gemäß $. 211 darüber eine befondere Ver- 
fügung erforderlich tft, dadurch angeordnet, daſs neben dem 
Namen oder ber Bezeichnung der Perfon oder Behörde, an 
welche durch Gerichtädiener zugeftellt werden fol, dad Wort 
„Gerichtsdiener“ in entiprechender Abkürzung gejegt wird. Bei 
Beitellungen an eine andere Wbtheilung oder an ein Organ 
desfelben Gerichtes ift eine derartige befondere Anordnung nicht 
nothwendig ($. 37).) 

Daſs ein Scriftitüd, welches durch Gerichtsdiener oder 
Drgane der Gemeinde (Gutsgebiet) beitellt werden foll, unter 

36* 
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Umschlag?) zu übergeben fei, ift durch eine Abfürzung des Wortes 
„Verſchloſſen“ anzuordnen. 

Buftellungen, die nur zu eigenen Handen erfolgen dürfen?), 
find in der Zuftelungsverfügung durch die Beifebung des 
Wortes „blau“ oder „gelb“, je nach der Farbe des zu ver⸗ 
wendenden Zuftellungsicheines (Rückſcheines)“) zu bezeichnen; wo 
eines diejer beiden Worte fehlt, ift Eriabzuftellung mit Benügung 
der weißen Buftellungs- oder Rückſcheine zuläffig. 

Bei Zuflelungen an Berfonen des Mannichaftsftandes 
des Heeres, der Kriegsmarine, der Landwehr und der Gen- 
darmerie, die in activer Dienftleiftung ftehen (8. 92 €. P. D.), 
iſt dem Namen oder der Bezeichnung der betreffenden Perſon in 
der Buftelungsverfügung die Benennung des Commandos bei- 
zufligen, duch welches die BZuftellung erfolgen muſs (8. 342). 

Wenn die Beitellung an den Brocuriften geicheben Tann), 
ift neben den Namen oder die Bezeichnung der Yirma oder des 
Brincipals in Abkürzung zu ſetzen „Procuriſt“. 

Buflellungen, die mittel8 Uebergabe an die Pot oder durch 
Hinterlegung bei Gericht geſchehen follen, weil dem gerichtlichen 
Auftrage zuwider ein Zuftellungsbevollmächtigter nicht namhaft 
gemacht wurde (88. 95, 96 €. P. D.)®), find durch die Worte 
„Poſtübergabe“ oder „gerichtliche Hinterlegung” zu Tennzeichnen. 

Um der Gefahr einer Erjahzuitellung an den Gegner”) 
vorzubeugen (88. 102, 103, Abfah 3, €. B. O.), ift dem Namen 
oder der Bezeichnung der fraglichen Perſon beizufügen: „keine 
Erſatzzuſtellung an N.”. 

Die Ermächtigung, daſs dag Schriftftüd vom Boftzu- 
ftellungsorgane oder vom Gerichtsdiener Dem Gemeindevoriteher 
(Sefchäftsführer ausgeichiedener Gutsgebiete) zur Buftellung 
übergeben werden darf (8. 107 €. P. O.), ift durch den Beiſatz 
„nöthigenfalls Gemeindevorſteher (Geſchäftsführer des Guts⸗ 
gebietes) in N.“ zu ertheilen. 

Wenn Zuſtellung zwiſchen Advocaten?) ſtattfindet, hat bie 
Verfügung die Bemerkung „zwiſchen Advocaten“ zu enthalten.?) 


i 1) ee nos Beitellungen müflen ſtets durch @erichtödiener bejorgt 
werben. 
8) Klagen, Sabung der Rechtsnachfolger einer verftorbenen Partei, 
Bahfumgaaufteag im DMandats- und Wechfelverfahren, —— Kün- 
gungen, Räumungsd und Uebernahmeauftrag, Zahl — im 
Mahnverfahren, Verſteigerungsedict, Bewilligung einer einftweiligen Ber» 
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fügung, dann wichtige Erledigungen im Verfahren außer Streitſachen 
und fellungen in Grundbuchſachen außer an den Geſuchſteller. Siebe 
88. 106 08€ P. O. und die daſelbſt ee gen 
8.6 Berl. ‚8. 124 allg. Grundb. G. — Wit J 9. Mön 
1898, 3.6414 ae eingeichärft, — zu en Ser 
den nurin den v eichriebenen, in fonftigen Fällen aber die Erjagzuftellung 
einzutreten habe. Auch wurde erinnert, daſs ſowohl im Procefsverfahren, 
bauprfählih aber im Verfahren außer Etreitfadhen von bloßen Be- 
Händigungen im Sinne des $. 878 ©. D. ausgiebiger Gebrauch zu 
machen jei. 
*) 88. 850, 863. 
6) Well dag uzuftelende Geichäftsftüd den Handelsbetrieb des 
Fe, betrifft, ar: . 1, 
Dies gilt wg: Ro ‚gemeinfhoftticen Buftellungsbevoll- 
mädtigen, der Streitgenofjen, 8. 97 C. 
Wenn diefer Bansgenofe des Soreffaten oder in deſſen Geichäft 
ober € be bedienſtet ift. 
. 112, 113 ©. P. O. 8. 374. 
eun das riftftüd nah dem Antrage des Advocaten ihm 
sur oftaufgabe ausgefolgt werden joll, Hat die Buftelungsverfügung 
ra „Boftaufgabe durch Advocaten N. N.“ zu enthalten, 


6. 213. Im Falle der Dringlichkeit ift die Beſchleunigung 
der Buftellung oder die Einhaltung einer beftimmten Friſt Durch 
die Bufäge: „Sofort“, „Noch Heute“, „Bujtellung bi8..... s 
anfzutragen. 

Wenn die Erlaubnis, eine Buftellung an Sonn- oder 
Feiertagen oder zur Rachtzeit zu bewirken?), gleich bei Erledigung 
des fraglichen Beſchluſſes ertheilt wird?), ift dem Namen oder 
der Bezeichnung der Berfon, an welche eine derartige Zuftellung 
zuläffig fein fol, bloß das Wort „Nacht“, „Sonntag“, „Beier- 
tag“ beizufügen. Die Gerichtöfanzlei (Ranzleiabtheilung) Hat 
fodann bei Herftellung der Wusfertigung, welche zugejtellt werben 
foll, und zwar regelmäßig auf deren linker Seite die Elaufel 
anzubringen: „Die Zuftellung darf auch an Sonntagen (Zeier- 
tagen, zur Nachtzeit) erfolgen.”?) Bei der Unterzeichnung des 
Beichluffes ift auch diefe Elaufel von dem richterlichen Beamten *) 
zu unterfchreiben. 

Buftellungen durch öffentliche Bekanntmachungen (88. 115, 
119, 121, Abſ. 2, &. B. ©.) werden angeordnet, indem zum 
Namen der fraglichen Perfon in Abkürzung die Worte: „Deffent- 
liche Belanntmachung; Auſchlagefriſtꝰ) ..... Tage” Hinzugejeht 
werden. Bei Buftellungen an den Gurator (88. 116, 119, 
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121, Abſatz 2, C. P. O.) ift der Beifab „Eurator” mit dem 
Namen des beitellten Curators BHinzuzufügen; dieſer Beiſatz 
ſchließt ſchon die Weifung an die Gerichtsfanzlei in ſich, das 
Edict®) durch Unfchlag an der Gerichtötafel und einmalige 
Einhaltung in die für die amtlichen Belanntmachungen des 
Gerichte benügte Zeitung zu verlautbaren. Die mehrmalige 
Veröffentlichung oder die Veröffentlihung des Edictes in anderen 
Beitungen muſs bejonderd angeordnet werden. Soll die Edicts⸗ 
einfchaltung unterbleiben (8.117, Abſ. 3, &. P. O.)), fo ift Der 
Gerichtskanzlei durch die abzulürzenden Worte „ort3übliche 
du der Auftrag zu geben, lettere einzuleiten. 
‘ m iſt die — von den in 8. 46 bezeichneten Per⸗ 
ſonen zu ertheilen. 
9 Ebenſo bei Bewilligung zur Vornahme von Executionshand⸗ 
lungen, * 386, letzter Abſatz. 
9 Der den Beſchluſs gefaſst Hat. 
5) An der Regel 1 Monat, 8. 373. 
9 — Gerichtskanzlei jelbſtändig (ohne Entwurf) auszu⸗ 


fertigen, 8.8 
’) In Reihtsfaden bis 100 fl. Tann die Kundmachung ftatt durch 


Edictdeinichaltung auf die ortöübliche Weiſe geichehen. 
Bekanntmachung durd Edict. 

. 214. Wenn in Wechtöfachen gleicher Gattung zu 
gleicher Beit Bekanntmachungen durch Edict ftattzufinden Haben, 
jo find die Belanntmachungen, welche durch Einfchaltung in den 
Beitungen erfolgen follen, thunlichft in ein Edict zufammenzu- 
faſſen.) Hievon ift abzufehen, falls diefe Bufammenfafjung den 
Zweck der Bekanntmachung beeinträchtigen würde. 

1) Insbeſondere Euratelverhängung und Luratorsbeftellung. — Hin- 
fihtli) des Inhalts der nad) den 88. 172, 251 und 273 a. b. G. 8. 
u erlaffenden Edicte fiehe die 3. M. 8. v. 14. December 1886, 

. B. B. Nr. 83. Vorſchriften über die —— der Liegenf aften 
im im Serfelgerungsebit enthält die J. M. V. v. 2. Zänner 191, J. M. 


Neinichriften. 

*6, 215. Die Reinfchriften find leſerlich und richtig fo 
zu fchreiben, daf8 jedermann über den Inhalt der Ausfertigung 
leicht eine UWeberficht gewinnen kann. Allgemein übliche Ab⸗ 
fürzungen, die deshalb zu einem Irrthume nicht Anlaſs ar 
fönnen, wie z. B.: C. P. O., J. N. E. O., StB. O. u. ſ. w., 
find auch in den Ausfertigungen geftattet. 
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Als dringend bezeichnete Reinſchriften find ſogleich herzu⸗ 
ſtellen, die übrigen in der Ordnung des Einlangens der 
Concepte. 

Die Reinſchriften müſſen mit den Ausfertigungsentwürfen 
vollkommen übereinſtimmen; ſie ſind daher vor der Abgabe zur 
Unterſchrift mit dem Entwurfe durch Vorleſen oder in anderer 
Weiſe genau zu vergleichen. Wer die Reinſchrift verfertigt hat, 
kann mangels anderer Perſonen zum Vorleſen des Entwurfes!) 
verwendet werden; die Namen derjenigen, welche die Reinſchrift 
hergeſtellt und ſie mit dem Concepte verglichen haben, ſind auf 
letzterem anzumerken. 

Von der Reinſchrift der Entſcheidung über Rechtsmittel 
find in der Regel?) ſogleich bei der Rechtsmittelinſtanz fo viele 
Eremplare herzujtellen, daf8 außer den für die Acten®) beftimmten 
Ausfertigungen den Gerichten eriter Instanz auch die zur Ver- 
ftändigung der Parteien erforderlichen Ausfertigungen‘) zur Ver: 
fügung geftellt werden künnen.?) 

Ausfertigungen, für welche Formularien nicht benübt werden 
tönnen®), follen auf dem Wege mechanischer oder chemischer Ver: 
vielfältigung”) hergeftellt werden, fobald mindefteng drei Eremplare 
benöthigt werden. Bei Auswahl der Bervielfältigungsmittel 
ift nebit den Koften vorzugsweife auf die Dauerhaftigfeit der 
Schrift oder der Abdrücke und auf die Leichtigkeit der Bedienung 
des Vervielfältigungsapparates zu jehen.®) 

2) Aber nicht der Neinichrift. 

Insbeſondere wo ſprachliche Schwierigkeiten beftehen, Tann davon 
abgefehen werben. 

) Der zweiten und erjten Snftand. Giehe aber auch den J. M. E. 
v. 12. Zänner 1899, 8. 1021, bei 8. 205. 

9) Wenn von der Rectsmittelinitanz zugleich mit den Acten Aus- 
fertigungen der Rechtömittelenticheidung zur Verſtändigung der Parteien 
Ebertenbet werden, jo find dieſe Reinjchriiten al Uusfertigungen der 
Nechtsmittelinftanz herzuftellen und nach Vorſchrift des 8. 79 
G. O. G. vom Borfigenden des Berufungs- oder Recursfenates bezw. vom 
Bräfidenten des Gerichtshofes zu unterfchreiben. Dieje Ausfertigungen find 
den Parteien ohne eine weitere Beſchluſsfaſſung ded Gerichts erfter In⸗ 
ftanz (8. 205, letter Abſatz, &. O.) zuzuftellen. Es ift jedoch vor der 
Erpedition auf den Wusfertigungen die Geſchäftszahl der Rechtsmittel- 
inftanz, ohne fie unleferlich zu machen, zu durchitreichen und die Ge- 
ſchäftszahl nach dem Actenzeichen der Acten der eriten Inftanz anzu⸗ 
bringen. In dem Zuſtellungs⸗ (Bofträd-) Schein ift lediglich Die letztere 
Geihäftszahl zur Bezeichnung des zuaeftellten Schriftſtückes zu ver- 
wenden (3. M. E. v. 16. Aprit 1898, 3. 8854). 
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5) ——— an die untere Inſtanz ohne Senatsbeſchluſs, 8. 205, 
legt. Abſ. Bei der Rechtsmittelinſtanz In Strafjachen find Rein- 
Ichriften für die Parteien (fo insbeſondere im Berufungsverfahren) gem. 
8. 215 ©. OD. in jenen Fällen herzuftellen, in welchen die Parteien durch 
ſchriftliche har He und nicht Durch bloß mündliche Verkündung zu 
verftändigen find (Mitth. J. M. V. B. S. 89/1899; fiehe bei 8.205). Bei . 
Ausfertigung von Urtheilen und Erlenniniffen höherer Inſtanz iſt auch 
das etwa für das Gebürenbemeijungsamt ne emplar dem 
Gerichte eriter Inſtanz zur Verfügung au jtellen (%. M. 3. v. 26. De- 
cember 1897, 3. M. 8. B. Nr. 49, bei 8. 401, 9. 4). 

°) Und zwar auch nicht im Wege geringfügiger Uenderungen durch 
Streihen und Einſchalten von einzelnen Wörtern und Säben. — Das 
Schreibwert tft auf das geringft nothwendige Maß zu be- 
ſchränken, $. 85. Siehe auch $. 325. 

’) Wenn bie Ausfertigung Durch chemifche oder mechantiche Verviel⸗ 
fältigung hergeftellt wird, ift Ya etwaiger Borlage an den oberften 
Berihrahn! bon contradictor. Urtheilen, Endbeichlüflen, Beichlüflen im 
Berufungsverfahren und Vertheilungsbeichlüffen im Executionsverfahren 
ein Exemplar über bie ſonſt erforderliche Habt von — — her⸗ 
M. V. v. 14. December 1897, J. M. V. B. Nr. 48, 

ei 8. 

) Das Handelsminiſterium hat ein Gutachten des Rectorates der 
techniſchen Hochſchule in Wien mitgetheilt, wonach die Anilintinte 
nach den bisherigen Erfahrungen zu den weniger haltbaren Producten 
gehört und daher vom ämtlichen Gebrauche auszufchließen wäre, 3.M. €. 
v. 26. April 1874, 3. 5166. 

Laut J. M.E. v. 9. Juni 1882, 3.9121, Hat die techniſche Hoch- 
ſchule in Wien ihr Gutachten dahin abgegeben, daſs zur — 
jener Schriftſtücke, welche zur Einlage in Amtsacien und Urkunden» 
jammlungen zu dienen haben, bei dem gegenwärtigen Stand der Sach⸗ 
lage die Anwendung des Heltographen überhaupt auszuichließen 
jei, und daſs bezüglich des Anilinſchwarz feine Ausnahme gegenüber 
dem von der technifchen Hochichule im Sabre 1878 abgegebenen Gut⸗ 
achten zu madhen fei. 
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$. 216. Mit dem Gerichtsſiegel find zu verſehen: bie 
Ausfertigungen (Reinfchriften) von Urtheilen, Zahlungsaufträgen, 
Bahlungsbefehlen, Vergleihen und Erecutionsbewilligungen, die 
Ausfertigungen von Edicten und von Genehmigungsclaufeln in 
Bormundfchafts-, Curatels- und Fideicommilsangelegenbeiten, 
Amtszeugniffe und Beglaubigungen einfchließlich der Ausferti⸗ 
gungen, Auszüge und Abjchriften aus den Gericht3acten (8. 56, 
Ab. 3, ©. D. ©.), ferner Proteſte, Grundbuchs⸗ und Depofiten- 
auszüge und alle Schreiben im Verfehre mit ausländifchen Be- 
hörden oder behördlichen Organen.’) 
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Für gerichtliche Erfolglafjungsaufträge‘) find befondere &e- 
richt3fiegel zu verwenden, die in Geſtalt und Farbe von allen 
übrigen bei dem Gerichte in Verwendung ftehenden GSiegeln 
verichieden jein müſſen. 


1) Ferner bie Legitimationdurkunde für Bollftredungsorgane, 8. 336. 
— Die jchriftliche Mittheilung, mit welcher eheutlie: auf Ramen lau- 
tende oder vinculirte Obligationen me Zwecke der Umschreibung an die 
berechtigte Behörde oder Anftalt überfendet werden, 8. 384, Abf. 2. 

Die Ermächtigung dur den Concurscommiſſär oder Er das 
Concursgericht zur Vornahme eines der im 8. 147 und 8. 148 ©. O. 
bezeichneten Geſchaͤfte iſt mit dem Gerichtsſiegel zu — J. M. 8 
v. 5. Jänner 1900, J. M. V. B. Wr. 2, un P. 18, be —— 

eherſtenpenung der Stempelmarken mit dem Gerichtsſiegel, 8. 65, 


Hinfichtlih der FZdentificirung der den Schreiben der E. LE. 
Yufizbehörden an auslänbifhe Behörden beigegebenen 
a ngzepn en und ähnlicher Documente fie J. M. V. v. 

: en 1884 an alle Gerichte und Staatsanwaltichaften, J. M. V. B. 

9 Die gerichtlichen Beſcheide, durch welche die öfterreichiich- 
ungarifhe Bank von der ertheilten Bewilligung zur Verfügung über 
ein gerihtsmäßiges Depofit und die bei deſſen ee, eingehenden 
Gelder verfländigt wird, iſt jedesmal auch mit dem Amtsſiegel des 
Gerichtes zu verſehen. Yür die Verwendung des im 8.216, Abſ. 2, G. O. 
vorgeichriebenen bejouderen Siegels ift nicht die Form der gerichtlichen 
Erledigung ald „Erfolglafjungsanftrag”, jondern vielmehr der Inhalt 
derfelben maßgebend, fofern derjelbe einem Erfolglaffungsauftrage gleich- 
fommt, wie 3. 8. in jenen Fällen, in denen durch einen gerichtlichen 
Beſchluſs Rechte dritter PBerfonen auf ein gerichtsmäßiges Bankdepofitum 
begründet oder zum Ausdrude gebracht werden. &3 find daher auch jene 
gerichtlichen Beichlufsausfertigungen mit dem beionderen @erichtöfiegel 
u verjehen, mit welchem 3. B. die öfterreichifch-ungarifche Bank ver- 
tänbigt wird, dafs gegen die Ausfolgung eines gerichtsmäßigen Bank⸗ 

fitums an eine dritte Berfon kein Anſtand obwalte, daſs eine dritte 
Berfon Hinfichtlih eines ſolchen Depofitums als Nechtsnachfolger des 
bisherigen Eigenthlimerd verfügungsberechtigt fei n. dgl. (Siehe die 
JM. 8. v. 4. Nov. 1898, 3. M. B. B. Nr. 33, bei 8. 406, 8.8.) — 
Die an die Steuerämter ald gerichtliche Depofitenämter und cumulative 
ee ergebenden Erfolglafiungdaufträge find mit dem im 8. 216, 
Abi. 2, G. D. vorgeichriebenen beionderen G@erichtsfiegel zu verjehen 
(Mitth. I. M. 8. 8. ©. 31/1900 bei 8. 79 6. ©. ©.). 

Mit dem Srfolglaffungdfiegel ift ferner zu verfehen die Legitima- 
tion des Bollftredungsorganeszur Behebung von Depofiten. 
(Siehe J. M. 8. v. 10. Jänner 1900, J.M.B.B. Nr. 1, bei 8. 388.) 


— — — — 
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Dritter heil. 
Regiſter. 
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6. 217. Die einzelnen Rechtsſachen, welche bei Gericht 
anhängig werden, find vorbehaltlih der aus 88. 76 bis 80 
(Eingaben in Grundbuchs⸗, Firmen: und Präfidialfachen) ſich 
ergebenden Ausnahmen in Regifter einzutragen. 

Die Regifter find in der Gerichtstanzlei (Kanzleiabtheilung) 
nah Sahrgängen zu führen. Sie haben Auskunft üher die 
Thätigleit des Berichtes in der einzelnen Sache zu gewähren, 
dienen den ftatiftifchen Ermittlungen!) und find für die Bezeich- 
nung, Ordnung und Aufbewahrung der Ucten maßgebend; die 
Regifter haben jedoch nicht den Zweck, eine Ueberfiht über alle 
einzelnen in einer Nechtsfache eingelangten Eingaben zu geben. 
In die Regifter dürfen nur die in den Ueberjchriften der ein- 
zelnen Spalten angegebenen Vorkommniſſe und außerdem in 
die für Bemerkungen beftimmte Spalte folche Verfügungen und 
Vorgänge eingetragen werden, welche ald wichtige Wendepunkte 
im Rerlaufe der Angelegenheit erfcheinen oder deren Feſt⸗ 
ftellung für den Gefhäftsgang von Bedeutung ift. 

Iſt die Erledigung gleichartiger Sachen dauernd einer 
Mehrzahl von Senaten, Richtern?) oder richterlichen Beamten?) 
übertragen, fo find, ſoweit nichts anderes angeordnet ift*), Die 
Regiſter für jeden Senat, Richter und felbitändig erledigenden 
richterlihen Beamten gefondert zu führen. 

1) Der betreffenden Kanzleiabtheilung obliegt auch die Entgegen- 
nahme und Sammlung der YZählblätter fur Eheſachen, Liegenſchafts⸗ 
verſteigerungen und Concurſe, 8. 399. 

) Einzelrichter bei den Bezirksgerichten und Einzelrichter für 
Amortiſirungsſachen bei Gerichtshöfen. 

8, Unterſuchungsrichter und erſuchter Richter, 8. 27. 

9) Reine beſonderen re Fa werben gebildet und Teine 


befonderen Regifter werden geführt Tür jene Mitglieder bed Gerichts⸗ 
hofes, welche ald Angehörige eines Senates dieſem zugetheilte Wechfel- 


aiftereinträge vorgefchrieben find, Blei⸗ 
tiftnotizen zu machen, {ft nicht unzu⸗ 
läſſig. (J. M.) 


8. 217, Abſ. 2. Regiſtereinträge 
ſind in der Regel mit Tinte vorzu⸗ 
nehmen. In den Bemerkungen über 
Dinge, für die Feine eigentlidhen Ne- 
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Hagen, wechjelrechtliche — 5— und Executionsanträge 
zu erledigen haben, 8. 27, Abſ. 2 

Bei jedem Strafgerichtähofe tarf nur je ein Haupt- und Preſs⸗ 

zegifter (Vr, Pr) geführt werden, 8. 249, Ubi. 3. Am Zuſammenhange 
diefen beiden Regiſtern wird der Anklagevormerf an zwar gleich⸗ 
falls bloß in einem Enplare geführt, $. 405, Abſ. 2 

*6. 218. Die Regifter find während de Jahres nicht 
einzubinden, jondern nach den verjchiedenen Gattungen getrennt 
in Heften mit einem Umfchlag aus ſtarkem Papier anzulegen. 
Bei Negiftern von geringerem Umfange fünnen mehrere Jahr⸗ 
gänge in einem Hefte vereinigt werden; bei Megillern von 
größerem Umfange follen dagegen je 10 bis 15 Bogen zufammen- 
gebeftet und in Gebrauch genommen werden, jo daſs erft am 
Schluſſe des Jahres durch Verbindung diefer Hefte dad Jahres⸗ 
regiſter hergeſtellt wird. 

Die Gattung des Regiſters und die Jahrgänge, die ein 
Heft umfaſst, find auf dem Umſchlage, und zwar erſteres durch 
die Beifegung des vorgefchriebenen Regifterzeichens, in auffälliger 
Weile erfichtlich zu machen. 

Die Regifter find in der Gerichtskanzlei (Kanzleiabtheilung), 
nad verfchiedenen Gattungen geordnet, in der Neihenfolge der 
Sahrgänge aufzubewahren. 

*6, 219. Werden mehrere Jahrgänge von Regiftern zu 
einem Bande vereinigt, fo ift mit jedem neuen Jahre eine neue 
Seite anzufangen und unterhalb der Spaltenüberfchrift die neue 
Sahrzahl in augenfälliger Weile anzubringen. Jedes Regiſter 
oder jeder Sahrgang eines Negifters beginnt jedes Jahr von 
neuem mit eins; die Nummern laufen durch das Kalender: 
jahr fort. 

Wird eine im Negijter eingetragene Sache nadträglid in 
ein Regifter anderer Gattung!) oder in das gleiche Regifter?) eines 
anderen Senates, Nichterd oder richterlichen Beamten (Gerichts- 
abtheilung) übertragen, fo ift bei der Eintragung im erften 
Negifter, und zwar in der für Bemerkungen beftimmten Spalte, 
auf das Negifter zu verweilen, in welchem, und auf die Bahl, 
unter welcher dort die neue Eintragung erfolgt ift. Geſchah 
die Eintragung in ein Negilter nur aus Irrthum?), weil die 
Sade überhaupt in fein Regiſter oder in ein Negiiter anderer 
Gattung zu nehmen war, fo tft die Zahl mit farbigem Stifte 
zu durchſtreichen, um ihre Zählung bei den ftatiftifchen Auf: 
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ſtellungen zu verhindern, und im lehterwähnten Falle zugleich 
die Sache unter Beobachtung der fiir folche Uebertragungen 
eben ertheilten Vorjchrift in das richtige Regiſter zu übertragen. 

1) Snsbejondere im Falle der Erhebung von Einwendungen gegen 
eine gerichtliche Kündigung, 8. 230 i 4, Mahnklagen im Yalle der 
Erhebung des Widerſpruches, 8. 229 3. 6 


2) Insbeſondere aus jprachlicyen tüdfichten, 8.20, dann bei irriger 
Eintragung. 


») Aud im alle der Uebertragung aus fprachlichen Gründen 
empfiehlt es ſich, die Regiſterzahl durchzuſtreichen, weil ſonſt Doppelzählung 
ſtattfinden würde. 

*6. 220. Die Reihenfolge der einzelnen Rechtsſachen in 
den Regiſtern beftimmt ſich nach der Zeit des Einganges des 
eriten die Sache betreffenden Geſchäftsſtückes (Eingabe, Protokoll, 
Anzeige u. |. w.). Die Zahl, welche eine Sache beim erften Ein- 
trage erhält, bildet die Regifterzahl.?) 

Als Tag des Einganges iſt bei mündlich angebradten 
Klagen fowie bei mündlich angebrachten einleitenden Anträgen, 
Geſuchen, Unzeigen u. |. w., durch welche ein gerichtliches Verfahren 
veranlajat wird, der Tag anzujehen, an dem die Erklärung bei 
Gericht zu Protokoll abgegeben wurde.) Wenn auf derjelben 
Seite des Regifters am felben Tage mehrere NRechtsjachen ein- 
getragen werden, genügt es, den Tag des Einganges einmal 
anzugeben. 

Die Eintragungen in die Spalten der Regiſter, welche die 
neu angefallene Sache Tennzeichnen follen (Eingangstag, Bes 
zeichnung der Parteien, des Gegenstandes u. |. w.), find fogleich bei 
Einlangen der erften Eingabe und vor deren Worlegung an 
den Richter (Vorfigenden des Senated) oder an den zur Er: 
ledigung berufenen richterlihen Beamten vorzunehmen. 

Die übrigen Eintragungen, die während des Verfahrens 
erfolgen müfjen, find jeweild ohne Auffhub®?) auf Grund des 
ergangenen richterlichen Befchluffes, der abgehaltenen Tagfagung 
oder des ſonſtigen für die Eintragung maßgebenden Vorkomm⸗ 
niſſes zu vollziehen, fobald der Kanzleibeamte (Kanzleigehitfe), 
der da3 Negifter zu führen bat, von dem fraglichen Vorgange acten- 
mäßig Kenntnis erlangt.‘) Es tft unzulänfig, die Eintragungen bis 
zur völligen Beendigung ber einzelnen Sache hinauszufchieben. 

2) Sie dient zur Bildung des Actenzeichens, 8.264, und der Ge⸗ 


Ihäftssahl, 8. 266. 
d Datum des Protokolles. Protokolle erhalten Teinen Eingang 
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vermert, 8. 65, auch nicht im Grundbuchſachen, 8. 77. — Brotofolle 
über auswärtige Amtshandlungen erhalten feinen ne 
Protokolle, die am Gerichtstage ——— Fe 1, nur dann, 
wenn fie Near — (J. M. zu 8. 65. 

2) Eingeſchärft mit J. M. E. v. 24. SR 1898, 8. 12121. 

4) Zu dieſem Behufe find die Ta ogfapungsacten noch am felben 
Fr * Kanzleiabtheilung zur Vormerkung im Regiſter zu übergeben, 


. 221. Die Eintragungen in die Regiſter liegen der 
———— Eanzleiabtheilung)) ob, jedoch haben die richter⸗ 
lichen Beamten in allen ſchwierigeren Fällen der Gerichtskanzlei 
die zum richtigen Vollzuge der Eintragungen erforderlichen 
Weiſungen zu geben. Um die Gebarung zu erleichtern, kann 
dies, bis der Kanzleibeamte oder Kanzleigehilfe einige Uebung 
darin erworben hat, in der Art geſchehen, daſs der Richter die 
nächſten, jeweils in das Regiſter einzutragenden Daten in der 
Eingabe, im Protokolle oder in den ſonſtigen Acten mit farbigem 
Stifte unterſtreicht oder auf die Acten ſchreibt und nöthigenfalls 
daneben die Nummer der Spalte angibt, in der die Ein⸗ 
tragung erfolgen fol. Selbſt follen richterliche Beamte Ein- 
tragungen in das Negifter nicht ohne Wiffen des mit der 
Führung des Regifters betranten Sanzleibeamten (Ranzleigehilfen) 
vornehmen. 

Die in Benütung ftehenden Regifter dürfen nicht von dem 
Kanzleibeamten eingeſchloſſen werden, damit jederzeit in dieſe 
Regifter Einficht genommen werden Tann. 

Endgiltig?) erledigte Sachen find auf der linfen Seite des 
Regiſters durch das mit farbigem Stifte angebrachte Beichen |__ 
hervorzuheben. 

In der Spalte für Bemerkungen ift auch die endgiltige 
Abgabe der Acten an eine andere Behörde unter Bezeichnung 
der Stelle anzumerken, wohin die Acten gejendet wurden. 

1) Das Negifter Vr und Pr ift in der Regel in der Einlaufftelle 
zu führen, daher videat Regiſter Vr oder Pr, 8. 249. 

2) Siehe J. M. zu 8. 227 und hinfichtlich der in das Regiſter E 
eingetragenen Executionsſachen $. 233b. Die mit dem lebten Tag des 
Sahres al3 erledigt anzujehenden Sadıen (fiehe J. M. 3. v. 15. Oct. 
1898, = M. V. B. Nr. 31, bei $. 256) braucht man nicht abzuftreichen. 

. 222, Die Eintragungen der Spalten, die in den 
— zu berückſichtigen ſind, aber nicht fortlaufend 
gezählt werden, ſollen, ſobald ſämmtliche auf derſelben Seite 
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des Regiſters eingetragenen Nechtsfachen beendigt find, fchon 
während des Jahres ſummirt werden. Die in jeder Spalte er- 
zielte Summe ift fodann für die nächſte Summirung vorzutragen 
und auf diefer Grundlage das folgende Mal weiter zu zählen. 

Wo nicht fortlaufende Zählung vorgefchrieben ift, ſind 
die einzelnen Spalten durh Eintragung de3 Datums der in 
der Ueberjchrift bezeichneten Vorkommniſſe auszufüllen.!) Die Daten 
find in Bruchform zu fchreiben; muſs ein Datum in das 
Regifter eines früheren Jahrganges eingetragen werden, fo find 
die beiden legten Biffern des Jahrganges hinzuzufügen. 

1) Dies gilt jedoch fir jene Spalten nicht (3. 8. Regilter C 5 bi 7, 
dann Spalten über die Dauer des Berjbre), wo nicht ein Datum 
feftgeftellt, fondern die Einreihung der Sade in eine beftimmte Kategorie 
ausgedrücdt werden ſoll. — Die Erecutionen zur Hereinbringung von Geld⸗ 
ftrafen und Gebüren find durch Beilebung fortlaufender, eventuell mit 


Farbſtift anzubringender Zahlen in der Spalte für WBemerfungen bes 
Regifters E zu zählen (J. M. E. v. 24. Mai 1898, 8.12121, u. 8.2338). 


Negifter der Bezirksgerichte. 


$. 223, Bei den Bezirksgerichten find, ſoweit die frag- 
lichen Geſchäfte bei dem einzelnen Gerichte überhaupt vorfommen?), 
zu führen die Regifter: \ 


1. in bürgerlichen Rechtsſachen: 

C für gewöhnliche Eivilproceffe mit Ausnahme der Bagatell- 
Rr.31. ſachen (nah Formular Nr. 21); 
Nr. 22. Cm für Mandatsklagen und Procefje (nad Formular Nr.22); 
Nr. 28. Ch für Bagatellſachen (nad Formular Nr. 23); 
Nr. 24. M für Mahnſachen (nad) Formular Nr. 24); 

K für Kündigungen von Beftandverträgen und für Unträge 
| wegen MUebergabe oder Uebernahme von Beltandgegenftänden 

Rr.2. (88. 562 und 567 C. P. DO.) (nah Formular Nr. 25); 

He für Rechtshilfeſachen in civilvechtlichen Angelegenheiten 
Rr.2e. (nah Formular Nr. 26); 
ær. 87. E für Erecutionsfahen (nach Formular Nr. 27); 
Mr.28. V für einftweilige Verfügungen (nach Formular Nr. 28); 
Rr.29. A für Berlaffenihaftsabhandlungen (nad) Formular Nr. 29); 

L für Euratelöverhängungen und Verlängerung der väter: 

lichen Gewalt (nad Yormular Nr. 30); 
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P fir Vormundfchaften und Euratelen (Waiſenbuch) (nad 
Formular Nr. 31); Rr.31. 

G für Beglaubigungen (nad Formular Nr. 32); Nr. 38. 

Ne für alle nit in ein anderes Regiſter verwiefenen 
bürgerlichen Rechtsfachen (allgemeines, Sammelregifter) (nad) 
Formular Nr. 33). Nr. 33. 

2. in Strafſachen: 

Z für Unzeigen von Verbrechen und Vergehen (nad 
Formular Nr. 34), entiprehend dem bisher nach $. 56 der Rr. 34. 
Vollzugsvorſchrift zur Strafprocefsordnung geführten NRegifter 
nah Yormular Ar. LU; 

U für Uebertretungsfälle (nad) Formular Nr. 35), ent- Nr. ss. 
Iprecdend dem bisher nad) 8. 57 der Vollzugsvorfchrift zur 
Strafprocefsordnung geführten Regifter nach) Formular IV; 

Hs für Rechtshilfeſachen in ftrafgerichtlichen Angelegenheiten 
(nah Formular Nr. 26); 

Ns für alle nicht in ein anderes Negifter verwiejenen Ge- 
Ihäfte des Strafverfahrens (nach Formular Nr. 33). 

1) Bei den ——— für Handels⸗ und Seeſachen mn 
die Negifter K, E, A, L, P, G und die Regiſter in Strafiachen. — Bei 
dem Erecutionsgerichte in Wien werden nur die ler C, Cb, He, E, 


V und Ne gebraudt. — Bei den Bezirksgerichten Wien für den 1. bis 
9. Bezirk wird das Regiſter E nur für Delogirungen geführt. 


Regiſter der Gerichtshöfe erfter Initanz. 
6. 224, Bei den Gerichtshöfen eriter Inftanz find, ſo⸗ 
weit die fraglichen Gefchäfte bei dem einzelnen Gerichtshofe 
überhaupt vorfommen?!), zu führen die Regifter: 


1. in bürgerlichen Nechtsfachen: 
Cg für Civilproceſſe einjchließlih der Eheſtreitigkeiten 
(8. 50, 8. 2 der Jurisdictionsnorm) (nah) Formular Nr. 36); ar. 36. 
= für Mandatsklagen und Proceſſe (nah Yormular 
Nr. 22); 





8.22%. Falls Bagatellflagen, Kla⸗ Bogen des enden Resifterformu- 
jr die fonft zur Zuſtändigkeit des lars beftehendes Negifter Ch, C oder 
erichted geboren, oder Mahn: | M anzulegen. Im Seihäftsausweife 
gefuche sKlagen) gemäß$.79 J. N. bei |, find fie in einer Anmerkung re 
euem ericht3hofe angebracht werden, | zu machen. (J. M.) 
it für fie ein ans einem bis zwei 
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Cu für Geſchäfte der Schiedsgerichte der Unfallverfihe: 
Rr.87. rungsanftalten (nach Yormular Nr. 37); 
Nr. 58. Cw für Wechfelflagen und Proceſſe (nach Yormular Nr. 38); 
He für Rechtshilfeſachen in civilrechtlichen Angelegenheiten 
(nah Formular Nr. 26); 
E für Erecutionsfadhen (nah Formular Nr. 27); 
A für Verlaffenfchaftsabhandlungen (nad) Formular Nr. 29); 
L für Curatelsverhängungen und Verlängerung der väter: 
lihen Gewalt (nad Formular Nr. 30); 
P für Vormundſchaften und Euratelen (Waiſenbuch) (nad) 
dormular Nr. 31); 
Nr. 39. F für Fideicommiffe (nah Formular Nr. 39); 
Nr. 40. S für Concurfe (nah Formular Nr. 40); 
Nr.dl. T für Edictalfahen (nach Formular Nr. 41); 
Nr. ar. Be für Berufungen (nach Formular Nr. 42); 
Nr.48. R für Recurje (nad) Formular Nr. 43); 
Ne für alle nit in ein anderes Regiſter verwiejenen 
bürgerlihen Rechtsſachen (na) Formular Nr. 33). 


2. in Strafſachen: 


Vr für da8 Vorverfahren wegen Verbrechen und Vergeben, 
Rr.44. Hauptregifter (nah Formular Nr. 44), entiprechend dem bisher 
gemäß $. 58 der Vollzugsvorſchrift zur Strafprocefsordnung 
geführten Hauptregijter nach Formular V; 
Rr.65. , Pr für Preſsſachen (nach Formular Nr. 45); 
Rr.46, = für Berufungen in Straffahen (nad) Formular Nr. 46); 
Nr. 47. DI für Befchwerden (nah Formular Nr. 47); 

Hs für Rechtshilfeſachen in ftrafgerichtlichen Angelegen⸗ 
heiten (nad) Yormular Nr. 26); 

Ns für alle nicht in ein anderes NRegifter verwieſenen Ge⸗ 
ſchäfte des Strafverfahrens (nah Formular Nr. 33).?) 

1) Bel den ee in Wien, Prag und Trieft entfallen 
die —* Cu, E, V, F und die Regiſter in Strafſachen. Bei den 
LZandesgerichten in Wien, Prag und Trieft entfällt das Regiſter Cw. — 
Mit Rüdficht auf die Competenz der Gerichtshöfe in Sachen der Richter 
und gegen Richter (Art. XIV E. G. Zr FR.) ift vorlommenden Falls beim 
Gerichtshofe auch ein Regiſter C, Ch und M zu führen. 

2) Siehe 88. 4 und 5 ftaatsanwaltihaftl. G. O. (im Anhang), 
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Regifter der Oberlandesgerichte. 


6. 225. Bei den Oberlandeögerichten find zu führen die 
Regiiter: 

1. in bürgerlichen Rechtsſachen: 

Cg für Klagen, welche auf Grund des Geſetzes vom 12. Juli 
1872, R. ©. 8. Nr. 112, erhoben werden (8. 600 C. P. D.), 
(nah Formular Nr. 36); 

Be für Berufungen in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten (nad) 
Formular Nr. 42); 

R für Recurſe (nad) Formular Nr. 43); 

Ne für alle nit in ein anderes Regiſter verwielenen 
bürgerlichen Rechtsſachen (nah Formular Nr. 33). 


2. in Straffachen: 
J für Einfprüde gegen Verſetzung in den Anklageſtand 
und gegen Sontumacialurtheile (nach Formular Nr. 48); Nr. 46. 
Bs für Berufungen in Strafſachen (nach Formular Nr. 49); ar. ao. 
D für Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der Rathskammer und 
des Gerichtshofes und für Beſchwerden gegen Entſcheidungen 
im Preſsverfahren (nach Formular Nr. 50); Ar. bo. 
Ns für alle nicht in ein anderes Regiſter verwieſenen Ge— 
ſchäfte des Strafverfahrens (nach Formular Nr. 33). 


Procejsregifter.!) 
6. 226. In die Regifter C und Cg find alle Klagen in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten mit Ausnahme der Mandats- 





— — — — = — —— 


$. 226. BVerföhmungstagfagungen | wird, bat der Gerichtöborfteher die 
in Eheſtreitigkeiten konnen, fofern Ranzleiabtheilung zu beftimmen, in 
überhaupt deren Erfichtlichmachung im ie das —— Brocefsregifter 
Regifter wünfchensiwert erfcheint, in der | zu führen i iR 
Bemerkungsſpalte eingetragen werben. Im e des Ausbleibens beider 
n den Spalten 17 bis 22 bes Streittheile don der ide ag 
Negifterd C umdb in den analogen oder von einer anderen ee 
Spalten ber anderen Regifter ift die , Berhandlung ruht das Verfahren, 
Eintragung buch einen ſenkrechten und e8 kommt daher Spalte 9, nicht 
Strid zu vollziehen, in ben Spalten , Spalte 16, zur Anwendung. 
5 bis 7 der genannten Regifter wird 
jedoch ne ezählt. Hanbelsfenate find von anderen 
„  Eivilfenaten wegen der ungleichen Be⸗ 
— des Ju = 
der Pro- fegung (fahmännifhe Laienrichter) 
ei (mie che mit Civil⸗ ſtets zu trennen, daher aud für fie 
— en bein gten Gerichtsab⸗ beſondere Regiſter zu führen find. 
theilungen eines Gerichtes vereinigt Erfte Tagſatzungen jind nur in 
Schauer, Geh. Ordg. 37 


* — 
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und Wechielflagen, der Klagen in Bagatellfadhen und der Klagen 
vor dem Schiedögerichte der Unfallverficherungsanftalten einzu: 
tragen.?) Insbeſondere gehören auch in dieſes Negifter: Haupt- 
interventionen®) und Feſtſtellungsklagen“), Nichtigfeits- und Wieder⸗ 
aufnahmöflagen), Klagen auf Aufhebung eines Schiedsfpruches®), 
die Anfechtungsffagen gegen Erfenntniffe der Börſenſchieds⸗ 
gerichte ?), ferner die Klagen im Erecutionsverfahren®) einfchließlich 
der Klagen, die fih aus der Meiftbot3vertheilung ergeben und 
der Klagen auf vorzugsweife Befriedigung aus dem Erlöje ge- 
pfändeter beweglicher Saden, die Klagen im Concursverfahren 
und die Klagen in Elbefchiffahrtsangelegenbeiten (Elbezollgericht3- 
fahen).?) Bei Gerichtähöfen, welche zugleich allgemeine und be= 
ſondere Gerichtsbarkeit auszuüben Haben, find auch die Streit- 
ſachen der befonderen Gerichtöbarfeit in das Negifter Cg ein- 
zutragen.!®) 

2) Givilproceisacten, $. 267. 

2) Diefe gehören in die Regijter Cm, Cw, Cb, und Cu. Nadhträg- 
lid) werden eingetragene Mahnklagen, wenn negeu den Zahlungsbefehl 


Widerſpruch erhoben wurde, 8. 229 3.6. Kündigungen und Räumungs- 
————— an nah Erhebung von Einwendungen, $. 230 


.16 C. P ) 8. 228 C. P. O. 
43 533 * 2. — Eintragung, des MEREENE in der An: 
metungefpate beim Hauptprocel8, 8. 227 3. 8 
°, 8. 597 C. P. O. °) Art. XVE. ð. . C. p. o. 
9) 8, E. O. und Anmerkung daſelbſt. 
N) Art. VI 8. 3. E. G. z. J. N. 
10) Wegen der Verſchiedenheit des Senates für ee und Berg- 
jachen find jedenfalls wenigſtens zwei Regiſter Og zu führen 
Widerflagen!!) find wie neue Klagen og Dagegen 


find die während eines Verfahrens ICH ergebenden Streitigteiten 
Spatte 8 und nicht auch als münd⸗ mittelinſtanz aufgehoben und eine neuc 
liche Berhandlungen in Epalte 11 Verhandlung und UrtheißfHöpfung 
einzutragen. oder lediglich eine neue Urtbeils- 
Wenn bei einer zur mündlichen ſchöpfung angeordnet wird, ift bie 
Verhandlung anberaumten Zagfagung Rechtsſache nicht in das Negifter neuer 
mangels orbnungsmäßiger Ladung lich einzutragen, fondern das neue 
einer Partet nicht verhandelt werden Urtheil in ber fonftigen für die Urtbeilc 
konnte, fondern eine Erftredung er⸗vorgeſchriebenen Art zur Regiſterzahl, 
folgen muſs, ift dem in Spalte 11 ' welde dieſe Sache beim Anhängig- 
eingetragenen Datum ber fruftrirten | werben erhalten bat, cinzutragen. 
Jas ghuna die Ziffer 2 (8. 227, 3.3, Gleiches gilt, wenn bon der Recurs 
9. ©.) beizufegen. Zugleich ift der | inftanz bie aufrechte Erledigung der 
Tag der neuerliden Zaglakung in ' in eriter Tagſatzung a limine zurüd- 
derielben Spalte einzutragen. — Klage angeordnet wird. 
Wenn das Verfahren in der Rechts⸗ (J. 9 
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zwiichen den Parteien oder mit Dritten, die nicht durch Klage 
eingeleitet und nicht durch UrtHeil entjchieden werden, wie 3. B. 
Zwifchenanträge auf Feitftellung 1?), Streitigkeiten über Zuläffigfeit 
der Nebenintervention??), über Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand!*), Aufnahme eines unterbrochenen Berfahrens!°) oder Strei- 
tigleiten über die Einwendung der Unzuftändigfeit!®) u. a., ebenjo 
wenig zu den Regiſtern C und Cg zu nehmen, wie Widerſprüche 
im Executions- und Sicherungsverfahren, die nicht in Form der 
Klage erhoben werden (3. B. Widerjprüche gegen die Bewilligung 
der Erecution auf Grund ausmwärtiger Erecutionstitel??), gegen den 
Zuſchlag bei einer Zmangsverfteigerung !?), gegen die Bewilligung 
einer einftweiligen Verfügung?) u. a.). 

11) 8. 96 J. N., 8. 233 C. P.O. — 19) 88. 236, 259 C. P. O. — 
13) 8. 18 C. P. O. — 1) 8. 146 C. P. O. — 10) 88. 157, 164 C. P. O. — 
10) 8.43 J. N., 88. 239, 261 C. P. O. — 178.83 E. O. — 19) 88.184, 
185 E. O. — 19) 88. 397, 398 E. O. 

Streitigkeiten über nicht einverſtändliche Scheidung, Tren—⸗ 
nung oder Ungiltigerklärung einer Ehe (8. 50, 3. 2 der Juris⸗ 
dictionsnorm) find im Regifter Cg in der Urt einzutragen, dafs 
die Bezeichnung des Streitgegenftandes (Spalte 3 und 4) durch 
die Worte „nicht einverftändlihe Scheidung“, „Trennung“, 
„Ungiltigerflärung” erfolgt.?%) Wird die Ungiltigkeit der Ehe von 
amtswegen geltend gemacht (8. 94 a. b. &. B.), jo ift an Stelle 
des Klägers der Name desjenigen oder der Behörde anzugeben, 
auf deren Antrag das Verfahren eingeleitet wird. 

0, Hinfichtlich des Zählblattes fiche 8. 399. 

Berufungen in Wechtöftreitigleiten, die in erjter Inſtanz 
vor die Gewerbegerichte gehören, find, wenn fie nach 8. 31 des 
Sewerbegerichtsgejeges erhoben werden?!), in das Regiſter Cg, 
jonjt (8. 30 diejes Gefeßes)??) in das Regifter Be einzutragen. 
Die Dauer des Verfahrens (Spalte 18 bis 23) ift erfterenfalls 
von dem Eingange der Berufung zu rechnen. 

21) In Streitſachen über 50 fl. wird die Streitfadhe vor dem Be⸗ 
rufungsgerihte in den durch die Anträge beſtimmten Grenzen von 
neuem verhandelt; an einzutragen in das gewöhnliche Proceisregiiter. 

28) In Streitfahen unter 50 fl. ift die Berufung nur wegen 
Nichtigleitsgründen (8. 477 C. P. O.) zuläffig. Daher Behandlung wir 
bei Berufung gegen Bagatellurtheile. 

Mit Genehmigung des AJuftizminifters kann, wo fich dies 
als zwedmäßig darjtellt, die Führung der Procefsregiiter für 
fämmtliche mit Civilprocefsjachen befaſſten Gerichtsabtheilungen 

37* 
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eined® Gerichtes vereinigt werden, jo daſs alle Civilproceſs⸗ 
ſachen, die bei dem Gerichte anhängig werden, ohne Rückficht 
darauf, welche Gerichtsabtheilung zu ihrer Erledigung beftimmt 
ift, in das gemeinfchaftliche Aegifter (C, Cb, Cg, Cm u. f. w.) 
eingetragen werden.”?) 

23) Wenn das Verfahren behoben und neuerliche Urtheilsfchöpfung 
bei demfelben Gerichte angeordnet wird, fein neuer Eintrag. Ebenfo 
wenn die Klage a limine zurüdgewiejen und von der Recursinftang auf- 
rechte Erledigung angeordnet wird. 

Zählung der Klagen nah dem Gegenftand. lagen, in 
denen der Streitgegenftand (eventuell alternativ) in Geld bewertet ift und 
500 fl. nicht überfteigt, find in die Spalte 5 des Regiſters C einzutragen, 
Beligftörungsftreitigleiten in Spalte 6. Klagen, die einen nicht in Geld 
bewerteten Gegenſtand betreffen, Beſitzklagen, die nicht zu den —— 
ſtreitigkeiten im Sinne der 88. 454 ff. C. P. O. gehören, und Klagen über 
Geldfummen von mehr als 500 fl. werben in der Spalte 7 gezählt. 
Bei cumulativem Begehren entjcheidet Die Hauptſache (J. M. E. vom 
19. November 1898, 3. 26895). 


$. 227. Für die Führung der Negifter C, Cb, Cg, Cm 
und Cw gelten ferner folgende Borfchriften: 

1. in der Spalte „Das Verfahren ruht ſeit“ ift entweder 
der Tag, an dem die Vereinbarung über das Ruhen dem ®e- 
richte angezeigt wurde ($. 168 ©. B. D.), oder das Datum 
der Tagfatung?) anzugeben, von der beide Parteien ausblieben 
(8. 170 €. P. O.); 


1) Erfte Tagſatzung oder Zagfagung zur münblichen Streitverhand- 
lung. Wenn fi die Parteien vergleichen, ohne daſs ein Prototoll 





8. 227. Uitheile, die bei der erften | geführt bat. Wurde hing en eine 
aglatuıng im Gerichtshofverfahren al8 „in erfter Suftanz erledigt” bes 
gefällt werden, find in Spalte 13 des | zeichnete Sache nachträgli wieder 
Regiſters Cg durch Eintragung de anhängig, fo erhält fie feine nette 
Datums, bei der erften Tagfagung  Wegifterzahl; bie weiteren Borkomm⸗ 
abgeichloffene Vergleiche in Spalte 15 | niffe in dieſer Rechtsſache find viel- 
des Regiſters Cg einzutragen. Daſs | mehr unter der früheren Regifter- 
die Tagfagung vor dem beauftragten | zahl in die verſchiedenen Spalten cin- 
Richter ftattfand, tft im Negifter nicht | zutragen. Wo diefe nicht ausreichen, 
erfichtlich zur machen. fann die Spalte für Bemerkungen 
ie im $. 227, 3. 2 und in | dazu benüßt werden. 
Spalte 10 des Regiſters C erwähnte Mehrere in einer Rechtsſache bei 
„Erledigung in erfter Inſtanz“ ift | derfelben Tagſatzung verlündete Be— 
verfhieden von ber „enbgiltigen Er- | weisbeichlüffe find durch einmalige 
ledigung“ im Sinne des 8. 221, Abf.3, | Eintragung des Datums in Spalte 15 
&. DO. Letztere Vorfchrift bezieht fich | des Regifterd C und in den analogen 
nur auf diejenige Erledigung einer | Spalten ber Regiſter erfichtlich 
Sade, welche zu einem vollftändigen zu machen. (J. M.) 
Abſchluſs des betreffenden Verfahrens 
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era wurde, iſt Dies nn ee des Verfahrens einzutragen 
April 1898, 3. 8273). 

2. in der Spalte „Erledigung in erjter Inſtanz“ find bei 
Urtheilen in Bagatellfachen, die in Anweſenheit beider Parteien 
verkündet wurden, der Tag der Urtheildverkündung ($. 452 
C. P. O.), ſonſt der Tag des Vergleichsabſchluſſes?) oder der 
Burüdnahme der Klage ($. 237 C. P. O.) oder die Tage?) an— 
zugeben, an welchen den Parteien die Ausfertigungen eines 
Urtheiles, Endbejchluffes oder einer Enticheidung über Nechts- 
mittel, momit die Sache ihre Erledigung fand (SS. 414, 415 
und 459 C. P. O.), oder die Wusfertigungen des Beſchluſſes 
zugeftellt wurden, durch den das Verfahren wegen Unzuläffigfeit 
des Rechtsweges, wegen Unzuftändigfeit des Gerichtes, wegen 
Streitanhängigfeit oder Rechtskraft eingeftellt wurde (S. 261 
C. P. D.); mangeld eines diefer Endpunkte ift die Sache an 
dem Tage, an welchem dem Gerichte ein außergerichtliches Vor⸗ 
kommnis, durch das der Proceſs erledigt wird, zur Kenntnis ge- 
langt (3.6), ſonſt nach Ablauf eines Jahres feit dem legten die 
Proceſsführung betreffenden Barteiantrage als erledigt anzujehen;*) 

Bergleiche, die ne Doransgedangene Klage nad) 8.433 C. P. D. 
abaeihtofen wur VEN find in das Ne Regifter einzutragen (3. M.E. v. 
2. Mat 1898, 8. 10605). Wenn ee ohne Protofollirung eines Ber- 
gleiches ein Berhandlungsprotofoll aufgenommen und in dieſem beur- 
Funbet wird, * 8 ſich die Parteien verglichen Haben oder daſs Zahlung 
geleiftet worden ift, jo ift die — als erledigt zu betrachten und 
unter „anderweitiges Ergebnis“ und „Erledigung in erſter Inſtanz“ ein⸗ 
auftragen H M.E. v. 8. April 1898, 3. 8273). 
h. der Tag der gulest erfolgten uftellung 
Dirk erledigte Sachen find abzuftreichen, $. 9a, Abf. 3. — 
uUrthei Sr füfle nach —— — e und Burüdnahme der 
Klage fofort, ſonſt nah Maßgabe der J. M. B. v. 15. October 1898, 
ee 36) Nr. 31, betr. die Behandlung "überjähriger Rehtsfachen 


3. in die Spalte „Mündliche Verhandlungen wurden an 
geordnet auf“ find alle im einzelnen Proceſſe vor dem erfennenden 
Gerichte (Richter, Senat) anberaumten Tagſatzungen durch Ein- 
tragung des Datums in Bruchform zu verzeichnen, gleichgiltig, 
ob bei diefer Tagſatzung mündlich verhandelt oder nur Beweis 
aufgenommen werben ol; die Eintragungen müfjen fogleich 
nach der Anberaumung ftattfinden; erſte Zagjagungen nad) 
88. 239 oder 440 der Eivilprocefsordnung, Zagjagungen im 
vorbereitenden Verfahren), Tagſatzungen vor einem beauftragten 
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oder erjuchten Richter, TZagfahungen, die nur zur Einvernehmung 
oder Anhörung einer oder beider Parteten®) anberaumt wurden, 
find nicht einzutragen; wird die Tagſatzung erftredt, fo ift beim 
Datum der erftredten”) Tagfabung rechts oben durh Hinzu- 
fügung der Biffern 1, 2, 3, 4 anzugeben, aus welchem der im 
$.134, 8.1 bis 4 C. P. O. zugelaffenen Erftredungsgründe®) 
die Verlegung der Zagfehung itattfindet, 3. B. 25/2"; 

°) 8. 248 C. P. O 

6) Im Ge— genſab zur on mündlichen Berhandflung, 
fiehe die Unmertung bei 8. 175 C. P. O 

2 Taglabung, bei welcher ie Srftredungebefchtuf verfündet wurde 
(J. M. E. v. 24. Mai 1898, 8. 12121). 

8) 8. 134 C. P. O.: — können nur durch richterliche 
Entſcheidung verlegt werden (Erſtreckung). Solche Erſtreckung kann auf 
Antrag oder von amtswegen ftattfinden: . 

1. wenn fich dem rechtzeitigen Erfcheinen einer oder beider Par- 
teien oder der Aufnahme oder A ng der Verhandlung zwiichen 
ihnen ein für fie unüberfteigliches oder doch ein — erhebliches Hinder⸗ 
nis entgegenſtellt und insbeſondere ohne die Erſtreckung eine Partei 
einen nicht wieder gut zu machenden Schaden erleiden würde; 

2. wenn das Gericht durch anderweitige unaufichiebbare amtliche 
Obliegenheiten oder aus jonftigen wichtigen Gründen an der Aufnahme 
oder © ortfehung der Verhandlung behindert ift; 

3. wenn eine nicht fofort vor dem Brocefe erichte vollziehbare, 
für die Weiterführung der Verhandlung jedoch iweienttiche Beweisauf⸗ 
nahme angeordnet wird oder ſich behufs Fortſetzung und Durchführung 
der Verhandlung die Herbeiführung von Urkunden, Auskunftsſachen 
oder — — ne nothwendig erweist; 

. wenn die Berhandlung bei der vom Gerichte biezu anberaumten 
Eden auch ohne Dazwiſchenkunft der vorermähnten Sinderniffe nicht 
zum Abichluffe gebracht werden Tann. 

4. Theil- und Hmwifchenurtheile find wie Endurtheile in 
den Spalten „Endurtheile auf Grund von Berfäumnis u. f. w.“ 
und „anderes Endurtheil“ durch Eintragung des Datums zu 
verzeichnen; das ſpäter erfließende Endurtheil ift in diefelben 
Spalten einzutragen; al® Tag der Urtheilsfällung gilt der Tag, 
an dem das Urtheil im Senate beichlofjen oder vom Einzel: 
richter verkündet wurde), oder wenn eine Verkündung nicht ftatt- 
gefunden Hat, der Tag, an dem der Einzelrichter den Entwurf 
der Urtheilsansfertigung unterfchrieben Hat; ?) 

9 Datum des Urtheiles. 

5. die Spalte „Beweisbeſchluſs“ ift nicht bloß für die 
ſchriftlich auszufertigenden Beweisbeichlüffe?‘), fondern für alle 
Beweisbefchlüffe beftimmt, durch welche vom erfennenden @e- 
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richte Beweisaufnahmen angeordnet werden, mag die Aufnahnıe 
diejes Beweiſes jogleich oder erft in einer |päteren mündlichen 
Berhandlung oder durch einen beauftragten oder erfuchten Richter 
erfolgen; jeder einzelne Beweisbefchlufs?) ift Durch Einzeichnung 
des Datums der Beihhlufsfaffung (Verkündung) erfichtlich zu 
machen; daneben ift bei eidlicher Bernehmung der Parteien der 
Buchſtabe E zu ſetzen;12) 

0 8, 277 6.2.D., 8. 141, Abi. 2. 

11) Wenn aber in derfelben mündlichen Verhandlung am felben 
Tage mehrere Beweisbeſchlüſſe gefaſst wurden, genügt eine Eintragung. 
(Siehe oben J. M.) 

12) Weil befonderg zu zählen, 3.13. Die übrigen Fälle der Parteien- 
vernehmung, in denen es nicht zur Beeidigung nen ift, find weder 
zu zählen noch auszuweifen (J. M. E. v. 24. Mai 1898, 8. 12121). 


6. „Underweitige Ergebnifje” find 3. B. Erklärungen über 
die Zurüdnahme der Klage oder über das Ruhen des Ber: 
fahren, die bei der mündlichen Verhandlung abgegeben twurden, 
die Feitftellung des Eintretens eines Unterbrehungsgrundes, die 
Zurückweiſung der Klage duch Beſchluſs nad $. 261 C. P. O.; 
die Eintragung in diefe Spalte geichieht durch Angabe des 
Datums der mündlichen Verhandlung, welche zu dieſem Ergeb- 
nifje führte, oder des Datums der fraglichen Beſchluſsfaſſung; 
Vertagungsbeichlüffe find in der Spalte „anderweitige Ergeb- 
nis“ ebenfowenig einzutragen, als Beichlüffe auf Wiedereröff: 
nung einer jchon gejchlofienen Verhandlung oder außergericht- 
fiche Vergleiche und andere Ergebniſſe, die außerhalb der münd- 
fihen Verhandlung liegen; Wiedereröffnungsbeichlüffe, die mit 
Anberaumung einer neuen mündlichen Berhandlung verbunden 
find, werden in der für die Anberaumung mündlicher Verband: 
Iungen bejtimmten Spalte, andere Wiedereröffnungsbejchlüfje 
überhaupt nicht in das Regiſter eingetragen; außergerichtliche 
Vorkommuniſſe, durch die der Procef3 erledigt wird !?), find, ſobald 
fie zur Kenntnis des Gerichtes fommen, in der Spalte für Be- 
merfungen fur; zu notiren; 

..) 8. 8. Concurseröffnung in hung von anzumeldenden Uns 
ſprüchen. Beerbung eines Streittheiles durch den anderen. 

7. eine und diejelbe mündliche Verhandlung kann ver- 
ſchiedenartige Ergebnifje!*) Haben, 3. B. ein Theilurtheil über einen 
von mehreren gleichzeitig geltend gemachten Unfprüchen und 
einen Beweisbeſchluſs über die anderen ftreitigen Anſprüche; in 
diefem Falle find die mehrfachen Ergebniffe je in der dafür 
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beitimmten Spalte einzutragen; wird in der mündlichen Ber- 
handlung der Beſchluſs auf Vernehmung eines Zeugen erlafien, 
der Beuge fogleich vernommen und ſodann auf Grund deſſen Aus- 
age das Urtheil gefällt, jo ſind ſowohl in die Spalte „Beweis- 
beſchluſs“ wie in die Spalten „Mündliche Verhandlungen” und 
„anderes Endurtheil” die entiprechenden Eintragungen zu machen; 

1) Mit Nüdfiht darauf, dafs . und dieſelbe Rechtsſache auf 
verjchiedene Art erledigt fein kann 3. B. hinfichtlich des einen Gtreit- 
genoffen durch Unerfenninis- oder Berfäumungsurteil und Hinfichtlich 
de3 anderen u Wale durch contradictorifches Urtheil, Hinfichtlich des 
einen Theiles des Klageanfpruches durd) Unertenntnisurteil (Theilurtheil) 
oder Vergleich und hinfichtlich des anderen Theiles durch contradictorifches 
Endurtheil, Tann die Summe ber — Arne — größer 
ſein, als die Zahl der erledigten Klagen. Keinesf Summe 
der Erledigungen hinter der Zahl erledigten a zurüdbleiben. 
Wird ein Urtheil aufgehoben (3. durch Berilligung der Wieber- 
einfegung oder durch Entiheidung na höheren @erichtes), jo ift durch 
einen in der Spalte Bemerkungen oder durch Durchftret chen des Datums 
des früheren Urtheils (Endbefchluffes) tenntlih zu machen, daſs die 
frühere Enticheidung befeitigt ift. Für den Geichäftsausmweis ift das auf- 
gehobene Urtheil nicht zu zählen, ($.M.E.v.19. November 1898, 3. 26896). 

8. die Erhebung der Berufung, Revifion oder eines Re— 
curjes, ſowie die Vorlage der Acten an die Rechtsmittelinitanz 
find durch die Eintragung des Datums, die Einbringung einer 
Nichtigkeits- oder Wiederaufnahmsklage10) durch die Eintragung 
des Actenzeichens dieſer Klage in der Spalte für Bemerfungen 
erfichtlih zu machen; 

15) Die tft en wie eine neue Klage in das Proceisregifter 
einzutragen, 8. 226, Abi. 1. 

9. die Verbindung mebrerer be idemjelben Gerichte!*) an- 
bängiger Proceſſe ijt bei allen miteinander verbundenen Sachen 
in der Spalte für Bemerkungen zu verlautbaren („Verbunden 
mit 8. . .*); für die vereinigten Sachen wird bis zur Wieder: 
aufhebung der Verbindung (88. 192, 390, 391, Abſatz 2, 
C. P. O.) nur das Uctenzeihen der Sache fortgeführt, mit welcher 
die übrigen verbunden wurden; 

10) Nicht nothiwendig derjelben Gerichtsabtheilung. 

10. wird in einer Rechtsfache, die wegen des Unterbleibens 
weiterer Parteianträge gemäß 8. 2 als erledigt eingetragen 
wurde, fpäter das Verfahren fortgejebt, jo ift die Rechtsſache 
wie eine neue Sache einzutragen und in der Spalte für Be- 
merfungen bei der früheren und bei der neuen Bahl auf die 
ndere Eintragung hinzuweiſen; 
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11. als Tag der Anordnung des vorbereitenden Verfahrens 
iſt in Spalte 9 des Regiſters Cg der Tag des fraglichen 
Senatsbeſchluſſes (85. 244 und 246 C. P. O.), ald Tag des 
Abſchluſſes in Spalte 10 der Tag der erften Uebergabe der 
Acten an den Senatsvorfitenden ($. 256 C. P. O.) einzutragen; 

12. Zerjöhnungen, durch welche Streitigkeiten über nicht 
einverftändfihe Scheidungen oder Zrennungen beigelegt werden, 
find in der 15. Spalte des Regiſters Cg einzuiragen; 

13, in der Spalte „Beweisbeſchluſs“ find außer der An- 
zahl der Beweisbejchlüffe noch die Beweisbeſchlüſſe auf eidliche!”) 
Bernehmung befonders zu zählen. 

17, Nur die in ben Negiftern erfichtlich gemachten Fälle find in 
die Spalte 27 des Geſch. Ausw. für Bezirksgerichte (Form. Nr. 82) 
und in die Spalte 51 des Geſch. Ausw. Hr Die Gerichtshöfe (Horn. 
Nr. 83) einzufegen. Die anderen Fälle (unbeeibete Bernehmung der 
Barteien) Fb. — zu zählen noch auszuweiſen (J. M. E. v. 24. Mai 


1898, 8 

Sie Dat bes Verfahrens ift nur einmal auszuweifen, mag der 
Fall auch verjchiedene Erledigungsarten gehabt haben und daher in den 
Spalten „Erledigungsart” mehrmals gezählt worden fein. Die Dauer 
ift zu berechnen vom Eingange der Klage bis zu demjenigen Vorlomm⸗ 
niffe (Urtheil oder Vergleich), nad welchem fein Broceiäftof für Die 
Inſtanz mehr übrig bleibt (J. M. E. v. 17. Mat 1899, 3. 7330). 

6. 228. Klagen zur Geltendmachung mechjelmäßiger An- 
jprüde!) find ohne Rückſicht darauf, ob in der Klage die Erlaſſung 
eined Bahlungsauftrages oder die Anberaumung einer Tagſatzung 
zur mündlichen Berhandlung beantragt wird, in das Regiſter 
Cw einzutragen. 

Die Ablehnung des Untrages auf Erlafjung eines Zahlungs: 
auftrages?) (Mandates)?) hat nicht die Hebertragung der Sache in 
ein anderes Regiſter zur Folge, vielmehr ilt, foferne ftatt des 
Bahlungsauftrages das gewöhnliche Verfahren eingeleitet wird, 
der Tag der Anberaumung der mündlichen Berhandlung in der 
Spalte 6°) der Regifter Cm und Cw anzumerken. Sn derjelben 
Spalte des Regifterd Cw hat die Eintragung der anberaumten 
Tagſatzung auch dann zu erfolgen, wenn in der Wechlelflage 
die Erlafjung eined Zahlungsauftrages überhaupt nicht verlangt 
wurde. 

1) Nicht aber Bereicherungsklagen auf Grund eines verjährten 


ober praͤjudicirten Wechſels; dieſe find in das Proceſsregiſter C oder Cg 
— Ay gehören auch nicht unbedingt vor den Handelsſenat. 


986 VIII. Gefhäftsordnung 66. 228, 329. 


2) En m Wechſelverfahren. ?) Im Mandatsverfahren. 
*) Erſte Tagſatzung. 


Regiſter für Mahnjaden.!) 


$. 229, Für die Führung des Regiſters M gilt Fol: 
gendes: 

1. bei jchriftlichen oder zu bejonderem Protofolle genom- 
menen (8. 7) Gefuchen genügt in der Spalte 5 die Angabe 
des Forderungsbetrages; wird jedoch der Antrag auf Erlaffung 
eines bedingten Zahlungsbefehles lediglich durch Eintragung in 
das Regijter beurkundet (8. 59 ©. O. G.), fo ift der Betrag 
und der Rechtsgrund der Forderung, und wenn die Forderung 
aus mehreren Poften befteht, der Betrag und Rechtsgrund jeder 
einzelnen Poſt in Spalte 5 El anzugeben; 

Br Gel. v. 27. April 1873, R. G. B. Nr. 67, Ar XXVII 
E. G. z. C. P.O. — Acten 8. —— — Die Beton über über- 


jährige Sachen en anf Einträge in das Mahnregifter feine Anwendung, 
8. 256, letzter Abſatz 


9. an Stelle der Eintragung der angejprochenen Koſten 
fann in Spalte 6 auf da3 fchriftliche Geſuch oder die jchrift- 
liche Klage oder auf das befondere Protokoll, in welchem der 
Koſtenbetrag bezeichnet ift, durch den Buchftaben G verwieſen 
werden; ?) 


2) Bei Beurkundung des Mahngejuches durch das Regijter findidie 
Koften genau anzugeben. 


3. in die Spalten 8 und 13 find für den Fall mündlichen 
Anbringens die Protofollitempel zu kleben; der KRanzleibeamte 
(Kanzleigehilfe), der den Antrag oder Widerſpruch entgegen- 
nimmt, bat fogleich die vorgefchriebene Weberftempelung vorzu⸗ 
nehmen und durch Beiſetzung der Unterfchrift die Nichtigkeit der 
Beurfundung zu bejtätigen; 

4. wenn von dem Bahlungdbefehle ein Concept bei Gericht 
nicht zurüdbehalten wird, bat der Richter die Eintragung in 
ber Spalte 9 zu unterfhreiben; 


——— 





— — — — ——— —— — — — — — — —h —— 


Fi 229. Auf Grund -eines Ges tragungen fie ieben „gefondent, je 
juches oder einer Klage ift, auch wenn | doch unter derfelben Regifterzahl zu 
die Erlaflung eines Zahlungsbefehles | machen. 

gegen mehrere Schuldner beantragt Bet mündlich — Mahn⸗ 
wird, nur ein Eintrag in das Regiſter — werden die a prochenen 
zu machen. En läuft das Verfahren often in &palte 6 des Regiſters M 
gegen die einzelnen Schuldner in | in der Regel zu fpeciflciren fein. 
verſchiedener Belle, fo find die Ein- (J. M.) 
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5. in den Spalten 9 bis 12 und 14 ift der Tag der be- 
treffenden Beichlufsfaflungen oder Parteierflärungen und zwar 
bei fchriftlihem Anbringen von Widerſprüchen der Tag des 
Einganges der Eingabe einzutragen ;?) 

2) Wenn der Bahlungsbefehl gegen mehrere Schuldner gerichtet 
it, werden alle Schuldner eingetragen (Sp. 4). Der erlaffene Zahlungs- 
befehl ift aber nur einmal einzutragen. 

6. wird gegen den Bahlungsbefehl, der auf Grund einer 
Klage erlafien wurde, rechtzeitig Widerſpruch erhoben, jo ift die 
Sade in das Negifter C oder Ch zu übertragen ($. 219, Ab- 
jag 2)%; in der Spalte 12 find daher lediglich diejenigen Fälle 
erfichtlih zu machen, in welden der Widerjpruch wegen Ver⸗ 
ſpätung oder, weil aus anderen Gründen unzuläffig, ohne Streit: 
verhandlung und Urtheil zurüdgemwiefen wird; 

) Im Mahnregifter iſt die nene Negijterzahl anzugeben (Be- 
nerfungenfpalte). 

7. mündliche Geſuche oder Widerjprüche, welche der Kanzlei- 
beamte (Kanzleigehilfe)°) für unjtatthaft erachtet, die aber von 
der Bartei nichtsdeſtoweniger aufrecht erhalten werden, find nicht 
in das Negifter M einzutragen, jondern zu bejonderem Protokolle 
zu nehmen; dieſes ift nach Ausfüllung der Spalten 1 bis 6 
des Regiſters dem Richter zur Beſchluſsfaſſung vorzulegen; 
ſonſt hat der Kanzleibeamte die mündlichen Geſuche und Wider- 
ſprüche ohne Aufnahme eines Protokolles nur dur die Ein- 
tragung in das Regiſter M zu beurfunden und unmittelbar auf 
Grund der Negiftereintragungen den bedingten Zahlungsbefehl 
oder den Beſchluſs über die Zurückweiſung eines verfpäteten 
Widerſpruches auszufertigen und dem Nichter zur Unterjchrift 
vorzulegen oder die Parteien von dem rechtzeitig erhobenen 
Widerſpruche zu verftändigen; 

5) Aufnahme in der Gerichtäfanzlei, 8. 319 8. 3. 

8. die Beitimmungen der 8. 7 über die Bejorgung der 
Ausfertigungen durch den Ranzleibeamten (Ranzleigehilfen) gelten 
auch für die Erledigung fchriftlich überreichter Gefuche um Er- 
lafjung eines bedingten Zahlungsbefehles und bei fchriftlicher 
Anbringung des Widerfpruces. 

Ueber mündlich angebrachte Klagen), in welchen der Gläu⸗ 
biger das Begehren um Erlafjung eines bedingten Bahlungs- 
befehles Stellt (8. 19 des Geſetzes vom 27. April 1873, R. G. B. 
Nr. 67), muſs ein bejonderes Protokoll aufgenommen werden. 
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Diefed Protokoll kann nicht durch Beurkundung des Antrages 
im Regiſter M erfjegt werben. 


®, Solche Klagen können in der Gerichtäfanzlei zu Protofoll ge- 
nommen werden, 8. 319 2. 1. 


Berordnung des a a v. 12. December 1899, 
J. M. BB Nr. 51, betreffend die Beftätigung der Zuftellung 
auf den Zahlungsbefehlen im Mahnverfahren. 


Un alle Bezirkögerichte mit Ausnahme der Bezirkögerichte in ben 
Oberlandesgerichtöfprengeln Lemberg, Krakau und Bara. 

I. Eine Umfrage hat ergeben, daſs viele Bezirkögerichte in ana- 
loger Anwendung des 8. 347, Abf. 3, ©. DO. auf der für den Kläger 
(Antragfteller) beſtimmten Ausfertigung des Zahlungsbefehles im Mahn- 
verfahren die Zuftellung an den Gegner und den Tag der Yuftellung 
bejtätigen. Da diefer Vorgang fich als zwedmäßig erwieſen hat und 
die Zustellung des ——— es an den Kläger — bis 
ur Zuſtellung an den Gegner ohne Nachtheil aufgeſchoben werden 
ann, wird geſtattet, daſs die Gerichte dieſen Vorgang auch fortan ein⸗ 
halten, wo er bisher üblich war. 

Den Präſidenten der Gerichtshöfe erſter Inſtanz iſt anheim⸗ 
gegeben, denſelben Vorgang bei allen oder bei einzelnen der ihnen unter⸗ 
ſtellten Bezirksgerichte obligatoriſch einzuführen, ſofern fie dies nach den 
ihuen bekannten Verhältniſſen für nothwendig oder zweckmäßig erachten 
oder von Gemeindevertretungen, von den Advocatenkammern oder von 
anderen interejlirten Körperſchaften aus gerechtfertigten Gründen darum 
angefucht wird. 

Hievon abgefehen befteht eine Verpflichtung zu folder Beftätigung 
der Snkelunn bei allen Bezirk3gerichten dann, wenn die Beftätigung 
vom Kläger (Autragfteller) ausdrücklich begehrt wird. 

Bei mündlich angebrachten Geſuchen um Dre des Zahlungs- 
befehles ift ein folhes Begehren in der Spalte für Bemerkungen de3 
Regiſters M durch ein Schlagwort, 3.8. „BuftellungSbeftätigung” o. ä., 
zu vermerfen. 

DO. Sofern hienady eine Zuftellungsbeftätigung ertheilt werden fol, 
ift bei Ausfertigung des Zahlungsbefehles auf dem für den Kläger 
(Antragiteller) beftimmten Exemplare von der abfertigenden Kanzlei- 
abtheilung der Vermerk: „Dem Gegner zugeftellt am... -... * band- 
fchriftlich oder mit Stampiglie beizujegen. 

Diejes Exemplar des Zahlungsbefehles ift in dem Fache „Empfang- 
ideine abzuwarten” bis nach Bollziehung der önftellung an den Gegner 
zurüdzubehalten. Nach Einlangen des NRüd- oder Zuſtellungsſcheines 
ift der Buftellungsvermerf durch die Zuftellungsabt Eung (Zuitellungs- 
beamter) auszufüllen und zu unterfertigen und fodann der Zahlungs- 
befehl dem Kläger (Antragiteller) Be 

II. Die in der Mittheilung des J. M. V. B., Jahrgang 1899, 
Ceite 76, näher befchriebene Benachrichtigung von der YZuftellung 
mittel8 Correſpondenzkarte kann auch bei Zahlungsbefehlen im Mahn- 
verfahren jtattfinden, Falls von der Partei eine Tore Correſpondenz⸗ 
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karte beigebracht wird, hat Die Beitätigung der Zuftellung auf die Aus- 
fertigung des Zahlungsbefehles zu uuterbleiben. 

IV. Auf die Beſtä g der Rechtskraft des Zahlungsbefehles 
find die vorſtehenden Vorſchrifften nicht anuwendbar. 

2) Wenn der Sugtangebefegt an beide Barteien durch benfelben Gerichtsdiener 
oder AZuftellboten 3 we . ift, hat dieſer die Bunekung zu beftätigen, fonft bie Zu⸗ 


jtellungsabthetlung. darüder 3. M. 8. 12. December 189, 3. M. 8.3 
Nr. 53 (bei 8. 347). 


Kündigungsregifter.') 


$. 230. Für die Führung des Regiſters K gilt Folgendes: 

1. wird die Kündigung oder der Antrag wegen Vebergabe 
oder Uebernahme des Beitandgegenftandes jchriftlich angebracht, 
fo Tann dic Bezeichnung des Beftandgegenftandes in der Spalte 5 
unterbleiben und durch die Verweiſung auf das fchriftliche An: 
bringen mittelö des Buchſtabens G erjegt werden; 

1) Acten, 8. 268. — Beltimmungen über überjährige Sachen 
finden Teine Anwendung, 8. 256, Iegter Abjat. — Dazu wird Fein 
Namensverzeichnis geführt, 8. 254. 

öhe der Stempelgebür bei Beurkundung gerichtlider 
Kündigungen durh Eintragung in das Regiſter K. Im Ein- 
vernehmen mit dem Yinanzminifterinm wurde auf Anfrage eines Ober- 
Iandesgerichtspräfidiums mit Erlaſs vom 18. April 1899, 8. 647, 
Nachftehendes eröffnet: Wenn gemäß $. 59 G. O. ©. und SS. 230, 
319, 8. 2 G. O. eine mündlich angebradte Auflündigung durch Ein- 
tragung in das Kündigungsregifter beurfundet wird, unterliegt der 
Antrag nur der Stempelgebür für das durch die Regiitereintragung 
erjegte Protokoll. Die bei protofollarifcher Beurfundung der Kündigung 
beizubringende Steinpelgebür für die Protofollsabfchrift entfällt bei 
Beurkundung der Aufkündigung durch Eintragung in das Regiſter K, 
weil in Diefem alle dem Gegner der auffündigenden Partei Feine 
Brototollsabichrift, Tondern lediglich eine Beſchluſsausfertigung nad) 
Civilprocef3-Form. Nr. 81 mit einem den Gegenftand der Aufkündigung 
kurz bezeichnenden Sacjbetreff (Rubrum) zuzuftellen ift (Anmerkung 1 
au — 9). des amtlichen Formularienbuches); (Mitth. J. M. 2.2. 


2. Aufkündigungen, die mit der Klage auf Uebergabe oder 
Uebernahme des Beſtandgegenſtandes verbunden werden ($. 567 
C. P. O.), find in das Negifter C oder Cg einzutragen; 

3. die Spalte 7 ift nach Vorfchrift des 8. 229, 3. 3 zu 
benügen; die Eintragungen in die Spalten 8 bis 11 haben fich 
nah den Borfchriften der 3. 4 und 5 desjelbden Paragraphen 
zu richten; 
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4. mündlich angebrachte Einwendungen gegen Kündigungen 
und Aufträge zur Uebergabe oder Mebernahme des Beitandgegen- 
ſtandes können nicht durch Eintragung in das Regiſter K be- 
urfundet werden; über ſolche Einwendungen iſt ein bejonderes 
Protokoll aufzunehmen; nach Erhebung von Einwendungen iſt 
die Sache in das Regiſter C zu übertragen ($. 219, Abſatz 2).*) 

2) Im Kündigungsregijter ift in der Bemerkungen fpalte die neue 
a anzugeben. 

Beichlüffe?), durch welche dem Antrage auf zwangsweiſe 
Räumung gerichtlich gefündeter Beſtandgegenſtände Folge ge- 
geben wird (8. 349 Erec. D.), jind der Gerichtsabtheilung zu 
überjenden, der die Geſchäfte des Executionsvollzuges zugetheilt 
find ($. 158)*), und von diefer als neue Erecutionsfacdhen in das 
Regifter E einzutragen; die Bewilligung der Erecution ift in 
der Spalte für Bemerkungen des Regiſters K zu notiren. 

3) Die Bewilligung der —— gehört in den Geſchäftskreis 
der —*—* für Kündigungen, Inte 

9) Concept in Uriheift ber — — Erecutionsceommiflär). 
Zujtellung der Kündigung fiehe $. 34 

In den Sandeahauptftäbten®) darf die Aufnahme von Bro: 
tofollen über mündlich angebradte Kündigungen nur mit Be— 
willigung des AYuftizminifters durch Eintragungen im Regifter K 
erjeßt werden. 

) Sonſt der Beurkundung durch die Gerichtskanzlei 
obligatoriſch, 8. 319 3. 2 


Rechtshilferegiſter in bürgerlihen Rechtsſachen.)) 


6.231. In das Regifter He dürfen Erfuchen um Vornahme 
bücherlicher Eintragungen (8.37 der Zurisdictiondnorm) nicht auf: 
genommen werden; dieje gehören zum Tagebuche für Grundbuchs- 
oder für Berfahbuchseingaben.?) Erfuchen um Zuftellungen find nur 
dann in das Regijter He einzutragen, wenn außer der Zuftellung 
noch eine andere Anıtshandlung vorzunehmen tft, 3.8. Vorlage des 
Actes an das Auftizminifterium wegen Ueberfehung ı. &.”); jonft 
find ſolche Saden nad) Vorſchrift des 8. 377%) zu behandeln. 
Erjuhen um Vornahme von Realacten, die mit bücherlichen 
Eintragungen nicht verbunden find (8. 117°) der Yurisdictiong- 
norm), gehören dagegen in das Negifter Hc. Desgleichen find 
die in Schiedsgerichtsfachen geftellten Erfuchen um Bornahne 
richterlider Handlungen (8.589 C. P.O. und Artikel XXTI des 
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Einführungsgeſetzes zur Eivilprocefsordnung)®), ſowie das Er- 
fuhen der Erwerbftenercommiffionen und der Schätzungscom⸗ 
milfionen ?) um Vernehmung von Zeugen und Sachverftändigen zu 
diefen Regiltern zu nehmen. 

) Beitimmungen über überjährige Sachen finden feine Anwendung, 
8. 256, letter Abſatz. — Die Ucten find zu Sammelacten zujammen- 
zulegen, 8. 278. — Geichäftsitüde, die anderen Behörden zu eriheilende 
Ankünfte zum Gegenitande haben und mit feiner bei dem Gerichte an- 
hängigen oder anhängig gemwejenen ee in ans ftehen, 
find ns — zu behandeln, 8 


8) wenn das Gericht erſucht wird, Schiedsſprüche, Erkennt⸗ 
niſſe von Boörſenſchiedsgerichten und andere als Executionstitel verwend⸗ 
bare außergerichtliche Acte und Urkunden an Parteien im Auslande 
zuzuſtellen, 8. 202 

4) — Uebergabe von der Einlaufſtelle an die Zu— 
ſtellungs⸗ und — 

8) Insbejondere Bornahme eines Augenjcheines und Sachverſtän⸗ 
digenbefundes, einer Inventur, Schätzung, Feilbietung, Einführung eines 
Berwalters. 

6 an Vernehmung von Seugen und Beeidigungen. 

) 88. 46 u. 211 Geſ. v. 25. October 1896, R. &. 8. Pr. : 
betrefiend Die bieten Merjonaliteuern. Erſuchen der Steuerbehörden i in 
—— Cie and ‘en gehören in das Nechtöhilferegifter in Straf. 
Ba ss: ehe auh J. M. V. v. 12, November 1897, 3. 19417, 


An ve 7 Syatte des Regiſters He ift die Angelegenheit 
dur) Angabe der Namen der Parteien und eine kurze Notiz 
über Urt oder Gegenftand des Verfahrens zu bezeichnen. 

In der Spalte 8 find nicht die Verfügungen einzutragen, 
welche vom erjuchten Richter zum Zwecke der Rechtshilfegewäh— 
rung getroffen werden, fondern nur die endliche Erledigung des 
Rechtshilfeerſuchens.) Die bloß vorbereitenden Berfügungen 
fünnen nach Bedarf durch eine Notiz in der Spalte für Be: 
merfungen erfichtlich gemacht werden; insbejondere ſoll die Ein- 
Holung von Aufflärungen über die Gegenfeitigkeit (8. 38, 3.3 
der Surisdictionsnorm) in diefer Spalte verzeichnet werden. 
Wenn dem Gefuche voll entjprochen wurde, genügt es für die 
Eintragung in Spalte 8, dem Datum der richterliden Er- 
ledigung Binzuzufügen „entipr.”. 

8, Insbeſondere auch wenn die Erledigung in Urſchrift auf das 


zurüdgefendete Garne geichrieben wurde (Anhalt und Datum der 
Erledigung), 8. 199 


In Spalte 9 ift außer dem Datum der Abtretung aud) der 
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Name der Behörde anzugeben, welcher die Acten wegen Unzu⸗ 
jtändigfeit de3 zuerft erfuchten Gerichtes, wegen Vornahme anderer 
Necht3hilfeacte oder aus fonftigen Gründen überjendet werden. 

Ein vom erfuchenden ausländischen Gerichte geftelltes Be- 
gehren, gemäß 8. 40 der Jurisdictionsnorm die Entjcheidung 
des DOberlandesgerichtes einzuholen ?), ift nicht ald neues Erjuchen 
einzutragen, jondern zur Zahl des Erjuchens zu nehmen, das 
zur Meinungsverjchiedenheit zwifchen dem erjuchenden und er- 
juchten Gerichte Anlaſs gegeben bat. 

9) Ueber Verweigerung der Nechtöhilfe oder über Meinungs- 
— in Bezug auf Ausführung der Rechtshilfe oder in anderer 
Hinſicht. 

Rechtshilfeſachen, bei welchen das Wiedereinlangen von 
Acten überwacht werden muſs, ſind, wenn nicht über ſolche 
Acten ein beſonderes Abgangsverzeichnis 20) geführt wird, durch An- 
ſtreichen der Regiſterzahl mit farbigem Stifte hervorzuheben. 

10) Wenn die geſammten Acten hinausgegeben wurden, bei größeren 
Gerichten auch bei Abgabe an eine andere Abtheilung, 8. 284. 


Regiſter für Erecutionsjaden.') 


$. 232. Das Negifter E ift nur bei den Gerichten zu 
führen, die fih am Crecutionsvollzuge als Erecutionsgerichte zu 
betheiligen haben.?) Crecutionsanträge, die nicht bei dem Ere- 
cutiondgerichte angebracht werden, find als Yortfegung ver 
Rechtsſache anzujehen, zu welcher der Erecutionstitel gehört, und 
in der Spalte für Bemerkungen des betreffenden Regiſters 
unter Hinzufügung des Datums ihrer Erledigung zu verzeichnen 
(Erec. 22/7 98).?) 

Erecutionen, die durch die Bewilligung eines anderen als des 
Erecutionggerichte8 eingeleitet werden, find erft beim Erecutions- 
gerihte auf Grund des Erſuchens um Erecutionsvollzug und 
zwar nad der Reihenfolge des Eintreffend diefer Erjuchen in 
das Regiſter E einzutragen. In der Spalte 2 wird dann nicht 
der Tag der eriten Ueberreichung des Erecutionsantrages, fondern 
der Tag des Einlangens des Erjuchens beim Erecutiondgerichte 
angegeben. Wie ein Erſuchen um Erecutiondvollzug ift e8 zu 
Offenbarungseibes find uihe a8 neue | gigen Gpeaitlinsverfahrens yn nehmer 


Executionsſache in das Regiſter E (8.269, Ab. 4). (J. M.) 
Spalte 15) einzutragen, fondern ohne | 
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behandeln, wenn bei einer Execution auf landtäfliche Grund⸗ 
ftäde, auf Liegenſchaften, die in einem Berg: oder Eifenbahnbuche 
eingetragen find, oder auf bücherliche Rechte an folchen Liegen- 
ſchaften die Erledigung auch nur einzelner Theile des Executions⸗ 
verfahrens gemäß 8.19 der Erecutiondordnung vom Executions⸗ 
gerichte dem Gerichtshofe übertragen wird, in deſſen Sprengel 
das unbewegliche Out ganz oder zum größeren Theile gelegen ift. 

Die Mebertragung einzelner Acte des Erecutionsvollzuges 
an eines don mehreren Erecutionögerichten, bei welchen gleich- 
zeitig von demjelben Gläubiger wider denfelben Verpflichteten 
Erecution geführt wird (8. 21 Exec. O.), ift im Negifter der- 
jenigen &recutionsgerichte, weldhe zur Bornahme diejer Ere- 
eutionsacte berufen geweſen wären, in der Spalte für Bemer— 
fungen unter Bezeichnung des Berichtes, an welches die Ueber⸗ 
tragung erfolgte, anzumerfen; 3. B. „Verfteigerung und Meift- 
botsvertheilung dem Bezirksgericht B übertragen”. in gleicher 
Weile ijt die Verbindung mehrerer, verjchiedenen Gerichten ob- 
liegender Erecutionen und die Uebertragung des gemeinfamen 
Executionsvollzuges an eines diefer Gerichte (8. 22 Exec. D.) im 
Regifter der übrigen Erecutionsgerichte erfichtlih zu machen. 
Am Regifter des Gerichtes, dem der Vollzug einzelner Acte 
oder der geſammte gemeinjame Executionsvollzug übertragen 
wurde, ift gleihfall8 durch eine kurze Notiz in der Spalte für 
Bemerkungen unter Benennung der übrigen betheiligten Exe— 
cuttondgerichte auf die Uebertragung hinzuweiſen.“) 

1) Aeten, 88. 269, 270. 

Berordnnung des Zuftizminifteriums v. 15. October 1898, J. AR. BB. 
Kr. 30, betreffend die Einführung eines neuen Formulares 


für das end Al: € uns en.*) An alle Gerichte. 

Auf Grund des Gef. v. 27. November 1896, R. G. B. 
Nr. 217, wird — 

Art. 1. Das in 88. 223, B. 1, 224, 3. 1, 232 u. 233 der Vog. 

des J. M. v. 5. Mai 1897, R®.8. Wr. 112, womit eine neue 

Geichäftsordnung für Die Gerichte eriter und zweiter Inſtanz erlafien 
st vorgejchriebene Negifter für Executionsfadhen E (Yorm. Nr. 27 
der ©. D.) wird abgeändert und ft ran = —— 1899 an nach dem 
aus der Beilage erſichtlichen Muſter zu füh 

Art. I Die Beitimmungen — —*ã*— und — is 
des 8. 288 der Bbg. des J. M. v. 5. 
— aufgehoben. An ver Stelle werden der —— für 
x ae erfter und zweiter Inſtanz folgende neue Befttimmungen **) 
ngefügt: ..... . 


Schauer, Geld. Ordg. 38 > 
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Art. III. Bon den im Laufe des Jahres 1898 in das Negijter E 
($$. 232, 233) eingetragenen Sachen find nur diejenigen al3 überjährig 
im Sinne des $. 256 zu behandeln, weiche eine am Sahresfchtuffe nod) 
nicht beendete Zwangsverwaltung beweglichen oder unbeweglichen Ver⸗ 
mögens oder eine Zwangsverſteigerung von unbewegliddem Vermögen 
betreffen, die am Zahresichluffe weder durch ——— noch durch Ver⸗ 
theilung des Verkaufserlöſes in erſter Inſtanz beendet iſt. Lediglich 
dieſe Executionsſachen ſind im Regiſter des Jahres 1899 unter der 
Ueberſchrift „anhängig verblieben“ anzugeben; von der Uebertragung 
des Actenzeichens der übrigen im —** E eingetragenen unerledigten 
Sachen ift abzujehen. 

Am Geſchäftsausweiſe jind nur die überjährigen Zwangsverwal⸗ 
tungen al3 anhängig verblieben auszumeijen. 


Art. IV. Diefe Verordnung tritt mit 1. Jänner 1899 in 
Wirkſamkeit. 


*) Siehe die zur Unterweiſung in der Führung des Erecutionsregifterd gegebenen 
— im J. M. 8. B. ©. 131/1899 uud im Anhange beim Geſch.Ordg.⸗Form. 
rt. 27 


er) Tiefe nennen Beſtimmungen fiche unter 8. 333a, 235), 283 0. 

2) Alſo nicht bei den Handelsgerichten, bei den Bezirfögerichten 
für Handels⸗ und Seefadhen, 8.9 J. M. 2. v. 24. Juni 1897, R. G. B. 
Nr. 157. — Bei den Bezirfögerichten Wien I bis IX. Bezirk ift das 
E-Regifter nur no der Delogtrungen zu führen, 88. 2 u. 3J. M. V. 
v. 24. Juni 1897, R. G. B. Nr. 157, und 8. 230, vorletzter Abſatz. 

3) Die Execution zur Hereinbringung von Gebüren u. dergl. wird 
vom nal bewilligt und das Anſuchen um Einbringung der 
Gebür in das Regiſter E eingetragen, $. 110. Die Erecutionen zur 
Hereinbringung von Geldftrafen und Gebüren find durch Beifeßung fort- 
laufender , eventuell mit Farbſtift anzubringender Sohlen in der Spalte 
für Bemerkungen des E-Kegifters zu zählen. (8.2332, letter Abjag.) — 
Mit der Zinsklage verbundene oder während des Procefjes geitellte An- 
träge auf Bewilligung pfandweiſer Beſchreibung find weder in das 
Aegiier V nod in das Regifter E einzutragen (3. M. E. v. 16. April 
1898, 3. 8854). — Es empfiehlt fo, nträge auf cridamäßige 
Berfteigerungen bei dem um den Vollzug erjuchten u 
(8. 117 J. N.) in das ErRegifter einzutragen; Die elencgeitige ezeich- 
nung der Acten als Concursacten ift unftatthaft (3. M. E. v. 27. Juni 
1899, 8. 14284, an das D.%. ©. Präf. Innsbruch). 


*) Zählblätter bei Zwangsverſteigerung von Liegenichhaften, 8. 399. 


$. 233. Mehrere von demfelben Gläubiger wider den— 
jelben Verpflichteten, wenn auh auf Grund des nämlichen 
Erecutiongtitels, durch gleichzeitige, aber gefonderte!) Anträge ein- 


8. 233. Anträge auf Mobilar- | einzutragen, ——— die Anzahl der 
und Realexecution, die in einer und : vom Antragfteller überrei & = 
derjelben Eingabe geftellt werden, find ſatzexemplare die Bilbung felb iger 
im Regifter E unter einer einzigen Zahl , Neten ermöglicdden würde. (5. Mi 
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geleitete Erecutionen, die auf verfchiedene Vermögensbeſtandtheile?) 
geführt werden follen, find unter bejonderen Regifterzahlen ein- 
zutragen. Werden fie gemäß $. 22 der Erecutiondordnung mit- 
einander verbunden, jo ift dies bei den vereinigten Erecutions- 
ſachen in der Spalte für Bemerkungen des Regiſters E erjichtlich 
zu machen („Verbunden mit 3...”) Für die vereinigten 
Sachen ijt alsdann nur die Zahl einer diefer Sachen fortzuführen.?) 

9 re in derfelben Eingabe beantragte Erecutionen find ftets 
unter einer Regilterzahl einzutragen. 

2) 3. B. Mobilar- und Realegecution. — Pfändung beweglicher 
förperlider Sachen nıd Pfändung von Forderungen. 

3) Actenbildung in Dielen Yale, $. 270, Abi. 2. 

Die Ausdehnung einer Erecution auf neue gleichartige Ber: 
mögendbeftandtheile*) führt nicht zu einer neuen Eintragung im 
Regiſter; es ift Tediglich bei der früheren Eintragung in der 
Spalte, welche für diefe Vermögensbeſtandtheile beſtimmt ift, das 
Datum der neuen Erecutionsbewilligung einzutragen. 

#) 3.8. Ausdehnung der Erecutton durch Pfändung und Verkauf 
neu namhaft gemachter Gegenstände. 

Außer dem Antrage auf Erecutionsbewilligung wird fein 
im Erecutionsverfahren vorkommender Antrag im Regiſter E 
eingetragen. 

Anträge auf Erecutionsbewilligung, die wegen der An- 
hängigfeit eines gleichartigen Erecutionsverfahrens den Beitritt 
des Gläubigers zu dem bereits eingeleiteten Erecutionsverfahren 
zur Folge haben (88. 103, 139, 267 Erec.D.)°), find dennod) 
unter bejonderen Bahlen in dag Regiſter einzutragen. Es ilt 
aber in der Spalte für Bemerkungen auf die Erecutionsjache, 
welcher der Gläubiger beitritt, zu verweilen („Beigetreten 8...“) 
und bei diejer leßteren Erecutionsjache der Name jedes dent 
Erecutionsverfahren beigetretenen Gläubiger in der Spalte 3 
unter dem Namen des betreibenden Gläubigers mit rother 
Tinte zu jchreiben, ſobald der Beitritt zugelaffen if. Das 
Berfahren wird unter der Zahl der zuerjt bewilligten Execution 
fortgeführt. 

5) Beitritt zur Zwangsverwaltung, Zwangsverfteigerung und zum 
Verkaufe beweglicher Sachen. Löſchung des Beitrittsvermerks, wenn 
das Berfahren in Ba des beigetretenen Gläubigers eingeftellt wird; 
fiehe die J. M. V. v. 15. November 1898, J. M. V. B. Nr. 34, betr. die 
Actenbehandlung im Falle des Beitrittes zu einem Erecutionsverfahren 
und die Aufbewahrung des Pfändungsprotofolles bei 8. 270. 

38* 
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Bei Zurüdweifung eine® Erecutionsantrages, der beim 
Erecutionsgerichte felbft geftellt wurbe®), ift in der für die be- 
gehrte Erecutionsart beftimmten Spalte ein wagrechter Strid 
zu ziehen; wird nachträglich infolge Recurſes die Erecution be 
willigt, fo ift dies in der durchftrichenen Spalte unterhalb jenes 
Striches einzutragen. 

©) Bon der Zurüdweifung eines Erecutiondantrages, der bei einem 
anderen Gerichte angebradht wurde, ift das Erecutionsgericht nicht zu 
verftändigen. 

$. 2334.1) Für die Führung des Regifters E gelten ferner 
folgende Borfchriften: 

1. Bei Erecutionen auf unbewegliches Vermögen tft in der 
Spalte 4 unter dem Namen des Berpflichteten die Grundbuchs- 
oder fonftige Bezeichnung der Liegenschaft, auf welche Erecution 
geführt wird, anzugeben; 

2. in den Spalten 7 bis 17°) ift die bewilligte Execution 
durch Angabe des Datums der Bewilligung zu verzeichnen; im 
Falle gleichzeitiger Bewilligung mehrerer Erecutionsmittel (8. 14 
Exec. D.) ift jede der in Frage kommenden Spalten in diefer 
Weife auszufüllen; biebei find die einzelnen in derjelben Sache 
in Anwendung gebraten Erecutionsmittel durch fortlaufende 
Buchſtaben, die dem Datum der Bewilligung vorgejeht werben, 
zu bezeichnen, um bei der Eintragung der Ergebnifje des Ere- 
cutionsverfabrens darauf Bezug nehmen zu können; 

3. in der Spalte 9 ift unterhalb des Datums der Erecutions- 
bewilligung unter Vorjehung des Buchftabens S der Tag an- 
zugeben, an dem die Schäßung vorgenommen wurde, und unter 
Vorſetzung des Buchſtabens V?) das Datum jeder für die Vor⸗ 
nahme der Berfteigerung anberaumten Tagſatzung (3.8.5 24/10 
— V 20/12); 

4. in der Spalte 10 ift nad) Vornahme der Pfändung die 
Nummer oder Seite des Pfändungsregifters, in der Spalte 12 
das Datum eines Uebermweifungsbeichluffes anzugeben (Ueberw. 
24/12 99); 

5. die Spalte 11 ift auszufüllen, wenn der Verkauf bewilligt 
wird; ift über einen Verkaufsantrag, der mit dem Antrage auf 
Bewilligung der Pfändung verbunden wurde, erft nad Vollzug 
der Pfändung zu entfcheiden (8. 176), fo ift bei Ausfüllung der 
Spalte 10 zunächſt in der Spalte 11 nur ein ſenkrechter Strid 
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mittels Farbftift zu ziehen und ſodann nad ver ntfgeidung 
über den Berlaufsantrag, je nachdem der Verkauf bewilligt ober 
nicht bewilligt wurde, dad Datum des bemwilligenden. Beichlufles 
unter dem farbigen Stri einzutragen oder letzterer mit gleichen: 
Farbſtift —- zu durchkreuzen (8. 233, Abſatz 5); 

6. in die Spalte 18 ift da8 Datum des Tages einzutragen, 
an dem der Erecutiondauftrag wegen unterbliebener Anmeldung 
m een Gläubiger dem Richter zurüdgelegt wurde 
$. 161); 

7. in die Spalte 19 ijt der Tag einzutragen, an dem das 
Erecutiongverfahren gänzlich eingeftellt wurde (88. 35, 36, 37, 
39, 40, 46, 101, 129, 328, 376 und 377 Exec. O.); 

8. in die Spalten 20 und 21 ift der Tag ‚einzutragen, an 
dem das Verfteigerungsverfahren in Anſehung von Gegenftänden 
des unbeweglichen Vermögens oder das Berfaufverfahren in 
Anfehung von Gegenständen des beweglichen Vermögens ein: 
geitellt wurde, und zwar findet eine Eintragung in die Spalte 20 
ſtatt, wenn nad) Verlauf von ſechs Monaten nad) der Einftellung 
ein neuerlicher Antrag auf Berfteigerung oder Verkauf geftellt 
werden kann (88. 151, 188, Abſatz 2, und 200, 8. 3 Exec. O.), 
während in die Spalte 21 alle übrigen Fälle der Einjtellung des 
Verſteigerungs⸗ oder Verkaufsverfahrens einzutragen find (88.145, 
188, Abſatz 4, 193, 200, 8. 1, 2 und 4, 204, 206, 271, 282 
Erec. D.); 

9. in die Spalte 22 (Das Verfahren wurde beendet oder 
in fonftiger Weiſe erledigt) iſt einzutragen: 

a) bet zwangsweiſer Pfandrechtöbegründung oder bei Be— 
willigung der bücherlichen Vormerkung des Pfandrechtes 
als Execution zur Sicherung von Geldforderungen der Tag 
der Bewilligung, wenn die Bewilligung durch das Erecutions- 
gericht felbft erfolgte, jonft der Tag des Einganges bein 
Erecutionsgerichte; 

b) bei Bmwangsverfteigerungen von unbeweglichen Sachen der 
Tag der Meiftbotövertheilung*) in erjter Inſtanz; beim 
Berfauf beweglicher Sachen der Tag der Vertheilung des 
Berlaufserlöfes in eriter Inſtanz, wenn jedoch der Ver— 
kaufserlös unmittelbar dem betreibenden Gläubiger aus- 
gefolgt wurde, der Tag des Verlaufe; 

c) der Tag der Ueberweiſung einer gepfändeten Geldforderung”); 
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d) bei Ereculionen zur Erwirkung von Handlungen der Tag, 
an ders der zwangsweiſe durchzuſetzende Anſpruch realifirt 
wurde, insbejondere bei ziwangsweifen Räumungen von Be- 
ftandgegenftänden der Tag der Vornahme, oder der Tag, 
an welchem dem Gerichte ein außergerichtliches Bortomm- 
nis zur Kenntnis gelangt, durch das die Erecution erledigt 
wird; 

e) bei Execution zur Erwirkung von Duldungen und Unter- 
lafjungen der Tag, an dem wegen eines der Erecutiong- 
bewilligung nachfolgenden Zuwiderhandelns Gelditrafe oder 
Haft verhängt wird, falls jedoch innerhalb einer Frift von 
drei Monaten nad) Bewilligung der Erecution ein Antrag 
auf Gelditrafe oder Haft wegen Zuwiderhandels nicht ge- 
itellt wurde, der lebte Tag der dreimonatlichen Frift; 

f) falls ih die Erecution al3 unausführbar®) erweist, Der 
Tag, an dem der Erecutiongauftrag dem Richter zurück⸗ 
gelegt wird. 

Falls gleichzeitig mehrere Erecutionsmittel bewilligt worden 
find, ift für jedes einzelne das Ergebnis de3 Erecutionsverfahrens 
in den Spalten 18 bi8 22 unter Vorſetzung des Buchjtabens er- 
ichtlich zu machen, mit dem das fragliche Erecutiondmittel in den 
Spalten 7 bis 17 bezeichnet wurde (3. 2). 

Sn der Spalte für Bemerkungen find die Erecutionen zur 
Hereindringung von Geldftrafen und Gebüren durch Beiſetzung 
fortlaufender, allenfalls mit Farbitift anzubringender Zahlen 
zu zählen. 

[Die Anzahl diefer Fälle ift in einer Anmerkung zum Ges 
ſchäftsausweiſe anzugeben.] ”) 

1) Neu eingeführt dur die J. M. V. v. 15. October 1898, J. M. 
V. B. Nr. 30 


2) Wenn eine Execution zur Sicherung von Geldforderungen als 
Erecution zur Hereinbringung ß ortgejegt wird, fo tft der entiprechende 
Eintrag unter derfelben Nummer, unter der die Sicherung tion 
eingetragen war, vorzunehmen. 

5) J. M. 8. v. 17. Juni 1899, J. M. V. B. Nr. 28, betr. Die 
Zählung der re Par von Liegenichaften. An 
alle Gerichte. Zufolge Vdg. v. 15. October 1898, r 23707 (3. M. 
B. B. Nr. 30), ift in das Regiſter E für Executionsſachen und zwar 
in die Spalte 9, unter Vorſe ung des Buchſtabens V das Datum jeder 
Ale einzutragen, die hi ie Vornahme einer Berfteigerung von 
Vegen holken anberaumt wird. Die in die Geſchäftsausweiſe (Rubrik 65 
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des Form. Ar. 83 und Rubrik 41 des Form. Nr. 82) einzuſtellende 
Zahl der vorgenommenen Bwangsverftei — die früher nur aus 
den geſammelten Zählblättern über dieſe Verſteigerungen ermittelt werden 
konnie, wird deshalb künftig leichter unmittelbar aus dem Regiſter E 
entnommen werden können. Zu diefem Behufe ift diejenige — 
bei welcher bie Zwangsverſteigerung thatſächlich erfolgte, in der Spalte 9 
des Regiſters E —* Un eichen oder ſonſt in auffälliger Weiſe er⸗ 
ſichtlich zu machen.*) 

— durch die J. M. B. v. 22. December 1900, J. M. 8.2. 
Nr. 47, 


4) Dem Tage der a ift der Buchſtabe M vor- 
zufeßen (J. M. V. v. 22. December 1 B.Nr.47, bei 8.394). 
5) Forberungspfändungen find nie als in abzuftreichen,, ſo⸗ 
lange nn . 5 dat Ga bewilligt be ine ci — 
N) i ung der en 
Adreſe * ne pflegt, ift Re San erft —— en 
hebungen fich als erfolglos erwieſen haben. Inmittels genügt es, bie 
vorläufige Unausführbarleit in der Bemerkungsipalte zu notiren. 

) Bur Aufnahme diefer Fälle dient — die Spalte 35b des 
—— es Form. Nr. 82 (J. M. V. v. 22. December 1900, 
J. R. 8. 8. Nr. 47, bei 8. 394). 

$. 233b.') Bon den in das Negifter E eingetragenen 
Executionſachen jind als endgiltig erledigt im Sinne des $. 221, 
Abſatz 3, abzuftreichen: 

1. die Sachen, in welchen der Erecutionsauftrag gemäß 
8.161 zurüdgelegt wurde (Spalte 18), fall3 bis zum lebten Tage 
des Jahres das Verfahren nicht wieder aufgenommen wurde; 

2. die Sachen, in welchen die Execution eingejtellt wurde 
(Spalte 19), mit dem Tage der Einftellung; 

3. die in Spalte 20 (Einftellung des Verfteigerungs- oder 
Verkaufsverfahrens für wenigſtens ſechs Monate) eingetragenen 
Bälle jind, wenn ein neuerlicher Verfteigerungs= oder Verkaufs⸗ 
antrag nicht geflellt wurde, nach Ablauf von fieben Monaten feit 
dem Tage der Einftellung, jpäteftens aber mit dem lebten Zage 
des Semeſters ala erledigt anzujehen, innerhalb deſſen die fieben- 
monatliche Friſt abgelaufen ift; 

4. die Sachen, in welchen das Verſteigerungs- oder Ver⸗ 
faufsverfahren endgiltig eingeftellt wurde (Spalte 21), mit dem 
Zage der Einftellung; 

5. die in Spalte 22 (Das Berfahren wurde beendet oder 
in jonftiger Weiſe erledigt) eingetragenen Fälle, mit dem in dieſe 
Spalte eingetragenen Tage; 
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6. die Bivangdverwaltungen (Spalte 8 und 14), in welchen 
der Verwalter nicht in die zu verwaltende Liegenfchaft oder das 
zu verwaltende Unternehmen eingeführt wurde, wenn jeit Bu- 
jtelung des Beichluffes, mit dem der betreibende Gläubiger er- 
folglos aufgefordert wurde, fich über die Perjon des zu ernennen: 
den Verwalter zu äußern, wenigftens ein Monat verftrichen ift; 
diefe Sachen find mit dem letzten Tage des Jahres als erledigt 
anzuſehen; 

7. die Executionen auf bewegliche körperliche Sachen, wenn 
das Pfandrecht des betreibenden Gläubigers durch Verſäumung 
der geſetzlichen Friſt für die Einleitung des Verkaufsverfahrens 
(8.256 Erec. O.), durch Verzicht auf die Forderung oder auf bie 
Erecution, durch Befriedigung oder aus anderen Gründen er- 
lofchen ift, mit dem Tage, an welchem der Name des Gläubigers 
im Pfändungsregifter Durchftrichen wird (8. 259, letter Abjab), 
ſpäteſtens aber mit dem lebten Tage des Jahres. 

Wenn ein Beitritt anderer betreibender Yläubiger zu einem 
Ereeutionsverfahren ftattgefunden bat, fo gilt das Erecutions- 
verfahren, dem die übrigen Gläubiger beigetreten find, erft dann 
al3 erledigt, wenn das Verfahren binfichtlich aller diefem Ere- 
cutionsverfahren beigetretenen betreibenden Gläubiger als erledigt 
anzufeben ift. 

Falls gleichzeitig mehrere Erecutionsmittel bewilligt worden 
ind, ift die Sache erft dann abzuftreichen, wenn fie nad) den vor- 
jtehenden Bejtimmungen Hinfichtlich eines jeden Erecutionsmittels 
als erledigt anzufehen ift. 
— — Neu — durch J. M. V. v. 15. October 1898, EM. 

$. — Die Vorſchriften der Geſchäftsordnung über 
die überjährigen Rechtsſachen (8. 256) finden auf die gemäß 
8. 233b als erledigt abgeftrichenen Sachen feine Anwendung. 
Bon den in das Regiſter E eingetragenen, noch nicht als erledigt 
abgeftrichenen Sachen find nur diejenigen als überjährig zu be- 
handeln, welche eine am Jahresſchluſſe noch anhängige Zwangs- 
verwaltung beiveglichen oder unbeweglichen Vermögens, eine 
Biwvangsverfleigerung von Gegenftänden des unbeweglichen Ver⸗ 
mögen? oder einen Berlauf von Gegenftänden des beweglichen 
Vermögens betreffen, oder in welchen über den mit dem Pfän- 
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dungsantrage verbundenen Berkaufsantrag noch nicht entichteden 
ift (88. 176, 233a, 8. 5). 


Hinſichtlich aller Übrigen, noch nicht als erledigt abgeſtrichenen 
Sachen entfällt die Angabe des Actenzeichens auf der erſten Seite 
des neuen Regiſters und die Uebertragung in das neue Regiſter 
bei Beginn des dritten, auf den Anfall folgenden Jahres. 


Wenn in einer als erledigt abgeſtrichenen Sache ſpäter ein 
neuer Executionsantrag geſtellt wird, iſt die Sache als neue in 
das Executionsregiſter einzutragen und zugleich beim früheren 
Regiſtereintrage in der für Bemerkungen beſtimmten Spalte an— 
zugeben, in welchem Regiſter und unter welcher Zahl die neue 
Eintragung erfolgt iſt. Einzelne Eingaben und ſonſtige Geſchäfts— 
ftüde, die in einer ald erledigt abgeftrichenen Sache |päter nod) 
vorkommen, ohne daſs ein neuer Erecutionsantrag geitellt würde, 
find zu den Acten der als erledigt bezeichneten Sache zu nehmen.”) 
— — Neu a ernaefährt durch J. M. 8. v. 15. October 1898, J. M. 

ns ae ein Antrag auf Concurseröfinung nad) 88. 63 oder 64 
C. D. gegen eine am Gerichtshofſitze wohnhafte Berfon oder Yirma ein- 
gebracht wird, hat die Gerihtsfanzlei aus dem Pfändungsregilter und 
dem Namensverzeichni zum Wegilter E von amtswegen zu ermitteln, 
welche Executionen gegen den Gemeinfhuldner im ar find (3.M. V. 
v. 5. Jänner 1900, %. M. 8. 3. Nr. 2, II, B. 3; (ftehe bet $. 241). 
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$. 234. In das Regifter V find nur die Anträge auf 
Bewilligung einftweiliger Verfügungen einzutragen, die außer: 
halb eines anhängigen Procefje oder Erecutionsverfahrend ge- 
ftellt mwerden.?) Mehrere Anträge, die denfelben Anſpruch be- 
treffen, find nah Vorſchrift des 8. 233, Abſatz 1 und 2, 
einzutragen. Anträge, die nad Burüdweilung eines gleich 
artigen Antrages aufs neue angebradjt werden, erhalten eine 
befondere Zahl. Dagegen findet nidht Eintragung unter einer 
neuen Bahl ftatt, wenn das Gericht einen Antrag nicht jogleich 
bewilligt, jondern zunächſt nur Bervollftändigung des An— 
trages fordert. 

In der 6. und 7. Spalte ift der Tag zu notiren, an 
welchem der Beſchluſs der antragftellenden Partei zugeftellt 
wurde (8. 396 Erec. O.). Die Eintragungen in den Spalten 
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8 und 12 find unter finngemäßer Unwendung der Beitimmungen 
des $. 227, 8. 3, vorzunehmen. 

Verfügungen über verwahrte Sachen, die gemäß $. 401°) 
der Erecutionsordnung getroffen werden, find in der Spalte 
für Bemerkungen unter kurzer Angabe des Inhaltes der Ber- 
fügung und des Datums der Belchlufsfaffung erſichtlich zu 
machen. 

Hat über einen nad) 8. 399 der Erecutionsordnung ge- 
ftellten Antrag auf Aufhebung oder Einſchränkung der einft- 
weiligen Verfügung ein anderes Gericht zu enticheiden, als 
dasjenige, das die Verfügung bewilligt hat (8. 399, letzter 
Abſatz, Exec. D.)*), fo finden im Regiſter des Ießteren Gerichtes 
Eintragungen in den Spalten 12 bis 15 nicht ftatt. 

1) Acten, 8. 272. — en über überjährige Sachen 
finden en Anwendung, $. 256, letzter Abſatz. 

2) Die während des roceſs oder — — geſtellten 
— werden ohne Regiſtereintrag unter der entf den - 
gu den Proceſs⸗ oder Erecutiondacten genommen. Insbeſon 
En nträge um pfandweiſe neue nicht in das Negifter v 

einzutragen (J. M. E. v. 16. April 1898, 

8) Verfügungen zur Abmwendung einer betehiblfiden Bertverringe- 
rung, unverhältnismäßiger Kojten oder anderer Nachtheile oder zur & 
zielung eines Vortheiles. 

) Ueber ſolche Anträge hat, wenn der Proceſs in der Hauptſache 
noch anhängig iſt, ftetS das Proceſsgericht erjter Inſtauz zu enticheiden, 

auch wenn es nicht die Verfügung bewilligt hat. 


Abhandlungsregifter.!) 
$. 235. Ergibt die Todfallsaufnahme, daſs der Ber: 
ftorbene minderjährige Kinder Hinterlaffen hat, in Anſehung 
deren dem Abhandlungsgerichte zugleich die Gejchäfte der Bor- 


8. 235. Die Acten von neu ans ' find zu den Abhandlungsacten zu 
fallenden Berlafienfdhaften, an wel» ' nehmen. 
hen Pflegebefohlene des Gerichte be> Zodfalldaufnahmen find auch, 
theiligt find, dürfen nicht mit den wenn fi aus ihren die Vermögens: 
ſchon beftehenden Bormundihaftsacten Lofigkeit des Erblaffers ergibt, in Das 
vereinigt werden; letztere find unge- Regiſter A einzutragen. Hat die ber- 
achtet der Berlafenf aft8abbandlung  ftorbene Perfon minderjährige Kinder 
fortzuführen, doch ift in den Verlaffen- | binterlaffen, I ift gleichzeitig die Ein- 
ihaftsacten auf die Bormundſchafts⸗ tragung in das Regiſter P vorzu- 
acten und in letzteren auf erſtere zu nehmen. Bloße Anzeigen von Tobes- 
verweifen. Die Acten über bie wäh- fällen find zunächft, wenngleich fie die 
xend einer Berlafſenſchaftsabhandlung Außere Form von Zodfalldaufnahmen 
anfallenden und mit der Abhandlung haben, in dag — a: einzutragen 
zufammenbängenden Bormundfchaften (8. 236 ©. D.). (IJ. M.) 
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mundfchaftsbehörde obliegen, jo ift die Sade nicht bloß als 
Berlaffenfchaftsabhandlung in das Regiſter A, fondern zu 
gleicher Zeit als Vormundſchaftsſache in das Regiſter P ein- 
zutragen. Lebtere3 unterbleibt, wenn betreff3 der minder: 
jährigen Kinder beim Abhandlungsgerichte ſchon eine Pfleg: 
Ihaft anhängig ift und daher Hinfichtlich ihrer ſchon früher 
eine Eintragung im Regifter P erfolgt iſt. In beiden Fällen 
erhalten die Acten der Verlaflenihaftsabhandlung die Bezeichnung 
nach beiden Regiftern.?) 

Im Regifter A ift in der Spalte „Bemerkungen“ ?) auf die 
Zahl des Waiſenbuches (Regiſter P) und in leßterem durch 
eine gleiche Notiz in der Spalte für Bemerkungen auf die an- 
hängige Berlaffenichaftsabhandlung Bezug zu nehmen. Nach 
rechtöfräftiger Beendigung der Verlaſſenſchaftsabhandlung iſt 
die Sade im Regiſter A in Abfall zu bringen und nad) 
Durchſtreichung des Actenzeichens, welche auf Grund des Re—⸗ 
gifters A gebildet wurde, von da an ausſchließlich auf Grund 
des Wailenbuches als Bormundfchaftsfadhe weiter zu führen. 


In den Spalten 5 big 12 ift das Datum des betreffenden 
richterlihen Beſchluſſes und in Spalte 5 außerdem noch das 
Gericht anzugeben, an welches die Todfallgaufnahme abgetreten 
wurde. 

In die Spalte 12 iſt eine Eintragung zu machen, wenn 
z. B. über ein Nachlaſsvermögen im Laufe der Abhandlung 
der Concurs eröffnet wird. 

Die nachträgliche Auffindung einer lebtwilligen Erklärung 
oder eines vorher nicht befannten Verlaſſenſchaftsvermögens ver- 
anlajst keinen neuen Eintrag in das Regiſter A, fondern ijt 
als Fortjebung des früheren Verfahrens zu behandeln.*) 

1) Acten, 8. 273. — Wo bisher ein alphabetiiches Sterberegiiter 
geführt wurde, ift diefes an Stelle des Namensverzeichnijjes zum Re⸗ 
gilter A fortzuführen, 8. 254, letzter Abſatz. Die Namensverzeichnifie 
zu Mühen, — an) P ar für Tämmtliche Gerichtsabtheilungen vereinigt 
u führen, 8. 205, 

ö 2) Bis zur rechtsfräftigen Beendigung der SSONe OU none 
lung find die Berlaf3- und Bormundichaftsacten vereinigt zu führen 
— une — ag ri der Bezeichnung des Waifenbuches weiter 
u fü — Ren anfallende Verlaſſenſchaftsacten 
Ab aber er t n — an vorhandenen Bormundichaftsacten zu legen. 
) Ein Bormerk behufs Ueberwachung des Vermögen? der Pflege 
— darf nur bei Gerichten mit ſehr ſtarker Geſchaͤftsbewegung in 


N 
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Pflegſchaftsſachen geführt werden. Sonft find die Sicherftellungsfälle 
durch den Geichäftsfalender oder durch einen in auffallender Weile an- 
gebrachten Vormerk im Negifter A (Spalte für Bemerkungen) in Evibenz 
zu halten (J. M. 8. v. 28. Juni 1898, 3. M. V. B. Nr. 20, bei 8. 406). 
Siehe au) Anmerkung 5, $. 238. 

+ Im Abhandlungsverfahren vorfommende Anträge auf Beftellung 
eined Curators wegen Intereſſencolliſion find zu den Berlafjenichafts- 
acten zu nehmen, nicht in das Regifter L einzutragen, 8. 237, Abi. 1. 
LM. E. v. 16. April 1898, 3.8854: „Nach Anficht des Juſtizminiſteriums 
gehört die Aufforderung an die Partei zur Stellung des Anſuchens um 

ornahme der grundbüdherlihen Eintragung zu den betreffenden 
Berlafienichaftsacten, dagegen iſt das Anſuchen der Partei felbft oder 
das Geſchäftsſtück, mit welchem wegen Verſtreichens ber ſechswöchentlichen 
Friſt die Vornahme der grundbücerlichen — von amtswegen 
verfügt wird, zu den Grundbuchsacten zu nehmen. Dieſe Unterſcheidung 
iſt auch für die Geſchäftsvertheilung maßgebend.“ — Die periodiſchen 
a an der Matritenämter ka in da8 Sammel 
regifter einzutragen. Für Galizien ift angeordnet, daſs auf Grund 
je Mittheilungen fofort für jeden Tobesfall, in dem eine Todfalls- 
aufnahme ftattzufinden hat, eine — in das Regiſter A vor⸗ 
zunehmen, das Datum des Einlangens der Tod allsaufnahme aber erſt 
nach deren Einlangen —— iſt. Auf dieſe Weiſe iſt eine Con⸗ 
trole über das Einlangen der Todfallsaufnahmen herzuſtellen. Erl. v. 
26. October 1898, 8. 21640 (Arakau), v. 6. März; 1900, 8. 2620 
(Lemberg). 

$. 236. Anzeigen von Tobesfällen!), die an das Gericht 
gelangen, jind, wenn es zweifelhaft ift, ob fie zu einem Ab— 
handlungsverfahren bei diefem Gerichte Anlaſs geben, zunächft 
nicht in das Negifter A, fondern in das Negifter Nc einzu- 
tragen. Erſt wenn fih aus weiteren Vorkommniſſen, wie zum 
Beifpiel durch die Vorlage einer letztwilligen Erklärung, durch 
die Anbringung einer Erbserflärung, durch das Anſuchen 
um Crlaffung einer abhandlungsbehördlichen Verfügung u. ä.?) 
ergibt, dafs fih das Gericht mit der Abhandlung des Nach- 
lafjeg der verjtorbenen Perſon zu befallen haben wird, tft die 
Sache in das Negifter A zu übertragen. Sollte zu dieſer Beit 
dem Gerichte eine Todfallsaufnahme noch nicht vorliegen, fo iſt die 
zweite Spalte des Regiſters A einftweilen unausgefüllt zu laſſen. 

1) Todfallsaufnahmen, welche jo unvollitändig find, daſs jich aus 
ihnen nur der Tod der Perſon entnehmen IAfst, find als bloße Todes- 
anzeigen zu behandeln und vorläufig in das Ne Regifter einzutragen. 


2) Insbeſondere aus der nachträglich vorgelegten oder requtrirten 
Todfallsaufnahme. 


—— —ñ —— — eç — — — — — — — — nen — — — — — 


8. 236. Siehe J. M. zu 8. 235. 





- Regifter für Euratelöverhängung. - 605 


Regifter für Euratelsverhängung.!) 


$. 237. Im Regifter L find die Anträge auf Per- 
hängung einer @uratel, auf Verlängerung der väterlichen Ge⸗ 
walt, auf Bejtellung eines Curators für einen unter bäterlicher 
Gewalt ftehenden Minderjährigen, dem Vermögen zugefallen ift, 
und auf Wiederaufhebung der verlängerten väterlichen Gewalt 
oder der verbängten Euratel nur infoweit einzutragen, ala 
nit in Anſehung der zu entmündigenden Berfon oder des 
Minderjährigen ſchon früher eine Eintragung im Waifenbuche 
erfolgt iſt. Lebterenfoll3 find die genannten Anträge zur Zahl 
de3 Regifters P zu nehmen, unbefchadet der Bildung bejonderer 
Actenbände für die Echriftftüde, die auf die Verhängung der 
Curatel u.j.w. Bezug haben. Ebenſowenig darf der Antrag, für 
nıinderjährige oder pflegebefohlene Erben zur Abhandlung einer 
Berlafjenfhaft einen Eurator zu beftellen, weil fie von ihren 
gejeglichen Vertretern bei der Abhandlung nicht vertreten werden 
tönnen (8. 77, 8. 1 des kaiſerlichen Patentes vom 9. Auguſt 
18354, R.G. B. Nr. 208), in das Regiſter L eingetragen werben; 
ſolche Unträge find zu den Ucten der Ubhandlung und zur ent- 
a Zahl 2 Regiſters A zu nehmen. 

= 273 

Anträge a Wiederauffebung der Curatel find auch dann, 
wenn die Verhängung der Curatel im Regiſter L eingetragen 
werden mufste, nicht neben diefer Eintragung und unter deren 
Zahl in das Regifter L zu bringen, jondern fie erhalten die 
Zahl, unter der die Curatelſache nah Entſcheidung über die 
Guratel3verhängung in das Negifter P eingetragen worden ift, 
und find unter dem Vorbehalte der Bildung befonderer Acten- 
bände zu den Qurateldacten zu nehmen.”) Sn gleicher Weije find 
Anträge auf Aufhebung der Verlängerung der väterlichen Ge- 
walt zu behandeln, wenn die Verlängerung der väterlichen 
Gewalt die Eintragung des Minderjährigen in das Waiſenbuch 
zur Folge hatte. Sonft?) find derlei Anträge unter befonderer 
Zahl im Negifter L (Abtheilung d) aufzuführen, und zwar 
aud) dann, wenn der Untrag in demjelben Jahre eingeht, in 


8. 287. Der Antrag auf fr einzutragen, falls nicht f er 
ziehung ber väterlichen Sewalt shi ber eine Euratel beftanden 

in das Negifter Ne. Erfolgt die Ent- | (3. 

siehung, fo ift die Sache ın das Re 
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welchem die Verlängerung der väterlichen Gewalt beantragt 
oder beichloffen worden it. 

2) N auf Aufhebung der Euratel werben daher hauptſächlich 
dann in das Regiſter L einzutragen jein, wenn die Guratelverhängung 
vor Beginn ber Wirkjamteit der Geſchäftsordnung erfolgt ift und Der 
Pflegebefohlene nicht in das Waiſenbuch, jondern etwa nur in das Ber» 
zeichnis vermögenslofer Pupiflen eingetragen wurde. 

9) —— wenn der Minderjährige kein Vermögen hat und 
deshalb Fein Eintrag in das Regifter P gemacht wurde, $. 238, Abf. 2. 

Anträge auf Beftelung eines Curators für einen unter 
Bormundfchaft ftehenden Minderjährigen (88. 271 und 272 
a. db. ©. 8.) oder auf Verlängerung der Vormundſchaft find zur 
Zahl des Waijenbuches zu nehmen, unter der diefe Vormund— 
Schaft eingetragen ift. 

Werden die Acten der VBerhängung oder Wiederaufhebung 
der uratel, der Verlängerung der väterlichen Gewalt oder 
Bormundfchaft oder jonftige Bormundfchafts- oder Euratelsacten 
zur Entfcheidung über die im $. 109, Abſatz 2, der Zuris- 
dictionsnorm*) bezeichneten Beichlüffe dem Gerichtähofe über- 
jendet, fo find fie dort nicht zum Regiſter L oder P zu 
nehmen, fondern es ift das Anfuchen um Entjcheidung in das 
Regiſter Ne einzutragen. 

% Verlängerung der väterlichen Gewalt oder der Bormundichaft, 
Berhängung und Aufhebung der Euratel, Adoption, Legitimation und 
Veräußerung von Immobilien. — Die diesfälligen Schriftftüde (mit 
Ausnahme des Berathungsprotofolled und des Erledigungsentwurfes) 
find an das Bormundichafts- oder Kuratelsgericht zu jenden und zu 
den Aeten der Sache zu ‚nehmen, $. 274, letter Abſatz. 


Vaijenbud.') 
$. 238, Für die Eintragungen im Regiſter P bleiben 
die bisherigen Vorſchriften?) über die Führung des Waifenbuches 
unverändert in Geltung. Außerdem iſt das Negifter P für die 
im $. 237 bezeichneten Eintragungen und Anmerkungen be- 
ftimmt. Anträge und Verhandlungen, die während der Minder- 


8. 238. Der Antrag auf Berhän- Das Regifter L verhält fih zum 
gung-der Euratel über einen umter | NRegifter P fo, daſs das Regtfter 1, 
väterlicher Gewalt ftehenden Minder- | für die Einleitung des Berfahrens 
jährigen ift vorläufig in das Negifter | zur Verhängung der Enuratel, das 
L aufzunehmen. ird die Euratel | Regiſter P Hingegen für bie einge- 
thatſächlich verhängt, jo ift die Pfleg- 

Thaftsfadde nunmehr in das Negifter 


leitete anhängige Euratel beftimmt ijt. 
J. M.) 
P einzutragen. 


— — — 


Negifter für Euratelöverhangung. Waiſenbuch. 607 


jäbrigfeit wegen richterlicher Genehmigung von Gelchäften, Be- 
jtellung eines SHeiratsgutes, Ertheilung der Einwilligung zur 
Berehelihung u. |. w. vorfommen, werden nicht als neue Sachen 
eingetragen, jondern ſie erhalten die Bezeichnung der bereits 
eingetragenen Kr oder Pilegichaftsiache. 

1) Acten, 8. 273. — Beitimmungen über überjährige Sachen 
finden feine Anwendung, . 256, letzter Abſatz. 

$. 186 Berl. _ und Die J. M. 8. v. 12. September 1887, 
J. M. V. B. Nr. 30, betreffend die Bervoliftänbigun und Goidenz- 
hattung de3 Waifenbuches im Herzogthume Salzburg, Manz, IH. Bd., 

188. — 88. 207 und 208 a. b. ©. 8 

Jede dem Gerichte anfallende® Jormundſchaft oder Curatel, 
ohne Unterſchied, ob der Pflegebefohlene Vermögen beſitzt oder 
vermögenslos iſt, muſs ohne Aufſchub in das Regiſter P ein- 
getragen werden. Verlängerungen der väterlichen Gewalt geben 
nur dann zu einer Eintragung in das Regiſter P Anlaſs, 
wenn infolge dieſer Verlängerung im einzelnen Falle zugleich 
eine Fürſorge des Gerichtes für das Vermögen des Minder— 
jährigen eintreten muf8.*) 

2) Anträge auf Euratelverhängung werben aber Du an zum 
Negifter L genommen, erjt wenn die Sa verhängt ift, erfolgt der 
Eintrag in das Regifter P. (Siehe J. M.) — Die biöher eführten 
en Regiker über vermögenslofe Bilegebefohlene find mit 

1. Zänner 1898 außer Gebrauch zu jegen. Alle Eingaben, welche jolche 
Bilegebefohlene betreffen, find vn dem 1. Sänner 1898 im Regiſter Nc 
aufzunehmen, 8. 10 Uebergangs-Bdg. 

%) Untrag auf Verlängerung der väterlihen Gewalt wird in das 
— L eingetragen, 8. 237. 


Die Pflegſchaften ſind nach Stämmen und nicht nach 
Köpfen zu zählen. Jede dem Gerichte anfallende Pflegſchaft 
erhält ohne Rückſicht darauf, wie viele Pflegebefohlene ſie um— 
faſst, im Regiſter P nur eine Zahl. 

In der 2. Spalte ift der Tag des Einlangens der Tod- 
fallsaufnahme, der Tag der Euratelöverhängung, der Tag, an 
welchem die Beftellung eines Bormundes für ein uneheliches 
Kind in Antrag gebracht wird, oder der Tag einzutragen, an 
dem das Gericht in anderer Weile zuerit von der Nothmwendig- 
feit Renntnis erhielt, in Anſehung einer beitimmten Berfon 
die Geichäfte der Vormundſchafts- oder Curatelsbehörde aus— 
zuüben. 

Die Uebertragung -der Auffiht und Fürſorge über die 
Berjon des Pflegebefohlenen oder ſonſtiger Obliegenheiten der 
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Vormundſchafts- oder Pflegichaftsbehörde an andere Gerichte 
($. 111 der Zurisdictionsnorm) ift in der Spalte für Be- 
merkungen unter Benennung des Gerichte anzugeben, das um 
die Ausübung der Bormundichafts- oder curatelsbehördlichen Ge- 
ſchäfte erfucht wurde; erfolgt die Lebertragung auf bejtimmte Beit 
oder bis zum Kintritte beftimmter Umftände, jo ift dies im 


Bermerfe hervorzuheben.?) 

5) NMebergangsbeftimmungen, 88. 11 ff. Ueber angs⸗Vdg. — Stellt 
ſich heraus, daſs der Geburtstag (Spalte 3) des Ditegebefohlenen en 
in die Matrifel en IR, | iR, jo tft im Sinne der J. M. V 
1. Yebruar 1900, Nr. 5, der politiichen Berielöbehörbe 
davon die Anzeige zu erftatten. — In der Spalte 5 tft anzugeben, bei 
wem fich der 4 egebefohlene — nr er erzogen wird und welche 
a er beſucht. (Bergl. hier die J. M. V. v. 3. December 1899, J. M. 

V. B. Nr. 49, — die —E des Rinder] hußes durch 
die Gerichte, und J. M. B. v. 10. November 1893, J. M. B. B. Nr. 31, 
betreffend die —— srl — für, die perſonlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Minderjährigen, ſowie die J. M. V. v. 22. April 1892, 
J. M. V. B. Nr. 14, betreffend die Re in Fällen von 
Regitimationen durd die naciotg ende Ehe.) In der Spalte 6 
ift der Beitpuntt anzugeben, bis zu bie Rechnung gelegt if. Sn 
der Spalte 8 iſt unter Anfall anzugeben die Summe des Vermögens- 
zuwachſes und der Anlaſs, unter Bededung find —— die 
— Schuldſcheine, Sparcaſſebücher, Liegenſchaften u. dergl., in 
deren Eigenthum die ee liegt. Wo folde Bebedung mangelt, 
weil 3. B. das angefallene Legat nod) nicht entrichtet worden ijt, oder 
weil die Eltern von der Siche ellung des ihnen überlafjenen Bermögens 
der Kinder befreit worden find, ift die Rubrik „Bedeckung“ frei zu laſſen. 
Das Waiſenbuch ermöglicht auf ‚Diele Weile, durch die vorläufige Frei⸗ 
laſſung der Rubrik „Bedeckung“, zu conſtatiren, ob die geſetzmaßige 
Sicherſtellung vorliegt. Beiſpiel einer Eintragung: „Anfall: Erb⸗ 


theil nach dem Vater.... (Einantwortung vom .. . .) im Betroge 
von. . Bedeckung: Bededt durch das teigenthum zur Hä 
der Liegenſchaft —F Cat.⸗Gde..... im beiläufigen 


von... .” Sn der Spalte 9 tft nicht Schon von vornherein das Jahr 
einzutragen, an dem die Volljährigleit eintreten wird, fondern feiner- 
zeit der Tag anzugeben, an dem die Eigenbereditigung er ift. 
(Lebteres wurde durch den J. M. €. v. 24. Mai 1898, 2121, ein» 
* Siehe weiters J. M. V. v. 28. Juni 1898, 25 M. V. 8. 

20 ua einige Evidenzbehelfe in Pflegſchafisfachen, bei 


Regiſter für Beglaubigungen.!) 
$. 239. Das Regiſter G ift bei Beglaubigung von 
Unterfchriften zu benüßen; die Eintragungen in das Regiſter 
erjegen die Aufnahme eines Protofolles?) ($. 285 des kaiſerlichen 
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Patentes vom 9. Auguft 1854, R. ©. B. Nr. 208)°) über ben 
Beglaubigungsact. Bei der Beglaubigung gerichtli oder 
notariell Iegalifirter Urkunden durch den Präſidenten des Ober- 
Iandesgerichte8 und bei der Beglaubigung amtlicher Zufchriften 
zum Zwecke der Legalifirung im diplomatiihen Wege gelangt 
das Negifter G nicht zur Verwendung. 

1) Acten find als Sammelacten anzulegen, 8. 278. — Beltin- 
mungen über überjährige Saden finden feine Unmwendung, 8. 256, 
ae en — Zum Regilter G wird fein Namensverzeichnis ge- 

®) Ueber Beglaubigungen auf Gerichtötagen ift ein Protokoll auf- 
zunehmen, deflen Daten find nachträglich unter Hinweis auf das Pro⸗ 
tofoll und Eingabenverzeichnis (8. 61) in das Regiſter G eingetragen. — 
Ein ähnlicher Vorgang ift auch bei fonftigen Beglaubigungen einzuhalten, 
die außerhalb des Amtsgebäudes vorgenommen werden. 

9) 8.285 des kaiſ. Pat. v. 9. Auguft 1854, R. G. B. Nr. 208: 
Die Beglaubigung der Echtheit der Schrift oder Unterjchrift in einer 
Originalurfunde muſs immer mündlich oder jchriftlich bei dem Gerichte 
jelbit angejucht werden. Das Gericht hat den Vittfteller in Perfon zu 
Brotofoll zu vernehmen, ob er die Schrift oder Unterfchrijt in der Ur- 
funde für die feinige anerfenne. Iſt die Berfon ded Aussteller der 
Urkunde den Gerichtäbeamten nicht befannt, fo muſs ſich das Gericht 
durch die Veiziehung zweier volltommen glaubwürdiger Zeugen die Ge- 
wiſsheit darliber verichaffen, daſs er derjenige fei, als welchen er fidy 
angibt. Das Zeugnis ift in der für andere Amtsurkunden vorgeichrie: 
benen Form auf die zur Beglaubigung vorgelegte Urkunde ſelbſt aus- 
zufertigen.. Iſt der Richter der Sprade, in welcher die Urkunde 
er ift, nicht Tundig, jo ift zur Beglaubigung ein Dolmetich bei- 
zuziehen, welcher dem Gerichte den wejentlihen Inhalt der Schrift an« 
zugeben hat. | 

Mehrere von derjelben Perſon gleichzeitig angefuchte Be- 
glaubigungen find unter einer Bahl einzutragen; beziehen ſich 
die einzelnen Beglaubigungsacte auf verfchiedene Urkunden, fo 
find diefe in der 6. Spalte mit den Buchftaben a, b, c u. ſ. w. 
aufzuzählen und fodann bei den Eintragungen in den übrigen 
Spalten dur Beifügung des entjprechenden Buchjtabens feit- 
zuftellen, welche der Urkunden jede Eintragung betrifft. 

In die Spalten 4, 5 und 7 ift, wo fie in frage kommen, 
ein fjenfrechter Strich einzuzeichnen; ſoweit fie nicht zutreffen, 
ift ein wagrechter Strich über die Spalte zu ziehen. Die 
Spalte 9 ift zu verwenden, wenn gemäß 8.5 des Geſetzes vom 
4. Zuni 1882, R.G.B.Nr.67*), wegen Beibringung von Legi- 
timattionspapieren die Beiziehung eines zweiten Identitäts⸗ 

Schauer, Geſch. Ordg. 99 
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zeugen entfällt; daneben iſt dann in Spalte 8 Name, Be- 
Ihäftigung und Wohnort des beigezogenen Zeugen einzutragen. 
Die Perfonen, deren Unterjchriften beglaubigt werden, und bie 
Identitätszeugen haben, und zwar erftere in der 3. Spalte, letztere 
in der 8. Spalte die Regiftereintragungen zu unterjchreiben. 


*% Gel. v. 4. Juni 1882, R. G. B. Nr. 67, enthaltend 
Beitimmungen Über die Entbehrlichleit der Legalifirung 
gewifjer Unterjhriften auf Tabularurfunden und über Er- 
leihterungen des Beweiſes ber Identität einer Perjon bei 
Legalifirungen und anberen Beurfundungen: 

.4. Wenn zu einer gerichtlichen Legalifirung Identitätszeugen 
beizuziehen find, fo müſſen dieſelben mindeitend 20 Jahre alt, voll- 
kommen glaubwürdig und dem Richter, welcher die Identität einer 
Perſon feitzuftellen hat, perjönlich befannt fein. Eine Frauensperſon 
fann nur als zweiter dentitätdzeuge beigezogen werden. 

Die voritehenden Beltimmungen find auch für die Beurteilung 

der Beichaffenyeit der Identitätszeugen maßgebend, melde ein Notar 
zum Bmede der Erridtung eines Notariatsacted oder der Vornahme 
einer Zegalifirung oder einer anderen Beurkundung beizuziehen hat. 
Eine bei ihm bedienftete — kann ein Notar nicht als Identitäts⸗ 
zeugen beiziehen. Wird die Identität einer Perſon durch den zur Er- 
richtung eines Rotariatdactes oder zur Vornahme einer Legalifirung 
oder einer anderen Beurkundung zugezogenen zmeiten Notar beftätigt, 
fo entfällt Die Beiziehung von Sdentitätszeugen. 
8. 5. Bei gerichtlichen oder notariellen Legalifirungen, fowie bei 
anberen notariellen Beurfundungen fann die Beiziehung de3 zweiten 
Spentitätszeugen entfallen, wenn berjenige, defien Unterſchrift zu be- 
glaubigen iſt, Legitimationspaptere, wie: Auszüge aus den Geburts- 
und Ehematrifen, SHeimaticheine, Reifepäffe, Anitellungsdecrete, Im - 
matriculationsſcheine, Dienfteszeugnifle, amtliche Berftändignngen u. dergl. 
beibringt, deren Beſitz für die Unnahme der Identität des Bormweifenden 
mit demjenigen, für welchen ein foldes Papier beftimmt ift, fpricht, 
und wenn fich gegen dieſe Annahme ein Bedenken nicht ergibt. 

Das vorgewiefene Legitimationspapier ift ſowohl in dem über bie 
Amtshandlung aufgenommenen Protokolle, als in der Beurkundung 
genau zu bezeichnen. 

KM. 8. v. 24 Mai 1897, 8. 10707, J. M. V. B. Nr. 17, 
betreffend die gerihtlihde Beglaubigung der Echtheit von 
Unterjchriften auf Privaturtunden. Wie den Gerichten in den 
Grundbuchsländern bereit? durch mehrere Erläffe des Suftizminifteriums 
in Erinnerung gebracht wurde, tft es für den Tabularverfehr von größter 
Wichtigkeit, daſs die Berichte, zumal auf dem Lande, ben Barteien, welche 
jih an diejelben behufs Beglaubigung der Echtheit von Unterichriften 
wenden, jederzeit mit pflichtgemäßer Bereitwilligfeit entgegenlommen. 

Da nun die Fülle andauern, ja in jüngfter deit fogar zum 
Gegenftande der Beſchwerde in einer gefeßgebenden Körperichaft gemacht 
wurden, daf8 bei Bezirksgerichten die Barteien oft mit ihrem Fegali- 
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ngöbegehren abgewieſen unb an den Notar verwiefen werden, fieht 
das —35*— erium veranlaſst, die Gerichte an das ihnen pflicht- 
gemäß obliegende bereitwillige Entgegentommen zu gemahnen. 

Die Beglaubigung von Unterfchriften und die Eintragungen 
in das Regiſter können dur Beamte der Gerichtsfanzlei ge- 
ſchehen (8. 56 ©. O. G.); die Ermächtigung hiezu wird ihnen 
vom Borfteher des Berichtes ertheilt. 

In der Beglaubigungsclaufel ift auf die Regiftereintragung 
zu verweilen („Laut Beglaubigungsregifter, 8. - . ., hat der 
dem Gerichte perfönlich befannte u. |. w. — von der Gerichts- 
Tanzlei des Bezirksgerichtes N.“). 


Fideicommiſsregiſter.) 

$. 240. Zn das Regiſter F find unter fortlaufenden 
Zahlen ſämmiliche Fideicommiffe, über welche dem Gerichtähofe 
zur Beit die Gerichtsbarkeit zufteht, nach dem Alter ihrer Er- 
richtung einzutragen; Fideicommiffe, die in Bufunft errichtet 
werden, find in das Negifter einzutragen, fobald der Gerichtähof 
als Fideicommifsbehörde thätig zu werden beginnt. Die Zahl, 
unter der ein Fideicommiſs im Regiſter F eingetragen wird, ift 
zur Bildung des Actenzeichend zu verwenden; das Actenzeichen 
ift ſowohl im Fideicommifsprotofolle wie im Fideicommifshaupt- 
buche erfichtlih zu machen. Alle das einzelne Fideicommijs 
betreffenden Eingaben und Acten find zur nämlichen Regiſter⸗ 
zahl zu nehmen. 

Seder Wechlel in der Perſon des Referenten und jede 
Aenderung in der Vertheilung der Fideicommijsgefchäfte unter die 
Ubtheilungen des Gerichtshofes ift in der 4. Spalte anzumerfen. 

1) Beltimmungen über überjährige Sachen finden feine Anwendung, 
8. 256, letzter Abſatz. 

Eoncursregiiter.') 

$. 241, Das Negifter S ift ſowohl für kaufmänniſche 
wie für fonjtige Concurſe beitimmt und wird auch über die- 
jenigen Concurfe beim Gerichtshofe geführt, für welche der 


. 240. Anträge auf Errihtung | dern nur zum Sammelrcegifter Ne 3 
eined Ftdeicommiffed werden in das nehmen (8. 245, Abi. 2, ©. D.). 
Regiſter Ne einzutragen fein. (Y.M.) | Der infolge eines folden Antrages 

1 241 und %5. Anträge auf | eröffnete Concurs wird in das Re—⸗ 
Eröffnung des Concurſes nach $. 63 | gifter 8 eingetragen. (J. M.) 
C. O. find nicht zum Regifter S, fon- | 
39* 
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Vorſteher oder ein Einzelrichter eines WBezirkögerichtes zum 
Concurdcommiffär beftellt ift. 

Der Eoncurs über das Vermögen einer offenen Gejell- 
Ihaft, einer Commanditgejelichaft oder einer Commanditgeſell⸗ 
haft auf Uctien und der Concurs über das Privatvermögen 
eines jeden perſönlich Haftenden Gefellichafters find unter be- 
fonderen Regiſterzahlen einzutragen. 

Sn die Spalte 5 find die Abweiſungen wegen Unzu— 
jtändigfeit de3 Gerichted oder wegen des Mangels einer der 
gefeglichen Bedingungen der Concurderöffnung (88. 62 bis 66 
der Concurdordnung) einzutragen. Die Spalte 8 gelangt in3- 
bejondere zur Verwendung, wenn der Antrag auf Eoncurs- 
eröffnung zurüdgezogen wird oder der Schuldner während des 
Eröffnungsverfahrens ftirbt u. ä. 

Veränderungen in der Perſon des Concurscommiflärs, des 
Mafieverwalters oder feines Stellvertreters find in den Spalten 9 
und 10 dur Eintragung des Namens ded neuen Concurs« 
commifjärs, Mafjeverwalter8 oder Stellvertreterd erſichtlich zu 
machen. Gleichzeitig ift der Name der früheren Functionäre 
mit farbigem Stifte zu durchtreichen. 

Die Eintragungen in den Spalten 5 bi8 8 und 11 bis 16 
gefchehen durch Einfchreibung des Datums der fraglichen richter⸗ 
fihen Beichlufsfaffungen. 

Ein nad 8. 63 der Concursordnung?) gejtelltes Begehren 
um Concurseröffnung gibt erjt dann zu einer Eintragung in 
das Regiſter S Anlaſs, wenn infolge dieſes Begehrens die Er- 
Öffnung des Concurſes vom Gerichte ausgeiprochen wird. Der 
Zag, an dem dies geſchieht, ift in der Spalte „Tag des Ein- 
ganges“ anzugeben. 

N Acten, 88. 269 bis 271. 

2) Wenn ein oder mehrere Gläubiger, welche ihr Forderungsrecht 
durch eine vollen Glauben verdienende Urkunde nachweiſen, wider einen 
mit Execution verfolgten Schuldner die Eröffnung des Concurſes be- 
geheen, jo ift eine Zagfahrt auf kurze Zeit anzuordnen und dem Schuldner 
aufzutragen, daſs er bi dahin entweder die andringenden Gläubiger 
fiherftelle oder bei der Tagfahrt ein Verzeichnis ſeines Vermögens⸗ und 
Schuldenftandes vorlege und die Möglichkeit der Befriedigung fämmt- 
licher Gläubiger darthue. 

Iſt der Schuldner bei der Tagfahrt nicht erfchtenen oder hat er 
bei derfelben nicht nachgewiejen, daf3 er entweder diejenigen Gläubiger, 
welche die Eröffnung des Concurſes verlangt haben, für beren Forde⸗ 
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rungen fichergeftellt habe, oder dafs er feine ſämmtlichen — zu 
befriedigen im Stande jet: fo ift auf Andringen der Untragfteller die 
Eröffnung des Eoncurjes fogleih und ohne Rückſicht auf einen etwa 
egen die Anordnung der Zagfahrt ergriffenen Recurs auszufprechen. 
hne ausdrüdliche Einwilligung der Gläubiger, welche die Concurs⸗ 
eröffnung verlangt haben, iſt eine Erftredung dieſer Tagfahrt unzuläffig. 
Stellt fi) da3 Begehren um Soncurseröffnung yon Au Beit der 
Einbringung desjelben als ——— unbegründet dar, ſo iſt dasſelbe 
ſofort abzuweiſen. 8. 63 €. O 


Verordnung des —— v. 5. Jänner 1900, J. M. B. B. Nr. 2, 
betreffend die Einführung neuer Formularien für das a 
fabren und die Anwendung einiger Beftimmungen ber Eoncursord- 
nung. Un alle Gerichte. 


I. Auf Srund einer Ueberpräfung ber bet verjchiebenen Gerichten im Gebrauche 

genden Bormularien — — und unter Berüchkſichtigung ber Ver⸗ 

run des Junizmini v.5. Mat 1897, R. &. B. Wr. 112 —— für 

die Gerichte erfter unb zweiter Inftanz), findet da3 Zuftizminiftertum anzuordnen, dafs 

im Goncuröderfahren nus die in — ——— a *) angeführten 
Formularien gleihmäßig bet allen Gerichten Anwendung FA 

Yür den Gebrauch bie efer — gelten un efimmungen De Verordnung 

de8 Ju — v. 7. Detober 1897, J. M. 8. B 

Verſtand gung de muthmaßlichen ( Gläubiger FE der — er Steuer⸗ 
bebörbe (8. 107 C. O ann * ne. ARD a (8. 89 ©. — und der 
ſonſtigen ———— (I. M J. M. B. B. Kr. 11), ſowie 
die weiteren im 8. Bi4 G. O beiten Berk en haben in der Regel mittels 
des Eoncursformulareß® Nr. 14 zu erfolgen. Nur Tolden Släubigern, von benen dic 
Kenntnis Be Dfterrei —— Eoncurdorbdnung nicht vorauszuſetzen tft (namentlich ben 
Bläubigern, die weder in der —— ungerif Monarchte noch im Deutfchen Reiche 
domicilren), if eine Ausfertigung bes cursedictes zuzuſtellen. 

Ebenſo kann auch zur Kundmachung des Concursedictes in anderen als den 
amtlichen Blaͤttern, wenn eine hinreichende Vertrautheit ber Gläubiger mit den Beſtim⸗ 
mungen der Concursordnung vorauszujegen iſt In naar: Form. Nr.14 verwendet werben. 

Das Glaͤubigerv nis (Conc. Form. 37) fol ——— der raf a 
Ueberficht, der Bereinf der ———— ungen und ber chterung 
———— bei — —— dienen. Dasſelbe iſt daher nur bei ———— 

Concurſen zu verwenden. Damit ee Zweck erfülle, mufß ed jedoch mit großer 
Genauigleit in allen feinen Rubrilen (namentlich 3. 8. bei Wohnmgsänderungen) fort- 
laufend ictig — werden 

I. Reben dieſen Sormularien find vorlommenden alles auch die in der Ge⸗ 

————— und im Formularienbuche bereits vorgeſehenen Formularien im Concurs⸗ 
kun zu verwenden. Doc, mwirb aud) hier zu beachten fein, daſa fich die felbftändige 
Entwerfung von Beichlüffen überall dort empfiehlt, wo von ben vorhandenen Yormularien 
unverhältnismäßigen Aenderungen, Einfchaltungen oder Durchſtreichungen 

Schrank gemacht werben Tönnte. 

t diejenigen Labungen, bie fi vermöge ihres ſpecifiſchen —— zur Aus⸗ 
abe beſonderer Concursformularien nicht eignen, werden auch in Concursſachen die 
PR avec Nr. 18 und 14 benübt werben können. Dasfelbe gilt von 

er Bartei 

Bon Yormularien des Yormularienbuches ſeien beifpielsweife Civ I 
formular Ar. 81, GErerutionsformular Wr. 103, vo und 105 als ſolche ange te 
auch im Goncuräverfahten verwendet werben fonn 

Un Stelle bes im Formularienbuche für das Eoncursverfahren a 
Formulares — 92 tritt nunmehr Soncursformular Nr. 15. 

II. Mit Rüdfiht auf die une die — Geſchaftsordnung berbeigeführten 
Yenberungen in der Geſchaͤftsbehandlung wird ferner angeordnet 

Die Geichäfte ber Ye tstanzlei hat für den — —— wenn dieſer Gerichts 
ein mei bes ee es ift, diejenige —— ade — der die Tanzlei 
Concu ers obliegt. der V tes zum im 
—— beſtellt, ſo hat er die mit dem ———— ———— 
m — ç e verfahren 
+, Das Verzeichnis der Yormularien. wurde bier nicht abgedruckt. 
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— äfte der een let einer beftimmten Kanzletabtheilung, ſolche nicht 
eftimmten Le Eu u übertragen. Rad Kunlichteit keit ift Da: 
— oder za erjon biefür a —* der fonft Beſorgung ber 
eienäfte der en für den Gerichtsv liegt. 

8. Geihäften, die im —— — von der Gerichtstanzlei ſelb⸗ 
ſtaͤndi er Bejaälten, Auftrag und one Einholung eines gerichtlihen Be⸗ 
Dr: e eforgen find (88. 818 und 314 ©. ‚ gehören ferner: 

1 — —— — —— — aim, — — der 

ung zu verftändigenben an ne, ne 
— m — im — der Verordnung des Juſtizminiſteriums v 
3, r 
ad, Eritattung der An ee bat die G töfanzlei unverzüglich bte bezeichneten 
— mittels Vonenstormnl A 14 von der Concurderd ung zu 
bena en 
Steht es ſchon zur Zeit der Concurseröffnung außer anche, dafs 
Eifenbahn- oder Schiffahrtsftationen oder Bollämter jr bie Abgabe von 
ütern an den Gemeinſchuldner in Betracht kommen, fo hat ee — die 
Suflung deb des Soncurderöffnungsbeichlufies an die ö 
emter 
b) bie —— Aufnahme von a des Concuramaſſe⸗ 
verwalt 
0) bie Ueberfendung der beim Concursgerichte einlangenden Anmelbungen an ben als 
Goncurscommilfär beitellten (ſiehe unten Punkt 14); 
93 
er Liquidirungstagfagung vorgelegten, nicht g er ung 

n Wege audgefolgten Urkunden nad Beendigung der Liquibirungsperhanblung 

) je et d ” — cursmaſſeverwalters, daſs Erinnerungen gegen den Ver⸗ 
e) die ed Concurſama a a 
eilungsentwurf nad) . . 179 €. h nicht eingelaufen oder vos he durh eine 

igung bejettigt — ſind, mit ormular Nr. 23. 

Die nun einer Tagſatzung zu biefem Zwecke hat — nnterbleiben. 
zu 88.63, 3. auf Concurseröffnung nad) $. 68 ober 8. 64 C. O. —8 
64,C. Q. eine am — — —— Perſon oder Firma eingebracht wird, hat die 


richtskanzlei aus dem Pfaͤndungsregiſter und aus dem Namensverzei um Ban E E 
von amtöwegen zu ermitteln, melde Executionen gegen ben Smile zum Bea 


uge find. 

zu 8. 66 Bug — e Erhebungen, ob ein zur Deckung der Koſten der Concursverhandlung 
C. O. ————— vorhanden iſt, find nach Möglichkeit in kurzem Bege durqh 
Einſicht in das Pfändungsregifter, in das Grundbuch a in Die vorliegenden Erecuttond- 

acten su pflegen. 
su 8. 67 Sn dem Goncursebicte ſoll in ber Regel — der Wahltagſatzuug bereits 
C. O. auch ve Liquidirungstagfagung beitimmt fein. Iſt es, wenn ber eines 
Bezirlögerichtes zum Goncurscommillär beftellt ft, ausnahmsweiſe erforberlih, ba? 
Einvernehmen wegen Feitiegung von Tag und Stunde ber — —7 mit 
* — zu pflegen, fo Hat dies udthigenfallsa zu 

8 

zu 8. 69 6. Die im 8. 69 ©. DO. erwähnte amtliche Beſcheinigung über ben bei 
Ss D. Anſchlages des Goncursebictes tft von Leiter der — ber dat 


des eu Er u 
sus 70 : Befeung um Concurscommiſſar geichieht durch Uebergabe (Ueber⸗ 
C. O. run * — ft des curseröffnun men en den Acten. IR 

curscommiſſaͤr der Vorfteher eines ——— tes beſtellt worden, ſo iſt eine 
—— in den beim Concursgeri en Ycten (8. 271 @. ©.) zuräd- 
zube 
zu 8. 71 8. Die Einfihtnahme bes Enten in . — und bie Berichterftattung 
C. O. des Goncurscommifiärd an das Concursgeri — er Concurſcommiſſaͤr dem 
Gerichtshofe angehört, in kurzem ER au 1 gel ; "ber Bei Beriht gern in atten. 
Wenn ber VBorfteher eines Bezirk are Soncurscommifi 
Acten dem Goncursgerichte —— Sr Actenv 
beſonderen Bericht zu überſenden. Wenn — — Umſtaͤnde im einzelnen e einen 
Bericht erforberiich made, ift Diefer nach 8. 206 G. O. abzufaffen. 
zu 8. 75 9. Die erfolgte Berpflihtung des Mafleverwalters Sanbidlag iR vsm 
8.9. Soncurscommiffär auf der dem Mafleverwalter —— Ausf g des Ernenunugt· 
beſchune zu beurkunden. Fur Acten genügt ein kurzer Uctenvermert. 
Der Verkehr zwiſchen Soncurscommifjär und Wafleverwalter fol nad) Thun⸗ 





| 
| 
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Itchleit mänblich, nöthtgenfalls ar yanuiemamee furzer Actenvermerke, vor fich gehen. 
Bet —— un vermt delteren Goncurien ton die jeweilige ueberficht fiber den 
St ache unterftügt Ya durch Verwendung eined Correſp bogens, wie 
ein Peer he ee Unt — und Staatsanwalt üblich tft. Der 


It die Gebrauchsfalle ihm zukommende Ord⸗ 
nummer. en d für die darauf gefegten Erklärungen 
ni 
— — Beftellung des Serihtscommiffär zur 8 elung und Sfnventirung zu 8. 86 
der Mafle Hat, wenn Siegu der Eoncurscommiflär oter anbereß gerichtliche €. O. 


a abgeorbnet — durch Actenvermerk (Videat N. N.) auf der u chrift des 
VE Kann erfolgen. Wird ein Notar dazu abgeorbnet, fo 0.9. 5 ieht feine 
Beſtellung dur Zuſte einer Ausfertigung des Concurseröffnungsbeſchluſſes 


12. De lin) ber Eidesleiftung iſt der Staatdanwaltichaft durch — zu 8.9 99 


fendung des mit dem Semeinkuibner — Protokolles anzuzeigen. Fuͤr das 
—— iſt das Executionsformular 104 mit entſprechender Abänderung zu 


13. Die VBerftändigung im Stnne bes 8. 107 €. D. tft vom Concuracommiſſaäͤr u 8. ne 


alßbalb —* — ——— der Anmeldefriſt und —— Btagiapung, wenn aber bie 
leytere ſchon im ————— , unmittelbar nach deſſen 
1 zu verfügen tft nur dann —52 — wenn das Schuldenverzeichnis 
noch nicht — 


14. — en ber Gläubiger find, wenn zum Goncurscommiflär ein zu 88. 111, 
fes befte 


Mitglied des ——2 
dieſem vorzulegen. 
Der Concursſcommifſar hat bie etwa erforderliche änzung der Anmeldung, 
—8 unter Anwendung des $. 84 C. O., zu veranlaſſen und die nach 8. 110, 
as 2, und 8. 111 E. DO. erforderlichen Berfügun en zu treffen. Sind folde Ver- 
Hantaen nicht erforderlich, fo tft, ohne daſs es einer Befdtuftausfertigung bedarf, eine 
der Anmelbung vom — —— zu ben Acten zu nehmen und die 
ee ey Ba ar äuftellen au ie Di 
rfteher eines 3 gerichtes — Concurscommiſſaͤr beſtellt, fo ſind 
— Beh Soncurdgerichte ngenden Anmeldungen von der Ranzleiab eilung 
ohne vorherige Eintragung in die Mctenüberficht dem Soncurscommifjär zu überfenden. 
Diefer Hat damit nach Borichrift des vorigen Abfayes zu verfahren 
Sobald Aber eine nadträgliche Anmeldung die efonbere Biquibtrungstagfagung 


G- 128 &. ©.) beftimmt mworben tft, hat betreffs aller bis dah angenden weiteren 
un bie —— — — B an es cas. u — Unterbietben. 
Die Namhaftmachung oder eines Schriftenempfängerd wird nit unter 


allen Umſtanden zu beantragen Ei — n Glaͤubiger nicht am —* e des Concurs- 
commiſſaͤrs oder in deſſen Nähe wohnhaft if. Es wird vielmehr auf die modernen 
— erhaͤltnifſe, a de feit n Berftändigung durch Boft 
e acht zu n 
ir en quibtrungs ; 


Ut ift, von der Ranzleiabtheilung des Soncurscommiflärd 112 6.0. 


| 
l edt, fo t ft bi > 
sperhanblung ef un für bie au 3- 


% —— mins befannt zu geben unb AH er Ladung nad 
un 


—ã men. 


ellung von Urkunden an die — hat in kurzem Wege ge ee Sea zu 88. 121 


Empfongebetänt a * — zu geſchehen. beſondere ſind die Or 
urkunden den rderungen unbeſtritten find, ſogleich am Erler. e 
der on — ol uftellen. 

Gläubigern deren Forderungen — ihrer Richtigkeit oder Rang⸗ 
Er ganz ober iwoſt be wurden, find die Urkunden R eichzeitig mit ber 
AUnfforderung zum Erlage der Stempelmarten (Gone. % a. Nr. 18), wenn aber die 
Stempelm ofort erlegt — gleichzeitig mit dem Auszuge der LZiquidtrungs- 
— Eine = —— * bi dem Ergebniffe der Liquibtrungstagfahung 

ng der ger von dem e der Liqu 

_ in ber ech nicht hatt, k 
Stine Ausnahme it nur für Ela lgeT es — bei der Liquidirungstag⸗ 


inſichtli rer Richtigkeit oder Rang a —— lweiſe 
— iſt, Inh bei Be aafasung Pe die nn C. D. vorgefchriebenen 
ufertigungen nicht verzichtet nn 
are, Diem I tft, us die tempelmerten nicht fo ort je — Tr ee 


Aufforderung zur Vorlage marken 


18 en. ® Die bar % * 
jo rare 1%) gain. eeeät ie ar eat tig Sie Tu 


ale 125 C. O. 


ein Slänbiger nah, dafs er wegen erh Ag Forderung den au — 129 
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befonderen Proceſs anhängig gemacht habe, fo ift dies in der Spalte für „Bemerhmgen“ 
in der Liquidirungdtabelle erfichtlich zu machen. 

Einer befonderen Berjtändigung des Mafleverwalters bedarf es in dieſem Falle 
nur dann, wenn er nicht ohnedies Streittheil im Proceſſe ift. 

18. Zie Ermächtigung durch den Goncurdcommiflär ober dur das Goncurs- 
gericht zur Vornahme einc® der im 8. 147 und 8. 148 C. O. bezeichneten Geſchäfte ift 
mit dem Gerichtöfiegel zu verjehen. 

Die Ermaͤchtigung felbft Ri in der zum Berfiänbniffe erforderlichen, aber licht 
knappen Yorm zu ertheilen Js: : baduraı, daf3 dem Untrage des Eoncurscommiflärs 
oder dem Beſchluſſe der Gläubigerſchaft beigefegt wird: 

„Wird genehmigt. 

[2 am ® ® ® . _} * 


IV. Schließlich wird die Aufmerkſamkeit der Concurscommiſſäre und Concurs- 
mafleverwalter auf nachftchende Punkte gelenkt: 


1. Die — der Liquibirungsprototolle zeigt oft eine überflüſſige 
Breite. Nach 8. 115 C. D. Hat das PBrotololl in Anſehung jeder einzelnen Poſt nur 
die unentbehrlidien Taten zu enthalten. Es wird daher regelmäßig genügen, die 
unbeftrittenen Forderungen insgeſammt oder auch gruppenmwelfe, unter bloßer Anfüh- 
He — oſtzahlen in der Liquidationsſstabelle mit dem Beiſatze „unbeftritten“ 
zufammenzufalfen. 

Das Liquidirungsprototol fol nicht in einer Abſchrift der Liquibirungstabelle 
beftehen, vielmehr ift auf deren Inhalt im Brotololle in möglichft weitgehenden lm- 
fange Bezug zu nehmen. Im einfachen Fällen wird die Aufnahme eines bejonderen 
Ziquidirungsprotofolles erfegt werden Tönnen durch einen den Zeitpuntt der Liquidi= 
rungstagſatzung und bie hiezu erjchienenen Perſonen angebenden Vermerk in der 
Anmelbungstabelle unter gleichzeitiger Eintragung der Erklärungen des Mafieverwalters 
und des erfchienenen Gemeinſchuldners in die betreffenden Spalten ber Tabelle. So 
ein Auszug aus einem fo abgejajaten Liquidirungsprotololle im Sinne des $. 121 €. ©. 
hinausgegeben tverben, fo ift in demſelben auch der Vermerk, betreffend bie Abhaltung 
der We und der Umftand aufzunehmen, ob der Gemeinfchuldner 


er Berfaffung der Liquidirungdtabelle ift die größte Sorgfalt zuzuwenden, 
zumal fie auch ie ermaßen das Inventar ber Balfiven bildet. eur tung ber 
erforderlichen Weberfict darf in jedem Concurſe nur eine Liquibirungstabelle angelegt 
werben, bie ftet3 laufend zu rain ger ift. Es ift daher bei jeber Claſſe der Eoncurs- 
aläubiger der erforderlihe Raum für nachträgliche Eintragungen frei zu laſſen. 

83. Die Seitfebung der a elohaung be Maffeverwalterd erfolgt nad 8. 161 6.0. 
durch Beſchluſs der Gläubigerichaft auf Vorſchlag bed Gläubigerausſchuſſes und des 
Eoncurdcommiffärd. Um diefe Borfchläge gewiſſenhaft erftatten zu Lönnen, wird es für 
die beiden Bien berufenen Organe ber eurdverwwaltung in der Regel nothwendig fein, 
die Gründe, die jeden von ihnen bei feinem Vorſchlag leiten, ſich genenjeitig m iu- 
tbeilen und fle im beiderjeitigen Einvernehmen zu ea Der natürlichfte Weg dafuͤr, 
ber auch der dem Goncurdcommiliär von Gejehe une efenen leitenden Rolle am beiten 
entfpricdht, wird die Abhaltung einer Sitzung des igerausfchufles unter bem Borfige 
des Eoncuräcommifjärs fein. Die Betheiligung des GSoncurdmafleverwalterd an dieſer 
Sigung wird nur dann am Blake fein, wenn fie zur Ertbeilung von Aufſchlüfſen 
zweddienlich erfcheint. Die u g des Borfiges dur den Soncurdmafleverwalter in 
Diefer Sitzung erachtet bas isminifterium al3 mit feiner Stellung nicht vereinbar, 
weil er an dem Sa in N a anbe felbft als Intereſſent betheiligt iſt. 

Bon vielen Seiten eine nach den Werte der Activen oder des Bruitoeridies 
berechnete Baufhalentihädigung als zwedmäßiges Mittel zur Verbilligung und Be 
a des Concursverfahrens empfohlen. 

e ſolche Art der Belohnung des Concursmaſſeverwalters wird ſich in einzelnen 

Faͤllen dadurch anbahnen ln: dafs, fobalb die zur Abwidlung bes Concurſes erfor- 

Iidt werden kann, ber Goncurdcommiflär und ber 

Glaͤubigerausſchuſs mit dem Goncursmafleverwalter darüber das Einvernehmen fudhen, 

welcher Baufhalfag ihren Borfchlägen nad) 8. 161 E. DO. mit Rüdficht auf den Umfang 
und bie Wichtigkeit der Geſchäfts ng zugrunde zu Icgen wäre. 

3. Die erzeihifh-ungarilde Bant hat dem Jujftizminifterium zur 
Kenntnis gebracht, dai8 die Beftimmungen bes dritten Abſatzes bed Artikes 97 bes 
v. 27. Junt 1878, R. ©. B. Nr. 178, bezw. v. 21. Mai 1887, 
R. ©. B. Kr. 51, und v. 21. September 1899, R. G. B. Nr. 176, nicht von allen 
Gerichten richtig eriafst und befolgt werben. 

Tiefer Abſas befttimmt, dafs es bei Eoncurderöffnung über ben Cigenthämer 
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von Gelbern und Effecten, die fih bei der Bank befinden, dem Vertreter der Concurs⸗ 
e obliegt, die Bank hievon durch das competente Gericht verſtaͤndigen und ihr die 
onen betannit geben zu Taffen, welche berechtigt find, über bie Gelder und Effecten 
zu verfügen. Die Unterlaflung dieſer —— befreit die Bank von jeber Haftung 
jür den hieraus der Eoncursmafle etwa erwadienden Schaden. Es wird baher ben 
Eoncurömafleverwaltern au nicht en ein, ji nad ihrer — die 
ihnen bekannt gewordenen Um Ds bie bei der Bank etwa zu Gunſten des Ge: 
meinſchuldners erliegenden en und Effecten auf Grund ihrer vorausgegangenen 
—— anzuzeigen 
er Soncurscommiffär bat den Maffeverwalter 4 — Falle, in dem die 


— Hate des —— von Geldern oder Effecten einer Banf vorausgefeht 
en Tann, bei feiner Veitellung ober Verpflichtung — Handſchlag Hierauf auf⸗ 
mertſam ya machen 


eine derartige Anzeige erfolgt, fo ift die Bank umgehenb von ber Concurs⸗ 
——— durch Ueberſendung einer Ausf ferfigung des Eoncurseröffnungsbeichiuffes oder 
des Goncursformulareß Nr. 14 zu verftändigen 
4 Das Juſtizminiſterium muſste aus ben in jüngfter Beit gemachten ZBahr- 
— die Ueberzeugung ſchöpfen, daſs noch immer nicht in allen Wällen bie 
Scommifläre bi „Meleige Intensität in ber Leitung der Goncurdpver: 

Tee en entwideln, bie ihnen das Geich zur Pflicht macht u — im 

unkte 1 ber Suftigmmifteriafverorbnun v. 25. October 1898, Fe 
hingewiefen wurde. Die Concurscommiſſaͤre follen fi — vor gen Halten, dafs Fr 
dafür mit verantwortlich find, wenn etwa buch Kane keit des affeverwalters oder 
durch die Häufig zu Depbannene Gleichgiltigkeit der Bläubiger die Abwicklung des Con⸗ 
curjeß v wird. Es ift Sache des commiflärß, das Interejie der Gläubiger 
an dem ln. des Goncuräverfahrend wachzurufen und zu erhalten. Dies gejchieht 
am beften dadurch, daſs jeder Stillftand in der Abwicklung der Sache und jedes paffive 
Buwarien forgfältig vermieden wird. 


Regijter für Edictalfaden.!) 

6. 242, Das Regiſter T ift für die Anträge, einen Ub- 
wefenden für todt zu erklären, fowie für die Gefuhe um Ur- 
fundenamortifirung beftimmt. Unträge auf Einleitung des 
Amortifirungsverfahrens wegen mehrerer Urkunden find unter 
einer Bahl einzutragen, wenn fie in der nämlidhen Eingabe 
angebracht werben. 

Als der Tag der Einleitung des Edictalverfahrens ijt der 
Tag der richterlichen Beichlufsfaffung einzutragen. Die Edictal- 
frift ift in der nämliden Spalte unter dem Datum der Be- 
Ihlufsfafjung anzugeben („Friſt 25/1 99"). Wurde der Antrag 
auf Einleitung des Edictalverfahrens abgewieſen, jo iſt über die 
6. Spalte ein wagrechter Strich zu ziehen (8.233, Abſatz 5).) Für 
die Erneuerung zurüdgewiefener Anträge fowie für die Vervoll- 
ee von Anträgen gelten die Beftimmungen des $. 234, 
Abi. 

Anmeldungen, die während ber Ebictalfrift erfolgen, find 
vor der Ueberjendung‘) an den Antragiteller in die Spalte für 
Bemerkungen zu notiren. Ebendaſelbſt iſt es auch durch eine 
kurze Notiz erſichtlich zu machen, wenn das Verfahren in an- 
derer Weiſe als durch die begehrte richterliche Entſcheidung 
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feine Erledigung findet oder die Acten an ein anderes Gericht 
übertragen werden müſſen. 

Bei Bezirksgerichten vorlommende Unträge auf Urkunden: 
amortifirung find in das Regiſter Ne einzutragen. 

i) Acten 8. 275, Abſ. 3. — Beltimmungen über überjährige 
Sachen finden keine Anwendung, 8. 256, letter Abſatz. 

2) Die nachträgliche Bewilligung infolge Recurſes ift unterhaib 
des Striches einzutragen. 

s) Neuerliche Eintragung unter neuer Megifterzahl. Bei bloßer 
Bervollftändigung des Antrages feine neue Eintragung. 

*) Obliegt der Gerichtskanzlei, 8. 315 8. 4. 


Regijter für Berufungen in bürgerlihen Redt3- 
itreitigfeiten.!) 

6. 243. Für die Führung des Negifterd Be gilt Fol- 
gendes: 

1. wird gegen ein und dasſelbe Urtheil (End⸗, Theil-, 
Zwiſchen⸗, Ergänzungsurtheil) von beiden Parteien Berufung 
erhoben, jo iſt die Sade in das Regiſter nur einmal einzu- 
tragen; 
I) Acten, 8. 277. 

2. Berufungen, die fi) gegen verjchiedene in derjelben 
Sade ergangene Urtheile (End:, Theil, Zwiſchen⸗ Ergänzungs- 
urtheil) richten, find in Unfehung jedes einzelnen angefochtenen 
Urtheiled unter bejonderer Zahl in das Regifter einzutragen, 
gleichviel, ob die Berufungen von derjelben Partei oder von 
verjchiedenen Parteien erhoben werden; in die Spalte für Be- 
merfungen ift jedoch bei jedem Eintrage auf die übrigen, in 
derfelben Sache vorgelommenen Wegiftereinträge zu verweiſen 
(„Berufung gegen Theilurtheil 8... .”); wird gegen eines der 
mehreren Urtheile von beiden Parteien, gegen ein anderes aber 
nur von einer Partei Berufung erhoben, jo ift die erftere Be- 
rufung gemäß 8. 1 nur einmal einzutragen; die Berbindung 
der Verhandlung über die gegen das Urtbeil und gegen das 
ErgänzungsurtHeil erhobenen Berufungen (8. 485 C. P. D.) ift 


8. 243. Wenn das Berfahren | hoben wurde, hingegen in Spalte 17 
ober daß Urtheil von der Berufungs⸗dieſes Negifters, falls aus Anlafs 
inftanz wegen Nichtigkeit aufgehoben | einer aus anderen Gründen erhobenen 
wird, ift die in Spalte 15 bed Ne- | Berufung die Nichtigleit von amts- 
gifter8 Be einzutragen, fofern die Be- | wegen wahrgenommen wurde. (J. IR.) 
tufung wegen Richtigkeitsgränden er» | 
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in der Spalte für Bemerkungen erfichtlihd zu machen und wenn 
über beide Berufungen zugleich entichieden wird, die Entſcheidung 
unter der Bahl der früheren Berufung auszufertigen; 

3. wurden mehrere Berufungen, die nach der Vorſchrift 
unter 8. 1 nur einmal einzutragen geweſen wären, irrthümlich 
unter mehreren bejonderen Zahlen eingetragen, jo iſt Dies bei 
den unrichtigerweife jpäter eingetragenen Berufungen in der 
Spalte für Bemerkungen erfennbar zu maden („zu Zahl ...*); 
die Bahlen der fpäter eingetragenen Berufungen find mit far: 
bigem Stifte zu durchftreichen; 

4. in die Spalte 6 und 7 find die Fälle der Erledigung 
einer Berufung im Borverfahren (88. 470 ff. C. P. O.), in bie 
Spalte 8 bis 10 aber diejenigen Berufungsentfcheidungen ein- 
zutragen, die gemäß 8. 492 €. P. ©.%) in nicht Öffentlicher 
Sigung ohne vorherige mündliche Verhandlung erfolgen; 

N Infolge Berzichtes beider Parteien auf die mündliche Berufungs- 
verhanblung. 

5. bei den Eintragungen in Spalte 11 find die Beftim- 
mungen des 8. 227, 8. 3°), zu beobadten; wenn über mehrere 
in derjelben Sache erhobene Berufungen, die unter bejonderen 
Bablen im Regifter eingetragen find, in derjelben Tagſatzung 
verhandelt wird, fo iſt der Zag der mündlichen Verhandlung 
nur bei der zuerjt eingetragenen Berufung anzumerfen, bei den 
— eingetragenen Berufungen iſt in der 11. Spalte zu notiren: 
„S. bei 8... .”; 

s) e mündlichen Berhanblungen find gleich bei der Anordnung 
einzutragen, im Falle der Erjtredung Bezeichnung des rundes. 

6. in Bezug auf die Spalte „Bemweisbefchlufs" gilt das 
im 8. 227, 8. 5, ®ejagte;*) 

4) Jeder Beweisbeichlufs ift einzutragen, einerlei, ob Beweisauf⸗ 
nahme fofort erfolgt oder erft angeordnet wird. 

7. in den Spalten 7 bis 10 und 13 bis 15 iſt aud 
eine bloß theilweiſe Beftätigung, Abänderung oder Aufhebung 
des angefochtenen Urtheiles einzutragen; es muf3 aber in dieſem 
Falle zugleich in den übrigen Spalten, 3. 8. bei theilweijer 
Beftätigung und tbeilmeifer Abänderung, neben der Spalte 8 
oder 13 in Spalte 9 oder 14 die entiprechende Eintragung 
gemacht werden; 

8. eine Eintragung in Spalte 16 Bat ftattzufinden, wenn 
die Sache gemäß 8. 496 C. P. D.°) vom Berufungsgerichte an 
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das Proceſsgericht eriter Initanz zur Verhandlung und Urtheilg- 
fällung zurückverwieſen wird; wenn das Berufungsgericht zwar 
auf die Nothwendigfeit der Rückverweiſung erfennt, aber von 
der thatjächlichen Rüdverweifung abfieht und ſtatt des Proceis- 
gerichtes felbjt in der Sache entſcheidet (8. 496, Iebter Abſatz, 
C. P. O.), fo ift dies nicht in der Spalte 16, fondern in 
Spalte 17 einzutragen; 

5) Wegen Nichterledigung der Anträge, wejentliden Mängeln des 
Berfahren? und weil erheblich peinende Thatſachen nicht erörtert wurden. 

9. die Spalte 17 ijt außer der eben erwähnten Entichei- 
dung noch beitimmt für die Aufhebung des angefochtenen Ur- 
theiles wegen Nichtigkeit, für die Zurüdverweifung der Berufung 
wegen Unzuftändigfeit des Berufungsgerichtes, wegen Unzuläffig- 
feit der Berufung, wegen verfpäteter Erhebung der Berufung 
oder wegen Unvollitändigfeit der Berufungsichriften (88. 494 
und 495 ©. P. O.), fowie für die Erledigung des Berufungs- 
verfahrend durch Zurüdnahme der Berufung (8. 484 ©. P. O.), 
vorausgeſetzt, daſs die Nichtigkeit oder der Zurüdweifungsgrund 
erſt bei der mündlichen Berufungsverhandlung offenbar werden 
oder die Zurüdnahme der Berufung in der mündlichen Ver— 
bandlung erfolgt; 

10. in der Spalte 18 find insbefondere die Zurüdnahme 
der Berufung außerhalb der mündlichen Verhandlung, fowie die 
Seitftellung der Unzuftändigleit des Berufungdgerichte® im Vor— 
verfahren und die Verweifung der Berufung an das zuftändige 
Berufungsgericht (8. 474, Abſatz 1, ©. B. DO.) einzutragen; 
desgleichen ijt e8 in diefer Spalte zu verzeichnen, wenn das 
Berufungsgericht nach Aufhebung eines nichtigen Urtheiles im 
VBorverfahren auf Antrag beider Parteien ftatt des Gerichtes 
eriter Anftanz in der Sache felbft entfcheidet (8. 478, letzter 
Abſatz, C. PB. O.), nur ift dann zugleich in Spalte 7 die er- 
forderlihe Eintragung zu machen; ferner find in dem alle, als 
die Parteien auf die mündliche Berufungsverhandlung verzichtet 
haben, in die Spalte 18 alle Enticheidungen des Berufungs- 
gerichtes einzutragen, die, wenn fie auf Grund mündlicher Be- 
rufungsverhandlungen ergehen würden, in die Spalten 16 und 
17 einzutragen wären; 

11. wenn da8 Berufungsgericht gemäß 88. 478, Iebter 
Abfag, und 496, letzter Abſatz, der Civilprocefsordnung ftatt 
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bes Gerichtes eriter Inſtanz in der Sache ſelbſt entjceidet, ift 
das Urtheil je nach feinem Inhalte in den Spalten 13 oder 
14 einzutragen (8. 7); 

12. für die Eintragungen in die Spalten 6 bis 10 und 
12 bis 18 ift der Tag der Beichlufsfafjung oder Enticheidung, 
nicht die Zeit der Zuſtellung der fchriftlichen Ausfertigung maß- 
gebend; 

13. der Tag, an dem die Ucten an da8 Procefögericht zurüd- 
gejendet werden, ijt in der Spalte für Bemerkungen anzugeben. 


Recursregifter.!) 


6. 244, Für die Führung des Megifters R gelten nebft 
den PVorfchriften, welche im 8. 243, 8. 1 bis 3, 7, 12 und 
13 für die Führung des Negifterd Be gegeben und bier finn- 
gemäß anzuwenden find, folgende Beitimmungen: ?) 

1. in der Spalte 5 ift der Name der Partei, welche den 
Recurs erhoben bat, zu unterjtreichen; 

2. in der Spalte 10 find aud) die Recurje in Grundbud- 
ſachen einzutragen; 

3. in der Spalte 14 ift namentlich die Zurüdweilung un- 
zuläffiger oder verfpäteter Recurje ſowie die Zurüdziehung eines 
Recurſes einzutragen. 

1) Ucten, 8. 277. 

2) Unträge und Beichwerden in Sachen der Gewerbegerichte find 
nicht zum Necurd-, jondern zum Sammelregifter zu nehmen, $. 245. 


Sammelregifter in bürgerlihen Redtsjaden.!) 

6. 245. Für Eingaben in bürgerlichen Rechtsſachen, die 
weder in eined der übrigen Regiſter oder in ein Eingangs: 
verzeichnid (Tagebuch für Grundbuch: oder Verfachbuchsein- 
gaben, für Firmenſachen, Präfidialjournal) einzutragen find, 
noch zu einer in den Üegiftern bereit3 eingetragenen Sache 
gehören, ift das Negifter Ne zu führen. Bei Gerichten, wo 
feine Gerichtsabtheilungen bejtehen, wird nur ein Regiſter Nc 
für das ganze Gericht geführt; fonft hat jede Gerichtsabtheilung 
ein ſolches Regiſter für diejenigen Eingaben zu führen, welche 
2 ihrem Inhalte und nad) der Perſon der Betheiligten zwar 


8.245. Die Spalte 5 des Res für die Gnbertebigungen der Sache 
giſthe N (Ne, Ns und Nst) iſt nur beſtimmt. (%. M 














— 
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zu der dieſer Gerichtsabtheilung durch die Gejchäftsvertheilung 
zugewiefenen Gruppe von Geichäften gehören, aber weder eine 
in einem Regiſter bereit eingetragene Sache betreffen, noch in 
eine3 der übrigen in diejer Abtheilung geführten Regifter, Bücher 
oder Berzeichnifje eingetragen werden dürfen. 

In das Regiſter Ne find beifpielgweije aufzunehmen: fchrift- 
liche Anträge wegen Ladung zum Vergleichsverſuche nach 8.433 
8.8.0.2; Geſuche um Ertheilung des UArmenrechtes, wenn der 
Nechtöftreit noch nicht anhängig gemacht ift,); Anträge auf Be- 
weisaufnahme zur Sicherung von Beweiſen, die außerhalb eines 
bei dem Gerichte anhängigen Rechtsftreites gejtellt wurben *); An- 
träge auf Ernennung eines Schiedsrichter durch das Gericht); 
Unträge auf Unwirkſamerklärung eines Schiedsvertraged nach 
8. 583 €. P. O.; Anträge auf Bewilligung der Execution, die 
gemäß 8. 4, 8. 6 der Erecutionsordnung bei einem Gerichte 
angebracht werden, welches gegebenenfalls nicht zugleich Ere- 
eutiondgericht ijt‘); Anträge auf Eoncurseröffnung nad) 8.63 der 
Concursordnung”); Protokolle über Anträge oder Erklärungen, 
deren fachliche Erledigung einem anderen Gerichte vorbehalten 
ift (8.200)°); Geſuche um einverftändliche Scheidung”); Anzeigen 
der Wiedervereinigung gefchiedener Ehegatten?‘); Eingaben in 
Saden der Adoption und Legitimation unehelicher Kinder oder 
der Entlafjung aus der väterlichen Gemwalt!!); Anträge auf Be- 
ftimmung eines Heiratsgutes!?), Zuſpruch von Alimenten oder Er- 
theilung der gerichtliden Genehmigung des Handelsbetriebes der 
Ehefrau ??); Anzeigen von Todesfällen (8.236) "*); Anträge auf Be- 
jtellung eines Curators für abweſende oder für unbelfannte 
Theilhaber an einem Geichäfte, wenn fie außerhalb eines an- 
hängigen gerichtlichen Verfahrens geftellt werden 10); Anträge auf 
Feſtſtellung der Vaterfchaft nach Artikel XVI des Einführungs- 
gefebes zur Zurisdictiondnorm?°); Anmeldungen wegen Herftellung 
der Uebereinftimmung zwiſchen Grundbuch und Catafter, joferne 
fie nicht in das Tagebuch für Grundbuchgeingaben gehören”); Ein- 
gaben in Anfehung der aus der gemeinſchaftlichen Watjencafja 
gewährten Darlehen!?); Erlagsanbringen außerhalb einer bei Ge⸗ 
richt anhängigen Rechtsjache??); Anträge auf freiwillige Schätung 
oder Feilbietung, die außerhalb einer bei Gericht anhängigen 
Rechtsſache gejtellt werden ?9); Kündigungen von Hypothekarforde⸗ 
rungen ?), Geſuche um Beftätigungen über die Führung der Handels⸗ 
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bücher ??); Anträge auf Bewilligung des öffentlichen Verkaufes eines 
unter Kaufleuten bejtellten Yauftpfandes 23); Eingaben, Anträge und 
Beichwerden in Sachen der Gewerbegerichte (88. 14 bi 18 des 
Gewerbegerichtsgeſetzes)?) u. ſ. m.??) 

Fit der Hanzleibeamte im Zweifel, ob eine Eingabe in das 
Negifter Nc zu nehmen ift, jo fol die Eintragung bis nach Ein- 
Holung der richterlihen Weiſung ausgeſetzt bleiben. 

R, Dazu wird fein Namensverzeichnis geführt, 8. 254. — Dod) 
fann ein folches Verzeichnis geführt werden, wenn fonft die Auffindung 
einzelner Sachen zu jchwierig wäre. Siehe J. M. zu $. 254. — Be- 
ftimmungen über überjährige Saden finden feine Anwendung, 8. 256, 
legter Abſatz. — Die Acten find zu Sammelacten zufammenzulegen, 
8.278. — In der Spalte 6 (Bezeihnung der Sammelacten) ift nicht 
das Actenzeichen erjichtlich zu machen. Diefe Spalte wird erſt bei Abgabe 
des Actes in die Regijtratur ausgefüllt. Sie fol dad Sammelpaket 
und Die Zahl anzeigen, unter welcher der Act im Sammelpatet erliegt. 

2) Auch Vergleiche, die ohne vorausgegangene Klage nad) 8. 433 
C. B. D. aufgenommen werden. Sie eignen fich nicht zur Eintragung 
in das Procelöregijter, fondern find zum Sammelregiüter zu nehmen. 
Kommen ſoſlche Vergleiche bei einem Bezirksgerichte in größerer Zahl 
vor, empfiehlt es fi, dafür einen bejonderen Abfchnitt des Sammel- 
regiſters (8. 246, Abſ. 2) vorzubehalten und erforderlichenfalls zu dieſem 
Abichnitte ein Namensverzeichnis zu Halten (3. M. E. v. 2. Mai 1898, 
3.106505, P. 4). Dagegen find Baternitäts- und Ulimentationd- 
vergleiche, auch wenn de infolge einer „abung nah 8.433 C. P. O. ge- 
fchloflen wurden, nicht ins Nc-Regifter einzutragen, fondern zum 
Bupillaracte zu nehmen. — Um die Auffindung der Vergleiche nad 
8. 433 €. B. O. zu erleichtern, empfiehlt es ſich, fie in die Namens- 
verzeichniffe der correipondirenden Procejäregiiter einzutragen. 

2) Wenn fie nicht beim Procefögerichte angebracht werden, find 
derlei Geſuche ohne richterlihe Beſchluſsfaſſung dem zuftändigen Ge- 
richte zu überjenden, 8. 200. 

) 8. 384 6.2.0. 

23) 8.582 C. P. O. 

8. B. beim Gerichtshof geſtellte Anträge anf Bewilligung ber 
n auf Grund eines ausländifchen Urtheiles. 

’) An das Goncursregifter wird nur die bewilligte Concurs⸗ 
eröffnung eingetragen, $. 241, leßter Apſatz. 

? Ueberjendung an das zuftändige Gericht ohne richterliche Be⸗ 
ſchluſsfaſſung mit Ueberſendungsvermerk. 

8.105 a. b. G. 8, 114 3. N. 

20) 8, 110 a. b. G. 8,8 114. J. N. 

19) Zur Entſcheidung nah 8. 109 J. N. dem Gerichtshofe vor- 
gelegte Acten über Verhängung oder Aufhebung der Euratel, Ver⸗ 
längerung der väterlichen Gewalt, über Beſchlüſſe der Bezirksgerichte, 
dur welche Adoptionsgeſuche definitiv erledigt oder durch welde die 
Bewilligung zum Anjuchen um Legitimation durch landesfürjtliche Be⸗ 
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günftigung oder die Genehmigung der Veräußerung von unbeweglichen 
Saden der Minderjährigen oder Pflegebefohlenen ertheilt oder verweigert 
werden joll, find beim Gerichtshofe in . ua einzu⸗ 
tragen, 8. 237 Abſ. 4. Siehe auch die J. M v. 22. April 1892, 
AM. BB. Rı 14, betr. bie Datriteiberkhfigung in Fällen von 
le ‚ie mad nachfolgende Ehe. 
. 122] 
Msn ee: . H. 6. B 

Als ſolche find auch ganz unbollftänbige Todfallsaufnahmen, 
wie fie ftatt der ee von Smeinen Häufig eingejendet 
werben, Baden SS 


2 —* an des AUS. = a 

1?) Siehe darüber indbejondere J. M v. 24. November 1886, 
3. 13879, J. M. V. B. Nr. 48. Die Eintragung der über die An« 
meldungsbögen eritatteten Amtderinnerungen in das Negifter Nc bat 
au — vielmehr iſt nach der Vorſchrift des 8. 14 der J. M. V. 

6. Jänner 1899, J. M. V. B. Nr. 1, betr. die Uebereinſtimmung 
Bir Srundbüder in Tirol mit dem "Grundfteuercatafter borzugehen. Zur 
Unterjeidung kann den ergebenden Wufträgen, Sadungen ec. bie 
Pojtinummer, unter welcher der Yall in der —— ein⸗ 
——— iſt, De werden (%. M. E. v. 1. Mat 1900, 8. 8618, an 

G. Präj. Graz). Der citirte 8. 14 lautet: Die fteuerämtliche 

Zuſchrift, mit welcher dem Gerichte die Anmeldungsbögen zukommen 
(8. 10), tft in das Sammielregifter Nc einzutragen. Zum felben Acte 
ey auch die hierauf ſich beziehenden Amtserinnerungen, Auszüge aus 
en Anmeldungsbögen, Protokolle, Eingaben und ſonſtigen Schriftſtücke 
zu nehmen, wofern ſie nicht eine grundbücherliche ntragung oder eine 
Wenderung der Darftellung auf der Mappe unmittelbar zur Sl haben. 
Iſt letzteres der Fall, fo ift das betreffende Schriftftüd in Das Tagebuch 
für Grundbuchgeingaben aufzunehmen. 

18) Mündliche Anfuchen um Darlehen find bloß in ein Verzeichnis 
zu bringen, 8. 91. — Acten, 8. 273 

„) Gem. Art. XVITE ©. z. J. N. 

8. 267 ff. Berl. Pat. 
3 119 J. N. 


.120 J. N. 
310 H. G. B. Art. XIII 8. 9 E. G. 3 
20) Berufungen gegen gewerbegerichtliche vheicẽ — in 
— A fl. in das Be⸗, in Sachen fiber 50 fl. in dag Cg-Hegifter, 

6 

25) Anfragen von Behörden über Befihftands- und Eigenthums«- 
verhältnifie, joferne n nd, nicht auf beftimmte Grundbuchgeintragungen 
beziehen. Siehe J. M. bei 8. 76. — Bei ten vorkommende 
Anträge auf — 8. 242, Abſ. 4. — Protokolle mit 
vn ng letwilliger Erflärungen, 8. 587 a. b. G. 8. Die letzt⸗ 
willige Verfügung jelbft wird in das Urfundenverzeichnis u ein- 
getragen, 8. 285. Das Protokoll wird mit der legtwilligen Erklärung 
unter den wichtigen Urkunden verwahrt, 8. 285. — Unklare Eingaben, 
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$. 246, Ubi. 4. — Nach dem 1. Jänner 1898 vorkommende Eingaben 
von Pflegebefohlenen, die bis dahin nur in das Negifter über ver- 
mögensloje Pflegebefohlene eingetragen waren, 8.10 Uebergangs ⸗Vdg. — 
Die Ucten über Ablehnungen von Richtern, über die nad $. 23 
FR. ein übergeordnetes t zu enticheiden hat, ab gum Gommelcenies 
zu nehmen (%. M. €. v. 24. März 1899, 8. 6569, bei 8. 21). Zu 
den großen Städten mit centralifirten Executionsvollzuge empfiehlt es 
ſich, von den Poceſsgerichten aufgenommenen Protokolle über 
pfandweife Beihreibungen fofort nah der Vorlage an das 
Proceiögericht dem Execntionsgericht des Ortes zu überſenden und fie 
dort zu den cten CSammelregifterd, allenfalls unter einer be- 
fonderen ®ruppe von Negifterzahlen (8. 246) zu nehmen. Es bat dies 
den Bortheil, daj8 bei nachträglichen onen gegen denjelben Ver⸗ 
pflichteten das Vorhandenſein ſolcher pfandweijen Beichreibungen Leicht 
Tentgehbe werden und das Brotofoll bei Vornahme der Pfändung Be⸗ 
rückſichtgung finden kann (3. M. €. v. 16. April 1898, 3. 8854). 

6. 246. Das Regifter Ne ift für jedes Jahr neu anzu- 
legen; eine Vereinigung mehrerer Sahrgänge in einem Bande 
ift unftatthaftl. Die Zahlen des Regiſters beginnen in jedem 
Jahre von neuem mit ein! und laufen ohne Unterbrechung 
durch Das ganze Regiſter fort. 

Wo es zwedmäßig ericheint oder der Geſchäftsumfang es 
notdwendig madt, ift das Regifter Ne nach den verjchiedenen 
Gattungen von Sachen, in welchen außerhalb der vorgefchriebenen 
Negifter und Verzeichnifie bei dem Gerichte oder bei der ein- 
zelnen Gerichtsabtheilung Eingaben vorkommen künnen, in Ab- 
Schnitte einzutheilen. Für jeden Abſchnitt ift je nach der vor: 
ausfichtlihen Anzahl der während eine® Jahres in dieſer 
Sattung von Geichäften vorlommenden Eingaben eine größere 
oder Tleinere Gruppe der fortlanfenden Regifterzahlen (3.8. 1 
bi8 200; 200 bis 300; 300 bis 600) vorzubehalten?); jede Ein- 
gabe iſt in dem ihrer Geichäftsgattung entjprechenden Abſchnitt 
einzutragen, ohne Rüdficht darauf, wie viele von den Regifter- 
zahlen des vorausgebenden, für eine andere Gattung von Ge- 
ſchäften beftimmten Abſchnittes bereit3 verwendet find. 

1) Der Regiſterabſchnitt ift durch kurze Angabe des Inhaltes auf 
dem Umſchlage de3 Sammelpaletes, z. ®. — Bea Todfalls- 
anzeigen zc., zn bezeichnen. (Siehe & M. zu 8. .) 

8.246. Falls für die einzelnen Ab- | Regifterzahlen des Abſchnittes nicht zu 
ſchnitte Sammelregiſters eine | zählen. — Die Regiſter find in die Re⸗ 
Gruppe von Resift len vorbehal⸗ —— abzugeben, wenn ſie infolge 
ten wurde (8. 246, Abſ. 2, G. O. ledigung und Austragung aller in 
find bei Erftattung des Geihäftsaus- | ihnen enthaltenen Rechtsſachen nicht 
weiſes die unverivenbet gebliebenen | mehr gebraucht werben. (I. M.) 

Schauer, Geld. Ordg. 40 
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Die Beitimmung der Abichnitte, fowie der für jeden Ab» 
ſchnitt offen bleibenden Megifterzahlen fteht dem Abtheilungs- 
leiter oder bei Gerichten, bei welchen Gerichtsabtheilungen nicht 
beitehen, dem Gerichtsvorſteher zu; fie ift bei Vorbereitung des 
neuen Sahrganges des Regiſters zu treffen. 

Bei Eintheilung des Regiſters in Abfchnitte?) find jeden 
falls, wenn bei dem ®erichte oder in der einzelnen Gerichts- 
abtheilung Gejchäfte beiderlei Gattung vorkommen, die Sachen 
der ftreitigen und der freiwilligen Gerichtsbarkeit voneinander 
zu jondern. Ferner find in der Regel für Urmenrechtögefuche 
und für Unzeigen von Todesfällen, bei Gerichtähöfen außerdem 
für Anträge auf Concurseröffnung nah 8. 63 der Concurs- 
ordnung und für Gewerbegerichtsfachen felbftändige Abjchnitte zu 
bilden. Ein befonderer, letzter Abfchnitt ift für unklare Anträge ®), 
für Eingaben, deren Zweck nicht zu erkennen ift, für Anfragen 
und Eingaben, die fih auf noch nicht oder vermeintlich an- 
hängige Sachen beziehen, jowie für Eingaben zu beftimmen, die 
ih in feinen der übrigen Abſchnitte einreihen laſſen. 

9 — Abſchnitte: a) Streitſachen, b) Armenrechtsgeſuche, 
c) außerjtreitige Sachen, d) Todfallsanzeigen, e) VBededungsgeſuche, 
f) Gewerbegerichtsſachen (e und f bei Gerichtshöfen), g) unllare Anträge 
und Eingaben, h) Anhang. Auch für Ber — nach 8.433 C. P. O. 
Zu dem für ſie —— one nz e — ein Namens- 
verzeichni3 zu Halten (J. M. €. v. 12. 8. 10505, bei 8. — 
Ferner auch für Hfandmeife Beichreibungen \ —* €. 0.16. April 1 
3. 8854, bei 8. 245). 

°) Verhältnis zum Eingangsbuch, $. 71: Das Eingangsbuch ift 
ein — ur Individualiſirung der Eingabe die nicht fojort einer 
beftimmten eeifung zugemwiejen werden kann. — Die letzte Abtheilung 
5 Sammelregifterd dient ber definitiven Bezeichnung von Eingaben 
und PBrotofollen, die fonft nirgends unterzubringen find. 

In jedem Wbfchnitte ift eine kurze Bezeichnung der Ge- 
Ihäftsgattung an die Spige zu ftellen, für die er beftimmt ift. 

Wenn die Eingabe mittels einer ihr in Urfchrift beigefebten 
Verfügung an eine andere Behörde abgegeben wird, wie 3. B. 
Eingaben des Notard, womit legtwillige Anordnungen vorgelegt 
werden, die mit dem Kundmachungsprotofolle an das Abhand: 
Iungsgericht überfendet werden müſſen, oder wenn folde Ein- 
gaben zu den Acten einer anderen Sache genommen werden, 
n je dies in der fünften Spalte des Regiſters Ne anzumerfen 4) 

8. 5/12 98 in Urſchrift dem Bezirkögerichte. = i 
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In einem Anhange des Hegifterd Ne find die an die 
Regiftratur abgegebenen Regiſter, Verzeichnifie, Bücher, Ge- 
Ichäftscontrolen und ähnlide Sammlungen oder Bujammen: 
ftellungen einzutragen, die fich auf die civilgerichtlichen Gefchäfte 
beziehen. 

4) Sonft ift nur die endgiltige Erledigung in Spalte 5 einzutragen 
LM. zu 8. 245. 


Negiiter für Anzeigen in Strafſachen und für Ueber: 
tretungsfälle. 


6. 247. Die Negifter Z und U find in gleicher Weife 
wie die bisherigen Regifter nach den Formularen III und IV 
der Bollzugsvorjchrift zur Strafprocej3ordnung (88.56 und 57)1) 
über die bei den Bezirksgerichten eingelangten Unzeigen wegen 
Berbrehen und Vergehen und über die anhängig gewordenen 
Uebertretungsfälle zu führen. ?) 

Die Berbindung mehrerer Strafſachen (Borerhebungen, 
Uebertretung3verhandlungen u. ſ. w.) ift bei jeder einzelnen Sache 
in der Spalte „Bemerkungen“ erfichtlich zu machen („Verbunden 
mit 3...) Der Tag, an welchem da3 auf Grund einer 
Anzeige eingeleitete Verfahren eingeftellt wird, ift gleichfalls 
in der Spalte für Bemerkungen des Regiſters Z anzugeben 
(Eingeftellt 24/12 98). 

Borerhebungen und Borunterfuchungen, die dem Bezirks⸗ 
gerichte von der Rathskammer übertragen werden (8.12 St. P. O.), 
find in das Negifter Z, und zwar unter befonderen Zahlen ein: 


zutragen, wenn fich das Bezirkögericht bis dahin mit Ddiefer 


en on a nn m 


yamı Zwecke der Er: 
—— der etreffenden Daten für 
den Geſchäftsausweis der Bezirks⸗ 
er über die — TIhätig- 
ormular 85, Spalte 12 (Aus⸗ 
ſchiuſs⸗ der Deffentlichteit) und Spalte 
> & (gap ber Beichwerden), ift vor- 
endenfall® der Ausſchluſs der 
—— — ſowie jede im Laufe 
eines Uebertretungsverfahrens er⸗ 
he Beſchwerde in der Sale für 
emerlungen des WRegifterd U er- 
fichtlich zu maden 
Die Sup der über — und 
Bergehen gepflogenen 


Borerhebungen 





(Formular 85, Spalte 21) ergibt fich 
aus dem Regifter 2. Die Zahl der 
Delegirungen (Formular 85, Spalte 
19) und die Zahl der an den Berichts: 
ei wieder zurüdgelangten delegirten 
orunterfuchungen (Formular 85, 
Spalte 20) ergibt fih aus dem Re- 
gifter Z, ba der Beſchluſs auf Deles 
ng bes Bezirksgerichtes zur Durch⸗ 
a der SO UNE Un ſowie 
die endgiltige Abgabe der Acten an 
den —*2 ya —— der 
Vorunterſuchung Regiſter Z 
notiren find (8. 247 G. O.). (3. M 
su 8. 894.) 
40* 
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Straffahe überhaupt noch nicht beichäftigt hat; Borerhebungen 
und Borunterfuchungen, welche dagegen eine urfprünglih auf 
Grund der Anzeige in da3 Negifter Z eingetragene Sache be- 
treffen, find unter der Zahl der Unzeige fortzuführen, und es ift 
lediglich der Auftrag der Rathskammer in der Spalte für Be- 
merkungen zu notiren. 

Die Eintragung der Strafanzeigen wegen Uebertretung muf3 
im Regifter U erfolgen, wenn auch ein Untrag des ftaat3- 
anwaltichaftlihden Functionärs noch nicht vorliegt... Muſs eine 
im Regiſter U eingetragene Sade in das Regiſter Z übertragen 
werden, weil die Vorerhebungen oder die Borunterfuchung 
wegen Verbrechen oder Bergehen eingeleitet werben und die 
Rathskammer dasjelbe Bezirkögericht damit beauftragt, fo ift 
die in der 10. Spalte des Regiſters U erſichtlich zu machen. 

Als erledigt?) find nur diejenigen Uebertretungsſachen anzu- 
jehen, bei welchen, fall8 ein verurtbeilendes Erkenntnis ergangen 
ift, auch der Strafvollzug‘) durch Antritt der Strafe oder Erlag 
der Geldftrafe fchon eingeleitet oder vollendet ift. 

" ae INGE find aufgehoben, Art. II. 

Bei Be — chten AL für —— Gerichtsabtheilung alle 
Reife 8) nur ein ——— nis — jet, 8. 25 

®. v. 15. October 189 B. —*8 be⸗ 
ee die Behandlung ‘Berjähriper Resistance (Siehe 
ei 

ae 2 (fiehe auch unten die J. M. V. v. 27, Jänner 1899, J. M. 
8. B. Nr. 7) diejer Verordnung beftimmt: Die im Regiſter Z 8.247 
G. O. ), Vr und Pr (8. 249 G. D.) eingetragenen Borerhebungen und 
Borunterjuchungen find als erledigt anzufehen, wenn entweder das Ver⸗ 
fahren eingeftellt oder die Anflageichrift eingebracht worden tft. Ueber⸗ 
tretungsfachen find außer in ben im 8. 247, Iegter Abſatz, ©. D. ange- 
führten Fällen auch dann als erledigt onaufehen, wenn das Verfahren 
emäß 88. 412 und 452, 3. 2, St. P. DO. eingeitelt und bis zum 
— nicht wieder aufgenommen worden if. Wird eine ſolche 
Uebertretungsſache im ſelben Jahre wieder rortgeiest, fo ift fie unter 
der früheren Regifterzahl fortzuführen. Wird Hingegen das Verfahren 
erſt nad Jahres fortgejegt, jo ift die Sache als neue einzutragen 
und zugleich bei dem früheren Negiftereintrage in der für Bemerkungen 
beftimmten Spalte anzugeben, in welchem Regiſter und unter welcher 
Zahl die neue Eintragung erfolgt ift. 

8. 4. Im Sinne des Gefſchäftsausweiſes (Formular Nr. 85, 
Spalte 1 und 4) und im Sinne der ſtatiſtiſchen Ausweiſe find als vom 
Borjahre anhängig übernommen und als anhängig verblieben nur 
diejenigen een zu behandeln, in welden am Schluſſe 
des Jahres weder das Verfahren eingeftellt, noch in erſter Suftauz das 
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Urtheil gefällt if. Webertretungsjachen, in welchen das Urtheil gefällt, 
aber od nicht vollzogen wurde, gelten im Sinne der Geichäftt- und 
ſtatiſtiſchen Ausweiſe als erledigt; Hinfichtlich der übrigen le 
führung ($. 247, letzter Abſatz, G. D.), indbefondere Hinfichtlich der Be- 
Handlung als überjährige Sachen und Hinfichtlich der Abgabe der Acten 
an die Regiftratur (8. 289, Abſatz 3, &. D.) find fie dagegen al3 an- 
hängige Sache anzufehen. 

a bes Juſtizminiſteriums vom 27. Jänner 1899, 
J. M. 88 Nr. 7, betreffend die Benachrichtigung ber 
Bezirkögerihte vom weiteren Verlaufe der Borerhebungen. 
An alle Gerichte und Staatdanwaltichaften. 

I. Um den Bezirkögerichten eine richtige Führung des Regiſters Z 
zu ermöglichen, werden die Staatsanwaltichaften angewieſen, den Be- 
zirfögerichten, welche ihnen Anzeigen oder Brotofolle Über Borerhebungen 
nad) 8. 89 St. P. O. einjenden, im jedem Falle von der Erledigung 
RNachricht zu geben. Findet Zurüdlegung der Unzeige gemäß $. 90 
St. P. O. ſtatt, jo erhält das Bezirksgericht bei Rüdiendung der Acten 
von der Erledigung Kenntnis, Wenn aber der Antrag auf Einleitung 
der Borunterfuchung geftellt oder unmittelbar die Anflage erhoben wird, 
— die Staatsanwaltſchaften dem Bezirksgerichte dies kurz mitzutheilen. 

ür letztere Benachrichtigung wurde den — ein For⸗ 
mular mit dem aus der Beilage erſichtlichen Texte zur Verfügung geſtellt 
(Rr.260 St. P. O. der Formularien der k.k. Hof- und Stagatsdruckerei). 

II. In Ergänzung des 8.2 der Verordnung des Juſtizminiſteriums 
vom 15. October 188, J. M. 8. B. Nr. 31 (ſiehe oben), be 
treffend die Behandlung der Überjährigen Rechtsjachen wird angeordnet, 
dafs die in das Negifter Z eingetragenen VBorerhebungen und Borunter- 
fuchungen außer den im $. 2, Abſatz 1, der citirten Berordnung an- 
geführten Fällen auch dann als erledigt abzuftreichen find, wenn 

a) dem Bezirksgerichte von der Staatsanwaltichaft mitgetheilt wird, 
daſs beim Unterjuchungsrichter des Gerichtshofes die Einleitung der 
Borunterfuhung ohne gleichzeitige Delegirung des Bezirkögerichtes zur 
Durchführung der Borunterfucdhung beantragt worden ift; 

b) wenn eine gemäß $. 12 Et. P. DO. dem Bezirksgerichte 
übertragene Borunterfuchung von der Rathskammer wieder an jid) 
gezogen wird. 

Werden ſolche als erledigt abgeitrihene Vorerhebungen oder Vor⸗ 
unterfuchungen im nämlichen —* bei dem Bezirksgerichte neuerdings 
anhängig (3. B. infolge ſpäterer Delegirung), fo ſind fie unter der 
früheren Negifterzahl fortzuführen. 

*, Siehe die J. M. V. v. 27. Juli 1899, J. M. 8. B. Nr. 32, 
betr. die Sontrole über den Strafvollzug bei den Bezirks— 
gerihten und die Beſchleunigung des Strafvollangs überhaupt. 


NRechtshilferegifter in Straffaden.') 
6. 248. Das Regiſter Hs ift für Nechtshilfefachen in 
ftrafgerichtlichen Angelegenheiten beftimmt. In diejes Regifter 
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gehören insbejondere Erſuchen um Ueberfendung von Strafacten, 
ferner die von Strafgeridhten oder von Steuerbehörden ?) ge- 
jtellten Erfuchen um Abhörung von Zeugen oder Sachverftändigen, 
um Kundmachung von Beſchlüſſen, Bernehmung des Befchuldigten 
über den Verzicht auf Beweismittel u. a. 

Erſuchen um Buftelungen in Straffahen?) find in das 
Regifter nicht aufzunehmen. Für deflen Führung haben im 
übrigen die Beitimmungen des 8. 231 zu gelten. 

2) Beitimmungen über überjährige Sachen finden feine Anwendung, 
— — — Die Acten find zu Sammelacten zuſammen⸗ 
zulegen, 8. 278. 


?) In en eines gefäsbepörhlichen Strafverfahrens, 
insbeiondere 8.258, Abſ. 6, Gel. v. 25. October 1896, R. G. B. Nr. 220, 


betreffend die directen Perjonalftenern. — Erſuchen der Erwerbfteuer- 


commiljion oder der Einfhägungscommiffion um Einvernehmung von 
Zeugen und Sacdpverftändigen (88. 46 u. 211 dieſes Geſ.) gehören in 
das Rechtshilferegiſter He. 

° Sie find ohne Eintragung in ein Regiſter von der Einlaufſtelle 
unmittelbar oder von der Abtheilung für Rechtshilfeſachen in die Bu- 
jtellungsabtheilung abzugeben, 8. 377. 


Hauptregiiter und Preſsregiſter. 


$. 249. Die Regifter für das Vorverfahren wegen Ber: 
brechen und Vergehen und für Prejsfahen (Vr und Pr) find 
in der Regel in der Einlaufitelle des Gerichtshofes zu führen. 

Wo dies Schwierigkeiten unterliegen würde und der Vor⸗ 
jteher des Gerichtshofes deshalb die Führung der beiden Regifter 
einem nicht in der Einlaufitelle verwendeten Kanzleibeamten 
(Ranzleigehilfen) zu übertragen für unbedingt nöthig erachtet, 
ift lesterem ein Amtsraum in der Nähe der Einlaufftelle oder 
in der Nähe des Umtszimmers des Gerichtövorfteherd anzu- 
weijen.!) 

Bei jedem zur Ausübung der Strafgerichtsbarleit berufenen 
Gerichtöhofe darf nur je ein Regifter für das Vorverfahren 
wegen Verbrechen und Vergehen und für Preſsſachen geführt 
werden; in diefe find alle Sachen diefer Urt, die bei dem Ge⸗ 
richtshofe anhängig werden, einzutragen, wenngleich für deren 
Erledigung mehrere Gerichtsabtheilungen beftimmt find.?) 

Ulle Geſchäftsſtücke und Erledigungen der einzelnen @e- 
richtSabtheilungen, auf Grund deren eine Eintragung in das 


Hauptregifter und Prefdregifter. 631 


Negifter Vr oder Pr vorgenommen werden mufs, find dem mit 
der Führung dieſes Regiſters betrauten Kanzleibeamten zur 
Einficht vorzulegen, 3. B. Vid. Reg. Vr oder Pr o.ä. (8. 221, 
Abſ. 1).?) 

Bei Gerichtshöfen mit befonders ſtarkem Geihäftsandranget) 
kann in der Einlaufftelle eine Weberfiht nach Formular Nr. 51 Re. 51. 
über die Butheilung der in die Regifter Vr und Pr eingetragenen 
Fälle geführt werden, wenn das Namensverzeichnis zu dieſen 
Regiſtern für fi allein nicht genügen würde, um raſch feit- 
ftellen zu können, welcher Abtheilung oder welchem richterlichen 
Beamten eine Sache zugewiejen wurde. 


1) Es empfiehlt ſich auch, dem mit der Führung ber Negifter Vr 
und Pr betrauten Beamten die Führung des Anklagevormerkes (For⸗ 
mular 95), 8. 405, zu Übertragen. 


9 Ausnahme von 8. 217, Abi. 3. Der Grund liegt in ber indi- 
viduellen Butheilung der Strafladyen. 

2) Nöthigenfalld können die einzutragenden Daten durch Anftreichen 
mit Farbſtift bezeichnet werden. — Die im Megifter Vr und Pr ein- 
getragenen Borerhebungen und Vorunterſuchungen find als erledigt an- 
zufehen, wenn entweder das Verfahren eingeftellt oder die un 
eingebracht worden iſt ($%. M. V. v. 15. October 1898, J. M. V. B. 
Pr. 31, bei 8. 256). 

Strafſachen, hinſichtlich welcher nad 8. 12 St. B. O. die dem 
Unterfuhungsrichter zulommende Vornahme von Vorerhebungen oder 
Die Borunterfuhung durch Beichlufs der Rathskammer an ein Bezirks⸗ 
gericht übertragen werben fol, jind beim Gerichtähofe ftet3 in das Haupt- 
tegifter Vr einzutragen und nad Beendigung des bezirksgerichtlichen 
Borverfahrens beim Gerichtöhofe unter der Re Ki ahl der erften Ein- 
tragung im Regiſter Vr fortzuführen (8.250, Ab). 2) Was die Sub- 

idiaranträge anlangt, jo fann nur die formelle Behandlung der nad) 

.48, 8.1, St. P. O. eingebrachten Subfidiaranträge zweifelhaft fein, 
weil in den Fällen des 8. 48, 8. 2 und 3, St. B. O. der Untrag eine 
ſchon beim @erichtähofe anhängig gemwefene und in das Regifter Vr oder 
Pr eingetragene Sache betrifft, daher unter dem Actenzeichen dieſer Sache 
zu den Acten zu nehmen ift. Anträge des Privatbetheiligten nad) 8. 48, 
8. 1, St. P. D., welde eine beim Gerichtshofe bisher noch nicht an- 
hängig gewejene Strafiadhe betreffen, find in das Sammelregifter für 
Straffaden einzutragen und wie andere Rathskammerſachen zu be- 
handeln. Sie find daher zu dem Sammelregifter derjenigen Gerichts⸗ 
abtheilung zu nehmen, welcder das mit der rbeitung de3 alles be- 
traute Rathsfammermitglied angehört, foferne nicht die Einrichtung ge- 
troffen ift, daſs überhaupt die Rathskammerſachen von vornherein 
einer beftimmten ®erichtsabtheilung zur gefchäftlichen Behandlung zu- 
gewieſen und (J. M. E. v. 24. März 1899, 2 P. 4). 

+) Hauptjächli beim Landesgerichte in Wien. 
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6. 250. In das Hauptregifter (Regiſter Vr) find alle 
beim Gerichtshofe anhängigen Vorerhebungen und Borunter- 
ſuchungen wegen Verbrechen und Vergehen und der damit im 
Zufammenhange ftehenden Uebertretungen ſowie diejenigen Straf⸗ 
fachen einzutragen, in welchen unmittelbar eine Anklageſchrift 
eingebradht wurde. 

Strafſachen, in melden auf Grund der bezirksgerichtlichen 
Vorerhebungen bei dem Gerichtähofe das Worverfahren fort: 
gejeht wird, find mit dem Einlangen der Ucten des Bezirks⸗ 
gerichtes in das Negifter Vr einzutragen und unter der fidh 
hieraus ergebenden Zahl weiterzuführen; das Wctenzeichen des 
Bezirksgerichtes it zu durchitreihen. Bei dem Gerichtshofe 
anhängige Strafjachen, in welchen die Vorerhebungen oder die 
Borunterfuhung kraft 8. 12 der Strafprocefordnung einem 
Bezirkögerichte übertragen wurde, erhalten nah Beendigung 
des bezirkögerichtlichen Vorverfahrens feine neue Regifterzahl; 
die Delegirung der VBorerhebungen oder der Vorunterſuchung 
ift in der Spalte für Bemerkungen bei der erften Eintragung 
erfichtlich zu machen („Dem BezirkögerihteN. delegirt”). 

Findet eine Ausfcheidung einer Strafſache ftatt (88. 57, 
58 St. P. O.), ſo iſt die ausgeſchiedene Sache unter neuer 
Zahl in das Regiſter einzutragen. Ebenſo ſind Strafſachen, 
die im Wege der Wiederaufnahme des Strafpverfahrens wieder 
anbängig werden, al3 neue Saden in da8 Regiſter Vr ein: 
zutragen.!) In beiden Fällen tft in der Spalte für Bemerkungen 
jowohl bei der früheren wie bei der neuen Eintragung durch 
Angabe der anderen Regifterzahl auf den Zuſammenhang zwiſchen 
ben beiden Straffachen hinzumeifen (3.8. „Ausgeichieden 3. 56/98“ 
oder „Wiederaufnahme 8. 142/98*). 


nn — — — — —— — — — — — — — — —— — — — — 


8. 250, Abſ. 3. Strafſachen, die das Verfahren wird ohneweiters ein- 
im Wege der Wiederaufnahme des | geleitet oder fortgefegt. Wenn diefe 
Strafverfahren wieder anhängig —— in demſelben Jahre ſtatt⸗ 
werden, find erſt nach Bewilligung ndet, in welchem die Strafſache an» 
der Wiederaufnahme als nene Sachen | hängig wurde, ift feine neue NRegifter- 
in das Negifter einzutragen. zahl zu eröffnen. 

Wenn die Borerhebungen (da3 Die in das Negifter Pr gehöri- 
Verfahren in MUebertretungsfachen) | gen Straffadhen find nur in das Ne 
eingeſtellt worden find, ehe eine be» | gifter Pr, nicht zugleich in das Re⸗ 
ſtimmte Perfon als Beichuldigter bes 
Handelt wurde, findet eine fürmliche | dann, wenn das jubjective ahren 
Wiederaufnahme des Berfahrens nach gegen eine beſtimmte Perſon eingelei- 
$. 363 St. P. ©. nicht ftatt, fondern . tet wird. (J. M.) 


gifter Vr einzutragen. Dies gilt felbft 


— — —— —— — 
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Zur Ungabe der ftrafbaren Handlung genügt in der fünften 
Spalte die Ungabe des entiprechenden Paragraphen des Straf: 
geſetzes; mehrere ftrafbare Handlungen, deren jemand ver- 
dächtig ift oder beſchuldigt wird, find einzeln anzugeben. Außer: 
dem iſt in der fünften Spalte, wenn der Thäter unbelannt ift, 
der Name des Beſchädigten anzuführen. Die Namen mehrerer 
an der nämlichen Straffacdhe betheiligter Beichuldigten find in der 
ſechſten Spalte mit den Buchſtaben a, b, c u. ſ. w. unter einander 
zu jchreiben, und e3 iſt ſodann bei den weiteren Eintragungen, 
wie 3. B. bei Ungabe der ftrafbaren Handlung, Dauer der Haft 
u. ſ. w., durd) Beifügung der betreffenden Buchſtaben anzuzeigen, 
auf welchen der Beichuldigten fich jede einzelne Ungabe bezieht. 

Die Zahl des Regiſters Vr bleibt aud) nach Eintragung 
der Acten in den Anklagenvormert?) für die Geſchäftszahl maß- 

ebend. 
— 1) Erſt nach bewilligter Wiederaufnahme. 

2) 8. 405. Die Zahl des Anklagevormerkes, „rothe Zahl”, dient 
dazu, die Sachen, in welden eine Aufn e eingebracht wurde, von den- 
jenigen zu unterjcheiden, die ohne Anklage beendet wurden, fie bildet 
zugleich einen Regiftraturvermert für Anklageſachen. 

6. 251. In das Megifter Pr find alle Strafſachen ein- 
zutragen, welche durch die Prefje begangene Verbrechen und 
Bergehen betreffen, mag gegen eine beftimmte Perſon die An- 
klage erhoben?) oder bloß ein Erkenntnis des Gerichtes darüber 
begehrt werden, ob der Inhalt einer Drudichrift eine ftrafbare 
Handlung begründe, 

Das Negifter Pr ift unter finngemäßer Anwendung der 
Borfchriften des 8. 250 zu führen; insbeſondere find dieſe 
Borichriften bei den Eintragungen in die Spalten 5 und 6 zu 
beobachten. 

1) Im Falle fubjectiver Verfolgung ift aber nicht auch ein Eintrag 
in das Regifter Vr zu maden, wohl aber gegebenenfalls in den Un- 
klagevormerk, 8. 405. (Siehe 3. M. zu 8. 404.) 


Sammelregijter in Straffaden.') 


*6. 252. Für das Negifter Ns gelten die Beftimmungen 
der 88. 245 und 246 mit der Maßgabe, dafs diejes Negifter 
nur zur Aufnahme von Eingaben beitimmt ift, die fich auf 
Strafjahen beziehen. Insbeſondere werden in diejes Negiiter 
einzutragen fein: Anfragen, ob gegen jemanden Strafacten beim 
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Gerichte vorliegen oder eine Vorftrafe vom Gerichte verhängt 
wurde; Erſuchen der politifchen Behörden um Vollzug der von 
ihnen verhängten Strafen”); alle Schreiben, die weder mit dem 
Nechtshilfeverfehre?), noch mit einzelnen jebt oder früher an- 
bängigen Strafſachen zujammenhängen*); unmittelbar an den 
Gerichtshof einlangende Anzeigen von ftrafbaren Handlungen, 
über welche noch fein Antrag des Anklägers vorliegt; Raths⸗ 
fammerjachen, fall fie fih auf fein beim Gerichtshofe an— 
bängiges Strafverfahren beziehen’); Mittheilungen, die fih auf 
die Verwertung beichlagnahmter Gegenftände beziehen, wenn fie 
nicht zu einer beftimmten Straffache gehören; Eingaben, die fich 
auf noch nicht oder vermeintlich anhängige Straffachen beziehen; 
unklare Anträge oder Eingaben in Strafjachen, deren Zived nicht 
zu erfennen tft u. |. w. 

Onadengefuche und Gefuhe um Entjchädigung wegen un- 
gerechtfertigter Verurtbeilung find nicht in das Regiſter Ns 
einzutragen, fondern zu den Acten der früheren Strafjahe zu 
nehmen. Desgleichen find Anſuchen um Aenderung des Straf- 
orte8® nur dann in das Regiſter Ns aufzunehmen, wenn Die 

»Strafiadhe felbft bei dem &erichte weder anhängig ijt noch 
früher anhängig war.) 

Bei Eintheilung des Regifters in Abfchnitte”) find für un- 
mittelbar einlangende Anzeigen und nad Bedarf für Eingaben 
an die Rathskammer?) und für Berichte und Schreiben bejondere 
Abſchnitte zu bilden, die zu keiner anhängigen Straffache gehören. 

Beim Oberlandesgerichte find auch die Erklärung des 
PBrivatbetheiligten, daſs er die Verfolgung einer ftrafbaren Hand- 
lung an Stelle des Staatsanwaltes aufrecht hält ($. 48, 8. 2 
St. P. O.), der Antrag auf Berlängerung der Collufionshaft 
(8. 190 St. P. O.) und Geſuche um Mifderung. der Strafe 
wegen des nachträglichen Vorkommens von Milderungdgründen 
(8. 410 St. P. O.) in das Regifter Ns einzutragen. 

Wenn alle Strafſachen einem Richter oder einer einzigen 
Gerichtsabtheilung zugewieſen ſind, iſt bei dem Gerichte nur 
ein einziges Regiſter Ns zu führen. 

1) Dazu wird in der Regel fein Namensverzeichnis gefüßrt, 8. 254. 
(Stehe 3. m zu 8.254.) Beftimmungen über überjährige Sachen finden 
feine Anwendung, $. 256, Icgter Abſatz. Die Ucten find zu Sammel⸗ 


acten zuſammenzulegen, 8. 2 
2) Insbeſondere Schul- und Polizeiſtrafen. — Hinſichtlich des Voll⸗ 





— 
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zuges der durch die politifhen Behörden verhängten Arreftitrafen 
wurde der Borgang beobachtet, daſs das Anſuchen um den Vollzug mit 
dem fchriftlichen Auftrag zur Ueberwahung des Bollzuges erledigt wird, 
worauf nach Ablauf einer Friſt wieder jchriftlich berichtet und der In⸗ 
halt biefes Berichtes der politiihen Behörde mit einem concipirten 
Schreiben mitgeteilt wird. Derariige Erjuchen geben jedoch dem Gerichte 
nur dann zu einer Mittheilung Anlaſs, wenn die Strafe wirflid an⸗ 
getreten wird. Die Bewirkung de3 Strafantritte8 und befien Ueber⸗ 
in — der politiſchen Behörde (J. M. E. v. 24. Mai 1898, 
12121, P. 4). 

2) Dieſe gehören in das Regiſter Hs (8. 248). 

4) Dieſe werden bloß unter dem Actenzeichen der Strafſache den 
Acten angeichlofien. 

8) 8. DB. Ublehnung eines Bezirksrichters, 8. 74 St. P. D., Ab⸗ 
fehnung einer übertragenen Vertheidigung, 8. 43 St. P. O., Zuftändig- 
feitäftreitigleiten zwiſchen Bezirkögerichten, 8. 64 ©t. P. O. 

°, Insbeſondere die Unfrage, ob eine erbetene Wenderung des 
Strafortes durchgeführt werden kann (Raum u. dergl.). 

) Siehe $. 246, Abi. 2. 

9) Anträge der Privatbetbeiligten nad F. 48, 8. 1, St. P. O., 
welche eine beim Gerichtshofe bisher noch nicht anhängig geweſene Etraf- 
fache betreffen, find in das Sammelregifter für Strafſachen einzutragen 
und wie andere Rathskammerſachen zu behandeln. (Siehe 3. M. €. v. 
24. März; 1889, 3. 6669, bei $. 260) 


Negifter für Berufungen und Bejchwerden in 
Straffaden.!) 


$. 253. Das Negifter BI ift für Berufungen gegen be- 
zirksgerichtliche Strafurtheile bejtimmt. In der 6. Spalte ijt 
erſichtlich zu machen, ob die Berufung vom Beſchuldigten, 
Staatdanwalte, PBrivatankläger, Subfidiaranfläger oder Privat: 
betheiligten angebracht wurde. Wenn Zeugen oder Sachver⸗ 
ftändige zur Berufungsverhandlung vorgeladen oder ein Erfenntnis 
nach 8.477 der Strafproceföordnung ?) gefällt wurde, fo ift dies 
in der Spalte für Bemerkungen anzugeben. 

Das Negijter DI iſt über Diejenigen Beſchwerden gegen 
Bezirkögerichte zu führen, welche an den Gerichtöhof erfter In— 
ftanz als Berufungsgericht gelangen. 

1) Beftimmungen über überjährige Sachen finden keine Anwendung, 
8. 266, letzter Abſatz. 

9) Weberzeugt fich der Gerichtshof aus Anlaj3 einer von wem 
immer ergriffenen Berufung, daſs zum Nachtheile des Angellagten das 
Strafgefeg unrichtig angewendet wurde, oder dais biejelben Gründe, auf 
welchen feine Berfügung zu Gunften eined Ungellagten beruht, aud) 
einem Witangellagten zuftatten kommen, welcher die Berafung nicht oder 
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nicht in der in Trage kommenden Richtung ergriffen bat, jo hat der 
Gerichtshof fo vorzugehen, als wäre eine ſolche Berufung eingelegt. 


Namensverzeichnijfe zu den Regiſtern. 


+6,.254. Bu jedem Regifter?), mit Ausnahme der Regifter K, 
G, Ne?) und Ns ift ein alphabetifches Namensverzeichnis zu halten, 
in welchem die Namen der Parteien und da3 Vctenzeichen der 
NRechtsfache anzugeben find. Maßgebend ift für die Negifter C, 
Ch, Cg, Cm, Cw und Be der Name ded Bellagten, für dad Re: 
gifter Cu der Name des Klägers, für das Regiſter M der Name 
des Beklagten oder des Schuldners, für das Regiſter E Der 
Name des Berpflichteten, für das Regiſter V der Name des 
Gegners der gefährdeten Partei, für dag Negifter A der Name 
des Berftorbenen, für das Regiſter L der Name der zu ent- 
mündigenden oder ſchon entmündigten Berjon, für dad Re— 
gifter P der Name des Pflegebefohlenen, für dag Regiſter F 
der Name des Stifters, für das Negifter S der Name des Ge— 
meinjchuldners, filr dag Negifter T der Name des Antragftellers 
und des Abmwejenden, deſſen Zodeserflärung beantragt wird, für 
das Regifter R der Name des Beichwerdeführerd und für das 
Regilter He der Name der erjuchenden Behörde. 


8. 254. Wenn bie Gefchäfte | kurzen Wege mittel® eines Bogens 
zwifchen mehreren Gericht8abtheilun- | mitzutheilen, der nach Eintragung in 
gen nach Buchftaben vertheilt find, | da8 fremde Namensperzeichnis wieder 
und die gegen mehrere Streitgenoffen ! an bie regifterführende Kanzletabtbei- 
angebrachte Klage nad den Namen | tung aurhdänfteilen ift. 
der Gtreitgenofjien vor verichiedene | enn mit Nüdficht auf den Um- 
Abtheilungen gehören würde, tft die ! fang der raue, in da8 Re- 
Rechtsſache beilenungeachtet nur in gie Ne die Auffindung einzelner 
das Megifter derjenigen Abtheilung achen fonft zu fchwierig wäre, faun 
einzutragen, welcher fie nad) dem | au zum Sammelregifter Ne ein 
Namen des Erfibelagten zukommt. Namensverzeichnis geführt werden. 
zu das zu dieſem Negifter geführte Bezüglich des Firmenregifterd ift die 

amensberzeichnis find nicht bloß die |, Führung eines Namensberzeichniffes 
Namen derjenigen Streitgenoflen, die überflüffig, weil nah 8. 16 der M. B. 
nah den Anfangbuchsftaben ihres v. 9. März 1863, R. G. B. Nr. 27, 
Namens vor diefe Abtheilung gehören, Nachichlageregifter zum Hanbelsregifter 
jondern die ſämmtlichen Streitgenoffen ' zu ren find und die bezüglichen 
aufzunehmen; außerdem find die NRa- Vorſchriften dieſer Mintfterialverord- 
men engen itbeflagten, welche un aufrecht bleiben. Zum Tagebuch 
nah dem fangsbuchftaben ihres | in Grundbuchfachen ift ein Namens⸗ 
Namens an und für fi vor eine | verzeichnis nicht zu führen, ba die 
andere GerichtSabtheilung gehören | Real- und Perfonenverzeicäniffe zum 
würden, der Stanzleiabtbeilung diefer | Grundbuchstagebuche fortgeführt wer- 
legteren unter Belanntgabe bed Pro- | den müſſen ($. 255, Ubi. 4 9. O.). 
ceſsgegners und des Actenzeichend im . M.) 


— 
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Für die NRegifter in Strafjachen tft der Name des Unge- 
zeigten, Verdächtigen, Beſchuldigten, Ungellagten oder Verur⸗ 
tbeilten maßgebend; zum Regiſter Vr ift überdies ein Namens: 
verzeichnis nach dem Namen des Beichädigten zu führen.®) 

Straffachen, in welchen die Thäter nicht befannt und auch 
Beichädigte nicht bekannt oder nicht vorhanden find, werden unter 
geeigneten Schlagwörtern in das Namendverzeichnis eingetragen.‘) 

Beiteht die Partei, deren Name maßgebend ift, aus meh» 
reren Berfonen oder find an einer Straffadhe mehrere Beſchul⸗ 
digte, Angellagte u. |. m. oder Beſchädigte beteiligt, fo ift jeder von 
diefen und, wenn eine Widerflage erhoben wird, auch der Name 
der mittels Widerflage belangten Perſon in dag Namensver- 
zeichnis aufzunehmen. 

Wo bisher alle dem Gerichte angezeigten Zobesfälle in ein 
alphabetiiches Sterberegifter eingetragen wurden, ift an Stelle 
des Namensverzeichnifjes zum Regiſter A dieſes Sterberegifter 
fortzuführen.®) 

1) Zum Eingangsbuch, dann zum Tagebuch in Firmenſachen (8. 78) 
und zu den Bormerlen (3. B. Anklagevormerk) wird fein Namensver⸗ 
zeichnis geführt. — Das Namensverzeichnid zu Vr und Pr erjegt aud) 
ein joldhes zum Anklagevormerk. — In die Namensverzeichniſſe der Regiſter 
für die ftreitigen Rechts- und Erecutionsjachen find Die Namen beider Parteien 
einzutragen und es ift zur Unterfcheidung mehrerer zwiſchen denfelben 
Barteien anhängigen Rechtsfadhen auch der Gegenftand (wegen .... .) 
anzugeben. Für die alphabetifche Einreihung im Ramensverzeichnijie ijt 
der Name des Bellagten u. |. w. maßgebend. 


N Zum Sammelregifter Nc und zwar zu der Abtheilung, welche 
die Vergleiche ($. — C. P. O.) enthält, kann ein — 
geführt werden (J. M .€.v.2. Mai 1898, 8. 10505 ® 
2) Daher ift für das Negilter Hs im Gegenſahe zu = Segifter He 
nicht der Rame der erjuchenden Behörde maßgebend. I das Namens- 
verzeichnis zum Regifter Vr und Pr ift auch die nrolde Zahl“ (Nummer 
des Anflagevormer es) einzutragen, $. 405, U Abſa 
9) 8.3. Fund einer Kindesleihe in ..... et in ..... 
°) In demjelben ift aber Hinzumweifen anf die Zahl des A⸗Regiſters. 
— Eintragung der Eingaben und ſonſtigen Geſchäftsſtücke in anhängigen 
Sadıen, 8. 9 Uebergangs-Bdg. 
+6, 255. Der Eintrag in das Namendverzeichnis tft fo- 
gleich?) mit der eriten Eintragung in das Negifter zu verbinden. 
Die Namensverzeichniffe find je nach dem Umfange des 
einzelnen Regifterd für eine angemefjene Reihe von Jahren an- 
zulegen; fie find getrennt vom Regiſter zu halten und in deut- 
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licher Schrift mit dem Titel „Namensverzeichnis" zu verjehen. 
Ein neuer Band des Namensverzeichniffes darf nur zu Beginn 
des Gejchäftsjahres angelegt werden; fowie ein neuer Band er- 
öffnet wurde, find Eintragungen in den früheren Band unzuläffig. 

Die Namensverzeihniffe zum Regiſter A und P find für 
ſämmtliche GerichtSabtheilungen vereinigt zu führen; ferner ift 
bei Bezirkögerichten für jede Gerichtsabtheilung in Strafſachen 
nur ein einziges Namendverzeichnig?) zu führen. Bei Heineren 
Bezirkögerichten, insbefondere folchen, die nur mit einem oder 
zwei Einzelrichtern bejest find, können mehrere oder nach Um— 
ftänden alle Namensverzeichniffe, die in Civil- oder in Straffachen 
zu führen find, je in ein Namensverzeichnis vereinigt werben. 

Ueber die Eintragungen in die Öffentlichen Bücher find auch 
in Hinkunft die in Gemäßheit der bejtehenden Vorfchriften an- 
geordneten Real- und PVerjonenverzeichniffe (Andices)?) und für 
Berfahbücher die Jahres- und die ftehenden Negifter zu führen. 

Für die Eintragungen in das Präfidialjournal find zwei 
alpbabetijch geordnete Verzeichniffe, und zwar das eine nach 
Namen der Betheiligten, das zweite nach dem Gegenftande der 
Eingabe anzulegen.‘) 

Lebterem ift die im $. 24 enthaltene Aufzählung und Ein- 
theilung der Präfidialfachen zugrunde zu legen; es können jedoch 
nach Maßgabedes Bedürfnifjes Hinjichtlich ver einzelnen Gruppen von 
Präfidialfachen weitere Unterabtheilungen vorgenommen werden.°) 
In dieſes Sachverzeichnis des Präjidialjournales ift auch aufzu- 
nehmen, was bisher in den Normalienindeg eingetragen wurbe.®) 

’) Bei Eingaben fofort nach der Ablieferung von der Einlaufitelle 
an die Kanzleiabtheilung, 8. 324. 

2) Ohne Unterichied des Regifters aljo für Z, U und Hs. 

*) Die Landesgejege Über die Unlegung neuer Grundbücher und 
deren innere Einrichtung ordnen die Führung von Negiftern über Die 
Grundbuchslörper ſowie über Perjonen, für und gegen welde Ein- 
tragungen ftattfinden, an. 8.8. böhm. Landesgeſetz v. 5. December 1874, 
2, G. 8. Wr. 9, 8. 

4) Nur mit biefen Berzeichniffen Tann das Nachſchlagebuch für 
Regiftraturszwede verbunden werben, 8. 293, letter Abſatz. 

°), Auch fönnen nad) Bedarf neue Gruppen für in 8.24 nicht ein- 
gereihte Sachen gebildet werden. Nach denjelben Gruppen find die 
a zu vereinigen, 8. 279. 

Siehe außerdem die Namensverzeichniffe zum Urkundenver- 
zeichnis, $. 286, und zum Pfändungsregifter, 8. 257. 
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Ueberjährige Rechtsſachen. 


*6, 256. Diejenigen im Regifter C, Cb, Cg, Cm, Cu, Ow, 
A, Ei), L, S, Be, R, Z, U, Vr und Pr eingetragenen Rechtsſachen, 
welche am Sabresfchluffe noch nicht erledigt find, müſſen im Re— 
gifter in auffälliger Weile durch einen an der linfen Seite des 
Regiſters mit farbigem Stifte angebrachten Strich hervorgehoben 
werden. 


Die Actenzeichen der in den genannten Regiſtern einge- 
tragenen unerledigten Sachen find auf der erften Seite des 
gleichen Regiiterd des nächiten Jahres unter der Ueberſchrift 
„anhängig verblieben“ in der Reihenfolge der Sahrgänge und 
der Bahlen der früheren Regilter anzugeben. Nach Maßgabe 
der Beendigung der einzelnen Sachen?) ift das übertragene Ucten- 
zeichen im Regiſter de3 laufenden Jahres zu durchfireichen und 
die Sache im früheren Regijter bei der erjten Eintragung als 
erledigt zu bezeichnen. Sobald die legte aus dem früheren 
Sahrgange des Regiſters noch rüdjtändige Sache erledigt wurde, 
ift diefer Jahrgang des Regijters abzufchließen, und falls er ein 
felbitändiges Heft bildet, auf defjen Umſchlag die Abſchließung 
erfichtlich zu machen („Abgeſchloſſen am ..... “).8) 

Wenn eine Sache bei Beginn des dritten auf den Anfall 
folgenden Jahres noch nicht erledigt ift, muſs der gejammte 
Regiftereintrag in das Regiſter des neuen Sahres übertragen 
werden*); die übertragenen Sachen find zu Beginn des neuen 
Regiſters unter Beibehaltung des alten Actenzeichend vor den 
Sachen, welde in diefem Jahre neu anhängig werden, einzu- 
tragen. In die Spalte für Bemerkungen des früheren Regiiters 
ift die Uebertragung unter Ungabe des Regiſters und der Seite, 
wo fich der Uebertrag im Regifter des laufenden Jahres befindet, 
anzumerfen (Uebertragen 99, S. 3). Die Mebertragung ift ferner 
auf dem Rüden oder Dedel der Acten in der linken unteren 
Ede zu notiren. (S. 3/99.) 

Nach Ablauf von zwei weiteren Jahren ift eine neuerliche 
Uebertragung vorzunehmen. 

Auf Rechtsſachen, die in anderen als in den in Abſatz 1 ge- 
nannten Regiftern?) eingetragen find, finden die vorangehenden 
Vorichriften keine Unmwendung. 

2), Siehe jetzt 8. 2880. _ 
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2) Bid dahin erfolgen die Eintragungen im alten Regifter. 

” Die abgeichloffenen Regiſter find an die Regiftratur abzugeben 
und dies im Sammelregifter (Anhang) anzumerfen, 8. 246, letter Abſatz. 

4) Damit nicht gleichzeitig mehr als 3 Negifter geführt werden 
müflen. In Betreff der Actenbebandlung bei Uebertragung überjähriger 
Rechtsſachen aus Anlaſs einer RERDELUNN der Geihäftsverteilung 
ftiehe die Mitth. des J. M. 8. 8. ©. 291/1900. 

9) M,K, V,P,G, F, T, Bl, DI, J, D, Hc, Ha, Nc, Ns, Bs. 

ee des $uftigminifteriums vom 15. October 
1898, J. M. V. B. Nr. 31, betreffend die Behandlung über- 
jähriger Rechtsſachen. 

Um zu verhindern, daj3 in den Geichäftsausweilen eine große 
ahl von Rechtsſachen als anhängig ausgewieſen wird, in welchen ein 
tillftand von vorläufi — Daner im Berfahren einge- 

treten iſt, findet das Juſtizminiſterium in Ergänzung der Beitimmungen 
der Geſchäftsordnung anzuordnen, wie folgt: 

8. 1. Soferne nicht nad den Beitimmnngen des 8. 227, 2. 2, 
G. D. ein früherer Tag als Tag der Erledigung gilt, find von den in 
die Proceisregifter C, Ch, Cg, Cm und Cw eingetragenen Rechtsſachen 
als mit dem lebten Tage des Jahres erledigt anzuſehen: 

5 5 — Sachen, in welchen das Verfahren am Schluffe des Jahres 
noch ruht; 

2. die Sachen, in welchen die Klage zur Berbefierung zurädgejtellt, 
aber trog Berftreichens der für die Wiedervorlage beſtimmten Frift bis 
zum Schluſſe des Jahres er wieder vorgelegt wurde; 

3. die Sachen, in welchen die Klage ohne Anberaumung einer 
Friſt für die Wiedervorlage rg Ale wurde, falls feit Buftellung 
legteren Bejchluffes wenigftend ein Monat verftrichen tft; 

4. die Sachen, in welchen die Klage nicht zugeitellt werden konnte, 
falls wenigftend ein Monat verftrihen iſt, ſeitdem der Kläger erfolglos 
aufgefordert wurde, die Rlagsangaben tiber die Adreſſe ded Gegners zu 
ergänzen, zu berichtigen oder wegen Bornahme der Zuſtellung fonft 
einen Antrag d' jtellen ; 

5. die Sachen, in welchen die Friſt zur Klagebeantwortung ſpä⸗ 
teftend am 1. December ablief, bis zum Sahresichluffe aber ein Antrag 
auf Anordnung einer Tagſatzung gemäß 8.398 €. P. O. nicht er wurde; 

6. die Mandats- und Wechſelſachen, in welchen die Ueberfendun 
des BZahlungs- oder Sicherftellungsauftrages an den Bellagten gemä 
$. 354 ©. DO. dem Abvocaten des Klägers überlaflen, der Rüdſchein 
aber bi8 zum Schlufle des Jahres dem Gerichte nicht vorgelegt wurde. 

Wird eine diefer Rechtsſachen nachträglich wieder anhängig, fo tit 
fie als neue Sache einzutragen und zugleich bei dem früheren Regijter- 
eintrage in der für Bemerkungen beitimmten Spalte anzugeben, in 
welchem Regiſter und unter welcher Zahl die neue Eintragung erfolgt 
ilt. Die Dauer des Verfahrens ift in folchen Fällen nicht vom Ein- 
gange der Klage, fondern von dem Beitpuntte der neuen Eintragung in 
das Regiſter zu rechnen. 

Rechtöfachen, die weder in einem der im 8. 227, 3.2, G. O. an- 
gegebenen früheren Endpunkte ihre Erledigung fanden, noch zu den oben 
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1 bis 6 bezeichneten Sachen gehören, find nad Vorſchrift des 
‚8-2, legter Abſatz, G. O. an dem Tage als erledigt anzujehen, 
s welchem dem Gerichte ein außergerichtliche8 Vorkommnis, durch a3 
= Proceſs erledigt wird, zur Kenntnis gelangt (8. 227, 3. 6 ©. D.), 
nah Ablauf eines Jahres feit dem lebten Die Procefsführung be- 
* Parteiantrage. 

2. Die —53 (8.247 G. O.), Vr und Pr (8.249 G. O. 
* — Vorerhebungen und Vorunterſuchungen ſind als erledigt 
wenn entweder das Verfahren eingeſtellt oder die Anklage⸗ 

38 eingebracht worden ift. 

Uebertretungsfadhen find außer in den im $. 247, letzter Abſatz, 
G. D. angeführten Fällen aud dann als — anzufehen, wenn das 
Berfahren gemäß 88. 412 und 452, 8. 2, St. P. D. eingeftellt und 
bis zum Sahresichluffe nicht wieder auf enommen worden tft. Wird 
eine folche ei ade im jelben Jahre wieder fortgejeßt, fo iſt 
fie unter der egifterzahl fortzuführen. Wird Hingegen das 
Verfahren erit fer b Sahrebiätul fortgefeßt, fo ift die Sache als neue 
— und gugleis bei dem früheren Regiſtereintrage in der für 
Bemerkungen beitimmten Spalte anzugeben, tin welchem Regiſter und 
unter weiße Baht die nee g : erfolgt ift. 

8. 3. Die in 8. 1, 8.6, dieſer Verordnung erwähnten Mandats- 
und Bchielfahen find 2 "Geihäftsausweiie der Bezirkögerichte (For⸗ 
mular Nr. 82) und im EDEL ANBInCHe der Gerichtshöfe eriter Inſtanz 

(Formular Nr. 83) in der Spalte 3, beziehungsweife 1 und 2 („Er« 
laſſene Zahlungs⸗, beziehungsweife erien ahlungs⸗ und Sicher⸗ 
ellungsaufträge, gegen welche Einwendungen nicht erhoben worden 


ind“) auszuweiſen. 

4. Im Sinne des Geſchäftsausweiſes (Formular Nr. 85, 
Spatte1 und 4) und im Sinne der ftatiftiichen Ausweife find ald vom 
Vorjahre anhängig übernommen und als anhängig verblieben nur Die- 
jenigen Webertretungsiachen zu behandeln, in welhen am Schluſſe des 
Sahres — das Verfahren eingeſtellt, noch in erfter Inſtanz das Ur- 
theil gefällt iſt. Uebertretungsſachen, in welchen das in gefällt, 
aber noch nicht vollzogen wurde, gelten im Sinne der Gejchäfts- und 
atiſtiſchen Ausweiſe als erledigt; ——— der übrigen Geſchäfts⸗ 
ng (8. 247, lebter Abſatz, ©. D.), insbeſondere hinſichtlich der Be⸗ 
—— als überjägeige e Sachen und an der Abgabe der Acten 
an bie Regiftratur ($. 289, Abſatz 3, ©. D.) find fie dagegen als an- 

hängige Sache anzufehen. 
*) Eine Ergänzung Beltimmungen enthält die J. M. 8. 
v. 27. Sänner 1899, I. M. 8. 8. Nr. 7. Siehe diejelbe bei 8. 247. 


Pfändungsregiiter. 

6.257. Bei den Bezirkögerichten, die fi) am Erecutiong- 
vollzuge zu betheiligen haben?), ift ein Pfändungsregifter (8. 254 
Exec. DO.) nad) Formular Nr. 52 zu führen. Das Pfändungs- 
regifter ift zu binden und fo anzulegen, daſs es für ungefähr 

Schauer, Geſch. Ordg. 41 


Nr. 52. 
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drei Jahre oder bei Gerichten mit befonders großem Geſchäfts⸗ 
umfange für zwei Jahre ausreiht. In jedem Bande beginnen 
die Poftnummern mit eins. Zum Pfändungsregifter iſt ein 
alphabetifch geordnetes Namendverzeichnid nach dem Namen des 
Verpflichteten zu führen (88.254 und 255). Wo die Gefchäfts- 
thätigfeit in Sachen des Erecutionsvollzuges eine geringere ift, 
kann das Pfändungsregifter alphabetiih nad) dem Namen bes 
Berpflichteten angelegt werben; ein Namendverzeichnis ift in 
diefem Falle nicht zu führen. 

Beitehben an demſelben Orte mehrere Bezirkögerichte, fo 
wird das Pfändungsregilter von demjenigen Bezirfägerichte ge- 
führt, dem die Ausübung der gejammten, dem Crecutions: 
gerichte zugewieſenen Gefchäfte für diefen Ort übertragen ift?); 
wenn aber dieſe Gefchäfte auf mehrere Bezirkögerichte des Ortes 
verteilt find®), Hat der Oberlandesgericht3präfident eines der zur 
Ausübung der Gerichtsbarkeit in Erecutionsfadhen berufenen 
Bezirkögerichte des Ortes damit zu betrauen, das Pfändungs- 
regifter für den ganzen Ort zu führen. 

Die Eintragungen in das Pfändungsregiiter geichehen durch 
den leitenden oder auffichtführenden Beamten der Zuſtellungs⸗ 
und Erecutionsabtheilung (Erecutionsabtheilung) ober durch den 
Buftellungsbeamten oder durch einen anderen vom Gerichtsvor⸗ 
fteher zur Vornahme diefer Eintragungen beitimmten Kanzlei= 
beamten (Kanzleigehilfen). Dieje Perſonen müfjen jedoch keines⸗ 
wegs alle Eintragungen ſelbſt vornehmen, fondern können das 
thatfächlide Einjchreiben der von ihnen bezeichneten Daten ſo— 
wohl durch Ranzleigehilfen, wie durch Diener bewirken laffen. 

Alle vorgefchriebenen Eintragungen*) müfjen ohne Aufſchub 
nah Eintritt oder Bekanntwerden der zu beurfundenden Vor⸗ 
fälle erfolgen; das Anſammeln von Rüdjtänden und unausge- 
führten Eintragungen darf nicht geduldet werden. Insbeſondere 
muſs die erite Eintragung einer Erecutionsjache in das Pfän- 
dungsregifter innerhalb zweier Zage nach Vornahme der Pfän⸗ 
dung, bei Pfändungen aber, die durch das Vollitredungsorgan 
eines anderen Erecutiondgerichted vorgenommen iwerden?), am 
Zage nad) dem Einlangen der Mittheilung über den Pfändungs- 
vollzug bewirkt werden. Erforderte der Erecutionsvollzug eine 
mehrtägige Abweſenheit des Vollitredungsorganes vom Gerichts⸗ 
orte, jo muſs die von dem Vollitredungsorgane vorgenommene 
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Pfändung am Tage nach deſſen Rücktehr in das Pfändungs- 
regifter eingetragen werden. 
o nicht bei den Bezirk ten in Handelsfachen, 8.9 J. M. 8. 
v. * 1807. N. ©. * Fee v —— 
In Wien von dem ecutionsgerichte in Prag von dem Be 
— BI für die Alt- — SEE in Trieft von dem Bezirks⸗ 
N, In Civilfachen, 88. 4,6 J. M. 2. v. 24. Juni 1897, R. ©. 8. 


= Dies ift nirgends der Fall, insbeſondere dort nicht, wo fih am 
Gerichtshofſitze 2 Bezirkögerichte befinden, von welchen der Sprengel bes 
einen das Stadtgebiet umfalst, während der Sprengel des anderen auf 
v. Re — der Stadt fi erftredt, 88 J. M. V. v. 24. Juni 


9 Jede nn vorgenommene Pfändung beweglicher körper- 
licher Sachen, 8. 254, Abſ. 2, E. DO. — Die Bewilligung des Ver⸗ 
faufes, 8. 264, Abi. 4, E. O. — Der bewirkte Berlauf, 8.279, Abf. 3, 
E. O. — Die Einftellung des Berlaufsverfahrens, 8.282, Abi. 3, €. D. 
Ferner die mitgetheilten Pfändungen im — Wege, 8. 264, 
Abſ. 3, E. O. Siehe diesfalls die J. M. V. v. 30. December 1597. 
J. M. V. 8* Mr. 50, betr. die Erfi —— der im Berwaltungs- 
wege an gerichtlich gepfändeten Saden begründeten Pfandrechte im 
Pfändungsregifter bei 8. 259. — Pfandweiſe Bejhreibungen 
Zinsklagen find in das Pfändungsregifter nicht einzutragen. In d 
großen Städten mit centralifictem Crecutionsvollzug empfiehlt es fi, 
die von den Procelögerihten aufgenommenen Brotofolle über pfandweije 

hreibungen jofort nad) der Vorlage an das Procejögericht dem Exe⸗ 
eutionsgericht des Ortes zu Üüberjenden und fie dort zu den Acten bes 
—— ee unter bejonderen Gruppen von Negifter- 
zahlen ($. 24 D.), zu nehmen. Ein Eintrag in das Pfändungs- 
J——— Ban A ftatt, wenn auf Grund des erlangten Executionstitels 
die executive Pfändung bewilligt und — allenfalls dur Anmerkung 
Ti — über die pfandweiſe — — vollzogen worden 

vd. 16. April 1898, 3. 8854, P. 6). 


5) Diefer Fall ift infolge ber Goneentriumg — der Geſchaͤfte des 
Erecutiondvollzuges in Wien und Prag nicht prakuſch. 


6. 258. Wo die Ucte des Executionsverfahrens, die im 
Pfändungsregiiter anzumerken find, die Mitwirfung der Voll: 
ftredungsorgane des Gerichtes erheifchen und deshalb den Per⸗ 
onen, welche den Erecutionsdienit zu leiten haben, jchon in⸗ 
folge des gewöhnlichen Gefchäftsganges amtlich befannt werben 
müfjen?), hat eine weitere Vorkehrung wegen der Eintragung in 
das Pfändungsregiiter nicht einzutreten; wenn diefe Perfonen 
das Pfändungdregifter nicht ſelbſt führen, haben fie die ihnen 
zugelommenen gerichtlichen Aufträge dem Sanzleibeamten oder 

41* 
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Ranzleigehilfen, welchem das Regiſter übertragen tft, rechtzeitig 
zur Eintragung vorzulegen. 

Bon den Xcten, von welchen jene Berfonen in Ausübung 
ihres Dienftes feine Kenntnis erhalten Können ?), find fie oder 
Diejenigen, welche das Negifter zu führen haben, fogleich nad 
der richterlihen Beichlufsfaffung zum Zwecke der Eintragung 
in das Pfändungsregifter zu benachrichtigen. Es Tann Diele 
Benachrichtigung durch Ueberjendung einer Turzen fchriftlichen 
Mittheilung oder in der Weiſe gejchehen, daſs ihnen der richter⸗ 
liche Beſchluſs vor der Uebergabe zur Reinſchriſft oder vor der 
Abgabe zur Zuftellung zur Einficht vorgewielen wird; der Auf- 
trag biezu wird durch einen auf die Acten felbjt gejchriebenen 
Vermerk (Vid. Pfändungsregifter) ertheilt. Die Eintragung ift 
fogleih auf Grund der vorgewielenen Acten zu bewirken. 

Die Eintragung von Erecutipnsacten, die von einem der 
übrigen am felben Orte befindlichen Erecutionsgerichte bewilligt 
oder von deſſen Voljtredungsorganen vorgenommen werden, iſt 
durch kurze fchriftliche Mittheilungen an die mit der Führung 
des Pfändungsregifterd beauftragten Perfonen zu veranlafien. 
Zu diefen Mittheilungen find nad dem Mufter des Pfändungs- 
regifter8 hergeftellte WBläiter zu verwenden, die fo ausgefüllt 
werden follen, daj3 die Eintragungen womöglich wörtlich in das 
Pfändungsregiiter abgefchrieben werden können. Dieſe Mit- 
theilungen find in der Negel nicht einzeln, fondern täglich ein- 
mal an da3 Gericht des Pfändungsregifterd zu überjenden; die 
Ueberjendung muſs fpäteftend am Tage nach Vornahme der Pfän- 
dung, der Verwahrung oder ded Verkaufes oder am Tage nad) 
der richterlichen Beichlufsfaffung über die Bewilligung, Auf- 
ihiebung oder Einftellung des Verkaufes ftattfinden.?) 

Für die Nechtzeitigfeit und Richtigfeit dieſer Mittheilungen 
bat der Beamte (Kanzleigehilfe) zu forgen, der bei dem Execu⸗ 
tionsgerichte mit der Leitung der Gefchäfte des Executionsvoll⸗ 
zuges betraut iſt. Acte des Erecutionsverfahreng, die nicht von 
den Vollſtreckungsorganen des Erecutionsgerichte® oder unter 
deren Leitung ausgeführt werden, aber zur Eintragung in das 
Pfändungsregifter mitgetheilt werden müſſen, find den Berjonen, 
welchen diefe Mittheilungen obliegen, in Gemäßheit der Beftim- 
mungen des Abſatzes 2 zur Kenntnis zu bringen. 

’) Die Protofofle über Acte des Executionsvollzuges find dem mit 
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ber Verwaltung des Executionsdienſtes betrauten Beamten der Zu⸗ 
ſtellungs⸗ und Erecutionsabtgeifung vorzulegen, $. 334. 


N 3. B. bei Vornahme einer Pfändung dur) Anmerkung auf 
einem früheren Pfändungsprotofolle, die in der Kanzleiabtheilung bes 
en 0a welchem ſich da3 Protofoll eben befindet, vorgenommen 
wird, 9. . ; 

2) Dieſe Beſtimmung ift infolge der Concentrirung der Geichäfle 
des Erecutionsvollauges in Wien und Prag nicht praktiſch. 

6. 259. Alle Gläubiger, welche die Pfändung von körper: 
lichen Sachen desſelben Berpflichteten erwirken, find in der 
4. Spalte nad der Zeitfolge der Pfändungen anzuführen; für 
einen und denfelben Berpflichteten darf im Pfändungsregifter 
nie mehr als eine Bojtnummer?!) eröffnet werden. Dem Namen 
des eriten betreibenden Gläubigers ift der Buchftabe a, dem 
Namen jedes weiteren Gläubigers der nächitfolgende Buchitabe 
beizufegen und bei den Eintragungen in den übrigen Spalten 
durch Beifügung der gleihen Buchjtaben feitzuftellen, welchen der 
Gläubiger jede Eintragung betrifft. In der nämlichen Art find 
beim Vorhandenſein mehrerer betreibender Gläubiger in der 
2. Spalte die Actenzeichen ihrer Erecutionsanträge anzugeben. 

Die gepfändeten Gegenftände find in der 7. Spalte nur 
nach ihrer Gattung zu bezeichnen (zum Beifpiel: Hausgeräthe, 
Werkitätteneinrichtung, Vieh, Waren bejtimmter Art u. ſ. w.). 

Die Eintragung in die Spalte 8 ijt nicht auf die Fälle 
bejchränft, wo die Verwahrung zugleich mit der Pfändung oder 
doch bei Vornahme der Pfändung beantragt wird; es iſt viel- 
mehr jede bewilligte Verwahrung durch das Datum ihrer Ein- 
leitung), durch ſummariſche Angabe der in Verwahrung ge- 
nommenen Gegenstände und durch Bezeichnung der Perjon des 
Berwahrers (Gericht, Unftalt u. f. w.) im Regiſter erfichtlich zu 
machen. 

Auf die Pfandrechte, die im Verwaltungswege an den ge⸗ 
pfändeten Sachen begründet ſind, iſt in der Spalte für Bemer⸗ 
kungen zu verweiſen.?) 

Die Namen der Gläubiger, deren Pfandrecht durch Ver— 
fäumung der gefeßlichen Friſt für die Einleitung des Verkaufs: 
verfahrens (8. 256 Exec. D.)*), durch Verzicht auf die Forderung 
oder auf die Execution, durch Befriedigung oder aus anderen 


ftänden in der bisher dafür urn 


269. Die v ä 
& e vorgenommene Pfän- Weife erfichtlich zu machen. (I. M.) 


dung ift an den gepfändeten Gegen⸗ 
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Gründen erlofchen ift, find in der 4. Spalte mit farbigem 
Stifte zu durchſtreichen. Zum Zwecke der Löfchung der Regifter- 
einträge, die durch Beitablauf gegenſtandslos geworden find, ift 
das Pfändungsregifter alle Vierteljahre durchzufehen und in 
zweifelhaften Fällen die Weilung des Erecutionscommillärs 
mündlich einzuholen. 


1) Die Poſtnummer oder Seite ift auch in Sp. 10 des Erecutiong- 
regifter8 einzutragen, $. 2333, ®. 4. 
. Bornahme durch das VBollftredungsorgan. 
°, Damit wird dem 8. 254, letzter Abſatz, E. D. entiprocen. 


nnd des Suftizminifteriums vom 80. December 
1897, J. M. 3. 8. Nr. 50, betreffend die Erſichtlichmachung 
der im Berwaltungdwege an gerichtlich gepfänbeten Saden 
begründeten Pfandrechte im Pfändungsregifter. An alle am 
Erecutionsvollzuge betheiligten Bezirkögerichte. 

Um im Pfändungsregijter die Pfandrechte erfichtlih zu machen, 
die im Verwaltungswege an gerichtlich gepfändeten beweglichen Sachen 
begründet werben (8.254, Abſ. 3, €. O.), hat das k. k. Finanzminifterium 
im Einvernehmen mit dem Juftizminifterium mit dem Erlafle vom 
23. December 1897, 8. 58418, die politiichen Erecutionsbehörden an- 
gewiejen, alle im admintiitrativen Wege aufgenommenen Pfändungs- 
protofolle in Frl nad ihrer Aufnahme dem zuftändigen 
Erecutionsgerichte zur Einficht zu überjenden. 

Die Gerichte werden angemwielen, dieſe Pfändungsprotofolle un- 
verzüglich mit den Eintragungen im Pfändungsregifter zu vergleichen 
und, falls die im Verwaltungswege gepfändeten Sachen bereits gericht- 
li gepfändet find, bei der betreffenden Eintragung im Pfänbungs- 
tegifter auf die Pfandrechte, die im Verwaltungswege an den nämlichen 
Saden begründet find, zu verweilen. Bu dieſem Zwecke find in ber 
für Bemerlungen beftimmten Spalte des Pfändungsregifters (8. 259, 
Abi. 4, ©. D.) der Name der politiihen Executionsbehörde, Datum 
und Zahl des Pfändungsprotofolles und die Höhe des Anſpruches in 
abgefürzter Faſſung anzugeben, 3. 8. „Bahptichft. Baden, 30./1. 98, 
8. 1507, 25 fl. 80 kr.“. 

Auf dem Protokolle über die adminiftrative Pfändung ift bei 
Geriht mit Tinte oder mitteld Stampiglie ber Bermert — 
Pfändung” anzubringen und ſodann das Protokoll ohne weitere Mit- 

ellung der politiichen Erecutionsbehörde unverziiglich —— 

cheinen hingegen die im adminiſtrativen Wege gepfändeten Sachen 
noch nicht gerichtlich gepfändet, jo entfällt jede Eintragung im Pfändungs- 
regijter fowie jeder andere Vermerk und es ilt das Pfändungsprotokoll 
ohne irgend welche begleitende Mittheilung unverzüglich der politifchen 
Erecutionsbehörde zurüdzuftellen. Alle weiteren ihnen etwa nöthigen 
Auskünfte aus dem Pfändungsregifter oder aus den gerichtlichen 
eutionsacten haben fi) die politiichen Erecutionsbehörden ſelbſt, Durch 
anmittelbare Einfihtnahme in das Pfändungsregifter oder in die ge» 
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richtlichen Acten zu verſchaffen. Die Gerichte find zur Ertheilung von 
Auskünften im ſchriftlichen Wege oder durch Anfertigung und Ueber⸗ 
fendung von Protolollabſchriften nicht verpflichtet. 

*) Für Wien wurde vom Finanzminifterlum im Einvernehmen 
mit dem Juflizminifterium angeordnet, daſs dem Erecutionsgericht bloß 
verzeichnisweile Uuszüge aus dieſen Biändungsprotofolfen wöchentlich 
mindeftens einmal zugemittelt werden. Dieſe Verzeichniſſe enthalten 
alle wejentlihen Daten. 3. M. E. v. 8. December 1898, 3.285608, an 
das D. 2. ©. Prüf. Wien. 


N, Juſtizminiſteriums vom 27. October 
1900, J. M. 8.3. Wr. 40, betzeffenb das Bufammentreffen einer 
adbminiftrativen und gerihtlihen Pfändung An alle am 
Erecutionsvollzuge betheiligten Bezirkögerichte. 


1. Damit beim Zufammentreffen der politifhen und gerichtlichen 
Ereention die Spentität der im abdminiftrativen und ber im gericht⸗ 
lichen Wege gepjändeten beweglichen Sachen in möglichft einfacher Weije 
außer Bweifel geftellt werden Tann, hat das k. }. Finanzminifterium 
anf Erſuchen des Auftizminifteriums mit dem an alle Sinanzlandes- 
behörden gerichteten Erlaffe vom 20. September 1900, 8. 39041, Nadı- 
ſtehendes angeordnet: 

„Wenn die adminiftrativen Vollftredungsorgane aus den gericht- 
war Pfändungsmarken oder durch —— ttheilung des Ver⸗ 
pflichteten oder einer anderen Perſon erfahren, daſs die von ihnen ge⸗ 
pfändeten a er ae auch ſchon gerichtlich gepfändet worden find, ift 
in dem adminiftrativen Pfändungsprotofolle bet der betreffenden Poſt 
auf das gerichtliche Pfandreht unter Angabe des aus der PBfändungs- 
mare erfichttichen Actenzeichens binzuwelten, Falls ungeachtet der Be⸗ 
Hauptung de3 Berpflichteten oder einer anderen Perjon, dafs eine ge- 
richtliche Pfändung borangegangen ift, eine Bfändungsmarke nicht vor- 
Asche wird, ift diefer Umftand gleichfalls im Pfändungsprotofolle zu 

en. 


In Wien tft in den an das Erecutionsgericht ge leitenden ver- 
zeichnisweilen Auszügen ans den Pfänbungsprotofollen auch des ge- 
tg Pfandrechtes unter Ungabe des Actenzeichens Erwähnung 
zu thun. 

2. Da der Hinweis auf das gerichtliche Pfandredht für die Yort- 
führung der ne Execution von Bedeutung ift und eine unrichtige 
Ungabe im adminiftrativen Protokolle auch für die Behandlung der ge- 
richtlichen Geſchäfte nachtheilig fein ann, wird den Erecutionsgerichten 
Nachſtehendes verordnet: 

enn ſich bei der Bergleihung des adminiftrativen Pfändungs- 
protofolles oder des verzeichnisweifen Auaguged mit dem Jar le 
regiiter (%. M. 8. v. 30. December 1897, J. M. 8. B. Nr. 50) 
ergibt, daſs der Hinweis auf das gerichtlihe Pfandrecht unrichtig iſt 
oder daſs das gerichtliche Actenzeichen nicht richtig angegeben ift, hat 
das mit der Vergleichung betraute Kanzleiorgan die Notiz in dem ad» 
miniftrativen Pfändungsprotofolle oder Verzeichnis durch eine kurze Gegen- 
bemerlung richtigzuftellen, anderen Falles aber als richtig zu bejtätigen. 
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*) Wenn der Antrag auf Bewilligung des Berlaufes der gepfände- 
ten Sachen nicht innerhalb eines Jahres jeit dem Tage der Pfändungs- 
bornahme geftellt und das Berfaufsverfahren gehörig — wird. 

$. 260, Die Gerichtslanzlei (Ranzleiabtheilung) hat bei 
Einlangen von Erecutionsanträgen?), foferne nicht auf bücherlich 
eingetragene Vermögensbeftandtheile Erecution geführt wird, aus 
dem Pfändungsregifter und aus dem Namensverzeichniffe zum 
Regifter E?) zu ermitteln, welche Executionen gegen denjelben Ber- 
pflichteten im Buge find und wie weit das Erecutiondverfahren 
bereit3 gelangt ift; daS Ergebnis diefer Ermittlung iſt auf der 
Eingabe, bevor fie dem Richter vorgelegt wird, furz anzumerken. 
Diefe Beitimmung kommt nicht zur Anwendung, wenn das 
Pfändungsregifter bei einem anderen, nicht im felben Gebäude 
untergebrachten Erecutionsgerichte geführt wird. 

Das Bollitredungsorgan, dem eine Pfändung beweglicher 
körperlicher Sachen aufgetragen ift, bat vor deren Vornahme 
durch Einfiht in das Pfändungsregiiter und in die bei den 
einzelnen Erecutionsacten erliegenden Pfändungsprotofolle feft- 
zuftellen, ob und welche QVermögendbeftandtheile des Verpflich- 
teten fchon gepfändet find.) Erhellt aus der Executionsbewilli⸗ 
gung und den Angaben des Pfändungsregiſters, dafs Lediglich 
ſolche Sachen zu pfänden wären, die ſchon zu Gunſten anderer 
Gläubiger gepfändet find, fo ift die Entfcheidung des Richters 
mündlich einzuholen, ob die Pfändung ohne neuerlihe Erhebungen 
durch Anmerkung aufdem Pfändungsprotofolle*) zu vollziehen iſt. 

1) Wenn ein Antrag auf Soncurderdffnung nach 8. 63 oder $. 64 
C. D. gegen eine am Gerichtähoffige mwohnhafte Perſon oder Firma 
eingebracht wird, hat die Gerichtöfanzlei aus dem Pfändungsregifter und 
aus dem Ramensverzeichniffe zum —— E von amtswegen zu er⸗ 
mitteln, welche Erecutionen gegen den Gemeinjchuldner im Zuge find. 
FM.B. v. 5. Jänner 1900, 9 Ve. V. B. Nr.2, DI PB. 3 (bei 8. 241). 

2) Im Regifter E wird die Poſtnummer oder Seite des Pfändungs- 
regifter8 in Sp. 10 erjichtlich gemacht, 8. 233a, 

2) Und zwar gerihtlid. Trotz eines vorausgehenden adminiftra- 
tiven Pfandrechtes ift die gerichtliche Pfändung wie bei ungepfändeten 
Saden vorzunehmen, P.41, Abjchn. II, Inftruct. f. Bollftredungsorgane. 

4) Sem. 8.257 €. O. Dieje Anmerkung obliegt der Zuſtellungs⸗ 
und Erecutionsabtheilung, 8. 384 8. 5, wenn fich aber das Protofoll 
He es des Richters oder jeines Kanzleibeamten befindet, led- 

em, 8. ; 
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Vierter Vbeil. 
Gerichtsacten. 


Erſter Abſchnitt. 
Anlegung der Acten. 


Allgemeine Vorſchriften über die Acten. 


. 261. Alle Schriftſtücke (Eingaben, Protokolle und 
andere Niederſchriften, Entſcheidungen, Zuſtellungsſcheine u. ſ. w.), 
welche dieſelbe Rechtsſache oder in Grundbuchsſachen dieſelbe 
Einlage betreffen, ſind unter derſelben gemeinſamen Bezeichnung 
zu vereinigen (Acten, Actenzeichen). 

Die Acten werden mit fortlaufenden Blattzahlen!) verſehen. 
Umfaffen fie mehr als 250 Blätter, fo iſt in der Regel ein 
neuer Band anzulegen. 

Die einzelnen Schriftftüde find nach der Zeitfolge bes 
Einganges zu den Acten zu nehmen und mit fortlaufenden 
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— — —— — — — 





Actenbände iſt auf die Ordnungs⸗ 
nummer ohne Einfluſs. Die Orb- 
nungsnummern laufen nad) der Zeit- 
folge, in der die einzelnen Geſchaͤfts⸗ 
ftüde zu den Acten binzulommen, 
obne Unterbrechung fort, wenn auch 


8.261. Die dritte, unbeichriebene 
Seite einer Eingabe ift mit einer 
Blattzahl zu verjehen; fie kann zur 
Aufnahme eines Protofolles verwen⸗ 
det werden. Dieſes erhält dann eine 
andere Ordnungsnummer als die 


— * —— 
ortſetzung eines Protokolles 
auf dem Bogen, der das frühere 
Protokoll ent ält, ift un — 
wenn inzwiſchen andere Geſchäftsſtücke 
zu den Acten genommen wurden. 
Nur im Bagatellverfahren iſt das 
frühere Verhandlungsprotokoll fortzu⸗ 
mh um bie für diefen Fall ge 
mährte Oebürenbegünftigung voll aus- 


ar Theilung der Hcten in 


tt en Yen Sen 


eurkundet werben. 


nummer segeln 
——— 


einz — Abſaͤtz 


—* va Ed Ay —— 


dieſe Schriftſtücke in verſchiedene Acten⸗ 
bände gelegt werden. Jede Ordnungs⸗ 
nummer darf daher trotz des Vor⸗ 
handenſeins mehrerer Actenbände nur 
einmal vorkommen. Trotz der Thei⸗ 
* der Acten in mehrere Bände 

ft Kir die Bade nur ein einziger 
—— zu führen. m 
Veberfichtsbogen kann bei den einzel- 
nen Schriftftüden der Nctenband an- 
gegeben werden, zu a fie ges 
nommen wurden. (%. M 


ee —— der Blair wejentlich beiträgt, kann in Straj- 
ernehmun Iben Perſon au 

I tiefem alle fin 
—— mar, mit — Dann —— — zu —— ſond 


durch Fortſetzung eines früheren 
die — ——— ei 
ern das ganze 

andelt und nur mit einer dnungs- 
äße bed Protokolls mit fort- 
nicht —— — 


a 
weiteren 
— Br ge wenn. fo find bie Blätter b der —— — ereeene * 


Bogen mit — 3. 
1898, 8. 10606, 


10b, 100 u. f. w., zu verfehen (3. M 





— 
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DOrdnungdnummern?) zu verfehen. Das Schriftjtüd, mit dem 
eine neue Angelegenheit anhängig wird, ift ftet3 mit ein® zu 
bezeichnen. Die Ordnungsnummern laufen fort, wenngleich der 
Eingang des einzelnen Schriftftüdes in ein neues Jahr fällt. 
Beilagen erhalten feine befondere Ordnungsnummer, find jedoch) 
nah der Anzahl ihrer Blätter mit den fortlaufenden Blatt- 
zahlen zu bezeichnen. Urkunden, die den Parteien wieder aus- 
gefolgt werden müſſen, find den Acten unter offenem Umſchlage 
(Couvert) beizulegen®); in diefem Yale ift ftatt der Urkunden 
der Umschlag mit einer Blattzahl zu verfehen. Buftellungs- 
fcheine und fonftige Empfangsbeftätigungen find als Beilagen *) 
des Schriftftlides, das zugeftellt wurde oder den Entwurf der 
zugeftellten Erledigung enthält, zu behandeln, jedoch nicht mit 
Blattzahlen zu bezeichnen. Bei Ucten von größerem Umfange 
fönnen fämmtliche Yuftellungsfcheine und fonftige Empfangs- 
beftätigungen unter einer einzigen Ordnungsnummer (Buftellungs- 
beftätigungen o. ä.) vereinigt und als ein bejonderes Heft oder 
unter einem gemeinfchaftlihen Umjchlagbogen den Acten bei- 
gelegt werden.?) 

Sowohl die Blattzahlen wie die Ordnungsnummern find 
in arabifher Schrift zu fchreiben. Wenn die Acten in mehrere 
Bände getheilt werden, find die einzelnen zujammengehörigen 
Bände mit fortlaufenden römischen Ziffern zu bezeichnen. 

1) Nicht Seitenzahlen; auch nicht Stüdzahlen, wie fie bisher in 
Straffahen üblih waren, wo jede Eingabe (Protokoll), auch wenn fie 
mehrere Blätter enthielt, eine Nummer befam. Gilt aud für Sammel- 


acten. — Die Bezeichnung der Grundbuchsacten mit Blattzahlen hat 
— Rn entfallen (8. 6, J. M. 8. v. 17. December 1898, R. ©. 8. 
r. k 


2, Protokolle, die auf einem fchon mit einer Ordnungsnummer 
verfehenen Schriftitüde geichrieben werden, find mit einer neuerlichen 
Drdnungsnummer zu verfeben. 

Die Ordnungsnummer dient in der Megel zur Bildung der 
Geſchäftszahl (8. 206), in Grundbuchſachen ift jedoch die Ordnungs- 
nummer ledigli den bei den Acten zurücdbleibenden Eingaben, ne. 
tollen und fonftigen Geihäftsftüden mit Ausnahme der Zuſtellungs⸗ 
und Rückſcheine beizufegen. Die Geſchäftszahl beiteht in Grundbuchſachen 
nur aus der Tagebuch-⸗ und Sahreszahl. 88. 2 u. 3, M. 8. v. 
17. December 1898, R. &. B. Nr. 225 (bei $. 77). 

2) Ebenfo die Berathungsprotofolle. Siehe J. M. zu 8.189. Zur 
Erleichterung der Gejhäftsbehandlung wird zugelafien, dafs die Pfän- 
dDungsprotofolle den Erecutionsacten nicht beigeheftet, fondern wie Ur- 
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kunden unter offenem Umſchla un) beigelegt werben (8.6 J. M. V. 
v. 15. November 1898, J. 34). 


9 Zuſtellungs⸗ und ar - fi) au ce be- 
ziehen, werden abgefondert verwahrt. be 8.5 J. M 17. De⸗ 
cember 1898, R. ©. B. Nr. 225, bei 8. 77.) 


8) Die fämmtlihen auf einen Beſchluſs im Erecutionsverfahren 
fi beziehenden Zuſtellungsnachweiſe find mit einem Faden geheftet und 
chronologiſch nad) ber — der Geſchäftszahlen der a ae 
in dem —— no uvert (Tafche) zu verwahren (%. M. €. v. 
21. März . 5704). 

*6. 262. an I) und andere Niederfchriften find fo zu 
ben Acten zu nehmen, daſs das Verhältnis, in welchem fie zu 

einander nach der Zeit ihrer Errichtung und zu den eingegan- 
genen Schriften nach der Zeit des Einganges ftehen, leicht er- 
tennbar iſt und die chronologifche Reihenfolge überall gewahrt 
bleibt. 

Die nach der mündlichen Verhandlung angefertigten Con- 
cepte richterlicher Erledigungen (Urtheile, Beſchlüſſe) find, wenn- 
gleich die Entſcheidung ſchon bei der Tagjabung verfündet wurde, 
an der Stelle zu den Ucten zu nehmen, die durch den Beitpuntt 
der Uebergabe des Eonceptes zur Uusfertigung beitimmt wird. 
Richterliche Erledigungen, welche fih nur auf einen einzelnen 
chriftlih angebrachten Untrag beziehen oder in den Protofollen 
(Berhandlungsprotofoll, Brotofoll des beauftragten Richters u. ſ.w.) 
aufgenommen werden, erhalten feine befondere Ordnungsnummer. 


Wird ein zu den Acten genommenes Schriftſtück ſpäter den 
Acten wieder entnommen und entweder ausgehändigt oder ab- 
gefchidt oder zu anderen Acten gebradt, jo iſt in den Acten 
anzumerfen, an welhem Tage und wohin das Schriftitüd ab: 
gegangen ijt. 

1) In Strafſachen ift unter Umftänden die Yortfegung eines 


Van in eitattet. Eiche den J. M. E. v. 2. Mai 1898, 
2 a. 8. 261. (A 261. (Unm. unter dem Strid).) 








Entwurf ber fragliden Ausfertigung 
feinent Inhalte und Umfange nad) 


8. 262. Beglüffe, Schreiben, Schreiben, 
Benachrichtigungen, die auf Grund 


einer Eingabe oder eines Protokolles 
und in deſſen Erledigung ergehen, 
ſind in der Regel unter der Geſchäfts⸗ 
zahl der Eingabe oder des Protokolles 
Außzufertigen und nicht mit einer 
neuen Ordnungsnummer zu berjeben. | 


als ein befonderes Schriftftüd erjcheint 
und als ſolches zu den Acten ge 
nonmen wird, wie insbefondere Ur- 
theildentwürfe, Entwürfe von Be- 
2 hlüffen, burch welche der Laſtenſtand 
eſtgeſtellt wird, Entwürfe von Meiſt⸗ 


Hievon iſt nur abzuſehen, wenn der | botövertheilungäbefchlüffen u.ä. (J.M.) 
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6. 263. Die Acten find in der Regel!) in einen Acten- 
rüden einzubeften, der aus einem Viertelbogen Uctendedelpapier 
bergeitellt wird. Wo Urkunden unter offenem Gouvert den 
Acten beigelegt werden?), ift letzteres einzubeften. 

Wenn das Actenheft über 80 Blätter erhält, find die 
Acten in einen aus Wctendedelpapier angefertigten Umſchlags⸗ 
bogen (Xctendedel) einzulegen; das Actenheft ift unzertrennt 
beizulegen. Die Ordnungsnummern und Blattzahlen gehen ohne 
Unterbrehung aus dem Actenhefte auf die nachfolgenden, unter 
denjelben Umfchlagsbogen eingelegten Schriftftüde über. 

In Rechtsfachen, deren Ucten wahrjcheinlich einen größeren 
Umfang haben werden?), können die Acten gleich von Anfang an 
unter Wetendedel gelegt werden, ferner find alle Acten, zu 
welchen ein Inhaltsverzeichnis (Actenüberſicht, Ueberfichtsbogen, 
Tagebuch) geführt wird), unter Uctendedel zu legen. 

Auf dem Uctenrüden oder Actendeckel find das Gericht 
und die Nechtsfache, ferner am oberen wie am unteren Rande 
das Actenzeichen und, falls für die Aetenrüden oder Uctendedel 
ein Vordrud vorgefchrieben ift, die Blattzahlen, wo fi die 
wichtigften Vorgänge des Verfahrens befinden, und deren Datum 
anzugeben. Auf der inneren Seite des Actenrüdens oder Ücten- 
dedels find in fenkrechten Reihen die Zahlen von 1 bis 100 
anzubringen. Sobald ein mit einer neuen Ordnungsnummer 
zu verjehendes Schriftftüld einlangt oder zu den Acten gebracht 
wird, ift fogleich von der Gerichtskanzlei (Kanzleiabtheilung) 
diejenige Zahl zu durchftreichen, welche der Ordnungsnummer 
entipricht, die das neu eingelangte oder zu den Acten gebrachte 
Scriftftüd erhält. Auf diefe Art kann auch dann jedem neu 
hinzukommenden Schriftftüde fofort feine Ordnungsnummer ge- 
geben werden, wenn die Schriftftüde, welche die letzten Ord⸗ 
nungsnummern tragen, zur Beit nicht bei den Acten liegen, weil 
fie fich bei der Ausfertigung oder fonjt in Bearbeitung befinden.) 

Wenn die Buftellungsicheine und fonftigen Empfangsbeitä- 


»8, 268. Bei Orbnung der Acten | Die älteren ESchriftftüde find ohne 
in ndbuchfachen find nur die feit | weitere Bezeihnung mit Ordnungs⸗ 
1. Jänner 1898 eingelangten Schrift | nummern in chronologifcher Reihen⸗ 
ftüde mit Orbnungsnummtern zu ver- | folge den neuen Sch den voran- 











mm 
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tigungen in einem befonderen Hefte oder unter einem gemein- 
Ichaftliden Umſchlage vereinigt werden, ift am Actenrüden ober 
Actendeckel durch einen in die Augen fallenden Vermerk darauf 
hinzuweiſen (zum Beifpiel: Zuſtellungsheft o. &.). 

1) Ausnahmen: 

Gtreitacten, wo es zu feinem Proceſs gelommen tft, 8. 267, Ubf. 2 
(Sammelacten). — Acten in Kündigungs- und Mahnſachen, 8. 268. — 
Kleine Acten des Verfahrens außer Streitfachen — Kün⸗ 
digungen, Beſtätigungen über Führung von Handelsbüchern, Aufnahmen 
legtwiſliger Anordnungen), 8. 273, Abſ. 3. — Acten Über Beglaubigungen, 
Rechtöbilfejachen, Angelegenheiten des Sammeltegifters, 8. 278. — Ki 
fidialacten, 8. 279. — Bei Erecutionen, die nicht auf unbewegliche Sachen 

eführt werden, ift mit der Einheftung oder Beigabe eines Actendedels 
bis zum Einlangen der Acten über die erite Erecutionsvollzugshandlung 
zu warten, $. 270, Abſ. 2. — Wichtige Urkunden, falls fie dit die Bei- 
lagen von Proceſs⸗ ober — bilden. Die Beobachtung der 
Vorſchriften über die Bildung von Actenheften wurde eingeihärft mit 
J. M. E. v. 14. Sänner 1899, 3. 1093. 

2) Urkunden, die wieder ausgefolgt werden müffen, 8.261, auch die 
Dein Sprotofolle Tönnen jo eingelegt werden. Siehe $. M. zu 
8. 189. Ebenfo die ——— ole (F. 6 J. M. V. v. 15. No⸗ 
vember 1898, J. M. V. B. Nr. 34). 

2) Insbeſondere Zwangsverwaltung, 8. 270, Abſ. 1. — Zwangs⸗ 
— von beweglichen Sachen, 8. 270, Abſ. 1. — &ideicommtis- 
acten, 8. 273, Abſ. 2. — Firmenſachen, 8. 276. — Präfidialfachen 
en — * 279. — Acten über Darlehen aus cum. Waiſen⸗ 
cafien, 8. 273, Abi. 1. 

4) Bmwangsverfteigerungen von ———— und Concursacten, 
8. 270, Abſ. 4. — Acten des exponirten Concurscommiſſärs, 8. 271. — 
Vormundſchafts⸗ und Curatelsacten, größere Verlaſſenſchaftsacten, 8. 273, 
Abſ. 1. — Grundbuchsacten, 8. 275, Abſ. 1. — Strafacten, 8. 281 
(ſiehe aber dort). 

Die Eintragung in den Ueberſichtsbogen iſt von der Kanzleiabthei⸗ 
lung vorzunehmen, 5. 324, Ab]. 1. 

Inſofern feine Uctenrüden mit Bordrud vorhanden find, find 
jolde ohne Vordruck zu verwenden. Mit Erlais vr. 5. April 1898, 
8 8161, wurden eingeführt die Geſch. Ordg. Form. Nr. 57a bis 57 e 
(Üctenrüden und Actendedel für Berlaffenihaftsabhandlungen und für 
Bormundfchafts-Euratelfachen, ſowie Actendedel für Grundbuchſachen, für 
Firmenſachen und für Straffadhen. Kundm. J. M. v. 10. Jänner 1899, 

6, J. M. V. B. ©. 38/1899). 

6) Die Ordnungsnummer ift aber auch auf den zu Sammelacten 
vereinigten Schriftitüden anzubringen, obwohl dort weder Rüden noch 
Deckel vertvendet wird. 

Actenzeichen. 


*6. 264. Das Uctenzeichen feht fi zufammen aus der 
Bezeichnung des Megijters, in das die Sache eingetragen wird, 
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aus der Regifterzahl!) und aus den beiden lebten Ziffern der 
Sabreszahl: C 425/98, P 63/99, E 132/99. Auf den Ucten 
des jahres 1900 ift die Jahreszahl mit OO zu bezeichnen, 
während der Jahre 1901 bis einfchließlih 1909 iſt nur die 
legte Biffer der Jahreszahl bei Bildung des Actenzeichens zu 
verwenden. 

Wo die Erledigung gleichartiger Sachen einer Mehrzahl 
von Gericht3abtheilungen übertragen ift?), muſs nebftdem die der 
Abtheilungsnummer entjprechende römische Biffer in das Acten⸗ 
zeichen aufgenommen werden: C II 425/98 für Eivilprocefie 
der II. Gerichtsabtheilung; P IV 63/99 für Vormundſchafts- 
ſachen der IV. Gerichtöabtheilung; R VI 96/00 u. ſ. w. 


Das Actenzeichen für Grundbuchsacten (Landtafel, Berg-, 
Naphtha⸗, Eiſenbahnbuch) wird durch die Bezeichnung der Ein- 
lage, auf welche ſich die Acten beziehen?) (3.8. 56 Gb. Grafen- 
berg; 24 Eiſ. B.)*), das Actenzeichen für Verfachbuchsacten durch 
die Zahl des Tagebuches und die Jahreszahl gebildet, 3.8. 51/98. 

Die Ucten in Firmenſachen werden nach dem Bande und 
der Seite des Regiſters, in dem die Firma eingetragen ift, Die 
Ücten, die fi) auf die Einrichtung und Führung des Handel3- 
oder Genoſſenſchaftsregiſters im allgemeinen beziehen, lediglich 
durch die Tagebuchzahl und das Jahr des Einlangens bezeichnet, 
3. B. Einz. I, 250; Gen. II, 84. Das Actenzeichen ijt unter 
die Tagebuchzahl zu ſetzen: 

diem. 1574 Firm. 623 Firm. 518 6) 
Einz. I, 250’ Gen. II, 84’ 8 

Die Präfidialacten werden durch die aus $. 24 fi er- 
gebenden Bahlen der Gefchäftsgattung, zu welcher fie gehören, 
und das Jahr des Einganges bezeichnet; das Actenzeichen tft 
unter die Zahl des Präfidialjournals zu feben, 3. B.: 

Praes. 956 


7/98 


8. 264. Für Eingaben in Firmen- | Eingaben, welche bie Eintragung einer 
ſachen, bie ſich auf Feine beftehende | neuen Firma betreffen, ift das Acten⸗ 
Negtftereintragung beziehen und aud) | zeichen der Tagebuchzahl beizufegen, 
zu feiner Eintragung führen, wird | fowie Band und Geite bed neuen 
da8 Actenzeichen durch die Tagebuch« | Eintrages im Firmenregifter befaunt 
sah! des Firmentagebudhes und bas | find. (2. M.) 

Jahr des Einlangens gebilbet. Bei 
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”) 8. 220. 
2) Sonft ift die Abtheilungsnummer in die Geſchäftszahl nicht auf- 


zunehmen, weil ſchon aus der Regiſterbezeichnung die Gerichtdabtheilung 
zu rn iß, * = Abtheilung für Kündigungen. — Siehe Ueber⸗ 


ee & b X buch terftreichen, 8. 3, Abſ. 3 
e nia . im ebu ug un reichen, 
J. M. Vv. In A & 8. Nr. 225 (bei 8.7 

9 pl al in "sei — nicht in * Acten⸗ 
zeichen aufzunehmen. 

Das Actenzeichen und die an find für Grundbuchsacten 
en Landtafel, Berg-, Naphtha⸗, Eifenbahnbucdh) in verfchiebener 

eije zu bilden. 

Sr die Bildung des ns bleibt die Vorſchrift des $. 264, 
au EA — Geltung, 8.2 M. V. v. 17. December 1898, R.G. ®. 

8) Diefe Bezeichnung erhalten auch Schriftitüde, welche die Ein- 
tragung einer neuen Yirma betreffen, vorläufig, und wenn eine Ein- 
tragung nicht ftattfindet, endgiltig. 

*6. 265. Erhält eine Rechtsfache ein neues Uctenzeichen), 
To tft auf dem Wctendedel oder Actenrücken das neue Acten⸗ 
zeihen unter das bisherige zu ſetzen und letzteres mit rother 
Tinte zu durchſtreichen; das frühere Uctenzeihen muſs trob 
der Durchſtreichung lesbar bleiben. 

Das Actenzeichen, das eine Sache beim Gerichte zweiter 
Inſtanz erhält, ift auf dem Uctenrüden oder Uctendedel unter 
das dort ſchon vorhandene Xctenzeichen der erſten Anftanz zu 
ſetzen; ſobald die Ucten dauernd an die erfte Inſtanz zurück⸗ 
gelangen, tft das Wctenzeichen der zweiten Inſtanz mit rother 
Tinte, jedoch fo zu durchitreichen, daſs e3 lesbar bleibt. 

2) Das lebte — tft für die Aufbewahrung in der Ro 
giftratur maßgebend, 8. 291, Abſ. 3. 


Geſchäftszahl. 


*6. 266. Das Actenzeichen und die ihm hinzugefügte 
Drdnungsnummer?) bilden die Geſchäftszahl:?) 


CIL 425/98. E 102/99 





9 


8. 266. Erbält ein auf einer 
DBlattfeite, die bereit3 eine Ordnungs⸗ 
nummer trägt, befindliche neues 
Anbringen ( — 2c.) eine neue 
Ordnungsnummer, fo ift die dadurch 
gebildete neue Seichäftszant nach Maß⸗ 
gabe des verfügbaren Raumes und 


28 


zwar auf eben dieſer Blattſeite mög- 
lichft im Zufammenbange mit dem 
neuen Anbringen erfihtlich zu machen. 

Wenn eine Eingabe in Grundbuch⸗ 
ſachen fi auf mehrere Einlagen be- 
zieht, find Actenzeichen (und Gelchäfts- 
Jah) lediglich nach einer diefer Ein- 





656 VIII. Geſchaͤftsordnung 66. 266, 267. 


Auf jedes?) zu den Acten kommende Scriftftüäd ift zur 
rechten Seite des Eingangsvermerfes oder mangels eines folchen 
in der oberen rechten Ede der erſten Textſeite die Geſchäftszahl 
zu feben; Beilagen werden mit einem Hinweis auf die Ge— 
Ihäftszahl des Hauptichriftitüdes, und zwar gleichfalls in der 
oberen rechten Ede, verjehen; 3. B. 

zu Cu an 

Auf Ausfertigungen und ſonſtigen Schriftitüden, welche 
zugeftellt, abgefandt oder behändigt werden ?), ift in der oberen 
rechten Ede der erften Textſeite die Gejchäftszahl anzugeben, 
welche das Concept oder das zu den Ücten gebrachte Eremplar 
des Schriftftüdes trägt.?) 

Wo in Negiftern, Vormerken und Ausweiſen, welche durch 
die gegenwärtige Gefchäftsordnung nicht berührt werden, nach 
den zur Beit beftehenden Vorjchriften die Zahl des Einreichungs- 
protofolles oder die Erhibitenzahl anzugeben ift, wird in Hin- 
kunft die Gefchäftszahl im Sinne der obigen Beitimmung an— 
zugeben fein. 

Insbeſondere werden Gegenftände, die im ftrafgerichtlichen 
Verfahren in gerichtliche Verwahrung genommen werden, auf 
dem Umfchlage oder dem angehefteten Bettel ftatt durch die Zahl 
des Einreihungsprotofolles (8. 32 der Vollzugsvorſchrift zur 
St. P. O.) dur die Gefchäftszahl zu bezeichnen fein. 

Bei Ucten in Verfachbuchjachen gilt das Actenzeichen zu- 
gleich als Geſchäftszahl.“) 


irm. 1574 
1) Gilt auch für Firmenacten: ao 


.I, 250/3. 
2) Ueber das Actenzeichen und die — in Grundbuchſachen 
Dan die J. M. V. v. 17. December 1898, R. ©. B. Nr. 225, Fol- 
gendeg: 

8. 2. Das Uctenzeihen und die Geihäftszahl find für ®rund- 
buchsacten (Grundbuch, Landtafel, Berg-, Naphtha⸗, Eiſenbahnbuch) in 
verichiedener Weile zu bilden. Für die Bildung des Actenzeichens bleibt 
die Vorſchrift des 8. 264, Abf. 3, G. D. in Geltung, die Geſchaͤftszahl 
ift Dagegen durch die Zahl des Tagebuches und bie en, zu bilden 
(3.8. 2046/99): In Eiſenbahnbuchſachen iſt der Ge aftögahl das Wort 
„Eiſenbahnbuch“ in abgefürzter Faſſung (4.8. Eiſ. B. 107/99) und, wo 


wird nach den Vorfchriften des 8. 275 


lagen zu bilden; nach welcher von 
Abſ. 4, G. O. zu — —* 


mehreren Einlagen das Actenzeichen 
und die Geſchäftszahl zu bilden iſt, 
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ein beſonderes Tagebuch für Bergbuchſachen geführt wird, den Acten in 
— das ale „Bergbuch“ in abgefürzter Faffung vorzufeßen 


a 
—— Grundbuchsacten (Grundbuch, Landtafel, Berg-, 
ne Eifenb ahnt) —— en iſt mit der Geichäftagahl 
zu bezeichnen (9. 266, Abſ. 2 bis 4 G. O.); dad Uctenzeichen iſt jedoch 
lediglicdy den bei den a —— Eingaben, Protokollen und 
——— Schriftſtücken, mit Ausnahme der Zuſtellungs⸗ und Rüchkſcheine 
beizufegen. Auf Beichlufsausfertigungen, ſowie * uſtellungs⸗ und 
Rückſcheinen iſt nur die Geſchäftszahl anzubringen. Die zu denſelben 
Grundbuchsacten gehörigen Schriftſtücke ß nd nach der Reihenfolge der 
Tagebuchzahlen zu den Acten zu nehmen, die fortlaufenden Ordnungs⸗ 
nummern find nur im Ueberſichtsbogen anzugeben. 
2) In den Schreiben, welche ein — erledigen, iſt die Ge⸗ 
ſchäftszahl dieſes Erſuchens, die Zahl und Gattung der Beilagen in der 
— — Ecke der erſten Seite des Schreibens anzugeben, 8. 199 


abi. 2 
5 Uebergangs⸗Vdg. Die Eintragung im Grundbuche ift 
nicht aa der @ei äfteaaht, AL ondern unter der Tagebuchzahl vorzu- 
nehmen. Siehe 3. M. bei 8. 7 
Ueber die ae D. auf den Beſchluſs⸗ 
ausfertigungen, die eine Verfügung über ein bei der dfterreichiich-unga- 
riihen Ban eliegenbes oder is a er ie Depofitum 


betr — che : 4. November 1898, 
FM. V. B. Wr. 33 ———— 


Civilproceſsacten.) 


6. 267. Für die Acten in Civilproceſſsſachen ſind Acten 
rüden oder Actendedel nach Formular Nr. 53 zu vermenden. Kr. 58. 
Die Ertheilung des Armenrechtes ift auf dem Actenrücken oder 
Actendedel mit rother Tinte anzumerken (Armenrecht BL... .). 

Mit der Einheftung der Acten in einen Actenrüden oder 
mit der Beigabe eines Actendedel3?) ift bis zur eriten Tagfahung 
zu warten. Slagen, die dadurch ihre Erledigung finden, dafs 
feine der Parteien zur erjten Tagſatzung erjcheint oder das 
dieje zu einem Vergleiche, zu einem Anerkenntnis-, Verzichts⸗ 
oder Verſäumungsurtheile führt, find ohne Verwendung von 
Actenrüden oder Actendedel, nah den Zahlen des Proceis- 
regifter8 geordnet, jahrgangsweiſe oder nach Abtheilungen eines 


88. 267 und 280. Um die Auf» | durch bie Iaufende Zahl, bie das 
findung der zu Sammelacten ver- | Actenflüd im Sammelpafete erhält 
einigten. Sig Renäne zu — (8. a chtlich gemacht werben, 
taın im betreffenben NRegifter | in w ehem afete ein Act zu finden 
durch en — Beicen, und | if. (3. M.) 


Schauer, Geſch. Ordg. 42 
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Jahres in einem Umfchlage zu ſammeln (Sammelacten, Sammel» 
pafet).E) Die übrigen, diefe Nechtsfachen betreffenden Schrift: 
jtüde, wie Buftellungsicheine, Tagſatzungsprotokolle, Urtheil3- 
concepte u. |. w. find in die Klage zu legen, oder es find 
fämmtliche dieſe Sache betreffenden Schriftftüde mit einem durch: 
gezogenen Faden zujammenzubinden. 

Mandats- und Wechfelllagen, auf Grund deren ein 
Bahlungsauftrag ergeht, erhalten erjt nach Einlangen von Ein- 
wendungen einen Wctenrüden oder WUctendedel; ſonſt find fie 
nach Ablauf der für die Erhebung von Einwendungen offenen 
Frift mit den dazu gehörigen Acten (Concepte, Buftellungs- 
jcheine u. f. w.) nad Anleitung des zweiten Abſatzes aufzu- 
bewahren. 

2) PBroceisregiiter, 88. 226 bis 228. 9 8. 263. 


°) Innerhalb des Sammelpafetes erhalten fie bejondere Nummern. 
(Siehe jedoh 3. M. zu 8. 280.) 


Acten in Kündigungs- und Mahnfaden.') 


$. 268. Die gerichtlichen Auflündigungen von Beftand- 
verträgen ſowie die mit feiner Aufkündigung verbundenen An⸗ 
träge wegen Uebergabe oder Uebernahme des Bejtandgegenftandes 
fammt den dazu gehörigen Schriftftüden find, ohne Verwendung 
von Xctenrüden oder Uctendedel, nach Zahlen des Regiſters K 
geordnet, jahrgangsweife oder nach Abtheilungen eines Jahres 
zu Sammelacten zu vereinigen (8. 267, Abſatz 2). Wenn. e3 
infolge von Einwendungen zum Procefje fommt, find für diefe 
Sache Proceidacten?) anzulegen und die Kündigung oder der 
Antrag auf Uebergabe oder Uebernahme des Beitandgegenitandes 
fowie die übrigen dieſe Sache betreffenden Schriftftüde als 
erite Nummern zu den Procejsacten zu nehmen (8. 671, Ab— 
lat 2,8. P. O.). 

Gleiches gilt für die Schriftjtüde in Mahnſachen. Für 
die Ordnung der Sammelacten find die Zahlen des Regiſters M 
maßgebend. Kommt es infolge Widerfpruches gegen den be- 


8.268. Bei mündlichen Kündigun- | Für die Procefdacten ift ein Auszug 
gen die nur durch Eintragung in das | aus dem Regiſter K über bie münb- 
egifter K beurkundet werden, bilden | Lihe Kündigung nicht anzufertigen. 
die etwa erflatteten Einwendungen | Dasfelbe gilt für bie Schriftſtücke in 
die erfte Rummer der Procefsacten. | Mahnſachen. (%. M.) 
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dingten Bahlungdbefehl zum Brocefje, jo find gemäß den vor- 
ftehenden Beſtimmungen Procefacten anzulegen.?) 


N Regiſter 88. 229, 230. 

2) Mit Actenrüden und allenfalld Uctendedel, 8. 267, Abſ. 1. 

3) Diefen find die vorhandenen Acten des Mahnverfahreng bei⸗ 
zulegen. 


Executions- und Concursacten.) 


6. 269. Anträge auf Bewilligung der Execution ober 
auf Bewilligung von Erecutionshandlungen zur Sicherung von 
Geldforderungen, für welche das Gericht nur in feiner Eigen- 
Ihaft als Proceſsgericht, als Gericht für nicht ftreitige An- 
gelegenheiten oder als, Eoncurögericht zuftändig ift (8.4, 8.1, 
3 und 4, und 8. 375 Exec. O.), find zu den Acten des Pro- 
cefjes, der Mandatd- oder Wechſelklage, des Mabnverfahreng, 
der Angelegenheit der freimilligen Gerichtsbarkeit oder des Con⸗ 
curfe8 zu nehmen, auf welche fi) das Crecutionsbegehren 
gründet. Iſt ein Gericht vermöge der Beitimmung des $. 4, 
8. 2°) der Erecutionsordnung zur Erecutionsbewilligung zu⸗ 
ftändig, ohne zugleich Executionsgericht zu fein, jo ift der Ans 
trag auf Bewilligung der Execution zu den Acten des Beſtand⸗ 
verfahrens zu nehmen. 

Wenn dasſelbe Gericht als Erecutiondgericht einjchreitet, 
bei dem das Verfahren anhängig war, das zum Erecutiong- 
titel geführt Hat, fo find fogleich mit dem Erecutionsantrage 
felbftändige Erecutionsacten anzulegen.?) 

Wird während eines Erecutionsverfahrens von dem be» 
treibenden Gläubiger gegen den nämlichen Verpflichteten Die 
Ausdehnung‘) der Execution auf neue, gleichartige Vermögens: 
beftandtheile begehrt, fo find diefer Antrag und die weiteren 
dadurch entjtehenden Schriftjtüde zu den Acten des erjten Exe⸗ 
cutiondverfahreng zu nehmen. 

Unträge auf Leiftung des Offenbarungseides (8.47 Exec. D.) 
find zu den Ucten des wider die eibespflichtige Perfon an- 
bängigen Erecutionsverfahrens zu nehmen. 

1) Regiſter 88. 232, 233, 2338, 233b, 233c, 241. 

*) Erecutionsbewilligung auf Grund einer Kündigung, eines Räu- 
mungs- oder Uebernahmsauftrages. 

3) Der Erecutionsantrag wird fojort in das E-Megiiter ein- 
getragen, 8. 232. 

*) Keine neue Regifterzahl, 8. 233, Abi. 2. 

49? 


Nr. 54. 
Nr. 56. 


Nr. 56. 
Nr. 57. 
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6. 270. Für die Acten über Biwangsverwaltungen von 
Liegenschaften find Actenrücken oder Actendedel nah Yormular 
Nr. 54, für die Acten über Bmangsverfteigerungen von Liegen⸗ 
Ichaften Uctendedel nah Formular Nr. 55, für die Zwangs⸗ 
veriteigerungen von beweglidem Vermögen Actenrüden oder 
Uctendedel nah Formular Nr. 56, und endlich für Eoncurs- 
acten Actendedel nah Formular Nr. 57 zu verwenden. 

Die Ucten mehrerer Erecutionen?), die unter einer Regifter- 
zahl geführt werden, find zu vereinigen; wären für die Acten 
der einzelnen Executionen nah Abſatz 1 verfchiedene Uctenrüden 
oder Üctendedel zu verwenden, fo find die Ucten der vereinigten 
Erecutionen unter Uctenrüden oder Uctendedel ohne Vordruck 
zu nehmen. Bei Erecutionen, die nicht auf unbewegliches Ver: 
mögen geführt werden, ijt mit der Einbeftung der Acten oder 
mit der Beigabe eines befonderen Actendeckels bi8 zum Ein— 
langen der Acten über die erjte Erecutionsvollzugshandlung zu 
warten. Unterbleibt der Vollzug der bewilligten Erecution, fo 
find die Acten nach Vorſchrift des 8. 267, Abſatz 2°), aufzu- 
bewahren. 

Für Unmeldungen, Bertheilungen oder Verhandlungen über 
einen Zwangsausgleich können, wenn fonjt die Acten einen zu 
großen Umfang erhalten würden, befondere Uctenbände?) angelegt 
werden; auf dem Actenrüden oder Uctendedel ift dann noch der 
Inhalt des Bandes anzugeben, 3. B. Band II, Anmeldungen ; 
Band III, Verhandlungen über den Zwangsausgleich u. ſ. w. 

Den Ucten über Zwangsverſteigerungen von Liegenfchaften, 
fowie den Concursacten ift ein Inhaltsverzeichnis nach Formu⸗ 


ss. Jar Nr. 58 (Uctenüberficht, Ueberſichtsbogen, Tagebuch) beizu- 


geben, in welchem die eingehenden Eingaben fogleich bei ihrer 
Ablieferung an die Gerichtäfanglei (Ranzleiabtheilung), die übrigen 
zu den Ücten genommenen Scriftitüde nah der Zeit ihrer 
Entftehung einzutragen find. In dem Verzeichniſſe ift bei den 
einzelnen Eingaben die Unzahl der Beilagen anzumerken. Undere 
Angaben über die Beilagen (Art, Inhalt, Beichaffenheit u. |. m.) 
jind ausgeſchloſſen.) Diefes Verzeichnis muſs ohne Rüditand 
geführt werden, jo daſs es jederzeit eine volle und verläfstiche 
Ueberficht über den gegenwärtigen Stand der Angelegenheit und 
die darin vorzufehrenden Maßregeln zu gewähren geeignet ift. 
Die fünfte Spalte des Verzeichniſſes kann vom Nichter zur 


Den — 
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Bormerfung ertheilter Aufträge oder ausftehender Anträge, Mit- 
theilungen u. ä. benübt werden. 

1) 8.8. wenn mit derfelben Eingabe Real» und Mobilarerecution 
beantragt wurde (fieh 8. 233, Abf. 1. — Im Falle der Verbindung 
mehrerer Executionsſachen get. 8.2 E. O. — ——— im Falle des 
Beitrittes zu einer Executionsſache, 8. 233, Abſ. 1 u. 


a erereab hiee vd. 15. ne 1898, 
. M. V. B. Nr. 34, betreffend die Actenbehandlung im Falle 
des Beitrittes zu einem Erecutionsverfahren und die Aufbewap- 
rung des Pfändungsprototolles. An alle Gerichte. 

Bur Anbahnung eines gleihmäßigen Vorgehens findet das Juſtiz⸗ 
miniſterium anzuordnen: 


Beitritt zu einem Executionsverfahren. 


8. 1. Wenn nach den Beſtimmungen ber Executionsordnung ein 
Gläubiger einem bereit3 eingeleiteten J— sverwaltungs⸗, an angs⸗ 
verſteigerungs⸗ oder Kerr (88. 1 08, 139, 26 ) bei- 
tritt, ijt gem. 8. 233, Abſ. 4, G das Verfahren unter * Zahl der 
zuerft bewilligten Erecution fortzuführen. Der Untrag oder Beſchluſs, 
infolge deflen der Beitritt ausgeiprochen wird, erhält das Actenzeichen 
der Erecutionsfache, in welcher er angebradht ober erlaffen wurde (bei- 
tretende Executionsſache); er ift jedoch nach Bewilligung des Beitrittes 
mit der Urfchrift des den Beitritt bewilligenden Beichluffes des Erecutiong- 
— zu den Acten der Executionsſache zu nehmen, welcher der Gläu⸗ 

iger beitritt rende Executionsſache), und mit deren Actenzeichen, ſo⸗ 
wie mit der ſich nad) dieſen Acten ergebenden Ordnungsnummer und 
Blattzahl zu verjehen. 
Die übrigen Schriftftüde, die fich in der beitretenden Executions⸗ 
fahe big zur Bewilligung des Beitrittes beim Executionsgerichte an- 
efammelt haben (Pfändungsbewilligungen, Pfändungsprotofolle u. a.), 
* ohne Aenderung ihres Actenzeichens den Acten der führenden Ere- 
cutionsſache beizulegen, jedoch hier weder in den Actenrücken einzubeften, 
no mit neuen Ordnungsnummern oder Blattzahlen zu verjehen. Bloß 
auf dem Actenrüden oder Wctendedel iſt da3 bisherige Actenzeichen mit 
rother Tinte zu durcchfteichen und das Actenzeichen Der —— Exe⸗ 
eutionsfache anzugeben, z. B.: „Beigetreten zu E 1640 
Auf dem Actenrüden oder Actendedel der ——— Executions⸗ 
ſache iſt mittels Ausfüllung des Vordruckes Datum und Blattzahl des 
den Beitritt bewilligenden Beſchluſſes anzugeben und das Actenzeichen 
beizufügen, unter dem die beitretende Sache in das Erecutionstegifter 
eingetragen ift. 

Nah Bewilligung des Beitrittes find alle weiteren, die führende 
oder beitretende Executionsſache betreffenden Eingaben, Prototolle, Be- 
richte, Zuſtellungsſcheine u. a. infolange zu den Acten der führenden 

ecntionsjache zu nehmen, als nicht die durch den Beitritt geichaffene 
Berbindun —* Executionsſachen infolge Einſtellung der Execution 
oder des Verſteigerungs⸗ oder Verkaufsverfahrens aufgehoben iſt. 

Inſoferne jedoch Beſchluſsausfertigungen, welche die beitretende 


662 VIII. Gef&äftsorbnung 66. 270, 271. 


Sache betreffen, mechaniſch vervielfältigt werben, ift überdies eine Aus⸗ 
fertigung au den Acten der beitretenden Sache zu bringen. Es empfiehlt 
fi auch, duch einen Vermerk in den Acten der beitretenden Sache auf 
die zu den Ücten der führenden Sache genommenen Schriftfiüde, welche 
die beitretende Sache betreffen, hinzuweiſen. 

8. 2. Wenn Hinfichtlih mehrerer Gegenftände ein Erecutionsact 
bewilligt wird, der den Beitritt zu verfchiedenen früher bewilligten Exe⸗ 
ceutionen zur Folge bat, find die im 8. 1, Abf. 2 und 3, dieler Ver⸗ 
ordnung bezeichneten Schriftitüde nad) den dort gegebenen Borfchriften 
zu den Aeten einer der führenden Erecutionsfachen zu nehmen, während 
au den Ucten der übrigen führenden Executionsſachen je eine Ausfertigung 

e3 den Beitritt bewilligenden Beichluffes gelegt wird. 

Die weiteren Eingaben, Protololle u. dergl. find zu den Acten der- 
jenigen Executionsſache, zu welder fie gehören, wenn fie aber gleich- 
en mehrere Erecutionen betreffen, zu den Acten derjenigen führenden 

ache zu nehmen, zu welchen die übrigen Urjchriften genommen wurden. 


8.3. Wenn die Erecution oder das Berfteigerungs- oder Berlaufs- 

verfahren in Anfehung eines beigetretenen Gläubigers eingeftellt wird, 
ift der Beitrittsvermerk auf dem Acteurüden oder Actendedel der füh- 
renden Executionsſache zu durchſtreichen. — n iſt der Name des 
beitretenden Glaͤubigers beim Negiftereintrage der Tührenden Erecutiong- 
ſache (Spalte 3 des Regiſters E) und der Beitrittövermert beim Negifter- 
eintrage der beitretenden Sache (Spalte für Bemerkungen des Regiſters E) 
* Pr dem Wctenrüden oder Uctendedel diefer Sache durch Streihung 
zu lölchen. 
— Schriftſtücke der ausſcheidenden Executionsſache, welche 
von den Acten der führenden Executionsſache abgeſondert blieben (8. 1, 
Abf. 3), find nicht mehr bei den Acten der führenden Erecutionsjache, 
fondern nad Maßgabe des Standes der Sache und nach dem eigenen 
Uctenzeichen geordnet aufzubewahren. Dagegen jind die als integrirende 
Beitandtheile zu den Ucten der führenden Executionsſache genommenen 
Schriftſtuͤke der ausfcheidenden Erecutionsjache trotz Löfung der Xer- 
rn in den Vcten der führenden Erecutionsfache zu belaffen. 

2 ie nad — der Verbindung in der ausſcheidenden Exe⸗ 
cutionsſache etwa eniſtehenden weiteren Schriftſtücke ſind zu den beſonderen 
Acten zu nehmen, ſolange nicht durch neuerliche Zulaſſung des Beitrittes 
zu einem ſchon eingeleiteten Executionsverfahren wieder eine Verbindung 
— Acten nach Maßgabe des 8. 1 dieſer Verordnung her» 
geſtellt wird. 


8. 4. Wenn die Execution oder das — oder Verlaufs⸗ 
verfahren in Anſehung der führenden Executionsſache eingeſtellt, das Ver⸗ 
fahren aber auch nur von einem der beigetretenen Gläubiger fortgejeßt 
wird, find alle weiteren Scriftftüde ungeachtet jener Einitellung nad 
wie vor zu den Acten der bisher führenden Erecutionsfache zu nehmen. 
Die durd den Beitritt geichaffene Verbindung der Acten dauert in diefem 
Falle fo lange fort, bis die Erecution, das Berfteigerungd- ober Ver⸗ 
taufsverfahren nicht nur hinfichtlich der führenden er nsfache ein- , 
geftellt ift, ſondern auch hinfichtlich eines der beigetretenen Glaͤubiger 
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fortgejegt wird. Wenn nad) diefem Zeitpunkte eines der früher ver- 
bundenen Erecutionsverfahren wieder fortgefegt wird, jo ift diejenige 
Executionsſache als führende zu behandeln, in welcher zuerſt Die Bwangs- 
verwaltung, die Zwangsverſteigerung ober der Verkauf bewilligt worden ift. 

8.5. Yalls gleihpeitig ein jelbftändiges und ein ſolches Erecutions- 
verfahren ftattfindet, das Beitritt zu einer anhängigen Erecution 
gar Folge hat, find für die felbftändige Execution auch jelbitändige 

eten zu bilden. Zu den Aecten der Erecutionsfache, welcher beigetreten 
wird, find nur Beichlufsausfertigungen zu nehmen. Wenn 3. 8. ber 
Verlauf der gepfändeten Gegenſtände A, B und C gleichzeitig bewilligt 
wird und binfichtlich der Gegenſtände A und B fhon ein Verkaufsver⸗ 
fahren im Zuge iſt, ift beim Erecutionsgerichte der Beſchluſs des be- 
willigenden Serichtes und der Pelsunebeiülit des Erecutionsgerichtes 
zu den felbjtändigen Acten über den Berfauf der Sache C zu nehmen, 
während zu den Ucten über den Verkauf der Sachen A und B nur Aus- 
fertigungen des Bollzugsbeichluffes und der weiteren Beichlüffe gebracht 
werden. Hierauf ift bei Berfaffung der Yultellungsverfügung Rüdficht 
zu nehmen. 
Aufbewahrung der BPfändungsprotofolle. 
. 6. Zur Erleihterung der Gejchäftsbehandlung wird zugelaflen, 
daſs * Pfändungsprotokolle den Executionsacten nicht beigeheftet, 7 
dern wie Urkunden (8. 261 G. O.) unter offenem Umſchlage (Couvert) 
beigelegt werden. 

2) Sammelacten. 

3 Es ift aber nur ein Ueberſichtsbogen zu führen, bie einlaufenden 
Schriftitüde erhalten die fortlaufende Ordnungdnummer nach dem Leber- 
fiht3bogen und find nur je nad ihrer Gattung gejondert einzulegen. 
Siehe & M. zu 8. 261. 

4) Anders beim Tagebud in Straffadhen, $. 281. 


6. 271. Wenn der Concurdcommifjär zugleich für den 
ihm übertragenen Concurs als Referent des Concurögerichtes 
beftellt ift, find alle den fraglichen Concurs betreffenden Ein=. 
gaben und Scriftitüde, ohne Rüdficht darauf, ob fie an das 
Concursgericht oder an den Concurdcommifjär gerichtet find, zu 
denfelben Acten zu nehmen und in den für diefe Acten geführten 
Ueberſichtsbogen einzutragen. 

Ueber die Concurfe, für welche der Vorſteher oder ein 
Einzelrichter eined Bezirkögerichted zum Concurscommiſſär be- 
ftellt ift, find fowohl beim Gerichtshofe als beim Bezirksgerichte 


8. 271, Abſ. 1. Wenn der Cou- | bed Se G. D. analoge Anwendung. 
cursceommiffär nicht zugleich Referent | — Das Wegifter ift jebenfall$ bei 
für den ihm übertragenen Concurs dem Concursgerichte zu führen; ber 
ift, finden in Anfehung der Acten die | Concurscommiſſär hat feinen Acten die 
Beftimmungen der Abfäge 2 und 3 | Bezeichnung „CC“ beizufegen. (J. M.) 
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bejondere Acten und Wetenüberfichten zu führen. Die Acten 
des Bezirkögerichtes werden unter dem Actenzeichen geführt, 
welches die Eoncursfache beim Gerichtshofe erhalten Hat; dieſes 
Hetenzeichen ift dem zum Concurdcommiflär beftellten Richter 
bet der Benachrichtigung von feiner Beſtellung befannt zu geben. 
Das Uctenzeichen des Gerichtähofes ift auch für die Bildung 
der Geſchäſtszahl der beidem Bezirksgerichte einlaufenden Ucten?) 
und fonftigen Schriftftüde maßgebend. 

Nah Beendigung des Eoncurfed find die bezirksgericht⸗ 
lihen Eoncursacten fammt dem Weberfichtöbogen dem Gerichts- 
hofe zu überfenden, und dort nach der Beit ihres Einlangens 
unter einer einzigen Ordnungsnummer zu den beim Gerichts⸗ 
hofe über denfelben, Concurs geführten Acten zu nehmen. 


1) Stehe darüber 3. M. 8. v. 5. Jänner 1900, 3. M. 3. 8. 
Nr. 2 (bei $. 241). 


Ucten über einftweilige Verfügungen.!) 


6. 272, Unträge auf Erlafjung einftweiliger Verfügungen 
ſowie die weiteren Schriftftüde, die infolge der Unordnung einer 
einitweiligen Verfügung entftehen, find, wenn bie Berfügung 
während des Proceſſes oder während eines Erecutionsverfahrens 
beantragt wird, zu den Proceſs⸗ oder Erecutionsacten zu nehmen; 
würden dieje Ucten dadurch einen zu großen Umfang erhalten, 
jo kann für die Ucten über die einftweilige Verfügung ein be- 
fonderer Uctenband angelegt werden. 

Ueber einstweilige Verfügungen, die vor Einleitung des 
Proceſſes oder der Execution beantragt werben, find jelbjtändige 
Acten?) anzulegen. 

Wenn nachträglich der Proceſs oder das Erecutionsverfahren 
bei demfelben Gerichte anhängig wird, können die Ucten über 
die einstweilige Verfügung zu den Proceſs- oder Erecutions- 
acten genommen werden. Soferne die Ucten der einftweiligen 
Verfügung ein bejonderes Actenheft bilden, ift das Heft den 
Procef3: oder Erecutionsacten unter einer einzigen Ordnungs⸗ 
nummer beizulegen; font find die Acten nach der Reihenfolge 
ihrer früheren Ordnungdnummern mit den fortlaufenden DOrd- 
nungsnummern der Procej3- oder Erecutiondacten zu verjehen. 


Megifter 8. 234. Ein mit der Klage oder einem Mahngein 
nerbundener Antrag auf Erlaffung einer einftwweiligen Verfügung if nicht 
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durch einen bejonderen Regiftereintrag zu beurfunden, ſondern zu den 


Be u nehmen. 
Mit Actenzäden event. Actendedel, 8. 263. 
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g. 273. Für Vormundſchafts⸗ und Curatelſachen!), fowie 
für die aus den gemeinſchaftlichen Waiſencaſſen gewährten Dar- 
fehen?) find Acten mit Dedel, für Verlaffenichaftsabhandlungen?) 
aber, je nach dem vorausfichtlihen Umfang der Ucten Ucten- 
hefte oder Acten mit Dedel anzulegen. Den Acten der Bor: 
mundjchafts- und Eurateljachen, ſowie den Ucten von Berlafjen: 
Ihaftsabhandlungen größeren Umfanges find Inhaltsverzeichniſſe 
nad Formular Nr. 58 heizugeben, für deren Führung die Vor- 
fchriften des 8. 270, Iebter Abſatz, zu gelten haben. 

Fideicommilsacten find unter Wetendedel in Bänden an- 
zulegen; Ueberfichtöbogen find nicht zu führen, wenn das Fidei⸗ 
commifjsprototoll fo eingerichtet iſt, daſs alle das Fideicommiſs 
betreffenden Eingaben einzeln darin eingetragen werden. 

Sn den übrigen Angelegenheiten der Gerichtäbarkeit außer 
Streitfadhen ift den Ucten ein Ueberfichtsbogen nicht beizugeben, 
und e3 kann felbit die Einheftung der Acten in einen Xcten- 
rüden unterbleiben, wenn die Acten vorausfichtlid nur wenige 
Scriftftüde enthalten werden, wie 3. B. bei Amortifirungen, 
bei Kündigung von HHpothelarforberungen, Beftätigungen über 
die Führung von Handelsbüchern, Aufnahme Iegttwilliger Un- 
ordnungen u. ſ. w. (8. 267, Abſatz 2).') 

Die Ucten für die aus der gemeinfchaftlihen Waifencafje 
gewährten Darlehen find nach der Perſon des Darlehensnehmerg 
anzulegen; alle auf deſſen Darlehen fich beziehenden jchriftlichen 
Auffündigungen, Mahnungen, Rüdzahlungsanerbieten und die 
darüber ergebenden Erledigungen find zu diefen Acten zu 
nehmen. Deögleihen find die Schriftftüde über die demjelben 
Schuldner nadhträglih gewährten weiteren Tarlehen zu Dielen 
Ücten zu bringen. Die Ucten find fortzuführen, wenn auch die 


8.273. Todfallsaufnahmen, welche zu werden. Solche Acten find, ge» 
zu einer Berlaffenfhaftsabhandinng ſondert nach ben Regiftern, su Sam 
nicht führen, fowie Acten über ver- an vereint Fr (8. 267, al. 

mögensloſe Pflegebefohlene brauchen | 2, und 8. 2 
nicht unter NActendedel genommen (3. M.) 





Nr. 57b. 


Nr. 578. 


666 VIII. Geſchaͤftsordnung 66. 273, 274. 


Liegenſchaft, auf welcher das Darlehen fichergeftellt ift, den 
Eigenthümer wechjelt; der Name des neuen Eigenthümers ift 
auf dem Xctendedel anzugeben. Ueber die Procefje und Erxe- 
eutionen, welde gegen den Schuldner wegen Rüdzahlung des 
Darlehens oder Einbringung der aushaftenden Intereſſen ge— 
führt werden, find bejondere PBrocej3- und Erecutionsacten zu 
bilden, auf welche in den Ucten über das Darlehen zu ver- 
weiſen ijt. 

1) Formular Geſch. Ordg. Nr. 576 (Actendedel und Actenrüden 


für Vormundſchafts⸗, Curatelſachen; eingeführt mit J. M. €. v. 5. April 
1898, 8. 8161, und v. 29. October 1898, 3. 25251. Siehe Kundm. im 


J. M.%.B. ©. 38 1899). Regiſter 3 238, 


237. 
2) — er 8. 245, Abi. 2. Verzeichnis ber Darlehens- 


werber 
— Geſch. Ordg. Nr. 57a (Actendeckel und Actenrücken 


für Verlaſſenſchaftsabhandlungen; eingeführt mit den in Unm. 1 ange- 
gebenen Erläſſen). Regifter . 235, 236. 

4) Sammelacten. — Ebenfo bei Berlaffenichaft?-, Curatels⸗ oder 
Bormundfchaftsacten, die nur wenige Schriftitüde enthalten (bei ver- 
mögensloſen Berfonen). 

6. 274. Aus anderen Acten desſelben Gerichte und 
namentlich aus den Grundbuchsacten find zu den Abhandlungs- 
acten in der Regel Feine Abjchriften zu nehmen.) Wo That- 
jachen, die aus anderen Ucten hervorgehen, für die Abhandlung 
von Wichtigkeit find, ift unter Bezugnahme auf die fraglichen 
Acten ein kurzer Vermerk darüber zu den Abhandlungsacten zu 
bringen. Zu diefem Zwecke können bei größeren Gerichten die 
Abhandlungsacten, um vollftändige Mittheilungen über den 
Grundbefig des Erblafferd und über die Belaftungen zu er: 
halten, dem Grundbuchsführer (Grundbuchsamt) vorgelegt werden. 

Die Eingaben und Schriftftüde, welche ſich auf die nach» 
trägliche Auffindung einer legtwilligen Erklärung oder eines 
vorher nicht bekannten Verlaſſenſchaftsvermögens beziehen, find 
zu den Ucten des früheren Verlafjenfchaftöverfahrens zu nehmen.?) 

Wenn dasfelbe Gericht Abhandlungsgericht und Vormund⸗ 
Ihaftsbehörde über die minderjährigen Kinder des Erblafjers 
iſt, jo find bis zur rechtöfräftigen Beendigung der Verlaſſen— 
Ihaftsabhandlung ſowohl die Eingaben und Schriftjtüde, welche 
ſich auf die Verlaſſenſchaftsabhandlung beziehen, wie diejenigen, 
welche die Beſtellung des Vormundes und die Einleitung 
und Führung der vormundichaftlicden Gefchäfte betreffen, 
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zu den nämlichen Ucten zu nehmen.) Nach Beendigung ber 
Berlafienfhaftsabhandlung find die Ucten unter der ihnen nach 
dem Regiſter P zulommenden Bezeichnung ald Vormundſchafts⸗ 
acten weiterzuführen. 


Wenn während der Dauer einer Verlaſſenſchaftsabhand⸗ 
fung oder einer Vormundfchaft oder Euratel Anträge auf Ge- 
nehmigung von Geſchäften des Pflegebefohlenen, auf Beftellung 
eines SHeiratögutes oder Ertheilung der Heiratsbewilligung oder 
andere Unträge geftellt werden, jo find über diefe Anträge und 
die darüber geführten Verhandlungen nicht befondere Ucten zu 
bilden, fondern fie find, vorbehaltlich der Bildung bejonderer 
Actenbände, zu den Ucten der Abhandlung oder der Pflegichafts: 
ſache zu nehmen. 

Scriftitäde, die auf die Verhängung einer Curatel Bezug 
haben, und die Schriftftiide fiber die Ausführung diefer Curatel, 
über die Vermögensgebarung des Curators und deſſen Rech— 
nungslegung müſſen, falls beide Angelegenheiten in verſchiedene 
Regiſter einzutragen find*), je zu beſonderen Acten genommen 
werden. Die legteren Acten müſſen in diefem Falle mit einer 
furzen Nachricht über die Curatelsverhängung und über die Ucten, 
worin ſich diefe Enticheidung befindet, beginnen. 

Die Schriftftüde, welche anläfslich der Enticheidung des 
Gerichtshofes über die im 8. 109, Abſatz 2, der Jurisdictions⸗ 
norm genannten Beichlüfie des Bezirksgerichtes entftehen?), mit 
Ausnahme des Berathungsprotokolles und des Conceptes der 
Gerichtshofserledigung, find mit den an den Gerichtshof gelangten 
Acten an das Vormundſchafts⸗ oder Euratelsgericht zu überjenden 
und von lebterem zu den Acten der Sache zu nehmen.‘) 

ı) Acten mit Firmenzeichnungen find, auch wenn fie mit Vor⸗ 
mundſchafts⸗, Curatels⸗ oder —— zufammenhängen, ſtets 
zu den Firmenacten zu nehmen, 8. ‚Ubi. 1. 

2) Auch Fein neuer Regiftereintrag, 8. 235, letzter Abſatz. 


°), Neu anfallende Verlaſsſachen find aber nicht zu den fchon lau- 
fenden Pupillaracten zu nehmen, fondern e3 find neue Verlafsacten zu 


bilden. 
9 Berhängung der Curatel in Regifter L, verhängte Euratel in 
Regiſter P, $. 237. 

8) Ste werden beim Gerichtshof zum Sammeltregifter genommen, 
8. 237, letzter Abſatz. 

®) Ebenjo bei den Acten des Rechtsmittelverfahrens, 8. 277. 
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Ucten in Örundbuhfjaden.‘) 


6. 275. Für jede Grundbuchseinlage (Landtafel, Berg-, 
Naphtha⸗, Eiſenbahnbuch) find befondere Acten anzulegen. Für 
die Ucten in Grundbuchſachen find Actendedel?) zu verwenden. 
Sämmtliche auf die nämliche Grundbuchseinlage ſich beziehenden 
Eingaben, Urkunden, Abjchriften und fonftige Schriftjtüde?) find 
zu den nämlichen Acten zu nehmen. Für jede Grundbuch- 
einlage ift ein Ueberfichtsbogen*) nach Formular Nr. 58 zu führen. 

Wenn Scriftftüde, die grundbücherlide Eintragungen be- 
treffen, wegen ihre Zuſammenhanges mit anderen Nechtsfachen 
zu Procejs- oder Erecutiondacten oder zu fonftigen Acten zu 
nehmen find?) und den Grundbuchsacten nicht ohnehin eine be- 
glaubigte Abſchrift des Echriftftüdes oder eine Beichlufsaug- 
fertigung beiliegt, ift an der fraglichen Stelle in den Grund- 
buch8acten ein Blatt®) einzulegen und auf diefem der Gegenftand 
des Scriftjtüdes und zugleich die Bezeichnung der Acten erjicht- 
lich zu machen, zu melden das Schriftftüd gebracht wurde. 
Zuſtellungsſcheine, die fih auf ſolche Schriftſtücke beziehen, find, 
bevor fie zu den Acten gebracht werden”), dem Beamten, der das 
Tagebuch für Grundbuchdeingaben führt, zur Eintragung im 
Tagebuche vorzulegen. 

[Die beglaubigten Abfchriften der Urkunden, auf Grund 
deren eine bücherliche Eintragung erfolgt, find in die Grund- 
buch3acten zu den bei Gericht zurüdbehaltenen Eintragungs- 
gefuchen zu legen, deren Beilage jene Urkunden bilden (8. 81, 
Abfah 3, G. O. G.); am Seitenrande diefer Abfchriften braucht 
fein leerer Raum gelaffen zu werden.] 

Wenn bei demjelben Gericht infolge der nämlichen Ein- 
gabe oder auf Grund der nämlichen Urkunde in verfchiedene 
Srundbuchgeinlagen Eintragungen ftattfinden, ohne daſs Die 
Borjchriften über Simultanhypothefen zur Unmwendung fommen, 
iſt die Eingabe [oder die beglaubigte Abjchrift der Urkunde]®) zu 
den Acten der vom Nichter zu bezeichnenden Grundbuchseinlage 
zu nehmen, in den Ucten der übrigen Grundbuchseinlagen da= 
gegen an der Stelle, an welcher die Eingabe [oder die Urkunden- 
abfchrift]®) einzulegen geweſen wäre, ein Blatt zu legen und auf 
diefem die Grundbuchseinlage zu bezeichnen, deren Acten die 
Eingabe [oder die Urfundenabfchrift]®) enthalten. Bei Simultan- 
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bypothelen®) iſt die Eingabe [oder die beglaubigte Abſchrift der 
Urfunde]®) zu den Acten der Haupteinlage zu nehmen. 

Die Beftimmungen der 88. 18, Abſatz 2, 20 und 21 der 
J. M. V. vom 12. Jänner 1872, R. ©. B. Nr. 5, treten 
außer Kraft.!‘) : 

Die Acten in Verfachbuchſachen find in der bisherigen 
Weife aufzubewahren. | 

1) Tagebuch 88. 76, 77, 8. 4 Uebergangs⸗Vdg. J. M. 8. v. 
17. December 1898, R. G. B. Nr. 225, betr. die Ubänderung der ©. D. 
a geichäftlichen Behandlung der Grundbuchſachen (bei 8. 77). 

®) Formular ar Drdg. Nr. 57c (Üctendedel für Grundbuch“ Nr. 57e. 
fadyen; eingeführt mit 3. M. E. v. 5. April 1898, 8. 8161. Siehe 
Kunden. im J. M. 8. B. ©. 38/1899). 

9 Die Zuftellungs- und Rüdicheine, die fih auf Grundbuchs⸗ 
acten beziehen, find nach der Reihenfolge der Geichäftszahlen geordnet, jahr- 
gangsweife oder nach Abſchnitten eines Jahres abgejondert von den 
— Grundbuchsacten unter ſteifen Deckeln aufzubewahren (8. 5 
J. M. B. v. 17. December 1898, R. G. B. Nr. 225). Soferne es ſich nicht 
bloß um eine Vollzugsanordnung des ausſchließlich als Grundbuchsgericht 
einſchreitenden Gerichtes handelt, find Zuſtellungen in Proceſs- und 
Executionsſachen mit blauen und weißen —— — einzu⸗ 
leiten, auch wenn mit dem zuzuſtellenden Beſchluſſe a eine 
grundbücdherlihe Eintragung bewilligt wurde. Siehe weiters J. M. €. 
v. 2. Mai 1898, 3. 10505, P. 1, bei 8. 350. 

4) Auf dem nad Geſch. Ordg. Yormular Nr. 58 zu führenden 
Ueberfihtsbogen für Grundbuchsacten (8. 275 ©. D.) ift in der dritten 
Spalte „Kurze Angabe des Inhaltes“ nicht? anderes ald die Tagebudy- 
zahl einzutragen. Die Ungabe der Blattzahl in Spalte 4, fowie die 
Angabe der Urt der Erledigung in Spalte 5 Haben zu entfallen ($. 7 
der unter Anm. 1 cit. Bbg.). 

6) 8 B. Klage mit Klagsanmerfung, Erecutionsanträge. 

6%, Bon der Einlegung eines Berweifungsblattes gem. $. 275, 
Abi. 2, G. D. kann abarieben werden, wenn auf dem Ueberſichtsbogen 
der Grundbuchsacten angemerkt wird, zu welchen Acten die Eingabe 
(Brotofoll) gebracht wurde. 

Bei Simultanhypothelen ift in den Acten der Nebeneinlage 
weder ein Verweiſungsblatt einzulegen, noch in dem dieſen Acten bei- 
gegebenen Weberlichtsbogen ein Vermerk im Sinne des erjten Abſatzes zu 
maden (8. 8 cit. Vdg.). 

8. 341. Giehe aber Unm. 3. 

2, Die früheren Beitimmungen der . Drdg. über die Einlegung 
der beglaubigten Urkundenabichriften in die Eintragungsgejuche find auf- 
gehoben. An ihre Stelle tritt die Vorfchrift des &. 4 J. M. V. v. 
17. December 1898, R. G. B. Nr. 225, welche lautet: 

„Die für die Urkundenſammlung (8. 6 des Gef. v. 25. Juli 1871 
R. G. B. Nr. 95) beſtimmten Abſchriften, ſowie die an dereu Stellen 
zurückbehaltenen Originalurkunden find mit der Geſchäftszahl der Ein- 
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gebe oder des Brotofolles, zu weldher fie gehören, zu bezeichnen, nadh 
er Reihenfolge der Geichäftszahlen geordnet, abgelondert von den anderen 
Grundbuchsacten unter fteifen Dedeln zu verwahren und in angemefienen 
Zeitabfeinitten in mäßig ftarlen Bänden einzubinden. Die Beftimmung 
des 8. 17, vorlegter Abja, der Berordnung des J. M. v. 12. Jänner 
1872, R. G. 8. Nr. 5, dafs die Urkundenabſchriften am GSeitenrande 
einen leeren Raum in der für dag Einbinden nöthigen Breite haben müffen, 
jomwie die Beſtimmung des 8. 20, Abf. 2, derjelben Verordnung treten 
wieder in Kraft. 

Damit die Urkundenfammlung nicht einen zu großen Umfang er- 
reiche, haben die Gerichte in geeigneter Weile — hinzuwirken, daſs 
die Abſchriften mehrerer zn derſelben Eingabe (Protokoll) gehörigen 
Grundbuchsurkunden, wenn thunlich, auf demſelben Bogen angebracht 
werden. Eine Zurückweiſung von Eingaben darf jedoch wegen einer 
anderen Anordnung ber Abſchriften nicht ſtattfinden.“ 

Die wieder in Kraft gelegten Beltimmungen der J. M. 2. v. 
12. Jänner 1872, R. G. B. Nr. 5, lauten: 

8.17, vorlegter Abfag: „Die Abſchriften müfjen im Formate ganzer 
Bogenvon gewöhnlicher Größerein und Ieferlich gefchrieben fein und am Sei⸗ 
tenrande einen leeren Raum in der für das Einbinden nöthigen Breite haben.” 

8. 20, Abſatz 2, derfelben Bdg.: „Wenn eine Partei eine Original. 
urfunde für die Urkundenfammlung zurüdgelaflen und bis zu dem Beit- 
puntte de3 Einbindens des Fascilels, in welchen die Urkunde eingelegt 
wurde, nicht durch eine brauchbare Abichrift erſetzt und auch nicht er- 
Härt hat, daſs fie die Driginalurkunde einbinden Iaffen wolle, fo ift 
eine Abſchrift gegen Einhebung der für beglaubigte Abſchriften feitge- 
jegten Gebür von amtswegen anzufertigen, in ben betreffenden Fascitel 
der Abfchriften einzulegen und da3 Original beiden Acten zu verwahren.“ 
— In welchen Fällen Ubichriften von Urkunden zur grundbücherlichen 
Urkundenfammlung zu nehmen find, falls die Eintragung in das Grund⸗ 
buh im Zuge des Erecutionsverfahrens ftattfindet, ſiehe Die 
Mitth. im 3. M. 3. 3. ©. 363/1899. 

9), Siehe Abſ. 2 des 8. 8J. M. V. v. 17. December 1898, R. G. 8. 
Nr. 225, oben unter Anm. 6. 

10) Siehe nunmehr 8.4 J. M. V. v. 17. December 1898, R.G.B.Nr.225, 
oben unter Anm. 8. Uufgehoben bleibt insbeſondere die frühere Borfjchrift, 
dafs die Urkunden in der Sammlung mit fortlaufenden Nummern zu be- 
zeichnen und diefe auf den Eingaben erfichtlih zu machen find 
(8. 18, Abf. 2), ferner der gegenſtandsloſe 8. 21, betreffend die Führung 
von Urkundenbüchern. 


Ucten in Sirmenfaden.‘) 
$. 276, Für jede im Handel oder Genofjenjchaftsregifter 
eingetragene Firma find befondere Ucten anzulegen. Für Die 
Ucten in Firmenſachen find Uctendedel?) zu verwenden. Sämmt- 
liche Eingaben und fonjtigen Schriftjtüde, welche diefelbe Firma 
betreffen, einfchließlih der Unfuchen um Ertheilung von Re— 
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gifterauszügen oder Auskünften über Firmen und der Scrift- 
ftüde über Strafverhandlungen, welche ſich auf die Firma be- 
ziehen, oder über firmenpolizeilichde Maßregeln wegen unbefugten 
Gebrauches der Firma, find zu den nämlichen Acten zu nehmen. 
Insbeſondere find auch Eingaben in Firmenfachen, die zwar mit 
einer Vormundſchafts⸗ oder Euratelsfache oder mit einer Ver⸗ 
laſſenſchaftsabhandlung zufammenhängen, aber beglaubigte Firmen 
zeichnungen enthalten, zu den Acten diefer Firma und nicht 
zu den Acten der Pflegſchafts- oder Abhandlungsſache zu 
nehmen. 

Die Uebertragung einer Firma aus dem Regifter für Einzel: 
firmen in das für Gefellichaftsfirmen und umgefehrt zieht eine 
Trennung der Acten nicht nah ſich. Es ift jedoch daß alte 
Actenzeihen in diefem alle zu durchitreihen und durch dag 
der neuen Eintragung entiprechende Actenzeichen zu erjeben. 

Betreff der Sammlung von Urkunden im Beilagenbuche 
bleiben die beftehenden Vorjchriften?) in Geltung. 

Eingaben und Schriftftüde, die ſich nicht auf eine einzelne 
Firma, jondern auf die Einrichtung und Führung des Handels- 
oder Genofjenichaftsregifterd im allgemeinen beziehen, find nach 
der Zahl des Tagebuches geordnet, jahrgangdweije oder nach 
Abtheilungen eined Jahres, zu Sammtelacten zu vereinigen 
($. 267, Abf. 2). 

Die Bezeichnung der Acten, zu welchen die einzelne Ein- 
gabe genommen wurde, ift in der fünften Spalte des Tagebuches 
für Firmenſachen anzugeben. 

2 eng in Sirmenfadhen, $. 78. — 8. 4 Uebergangs⸗Vdg. 
hr it Erlaſs v. 5. April 1898, 8.8161, wurde eingeführt das 
Geſch. Ordg. Bar Nr.57d (Aetendedel Rn Handels, und Genoffen- Nr. 57d. 

chaftsfirmen) Kundm. J. M. 3. B. ©. 38/18 

5, Siehe a 2. v. 9. März 1008. Ho. B. Nr. 27. Ge 
nen dungen! ter: M. V. v. 14. Mai 1873, 8.8.8. Nr. 71, M. V. 
v. 23. Mai 1895, R. 8.8. Nr. 74. 


Ucten des Rechtsmittelverfahreng.!) 


$. 277. Die im Nechtsmittelverfahren entftehenden Schrift: 
jtüde, mit Ausnahme des Berathungsprotofolle® und des Con- 
ceptes der Entſcheidung der Rechtömittelinftang, find zu den 
Acten der Sade zu nehmen?), in der das Nechtsmittel ergriffen 
wurde, und mit diefen an das Gericht erfter Inſtanz zu über- 
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fenden. Dies gilt insbefondere auch für Rechtsmittel gegen 
Urtheile der Gewerbegerichte Die DOrdnungsnummern und 
Blattzahlen gehen ohne Unterbrehung aus den Acten bes Ge- 
richtes erfter Inſtanz auf die im WMechtsmittelverfahren ent⸗ 
jtehenden Schriftftüde über, die zu den erjtrichterlichen Acten 
genommen werden müſſen. 

Weiſungen und Außftellungen?), die gelegentlich der Ent- 
Iheidung über ein Rechtsmittel im Aufſichtswege ergehen und 
nur für das Gericht oder einzelne Beamte beitimmt find, follen 
in der Regel auf einem bejonderen Blatte ertheilt werden, welches 
der Erledigung des Nechtsmitteld anzufchließen iſt. Dieſe 
Blätter find nicht zu den Acten der Sache zu nehmen, fondern 
in das Präfidialjournal einzutragen und nad) Erlafjung der er- 
forderlichen Verfügungen) zu den Präfidialacten®) zu legen. 

Die bei der Rechtsmittelinſtanz zurüdbleibenden Schrift 
jtüde find nach Bahlen des fraglichen Regiſters geordnet, jahr- 
gangsweile oder nach Abtheilungen eines Jahres, zu Sammel: 
acten zu vereinigen (8. 267, Ubi. 2). 

1) Berufungsregifter 8. 243, Mecursregifter 8. 344, Berufungs- 
und —— 77 in Strafſachen 8.253, Einſpruchsregiſter in Straf- 
ſachen J, Regiſter D und Bs 8. 226. 

e) Analog auch im Falle 8.274, letzter — — Dieſe Actenſtücke 
der Rechtsmittelinſtanz erhalten jedoch das Actenzeichen der II. Inſtanz, 
das auf den Acten der I. Inſtanz mit rother Zinte erfichtlih gemacht 
wird, 8. 265, Abi. 2. Nur die Ordnungszahl ift im Anſchluſſe an die 
Drdnungsnummer der I. Inſtanz einzufeßen. 

J. M. E. v. 16. April 1898, 3.8854,B. 2 und 3: „Vielfach herricht 
Unſicherheit über die Actenbildung im Rechtsmittelverfahren. 
Nach 8. 277 G. O. ſind die im Rechtsmittelverfahren entſtehenden 
Schriftſtücke mit Ausnahme des Berathungsprotokolls und des Conceptes 
der Entſcheidung der Rechtsmittelinſtanz zu den Acten der Sache zu 
nehmen, in der das Rechtsmittel ergriffen wurde, und mit diefen an das 
Gericht erfter Inſtanz zu überfenden. Zu den bei der NRechtömittel- 
inftanz zurüdbleibenden Acten wird in der Hegel auch das vom Bericht- 
erftatter etwa ausgearbeitete fchriftliche Meferat im fungöverfahren 
(8.486 C. P. O., 8.122 6.9.) gehören. Wurde jedoch in der mündlichen 

erufungsverhandlung darauf —* genommen, ſo daſs es einen Gegen⸗ 
ſtand der Erdrterungen ber Parteien bildete und das Protokoll ohne 
Einfiht in das Referat in weſentlichen Punkten nicht verftändlich ift, fo 
wird das Referat bem Protokolle beizulegen und mit den übrigen Acten 
an das Gericht eriter Anftanz zu jenden fein. Die bei der Rechtsmittel⸗ 
inſtanz zurüdbehaltenen Acten find mit den Wctenzeichen der Rechts⸗ 
mittelinftanz zu verjehen und erhalten nach ihrer Ausſcheidung aus den 
übrigen Acten von 1 fortlaufende Ordnungsnummern. Die in ber 
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DEE SU UNN. neu hinzukommenden Acten find dafelbit weder ein- 
zubeften, noch, f die Acten unter Actendedel mit einem Inhaltsver⸗ 
zeihnis (Actenüberficht, EDEL D Lagen, Tagebuch, 8. 263, Abf. 3, 
G. O.) vorgelegt wurden, in das Inhaltsverzeichnis einzutragen, fondern 
ungebeftet mit den fonftigen Acten an die erfte Inſtanz zu überjenben. 
Was nun die Ordnungsnummern diefer Schriftſtücke und der in 
derjelben Sache in der Zwiſchenzeit eventuell bei der erjten Inſtanz un- 
mittelbar eingelangten Actenſtücke anbelangt, jo kann in doppelter Weiſe 
vorgegangen werden. 

Die im Rechtsmittelverfahren entftehenden Schriftftüde können bei 
der Rechtsmittelinſtanz mit derjenigen Drdnungsnummer verfehen werden, 
die fich bei fortlaufender Zählung nach der legten Ordnungsnummer der 
— Aeten ergibt. 

ind nun bis zum Wiedereinlangen der Acten bei der erſten 
Inſtanz daſelbſt neue zu den Acten gehörige Schriftſtücke eingelangt, ſo 
ſind dieſe nunmehr entweder von den Acten des Rechtsmittelverfahrens 
oder hinter dieſen zu den Acten zu nehmen. Im erſteren Falle müſſen 
die Ordnungsnummern der Rechtsmittelacten entſprechend geändert werden, 
da durch das Einſchieben der Acten erſter Inſtanz die frühere Reihenfolge 
durchbrochen wird. 

Wo es wahrſcheinlich iſt, daſs während des Verweilens der Acten 
bei der Rechtsmittelinſtanz unmittelbar beim Gerichte erſter Inſtanz 
neue Schriftſtücke einlaufen werden, da kann — und das iſt der zweite 
Weg — von vornherein für die beim Rechtsmittelgerichte ſich ergebenden 
— Acten eine gewiſſe Anzahl von Ordnungsnummern vorbehalten 
werden. 

Die inzwiſchen in der erſten Inſtanz einlangenden Acten ſind in 
dieſem Falle mit den Ordnungsnummern zu verſehen, die ſich infolge 
Anknüpfens an die letzte vorbehaltene Ordnungsnummer ergeben. 

Nach Wiedereinlangen der an die Rechtsmittelbehörde überſendeten 
Acten find die bet dem Gerichte erſter Inſtanz neu eingelangten Ge- 
ſchäftsſtücke an die in der Re an hinzugelommenen Acten 
anzufchließen. Falls die vorbehaltenen DOrdnungsnummern in der 
Rechtsmittelinſtanz nicht —— worden ſind, wird eine Aenderung 
in den Ordnungsnummern der inzwiſchen beim Gerichte erſter Inſtanz 
eingelangten Acten eintreten müſſen. 

Mag in der einen oder in der anderen Weiſe vorgegangen werden, 
ſo iſt erft nach Herſtellung der endgiltigen Ordnung der Ueberſichts⸗ 
bogen unter Berückſichtigung der danach ſich ergebenden Ordnungs⸗ 
nummern zu vervollſtändigen, ſo daſs er ſteis ſowohl die Bürgſchaft 
gegen die Lüdenhaftigfeit der Acten mie die Erffärung für die Ab» 
änderung der Ordnungsnummern bieten wird. 

Wenn von der Nechtömittelinftanz zugleich mit den Acten Aus— 
fertigungen der Nechtömittelentfcheidung zur Berftändigung der Barteien 
überfendet werden (8. 215, Abf. 4, G. O.), jo find diefe Reinſchriften 
als Ausfertigungen ber Nechtsmittelinftang herzuftellen, alfo mit der 
Geſchäftszahl der Rechtsmittelinſtanz zu verjehen und nad) Borjchrift 
des 8. 79 G. O. G. vom Borfibenden des Berufungd- oder Recurs⸗ 
fenate8 bezw. vom BPräfidenten des Gerichtähofes zu unterjchreiben. 

Schaner, Geſch. Ordg. 43 
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Diefe Ansfertigungen find den Parteien ohne eine weitere Be- 
ſchluſsfaſſung des Gerichte erfter Inſtanz ($. 205, letzter Abſ., G. D.) 
zuzuſtellen. Es ift jedoch vor der Erpedition auf den Ausfertigungen 
die Geichäftszahl der Rechtömittelinftanz, ohne fie uuleferlich zu machen, 
zu durchſtreichen und die Gefchäftszahl nad) dem Actenzeichen der Acten 
der Inſtanz anzubringen. 

In dem Bust nr ungs« (Boftrüd-) Schein ift Tediglich Die letztere 
— — zur Bezeichnung des zugeſtellten Schriftſtückes zu ver⸗ 


wend 

Die Zweifel, wie vorzugehen ſei, wenn Acten dem Notar 
als nenne übermittelt werben, inzwifchen aber bei &e- 
richt zu dieſen Acten gehörige Schriftftüde Aufonien, beantworten fich 
durch den Hinweis auf die eben beiprochenen analog anzumendenden 
Vorſchriften über die Behandlung der an die Rechtämittelinftang vor- 
gelegten Acten.” 

o Sufemmenbenge biemit fteht der bei 8. 205 abgedrudte 
AM. E. v. 12. Yänner 1899, 3.1021, betreffend die Vervielfältigung 
der beim ee angefertigte Abſchrift der ehe des 
Reviſionsgerichtes. Siehe weiters ebendort die Mitth. d 
©. 89/1899, wonad im Rechtsmittelverfahren in —— über vi 
Bildung der Ucten $. 277 zu beobachten ift, zumal die Rechtsmittel⸗ 
acten einen fachrich wefentlichen Beſtandtheil der Strafacten bilden. 

2) 8. 409. Wuffichtöbeichwerden, die mit einem Rechtsmittel zu- 
——— erledigt der Berufungs⸗(Recurs⸗) Senat. Siehe bei 8. 74 


9 In — ſetzen bei den richterlichen eventuell Kanzlei⸗ 
beamten, 8. 3, Abſ. 1, und allenfalls noch andere Verfügungen. 
heil ) ntwweder unter 8. 24, 8. 4, oder unter eine bejondere Ab- 
theilung. 


Acten über Beglaubigungen, Rechtshilfeſachen und 
Ungelegenheiten des Sammelregifter3.') 


*8,.278, Die Ucten der in das Negifter G, He, Hs, Ne 
und Ns eingetragenen Sachen find, foweit fie nicht an andere 
Behörden abgegeben, oder zu Proceſs⸗ oder fonftigen Acten ge- 
nommen werden müſſen, nad den Zahlen des Regifterd geord- 
net, jahrgangsweife oder nach Abtheilungen eines Jahres, zu 
Sammelacten zu vereinigen (8. 267, Abi. 2). 

Scäriftitüde, die bei Unträgen außerhalb einer bei Gericht 
anhängigen Recht3fache entitehen, wie z. B. Armenrechtögejuche, 
Anträge auf Sicherung von Beweifen u. |. w., find, wenn fpäter bie 
Sade anhängig gemacht wird, zu den Acten dieſes Verfahrens 
zu nehmen. 

J — Regiſter G 8.239, He 8. 231, Hs 8. 248, Ne. 88. 245, 246, 
S 


Dräfidialacten. Gammelacten. 


Präfidtalacten. 


+6. 279, Die Ucten der Präfidialfachen find, foweit fie 
nicht an andere Behörden abgegeben oder zu Acten des Gerichtes 
genommen werden müffen, nach den im $. 24 angeführten Ge⸗ 
Tchäftsgattungen!) geordnet, jahrgangsweife oder nach Abtheilungen 
eines Jahres, zu Sammelacten zu vereinigen (8. 267, Abf. 2). 

Bei Sachen größeren Umfanges können alle diefelbe Sache be- 
treffenden Eingaben und Schriftftücde unter Actendeckel gelegt werden. 

Die Acten, welche zur nämlichen Gefchäftsgattung gehören, 
find in dasjelbe Paket zu legen. Se nach der Menge der Acten 
fönnen in demjelben Pakete die Acten über mehrere Geſchäfts⸗ 
gattungen oder nur über eine Gefchäftägattung vereinigt oder 
für diefelbe Geſchäftsgattung mehrere Pafete gebildet werden. 

1) Soweit noch andere als die in 8. 24 bezeichneten Sachen vor- 
fommen, tönnen noch weitere Öruppen gebildet werden; innerhalb der 
einzelnen Gruppen können wieder Wbtheilungen gemacht werden, vergl. 
8. 255, Abi. 6. Insbeſondere find auch die Protofolld- und Eingaben- 
verzeichnille der Gerichtstage zu den Präfidialacten zu hinterlegen, 8. 61; 
ferner Ausftellungen und Weiſungen, 8. 277, Abſ. 2; Auffichtsbeichwer- 
den, die mit einem Rechtsmittel nicht zufammenhängen, ferner General- 
vollmachten, welche anderen Perfonen als Advocaten ertheilt werden. 
Siehe J. M. bei $. 24, 8. 24. 

Soweit die3 zur Erhaltung der Weberficht unerläjslich ift oder 
fall8 dadurch die Gefrhäftsbehandlung weſentlich erleichtert wird, wird 
geitattet, daj8 Bräjidialacten, die denjelben Gegenitand betreffen, 
ohne Rüdficht auf die Bett des Anfalles zufammengelegt werden. Im 
Negiftraturdnachichlagebuche, bezw. in den alphabettichen Berzeichnijien 
G 293 ©. 8.) müflen aber die Acten ben ichnet fein, zu welden die 

räfidialacten gelegt wurden (%. M. E. v. 24. März 1899, 8. 6569 P. 6). 


Sammelacten. 


$. 280. Wo Sammelacten angelegt!) werden, find bie 
einzelnen Pakete nach den ihnen entiprechenden Regiſtern, Ge— 
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8.279. Präfidialacten, die geheime | bifchen Ziffern muf3 erft dann borge- 
Sachen betreffen und nicht jedem Be- | nommen tverden, wenn nicht mehr zu be⸗ 
anıten zugänglich fein dürfen, find | forgen ift, daſs andere Acten nad) ihrer 


Regifterzahl in das Sammtelpafet einge: 





in viele enen Käften zn vertvahren. 


FM.) 

Eiche J. M. zu 8. 267. 

8. 280. Samtmelacten find nad 
ben Regiſtern gefondert anzulegen. 
Die zu demfelben Negifter gehörigen 
Acten find nad der Regiſterzahl ges 
ordnet zufammenzulegen (Sammel⸗ 
patet.) Die Bezeichnung der zufammen- 


fchoben werben müflen, durch welche dic 
Retbenfolge der fortlaufenden Palet- 
bezeihänungsnummern geftört mürbe. 

Mehrere Sammelpatete können 
auh unter einen Umfchlag gelegt 
werden. 

Die Acten des Sammelregifters 
find, nad den Zahlen und nad) ben 


gelegten Acten mit fortlaufenden ara» | Abfchnitten des Regiſters geordnet, 


49° 


Wr. 570. 
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Ichäftsgattungen u. |. iv. zu bezeichnen. Zum Zwecke der Auffind- 
barkeit der zu Sammelacten vereinigten Actenftüde erhalten 
innerhalb jedes Paketes die einzelnen Sachen?) nach der Reihen: 
folge, in der fie zufammengelegt find, fortlaufende arabifche Ziffern.?) 
1) Für a in welchen e3 zu feinem eigentlichen 
Procej3 gelommen tft, 8. — Ücten in Kündigungs- und Mahnſachen, 
8.268. — Ucten über —— auf bewegliches Vermögen, wenn der 
Vollzug ber bewilligten Execution unterbleibt, 8. 370, ai 2 . 
falsaummahmen, welche zu einer Berlaffenihaftsabhandlun * en, 
ſowie Acten über vermögensloſe Pflegebefohlene. Siehe J. M. zu 8. 273. — 
Firmenſa en, die ſich auf Einrichtung und Führung der —53*— all⸗ 
emeinen beziehen, Anträge auf Neueintragungen, die abgewieſen wurden, 
. 276, vorletzter Abſatz. — Die bei der Rechtsmittelinſtanz verbleibenden 
Acten des Nechtsmittelverfahrens, 8. 277, legter Abſatz. — Acten über Be- 
lanbigungen, Nechtshilfefachen und Yngelegenpeiten des Sammelregifters, 
— Präfidialacten, 8. 279. — Die wichtigen Urkunden, 88. 285, 
—* — Abſatz. — Wegen Unterlaſſung der ——— an ein en 
Acen in das A N 23. M 
14. März 1899, J. M. V. B. Nr. 11, bei 8. 293. — Die Borfhrifi 
über Die Berfehung der Acten mit Blaftsahlen gilt au) für Sammel- 


acten. 
Nicht die einzelnen Actenjtüde. 
®) Analog der eigen Negiftraturszahl. Dadurch laſst fich die 
Bollftändigleit —* Paketes controliren. 


Tagebuch in Strafſachen.) 


$. 281. Für Strafſachen iſt das Tagebuch unter Ber- 
wendung der Actenüberfiht nach Formular Nr. 58 anzulegen?) 
(8.13 der Vollzugsvorſchrift zur St. P. D.).?) In das Tagebud) 
können auch kurze Ungaben über Art und Anhalt der Beilagen 
(z. B. VBernehmung des Zeugen A, Augenſcheinsprotokoll u. f. w.) 
aufgenommen werden.“) Sonſt find bei Führung dieſes Tage— 
buches die Beſtimmungen des 8.270, letzter Abſatz, zu beobadhten.?) 


) Mit J. M. E. v. 5. April 18%, 3. 8161, wurde das For⸗ 
mular Geſch. Ordg. Nr. 57e (Hetenbedel Ir „Stroffaden) neu ein- 
geführt. Kundm. des 3. M. V. 8. ©. 38/18 


zufammenzulegen (8.278 ©. D). Der | 8. 281. In uebertretungsfällen 
Regiſterabſchnitt (8. 246) iſt durch kurze iſt das Ta agebuch nur anzulegen, wenn 
Angabe des Inhaltes auf dem Umſchlage außer der Anzeige, dem Verhandlungs⸗ 
des Sammelpaketes, 3. B.: Armen- ! protofolle und dem Urtheile noch 
rechtsgeſuche, Todfallsangeigen, An: andere Acten 1a anfammeln. Die 
träge na 8.63 C. O. ꝛc., zu bezeichnen. Vorichrift des 8. 13 N Vollzugs- 
Sämmtliche Acten, wie bisher, zu vorſchrift zur St RP. O. bleibt um: 
Sammelacien zu vereinigen, ift un | berührt. J. M 
zuläſſig. (J. M. 
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5 Snfoweit — der aufrecht erhaltenen Vorſchrift des 8. 13 
. ©. P. D. ein ſolches nothwendig ift. 
sg, 138. %.: Sobald eine Borerhebung oder Vorunterſuchung 
wegen eines Verbrechens oder Vergehen bei Gericht anhängig geworden 
ift, hat der Unterfuchungsrichter ein Tagebuch anzulegen. 

In Uebertretungsfällen ift ein Tagebuh nur dann anzulegen, 
wenn noch andere Acten ald die Anzeige, da3 Berhandlungsprototoll 
und das Urtheil jich anjammeln. 

Findet Die Ausfcheidung einer Strafſache ftatt (88. 57, 58 St. P. O.), 
fo ijt über die ausgeichiedene — ein beſonderes Tagebuch anzu« 
legen —* in beiden Tagebüchern die gegenſeitige Beziehung erſichtlich 
zu machen. 

Die erfolgte Ausſcheidung der Actenſtücke iſt im Tagebuche der 
zuerſt — gewordenen Strafſache anzumerken. 

ieſelben Actenſtücke in beiden Strafſachen bendthigt, To 
können nach Bedarf da, wo die — nicht beiliegen, Abſchriften 
der Actenſtüucke angeſchloſſen werden. 

4) Ausnahme von 8. 270, letzter Abſatz. 

8) Currente Eintragung nad) der Zeit der Entftehung der Acten, 
Angabe der Anzahl der Beilagen. 


Bweiter Abfchnitt. 
Aufbewahrung der Acten. 


Heußere Ordnung. 


*6. 282. Soferne nicht Hinfichtlich einzelner Gattungen von 
Acten etwas anderes angeordnet ift!), werden die Acten im 
FKanzleizimmer auf offenen, in Fächer geteilten Wandſchränken 
nad) den verſchiedenen Regiſtern und Verzeichniffen geordnet 
aufbewahrt; innerhalb jeder Gruppe jollen die Acten in der 
Hegel nad) der Reihenfolge der Regifternummern liegen. Die 
Ücten in Angelegenheiten, in welchen Tagſatzungen anberaumt 
find, Friften laufen oder Eingaben erwartet werden, find in 
befonderen mit entjprechenden Aufjchriften verfehenen Fächern 
aufzubewahren; in jedem Sache find wieder Diejenigen Acten 
zufammenzulegen, welche wegen des gleichen Wusganges der 
Friſt oder weil die Tagſatzung auf denfelben Tag angejekt ift, 


— — — 








8. 282. Die Sammelacten find der Actenftreifen verfchiedenfarbige 
im Anfehung der Actenftreifen ebenjo | Actenrüden und »Dedel zur leichteren 
wie die anderen Acten zu behandeln. Unterſcheidung der Arten zu verwen⸗ 
Es ift nit ausgeſchloſſen, ſtatt ben. (J. m. 





Nr. 59. 
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am nämlichen Tage gebraucht werden. Ebenſo find Acten 
noch nicht endgiltig erledigter Ungelegenheiten, in welchen das 
Verfahren jederzeit oder nach Ablauf einer beitimmten Frift 
fortgefegt werden Tann, wie 3. B. im alle des Ruhens oder 
einer Unterbrechung des Proceſſes, in befonderen Fächern auf: 
zubewahren. 

Wenn in der Gerichtskanzlei (Kanzleiabtheilung) zugleich 
Civil- und Strafſachen bearbeitet werden, find die Acten in 
Civilſachen von den Acten in Straffahen getrennt zu Halten. 
Wenn in derjelben Ranzletabtheilung oder in demfelben Kanzlei- 
zimmer die Acten verfchiedener Richter oder Gerichtsabtheilungen 
bearbeitet werden, find die Weten?) der einzelnen Richter oder 
Gericht3abtHeilungen dur Anbringung farbiger Wctenftreifen 
nah dem Mufter Nr. 59 erkennbar von einander zu unter: 
ſcheiden; an den Sammelacten ift gleichfall3 je ein Streifen von 
der nämlichen Farbe anzubringen. Der Streifen ift mit feinem 
oberen, nicht bedrudten Theil lint3 unten am Rande des Acten⸗ 
rüdens oder Uctendedels oder des Umſchlagbogens des Sammel- 
paketes zu befeitigen, jo dafs er fofort ohne Oeffnen des Actes 
fihtbar und feine beichriebene Fläche nach außen gelehrt ift. 
In der gleichen Weiſe können auch die im nämlichen Raume be- 
findfiden Civil: und Strafacten auseinander gehalten werden. 
Bei Meberjendung von Acten find die Netenftreifen, um das Ab- 
reißen zu verhüten, nach innen zu biegen. 


Un der Stelle ausgefolgter Ucten ift, falls fie nicht lediglich 
dem Abtheilungsleiter oder einem der übrigen richterlidden Be⸗ 
amten derfelben Gerichtsabtheilung übergeben oder ohnehin in 
ein Wbgangsverzeichnis?) eingetragen wurden, ein Blatt einzu- 
legen, auf dem das Mctenzeichen oder die Geichäftszahl, der 
Tag der Ausfolgung und die Perjon oder Behörde anzugeben 
ift, welcher die Acten übergeben oder überjendet wurden. 

} 3.8. Hinfichtlich wichtiger Urkunden, 8.285. — Auch Präfidial- 
acten Tönnen unter Verſchluſs gehalten werden, ſiehe J. M. zu 8. 279. 


2) Nurdie mit Actenrüden oder Uctendedel verjehenen Ucten. Bei 
den zu Sammelacten vereinigten Acten erhält! bloß der Umjchlagbogen 
des ganzen Pakets den Streifen. Unftatt der Nctenftreifen, die ſich 
nit als — DE — verwendet man jetzt vielfach ver⸗ 
I ctenrüd 
hei 2 . 284. Hinfichtlich der in der Regiſtratur aufbewahrten Acten 
iehe 


Aeußere Ordnung d. Actenaufbewahrg. Wetenüberfendg. 679 


+6. 283. In den Amtszimmern dürfen ſich außerhalb 
der Fächer und Behältniffe nur ſolche Acten und Schriftftüce 
befinden, welche zu einer gerade vorzunehmenden Arbeit be- 
nöthigt werden; die nicht mehr benöthigten Acten find täglich 
in die Fächer einzulegen. 

In den Amtszimmern der richterlichen Beamten follen nur 
diejenigen Acten zurüdbehalten werden, in welche der Richter 
zur Vorbereitung für die mündliche Verhandlung Einficht nehmen 
muſs oder welche jeweild den Gegenftand richterlicher Be⸗ 
arbeitung bilden. 

In der Gerichtslanzlei (Kanzleiabtheilung) find die ein- 
zelnen zu bearbeitenden Schriftftüde nach der verjchiedenen ge- 
ſchäftlichen Behandlung, welche ihnen zutheil werden muſs, auch 
äußerlich auseinander zu halten. Insbeſondere find nah Thun- 
lichkeit zu fondern: Eingaben, welde eine neue Sade betreffen, 
in das Regifter einzutragen und mit einem neuen Wetenzeichen 
zu verjehen find; Schriftftüde, welche zu einer ſchon anhängigen 
Sade gehören und mit deren Acten dem Wichter vorgelegt 
werden müſſen; Schriftftüde, welche die Ranzlei felbit zu er: 
ledigen hat; vom Richter zurüdgegebene Acten, welche eine 
Ausfertigung (Reinfchrift) erheifchen!); abgefertigte?) Schriftftüde 
und endlich ſolche Schriftftüde, welche nur noch zu den Acten 
zu nehmen, einzubeften oder einzulegen find. 

! be if, wenn eine eigene Schreibabtheilung befteht, ein 
Fach mit der Auffchrift „Schreibabtheilung” einzurichten, 8. 327. 

2) Abgefertigt find die Acten, in welchen die Neinfchriften, die Zu- 
ftellungs- oder Rüctcheine nnd die Adreſſen gefchrieben find, 8.339. — 
Die — ten Acten ſind wieder in befonpere Fächer (Poft, Gerichts⸗ 
diener, Gem rgane, Meberfendung an andere Organe desſelben Ge- 
richtes) zu legen, 8. 340. Die Concepte der abgefertigten Schriftftüde, 
in welchen das Rücklangen eine? Buftellungs- oder Rückſcheines ab- 
geiwartet werden muf3, find befonders zu legen, um das Einlangen des 
Sceines überwachen zu lönnen, 88. 339, Abſ. 4, 341. 


Üctenüberjendung. 


*5. 284, Die Hinausgabe der gefammten eine Sache be- 
treffenden Ucten?), deren Zurüdlangen und bei größeren Gerichten 
nad) Erfordernis auch die Abgabe der Ucten an eine andere 

8. 284, Abſ. 2. Das Zeichen N, | den follen, ift in der Spalte für Be⸗ 
wodurch — —— an No⸗ merkungen einzutragen. Die Angabe 


tare als Gerihtsconmiffäre im Ab- | ded Namens bed Notars ift aud 
gangsverzeichniffe hervorgehoben wer- dann nicht erforderlich, wenn im Ge⸗ 


Ar. 60. 
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Abtheilung, find in der Gerichtöfanzlei (Ranzleiabtheilung) in 
ein nah Yormular Nr. 60 zu führendes Abgangsverzeichnis 
einzutragen.?) Gehen die Acten an verfchiedene Behörden nad; 
einander mit dem Erjuchen um unmittelbare Weitergabe, fo 
jind in der dritten Spalte des Abgangsverzeichniffes fämmtliche 
erjuchten Stellen in der Reihenfolge des Erfuchens aufzuführen.?) 
Bei Rüdjendung von Acten anderer Behörden ift über die vierte 
Spalte ein wagrechter Strich zu ziehen; ift eine Ungabe über 
den Gegenitand erforderlich, den die zurüdgejendeten Acten be: 
treffen, jo ift fie in die Spalte für Bemerkungen aufzunehmen. 

Dringlide Sachen find im Abgangsverzeichnis als folche 
durch Unterjtreihung der Spaltel mit farbigem Stifte erſichtlich 
zu machen. Xcten, die dem Notar zur Vornahme von Amts⸗ 
handlungen als Gerichtscommiſſär“) überjendet werben, find im 
Abgangsverzeichnig durch Beiſetzung eines mit farbigem Stifte 
gefchriebenen N hervorzuheben. 

Das Abgangsverzeichnis iſt mindeitens jeden Monat einmal, 
in Anfehung der dringlichen Sachen aber allmöchentli dem 
Richter (Vorfitzenden des Senates) zur Beihlufsfaffung darüber 
vorzulegen, ob die Wiedereinforderung hinausgegebener Acten 
oder eine Erinnerung der erjuchten Behörde ftattfinden Toll. 

1) ee, auch bei Borlage der Acten im Rechts⸗ 
mittelzuge. Siehe J. M. zu 8. 205. 

2) Wenn nicht Einiragun in das Abgangsverzeichnis flattfindet, 
u! eines Blattes, 8. 282, letter Abſatz. 

ogenannte Einfichtsacten. 

h Siud vom Notar ohne Hgg Borlagebericht vorzulegen. 
Der Notar Hat die Gebüren auf den Acten zu verzeichnen und Die 
legteren mittel3 bloßen urſchriftlichen Vermerles dem Berichte zu über 
reihen. — Die Bweifel, wie vorzugehen fei, wenn Acten dem Notar 
als Gerichtscommiſſär übermittelt tverden, inzwifchen aber bei Gericht zu 
diefen Acten gehörige Schriftftüde einlaufen, beantworten fi durch den 
Hinweis auf die analog anzumendenden Vorjchriften über die Behand⸗ 
lung der an die NRechtsmittelinitang vorgelegten Acten (fiehe den 
J. M. E. v. 16. April 1898, 8. 8854, bei 8.277). 


Aufbewahrung wichtiger Urkunden. 


$. 285. Lestwillige Anordnungen, einschließlich der Proto⸗ 
tolle über gerichtliche Erklärungen des legten Willens?!) und der 


— — 





— — — — — — — — — — —— — — — — 





— — —— 


Eihtöjprengel mehrere Notare ihren | | Rongteiabtgeilungen befteben, in jeder 
Sig haben rſelben, ift nur ein oe 
Ju der Gerichtskanzlei und, falls | einig zu führen. (J. M 
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Protofolle über die Abhörung von Beugen einer mündlichen 
letztwilligen Erflärung, Ehepacten?), Erbverträge, Schenkungen 
und andere wichtige Originalurfunden, deren Verluſt überhaupt 
nicht oder nur mit bedeutenden Schwierigkeiten oder Koſten zu 
erjegen wäre, find, falls fie nicht die Beilagen von Procejs- 
oder Grundbuchsacten bilden, in befonderen Sammelacten zu 
vereinigen und in gejchlofjenen Kaften feuerficher aufzubewahren. 
Schriftlichen legtwilligen Unordnungen, die dem Gerichte über: 
geben werden (8.587 a. 6. G. B.)*), ift das Protokoll über den 
Act der Uebernahme, den von einem Notar vorgelegten lebt: 
willigen Anordnungen (8. 111 der Notariatdordnung) die An- 
zeige oder Eingabe beizulegen, mit der fie an das Gericht 
gelangten. 

Ueber diefe Urkunden ift ein fortlaufendes Verzeichnis (Ur- 
kundenverzeichnis UV) nach Formular Nr. 61 zu führen. Die Re. cı. 
Bahlen des Urkundenverzeichniffes Haben vom 1. Sänner bis 
lebten December jeden Jahres fortzulaufen; in dem Berzeich- 
nifje ift der mit einzelnen Urkunden getroffenen gerichtlichen 
Verfügung Erwähnung zu thun und auf die Abhandlungs-, 
Vormundſchafts⸗ oder fonftigen Acten zu verweiſen, zu welchen 
eine Abfchrift diefer Urkunden gebracht wurde (3. B. 88. 68 
und 69 des Fatjerlichen Batentes vom 9. Auguſt 1854, R. G. B. 
Nr. 208). Die Urkunden find jahrgangsweife nach der Reihen- 
folge des Urkundenverzeichnifjes zu legen und jede mit der 
Jahreszahl der gerichtlichen Hinterlegung und der Zahl des 
Urfundenverzeichniffes zu verfehen (UV 243/98). | 

ı) Testamentum apud acta conditum, 8. 588 a. b. ©. 8. 

2) Ausfertigungen von Ehepacten in Rotariatöform find keine 
Origtnalurfunden. Sie können daher unmittelbar zu den Acten ge- 
nommen werden. An diejem Falle Hat die Anfertigung einer Abjchrift 


zu unterbleiben. 
3) Testamentum judici oblatum, 8. 587 a. b. G. 8. In beiden 


8.285. In der Spalte 5 des Ur- 
tundenverzeichnifjes (Formular Nr. 61) 
ift die Bez der Sammelacten 
(Sammelpalet) einzutragen, au wel⸗ 
chen die fraglichen Urkumben genommen 
wurden. Für bie Bezeichnung ber 
Sanmmelacten ift die Reihenfolge der 
Eintragung in das Urkundenverzeich⸗ 
nis allein maßgebend. 

Protofole über gerichtliche Er⸗ 
Härungen des legten Willens find in 


das Regiſter No und in das Ur 
kundenverzeichnis einz utragen. Das 
Uctenzeihen iſt aber nur nad dem 
Eintrage in das Megifter Ne zu 
bilden. 

Aufbewahrte Urkunden werben 
nur In das Urkundenverzeichnis ein- 
getragen; ihr Actenzeichen richtet ſich 
nad) der Eingabe oder dem fonftigen 
Geſchäftsſtücke, mittels deſſen fie an 
das Gericht gelangen. (J. M.) 
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$. 286. Bum Urkundenverzeihnifie find nach den Namen 
der Parteien (Erblafjer, Ehegatten u. |. w.) alphabetifch geordnete 
Namensverzeichniffe?), und zwar ein Namensverzeichni3 über die 
nah dem Tode einer Partei hinterlegten Urkunden (letztwillige 
Unordnungen verftorbener Perfonen u. ſ.w.) und eines für alle 
anderen Urkunden anzulegen. Wird der Tod einer in lebteres 
Verzeichnis eingetragenen Perſon bei Gericht bekannt, jo hat 
eine Uebertragung in das andere Namensverzeichnis ftattzufinden. 

Die Aufbewahrung der Urkunden und die Führung des 
Urkunden» und Namensverzeichnifjes Liegt dem NRegiftraturs- 
beamten?) oder dem ſonſt vom Gerichtsvorſteher hiezu beftimmten 
Kanzleibeamten (Ranzleigehilfen) ob. Beide Verrichtungen müſſen 
jtet8 für fänmtliche bei einem Gerichte erliegenden Urkunden 
der nämlichen Perfon übertragen werben. 

Wenn andere Gerichte oder Behörden von folchen Urkunden 
Einfiht nehmen wollen, dürfen ihnen in der Regel nur be— 
glaubigte Abfchriften davon liberfendet werden. Eine Ausnahme 
ift nur zuläffig, wenn ein Gericht e3 zum Zwecke der Feſt⸗ 
ftellung der Echtheit oder aus anderen Gründen für unum- 
gänglich nothwendig erklärt, dafs ihm die Urfchrift der Urkunde 
jelbjt vorgelegt werde. 

Auf den beglaubigten Abfchriften der letztwilligen Erklärungen, 
Ehepacten, Erbverträge und anderer bei Gericht aufbewahrter 
Urkunden, welche den Abhandlungsacten beizulegen find, iſt die 
Bezeichnung der Sammelacten?) anzumerfen, in welden die 
Originalurkunde erliegt. 

i) A Juſtizminiſteriums v. 27. März 1900, J. M. V. B. 
Nr. 18, betreffend Maßnahmen zur rechtzeitigen Kundmadung 
der legtwilligen Verfügungen, die mit den Acten eines 
Notard zur Aufbewahrung an die Gerihtähdfe übergeben 
werden. An alle Gerichte IL Suftanz. 

Durch eine Umfrage über den — Stand der Notariats⸗ 
—— it dem Suftizminifterium zur Kenntnis gekommen, daſs nur bei 
einigen chtshoöfen zwedmäßige Einrichtungen zur rechtzeitigen Kund- 
machung von lehtwilligen Verfügungen beftehen, die mit den Acten der 
Notare zur Aufbewahrung im Notariatsarhiv an die Gerichtshöfe über- 
geben werden. 

Demgemäß findet das Auftizminifterium anzuordnen, wie folgt: 

I. Die Gerichtshöfe I. Inſtanz haben bei Uebernahme von Acten 
eines Notars (8. 152 N. D.) auf Grund der vom Notar gemäß 8.116, 
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lit. b, 8. O. geführten und allenfalls gemäß $. 148 N. D. auf au 
de3 Notars oder feines Nachlaſſes zu ergänzenden Verzeichnifie ein Ver⸗ 

ichnis aller Berfonen zu verfallen, die vor dem Notar eine lettwillige 
Berfügung errichtet (88. 67 und 70 N. D.) oder ihm eine folche zur 
Berwahrung übergeben haben (8. 104 N. D.), fofern die legtwillige Ver⸗ 
fügun — nicht ade widerrufen oder zurüdgenommen worden 
ift. Beinen, die nur in Ehepacten Tegtwillige Anordnungen getroffen 
haben, find in das Verzeichnis nicht aufzunehmen. 

Die Verzeichniffe find nad) dem Namen des Verfügenden alpha- 
betifch in der Weile anzulegen, dajs alle jene Perjonen, die in dem 
Sprengel desfelben Bezirksgerichtes ihren Wohnfih oder Aufenthalt haben, 
in ein Verzeichnis zujammengefafst werden. Berjonen, die am Site 
eines Gerichtshofes ihren Wohnſitz oder Aufenthalt haben, find, und 
zwar in Wien und Prag ohne Rüdficht auf die Eintheilung des Stadt- 
— in Gerichtsbezirke, gleichfalls in ein für jeden Gerichtshof be- 
onders anzulegende3 erzeichnis aufzunehmen. Neben dem Namen des 
Berfügenden ift ber Beruf oder die Beſchäftigung und die Adrefje, ſoweit 
Died aus den un entnehmen ift, ferner die Bezeichnung anzugeben, 
unter der die letztwillige Berfügung aufbewahrt ift. 

II. Die im vorhergehenden Abſatze bezeichneten Berzeichnifle find 
den betreffenden Bezirkägerichten, in Wien und Prag einem jeden Be- 
zirkögerichte des Stadtgebieted, zu überfenden und dort dem Namens- 
verzeihnis zum Urkundenverzeihnis (8. 286 ©. ©.) beizuheften. Die 
Berzeichnifie der an einem Gerichtshoforte wohnhaften Verfügenden find 
ferner aud) dem Namensverzeichnis zu den Ürkundenverzeichnifien ber 
mit bürgerfihen NRechtSangelegenheiten befaisten Gerichtshöfe des Drtes 
anzuichließen. 

II. Auf Grund der Berzeichniffe hat das Bezirksgericht und 
binfichtlich der Berfonen, die am Gerichtshoffige ihren Wohnfiß oder 
Anfenthalt haben, der Gerichtshof die Perſonen, deren letztwillige An⸗ 
ordnungen tm Notariatsarchiv aufbewahrt find, von der Uebernahme 
der lettwilligen Unordnung in das Notariatsarchiv fchriftlich zu benad)- 
richtigen und fie über ihr Recht auf Erteilung einer Abjchrift oder auf 
Zurüdftelung der Urkunde zu belehren (83. 74, 96, 106 und 149 N. O.). 

IV. Die Gerichte Haben daflir Sorge zu tragen, daſs die Namens- 
verzeichnifie zu den Urkundenverzeichnifien (8. 286 ©. O.) regelmäßig 
mit den einlangenden Todesanzeigen verglichen und die bei Gericht oder 
unter ben Notariat3acten beim Gerichtshofe erliegenden letztwilligen Ver⸗ 
fügungen 2 Vorſchrift des Geſetzes, insbeſondere nad) den 88. 151 
und 111 N. O. Tundgemadht werden. 

V. Inſoferne bisher eine ausreichende Vorkehrung zur vechtgeitigen 
an aeung legtwilliger Anordnungen nod) nicht getroffen worden ilt, 
find die in den Abſätzen I bis III vorgefchriebenen Maßnahmen aud) 
Hinfichtlich derjenigen letztwilligen Verfügungen einzuleiten, die ſchon 
bisher ver Aufbewahrung an den —2 abgegeben worden ſind. 

. Den Gerichten wird aufgetragen, für eine gegen Feuersgefahr 
und gegen Berberben durch Feuchtigkeit thunlichſt fichernde Aufbewahrung 
der Notariatsacten Sorge zu tragen. 
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) 8. 292. 
°, Zahl des Urkundenverzeichnifies, $. 285 in fine. 


Uusfolgung von Driginalurkunden. 


$. 287. Urkunden und andere Schriftftüde, die in bürger- 
lichen Rechtsſachen bei einer mündlichen Verhandlung vorgelegt 
und in der Entiheidung berüdfichtigt worden find und von 
welchen ſich Feine beglaubigte Abſchrift bei den Acten befindet, 
jind den Betheiligten, ſolange die Enticheidung nicht recht3- 
fräftig geworden ift, unbejchadet der Vorfchrift des 8. 316 der 
Civilprocefsordnung?) nur auf befonderes Begehren auszubändigen. 
Das Begehren fann mündlich geftellt werden; deſſen Beurkundung 
fann mit der Empfangäbeftätigung verbunden in den Ucten felbft 
erfolgen (3. B. Auf fein Begehren Beilage A in Urfchrift aus- 
gefolgt erhalten — Unterfchrift der Partei). 

Müffen die Acten infolge der Einlegung eines Redhts- 
mittel3 an ein übergeordnete Gericht gejendet werden, fo find 
ihnen die in der Entſcheidung berüdjichtigten Urkunden und 
fonfttgen Schriftftüde (Zeichnungen, Riffe u.|.iv.) beizufügen, welche 
noch bei Gericht verwahrt find. Die inzwijchen ausgehändigten 
derlei Urkunden und Schriftftüde, von denen ſich feine be- 
glaubigte Abjchrift bei den Acten befindet, find von den Be- 
theiligten in kurzem Wege einzufordern. 

Die Ueberſendung der Acten an die NRecht3mittelinftanz 
darf nicht durch das Abwarten des Einganges der abgeforderten 
Urkunden und Abjchriften verzögert werden; dieje find vielmehr, 
jobald fie von den Betheiligten überbracht werden, nachträglich 
der Rechtömittelinftang zu überjenden. Bleibt die Einforderung 
ohne Erfolg, fo ift hievon nah Ablauf von acht Tagen feit 
Ubjendung der Acten der Nechtsmittelinftanz kurz fehriftlich 
Unzeige zu machen. 

Die Beitimmungen des zweiten Abjahes finden auf Augen⸗ 
ſcheins⸗ oder Auskunftsſachen entiprechend Anwendung. 

Welhe zu den Acten genommenen Scriftftüde nach der 
Erledigung der Rechtsſache den Parteien hinauszugeben und 
welche bei Gericht zurüdzubehalten find, hat der Richter nad) 
Maßgabe der dafür geltenden gefeßlichen Vorfchriften im ein- 
zelnen Falle zu beftimmen.?) 

1) Urkunden, deren Echtheit beftritten ift oder deren Inhalt ver« 
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änbert fein fol, können big zur rechtäfräftigen Erledigung des Proceſſes 
bei @ericht zurüdbehalten werden, joferne nicht ihre Ausfolgung an eine 
er — — im Intereſſe der öffentlihen Ordnung erforderlich iſt, 
ö Jedenfalls find vor der Mbgabe der Acten an die Regiftratur 
die Driginalurtunden (mit Ausnahme der Beugniffe zur Erlangung des 
Armenrechtes), dann Wugenfcheins- und Auskunftsfachen ben Barteten 
anszubändigen, 8. 290. 
Acteneinſicht. 

6. 288. Soweit nicht für einzelne Zweige gerichtlicher 
Geſchäfte und für gewiſſe Arten gerichtlicher Acten etwas anderes 
beſtimmt iſt, können die Parteien von allen Acten, welche ihre 
Rechtsangelegenheit betreffen, bei Gericht Einſicht nehmen und 
ſich davon auf ihre Koſten Abſchriften und Auszüge ertheilen 
laffen.?) 

Inwieweit dritte Perjonen in gerichtliche Acten Einfiht 
nehmen und die Anfertigung von Abjchriften verlangen können, er- 
gibt ſich aus den nachfolgenden gefehlichen Beitimmungen: 8. 219 
C. P. O.; 8. 73 Exec. D.; 8.82 St. P. O.; 8.7 des allgemeinen 
Grundbuchsgeſetzes und 88.31 bis 41 der Auftizminifterialverord- 
nung vom 12. Jänner 1872, R. G. B. Nr. 5; Urt. 12 des Handels: 
gejebes, $. 18 des Einführungsgejebes zum Handelsgeſetzbuch 
und 8. 28 der Minifterialverordnung vom 9. März; 1863, 
NR. G. B. Nr. 27; 8. 7 des Gefebes vom 9. April 1873, 
N. G. B. Nr. 70, und SS. 14 und 15 der Minifterialverord- 
nung vom 14. Mai 1873, R. G. B. Nr. 71.9) 

An denjenigen gerichtlichen Angelegenheiten, auf welche fich 
diefe Vorſchriften nicht beziehen, können dritte Perſonen in die 
gerichtlihen Acten Einfiht nehmen und Abſchriften erheben, 
wenn entweder fümmtliche Parteien ihre Zuftimmung dazu er- 
theilen ober der Gerichtöporfteher mit Rüdfiht auf ein be- 
fcheinigtes rechtliche8 Intereffe die Einfiht und das Beheben 
bon Abſchriften geftattet.?) 

Die Acten müſſen unter Aufficht eines Kanzleibeamten 
eingefehen werden. Privatperſonen Ucten in ihre Wohnung zu 
übergeben, ift unftatthaft. Dagegen können Acten, die voraus- 
fichtlih in der nächſten Zeit nicht bei Gericht benöthigt werden, 
in berüdfihtigungswürdigen Fällen auf Begehren einem anderen 
Gerichte Üüberfendet werden, damit die Partei in der Gerichts: 
fanzlei dieſes Gerichtes in die Acten Einfiht nehmen Tann, 
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Die Bewilligung ertheilt der Vorſteher des Gerichtes; die Ueber: 
fendung und Rüdjendung erfolgt auf Koſten der Partei. 

Den richterlihen Beamten des Gerichtes fteht die Einficht 
aller Acten zum Gebrauche bei ihren Gefchäften unbefchräntt 
zu. Andere Beamte haben, unbejchadet der Beſtimmung des 
8. 97 des Gebürengefebes*) und der VBollzugsporfchriften zu dem 
Geſetze über die directen Perjonalfteuern, die Erlaubnis zur 
Acteneinfiht beim Gerichtsvorſteher zu erwirken. 

Die vorjtehenden Beitimmungen gelten ſowohl für die 
Acten der noch im Laufe befindlichen Angelegenheiten, wie für 
die in die Regiftratur?) gebrachten Ucten und die gerichtlich 
hinterlegten Urkunden. 

Hinfichtlich des Nechtes, die Ausfertigung von Depofiten- 
ertracten zu begehren, bleiben die beftehenden Vorjchriften®) un- 


berührt. 

1) Die Ertheilung obliegt der Gerichtskanzlei, über das Begehren 
ift fein Protokoll aufzunehmen (dasjelbe und die Erledigung find in den 
Acten zu vermerken), 88. 322, 323. Ä 

2) 8, 219, &. P. D.: Die Parteien können von fänmtli ifre 
Rechtsſache betreffenden, bet Gerichte befindlichen Ucten (Broceisacten), 
mit Ausnahme der Entwürfe zu Urtheilen und Beichlüffen, der Proto- 
folle über Berathungen und Abſtimmungen des Gerichte und folder 
Schriftftüde, welche Difceiplinarverfügungen enthalten, Einficht nehmen 
und fi davon auf ihre Koften Abſchriften und Auszüge ertheilen Tafien. 
Zum Bwede der Vorbereitung ihrer Vorträge ift ihnen insbeſondere 
auch in die Protokolle und Ucten eines vorbereitenden Verfahrens Ei 
ſicht zu gewähren. 

Mit ——— Parteien konnen auch dritte onen 
von den Proceſsacten Einſicht nehmen und Abſchriften erheben. lt 
eine ſolche Zuſtimmung, ſo kann einem Dritten, inſoweit er ein recht⸗ 
liches Intereſſe glaubhaft macht, eine ſolche Einſicht- und Abſchriftnahme 
vom Vorſteher des Gerichtes geſtattet werden. 

Die von einer Partei dem Gerichte übergebenen Schriftſtücke ſind 
dieſer Partei auf ihr a ae wieder auszufolgen, wenn der Zweck der 
Aufbewahrung entfallen ift. 

. 73 € D.: Die Parteien und alle fonftigen Betheiligten Tönnen 
Einfiht in die das eier ii betreffenden Acten begebren 
und auf ihre Koften von einzelnen Actenſtücken Abſchriften verlangen. 
Solche Einfiht- und Abichriftnahme kann auch dritten Perfonen, injo- 
weit fie ein rechtliches Anterefle glaubhaft maden, vom Borfteher des 
Erecutiondgerichte8 geftattet werden. Durch die Abichriftnahme bürfen 
jedod die gerade dringend benöthigten Actenftüde dem Bollftredungs- 
organe es entzogen werden. 

8. 82 St. * D.: Der Beurthellung der Gerichte ift ed über⸗ 
"affen, ob es zuläffig erjcheine, einer Partei oder ihrem ausgewieſenen 
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Bertreter auch außer den in biefer St. P. D. insbeſondere bezeichueten 
Fällen die Einfiht in ftrafgerichtliche Ucten oder die Uusfolgung von 
Abichriften aus ſolchen zu bewilligen, on biefe Berfonen glaubwürdig 
darthun, daſs ihnen diefelbe zur Ausführung eines Entichädigungs- 
anfprudje oder zum Zwede des Begehrens um Wiederaufnahme, oder 
aus anderen Gründen nothwendig jei. 

8.7 allg. Grundb. Geſ.: Das Grundbuch ift öffentlih. Jedermann 
Tann da8 Grundbuch in Gegenwart eines Grundbuchsbeamten einjehen 
und Abſchriften oder Auszüge daraus erheben, weldhe von dem Grund⸗ 
buchsführer — ae eigener Haftung zu ertbeilen find. 

Nach 8 2, Bollz. Inſtr. 3. allg. Grundb. Gef. ift die Ein- 
jicht in die ke en im Grundbuchsamte aufbewahrten Acten nur den- 
jenigen zu gewähren, welche ein rechtliche8 AInterefie daran haben. Im 
Biveifel je cheidet der Gerichtsporfteher. — Einſicht unter Aufſicht eines 
Beamten. beilung ber rderlichen uane Für Anfichreibungen 
darf nicht Tinte verwendet werden. — 88. 32 bis 41 handeln von de 
da, von Abichriften, Auszügen und Bea ngen. 

Art. 12 H. G.: Bei jedem Hanbelsgerichte iR ein Handelsregiſter 
zu führen, in — die in dieſem Geſetzbuche angeordneten Eintragun- 
gen eupuncimen nd, 

Hanbelöregifter öffentli. Die Einficht desfelben ift wäh- 
rend — —— Dien den einem jeden geftattet. Auch Tann 
von den * Pe gegen Erlegung ber ne eine Abjchrift gefordert 
werden, die Berlangen & rs i 

8. 18 aut Geſ. 5 Jebdermann iſt berechtigt, Einſicht in 
die Urkunden des Hande nes zu aus und Abichriften hievon, 
fowie amtliche tffe aus en ae beg 

$. 28 der 8. v. 9. März 1 ‚8.6.8. Rr. 27: Bon 
den bei den Wegifteracten aufbewahrten — Urkunden und Pro⸗ 
tokollen, auf welchen eine Eintragung in das vandeler ſter beruht, iſt 
während der gewöhnlichen Amtsſtunden jedermann auf Verlangen bie 
Einfihtnahme und unter Beobachtung der KVorfchriften wegen Bei⸗ 
— es Stempels und Papiers die Erhebung von Abidriften zu 
gejtatten 

Bon den übrigen Negifteracten fteht den Betheiligten, die fich als 
folche bei dem Referenten ausweifen, frei, unter denfelben Borausfeßungen 
Einfiht und Abſchriften zu and unter welchen dies in Anſehung 
anderer Regiftratursacten zuläffig 

8. 7 Geſetz v. 9. April 9, N. G. B. Nr. 70: Bei jedem 
Handelsgeridhte tft ein Genefenfcaftärenifier über Biegen Genofien- 
ſchaften zu führen, welche in dem Sprengel desielben ihren Sit haben. 

Hinfichtlich dieſes Megifters gelten die im Handelsgejegbuche in Be- 
zug auf das Handelsregijter gro denen Beitimmungen. 

88. 14 u. 15 der M. Mai 1873, R. G. B. Nr. 71: 
8.14. Amtliche Abſchriften und Zeugnifie aus dem Senofienichaftsregifter 
find auf mündliche Anmeldungen bei dem Regifterführer und unter Be⸗ 
obachtung ber Borichriften wegen Beibringung des Stempel und Pa⸗ 
piers jedermann zu ertheilen 

Amtlich beglaubigte Abfohriften fönnen ertheilt werden entweder 
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von dem vollftändigen Inbalte einer Einlage, oder von einzelnen, in 
derjelben enthaltenen Eintragungen, fofern biefe noch unverändert be 
ftehen, oder endlich vollinhaltliy oder auszugsweife von den in dem 
Beilagenbuche aufbewahrten Urkunden 

Mittels amtlicher Beugnifie fann beitätigt werden, daſs eine be- 
ftimmte Genoſſenſchaft oder in Unfehung derjelben eine beftimmte Ein- 
a in dem Genoffenfchaftsregifter nicht vorkomme. 

a Abſchriften und Beugnifje find von dem Referenten 
und — dem Regiſterführer zu unterſchreiben und mit dem Amtsfiegel 
zu ver 

8. 15. Bon ben bei den Re ifteracten aufbewahrten Eingaben, Ur- 
funden und PBrotofollen, auf meiden eine Eintragung in das Genofjen- 
ichaftsregifter beruht, ift während der gewöhnlichen Amtsftunden jeder- 
mann auf Berlangen die Einfichtnahme und unter Beobachtung der Vor⸗ 
fchriften wegen Beibringung des Stempel und Papiers die Erhebung 
bon Abſchriften zu geitatten. 

Bon den übrigen Negifteracten heit ben Betheiligten, die ſich als 
folche bei dem Referenten ausweiſen, unter benfelben Boraus| un⸗ 
gen Einſicht und Abſchriften zu nehmen, unter welchen dies in Anſehung 
anderer Regiſtratursacten zuläſſig iſt. 

2) In anhängigen Sachen kann die Bewilligung auch vom Richter 
a — dem die Sache zugewieſen iſt (Vorſitzender des Se⸗ 
nates), 8. 

9 Die zur Leitung der Gefällsangelegenheiten beſtellten Be- 
hörden find berechtigt, bei den öffentlichen Behörden und Aemtern, dann bei 
den Rotaren von Zeit zm Zeit Unterfuchungen in Wbficht auf die Be- 
obachtung des gegenwärtigen Geſetzes pflegen zu lafien, jedoch müflen 
dieſe Unterfuchungen ftet3 auf eine jolche Art vollzogen werden, dafs 
dadurch der —— Geſchaͤftsbetrieb nicht gehindert oder unterbrochen 
werde, 8.97 @eb. Gef. — Im Hinblid auf 8. 270 Geſetzes über Die directen 
Perfonalftenern .. . find die Gerichte verpflichtet, den Steuerbehörben 
und Commiffionen, fofern nicht befondere Beitimmungen oder zwingende 
dienftliche Rückſichten entgegenftehen, die erbetenen Auskünfte über Sady- 
und Nechtöverhältniffe, deren Feſtſtellung für die — er⸗ 
forderlich erſcheint, zu ertheilen und ihnen auf Erſuchen die Ein or 
nahme der einſchlägigen Gericht3acte in einzelnen Fällen, welche 
Gegenftand einer fteuerbehördlichen Amtshandlung ge di ge Fr 

. M. 8. v. 12. November 1897, J. M. V. B. Nr. 

6) Iſt Die — abgethan, hat ſich die — ober. ihr Vertreter 
(8.219, Abj. 1, . ©.) nit an die früher einmal damit Tal 
Kanzleiabtheilung um Geräkrung der Einficht zu wenden, ſondern 
Begehren ift an den mit der Ueberwachung der Regiſtratur betrauten 
RKanzleibeamten (8.292 G. O.) zu ftellen, ohne dafs in diefem Falle erſt 
die Gene ee des Gerichtsvorſtehers einzuholen wäre. 

16. November 1850, R. ©. B. Nr. 448, 8. 38 
M. V. v. 28. Suli 1856 R. G. B. Nr. 137, 8. 38 M. V. v. 26. Fer 
bruar 1876, R. G. B. 18, und die e Beltimmungen der einzelnen 
Depoſitenamts⸗Inſtruct., Manz 3. Bd., III. Theil 
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Dritter Abfchnitt. 
Regiftratur. 
Abgabe der Acten. 


+6. 289, Nach rechtsfräftiger Erledigung einer Ungelegen- 
heit find deren Acten, und zwar foweit nicht die Beftimmung 
des 8.128, Abf. 3°), Anwendung findet, unverweilt der Regiftratur 
zur Aufbewahrung zu übergeben (Mbgabe der Ucten). Außer 
den Acten der rechtöfräftig erledigten Sachen find abzugeben: 

1. die Acten der Proceſſe, in welchen das Verfahren feit 
einem Jahr nicht fortgefeßt wurde, falls nicht ein beftimmter 
fpäterer Zeitpunkt als Ende des Rubens vereinbart und dem 
Gerichte befannt gegeben ift; 

2. die älteren Bände von Vcten in Rechtsſachen der frei- 
willigen Gericht3barfeit.?) 

Bor Abgabe von Procefsacten müſſen auh die Koften 
beftimmt fein, dagegen iſt mit den Abgaben nicht bis zum Ein- 
langen eine Antrages auf Erecutionsbemwilligung zu warten. 
Das Abgeben von Acten, die in Sammelpafete gebracht find, 
fol in der Regel erft ftattfinden, wenn ſämmtliche Angelegen- 
beiten, deren Acten in demjelben Pakete aufbewahrt werden, 
vollftändig erledigt find. 

Bor Abgabe der Acten in Straffahen (vechtskräftiges 
Urtheil, Einftelungsbefchlufßs, Zurldziehen der Anklage) mufs 
wenigſtens auch der Strafvollzug eingeleitet fein; ferner find 
vor der Abgabe die im einzelnen Fall vorgejchriebenen Benad)- 
richtigungen?) zu erlafien und über die in gerichtliche Verwahrung 
genommenen Gegenftände (Gegenftände, an oder mit welchen die 
ftrafbare That verübt wurde u. |. mw.) in Gemäßheit der be: 
ftebenden Vorſchriften die entſprechenden Verfügungen zu treffen. 

Die Beit für die Abgabe der Präfidialacten wird vom Ge⸗ 
richtsvorſteher nach Yulänglichfeit des für die Aufbewahrung 
der Acten verfügbaren Raumes beftimmt. 

Die den Acten angejchloffenen Voracten find vor der Ab: 
gabe an die Regiftratur auszujcheiden und nöthigenfall3 an die 
auftänbige Behörde zurüdzuftellen. 

V Wo in nächſter Zeit das Begehren um eine Ausfertigung zu 


gemwärtigen tft, wie bei Vergleichen, mit der Abgabe der Aeten zu 
warten. 


Schauer, Weich. Ordg. 44 
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2) Ferner die Acten über Rechtsſachen, die bei ber Tagſatzung er» 
ledigt —7 — ohne daſs eine Ausfertigung oder Verfügung nöthig wäre, 


8. 128 

s) Diele Benachrichtigungen —— ber Gerichtskanzlei, 8. 317. — 
Uebertretungsfaden, in melden das Urtheil gefällt, aber noch nicht 
vollzogen wurde, gelten im Sinne ber Geichäftd- und Ratiftifchen Aus- 
weiſe als erledigt; haha der übrigen ea (8. 247, 
legter Abſ. &. D.), insbeſondere hinfihtlih der Behandlung a [8 über- 
jähri — Sa gi und binfihtlich der Abgabe der Acten an bie hegffratur 


2 G. D.) find d 18 S 
Kin gt — 0. 16 Dechr 1898, 3 MB. DB. M, 
bei 


*6. 200. Bor der Abgabe der Ucten an die Regiftratur 
find den Parteien die in 8. 287 bezeichneten Urkunden und 
fonftigen Bellagen, Augenſcheins- und Auskunftsſachen, die fich 
bei den Acten befinden?), auszuhändigen; namentlich ift darauf 
zu achten, daſs nicht ſolche Stüde bei den Acten verbleiben, 
die ihres Umfange® wegen oder aus anderen Gründen zur 
Aufbewahrung in der Negiftratur ungeeignet find. Die Abgabe 
der Acten ift in dem Regifter oder Verzeichnis, in welchem bie 
Sade eingetragen ift, unter Angabe des Regiftraturfaches in 
der Spalte für Bemerkungen?) zu notiren; kommt die Sache 
nachträglich wieder in den Gang, fo ift diefer Vermerk zu 
durchftreichen. 

Auf der Außenfeite (Uctenrüden, Uctendedel u. |. w.) der 
abzugebenden Acten tit das Jahr der Abgabe, und wenn bie 
Acten zur Vernichtung geeignet find, das Jahr, in dem fie ver: 
nichtet werden dürfen, mit rother Tinte aufzufchreiben. 

1) Im einzelnen alle beftimmt ber Richter, welche Urkunden zu- 
a als En Nachſchlagebuch in bürgerlichen Rechtsſach 

a n Ra agebu n achen ge 
wird, kann davon abgeſehen ben die zu Sammelpaleten vereinigten 
5 einzeln in das Nachſchla cbuch — . muf3 je im 

eh der Notiz über "Pie Abgabe an ftratur (8. 290 
a Ir G. O.) durch Ye Beifügung des — ober in anderer 
Weiſe erfichii !$TE werden, daſs die Acten im Sammte 


Ipalete 
ee find ( 8. v. 14. März 189, J. M. 8.8. Nr. 11, 
ei 


Aufbewahrung der Acten in der Regiftratur. 

6, 291, Die Regiftratur ift für alle Abtheilungen bes 
Gerichtes, mit Ausnahme der Abtheilungen für die Grundbuchs⸗ 
führung, eine gemeinjchaftliche. 
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In der Regiftratur werden die Acten nad Gerichtsab⸗ 
tbeilungen und für jede Wbtheilung wieder nach den Regiſtern 
und Berzeichniffen, in welchen die einzelnen Sachen eingetragen 
find, und nad) deren Zahlen geordnet aufbewahrt. Die Acten 
in Grundbuchsſachen find nah Einlagen georonet, die Acten 
in Firmenſachen nach den im 8. 26 der Minifterialverordnung 
vom 9. März 1863, R. ©. B. Nr. 27!), bezeichneten Gruppen 
aufzubewahren. Civil- und Strafacten find gefondert aufzu: 
bewahren ?); ebenfo find die Acten der Präfidialfachen, nach Ge⸗ 
Tchäften und Jahrgängen geordnet, von den Gerichtsacten 
getrennt aufzubewahren. 

Haben Acten aufeinanderfolgend mehrere Uctenzeichen er⸗ 
balten®), jo find fie an der dem lebten Actenzeichen ent|prechen- 
den Stelle aufzubewahren. Beſteht zwiſchen abgejondert auf: 
bewahrten Ucten ein Zufammenhang, fo ift dies bei der Abgabe 
der Acten auf der Außenjeite der Acten unter Angabe der 
Regiftratursbezeichnung der zufammenhängenden Acten anzugeben. 

Die in Sammelpafeten vereinigten Acten find zwiſchen 
fteifen Dedeln aufzubewahren; unter dem oberen Dedel tft ein 
Bogen einzulegen, der für die Aufnahme von Anmerkungen 
beftimmt iſt, falls nachträglich Schriftftüde aus dem Pakete 
dauernd oder zeitweilig entnommen und wieder dorthin zurüd- 
gelegt werden. In der Wegiftratur find die einzelnen Geſtelle 
und Fächer mit Aufichriften Aber die darin niedergelegten Acten, 
Negifter u. ſ. w. zu verſehen. 

- Die Regiftratur für Grundbuchsacten bleibt mit der Grund⸗ 
buchsführung vereinigt. 

1) Für m auf die Führung des Handelsregiiters ſich be- 
ziehenden Acten (M ifteracten) ift in der Regiſtratur des Gerichtshofes 
eine eigene Hauptabtheilung mit zwei Unterabtheilungen zu eröffnen, in 
deren einer die Acten, welche bie Einrichtung und Führung des Haudels⸗ 
regifters im allgemeinen betreffen, und in deren anderer die Acten, welche 
auf einzelne Firmen und auf die damit zufammenhängenden Strafver- 
handlungen Bezug haben, aufzunehmen find. 

In der lebterwähnten Unterabtheilung ift für jede tyirma ein be- 
fonderer Actenbund anzulegen und, infofern einzelne Allegate in das 


Beilngenbuch abgegeben werden mufsten, dies in den Negifteracten an 
geeigneter Stelle anzumerken. 


sm. 291. Die ag der er Fächer, | zu ı !halten. Eine genaue Anführung 
(Sammelpalete, | aller einzelnen, in dem Fache aufbe- 
neheftete — — unter DedeD ' wahrten Acten iſt ee 
aufbewahrt werben, ift allgemein | (J. M.) 
44* 
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Die öffentlichen Blätter, durch welche die Kundmadhung ber Ein- 
tragungen ftatige funden bat, werben in der Regiftratur man und 
in ——— — aufbewahrt. 8. 26 der M. V. v. 9. März 


* ae "des 8. 26 der M. ©. v. 9. März 1863, 
N. ©. B. Nr. 27, kommt — in N deu auf das Genoffenigafts- 
ee, sur Anwendung, & v. 14. Mai 1873, R. G. 8. 

r. 71, 8. 

9, Strafacten, die eine rothe Bahl (Bed I des Anklagevormerks) 
haben, find abgeſondert von den anderen im Regiſter Vr und Pr ein- 
netragenen Acten aufzubewahren und zwar wieder arme nad den 
Regiftern Vr und Pr, 8. 405, Abſ. 3. — Wegen Aufbewahrung ber 
Notariatdacten fiehe 8. 152 Not. Drdg. und J. M. V. v. 27. März 
1900, J. M. V. B. Nr. 18, bei 8.286. 

s) 8.265; 3X B. Berlajd- und Vormundſchaftsacten, $.274, Ucten 
über Borerhebungen, welche beim ee begonnen und beim 
Gerichtshof fortge et wurden, 8. 250 


Regiftratursbeamte. 


*6. 292. Die Ordnung und Ueberwachung der Regiftratur 
ift bei jedem Gerichte einem vom Vorſteher zu beftimmenden 
Kanzleibeamten (Kanzleigehilfen) zu übertragen (Megiftraturg- 
beamter).*) 

Die in der Regiftratur aufzuberwahrenden Ucten, Regifter, 
Bücher, Verzeichniffe u. |. w. find dem Negiftratursbeamten zu 
übergeben. Für die Abgabe der Acten in die Negiftratur Hat 
jeder einem Richter zugetheilte Kanzleibeamte (Kanzletabtheilung) 
ein bejonderes Buch zu führen, in das in der erften Spalte bie 
jeweils übergebenen Ucten, Sammelpafete, Regifter, Bücher u. ſ. w. 
von dem Kanzleibeamten eingetragen werden, während der 
Regiftratursbenmte in einer zweiten Spalte die Uebernahme 
unter Angabe des Datums durch feine Unterjchrift beftätigt. 
In diefem Buche tft ferner, und zwar in einer bejonderen 
dritten Spalte, bei den einzelnen Acten, Sammelpaleten, 
Büchern u. f. w. anzugeben, in welchem Fache der Regiftratur fie auf- 
bewahrt werden. Die Eintragungen in die dritte Spalte Liegen 
dem Regiftratursbeamten ob und müfjen innerhalb acht Tagen 
nach Mebernahme der Acten erfolgen. Der Regiftratursbeamte 
fann verlangen, daſs ihm das Buch zu diefem Zwecke mwöchent- 
lich für einen Tag überlaflen werde. 

Bei Bezirkögerichten mit geringerem Gefchäftsumfange kann 
die Führung eines bejonderen Buches über die Abgabe ver 
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Acten an die Regiftratur mit Buftimmung des Vorftehers des 
Gerichtshofes erſter Inſtanz entfallen. 

1) Ihm obliegt auch die Aufbewahrung der wichtigen Urkunden 
und die Führung des ee 8. 286, Abi. 2. Ebenfo 
Haben fi die Parteien oder ihre Vertreter (8. 219, Abi. 1, €. P. ©.) 
wegen Gewährung der Einjicht der in der Regiſtratur befindlichen, ihre 
Rechtsſache betreffenden Acten an ihn zu wenden, ohne daſs es erſt 
der Einbol der Genehmigung des Gerichtövoriteherd bedürfte. In 
zweifelhaften en wird der Regiftratursbeamte die Enticheidung des 
Gerichtsvorſtehers anzurufen haben. 


Nachſchlagebuch.!) 

*6. 293. Ueber die abgegebenen Acten in beendeten Straf— 
ſachen ift von dem Regiftratursbeamten ein alphabetifch geord- 
nete3 Verzeichnis nach dem Formular Nr. 62 zu führen (Nach Ar. ca. 
ſchlagebuch). Das Verzeichnis ift für mehrere Jahre, wenn möglich 
für wenigftens fünf Jahre anzulegen. Für das Verzeichnis fit der 
Name des Beichuldigten maßgebend; wenn diejer unbekannt bleibt, 
ift der Name des Beichädigten, wenn aber auch ein Beichädigter 
nicht befannt oder nicht vorhanden ift, ein für das Auffinden der 
Sache fi eignendes Schlagwort in das Verzeichnis einzutragen. 
Wenn gegen denjelben Thäter oder in Bezug auf denjelben Be⸗ 
jchädigten mehrere Strafacten vorkommen, fo find fie, foweit der 
Raum reicht, bei der erften Eintragung im Verzeichnis anzuführen. 

In gleicher Weife find in der Regiſtratur alphabetiſch 
nah den Namen der Parteien geordnete Nachſchlagebücher in 
bürgerlichen Nechtsjachen nah Formular Nr. 63 und zwar Ar. cn. 
eine3 über Eivilprocefje einjchließlich der Erecutionen und Con⸗ 
curſe, und eines über Verlaffenichafts-, Vormundſchafts-, Curatels⸗ 
und Fideicommifsangelegenheiten zu führen. Bet den Be- 
zirlögerichten fann über alle diefe Gejchäfte ein einziges Nach- 
ſchlagebuch geführt werden, bei Gerichtshöfen dagegen kann der 
Gerichtsvorſteher anordnen, daſs noch über andere Gefchäfts- 
zweige der bürgerlichen Rechtspflege abgejonderte Nachichlage- 
bücher geführt werden. In den Nachſchlagebüchern ift in der 
legten Spalte anzugeben, wo die betreffenden Acten in der 
Regiftratur Liegen. Auf der Außenfeite des Nachichlagebuches ift 
erfihtlich zu machen, welche Jahre feine Eintragungen umfafjen. 

8.293. Für wichtigere Sachen des | wird, ein en angelegt 


Negifters Ne kann, wo kein Namens» | werben. (% 
verzeichnis zu diefem Regifter geführt 
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Für die Präfidialacten?) kann das Nachſchlagebuch mit den 
alpbabetifchen Verzeichniffen über die Eintragungen in das Prä- 
jivialjournal (8. 255) verbunden werden. 


1) Bdg. des 3. M. v. 14. März 1899, %. M. 8.8. Nr. 11, 
über Die Führung des an achihlagebudes und 
des Geſchäftskalenders. Un alle Gerichte und Staatsanwaltichaften. 
Um die Geichäftsführung in den @erichtöfanzleien wie in den Kanz⸗ 
leien ber Staatsanwaltihaften zu erleichtern, findet da3 J. M. unter 
theilweifer —— ber 88. 293 und 402 der G. O. anzuordnen: 

Ne — 

F. 1. Das O. L. ®. 2 —5 — auf Antrag des 
Gerichtsvorſtehers die — im ei 293 bezeichneten Rad)- 
ſchlagebücher oder eines dieſer Bücher zu erlafjen, fofern nicht dieſe Be⸗ 
helfe nach den obmaltenden Berhältnifien, insbeiondere im Hinblid 
auf die Einrihtung der Regiftratur und ihre Unterbringung, für das 
leichte aut raſche Auffinden der Regiftraturdacten unentbehrlich find. 

8. 2. Hals ein Nachſchlagebuch in bürgerlichen Rechtsſachen ge- 
führt wird, kann davon abgefehen werben, bie zu Sammelpafeten ver- 
einigten Akten einzeln in das Rachſchiagebuch einzutragen; es muſs 
5 — im Regiſter bei der Notiz über die Abgabe an die Regiſtratur 

Abſ. I, G. O.) durch die Beifügung des Buchſtabens S_oder in 
er Weile” erfichtlich gemacht werden, daſs die Acten in Sammel- 
pakete vereinigt find. 

. Die im 8. 1 bezeichnete Ermäditigung fteht Hinfichtlich 
der Slaatsanwaltſchaften dem Oberſtaatsanwalte zu. Geſchäftskalender 
(8. 4ff.) ſiehe bei 8. 4103. 


2) Soweit dies zur Erhaltung der Ueberſicht unerläfslich iſt oder 

Kan dadurd) die Geichäftsbehandlung wejentlich erleichtert wird, können 

räfidtalacten, die denjelben Gegenitand betreffen, ohne Rüdficht auf 

He: eit des Anfalles zufammengelegt werden. Im Regiftratursnachichlage- 

bezw. in den alphabetiichen Verzeichniſſen müſſen aber Die Acten 

bein net fein, zu denen die Präfidialacten gelegt wurden (J. M. E. v. 
ärz 1899, 3. 6669, P. 6). 


Uctenausfolgung. 


*6, 294, Aus der Regiftratur dürfen Acten nur gegen 
Empfangfchein!) ausgefolgt werden. Der Empfangichein iſt an 
die Stelle der audgefolgten Acten zu legen. 


1) In Betreff der Ausfolgung der in der Gerichtsfanzlei auf- 
bewahrten Wcten fiehe 88. 282 und 284. 


— 
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Actenvernichtung. 
Dauer der Aufbewahrung. 


6. 295. Die entbehrlih gewordenen Regiftratursacten 
find in der Regel nad dreißig Jahren auszujcheiden und zu 
vernichten. Gerichtliche Auflündigungen von Beftandverträgen 
tönnen nach zwei Jahren, Mahngejuche und Mahnklagen, wenn 
gegen den bedingten Bahlungsbefehl Fein Widerſpruch erhoben 
wurde, nach vier Jahren, Protokolle über Verhandlungen in 
Bagatellfachen, Zuftellungsbücher und andere Eontrolliften für 
den inneren Geſchäftsverkehr nach zehn!) Jahren vernichtet werden. 

Bormundichafts- und Euratelsacten dürfen erft nach fünfzig 
Jahren ausgefchieden und vernichtet werden. 

Die Friſten werden nach dem Tage der Rechtskraft der 
lebten Entfcheidung und, wo ed an einer folchen fehlt, nad) dem 
Tage der letzten den Acten zufolge in diefer Sache getroffenen 
Verfügung oder bei Verzeichnifien, Vormerken u. ä. nach dem 
Tage des lebten Eintrages berechnet. 

Wenn befondere Gründe dafür vorliegen, einzelne Acten 
oder Actenſtücke länger als durch dreißig oder fünfzig Sabre 
aufzubewahren, kann der Borfteher des Gerichted eine ſpätere 
Beit für deren Vernichtung oder ihre gänzliche Ausfchließung 
bon der Vernichtung anordnen. 

Geſchäftsausweiſe find zu vernichten, fobald fie amtlich 
— den Druck veröffentlicht worden find.?) 

Nach 10 Jahren find insbeiondere zu vernichten die Zu es 

bücher nen an ur Ye tüde (3. 

26. Der. 1 B. B. — . 5). — 

Sanmiiregifters und des —— arfen nach 30 Jahren 
ſcartirt werden. 

9) Be werden durch den — veröffentlicht die von den Ge⸗ 
richten gemäß 88. 394 und 397 G. O. zu erſtattenden Geſchäftsaus⸗ 
Bar je Auge Tabellen der —— nach Form. 

8. er Vollzugsvorſchrift zur St die Geſchäfts⸗ 

— ſe — Staatsanwaltſchaften, die ee über gerichtliche, 

on he und Gerällshäftlinge und Schüblinge (in dem die Rechtspflege 

enden Bande der von der k. k. ſtatiſtiſchen Gentralcommiifion heraus⸗ 
gegebenen „Deiterreihifchen Statiſtik“). 


8. 296. Es fteht nichts im Wege, | ftreifen ba8 Jahr der Vernichtung d der 
anf den an Acten befindlichen Acten: betreffenden Acten anzugeben. (J. I) 
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Unzuläffigteit der Actenausfheidung. 


8. 296, Bon der Ausſcheidung bleiben ausgeſchloſſen: 

1. alle Acten aus der Zeit vor dem Jahre 1815; 

2. Acten von geſchichtlichem, wiſſenſchaftlichem ober poli- 
tifchem Intereſſe (Urchivalien); 

3. Normalien, Acten über Gejehgebung, Errichtung, Ver⸗ 
faffung und Beſetzung der Gerichte, und bei den Dberlandes- 
gerichten die jährlichen Geſchäftsausweiſe, welche nicht in der 
amtlichen Statiftif zur Veröffentlichung gelangen ;?) 

1) Siehe Anm. bei 8. 296. 

4. die Acten über Ernennung und Benfionirung der gericht- 
lihen Beamten und das beim Präfivium des Oberlandesgerichtes 
aufbewahrte Exemplar des Berfonalftandesansweifes der Beamten; 

5. Pläne der Amtsgebäude, Acten der Bauſachen und die 
bei den Gerichten der erften Inſtanz befindlichen Abfchriften der 
für das Gericht abgefchloffenen Mietverträge; 

6. Urtheile und Vergleiche; 

7. Grundbücher, Landtafeln und alle fonftigen öffentlichen 
Bücher, einfchließlich der Verfachbücher, die Ucten über Anlegung 
der Öffentlichen Bücher, die Tagebücher für Grundbuchseingaben 
(Eingaben in Landtafel, Berg, Naphtha-, Eiſenbahnbuchsange⸗ 
legenheiten) und Verfachbuchseingaben, alle auf die Führung der 
Grund- und fonftigen öffentlichen Bücher fich beziehenden Acten 
einjchließlih der Koncepte von Grundbuchsbeſcheiden (Landtafel-, 
Berg:, Naphtha⸗, Eifenbahnbuchsbefcheide), jedoch mit Ausnahme 
der Ucten über grundbücherlide Wormerkungen von Gebüren, 
die wieder zur Löſchung gelangt find, endlich die Ucten über 
Servitutenregulirung und Grundentlaftung; 

8. Handels- und Genofienfchaftsregifter, ſowie die Regifter- 
acten, welche auf noch recht3beitändige Eintragungen und auf 
noch nicht gelöfchte Firmen fich beziehen; 

9. alle Fideicommiſs⸗, Lebens, Verlaſſenſchaftsabhandlungs⸗ 
acten, ſowie die Acten über Annahme an Kindesſtatt und Legi- 
timationen; 

10. die gemäß 8. 285 bei Gericht aufbewahrten Original: 
urfunden; 

8. 296, 3. 7. BZuftellungsfcheine | der Vernichtung nicht ausgenommen. 
zu Grumburhabeideihen find von | (J. M.) 
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11. Acten, welche Todeserflärungen, die Anerkennung oder 
Beitreitung der ehelichen Geburt, die Giltigkeit oder Trennung 
einer Che betreffen; 

12. Acten der Rechtsjachen, in Unfehung deren noch De- 
pofiten erliegen: 

13. Regifter und die zu deren Benühung dienenden Ver⸗ 
zeichniffe, die in der Regiſtratur geführten Bücher und Nach— 
fchlageregifter, ſowie die Regiſter über Abgeſtrafte, wo lebtere 
geführt werden. Die Eingangsbücher (8. 71) find von der Aus» 
Scheidung nicht ausgefchloffen. 

6. 297. Balls es bei einzelnen Gerichten wegen Raum- 
mangels nothivendig wird, mit der Ausscheidung von Acten fiber die 
aus den 58.295 und 296 fich ergebenden Grenzen hinauszugehen, 
tft die Genehmigung der Ausſcheidung unter Darlegung ber 
Gründe und genauen Bezeichnung der Gruppen von Ucten, welche 
ausgeſchieden werden jollen, beim Zuftizminifterium zu beantragen.?) 

1) Laut der J. M. E. v. 6. Jänner 1888, 3. 21756 (an das O. L. G. 

u: und 22. Zänner 1897, 8. 27106 ex 1896 (an dag D. L. ©. 

ien), find die bei den Gerichten befindlichen Jahrgänge der „Wiener 
Beitung“ fowie der Landeszeitung, wie aus der J. M. V. v. 31. December 
1884, J. M. 8. B. Nr. 6 ex 1885, hervorgeht, nicht als Amtsacte, 
fondern als Inventarſtücke der Gerichte anzufehen. Die Aus- 
ſcheidung derjelben hat nicht nah den Borichriften über die Scartirung 
der Acten, — nad den Vorſchriften über die Ausſcheidung un- 
brauchbarer Imventarftüde zu erfolgen. 

J. M. V. v. 31. December 1884, 3. 21609, J. M. V. B. Nr. 6, 
1885, betreffend die Sammlung und Aufbewahrung des Ver— 
ordnungsblattes des Juſtizminiſteriums und feiner Beilage. 

Auf die von einem Gerichtshofpräfidtum geftellte Anfrage, ob die 
einzelnen bei einer Juſtizbehörde einlangenden Stüde des Verordnungs- 
blatte8 des Juſtizminiſteriums als Aetenitüde zu behandeln und in das 
Einreihungsprotofoll diefer Behörde einzutragen feien, erklärt das Suftige 
minifterinm, daf3 von dem Berorbnungsblatte deöfelben, ebenjo wie 
von dem Heichägefeßblatte, dem Landesgeſetzblatte, dem Centralpolizei⸗ 
blatte, dem Poligelanzeiger, der „Wiener Zeitung”, der amtlichen Landes⸗ 
zeitung und von ähnlichen Drudichriften weder die einzelnen Stüde 
noch der ganze Sahrgang in das Einreihungsprotofoll einzutragen und 
mit einer Protokollzahl zu verfehen find. | 

Die einzelnen Stüde der Umtseremplare des Berorbnungsblattes 
des Zuftizminifteriums find nad) ihrem Einlangen bei einer Behörde 
von dem Vorſtande derielben oder von derjenigen Amtsperſon, welche 
Diefer zur Uebernahme beſtimmt, ordnungsmäßig zu fammeln und jedes 
Stüd am Fuße mit dem Siegel der Behörde abzuftempeln. 

Meberdies wird es fih empfehlen, um den Tag, an welchem die 
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einzelnen Stüde des Berorbnungsblattes bei ber —2— eingehen, feſt⸗ 
uſtellen, dieſe Feſtſtellung durch eine beſondere Aufzeichnung des Vor⸗ 
andes der Behörde oder der von ihm zur Sammlung des Verordnungs⸗ 
blattes beitimmten Amtsperfon zu erzielen. 

Nach Ablauf eines Jahres find die bei einer Behörde vorhandenen 
Amtsegemplare des Berorbnungsblattes, welche ein in das Amts» 
inventar etinzujtellendes Amtseigenthum find, für Rechnung 
des Umtspaufchales zwedentiprechend einbinden zu laſſen. 

Für die Erhaltung der Ordnung und Bollftändigleit des Ver⸗ 
. ordnungsblatte8 des Auftizminifteriums und feiner Beilage hat der 
Vorſtand der Behörde unter eigener Verantwortlichleit Sorge zu tragen 
und es wird ihm zur Pflicht gemacht, diejenige Amtsperſon, welder 
etwa die Sammlung und Aufbewahrung ded Berordnungsblattes über- 
tragen ijt, zur ſorgfältigſten ee zu verhalten. 

Bei jeder Bilitation einer Behörde ie das Augenmerk auch auf 
den Zuſtand zu richten, in welchem ſich die Amtsexemplare des Ver⸗ 
ordnungsblattes des Juſtizminiſteriums befinden. — 

(I. M. € v. 4 Sänner 1898, 8. 30549/1897): Dem 
D. 2. ©. Präſ. wird nachſtehender Erlaſs an das D. L. ©. Präſ. 
Wien mit dem Bedeuten mitgetheilt, daj3 das J. M. gegen einen 

leihen Borgang bei den anderen D. 2. G. Präf. nichts einzuwenden 

det. Auf Antrag des Präfidiums wird gemäß 8. 297 &. O. be- 
willtgt, daſs foldhe beim D. 2%. &. Bräf. vorlommende Geichäftsitüde, 
welche nur Anzeigen von ganz vorübergehender Bedentung 
enthalten, wie die den Perſonalſtandausweis betreffenden Anzeigen, welche 
nad Vormerkung ber Thatjache im Perjonalftandesausmweije ihren Zweck 
erfüllt haben, Mittheilungen über DO nBSRDer el ungen, über Beginn 
und Ende von aussilfgweiten a rang gerichtlicher Yunctionäre, 
Anzeigen über Antritt und Austritt vou Nechtspraktilanten, Kanzlei- 
anmwärtern u. dgl. nad) ordnungsmäßiger Geihäftsbehandlung nicht zu 
den Acten genommen, fondern der jofortigen Uusfcheldung in der Weiſe 
zugeführt werben dürfen, daſs fie getrennt vou den übrigen Ucten chro⸗ 
nologiſch gelammelt und nad einem Sabre der Behandinng nach ben 
Scartirungsvorjchriften unterzogen werden. 


Ausſcheidung der Acten. 


6. 298, In den zur Benügung der Regiſtratur gehaltenen 
Berzeichniffen und Nachichlageregiftern wird die Ausſcheidung mit 
other Tinte vermerkt; die den Sammelpaleten vorgelegten Ber- 
zeichnifje find nach Ausſcheidung aller im einzelnen Paket ver- 
einigten Acten in der Regiftratur aufzubewahren. 

Ein vom Gerichtövorfteher beftimmter richterlicher Beamter 
bat die ausgefchiedenen Acten forgfältig nachzuprüfen, ob die 
für die Ausſcheidung von Acten geltenden Borjchriften genau 
beobachtet wurden. Wird die Ausſcheidung einzelner Acten 
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rüdgängig gemacht, fo find auch die gemäß Abſatz 1 erfolgten 
Aufichreibungen entfprechend zu ändern. 

Die Arbeitder Ausſcheidung der Acten ſoll beikleineren Gerichten 
et ie der Gerichtöferien vorgenommen werden.') 


6. 299. Soferne nicht die Verfiigung getroffen ift, dafs 
die ausgefchiedenen Acten dem Statthalterei- oder Landes- 
regierungsarchive oder einem anderen vom Suftizminifterium be- 
zeichneten Archive zur fachmänntichen Ueberprüfung durch Archiv- 
organe übergeben werden müfjen?), oder daſs in anderer Weiſe 
eine jolche Ueberprüfung ftattzufinden bat, find die ausgeschiedenen 
Ucten unter der Bedingung zu verkaufen, daſs fie jogleich nach 
ihrer Uebergabe in Gegenwart eines gerichtlichen Beamten ein- 
geftampft oder auf andere Weiſe vernichtet werben. 

In gleicher Weije find die ausgejchiedenen Ucten zu ver- 
nichten, wenn das Archiv, dem fie im Sinne des erjten Ab— 
ſatzes übergeben werden follen, deren Uebernahme verweigert oder 
wenn die zur Uebergabe bereit geftellten Acten innerhalb der 
vom Gerichte beftimmten Frift nicht übernommen oder die aus⸗ 
geſchiedenen Acten innerhalb der biezu beftimmten Zeit von den 
Archivorganen nicht überprüft werden. 

) J. M. B. 0.28. October 1897, 3.18932, J. M. B. B. Nr. 42, 
betreffend die Ueberprüfung ausgeſchiedener Acten durch 
Archive. An alle Gerichte. 

Behufs der im 8. 299 der Verordnung v. 5. Mai 1897, R. G. B. 
Nr. 112, vorgeſehenen Ueberprüfung ausgeſchiedener Acten durch Archive 

aben die Gerichte in jenen Ländern, in welchen ein Statthalterei⸗ oder 
ndesregierungs⸗Archiv beiteht, dasſelbe von jeder Actenfcartirung mit 
bem Beifügen zu verftändigen, daſs es demfelben freijteht, die ausge⸗ 
ſchiedenen Acten binnen einer beitimmten Yrift, welche in der Regel 
mindeftens ſechs Wochen und höchſtens drei Monate betragen foll, durch 
feine Organe revidiren oder fich einjenden zu laflen. 

In jenen 2ändern, wo biöher bei ber politiichen Landesſtelle fein 
Archiv errichtet wurde, kann das Oberlandeögerichtöpräfidium nad ein- 
geholter Genehmigung des Juſtizminiſteriums ben unterftehenden ©e- 
richten ein anderes Archiv des betreffenden Landes bezeichnen, an welches 
bis zur Errichtung eines GStatthalterei- oder Landesregierungsarchives 
die gleiche Verftändignng zu ergehen hat. Den genannten Archiven find 
von den ausgeſchiedenen Acten jene, die fie zur archivaliichen Behandlung 
für geeignet halten, is gegen Empfangsbeftätigung zu übergeben, 
oder ihnen auf ihr Anjuchen eine Frift zur Uebernahme derjelben zu 


mmen. 
Die Ueberprüfung bezw. Ein- und Burüdfendung der Acten darf 


in 
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mit keinen Koften für die ne verbunden fein. Zur Er- 
iparung der Zurückſendungskoſten hat jedes am Site des Archives be- 
findliche Gericht die — und Vernichtung ber von anderen Ge⸗ 
richten an das Archiv eingefendeten Acten auf Unfuchen der letzteren 
Gerichte und auf deren Rechnung zu übernehmen. 

nad) diefer Verordnung und nad den Beitimmungen des $. 299 
der Verordnung vom 5. Mai 1897, R. G. B. Nr. 112, iſt auch bezüglich 
jener Acten vorzugehen, welche vor der Wirkſamkeit der letzteren Ber- 
ordnung ausgeichieden, aber bis jetzt noch nicht verfauft oder ver« 
nichtet find. 


Bernihtung der Ucten der Depofitenämter und 
Waifencafjen. 


6, 300, In Unfehung der Vernichtung der Beilagen zu 
den Kournalen der Gericht3depofitenämter und der cumulativen 
Waifencafjen bleiben die Vorfchriften der Minifterialverordnung 
vom 30. October 1896, J. M. V. B. Nr.37, in Geltung. 


V. d. J. N. im Einvernehmen mitdem Finanzminifterium 
und dem Oberften Rechnungshofe v. 30. Oct ober 1896, 8. 2768, 
KM. V. B. Nr. 37, über die Aufbewahrung und die Ver— 
tilgung der Sournalsbeilagen der Eivilgeridhtsdepofiten- 
ämter (befondere Civilgerichtsdepofitenämter, Steuer- als 
gerihtlihe Depofitenämter, Finanz- als gerichtliche Depo- 
fitencaffen) und der cumulativen Waifencaffen. 

Betreffend die Aufbewahrung und die Vertilgung der Beilagen ber 
über civilgerichtlihe Depofiten geführten Depofitenjournale, jowie — 
wo cummlative Waifencaffen beitehen — der Beilagen der Waifencaffa- 
journale wird este einheitlicher Regelung Nachftehendes verordnet: 

1. Die Aufbewahrung der Depofitenjournalsbeilagen hat nad} der 
vorichriftämäßigen Prüfung der Sournale in den Wegiftraturen der 
Gerichte, wo aber bejondere Civilgerichtsdepoſitenämter beftehen, bei 
diefen Aemtern zu erfolgen. 

Bou der im J. M. E. v. 1. November 1878, 8. 16098, vor- 
gejehenen Aufbewahrung mander Depofitenjournalsbeilagen in den Ar- 
hiven der Steuer- als gerichtliche Depofitenämter Hat es in Hinkunft 
abzulommen, Die ee ie der cumulativen Waiſencaſſen find 
nad) deren Genfurirung bei den Nechnungsdepartements der Oberlandes- 
gerichte aufzubewahren. 

3. Bon der Bertilgung werden ausgefchloffen jene Sournalsbeilagen, 
welche fih auf Depofiten beitehender Fibeicommiſſe, Subftitutionen und 
Leben beziehen, ferner alle den Parteien Sei DOriginalurfunden, 
als Vollmachten, Eeifionen, Schuldfcheine, Wechjel u. dgl., Die etwa bei Er- 
folglaffungen eingezogen und dem Journalc als Beleg angefchloffen wurden. 

In Dinfuntt find übrigens folche a er nicht als Jour⸗ 
nalsbeilagen zu behandeln; vielmehr ift ſeitens des Gerichtes in_ jedem 
Galle mit dem Auftrage zur Einziehung der Urkunde die Rerfügung 
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über deren weitere Behandlung (Vorlage an das Gericht, Berwahrung 
als Depofit) zu verbinden. 

3. Bu ——— ſind: 

a) nach 50 Jahre 
Bulttungen” und ſonſti * Empfangsbeſtätigungen, mit Ausnahme 
jener von ftaatlihen Behörden und Aemtern; 

b) nad) 20 Jahren: 

alle übrigen Sournalsbeilagen, fofern fie nicht nach Punkt 2 von 

der Bertilgung überhaupt audgeichloflen find, als: 

Duittungen und fonftige Empfangsbeſ ätigungen von ftaat- 

lichen — und en Erlagsbeſcheide und Lagdangeigen, 

Erfol Ballen bejcheide, Rechnungen von —— Ihäufern, 
und fiveinjchreibebüchel der Waifencafje, Lebens * = 
insbefondere auch die Amtsabjchriften der Erlags- und Empfangs« 

— 

sei, nach) deren Verſtreichung die Zournalsbeilagen zu ver- 
tilgen in innt für die Beilogen jeded einzelnen Journales nad 
Ablauf a onates, auf welchen fi) das Journal bezieht. 

Bei diefem Anlaſſe wird Egen beftimmt, daſs die —— 
Concepte von Erlags⸗ und Erlaſſungsbeſcheiden, ſowie die in den 
Gerichtsacten verbleibenden Ausfertigungen von Erlagsgeſuchen (Erla 
— und — von der Vertilgung ousgeäofe 

eiben 

4. Die Ausfheidung der Sournaläbeilagen zum gwech der Ver⸗ 
Kilgung hat unter unmittelbarer Aufſicht und Anleitung eines richter- 

hen Beamten zu geichehen. Huf jeder einzelnen zurüdbleibeuden Jour⸗ 
nafäbeiloge ift ournalsartitel, zu welchem die Beilage gehört, 
erfichtlich zu machen. 

5. Im übrigen find auf die Journalsbeilagen der civilgerichtlichen 
Depofitenämter und der cumulativen Waifencafien die allgemeinen Bor- 
fchriften über die Bertilgung älterer civilgerichtlicher Ucten anzumwenden. 

6. Für die den Steuer- als gerichtliche Depofitenämter (Finanz⸗ 
ale —— nalen obliegende Bertilgung der dahin etwa 
zufolge des J. M. .November 1878, 8. 15098, * Aufbe⸗ 
wahrung a a Sebonienionenaläbeilonn — die orichriften 
diefer Berordnung finngemäß zu gelten. 


Vernichtung ftrafgerihtliher Acten. 


6. 301. In Anſehung der Vernichtung älterer ftrafgericht- 
licher Acten bleiben die Vorſchriften der AYuftizminifterialverord- 
nung vom 15. Juli 1876, 3. 2304, und der Zuftizminifterialver- 
ns vom 24. October 1896, J. M. 3.8. Nr. 34, in Geltung. 

M. 8. v. 15. Juli 1876, 8. 2806, für fämmtlidhe ?. k. Oberlandes⸗ 
gertaie unb über die Scartirung älterer 


rafgerichtlicher Acrten. 
Allgemeine at 


8. 1. Bon jeder Scartirung find ausgenomm 
1. Ucten, welche Borgänge von befonderen Befchichttichen, wiſſenſchaftlichen oder 
politifchen Intereſſe betreffen; 
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die — den ſtrafgerichtlichen Acten aufbewahrten Originalurkunden privat» 
recuicha — 
ee: — über Verbrechen, ie mit bem Xobe bebrobt find; 
alien, dann bei den Oberlanbedgerichten bie jährlihen & 
weiie, ent hei den Oberſtaatsanwaltſchaften die ftatiftiihen Tabellen unb 
ausweife. Es find jedoch darunter bie Specialausmelfe ber Auer Behörden nicht 


be ANee 
r — ung aller übrigen bei den Gerichten, bei biefen jebody mit usin: 
des k. — en Gerichtshofes, und bei den Staat3anwaltfcaften aufbewahrten ſtraf⸗ 

gerichtlichen Ücten finden die Scartirungen nad) Maßgabe der folgenden Beſtim⸗ 


mungen ftatt. 
Scartirung del den Gerichten. 


— 2. Bon den Straffſachen, welche nad) dem Strafgeſetze v. tember 1803, 

. 686, Bere rt wurben, können alle fir —ã— vertilgt 
En — "Ausnahme orträge zur Schlufßerleb von gelte enen Unter 
[uchungen nebft ben Urtheilen aller Inſtanzen und ben Belegen die Strafvoll⸗ 


. nn Strafſachen, ide nah den —— — v. 17. Jänner 
1850, 73 — 29. Juli 1858, R. G. B. Nr. 161, behandelt wurden. 
Tönnen Beni — — 


In Berichten welche in erfter Inftanz en 
1. nach 80 Jahren die Strafunterfuhhungen über brechen und Bergehen; 
2. nad) 20 Sa kin bie ———— en über Uebertretungen. 
— der Vertilgung find jedoch in ben unter 8.1 und 2 erwähnten Sachen aus- 
genom 


* — die — durch Urtheil erfolgt ift: die Urtheile nebſt Entſcheidungs⸗ 
Schluſbverhandlungs⸗ (Hauptverhandblungsd-) Protololle, die Aus 
Heiabeten fal8 eine Strafe verhängt wurbe, — die Belege über bie 


Stra 
b) Fe en die Erledig in anberer Welie erfolgt ift: die erlebigende Verfügung 
zo Ben ar deren — unentbehrlichen Acten; 
8. nach 1 — ie M ellungen und Goczeiponbeng en anderer Behörben in 
— fih nicht auf bei dem Gerichte anhängige traffälle bes 
5 Jahren alle Ücten, w die Bildung —— betreffen. 
den Gerichten, weiche ana Inſtanz eingefchritten find, nad 
30 June, alle — Se — en —— Hilfe 
Ferner können n er age eichneten 
bücher — Vormerte der Gerichte in Strafſachen vertilgt werden. — 


Scartirung dei den Staalsaumaltſchaften. 
8.5. Alle Ucten ber StestBanmaltiheiten unb Oberftaatanivaltfchaften, welche 


Amishandlungen auf Grund der im 8. 3 bezeichneten — 1, I 

tönnen Ei % a diejenigen aber, ven welchen Ab en fi in ben Unter- 
ge bei t befinden, ſchon nad 10 Jahren Der Ver⸗ 
tilg nad) 5 Jahren unterliegen bie Pfli Bla oe von — welche nicht 


in Sie "Bitte der Staatsanwaltihaft aufgenommen wurden. 
8. 6. Ferner können nah 20 Jahren die in ber Beilage B — Silfs>» 
bücher und Bormerte der Staatdanwaltichaften in Strafſachen bertilgt werd 


Grmeinfame Belimmungen für die Scartirung- 
8. 7. Auf die Scartirung von Acten, welche bie Adminiſtration, 


insbefond 
das Redinungs- und Depofitenweien betreffen, bat diefe Verordnung, fofern in berfeiben 
— Acten ſolcher Art nicht beſondere Beſtimmungen getroffen find, leine Au⸗ 


. Der — — * In — Paragraphen beſtimmten Anzahl von 


Jahren iſt vom 1. n berechnen, welches auf ben 8 
olgt, m Den meer —— abſchließende, in 

Se * nehmende a iſt, w. der 

Hichiufg ss ondenz ober Amber en lung 

oder bie Angabe. bes Bit 

8.9. Bei Gert — —* A ofheibung ber Acten unter Auffiht und Bei- 

tung eines "vom ſidium eftinmten — ——— zu F chehen, welcher dem die 

Acten fichtenden Kanzleibeamten die nöthige Anleitung und — zu rs bat. 
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——— Dat» ber Bezirlsrichter diefen Einflufs auf den die Scartirung 
sorgen weiflpaften Hallım Bel her Ranzlelbenmte bie Weiſung bed bie Seartirn 
e at ber eamte e e n 
eitenden © : — len u u a 


l oncept 
8. 10. Die bei B erichten unb Gericht J—— 
— alt ri Gier ——— vorgelegt / en Bräfibtumd * 
eräußerung —2 en, um ab Pr biefem de bie —— 
— Vorſichten — beſondere den Fin ra en 
v3 zu machen, welche zur re der Intereſſen bes S 
mwenbig 


8. 11. Jenen Kanzleibeamten und Gerichtsbienern, welche bei ber Actenfcartirung 
—— Alice Dien Ieinelen, Tannen Du lönnen a. ——— bes betreffenden Oberlandes- 


8 tli — a ine Ber- 
auf * cartacten erzielten ——— Ron Beheabe ber 8 — 
miniſteriums v. 9. [ 1869, Re 
* — Reinerlds iſt di a abzuführen (F. M. €. 
v e er it an die en abzu v. 
15. Sul 10, Du. anan B.. MG ei „gerihttich 
em bie en einen tlichen 
nnd eifbien uob non ben ne Behörden zu beginuen Da wird von den en Oberland edgerichtö- 
anıv 


räfidien und 
en auch, ob das ea — en oder in 
gewifſen Fir Sfämitten zu vollziehen fei; fie lönnen aud) verfügen, daſs Die nad ber 
ger — zulaͤſſige Bertilgung bei einseinch Gattungen von Acten vor» 


Bellage A (in 8. 4). 
Hilfsbücher und Bormerte. 
Der — nach 20 Jahren wären 
i ber Gerichtshofe über bi 
Ocapimgfie © a ” 1 | es ; ; 8. 6 der Strafger. Inftr. v. 16. Juni 1854, 
R. G. B. Nr. 166. 


Geſchaftstabellen ber Gerichtshofe über den 
höftögane - - » > > 2 22. 88 ae; 87 der Strafger. Inſtr. v. Jahre 


Geſchaͤf — ——— te über 
den Geichhäftsgang . * — ns 5 ae Jaftr. v. Se — 


Monatsansweiſe der Unterſuchungsgerichte 45 9 ne aalace- gute 
38.30.» les — 
Jahrestabellen der Gerichte über den Ge⸗ — > 
Be ee ee afger. v. 
Ronatbanstseiie der VBestrlögerihte . . je: 38. all 1850 — — —— Kr. 802, 
zur x P. O. 28 
Referentenbäder - - - - .... 8. — Drg. Gef. v. ai 1858, R. G. B. 


88 Str 1854. 
F eg, 9. 28. Yımi 1860, 9.0.8. 


1.177 Om. ei ne Sahne 1a 8. 168 


Brotololle über die abgehaltenen Sigungen 


En 
Berzeidmiffe über die Sigungsflüde . . 9. 187 De dv. me 1608) 1850, 8. 181 

Drg. Gel. v. ahre 1858, 
Einreihungsprotolole -. . » » . .. 8. 210 On. de Geſ. Si — — 88. 118, 


en: je Gerichtshoſe zum Einreichungs- 
ae de eat 8. 814 Org. „ee. . Jahre 1850 
Du „de. v. „Sabre 1d8, 8. 156 Eileen. 


Vormerkbuch bes Einreichungsprotokolles 
über bie an die Staatsentultieaft ab» 
gegebenen Ücte. » 2 2220 8. 155 Strafger. Inſtr. v. Jahre 1854. 
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Erpebitsbuh . 
Zuſtellungsbuch 


Buftellungsbogen . 


Bormerle über Zuftellungsbögen 
oftjournal 
ormerkbuch der Regiftratur über behobene 
Acten und über beftellte Abfchriften . 


a el ber Kerlermeifter über erhaltene 
niträge. - 
— Ger Kerkermeiſter über die Auf- 


auf e am bie "die Sterfermeifter zu befonderem 
a 

Gefangenprototoll "des Kertermeifters . 
en Ir BIFTCOREINENS ‚gum Befangen- 


Beonsbefeibungen, in Kufbewahrung 
des Kerlerm un befindlich 

Urreftantenprototoll 

Bormerte Aber vorläufig Bermaßte 

J—— über den Stand der treftanten 

Regiſter über die Sträflinge 

Brötofolle aner Berotihtung der Gerichte: 
zeugen 

Bertheidig erliften i 

Gefängnisvifitationdacten ; 

Acten über BIMDDERNGEN 

Poltzeiblätter . . i 


Einreichungsprotololl 


Een sun — 


Regifter 
Demoriale . 


auptregifter 
Ch sgerichregifter j 
en ; 
— 
oftjournal . . — 
uftelungsbuh . 
Regtftraturpormerte über behobene Acten 
und über beſtellte Abſchriften 


Abſenzregiſter uͤber — € Beamte 
Anzeigen über Straffäl 


Unzeigen über Mebertretungen 


en 
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8. 208 Org. Geſ. v. Jahre 185 

8. 248 St: . d. Jobte 1850: 8. 318 
Drg. Gel. v. Jahre 1858 

80,207 208 On. Ge v. Jahre 1860; 88.314, 
317 Org. Gel. v 1858. 

1122-49: 

. 88. 254, 256 a . d. Jahre 1850; 

8. 236 Org. Geh. v. Jahre 1858. 


8. 47 Strafger. Inſtr. v. Jahre 1854. 


8. 48 Strafger. Inſtr. vd. Jahre 1854. 


; * Shalgr. Su 

ei € EEE 854. 
. 83 Stra — v. — 1864. 

. > —* O. v. Jahre 1858. 

. 8. — t. P. O. v. 1853. 

. 8.116. q;ᷓ. . v. 1858. 
| 98 Strafger. ya v. 1854. 
86 Strafger. .d. 1854. 
83 Strafger. Inſtr. v. 1854. 


el B (gu 8. 6). 


ee dv. 10. Zuli 1880, R. G. B. 
8. 28 ber Snftrustion v. 3. Anguſt 1854, 


— 3* J— 

8 

. 137, 180. 
108, J us 
. 29, Jnſtruction v. Sabre 1854. 


16 — Gef. v. Jahre 1860. 
8. 155. 
75, Gef. v. Jahre 1850. 


54, Batent v. 17. em 1850, 2.6.8. 
22. Inli 1850, 8.8.8. 


u 623, Geſ. v. Jahre 1850. 


Nr. 25, Vdg. v. 
803, 


Nr. 
8.56, 8 Patent v. 17. Jänner 1850, 8.0.8. 


u: io, m 1854. 
Sn „u: Saher 160 50 = ee 


—* 
ea fahre 1858. 





M. 8. v. 24. October 1886, 8. 20687, J. M. 8.8. Ar. 54, betreffend 


J. 
die Actenvertilgung (Scartirun ). 


8 
Mit dem I. M. &. dv. 15. Juli 1876, 8. 33804, wurden die Oberlandesgeridhte 
angewicien, nad) den mit Diefem Erlaſſe hinausgegebenen Vorſchriften die Verfilgung 
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————— Acten und nach der im — zum Juſtizhofdecrete v. 16. October 

1843 S. Pr. 751, ergan ern 34. October 1849, R. G. B. Nr. 430, 

die Bertilgm ng nn cipilgerichtli ten Soeben: zu lafien, Ich ee mit der Beichräntung, 
dafs fie den erihten nur ausnahmsweiſe zu geitatten if 

Diele aa Damm der lange, feither v ei — und die von 

— — —— be verichtedenen sin emadten — ehmungen legen bie 

nahe, an noch dei fehr vielen —— nutzlos mit alten 

m n ange üt find, die bei Einführung der neuen Civilproceſſsordnung beiler verwertet 


en &3 werben daher alle Berichte 1. Snftans, bei welchen dieſe Vermuthung zu⸗ 
trifft, angewieſen, unverweilt Anträge w — gung der alten Acten aus ihren 
Negiftraturen nach Mabgabe der berufenen der folgenben weiteren An 
ordnungen an die vorgeiehten ne zu Ren en. 


Außer den in den bezeichneten Borichriften als von der Vertilgung ausgefchlofien 
bezei en Xcten find auch nod) weiters ufchließen : 

a) Alle bereits den Archiven einverleibten oder künitig wegen ihres rechtögefchicht- 
fihen oder allgemein hiſtoriſchen Wertes zur —3 ge Eulbe nopeung äu be⸗ 
jtimmenben Acten (I. M. 3. v. 25. Juni 1896, 20) 

b) Alle Eoncepte von Brunbbucje», Zandtafel-, RS und Eiſenbahnbuchbeſcheiden. 

” San een Ioargen ob ch ein jjebre menden B der i 

on einer fofortigen oder nach einem vorzun en Bertilgung der in 
88. 1 und 2 der J $ dv. 24. October 1849, s.8. Fi 480, bezeichneten Acten 
it Umgang zu — 

Dieſelben ſind, mit Ausnahme der unten — erwähnenden, nach Maßgabe des 

. B dieſer Verordnung auf vier Jahre zu vertilgen. Dagegen unterliegen 
ve tofortigen Vertilgung Watfenbücher, ee Ne gänzlich außer Gebrauch gejeht wor⸗ 
den find, und unter der gleichen — — zu denſelben. 

Ku tim 8. 8 der bezogenen minift ung unter lit. e) bezeichneten 
Grecutionsacten finb, foweit fie d nicht eat von der Bertilgung ausgeſchloſſen 
find, durch 80 Jahre, Proceſsb ne und Rathsprotofolle ebenfalls durch 80 Jahre, 
Sppebisbbii er durch 10 Jahre aufzubewahren. 

gefuche, ferner Mahnllagen, wenn gegen den Zahlungsbefehl nicht Wider⸗ 
pruch es wurde, und die barüber etlaflenen Zahlungsbefehle Tönnen nad) 4 Jahren, 
gateliverhandfungsprotofolle nach 10 Jahren vertilgt werben 

Aus den Regiftraturen der Gericht#hofpräfidien find bie Acten über die Concurs⸗ 
aus| für erledigte Lienftpoften nicht vor Ablauf von 20 Jahren zu vertilgen. 

Strafſachen, welche nad) der geltenden ee behamdelt worden 
find, unterliegen der Bertilgung nad 88. 8 und 4 des M. €. v. 15. Yuli 1876, 

. 2804, mit der Maßgabe, bafe Sie Hauptregtiter ber — über Verbrechen und 

er eben und der — über Uebertretungen, die Einreichungsprotokolle, Die 

gerlomaliniers und bie Sen über Abgeſtrafte, wo ſolche geführt werden, von der 
ertülgumg Erg male 

erlandeögerichte werden aufgefordert, die Unträge der unterftehenden 

Berichte wegen —— ſchleunigſt zu erledigen und die etwa fäumigen Gerichte 


zur Antr — 
erlandesgerichtöpräfidien und der Praͤſidien der Gerichtshöfe I. Yakanz 
wird es fen, die Durchführung der von den ÜOberlandeögerichten getroffenen Anord⸗ 
nungen, fowie ben Fortgang ber Scartirungsarbeiten zu überwachen und Sorge zu tragen, 
dafs dieſe Arbeiten überall bis 1. October 1897 zu Ende geführt werben 
Las Juſtizminiſterium gemwärtigt die Nerichterftattung feiten® der Oberlandes- 
en über den Stand ber Scartirungsangelegenheiten bis Ende des laufenden 
ahres; —— wollen ſich dieſelben nach Einvernehmung des Oberlandesgerichtes dar⸗ 
über äußern, ob irgend e zeitgemäße Abänderungen an den im Vorſtehenden modi- 
Aa © Borfchriften über die Bertilgung von Acten vorzunehmen twären. 
Den Oberlandesgerichten wird empfohlen, auch die Bertilgung der eigenen 
rasen nad a bezogenen Borfchriften unter Beobachtung der im Buntie 1 
enthaltenen Anordnungen in Angriff Fi BAMEN, zen „a die im 8. 8 der Verordnung 
v. 24. October 1849, R. G. 8. De OmEIEn Appellationsacten 
es nicht eine vierjährige, — ine hen n —— "auf ewahrungafrift, ferner für 
Anwelfungen von Bezügen, Berforgungsgenüflen und Gnabengaben eine dreikigfährige 
Aufbew frift angrunde ge legen jein wird. 
4. —— in Civil⸗ und Straffadhen ie fowohl bei den Berichten 
„sten [8 bei den Sberlandeßgerichten der en. 9 zuzuführen, ſobald ſie in 
—— Statiſtik“ durch den Druck veröffen ht im. 


— Geſch. Ordg. 45 
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Andere periodifch zu erftattende Ausweiſe —— der Vertilgung nach 10 Jabren, 
denen die Aufſchreibungen ber Concurſcommifſ 
6. Die Actenvertilgung hat — bei —— ten u bei —— un ter 


der unmittelbaren Zeitung von Gonceptäb zu eeipigen —— aller Sorgfalt 
zu wachen haben, dafs In die Sertilgung n nit Arten einb — — erden, ned: von 
derfelden gänzlich oder zur at alten find. Im en bleiben für die Urt 

dur ten der Berorbnun 24. October 49 und bes Erlafies 


der 8 me die Bo 

v. 15. Juli 1876 — insbeſondere auch — über die Suläffigteit b = Vin aus 

von Ent — für außergewöhnliche ——— der Beamten 

dem S — ſe im — von = 50 PBrocent dieſes Eridies an u 

Te Due — d * Brocelsact —— undſchafta rech 
ur Eutlaſtung Der en sin Toc en rm aftärcdh- 

NEBEN. en Bertilgung noch er t zuläffig — wird er 

a) b — und Ball beendeten Brocefien von — bie Exrotulirungs- 


n 
b) zur ——— ng ber Ser Bormunbihotsremungen fammt Belegen die Parteien, nach⸗ 
ifmen bie 6 Evans Be —— — ufolgen ——— 
en bie belegten nungen ae ang g auss 
Demfelben Zwecke wirb bie Bertil orhanbener, nicht mege 6 Benöthigter 
(HIDDOEADDEEIET Duplicate von Hetbeifen‘ —E und Beſcheiden dien 
Hinſichtlich der Behandlung von Bellagen ter Depoſiten⸗ und Baifencafien- 
journale werden beſondere Anordnungen vorbehalten. 


Sünfter Theil. 
Gerihtstanzlei. 


Erſter Abſchmitt. 
Wirkungskreis, Gejchäftsleitung und Aufficht. 
Wirkungskreis. 


6. 302. Der Wirkungskreis und die amtlichen Obliegen- 
heiten der Gerichtöfanglei werden durch die SS. 16 und 17 der 
Zurisdictionsnorm!), 8.24 der Erecutiongordnung?) und 88. 54 
bis 57 und 59 des Gerichtsorganiſationsgeſetzes beftimmt. 

Die zur Beit beitehenden Einrichtungen zur Verfehung des 
Eafjen-, Rechnungs- und Koftregiedienftes und zur Verwaltung 
des Wrbeitsbetriebes in den Gerichtögefängnifien bleiben un: 


berührt. 

1) 8. 16 J. N. Bei jedem Gerichte befteht eine Gerichtskanzlei. Dieſer 
obliegt die Uebernahme der an das Gericht gelangenden Acten, die Aus⸗ 
fertigung der gerichtlichen Entſcheidungen und ſonſtigen Erledigungen, ar 
Bewirkung der Buftellungen und Ladungen und die Verwahrung der 
richtlichen Ucten, ſowie die Vornahme aller anderen ihr durch G eh 
oder —— zugewieſenen Amtshandlungen. 

m Perſonale der Gerichtskanzlei können auch die zur Führung 
der Beottole ZN Berfonen entnommen werden. 
Zur Vornahme von Erecutionshandlungen können bei 
einz — einen nad) Maßgabe des Bedarfes bejondere Bollitredungs- 
ale beftellt werden. 
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Bei den Gerichten, für welche ſolche Vollſtreckungsbeamte nicht 
beftellt find, erfolgt die Vornahme der den Bollftredungsorganen zuge» 
wiefenen &recutionshandlungen durch Gerichtödiener oder andere durch 
das Geſetz hiezu berufene Organe. 

2, 8.24 E. O. Als Bollftredungsorgane fchreiten die bei einzelnen 
Gerichten beftellten Bollitredungsbeamten, Beamte der Gerichtäfanzlei 
und Gerichtsdiener ein. 

Wo beſondere Vollftredungsbeamte nicht beftellt find, fann ber 
Bollzug einzelner wichtiger oder fchwieriger Bollitredungshandlungen 
Notaren übertragen werden. 


Reitung des Geſchäftsbetriebes. 


6. 303. Wo Ranzleiabtheilungen gebildet find?), fommt die 
Leitung des Gefchäftsbetriebes in denfelben dem Abtheilungs⸗ 
Yeiter zu (8. 33)9, bei Wbtheilungen aber, denen ein richterlicher 
Beamter nicht vorfteht (Grundbuchsant, Handel3- und Genoffen- 
ſchaftsregiſter, Zuſtellungs⸗ und Erecutionsabtheilung u. |. w.), Dem 
für die Abtheilung beftellten leitenden Beanten (Grundbuchs- 
director) und in Ermanglung eines ſolchen dem Kanzleibeamten, 
den der Gerichtsvorfteher damit beauftragt (auflichtführender 
Ranzleibeamter).?) Bei allen anderen Gerichten liegt die Leitung 
des Gejchäftsbetriebes der Gerichtsfanzlei in den Händen des 
Borftehers der Gerichtsfanzlei (leitenden Beamten) oder, wenn 
ein ſolcher nicht beftellt ift, des vom Gerichtävorfteher damit be- 
auftragten Kanzleibeamten (auffichtführenden Kanzleibeamten). 

Die mit der Geichäftsleitung betrauten Ranzleibeamten find 
für die gefammte Gefchäftsthätigfeit der Gerichtsfanzlei oder der 
von ihnen geleiteten SKanzleiabtheilungen verantwortlid. Sie 
haben deshalb, vorbehaltlich aller in der Dienftaufficht des Ge⸗ 
richtsvorſtehers gelegenen Befugniſſe, über die Befchäftigung des 
dafelbft verwendeten Kanzlei- und Dienerperfonales die nöthigen 
Derfügungen zu treffen, die Gejchäfte zwilchen ihnen zu ver- 
theilen, und es kommt ihnen die unmittelbare Beauffichtigung 
der dienstlichen Zhätigkeit dieſer Perſonen durch Einficht der 
Acten, Auffchreibungen, Regifter u. |. w. zu. Sie haben fich bei jeder 
Gelegenheit von der Einhaltung einer rafchen, ordnungs- und 
zwedmäßigen, einheitlichen Gejchäftsbehandlung zu überzeugen 
und zur Abftellung wahrgenommener Verzögerungen oder Ge- 
brechen ohne Aufſchub das Geeignete vorzufehren, oder, falls 
dies ihre Befugniffe überjchreiten würde, zum Bmede der Ab- 
jtellung dem Vorfteher des Gerichtes Anzeige zu machen. 


45* 
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Die in der Gerichtäfanzlei oder in einer Kanzleiabtheilung 
beichäftigten Perjonen haben den Unmeifungen des mit der Ge⸗ 
Ihäftsleitung betrauten Ranzleibeamten infolange Folge zu Ieiften, 
als nicht ändernde Unordnungen des Gericht3vorftehers ergehen. 

Der Gerichtskanzlei und jeder Kanzleiabtheilung ift ein 
Verzeichnis der von ihr felbftändig zu beforgenden Geſchäfte 
zu übergeben. 

—* 8. 29. Beaufſichtigung, 88.309 ff. 

) Wo beſondere Executionsabtheilungen gebildet werden, ſind die 
ae are u aufjichtführenden Beamten diefer Abteilung 
zu beitellen, 8. 337. — Die Zehrgelder, Sebrgelbaufeäffe und Ganggelder 
in bürgerlichen Nechtsangelegenheiten find von dem Yuftellungsbeamten, 
oder, wo Executions⸗ und riet en beftehen, von deren 
Leiter zu bemeflen und nad D. einzuheben. Die Aus 
Tertigung der Gebürenzettel ig — bemeſſenden Beamten (8. 14, 

„M. V. v. 22. Auguſt 1899, R. G. B. Nr. 162, bei 8. 369). 

* 304. Die vorgeſchriebenen Ausweiſe und Gefchäfts- 
überſichten ſind in der Regel vom Vorſteher der Gerichtskanzlei 
(leitenden Beamten), oder wo ſolche nicht beſtellt ſind, von 
dem aufſichtführenden Kanzleibeamten zuſammenzuſtellen.) Dieſen 
Perſonen wird auch vor allen anderen die Führung des Geld— 
buches?) zu übertragen fein. Ihnen Liegt endlich die Verpflichtung 
ob, das gefammte Schreib- und fonftige Ranzleierfordernis und 
das Beheizungs- und Beleuchtungdmaterial anzufchaffen und zu 
verwalten und für die Beiltellung, Ergänzung und Ausbeflerung 
des Inventars zu ſorgen, falls nicht der Gerichtsvorſteher dieſe 
Geſchäfte einem anderen Kanzleibeamten zugewieſen hat. 

) Er verfügt auch die Zuweiſung von Geſchäftsſtücken zur Be 
jorgung der NReinichriften, wenn fie nit in der Abtheilung bejorgt 
werden können und wenn fein Kanzleiinfpector befteht, 8. 325. — Mit 
der Beftimmung der Sachverftändigengebüren ift entiveder der Borfteber 
oder ein leitender Beamter der Gerichtöfanzlei oder A richterlicher Be⸗ 
amter des Gerichtes zu betrauen, 8. 145. — Die Beſtimmung ber 
—— et zum felbftändigen Wirkungstreis der Gericht3- 


fanzlei, 8. 3 

0. — Dem Geldbuchführer obliegt auch mangeld anderer 
Anordnung des Gerichtsvorfteher8 Die Bejorgung der frudhtbringenden 
Anlegung, Kündigung und — der angelegten Barbeträge auf 
mündlichen Auftrag des Richters, 8. 1 


Geſchäftsvertheilung. 
F. 305. Die Geſchäfte find unter die in der Gerichts: 
Tanzlei (Kanzleiabtheilung) beſchäftigten Perſonen möglichft gleich: 
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mäßig und mit thunlichiter Berüdfichtigung ihrer Fähigkeiten 
zu verteilen. 

Geſchäfte, die nur von bejlimmten, hiezu ermächtigten 
Beamten bejorgt werden dürfen, wie die Grundbuchsführung, 
Caſſengeſchäfte, für welde Caution gefordert wird u. ä., können 
anderen Ungeitellten der Gericht3fanzlei nur aushilfsweiſe?), bei 
Behinderung des zunächſt berufenen Beamten übertragen werden 
(88. 52, 54 ©. ©. ©.). Alle übrigen Gejchäfte, die nach den 
Beitimmungen der gegenwärtigen Gefchäftsordnung von Kanzlei⸗ 
beamten vorzunehmen find, können, foweit feine Ausnahme ge: 
macht ijt?), nach Bedarf Kanzleigehilfen zugetheilt werden, wenn 
dieſe entweder die Kanzleibeamtenprüfung mit gutem Erfolge 
abgelegt haben oder vermöge ihrer Kenntniſſe und Fähigkeiten 
zur Beforgung folcher Geſchäfte die Eignung befiten. Die 
Auswahl der Kanzleigehilfen, von welchen Gefchäfte eines Kanzlei- 
beamten wahrgenommen werden dürfen, jtehbt den mit der Ge- 
ſchäftsleitung in der Gerichtöfanzlei betrauten Perfonen zu.?) 

Die über die* Gefchäftsvertheilung oder über die Ber- 
wendung des Perjonale8 getroffenen Berfügungen können 
jederzeit abgeändert werden; fie verlieren ihre Wirkſamkeit, 
wenn vom Vorſteher des Gerichted etwas amdere3 ange- 
ordnet wird. 


1) Und vorübergehend. In diefen Fällen hat der Bezirförichter 
— des Grundbuches beſonders zu überwachen, 8. 54, 


2) Geſchäfte des Executionsvollzuges außerhalb der Gerichtskanzlei 
dürfen Kanzleigehilfen nicht übertragen werden. (Siehe 8. 335.) Eine 
Ausnahme kann nur mit genereller oder fpecieller Bewilligung des 
Suftizminifteriums oder des zur Ertheilung dieſer Bewilligung er- 
we ODE ION AOETIDERPEÄN DIE NNE erfolgen. 

) 8. 303. 


Berwendung des Ranzleiperjonale2. 


6. 306. Gejchäfte, die nach dem Gefege und ber gegen- 
wärtigen Geſchäftsordnung der Gerichtöfanzlei oder einzelnen 
Ranzleibeamten (Kanzleigehilfen) übertragen werden können, 
jollen nur dann von richterlichen Beamten vorgenommen werden, 
wenn entweder die Ausführung des Geſchäftes mit befonderen, 
in den Berhältnifien des einzelnen Falles begründeten Schwierig- 
feiten verbunden ift oder wenn die mangelnde oder geringere 
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Eignung des Ranzleiperjonales das Eingreifen eines richterlichen 
Beamten unerläfglic) macht.!) 

Der Gerichtsvorfteher, der das ihm unterftellte Kanzlei⸗ 
perjonale nicht für geeignet hält, Gejchäfte oder Gruppen von 
Geſchäften, in welchen die Gerichtsfanzlei nach dem Geſetze und 
der Gefchäftsordnung Erledigungen oder die Vorbereitung von 
Erledigungen oder andere felbftändige Verrichtungen zu beforgen 
bat, zufriedenftelend auszuführen, bat diefe Gejchäfte oder 
Öruppen von Gefchäften einftweilen richterlihen Beamten (richter- 
lihen Hilfsbeamten) zu übertragen und dies ohne Aufſchub dem 
Oberlandesgerichtöpräfidenten anzuzeigen. Der Oberlandesgerichts⸗ 
präfident Tann diefe Maßregel aufheben oder einichränfen oder 
durch Anordnung von Perfonalverijchiebungen die Möglichkeit 
Ihaffen, daſs bei dem Gerichte den Anforderungen des Geſetzes und 
der Geſchäftsordnung in Unfehung der felbftändigen ZThätigfeit 
der Gerichtäfanzlei befjer genügt werden könne. 

Die einjtweilige Uebertragung von Ranzleigefhäften an 
richterlihe Beamte ift vom Oberlandesgerichtäpräfidenten, fallg 
nicht die Verfügung des Gerichtsvorſtehers aufgehoben wird, 
dem Juſtizminiſterium unter Mittheilung der etwa angeordneten 
Perſonalverſchiebungen befannt zu geben. 

') Insbejondere kann ausnahmsweiſe ein richterlicher Beamte mit 
der ——— einer Schätzung betraut werden. 8. 23 Realſchätzungs⸗ 
ordnung (bei $. 144 E. D.). 

« 307. Die Gerichtövorfteher, Wbtheilungsleiter und 
alle anderen richterlichen Beamten ſollen ſowohl bei Unterſuchung 
der Gerichtäfanglei?) wie im fonftigen dienftlichen Verkehre mit der 
Gerichtskanzlei und deren einzelnen Ungeftellten jede Gelegenheit 
benüßen, um die Beamten und Kanzleigebilfen mit den wichtigften 
gefeglichen Beitimmungen über die formelle Behandlung der 
ihnen zur Bearbeitung zugewieſenen gerichtlihen Eingaben und 
Ucten und mit den für fie mwillenswerten Anforderungen des 
Gefchäftsganges vertraut zu machen. Durch folche Belehrung, 
durch Bezeichnung von Mufterfällen fowie durch Zuweiſung von 
Aufgaben, an denen fie ihre Fähigkeit zur jelbitändigen Er: 
ledigung von SKanzleigefchäften und ihre Geſetzeskenntnis be- 
feftigen und erproben können, jollen die Ranzleibeamten in den 
Stand gelegt werden, allmählih immer mehr die nicht mit 
Rechtsanwendung verbundenen Erpedittonen und die bei Aus- 
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übung der Gerichtsbarkeit vorfommenden Acte und Berrichtungen 
des äußeren Gefchäftsganges ohne Auftrag und Anleitung des 
Richters vorzunehmen und dadurd den Richter von Schreib- 
arbeiten und von Verfügungen, die nur den äußeren Gejchäfts- 
gang betreffen, thunlichit zu entlaften. 

1) 88. 309 ff. 


6. 308, Die Gefchäftszeit für Kanzleibeamte und Kanzlei: 
gehilfen umfajst an Werktagen acht, an Feiertagen mindeiteng 
vier Stunden. Die für den Dienft in der Gerichtskanzlei feit- 
geſetzten Geichäftsftunden find pünktlich einzuhalten. ı 

1) Vergleiche damit den Wortlaut de 8. 40: „Geſchäftszeit 
Gerichtes”, nicht „Für richterliche Beamte”. — Das ne " 
wie das Handels und Genoſſenſchaftsregiſter ift den Parteien nur während 
der Gefchäftszeit des Gerichtes (7 Stunden) offen zu halten, 8. 42. 

Die Amtsräume der Gerichtöfanzlei Tönnen während gewiſſer Stunden 
für das Bublicum selatofien werden, 8. 42, Abi. 1. — In Betreff der 
Sonntagsruhe fiehe 8. 43 


Beauffihtigung durch den Abtheilungsleiter und 
Gerichtsvorſteher. 


6. 3809. Neben der Beauffichtigung, zu welcher die täg- 
liche Geichäftsführung Gelegenheit gibt, hat der Wbtheilungs- 
leiter monatlich einmal fämmtliche Regifter, Vormerke und Ber: 
zeichnifje, welche in feiner Abtheilung zu führen find, durch 
ſtichyrobenweiſe Vergleihung ihrer Eintragungen mit den Acten 
auf ihre Bollftändigkeit und richtige Führung zu prüfen und 
fih Hiedurch fowie durch Unterjuchung der Ucten von der ge- 
nauen und gewiflenhaften Bejorgung der Kanzleigefchäfte und 
davon zu überzeugen, ob im Sanzleigejchäfte Verzögerungen 
unterlaufen find. Wo die Bejorgung des Kanzleidienftes für 
mehrere Gerichtsabtheilungen vereinigt ift, Tiegt dieſe Controle 
demjenigen Abtheilungsleiter ob, dem der Gerichtsporfteher Die 
Aufficht über die Verwendung des Kanzleis und Dienerperfonales 
übertragen bat.!) 

Sind feine Kanzleiabtheilungen gebildet, jo ift die Geſchäfts⸗ 
gebarung in der Gerichtäfanzlei allmonatlich in der angegebenen 
Weiſe vom Gerichtsvorfteher jelbft zu unterfuchen. Jeder richter- 
liche Beamte ift jedoch verpflichtet, Verſtöße und Verzögerungen 


8. 308. Das Grundbuchsamt ift | durch fieben Stunden ofengubatten 
filr die Parteien an Wochentagen ! (88. 40 u. 42.9.9) (J. M 
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im Ranzleidienfte, auf die er bei Erledigung richterlicher Ge 
ſchäfte aufmerkſam wird, dem Gerichtsvorjteher ohne Aufſchub 
anzuzeigen. 

Die vom Abdtheilungsleiter oder vom Gerichtsvorfteher vor- 
genommenen Unterfuchhungen ?) find in den durchgeſehenen Regiftern, 
Vormerken und Verzeichniſſen Durch Beiſetzung der Unterfchrift 
und ded Datums zu beurfunden. 

Betreff3 der Beauffihtigung der Grundbuchsführer bleiben 
außerdem die Vorſchriften des 8. 42 der Auftizminifterial- 
verordnung vom 12. Jänner 1872, R. ©. B. Nr. 5°), in 


Geltung. 
1 J 33, Er Abſatz. 
2) Gem. 8.14 M. V. v. 22. Auguſt 1899, R. G. B. Nr. 162, 


der — von Zeit zu Zeit die Richtigkeit der Bemeffun 
Zehr⸗ und Gang agelber an der Hand des Neifetagebucdhes, des al 
buches und ae en mittel Stichproben zu prüfen. 

2 J. M . 8. v. 12. Janner 1872, R. ©. B. Rr. 6. Der 
Vorſteher Gerichtes hat von Zeit zu Zeit zu unterfuchen, ob bie 
Amtshandlungen ded Grundbuchsamtes pünktlih und vorichriftsmäßig 
borgenommen werden. Zu biefem Bmwede ift namentlich vom Tagebuche, 
von ben einen Beſtandtheil desjelben bildenden abgefonderten Vor⸗ 
merfungen, dann von dem über die Beftellung von Wbfchriften und 
a ee zu —— Verzeichniſſe Einſicht zu nehmen. 

Gerichten, bei welchen ein beſonderer Vorſteher des 
ai beftellt ift, hat diejer zunächſt die Aufficht über die 
Thätigfeit im Grundbuchsamte zu führen. 

6. 310, Die Führung der Regifter!), Bormerfe?) und Ver: 
zeichniffe ?), welche nicht Geſchäfte einer einzelnen Kanzleiabtheilung 
betreffen, die Gefchäftsbeforgung in den Kanzleiabtheilungen, 
welchen fein richterliher Beamter vorfteht, die Kanzlei: und 
Nechnungsgeichäfte, die Feiner befonderen Kanzleiabtheilung zu⸗ 
gewiejen find, und der Stand der von Beamten der Gerichts⸗ 
fanzlei verwahrten Gelder find vom Gerichtsvorſteher mindeftens 
vierteljährlich einmal zu prüfen. Die vorgenommene Unter: 
ſuchung ift in den durchgefehenen Wegiftern, Vormerken und 
Verzeichniffen durch Beifegung der Unterfchrift und des Datums 
zu beurfunden. 

Außerdem bat der Gerichtöporfteher von Zeit zu Zeit die 
gemäß 8. 309 den Abtheilungsleitern obliegende Unterfuchung 
der einzelnen KRanzleiabtheilungen und ihrer Thätigfeit an deren 
Stelle vorzunehmen. Dabei ift nicht nur feflzuftellen, ob von 
dem Abtheilungsleiter die vorgefchriebenen Monatsunterfuchungen 
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regelmäßig abgehalten werden, ſondern es ſoll die Einſicht in 
die NRegifter und Acten zugleich benüßt werben, um zu ermitteln, 
ob die richterlichen Gefchäfte ſelbſt genügend raſch und redit- 
zeitig erledigt werden. 

Ergeben fi bei der Unterfuchhung durch den @erichts- 
vorſteher Gebrechen, deren Bejeitigung außerhalb feines Wirlungs- 
freifes liegt, fo bat er darüber der zur Anordnung der erforder: 
lichen Vorkehrungen berufenen übergeordneten Aufſichtsbehörde 
Anzeige zu eritatten oder die Einleitung einer Difciplinarunter- 
fuchung zu —— (8. 65 G. O. G.). 

1) Regiſter Vr und Pr, 8. 249. 

n Sndbfonbe Anklogevormert, 8. 400. 


6. 311. Der Gerichtsporfteher') Tann nach Bedarf an- 
ordnen, daſs ihm aus beftimmten Regiſtern und Berzeichnijien, 
insbejondere aus dem Tagebuche für Grundbuchseingaben, aus 
dem Berzeichnifie der Ungelegenbeiten de3 Handels- und Ge⸗ 
nofjenichaftsregifters u. a., von Beit zu Zeit Rückſtandsausweiſe 
vorgelegt werden. | 

Auf Anordnung des Juſtizminiſters jind alle Eingaben in 
Bormundihafts-, Pflegihafts- und Fideicommiſsſachen von dem 
Ranzleibeamten (Kanzleigebilfen) der bearbeitenden Stelle, der 
fie in Empfang nimmt, vor ihrer Vorlegung an den Richter 
in der Reihenfolge ihres Einlangens in eine Lifte einzutragen, 
welche nur die Spalten: 1. Tag des Einlangens, 2. Geſchäfts⸗ 
zahl und 3. Tag der Erledigung enthalten darf. 

Y 8g. 1 und J. M. zu 8. 19, 3.9. 


ſKtanzleiinſpection. 


6. 312, Um eine ſtrenge Ordnung im Kanzleidienſte auf- 
recht zu erhalten und zugleih den Wbtheilungsleitern ſowie 
dem Gerichtsvorfteher die Ueberwachung und Beauffihtigung 
thunlichſt zu erleichtern, fol bei allen größeren &erichten neben 
der Ueberwachung der Gerichtsfanzlei durch den Wbtheilungs- 
leiter und den Gerichtönorfteher eine Beauffichtigung der Thätig- 
feit aller mit Kanzleigeſchäften befajsten Perjonen durch einen 
befonderd dazu beftimmten SKanzleibeamten ftattfinden (Kanzlei: 
infpection).. Wo ein Vorſteher der Gerichtöfanzlei beftellt ift, 
gehört dieſe Beauffichtigung zu feinen Pflichten. Sonft hat der 


— —— 
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Gerichtsvorſteher einen der KRanzleibeamten (Teitenden Beamten) 
damit zu betrauen (Ranzleiinfpector); diefer Auftrag ift jederzeit 
widerruflich. 

Die Kanzleiinfpection ſoll bei jedem Gerichte, wo fie für 
nothivendig erachtet wird, in einer Perjon vereinigt fein. Sie 
eritredt fi über alle bei dem Gerichte heitehenden Kanzlei— 
abtheilungen; e3 können jedoch die beionderen Grundbuchsämter 
von der Beauffichtigung durch den Ranzleitnfpector ausgenommen 
werden. 

Der mit der Kanzleiinfpection betraute Beamte hat dar: 
über zu wachen, daſs bei der Ausführung der Kanzleigefchäfte 
die geſetzlichen Borfchriften und die befonderen vom Gerichts- 
vorſteher getroffenen Anordnungen befolgt, die Gefchäftsitunden 
genau eingehalten, Rückſtände vermieden und überall Ruhe, 
Drdnung und Einigkeit erhalten werden.) Er hat zu diefem 
Ende die einzelnen Wbtheilungen der Gerichtstanzlei mindeſtens 
wöchentlich einmal zu bejuchen, in die Art der Behandlung der 
Kanzleigefchäfte, ſowie in die Regiſter, Vormerke, Berzeichnifie 
und Acten Einficht zu nehmen und, wo er auf offenbar geſetz⸗ 
widrige oder ımrichtige Geichäftsbehandlung ftößt, die erforder- 
lihen Belehrungen zu ertheilen. Wegen wahrgenommener 
Gebrechen, die fih nicht im Wege der Belehrung abftellen 
laſſen, bat er fih mit den entiprechenden Anträgen an 
den Abtheilungsleiter oder Gerichtvorfteher zu menden und 
insbefondere, nad Einholung ihrer Buftimmung, auch die Ver- 
fügungen zu treffen, welche fich bei größerem Undrange von 
Gefchäften oder wegen befonderer Zwijchenfälle nothiwendig zeigen, 
die eine Störung der Geſchäfte beforgen laſſen. 

Bernachläffigungen oder Uebertretungen von Dienftpflichten, 
welche zu Difeiplimarmaßregeln Anlaſs geben, find ohne Auf- 
ſchub den Gerichtsvorfteher anzuzeigen.?) 


1) Er verfügt weiters die Zuweiſung von Geichäftsftäden zur Be⸗ 
jorgung der Reinihriften an andere Abtbeilungen, 8. 826, a 2; er 
ver t, dafs die Beamten der Zuftellungs- oder einer anderen al3 der 
zunächſt berufenen Erecutionsabtheilung als Vollſtreckungsorgane ver- 
wendet werden, 8. 329. 

2) Bei den Gerichtshöfen, bei welchen biöher in Gemäßheit des 
8. 67 Ger. Inftr. Kanzleidirectoren beftellt waren, haben diefe bis 
auf weiteres ihre Umtöverrichtungen in dem biöherigen Umfange zu 
verjehen, $. 23 Uebergangs⸗Vdg. 
Bei größeren Gerichtähöfen kann der Vorſteher abwechſelnd einen 
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eigenen Kanzleidirector aus der Zahl der Räthe benennen, weldhem ob- 
liegt, darüber zu wachen, daſßs die gejehlichen Vorſchriften und die be- 
fonderen, von dem Gerichtsvorſteher getroffenen Vorkehrungen befolgt, 
die Amtsſtunden genau gehalten, Rüditände vermieden und überall Rube, 
Ordnung und igleit erhalten werde. Der Kanzleidirector hat zu 
diefem Ende die einzelnen Abtheilungen der Kanzlei von Zeit zu Leit 
zu bejuchen, in die Art der Behandlung der Geichäfte Einficht zu nehmen, 
wahrgenommene Gebrechen fogleich zu rügen und abzuftellen, größere 
Berfehen und wiederholte Tehltritte dem Gerichtsvorſteher anzuzeigen, 
bei einem größeren Undrange der Gefichäfte, oder wenn bejondere Du 
fälle, 3. B. Erkrankungen, eine Stodung im Geſchäfte beforgen laſſen, 
nach vorläufiger Rückſprache mit dem Gerichtporfteher die angemeflenen 
erfügungen zu treffen oder die geeigneten Anträge in der Rathsver⸗ 
Jammlung Er ftellen. 8. 67 Ger. Jnſtr. 
Mit Rüdficht auf die Identität der Amtöverrichtungen des Kanzlei- 
injpector3 mit jenen des Kanzleidirectord entfällt dort, mo ein Kanzlei- 
director befteht, die Beſtellung eines Kanzlelinipectors. 


Bweiter Abſchmitt. 


Geſchäfte der Gerichtöfanzlei außerhalb des Zuftellungs- 
und Erecutionsdienites. 


Selbitändige Thätigfeit. 


a) im Civilproceſſe. 


6, 318, Gefchäfte, welche die Gerichtsfanzlei (Ranzlei- 
abtheilung) felbjtändig, auch ohne richterlihen Auftrag und 
ohne Einholung eines gerichtlichen Beſchluſſes, zu bejorgen hat, 
find neben den fonft nach der gegenwärtigen Geſchäftsordnung 
oder nach anderen Borjchriften ihr obliegenden Arbeiten und 
Berrihtungen?): 

1) Snsbefondere: Zuſtellung von Schriftfäben über Rebeninter- 
vention, Streitverfündigung,, Auctorsbenennung und Vollmachtsauf⸗ 
—5 8. 131. — Ausfertigungen und Ladungen nad) Erlag des Vor⸗ 
chuſſes, F. 144. — Entgegennahme von Anträgen auf Ladung zum 
Bergleichäverfuch und Ausfertigung der Ladung, 3 147. — —* 
der —— ntndre (event. der Ausfertigungen) in Wechſel⸗, 
Mahn⸗ und Kündigungsſachen, 8. 195, u. a. m. 


1. die vorgeſchriebene Benachrichtigung ?) des Oberjthofmar- 
ihallamtes, der dem Bellagten vorgefehten Militärbehörde oder des 


m [un [m — — |. 


$. 318. Siehe J. M. su 8. 145. , der Zengen- und Sachverftändigen- 
Actenvermert über bie Beftimmung gebür. 


"16 VIII Geſchaͤftsordnung 6. 818. 


Dberlandesgerichtes, der Oberſtaatsanwaltſchaft und des Juſtiz⸗ 
miniflerium3 von der Anbringung von Klagen wegen Geld— 
forderungen gegen Hofdiener, Militär und Landwehrperjonen 
oder gegen im Juſtizdienſte ftehende Beamte und Diener, ſowie 
die Benachrichtigung der übergeordneten autonomen Organe von 
den gegen Gemeinden und Bezirke angebrachten Klagen ?); 

2) Sie erfolgt durch eine kurze fchriftlihe vom Richter zu unter- 
ſchreibende Mittheilung. 

3) Wenn einer von Seiner Majejtät Hofdienern, ohne Unterſchied 
des Ranges, wegen Schulden angellagt wird, hat die betreffende Behörde 
das Oberſthofmarſchallamt hievon aljogleih zu veritändigen, Hfd. v. 
31. Yuguft 1803, 3. G. ©. Nr. 625. 

Bon der Einbringung einer Schuldflage, welche auf Grund einer 
mit dem Chrenworte verbürgten LYahlungszufiherung gegen einen 
Offizier gerichtet ift, Hat das Bericht die vorgeſetzte Militärbehörde in 
Kenntnis zu jegen, Gel. v. 20. Mai 1869, R. G. B. Nr. 78, 8. 12. 
Dieje Beftimmung hat audy für die Landwehr (die im Landwehrverbande 
jtehenden Perjonen, welche dem Actipſtande der Landwehr angehören 
oder als im nichtactiven Verhältniſſe ftehend, zur Dienftleiftung in &e- 
mäßbeit der Beſtimmungen des ten einberufen werden (zu 
gelten, Geſ. v. 2. April 1885, R. &. 8. Nr. 98). 8. 14. 


Die Gerichte werden angewieſen, von der Einbringung von 
Schuldflagen gegen im Juſtizdienſte ftehende Staat3diener 
die dieſen vorgeſetzten Landesftellen (Oberlandesgerichtspräfidium, Ober- 
itaatsanwaltichaft), bezw. falls der betreffende Geffagte bei einer Eentral- 
ſtelle dient, dieſe legtere zu verftändigen. J. M. B. v. 23. November 
1896, 3. 239%, J. M. 8. 3. Nr. 40, betreffend die Verſtändigung 
der Landesftellen, bezw. Centralftellen von Schuldflagen gegen im Zuftiz« 
dienfte ftehende Staatödiener. 

Unter Aufrechterhaltung der Anorönung des J. M. E. v. 29, April 
1865, 8. 3563, bezw. v. 18. October 1880, 3 14681, wodurd) Die 
Gerichte angewieſen wurden, von jeder Bewilligung des erften Erecutions- 
ichrittes wider eine Gemeinde gleichzeitig mit der Wusfertigung der Be⸗ 
willigung, jedoch ohne irgend welche Beirrung des gejeglichen Ganges 
des Ererutionsverfahrens, den der Gemeinde zunächſt übergeordneten 
Bertretungstörper in Kenntnid zu fegen, werden die Gerichte weiters 
angemwiefen, in analoger Weife die betreffenden, mit der Ueberwachung 
der Vermögensverwaltung der Gemeinden betrauten autonomen 
Drgane auch ſchon von ber Einbringung von Klagen gegen Ge— 
meinden zu verjtändigen. — Inſoweit eine ſolche Verftändigung auch 

infichtlih der Executionsführung gegen Bezirke vorgejchrieben ift, die 

eritändigung nunmehr auch in Bezug auf gegen er eingebrachte 
Klagen zu erfolgen. J. M. V. v. 6. October 1885, 8. 16074, J. M. B. B. 
Nr. 66, betreffend die Verſtändigung der den Gemeinden 
übergeordneten autonomen Organe von jeder gegen eine 
“emeinde eingebradten Klage. 














” 
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2. die Vorweiſung der bei Gericht zurlidbehaltenen Ur- 
fchriften von Schriftfagbeilagen und der von einer Partei auf 
Berlangen de3 Gegners bei Gericht niedergelegten Urkunden 
(88. 81 und 82 ©. P. O.); ein Antrag auf Abkürzung der 
Einſichtsfriſt“) ift ohne Aufſchub dem Richter (Vorſitzenden des 
Senated) zur Entfcheidung vorzulegen; Parteien, melde an- 
wejend find, ift die Entſcheidung fogleich in der Gerichtskanzlei 
mündlich befannt zu machen, und daſs dies geichehen, durch 
einen furzen Actenvermerk zu beurfunden, in dem auch die 
Dauer der abgekürzten Frift angegeben werden muſs; 

* Drei Tage, 8. 82, Abſ. 2, C. P. O. 

3. die Entgegennahme von Anzeigen über Uenderungen des 
Wohnortes oder der Wohnung (8. 111 C. PB. O.); über die 
Anzeige ift fein Protokoll aufzunehmen, fondern die neue Adreſſe 
Tediglih in den Acten zu vermerfen?); die Gerichtsfanzlei hat 
die Wohnungsänderung, foferne Zuftellungen an die Partei im 
Laufe find, ohne Aufſchub der Zuſtellungs- und Executions⸗ 
abtheilung (Yuftelungsabtheilung, Buftellungsbeamter) befannt 
zu geben; 

6, Gegebenenfall3 Tann zum Nachweile des Datums ober zur 
Sicherftelung der Mittheilung die Unterfchrift des Weberbringers der 
Mittheilung begehrt werden, $. 88 

4. die Entgegennahme der in Sachen der Zuftellung vor- 
gefchriebenen Anzeigen und Mittheilungen®) bei Buftellung zwiſchen 
Advocaten (8. 112 C. P. O.); 

p aa fonft den YZuftellungsorganen obliegen, $. 112, Abſ. 3: 


5. die Benadricdhtigung ?) über das Ausbleiben beider Theile 
bon einer zur mündlichen Verhandlung anberaumten Tagſatzung 
(8. 170 C. P. D. und 8. 137 der gegenwärtigen Geichäfts- 
ordnung); 

2) Durch eine kurze vom Richter zu unterjchreibende MittHeilung. 

6. die Ueberſendung von Schriftiägen, welche die Parteien 
nach der Klage und Klagebeantwortung zur Vorbereitung der 
mündlichen Streitverhandlung überreichen, an den Gegner, falls 
die Schriftfäge nicht Anträge oder Bewveisanerbietungen ent- 
halten, über welche vom Richter (Vorfigenden des Senates) 
jogleich eine Verfügung zu treffen ift (8. 258 €. P. D.)°); das 
für das Gericht beftimmte Exemplar des Schriftſatzes ift von 
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der Gerichtslanzlei zu den Acten der Sache zu nehmen; von 
dem Eingange des Scriftfapes ift dem Richter (Vorfigenden 
des Senates) mündlich Mittheilung zu machen; 

8, Anträge auf proceisleitende Berfügungen im Sinne des 8.229 
C. P. O. (Vorlage von Urkunden, Auskunftsjachen und Augenſcheins⸗ 
TED NanDen, Herbeifchaffung folder Sachen von Behörden oder Rotaren. 
Ladung von Zeugen zur mündliden Verhandlung). 

7. die Gewährung der Einfiht in die Ucten an Parteien 
und deren Bevollmächtigte, folange die Ucten in der Gerichts- 
fanzlei erliegen, und insbejondere in die Acten eines vorberei- 
tenden Berfahren® oder in die von einem beauftragten oder 
erſuchten Richter vorgelegten Beweisaufnahmeacten;?) 

9, Siehe 8. 288 ©. O., ferner 8. 286 C. P. O. Iſt die Sache 
abgethban, jo Hat fich die Partei oder ihr Vertreter (8. 219, Abſ. 1, 
©. P. O.) nicht an die früher damit befajste Kanzleiabtheilung au wen- 
den, fondern das ehren iſt an den mit der Ueberwadhung der Re⸗ 
giftratur betrauten Kanzleibeamten (8. 292) zu ftellen, ohne daſs es 
zur Geftattung der Acteneinficht der Einholung der Zuflimmung des 
Gerichtsvorſtehers bedürfte. 

8. die Herbeifhaffung ?°) von Urkunden, Auskunftsfachen und 
Augenſcheinsgegenſtänden, die bei einer öffentlichen Behörde oder 
einem Notare verwahrt find, falls das Gericht (Vorſitzender 
des Senates) verfügt bat, daſs die Vorlage diefer Urkunden 
und Gegenftände veranlafst wird (88. 183, 301, 369 u. a. 
C. P. D.)); 

10) Schriftlich, vom Richter zu unterſchreiben, in dringenden Fällen 
De ne Berwendung des Kanzleibeamien bei der Behörde oder 
em Rotar. 

1) Ferner die SHerbeifchaffung eines ———— der Haupt⸗ 
einlage bei Erecution auf die Nebeneinlage, wenn betreibender Gläubiger 
dem Auftrage zur Borlegung innerhalb der geſetzten Yrift nicht nach⸗ 
tommt, 8. 171. : 

9. die Benachrichtigung der Parteien??), daſs die Acten über 
eine Beweisaufnahme durch den beauftragten oder erjuchten 
Richter bei Gericht eingelangt find und in der Gerichtskanzlei 
eingefehen werden können (8. 286 €. P. O.); muſs infolge des 
Einlangen3 ber Beweisaufnahmeacten zur Yortjegung der münd- 
lichen Verhandlung eine Tagſatzung anberaumt werden, jo ift 
diefe Benachrichtigung mit der Ladung der Parteien zur Tag: 
fatung zu verbinden; 

9) Schriftli, in dringenden Fällen mündlich, $. 318. 

10. die Benachrichtigung?) der unmittelbaren Vorgeſetzten 
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von Berjonen, die ald Zeugen zu vernehmen find, falls der 
Zeuge in einem öÖffentlihen Amte oder Dienfte fteht und 
vorausfichtlih zur Wahrung der Sicherheit oder anderer öffent- 
licher Intereſſen eine Stellvertretung während feiner Verneh⸗ 
mung angeordnet werden muſs, oder falld ein Angeftellter oder 
Bedtenfteter einer mit mechanischen Motoren betriebenen Trans- 
portanftalt, ein Berg-, Hütten- oder Walzwerl3arbeiter oder eine 
im PBrivatforftdienfte ſtehende Perſon als Beuge geladen wird 
(8. 331 6. P. O.); 

18) Durch eine kurze, vom Richter zu unterfchreibende Mittheilung. 

11. die Entgegennahme des Begehrens um Gewährung 
von Bengengebüren ($. 346 ©. P. O.), falls dieſes Begehren 
außerhalb der Tagſatzung geftellt wird, und ohne Unterfcheidung, 
wann das Begehren vorgebradt wurde, die Beitimmung ber 
dem Zeugen gebürenden Vergütung!*) und die Erlaflung der 
wegen ihrer Auszahlung erforderlichen Verfügungen; über das 
in der Gerichtskanzlei geftellte Begehren um Beugengebüren ift 
“ ein Protokoll nicht aufzunehmen; der Auftrag, die bei der 
Tagſatzung vom Zeugen angefprochene Vergütung zu bejtimmen, 
ift der Gerichtskanzlei mündli oder durch einen kurzen Ber- 
merf auf dem Verhandlungsprotokolle („Beugengebüren be- 
ſtimmen“) zu ertbeilen; die Beftimmung der Gebür gefchieht 
dur Ausfertigung eines Gebürenzettels (8. 105); die zu— 
geiprochene Gebür ift dem anwefenden Zeugen mündlich bekannt 
zu machen, fonft ift ihm eine Abſchrift des Gebürenzetteld mit 
einer kurzen Benachrichtigung, wo und wann er die Gebr zu 
erheben Hat, zuauftellen?®); 
14) Auch die Beitimmung der Sachverftändigengebüren kann einem 
ea (Borfteher oder leitender Beamte) übertragen werden, 


15) Ebenſo bei se dag a a 8. 145. — Die Beitim- 

orfehriften der J. M. V. v. 17. Sep- 
tember 1897, R. ©. 8. Fr 221, zu erfolgen. — Der Gebürenzettel ift 
dem mit der Bahlungsbetreibung betrauten Beamten zu übergeben. 

12. die Mittheilung von NAusfertigungen des Beweis— 
befchlufjes an die Parteien, wenn die Darftellung des auf den 
Sachverhalt fi) beziehenden Parteivorbringens in der Aus⸗ 
fertigung des Beweisbeſchluſſes die Protofollirung zu erjeben 
hat (8. 444 €. P. D.)'9); 

ıe, Nur im bezirtägerichtlichen Berfahren. 
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13. die Benacdhrichtigung?‘) der Parteien, dafs die Aus- 
fertigung des Urtheilsthatbeftandes in der Gerichtsfanzlei zur 
Einfiht der Parteien binterlegt wurde, und die Anzeige an den 
Nichter vom Ablaufe der Friſt für die Erhebung eines Wider- 
iprudes (8. 445 C. P. D.)19; 

19 Durch eine kurze iriftfiche Mittheilung, 8. 318. 

14. die Benachrichtigung!) der Parteien von dem vechtzeitig 
gegen einen bedingten Bahlungsbefehl im Mahnverfahren er- 
hobenen a (8. 10 des Geſetzes vom 27. April 1873, 
R. G. B. Nr. 6 

Die in 9. A 5, 6 und 8 bis 10 und 12 bis 14 erwähnten 
Benachrichtigungen, Aufforderungen, Erſuchen und Ueberſendungen 
erfolgen durch kurze ſchriftliche Mittheilungen; die in Z. 1,5,8 und 10 
angegebenen Benachrichtigungen und Erſuchen ſind dem Richter 
zur Unterſchrift vorzulegen. Die Benachrichtigung nad 3. 9 
fann bei Dringlichkeit der Sache mündlich gefchehen; deögleichen 
bat fich der Ranzleibeamte in dringlichen Fällen wegen Herbei- 
Ihaffung von Urkunden, Auskunftsſachen und Wugenfcheing- 
gegenftänden perjönlid bei dem Notar oder der Behörde zu 
verwenden, falls fich diefe am @erichtorte befinden. 

Bon Klagen!?) gegen Militär- und Landiwehrperfonen ift das 
vorgefegte Kommando (Behörde, AUnftalt) des Bellagten, wenn 
aber dieſes nicht befannt ift, das in $. 143, Abſatz 1, bezeich- 
nete Kommando zu benachrichtigen. 


18) Some ihre Belanntgabe ausdrücklich vorgeichrieben ift. 
Giehe oben 8.1 


b) im Concursverfahren. 

$. 314. Die vorgejchriebene Benachrichtigung der Poft- 
und Zelegraphenanftalten, der vorgejehten Dienftbehörde des 
Gemeinfchuldners, der Staatsanwaltichaft, der Bergbehörde u. ſ. w. 
von der Concurseröffnung ſowie von der Beendigung des Eon- 
curjes (88. 89, 90, 102, 189 der Concursordnung)?), find von 
der Gerichtöfanzlei (Ranzleiabtheilung) felbjtändig, auch ohne 
richterlichen Auftrag und ohne Einholung eines gerichtlichen 
Beichluffes, vorzunehmen. 

Die Benachrichtigung gejchieht durch Ueberfendung einer 
Ausfertigung des Beichluffes, wodurch der Concurs eröffnet 
oder für beendet erklärt wird. 
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1) In Betreff der are der —— im Concursver⸗ 
en pe die J. M. 8. v. 5. Jänner 100, J. M. V. B. Nr. 2, 


9 J * Das Concursgericht hat ſoſort nad) der Eoncurseröffnung von derſelben 
die Poſt⸗ und Zelegraphenanftalten zu veritändigen und biefe find verpflichtet, alle für 
den Gemeinfchuldner kr — Sendungen, Briefe und Depeſchen an den Maſſever⸗ 
walter eg eſe le fo lange fortzubauern, als e8 zur Wahrung 
der Rechte ber Studi ger nothwendig eint. Ber Maffeverwalter bat dem Gemein- 
fchuldner die Einficht Bi unter ber Areſſe des Iehteren einlangenben Briefe und De- 
a: au gewähren: von welchen ihm biejenigen auszufolgen finb, welche bie Mafle 


8 Steht ber Gemeinſchuldner In einem Öffentlichen Dienſte, zufolge deſſen 
ſich 6a En, Borräthe und anbere Gegenitände in feinen Händen b —— ſo iſt mit 
Beizi — Winden Abgeordneten der Denen. welche über dieſes Vermögen zu wachen 
bat, die onderung derſelben vorzunehmen 

08. Bon ya Eröffnung bes Goncurfes ift der Staatsanwaltſchaft ohne Ber- 

u dem Ende Rachricht au —* damit die ſtrafrechtlichen Erhebungen über die 
In u a Ha eit des Gemeinſchuldners fofort eingeleitet werden. 

8.1 g der Schluſsvertheilung — en, ſo hat das 
Concurãagericht auf Antrag bed Concurscommiſſaͤrs die Beendigun Re mittels 
Berordnung a ufp en und bdiefelbe durch Anichlag bei ent und in wichtigeren 
Fällen auch vu infhaltung in bie öffentlichen lätter befannt zu — 

Zugleich ſind Ma — defien Stellvertreter und bie Mitglieder bes 
Gläusigerzußichufe ihres u entheben und wegen Aufhebung jeder, die freie 
Berfügung 3 Gemeinihufbnere ejchränfenben Sicherungsmaßregel da® Grforberliche 
vorzu en 

ou der Eröfinung eine rede über das Bermödgen einer 
Militärperfon ift die dvorgefehte Militärbehörde durch das Bericht in ntmi® zu 
ſeben (&ef. v. 20. Mai 1869, R. &. 8. Nr. 78, 8. 12). 

Wenn ein Bergbanunternehmer in Concurs geräth, hat bas BaRSab ne 
Gericht bie Bergbehoͤrde hievon in Kenntnis zu fegen, und ihr den Deftellten erwalter 
des Werkes nambaft zu machen (8. 189 a. B. ©.). 

über den Einentbümer bei ber ne n 
Bant ji nbder Gelder der Concurs eröffnet wird N obliegt e8 dem Ver⸗ 
treter ber ——— die Bank hievon durch das en t verftänbigen und 
in Kenntnis der Perſonen ſetzen zu laſſen, welche berechti er bie er und 
— zu verfügen. Iſt dieſe Mittheilung unterblieben, a haftet die Bank nicht für- 

en bieraus der Concuremaſſe etwa erwachſenden Schaden (Ürt. 97 der mit Gef. v 
a Mai 1887, R. G. B. Nr. 51, u. Taif. Vdg. v. 21. September 1899, R. G. B. Ar. 178. 
geänderten Statuten ber öfterr. sungat. Ban 

Die „sciinund des —— über eine ——— i vor 
am tBipegen in das Handelsregifter (&ef. v. 17. December 1 
8. 14), jene über eine Erwerb- aa Birtiäaftsgenotfen Belt von Rare 
wegen in das Genofienichaftsregifter (M. 8. v. 14. Mai 1873, N. 8.5) 
einzutragen. 


c) in Sachen ber freiwilligen Gerichtöbarleit. 


6. 315. In Ungelegenheiten der Gerichtäbarleit außer 
Streitfahen bat die Gerichtsfanglei (Ranzleiabtheilung) folgende 
Geſchäfte ſelbſtändig, auch ohne richterlichen Auftrag und ohne 
Einholung eines gerichtlichen Beſchluſſes, zu bejorgen: 

1. die in den 8. 84 bis 91 des kaiſerlichen Patentes 
vom 9. Yuguft 1854, R. ©. B. Nr. 208, und in fpäteren 
Geſetzen, Verordnungen und Erläffen?) vorgefchriebenen Benach⸗ 
rihtigungen?) über den Anfall von Exrbichaften und Vermädht- 
niffen und über den Todesfall von rechnungspflichtigen Be⸗ 
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amten, Militärperjonen, PBerfonen, welche Bezüge aus öffentlichen 
Eaffen genießen, über den Zodesfall von Tandesfürftlichen 
Bafallen, von Advocaten und Notaren, von Perſonen, welche 
Drden, Ehrentreuze und andere Auszeichnungen bejeilen haben, 
von Invaliden, beurlaubten Soldaten und Haufirern, ſowie die 
NRüdftelung der Zahlungs: und Penfionsbogen, Orden und 
Auszeichnungen, Patentalurfunden, Urlaubsicheine u. |. w,; 

2. wenn das Inventar von einem richterlichen Beamten 
aufzunehmen ift, die Ladung der befannten Erben, des Ber- 
laſſenſchaftscurators, des Wollzieherd des letzten Willens und 
der Gläubiger und Legatare (8. 95 des Faiferlichen Patentes 
vom 9. Auguft 1854, R. G. 8. Nr. 208) zur Vornahme der 
Inventur, fobald deren Tag und Stunde der Gerichtäfanzlei be- 
fannt gegeben wird; 

3. die Aufforderung ?) zur Uebernahme des bei Gericht er- 
liegenden Vermögens eines gewejenen Mündels (8. 217 des 
gedachten kaiſerlichen Patentes); außerdem hat bie @erichts- 
fanzlei Perfonen, welche die Eigenberechtigung erlangt haben, 
von amtöwegen zur Uebernahme der in den Acten erliegenden 
Bormundichaftsrechnungen aufzufordern und ihnen dieſe Rech— 
nungen ſammt Beilagen gegen Beitätigung des Empfanges in 
den Acten auszufolgen; 

4. die Ueberjendung von Anmeldungen, die im Verfahren 
wegen Urkundenamortifirung während der Edictalfrift bei Ge⸗ 
richt einlangen, an den Amortifirungswerber®); 

5. die Benachrichtigung der Steuerbehörden von Eingaben 
um Eintragung einer Firma oder der Aenderung einer bereits 
eingetragenen Firma oder ihrer Inhaber in das Handels⸗ 
regifter (J.M. V. vom 12. Juli 1892, J. M. V. B. Nr. 25).*) 

Die in 8. 1 bis 5 angegebenen Benachrichtigungen, Auf- 
forderungen und Ladungen geichehen durch kurze fchriftliche 
Mittheilungen; biefe find in den unter 8. 1 und 3 erwähnten 
Fällen dem Richter zur Unterfchrift vorzulegen. 

) Siehe die Vorſchriften bei Man nr 3. Bd., ©. 84 ff. 

——— Durch kurze ſchriftliche Mittheilung, vom Richter zu unter⸗ 


8) Vor der Ueberſendung find fie in der Anmerkungsſpalte des 
Regiſters T zu notiren, 8. 2 248, 


9 J. M. V. v. 12. Juli 1892, 8.14126, J. M. V. B. Nr. 250, be» 
treffend die Verſtändigung der Steuerbemefjungsbehörden 
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anläfslih der Eintragung einer Firma oder der Aenderung 
einer bereits eingetragenen {Firma oder der Inhaber der- 
jelben in das — — Tarifpoſt 13, 1, 1 des Geſetzes 
v. 13. December 1862, R. G. B. Rr.89, normirt für Eingaben um nach⸗ 
ftehende Eintragungen in die von den Handelsgerichten zu führenden 
Handelsregifter (Protokolle), ald um Eintragung der Birma oder ber 
Aenderung einer bereits eingetragenen Firma oder der Inhaber derjelben 
eine Stempelgebür von 10 fl, vom eriten Bogen. Hat jedoch die ein- 
geträgene Unternehmung an einjährigen, landesfürftlichen directen Steuern 
ohne Zufchläge, mit Beziehung auf den Beitpun des Eintragungsgeichäftes 
mehr als 100fl. zu zahlen, 7 find weitere 10 Procent von dent Mehr- 
betrage diefer Steuern unmittelbar zu entrichten, deren Borjchreibung 
durch die Steuerbehörden erfolgt. 

Da bei den Gerichten, welche Handelöregifter führen, in Fällen 
obgedachter Eintragungen ſowohl Hinfichtlich der Steuerbehörden, die von 
fo Eintragungen verftändigt werben, als auch hinſichtlich der Vor⸗ 
ausſetzungen, unter denen die Verſtändigung zu erfolgen hat, nicht 
gleihmäßig vorgegangen wird, fo findet das —— im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Finanzminiſterium Nachſtehendes zu verordnen: 

Bon vorkommenden Eingaben um Eintragung einer Firma oder 
der Wenderung einer bereit3 eingetragenen Firma oder der Inhaber der- 
felben in das Handelöregifter ift jene Steuerbehörde in Kenntnis zu 
jeten, welche zur Bemeſſung der Ddirecten (Erwerb- und Eintommen-) 
en dem Gewerbebetriebe der betreffenden Unternehmung be- 
rufen ift. 

Die gedachte Verjtändigung hat jedoch zu unterbleiben, foferne das 
Gericht aus dem ihm vorliegenden Actenmateriale mit Beftimmtheit zu 
entnehmen in der Lage ift, daſs der Betrag, weldden die fragliche Unter- 
nehmung von dem Ermwerbe aus ihrem Geichäftsbetriebe an einjährigen, 
Iandesfürftlichen directen Steuern, das iſt ſowohl der Erwerb» als der 
Einlommenfteuer ohne Bufchläge mit Beziehung auf den Zeitpunft des 
Eintragungsgeichäftes zu zahlen hat, 100 fl. nicht überfteigt. 

n den Fällen der Tarifpoft 55, Anmerkung 2, hat überdies, wie 
bisher die Verftändigung der Gebürenbemefjungsbehörde zu geichehen. 


d) bei Euratorsbeftellungen. 

6. 316. Wenn vom Gerichte eine Buftellung an ben 
Curator angeordnet wird?), Hat die Gerichtöfanzlei (Ranzlei- 
abtheilung) das Edict über die Euratorsbeftellung auszufertigen, 
dem Richter (Vorfigenden des Senated) zur Unterſchrift vor⸗ 
zulegen und die Bekanntmachung des Edictes durch Anichlag 
an der Gerichtstafel und Einfchaltung in der Beitung zu ver- 
anlaflen (8.37).?) Desgleichen find, joweit überhaupt befondere 
Erfuchfchreiben um Vornahme von Buftelungen erlaffen werden, 
dieſe von der Gerichtöfanzlei zur Abſendung auszufertigen und 
dem Richter lediglich zur Unterjchrift vorzulegen. 

46* 
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1) Suftellungeberfügung: „Surator” mit Namen bes ger 
Curators fchließt Schon die Weifung an die Gerichtskanzlei in fich, das 
Edict vn] Anſchlag und einmalige Einfchaltung zu verlautbaren, 


8. 218 
Anichlag und Einfhaltung des Edictes obliegen der Zuftelluugs- 
und Erecutionsabtheilung. 


e) in Strafſachen. 


$. 317, Die Anzeigen und Berftändigungen, welche nad) 
den beftehenden Vorſchriften von der Einleitung und von ber 
Beendigung eines Strafverfahren?, von der Verhängung ber 
Haft und von erfolgten Berurtheilungen gemacht werden 
müffen (88. 83, 176, 399, 402 St. P. ©. u. a.)!), find 
von der Gerichtäfanzlei (Ranzleiabtheilung) felbjtändig, auch 
ohne richterlihen Auftrag und ohne Einholung eines Gerichts: 
beichluffes vorzunehmen. 

In gleicher Weiſe liegt ihr die Benachrichtigung der un⸗ 
mittelbaren Vorgefehten von Perfonen ob, die als Beugen zu 
vernehmen find, fall der Zeuge in einem öffentlichen Amte 
oder Dienjte fteht und vorausfichtlich zur Wahrung der Sicher: 
heit oder anderer öffentlicher Intereſſen eine Stellvertretung 
während feiner Vernehmung angeordnet werden muſs, oder 
falls Angeftellte von Eijenbahnen und Dampfichiffen, Berg⸗, 
Hütten, Hammer: und Walziverfsarbeiter, im Staats- oder Ge- 
meindedienfte ftehende Sanitätöperfonen oder im öffentlichen oder 
Privatforftdienfte ftehende PBerfonen als Beugen geladen werden 
(8. 158 St. P. D.). 

1) ae die Bosleehgen einichlägigen Borfchriften bei 88. 83, 176, 
St. P. D., Manz, 5. ®b. 

6. 318. Aufforderungen, Benachrichtigungen, Mittheis 
lungen, Belanntmahungen und Erſuchen, die nicht vom Ge⸗ 
richtsvorſteher oder einem richterliden Beamten, fondern un: 
mittelbar von der Gerichtskanzlei (Ranzleiabtheilung, Grund- 
buchsamt u. |. mw.) an andere Behörden, an Parteien oder 
fonftige Betheiligte gerichtet werden, find, foweit nicht im ein- 
zelnen anderes beftimmt ift!), von demjenigen Ranzleibeamten zu 
unterfchreiben, dem die Acten zur Bearbeitung überwiefen find, 
auf Grund deren die Aufforderung, Benachrichtigung, Mit: 
tbeilung u. ſ. w. ftattzufinden hat. 

1) 88. 318, 8.1, 5, 8 u, 10,316, 8.1u.3, 
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f) bet Entgegennahme mündlichen Anbringen. 


6, 319. Außer dem ſonſt durch Die gegenwärtige Ge— 
Thäftsordnung?) oder duch andere Vorſchriften zugelaffenen 
mündliden Anbringen in der Gerichtskanzlei können bei Be— 
zirtsgerichten in Civilproceſsſachen in der Gerichtsfanzlei 
(Kanzleiabtheilung) zu Protokoll genommen oder, foweit es zu- 
läffig ift, durch einen Regiftereintrag beurkundet werden: 

ı) Ablehnung von gerichtlichen Perfonen in der Ranzletabtheilung 
des Gerichtsvorſtehers, $. 129, — im bezirkägerichtlichen Berfahren Bei- 
ne de3 Nebenintervenienten, Streitverlündigung, Auctor3- 
—— nzeige des Widerrufes oder der Kündigung einer Vollmacht, 


1. mündlich angebrachte Klagen in Streitigkeiten nach 
8.49, 3. 1, 2 und 6 der Jurisdictionsnorm?), mit Ausnahme 
der Klagen, die vor ein Gericht außerhalb des Wohnfites oder 
ftändigen Aufenthaltes der armen Partei gehören, aber beim 
Bezirkögerichte ihres Wohnfiges oder ftändigen Aufenthaltes zu 
Protokoll erflärt werden (8. 64, 8. 4, C. P. O.);9) 

2) Klagen über vermögensrechtliche Anfprüche von nicht mehr ala 
500 fl., Vaterſchafts⸗ und —— 

s) Weil bei folchen Klagen die Verbefierung einer mangelhaft auf- 
genommenen Klage fchwierig wäre. — Solche Klagen find in Urfchrift 
ohne Beihlufsfaftung dem zuftändigen Gerichte zu überfenden, 8. 200. 

2. mündlich angebrachte gerichtliche Auffündigungen von 
Beitandverträgen (8. 560 €. P. D.); die Beurfundung der Auf: 
fündigung gefchieht, joferne nicht die Vorjchrift des 8. 230, 
letzter Abſatz“), entgegenfteht, lediglich durch Eintragung in das 
Kündigungsregifter; 

*) In den rasen Snake darf die Aufnahme von Brotofollen 
über mündlich angebrachte Kündigungen nur mit Bewilligung des Juſtiz⸗ 
minifter8 durch Eintragungen in das Regiſter K erfeßt werden. — Wenn 
gemäß 8.59 G. O. G. u. 88.230, 319, 8.2, &.D. eine mündlich ange- 
brachte Aufkündigung durd Eintragung in das Kündigungsregiiter 
beurfundet wird, unterliegt der Untrag nur der Stempelgebür für das 
durch Die A ainerelntrogung erjegte Protokoll. Die bei prototollarifcher 
Beurkundung der Kündigung beizubringende Stempelgebür für die 
Protokollsabſchrift entfällt bei Beurkundung der Aufkündigung durch 
Eintragung in das Regiſter K, weil in dieſem alle dem Gegner ber 
auffündigenden Partei feine Brotofollgabichrift, fondern Lediglich eine 
Beſchluſsausfertigung nad) Eiv. Broc. Form. Ar. 81 mit einem den Gegen- 
ftand der Aufkündigung Kunz bezeichnenden Sachbetreff (Rubrum) zu- 
zuftellen iſt (Mitth. 3. M. 8. B. ©. 132/1899). 

3. mündlich angebrachte Gefuche?) um Erlangung eines 
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Zahlungsbefehles im Mahnverfahren und der gegen einen be 
dingten Bahlungsbefehl mündlich erhobene Widerfprud (8. 229, 
=); 


5) Mahnklagen find ftets zu Protokoll zu nehmen; fie fönnen aber 
auch der Gerichtslanzlei aufgenommen werden nach 8. 1. 

4. Anträge, die zufolge der 88. 60, Abſatz 2 und 3, 62, 
Abſatz 1, 65, 82, 95, 97, 116, 119, 121, 169, 261, Ab- 
ſatz 4, 279 und 334 der ivilprocefsorbnung außerhalb der 
münblichen Verhandlung zu Protokoll angebradht werben; ®) 

EL — um Tagſatzung zur Ablegung des Paupertätseides. 8. 60, 
Ubi. 2 Selnd ch um Ausſpruch der Folgen der Nichtleiftung 
e —* Eaution oder Nichtablegung bes Eides, 8. 60, Abf. 3, 


Antrag auf J des oe nah Erlag der Sicher⸗ 
heitsfumme oder Wbleiftung Eides, 8. 62 ©. 

Geſuch um Eriheilung des Armentechtes, 8.66 C. P. O. — Wenn 
ein anderes Gericht darüber zu enticheiden hat, ift das Protofoll mit 
ee dem Richter zur Unterjchrift vorzulegen, 
— En au Te N Urſchrift von Schriftfagbeilagen, 8. 82 
Be ehe auf Auftrag zur Beitellung eines Zuftellungsbevollmädh- 
tigten, 

ß — ur Beietung eines Zuftelungsbevollmächtigten für Streit- 
genoſſen, 

Antrag auf 2 eines Curators für Perfonen unbekannten 
Aufenthaltes, 8. 116 

Antrag auf ——— ne Curators behufs Vornahme einer 
BZuftellung an Erterritoriale, 8.119 C. P. O. 

Antrag auf Zuftellung durch öffentliche Belanntmachung oder zu 
Handen eines Euratord bei rw oder Undurchführbarkeit einer 
Zuftellung im Auslande, $. 121 

Antrag auf Aufnahme eines — Verfahrens, 8. 169 C. P. O. 

Antrag auf Anberaumung einer Tagſatzung zur mündlichen Streit⸗ 
verhandlung nach Abweiſung der Einrede der Unzuftänbigfeit, der Streit- 
unb ni jo und der Rechtskraft, fall8 über dieſe abgejondert entſchieden 
we a aa: X —— der Hauptſache übergegangen wurde, 


a — Beſtimmung einer Friſt für eine ——— oder im 
Auslande rg Beweisaufnahme, 8. 279 
Untrag auf — von einem —— Zeugen zu 


on often, 8. 

5. die mündlich — Anzeige des vereinbarten 
Ruhens des Verfahrens, wenn beide Parteien dazu erſcheinen 
(S. 168 €. P. O.), und die außerhalb der mündlichen Verhand⸗ 
lung zu Protokoll erflärte Zurücknahme der Klage (8.237 €. P. O.). 


*5 
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Parteien, welche durch Advocaten vertreten find und des⸗ 
halb durch 8. 434 ©. P. DO. vom Anbringen zu Brotofoll 
überhaupt ausgeichloffen find, können die unter 8. 1 bis 5 
genannten Erklärungen auch nicht in der Gerichtsfanzlet zu 
Protokoll geben. 

Bei Gerichtshöfen dürfen in Civilproceſsſachen nur Ge⸗ 
fude um Bewilligung des Armenrechtes (8. 65 ©. B. O.), An⸗ 
träge auf Ablehnung von Gerichtsperjonen?) und die zur Bu- 
ftändigleit der Schiedsgerichte der Unfallverficherungsanftalten 
und der Schiedsgerichte für Bruderladen gehörigen Klagen®) in 
der Gerichtsfanzlei zu Protokoll genommen werden. nmel: 
dungen von Anfprühen im Eoncursverfahren?), die außerhalb 
einer Tagſatzung mündlich erfolgen, und mündlich angebrachte 
Erinnerungen gegen den PBertheilungsentwurf des Mafjever- 
walter8?) find ſowohl bei Gerichtshöfen wie bei Bezirkögerichten 
in der zu. zu Protofoll zu nehmen. 

) 88.22, 26 3.9. in ber Kanzleiabtheilun ni des Gerichtsvor⸗ 


Reber, 8 —— inſichtlich der weiteren ftli Behand- 
en ſolcher Ublehnungen eg a J. M. E. v. 24. An 180. deſzeg 


18, 34 m. B. o. 10. April 1889, R. G. B. Nr. 47 (fiche 
—— €. 2.0). a 


5.88. 
108 ee 111 €. 0. 
Erw D 


6. 320. In Executionsfachen können in der Gerichte: 
fanzlei (Kanzleiabtheilung) zu Protokoll genommen werden: 

1. Anträge auf Bewilligung der Execution auf bewegliche 
törperlide Sachen!) und auf Bewilligung von Erecutionshand- 
ungen (Execution zur Sicherftellung) duch Pfändung von 
Gegenitänden des beiveglichen Vermögens?), Anträge auf zwangs⸗ 
weife Räumung gerichtlich oder außergerichtlich gekündeter Be: 
Randgegenftände;‘) 


9 8. 874 E. O. nicht bloß von Lörperlichen beweglichen Sachen, 
omit Pfändung von Törperlichen Saden, von Gelbforderungen, von 
(geit Alabı von Anfprüchen auf Herausgabe und Leiltung törperlicher 
— an von — ermögensrechten. 

2. Fee auf Einftelung, Einfchränfung oder Auf- 
ſchiebung der Erecution ſowie auf Wiederaufnahme einer auf- 
geſchobenen Erecution nad 88. 39 big 42 der Erecutionsord: 
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nung, Anträge auf Unterlafjung des Vollzuges bewilligter Exe⸗ 
eutionshandlungen oder auf Aufhebung oder Einjchränfung von 
Executionshandlungen nah 88. 376 und 377 der Executions⸗ 
ordnung; 

3. Unträge, die zufolge der 88. 34, 44, 47, 108, 110, 
112, 122, 142, 143, 154, 159, 8.5, 176,209, 259, 260, 268, 
270, 271, 274, 281, 298, 301, 354, 355 bis 357 und 401 


der Erecutiondordnung gejtellt werden;*) Ä 
4) Antrag auf Beitellung eines einftweiligen Vertreters des Nach⸗ 
* in Bewilligung der Erecution verftorbenen Berpflichteten, 


Antrag auf nachträgliche Auflage einer Sicherheitäleiitung wegen 
Gefährdung des betreibenden Gläubigers durch die Aufſchiebung der 
a au Aufnahme eines aufgejchobenen Executionsver⸗ 
abreng, 3. U 

Antrag auf Leitung des Offenbarungseibes, 8.47 €. D. 

Antrag auf Ernennung eines anderen Verwalters, 8. 108 E. D. 

Antrag, dritten Perſonen aufzutragen, die rüdftändigen ſowie bie 
bis zur Einhiellu der Bwangdverwaltung fällig werdenden Leiftungen 
ftatt an den Berpflichteten, an den Verwalter zu entrichten, 8. 110 E. D. 

Antrag des Verwalters auf Genehmigung von Verfügungen, wel 
nicht im gewöhnlichen Wirtfchaftsbetriebe inbegriffen find, 8. 112 € ©. 

Antrag auf Vertheilung der Extragsüberihüffe während des Laufes 
einer ee oder nach Rerftreihen mehrerer Rechnungs⸗ 
perioden, $. 122 €. O. 

Antrag auf Bugrunbelegung einer früheren Schäßung, 8. 142. 

Untrag auf Beiziehung eines zweiten Sachverftändigen zur Schäßung 
von Liegenichaften, Ablehnung eines Sachverftändigen wegen Befangen- 
heit, 8. 143 E. D., fiehe letzten Abſatz. | 

Antrag auf Wiederverfteigerung einer Liegenichaft, 8. 154 €. D. 

Antra Ernennung eines anderen Verwalters an Stelle des 
Erſtehers bei einſtweiliger Verwaltung, 8. 159, 8. 6, €. O. 

Antrag auf Beſtimmung der Zeit für die Beſichtigung einer zu 
a ah Liegenichaft ſammt Zubehör, 8. 176 E. D. 
— ae auf Anberaumung der Tagſatzung zur Meiftbotsvertheilung, 
f ar: auf Verwahrung gepfändeter Törperlicher beweglicher Sachen, 


Untrag auf Ernennung eines anderen Verwahrers, 8. 260 E. D. 

Antrag ea) Ueberfendung gepfändeter Sachen an einen Börfen- 
oder Marftort oder an einen Ort, wo fich beilere Berlaufägelegenheit 
findet; Antrag auf Set anang eines Mindeftpreifes für den Verkauf 
aus freier Hand, 8. 268 €. D. 

Antrag auf Verfteigerung von gepfändeten Gegenftänden, deren 
Verlauf aus freier Hand innerhalb 3 Wochen nicht zu bewerfftelligen 
war, $. 270 €. DO. Diefer Antrag ijt in der Buftellungs- und Exe⸗ 
eutionsabtheilung zu ftellen, 8. 389, letzter Abſatz. 
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Antrag auf Uebernahme zu verfteigernder Sachen um den 
Schätzungswert mehr ein Viertel nebft Koften, 8. 271 E. O. 

Antrag auf Verſendung gentere Sachen an einen anderen Ort 
zur gern 8.274 ED. 


Antrag au — Verſteigerung von Pfandgegenſtänden ge⸗ 
ringeren Wertes, 281 €. O. 
Antrag auf eating 1 für eine gepfändete Forderung be- 


ftellten SHandpfandes, 8. 298 

Antrag, dem Drittfehuldner aufzutragen, fich über die gepfändete 
Forderung zu erflären, 8. 301 €. D. 

Antrag auf Androhung und Antrag auf Vollzug eines zur Er- 
ziwingung einer Handlung angedrohten Smangsmies, 8. 354 E. O. 

Antrag auf Senngung von Geldftrafen oder Haft wegen Zu⸗ 
widerhandelnd des zu einer Duldung oder ir len Berpflichteten, 
Antr au Sau einer Sicherheit für den 
widerhandeln a en Scaben, 8. 365 E. D. 

Antrag auf Wiederheritellung de3 früheren Buftandes im alle 
einer vom flichteten Berbeigeführten, dem Rechte des betreibenden 
Glaͤubigers widerftreitenden Beränderung, $. 356 €. D. 

ntrag auf Beigabe eines Bollftredungdorganed zum Zwecke der 
Beleitigung des Widerſtandes bes Verpflichteten und zum Schube der 
auszuführenden Urbeit, 3. 357 €. D. 

Antrag auf Anordnungen in Betreff verwahrter Sachen zur Ab⸗ 
wendung einer beträchtlichen Wertverringerung, unverhältnismäßiger 
she ng anderer Rachtheile oder zur Erzielung eines Vortheiles, 

4. Einwendungen und Erinnerungen gegen die Geſchäfts⸗ 
führung des Verwalters (8. 114 Erec. D.), die mündlich er- 
ftattete Rechnung des Verwalters (8. 115, Abſatz 2, Exec. O.), 
Erinnerungen gegen die Verwaltungsrehnung (8.116 Exec. D.), 
Anmeldungen von Forderungen für die Bertheilung der 
Ertragsüberſchüſſe (8. 127 Exec. O.), in den Ländern, in 
welhen Verfachbücher geführt werden, Erklärungen der 
Gläubiger über die Hypothekenanmeldung*), Erklärungen der 
Gläubiger über die Art der Berichtigung ihrer Forderungen 
bei Berfteigerung von Liegenfchaften und Anmeldung von 
Forderungen, die dem Gläubiger aus einem gegebenen Credite, 
aus einer übernommenen Gefchäftsführung oder aus dem Titel 
der Gewährleiftung oder des Schabenerfaes entftanden find 
(8. 171 Exec. O.), die Erflärung des Meijtbietenden, zur Ent- 
träftung eines Weberbotes fein Meiftbot zu erhöhen (8. 197 
Exec. D.), die Erklärung des Drittfchulbners bei Pfändung von 
Sorderungen (8. 301 Exec. O.), Erinnerungen der Gläubiger 
und des Berpflihteten gegen das Verhalten des Gurators für 


urch ferneres Bu- 
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die Einziehung von Forderungen ($. 315 Exec. DO.) und der 
Widerjprud) gegen die Bewilligung einer einftweiligen Ber- 
fügung 6 397 Exec. O.). 

5) Siehe J. M. V. v. 5. Mai 1897, R. G. B. Nr. 115 GVerfach⸗ 
— 

Wenn die Beiziehung eines zweiten Sachverftändigen für 
die Schäßung des Liegenfchaftszubehörs in ber Gerichtskanzlei 
beantragt wird (8. 143 Exec. D.), ift von der Gerichtskanzlei 
zugleich der zur Dedung der Mehrkoſten vorausfihtlid erforder: 
lihe Betrag befannt zu geben. 


6, 321, Soferne fie im einzelnen Falle mündlid) vorge- 
bracht werden dürfen, können in Rechtsſachen der Gerichtsbar⸗ 
keit außer Streitfachen in der Gerichtsfanzlei (Kanzleiabtheilung) 
zu Protofoll genommen werden: 

1. einfache Auskünfte, melde die Parteien infolge richter- 
lihen Auftrages oder aus eigenem Antriebe über den gegen- 
wärtigen Aufenthalt, über die Urt der Erziehung und Ver⸗ 
pflegung von Pflegebefohlenen oder über andere perfönliche Ber- 
hältniſſe ertheilen; 

2. Vormundſchaftsrechnungen einfacher Urt und geringen 
Umfanges; !) 

1) 8. 203 ff. Verl. Pat. 

3. Unträge auf Uusfolgung des Vermögens nad Eintritt 
der &igenberedjtigung;;?) 

2) 88. 217, 218 Berl. Bat. 

4. Capitalsauffündigungen; ?) 

8, Auffündigung von Önpotheltforberungen, 8. 11I J. N, und 
Auffündigung von Forderungen der Pflegebefohlenen, 8. 202 Berl. Bat. 

5. Anträge — freiwilliger gerichtlicher Schäbung;*) 

4) 8. 268 Berl. Pat. 

6. Anträge auf Bewilligung grundbücdherlider Eintragungen 
einfaher Art, insbejondere Anträge auf Einverleibung des 
Eigenthums oder eines Pfandrechtes, falls fie nicht mit An⸗ 
trägen und Erflärungen verbunden find, welche nach gejetlicher 
Vorſchrift vom Richter felbft entgegenzunehmen find, und An- 
träge auf Bewilligung der Verfachung; 

7. Gefuhe um Verlängerung der Frift zur Ordnung des 
Grundbuchſtandes (8. 3 des Gefehes vom 23. Mai 1883, 
R. G. B. Nr. 82);°) 

d), Erlangt das Grundbuchsgericht aus Anlaſs einer Berloffenfcafts- 
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abhaudlung amtliche Kenntnis, daſs die grundbücherliche Eintragung 
eines die Grundlage der Grundſteuerpflicht bildenden dinglichen Rechtes 
unterblieben iſt, oder wird das Grundbuchsgericht von der Cataſtral⸗ 
behörde erincht, die unterlaſſene grundbücherliche Eintragung eines ſolchen 
Nechtes herbeizuführen, jo bat das Gericht der fäumigen Partei nach 
Einvernehmung derjelben eine Friſt zu beftimmen, innerhalb welcher fie 
die Ordnung des Grundbuchſtandes zu bewirken oder im Falle entgegen- 
ftehender Hindernifje ſich über die zur Beſeitigung berjelben unternom- 
mene Schritte auszumeifen hat. 

Das Uebericreiten diefer Yrift, deren Einhalten von amtswegen 
u überwaden ift, wird durd eine im vornhinein anzudrohende und im 
Sale — Wiederholung zu ſteigernde Geldſtrafe von 1 bis 50fl. 5. W. 
geahndet. 

Das Verfahren hat ſich nach den Beſtimmungen über das Ber- 
fahren in nicht ftreitigen Angelegenheiten zu richten. 

Eingaben, Protofolle, Beilagen, Rubriken, fofern fie nur die An- 
wendung der voritehenden Beitimmungen betreffen und nicht das An- 
juchen einer Partei um Bewilligung einer grundbücherlichen Eintragung 
zum Gegenftande haben, find jtempelfrei. 8. 3 des Gef. v. 23. Mai 

„R. G. B. Rr. 82. 

J. M. E. v. 16. April 1898, 3. 8854, P. 4: „Nach Anſicht des 
J. M. gehört die Aufforderung an die Partei zur Stellung des An⸗ 
ſuchens um Vornahme der grundbücherlichen Eintragung zu den 
betreffenden Verlaſſenſchaftsacten, dagegen iſt das Anſuchen der Partei 
ſelbſt oder das Geihäftsftüd, mit welchem wegen Verſtreichens der ſechs⸗ 
wöchentlichen Yrift die Bornahme der grundbücherlichen Eintragung von 
amtswegen verfügt wird, zu ben Grundbuchsacten zu nehmen. Diefe 
la er auch für die — un abge. — Siehe 
übrigens 3. M. 8. v. 6. Jänner 1899, J. M. 8. B. Ar. 1, betreffend 
die Mebereinftimmung der Grundbücher mit dem Grundfteuercatafter. 


8. mündlihe Anmeldungen zum Handels: und Genofjen- 
ſchaftsregiſter einfchließlich der eigenhändigen Zeichnung einer 
Firma oder Unterjchrift, auf deren Grundlage eine Eintragung 
in das Handelsregifter ftattfinden fol ($. 55 ©. D. ©.);®) 

6) Nur auf richterliche Anordnung in der Gerichtöfanzlei aufzu- 
nehmen. 

9. Erlagsanbringen zum Bwede depofitene und waijen- 
ämtlicher Erläge und Erfolglaſſungsgeſuche. 

6, 322, Der Kanzleibeamte (Ranzleigehilfe), der ein münd⸗ 
liches Anbringen zu Protofoll nimmt oder es durch Eintragung 
in ein Regifter beurfundet, hat die ‘Partei, joweit nöthig, auf 
die in Betracht kommenden geſetzlichen Beitinmungen aufmerf- 
fam zu machen und zu den erforderlichen Angaben zu veran- 
laſſen. Namentlih ift darauf zu achten, daſs bei Anbringen, 


nt 
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durch das ein Verfahren anhängig gemacht wird, der vollftän- 
dige Vor⸗ und Zuname der Parteien, jowie die genaue Adreſſe 
der Betbeiligten angegeben wird. Hält der Ranzleibeamte das 
Anbringen wegen Unzuftändigkeit des Gerichtes oder wegen des 
Mangel anderer gejehlicher Unforderungen für unzuläffig oder 
für unbegründet, jo bat er mündlich die Weifung des Richters 
einzubolen. Der Richter kann fodann das Anbringen jelbit ent- 
gegennehmen oder wegen Aufnahme des Protokolles durch den 
Ranzleibeamten das Erforderliche anordnen. 

Mündlich angebrachte Unträge auf Amtshandlungen, welche 
die Gerichtskanzlei felbjt vorzunehmen hat!), find ohne Aufnahme 
eines Protokolles kurz zu den Acten zu vermerfen. Dasjelbe 
gilt Eee un folder Begehren. 

ı 


Ertheilung von Ausfertigungen, Auszügen und 
Abſchriften. 


6, 323, Die von den Parteien begehrten Ausfertigungen, 
Auszüge und Abſchriften aus den Gerichtdacten find von der 
Gerichtskanzlei zu ertheilen (8. 56 G. O. G.). Dritten Berfonen, 
welche ein vechtlihes Interefje glaubhaft machen, dürfen ohne 
Buftimmung der Parteien Wusfertigungen, Uuszüge und Wb- 
ſchriften nur mit richterlicher Bewilligung ertheilt werden!) Diefe 
Bewilligung iſt auf Grund des an fie gerichteten Begehren 
von der Gerichtskanzlei (Ranzleiabtheilung) zu erwirken; fie fteht 
dem Richter zu, dem die Sache zugewieſen iſt (Vorſitzender des 
Senates), joferne es aber nicht mehr anhängige Rectsfachen 
betrifft, dem Vorſteher des Gerichtes") oder dem von diefem da- 
mit beauftragten richterlihen Beamten. 

Die richterliche Bewilligung ift auf dem Actenftüde, von 
weldem eine Ausfertigung, ein Auszug oder eine Abſchrift be 
gehrt wird, vom Richter unter Beifügung des Datums und 
feiner Unterfchrift anzumerten (3. B. „Ausfertigung oder Ab- 
ihrift für A. bewilligt. 12/10 98*). 

Das Begehren um Ertbeilung von Ausfertigungen, Aus: 
zügen oder Abfchriften Tann in der Gerichtsfanzlei mündlich ges 
ſtellt werden ($. 322, Abſatz 2).°) 

1) Ebenſo 8.219 ©. P. O. 

9) Ebenjo 8. 219 €. P. O., 3. 288, Abi. 3, G. ©, 
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3), Kein Protokoll, bloßer Actenvermerf. 

Ueber die Ausfertigung von Grundbuchsauszügen und Urkunden- 
abjchriften durch die Gerichte aus Anlaſs der Eonvertirung von Done. 
thefarforderungen in der Höhe bis zu 4000K fiehe Mitth. %. M. 2. 8. 
©. 220/1900, bei 8. 85. 


Borbereitende Bearbeitung von Eingaben. 


6. 324. Eingaben, die neu anfallende Sachen betreffen, 
find fofort nad) der Ablieferung an die Gerichtsfanzlei (Kanzlei⸗ 
abtheilung) in die vorgefchriebenen Regiſter und Namensverzeich- 
niffe?) einzutragen und mit dem fich hienach ergebenden Actenzeichen 
zu verfehen. Wenn Eingaben zu den Acten einer bereit3 an- 
bängigen Sade zu nehmen find, iſt vorerft die Ordnungs— 
nummer, welche dieje Eingabe erhält, in der Bahlenreihe der 
Üctenrüden oder Actendedel zu durchſtreichen?) und ſodann das 
Üctenzeihen und die Orbnungsnummer, unter welcher die Ein- 
gabe zu diejen Acten genommen wird, auf die Eingabe zu ſetzen; 
wo ein Meberfichtsbogen (Tagebuch) über die zu den Acten einer 
Sade genommenen Schriftftüde geführt wird ?), ift die Eingabe, 
foferne nicht anderes angeordnet ift, auch fogleich in den Ueber⸗ 
fihtsbogen einzutragen.*) 

Nach diefer vorläufigen Bearbeitung find die Eingaben, fo» 
bald e3 im geordneten Geſchäftsgange geichehen kann, und zwar 
nad Erfordernis unter Beilage der Acten, dem Richter (Bor: 
figenden des Senates, felbftändig verwendeten richterlichen Be⸗ 
amten u. |. mw.) vorzulegen. 


Dringende Sachen müflen vor allen anderen bearbeitet und 
dem Richter unverweilt vorgelegt werden; alle anderen Eingaben 
find, vorbehaltlich näherer Anordnungen des Gerichtsvorſtehers, 
in der Regel am Tage der Ablieferung an die Kanzlei, wenn 
fie aber nachmittags in der Kanzlei einlangen, am darauffol: 
genden Tage dem Richter vorzulegen. 

Bevor neu eingelangte oder zu Protokoll angebrachte Klagen 
dem Richter oder dem Borfitenden bes Senates zur Beitimmung 
der Zagjabung vorgelegt werden, ift durch genaue Durdhlicht 
der Namendverzeichniffe zu den Procejsregiftern zu ermitteln, 
ob nicht über den geltend gemachten Anſpruch bei Gericht ein 
Nechtsftreit anhängig oder ſchon durch Urtheil rechtskräftig ent- 
ſchieden iſt.“) Das Ergebnis diefer Prüfung ift durch einen kurzen 


_ 
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Vermerk auf dem für die Gericht3acten beitimmten Eremplare 
der lage oder auf dem Protokolle feftzuitellen.®) 

’) 3. 254. 

®) Der Zweck diejer — & 263, Abi. 4, angegeben. 

3) Siehe die Anmerkung zu $. 2 8: 
*) Vo eine Eontrollifte geführt hr ift das ee ann 
vor ber Abgabe an den Richter in diefe Lifte einzutra en, 8.311, Abf. 2 

5) Weil Streitanhängigleit und ——— jederzeit von amtg» 
wegen zu berüdjichtigen find, 8. 240 €. P. O 

6, Auf eine Anregung, die Borfchrift des . 324, Abi. 4, G. D. 
auf alle Erecutionsanträge auszudehnen, hat ich das J. mit dem 
Erlafje v. 10. November 1899, 3. 24225, in folgender Weiſe ge- 


me 

s J. M. Hält eine Abänderung der en durch 
———— der Vorſchrift des 8. 324, Abſ. 4 ©. O. auf Executions 
anträge nicht für nothwendig. “Bei fleinen Gerichten. wirb faft immer 
die Erinnerung des Richters und die nad) 8. 260 ©. D. vorzunehmende 
Ermittlung der gegen den Xerpflichteten bisher vorgelommenen Ere- 
eutionen auf andere als auf ch Saden genügen, um dem 
Richter die Anwendung des D. mögli zu machen. Für 
große Gerichte hält es aber 8; EM. für ſel Averfändfic, dafs der 
mit Erledigung der Anträge auf Erecutionsbewilligung betraute Richter 
jih behufs pflihtgemäßer Anwendung des 8. 14 €. D. in geeigneter 
Weiſe an Kenntnis verihafft, welche Erecutionsanträge gegen den⸗ 
jelben Berpflichteten wegen desjelben Anſpruches fchon beim Gerichte 
eingelaufen find. Ob es zwedmäßiger ift und einen geringeren Auf- 
wand an Beit und Arbeit erfordert, wenn der Richter von Zal zu Fall 
jelbft in das Namensverzeichnis zum Regiſter E Einfiht nimmt oder 
Einfiht nehmen läſst, oder ob ſich die Verfügung empfiehlt, daſs Die 
Ranzlei don vornberein bei allen Executionsanträgen eine förmliche 
Luſtrirung vorzunehmen hat. wird von ben localen und den Geſchäfts⸗ 
verhältniffen abhängen. (Mitth. J. M. B. B. ©. 3656/1899). 


Herftellung der Reinichriften. 


6, 325. Die Neinfchrift der Ausfertigungen ift in der Regel 
durch den Ranzleibeamten (Kanzleigehilfen), der für den Richter 
die Kanzleigeichäfte beforgt, oder durch die ihm beigegebenen 
Kanzleigehilfen zu bewirken; ſoweit es ihre fonftigen Obliegen- 
heiten geitatten, können auch die zugemwiejenen Diener, die eine 
gute Handſchrift befiten, zum Wbjchreiben verwendet werden. 

Reinjchriften, die wegen zu ftarfer Beſchäftigung der zu- 
nächſt dazu berufenen Perſonen oder des ganzen Perfonales 
einer Kanzleiabtheilung nicht fchnell genug hergeftellt werben 
könnten, namentlih Reinfchriften umfangreicher Ausfertigungen, 
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deren gute und genaue Ausführung inmitten des täglichen Kanz⸗ 
leidienfteß nicht zu erwarten ift, können minder beichäftigten 
Ranzleigehilfen und insbejondere auch Kanzleigehilfen anderer 
Abtheilungen zugewiejen werden. Die Buweifung verfügt der 
Ranzleiinfpector, wo ein ſolcher nicht beftellt ift!), der Vorfteher 
der Gerichtskanzlei oder der mit der Leitung der Gerichtskanzlei 
betraute Sanzleibeamte, und zwar entweder unmittelbar auf 
Grund feiner Wahrnehmungen oder auf Unlangen des Abthei- 
fungsleiter8 oder des Kanzleibeamten, in deflen Geſchäftskreis 
die. Herftellung der Ausfertigung gehört. 

Inwieweit die bei den Gerichtshöfen befindlichen Sträf- 
linge zur Heritellung von Reinjchriften verwendet werden dürfen, 


ift a ee erlafjenen Borjchriften zu beurtheilen. 


Schreibabtheilung. 


6. 326. Bei größeren Gerichten kann nach Bedarf eine 
entfprechende Anzahl von Kanzleigehilfen ausſchließlich zur Be⸗ 
jorgung der Neinfchriften beitimmt werden. Dieje Kanzlei: 
gehilfen werden Teiner bejonderen Kanzleiabtheilung zugewieſen, 
fondern haben für alle Abtheilungen diejenigen NReinfchriften 
herzuftellen, welche in den Abtheilungen nicht angefertigt werden 
können (Schreibabtheilung).) Die Vereinigung der zur Her: 
ftellung von Neinfchriften verwendeten Sanzleigehilfen in einem 
gemeinfamen Arbeitsraume ift nicht nothwendig. 

In der Schreibabtheilung dürfen nur Ranzleigehilfen ver- 
wendet werden, die gegen Taggeld aufgenommen find.) Die 
Leitung diejer Wbtheilung und die Aufficht über das ihr zuge- 
wieſene Perfonal ift vom Vorſteher des Gerichtes einem Kanzlei- 
beamten zu übertragen. 

Reinſchriften, deren Umfang nit mehr als zwei Seiten 
beträgt, jowie Reinfchriften, die dur) Ausfüllung von Formu⸗ 
larien bergeftellt werden, müſſen auch dort, wo eine eigene 
Schreibabtheilung beiteht, ausnahmslos in der einzelnen Abthei- 

angefertigt werden. 

3) Sie erhält feine befondere NRummernbezeichnung, 8.29, letzter 


ap. 
2) Die Kanzleigehilfen egen Jahresgehalt An er wie 
Ranzleibeamte * Den 81 8. 10, Teßter Ahfap, 3 J. .d. er Juli 
1897, R. G. B. Nr. 170 —A————— bſ. 2. 





Nr. 64. 
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$. 327. Die an die Schreibabtheilung zur Reinfchrift zu 
fendenden Schriftjtüde find in jeder Ranzleiabtheilung in einem 
mit der Bezeihnung „Schreibabtheilung“ verjehenen Actenfache 
zu jammeln und von dort zu beftimmten Stunden dur Diener 
abzuholen. In Fällen der Dringlichkeit dürfen einzelne Schrift- 
ſtücke auch außerhalb der beitimmten Stunden abgetragen werben. 

Der Leiter der Schreibabtheilung bat die ihm aus den 
einzelnen Sanzleiabtheilungen überbracdhten Concepte zu über- 
nehmen und die Schreibarbeiten thunlichft gleichmäßig unter die 
Ranzleigehilfen zu vertheilen. Zu deren Eontrole hat er einen 
Bogen (Buch) zu führen, worauf unter dem Namen der ein- 
zelnen Ranzleigehilfen nur der Tag der Uebergabe des Conceptes 
und deſſen Gefchäftszahl vermerkt wird. Nach Abgabe der an- 
gefertigten Reinſchrift ifl die Eintragung von dem Kanzlei- 
beamten, der die Schreibabtheilung zu leiten bat, zu Durchtreichen. 
Die Bogen find am Sahresichluffe zu jammeln und mayren? 
des folgenden Jahres aufzubewahren. 

Neinschriften, deren beichleunigte Herſtellung angeordnet it, 
find fogleih, die übrigen in der Ordnung Herzuftellen, in der 
die Concepte in die Schreibabtheilung gelangen. Die ange- 
fertigten Neinfchriften mit den dazu gehörigen Concepten find 
im Amtszimmer des Leiters der Schreibabtheilung, gejfondert 
nach den einzelnen Wbtheilungen, in Actenfächer einzulegen, die 
mit der Nummer der fraglichen Abtheilung bezeichnet find, und 
von da zu beitimmten Stunden oder im Falle der Dringlichkeit 
auch früher durch den Diener in die Kanzleiabtheilungen abzutragen. 

Im Verkehre zwiſchen den einzelnen Kanzleiabtheilungen 
und der Schreibabtheilung ift auf Unordnung des Juſtizminiſters 
über die jeweils abgegebenen Concepte und Reinfchriften ein 
Controlbuch nach dem Formulare Nr. 64 zu gebrauchen. Bei 
Ueberfendung von oncepten hat die Kanzleiabtheilung die 
Spalte 3 auszufüllen und in der Spalte 1 den Tag der Ab: 
gabe einzufchreiben, dagegen der Leiter der Schreibabtheilung 
den Empfang der Eoncepte unter Ungabe des Tages in Spalte 4 
zu beftätigen. Bei Rückſendung der Reinfchriften an die Kanzlei: 
abtheilung hat die Schreibabtheilung bei dem betreffenden Ge⸗ 
Ichäftsjtüde in der Spalte 5 den Tag der Ueberjendung anzu: 
geben, während von der Sanzleiabtheilung in Spalte 2 unter 
der Ungabe des Datumd der Empfang der Reinſchrift durch 
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Unterfchrift des übernehmenden Beamten (Kanzleigehilfen) zu 
beitätigen ift. 
Bapier. 

*6, 328. Zu Protofollen und fonftigen Niederfchriften, 
Ausfertigungen, YAusfertigungsentwürfen und Abfchriften, für 
Zuftellungsscheine und Uctenüberfichten (Tagebücher), ferner zu 
Namensverzeichniffen und fonftigen gerichtlichen Acten und Auf- 
ſchreibungen ift Papier, Format gebrochen, 34/21 cm zu ver- 
wenden. Zu Zagebüdern für Grundbuchseingaben, fowie zu 
den nach den Formularien der gegenwärtigen Geſchäftsordnung 
in größerem Formate anzulegenden Regiſtern, Ausweijen und 
Tabellen ift Papier, Format gebrochen, 40/25 cm zu verwenden. 

Zur Aufnahme letztwilliger Erklärungen und zur Aus— 
fertigung von Urtheilen, Einantwortungsurfunden und anderer 
gerichtlicher Erledigungen, deren Erhaltung auf unbegrenzte Zeit 
hinaus geſichert werden fol, ift hinreichend ſtarkes Holzfreies 
Papier zu verwenden. 





Dritter Abſchnitt. 
Zuftellungs- und Ereeutionddienft. 


Erfter Titel. 
Derfonal für den Zuftellungs: und Erecutionsdienft. 


Gejhäftsvertheilung in der Buftellungs- und Exe— 
cutionsabtheilung. 


6. 329. Innerhalb der Zuſtellungs⸗ und Executionsab⸗ 
theilung!) find die Geſchäfte unter die der Abtheilung zuge- 
wiejenen Kanzleibeamten (Ranzleigehilfen) nach) Gattungen (Ver: 
fehr mit der Poft und mit den Gemeindeämtern, Beitellung 
durch Gerichtödiener, Erecutionsjachen u. |. w.), die Erecutions- 
ſachen aber bei leberweifung an mehrere Kanzleibeamte (Kanzlei: 
gebilfen) nach örtlich abgegrenzten Gebieten zu vertheilen. Im 
Bedarfsfalle kann jedbod die Bornahme von Erecutionshand- 
lungen und anderer Geſchäfte des Crecutionsvollzuges ohne 
Rückſicht auf diefe Vertheilung jedem Beamten der Buftellungs- 
und Erecutiondabtheilung aufgetragen werden. 

Schauer, Geld. Ordg. 47 
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Wo die Abtheilungen für den Zuftellungs- und Erecutions: 
bienft voneinander getrennt find, ift für jede der Abtheilungen 
ein bejonderer leitender oder auflichtführender Kanzleibeamter 
zu beftellen (8. 303). Ungeachtet diefer Sonderung können, 
wenn es nöthig ift, die Beamten der Zuftellungsabtheilung oder einer 
anderen als der zunächſt berufenen Erecutionsabtheilung als Voll⸗ 
ftrefungsorgane verwendet werden. Eine ſolche Anordnung fteht, 
wenn fie der Gerichtsvorſteher nicht fich felbft oder einem 
anderen richterlihen Beamten vorbehält, dem Worfteher der 
Gerichtäfanglei oder dem Kanzleiinfpector?) zu. 

1) Ueber die Bildung diefer Wbtheilung ſiehe 88. 36, 37. 

2) 8. 312. Um Mifsgriffen vorzubeugen, haben die Gericht3por- 
fteher die Beftimmung de3 mit der Vornahme von Realſchätzungen 
zu betrauenden Bollftredungsorgand nad) Zulaſs der 88. 329 und 335 
G. O. entweder fich felbft oder einem anderen richterlichen Beamten und 
womöglich dem Erecutiongrichter vorzubehalten. Nur dann, wenn von 
den Kanzleibeamten eines Gerichtes einige oder alle zur Vornahme der 
in der Regel vorkommenden Realſchätzungen gleihmäßig befähigt find, 
fann unter diefen nad) Anordnung des Gerichtsvorſtehers oder des von 
ihnen bezeichneten richterlihen Beamten ein Turnus plabgreifen. Allein 
auch unter diefer Vorausſetzung bleibt e8 dem Ermeſſen der erwähnten 
tihterlichen Functionäre vorbehalten, für befonders geartete Fälle das 
am beiten tauglidde Vollſtreckungsorgan namentlih zu bezeichnen 
(J. M. €. v. 30. März 1899 8. 7099, P. 11). 


Berwendung von Dienern und deren Beauffichtigung. 


6. 330. Der Zuftellungs: und Erecutionzabtheilung (Bu: 
jtellungsabtheilung, Erecutionsabtheilung) ift eine ausreichende 
Zahl von Gerichtsdienern (Aushilfsdienern, Buftellboten) zuzu- 
weifen, damit die Obliegenheiten de3 gerichtlichen Außenverkehres, 
des Erecutionsdienfte3!) und des inneren dienitlichen Verkehres 
verläfslih, rafh und ohne Störung bejorgt werden. Bei 
Trennung des Zuftelungs- und des Vollſtreckungsweſens müſſen 
im Falle der Behinderung der zunächſt berufenen Diener, bei 
größerem Geſchäftsandrange oder bei fonjtigem Bedarfe die Diener 
der Zuftellungsabtheilung auch in der Erecutiongabtheilung und 
die Diener der Erecutionsabtheilung in der Bufiellungsabthei- 
Iung oder in anderen Erecutionsabtheilungen aushelfen; un— 
auffchiebbare Geſchäfte können jedem Diener des Berichtes auf- 
getragen werden. 

Den Dienern, die im HYZuftellungd- und Erecutionsdienite 
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verwendet werden, iſt im Gerichtöhaufe ein angemefjener Raum 
anzuweifen, in welchem fie die mit ihrem Dienſte verbundenen 
Screibarbeiten verrichten Fönnen. Die mit Egecutionen be- 
Ichäftigten Diener haben, jo oft fie einen Dienftgang antreten, 
die Nachricht zurüdzulaffen, wann fie wieder im Gerichtshauſe 
anzutreffen fein werden. _ 

1) Pſändungen und gewöhnliche Mobiliarverfteigerungen find, von 
bejonderen Ausnabmsfällen abgejehen, den Dienern zu übertragen. Ebenſo 
die Einführung von Zwangsverwaltern (fiehe auch 8.335). — Den bei 
gerichtlichen Verfleigerungen als Ausrufer verwendeten Dienern gebürt 
nicht die im 8. 12 der allg. Beriteigerungsordnung v. 15. Juli 1786, 
J. G. ©. Nr. 565, normirte Ansrufergebür (Mitth. J. M. V. B., 
©. 284/189). 

6. 331. Für den Erecutionsdienft können mit Zuftimmung 
des Oberlandesgerichtspräjidenten auch die Diener von Gerichten 
veriwendet werden, welchen eine Mitwirfung am Erecutions- 
vollzuge nicht zufteht. Insbeſondere kann in größeren Städten 
mit mehreren ®erichten den Dienern der vom Erecutionsvoll- 
zuge ausgejchloffenen Gerichte (8. 23 Exec. DO.) die Beſorgung 
derjenigen Geſchäfte des Erecutionspollzuges aufgetragen werden, 
die im Sprengel diefer Gerichte vorkommen. Diefe Diener 
haben bei Ausführung der ihnen von der Zuſtellungs- und 
Erecutionsabtheilung (Erecutionsabtheilung) des Eprecutions- 
gerichtes ertheilten Erecutiondaufträge den Weiſungen des Kanzlei⸗ 
beamten (Kanzleigehilfen) des Crecutionsgerichtes, dem bie 
fraglide Executionsſache zugetheilt ift, Folge zu leiften und in 
ihrer Eigenſchaft als Vollſtreckungsorgane unmittelbar an ihn 
zu berichten. 

Es it für die thunlichfte Erleichterung des Verkehres 
zwilchen diefen Gerichtsdienern und der Zuftellungs: und Ere- 
cutiondabtheilung des Erecutionsgerichtes und insbefondere für 
mindeſtens tägliche regelmäßige Ueberfendung der Acten Sorge 
zu tragen. Die dem Gerichtsdiener obliegenden Meldungen, 
ſowie die Einholung und Ertheilung von Weifungen kann bei 
Vorhandenfein einer Telephonverbindung auch !im Wege des 
Telephonverkehres erfolgen. 

6. 332, Wo mehrere für den Zuftellungs- und Erecu- 
tionsdienjt verwendbare Diener zur Verfügung ftehen, find die 
Geſchäfte unter fie nach örtlich abgegrenzten Gebieten zu ver- 
theilen. Innerhalb dieſes Gebietes hat jeder Diener alle vor- 
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tommenden Zuftellungen und Geſchäfte des Erecutionspollzuges 
vorzunehmen. Die Ausführung der übertragenen BZuftellungen 
und Erecutionshandlungen ift derart zu ordnen, dafs, foweit 
nicht dringliche Gejchhäfte eine Ausnahme erheiſchen, wenn mög- 
lid immer mehrere Gefchäfte mit einem Gange beforgt und 
insbejondere auch Zuftellungen und Geſchäfte des Erecutiond- 
vollzuges, die fi auf demfelben Wege ausführen laflen, mit- 
einander verbunden werden. 

Die Diener haben die ihnen übertragenen Geſchäfte ohne 
Verzug vorzunehmen. Der Zuſtellungsſchein ift fogleich nach 
Rückkunft des Dienerd, und nur wenn dieſe erft nachmittags 
oder abends erfolgt, am nächſten Bormittage abzuliefern. Die 
Acten über Gefchäfte des Erecutionsvollzuges find ſpäteſtens 
am zweiten Tage nach deren Vornahme, wenn aber der Diener 
nicht mehr am Tage der Vornahme‘ am Gerichtsorte wieder 
einlangt, fpäteften® am zweiten Tage nach feiner Rüdkunft vor- 
zulegen. Daſs ein Auftrag nicht ausgeführt werden kann, ſowie 
alle bei der Ausführung vorgefommenen Zwiſchenfälle (Zurück⸗ 
laffung einer Aufforderung nad 8. 106 C. PB. D., Uebergabe 
des Zuftellungsftüdes an den Gemeindevoriteher gemäß 8. 107 
C. P. O. u. f. w.) hat der Gerichtsdiener dem Beamten oder 
Ranzleigehilfen, von welchem er den Auftrag erhalten bat, un⸗ 
verzüglich nad) feiner Rückkunft zu melden. 

Am Verkehre zwifchen den Gerichtsdienern und diejen 
Beamten find jchriftliche Aufträge und Berichterftattungen aus» 
geichloffen (8. 87)*); namentlich find auch die Weifungen darüber, 
worauf der Diener bei einzelnen Erecutionshandlungen bejonders 
zu achten hat, dem Gerichtödiener mündlich zu ertheilen. 

1) Der bezügliche Verkehr hat fich mündlich abzumwideln, insbeſondere 
hat der Beamte den Dienern auch mündlich die erforderlichen Beleh⸗ 
tungen und Weiſungen zu ertheilen. 

6. 333, Beträge über 500 Gulden in Empfang zu 
nehmen, find die Gerichtsdiener nicht beredhtigt.") 

Bis zu welchem Betrage innerhalb diefer Grenze dem ein- 
zelnen Gerichtsdiener die Befugnis zum Geldempfange zu er- 
theilen ift, Hat der Vorfteher des Gerichtes zu beitimmen.?) 

Soferne die Geldforderung, wegen welcher Erecution ge- 
führt wird, höher ift als der Betrag, den der Gerichtädiener 
hienah in Empfang nehmen darf, ift auf den Beſchluſsaus⸗ 


Zuſtellungs⸗ u. Exec⸗Abth. Verwendung von Dienern. 741 


fertigungen, welche dem Berpflichteten bei Vornahme der Exe— 
eutionshandlung zugejtellt werden, in auffälliger Weije anzu- 
geben, wie weit die Befugnis des Gerichtsdicners zum Geldempfange 
reiht; 3. B.: „Un den Gerichtsdiener dürfen nur Geldbeträge 
bis 200 fl. gezahlt werden.” Hiezu ift ein Stampigliendrud 
zu verwenden. Diefe Stampiglie ift von Vorſteher der Gerichtd- 
fanzlei (leitenden Beamten) zu verwahren und von ihm felbit 
auf die Beichlufsausfertigung aufzudrüden. 

1) Diefe Beſchränkung ift in 8. 25 E. D. vorgejehen. 

2) Jede jolche Beichräntung ift auf ortsübliche Weife kundzumachen, 
8.25 €. D., und in der Legitimationsurkunde des Vollitredungsorganes 
anzugeben, 8. 336. 

6, 334, In den ihm zugetheilten Geſchäften hat jeder 
Ranzleibeamte (Ranzleigehilfe), der einen Zweig des Zuftellungs- 
oder Erecutionsdienfte zu verwalten hat, die hiebei von ihm 
verwendeten Diener (Aushilfsdiener, Zuſtellboten) ftrenge zu 
überwaden. Es iſt ingbejondere darauf zu achten, daſs alle 
vorgejchriebenen Eintragungen in die Bücher und Vormerke, 
welde die Diener über ertheilte Aufträge und deren VBollziehung 
zu führen haben, genau und richtig erfolgen und die jedem 
einzelnen zugewiejenen Gejchäfte jo bald als möglich und dem 
Geſetze gemäß vorgenommen werden. Durch täglihe Durchficht 
jener Bücher und Vormerke haben ſich die KRanzleibeamten über 
den Yortichritt in der Erledigung der Aufträge Kenntnis zu 
verichaffen. Sie haben ferner die eingelaufenen Buftellungs- 
jcheine, fowie die Protokolle über Acte des Erecutionsvollzuges 
fofort zu prüfen!) und die daran nöthigen VBerbefjerungen?) und 
Ergänzungen anzuordnen, wegen ungerechtfertigt lange ausjtehen: 
der Gejchäftsbeforgungen die Gerichtsdiener zur Verantwortung 
zu ziehen und die ordnungsmäßige Ablieferung der eingehobenen 
Zuftelungsgebüren, jowie der bei Erecutionsacten in Empfang 
genommenen Gelder und Wertpapiere zu überwachen. 

Zu den Verpflichtungen diefer Kanzleibeamten gehört es 
auch, die Gerichtödiener über ihre Obliegenheiten zu belehren, 
fie zur Ausführung der einzelnen Aufträge gehörig anzuleiten 
und ihnen zur Behebung der Schwierigkeiten nach Thunlichkeit 
behilflich zu fein, welchen die Erledigung diefer Aufträge be- 
gegnet. 

Um fie mit ihren Aufgaben genau befannt zu machen, 
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follen Gerichtsdiener, bevor fie felbftändig Gejchäfte des Ere: 
cutionsdienftes ausführen, durch etwa zwei Wochen einem anderen 
mit Gefchäften des Erecutionsvollzuges befafsten Diener zur 
Beobachtung des gehörigen Verfahrens beigeordnet und zur 
probeweifen Aufnahme von Prototollen und Erftattung von Be: 
richten über die Erecutionsacte verhalten werden, bei welchen fie 
anmwejend waren.?) 

1) Bei diefer Gelegenheit erfahren fie au von den Daten, welde 
in das Pfändungsregijter eingetragen find, $. 268. 

2) Insbeſondere auch in ſprachlicher Hinficht. 

8, Die Vollſtreckungsorgane haben, wenn fie ſich zur Ausführung 
einer Erecutionshandlung begeben, die Inftruction für Vollſtreckungs⸗ 
organe ftet3 mit fich zu nehmen. J. M. B. v. 12. Juli 1897, 3. 15346, 
HM. V. B. Nr. 26. 


Bollftredungsorgane. 


6. 335. Welche von den Gejchäften und Verrichtungen 
des Erecutionsvollzuges, die zufolge der regelmäßigen Geichäfts- 
vertheilung oder bejonderer Zuweiſung Stanzleibeamten der Bu: 
ſtellungs- und Erecutionsabtheilung (Erecutionsabtheilung) zu: 
fallen, fie jelbft vornehmen und welde fie durch die ihnen bei« 
gegebenen Diener ausführen laflen, dag bat in Ermanglung 
einer richterlihen Verfügung!) und vorbehaltlich der Verfügung: 
gewalt des leitenden oder aufjichtführenden Beamten der Ab- 
theilung, jeder Beamte zu bejtimmen. 

Die Vornahme der Beichreibung und Schätzung von Liegen: 
Ichaften und ihres Bubehöres darf Gerichtädienern nicht über: 
tragen werden (8. 144 Exec. O.). Schwierigere Gejchäfte des 
Erecutiongvollzuges follen nad Möglichkeit durch Kanzleibeamte 
vorgenommen werden; fo in&bejondere: die Uebergabe einer im 
Miteigenthume ftehenden Liegenichaft an den Berwalter?), die Vor⸗ 
bereitung und Bewirkung eines Verkaufes aus freier Hand, der 
nicht durch Vermittlung eines Handelsmäklers gefchieht?), die Ab: 
gabe urfundlicher Erklärungen bei Veräußerung oder bei lieber: 
weifung von Wertpapieren *), Verfteigerungen von wertvollen 
Begenftänden, Kunftobjecten und Sammlungen), die Verpachtung 
von Liegenichaften oder Erträgnifjen im Wege öffentlicher Ver⸗ 
fteigerung®), die Vertheilung größerer Verfaufgerlöfe?), die Vor: 
nahme von Handlungen zur Erhaltung oder Ausübung der 
Rechte aus Wechſeln, indofjablen Papieren?) u. ä. 
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Wer unmittelbar auf Anordnung des Nichterd, kraft be: 
fonderer Verfügung des leitenden (auffichtführenden) Kanzlei- 
beamten der Zuſtellungs- oder Erecutionsabtheilung (Erecutions- 
abtheilung), auf Grund der Gefchäftsvertheilung oder infolge 
Anweiſung de3 Beamten oder Kanzleigehilfen der Zuftellungs- 
und Erecutionsabtheilung, dem die fragliche Executionsſache zu— 
getheilt ift, Gefchäfte des Erecutionsvollzuges vornimmt, ift Bol- 
ftredungsorgan?) und, foweit ſich nicht aus ihnen etwas anderes 
ergibt, allen Borfchriften unterworfen, welche die Pflichten und 
die gefchäftliche Thätigfeit der Vollſtreckungsorgane beftimmen.!®) 

1) Diefe Hätte durch einen furzen Vermerk auf dem überjendeten 
Beſchluſſe zu ‚erfolgen. Eine namentliche Bezeichnung des Vollitredungs- 
organes fol in der Regel unterbleiben, 8.160, letzter Abſatz. Eine Aus- 


nahme tritt ein bei Ubordnung von — Kangleibeamten zur Vornahme von 
et jiehe den $. M. E. v. 30. März 1899, 3. 7099, bei 


2) 8. 99, Abi. 3, E. D. In anderen Fällen find in der Regel 
Gerichtödiener mit det Uebergabe an den Verwalter zu betrauen. 
se: Abi. 2, E. O, 88. 390 fi. 
268, letzter Abſatz, 305 €. D. 

5), 88 270, 274 ED. Dagegen find Pfändungen und — 
Verſteigerungen, von beſonderen Ausnahmefällen abgeſehen, Dienern zu 
übertragen. 

%) 88. 111, a ln 

‚276.2. 98.4€E0 

10) Insbeſondere den Vorſchriften der Inſtruction für die Voll- 

redungöorgane, AM. 8. v. 12. Juli 1897, 3. 15346, J. M. V. B. 
Nr. 


‚336, Jedes Vollftrefungsorgan muſs zum Nachweile 
feiner amtlichen Stellung eine auf feinen Namen lautende und 
mit feiner Photographie ausgeftattete Legitimationdurfunde be- 
figen, die bei Vornahme von Erecutionshandlungen auf Verlangen 
der Betheiligten vorzuzeigen ift. Dieje Legitimationsurfunde Hat 
das Vollitredungsorgan auch vorzuweiſen, wenn e8 zur Befeiti- 
gung von Widerftand die Unterftübung der Sicherheitdorgane 
oder der Gendarmerie nachſucht!) oder die in den 88. 29°) und 31°) 
der Executionsordnung vorgejchriebenen Anzeigen madıt. 

Die Legitimationgurfunde ift auf einem von der k. f. Hof: 


. und Staatödruderei zu beziehenden Formulare vom Boriteher 


des Gerichtes auszuftellen, bei welchem das Bollitredung?- 
organ jeweild verwendet wird; fie ift mit dem Gerichtöfiegel zu 
verfehen. Wenn die Berechtigung des Vollitredungsorganes zum 
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Geldempfange eingefchräntt wirbt), ift dies und der Betrag, bie 
zu welchem das Vollitredungsorgan zum Geldempfange ermäd) 
tigt ift, in der Legitimationsurkunde anzugeben. 


1) Gemäß $. 26, Ab. 2, E. O. 2) Siehe 8. 386, 2. 1. 
5) Siehe 8. 386, 2. 3. 4) 8. 338, Abf. 2. 
VBollftredungsbeamte. 


$. 337, Die für ein Gericht ernannten Vollſtreckungs⸗ 
beamten find der Zuftelungs- und Erecutiondabtheilung zuzu⸗ 
weifen, wo aber bejondere Erecutiondabtheilungen gebildet find, 
zu auffichtführenden Beamten diefer Erecutionsabtheilungen zu 
beſtellen. Die Gefchäftsleitung in der Zuſtellungs- und Ere- 
eutionsabtbeilung darf einem Bollftredungsbeamten nicht über: 
tragen werden.) 

Wenn einer Zuſtellungs- oder Erecutionsabtheilung Boll- 
ftredtungsbeamte zugewieſen find, müſſen die Geſchäfte des Exe⸗ 
cutionsvollzuges?) ihnen zugetheilt werden; zur Unterftüßung 
können ihnen bei größerer Gefchäftslaft andere Kanzleibeamte 
und Ranzleigebilfen beigegeben werben. Eine Uebertragung von 
Erecutionsgefchäften an andere Kanzleibeamte ift dann nur in- 
joweit zuläfjig, als die Gefchäfte des Erecutionsvollzuges troß 
ber Unterftügung durch Kanzleigehilfen von den Vollſtreckungs⸗ 
beamten nicht bewältigt werden können. Dagegen müſſen die 
einer Zuſtellungs- und Erecutionsabtheilung zugewieſenen Boll: 
jtredungsbeamten in Verhinderungsfällen andere Ranzleibeamte 
der Wbtheilung durch zeitweilige Uebernahme ihrer dienftlichen 
Verrichtungen vertreten. 

Wo Vollitredungsbeamte beftgllt find, ift die Anlegung von 
Sperren, die Vornahme von Verjiegelungen und Inventirungen 
und die freiwillige Feilbietung beweglicher Saden vor allen 
anderen Beamten der Gerichtstanzlei den Vollſtreckungsbeamten 
zu übertragen. 

Alle Vorjchriften, welche die Beamten oder Kanzleigehilfen 
betreffen, denen Erecutionzjachen zugetheilt find, finden auf die 
VBollftredungsbeamten Anwendung; foferne diefe als Roll: 
Itredungsorgane ſelbſt thätig werden, haben auch die für leßtere 
erlafjenen Beſtimmungen für fie Geltung. 

1) Weil fie dadurch ihrer befonderen Uufgabe entzogen würden. — 


Der Bollftredungsbeamte darf auch nicht mit den Kanzleigefchäften der 
mit Erecutionsvollzug befafsten Gerichtsabtheilung befaſst werden, $. 36. 
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2) Nämlich die Bureauarbeit der Erecutionsabtheilung. Wer als 
Vollſtreckungsorgan thätig zu werden hat, iſt durch 8. 335 beftinmt. 
Hienach enticheidet zunäd) ah der richterliche Beichtufs, die Verfügung des 
leitenden Kanzleibeamten, in Ermanglung einer folchen zengnng das 
eigene Ermefjen des Bollftredungsbeamten, 8. 335, Ubf. 1 


Zuftellungsbeamter.!) 


$. 338. Die Beitimmungen der gegenwärtigen Gejchäfts- 
ordnung über den Wirfungsfreis und die Obliegenheiten der 
Zuſtellungs⸗ und Erecutionsabtheilung find, foweit nichts anderes 
angeordnet ift oder ſich aus ihnen ſelbſt das Gegentheil ergibt, 
auch auf den Zuftellungsbeamten und ebenjo, je nachdem fie den 
BZuftellungs- oder Executionsdienſt betreffen, auf die felbjtändige 
Zuftellungsabtheilung und auf die felbftändigen Erecutions- 
abtheilungen zu beziehen. 

1) 8.25. Ihm obliegt auch die Bemeſſung und Einhebung der 
Qeüsgeer, Ye Behzgelbgufchüffe und A in Civilſachen ($. 14 

M. 8. v. 22. Auguft 1899, R 62). 


Zweiter Titel. 
Zuftellungen, Sendungen und Behandiguugen. 


Ubfertigung zur Buftellung. 


$. 339, Die Uebergabe der Reinfchriften und fonftigen 
Scriftftüde zur BZuftellung!) (Abfertigung) Tiegt dem Kanzlei: 
beamten (Kanzleigehilfen) der Ubtheilung, und wo Ubtheilungen 
nicht bejtehen, dem Kanzleibeamten (Ranzleigehilfen) ob, der das 
Regifter über diefe Sache führt oder die Acten zu bearbeiten 
Hat, zu welden das Scriftftüd gehört. 

Zur Abfertigung gehört auch die Vorbereitung des Bu: 
ſtellungs- oder Rückſcheines und, wenn das Schriftftüd unter 
Umfchlag befördert werden mufs?), dad Schreiben der Adreſſe auf 
dem Umfchlage.) Die Verpadung der Sendungen‘) hat für 
ſämmtliche Abtheilungen durch das Dienerperfonal der Zu: 


$. 839. Abgefertigte Stüde, be- | das beftimmte ach eingelegt ober 
züglich welcher Buftellungs- (Rüd-) ohne Einheftung abgefondert von ben 
ſcheine ausftehen, können, je nachdem | übrigen Acten behufs Ueberwachung 
der eine ober der andere Vorgang | des Einlangens des BZuftellungs- 
zweckmäßiger befunden wird, einge | (Rüd-)icheined aufbewahrt erben. 
eftet und dann mit den Äcten in | (J. M.) 
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ftellungs- und Erecutionsabtheilung (Buftellungsabtheilung) zu 
gejchehen. 

Die Eoncepte der abgefertigten Schriftjtüde find Togleich, 
wenn aber das Einlangen eines Zuſtellungs- oder Rückſcheines 
abgewartet werden muſs, ohne Aufichub nad) deſſen Uebergabe 
an den abfertigenden Beamten oder Kanzleigehilfen®) zu den Acten 
zu bringen. 

Soferne nicht vom Vorſteher des Gerichtes eine andere Art 
der Ueberwachung angeordnet wird, find die Schriftftüde, in An— 
fehung deren Zuſtellungs- oder Rüdfcheine ausftehen, in einem 
bejonderen Actenfache®) zu fammeln und von Zeit zu Beit durch- 
zufehen, um dringende Bujtellungen betreiben oder wegen ihres 
Ausbleibens dem Richter rechtzeitig Anzeige machen zu können. 


') Ferner die Ausfertigung der bejonderen Erfuchfchreiben um 
— von Zuſtellungen, ſoweit überhaupt ſolche erlaſſen werden, 


2) Bei Poſtzuftellungen, 8. 349, und bei anderen Zuſtellungen, 
wenn dies in der Buftelungsverfügung beſonders angeordnet wurde, 
88. 212, 362. — Auf Zuftellungs- und Rückſcheinen in Srundbudjaden 
ift nur die Geichäftszahl (Tagebuchzahl und Jahreszahl), nicht das 
——— anzubringen. 8.3 M. V. v. 17. December 1898, R. G. B. 


Nr. 2 

er "Siehe J. M. 8. v. 29. Auguft 1898, 3. M. 8. 8. Nr. 28, 
betreffend die Einführung von Couverts für recommandirte gerichtliche 
Boftjendungen. 

1) 88. 349, 350. 

EM. 8. v. 2. Mai 1888, 8. 7276, J. M. 2. B. Nr. 20, betreffend die 
entfpredenbe Berpadung der zur poftämtlihen Beförderung beftimmten 
Dienftpvartete. Infolge Mittheilung des k. k. un tommen bei den 
Poſt⸗ und Telegraphendirectionen Klagen von Seiten der Behörden darüber vor, dafs 
die von ihnen zur Poftbeförderung aufgegebenen Zienftbriefe mit mehr oder 
weniger zerrifienen Einballagen anı Beſtimmungsorte — 

Nach dem Ergebniſſe der hierüber — Erhebungen ſind die VBeihädigungen 
hauptfächlid, auf die unzweddienliche Berpadun ienjtpatete aurüdzuführen,, Die 
Aue aus ſchwachem und leicht brüdigem Papier era wird. 

Uever Erſuchen des ft. t. Handelgminifteriums werben Daher alle unterftehenden 
Behörden angewiejen, die jür bie Poftbeförderung beftimmten Dienftpatete, in 
befonbere aber jene von größerem Umfange, möglichſt zwedmäßig und dauerhaft 
derpaden, eventuell aud) mit einer Berfchnürung verjehen zu lafien. 

Uebrigens wurde den Boftänıtern zur Pflicht ae den dmtlichen Briefpoft- 
fendungen die größte Nufmertjamteit zuzuwenden und Diefelben thunlichſt forgfältig und 
Ichonend zu behandeln. -- 

ee Kan Berfendung von een enthalten die M. 3. v. 2. Nuguft 
1856, R. — Er Em 16. September 1896, 3 17927, J. M. 8.8. 
Nr. 30, — —— B. v. — — 1897, 3. 8887, I. MB. 8. Nr. 12, genaue 
Beftinimungen , nad welchen u. a. die Berpadung ftets unter — eines 
Saduerfändigen vorzunehmen ift. 

8. v. 23. April 1885, 8. 6622, 3. M. 8. B. Nr. 34, betreffend die 
en von Bretiofen und jonftigen Wertſachen in ——ã 
Angelegenheiten. Tie Gerichte werden angewieſen, in allen jenen Fällen, in welchen in 
ftrafgerichtlichen Angelegenheiten Pretioſen oder ſonſtige Wertſachen an andere 
Behoͤrden verſendet werden, in der Die Sendung begleitenden Note die Zahl und We— 
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— ne der Bretiofen und fonftigen Wertſachen genau anzugeben und bei derartigen 
endun uch auf — Außenſeite des Couverts oder der ſonſtigen Umhüllung erfichte 
lich zu maden, dafs felbe Wertſachen enthalten. 
5 auch J. m. 8. v. 7. September 1867, 3. 14785 (bei 8. 68). 

341. — Sn Die Bufteffungsabtheilung find die Concepte 
nicht — 
— ber nicht in der Zuſtellungs⸗, ſondern in der Kanzleiabtheilung, 
1ede 


„330. Wenn bei einem Gerichte eine Zuftellungs- und 
Erecutionsabtheilung (Zuftellungsabtheilung) befteht, find die in 
den einzelnen Wbtheilungen oder von den einzelnen Sanzlei- 
beamten (Ranzleigehilfen) abgefertigten Schriftftüde in den Umts- 
zimmern der abfertigenden Beamten, gejondert nad) ihrer weiteren 
Beitimmung (Poſt, Beitellung durch Gerichtödiener, Beſtellung 
dur &emeindeorgane, Ueberſendung an andere Abtheilungen 
oder Organe desfelben Gerichtes u. . w.) in Uctenfächern, die mit 
der entjprechenden Aufjchrift verjehen find, zu fammeln und von 
dort zu beitimmten Stunden durch einen Diener der Zuftellungs- 
und Erecutionsabtheilung abzuholen. In dringenden Fällen 
dürfen einzelne Scriftftüde auch außerhalb der beitimmten 
Stunden abgetragen werden. Der abholende Diener gibt die 
Schriftjtüde, welche an Abtheilungen oder Organe desſelben Ge— 
richte8 befördert werden follen, unmittelbar dort, alle anderen 
Schriftftüde in der Zuſtellungs- und Erecutionzabtheilung ab. 

Auf Unordnung des Juſtizminiſters ift iiber die jeweils 
zur Wbholung bereitgeitellten Schriftftüde von jedem abfertigen- 
den Beamten ein Controlbuch nach Yormular Nr. 65 anzulegen. Rr. 65. 
Die Eintragungen in Spalte 1 und 3 oblicgen dem abferti- 
genden Kanzleibeamten.!) Die Perfonen, welchen die Schriftftüde 
zu überbringen waren oder die fie für einen Senat, für eine 
Abtheilung u. |. w. übernehmen, haben die Uebernahme unter Angabe 
des Datum durch ihre Unterfchrift in Spalte 4 zu beftätigen. 
Das Buch iſt fodann dem abfertigenden Beamten durch den 
Diener ohne Aufſchub wieder zurüdzujtellen. 

1) Siehe darüber $. 376, Abf. 2. 

. 341. Die einfaufenden Rückſcheine ſowie die zurüd- 
gelangenben { Zuſiellungsſcheine eine‘) find ohne Aufſchub dem abferti⸗ 


8. 341. Bevor der abfertigende Abgabe des Schriftftuckes zur rgZu—⸗ 
Beamte (Kanzleigehilfe) die ibm über- ſtellung (Abfertigungsvermerk) durch- 
gebenen Zuftellungs: (Rüd-)fcheine zu | zuſtreichen oder das Wort „erledigt“ 
den Acten der einzelnen Nechtsfachen | beizufegen. (Erledigung d. Nbferti- 
bringt, bat er die von ihm etiwa in | gungsvermerfes.) (J. M.) 

den Kcten gemachte Notiz über bie | 
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genden Beamten (Kanzleigehilfen) vorzulegen und von dieſem 
unter gleichzeitiger Erledigung des Abfertigungsvermerfes zu den 
Acten der einzelnen NRecht3fachen zu bringen.?) 

Wenn die Zuſtellungs- und Rückſcheine über Ladungen zu 
einer Tagjabung drei Tage vor der Tagſatzung dem abfertigen- 
den Beamten noch nicht vorgelegt jind, bat diefer dem Richter, vor 
dem die Tagfabung ftattfinden fol (Vorfigenden des Senates), 
von der Verzögerung der Zuſtellung Mittheilung zu machen, 
damit diefer die fchleunige Uusführung der BZuftellung, eine tele- 
graphiiche Ladung oder die Erftredung der Tagfahung anordnen 
oder eine andere der Sachlage entiprechende Verfügung treffen kann. 

2) Ebenſo die abgenommenen Edicte und Berlautbarungen (Beitungs- 
blätter), . 37, 373. 

2) Wegen Benachrichtigung der Parteien von der YZuflellung eines 
Urtheils (Bahlungsauftrags, Bahlungsbefehls) mitteld Eorrejpondenz- 
karte gelegentlich des Rüdlangens der Buftellungsausweife fiehe die Mit- 
tdeilung J. M. 8.8. ©. 76/1899 bei 8.86 und & M. V. v. 12. December 
1899, J. M. V. B. Nr. 51 bei 8. 229. — Zuſtellungs⸗ und Rückſcheine, 
die ſich auf Grundbuchsacten beziehen, werden — von 
den übrigen Grundbuchsacten verwahrt; ſiehe 8. 5 J. M. V. v. 17. De⸗ 
cember 1898, R. G. B. Nr. 225, bei 8.77. — Zuſtellungsſcheine, welche 
ſich auf Grundbuchsacten beziehen, die wegen ihres Zuſammen⸗ 
hanges mit anderen Rechtsſachen zu Proceſs⸗ oder Executionsacten oder 
zu jonftigen Acten zu nehmen find, find vor der Einlegung in Die 
Acten dem Beamten, welder das Tagebuch für Grundbuchseingaben 
führt, zur Eintragung im Tagebuche vorzufegen, $. 275, Abi. 2, G. O. 
Zuſtellungsſcheine, welche da3 Erfuhen um Einhebung von Gebüren 
enthalten, find vor Ueberſendung an die einzelnen Abtheilungen oder 
Kanzleibeamten in das Verzeichnis der für fremde Gerichte einzubebenden 
Buftelungsgebüren einzutragen, 8. 105, Abſ. 3. Die fämmtlichen auf 
einen Beichluf8 im Erecutionsverfahren fich beziehenden Buftellungs- 
nachweife find mit einem Faden geheftet und chronologiich nach der 
Reihenfolge der Gejchäftszahlen der Actenftüde in dem hiezu beftimmten 
Couvert (Tajche) zu verwahren (%. M. E. v. 21. Mär; 1900, 3. 5704). 


Zuftellung an Militärperfonen. 


$. 342, Bei Zuftellungen, die für die in activer Dienft- 
leiftung ftehenden Perſonen des Mannjchaftsftandes des Heeres, 


8. 342. Bei Zuftelungen an | deflen Bermittlung die Zuftellung vor- 
Militärperfonen, welche durch den | zunehmen ift (8. 349, Abi.2, ©. O.), 
Chef der zunächſt vorgeſetzten Eom- | 3.B. An N. N., Snfanterift des In⸗ 
manbobehörde erfolgen müflen, tft | fanterie-Regimentes Nr. . . durch das 
auf dem für die Poftzuftellung vor- | E. und... . Bataillons⸗Commando 





bereiteten Umfchlage des Schriftſtückes 
neben dem Namen des Adreſſaten 


in...” Ein befonderes mit Note an das 
Commando gerichteteßErfuchen n 
.) 


da8 Commando anzugeben, durch | ftellung ift nicht auszufertigen. (3. 


Zuftellung an Militärperfonen. Zuſtellungsart. 749 


der Kriegsmarine und der Landwehr, ſowie für die in activer 
Dienftleiftung ftehenden Perfonen des Mannfchaftsitandes der 
Gendarmerie beitimmt find und durch den Chef der zunächſt 
vorgefegten Commandobehörde erfolgen müſſen (8.92 C. P. O.)i), 
haben ſich die Gerichte an das vorgeſetzte Commando (Behörde, 
Anſtalt) der betreffenden Perſon, wenn aber dieſes nicht bekannt 
iſt, an das in 8. 143, Abſatz 1, bezeichnete Commando zu 
wenden, welches das Weitere wegen Bewirkung der Zuſtellung?) 
veranlaſſen wird. 
ai ift in der Zuftellun ngeberfügun anzugeben. 

De ckſchein von dem Adreſſaten zu 

SE I a 8. 349, 


ZuftellungsSart. 


$. 343, Buftellungen in bürgerlichen Rechtsſachen!) (8. 88 
C. P. O. und 8.88 G. O. ©.) find im Snlande?) im Local- und 
im Fernverlehre in der Regel durch die Poſt zu vollziehen, wenn 
fih am Buftellungsorte ein ärarijches oder nichtärariiches Pojt: 
amt befindet oder wenn dem Gerichte befannt ift oder von der 
Partei befanntgegeben wird, daſs mit dem Zuftellungsorte eine 
Auralpoftverbindung befteht.?) 

Wurde irrthümlich die Poftzuftelung nach einem Orte ein- 
geleitet, der nicht in NRuralpoftverbindung jteht, und kann dem- 
zufolge die Buftelung von dem auf der Wdreffe angegebenen 
Poſtamte nicht bewirkt werden, fo wird dieſes Poſtamt die 
Sendung dem Bezirkögerichte, in deſſen Sprengel die Buftellung 
erfolgen fol, abtreten und den Anlaſs diefer Ueberjendung durch 
einen auf den Umfchlag geflebten Bettel mit dem Vermerke: 
„Dem k. k. Bezirkögerihte ...... .. zur Zuftellung, da mit 
dem Adreſsorte Feine ARuralpoftverbindung beſteht“ befanntgeben. 
Das Bezirksgericht Hat ſodann die Zuſtellung entweder durch 
die Organe der Gemeinde oder des Gutsgebietes oder durch 
Gerichtsdiener vornehmen zu laffen und den Rückſchein un- 
mittelbar an das erjuchende Gericht zu jenden. Auf dem Niüd- 
ſcheine ift anzugeben, daj3 die Zuftellung ftatt durch die Poſt 
durch die Gemeinde oder durch den Gerichtödiener erfolgte.*) 

1) Insbeſondere auch der Zahlungsaufträge zur Einhebung von 
Gebüren ıc., 8. 107. 

.M.E. v. 30. Auguft 1899, 3. 15508: Mit ber hd der 
Bezüge der Diener (Seaijerliche Verordnung v. 19. Auguft 1899, R. G. B. 
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Nr. 159) und mit der Neuregelung der Bezüge der Diener für Dienftgänge 
(Berordnung des Zuftizminifters im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter 
v. 22. Auguft 1899, R. &. 9. Nr. 162) find jene Borausjegungen ge- 
geben, von melden das Yuftizminifterium die ftrenge Durchführung der 
dur die Civilproceſsgeſetze geichaffenen Uenderung im Zuſtellungsweſen 
abhängig gemacht Hat. 

3 bat von nun an daher die Zuſtellung durch die Poſt und 
durch die Gemeinten überall die Regel zu bilden, wo nicht die Beſorgun 
der Zuftellungen durch dieſe Organe ſich aus Iocalen Gründen —— 
erweist oder durch 8. 344 G. O. die Zuſtellung mittels der Diener 
vorgeſchrieben iſt. Bei der Beurtheilung, ob die Poſt und die Ge⸗ 
meinden den an die Berläfslichkeit und Nafchheit der Zuftellung zu 
richtenden Anforderungen entiprechen, wird nicht überall ein einheitlicher 
Maßſtab angelegt werden können. Es zeigt fich nicht felten, dafs dieſe 
Organe zur Beforgung von Zuftelungen in nicht dringenden Angelegen- 
heiten, bejonder® wenn nicht das Einlangen des Zuſtellſcheines bis zu 
einem Tagſatzungstermine erforderlich ift, unbedenklich zu verwenden 
find, während dringende Zuftellungen verlälslih nur durch Diener be- 
werfftelligt werden können. Solche Wahrnehmungen können es nicht 
rechtfertigen, von der Benügung der Boft und der Gemeinden allgemein 
abzufehen, jondern es muſs im einzelnen Falle unterjchieden werden, 
ob von ihnen Gebrauch gemacht werden kann oder ein Diener zu ent⸗ 
ſenden ijt. Eine derartige Unterfcheidung ift nicht bloß geboten, um die 
Diener möglichft zum internen Dienfte heranzuziehen, fondern auch, um 
- die Yuftelung, namentlih in Abhandlungs- und Pflegichaftsiadhen für 
die Parteien zu verwohlfeilen. Aus demjelben Grunde darf daraus, 
dafs der Diener auf feinen Zuftellungsgängen Orte mit Poftverbindung 
paffirt, kein Vorwand hergeleitet werden, auch in diefen Orten durch 
den Diener znftellen zu laflen. 

2?) Darüber, mann eine an eine Frift gebundene Eingabe im Fern⸗ 
oder Localverfehr der Boft al3 rechtzeitig angebracht auzuſehen ift, fiehe 
das Jud. des O. G. H. v. 27. Juni 1899, Präſ. 306, bei 8.89 G. O. G. 
Die Beſtimmungen über Zuſtellungen im Auslande (insbeſondere in 
Ungarn) ſiehe bei 8. 201. 

3) Die Beſtimmung der Zuſtellungsart obliegt dem richterlichen 
Beamten, der die Erledigung beſchloſſen hat, dem Vorſitzenden des 
Senates oder dem Referenten für Gerichtsbarkeit außer Streitſachen, 8. 211. 

4) Den entgegengeſetzten Fall, daſs ein Bezirksgericht um Zuſtellung 
erſucht wurde, obwohl die Zuſtellung durch die Poſt erfolgen kann, ſiehe 
bei 8. 346, letzter Abſatz. 

$. 344. Zuſtellungen innerhalb des Gerichtsortes, die 
durch die Poſt bewirkt werden könnten, find Gerichtödienern zu 
übertragen: 

1. wenn die Zuftelung bei Vornahme eine Erecutions- 
acte3 zu gefchehen hat (3. B. 88. 253), 360, 395°) Exec. D.); 

2. wenn die Zuftellung durch Gerichtädiener, wie in Heineren 
Orten, zweckmäßiger erfcheint;?) 
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3. wenn die unverzügliche Ausführung der Zuſtellung 
geboten iſt, wie z. B. bei Ladungen zu einer bereits eröffneten 
mündlichen Verhandlung oder zu einer dringenden Einvernehmung, 
oder wenn ſonſt die Zuſtellung Ang die Poft nicht mehr recht⸗ 
zeitig erfolgen Tönnte; 

4. wenn die Zuſtellung an eine arme Partei oder deren 
Bertreter in dem Boftbeitellbezirfe des Wufgabepoftamtes er- 
folgen fol; ‘) 

5. endlih find Ausfertigungen von Erkenntniſſen oder 
BZahlungsaufträgen, welche der unmittelbaren &ebürenbemefjung 
unterliegen, Todfallsaufnahmen und andere Gebürenftücde dem 
Steueramte ftet3 durch Gerichtödiener zuzuftellen.°) 


Wird in dem unter 8. 1 angeführten Falle der Erecutions- 
act anstatt durch Gerichtsdiener durch ein anderes Vollſtreckungs⸗ 
organ vorgenommen, jo obliegt diefem auch die VBollziehung 
der gleichzeitig zu bewirkenden Buftellungen. 

Wenn es zur redhtzeitigen VBollziehung größerer Mengen 
von Buftelungen, wie fie insbejondere an den üblichen Kün- 
digungsterminen vorkommen, nothwendig ift, kann die Zuftellung 
innerhalb des Gerichtsortes nicht bloß durch die Poft, fondern 
Daneben noch durch Gertchtsdiener und Organe der Gemeinde 
ftattfinden. 


In der näcjten Umgebung des Gerichtsortes ijt die Zu— 
ftelung durch die Poft oder durch Gerichtsdiener zu vollzichen, 
je nachdem die eine oder andere Art der BZuftellung zweck⸗ 
mäßiger, rafcher oder billiger ift und genügendes Dienerperjonale 
zur Verfügung fteht. 
ga 0.) Zuftellung des die Pfändung bewilligenden Beſchluſſes bei der 

ndung. 

2) Er ftelfung bes Haftbefehles bei Vornahme der Verhaftung. 

ür die Zuftelungen an Notare als Gerichtdcommifläre 7 in 
dieſem A ein eigenes Zuftellung3buch, rg zugleich die Empfangs⸗ 
beſtätigung enthält, zu führen, 8. 358, Abſ. 3, ©. O. 

+) Weil die Poftzuftellung im SA des Aufgabepoftamtes 
an die arme Bartei nicht portofrei erfolgen fönnte. 

5) Dafür ift ein eigenes Zuftellungsbuch zu führen, 8.358, Ubi. 3 
Siehe über das „auftellungabud für Er ee NE und „Bu- 
ne, für Gebürenftüde" 3. M. 26. December 1897, 
EM ee E07. Betüber 1809, Dr IR. 8, W 
Nr. 38, ge g. 368. 
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$. 345. Wenn andernfall8 die Zuſtellung nicht mehr 
rechtzeitig vorgenommen werden könnte und der Erſatz der Poſt⸗ 
zuftelung durch eine andere Zuſtellungsart nicht angemefien 
erjcheint, kann bei Boftzuftellungen auch die Erpreisznftellung 
oder die Zuftelung dur) ‚die pneumatifhe Poſt angewendet 
werden. 

Für folche Sendungen muſs die volle Gebür bei der Auf- 
gabe entrichtet werden. 

6. 346, Buftellungen, die nicht durch die Poſt bewirkt 
werden können, weil die VBorausfegungen des 8. 343, Abſatz 1, 
nicht zutreffen oder weil die Poftzuftellung im einzelnen Falle 
gefeglich verboten ift, wie 3. B. bei Buftellung eines Zahlungs- 
verbotes an den Drittichuldner (8. 294 Exec. D.)1), find in der 
Regel dur Organe der Gemeinde?) (Beitellte der Geſchäfts⸗ 
führer ausgefchiedener Gutsgebiete) zu vollziehen, in deren Ge— 
biete die Zuftellung vorgenommen werden fol. 

Statt Gemeindeorganen (Organen des Gutsgebietes) ift die 
Zuftellung Gericht3dienern aufzutragen, wenn in beſonders dring- 
lichen Fällen die Entjendung eines Gericht3dieners die Zu— 
jtellung erheblich zu bejchleunigen vermag oder wenn bie Organe 
einer Gemeinde oder eines Gutsgebietes außerftande find, die 
Zuftelung zu bejorgen oder doch deren orönungsmäßige Yus- 
führung und verläfsliche Beurfundung ausreichend zu verbürgen.?) 

Die Gerichtöhöfe Haben wegen aller Zuftellungen, die außer- 
halb des Gerichtsortes anders ald durch die Poft erfolgen 
jollen (8. 36 der Aurisdictionsnorm)*), und die Bezirkögerichte 
wegen aller Zujtellungen, die nach einem Orte außerhalb ihres 
Gerichtsſprengels ander als durch die Poſt bewirkt werden 
follen, in der Regel das Bezirksgericht des BZuftellungsortes zu 
erfuchen, welches die Zuftellung nad) Maßgabe der Vorfchriften 
der vorhergehenden Abſätze durch Organe der Gemeinde oder 
des Gutsgebietes oder durch Gerichtsdiener ausführen läſst. 
Das unmittelbare Erfuchen eines zu einem fremden GerichtSbezirfe 
gehörigen ®emeindeamtes (Gefchäftsführere des Gutsgebietes) 
un die Zuftellungspornahme ift nur zuläffig, wenn die Gemeinde 
oder das utsgebiet in einem dem erjuchenden Gerichte be- 
nachbarten Gerichtöbezirke gelegen find und es befannt ift, dafs 
Zuftellungen durch deren Organe vorgenommen werden. 

Für das Erjuhen um Zujftellung genügt e3, wenn auf 
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dem Umfchlage, unter dem das zuzuftellende Schriftftüd dem Be- 
zirksgerichte, Gemeindeamte oder dem Geſchäftsführer des Guts⸗ 
gebietes überjendet wird, neben der Adreſſe der Vermerk „Erfuchen 
um Zuſtellung“ angebradit ift; die Ausfertigung befonderer Er- 
fuchichreiben®) wegen Vornahme einer Zuftellung iſt unftatthaft. 

Wenn ein Bezirkögericht in der trrthümlichen Annahme, 
daj8 der im Sprengel dieſes Bezirkögerichtes gelegene Bus 
ftelungsort nicht in Ruralpoftverbindung fteht, um Vollziehung 
einer Zuitellung erjucht wird, hat es die Zuſtellung durch die 
Boft zu bewirken und den Rüdjchein®) dem erfuchenden Gerichte 
zu überjenden.”) 

1) Bahlungdverbote an das Aerar oder einen unter Öffentlicher 
Verwaltung ftehenden Fond find durch die Boft zuzuftellen, 8.295 €. O. 

2) Giehe den J. M. E. v. 30. Unguft 1899, 3.15508, bei $. 343. 

8) Verzeichnis der zur VBejorgung von Zuftellungen heranzuziehen- 
den Gemeinden, 8. 15. 

4) Gerichtshöfe Haben Amtshandlungen, die fie felbjt vorzunehmen 
hätten, einem im Sprengel des Gerichtshofes gelegenen Bezirkögerichte 
au übertragen, wenn dadurd die Sache erleichtert oder Koftenaufmand 
vermieden wird, 8. 36 J. N. 

8) Diejes Verbot gilt au für Straffachen (%. M. €. v. 24. Mai 
1898, 8. 12121). 

®, Den Rückſchein fügt in diefem alle das erjuchte Gericht der 
Poftfendung bei. 

7) J. M. 8. v. 18. September 1897, 8. 19299, %. M. 8. 8. 
Nr. 36, betreffend die Eollectivzuftellung der Erledigungen 
mehrerer Gerichte bei zufammenhängenden Umtshandlungen. 
An alle Gerichte. 

Bei grundbücherlicher Zertheilung von Liegenichaften, desgleichen 
bei Eintragung von GSimultanhypothefen und bei Executions⸗ oder 
Sicherungsmaßregeln, wobei zwei oder mehrere Gerichte zur Mitwirkung 
berufen find, befteht vielfach die Gepflogenheit, daſs die früher einichreiten- 
den Gerichte, welche bei Uebermittlung de3 Gefchäftsactes an das zur 
weiteren Amtshandlung berufene Gericht die Ausfertigungen ihrer Bes 
ſchlüſſe (Befcheide) zur Zuftelung an die Betheiligten mitienden, diejen 
Ausfertigungen zugleich auch die AZuftellungsicheine (Rückſcheine) an- 
fchließen, und Data fodann dag mit der Buftellung befajdte Gericht, indem 
ed die Zuſtellung durch die Poſt bewirkt, den einzelnen Boftjendungen, 
welche die für den Udreffaten beftimmten Erledigungen mehrerer Gerichte 
enthalten, alle betreffenden Rückſcheine (Zuſtellungsſcheine) zur Fertigung 
durd) den Empfänger beigibt. 

Nach den beftehenden Poſtvorſchriften darf jedoch jeder recomman- 
dirten Poftfendung nur ein Rüdichein beigegeben werden. Aus dem 
erwähnten Borgange ergeben ſich ſohin mannigfache Anftände und Stö- 
rungen bei der Zuftelungspornahme und bei Herbeiſchaffung der Zu⸗ 
ſtellungsausweiſe für Die betreffenden Gerichte. . 


Schauer, Geld. Ordg. 48 
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Um nun ein einheitliches und die Ordnung im AZuftellungspienjie 
fiherndes Berfahren anzubahnen, findet das Juftizminifterium Folgendes 
anzuordnen: 

Wenn in den oberwähnten Fällen mehrere im Zuſammenhange 
ftehende Beichlüffe verichiedener Gerichte gleichzeitig einer Partei zugeftellt 
werden follen, jo haben die früher einjchreitenden Gerichte — ohne Rüd- 
ficht auf die in Anwendung fommende YZuftelungsart — von der Aus- 
fertigung befonderer Yuftelungsausweife Umgang zu nehmen und Bat 
lediglich das zuftellende Gericht einen Zuftellungsichein, bei der Boft- 
zuftellung einen der Poſtſendung anzujchließenden Rückſchein auszufertigen, 
in welchem nebſt dem eigenen Beſcheide des zuitellenden Gerichtes auch 
die gemeinjam zur Zuftellung gelangenden Erledigungen aller anderen 
Gerichte mit Datum und Geichäftszahl anzuführen find. 

Um dem im Zuſtellungsausweiſe erfichtlichen Zufammenhange der 
zuzuftellenden Erledigungen auch in den Ausfertigungen Rechnung zu 
tragen, find die Ausfertigungen der jpäter ergebenden Erledigungen den 
Ausfertigungen der früheren Erledigungen beizufegen. 

Bet Poftzuftellungen find auf dem Umfchlage der Poftfendung die 
Benennung de3 aufgebenden Gerichtes und deſſen Geichäftszahl, nicht 
aber auch jene der übrigen Gerichte anzugeben. 

Nach Einlangen des gefertigten Suftellungsfcheines (Rüdicheines) 
hat das zuftellende Gericht —** eine beglaubigte Amtsabſchrift hievon 
jedem mitbetheiligten Gerichte einzuſenden. 


Zuftellung der Kündigungen von Beftandverträgen. 


6. 347, Gerichtliche Auffündigungen von Beitandverträgen 
find dem Gegner des Wuffündenden mit möglichfter Bejchleunigung 
zuzuſtellen. 

Kann die Zuſtellung nicht bewirkt werden und muſs des— 
halb an die Partei die Aufforderung ergehen, zur Entgegen- 
nahme der Zuſtellung zu beitimmter Zeit anweſend zu fein 
(8.106 C. P.O.), fo bat das Zuftelungsorgan Tag und Stunde 
für die abermalige YZuftellung fo zu wählen, dafs ſowohl die 
Buftellung, wie die Hinterlegung des zuzuftellenden Schriftjtüdes 
und die Befeftigung der fchriftlichen Anzeige der Hinterlegung 
(8. 104 C. P. O.) zuverläflig noch während der Kündigungsfrift 
und vor Ablauf des lebten Tages diefer Friſt (8. 560, 3.1 
und 2, C. P. OD.) erfolgen kann. Soferne hienach Gefahr im 
Berzuge ift, kann die Zuftelung von Wuffündigungen aud 
innerhalb des Gerichtsortes durch Gerichtsdiener gejchehen?) (8. 344, 
3.3). Nöthigenfalls ift zur Sicherung der rechtzeitigen Bu: 
jtelung von Auffündigungen die Erlaubnis zur Buftelung an 
Sonn: und Feiertagen oder zur Nachtzeit zu erwirfen.*) 
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Wo dies bisher üblich war, iſt auch in Hinkunft auf der 
für den Aufkündenden bejtimmten Rubrif die Zuftelung an den 
Gegner?) und deren Tag vom Gerichte zu beftätigen. Zu diejem 
Zwecke ift die Rubrik in der Zuſtellungs- und Crecutions- 
abtheilung (Zuftellungsabtheilung, Zuftellungsbeamter) bis nad 
Vollziehung der Zuſtellung an den Gegner zurüdzubehalten 
und erjt nah Einlangen des Buftellungs- oder Rückſcheines 
mit der angegebenen Beftätigung*) verjehen, dem Aufkündenden 
zuzuftellen. 

) Auch die A der Gemeinde können dazu herangezogen 
werden, 8. ra 


‘ ine ähnliche — erfolgt bei Be bon —— 
befehlen im Mahnverfahren. Siehe darüber die J. M 
cember 1899, J. M. V. B. Nr. 51, bei 8. 229. 

9 Verordnung des Auftizminifteriums v. 12. December 1899, 
J. M. V. B. Nr. 52, betreffend die Beitätigung der Buftellung 
auf erihtlihen Kündigungen von Beitandverträgen und 
auf Zahlungsbefehlen im Mahnverfahren. An alle Gerichte 
erſter Inftanz. 

Corn die Zuftelung gerichtlicher Nufkündigungen von Beitand- 
verträgen oder die Zuftellung von BZahlungsbefehlen im Mahnverfahren 
auf der für den Antragfteller beftimmten Ausfertigung des Beichluffes 
(Rubrik) beftätigt werden ui (8. 347, Abſ. 3, G. O.; J. M. 8. v. 12. De- 
cember 1899, J. M. V. B. Nr. 51), ift diefe Beftätigung durch die Bu- 
ftellungs- und Crecutiondabtfeitung (Zuftellungsabtheilung, Zuftellungs- 
beamter) zu ertheilen. ' 

Wenn jedoch im einzelnen Falle die Zuftellung an beide Parteien 
Durch denfelben Gerichtsdiener oder YZuftellboten vorzunehmen ift, hat 
die Veitätigung der Yuftellung an den Gegner des Antragitellers un- 
mittelbar durch dieſes — zu erfolgen. Zu dem Zwecke ſind 
ihm ſämmtliche Ausfertigungen Des zuzuſtellenden Beſchluſſes oder Zah⸗ 
lungsbefehles zu übergeben. Das Zuſtellungsorgan hat zuvörderſt den 
stündigungdbeljiufs oder — dem Gegner des Antragſtellers 
zuzuſtellen, ſodann auf der für den Antragſteller beſtimmten Ausferti⸗ 
gung die du] ftelung durch den Vermerk: „Dem Gegner zugeitellt 

ee * unter Angabe des Tages und Beifügung feiner Unter- 
ehrift nebft Dienftcharafter oder durch Ausfüllung und I Tann 
des von der Kanzleiabtheilung I m es Vermerkes (Punkt 
der J. M. V. v. 12. December 18 Nr. 51) zu beftätigen 
und hierauf die Zuſtellung an den Antragfteler vorzunehmen. 


Buftellungen in Straffaden. 


9. 348. Vorbehaltlich der Beitimmung bes 5.34, Abſatz 2, 
über die Beforgung des gerichtlichen Außenverfehres in Civil- 
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und Strafſachen durch eine einzige Stelle, bleiben Die beftehen- 
den Vorjchriften über die Bewirkung von Zuftellungen in Straf 
ſachen unberührt.) Die in Straffachen zur Zuftellung gelangenden 
Schriftftüde find in die durch die gegenwärtige Verordnung 
eingeführten Controlbücher für Zuſtellungen nicht einzutragen.”) 

1) 88. 77 bi3 81 St. P. O. Auf Grund der 53: 26 St. P. O., 
213 kaiſ. Bat. v. 3. Mai 1853, R. G. B. Nr. 81, und 21 Bollz. Vorſchr. 
zur St. P. OD. find die Gemeinden verpflichtet, Zuftellungen in Straf- 
Sachen innerhalb ihres Gebietes zu beforgen. 

2) Für Zuftellungen in Straffachen hat die Gefchäftdordnung weder 
Zuftelungsicheine noch Controlbücher vorgeſchrieben. Es können daher 
in Straffachen die früher verwendeten AYuftellunasfceine mit Spalten 
für Gefhäftszahl, Adrefjat und Beurkundung der Zuftellung weiter ver- 
wendet werden. Falls Buftellungen in Straffachen durch die Poſt er- 
folgen, find Hiezu die in der Geichäftsordnung vorgeichriebenen Poftrüd- 
Scheine in Gebrauh zu nehmen. Die Vornahme der Zuftellung und 

das Rüdlangen des Zuftellungsicheines find durch die im 8.339, Abſ. 4, 
G. O. vorgeſchriebene Sammlung der Scriftftüde, in Anſehung deren 
Zuftellungd- oder Rüdjcheine ausftehen, zu überwachen. Bei jehr ftarf 
befchäftigten Gerichten, wo die wegen ber ganz bejonderen Menge von 
derartigen Gefchäftsftüden nothwendig erfcheint, kann auch ein befon- 
derer Vermerk oder ein befonderes Verzeichnis für Buftellungen in Strafs 
ſachen angelegt werden (J. M. E. v. 2. Mai 1898, 3. 10605, P. 3). 


Poftzuftellung.*) 
a) Vorbereitung der Poftfendung. 


$. 349. Schriftitüde, welche durch die Poſt zugejtellt 
werden follen, find unter einem mit dem Amtäfiegel verjchloffenen 
Umjchlage!) und mit der genauen Adreſſe verfehen, der Poſt zu 
übergeben. Auf dem Umſchlage ift auch die Benennung des 
Gerichte und die Gefchäftszahl des Schriftſtückes anzugeben. 

Bei YZuftelungen an Perfonen des Mannfchaftsftandes 
des Heeres, der Kriegsmarine, der Landwehr und der Gendarmerie, 
die in activer Dienftleiftung ftehen (8. 92 C. P. O.), ift auf der 
Adreſſe zu bemerken, an wen die Sendung abzugeben fei (8. 342).?) 
Bei Zuftellungen in Rechtsſachen, die ſich auf den Betrieb des 
Handelögewerbes des Adreſſaten beziehen®), ift auf der Adreſſe 
dem Namen des Principal oder der Firma beizufügen: „oder 
an deſſen PBrocuriiten“. 

*, Berordnung für die Poftorgane, Verordnung des Handels⸗ 


minifteriums dv. 22. Mai 1897, 3. 28602, Boft- u. Telegr. V. B. des 
3. M. Nr. 63, 
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Bermerke auf dem Umſchlag, 8. 351. Inbetreff entſprechender 
Verpa Ar der an —— Beförderung beſtimmten Dienſtpakete 
ſiehe J 2. 1888, J. M. V. B. Nr. 20 (bei 8. 339 

%) Neben Be Slbreffe derjenigen Perjon, an welche zugeitellt werden 
fol, ift das —— ee durch welches die Zuftellung zu ver- 


mitteln ift. 8. „An N Sufanterift des f. u. k. a ie 
mentes Nr. . — Eommando des k. und k. . Bataillons 
Mauer u“ (Siehe an . zu $. 342.) 

5) 8. 93 C. P. O 


b) Rücſſchein. 


$. 350. Jeder Poitfendung?), die eine Zuſtellung an Par: 
teien bezwedt, ift ein Rückſchein (Buftellungsjchein) beizugeben. 
Der Rüdichein ift bi8 auf das Datum und die Unterfchriften 
von dem abjendenden Gerichte auszufüllen (8. 339) und der 
Sendung in der bisher üblichen Weiſe von außen anzujchließen.?) 

Für Poftzuftellungen find Rückſcheine nach dem Formulare 
Nr. 66 (auf weißem Papiere) und Nr. 67 (auf blauem Oder Kr. 66, 
gelbem Papiere) zu verwenden. Die erjteren dienen für Bu: 
ftelungen, die nicht zu eigenen Handen bewirkt werden müffen, 
die Rüdjcheine nach dem Formulare Nr. 67 auf blauen Papiere 
find für HBujtelungen zu eigenen Handen (Klagen und alle 
anderen Geichäftsitüde, die nach den für Klagen erlafjfenen 
Vorſchriften zuzuftellen find) und die gleichen Rückſcheine auf 
gelbem?) Papier für Zuftellungen in Grundbuch⸗- und Berfad)- 
buchſachen bejtimmt.‘) 

Für Mittheilungen und Aufforderungen, die gemäß 88. 104 
und 106 der Civilprocef3ordnung an den Adreffaten zu richten 
find, werden von den Poſtorganen Drudforten nah Formular 
Nr. 68 und Nr. 69 in Gebrauch genommen werden. Nr. 68, 

') Einer Sendung darf nur ein Rüdicein angefchlofien werden. 
Wenn an diejelbe Berfon verjchiedene Schriftftüde unter der gleichen 
Adreſſe zu beitellen find, fo kann dies mit einer Sendung —— 
wenn die mehreren Zuſtellungen dieſelbe Rechtsſache betreffen (arg. 
8. 363). Wenn in verſchiedenen Rechtsſachen zuzuſtellen wäre, müſſen 


mehrere Rüdicheine ausgefertigt und daher mehrere Boftfendungen ge⸗ 
macht werden. Siehe auch Anmerkung 7 bei 8. 346. 

2) Verordnung des Juftizminifteriums 0.29. Auguft 1838, J. M. V. B. 
Nr. 28, betreffend die Einführung von Couverts für recom⸗ 
mandirte gerichtliche Poftjendungen. Un alle Gerichte. 

Bielfache, dem Juſti rel zugelommene Klagen, dafs die 
bisher übliche Art der Wbdjuftirung der recommandirten gerichtlichen 
Poſtſendungen den Gerichtslanzleien einen großen Zeitaufwand verur- 
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jacht, beftimmen das Juftizminifterium, Hinfichtlich der recommandirten 
gerichtlichen Boftjendungen nachfliehende Verfügungen zu treffen: 

I. Für die recommandirten gerichtlichen Boftiendungen werden 
Couverts in zwei Größen nah den in '/, "/, beiliegenden Muftern *) 
vorgejchrieben. 

DI. Dieſe ECouvert3 gelangen in weißer, blauer und gelber Farbe 
zur Yusgabe und find den beitehenden Zuftellungsvorichriften gemäß zu 
verwenden. 

IH. Die Manipulation mit den Couvert3 befteht in Folgenden: 


Nah erfolgter Einlage des Gefchäftsftüdes in dad Eouvert wird 
das den Rückſchein enthaltende Verſchluſsblatt umgelehrt und auf die 
Üdrefsfeite des Couverts gelegt, ſohin der Rückſchein mit Tiutenftift bis 
zur Geſchäftszahl (ausfchließlich) ausgefüllt, fodann ein Indigo⸗Copir⸗ 
blatt eingelegt und die Geſchäftszahl und die Adreſſe geſchrieben, wo⸗ 
durch zugleich die erfte Seite des Couverts mit der Adreſſe verfehen 
wird; nach Bejeitigung des Copirblattes werden die drei gummirten 
Stellen des Verjchlujsblattes mit einem Schwamme befeudhtet, diefes 
fohin auf die Rüdfeite des Couverts gelegt und letzteres durch Rieder- 
drüden der gummirten Stellen fo geichloffen, daſs der Tert des Rüd- 
ſcheines nach innen zu liegen fommt. 

Durch diefen Borgang wird für die Gerichtslanzleien der Vortheil 
erreicht, daſs bie Adreife nur einmal gejchrieben und die Befeitigung 
des Nüdfcheines an der Poſtſendung mittels eines Fadens oder einer 
Schnur vermieden wird, ferner dafs die Verwendung von Streufand 
oder Nöfchpapier, jowie die Siegelung entfällt. - 

IV. Bur Ausfertigung der Rüdicheine find Tintenftifte von mög⸗ 
fichft dunkler Yarbe zu verwenden und it beim Schreiben der Adreſſe 
ſtark anzudrüden. 

V. Recommandirte Poftfendungen, für melde wegen ihres Um⸗ 
fanges oder aus anderen Gründen die hiemit eingeführten Couverts 
nicht verwendbar find, find in der bisher üblichen Art zu adjuſtiren. 

*) Die Muſter find bier nicht abgebrudt. 

°, Für Beichlüffe in neo welche aud) eine grund- 
bücherliche Amtshandlung zum Gegenftände haben, find, fofern es ſich nicht 
bloß um eine Vollzugsanordnung des ausichließlih nur als Grundbuchs⸗ 
gericht einfchreitenden Gerichtes handelt, nicht gelbe, jondern blaue oder 
weiße Zuftellungsicheine zu verwenden, weil Diele Zuſtellungsſcheine nicht 
zu den Grundbucjsacten, en zu den Erecutiondacten zu nehmen 
find. Nöthigenfall3 ift auf ſolchen BZuftellungsicheinen ein Zeichen an- 
zubringen, damit fie al8 BZuftellungsicheine, die zur Eintragung tim 
— dem Grundbuchsbeamten vorzulegen ſind, ſofort kenntlich 
werden. 

J. M. E. v. 2. Mai 1898, 8. 10505, P. 1: „Bei vielen Gerichten be- 
ſteht die Anſicht, daſs in Grundbuch- und Verfachbuchſachen nur ,‚Zuſtel⸗ 
lungen“ vorzunehmen und alle Zuſtellungen mit gelben Rüd- oder Zuſtel⸗ 
Iung3fcheinen einzuleiten find. Diefe Anficht entjpricht nicht den beftehenden 
Geſetzen und den Borjchriften der Geſchäftsordnung. Nach den 88. 123 und 
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124 des a. G. G. v. 25. Juli 1871, R. G. B. Nr. 95, deren fortdauernde 
Geltung im Art. XIII, 3. 2, des Einf. G. zur Executionsordnung betont 
wird, iſt die Zuſtellung nur an die im 8. 123, 3.1 bis 4, des a. G. G. 
bezeichneten Perſonen zu eigenen Handen vorzunehmen. Die Zuſtellung 
an den Geſuchsſteller kann im Wege ber — ne llang bewirft 
werden, wenn nicht auch zugleih gegen ihn eine Eintragung bewilligt 
wird; ebenfo fann die Buftellung an den Machthaber desjenigen, gegen 
den die Eintragung erwirkt wurde, mittel3 Erſatzzuſtellung erfolgen, 
wenn gleichzeitig auch die Zuftelung an den Machthaber zu eigenen 
Handen eingeleitet wird (%. M. V. v. 28. October 1885, 3. 18522, 
J. M. V. B. Nr. 72). Soferne hienad eine Zuſtellung von Grundbuch 
bejcheiden nicht zu eigenen Handen vorzunehmen ijt, dürfen — nicht 
gelbe Rüd- oder Zuſtellungsſcheine verwendet werden, da Diele nur an 
die Stelle der blauen Scheine zu treten haben, vielmehr find jolchen 
Geſchäftsſtücken weiße YZuftellungsjcheine beizugeben. Die für Die 
&atajtralevidenzhaltungsbehörde beitimmten Exemplare des 
Grundbuchbeicheides (8. 123, 8. 5, a. ©. ©.) find überhaupt nicht zu- 
uitellen, ſondern als — Sendung nach den Vorſchriften des 
378 G. O. zu überſchicken. Die Ladungen und Benachrichtigungen in 
Angelegenheiten der Herſtellung der Uebereinſtimmung zwiſchen Grundbuch 
und Cataſter ſind im Wege bloßer Behändigungen den Parteien zu- 
zufertigen.“ 

9 In der Zuſtellungsverfügung iſt anzugeben, ob weiße oder blaue 
Rückſcheine zu verwenden find; wenn nichts gejagt wird, find weiße 
Scheine anzuschließen, $. 212. — Die — der Klage an den 
Kläger, des Urtheils an beide Parteien, faſt ſämmtlicher Beſchlüſſe im 
Executionsverfahren und, abgeſehen von beſonders wichtigen Beſchlüſſen, 
im Verfahren außer Streitſachen (8. 6 kaiſ. Pat. v. 9. Auguſt 1854, 
R. G. B. Nr.208) iſt nicht zu eigenen Handen zu bewirken. Siehe 
J. M. €. v. 19. Mär, 1898, 8. 6414, bei 8. 352. 


$. 351. Sollen von blauen oder gelben Rückſcheinen be- 
gleitete Sendungen nur zu Handen des Adrefjaten mit Aus- 
ſchluſs eines jeden Stellvertreter (auch des Poitbevollmächtigten) 
zugeltellt werden, jo muſs dies durch den Vermerk „Nur an 
die Perfon des Adreſſaten“ oder „Zuſtellung an den Bevoll- 
mädhtigten ausgeſchloſſen“ o. ä. angeordnet werden. 


Wenn Sendungen mit blauen Rüdjcheinen in dem alle, 
als der Adreſſat nicht angetroffen würde, gemäß $. 107 der 
Civilproceſſordnung dem Gemeindevorsteher oder dem Gefchäfts- 
führer des Gutögebietes zur Zuftellung übergeben werden follen, 
it dies durch den Vermerk „Bei Nichtantreffen des Adreſſaten 
dem Gemeindevorfteher (Gefchäftsführer des Gutsgebietes) zur 
Buftellung zu übergeben“ anzuordnen. 


Wenn die Erjaßzujtellung an einzelne Familienangehörige, 


160 VIII. Gefdäftsordnung $. 351. 


Hausgenofien, Angeftellte, Bedienſtete u. |. w. unftatthaft ift, meil 
diefe Perjonen an dem Rechtsſtreite als Gegner des Adreſſaten 
betheiligt find (88. 102,103 €. B. O.), fo ift darüber durch den 
Vermerk „Keine Erfabzuftellung an N.” die erforderliche Weifung 
zu geben. 


Ulle diefe Vermerke find auf dem Umſchlage der Sendung 
anzubringen. 


(Buftellung gerihtlidher Boftfendungen an Berjonen, 
die angeblich verreist find.) Wuf die Anfrage des f. k. Handels- 
minifteriums, ob gerichtlide Sendungen an verreidte Moreflaten poft- 
amtlich zu Hinterlegen, nachzuſenden oder aber al3 unbeftellbar an den 
Aufgabeort zurüdguleiten feien, Hat das AJuftizminifterium mit Note 
v. 28. Mat 1898, 3. 12495, dem Handelsminifterinm mitgetheilt, dafs 
nad) feiner Anficht von weißen Nüdicheinen begleitete Poſtſendungen, 
en Nüdficht darauf, aus welchem Grunde der Adreflat in feiner 

ohnung, in der gewerblichen Betrieböftätte, im Geſchäftslocale oder 
am Arbeitsplage nicht angetroffen wird, an die Perfonen zugeftellt 
werden Tönnen, denen gemäfs 88. 102 und 103 €. B. O. (8.8 der Ber- 
ordnung des Handeldminifteriums v. 22. März 1897, 3. 28602, 8.8. 
Tr. 63) bei der Erjaßzuitellung die gerichtlichen Erledigungen ein- 
gehändigt werden dürfen. Falls ſolche Erfapzuftellung nicht thunlich iſt, 
tann die Hinterlegung beim Pojtanıte eintreten. 

Wenn die Buftellung von einem blauen oder gelben Rüchkſcheine 
begleiteter Schriftftüde nicht erfolgen kann, weil keine der zum Empfange . 
berufenen Berfonen angetroffen wird, jo ift grunbfäglic nad) 8. 106 
C. O. (8. 9 der citirten Verordnung) vorzugehen. In den Bor- 
jchriften der Eivilprocefdordnung wäre die Anſicht nicht begründet, dafs 
die Aufforderung zur Entgegennahme foldyer Sendungen und die Nieder⸗ 
legung bloß dann zuläffig fei, wenn e3 fi) um eine vorübergehende 
Abmelenheit de3 Mdrefjaten handelt. Die Zuſtellung würde bei 
Einhaltung der gejeglihen Formen and dann nit anfedht- 
bar fein, wenn der Adreſſat von der Uufforderung zur perjönlichen 
Entgegennahme der Sendung thatfächlich feine Kenntnis erlangen konnte. 


Durch diefe WUufforderung und die darauf folgende Niederlegung 
fol die Zuftellung von wichtigen gerichtlichen Gelhäftsitüden gegen 
Umtriebe gejichert und namentlich für den Fall ermöglicht werden, wenn 
die Abweſenheit eben darauf angelegt ift, die Yuftellung zu vereiteln. 
Sobald dagegen nach den obwaltenden Umftänden die Annahme ausge 
ſchloſſen iſt, daſs Die Abweſenheit des Adreſſaten den Zwed hat, Die 
Zuſtellung gerichtlicher Erledigungen zu verhindern, ift es nit nur 
zuläfftg, fondern geradezu wünfdhenswert, die Sendungen 
dem Wdrefjaten nahzujhiden. Wann in diefer Art vorzugehen 
ift, läſst fi im allgemeinen ſchwer beitimmen, jedoch im einzelnen 
Falle meiftend Leicht feititellen. Es wird hiebet vorwiegend auf die 
perfönlichen Berhältnifie des Adreſſaten und auf feine Berufs⸗ und 
wirtfchaftliche Stellung anlommen. Auch muſs der gegenwärtige Aufent- 
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halteort, bezw. die Adreſſe nad) verläfslichen Ungaben fo beſtimmt be» 
zeichnet fein, dajs im alle der Nachjendung ſowohl das Gelingen der 
Zuſtellung, wie das rechtzeitige Nüdlangen des Rückſcheines wahrichein- 
lich if. Wenn auch andere Sendungen, insbelondere recommandirte 
Briefe und Wertfendungen, dem Adrefjaten nachgefchidt werden, brauchen 
gerichtlide Sendungen davon nicht ausgeſchloſſen zu werden. 

Das AYuftizminiiterium glaubt, dais ſich für die Löjung der mit- 
getheilten Frage nur die vorfiehend angegebenen allgemeinen @efichts- 
punlte bezeichnen lafien, während die Enticheidung im einzelnin Yalle 
dem Buftellun 7 bezw. dem Abgabepoſtamte vorbehalten bleiben 
muſs (Mitth. J. M. 8. B., S. 119/ 1888). 


Zuſtellung gerichtlicher Poſtſendungen an Abweſende. 
Das k. k. Handelsminiſterium Hat an die unterſtehenden Boft- und 
Telegraphendirectionen den nachſtehenden Erlaſs v. 17. Jänner 1900, 
8. 2231, gerichtet: 

Anläſslich einer Beiprehung im Juſtizminiſterium über bie bis⸗ 
herigen Wahrnehmungen bei der Boftzujtellung der gerichtlichen Er- 
edigungen Hat fich ergeben, daſs die —38*— organe bei Zuſtellung 
mit blauen oder gelben Rückſcheinen begleiteter Schriftſtücke mitunter 
von der Aufforderung zur Entgegennahme des Schriftſtückes im Sinne 
des 8. 9 H. M. V. v. 22. März 1897, 8. 28602, Verordnungblatt 
Nr. 63, und von der ea der Sendung in Yällen Gebraud) 
maden, wo im Sinne diefer Verordnung und der Ausfilhrungen des 
an a v. 8. Juni 1898, 3. 32213, Ddiefer Vorgang nicht 
am ge ilt. 

Beijpielöweije wurde in einem Falle im Geichäftslocale die Auf- 
— angeſchlagen und darauf das —— niedergelegt, wo 
eſtgeſtellt war, daſs der Adreſſat zur Zeit der Aufforderung an dem 
Zuſtellungsorte, an dem er ein Geſchäft übernehmen ſollte, überhaupt 
nn aa eingetrofjen war und dort auch von früher her feinen Wohn- 
itz Hatte. 

In einem anderen Falle wurde die Aufforderung angeichlagen und 
das Schriftftüd niedergelegt, obwohl der auf Reifen abweiende Adreſſat einen 
Poſtbevollmächtigten zurüdgelafien hatte, ferner in einem alle, in dem 
Adreflat abwejend und die Adreffe, unter der ihm fonftige Sendungen 
nadhgejchidt wurden, befannt war. Da die Gerichte mitunter Dderlei 
Buftellungen nicht als rechtsgiltig anerkennen, ergeben jich Hieraus 
mancherlei Unzukömmlichkeiten. 

Die k. k. Direction wird daher angewielen, die Boftbeitellorgane 
in geeigneter Weiſe neuerlich über die Grundſätze belehren zu laſſen, die 
bei Zuftellung von mit blauen oder gelben Rüdicheinen begleiteten ge- 
richtlichen a zu beobachten find. 

Den Zujtellungsorganen wird insbejondere Folgendes einzujchärfen, 
bezw. aufzutragen fin: 

Tall Adreſſat nicht angetroffen wird, ift vor allem feitzuftellen, 
ob nicht ein zur Empfangnahme gerichtlidher Erledigungen rechtägiltig 
Bevollmädhtigter vorhanden ift und die Zuftellung an ihn bewirkt 
werden kann. 
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Wenn die Buftellung an den Boftbevollmädhtigten nicht möglich 
ift, fol nad dem Grundſatze vorgegangen werben: wenn möglich nad) 
fenden, falls aber Nachſendung nicht möglich ift, auffordern und nieder⸗ 
legen, bei gleichzeitiger genauer Bejchreibung des Vorganges auf dem 
Rückſcheine. 

Am einzelnen wird zur Erläuterung dieſer Leitſätze Folgendes be- 
merkt: das Beſtellorgan ſoll fich forgfältig bei Berjonen, die darüber 
Auskunft geben können, insbejondere bei den mit der Aufficht über die 
Wohnung oder das Haus betrauten Perjonen über den gegenwärtigen 
Aufenthaltsort des Adreſſaten, über den Grund und die muthmaßlide 
Dauer jeiner Abmwejenheit und darüber erkundigen, ob auch andere 
Sendungen, insbefondere Wertiendungen, dem Wdreflaten nachgeſchickt 
werden. Wenn legtered der Fall ift, oder wenn jich mit einiger Sicher⸗ 
heit annehmen läſst, daſs bei Nachſendung das Schriftftüd dem Adreffaten 
innerhalb der nächſten acht bis zehn Tage thatſächlich zulommen wird, 
ſoll das Geſchäftsſtück nicht niedergelegt, —* nachgeſendet werden. 

Solche Nachſendung darf aber nicht in das Ausland, incluſive 
Ungarn, Croatien, Slavonien, Bosnien und Herzegowina ſtattfinden, 
ſondern es müſste, wenn ſich Adreſſat im Auslande aufhält, das gericht⸗ 
liche Geſchäftsſtück unter Angabe der Adreſſe dem Gerichte als unbe 
ſtellbar zurückgeſtelltt werden. 

Wenn die Nachſendung aus anderen Gründen nicht ſtattfinden 
kann, insbeſondere, wenn Adreſſat nur vorübergehend auf wenige Tage 
abweſend iſt, wenn ſein Aufenthaltsort oder eine Adreſſe nicht bekannt 
iſt oder nicht glaubwürdig angegeben wird, oder wenn der Verdacht be- 
iteht, daſs der Adreflat fi) ablichtlich vom Yuftellungsorte fernhält, um 
die BZuftellung zu vereiteln, fol mit der Aufforderung zur Empfang- 
nahme des Schriftitüde® und, wenn dieſe erfolglos bleibt, mit der 
Niederlegung im Sinne des 8. 9 der citirten Verordnung vorgegangen 
werden. In diefem Falle ift aber auf dem Rückſcheine kurz, jedody mit 
möglichfter Genauigkeit anzugeben, welde Auskünfte das Beftellorgen 
über Grund und Dauer der Abweſenheit, über den angeblichen Aufent⸗ 
haltsort und von wem es diefe Mitteilungen erhalten bat. 

Die große Promptheit, mit der im allgemeinen die Yuftellung 
gerichtlicher Gejchäftsjtüde durch die Poſt bewerfitelligt wird und die 
volle Anerkennung der Suftizverwaltung gefunden hat, beredjtigt zu der 
Erwartung, daſs auch die erörterten Schwierigleiten bei der Yuftellung 
zu überwinden fein werden (Mitth. 3. M. 3. B., ©. 47/1900). 

Siehe weiters die J. M. V. v. 5. Juli 189, J. M. V. B. Nr. 30, 
betreffend die Behandlung von Ba nn gen bei Wohnungs— 
änderung, und die Mitth. des J. M. V. B., ©. 76/1899, betreffend 
die Zustellung gerichtlider Sendungen, fall dem Adreſſaten beim Poſt⸗ 
amte ein Fach eingeräumt ift, bei 8. 357. 


ce) Aufgabe zur Bolt. 


$. 352, Gerichtliche Poſtſendungen, welche eine Zustellung 
bezweden, jind reconmmandirt!) aufzugeben. 
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Sowohl Poſtſendungen, die eine Zuſtellung bezmweden, wie 
alle übrigen gerichtlichen Poftfendungen an Parteien oder fonftige 
Betheiligte find unfranlirt aufzugeben, foferne nicht die Partei, 
durch deren Eingabe die Zuftellung veraulaſst wird, diefer den 
Betrag der PBortogebüren in Briefmarlen angefchloffen hat. Die 
Portogebüren unfranfirt aufgegebener portopflichtiger Sen- 
dungen an Parteien werden bei der Zuſtellung cingehoben. 

Eine nachträgliche Einhebung und Berzeichnung der Borto- 
gebüren für unbeftellbare Sendungen durch die Gerichte findet 
nicht Statt. Damit die auf folhen Sendungen haftenden Ge— 
büren von der Poſt eingehoben werden können, find die Um: 
Schläge diefer Sendungen im furzen Wege gelegentlich des 
nädjiten oder zweitnächften Poſtganges dem Abgabepoftamte 
zurückzuſtellen.?) 

1) J. M. E. v. 19. März 1898, 3. 6414: „Nach den Berichten der 
Kanzleiinſtructoren treten gewiſſe Mängel iu der Geſchäftsführung der 
Gerichte vermöge ihres Vorkommens in den verjchiedenen Oberlandes- 
gerichtöjprengeln als typijche Folgeericheinungen allgemein verbreiteter 
Urſachen hervor... . . 

Insbeſondere fällt auf, daſs allenthalben fehr große Mengen von 
blauen Zuftellungs- und Rückſcheinen verbraudyt worden find, obwohl nur 
in wenigen Fällen eine Zuftellung zu eigenen Handen ftattzufinden 
bat. Beiſpielsweiſe ift die gem der Klage an den Kläger, des 
Urtheiles an beide Parteien, faft fänmtlicher Beichlüffe im Erecutions- 
verfahren und, abgejehen von beionders wichtigen Keira line im Ber- 
fahren außer Streitfahen (8. 6 kaiſerl. Batent v. 9. Auguſt 1854, 
N. G. B. Nr. 208) nicht zu eigenen Handen zu bewirken. 

Bon mehreren Seiten wurde eine geradezu milsbräudjliche An- 
a recommandirter Poſtſendungen beobachtet. 

o werden hie und da auf Grund der den Gerichten mitgetheilten 
Verzeichniſſe der außerehelichen Geburten mit recommandirtem Schreiben 
die Mutter, dann der Vormund vorgeladen; hierauf wird wieder mit 
recommandirtem Schreiben die Mutter von der Beſtellung des Vor—⸗ 
mundes benachrichtigt und in gleicher Weile dem Vormunde das Decret 
zugefertigt. Auf Grund eines Geſuches um Großjährigerflärung wird 
Der Bormund mit recommandirtem Schreiben geladen, u. dergl. Ladungen 
zum Vergleihsverfuch und Ladungen zur Beſeitigung von Formgebrechen 
werden mit Rückſcheinen recommandirt verjendet. Alle diefe Ladungen 
und Benachrichtigungen hätten dur bloße Behändigungen, bei In⸗ 
anipruchnahme der Poft mit unrecommandirten Sendungen geichehen 
tönnen. Das Beitellungsdecret wäre dem Vormunde unmittelbar aus- 
zulolgen geweſen. Bon bloßen Behändigungen im Sinne des 8. 378 G. D. 
ann ſowohl im Proceföverfahren, hauptjächlich aber im Verfahren außer 
Streitfachen ausgiebiger Gebrauch gemacht werden. Dadurch wird die 
Abfertigung der Seichäftsftüde und die Aufgabe zur Poft einfacher, es 
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wird überflüffige Arbeit erſpart und die Kanzleithätigleit erleichtert, da 
das Ueberwachen des Einlangens der großen Anzahl von ganz enibehr- 
lichen Rüdicheinen die Kanzlei unnöthig belaftet.“ 

2) Mehnlich ift vorzugehen, wenn an das Gericht eine unfranlirte, 
aber portopflichtige Eingabe einlangt, 8. 63, Abf. 3. 

8.353, Für portopflichtige gerichtliche Boftjendungen (Brief: 
jendungen) hat der Empfänger!) zu bezahlen: 

1. im L2ocalverfehre die Gebür von 3 kr. für jede Sendung 
ohne Unterjchied des Gewichtes; 

2. im Sernverlehre 5 fr. für jede Sendung bis zum Ge- 
wichte von einjchließlid 50 Gramm und 10 kr. für jede Sen: 
dung über 50 Gramm. 

Im Fernverkehre abgehende Brieffendungen über 50 Gramm 
find vor Aufgabe zur Poſt recht oben auf dem Umſchlage in 
auffälliger Weile mit der Ziffer 2 zu bezeichnen.?) 

1) Die Sendungen werden nur gegen Entrichtung der bezifferten 
Poftgebüren, deren Betrag durch die poftjeitig aufgeklebten Poftporto- 
marten erſichtlich gemacht wird, an die Parteien ausgefolgt. Die Ver⸗ 
weigerung der Zahlung diejer Gebüren ift gleichbedentend mit der Ber- 
weigernng der Annahme der Sendung, $. 11, Abi. 3, 8. des 
Hand. M. v. 22. Mai 1897, 8. 28602, 9. M. 8. 8. Nr. 68. 

2) Diefe Bezeichnung obliegt der Zuitellungsabtheilung, $. 376. 

Die Portobegünftigungen des 8. 353 gelten nicht für Die von 
Advocaten aufgegebenen Boftfenbungen, 8. 354. 

$. 354. Bei Zuftellungen von Bahlungsaufträgen im 
Mandats- und Wechjelverfahren, von Aufträgen zur Uebergabe 
oder Uebernahme eines Beftandgegenitandes nad) 88. 562 und 
567 der Civilprocefordnung und von bedingten Bahlungs- 
befehlen im Mahnverfahren Tann dem im GerichtSorte wohn— 
haften Advocaten des Klägers oder Antragitellerd auf fein Ver- 
langen, wenn die Zuftellung durch die Poft geſchehen foll und 
niht nad den obwaltenden Umſtänden bejondere Bedenken 
entgegenftehen, überlafjen werden, die für den Gegner beftimmte 
gerihtlide Sendung zur Poft aufzugeben. Zu dieſem Zwecke 
ift ihm die Sendung in dem nämlichen Buftande, wie wenn 
fie vom Gerichte felbft zur Poſt gegeben würde (unter ver: 
ſchloſſenem Umfchlage, mit voller Adreſſe und allen jonftigen 
Bermerfen, vorbereitetem Rückſchein u. ſ.w.), unmittelbar bei Gericht 
auszufolgen (8. 375).') 

Ein jolches Begehren muſs fchon in der Klage oder 
Kündigung oder in dem Geſuche um Erlangung des bedingten 
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Bahlungsbefehles oder des Auftrages zur Uebergabe oder Ueber: 
nahme des Beitandgegenftandes geftellt werden. Die Zuftellungs- 
und Erecutionsabtheilung (ZuftelungsabtHeilung) darf nur die 
ihr mit dem Vermerke?) „Boftaufgabe durch Advocaten N.” über: 
gebenen gerichtlihen Sendungen dem benannten Advocaten oder 
defien Beauftragten zur Aufgabe ausfolgen. 

Der. Advocat Hat vor der Aufgabe zur Poſt links oben 
auf dem Rückſcheine die Adreſſe feiner Kanzlei aufzufchreiben.?) 
Sendungen diefer Art müfjen franfirt aufgegeben werden. Die 
Beitimmungen de3 $. 353 finden auf ſolche Sendungen feine 
Anwendung; für fie und die ihnen beigegebenen Rüdjcheine find 
die gewöhnlichen Poftgebüren zu entrihten. Die Behebung 
des Nücdjcheines und die Vornahme von NReclamationen liegt 
dem Advocaten ob, der die Sendung zur Poft gegeben hat. 
Den eingelangten Rückſchein Hat er jederzeit auf Verlangen 
des Gerichtes, ohne bejonderen Auftrag aber zugleich mit dem 
Antrage auf Erecutionsbewilligung oder mit dem erjten jonjtigen 
auf die Zuftellung gegründeten Antrag dem Gerichte vorzulegen. 

u. Buftellung folcher Geichäftsftüde an denaufgebenden Advocaten 
durch Gerichtödiener oder eine Zufenduug durch die Bott findet nicht ftatt. 

®) In der 8. 212. 

8) Wegen der Behebung des Nüdicheines. 

6. 355. Die gerichtlichen Poftjendungen, welche recom- 
mandirt aufgegeben werden follen, find einzeln unter Angabe 
der Geſchäftszahl, des Namens des Adrefjaten und des Bu: 
ftellungsorte8, die unrecommandirt aufzugebenden Sendungen 
ſummariſch nad) ihrer Anzahl in das Poftaufgabebuh (Formular 
Nr. 70) einzutragen!) Der Bojtbeamte, der die Sendungen über- Kr. 70. 
nimmt, wird die Stüdzahl der recommandirten und nicht recom: 
manbdirten Sendungen vormerken und den Empfang durd) feine 
Unterichrift oder durch Beidrüdung des Roftitempels beitätigen. 

Das Einlangen des Rückſcheines wird mitteld der 7. Spalte 
des Poftaufgabebuches überwadht.!) Der Tag der erfolgten Zu- 
jtellung ift auf Grund des Rüchkſcheines bei Gericht in dieſe 
Spalte einzutragen, um auf Nadjfragen darüber fogleih Aus- 
kunft ertheilen zu Tönnen. 


— — — — — 


8.355. Es tft unzuläffig, unrecom- | in das Poftaufgabebuch einzutragen. 
mandirt aufzgugebende Sendungen an (I. M.) 
ders als fummarifch nach ihrer Anzahl 


Str. 71. 
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Die Borfteher mehrerer Gerichte, die ſich in demſelben 
Gebäude befinden, fünnen einverjtändlich die Einrichtung treffen, 
daſs die gerichtlichen Poftfendungen aller diefer Gerichte ge- 
meinfam durch denjelben Gerichtsdiener zur Post übertragen und 
aufgegeben werden. Kommt ein Einverftändnis nicht zuftande, 
fo kann diefe Einrichtung auf Antrag eines der Gerichtäporficher 
vom BPräfidenten des Oberlandesgerichted angeordnet werden. 
Die Poſtaufgabebücher find deſſen ungeachtet für jedes Gericht 
beſonders zu führen. 

1) Opliegt der Buftellungsabtheilung, 8. 376. — Das Einlangen 
der  Zuftellungsicheine wird durd das Controlbuch für Zuftellungen 
durh Gerichtsdiener, $. 359, und das Controlbuch für YZuftellungen 
durch Gemeindevorfteher, $. 361, überwacht. — Vorgang bei Verzögerung 
des Einlangens, $. 341, Abf. 2. — Größere Gerichte dürfen mit Be- 
willigung des J. M. Boftaufgabebücher in zur Indigocopirung geeig- 
neter Einrichtung verwenden. 


d) Reclamationen. 


$. 356, Rüdfcheine, welche nicht rechtzeitig!) an das Gericht 
gelangt find, find bei dem Uufgabepoftamte zu reclamiren.?) 

Reclamationen wegen mangelhafter Unterfertigung der 
Rückſcheine ſowie wegen Unregelmäßigfeiten bei der Bornahme 
der Zuftellung find an das Abgabepoftamt zu richten. Für 
ſolche Reclamationen ift das Formular Nr. 71 zu verwenden.?) 


Wenn ſich gegen ein mit der Ausführung der Zuftellung 
beauftragte® Organ der Poftverwaltung andere Beichwerden 
ergeben, ift die dem WUbgabepoftamte vorgefeßte Poſt- und 
Zelegrapbendirection um Abhilfe zu erfuhen (8.91 C. PB. D.)*); 
die Umftände, welche zur Beſchwerde Anlaſs geben, find genau 
mitzutheilen.°) 

1) Die Ueberwachung obliegt der Yuftellungsabtheilung, 88. 355, 
a 376; davon verjchieden pi die in 8. 341, Abf. 2, vorgeichriebene 
Meldung. 

2) Gehört zum jelbftändigen Wirkungsfreis der Zuftellungsabthei- 
fung, 8. 376, Abf. 1. 

a) Diefes Formular kann aud) zur Reclamation eines ausftehendben 
Rückſcheines verwendet werden, wenn nicht eine einfachere Form (münd- 
lie oder formlofe jchriftliche Belanntgabe der ausftehenden Rüdicheine) 
vorgezogen wird. 

4) Der Vorfigende des Senates, der mit ber Aufficht Aber bie 
Gerichtöfanglei betraute Richter oder der Gerichtsvorfteher hat zu dieſem 
Behufe einzujchreiten. 
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5) Neuerlich eingefhärft mit J. M. E. v. 30. März 1899, 8. 7099. — 
. M. 8. v. 9. Juli 1896, 8. 13597, J. M. 8. 8. Nr. 23, be- 
treffend die Berwendung des Blei- und Zintenftiftes bei 
Unterfertigung der Eupfangtheine. Aus Anlaſs der von einem 
Oberlandesgerichte gefitellten Anfrage, ob bei den durch die Volt beivirkten 
Zuſtellungen auch foldye von den Poſtämtern zurüdgelangenden Em- 
pfangicheine bezw. Retourrecepijje, auf welchen die Unterſchrift und 
das Datum von dem Empfänger mit einem Blei» oder einem 
Zintenftifte beigejebt wurde, angenommen werden fünnen, oder ob 
auf bie Beifeßung der Unterjchrift und des Datums mittels Tinte zu 
dringen fei, wird allen Juſtizbehörden bedeutet, daſs die Verwendung 
Des Tintenftiftes bei der linterfertigung der Empfangfcheine einen 
Anftande nicht unterliege. Es find ſonach die von den Pojtäntern zu- 
rüdgelangenden, mit Zintenftiften unterfertigten Empfangſcheine bezw. 
Retourrecepifie, Sofern gegen deren Annahme fonft fein Anftand befteht 
und die Unterjchrift und das Datum deutlid) lesbar find, in allen Fällen, 
und zwar auch dann, wenn die Zuftellung zu eigenen Handen zu erfolgen 
hat, von allen Juftizbehörden anzunehmen, und erjcheint e3 in dem 
gleichen Umfange auch zuläffig, daſs bei jenen AYuftellungen, die von 
den Juſtizbehörden —2 oder für dieſelben von anderen öffentlichen 
Organen vorgenommen werden, das Datum und die Unterſchrift ſeitens 
Er ne auf dem Empfangjcheine mit einem Tintenftifte beige- 
egt werde. 

Hiebei wird bemerkt, daſs die mit Zintenftift bemwirften Unter- 
fohriften unter der Borausfegung der Verwendung nur gut gejpibter 
Stifte volltommen deutlidy find, und daſs e8, um die Schrift gegen un- 
fenntlihe Entfernung mittel Radirens u. dergl. au fihern, lediglich der 
vorherigen Befeuchtung de3 Papieres an der für die Unterjchrift in 
Ausfiht genommenen Stelle bedarf, wodurch die Schrift infolge der 
chemiſchen Beichaffenheit des Stiftes den Charakter einer mittel3 Tinte 
hergeſtellten Schrift erhält und auch Die Dauerhaftigkeit der letzteren erlangt. 

Dagegen iſt die Unterfertigung der Empfangjcheine oder Retour- 
recepiffe mit Bleiftift unftatthaft, und find derart unterfertigte Enıpfangs- 
documente zur Beifegung der Unterfchrift mittels Zinte oder Tinten- 
jtiftes zurüdzuftellen. 


e) Niederlegung beim Boftamte.!) 
$. 357, Die gemäß 8. 104 der Civilprocefsordnung°) bei 
dem Poſtamte niedergelegten Sendungen, welche der Worefjat 
nicht innerhalb 14 Tagen behoben Hat, werden vom Abgabe— 
poftamte an den Aufgabsort behufs NRüdfendung an das ab: 
fendende Gericht zurüdgefhidt. Die vom Gerichte übernonmenen 
Sendungen find fodann bei den betreffenden Acten aufzubewahren?), 
die mit Poftportomarken verjehenen Umfchläge dagegen dem 
Abgabepoſtamte in kurzem Wege zu überfenden. 


1) (Buftellung gerihtlihder Sendungen, fall® dem 
Adrejjaten beim Boftamte ein Fach eingeräumt ift.) Das 





Nr. 72. 
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Juſtizminiſterium hat dem Handelsminifterium zur Kenntnis gebradt, 
daſs zu wiederholten Malen gerichtliche Sendungen lediglich bei dem 
Poſtamte in dem Fache des Adreflaten Hinterlegt, von diefem aber nicht 
en abgeholt wurden und daſs dadurch die Yuftellung fich ver- 
zögert hat. 

Das k. f. Handelsminifterium hat infolge deifen mit dem Erlaije 
vom 10. Februar 1899, 3. 7455, allen Poft- und Telegrapbendirectionen 
bedeutet, daſs gerichtliche Barteienerläffe im Sinne der Berordnung de3 
Handelsminifterium3 vom 22, Mai 1897, 8. 28602, 8. 9. Wr. 63, 
betr. die Zuſtellung gerichtlicher Eriebigungen an Parteien, auch -dann 
in die auf der Adreffe angegebene Wohnung 2c. abzutragen find, wenn 
= on beim Boftamte ein Fach gemietet hat. (Mitth. J. M. 8.8. 


Verordnung des AYuftizminifteriums vom 5 Juli 1899, J. M. 


V. B. Nr. 30, betreffend die Behandlung von Roftzuftellungen 


bei Mohnungsänderung. An alle Gerichte. 

Sendungen gerichtlicher Schriftftüde, die von der Poſt dem 
@erichte mit dem Bemerken zurüdgeftellt werden, dafs Adreljat jeinen 
Wohnort oder die Wohnung verlaflen hat und deflen neue Adreſſe nicht 
zu ermitteln war, find in dem alle, als bie en Ken Ben für die 
Anwendung der Borichrift des $. 111, Abf. 2, C. P. D. gegeben find, 
vom Gerichte auf dem Umichlage mit dem. Bermerle „Wohnungs- 
änderung“ zu verfehen und fodann neuerlich der Poſt zu übergeben. 

Das Poſtamt des letzten Wohnortes (Wohnung) wird Hierauf, ohne 
daſs eine weitere Correſpondenz zwiſchen Gericht und Boftamt nöthig 
wäre, die Zuftellung nach der oeichrift des 8. 111, C. P. O. 
durch Niederlegung des Schriftſtückes bei dem Poftainie und mündliche 
Benachrichtigung des Vermieters oder der ee Auffihtsperfon 
vornehmen. Diefe Verordnung tritt am 1. Auguft 1899 in Wirfjamleit. 

2) Wenn die Adreſſe richtig war, die Zuftellung aber weder un- 
mittelbar an den Adreſſaten, noch mittels Erfabzufteflung bewirkt 
werden konnte. 

) Sie find nicht als Eingaben zu behandeln und bekommen feinen 
Eingangsvermerk. 


Controlbuch für Zuſtellungen durch Gerichtsdiener. 


F. 358. Zur Controle der Gerichtsdiener, welchen Zu— 
ſtellungen übertragen werden, iſt das Zuſtellungsbuch nach 
Formular Nr. 72 zu führen. Neben der Gefchäftszahl iſt bei 
AZuftellungen für andere Gerichte!) in der Spalte 2 der Name 
dieſes Gerichtes anzumerken. 











jendende Gericht zurüdgefchidt wur- 
den, find weder mit dem Eingangs 
vermerke zu verſehen, noch erhalten fie 
eine neue Orbnungsnummter. (J. DR.) 


8. 357. Die bei dem Poftamte 
niedergelegten Zuftellungsftüce, welche 
nicht innerhalb 14 Tage vom Adrefja- 
ten behoben und deshalb an das ab- 
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Die Eintragungen haben immer ſogleich nach Maßgabe 
der thatjächlichen Uebergabe zu gefchehen und müflen daher, wenn 
mehrmals des Tages Schriftitüde zur Zuſtellung übergeben 
werden, jo oft jtattfinden, ald Uebergaben vorkommen; befjerer 
Ueberficht halber follen die Eintragungen je eined Tages eine 
abgefchloffene Gruppe bilden. Bei den einzelnen, in denjelben 
Tag fallenden Uebergaben ift nach Bedarf die Stunde der Ueber: 
gabe voranzuitellen. 

Das Zuftellungsbuch wird von dem KRanzleibeamten (Kanzlei- 
gehilfen) geführt und verwahrt, der die Buftellungen dem Ge- 
richtsdiener zumeist. Wo mehrere Gerichtsdiener zur Ausführung 
von Buftellungen verwendet werden, iſt für jeden ein befonderes 
Buch anzulegen, in welches bloß die ihm eingehändigten Zu- 
ftelungssjtüde eingetragen werden. Außerdem ift für die Bu: 
jtellung von Gebürenftüden an das Steneramt ($. 344, 3. 5)°) 
und, wo die Buftellung am Orte des Gerichtes durch Gerichts- 
diener erfolgt, für Buftellungen, die an Notare al3 Gerichts: 
commifjäre zu bewirken find®), je ein beſonderes Buftellungsbuch 
anzulegen, in welchem auch zugleich der Empfang zu beftätigen ift.*) 

Jedes Buch bat auf dem Umfchlage oder Dedel in deut: 
liher Schrift den Namen des Dienerd zu tragen, für den e3 
beſtimmt ift.®) 

1) Ueber Rüdjendung der Zuftellungsicheine und über Einhebung 
der Zuftellungsgebür fiehe 8. 377. 

2) Verordnung des Auftizminifteriums v. 26. December 1897, 
J. M. V. B. Nr. 49, betreffend die Mitwirkung der Gerichte 
bei der Bemeijung der Gebüren. An alle Gerichte. 

n theilweiler Abänderung der Verordnungen v. 31. März 1885, 
J. M. B. B. Nr. 31, v. 27. December 1888, J. M. V. B. Nr. 51, vom 
8. Zuni 1890, J. M. V. B. Nr. 27, und v. 30. April 1894, J. M. V. B. 
Nr. 17, findet das Zuftizminifterium im Einvernehmen mit dem Yinanz- 
Eu mit Wirkſamkeit vom 1. Jänner 1898 an, Nachftehendes an- 
uordnen: 
1. Für die Zuſtellnng von Gebürenſtücken an das Gebürenbemeſſungs⸗ 
amt (8. 344, 9. 5, und 8. 358, Abſ. 3, G. O.) find zwei abgeſonderte 
Zuftellungsbücdher in Gebrauch zu fegen. Das eine hat zur Mittheilung 
von Todlalsaufnahmen zu dienen, mit Ausnahme der Fülle, wo eine 
Mittheilung an das Gebürenbemeffungsamt nicht jtattfindet, weil gänz- 
liche Bermögenslofigteit erhoben wurde, oder weil der geſammte Wctiv- 
ftand ohne Abzug der Paſſiven 50 fl. nicht überjchreitet und der Nach⸗ 
laſs nur an die m T. P. 106 B, fdes Gebürengeſetzes angeführten Perfonen 
übergeht (Zuftellungsbudh für Todfallsaufnahmen). 

Das zweite bat für alle übrigen Gebürenftüde zu dienen, die im 

Schauer, Geſch. Ordg. 49 


Form. A. 


Form. B. 


770 VII. Gefhäftsordnung $. 358. 


Zuge eines ftreitigen ober außerftreitigen Verfahrens Traft der beftehen- 
den Vorſchriften dem Gebürenbemefjungsamte zuzuftellen find (Bu- 
ftellungsbud für Gebürenftüde). 


Beide ne ee er find nach dem angefichloffenen Formular A 
einzurichten. Die Ueberjchrift Hat bei dem einen Inſtellungsbuche zu 
lauten „für Todfallsaufnahmen”, bei dem anderen „für Gebürenftüde“. 
Bon den Gerichten find nur die Rubriken 1 bis 3 auszufüllen; dagegen 
obliegt die Ausfüllung der Rubriken 4 bis 6 den Gteuerämtern (Ge⸗ 
bürenbemeflungsämtern). Die Formularien find von den Gerichten, 
und zwar je nad dem Umfange des Bedarfes im lithographiſchen Wege 
oder mittel Drudes zu beichaffen. 

Beide Zuftellungsbücher find mit Ende eines jeden Kalenderviertel- 
jahres abaufchließen und bis 15. des nädhftfolgenden Monate an Die 
Tinanzbehörde I. Inſtanz ohne Begleitnote einzufenden. Nah Rüd- 
langen find fie gemäß Vorfchrift der Verordnung v. 31. März 1885, 
LM. BB. Nr. 31, inder Regijtratur aufzubewahren; der Bernichtung 
unterliegen fie gemäß 8. 295, Abj. 1, G. O. nad) 10 Jahren. 

2. Mittels des Zuftellungsbuches für Gebürenftüde find auch Die 
gemäß 8. 45 des a und 8. 1 der Durdhführungsperord- 
nung d. 28. December 1897, R. ©. B. Nr. 306, zur kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung v. 26. December 1897, R. &. B. Nr. ‚ anzufertigenden 
Abſchriften von Urtheilen und Erkenntniſſen erfter und höherer Inftanz 
an das Gebürenbemeflungsamt zu leiten. 

Wenn der Fall einer folchen Mittheilung vorliegt, hat die Rechts⸗ 
mittelinftanz bei Bervielfältigung ihres Erkenntniſſes fchon auf das 
Erfordernis der Buftellung an das Geblirenbemeffungsamt Rüdjicht zu 
nehmen und die hiezu erforderliche Ausfertigung dem Gerichte erfter 
Sun zu überjenden (8. 215 G. O.). 

on der durch 8. 12 der Verordnung des Zuftizminifteriums im 
Einvernehmen mit dem Finanzminifterium v. 23. März 1852, R. G. B. 
Nr. 82, vorgefchriebenen monatlidden Mittheilung eines Verzeichniffet 
der in diefem Paragraphen bezeichneten Erfenntniffe an das Gebüren- 
bemefiungsanıt erhält es für alle nad) dem 1. Zänner 1898 ergebenden 
Erienntniffe fein Ablommen. 


3. Bon der Führung der mit den Verordnungen v. 27. December 
1888, J. M. BB Nr. 51, und v. 8. Juni 1890, J. M. V. B. 
Nr. 27, angeordneten Verzeichniffe fiber Berlafienjchaften, von denen 
die Gebür bei Gericht bemeſſen wurde, oder bei denen eine Gebüren- 
bemeſſung wegen nachträglich hervorgelommener Bermögenslofigfeit oder 
wegen Gabucität nicht ſtattfand, und von der Uebergabe diejer Ber 
zeichniffe an die Gebürenbemeſſungsämter werden die Gerichte enthoben. 

Um die Finanzbehörden von den bezüglichen Daten in Kenntnis 
zu feten und zugleich den Vorgang für die Gerichte möglichft zu ver- 
einfachen, tft in jedem Falle einer Bemeſſung von Vermdgensüber⸗ 
tragungsgebären von todeöwegen durch das Gericht Hiezu ein Gebüren- 
bemejjungsblatt”) nad dem angeichloffenen Formulare B zu benügen, 
das von der Yinanzverwaltung aufgelegt und nach Bedarf den Ges 
richten zur Verfügung geftellt werden wird. Dasſelbe Formular ift 
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auch auszufüllen, wenn eine Berlafienichaftsabhandinng, in welcher die 
Todfallgaufnahme dem Gebürenbemeſſungsamte mitgetheilt worden war, 
beendigt wird, ohne daſs eine Gebür zur Bemeffung gelangt (entweder 
wegen nadhträgli Teltitellung der Bermögenslofigleit oder des Be⸗ 
—— nah T. P. 106B, f oder wegen Caducität). 

ie von ben Parteien zur Berichtigung einer gerichtlich bemeſſenen 
Nachlaſsgebür beigebrachten Stempelmarken find nicht auf dem Gebüren- 
bemefiungsblatte, jondern wie bisher nach Borfchrift des 8. 6 C, 8. 3, 
des Geſetzes v. 13. December 1862, R.G.B. Nr. 89, auf dem von 
den Erben überreichten Nachlaſsausweiſe oder dem Abhandlungsprotofolle 
zu befeftigen und zu entwerten, doch hat hiebet eine Wiederholung der 
auf dem Gebürenbemeilungsblatte angefehten Gebürenſpecification auf 
dem Nachlaſsacte jelbft au unterbleiben. 

Die Gebürenbemeffungsblätter find in Urfchrift, und zwar wenn 
fie eine Gebürenbemefjung enthalten, nach erfolgter Entrichtung der be» 
meſſenen Gebür, oder joferne die Entrichtung innerhalb der im $. 26a 
des Gebürengeſetzes beitimmten achttägigen Friſt nicht erfolgt, nad) Aus⸗ 
fülung des auf der Rüdijeite des Gebürenbemeſſungsblattes vorgedrudten 
amtlichen Befundes, wenn fie aber bloß das Unterbleiben einer Ge— 
bürenbemeifung ausweiſen, obnemweiters mitteld des unter Punkt 1 be- 
zeichneten Buftellungsbuches für Gebürenftüde dem Gebürenbemefjungs- 
amte mitzuthellen. 

*) Giehe die folgende J. M. 8. v. 7. October 1899, 3. M.8. B. Nr. 38. 


Sorm. A 
ſKe. A Seriht . . . .- Gebürcnb Samt 
8 
Buftelfungs-Bud) 


für Gebürenftüde (für Tobfallsaufnahmen), für die Monate . . - . 2... 189 . 






Tag der gu⸗ 








ort⸗ Acten⸗ Einge⸗ —28* 
e bezeichnung/ Name der Partei und Gegen⸗ — im ahres⸗ Beftätigun 
be3 fand BeRtegifter| Nummer! ver Ucbern. 








Gerichtes unter Boft 





(Borderielte.) Üctenzeihen . . . 

Gebürenbemeflung*) gorm. B. 
von der Berlafienfchaft des m eo 189 . verftorbeuen . . 20. 
1. Wert des beweglichen Bermiönend - > 222 K h 
; ER ee a ee Na ea ie A ee ee us j 
3. Reiner Wett > 2 rn. K..h 
4. Ueberſchuldungg. En 

5. Außer dem „reinen Wert” (Buntt 3) der Be— 

reicherungsgebür unterzogeneß Vermögen . . . 2... u SE ER 





772 VIII. Gefhäftsorbnung 66. 358, 359. 
Gebürenbemeffung: 
Zu — * fammt 35 >% Zuſchlas 1 * von an . K mit K. h 
ge? 2 " Mr Br} " ” — 
Sa Bd — — hmit...n K. h 
Stempel fü liche Tegirofllige cina pP. : 
De pre ni 
— — K. h 


Eine Gebürenbemeſſung entjällt, weil 
1. die Abhandlung wegen a (ermutshalber) — — 
2. die Gebürenbefretung nach T Gebüren-Geleb 
3. die Berlanen fait ala erblos (cabuf) dem Bir a — 


. am. 
(L. 8.) 
“(in terſchrijt bes richterli en Bcamten. » 

*) Abgeändert mit J. M. V. v. 7. October 1899, J. M gegeg iden Be 

1. Die Gebfirenbemeflung fteht dein Gerichte nur zu, wenn die 1, 4 * 80/,ine 
Gebür ſammt Zuſchlag 25 fl. = 50 K nicht —— und wenn bie Berlafienichait 
bloß aus 0.8. N N — (8. c. des Geſetzes v. 13. December 
1862, R. G M.B. v. 29. Au —S— . Nr. 86, und 8. 2 


der 5. und J. M. V — 1899, ar 
3. Zn Betreff > Gebürenbehandlung Aberihuibeter adhläfie be Bunit 1, 
Abſ. 1, und die vom beweglichen Rachlafspermögen handel — — 2 


——— —— ———— 
v. 21 1894, 3. 11481 ex er Ra u eſes 
— iſt 3. 6 „Gebürenbemeſſung“ zu ————— außer es iſt ein fi 
—— zu bemeffen. 
Entfällt eine Gebürenbemefjung aud einem der sub II angeführten 
Gründe, fo braucht sub I — ausgefüllt zu werden. — Der für das Entfallen ber 
Gchürenbemeffung maßgebende Grund (8. 1, 3 ober 8) ift zu unterftreiden. 


(Küdfeite.) 
Amtlicher Befund. j un BBl.!.. . > 2 2 200 | 
we innen bezeichnete Gebür per . K | 


Be Theilbetrag per . in | 
der innen bezeichneten ——— — 


de 
als Erben, Bermägjtnißnehmer, Nachlaſs⸗ 
übernehmer*) zur Entrichtung in Stempel⸗ 
— ne, t wurde, wurbe innerhalb 
eb. Gel. —— Friſt 
un ah en nicht entrichtet. * 
Dieſe Gebür wolle daher von — 


den 
—— * unmittelbar eingehoben und die 


erfolgte ebung behufs Beendigung ber 
Abhandlung anher mitgetheilt —— 





ei aM ...: 000%. 
(L. S.) ee a Ye er Nor 
(Unterſchrift.) 
*) Das nicht Paſſende iſt zu burd- 
ftreichen 


Berorbnung des Juſtizminiſteriums v. 7. October 189, 
J. M. 88. Nr. 38, betreffend die Erjihtlihgmahung des 
Tages der Weberreihung auf den Radlafsnahweifungen 
und die Aenderung des Formulares der Gebürenbemeſſungs— 
blätter. An alle Gerichte. 

1. Da nach 8. 10 der Taiferlichen Verordnung v. 16. Auguft 18%, 
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= 8.8. Wr. 158, betreffend Gebüren von VBermögensübertragungen, 

Beitpunfte, in dem bie Nachlafsnachweilung beim RER 
— —* wird (8. 46 des Geſ. v. 9. Februar 1 

), wegen der Verpflichtung zur Verzinfung der Nachlafögebüren 
bejondere Wichtigkeit zulommt, werden die Gerichte angewielen, diefen 
Zeitpunkt auf jeder Rachlaſsnachweifung genau on zu machen, 
infoferne legtere nicht ſchon als felbftändige Eingabe mit dem Eingangs- 
vermerk bezeichnet, oder unter Mitwirkung des Abhandlungsgerichtes 
aujtende en und mit dem Datum der Aufnahme verfehen ift. 

dem durch die 88. 8 und 9 derfelben kaiferlihen Verordnung 

m ——*—5 der Gerichte gur Bemeſſung der Gebüren von Nach⸗ 
— zu denen unbewegliche Sachen gehören, beſeitigt wurde, hat das 
uſtizminiſterium im Einvernehmen mit — — — eine 
prechende Abänderung der mit der J. M. V December 1897, 

M.B.B. Nr. 49, eingeführten Gehürenbemeifungsblätter ———— 
Sr e Diele hat fünftighin das angeſchloſſene Formular”) zu gelten. 

Etwa vorhandene Worräthe der außer Gebrauch gelegten Drud- 
forte find bei den Bemeflungen ber 25 fi. nicht überfteigenden Gebüren 
von SLOT ENEN zu verwenden. 

Siehe oben das nad diefer Vdg. richtig geftellte Formular. 

n Davon verichieden die Eintragung in das Abgangs a 
der an den Rotar zur Vornahme von Amtshandlungen als Gerichtd- 
fan N überjendeten Aeten — * Bezeichnung durch den Bu 
ſtaben Pr Rabniige Bwede), 8 

ft fein Zuftellun in anszufertigen. Wenn dagegen, 

wie gehe —— die Buftellung an die Notare durch Die 
SR a ift diefe Zuftellung in das Boftaufgabebuc) einzutragen. — 
e Gontreibüicher find durch die Buftellungsabtheilung u führen, 8. 376. 

6) Wo Zuſtellungsmarken eingeführt find, find fie, wenn die Zu- 
ftellungsgebür erft nachträglich vom Diener eingehoben wurde, im Zu- 
Rellungsbuche — En zu ein 697 371. 


6. 359, Nach Abgabe des Zuftellungsscheines oder Rück— 
gabe des unbejtellbaren Zuftellungsftüdes?) iſt die fragliche Ge— 
ſchäftszahl im Zuftellungsbuche von dem Kanzleibeamten, und 
zwar erjterenfall3 unter gleichzeitiger Anmerkung des Zuſtellungs⸗ 
datum in Spalte 4, abzuftreihen. Sind zur felben Geichäfts- 
zahl mehrere Buftellungen vorzunehmen, fo darf die Abſtreichung 
erſt nach Erledigung aller Zuftellungen erfolgen; bis dahin find 
lediglich die einzelnen übergebenen Buftellungsjcheine oder un- 
beftellten Buftellungsftüde in der Spalte 4 vorzumerfen. In 
gleicher Weife ift vorzugehen, wenn der abgelieferte Buftellung3- 
Schein mangelhaft ift und dem Gerichtödiener zur nachträglichen 
Berbefferung nochmals ausgehändigt werden muf3.?) 

Der Gerichtsdiener kann begehren, daſs die Abſtreichung 
oder Vormerkung im Zuſtellungsbuch ſogleich bei der Abgabe 
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des Buftellungsfcheines oder Rückgabe des Buftelungsftüdes in 
feiner Gegenwart erfolgt. 

Wird ein unbeftellbares Buftelungsftüd ohne Rückleitung 
an den abfertigenden Beamten abermald demjelben Gerichts: 
Diener zum Zwecke eines wiederholten Buftellungsverfuches über- 
geben, jo ift der frühere Eintrag abzuftreichen und die Gefchäfts- 
zahl am Tage der abermaligen Uebergabe zur Buftellung neu 
einzutragen.) 

1) 88, a 377. Ueber Einbringung der YZuftellungsgebür fiehe 


8. 105, Ir 
„Bemeinbegutelungen ijt in ſolchem Falle nad Abſ. 3 vor- 


zugeßer 

8 — uſtellungen iſt die Rückſendung des Buftellungs- 
ſcheines be des unbeitellbaren Schriftftüdes unter Angabe des Datums 
bei der betreffenden Geichäftszahl anzumerken, 8. 377, Wbf. 2. 


Meberfendung der Zuftellungsftüde an den Gemeinde- 
vorſteher. 


$, 360. Die Schriftſtücke, welche durch Organe der Ge⸗ 
meinde oder durch Beſtellte der Geſchäftsführer ausgeſchiedener 
Gutsgebiete zugeſtellt werden ſollen, ſind dem Gemeindevorſteher 
oder Geſchäftsführer je nach den Verkehrsverhältniſſen durch die 
Poſt oder durch Gerichtsdiener zu überſenden; es kann auch ver⸗ 
einbart werden, daſs dieſe Schriftftüde regelmäßig an voraus be- 
ftimmten Tagen von Organen der Gemeinde oder des ausgeſchie⸗ 
denen Gutögebietes bei dem Bezirkögerichte oder bei dem der Ge⸗ 
meinde (Gutsgebiete) nächitgelegenen Poftamte abgeholt werden. 


Wenn zur Ueberjendung die Vermittlung der Poſt in An- 
ipruch genommen wird, fei e3 daſs die Zuſendung unmittelbar 
durch die Poſt erfolgt, fei es daſs die Buftellungsjtüde beim 
Poftamte abgeholt werden, jo find jämmtliche jeweils zur Bu: 
jtellung gelangenden Schriftftüde fammt den dazu gehörigen 
BZuftellungsfcheinen unter einem einzigen Umjchlage?), der mit dem 
Amtsfiegel zu verfchließen ift, ohne Rüdjchein zur Poſt aufzu- 
geben. Auf dem Umfchlage find die Gefchäftszahlen aller zur 
Buftellung überfendeten Schriftftüde anzugeben. 

1) Wenn aber die zuzuftellenden Geſchäftsſtücke ge unter ber- 
erahnen Umſchlage zugeftellt werden follen (8. 362), tft das ver⸗ 


hlofiene Gejchäftsitäd mit dem Buftellungsfchein ber Gemeinde unter 
Umſchlag zuzuſenden. 
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Controlbud für Zuftellungen durch Gemeindevorfteher. 


$. 361. Lieber die Zuftellungen, die durch Organe ber 
Gemeinde oder des Gutsgebietes vollzogen werden, tft ein eigenes 
Controlbuch (nah Formular Nr. 73) zu führen!) In diefem Nr. 7s. 
Buche find die Geſchäftszahlen aller auf diefe Art zur Zuflellung 
gelangenden Schriftjtüde einzutragen. Bei Ueberfendung des 
Schriftſtückes durch den Gerichtsdiener hat diefer die Uebernahme 
in Spalte 2 durch feine Unterfchrift zu beftätigen; die Uebergabe 
der Schriftftüde an das mit der Ubholung bei Gericht betraute 
Gemeindeorgan (Organ des Gutsgebietes) ift durch deſſen 
Empfangsbeftätigung in Spalte 3 feftzuitellen. Der Gerichts- 
diener bat außerdem ein von ihm felbft anzulegendes Verzeich- 
nid der dem Gemeindevorſteher übergebenen Zuſtellungsſtücke 
von diefem unterfchreiben zu laſſen und aufzubewahren. 

In Betreff der Führung und Verwahrung der Zuſtellungs— 
bücher für Gemeindezuftellungen, der einzelnen Eintragungen 
oder Vormerkungen, welche darin bei Einlangen der Buftellungs- 
fcheine oder der unbeftellbaren Schriftftüde geſchehen müflen, 
jowie in Betreff der Behandlung von unbeitellbaren Gefchäfts- 
ftüden, die ohne Nüdleitung an den abfertigenden Beamten 
abermals zur Buftellung überjendet werden, find die Vorfchriften 
der 88. 358 und 359 finngemäß anzumenden.?) 

1) Durch die Zuftellungsabtheilung, 8. 376. 

*) Neclamationen find im Zuſtellungsbuch bei der Geichäftszaht 
u ae des Datums und der gegebenen reift anzumerlen, 


Gemeinſame Beftimmungen für Zuſtellungen durd 
Gerichtsdiener und Gemeindeorgane. 


a) Zuftellungen unter verfchloffenem Umſchlage. 

$. 362, Schriftftüde, die durch Gerichtsdiener oder durch 
Organe der Genieinde oder eines Gutsgebietes zugeftellt werden, 
find dem Adreſſaten in der Regel unverfchlofien zu übergeben. 
Shriftftüde, die fih auf perfonen- und familienrechtliche An- 
gelegenheiten (Eheitreitigfeiten, Vaterfchaftsjachen, Verlängerung 
der väterlichen oder vormundichaftlihen Gewalt, Euratelöver- 
hängungen u. |. w.) beziehen, find unter einem mit dem Amts⸗ 
fiegel verfchloffenen Umfchlage zur Zuftellung zu übergeben !), wenn 
das Belanntwerden ihres Inhaltes für den Empfänger der Zus 


Kr. 74, 
25. 


Nr. 76 
bis 78, 


Nr. 742, 
a. 
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ſtellung oder für dritte Perſonen ehrverlegend fein würde oder 
doch ihrem Rufe zum Nachtheile gereichen könnte, ober wenn 
durch das Bekanntwerden eine dem Empfänger fonft gefchuldete 
Nüdficht verlegt würde. 

1) Dies ift in der Buftellungsverfügung durch den Beiſatz „ver⸗ 
ſchloſſen“ anzuordnen, $. 212, Abi. 2. 


b) Zuſtellungoſcheint.) 


$. 363. Den Schriftftüden, die durch Gerichtsdiener oder 
durch Organe der Gemeinde oder eines Gutsgebietes zugeflellt 
werden follen, ijt ein Zuſtellungsſchein beizugeben; joferne die 
BZuftellung bei Vornahme einer Erecutionshandlung zu gejchehen 
bat, entfällt die Beigabe eines Buftellungsfcheines.?) Mehrere 
für die nämliche Perſon beftimmte und unter der gleichen Adreſſe 
zuzuftellende Schriftftüde dürfen in einen Yuftellungsfchein 
aufgenommen werden, foferne fie ſich auf vdiefelbe Nechtsfache 
bezithen.?) 

Für Buftellungen durch Gerichtsdiener und Organe der 
Gemeinde oder der Gutögebiete find Zuftellungsjcheine nach dem 
Formular Nr. 74 (auf weißem Bapiere) und Nr. 75 (auf 
blauem oder gelbem Papiere) zu verivenden.*) Die erfteren dienen 
für BZuftelungen, die nicht zu eigenen Handen bewirkt werden 
müſſen, die Zuftellungsfcheine nach Formular Nr. 75 auf blauem 
Papiere find für Zuftellungen zu eigenen Handen und die gleichen 
Buftellungsfcheine auf gelbem Bapiere für Zuftellungen in Grund» 
und Verfachbuchſachen beitimmt (8. 350). Für die Mittheilungen 
und Aufforderungen, die gemäß 88. 104°) und 106°) der Eivil- 
procejsordnung an die Perſonen zu richten find, welchen zuge- 
ftellt werden fol, find die Sormularien Nr. 76 bis 78 in Ge 
brauch zu nehmen. 

Weigert fich der Adreſſat, ven Zuftellungsfchein zu unter: 
Ichreiben, jo hat das Zuftellungsorgan dies und die dafür geltend 
gemachten Gründe auf dem Buftellungsfcheine kurz anzugeben.”) 

1) Verordnung des Suftizminiftertums v. 10. Jaͤnner 1899 J. M. B. B. 
Nr. 3, betreffend die Einführung von Zuſtellungsſcheinen für 
Zuſtellungen im Auslande. Un alle Gerichte. 

Für — die im Auslande zu bewirken ſind, werden zwei 
neue Formularien mit dem aus der Beilage erſichtlichen Texte unter der 
Bezeichnung Geſch. Ordg. Nr. 74a und 75a eingeführt. 

Das Formular Geſch. Ordg. Nr. 74a (auf weißem Papier) ift für 
Yuftellungen im Auslande zu verwenden, die nicht zu eigenen Handen 
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des Adreſſaten zu bewirken find. Der auf blauem Bapier gedrudte Zu- 
—— a Kr. 7ba ift für Yuftellungen im Auslande zu verwenden, 
— e der im Inlande geltenden Vorſchriften zu eigenen nden 

dr * bewirkt werden müſſen. Ferner iſt dieſer Zuſtellungs⸗ 
rin auf blauem Papier bei Zuftellungen in Grundbuch und Verfach⸗ 
buchſachen zu verwenden, wenn die Suftellung im Auslande zu be- 


wirken ift. 
Die Formularien Geſch. vr Nr. 74a und 75a find — in — 
ſcher und italieni Ger Sprache in Gebrauh zu nehmen (J. M. €. v. 


12. November 1861, 3. 10396). 
J. M. €. v. 1. Juli 1899, 3. 14463: Der letzte Abſatz ber 
J. M. 8. v. 10. Jänner 1899, FM. V. B. Nr. 3, wird für den 
des O. L. G. in Zara derart abgeändert, daſs "die Sormnlarien 
rdg. Nr, 74a und 754 aud in croatifher Sprache in Gebraud) 
zun a find, I es jih um den Berlehr mit Bosnien, Eroatien 
und Montenegro handel 
?) —* an in in diefem Halle im Brotofolle zn beurfunden. 
I. — Suite, 1 Vollſtreckungsorgane, J. M. V. v. 12. Juli 
1897 M. 8, 8 Nr. 2 
2) Weil ſonſt die Buftellungäfgjeine nicht zu den einzelnen Acten 
genommen en könten. 
ung in der Zuſtellungsverfügung, wenn blaue oder gelbe 
Scheine verwendet werden ſollen, 8. 212, Ib 3. 
5) nnd beim J———— wenn auch Erſatzzuſtellung 


nicht mö — I und — e dabon. 
rung zur Entgegennahme einer Buftellung zu eigenen 
FL und —— von der Niederlegung, wenn der Aufforderung nicht 


en 
) Bo Buftellungsmarfen eingeführt jind, find diefe auf dem Zu- 
ellungsfcheine anzubringen unb in der Zuftellungsabtheilung zu über» 
empeln, $. 371. 

6, 364, Bei Zuftellungen an Perſonen des Mannichafts: 
jtandes des Heeres, der Kriegsmarine, der Landwehr und der 
Gendarmerie, die in activer Dienftleiftung ftehen, ijt auf dem 
Buftellungsicheine zu bemerken, an wen die Sendung abzugeben 
iſt (8. 342).1) Bet BZuftellungen in Nechtsfachen, die fich auf 
den Betrieb des Handelsgewerbes des Adreſſaten beziehen, ift 
auf dem Zuftellungsicheine dem Namen des Principals oder der 
Firma der Vermerk „oder an deſſen Procuriften” beizufügen. 
Wenn die Zuftelung nur zu Handen des Adreſſaten mit Aus: 
ſchluſs eines jeden Vertreters erfolgen fol, wenn das Schrift: 
ftüd vom Gerichtspiener gemäß 8. 107 der EivilprocefSordnung 
dem Gemeindevorſteher oder Geſchäftsführer des Gutsgebietes 
zur Buftellung übergeben werden darf, oder wenn die Erfjah- 
zuftellung an einzelne Samtlienangehörige, Hausgenofien, An- 
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gejtellte, Bedienftete u. ſ. w. unftatthaft ift, weil diefe Perſonen an 
dem Rechtsſtreite als Gegner des Adrefjaten betheiligt find, fo 
find auf dem Buftellungsfcheine die im $. 351 angegebenen 
Vermerke anzubringen.?) 

Bei Buftellungen, die im eigenen Gerichtsbezirke ftattfinden 
oder duch Erſuchen eines in fremdem Gerichtsbezirke befind- 
lichen Gemeindeamtes bewirkt werden follen®), ift der Zuſtellungs⸗ 
Ihein vor der Abfertigung bis auf das Datum und die Unter- 
ſchrift auszufüllen; wird Hingegen ein anderes Gericht um die 
Veranlafjung der Zustellung erſucht, fo haben diejenigen Stellen 
des Formulares offen zu bleiben, die je nach den zur Buftellung 
veriwendeten Organen in anderer Weile ausgefüllt werden müffen.*) 

1) Das zuzuftellende Gejchäftsftäd fammt dem auf den Namen bes 
Adrefjaten gejtellten Zuftellungsfcheine ift dem Commando unter Um- 
Sr er oder zu behändigen. Siehe wegen der Bojtzuftellung 


ö 
2) Ueber die Anbringung diefer Vermerfe find in der Zuftelungs«- 
Ve Weiſungen zu geben, 8. 212. 
®) Diez ift nur unter den in 8.346, Abſ. 3, bezeichneten Boraus- 
jegungen zuläſſig (Nachbarbezirt), ſonſt find Zuftellungen in fremden 
Gerichtsbezirken, die nicht durch die Poft geichehen können, durch In⸗ 
a der Rechtshilfe (Erſuchen um Zuſtellung) einzuleiten, 
+) Weil dem erjuchenden Gerichte nicht befannt iſt, ob die Bu- 
ftellung durch die Pot eingeleitet werden Tann (Huralpoftverbindung, 
— En oder ob Zuſtellung durch Semeindeorgane oder Gerichtödiener 
tatthat. 


e) Zuftellungen in militäriihen Gebänden nnd an Angehörige der 

Gendarmerie, Militärpoftzeiwadhe und der Sicherheit e. 

$. 365. Die Anzeige, welche bei Zuſtellungen in mili- 
tärijchen oder vom Militär befegten Gebäuden an den Comman- 
danten des Gebäudes erfolgen muj3 (8. 32 der AJurisdictiong- 
norm, $. 92 C. P. O.), liegt dem Buftelungsorgane (Gericht: 
diener, Gemeindediener u. f. w.) ob; diejes hat die Unzeige vor 
Ausführung der Zuftellung durch Vorweifung de zuzuftellenden 
Schriftſtückes zu eritatten, wenngleich e8 bei Empfang des Bu- 
jtellungsauftrages zu dieſer Anzeige weder aufgefordert noch er: 
mäcdtigt wurde. 

Ladungen von Angehörigen der Gendarmerie, der Militär: 
polizeiwache und der Sicherheitäwache zur Ablegung einer Zeugen: 
ausfage find dem Zeugen dur den Chef der zunädjt vor- 
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gefegten Commandobehörde zuzuftellen!) Ein Erſuchen an leb- 
teren iſt nicht auszufertigen; es ift ihm vielmehr lediglich die 
Ladung gegen Empfangdbeftätigung auf dem Zuſtellungsſcheine 
auszufolgen. 

1) 8. 330, Wi. 2, C. P. O. 


a) Zuftelluugen au Soun⸗ und Feiertagen und zur Nachtzeit. 


$. 366. Die Erlaubnis, eine BZuftellung an Sonn- oder 
Teiertagen oder zur Nachtzeit vornehmen zu bürfen!), ift vom Ge- 
richtSdiener oder vom Vorſteher der Gemeinde (Gejchäftsführer 
des Gutsgebietes), dem eine Buftellung übertragen ift, von amt3- 
wegen anzujuchen, wenn anders die Zuftellung überhaupt nicht 
oder nicht rechtzeitig ausgeführt werben könnte. 

Das Unfuchen kann von der Partei wie von den in Ab— 
fat 1 bezeichneten Perfonen mündli angebracht werden. Weber 
ein mündliches Anſuchen ift fein Protokoll aufzunehmen, jondern, 
falls ihm willfahrt wird?), der Beſchluſs in Urfchrift auf das zu⸗ 
zuftellende Schrififtüd zu Teen (8. 213, Abſatz 2).°) 

— — der Poſtzuſtellungen kommen die Poſtvorſchriften in 
e 


n = —— ——n 6 a; ne 8. 46. & 
tampiglie: „Die Zuſtellun auch an Sonntagen (Feier- 
tagen) zur Nachtzeit erfolgen.“ Unterfrift des richterlihen Beamten. 


e) Zuftelluugen buch Nieberiegung beim Gemeindevorſteher.) 


$. 367, Buftellungen, die durch Niederlegung des Schrift: 
ftüdes beim &emeindevorjteher des Zuſtellungsortes oder beim 
Geſchäftsführer des ausgeſchiedenen Gutsgebietes vollzogen oder 
durch Burüdlaffung am Orte der Buftellung bewirkt werden 
(88. 104, 106, 107, 109, 111 ©. P. O.), find von dem Ge- 
richt3diener oder von den Organen der Gemeinde (Gutsgebiet) 
in der Art zu beurfunden, daſs das Zuſtellungsorgan auf dem 
Buftellungsjcheine die Hinterlegung oder das Zurüdlafjen des zu= 
zuftellenden Schriftftüdes bejtätigt, ferner den Tag, an welchem 
tie erfolgte, jowie den Grund d dieſes Vorganges kurz bezeichnet 


5. 367. Die Erſahauſtellung duch | gege Gene kann eine Zuftelung durch ben 

Niederl ung beim Gemteindevorfteher ep nach 8.107 C. P. O. 

hat auch in denjenigen Gemeinden ewirkt werden, wo über- 

Anwendung zu finden, in welchen baue ‚Sufelungen air Organe der 
en durch Gemeindeorgane vollzogen werden 

nit borgenommen werben. in» | (3. mM.) 





Nr. 79. 


180 VIII. Geſchaͤftsordnung 66. 367-369. 


und angibt, bei wen und wann das Schriftſtück niedergelegt 
oder zurücgelaffen wurde und ob die für den Fall feiner Hinter- 
legung oder Zurüdlafjung vorgefchriebenen Aufforderungen und 
Bekanntmachungen gehörig ftattfanden. 

Wenn an Stelle des Tages der Hinterlegung ein anderer 
Tag als Zuſtellungstag gilt, 3. B. der Tag, an welchem die 
fohriftliche Anzeige der Hinterlegung an der Thüre der Wohnung 
des Beklagten befeitigt wurde?), jo ift auch diefer Tag auf dem 
Zuftellungsicheine anzugeben. 

2) Giehe darüber die im Ir X [gend M. B. v. 
7. —— 197. NR. G. B. Nr. 2 ee DIES 

) Im Salle des 8. 107 €. =. D.; wenn bie Poſt oder der Ge⸗ 
richtsdiener ermächtigt wurden, nach fruchtlos verjuchter Zuftellung das 
Schriftſtück beim Gemeinbevorfteher niederzulegen, und wenn der Ge⸗ 
meindevorfteber innerhalb 4 Wochen die Zuftellung nicht bewirken lann 
— deshalb die erfolgte Hinterlegung durch — der Anzeige 
m eil 


Reclamationen bei Zuſtellung durch Gemeindeorgane. 


$. 368. Zuſtellungsſcheine, die von Gemeindevorſtehern 
oder von Geſchäftsführern ausgeſchiedener Gutsgebiete, welche 
um die Zuſtellung erſucht wurden, nicht rechtzeitig eingeſendet 
werden, find bei denſelben zu reclamiren.) Ebenſo können wegen 
mangelhafter Unterfertigung eines Buftelungsfcheines oder wegen 
des unrichtigen Vorganges bei Bewirkung der Buftellung an Ge- 
meindevorfteher oder Gefichäftsführer der Gutsgebiete Recla- 
mationen gerichtet werden. Für ſolche Neclamationen ift das 
Formular Nr. 79 zu verwenden. 


Neclamationen nah Abſatz 1 find im Zuſtellungsbuche für 
Semeindezuftellungen bei der Gejchäftszahl der Zuftellung unter 
Beifügung des Datums und der gegebenen Frift anzumerfen. 
Wenn der Neclamation der Zuftellungsfchein angefchloffen wird, 
ift nach Vorſchrift des 8. 359, letzter ud vorzugehen. 

ı) Dur) die Yuftellungsabtheilung, 8. 3 

2) Der frühere Eintrag tft —— es das Zuſtellungsſtück 
neu einzutragen. 


Buitellung3gebüren. 


$. 369, Für Zuftellungen durch Gerichtsdiener find Bu- 
jtelungsgebüren nach Maßgabe der Vorfchriften ver Minifterial- 
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verordnung vom 3. Juli 1854, R. ©. B. Nr. 169, einzuheben!) 
(Art. XXXIV des Einf. Gef. zur C. P. O.). 

Bei Zuftellungen, für welche wegen ertheilten Wrmenrechtes 
oder aus anderen Gründen?) die Zuftellungsgebür nicht ein- 
gehoben werden darf, ift auf dem BZuftellungsicheine in auf 
fälliger Weife (3.8. durch Stampigliendrud in rother Farbe) 
der Bermerf anzubringen: „Für die Zustellung ift dem Gerichts- 
diener nicht3 zu entrichten.” Sonft ift die Höhe der vom Adrej: 
faten zu bezahlenden Zuftellungsgebür in gleich auffälliger Weiſe 
auf dem Zuſtellungsſcheine erfichtlich zu machen.?) 

1) Einbringung nicht bezahlter Zuftellungsgebüren, 88. 104 ff. 

3.8. für Buftellung eine Zahlungsauftrages gur Einzahlung 
von Gebüren iſt keine Zuſtellungsgebür einzuheben, 107, Abſ. 3. Be- 
freit find ferner Notare als Gerichtscommiſſäre. Die Finanz—- 
procuratur ift zur Entridtung der Zehrgelder, Zehrgeldzuſchüſſe, 
Ganggelder und Zuftellgebliren gleich anderen Parteien verpflichtet, 
8. 12 M. V. v. 22. Auguft 1899, R. ©. 3. Nr. 162. 

3) Gang» und Zehrgelder, dann Zuftellungsgebüren der 
Diener. Pie Borfchrift über diefe ift in den folgenden Paragraphen 
— v. 3. Juli 1854, R. G. B. Nr. 16 
enthalten: 

8. 14. Die Dienerſchaft der Gerichtshöfe J. Inſtanz, 
dann der... . Bezirksgerichte Hat nach Umſtänden, wenn fie im 
Auftrage des Amtsvorftandes im Dienfte außerhalb des Amtsortes ver- 
wendet wird, Bang- und Behrgelder, oder auch Zuftellungsge- 
büren, anzusprechen. Der Amtsvorftand ift dafür verantwortlich, daſs 
das Dienerperjonale zu dienftlihen Ausfendungen nicht ohne Nothwen⸗ 
digfeit, jondern nur dann verwendet werde, wenn es die Geſetze, 3. B. 
bei gewiſſen gerichtlichen Amtshandlungen und Zuftellungen, vorfchreiben, 
oder bie fonjt etwa zu Gebote ftehenden Yujtellungsmittel, 3. B. der 
Poſt⸗, der Gemeindeboten u. dergl., wegen befonderer Dringlichkeit oder 
wegen ber eigenthämlichen Art des zu vollziehenden Auftrages, nicht be- 
nügt werden fönnen. 

Die 88. 15 bis 23 find dur 8. 16 M. V. v. 22. Auguft 1899, 
R. G. B. Nr. 162, aufgehoben. 

8. 24. Die Vergütung der Commiffions- und Neifeloften ($. 12) 
der Beamten, dann der Zehr- und Ganggelder (88.3, 15,17) und end- 
li) der Zuftellungsgebür ($. 21) für alle über eine Eingabe oder ein 
andere3 Amtliches Anbringen erflofienen Erledigungen, felbjt wenn deren 
Zuftellung nicht vollftändig bewirkt werden konnte, obliegt in der Regel 
derjenigen Partei oder deren Bevollmächtigten, welche durch ihr Ein- 
jhreiten die behördliche Erledigung oder Anordnung veran- 
lajst Hat, uubeichadet des allfälligen Anſpruches auf Rüderjag an die 
Gegenpartei ober an einen Dritten. Wirb eine Eingabe jemandem um feine 
Aeußerung mitgetheilt, fo ift die Gebür für die Yuftellung der über Die 
Aeußerung ergebenden Erledigung von derjenigen Partei, welche durch 


[ 
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ihre Eingabe die Aeußerung veranlafst Hat, — Bei gericht⸗ 
lichen Zuſtellungen in nicht ſtreitigen Angelegenheiten trifft die Zahlung 
der Buitellungsgebür, wenn der Erlal3 über ein Einfchreiten erfolgt ift, 
worin die Partei fein auf den eigenen Vortheil gerichtetes Begehren ge- 
ftellt, fondern nur da3 Intereſſe eines Dritten bezwedt Hat, denjenigen, 
zu defien Bortheil das Einfchreiten gemacht wurde. 


8.25.*%) Die Finanzprocuraturen jind in den ihrer Vertretung 
ugewiejenen, nicht den Staatsſchatz betreffenden Angelegenheiten und in- 
5 es ſich um Zuſtellungsgebüren in Civilrechtsſa udelt, auch 
in den den Staatsſchatz betreffenden Angelegenheiten gleichfalls zu den 

den Parteien obliegenden Zahlungen verpflichtet. 

*) Diefer Paragraph ift, inſoweit er fich auf bie Behfiren der Dienerichaft bezieht, 
aufgehoben durch die unten folgende Minifterialverorbnung. 

8.26.* Fällt in Civilreht3anglegenheiten die Zahlung 
einer das Armenrecht genießenden Bartei oder dem von 
amtswegen beftellten Vertreter eines Abwefenden zur Lat, 
jo wird der jchuldige Betrag aus den Verlagsgeldern des Amtes vor⸗ 

eichoffen und in Vormerklung genommen. — Wird der Gegner einer 
Polchen Partei in den Erſatz der Gerichtäfoften verurtheilt, oder wird 
die gebürenfreie Partei durch den Ausgang des Nechtsitreites, oder auf 
andere Art sahtungafäßig, oder beſitzt die abweſende Bartei im Lande 
notorifch ein Bermögen, fo find die vorgemerften Beträge durch die 
Behörde einzutreiben. — Dauert die Bablungaunfähi feit der Partei 
über Ein Jahr nach rechtöfräftiger Enticheidung des töftreites, fo ift 
die vorgemerkte Gebür zu lölchen. 

*) Die ei > 1 und 8 find, tnfoweit fie fi auf die Gebüren der Dienerſchaft 
bezieben, durch die hg. dv. 22. Auguft 1899 aufgehoben. 

8. 27.) Wird eine andere Behörde um eine Amtshand- 
lung erſucht, für melche deren Beamte, Diurniften oder Diener eine 
ung an Commiſſions⸗ oder Neifeloften, an Zehrgeldern, Gang- 

eldern oder Zuftelungsgebüren anzufprechen — ſo werden die den 

eamten, Diurniſten und Dienern gebürenden Beträge, inſoferne ſie nicht 
ſogleich von den Parteien zu Handen der Diener (8. 21) zu vergüten 
ſind, aus dem Amtsverlage der requirirten Behörde vergütet, ohne 
Unterſchied, ob ſie ſelbſt oder die requirirende Behörde die allfälligen 
Erfätze der Partei für das Aerar einzuheben hat. — Kommen tote 
Auslagen bei Amtshandlungen vor, die auf Eriuchen ausländiicher Be⸗ 
hörden vorgenommen werden, jo iſt die ausländifche Behörde um Die 
Berichtigung der aus dem Amtsverlage vergüteten Gebüren zu erfuchen, 
und der eingehende Erjah für das Aerar zu verrechnen. 

*) Abfab 1 ift, inſoweit er fi auf die Gebüren der Dienerfchaft bezieht, aufge- 
hoben durd) die unten folgende Minifterialverorbnung. 

8. 28. Jeder Gerichtshof I. Inſtanz, dann die Bezirkägerichte, 
werden zum Behufe der vorfchufsweilen und reellen Bergütung ber 
Commiſſions⸗ und Netjegebüren der Beamten, der Behrgelder der 
Diurniften und Diener und der Ganggelder der Diener, und zum Be⸗ 
hufe der Vorfchufsleiftung für YZuftelungsgebüren (8. 26), mit einem 
bejonderen Amtsverlage auf Neifeloften und derlei Gebüren, gegen 
Empfangsbeitätigung des Amtsvorftandes, verfchen. Der Amtsvorftand 
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iſt berechtigt, wenn der eng tn auf ein Drittheil des urfprünglichen 
Betrages erihöpft ift, die Ergänzung desfelben anzuſuchen. Ueber 
den Amtöverlag hat der Amtsvorſteher halbjährig die ordnungsmäßig 
inftruirte Rechnung zu legen. Nach erfolgter Cenfurirung der Red)- 
nung wird die zur Ergänzung des Berlaged auf feine urjprüngliche 
Höhe erforderlihe Summe aus der betreffenden Staatscafje als zahlbar 
angewiejen. 


8. 29.*) VBerweigert eine zahlungspflidhtige Partei die 
Berichtigung der ihr nad) dieferBerordnung aufgerechneten 
Beträge aus unitatthaften Gründen, oder ift die unmittelbare Ein- 
hebung von derjelben nicht zu bewerfitelligen, jo ift fie zur Zahlung der 
ichuldigen Gebüren binnen einer kurzen Seiten unter Androhung der Ere- 
eution nn Nach Fruchtlofem Ablaufe diejer Frift ift gegen die 
fäumige Bartei, wenn es fi um in politifchen Angelegenheiten auf- 
gelaufene Gebüren handelt, nach dem 8.3 der kaiſ. V. v. 20. April 1854 
— und wenn es ſich um Gebüren in gerichtlichen Geſchäften 
handelt, die Pfändung und Schätzung der zur Deckung des Ausſtandes 
genügenden Fahrniſſe vorzunehmen, die Veräußerung derſelben bei der 
nächſten gerichtlichen Feilbietung anzuordnen, und aus dem Erlöſe der 
Ausftand fammt den allfälligen Erecutionskoften zu berichtigen. 

*) Diefer tft, infomweit er fich auf bie Gebüren ber Dienerſchaft be» 
zieht, aufgehoben durch die unten folgende Minifterialverorbnung. 
8 Tage, 8. 106 @. ©. 
*ss, Bahlımgdauftrag nad Formular 16 G. D. 

8. 30. Beichwerden wegen eines geſetzwidrigen Bor- 
ganges bei der Berechnung oder Einhebung folder Gebüren find bei 
der vorgelegten Behörde des Amtes oder Dieners, je nachdem fie gegen 
die Berechnung oder die Einhebung gerichtet find, anzubringen, und ord- 
nungsmäßig zu unterfucdhen und zu erledigen. Beichwerden dieſer Art 
und die hierüber aufzunehmenden ämtlichen Schriften find ftempelfrei; 
auch kann für die Buftelfung der Erledigung über eine ſolche gegründet 
befundene Beichwerde oder einer im Zuge eines dieferwegen eingeleiteten 
Difeiplinarverfahrens ergebenden Berfügung feine Zuftellungsgebür auf- 
gerechnet werden. 

8. 31. Die Gerihtshöfe I. Anftanz, fowie die Bezirkögerichte 
haben genaue Ausweiſe über die Entfernungen der Ortichaften vom Amts⸗ 
fige und untereinander zu verfajfen, und bezw. mit der Treisbehördlichen 
Betätigung verjehen im Amtslocale, jedermann zur Einficht zugänglich, 
anzuheften. 

Verordnung des Juſtizminiſters im Einvernehmen mit 
dem Finanzminiſter vom 22. Auguſt 1899, R. ©. B. Nr. 162, 
über die BZehrgelder, Sanggelder und Zuftellungsgebüren 
der Diener der Gerichte. 

Huf Grund des Artifeld XXXIV des Einführungsgefeßes zur 
Civilproceisordnung v. 1. Auguſt 1895, R. G. 8. Nr. 112, wird mit 
Wirkſamkeit vom 1. September 1899 an Nachfolgendes verordnet: 

8.1. Den Pienern der Gerichte gebürt für Amtshandlungen, die 
von ihnen in bürgerliyen Nechtsangelegenheiten in der Eigenfchaft als 
Bullftredungsorgane oder (im Verfahren außer Streitfahen oder Con⸗ 
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cursderfahren) als Gerichtsabgeordnete außerhalb der Amtslocalitäten 
vorgenommen werden, das Zehrgeld und Ganggeld nad) Maßgabe ber 
in den folgenden Baragraphen enthaltenen Beftinmungen. 

Bollitredungshandlungen, die lediglich im einer Zuſtellung be- 
iteben, (3. B. nad) 8. 294 E. D.), gelten nicht al3 Amtshandlungen im 
Sinne des Abi. 1. 

Selbftändige Berrichtungen des Vollftredungsorganes nach 8. 386 
der Geihäftsordnung für die Gerichte eriter und zweiter Inſtanz ge- 
währen nicht den Anſpruch auf eine abgefonderte Sebür, fondern bilden 
einen Bejtandtheil der nach Abſ. 1 gebürenpflichtigen Amtshandlung. 

Das Be aminin Kom hat einem Oberlandesgerichtäpräfibtum aus Anlaſs eimee 
concreten Falles bedeutet: 

1. Daſs die von Gerichtsdienern in bürgerlidien Rechtsſachen im Amtsorte feihft 
oder innerhalb einer Entfernung unter $°8 ometer, doc außerhalb des Gerichts: 
gebaͤudes vorgenommenen Amtshandlungen nur dann in das Reiſetagebuch einzu- 
tragen find, wenn neben ber feften Gebür bei ſolchen Amtshaudlungen im einzelnen Falle 
noch eine befondere Uebernadytungs» ober Ganggebür zu entrichten war ;\ 

3. daſs die wongsmeile Einbringung einer Geldfirafe aud in Strai- 
ſachen der für Amtshandlungen in bürgerlichen Rechtsſachen maßgebenben Gebüren- 
behandlung zu unterwerfen ift. (Mitth. J. M. VB. B., ©. 8317/1899.) 

8. 2. Das Zehrgeld gebürt im Betrage von einer Krone für jede 
einzelne Amtshandlung der im 8. 1 bezeichneten Art, mit Ausnahme 
von Feilbietungen. 

Wird eine Vollftredungshandlung zur Smbernnung Ancı For⸗ 
derung vorgenommen, deren Betrag oder Wert hundert Kronen nicht 
überſteigt, gebürt das Zehrgeld nur im Betrage von 50 Hellern. 

8. 3. Für die Vornahme einer Feilbietung gebürt das Zehrgeld 
im Betrage von zwei Kronen. 


Aus Anlaſs eines beſtimmten Falles hat das Juſtizmininiſterlum einem Ober⸗ 
landesgerichtspräͤſidtum mit Erlaſs vom 10. October 1899, 3. 21801, bedeutet: 

Die Gebür des 8. 3 der Berorbnung v. 22. Auguſt 189, R. G. B. Nr. 168, if 
ausdrücklich nur für die Bornahme einer Fellbietung beftimmt. Die nicht vor- 
N Feilbietung muſs daher nad) den Grundſätzen behandelt werden, die für Die 

brigen Bollftredungshandlungen mit Ausnahme einer wirflich vorgenommenen Feil⸗ 


bietung Eier 
uf die nicht vorgenommene Feilbietung haben daher die er der 
8. ——— und 7 entſprechend Anwendung zu finden. (Mitth. J. M. 8. B., 


F. 4. Nimmt eine gebürenpflichtige Amtshandlung — den Hin⸗ 
und Rückweg ungerechnet — mehr als einen vollen Tag in Anſpruch, 
jo gebürt das Behrgeld für die Yortjegung der Amtshandlung an einem 
folgenden Tage neuerlid). 

8. 5. Wenn der Diener eine Vollftredungshandlung mit Erlaub- 
nis de3 Gerichtsvorſtehers (8. 30 E. D.) zur Nachtzeit (8. 456.0.) 
vornimmt oder eine außerhalb der Nachtzeit begonnene Amt3handlung 
der im 8.1 bezeichneten Art nicht vor Mitternacht zu beenden imftande 
war, gebürt ihm, falls er nicht nah 8. 7 Anſpruch auf Zehrgeldzu⸗ 
ſchuſs hat, das Behrgeld in einem um 50 Procent erhöhten Betrage. 

8. 6. Wenn der Diener, um an den Ort der Amtshandlung zu 
gelangen, einen directen Hin- und Rückweg von mehr als 20 Kilometern 

urüdzulegen hat, ohne unterwegs eine weitere zehrgeldpflichtige Amts⸗ 
Dandfung vorgenommen zu haben, jo gebürt ihm für jeben über 
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20 Kilometer zurüdgelegten weiteren Kilometer biefes Hin- und Rüd- 
weges ein Ganggeld von 5 Hellern. 
Der Umftand, daſs dabei ein Mafjentransportmittel benützt werden 


Fomuie, Dat Daran eben nl — — 
e Anfrage, end Die Verechnung bes gelded nad) $. 6 ber 
J. M. B. v. 83. Auguſt 1899, R. G. B. Nr. 162, bei Rundbgängen, — heißt in 
Fallen, wo der Diener mehrere Amtshandlungen an verfchiebenen Orten vornimmt und 
erfi Vornahme diefer Amtshanblumgen in den Amtsort zurüdtebrt, hat das Juſtiz⸗ 
minifterium mit bem Erlafle v. 18. Februar 1900, 3. 100, hhitehendes eröffnet : 

Die Beſtimmung des $. 6 cit., wonach das dort normirte Ganggeld nur dann 
dem Diener gebürt, wenn er unterwegs feine weitere zebrgelbpflichtige Amtshandlung 
vorgenommen Hat, iſt analog auch auf Rundgänge anzumenden. 

Obiger Beitimmung liegt der Gedanke zugrunde, dafs ein einmaliges Zehrgeld 
auch die Vergütung für einen Weg von höchften® 20 Kilometer in ſich fhließt, daſs da- 
her, wenn ber zurüdgelegte Wen mehr ald 20 Kilometer beträgt, eine Wegvergätung in 
Form eined Ganggeldes von 5 Hellern per Kilometer plabgreift, joferne dieſe Wegver- 
gütung nicht durch ein zweites, drittes 2c. Zehrgeld erſetzt wird. 

Da bei Rundgängen die Begriffe von Hin- und Rückweg nicht ſcharf vonein- 
ander zu fcheiden find, vielmehr oft tneinander übergeben, jo empfiehlt es fi, nicht die 
einzelnen Theilftreden, fondern bie ganze Wen e, die der R ang umfafst hat, 
zur Baſis der Ganggeldberechnung zu macen. 

Dies geihieht, indem man von der ganzen in Kilometern ausgebrädten Länge 
des Rundganges fo vielmal 20 Kilometer abzieht, als die Zahl ber gehegelbpflichtigen 
a aanblungen beträgt und die übrig bleibende Zahl von Kilometern mit ie 
5 Hellern entlohnt. 

Werben auf einem Rundgange neben gebürenpflichtigen auch gebürenfreie Amts⸗ 
handiungen vorgenommen (die nad) 88. 10 11 eit. außer Betracht zu bleiben haben), 
fo muf8, um eine Schädigung der gebürenpflichtigen Parteien hintanzubalten, bei der 
Ganggaeldberechnung von der Fiction audgegangen en, als ob der Diener bloß die⸗ 
jenigen Orte berührt hätte, in benen er ra e Amtshandlungen vorgenommen 
hat. Der Zehrgeldzuſchuſs, der ſich ausſchließlich als Erjag der Uebernachtungsauslagen 
——— bei der Ganggeldbberechnung außer Betracht zu laſſen. (Mitth. J. M. V. B., 
S. 5) 

8. 7. Wenn der Diener genöthigt ift, wegen Vornahme einer 
Amtshandlung der im $. 1 bezeichneten Art oder wegen der durch die 
Rückſicht auf Zeit und Kofteneriparung bedingten Bereinigung mehrerer 
folder Amtshandlungen über Nacht auszubleiben, jo gebürt ihm ein 
Zehrgeldzuſchuſs von zwei Kronen für jede Uebernadhtung. 

Im zweiten alle ift der Zehrgeldzuſchuſs auf die vereinigten 
sehrgeldpflichtigen Amtshandlungen zu gleichen Theilen zu verteilen, 
e3 wäre denn, daſs das Uebernadhten offenbar nur durch die auf eine 
oder einzelne diefer Amtshandlungen verwendete Zeit verurfacht wurde. 


8.8. Wenn durch Organe des Gerichtes (Diener oder Bujtellboten) 
Zuſtellungen oder andere Amtshandlungen in Strafſachen außerhalb des 
Amtsortes vorgenommen werden, jo gebürt für jeden Gang ohne Rück⸗ 
fiht auf die Baht der vorgenommenen Amtshandlungen oder Zuſtel⸗ 
lungen ein Ganggeld von 60 Hellern, ferner, wenn der directe Hin- 
und Rückweg mehr ald 20 Kilometer beträgt und auf demielben Gange 
nicht auch Schon ein Anſpruch auf Ganggeld für eine Amtshandlung in 
bürgerlichen Rechtsangelegenheiten entftanden ift, überdies das Ganggeld 
nad) 8. 6, endlih unter der gleichen Borausiegung, wenn auf dem 
Gange übernachtet werden mufste, der Zehrgeldzuſchuſs nach 8. 7. 

Für einen Gang in Straffadhen, der dur einen Diener eines 
Gerichtes in Wien im Gemeindegebiete der Reichſshaupt⸗ und Nefidenz- 
ftadt innerhalb der zweiten oder dritten der mit der Verordnung des 
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zu isminifteriumd im Einvernehmen mit dem inanzminifterim v. 
pril 1892, R. G. B. Nr. 67, feſtgeſetten Zonen vorgenommen wird, 
— das Ganggeld nad Abfap 1 
Für Dalmatien findet die Vorſchrift des erften Wbfchnittes 
nur infofern Auwendung, als nit nad $. 15 ber Rerorbnung 
des Juftizminifteriums im Einvernehmen mit den Miniflerien bes 
Innern und der finanzen v. 21. Zuli 1897, 8. 153856, 2. G. 8. für 
Dalmatien Nr. 8 cx 1898, Zuftellungen in straffachen koſtenlos zu 
beforgen find. 
Einzelne concrete Yälle haben dem Juftigminifterium Anlaſs gegeben zu nad” 


NEheRDE ungen: 
. Durd 8. 16 obiger — ſind die ein en der 88. 19, 26 umb 
27, Pi 1, der Minifteriaiverorbnung v. 3. Juli 1854, a8. Ara 169, infoweit fich 
diefelben auf die Gebüren der Dien ft beziehen, her 
Es find daher für oe en € ne d von dem mit ber 
Yahlungsbetreibung betrauten Beamten nach 8. 104 ©. DO. geführt werben, den Dienern 
eine Gebüren aus ben — eldern auszubezablen. Da die —W der — 
cution zur — eldſtraſe in eine Yreiheitäftrafe oder zur Abſchreibung 
des Koftenerfages oder der Gebür führt, und damit feftgeftellt eridyeint, dafs der Ber- 
pflichtete als arm im geſetzlichen Sinne anzujehen iſt, nr ift auf ſolche Fälle (in denen 
chen nur der Berpflichtete zur Dedung der Gchür herangezogen werden Tann) 8. 10 der 
Verordnung analog anzumenden. 
Es wird fid) daher empfehlen, ſolche (vorausfichtlich erfolglos bleibende) Exe⸗ 
ig fen seh gleichzeitig mit anderen vornchmen gu lafjen, bei welchen Die Gehären einbring- 
ein werb 
Unter Gang (8. 8) Tann nur bie jebedmalige Uusfendbung des Dieners (Bosen) 
ehufs Beforgumg von Buftellungen oder Bornahme anderer Amtshandlungen in & 
—— des Amtsortes verſtanden werden, ohne Rückſicht auf Be hiebei ver- 
wenbete Be 


Falls das Ausbleiben vom Amtsorte mehrere dauert, fo gebürt un Diener 
an) für die 20 Kilometer überfteigende Strede des - und Rü wege das höhere 
Gange von 5 h für den Stilometer und als Uebernachtungsgebär ein ehrgeldzuſchuſa 
K, falls die im 8. 8 gegebenen Vorausſeyungen zutreffen. 
Bern nebenbei vom Tiener noch reine Sivilsufellungen beſorgt werden 
fo bleiben dieſelben ohne Cinflufs auf bie Berechnung obiger Gebüren (88. 1, 6 und 7, 
ſalls nicht hiefür ein befonderer Aufwand von Zeit und Weg verwendet worden ift. 
8 lönnen Daher nur die für Die Bejorgun dieſer Strafamtkhandlung noth⸗ 
— Koſten unter Ausſcheidung bes für bie Civilzuftellungen etwa erforderlichen 
— gi und Segaulmandeh ya werben. 
Ganggebür im Stun 8. 8 tommt dem Diener ohne Rückicht auf dic 
Entfernung vom Amisorte zu, bo mujs die Amtshanblung außerhalb bed Amtsortes 
— — du Als Amtsort aber gilt die Ortichaft, in deren Umfang das betreffende 
nen 
Die Beg —— eines außerhalb des Amisortes commiſſionirenden Beamten 
in deſen Wagen gewaͤhrt dem Diener an ſich keinen Auſpruch auf eine Gebür. Solche 
Begleitung wird jedoch nur dann ſtattzufinden Beben wenn der Viener an dem — 
— me der Amtshandlung beftimmtien Orte zur Vornahme von Amtshandl 
3. uftellung von Ladungen 2c., bendtbigt wird oder etwa als Ausruicr bei 
ee an Ort und Stelle vorgenommenen Realverfleigerung mangels eines = 
cigneten Genieindeorgans verwendet werben muſs. In diefen Fällen ift — dem Diener 
die für die betreffende Amtshandlung entfallende Gebür Fanngeld nad) 8. 8, Zehrgeld 
nach 8. 1) zuznerfennen. (Mitth. J. M. 3. B., ©. 866/1899 
Gebüren für Bollftredung&handlungen ne Diener. Da bei ben Ge⸗ 
richten m Oberlandesgerichtsſprengels verichiedenartige ee über die An- 
wendung der Minifterialverordiiung v. 23. Auguſt 189, N ‚ beobadıhtet 
worden ‚ jo hat das Juſtizminiſterium unterm 25. October 1900, * "16478, bie 
Erlaffung jolgenbe: Belehrung an diefe Gerichte genehmigt. 
1: ift bereits anerlannt, dafs die Ve — der Minifterialverorbnung 
23. Uuguft 189, R. &. B. Nr. 162, audı bei ben enigen —— ber 
Diener Gerichte zu befolgen Rod, die be ufs —— Eintreibung der 
8. 104 G. O. bezeichneten Gebüren, Strafen un &Il Be vorgenommen werben, und in 
den Mittheilungen bes Juftigminifteriaiverordnungsblattes ©. 865 ex 1899 darauf bin- 
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— worden, wie man ſich beziiglich der Erfolgloſigkeit ſolcher Executionen zu ver⸗ 


a fih neuerdings bei manden Gerichten Zweifel in eier aan, ergeben 
haben, jo wird zur Bermeibung einer unrichtigen Handhabung ber sbeitirten Borichriit 
— ehe das Ausmaß des Zehrgeldes fich bei foldyen tionen felbftverftändlid) 

nad) dem Betrage der einzuhebendben — Geldſtrafe ꝛc. (8. 2 cit. Vor⸗ 
—— und nicht nach dem — — an igen Ko, taſache richtet, und a et 


— des Wohnort as mtöhanblung nad 
Hichleit wond Ir Stegentlich pre Aimtahandlungen auszuführen ie um ein allen: 
falls gebü anggeld bei folchen zumeift gengfüsige eträge betreffenden Ver⸗ 


hingen zu — 
— fich um die Einbringung der geringen Beträge an ruckſtaͤndigen Zu⸗ 
eit, ift eine unverhältnismädige Belaftung zahlungsjähiger und zahlunge- 
ee er — ſchon deshalb ausgeſchloſſen, weil der een Eintreivung Die 
en Zahlungsauftrage® vorangeht, wofür nad $. 107 1.3, G. ©. aud 
den Gerichtsdiener eine Gebür nicht einzu eben tft, Daber ungeachtet 
——— Eutrichtung in gelegentlich der Zuftellung noch immer dic 


tfenefe igung ermöglicht 
— — des im 8. 379, Abſ. 2, G. O. vorgeſehenen gleichzeitigen Vollzuges 
ftraͤge, welche gleichartige Greentionen gegen denſelben Berpflichteten be⸗ 
* iſt die Bahl der zehrgeldpflichtigen Amtshandlungen nad der Bahl der hiebei 
—2 alſo an Errichiung bejonderer Bollitredungsprotololle vorgenommenen 
u bemeffen. 
ollzugshandiungen, die tin Wusführung eines und desfelben Auftrages 
gegen — erpflichteten in en Bocalen desfelben Ortes vorgenommen 
w A nur ein Brototoll aufau 
Die bloße Anmerkung des — einer Executionshandlung auf einem anderen 
Vollſtrecungaprotołoſſe oder die Erſtattung eines Fehlberichtes hierũber zählen nicht als 
sehegeibuflänige Bmmtsganbiungen 
8. Ebenſo gebürt in jenen Fällen, in denen in ciner und derjelben Executions⸗ 
ſache Bolfzedungshambtungen gegen mehrere Verpflichtete vorzunehmen find, ohne 
auf Entfernung der Wohnlige der Verpflichteten oder die Beit der 
— me der ee das Zehrgeld für jede einzelne diefer Vollſtreckungs⸗ 
en. 
Nur dann, wenn eine Executionshandlung gegen mehrere Berpflichtete vorgenom- 
mean wird, die entweder in ee a ze font in einer 
Gemeinfcaft leben und die Vollzugshandlung fih auf das ihnen gemeinſchaftliche Ver⸗ 
mögen a aan die Bollzugshandlung uur als eine gchrgelbpflichtige Aıntshandlung. 
., ©. 258, 259/1900.) 

8.9. Ben durch Organe des Gerichted (Diener oder Zuſtell⸗ 
boten) Zuftellungen in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten in oder außer 
Streitſachen an Orten vorgenommen werden, die vom Amtsorte mehr 
als 38 Kilometer entfernt find, ift für jede "Buftellung — ausgenommen 
jene, bie bei Vornahme einer Amtshandlung der im 8. 1 bezeichneten 
Art vollzogen werden — eine Gebür von 34 Hellern zu entrichten. 

Die Vertheilung der einnehobenen YZuftellgebüren auf die zu- 


ftelenden Organe wird durch befondere Borjchriften*) geregelt. 

Den Dienern in Wien gebürt für die Zuftellung von Zahlungs- 
verboten an ben Drittjchuldner (8.294 E. O.) in der zweiten oder dritten 
Bone das im 8. 9 der Verordnung des Auftizminifteriums im Ein- 
vernehmen mit dem Finanzminiſterium v. 3. April 1892, R. G. 2. 
Nr. feitgejebte un 

ES die 3 2 ®. 36. Auguit 189%, J. M. B. B. Wr. 3, und v. 
17. Kuga 1 B. B. Kr. 35, bei 8. 870. 

8. 10. Bean zur Entrichtung des Behrgeldes, Zehrgeldzuſchuſſes, 
Sanggeldes oder vr Buftellgebür eine Partei verpflichtet ift, Die Das 
Armenrecht genießt, fo ift die Amtshandlung oder Zuſtellung in der 
Regel gebürenfrei vorzunehmen. 

50* 
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Eine aus diefem Grunde gebürenfrei vorgenommene Amtshandlung 
bleibt bei Berechnung des Ganggeldes für eine weitere, auf demielben 
Gange vorgenommene Amtshandlung, jowie bei Vertheilung bes Behr- 
geldzufchuffes auf mehrere Amtshandlungen außer Betracht. 

Nur wenn zu Gunſten eines betreibenden Gläubiger, der das 
Armenreht genießt, Vollftredungshandlungen vorgenommen werden, 
tritt die Pflicht zum Erfage der Gebür aus dem Erlöfe ein, falls ein 
ſolcher bei der Hrangsbollitrefung erzielt wurde. 

Siehe oben bei 8.8, Mitth. 3. M. 3. B., ©. 865, 8. 1. 

8. 11. Wenn zur Entridhtung des Behrgeldes, Zehrgeldzuſchuſſes, 
Ganggeldes oder der Zuftellgebür eine Partei verpflichtet ift, für die im 
Sime des $. 276 a. 6. ©. 8. ein Eurator beftellt worden iſt, fo find 
die Gebüren in einem Berzeichniffe vorzumerken und bei Eintritt der 
im 8.26, Abf. 2, der Beror —— Miniſter des Innern, der Juſtiz 
und der Finanzen v. 3. Juli 1864, R. G. B. Nr. 169, bezeichneten 
Vorausſetzungen von der Partei einzuheben. 

Dauert die Zahlungsunfähigkeit der Partei über ein Jahr nach 
rechtskräftiger Entſcheidung der Angelegenheit, in welcher der Curator 
für ſie beſtellt wurde, ſo entfällt die Gebürenpflicht. 

8.12. Die Finanzprocuratur iſt zur Entrichtung der Zehrgelder, 
— Ganggelder und Zuſtellgebüren gleich anderen Parteien 
verpflichtet. 

8.13. Die Zuſtellgebüren find nach Vorſchrift der 88. 369, Abi. 2, 
und 104 u. ff. der Geichäftsordnung für die Gerichte erfter und zweiter 
Inſtanz einzuheben. 

Buftellgebüren, die über Erſuchen eines anderen Gerichte ein- 
gehoben werden (8.105, Abf.3, G. O.), find bei dem erſuchten Gerichte 
in Empfang”) zu ftellen. 

*) Siehe die J. M. 8. vom 234. Auguſt 1899, J. M. 8. B. Nr. 34, dei 8. 370. 

8. 14. Die Behrgelder, Zehrgeldzufchüfle und Ganggelder in 
bürgerlichen NRechtsangelegenbeiten find von dem Buftellungsbeamten, 
oder, two Erecutiond- und YZuftellungsabtheilungen beitehen, von deren 
Leiter zu bemeſſen und nad $. 104 ff. der Geſchäftsordnung einzu- 
—— Die Ausfertigung der Gebürenzettel obliegt dem bemeſſenden 

eamten. 

Die Richtigkeit der Bemeſſung iſt von Zeit zu Zeit durch den 
Gerichtsvorſteher an der Hand des Reifetagebuches, des Erecutionsbuches, 
und der Acten mittels Stichproben zu prüfen. 

8. 15. Die Ganggelder und Zehrgeldzuſchüſſe in Strafſachen find 
nah Maßgabe des 8. 5 der Verordnung des Juſtizminiſteriums v. 
16. December 189, J. M. V. B. Nr.25, monatlid zu liquidiren und 
aus en Berlage zur Beitreitung der Koften der Strafredhtspflege aus- 
zuzahlen. 

8. 16. Die 88. 15 bis 23 der Verordnung der Minifter des 
Annern, der Juſtiz und der Finanzen v. 3. Juli 1854, R. G. B. 
Nr. 169, dann die 88. 25, 26, Abi. 1 und 3, 8. 27, Abi. 1, und 8.29 
diefer Verordnung, infoferne fie fih auf die Gebüren der Dienerichaft 
beziehen, endlich 5.10, Ab. 2, der Verordnung des AYuftizminifteriums 

” Einvernehmen mit dem Yinanzminifterium v. 3. Wpril 1892, 
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R. G. B. Nr. 67, treten mit dem Beginne der Wirkſamkeit der gegen- 
mwärtigen Verordnung außer Kra 

Ebenſo treten mit dem Beginne der Wirkſamkeit der gegenwärtigen 
Berorduung die Berordnung des Yuftizminifters im Einvernehmen mit 
dem Yinanzminifter dv. 29. März 18%, R. ©. B. Nr. 60, und die 
Verordnung des Auftizminifterd im Einvernehmen mit dem Finanz- 
minifter v. 25. Mai 1899, 8. 10410, Landeögefepblatt für Dalmatien 
Fr. 10, außer Kraft. 

Die im Einvernehmen mit den WMinifterien des Innern und der 
Finanzen erlafiene Verordnung des SYuftizminifteriums dv. 21. Juli 1897, 
8 15356, L. ©. B. für Dalmatien Nr. 8 ex 1898, wird durch die 

eitimmungen der gegenwärtigen Verordnung nicht berührt. 


Berordnung des Zuftizminifters im Einvernehmen mit 
dem — vom 20. September 1900, R. G. B. Nr. 166, 
über die Gebüren der Dieuer der Gerichte bet denjenigen 
Dienftreijen und Dienftgängen, die nidht unter die Beftim- 
—— der Verordnung v. 22. Auguſt 1899, R. G. B. Nr. 162, 

allen. 

Auf Grund des Artikels XXXIV des Einführungsgeſetzes zur 
Civilproceſsordnung v. 1. Auguſt 1895, R. G. B. Nr. 112, wird 
Folgendes verordnet: 

8. 1. Bei allen von Dienern der Gerichte unternommenen Dienſt⸗ 
reifen und Dienftgängen, die nicht unter die Beitimmungen der Ver⸗ 
ordnung dv. 22. Auguſt 1899, R.G.8. Nr. 162, fallen, alfo insbejondere 
bei vorübergehenden BZutheilungen zu anderen Gerichten, bei der Bor- 
nahme einer von amtswegen und ohne Gehaltserhöhung verfügten 
Ueberfiedlung und in Fällen der Begleitung von commiflionirenden Ber 
amten durch einen Diener, gebürt den Dienern: 

a) das Taggeld, 

b) die Reitetoftenvergütung, 

c) die Ueberfiedlungsentichädigung 
nad Maßgabe der in den folgenden Paragraphen enthaltenen Be- 
ftimmungen. 

8.2. Das Taggeld ftellt fich als eine Paufchalentihädigung für 
Behr: und allfällige Uebernachtungskoſten des Diener dar und beträgt 
für jeden Tag der Dienſtreiſe, des Dienftganges und der vorübergehen- 
den Yutheilung 2 K 50 h. 

3. Wenn ein Diener bei Gelegenheit von Dienftreifen und 
Dienftgängen, die unter die gegenwärtige Verordnung fallen, Amts⸗ 
handlungen vornimmt, die in Öemäßpeit der Verordnung dv. 22. Auguſt 
1899, R. G. 8. Nr. 162, zehrgeldpflichtig find, jo gebüren ihm die be- 
treffenden Zehrgelder neben dem Taggelde. 

8. 4. Die Reifeloftenvergütung ftellt fi) als ein Erſatz der dem 
Diener für feine Berfon durch die Dienftreife oder den Dienftgang ver- 
urſachten Transportauslagen dar; fie gebürt dem Diener nad) Maßgabe 
folgender Beftimmungen: 

a) in Fällen, in denen der Diener einen commiffionirenden Beamten 
begleitet und dem lebteren die Aufnahme einer befonderen Yahr- 
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elegenheit (Wagen, Barke) geftattet iſt, Hat der Diener diefelbe 
* elegenheit zu benützen, es entfällt daher ein Anuſpruch auf 
Reijeloftenvergütung für den Diener. 

b) Wenn der Amtsort mit dem Neifeziele auf der ganzen Strede, 
oder auf Theilftreden, mittel3 Maflentransportmitteln, wie Eiſen⸗ 
bahn, elettrifhe oder Pferdebahn, Omnibus, Stellwagen, Dampf 
boot u.ä., verbunden ift, der beftehende Fahrplan eine zwedent- 
Iprehende Benützung diefer Transportmittel geftattet und ber 
unter a erwähnte Fall nicht eintritt, fo gebürt dem Diener bie 
Vergütung des tarifmäßigen Fahrpreiſes, und zwar bei Eiſen⸗ 
bahnen nach der dritten, bei Dampfbooten nach der ziveiten und 
bei anderen Xransportmitteln, bei denen eine Theilung nad) 
Claſſen befteht, nach der unterften Claſſe. Hiebei find etwa be 
ltehende Fahrpreisermäßigungen zu berüdfichtigen. 

ec) Für Streden, auf die weder der unter a noch der unter b er- 
wähnte Fall Anmendung findet, hat der Diener auf eine Meg- 
entichädigung im Betrage von 5 h für jeden Kilometer des Hin- 
und Rückweges Anſpruch; doch find die Wege zwiſchen der Eiſen⸗ 
badnftation oder dem Dampfbootlandungsplage und dem un- 
mittelbar angrenzenden Amtsorte oder Neileziele bei der Be- 
rechnung der Wegentſchädigung außer Betracht zu laſſen. 

d) Bei Dampfbootreijen gebürt dem Diener in Fällen, mo das Dampf- 
boot nicht am Landungsplatz anlegt, der Erfaß der tarifmäßigen 
Ein- und Ausſchiffungskoſten. : 

e) Bei vorlibergehenden Zutheilungen unb bei Ueberfieblungen hat 
der Diener Anſpruch anf den Erjag der tarifmäßigen Eifenbahn-, 
Dampfboot- oder Poltgebür für den Transport von 25 Kilo- 
ramm Reiſegepäck, ſoweit die betreffende Verlehrsanftalt kein 
Freigepäd gewährt, ferner der mit dem Gepädtransporte ver- 
bundenen Manipulationg- und Stempelgebüren. Bei Benübung 
von Berlehrsanitalten, die die Gepädstransportgebüren nad je 
10 Kilogramm abftufen und fein Freigewicht gewähren, ift ber 
Diener berechtigt, den Erjat der Trandportgebliren für 30 Kilo 
gramm anzufprechen. 

.5. Wenn ein Diener bei Gelegenheit von Dienftreifen und 
Dienftgängen, die unter die gegenwärtige Verordnung fallen, Amts 
handlungen oder Gänge in Straffahen vornimmt, die in Gemäßhelt 
der Verordnung v. 22. Auguft 1899, R. G. B. Nr. 162, ganggeld- 
pflichtig find, b ebüren ihm die betreffenden Ganggelder nur für die 
außerhalb der one liegende Sirede. 

$. 6. Bei Dienftgängen im Gebiete des Amtsortes findet ein 
Anſpruch auf Taggeld und Reifeloftenvergütung gar nicht, bei Dienft- 
gängen und Dienftreijen in Ortfchaften, die vom Amtsorte nicht mehr 
als 3°8 Kilometer entfernt find, nur unter den in der Minifterial- 
verordnung dv. 3. December 1859, R. &. B. Nr. 221, feſtgeſetzten Be- 
dingungen ftatt. 

8. 7. Die Ueberliedlungsentihädigung ift nur bei der Vornahme 
einer von amtöwegen und ohne Gehaltserhöhung verfügten U ed» 
lung zuläſſig und ftellt fi) al8 eine Baufchalentihädigung für alle 
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Diejenigen Auslagen dar, die mit ber PDienftortsänderung verbunbe 
find, zu deren Dedung jedoch weder das Taggeld (8. 2), noch die Reife: 
fojtenvergütung (8. 4) beftimmt ift. 
abert Die Ueberfiedlungsentichädigung darf den Betrag von 80 K nicht 
überfteigen. 
Der Diener hat die den Anſpruch auf Ueberfiedlungsentichädigung 
begründenden Auslagen mittel3 Reiſerechnung nachzuweiſen. 

. Wenn ein Diener dauernd ober vorübergehend mit der Ge⸗ 
fangenanfficht betraut wird, haben auf Dienftreifen nud Dienftgänge, 
Die von ihm in Ausüb der Gefangenaufficht unternommen werden, 
die * das Gefangenaufſichtsperſonal zu erlaſſenden Vorſchriften An- 
wendung zu finden. 

8. 9. Dieje Verordnung tritt mit dem Tage der Kundmachung 
in Wirkſamkeit. 

Ueber die Gebüren der Beamten, Dinrniften und Diener 
bei den Gerichts- und ftaatsanmwaltihaftliden Behörden in 
Bien für Amtshandlungen außerhalb des Gerichtögebäudes fiehe die vom 
re here im Einvernehmen ann dem Finanzminifterium erlaflene 

. 3. April 1892, R. G. B. Nr. 6 


*8,10, — biefer v. cn 8. v. 22. Auguſt 1899, R. G. 8. 
Ar. 168, aufgehoben e 


Hinfichtlich ber Zuſtellungen durch Zuſtellungsboten in Dal- 
matien und der von denjelben einzuhebenden Gebüren gilt vom 1. Oc- 
tober 1897 an die J. M. V. v. 21. Juli 1897, 8. 15356. —— 
geblieben, 8. 16, M. V. v. 22. Auguft 1899, R. G. B. Nr. 162 

Ueber die Gebüren der Diener der Gerichte in — für 
die Vornahme von Lg unter Bi Ar Seeweges fiehe 
M. V. v. 29. Mai 1900 2.8.2. für Dalmatien 

6.370. Die von jedem Diener (YZuftellboten) einzuhebenden 
Buftellungsgebüren find am Schlufje des Monates aus dem Zu⸗ 
jtelungsbuche zu ermitteln. [Die aus fämmtlichen Buftellungs- 
büdern fi) ergebende Summe ſammt den mitteld Zahlungs: 
auftrages eingehobenen Zuftellungsgebüren bilden einen Fond, 
der nach einem auf Grund des 8.23 der Miniſterialverordnung 
vom 3. Zuli 1854, R. G. B. Nr.169, und des Auftizminifterial- 
erlafies vom 28. März 1883, 8. 5275, vom Gerichtsvor⸗ 
ſteher feitgeftellten Vertheilungsichlüffel unter die Diener und 
HZuftellboten zu vertheilen ift.]') LWeberjteigt die Summe der Ge⸗ 
büren, die er einzuheben hatte, den auf einen Diener oder Zuftell- 
boten entfallenden Betrag, ſo bat er den Ueberſchuſs abzuliefern. 
Kleine Beträge können ihm auch auf Verrechnung im folgenden 
Monate belafjen werden. Ergibt fich nach vorgenommener Ber- 
theilung ein Ueberfchufs, fo ift Diefer in das Geldbuch einzutragen 
und mit Jahresſchluſs an das Präfidium des Oberlandesgerichtes 
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abzuführen. Die abgeführten Ueberichüffe find nach den hierüber 
vom Juſtizminiſter erlaffenen Anordnungen zu verwenden. 

Sm Bedarfsfalle kann der Gerichtövorfteher die Verred- 
nung in fürzeren Bwifchenräumen anordnen. 

Mit Zuftimmung des Juſtizminiſters kann der Oberlandes- 
gerichtspräfident für alle oder für beitimmte Gerichte verfügen, 
dafs jeder Diener oder Zuftellbote nach der Rückkehr von einem 
Dienftgange die eingehobenen Buitellungsgebüren an den mit 
der Führung des Geldbuches betrauten Beamten abzuliefern hat. 


1) 8. 370 erfuhr eine Abänderung durch folgende Vorſchriften: 

Bdg. des J. M. v. 24. Auguft 1899, J. M. V. B. Nr. 34, be⸗ 
treffend die Gebarung mit den eingehobenen Zuſtellge— 
büren. An alle Gerichte. 

Vom 1. September 1899 angefangen — für die Gebarung 
mit den einfließenden Zuſtellgebüren die nachſtehenden Vorſchriften zur 
Anwendung zu kommen. 

1. Die bei jedem Bezirkögerichte mit Monatsichluj8 nad 8. 370 
G. O. und unter Bedachtnahme auf 8.13, Abf. 2, der Vdg. v. 22. Auguſt 
1899, R. G. 8. Nr. 162, ermittelten Eingänge an Buftellgebüren Ind 
unächft zur Bezahlung des vertragsmäßigen Lohne: an die etwa be- 
Steßenden Buftellboten zu verwenden. Sodann ift jedem Diener, der zu 
mehr al3 zwei Drittel feiner Zeit im reinen Zuftellungsdienjte (d. 5. 
ohne zugleich Voljtredungshandlungen vorzunehmen) außerhalb bes 
Amtsortes und des Umkreiſes der nicht mehr als 3°8 km entfernten 
Ortichaften verwendet wird, eine Paufchalwegentfchädigung von monat- 
ih 15 K*), und jedem Diener, der ebenfo zu mehr ald einem, aber 
nicht mehr als zwei Drittel verwendet wird, eine Baujchalwegentichädi- 
gung von monatlich 10 K*) ausjubezahlen. Solcdheu Dienern, die zwar 
auf Zuftellungsgängen der bezeichneten Art verwendet werden, obne 
gleichzeitig zehrgeldpflichtige Amtshandlungen zu verrichten, jedoch nicht 
über ein Drittel ihrer Zeit, ift, wenn diefe Verwendung in Summe 
mindeftend zwei volle Tage im abgelaufenen Monate ausmachte, eine 
angemejjene Wegentjchädigung bis zum Höchftausmaße von 5 K*) an- 
umeijen. 
? E Diefe Beträge wurden mit J. M. 2. v. 17. Auguſt 1900, J. M. V. B. Nr. 35 

beſtimmt. 

Das Verzeichnis der bei jedem Bezirksgerichte nach den gepflogenen 

Erhebungen auszuzahlenden — ——— wird im Wege 

der Oberlandesgerichtspräſidien abgeſondert bekannt gegeben werden. 

2. Ueber die vollzogene ee und Verwendung der Zu⸗ 

ftelfgebüren ift bis zum 8. des folgenden Monates ein Ausmeis*) nad 

Form. A. dem Formular A an das Oberlandesgerichtspräfidium ohne Vorlage 
bericht einzufenden. 

*, Die für bie aaffellinten an die Kranlencafien bezahlten Beträge finb in die 


ert einzufegen. (Siehe J. M. 8. v. 12. Februar 1900, J. M. 
Kzp. 8.). 


Die jich ergebenden Ueberſchüſſe find gleichzeitig an das Ober- 


Monatsausweiſe abgefo 
8. 8. Nr. 9 bei 8. 16 
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landesgerichtspräfidium abzuführen. Die dem Chedverlehr des Poit- 
iparcafjenamtes angeſchloſſenen Gerichte haben ficy hiezu des Cheds zu 
bedienen. Den übrigen Bezirkögerichten ift zum Zwecke der Abfuhr 
eine angemefjene Zahl von Empiaugderlagaftteinen für das Conto des 
Oberlandesgerichtspräfidiums durch dieſes zur Verfügung zu ftellen. 

3. Beigt fich bei einem Bezirksgerichte, daſs Ueberſchüſſe nicht 
regelmäßig vorfommen und durch die Abgänge anderer Monate com- 
penfirt werben, jo Tann ein ſolches Bezirkögericht von der monatlichen 
Abfuhr der Ueberichüffe enthoben werden. Leptere find jodann im Geld- 
buche zu verwahren, zur Tilgung jpäterer anne zu verwenden nnd 
in on Verwendungsausweiſe des folgenden Monates in Rechnung 
zu ſtellen. 

4. Wenn ber Verwendungsausweis eines Bezirksgerichtes einen 
unbededten Abgang zeigt, hat das Oberlandesgerichtspräfidium denfelben 
aus den bei ihm eingefloflenen Weberihüflen durch Anweiſung des ent- 
iprechenden Betrages an das Bezirksgericht zu decken. 

5. Im Monate Jänner eined jeden Jahres haben jämmtliche 
Bezirlögerichte eine das Ergebnis des abgelaufenen Jahres umfaſſende 
Geſammtberechnung dem Oberlandesgerihtspräfidium zu erjtatten, wozu 
die zweite Betragsipalte des Formulars A und deſſen Schiufsfpalte in 
der im Formular egemplificirten Weije zu verwenden ift. Nach, er- 
folgter Prüfuyg durch das Nechnungsdepartement ift eine alle Bezirks⸗ 
gerichte umfafjende Geſammtnachweiſung nad) Formular B anzufertigen Form. B. 
und mit thunlichiter Beichleunigung dem Yuftizminifterium vorzulegen. 

6. Das Sujtizininiftertum nimmt in Ausſicht, aus den nad) der 
Geſammtabrechnung verbliebenen Ueberſchüſſen, die mit Jahresſchluſs 
an Orten mit theueren Lebensbedingungen in Verwendung geftandenen 
Diener der lebten Gehaltsclaffe mit gleichen, jedoch in ihrer Höhe nad 
* Theuerungselaſſen der Gerichtsſitze abgeſtuften Beträgen zu be- 
tHeilen. 

Aenderungen, welche in den für die Betheilung maßgebenben Ver⸗ 
hältniffen eines Dieners in der Zeit vom Jahresſchluſſe bis zur Aus- 
zahlung eingetreten find, berühren den erworbenen Betheilungsanſpruch 
im allgemeinen nicht. Stirbt ein Diener in der Zwifchenzeit, jo haben 
auf die Betheilung jene Angehörigen Anfpruch, die in den Genuſs einer 
normalmäßigen Berforgung getreten find, und zwar in erjter Linie die 
Witwe, bei deren Abgang die im Genuffe einer Waifenpenfion ftehenden 
Doppelwailen. Diener, gegen welche eine Difciplinarunterfuhung an⸗ 
Hängig ift, können erſt nad) rechtsfräftiger Beendigung betheilt werden, 
und auch dann nur, wenn nicht auf eine der im 8. 64 G. O. G. unter 
d und e bezeichneten Strafen erfaunt wurde. 

7. Wenn bei einem Bezirkögerichte vorübergehend zum Erſatze für 
einen abgängigen Diener ein Uushilfsdiener gegen Tag-, Wochen» oder 
Monatslohn aus Amismitteln aufgenommen wird, fo ilt er Hinfichtlich 
der Betheilung mit der Panſchalwegentſchädigung ebenjo zu behandeln 
wie ein jyitemifirter Diener. Dasjelbe gilt von den in diefer Weile 
entlohnten Auspilfsdienern (im Gegenjage zu den für Rechnung der Ein- 
gänge an Buftellgebüren aufgenommenen Zuſtellboten), welche bei ein« 
zelnen Gerichten wegen unzureichender Zahl von fyitemifirten Dienern 
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Der Ausweis pro December ſoll zugleich ——— fein, da- 
ber find in dieſem Monatsausweiſe and) alle Daten der Jehresgebarung 
in die zweite Betragsſpalte einzuſetzen, und ift die Anmerlungsſpalte für 
den Jahresausweis auszufüllen. In den Ausweiſen für die übrigen 
Monate bleibt die zweite Betragsipalte leer. Abfuhren, Zuſchüſſe und 
die aus letzteren geleijteten Entlohnungen find nicht nad) dem Datum 
re a jondern für jenen Monat auszuweiten, deiten Sebarung 
ie be 
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ſchon derzeit beftehen oder in Hinkunft werden aufgenommen werden. 
Falls einer oder der andere diejer Diener in dem Berzeichniffe nicht 
berüdfichtigt erjcheint, weil ihn das Bezirkögericht bei Beantwortung des 
Fragebogens nicht in Anſchlag brachte, fo ift dies behufs Ergänzung 
des Verzeichniffed anzuzeigen. j 

8. Die bisher von den Bezirkögerichten im Wege des Oberlandes⸗ 
erihtspräfidiums erftatteten Jahresausweiſe über die Verwendung ber 
Buftellgebüren haben für da3 laufende Jahr nur den Zeitraum bis 
Ende Auguft zu umfaflen und in Hinkunft zu entfallen. Für den Reit 


des Jahres ift der Ausweis bereit3 nad) Formular B zu erftatten. 

Zur Anwendung der 8. bed 3. M. v. 24. Yu a 189, J. M. B. B. Ar. AM. 
Tas AYuftizminiftertum hat einem Oberlandeögerichtöpräfth m mit als v. 21. October 
1899, 3. 22505, bebeutet: j 

Den Gerichtsdienern, die nicht über ein Drittel ihrer Zeit Im reinen Zuftellbienite 
verwendet werden, ift eine Baufchalmegentihädigung nur nad) Maßgabe der von ihnen 
wirklich in dieſem Dienfte zugebrachten Zeit zuzuerfennen. Ber Betrag von 2 fl. ift 
a als Normal», fondern als Höchſtbetrag für die Entſchädigung folder Diener an- 
äufehen. 

Wo —— Zuſtellboten angeſtellt find, iſt von der Verwendung ber Gerichts⸗ 
diener im Zuſtelldienſte möglichſt vollſtändig Abſtand zu nehmen. 

Wenn ein Diener, der nach dem Verzeichniſſe Anſpruch auf Pauſchalwegentſchädigung 
hat, wegen zeitweiliger Verhinderung zum reinen Zuſtelldienſte nicht herangezogen wird, 
entfällt audy die Auszahlung der Entihädigung an ihm. 

Wenn bei einem Bezirlsgerichte wegen außgebehnter Ben — Poſt⸗ md 
Gemeindezuſtellung regelmäßig gar keine Zuſtellgebüren —— ft folches Gericht 
doch bix auf weiteres don der Erftattung des Yehlausweifes nicht zu entheben. Nur 
wird hiefür Die Lürzefte Form zu wählen fein. Diejen Gerichten ift daher aufzutragen, 
fit) auf Vorlage des Ausweisblanquettes mit bem kurzen Bermerle: „Reine Zuftell- 
gebüren” oder mit einer älmlichen Lurzgefalsten Aufflärung zu befchränfen. 

Bur —— der Manipulation empfiehlt das Juſtizminiſterium ben Wor- 
ang, daſs bei jedem Bezirksgerichte ein für das ganze Jahr beredineteß Heft von 
usweisblanquetten angelegt, und diefes im Original allmonatlih dem Oberlandes- 

gerichtapräfidtum überjendet und fodann an das Bezirksgericht zurüdgeftellt wird. Wei 
Einhaltung dieſes Bornanges kann die Eintragung in das Präfidialjoumal fomohl des 
une ale dea Dberlanbesgerichtspräfidiums entfallen. (Mitth. J. M. 8. 8 
2. /1899. 


6. 371. Zur leichteren Verrechnung der Buftellungsgebüren 
fann vom Oberlandesgerichtöpräfidenten mit Zuſtimmung des 
Zuftizminifter die Verwendung von Buftellungsmarfen ange- 
ordnet werden, die auf Anweiſung des Juſtizminiſteriums von 
der ka k. Hof: und Staatsdruderei geliefert werden. 

Jedes Gericht it in diefem Falle mit einem entfprechenden 
Borrathe folder Marken zu verjehen; über die verwendeten 
Marken ift dem Oberlandesgerichte halbjährig Rechnung zu legen. 

Die BZuftelungsmarken find vom Vorfteher des Gerichtes 
dem leitenden oder auflichtführenden Beamten der Buftellungs- 
und Erecutionsabtheilung (Buftellungsabtheilung) gegen Ber: 


u} 











— — — —— — — — — — 


$. 371. Bei Verwendung von marken, da jeder Zuſtellungsſchein 
Zuftelungsmarten ergibt fih der Be- | mit ber Marke verſehen fein muſs, 
trag der vom Zuftelungsorgane ein» wenn bie Gebür eingeboben wurbe. 
gehobenen Zuftelungsgebüren aus (J. M.) 
dem Verbrauche von Zuftellungs- 
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rechnung auszufolgen und von diefem den einzelnen Dienern 
und Zuftellboten gegen Bezahlung des entjprechenden Gelbbetrages 
zu übergeben. Der Gerichtödiener, der eine Zuſtellungsgebür 
einhebt, bat dafür die Zuſtellungsmarke auf dem Zujtellungs- 
jcheine anzubringen; die Marke ift fodann in der Zuſtellungs— 
und Executionsabtheilung mit dem Amtsfiegel zu überjtempeln. 
Wird die Buftellungsgebür vom Diener erft nachträglich ein- 
gehoben, fo iſt die Zuſtellungsmarke im Zuftellungsbuche bei der 
u Gebürenvorfchreibung? anzubringen und zu überftempeln. 
1) 8. 358. 


Zuftellung durch öffentlihe Bekanntmachung. 


$. 372. Wer nad Einleitung der Zuftellung durch öffent- 
liche Bekanntmachung (8. 115 C. P. O.) das für ihn beftimmte, 
an der Gerichtötafel angeichlagene Schriftftüd in Empfang 
nehmen will, hat ſich in der Zuſtellungs- und Erecutionsabthei- 
lung (Buftellungsabtheilung) zu melden. Das Scriftftüd ift 
ihm ohne weitere Beurkundung gegen Empfangsbeftätigung auf 
dem Zuſtellungsſcheine auszufolgen und der Zuftellungsichein jo- 
gleich dem abfertigenden Beamten zu überjenden.!) 

1) Sonſt gilt die — — rg wenn jeit Bornahme des 
Anichlages 30 Tage verftri nd, 8.1 5€. P.D. Dies ift aus dem 
zu den Acten gelegten, mit — — über die Abnahme verſehenen 
Lhriſus erſichtlich. 

6. 373. Soferne nicht im Geſetze eine längere Dauer des 
Anſchlages vorgejchrieben ift!), bleiben Edicte durch einen Monat 
angefchlagen. Der Tag des Anſchlages?) und der Wiederabnahme 
ift auf dem Edicte zu vermerken. Das Edict ift nad) der Ab- 
nahme vom Gerichtädiener ohne Bericht dem abfertigenden Be- 
amten vorzulegen und von diefem zu den Ucten der Sadje zu 
nehmen. 





8. — Mit Ablauf der im 1 8. 115 | 8. 373. Der Tag des Anſchlages 
C. P. O. beſtimmten Friſt gilt das | eines Edictes iſt in den Acten nicht 
behufs Zuftellung durch öffentliche Be» | befonder zu beurkunden oder er⸗ 
tanntmachung an der GerichtStafel an- | fichtlih zu machen, weil diefer Tag 
geld ene Geſchäftsſtück als zugeftellt. | aus der angefchlagenen Edictsausfer⸗ 

ſteht jedoch nichts entgegen, auch | tigung zu entnehmen ift und Icktere 
nad) Ablauf Di er Friſt das von der es nad der Abnahme von der Gerichts: 
richtstafel abgenommene Gefchäftsftüd | tafel zu den Acten gebracht wird 
dem fich zur Empfangnahmemeldenden | (I. M.) 
Adrefjaten auszufolgen. (J. M.) | 
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2 3. 3. bei Todeserllärungen, 8. 7 Gel. v. 16. Februar 1883, 
R. G. V. Nr. 20 (1 event. 3 Jahre), bei Amortiſirungen, Hofd. v. 
15. März 1784, 3.6. ©. Nr. 262 (1 Jahr 6 Wochen 3 Tage), Hoſd. 
v. 26. September 1844, J. G. S. Nr. 832 (bei Sparcafiebücheln 6 Mo- 
nate) Art. 3 W. O., Art. 305 9.8.8. (bei ei nen und laufm. Pa⸗ 
pieren, Sagericheinen, 45 Tage), u.a.m. 5.128 Verl. Bat. (Einberufung 
unbefannter Erben 1 Sahr). — Die Dauer der alba ift in der 
ar il anzugeben, 8. 213. 
em Leiter der Zuftellungs Subtseitung biegt, der Urfchrift eines 
———— die im 8. 69 C. O. bezeichnete Be ———— über den Tag 
des ter in Urjchrift beiqufügen, J. M. V. v. 5. Jänner 1900, 
J.M. V. B. Nr. 2, I, P. 6 (bei 8.241). 


Zuftellung zwiſchen Wdvocaten. 


$. 374. Findet Zuftellung zwiſchen Advocaten ftatt 
(88. 112 und 113°) C. PB. 9.) fo ift dem Advocaten der be- 
treibenden Partei bei der Zuſtellung des für lebtere beftinnmten 
Schriftftüdes zugleich dad dem Gegner der betreibenden Partei 
zuzuftellende Schriftftüd ſammt Beilagen, unverjchlofien, gegen 
Empfangsbeftätigung auszuhändigen. Die Empfangsbeftätigung 
muf3 die Geſchäftszahl des Schriftftüdes, welches dem Advocaten 
des Gegners überjendet werden fol, den Namen des Gerichtes 
und den Tag der Ausbändigung enthalten und vom Advocaten 
der betreibenden Partei unterfchrieben fein. 

Diefe Empfangsbeftätigung des Wdvocaten, welchem zuge: 
jtellt worden tft, gilt al3 Beurfundung der an den Gegner der 
betreibenden Partei bewirkten Buftelung (8. 112, Ubi. 2, 
C. P. O.)) und ift im weiteren wie ein von dem Gegner felbit 
unterfertigter Buftellungsfhein zu behandeln. 

*) Solange ſich ein Advocat nicht mit Zuftimmung des gegnerijchen 
Advocaten zur Beſorgung der Zuftellung bei Gericht bereit erflärt hat, 
jind die in der betrefenden Streitſache ae Suftelungen von 
amtswegen zu vollziehen, 8. 113, Abi. 1, C. P. O. — Dies gilt andh 
für das Erecutionsverfahren, 8. 76 E. V. — Die Zuſtellung zwiſchen 
Advocaten muſs vom Richter in der BZuftellungsverfügung „zwiſchen 
Advocaten“ angeordnet werden, 8.212, lebter Abſatz 

2) „Zum Nachweije der bewirkten gu ellun genügt die mit Datum 
und Unter‘ chrift verfehene ſchriftliche —— — des Advocaten, 
welchem zugeftellt worden iſt,“ 8. 112, Abſ. 2, 


Unmittelbare Ausfolgung bei Gericht. 


$. 375. Die unmittelbare Ausfolgung zuzuſtellender 
Sgriftjtüde ($. 114 C. P. O.))) kann durch den abfertigenden 
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Ranzleibeamten (Sanzleigehilfen) oder durch die Buftellungs- 
und Erecutiongabtheilung (Buftelungsabtheilung) geſchehen.“) Eine 
bejondere Ermächtigung, ein zur Zuſtellung beftinmtes Schrift: 
ſtück dem Adreſſaten, der fich bei Gericht meldet, unmittelbar 
auszufolgen, iſt nicht erforderlid. Der Adreſſat muſs jedoch 
dem ausfolgenden Kanzleibeamten (Kanzleigehilfen) befannt fein 
oder jeine Identität überzeugend nachweilen. Die Ausfolgung 
an einen Bevollmächtigten ift nur in dem Maße ftatthaft, als 
gegebenenfalld auch die Zuftelung an den Bevollmächtigten ge- 
Ichehen dürfte. Die Beftimmungen über Erfabzuftellungen?) find 
für die unmittelbare Ausfolgung bei Gericht nicht anwendbar. 

Die Perſon, die das Scriftftüd übernimmt, muſs defjen 
Empfang, wenn die Ausfolgung vor Ausfertigung des Zu— 
ſtellungsſcheines durch den abfertigenden Beamten gejchieht, in 
den Acten ſelbſt mit ihrer Unterfchrift beftätigen, 5. B. „Aus- 
fertigung des vorfjtehenden Urtheile® (oder des Beichluffes) 
DON mit... Beilagen anı 12/8 98 über- 
nommen“. Wenn hingegen der YZuftellungsichein ſchon aus— 
gefertigt ift, fo it zur Betätigung des Empfanges der vor- 
bereitete Zuftellungsfchein zu unterjchreiben; an Stelle der Beur- 
fundungeclaujel („Zugeftellt Durch den Gerichtsdiener“) ift jedoch 
der Vermerk „Bei Gericht ausgefolgt“ zu feben und von der 
Perſon, melde das Scriftftüd dem Adreſſaten ausfolgt, zu 
unterjchreiben. 

Die Empfangsbeftätigung in den Acten hat die Wirkung 
der Zustellung. 

2) „Alle einer Perſon zuzuſtellenden Schriftftüde find derjelben 
unmittelbar bei Gericht audzufolgen, wenn fie fih zur Empfangnahme 
des Schriftſtückes bei Gericht meldet, bevor noch das Scriftftüd 
Boft übergeben wurde, der Gerichtödiener die Bujtellung auszuführen 
begonnen bat, das Erjuchen um Zuftellung an den Gemeindevorjteher 
abgegangen ift oder die jonft zum an der Zuftelung nöthige Ein- 
leitung getroffen ift,“ 8.114, Abſ. 1, C. P. O. 


2) Insbeſondere ſind die durch den Mdoocaten felbjt aufzugebenden 
Poſtſtücke von ihm unmittelbar bei Gericht zu übernehmen, 8. 364 (doch 
ift dies feine Zuftellung). 


2) 88. 102 bis 105 C. P. O. 


800 VIII. Geſchaͤftsordnung 66. 376, 877. 


Befondere Obliegenheiten der Zuftellung3- und 
Erecution3abtheilung bei Beforgung von 
Buftellungen. 


G. 376. Die Eintragung der abgehenden Schriftftüde in 
das Poſtaufgabebuch!) und in die Zuftellungsbücher?), die Be: 
zeichnung der im Fernverkehre abgehenden Brieffendungen im 
Gewichte über 50 Gramm?), die Ueberwachung des ordnungs⸗ 
mäßigen und rechtzeitigen Vollzuges der Zuſtellung und des 
Einlangensd der Zuftellungs- und Rückſcheine“), ſowie die Vor⸗ 
nahme der erforderlichen NReclamationen®) Liegt der Zuftellungs- 
und Erecutionsabtheilung (Zuftellungsabtheilung) ob. 


Wo ein Eontrolbucd nad Formular Nr. 65°) geführt wird, 
bat der abfertigende Beamte bei Uebernahme der Zuſtellungs⸗ 
und Rückſcheine (8. 341) neben der Gefchäftszahl des zuge- 
ſtellten Schriftftüdes in der zweiten Spalte den Empfang unter 
Angabe de3 Datums durch feine Unterfchrift zu bejtätigen. In 
gleicher Weife ift die Rüdftellung unbeftellbarer Schriftftüde zu 
beurkunden. 


Die Ueberfendung unbejtellbarer Schriftftüde an den ab- 
fertigenden Beamten fann aufgejchoben werden, wenn da® dem 
ZuftellungSvollzuge entgegenjtehende Hindernis durch bloße Auf- 
Härung eine Irrthums, durch beifere Unterweijung des Ges 
richtsdieners oder durch ein anderes, der Buftellungs- und 
Crecutionsabtheilung ſelbſt mögliched unmittelbares Eingreifen 
noch rechtzeitig bejeitigt werden kann. Der Verſuch der Zu⸗ 
ftelung ift unverzüglich zu erneuern; eine frühere mündliche 
Befragung des Nichterd zur Aufklärung obwaltender Zweifel 
iſt zuläffig. 

1) 8, 355. 9 88. 358, 361. ®) 8. 358, 

3) 88. 365, Ab]. 2, 359, Ubi. 1, 361, Abf. 2. °) 88. 306, 368. 

6) Sontrolbuch für den Gefchäftäverfehr mit der Zuftellungs- und 
See LET OLE LIND: _ 

uftellungsabtheilung obliegt au die Vornahme der Be- 
jtäti = F er die Zuſtellung auf gerichtlichen Aufkündigungen und auf 
Zahlungsbefehlen im Mahnverfahren, foferne nicht die Zuftellung an 
beide Parteien Durch denjelben Buftellungsboten oder Gerichtädiener vor- 
Ben — in welchem Falle —— die —— zu ren Bat. 
EM 12, December 1899, I. M 2 (bei 8. 347). 

a Leiler der —— — obliegt Na Urſchrift 
des Concursedicts die im 8. 69 C. O bezeichnete Beſcheinigung über ben 
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Tag des Anſchlags in Urfchrift beizufügen. J. M. V. v. 5. Jänner 1900, 
J. M. V. B. Nr. 2, III, B. 6 (bei 8. 241). 


Erfuden um BZuftellung. 


6. 377. Alle an ein Gericht gelangenden Sendungen, 
welhe auf dem Umfchlage den Vermerk „Erſuchen um Zu- 
ftellung” tragen!), jind der Zuftellungs- und Erecutiongabtheilung 
(Zuftellungsabtheifung, Zuftelungsbeamten) unmittelbar?) zu über- 
geben. Ebenjo find ihr alle Erjuden um BZuftelung zur 
Erledigung zu überweifen, welche mangel® des bezeichneten 
Vermerkes zunächſt an die Abtheilung für Rechtshilfefachen 
oder an andere richterlicde Beamte oder Gericht3abtheilungen ge- 
gangen jind.?) | | 

Derartige Zujtellungen find mit der aus $. 358, Abjah 1, 
jich ergebenden Abweichung?) wie die vom eigenen Gerichte über- 
tragenen BZuftellungen zu behandeln. Der Buftellungsfchein oder 
das unbeftellbare Schriftftüd find ohne Begleitfchreiben auf den 
gleihen Wege, auf den das Erſuchen eingelangt ijt, und 
bei Benüßung der Poſt ohne Recommandirung unmittelbar von 
der Zuftellungss und Erecutionsabtheilung an das erjuchende 
Gericht zu enden; bei Unbeftellbarkeit find auf dem Zuftellungs- 
fcheine die Gründe der unterbliebenen Zuftelung furz anzugeben. 
Die Abfendung ift in den Zuftellungsbüchern bei der betreffenden 
Geihäftszahl unter Angabe des Datums anzumerten. 

Konnte die Zuftellungsgebür bei dem Adreflaten nicht ein- 
gehoben werden, jo genügt e8 im Verkehre zwifchen inländiſchen 
Gerichten, den Betrag der Gebür mit der Bemerkung „einzu: 
heben” auf dem an das erjuchende Gericht überjendeten Zu— 
ftellungsscheine anzugeben; dies gilt als Erfuchen um Einhebung 
[und Einfendung]?) der Zuftellungsgebür (8. 112).0) 

1) Die Ausfertigung befonderer Erjuchichreiben wegen Vornahme 
einer Yuftellung ift unftatthaft, 8. 346, vorlegter Abſatz. 

2) Bon ber Einlaufitelle unmittelbar an die Zuftellungsabtheilung. 

3) In das Nechtshilferegifter find fie nur einzutragen, wenn außer 
der Zuftellung noch eine Amtshandlung vorzunehmen ift, 3.8. Vorlage 
des Geſchäftsſtückes an das Zuftizminifterium wegen Ueberfegung, $. 231, 
oder wenn ein förmlicher Gerichtsbeſchluſs gefällt werden muſs, 3. 3. 
bei Erfuhen um Zuſtellung fchiedsgerichtlicher Acten. 

4) Neben der Geichäftszahl ift der Name des fremden Gerichtes 
anzugeben. 

5) Eing Ueberfendung der Zuftellungsgebür an das Gericht, dag 
Schauer, Geh. Ordg. 61 
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die Zuftelung vorgenommen hat, findet Bun mehr ftatt. Soldye Zn⸗ 
ftellungsgebüren find bei dem um die Einhebung erjuchten Gerichte 
in Empfang zu nei (8. 13 M. 8. v. 22. Auguft 1899, R. ©. ®. 
Nr. 162, bei $. 369). 

6) Solde BZuftellungsfcheine find bei dem um die Einhebung er- 
fuchten Gerichte dem mit der Zahlungsbetreibung und dem mit der 
Geldbuchführung betrauten nt zur Bormerkung ber ausſtehenden 
Gebür vorzulegen, $. 112 


Amtlihe Sendungen und Behändigungen.. 


. 378. Die Vorfchriften des zweiten Titels find finn- 
gemäß auf die Ueberjendung von Acten, Erfuchichreiben und 
Mittheilungen an andere Gerichte, Behörden, gerichtliche oder 
behördliche Organe (amtliche Sendungen), ſowie auf die Ueber- 
fendung von Vorladezetteln, Uusfertigungen, Benachrichtigungen 
und Schriftftüden, die von einer gerichtlidhen Erledigung nicht 
begleitet find (Urkunden, Beilagen u. ſ. w.), an Parteien oder fonftige 
Betheiligte (Behändigungen)’) anzuwenden. Es find jedoch: 

1. amtliche Sendungen, die durch die Poſt erfolgen, nur 
bei bejonderer Wichtigleit recommandirt aufzugeben; foferne 
jolhen Sendungen nach den beftehenden Borjchriften die Porto- 
freiheit zufommt, find auf dem Umjchlage die vorgefchriebenen 
darauf bezügliden Bemerkungen anzubringen (Juftizminifterial: 
erlaf3 vom 12. Juni 1876, 3. 7560) ;?) 


2) Siehe den J. M. E. v. 19. März 1898, B. 6414, hei 8. 352, 
der einen ausgiebigeren Gebrauch von Be nbigungen im Proceſsver⸗ 
fahren, hauptfädhlidy aber im Verfahren außer Streitjachen anordnet. 


) Gzyrefszuflelung. 

Wiewohl nad) den befichenden Normen amtliche (portofreie) Gorrefpondenzen ix 
der Regel nicht durch die Poft auzufielen, fondern von ben Dienern der Vehörbe oder 
ded Amtes, an das fie lauten dem een lege —2 — tönnen doch 
auße zordentuice Fälle eintreten, mo ed w fchen, daf8 ein 
amtlides Schreiben gleih nad) dem — ve der en am bezüglidhen 
gr mittels eigener Diener oder Voten (egpreis) beftellt werde. — 

ad k. J. Finanzminiſterium hat daher laut Eröffn — 80. Juli 1868, 8. 7896, Die 
Einleitung getroffen, dafs, jo wie bie laut der Veror 
miniftertums dv. 28. Auguft 1859, 8. 1556, 8.9.9. Rr. 156, ©. 458, rüdfi um Der 
PBrivatbriefe der Fall ift, auch amt! iche Correfponbenzen zur Beſtellung miltel® 
an en dig unter den Bedingungen aufgegeben werden lönnen, welde aus ber beil 

ſchrift bes an dic Pofſtaͤmter —— Erlaſſes zu erfehen find. -— Hien a fin! 
fird ie Erprefsbeftellung nur jene Auslagen zu vergüten, welche bie Boftanflalt BR 
reell zu beftreiten hat. — Die bare Berich tigu sumg berfelben wurbe beshalb angeordnet, 
um die —E — und — hewaltung zu beſeitigen, welche mit 
der Creditirung und —— tung dieſer Gebüren und — der na — lich an — 
nung hierüber verbunden wäre. — Bei dem Umſtande, da 
do nur Ve elten vorkommen Lönnen, unb bei ber —— 
von Fall zu bezahlen ſind, kann e Teinem Anſtande unterliegen, — —5 — 
son den Vorſtänden vn ehörden und Aemter aus den ihnen zur ER, 
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Banfchal- oder Negiegeldern, oder mo nöthig, aus Eigenem vorfchufsmweije berichtigt und 
entiprechend in Berrechnung gebracht werden. — Bon biefer Einrichtung ift jedod nur 
in wichtigen und dringenden Faͤllen Gebraud) zu machen, und die auflaufenden Beträge 
in Aufrechnung zu bringen, wobei noch bemerkt wird, daſs die bezüglichen Aufrechnungen 
iedenfalld mit ben von den Boftämtern an bie aufgebenden Acınter audzufolgenben Ub- 
ſchriften der Vegleiticheine zu belegen fein werben, weil nur aus biefen bie wirklich 
entricdtete Gebür entnommen werden tann. J. M. E. v. 26. Auguſt 18623, 3. 8458, 
an alle Oberlandesgerichtöpräfidien und Oberftaatsanwaltichaften. 


Verordnung des !. !. Finanzmintfteriums v. 24. Juli 1862, 3. 7896, 
betr. die Erprefsbeftellung amtlicher Gorrefpondenzen. 


Man findet zu due daſs au am 
Berlangen der aufgebenden Behörden oder Aem 
im Abgabeorte mittels eigener Ziener oder Bot 

Solche —— mũſſen auf der At 
Behörde ober des aufgebenden Amtes den Beiſc 
enthalten, und recommandirt zur Aufgabe gebr: 

Ste unterliegen weder einem Porto, noı 
Zuftellung aber find ftatt der in ber V. v. ! 
blatt des beitandenen Sandelsminifteriums 1859 
in Anrechnung zu bringen, welche nach 8. 11 dei 
Individuen zu vergüten find, namlich 

a) für Gorreipondenzen, die am Drte des Abgabspoftamtce zu beflchen find, 12 
bezw. 25 er, je nachdem die Beftellung bei Tag oder zur Nadıtzeit ftattfindet: 

b) für die Beſtellung außerhalb des Standortes des Ubgabspoftamtes der Boten» 
lohn ohne Merarialzufchlag. 

Diefe Gehären jind bei Aufgabe der Sendung bar zu entrichten. 

Der Botenlohn ift hiebei wie in der bezogenen Verordnung int allgemeinen be: 
ſtimmt erſcheint, mit einem der Entfernung bed VBeftimmungsortes vom Abgabspoftamte 
entiprechenden beiläufigen Betrage zu berechnen. 

eigt fich bei ellung des Schreibens, daſs von dem Aufgabsamte die Gebür 
zu hoch oder zu gering bemefien wurde, fo ift die fich ergebende Duote an die Aufgabe- 
ehörde zurädzuftellen oder der erforderliche Nachtrag von ihr einzuheben. 

An Me die Manipulation und Berrechnung haben auch bei amtlichen 
ECxpreſsſchreiben "allgemeinen die Beſtimmungen der erwähnten Inſtruction in An— 
wendung zu fommen. 

ift in den Vegleiticheinen, dann bei Einftelung der bezüglichen Gebüren in 
das Protofoll Über abgefertigte Srprejsbrieie (Ssormular B) und in den Confignationen 
(%ormulare D, E und F) der Beiſatz „amtlich“ anzufügen. 

In den Fällen, wo nad) $. 10 der Inſtruction der Begleitfchein bei dem Abgabs- 
poftamte zurüdbleibt, ift ferner eine Anfchriit desfelben mit der VBemerfung „Weder 
eine Rüdvergütung noch eine Nachzahlung zu leiften“ an das Aufgabepoſt⸗ 
amt zurüdzujenden. . 

Letzteres hat diefelbe der Behörde ober beim Amte, weiches das Schreiben aui- 
gegeben hat, zum Belege feiner Aufrchnung auszufolgen. 

In den Fällen, wo ber Driginalbegleitfhein nad) den 8. 10 der Inſtruction an 
Das Aufgabepoftamıt zurüdzufenden ift, hat dieſes nach bewerfftelligter Rüdvergütung 
oder Nachzahlung eine Abjichrift des Begleitſcheines auszufertigen und dem aufgebenden 
Amte zu erfolgen. 


Yortofreigeiten. 


JM. E. v. 12. Juni 1876, 3. 7560: Laut einer Eröffnung des k. l. Handels⸗ 
minifteriums lommen bei den k. k. Poftdirectionen zahlreiche, den Geſchäftsgang hem⸗ 
mende Bortoreclamationen zur Verhandlung, welde darin ihren Grund haben, dajs im 
internen Verkehre die amtlichen Gorreipondenzen in Angelegenheiten des öffentlichen 
Dienftes nicht mit ber die Rortofreiheit begründenden, durch das Gef. v. 2. October 1865, 
R. G. B. Rr. 108, über die gebürenfreie Penüpung ber Boftanitalt —— 
Bezeichmung verſehen find. Es wird daher unter Bezugnahme auf den J. M. E. v. 
34. November 1865, 3. 106088. die genaue Befolgung der Vorſchriften des Artilels V 
des erwähnten Gejepes, R. 4. 8. Ar. 108, in Betrefi der Bezeichnung Der 
portofreien Dienftcorrefponbenzen mit dem Bemerlen in Erinnerung gebradit, 
dafs bei den Dienftfchreiben an portopflichtige Adreſſaten (Punkt 3 des Artikels IV) Die 
Bezeihnung: „Dienitfahe (ex otficio)” zur Erwirkung der Bortofreiheit nicht genügt, 
fondern daſs auf dem Couvert ausbrüdlich Der Beiſah „portofreie Dienſtſache“ 
enthalten fein muſs. Auch erſcheint es zur Vermeidung von Anſtänden erforderlich, dafs 
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bei Gelbfendungen an exponirte Beamte ber Charakter des Adreſſaten mit dem Beiſatze 
„exponirt ober eiftänbig, fungirend“ . ar Adreſſe deutlich angegeben werde. 

H. M v. B1. Auguſt 1884 G. B. Nr. 147: Vom 15. September 1884 an 
lönnen Gelder im öfterreid —— Poſtverlehre mittels portofreier Poſt⸗ 
— unter den nachſtehenden Mobalitäten vermittelt werben: 

Bortofreie Poſtanweiſungen bi? zur Betragshöhe von 200 fl. pro Städ find 
nur in — Faͤllen zuläſſig, in welchen die portofreie —— vor Geld in Bemäß- 
heit vn Artikels VIII des Sei. v. 2. October 1865, R. G. B eftattet ift. 

2. Bu portofreien Boftanmweifungen find —— — von erh 
aufgelegten Kalle weiſungs Blankette im Preiſe von a fr. De Etüd zu verwenden. 

— ——— ſind von der 
bloß — Cdupon und in dem oberhalb des rege! erfihtlichen 
nabe bed Bordrudes are auszufüllen, fondern es ift auch zum Zwecke der —— 
an ber den Vordruck „Raum zum Aufffeben ber Briefmarken” tragenden Stelle die Ge: 
— der Name der abjendenden Behörde (Amt) und dic Berechtigung zur porto⸗ 
en Berjenbung mit „Dienftiache”, bezw. „für Rechnung des Staateß (Landes) gefam- 
melte Gelder erfichtich u machen. 
Der Vordruck „Ausgabe- Journal Nr..... »bleibt für poftamtlihe Zwecke 


4. Derienigen Behörde (Amt), an welche die Poftanwei a lautet, wirb diefelbe 
unter den für die Beſtellung von Gelbbriefen beftehenden Borldhr Öriften ausgefolgt. Die 
Abgabeichetne über Poſtanweiſungen an Gaffen haben bie beiden gut Uebernahme von 
Geldfendungen beftimmten Beamten zu unterfertigen, während dic Quittung auf ber 
Müdfeite der Poftanweifung nur von einem Beamten unterfertigt zu fein braudt, da für 
die Haftu einen Boftan nu nur die Echthett und Richtigkeit der Unterjchriften auf ben 

Angabe die en maßgebend iſt 
Eoupon Tann von ber empfangenden Behörde (Anıt) abgetrennt unb als 
—E ꝛrc. zurückbehalten werden. 

5. Die Auszahlung bed angewieſenen Betrages et t im — au den 
Weberbringer der abauittirten Boftanweifung, und zwar ohne der Legitimation 
besjelben, daher es Sache ber ae örde (mt) tft, dafür zu — daſs die ihr 
äugeftellte Boitanweifung vor ber Realiſirung nicht in unrechte Hände gerathe. 

6. Werben von einer Behörde (Amt) Gelbbeträge, welche im Sinne des erwähnten 
Geſetzes — find, mittels Poſtanweiſung verſendet, jo müſſen le Poſtauwei⸗ 
ſungen durch aufzufl ebenbe Bri efmarken im tariimäßigen Betrage an Ile 

Behandlung amtlidher Sen und endungen inner- 
halb de 8 uebinölgebleien J. M 1886, ©. 190. Das T. ?. Handel3- 
minifterlum bat mit v. 1. November 1886, 8. en Poſt⸗ und Zelegraphen- 
Verordnungsblatt Nr. 133, Folgendes kundgemacht: e {m Artitel IV des Bel. v 
2. October 1885, R. ©. ®. . 108, rüdfidytlich der — der Stabtpoftanftalten 
normirte Befchräntun der Bortofreipeit amtlicher Eorrefpondengen und Sendungen 
bat in denjenigen Städten, in weldyen mehrere felbftändige, mit ber erlung der Sen- 
dungen betraute Boftämter beftehen, nur auf den Bertehr Innerhalb sbeftellungs- 
rayons eines N —— mit ber Beſtellung der Sendungen betrauten Boftamtes 
ge: zu finden, während bie amtlichen Eorrefpondenzen und Sendungen im Ber- 
ie zwi den zu verſchiedenen Ortsbeſtellungsbezirken gene rigen Stabttheilen (unter 

den im BELDISEIDFEIBGEICDE vorgefhhriebenen allgemeinen ingungen) portofrei zu 


behandeln fin 

Hi us ch werben beijpielömweife bie = Beſtellungbbezirle des Zei Wien- 
Mariahilf befindlichen Bchörben und Aemter im Verkehre innerhalb diefes Bezirked ſelbſt 
teine Portofreiheit genießen, wohl aber berechtigt fein, im Verlehre mit den gu anderen 
Poſtbeſtellungsbezirken a en Stadttheilen W end (Wieden, Leopoldſtadt 2c.) die 
portofreie Behandlun iBrer oertponbengen und Sendungen zu bean en. 

Das Gleiche dat anatos auch in anderen größeren Städten zu gelten unb haben 
bie betreffenden Poſt⸗ und Telegraphendirectionen von dieſer Verordnung bie betbeiligten 
Behörden und Wemter entfprechend zu verftändigen. 


FM. B. v. 3. December 1889, ? 23808 M. 8. B. Ar. 59, betreffend 
die den Schiedsgerihten der Un — sanftalten zuftebende 
Bortofreiheit und die Gebüren⸗ und Stempelt 

diefer Schiedsgerichte. 


Das k. k. Hanbelsminiftertum hat dem Juſtizminiſterium gegenüber feine Anficht 
dahin ausgeſprochen, daſs den Schiedsgerichten der Unfativerfi erun = 
anftalten der Eharalter von, ben Y. ?. Bchörben und —— geſeg lich gle Fi 
Organen im Sinne des Artikels 11, Bunt 1, bes Geſ. v. 2, October 1866, R 


teferpirt. 


Ifretheit der Agenden 
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Kr. 108, und daher die Befreiuug von ber Entrihiung ber Bortogebüren 
in dem, ftaatlichen Behörben und Aemtern burd) das erwähnte Bortofreiheitägefeh ein- 
BUN en Umfange zukomme. 

Ebenſo hat auch das k. k. — rlum ausbrüdiih anerlannt, daſs auf 
alle Ban de, Schiebsgerichte die — 8. 56 des Gef. v. 38. December 1887, 
N. G. 1, und 8. 75 bes Gef. v. 80. März 1838, R. G. 8. Nr. 33, ge» 
waͤhrte Bene. und Stempelfteiheit volle Antvenbung nde. 


Yortopffiit. 

FM. €. v. 6. October 1883, 3. 164023: Die zu Gunſten dee Armenfonde ein 
gehobenen und an die nen Bfarı- oder Gcmeindeämter verfendeten Strafgelder 
unterliegen der Bortopfliht. Die te baben es daher zu wunterlajien, ſolchen 
Sendungen die Bezeichnung als „portofreie Strafſache“ beizufügen. 


Verordnung des Yuftizminifteriums v. 24. Februar 1898 M. 88 Rr. 4, 
betrejfend die Abfuhr von auf Grund bes — eingezablten 
Geldfrafen. Un alle ene Suftanz. 


1. Zufolge Artikel V des Gef. v. 2. October 1865, R. G. B. Wr. 108, find 
Geldjendbungen der Gerichte er an — tg, daher % Geldſtrafen, weiche 
an bie Armenfonde der Gemeinden zu Wo die rihtung von Be⸗ 


zirtarmenräthen al3 Organen bes —28 je efteht und die Beldftrajen diejen 
—— dagegen Gemäß Artitel II und VIII diefes Geſeßzes derartige Sendungen 
po a du anbeln. 
nun die wall, des a — betrifft, fo find die var äße ber 
yes —— v. 5. Matı 112, zu beobachten. Denmach bildet 
die —— der Bof die Regel, eine Uebermittlung durch Gerichtäbtener kann 
gem! — 8.2 D. nur erfolgen, wenn fie „wie in Meineren Orten zmedmäßiger 
ericheint” & ift Ihre nicht ausgeſchloſſen, daſs mit einen Gemeinden ein anderer 
Sorgen vereinbart wird, welcher x gleiche — — ie richtige kr r bietet. 
0 Haben fich bie Gerihte, {often Re nicht im Ynmeifang —— Ba = Veran 
en ofern fie n m Anweifungsverte arcaſſenamtes 
en (88.101 bia Te 0.8 er ftanweifungen zu seinen Eden dee Ueber- 
endung nicht als Koſten be Strafoollsuges erichein { Tepterer durch den Erlag 
Gelditrafe Hei Gericht als abgıfhloffen angufchen ift, Ki da die Heberfendung an 
die Gemeinden zu beren Gunfien erfolgt, fo de Koften d er Ueberjendung von dem 
zu überfendenden Geldbetrage in Abzug zu 6 
B. Es wird in Erinnerung gebradt, dafs gemäß 88.650 und 87 ber Vollzugsvorſchrift 
pur Strafprocefborbmung von ber erfolgten Einzahlung jeber Gelbitrafe, daher aud der 
folge einer Brivatanflage auferlegten, ber Staat8anmwalt, bezw. ber ftaatdanwalt- 
Ichaftliche Functionär in Kenntnis zu fegen ift. 


Bortopfliht der ——— von — und Pränumera⸗ 
tionsbeträgen, J. M. V. B aſslich einer zur Kenntnis gelangten, 
im Sinne bes Gel. v. 2. October 1865, R. . Nr. 108, nicht zuläffigen Inanſpruch⸗ 
nahme der Borto reiheit für die —— — Jriertionäberzage ed an die Hebaction 
eines Amtsblattes wird im Einvernehmen mit dem elsmini m darauf — 
gemacht, daſs außer der D n, Redaction und Abminiftration mer Diegle Der 
— Zeitung auch die Directionen und a — der in der 
g herauagegebenen Landeszeitun en „Brazer — ‚ „Gazeta Ivovwsica“ in 
ee uud "Brinner Beitung“ in die Kategorie der den E. ? Aemtern gleichgeftellten 
Drgane eingereibt wurden, deren Gorreipondenzen und Sendungen in @emähheit des 
Artiteis II, Abtheilung 1, "dann der Ürtitel VIL und VIII des ef. v. 2. October 1865 
er m — gesürentece enügung der Poftanftalt von der N der Bortogebüren 
infofern au bem Unnfchlage der Sendungen bie im Artikel V vorgef enen 


en page 
Die tm U viu normirte Beſtimm —— die Portobehandlung der Geld⸗ 
ſendungen im Bert — wiſchen den im Artikel Abſ. 1 und 3, des Portofreiheita- 
geſeges angeführten Beh ne Aemtern und —— iſt ũbrigens mit R ckſicht auf die 
elden zugrunde liegende rativ legis in zu deuten, baj8 bie Bortobefreiung in 
jenen en nicht einzutreten hat, wenn bie Berſendung der Gelber im reinen Bartei- 
interefie erfolgt, bemnach die abſendende Behörde in der Lage ift, das Porto von ber 


ko Anwendung dieſes Grundfages auf jene Sendungen mit Infertionsgebiten, 
welche die Gerichte an bie Rebactionen 2c. ber vorgenannten Beitungen vollziehen, würden 
diefelben im allgemeinen portofrei, umd nur in jenen Tsällen fchon bei der Aufgabe zu 
frautien fein, wenn die amtliche Berlautbarung im reinen Bartelinterefie veranlafst 
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wird und daher die —— ſeitens des abſendenden Gerichtes von den Parieien ein⸗ 
— ya tan 

te Sendun Bon Smfertionsgebüren für amtliche — — alle übrigen 
im — nicht benannten Rebactionen ber Amtablaͤtter und Zeitungen iſt Dagegen 
im Sinne bes Artikels IX des oben bezogenen Gefehes — 

Die Sendung der Praͤnumerationsbeträge an alle Redactionen, ſomit auch au 
jene ber oben bezeichneten vier amtlidyen Zeitungen if oh unbedingt "portopflichtig. 
— Bez des poſtamtlichen Berfahtens bei Boftgefällsüber- 

retungen 


& Der Borlobepanbt ee: d ch d Anslande ſiehe 
er Portobehandlu er Sendungen na em Anslande fi 
Die PAIR: Fun bei 8.2 = x 


2. weder * amtliche Sendungen noch für Behändigungen 
wird ein Zuſtellungs⸗ oder Rückſchein ausgefertigt; 

3. amtliche Sendungen innerhalb desſelben Gerichtes find 
ausſchließlich durch Gerichtsdiener zu beſorgen; amtliche Sendungen 
an Behörden, die ſich am Gerichtsorte befinden, ſind, falls ſie 
durch Gerichtsdiener ausgeführt werden, in der Einlaufſtelle 
dieſer Behörde abzugeben; 

4. Behändigungen können, ſoferne nicht ausnahmsweiſe im 
Geſetze etwas anderes angeordnet iſt, an Stelle des Adreſſaten 
an alle Perſonen giltig erfolgen, an welche Erſatzzufſtellung zu- 
läffig ift (88. 102, 103 €. P. O.); 

5. amtliche Sendungen und Behändigungen, die durch 
Gerichtödiener oder Organe der Gemeinde oder Gutsgebiete 
ausgeführt werden follen, find dem Gerichtsdiener, dem Ge⸗ 
meindevorfteher oder dem Gefchäftsführer des Gutsgebietes mit 
einem Berzeichniffe nach) Formular Nr. 80°) einzuhändigen; das 
Verzeihnis ift in der BZuftelungs- und Erecntionsabtheilung 
(Buftellungsabtheilung) anzufertigen; alle jeweils zur felben Beit 
einem Gerichtsdiener übergebenen oder an denſelben Gemeinbe- 
vorſteher oder Gejchäftsführer des Gutsgebietes überjendeten 
Schriüftftüde der nämlichen Gerichtsabtheilung oder eines und 
desjelben richterlihen Beamten find in dasjelbe Verzeichnis ein: 
zutragen; nach Wiedereinlangen des mit den Empfangs- 
beftätigungen verfehenen Berzeichnifjes ift es dem abfertigenben 
Beamten (Ranzleigehilfen) zu überjenden‘), der auf Grund des 
Berzeichniffes und unter Verweifung darauf den Empfang und 
den Zag des Empfanges in den betreffenden Acten anzumerfen 
hat; die Verzeichniffe find nach der Beitfolge ihrer Ausgabe 
aufzubewahren; Geſchäftsſtücke, die nicht behändigt erden 
fonnten, find mit dem PVerzeichniffe unter kurzer Angabe des 
Orundes zurüdzuftellen. 

°) Entſpricht den bisher im Gebrauche fiehenden Buftellungsbogen. 
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9 Das Verzeichnis ift in der Gerichtäabtheilung aufzubewahren. 
Unter den allgemeinen Vorausſetzungen iſt auch für die Behändigungen 
der Barteien die Zuftellungsgebür zu entrichten. Bei einer großen Zahl 
von Behändigungen, die durch dasjelbe Buftellungsorgan vorzunehmen 
find, kann zur Erleichterung für das Zuftellungsorgan im Berzeichnifje neben 
der Gefchäftszahl auch der Nanıe des Adreſſaten angeführt werden. 
Sonft ſollen fi) die Buftelungsorgane die Namen der Aodreflaten, wenn 
fie dDiefe Ergänzung für nothwendig halten, in der Regel ſelbſt neben der 
Gefchäftszahl notiren (J. M. E. v. 19. November 1893, 3. 26895, P. 3). 

Bu den amtlichen Sendungen gehört insbeſondere die Ueber- 
fendung der Erecutiondbewilligungen und fonftigen Erecutiong- 
aufträge der Bezirkögerichte, welche nicht Erecutionggerichte find, 
an das für denfelben Ort gemäß 8. 23 der Executionsordnung 
beitellte Erecutionsgericht. 

Mittheilungen an die Finanzprocuraturen ®) erfolgen im ge: 
richtlichen Verfahren nicht durch amtliche Sendungen, jondern 
durch Buftellungen und Behändigungen. 

6) Siehe über die Zuftellungen an die Sinanzprocuratur und an 
dad Militärärar die Anm. 4 zu $. 211. 


Dritter Titel, 
Geſchaͤfte des Executionsvollzuges. 


Ausführung von Executionsaufträgen. 


6.379, Alle der Zuftellungs- und Executionsabtheilung (Exe⸗ 
eutionsabtheilung, Zuftelungsbeamter) übertragenen!) Gefchäfte 
und Verrichtungen des Erecutionsvollzuges müſſen ohne Verzug 
ausgeführt werden. Iſt für die Erledigung im richterlichen Be- 
chluffe oder durch eine anhangsweiſe beigefügte Weilung des 
Richters eine beftimmte Frift vorgefchrieben, jo muſs diefe Friſt 
eingehalten werden; wenn dies vorausfichtlich nicht geſchehen 
fann, ift dem Richter wegen Ertbeilung der etwa nöthigen 
weiteren Anordnungen Anzeige zu erjtatten. 

Die Aufträge find, foweit als möglich, in der Reihenfolge 
zu erledigen, in der fie an die Buftellungs- und Executions- 
abtheilung gelangen. Aufträge, welche gleichartige Erecutionen 
gegen denfelben Berpflichteten betreffen und den Vollſtreckungs⸗ 
organe vor Beginn der Erecutionshandlung zur Ausführung 
übergeben werden, find gleichzeitig zu vollziehen. 

Erecutionshandlungen oder einftweilige Verfügungen, die 
von einer Sicherheitäleiftung oder von dem Erlage eines Koften- 
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betrages abhängig gemacht find”), dlirfen vor Erfüllung dieſer 
Borausfehung nicht zum VBollzuge gelangen. Der Beweis der 
bewirkten Sicherheitsleiftung oder des Erlages ift dem Ranzlei- 
beamten (Ranzleigehilfen) zu erbringen, dem die fragliche Ere- 
eutiongfache oder einftweilige Verfügung zugetheilt ift. 

Das Vollitrefungsorgan darf weder den Berpflichteten 
von der bevorftehenden Erecutionshandlung, ehe es fih an Ort 
und Stelle begeben Hat, unter der Hand benachrichtigen noch) 
veranlafien, daſs der erpflichtete hievon Kenntnis erhält. Bor 
Beginn der Vornahme der eriten Erecutiondhandlung kann das 
Vollſtreckungsorgan den Verpflichteten, wenn er angetroffen wird, 
zur freiwilligen Leiſtung auffordern.?) 

Schuldfcheine und andere Urkunden, Geldfummen oder 
jonftige Sachen, die der betreibende Gläubiger dem Verpflich⸗ 
teten während des Erecutiongverfahreng durch das Vollftredungs- 
organ übergeben laffen will (8. 25 Erec. D.), hat er dem Boll- 
jtredungsorgane unmittelbar einzuhändigent); es bedarf weder 
einer Untragftelung bei Gericht noch eines fchriftlihen Un: 
ſuchens an die Zuſtellungs- und Crecutionsabtheilung. Falls 
der Erecutionsvollzug einem Gerichtsdiener übertragen iſt und 
die zu übergebende Geldfumme den Betrag überfteigt, zu defien 
Empfangnahme der Gerichtsdiener berechtigt ift, hat der be— 
treibende Gläubiger mündlich oder fchriftlich bei der Zuſtellungs⸗ 
und Crecutiongabtheilung den Antrag zu ftellen, die Uebergabe 
der Geldjumme an den Verpflichteten durch ein dazu berechtigtes 
Vollſtreckungsorgan bewerkitelligen zu lafjen.?) 

1) Durch richterlichen Auftrag, $. 160, oder durch Die Geſchafts⸗ 
ordnung, 384, 385. 

8. Eicherheitsleiftung bei Berfauf vor Eintritt der Rechts- 
fraft der Bfändungsbetwilligung, 8. 266 €. D., $. 389, Abſ. 3. — 
Koſtenvorſchuſs vor Vollzug der Haft, 88. 366, 386 €. D., 8. 178. — 
Für Koften einer einftweiligen Verfügung, 8. 393 € 


8, Siehe darüber I. Abſchn. P.20, 21, en für die Voll⸗ 
— —— J. M. V. v. 12. 1897, 8. 15346, J. M. V. B. 


” Zu diefem Behufe hat der Gläubiger die zu übergebenden Eachen 
zur Verfügung zu ftellen und beim Erecutionsvollzuge bereit zu halten 
oder dem Voll Dradhungsorgane unmittelbar einzuhändigen. Insbeſondere 
muf3 bei Wechlelforderungen der Wechjel und der Broteft vom Gläubiger 
dem VBollitredunggorgane behufs —— Ausfolgung an den Schuldner 
zur Verfügung geſtellt werden. I. Abſchn., P. 23, Inſtruction für die 
Bollitredungsorgane. — 
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5, Siehe darüber aud) I. Abfchn., B. 12 u.20, Anftruction für die 
Bollftredungsorgane. 

$. 380, Leber die mündlichen Mittheilungen des Voll: 
jtredungsorganed an das Gericht (8. 87) braucht kein Protofoll 
aufgenommen zu werden; joferne überhaupt eine Beurkundung 
notwendig ift, genügt ein kurzer Actenvermert über den inhalt 
der Mittheilung. Dies gilt auch für den Fall, als infolge der 
mündlichen Anzeige des Vollſtreckungsorganes vom Gerichte ein 
Beſchluſs zu fallen ift, wie z. B. bei Ertheilung der Erlaubnis 
zur Vornahme von Erecutionshandlungen an Sonn- und Feier: 
tagen oder zur Nadhtzeit, bei Beitellung eines Curators für die 
Berfteigerung beweglicher körperlider Sachen u. ä. 

Wegen Berzögerungen im Crecutionsvollzuge, die der 
Richter bemerkt, Hat er entweder in der Zuſtellungs⸗ und Ere- 
eutiongabtheilung (Erecutionsabtheilung) perfönlich Erkundigungen 
einzuziehen und fih durch Einfiht in die dort geführten 
Bücher und dur Befragung der betheiligten Perjonen vom 
Stande der Sache zu überzeugen, oder es find die Voll- 
ftredungsorgane, welchen der Auftrag zugewiejen wurde, zum 
Erſcheinen vor dem Richter und zur mündlichen Rechtfertigung 
anzubalten. Daſs und wann das eine oder andere gefchehen 
ift, kann gleichfalls durch einen Vermerk in den Acten feitgeftellt 
werden. 

. Bei Unausführbarleit von Erecutionsaufträgen!) ift in dem 
Halle, ald das Hindernis vom Gerichte oder vom betreibenden 
Gläubiger bejeitigt werden Tann, mündlich beim Gerichte um 
Erlafjung der erforderlichen Anordnungen oder Ermädtigungen 
anzufuchen; fonft ift der erhaltene Auftrag mit kurzem Berichte 
über die Gründe der Unausführbarkeit zurüdzulegen. 

8,38 „ Siehe über den jpeciellen Fall des Todes des Verpflichteten 
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$. 381. Ueber den Vollzug der einzelnen Executions— 
bandlungen iſt ohne Aufſchub an das Gericht zu berichten. Die 
Berichterjtattung gejchieht, falls nicht befondere Umftände eine 
eingehende Aeußerung nothwendig machen, durch Vorlage des 
vom Bollftredungsorgane aufgenommenen Protofolles?), ſonſt 
dur einen möglichſt kurz gefafsten und auf dag Wejentliche 
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beſchränkten Bericht auf dem Protokolle oder auf einem diefem 
beigelegten Blatte. In gleicher Weiſe ift zu berichten, wenn das 
Bollitredungsorgan mit der Erecutionshandlung nach 8. 46 der 
Executionsordnung innegehalten bat.?) 

Dem Berichte find die fonftigen Acten des Erecutions- 
vollzuges, wie Zuftellungsfcheine, Niederjchriften u. |. w. anzu- 
ſchließen. 

Wenn mittels desſelben Beſchluſſes mehrere nacheinander 
vorzunehmende Executionshandlungen aufgetragen ſind oder der 
bewilligte Executionsvollzug ſich aus mehreren einander folgen- 
den Executionshandlungen zuſammenſetzt, wie bei dem Verlaufe 
bon beweglichen körperlichen Saden, bat ſich die Bericht- 
eritattung bi3 zur Vornahme der lebten Erecutionshandlung, 
falls nicht das Geſetz die gerichtliche Berftändigung der Be— 
theiligten von einzelnen Erecutionshandlungen. fordert*), auf eine 
mündliche Mittheilung über das bisher Gefchehene zu bejchränten. 
Soferne auch das Bertheilungsverfahren dem Bollitredungs- 
organe zufommt?), find die Ucten erft nach deſſen Abfchluffe dem 
Gerichte vorzulegen. 

Wenn die Berichterftattung die Einholung einer richter⸗ 
lichen Beichlufsfaffung über Anträge bezweckt, die im Protokolle 
beurfundet find, wie 3. B. über den Antrag auf Beftimmung 
von Koften und Gebüren nad) 8. 284 der Erecutionsordnung?), 
ift in einem Vermerke auf dem Protokolle die Bitte um Be- 
kanntgabe des richterlichen Beſchluſſes beizufügen (3. 8. „Um 
Beihlufsfafjung über den Antrag auf Seite 3 wird ge- 
beten“ o. ä.). 

1) 8. 60 E. O. I Abſchn., P. 36, Inſtruction f. d. Vollitredungs- 
organe. — Das Finanzminiſterium hat aus Anlaſs einer Anfrage mit 
dem Erl. v. 23. Juni 1900, 3. 31374, allen Yinanzlandesbehörden Nach⸗ 
itehendes eröffnet: Der Bericht des Bollitredungsorgans über die Nicht⸗ 
vornahme einer Erecutionshbandlung bildet ſelbſt dann feinen 
Gegenstand einer Stempelgebür, wenn diejer Bericht in Yorm eines 
Protokolles ausgefertigt wird. —8* jedoch in dem Protokolle ein Antrag, 
über den vom Gerichte zu enticheiden tft, 3.8. auf Zuſpruch von Erecutions- 
toften oder auf Einftellung der Execution, beurfundet wird, unterliegt 
das Protokoll der für protofollarifche Anträge diefer Art feitgelegten 
Stempelgebür. Das — —— gilt im beſouderen auch bezüglich ber 
in ber obigen Form gehaltenen Berichte des Bolljtredungsorgang, dais 
die Erecutionshandlung wegen Mangel an pfändbaren Sachen einen 
negativen Erfolg ergeben hat (Mitty. J. M. 8. B., ©. 181/1900). 

2) Wenn dem Bollitredungdorgane dargethan wird, dafs der be- 
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treibende Släubiger nach Erlaffung des auszuführenden Uuftrages des 
Erecutionsgerichte3 befriedigt worden ift, Stundung bemilligt hat oder 
von der Fortſetzung des Erecutionsverfahrens abgeitanden ik insbeſon⸗ 
dere durg Vorweiſung eines Pojtaufgabeicheines, 8. 46 E. DO 
eshalb mujg über die Vornahme der Pfändung bewegticher 
Yörperlier Sachen unverweilt berichtet werden, 8. 253, Abj. 4, E. O. 
Wenn die Erecution nur zu Gunjten desjenigen Gläubigers 
geführt wird, dem nach Inhalt der Pfändungsacten das alleinige oder 
das erfte Pfandreht an den verfauften Gegenftänden zufteht, 8. 283 
E.D., gilt audy für den Berfauf von Geldforderungen, 8.318, und den 
Erlös von verfaujten Rechten, 8. 332 €. O. 
5, Vom betreibenden Gläubiger angefprochene, noch nicht gerichtlich 
feftgeftellte Executionskoften. 
$. 382, Das bei der Execution abgenommene Bargeld 
fowie die Urkunden und Wertpapiere, welche dag Vollftredungs- 
organ bei dem &recutionsvollzuge zu ſich genommen hat, find, 
foferne fie nach dem Geſetze in der Gerichtäfanzlei erlegt werden 
müfjen oder dort erlegt werden Dürfen?), dem mit der Führung 
des Geldbuches beirauten Beamten zur Verwahrung zu über- 
geben, ſonſt im Gerichtödepofitenamte zu erlegen.?) Beides ift 
vor der Berichterftattung an das Gericht zu bewerkſtelligen. 
Die Empfangsbeftätigung ift auf das Protokoll zu ſetzen, in 
welchem die Abnahme des Geldes u. |. w. beurkundet ift. 
Wurde das abgenommene Bargeld vom Bollitredungs: 
organe unmittelbar dem betreibenden Gläubiger übergeben 
(8.283 Erec. O.)*), fo ift mit dem Berichte über den Erecutions- 
vollzug die‘ Quittung des betreibenden Gläubigerd vorzulegen; 
wenn dieſe Quittung den Berpflichteten ausgehändigt wurde, 
hat der betreibende Gläubiger den Bericht) mit zu unterjchreiben.?) 
Bei Ausfolgung des Bargeldes an den betreibenden Gläubiger 
ift der zur Dedung unberichtigter Erecutionsgebüren‘) voraus- 
fichtlich erforderliche Betrag zurüdzubehalten und im Sinne des 
vorhergehenden Abſatzes in der Gerichtskanzlei zu erlegen. 
Wechſel und andere indoffable Papiere, nicht indofjable 
Ched3, Taufmänniihe Anweifungen und Berpflichtungsfcheine, 
Einlagebücher von Banken, Spar: und Vorſchuſscaſſen, die das 
Vollſtreckungsorgan bei der Pfändung an ich genommen hat, 
find fogleih nad Rückkunft des Vollftredungsorganes, noch vor 
ihrer Abgabe zur Verwahrung, dem Richter vorzumeifen, damit 
diefer die Nothwendigkeit von Präfentationen, Protefterhebungen 
und anderen Handlungen zur Erhaltung oder Ausübung der 
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Rechte aus folchen Papieren beurtheile (8. 297 Exec. O.). Iſt 
der Richter nicht mehr anweſend, jo find diefe Papiere zu dem 
gleihen Bwede dem leitenden oder auffichtführenden Beamten 
der Buftellungs- und Erecutionsabtheilung (Erecutionsabtheilung) 
vorzuweiſen. 

Gelder und Wertpapiere, die das Vollſtreckungsorgan nicht 
mehr am ſelben Tage zu Gericht erlegen oder dem Beamten, 
der das Geldbuch führt, übergeben kann, ſind bis zum nächſten 
Tage vom leitenden oder aufſichtführenden Beamten der Zu- 
ſtellungs⸗ und Erecutionsabtheilung in Verwahrung zu nehmen. 


1) Siehe die Aufzählung bei $. 113. 

2) Bur Verwahrung abgenommene Wertpapiere find, falls fie ben 
Betrag von 500 fl. überfteigen, im Depofitenamte, jonjt in der @erichtg- 
fanzlei zu erlegen, 8. 388, Abi. 1. 

Verordnung des J teriums dv. 5. März 1900, J. M. V. B. 
Nr. 12, betreffend die Bemeſſung der Verwahrungsgebüren 
in einigen Fällen der Erfolglaſſung depoſitenämtlich Hinter- 
legter Barſchaften. An alle Gerichte. 

Indem das Juſtizminiſterium den Gerichten im Anhange zu dieſer 
Verordnung den auf obigen Gegenſtand ſich beziehenden Erlaſs des k.k. 
Finanzminiſteriums v. 20. Februar 1900, 3. 44078 ex 1899, zur 
Stenntnis bringt, findet e8 die Gerichte anzuweiſen, den Parteien in den 
in dieſem Erlaffe unter UI, 8.4 und 5, dann unter III, IV und V ber 
handelten Fällen der Erfolglaffung von aus Umſatzgeſchäften herrühren- 
den Barbeträgen ftet3 zur Behebung bes Barbetrages eine Frift von 
14 Tagen nad Erhalt der Verftändigung von der bewilligten Erfolg- 
lafjung mit dem Bedeuten zu beftimmen, daſs im Falle des Nichtein- 
haltens dieſer Friſt mit der depofitenämtlidhen Verwahrung des ihnen 
zu erfolgenden Betrages würde vorgegangen werden. Rad fruchtlojem 
Ablaufe diefer Friſt Haben die Gerichte jodann unverzüglich den 
Auftrag zur depofitenämtlihen Berwahrung bes betreffenden 
Barbetrages zu erlaſſen. 

Erlafs des k. k. J— v. 20. Februar 1900, 8. 44078 ex 1899. 

Zur Erzielu ed einheitlihen Vorganges bei Bemeflung der Verw 
— in einigen der Erfolglaſſung depoſitenämtlich binterlegter Ba —— 
indet das Finanzmimiſterium im Einvernehmen mit dem Juſtizminiſterium unter 
I 88.8 und 12 bes Laif. Patentes v. 26. Zänner 1853, R. G. B. Nr. 18, 


8 der Taif. Verordnung dv. 13. September 1858, R. ©. B. Wr. 151, 
Bolgendes anzuorbnen: 


I. Gelangt an ein Depofitenamt von einer Bartet, einer Behörbe ober einem Amte 
ein Gelbbetrag, bezüglicdy deſſen das Bericht nicht einen Verw noBauftrag erläfßt, 
et die Anordnung trifft, denfelben fofort in eine Sparcafie einzulegen oder zur An- 
haffung von Umfabpapteren zu verwenden und das betreffende Sparta oder die 
Umfagpapiere in depofitenämtliche Berwahrung zu nehmen, fo tft für die einſtweilige 
Detention des Gelbbetrages, wenngleich derjelbe depofitenämtlich in Empfang —— und 
wieder veraußgabt wurde, eine Berwahrungsgebitr im Sinne bes $. 1 des — tentes 
v. 3. 1853 nicht einzubeben. 


II. Werden bepofitenämtlid) verwahrte Sparcaffebücher oder Umfabpapiere fiber ge» 
richtlichen Auftrag realifirt, mit dem ganzen Erlöfe oder einem bebjelben amberc 
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MWerteffecten angeſchafft ımb biefe wieder in er, enommen, fo bat, wenn be- 
reit8 au8 dem bie Realiſirung anordnenden Gerichtsbeſch fe auch der Auftrag zur Neu- 
anichaffung von Werteffecten und zur Deponirung berfelben, bezw. zur Ausfolgung 
eined helles bed Erloſes an die Partei (fiehe unter 3. 4 und 5) zu entnehmen ift, 
Nachftehenbes zu gelten: 

1. Wenn der ganze Erlös des realifirten Sparcafiebuches zum Aulaufe von Um⸗ 
fabpapieren verwendet wird, tft bei der Erfolglafiung bes Sparcaffebuches Die Bermahrungs- 
gebür nad) $. 8, lit. a, ber Tatf. Bbg. v. J. 1858 im Sinne bed F. M. E. v. 26. Jänner 
1 B. Nr. 36, ei eben. - 

Bon den angefauften und bepofitenämtlidh verwahrten Arjonpopieren ift bei 
ihrer definitiven Er olglaifung bie — ebür nach 8. 2, lit. b, der kaiſ. She. 
v. %. 1858 für den Beitraum vom Zage ihrer fangnahme bis zum Tage ihrer Er- 
folglaffung zu berechnen. 

3. Wird ber ganze Erlds der realifirten Umfabpapiere zur Anlage in einer Spar⸗ 
it verwendet, fo ift bei ber Erfolglafiung der Umſatzpapiere die VBermahrungsgebür 
(„Diff ialgebür”) im Stume bes 8. 12 bes Tail. Patentes v. J. 1858 einzuheben; von 
dem angeſchafften unb bepofitenämtlich verwahrten Sparcafiebudye ift bei deſſen defini⸗ 
tiver —— die Verwahrungsgebür nach 8. 3, lit. a, der kaiſ. Boda. v. J. 1868 
einzuheben und hiebei die Verwahrungsdauer vom Tage der Empfangnahme der reali⸗ 
ſirten Umſatzpapiere an zu rechnen. 


8. Wird ber ganze Erlös ber realiſirten Umſazpapiere zum Anlaufe von anderen 
Umfabpapieren verwendet oder ber nanze Erlös aus dem realifirtten Sparcaſſebuche in 
einer en Sparcafie elocitt, fo iſt bie eg gemäß 8. 8, Abſ. 2, des Taif. 
Batentes v. J. 1858 ala ununterbrodhen zu betrachten und die Berwahrungsgebür erſt 
bet der definitiven Sefolglaflung der neuen Umſatzpapiere, bezw. des neuen Sparcafic» 
buches zu bemeflen, wobel die Berwmahrungsdauer vom Beitpunfte bes urfprünglidhen Er- 
lages der realifirten Effecten au berechnen tft. 

t die depofitenämtliche Detention des Barerldſes ift in den Fällen 1, 2 und 
8 eine Berwahrungsgebür aud) dann nicht abzunehmen, wenngleich diefer Erlös depofiten- 
ämtlih in Empfang geftellt und wieder beausgabt wird. 


4. Wird ber Erlös ber realifirten Umfabpaptere nur theilweiſe zum Anlaufe 
anderer zu deponirender Umfappapiere verwendet, der Reſt aber bar an die Bartei aus⸗ 
gefolgt, jr ift anläfslidh der olglafiung der zu realifirenden Umfaßpapiere bie. Ber- 
wahrungsgebür (Di he Sinne bes 8. 12 des Taif. Patentes v. J. 1853) 
von einem re er Umfapnapleee, der dem zur Auofeigung on die Bartci be» 
ftimmten Theile des Erlöfes gleihlommt, nad) 8. 2, lit. b, der kaiſ. Bbg. v. J. 1858 zu 
bemefien, wobei die Berwahrungsbauer bis zum Tage der Erfolglafiung der realifirten 
Wertpapiere zu berechnen tft. 

fir bie bepofitenämtliche Detention bes zur Erfolgung an bie Bartei beftimmten 
Erldstheiles ift eine Berwahrungsgebühr auch dann nicht abzunehmen, wenngleich diejer 
Xheilbetrag bepofitenämtlich in Empfang geftellt und wieder beausgabt wird. 

Ergeht nachträglich ein gerichtliher Auftrag zur Verwahrung bes zur Ausfolgung 
an bie Partei beftimmt geweſenen Barbetrageß, jo ift biefer vom Tage bed Einlangene 
jenes Berwahrungsauftrages beim Depofitenamte als im Sinne des $. 1 bes Tail. Patentes 
v. J. 1858 in Verwahrung genommen zu betrachten. 


5. Wird der Erlds des realifirten Sparcafiebuches nur theilmeile zum Antaufe 
von lImfaßpapteren. verwendet, ber Heft des Erldſes aber bar an die Bartei erfolgt, fo 
ift bei ber Erfolglaffung bes zu realifirenden Sparcafiebuches die Berwahrungdgebür von 
demſelben nad, der Dauer Peiner erwahrung zu hemefien (5. M. E. v. 26. Jänner 
a tlichen Detention des zur Erfol die Partei b 

er depofitenäm n Detention bes zur Erfolgung an die Partei be⸗ 
ftimmten Gr lbätheiles gilt das Gleiche wie ad 8. 4. 

III. Werben bepofitenämtlich verwahrte Umfabpapiere oder Sparcaflebücher über 

——— We behufg ung de8 ganzen Grlöfes, bezw. der ganzen Einlage an 

te Partei realifiet, fo tft die Berwahrungsgebür von ben Umſatzpapieren nad) 8. 2, 
lit. b, von den Sparcaſſebüchern nad) 8. 8, lit. a, der kaiſ. Vdg. 'v. J. 1858 zu bemeiien, 
wobei die Bermahrungsdauer bis zum Tage der Erfolgla ung ber realifirten Wertpapiere, 
bezw. der realifirten Sparcafiebü zu rechnen iſt. 

—— der depoſitenaͤmilichen Detention des zur Erſolgung an die Partei be> 
ftimmten dieh, bezw. der behobenen Einlage bat unter der Borausjeung, dafs bereits 
aus dem die Realiſirung anorbnenden Gerichtöbeichlufle auch der —3 — ur Ausfolgunq 
SR 194 no ber zu behebenden Einlage zu entnehmen iſt, bad Gle de zu gelten wie 


L 


Nr. 81. 
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IV. Werben Eoupons behufe Ausfolgung des Erlöfes an die Partei verfilbert, 
fo tit bezüglich der depofitenämtlichen Detention diefes Erldſes unter ber gleichen Borans- 
fegung wie sub ILI analog vorzugehen. 


V. Derſelbe Vorgang fit aud) bei Erfolglaffung eines Sparcaſſebuches zum Behuie 
ber Behebung eines Iheiles der Einlage und Ausfolgung desfelben an die Bartei gegen 
Er des Sparcafiebuches Hinjichtlich des Behöbenen e8 der Einlage zu be». 
obachten. 


3) Wenn dem betreibenden Gläubiger das alleinige oder erſte Pfand⸗ 
recht zufteht. 
R Oder da3 den Bericht erſetzende Protokoll, 8. 381. 
5, Das Ef. Finanzminifterium hat mit dem Erl. v. 23. Mai 
1899, 3.9536, anläjslich einer Anfrage befannt gegeben, daſs in jenen 
Fällen, in welchen der freimillig geleiftete, abgenommene oder hKerein- 
gebrachte Gegenjtand oder Betrag von dem gerichtlichen Vollitredungs- 
organe dem betreibenden Gläubiger oder deilen zum Empfange ermäd- 
tigten Vertreter auögefolgt und Dies durch Mitfertigung des Empfängers 
auf dem Protokolle oder auf dem Berichte über die Nichtvornahme der 
Erecutionshandlung beurfundet wird, diefe nur für Zwecke der amtlichen 
Controle beigejegte Mitfertigung keine gebürenpflidhtige Empfangs- 
beftätigung im Sinne der Tarifpoſt 47, lit. a’, des Gebürengejehes 
darfteilt (Mittd. %. M. 8. B., ©. 207/1899\. 

°, Analog, wenn der Glänbiger noch nicht feitgejtellte Erecutions- 
foften verlangt, $. 284 €. ©. 


Controlbud über die Geſchäfte des Erecution- 
vollzuges. 


§. 383, Jeder Kanzleibeamte (Kanzleigehilfe), dem Exe— 
cutionsſachen zugetheilt ſind, hat über die ihm zukommenden 
gerichtlichen Aufträge ein Verzeichnis nach Formular Nr. 81 
zu führen (Executionsbuch).,) In dieſes find auch diejenigen 
Srecutiondaufträge einzufchreiben, weldhe von dem Kanzlei: 
beamten felbft ausgeführt werden, der dieſes Bud) führt. Alle 
Eintragungen?) haben fogleih nah Maßgabe der thatfächlichen 
Uebergabe, Berichterftattung oder Vorlage zu gefchehen, jo dafs 
da3 Erecutionsbuch ftet3 eine richtige und vollitändige Ueber: 
jiht über den jeweiligen Stand des Erecutionsvollzuges bietet und 
die Controle der Thätigkeit der Vollſtreckungsorgane ermöglicht. 

Neue Aufträge zur Vornahme von Erecutiondhandlungen, 
die bei Fortfeßung des Executionsverfahrens ergehen, find in 
das Erecutionsbuch wieder neu einzutragen. 

Erecutionsaufträge, welche nur auf Anmelden?) des betrei- 
benden Gläubiger ausgeführt werden follen, find erft nad) 
diefer Anmeldung dem Vollitredungsorgane zu übergeben; in 
der zweiten Spalte des Executionsbuches ift mit farbigem Stifte 
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ber lebte Tag der Anmeldefrift einzutragen, um deren Ablauf 
iiberwadhen und fodann den Auftrag zurüdfegen zu können. 
Solche Aufträge find, nach dem Ende der Anmeldefrift*) geordnet, 
in einem befonderen Face aufzubewahren.?) 


1) Diefes Buch fowie das Piändungsregifter, 8. 257, wird in der 
Ereeutionsabtheilung einheitlich für das ganze Gericht geführt; das Exe⸗ 
eutiondregifter E führt die Kanzleiabtheilung des Erecutionscommiffärs. 
Erecutionsacte, die nicht durch Vollſtreckungsorgane, fondern durch den 
Richter ſelbſt vollzogen werben, ——— nicht in das Executionsbuch. 
Letzteres iſt ein Controlbuch für die Executionsabtheilung. 

2) Wird Pfändung und Verkauf gleichzeitig bewilligt, empfiehlt es 
fi, einen neuen Eintrag im Exrecutionsbudye zu machen, wenn nad) 
Borlage des Pfändungsprototolles die Acten zur Einleitung des Ver: 
Taufes neuerlih an die Erecutionsabtheilung gelangen. Gelbtverftänd- 
li bedarf es Feines zweiten förmlichen Vollzugsauftrages Hinfichtlich 
des Verlaufes, ehe der Verkauf vorgenommen wird; es hat vielmehr die 
Executionsabtheilung nach Beftimmung des Verftei —— durch 
das Vollſtreckungsorgan ohne weiteren gerichtlichen uftrag (8. 384, 
3. 13, G. O.) mit der Bekanntmachung des Termines durch Edict vor- 
zugeben, fobald nad) Vorlage des Pfändungsprotofolles die Acten an 
die Erecutionsabtheilung zurüdtommen. — In Spalte 1 ift der Tag 
einzutragen, an dem ber Bollzugsauftrag an die Erecutionsabtheilung 


l 
= “nor 8. 161. 


4) Diefe Friſt ift vom ge der Erlaffung des Erecntionsauftrages 
(Suftr. f. die Vollſtr. Org., I. Abſch, P. 17), b. i. von dem in Spalte 3 
des Executionsbuches einzutragenden Tage zu berechnen. 

8) Erecutionshandlungen oder einstweilige Verfügungen, dann 
Anſſchiebung und Aufhebung von Erecutionsacten, die von einer Sicher⸗ 
beit3leiftung oder von dem Erlage eines Koftenbetrages abhängig find, 
dürfen vor Erfüllung diefer Vorausſetzung nicht berüdfichtigt werden. 
Der Beweis der Sicherheitsleiftung ift dem Beamten (Kanzleigehilfen) 
au erbringen, dem bie fragliche Executionsſache zugetheilt ift, 88. 163, 

bj. 4, 379, Abf. 3. — Dem PVollftredungsorgane ift der entiprechende 
Auftrag erft nach Erfüllung der Borausfeßung zu ertheilen; fiehe hin- 
fichtlich der Verhaftung $. 178. 


Selbftändige Thätigfeit der Zuſtellungs- und 
Erecutionsabtheilung. 

6. 384. Geſchäfte, welche die Zuftellungs- und Erecutions: 
abtheilung (Erecutionsabtheilung) felbftändig auch ohne richter: 
lichen Auftrag und, ohne die Vermittlung des Gerichtes in 
Anſpruch zu nehmen, zu beforgen bat, find neben den fonft nad 
der gegenwärtigen Geichäftsordnung ihr pbliegenden Arbeiten 
und Berrichtungen:?) 
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) Wenn im Verfteigerungsverfahren gerichtliche Sendungen al 
unbejtellbar zurückkommen, find fie dem beftellten Curator von der Ju 
ſtellungs- und Erecutionsabtheilung unmittelbar zu überfenden, 8. 17. 
Die bei der Zwangsverwaltung vorkommende Aufforderung dritter Per 
fonen, ihnen obliegende Leiftungen an den Verwalter zu entrichten ($. 110 
E. O.), kann der Zuftellungs- und Erecutionsabtheilung aufgetragen wer⸗ 
den, 8. 166, Ubj. 2. 

1. das Anſuchen um die Unterftübung des militärischen 
Borgefebten des Verpflichteten, wenn diefer zu den activ dienen 
den Perfonen der bewaffneten Macht oder der Gendarmerie 
gehört (8. 26 Exec. D.);?) 


2. die Aufforderung der Auffichtöbehörde einer unter 
ftaatlicher Aufjicht ftehenden, dem öffentlichen Verfehre dienenden 
Anftalt, zur bevorjtehenden Erecutionshandlung einen Vertreter 
zu fenden, um die im Intereſſe des öffentlichen Verkehres für 
nothwendig befundenen Einfhränfungen des Erecutionspollzuges 
zu bezeichnen (8. 28 Exec. D.);?) 

2) Kann mündlich oder fchriftlich geihehen, bei Dringlichkeit ftets 
mündlich, durch furzen Actenvermerk zu beurfunden. 

3. die Entgegennahme und Erledigung von Anträgen, mit 
der von dem Gerichte angeordneten Bekanntmachung von Edicten 
auf Kosten des Antragftellerd noch andere Berlautbarungsarten?) 
zu verbinden (88. 71, 183 Erec. D.); dem Begehren kann nur 
nach Erlag der Koſten für die beantragte Berlautbarung ftatt- 
gegeben werden; 

3) Veröffentlichung des Edictes auch noch in anderen inländiſchen 
oder ausländiichen Zeitungen, 8. 71 E. O. Berlautbarung der Zufchlags- 
ertheilung durch das Amtsblatt, 8. 183 E. O. 

4. die Mittheilung*) an den Gemeindevorfteher über die 
pfandweiſe Befchreibung von Liegenichaften oder deren weitere 
Pfändung zum Bmede der Verlautbarung dieſer Pfändungen 
in der Gemeinde und die Bekanntmachung der Pfändungen durd 
Anſchlag an der Gerichtötafel (8. 95 Exec. D.); foferne die Zu— 
ſtellungs- und Erecutionsabtheilung voneinander getrennt find, 
iit erftere von der Erecutionsabtheilung um die Bewirfung des 
Anjchlages kurzer Hand zu erſuchen; 

* Durch kurze Schriftliche Anzeige. 

5. die Anmerkung weiterer Pfändungen und die Unmerfung 
der Biwangsverwaltung oder Verſteigerung einer Liegenfchaft, 
die in ein öffentliches Buch nicht eingetragen ift, in dem Proto⸗ 
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folle über eine vorausgegangene pfandweife Befchreibung dieſer 
Liegenſchaft (88. 94, 102, 134 Erec. D.);°) 

8, Wenn fi) das Protololl zur Zeit, dba die Anmerkung erfolgen 
fol, beim Richter oder in Verwahrung des Ranzleibeamten des Richters 
befindet, obliegt die Anmerkung diefen Ranzleibeamten, 8. 174. 


6. die Mittheilung neuer pfandweiſer Befchreibungen von 
Liegenjchaften, die in einem öffentlihen Buche nicht eingetragen 
find, an das Gericht, bei dem das Berfteigerungsverfahren an- 
bängig iſt ($. 137 Exec. D.);°) 

©) Durch kurze fchriftliche Mittheilung. 

7. in Vorbereitung der Schätzung einer zu verſteigernden 
Liegenſchaft die Herbeiſchaffung des Auszuges aus dem Cataſter 
oder der amtlichen Beſtätigung über den jährlichen Betrag 
der von der Liegenſchaft zu entrichtenden Steuern (8. 140 
Exec. D8.);?) 

7) Schriftlih zu requiriren, bei Dringlichkeit ift perfönliche Ab- 
Ihriitmahme aus dem Eatajter nicht ausgeſchloſſen. 

8. die Benadhrichtigung der zuftändigen Berghauptmann⸗ 
jhaft von der Ernennung eines Verwalters bei Execution auf 
Gegenſtände des Bergwerkseigenthumes (8. 240 Erec. D.); ®) 

®%) Durch kurze fchriftliche Anzeige. 

9. die Anzeige einer nad 88. 253 oder 257 der Ere: 
cutionsordnung vorgenommenen Pfändung von öffentlichen, auf 
Namen lautenden oder für einen beftimmten Zweck vinculirten 
Obligationen an die Caſſa, bei der das Capital angelegt ift, 
und an die Behörde oder Anftalt, welcher diefe Caſſa unmittel- 
bar untergeordnet ift; die Anzeige muſs unverweilt nach Boll: 
zug der Pfändung erftattet werden; ) 

%) Gemäß 8.1 3.1 M. V. v. 24. October 1897, R. G. B. Nr. 249 
(fiehe bei Art. XV E. ©. z. €. O.), ſchriftlich (fiehe das durch dieſe 
M. 8. vorgefchriebene Formular 1). 

10. die Ertheilung von Auskünften aus dem Pfändung: 
regifter (8. 255 Exec. O.);20) 

10) An alle Berjonen, welche glaubhaft machen, dafs fie dieſe Aus- 
fünfte behufs Einleitung eines Rechtsſtreites oder einer Execution, zur 
Geltendmachung von wendungen gegen eine bereit3 eingeleitete Ere- 
cution oder aus anderen wichtigen &rinden bedürfen, 8. 255 €. D. 

11. die Anmerkung weiterer Pfändungen in dem Proto— 
folle über eine vorausgegangene Pfändung beweglicher körper⸗ 
licher Sachen oder der im $. 296 der Erecutiondordnung ge: 
nannten Papiere;t! 

1) 88. 253, 257 E. O. Wechſel und andere indojjable Papiere, 

Schauer, Geſch. Ordg. 52 
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nicht indofjable Checks, Taufmäunifche Anmweilungen und Verpflichtung 

icheine, Einlagebüdher von Banlen, Spar- und Borfchniscaflen, 8. 296 
€. D. — Die Anmerkung obliegt dem Kanzleibeamten des Richter, 

wenn, fi das Protokoll beim Nichter oder Kanzleibeamten befindet, 
174 


12. die Vorlage oder Ueberjendung verfaufter auf Namen 
lautender, öffentlicher Obligationen an die berechtigte Behörde 
oder Anftalt zum Zwecke der Beranlafjung ihrer Umfchreibung 
auf den Namen des neuen Cigenthümers (8. 268, lehter Ab- 
jap, Exec. ©.); 1?) 

12) Gemäß 88. 5 und 6 M. 3. v. 24. October 1897, R. G. 8. 
Nr. 249 (fiehe bei Art. XV €. ©. z. E. D.), (fiehe das Formular 
dort). Die ſchriftliche Mittheilung ai Ueberiendung der Obligationen 
ift mit dem Gerichtöfiegel zu verjehen. — Das Begehren um Um- 
chreibung Tann aud mündlich 'geftelt werden; in dringlichen Fällen 

ets mündlich. 

13. die Bekanntmachung des vom Vollſtreckungsorgane an- 
beraumten Berfteigerungdtermines durch Edict (8. 272 Exec. D.); 

14. die Ueberſendung der vom Drittſchuldner im Sprengel 
eines anderen Gerichtes geleifteten Saden an das Erecutions- 
gericht, falls nicht das Verkaufs⸗ und Bertheilungsverfahren bei 
dem Gerichte durchzuführen it, in „deifen Sprengel die Sadıe 
geleiſtet wurde (8. 327 Exec. O.);10 

3) Die Anzeige an das Gericht, daſs die Ueberſendung der vom 
Drittfhutbner geleifteten Sachen an das Erecutionggericht erhebliche Koften 
und San unten verurjachen, unausführbar oder er fein 
würde (mündlich), obliegt dein Bollftredungsorgen, $ 

15. die Benachrichtigung derjenigen Perfonen, für welche 
die Sachen gepfändet find, welche bei Räumung von Liegen- 
Ihaften, Gegenftänden des Bergwerkseigenthumes oder Schiffen 
weggeichafft und in Verwahrung gebracht werden müflen, ſowie 
derjenigen Perſonen, welche jonft auf diefe Sachen Anſpruch er- 
heben fünnen, und die Erwirkung der Ermächtigung des Ere 
cutiondgerichtes, ſolche Sachen für Rechnung des Berpflichteten 
zu verlaufen ($. 349 Erec. D.); welche Perſonen zu benady 
richtigen find, ift aus dem Pfändungsregifter ſowie aus den 
Acten des Erecutionsverfahrens feitzuftellen;’*) 

1) Durch Turze fchriftliche Anzeige. 

16. die Anzeige an den unmittelbaren Vorgeſetzten oder 
an die vorgejehte Dienjtbehörde des Berpflichteten, wenn gegen 
eine in einem öffentlichen Amte oder Dienfte ftehende Perſon 
oder gegen Bedienftete einer dem öffentlichen Verkehre dienen⸗ 
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den Unternehmung die Haft verhängt wird, und die Benad)- 
richtigung des Vorgeſetzten des DVerpflichteten von der gegen 
feßteren angeordneten Verhaftung, wenn zur Wahrung der öffent: 
lichen Sicherheit oder anderer öffentlicher Intereſſen während 
der Unhaltung de3 Verpflichteten in Haft eine Stellvertretung 
verfügt werden muſs (8. 362 Exec. D.)."?) 

5) Durch Yuftellung einer Beſchluſsausfertigung. 

Das in 3. 1 erwähnte Anſuchen, die Aufforderung nad) 
3. 2, fowie da3 Begehren um Umjfchreibung verfaufter auf 
Namen lautender öffentlicher Obligationen (3.12) können münd- 
lich durch einen KRanzleibeamten (Kanzleigehilfen) oder fchriftlich 
geitellt werden; die fchriftliche Mittheilung ift vom leitenden 
oder aufjichtführenden Beamten?!®) der Zuftellungs- und Erecutions- 
abtheilung zu unterjchreiben und bei Weberjendung von Obliga- 
tionen zur Umſchreibung mit dem Gerichtäfiegel zu verſehen. 
Bei Dringlichkeit ift der Weg mündlicher Mittheilung zu wählen; 
das mündliche Vorbringen des Anfuchen® oder die mündliche 
Aufforderung ift — einen kurzen Vermerk in den Acten feit- 
zuftellen. Die in 8. 4, 6 bis 9 und 15 erwähnten Mittheilungen, 
Aufforderungen und Benadrichtigungen erfolgen durch kurze 
chriftliche Anzeigen, die Mittheilungen über die Haftverhängung 
(3. 16) durch Zuſtellung einer Beichlufsausfertigung. 

Um Vornahme von Erecutionshandlungen durch das Oberft: 
bofmarjchallamt oder durch das Ministerium des kaiſerlichen 
Haufes und des Aeußeren!”) Hat das Gericht anzufuchen. 

16) Dem Leiter der Erecutionsabtheilung obliegt auch, die Schr 
gelber, Zehrgeldzuſchüſſe und Ganggelder zu bemeflen und nach $. 1 
&. D. einzubeben. Die Ausfertigung der Gebürenzettel obliegt dem % 
mefienden Beamten, 8. 14 3. #. a. v. 22, Yugujt 1899, R. ©. 8. 
Nr. 162 (bei 8. 56, 

831€ & 

$. 385. Der öffentliche Verkauf von faufmännifchen Fauft- 
pfändern (Urt. 310 des Handelsgeſetzbuches und $. 47 des Ein- 
führungsgefeges zum Handelsgeſetzbuche) ift durch die Zuftellungs- 
und Erecutionsabtheilung (Erecutionsabtheilung) des Bezirköge- 
richte vorzunehmen, in deſſen Sprengel fich die Bfandfache befindet. 
Der Auftrag zur Vornahme diejes Verkaufes kann unmittelbar 
an die Buftellung3- und Erecutiondabtheilung gerichtet werben. 


Art. 310 9. G.: Iſt die Beitellung eines Fauſtpfandes unter 
Kaufleuten für eine Forderung aus beiderfeitigen ne 
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ichriftlich erfolgt, jo Tann der Gläubiger, wenn der Schuldner im Ber- 
zuge ift, fih aus dem Pfande fofort bezahlt machen, ohne daſs es einer 
Klage gegen den Schuldner bedarf. 

Der Gläubiger Hat die Bewilligung hiezu unter Borlegung der 
erforderlichen Beicheinigungsmittel bei dem für ihn — a 
gerichte nachzuſuchen, von welchem hierauf ohne Gehör des Schuldners 
und auf Gefahr des Gläubigers der Verkauf der verpfändeten Gegen⸗ 
ſtände oder eines Theiles derſelben verordnet wird. 

Bon der Bewilligung ſowie von der Vollziehung des Verkauſes 
hat der Gläubiger den Schuldner, ſoweit es thunlich, fofort zu benad)- 
richtigen; unterläfst er die Anzeige, jo ift er zum Schadenerfage ver- 
pflichtet. Um den Verlauf zu bewirken, ift der Nachweis der Anzeige 
nicht erforderlich. 

8.47 Einf. Gej.: Für den nad Art. 310 des Handelsgejehbuches 
vorzunehmenden Öffentlichen Verkauf hat das bewilligende Gericht einen 
einzigen Termin feitzufegen und in ber für egecutive Berfteigerungen 
übliden Weile kundzumachen. Eine Schäßung hat der Commiſſär vor 
den Berfaufe nur dann zu veranlaflen, wenn die zu verlaufenden Gegen- 
jtände weder einen Börſenpreis oder Marktpreis haben, noch audh in 
Privatſchuldurkunden beitehen, und wenn zugleich beide Theile darüber 
einig find, daſs die Schäßung ftattfinde oder eine der Parteien die Bor- 
nahme der Schäßung auf ihre Kojten verlangt. — 

Dieſe Beftimmungen find durch Mrt. J 3. 9 E. G. z. E. O. 
aufrecht erhalten worden. 


Selbſtändige Verrichtungen des Vollſtreckungs— 
organes. 


$. 386. Nicht von der Zuſtellungs⸗ und Erecutions- 
abtheilung (Erecutionsabtbeilung), fondern vom Bollftredungs- 
organe, welchem die thatſächliche Vornahme der einzelnen Ere- 
eutionshandlung zufällt, find zu bewirten:?) 

1) Selbftändige Verrichtungen des Vollitredungsorganes nach $. 386 
G. D. gewähren nicht den Anſpruch auf eine ———— Gebür, fon- 


dern bilden einen Beftandiheil der nach Abſ. 1 geblirenpflichtigen Amts⸗ 
u 1, Abſ. 3, M. 2. v. 22, Auguſt 1899, R. G. B. Nr. 162, 
bei 8. A 


1. die Anzeige?) an das vorgefehte Commando (Behörde, 
Anftalt) des Verpflichteten, wenn die Erecution gegen eine in 
Ausübung des Dienftes befindliche Perfon der bewaffneten Macht 
oder der Gendarmerie vollzogen werden foll und fich dieſes 





8. 386. Die in der Ausübung 
der felbftändigen Verrichtungen des 
VBollftredungsorganes von diefem ge- | 
machten: fopriftlichen Anfuchen, Aufs | 





forderungen, Mittheilungen, Anzeigen 
u. fe w. find vom Kollftredungs- 
organe felbft zu N 
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Commando ($. 179) am Site des Erecutionsgerichtes befindet | 
(8. 29 Exec. D©.);®) | 

2) Sie geichieht durch Vorweiſung des AO zugleich ift die 
Segitimationsurkunde vorzuweiſen, 8. 336. In den Acten vorzumerten. 

2) Wenn fih das Commando nicht am Sie des Erecutionsgerichtes 
befindet, Hat die Anzeige ſchriftlich Durch das Executionsgericht zu gejchehen. 
Mit dem weg) ift bis zur Betätigung des Empfanges der 
Anzeige zu warten, $. 

2. das Anfuchen, Erecutionshandlungen an Sonn: und 
Feiertagen, ſowie zur Nachtzeit vornehmen zu dürfen (8. 30 
Erec. D.); diefe Bewilligung hat das PVollftredungsorgan von 
amtöwegen bei dem Gerichtsvorfteher *) mündlich anzufuchen, wenn 
fonft der Erecutionsvollzug überhaupt nicht ftattfinden könnte 
oder doch ein erfolgreicher Vollzug der Execution nicht zu er- 
warten wäre; 

4) Oder bei dem gegebenenfall3 zur Bertretung des Gerichtsvor⸗ 
fteher8 berufenen Einzelrichter. 

3. die Unzeige?) an den Sommandanten eines militärischen 
oder vom Militär bejehten Gebäudes, in welchem eine Exe— 
eutionshandlung vorgenommen werden joll (8. 31 Exec. D.); 

4. die bei einer Erecutionshandlung vorkommenden Auf: 
forderungen und Mittheilungen, welche wegen Abweſenheit der 
Perſon, an welche fie zu richten find, in fchriftlicher Faſſung 
zugejtellt werden müſſen (8. 72 Erec. O.); 

5. die Benachrichtigung des Verpflichteten von Ort und 
Beit der pfandweifen Beichreibung einer Liegenfchaft (8. 92 
Exec. O.); wenn der Pfändungs= oder BVerfteigerungsbefchlufg 
auf Erjuchen des bewilligenden Gerichtes durch dag Erecutions- 
gericht zugejtellt werden ſoll, ift die Benachrichtigung mit der 
Zuſtellung des Pfändungs- oder Verfteigerungsbejchlufies an den 
Berpflichteten zu verbinden; 

6. die Anberaumung der Schägung einer zu verjteigernden 
Liegenſchaft und ihres Zubehöres und die Benachrichtigung des 
Berpflichteten und des betreibenden Gläubigerd von Ort und 
Beit der Schätzung (8.140 Exec. D.)); das Vollitredungsorgan 
bat Tag und Stunde der Schäßung rechtzeitig dem Richter au: 
zuzeigen und um Yusfertigung der Ladungen an die zur 
Schätzung beizuziehenden Sachverſtändigen zu erjuchen; 

8, Die Schäkung foll nicht vor er von 3 Wochen ſeit Be- 
willigung der Berjteigerung ftattfinden, 8.1 

7. die Vornahme einer Se Schätung der zur 


— — 
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Berjteigerung gelangenden beweglichen Sachen auf Begehren und 
Koften eines Gläubigers (8. 275 Exec. D.); ſonſt darf eine 
vorgängige Schätzung nur auf Unordnung des Gerichtes Statt: 
finden; 

8. die Anzeige®) an dag Gericht, dafs die Ueberſendung der 
vom Drittſchuldner geleiteten, Sachen an das Executionsgericht 
($. 327 Exec. D.) erhebliche Koften und Schwierigkeiten verur- 
ſachen, unausführbar oder unzwedmäßig fein würde. 

6) Mündlid. 

Die angeführten Gefchäfte und Verrichtungen find vom 
Vollftredungsorgane, foweit fie im einzelnen Falle nothwendig 
find, vorzunehmen, wenngleich im Erecutiondauftrage weder eine 
Aufforderung noch die Ermädtigung dazu enthalten ift. 

Die in 3. 1 und 3 erwähnten Anzeigen gefchehen durch 
Vorweiſung des Beichluffes, womit die Executionshandlung be> 
willigt wird; das in 3. 2 erwähnte Anfuchen und die Anzeige 
nah 8. 3 haben mündlich zu gefchehen. In den übrigen Fällen 
erfolgen die Benacdrichtigungen durch kurze jchriftlicde Mit: 
theilungen. Die Vorweiſung des Beſchluſſes ift durch einen 
furzen Vermerk in den Acten feitzuftellen. 

Für den Fall, als die Bewilligung zur Vornahme von 
Crecutionshandlungen an Sonn- und Feiertagen oder zur Nacht: 
zeit ertheilt wird, find die Vorfchriften des 8. 213, Abſatz 27), 
finngemäß anzumenden. 

*) Auf der Ausfertigung ift die Clauſel anzubringen, „die Erecution 


darf aud) an Sonntagen (Feiertagen, zur Nadıtzeit) erfolgen“; der be 
willigende Richter hat die Clauſel zu unterfchreiben. 


Tod des Berpflichteten. 


$. 387. Beichlüffe, durch melde Erecutionshandlungen 
bewilligt werden, dürfen, fall® der Verpflichtete feit ihrer Er- 
laffung verftorben ift, ohne Erwirkung eines richterlichen Be: 
ſchluſſes ausgeführt werden, wenn durd Vorlage der betreffen: 
den gerichtlichen Erledigung nachgewiefen wird, daſs zum Nad- 
laffe de3 Verpflichteten eine Erbserffärung angebracht und zu 
Gericht angenommen oder daſs ein Nachlaſscurator ernannt 
wurde.) Der Nachweis ift dem Beanten (Kanzleigehilfen) der 
Buftelungd- und Erecutionsabtheilung (Executionsabtheilung), 
dem die fragliche Executionsſache zugetheilt ift, oder der Perfon 
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zu erbringen, welche die Erecutionshandlung vornimmt. Gerichts- 
Diener, welche bei Vornahme einer Erecutionshandlung erfahren, 
daj8 der BVerpflichtete feit Erlaffung des Erecutionsauftrages 
veritorben ift, haben, ohne einjtweilen die Erecutionshandlung 
vorzunehmen, unter Vorlage der ihnen etwa übergebenen ge- 
richtlihen Beſcheide über die Erbserflärung oder Ernennung 
des Nachlaſscurators die Weifung des Beamten (Kanzlei- 
gehilfen) einzuholen, von dem fie den Auftrag erhalten haben. 

Ungeachtet des Mangels folher Nachmweifungen ift der 
Erecutionsauftrag dem Gerichte nicht zurüdzulegen, wenn der 
betreibende Gläubiger in der Zuſtellungs- und Erecutiongabthei- 
fung die Erklärung abgibt, ohne Verzug die Beftellung eines 
einftweiligen Vertreters des Nachlaſſes beantragen zu wollen.”) 
Diefe Erklärung ift durch einen kurzen Vermerk zu den Arten, 
den der Gläubiger zu unterjchreiben Hat, fejtzuftellen. Die hie: 
durch bewirkte Verzögerung des Erecutionsvollzuges ift dem 
Richter unverweilt mündlich) anzuzeigen. 

Der Beicheid über die Beitellung des Nachlafscurators kann 
vom betreibenden Gläubiger unmittelbar in der Zuftellungs- und 
Erecutionsabtheilung übergeben werden und ift fodann bei der 
Berichterftattung über den Erecutionsvollzug dem Richter vor- 
zulegen. Wenn die Curatoröbeitelung nicht innerhalb vier 
Wochen der Zuftellungs- und Erecutiongabtheilung nachgetviefen 
wird, ijt mit der Zurücklegung des Erecutionsauftrages nicht 
länger zu warten. 

'ı) Gemäß 8. 34 € O. 

?) Der fann in der u zu Brotofoff genommen 
werben, 8. 3 


Berwahrung gepfändeter Wertpapiere und Aus— 
folgung verwahrter!) Gegenftände. 


$. 388. Gepfändete Wertpapiere, deren Verwahrung vom 
betreibenden Gläubiger beantragt mwird?), find, falls fie den Be- 
trag von 500 fl. überfteigen, im Depofitenamte, fonjt in der 
Gerichtskanzlei zu erlegen. 

In Verwahrung genommene Sachen, die aus freier Hand 
verfauft werden jollen®), find dem zu ihrer Uebernahme ermädj- 
tigten Vollftredungsorgane auszufolgen. Die Ermächtigung ge- 
ſchieht durch eine Erflärung des leitenden oder auffichtführenden 
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Beamten der Zuftellungs- und Erecutionsabtheilung (Erecutiongs 
abtheilung) auf der Ausfertigung des Berkaufsbeichluffes (3. 8. 
„Kanzleiofficial A. wird ermächtigt, die unter Poft Nr. 226 in 
Verwahrung genommenen Wertpapiere zum Zwede des Verfaufes 
zu beheben“). | 


1) Verordnung des Zuftizminifteriums im Einvernehmen mit dem 
Finanzminifterium und dem Oberften Rechnungshofe v. 10. Jänner 1900, 
J. M. V. 8. Nr. 1, betreffend den Vorgang bei Behebung von 
gerihtlich deponirten —— durch Bollftredungs- 
organe zum Zwecke der Vornahme von Executionshand— 
Iungen. Un alle Gerichte. 

Zur Regelung des Borganges in Fällen, in denen ein gerichtlich 
depontrter an an ein — zum Zwecke der Vor⸗ 
nahme einer Executionshandlung ausgefolgt werden ſoll, werben nach⸗ 
ſtehende von den geltenden Depoſitenamisinſtructionen theilweiſe ab⸗ 
weichende Anordnungen getroffen: 

I. Im — er des zur Verfügung über das oſit 
berufenen Gerichtes (des Depoſitengerichtes), mag dieſes Gericht das Exe⸗ 
eutionsgericht ſelbſt ſein oder als erſuchtes Gericht einſchreiten, kann Die 
Ausfolgung an das nachträglich zu bezeichnende Vollſtreckungsorgan ver⸗ 
fügt werden, ohne daſs der Auftrag ſelbſt das mit der Behebung des 
Depoſites betraute Vollſtreckungsorgan namhaft macht. 

In einem ſolchen Falle hat der leitende oder aufſichtführende Be⸗ 
amte der Zuſtellungs⸗ und Executionsabtheilung (Executionsabtheilung) 
dem zur Uebernahme des Depoſites beſtimmten Vollſtreckungsorgane 
eine Erklärung über ſeine diesfällige Legitimation auszufertigen, in 
welcher der Vor⸗ und Zuname des Vollſtreckungsorganes, dann die Be⸗ 
ziehung auf den gerichtlichen Erfolglafjungsauftrag und die genaue Ve⸗ 
zeichnung der in Frage fommenden Depojitenmafie enthalten fein muſs. 
Diefer Erklärung ift das im 8. 216, Ab. 2, G. O. vorgefchriebene be- 
jondere Gerichtöjiegel beizudrüden. 

Wofern der richterlihe Erfolglafjungsbeichlufs nicht ohnehin zu 
den die Verwahrung der Depofitenmafle betreffenden Acten gehört, iſt 
eine Ausfertigung desfelben zu dieſen Acten zu nehmen. 

II. In dringenderen Fällen kann das Erecutiondgericht, auch wenn 
e3 nicht zugleich das Depofitengericht ift, die Ausfolgung unmittelbar 
anordnen. 

Hiezu find folgende Beltimmungen zu beobadjten: 

1. Der richterlicdye Beſchluſs, womit die wre des Depofites 
dur ein Vollſtreckungsorgan verfügt wird, ift nebit den betheiligten 
Parteien auch dem Depofitengerichte und dem Depofitenamte zuzuftellen. 
Die Ausfertigung für das Depofitenamt ift mit dem im $. 216, Abſ. 2, 
G. D. vorgeichriebenen befonderen Gerichtäfiegel zu verſehen. Diejelbe 
vertritt die Stelle des Erfolglaljungsauftrages des Depofitengerichtes. 

Iſt in dem richterlichen Beſchluſſe der Name bes mit der Ueber- 
nahme des Depofited betrauten Vollftredungäorganes nicht angeführt, jo 
ift von der Zuftelungs- und Erecutionsabtheilung (Erecutionsabtheilung) 
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des einfchreitenden Erecutionsgerichted nad) Anordnung des Punktes I, 
Abſ. 2, zu verfahren. 

2. Sobald das legitimirte Bollftredungsorgan ſich beim Depofiten- 
amte meldet, hat der liquidirende Beamte dajelbft nach erfolgter Brüfung 
der vorgelegten Legitimattonderflärung ſich zunächſt von der Ueber⸗ 
einftimmung des in den Händen bes nn Organes befindlichen 
Gerichtöbeichluffes mit dem an das Depofitenamt gelangten Erfolg- 
fafjungdauftrage zu Überzeugen und fodann die Liquidirung der Be- 
hebungsanmeijung vorzunehmen, bei welcher der Stand der Depofiten- 
mafje im Beitpunlte diefer Amtöhandlung in Betracht zu ziehen ift. 

Der Borfteher des Depofitenamtes Ent fodann die Liquidirung zu 
überprüfen und fall3 die Ausfolgung des Depofites feinem Anſtande 
unterliegt, fein „Geſehen“ auf dem Geichäftsftüde beizuſetzen, worauf 
die Ausfolgung ftattfindet. 

Sollte fid) jedody gegen die Erfolglafiung ein Bedenken ergeben 
oder das Depofitengericht felbft noch vor dem Erfcheinen des Voll⸗ 
ftredungsorganes die Erfolglafiung inhibirt haben, jo hat das Depofiten- 
amt bievon das Bollitredungsorgan behufs mündlicher Benachrichtigung 
des Erecutiondgerichted zu verftändigen und in erfterem Falle unverzüg- 
lich auch dem Depofitengerichte die Anzeige zu erftatten; die Uusfolgung 
— inſolange nicht ein weiterer Auftrag des Depoſitengerichtes 
einlangt. 

. Das Depoſitengericht hat, falls es die Erfolglaſſung nicht zu 
inhibiren findet, die ihm vom Executionsgerichte zukommende Beſchluſs⸗ 
ausfertigung an das Depoſitenamt einzuſenden, welches die vollzogene 
Ausfolgung des Depoſites auf der —— zu beſtätigen 
und dieſe — dem Depoſitengerichte zurüdzuftellen hat. 

Langt eine folche Beichlufsausfertigung nicht innerhalb dreier Tage 
nach dem Tage der Ausfolgung des Depofites bei dem Depofitenamte 
ein, fo hat dasjelbe die vollzogene Ausfolgung dem Depofitengerichte 
mittel3 eines kurzen Berichtes zur Anzeige zu bringen. 


DI. In allen Fällen gelten ferner folgende Beftimmungen: 

1. Die Empfangsbeftätigung von Seite des zur Mebernahme des 
Depofites ſich meldenden Bollitredungsorganes gefchieht in furzer Faſſung 
auf der dem Depofitenamte zugejtellten Befchlufsausfertigung. 

2. Die Ausfolgung des Depofites geichieht gegen Einziehung der 
dem Vollſtreckungsorgane ausgeitellten Behebungslegitimation (P. I, 
Abf. 2) und Anmerkung der vollzogenen Erfolglafiung auf der in den 
Händen des Vollftredungsorganes befindlichen Beikhlufsausfertigung. 

3. In Bezug auf die Entrichtung der Verwahrungsgebür ift nad) 
den beftehenden Vorfchriften vorzugehen, und fann der beireibende Gläu- 
biger vom Gerichte zur —— — Beſtreitung derſelben verhalten 
werden. 

4. Die Erfolglaſſung iſt, ſobald das Vollſtreckungsorgan ſich meldet, 
ohne Aufſchub zu bewerkitelligen. 


Berordnung der Minifterien der Juſtiz und der Fi- 
nanzen im Einvernehmen mit dem DOberften Rechnungshofe 
v.9. März 100, R.G.B.NrT.48, betreffend die Bewertung von 
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PBretiofen, die im Erecutiond- und Concursverfahren geridht- 
lich binterlegt werden. 


I. In theilweifer Abänderung der in den Pepofitenamtsinftruc- 
tionen enthaltenen Vorſchriften über die Beſchreibung und Verwertung 
der zur gerichtlihen Hinterlegung gelangende Pretiofen werben in An- 
ſehung derjenigen Pretiofen, die im Erecutiousverfahren als PBiand- 
ſtücke gemäß 9.259 €. D. oder als Handpfänder für gepfändete Forde⸗ 
rungen gemäß $. 298 €. DO. von dem Bollftredungsorgane gerichtlid, 
zu hinterlegen find und deren Wert nicht eiwa ſchon aus eren 
Berhandlungen befannt ift, nachftehende Unordnungen getroffen: 


1. Wenn ber Wert der zu deponirenden Pretiofen nad) dem Da- 
fürhalten des Vollſtreckungsorganes 1000 Kronen offenbar nidt 
überfteigt, fo bat das Bollftredungsorgan in feiner Erlagsanzeige die 
einzelnen Wertgegenftände nad) Art, Form und wejentlichen Kennzeichen 
genau zu bejchreiben und ihre Bewertung felbft vorzunehmen. Hiebei 
ift der Umftand, daſs die Beichreibung und Bewertung durd) das Boll- 
ftredungsorgan erfolgte, erfichtlich zu machen. 

Hegt das Depoiitenamt betrefi3 diefer Bejchreibung und Bewertung 
fein Bedenken oder werden in der einen oder anderen Richtung aufge 
tauchte Bedenken im Einverftändniffe zwiichen dem Depofitenamte und 
dem Volljtredungsorgane behoben, jo hat es, nach eventueller Berichti- 
gung der — bei dieſer Feſtſtellung ſein Bewenden. 

Das Paket, in das die Pretiofen behufs Verwahrung eingelegt 
werden, ift ſowohl mit dem Siegel des Depofitenamtes, als auch mit 
dem vom Bollftrefungsorgane beigebrachten Gerichtäfiegel zu verfiegeln. 

Dem Berpflichteten bleibt freigeftellt, fid) über den Wert der zu 
deponirenden Gegenftände zu äußern und bei deren VBerfiegelung fein 
Privatfiegel beizudrüden. 

Der auf obige Weile feftgeftellte Wert des Depofites ift in dem 
gerichtlichen Berwahrungsauftrage beizubehalten und auch der Bemeflung 
der Verwahrungsgebür zugrunde zu legen. - 


2. Wenn hingegen die zu deponirenden Pretiofen nach dem Dafür- 
halten des Bolftredungsorganes den Wert von 1000 Kronen über- 
fteigen oder diesbezüglich ein Zweifel auf Seite des Vollſtreckungs⸗ 
organes oder des Deoofitenamtes befteht, jowie in dem alle, als bei 
einer ®ertannahıne unter der obigen Wertgrenze fi eine Meinungs- 
verfchiedenheit zwifchen dem Bollftredungsorgane und dem Depofitenamte 
binjichtlich der Bejchreibung oder des einzuftellenden Wertbetrages ergibt, 
fommt e3 darauf an, ob der Erlag 

a) bei einem der befonderen Kivilgerichtödepofitenämter (in Wien, 

Prag, Graz, Trieſt), oder 

db) bei einem Steuer⸗ al3 gerichtlichen Depofitenamte zu gejchehen Hat. 

Ad a. Das Bollitredungsorgan, beziehungsweije unter Zuziehung 
desielben das Depofitenamt hat die Beichreibung und Schägung ber 
Pretioſen durch einen gerichtlich beeideten — vornehmen 
und die Erlagsanzeige im Sinne der einſchlägigen Beſtimmungen der 
Depoſitenamtsinſtruction unterfertigen zu laſſen und iſt der ſonach er⸗ 
hobene Schaͤtzwert in Rechnung zu ftellen. 
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Ad b. Bon den Vollftredungsorgan ilt, falls nicht die fofortige 
Beiziehung eines gerichtlich beeideten Pretioſenſchätzmannes thunlich if 
eine Beichreibung der Pretioien nad Zahl, Art, Form und weſentlichen 
Kennzeihen in die Erlagsanzeige aufzunehmen und hat die Verfiegelung 
des Paketes, in das die Pretiojen behuſs Verwahrung eingelegt werden, 
mit dem Siegel des Depofitenamtes und dem vom Bollftredungsorgane 
beigebrachten Gerichtsfiegel ftattzufinden, während die Einftellung des 
Wertbetrages einftweilen unterbleibt. 

Dem Gerichte liegt ſodann ob, ohne Berzug für eine genaue Be- 
Ichreibung und Schäbung des Depofites durch einen gerichtlich beeideten 
Sachverſtändigen Sorge zu tragen, und es ift der erhobene Schätzwert 
in den gerichtlichen Verwahrungsauftrag aufzunehmen. 

Wird die Bewertung von Gold- und Silberfachen durch einen ge- 
richtlich beeideten Sachverftändigen vorgenommen, fo ift ftet3 für die 
Zwede der etwaigen Berjteigerung auch der Metallwert anzugeben 
(88.275 und 277 €. D.). 

H. Die vorstehenden Beltimmungen finden bei der gerichtlichen 
Hinterlegung von Pretiofen im Concursverfahren (8. 87, as 3, C. O.) 

chende Anwendung. 

2) 8. 269 E. O. Der A kann in der Gerichtskanzlei zu Pro- 
tofolß genommen werben, $. 320 3. 3. 

?) 8.268 €. D., 88.390 ff. 


Einleitung des Verkaufe durch die Zuſtellungs- und 
Erecutionsabtheilung. 


$. 389, Der Verkauf gepfändeter beweglicher körperlicher 
Sachen oder Forderungen ift von der Zuftellungs- und Erecu- 
tionsabtheilung (Erecutionsabtheilung), ohne einen neuen Antrag 
des betreibenden Gläubiger abzuwarten, einzuleiten, wenn die 
Erecutionsbewilligung ?) zugleich auf Pfändung und Verkauf lautet. 

Den Untrag, die gepfändeten Sachen vor Eintritt der Rechts- 
fraft der Pfändungsbewilligung?) oder vor Ablauf von drei Wochen 
jeit der Pfändung zu verfaufen?), kann der betreibende Gläubiger 
in der Zuſtellungs- und Erecutiongabtheilung anbringen. Dieje 
hat unter Vorlage des aufgenommenen Protofolles die richter- 
liche Entiheidung darüber einzuholen. 

Ein vorzeitiger Verkauf, den das Gericht nur gegen Sicher: 
heitzleiftung bewilligt hat (8.266 Exec. O.), darf vor erfolgter 
Sicherheitsleiftung nicht ausgeführt werden (8.379, Abſatz 3).) 

Der Antrag, Gegenftände zur öffentlichen Verſteigerung 
zu bringen, die innerhalb drei Wochen nicht aus freier Hand 
verlauft werden konnten (8. 270 Exec. O.), ift vom betreiben- 
den Släubiger in der Zuftellungs- und Erecutiongabtheilung zu 
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ftellen. Die Anberaumung des Berfteigerungstermines bedarf, 
wenn nicht in der Verkaufsbewilligung etwas anderes verfügt 
ift, feiner gerichtlichen Genehmigung.’) 

!) Die a bes Verkaufes fteht ſtets dem Executionsgericht 
zu, 8. 264 enu das Be Gericht nicht zugleich) Ere- 
cutionsgericht ift, hat leßteres die bewill "be ändung un unehmen 
und nad Empfang des darüber erjtatteten Berichtes über den Berfaufs- 
antrag zu enticheiden, 8. 176. 

Bor Vornahme des Verkaufes hat fi das Bollitredungsorgan von 
der Rechtskraft der Pfändungsbewilligung zu überzeugen, $. 266 E. D. 
Sn Wien, Prag und Brünn be beftehen zur Vornahme des —— 
gerichtlich aepfandeier beweglicher körperlicher Sachen gerichtliche Auc⸗ 
tionshallen. Siehe darüber die M. Vdgn. v. 29. October 1899, R. G. B. 
Nr. 217, 7. December 1899, R. ©. 8. Nr. 244, und v. 7. Mai 1900, 
N. ©. B. Nr. 82 — bie, die Geihäftsführung diefer Auctionshallen 
betreffenden J. v. 22. November 1899, 3. M. 8. B. Nr. 48, 
und 22. Juni 1900, es * B. 8. Ar. 29 (Wien), 27. December 1899) 
J.M. V. B. Nr. 69 (Prag), und 10.Mai1900, J. M. B. B. Nr. 25 (Brünn). 

2) Wenn die Sade ihrer Beichaffenheit nach bei längerer Auf- 
bewahrung dem Berderben unterliegen, oder wenn die gepfändeten 
Sachen bei Aufichub des Verkaufs beträchtlich an Wert verlieren würden 
und der betreibende Gläubiger für alle dem Berpflichteten aus dem 
früheren Berfaufe entfpringenden a Sicherheit leiftet, 8.266 €. O. 

3) Wenn die in 8. 266 €. D. (Anm. 2) bezeichneten Umftände 
vorliegen oder wenn die längere —— des —— unver⸗ 
hältnismäßige Koſten verurſachen würde, 8. 

4) Der Beweis der bewirkten lc ift den Kanzlei- 
——— (Kanzleigehitfen) zu erbringen, dem die Executionsſache zu- 
getheilt 

6, Gemäß 8. 272€ D. 


Berlauf aus freier Hand.) 


$. 390. Wenn das Erecutionsgericht verfügt, dafs ge: 
pfändete Sachen zum Zwecke des Verlaufe aus freier Hand 
an einen anderen Ort gejendet oder ohne Ueberjendung dort durch 
Vermittlung eines Handelsmäklers (zu Verfteigerungen befugten 
Beamten) veräußert werden follen (8.268, Abſatz 3 und 4, Erec.D.), 
fo Hat das Vollſtreckungsorgan alle zur Ausführung diefer Ber- 
fügung nothwendigen Vorkehrungen zu treffen. Es liegt ihm 
indbefondere die Benachrichtigung und Ermächtigung des Handel3- 
mäklers und die Bewirkung der Ueberfendung der gepfändeten 
Saden oder entiprehender Verlaufsmufter und Proben ob. Die 
Ueberjendung der gepfändeten Saden kann durch Vermittlung 
eines Spediteurs gejchehen, wenn die Beforgung des Transportes 


| 
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dem VBollitredungsorgane ſelbſt erhebliche Schwierigkeiten verur- 
fachen würde. 

Soferne dem Vollftredungsorgane ein Handeldmäller oder 
ein zu Berfteigerungen befugter Beamter, dem der Verkauf über: 
tragen werden könnte, nicht befannt ift, hat es ohne Einholung 
eines richterlichen Beichluffes die Zuftellungs- und Erecutions- 
abtheilung des am Beräußerungsorte befindlichen Gerichtes um 
Benennung einer geeigneten Perſon zu erſuchen oder ihr o- 
gleich den Berfaufsauftrag fammt Muſter und Proben zu über- 
fenden, damit fie an feinerftatt den Verkauf einem ihr befannten 
Handeldmäller oder zu Verfteigerungen befugten Beamten über- 
trage; letzterer Vorgang wird namentlich dann zu beobachten 
fein, wenn nad) Mufter oder Probe verkauft werden fol. 

Betreff des erzielten Verkaufspreiſes haben die Beſtim— 
mungen des 8. 392, Abfab 5, Anwendung zu finden. 

1) Ingiolguns — Sachen zum Zwecke des Verkaufes, 
8.388, Abſ. 2. — Siehe auch II. Abſchn. P. 52 bis 58, der Inſtr. f. die 
Bolltredungdorgame J. M. V. v. 12. Juii 1897, 8. 15346, J. M. V. B. 
Nr. 26. — Wegen De Verlaufes in den gerichtlichen Auctionshallen 
fiehe s 389, Anm. 1 

$. 391. Bei marktgängigen Waren ift der Verfauf in der 
Negel am erjten Markttage nah Ertheilung des Verkaufsauf⸗ 
trage3 vorzunehmen. Kann bei dem erften Verkaufsverſuche ein 
angemeffener Preis nicht erzielt werden, fo kann der Verlauf 
auf einen fpäteren Markttag verjchoben und nad Erfordernis 
mehrmals verjucht werden (8. 270 Erec. ©.) Bei Berfäufen 
aus freier Hand, die das Vollſtreckungsorgan jelbjt abfchließt, 
hat e3 eine fchriftlihet) Erklärung des Käufers über den verein- 
barten Kaufpreis beizubringen (3. B. „Mir wurden heute von 
dem Kanzleiofficial U. zwei Säde Mehl à 50 Kilogramm um 
den ne von ..... — und übergeben“). Er 

i elfrei gemäß F. M. E. v. 2. Jänner 1901, 2. 1/1900, 
Mitth. 3. Rs & on = 2 

$. 392. Die Veräußerung von Wertpapieren, die im 
Depofitenamte erliegen, ift durch lebteres zu bewirken. 

Wenn die zu veräußernden Wertpapiere den Betrag. von 
500 Gulden nicht überfteigen?), find fie vom Vollftredungsorgane 
einem Handel3mäller zum börjenmäßigen Verlaufe zu übergeben. 
Wenn der Ort des Gerichtes Fein Börſenplatz ift, find ſolche 
Wertpapiere der Zuftellungs- und Erecutionsabtheilung des Ge: 
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richtes, das ſich am nächſten Börjenplage befindet, zum Zwecke 
des Verkaufes zu überjenden. 

Kann der Verlauf gepfändeter Wertpapiere, weil die An- 
zahl der Papiere für einen Börjenfchlufs nicht genügt, weil 
jonftige Vorausſetzungen eines börjenmäßigen Verkaufes fehlen 
oder aus anderen Gründen nicht unmittelbar an der Börſe ge- 
ichehen, fo ift er durch ein verläfsfiches Bankhaus zu bewirken ; 
befteht ein jolches am Orte des Gerichtes nicht, fo ift ein Bank⸗ 
haus des nächiten Börfenortes oder das nächft gelegene ver- 
Läfsliche Bankhaus um den Verkauf zu erfuchen. 

Die dem Bollitredungdorgane ertheilte Ermächtigung, die 
Umjchreibung des Wertpapiere auf den Namen des Käufers 
zu erwirken und fonft erforderliche urkundliche Erklärungen abzu- 
geben (8. 268, letzter Abſatz, Exec. D.)?), geht mit der Ueberfendung 
des PBapiere® an die Zuſtellungs- und Erecutionsabtheilung 
eine3 anderen Gerichte auf diejenige Perfon über, welcher der 
leitende oder auffichtführende Beamte dieſer Zuftellungs- und 
Erecutionsabtheilung die Ausführung des Verkaufes aufträgt. 

Nah Ausführung des Verkaufes ift der Verkaufspreis 
unter Anſchluſs der erforderlichen Nachweiſe mit Angabe der 
Geſchäftszahl, unter welcher um den Verlauf erſucht wurde, an 
das Erecutionsgericht zu fenden. Der dajelbjt mit der Füh— 
rung des Geldbuches betraute Beamte bat den Beamten, der 
um den Verkauf erjucht hat, von dem Einlangen des Verkaufg- 
erlöſes ſogleich zu benachrichtigen. 

Die Beftimmungen des Abſatzes 2 und 3 über die Ueber: 
jendung von Wertpapieren gelangen nicht zur Anwendung, fo: 
weit durch richterlihen Beſchluſs im einzelnen alle etwas 
anderes angeordnet ift. 

1) Wenn fie diefen Betrag überjteigen, müfsten fie gerichtlich de- 
ponirt werden (&. 388, Abf. 1), und dann ift die Ber ng durd 
das Depofitenamt zu bewirken. 


2, Siehe darüber II. Abſchn., B.56 u. 57, der Snftr. f. d. Boll- 
ſtreckungsorgane. 


Ueberſendung von Gegenſtänden zur öffentlichen Ver— 
ſteigerung. 

$. 393. Gegenſtände, die zum Zwecke der öffentlichen 

Berfteigerung an einen anderen Ort!) überjendet werden follen 
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(8. 274 Erec. O.), jind von Bollftredungsorgane unter Beob- 
achtung der Borfchriften des 8.390, Abſatz 1, an die Zuftellungs- 
und Erecutionsabtheilung des Gerichtes dieſes Ortes mit dem 
Erſuchen um Vornahme der Berfteigerung zu überjenden. 

Die um die Berfteigerung erjuchte Zuftelungs: und Ere- 
eutionsabtheilung Hat die Verfteigerung felbitändig durchzuführen 
und eine ridhterlihe Beſchluſsfaſſung nur dort einzuholen, wo 
es Bwijchenfälle der Verfteigerung nothivendig wachen, deren 
Erledigung durch das Geſetz dem Gerichte vorbehalten ift. Die 
Schätzungs- und Berfteigerungstoften find vom Berfteigerungs: 
erlöje abzuziehen; der hienach erübrigende Betrag ift an das 
Erecutionsgericht einzufenden (8. 392, Abſatz 5). 

In gleicher Weiſe ift vorzugehen, wenn dem Vollitredungs- 
organe die Einziehung von Forderungen aus Wechjeln und 
anderen im 8. 296 der Erecutiondordnung genannten Papieren 
aufgetragen wird, deren Zahlung nicht am Orte des Erecutions: 
gerichtes crfolgt. | 

1) Der Berlauf folder Saden kann in Wien, Prag und Brünn 


— der gerichtlichen Auctionshalle durchgeführt werden, fiehe 8. 389, 
nm. 1. 


Sechster Theil. 
Anfficht über die Geichäftsführung der 
Gerichte. 


Erſter Abſchnitt. 
Ausweiſe, Vormerke und Verzeichniſſe. 


Geſchäftsausweiſe der Gerichte erſter Inſtanz. 


$. 394. Die Gerichte erſter Inſtanz haben jährlich Ge— 
ſchäftsausweiſe!) über ihre Thätigkeit in bürgerlichen Rechtsan- 
gelegenheiten und in Sachen der Juſtizverwaltung nach den 
Formularien Nr. 82 bis 84, ferner Geſchäftsausweiſe über ihre 
ftrafgerichtliche ZThätigkeit nach den Formularien Nr. 85, 86 Ar. se 
und 87 und Rüdjtandsverzeichniffe nah Formular Nr. 88 über bis 88. 
die jeit mehr als einem Jahre anhängigen Proceſſe, Zwangs⸗ 








8. 394. Eiche J. M. bei 8. 47. 
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verfteigerungen von Liegenſchaften und Verlaſſenſchaftsabhand⸗ 
lungen dem übergeordneten Gericht3hofe vorzulegen. 

Der Termin zur Vorlage wird für die Bezirksgerichte mit 
15. Sänner, für die Gerichtshöfe mit 31. Jänner feftgefebt. 

Die Bezirkögerichte haben ſämmtliche Geſchäfts- und Rück⸗ 
jtandsausweife mit einem gemeinfamen Berichte, die Gerichts⸗ 
böfe erjter Inſtanz hingegen die Geichäftsausweife und Rüd- 
jtandsverzeichniffe in bürgerlichen Rechtsſachen jowie in Juſtiz⸗ 
verwaltungsſachen und die Geſchäftsausweiſe in Straffachen mit 
zwei bejonderen Berichten vorzulegen. In dem Vorlageberichte 
find auffallende Abweichungen der Ausweisziffern von jenen 
des Vorjahres aufzullären und die Wahrnehmungen mitzutheilen, 
die über den Gang der Rechtspflege im allgemeinen gemacht 
wurden. | 

Soweit zu bejonderen Bemerkungen fein Anlaſs vorliegt, 
hat fich der Bericht auf die Vorlage der Geſchäftsausweiſe und 
Nüdftandsverzeichniffe zu befchränken; insbeſondere ift es un. 
jtatthaft, die Daten diefer Ausweiſe und Verzeichniffe in den 
Berichten zu wiederholen, deren Inhalt eingehend darzulegen 
oder die Ergebnifje der Geſchäftsausweiſe mit den Ergebniffen 
der Ausweife früherer Sabre im Berichte zu vergleichen. 

Den Berichten der Gerichtshöfe find Verzeichniſſe über bie 
jeit mehr al3 einem Jahre anhängigen Eoncurje anzufchließen. 
In den Ausweiſen der Gerichtshöfe find nicht nur die Gefammt- 
ziffern, [jondern aud die Ziffern anzuführen, die auf jeden 
Senat, auf jeden richterlichen Beamten, welcher ®ericht3hofs- 
gefchäfte als Einzelrichter zu erledigen hat, und auf jeden 
Referenten für Gericht3barfeit außer Streitfachen entfallen.]?) 

eng des Auftizminifteriums v. 22. December 1900, 
IM. 8. B. Nr. 47, betreffend die Berfaflung der Geihäfts- 
a der Gerichte erjter Inftanz. Un alle Gerichte erjter 

n R 

I. Die Sormularien für die Geichäftsausmeile der Bezirksgerichte 
und der Gerichtshöfe eriter Inſtanz in Civil- und Juſtizverwaltungs⸗ 
ſachen (Geſch. Ordg. Nr. 82 und 83 werden im Abichnitte „V. Zwangs- 
vollitredungen” zum Theile geändert, und e3 treten im Formulare 
Nr. 82 an Stelle der Spalten 35 bis 41 und im Formulare Ar. 83 
an Stelle der Spalten 59 bi3 65 die im Anhange*) angeführten neuen 


Spalten. | 
*) Siehe bie Geſch. Ordg. Form. Nr. 82 und BB. 


Um die Zählung der in der Spalte 36 c, bezw. 60 c einzutragenden 
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Fälle zu erleichtern, ift vom 1. Zänner 1901 an im Regiſter E in der 
Spalte 22 dem Tage der Meiftbotövertheilung der Buchitabe M vorzufeßen. 

Die geänderten Geſchäftsausweiſe find das erftemal im Jahre 1902 
bei Erftattung der Ausmeife für das Jahr 1901 anzuwenden. Um den 
Verbrauch der bereit3 vorräthigen alten Drudjorten zu ermöglichen, 
empfiehlt e3 fich, Einlageblätter mit den geänderten Spalten druden zu 
laſſen und folche den alten Formularien anzuschließen. 


II. Von der in 8. 394, letter Abſatz, ©. D. angeordneten Nach⸗ 
weijung der bei den Gerichtshöfen erjter Initanz auf jeden Senat, auf 
jeden richterlichen Beamten, welcher Gerichtshofsgeihäfte als Einzel» 
richter zu erledigen hat, und auf jeden Referenten für Gerichtöbarfeit 
außer Streitjachen entfallenden Hiffern bat es in Hinfunft, und zwar 
Kon bei Erftattung der Ausweiſe in Civil⸗ und Straflachen für das 

ahr 1900 abzulommen. 

Ueber die Führung der Geſchäftsausweiſe ordnet J. M.E. 
v. 17. Mai 18%, 3. 7330 (7071) folgendes an: „Das Auftizminifterium 
fieht fich veranlafst, allen DOberlandesgerichten in Betreff jener Punkte, 
bezüglich welcher eine verfchiedene Auffafjung wahrgenommen wurde, 
feine eigene Anſchauung mit der Aufforderung zu eröffnen, die Geſchäfts⸗ 
ausweije, fofern in einer anderen Weiſe vorgegangen wurde, biernad) 
richtigftellen zu laſſen und diefelben wieder zuverfichtlich bi8 Ende Juni 
l. 3. anher vorzulegen. 


I. a3 zunächft die Ausweiſe in Eivil- und Juftizperwal- 
tungsſachen betrifft, jo wird bemerft: 

2. Als „Durch Urtheil erledigt” find nur diejenigen Civilrechts- 
fälle audzuweifen, in welchen am 31. December 1898 das Urtheil nicht 
bloß geichöpft, fondern, woferne eine Zuftellung der ſchriftlichen Urtheils⸗ 
ausfertigung an die Parteien zu erfolgen hatte, dasfelbe auch den Par- 
teien bereits zugeftellt war. 

3. Die „Dauer des Verfahrens“ ift für jeden Fall nur einmal 
auszumeilen, mag ber Fall auch verjchiebene Erledigungsarten gehabt 
haben und daher in den Spalten „Erledigungsart” mehrmals gezählt 
worden jein und zwar ift die Tauer zu berechnen vom Eingange der 
Klage bis zu demjenigen Vorkommniſſe (Urtheil oder Vergleich), nach 
weldyem fein Proceſsſtoff für die Inſtanz mehr übrig bleibt. 

. Snfolge deilen muf3 die Summe der Fälle, welche in den 
Spalten „Dauer des Verfahrens” ausgewielen werden, mit Hinzured)- 
nung der „auf andere Weile” erledigten Fälle, gleich fein der Anzahl 
der als „erledigt“ ausgewieſenen Fälle; 3. B. im Geſchäftsausweiſe 
Nr. 82 muſs die Summe der Spalten 11 bis 15 gleidy fein der 
Spalte 6, die Summe der Spalten 25 und 29 bis 34 muj8 gleich fein 
der Ziffer in Spalte 20. 

5. Im Ausweiſe über die Thätigfeit der GerichtShöfe erfter Inſtanz 
als Berufungsgerichte ift die „Dauer des Berufungsverfahreng“ 
vom Einlangen der Acten bei der Berufungsinftanz bis zur Entjchei- 
Dung des Berufungsgerichtes, dagegen die „Dauer des Verfahrens in 
eriter und zweiter Anftanz“ vom Eingange der Klage in der erften 
Snftanz bis zur Enticheidung des Berufungsgerichtes zu berechnen. 
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6. Die Zahl der Zwangsvollitredungen zur Räumung von 
Beftandfachen (Cpalte 54 des Form. 82) ift in die Yahl der Zwangsvoll⸗ 
ftredungen zur Erwirkung von Handlungen und Unterlaffungen (Spalte 52) 
nicht einzubeziehen. 

7. Die Yälle, in denen nicht eine vom Vater verfchiedene Perſon, 
fondern diejer felbjt die Curatel Über eine Vermögenſchaft feines Kindes 
ausübt, find unter den Curatelen (Spalte Nr. 73 des Form. 82, reip. 
Spalte Nr. 96 des Form. 83) auszuweiſen. 

8. Sn der Spalte „Sommiffionen außerhalb des Amts- 
ortes richterliher Beamten“ find die abgehaltenen regelmäßigen 
Gerichtstage nicht mitzuzählen, doch kann die Zahl der leßteren an- 
merkungsweiſe augegeben werden. 

9. Bei der Berfaffung der Sefammtüberjichten müflen bereit3 den 
Gerichtshöfen erfter Inſtanz, welchen die VBerhältniffe der Bezirksgerichte 
ihres Sprengel3 genau befannt find, bei der Nebeneinanderftellung der 
Biffern verfchiedener Gerichte weitgehende Verfchiedenheiten in die Augen 
fallen. Dieſe find dann jofort aufzuflären und erforderlichen Falles zu 
berichtigen, wobei den Gerichten einzufchärfen ift, daſs das Zuftizmini- 
fterium mit allem Naddrude darauf befteht, daſs die ausgewiefenen 
Biffern genau und verläfslih find und daſs die Hiffern der Yahres- 
— mit den Ziffern der Regiſter übereinſtimmen, für deren 

ichtigkeit die Abtheilungsleiter verantwortlich ſind, weil vorausgeſetzt 
wird, daſs fie die Regifter in Ausübung ihrer Controlspflicht geprüft 
haben. Es foll nit vorlommen, daſs nebeneinander Biffern ver- 
ichiedener Gerichte ftehen, die auf den erften Blid erkennen laſſen, daſs 
die eine oder die andere unrichtig fein muſs. (Siehe Vdg. v. 15. Mai 
1894, J. M. 8. B. Nr.19, letzter Abſatz.) 

10) Da die von den Gerichtshöfen erfter Inſtanz aus den Ge⸗ 
ichäftsausmweifen der Bezirksgerichte zufammengeftellten Gefanımtüber- 
jihten ohnedies dem Juſtizminiſterium vorzulegen find, it es nicht 
nothiwendig, in die von den Oberlandesgerichten verfajäten Gefanımt- 
überfichten über die Thätigkeit der unterftehenden Bezirfägerichte neuer- 
lih die Biffern jedes einzelnen Bezirlögerichte® aufzunehmen und es 
genügt, wenn in dieſe von den Oberlandesgerichten zu verfafjenden 
Gefammtüberfihten nur die Summen der einzelnen Gerichtäiprengel 
und die Gefammtjummen für den ganzen Oberlandesgerichtsiprengel 
eingeftellt werden. 

11. In Betreff der Zmangsverfteigerungen und Concurfe wird 
auf den h. o. Erlaſs 3. 10154/1899 gewielen. 


I]. Belangend die Wusweife in Straffadhen, jo fieht fich das 
Suftizminifterium zu nachjtehenden Bemerkungen veranlaſst: 

1. Im Geichäftsausmweife der Gerichtshöfe erfter Inſtanz (Form. 
Nr. 86) muſs die Summe der Rubriten 1 bis 4 (d. i. Die Summe der 
vom Vorjahre rüdftändigen und der im Ausmweisjahre neu zugewachfenen 
Straffälle) mit der Summe ber Rubriken 5 und 6 (Zahl der im Aus⸗ 
mweisjahre erledigten und der anhängig verbliebenen Straffälle) überein- 
ftimmen. Als erledigt find in die Rubrik 5 alle jene Straffälle ein- 
zuftellen, welche 
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a) durch Einftellung der Borerhebungen oder der Borunterfudung, 
b) dur Einftellung des Strafverfahrens zufolge Rüdtritt3 von 
der Anklage vor der Hauptverhandlung (8. 227 St. P. D.) 
oder zufolge des Todes des Angellagten, 
c) Be ul luns des Verfahrens im Sinne der 88. 412 und 
2 ©t. 


z . 7} 

d) durch Urtheil erledigt, ferner diejenigen welche 

e) anderen Gerichten oder Behörden abgetreten und fchließlich 

f) welche mit anderen Straffachen vereinigt wurben. 

Die letzteren Fälle deshalb, meil fie fein felbftändiges Dafein mehr 
führen und bei dem Straffalle, mit welchen fie vereinigt wurden, nicht 

mehr ausgewiejen werden. 

Sämmtliche sub a bi8 c erwähnten Fälle find in die Rubrik 8 
einzuftellen, in welche auch die sub f bezeichneten Fälle einzubeziehen 
find, da fie, bevor eine Hauptverhandlung vorgenommen wurde, ihr 
jelbftändige3 Dafein eingebüßt haben. 

Die in der Rubrik 5 eingejegte Zahl muſs nicht immer mit der 
Summe der Rubrilen 8 bis 11 ftimmen, weil in den Rubrilen 9 und 
10 auch die vertagten Hauptverhandlungen enthalten find. 

Die Summe der Rubriken 8 bis 11 kann hiernach mitunter etwas 
rößer, niemals aber Heiner fein als die in der Rubrik 5 eingeftellte 
ah! der erledigten Fälle. Die Differenz, um welde die Rubrik 5 

Meiner ift al8 die Summe der Rubriken 8 bis 11, ftellt dann die Zahl 
der vertagten Hauptverhandlungen dar. 


2. Nach dem erften Abſatze des 8.2 der J. M. V. v. 15. October 
1898, 3.23708, J. M. V. B. Nr. 31, find die im Regiſter Z, Vr und 
Pr eingetragenen Borerhebungen und Borunterfuhungen alder- 
ledigt anzufehen, wenn entweder das Verfahren eingeftellt oder die 
Anklagefchrift eingebracht ift. Dieſe Vorſchrift befagt keineswegs, daſs 
durch die Ueberreichung der Anklage auch ſchon der Straffall als er- 
ledigt anzujehen und als ſolcher in den Geſchäftsausweiſen zu behandeln 
it, jondern bloß, dafs die Vorerhebungen oder Vorunterfuchungen als 
beendet anzufehen und in den genannten Regiftern als beendet einzu- 
tragen find. Per Straffall feißh bleibt noch immer anhängig. 

3. Die Rubrilen 26 bis 31 follen einen Ueberblid über die Ge— 
chäftsthätigkeit der Rathskammer gewähren, es follen demnach in diejen 
Rubriken fämmtliche Befchlüffe der Rathskammer enthalten fein. Dais 
bei einer Einftellung durch Rathskammerbeſchluſs der eingeftellte Straf- 
fall nothwendig auch in die Rubrik 5 gezählt wird, verurfacht feine 
Doppelzählung, denn dort wird er aus einem anderen Gefichtöpuntte 
und gar nicht als Rathstammerbefchlufs gezählt. Selbſtverſtändlich 
ift Die Einftellung bei jener Gericht3abtheilung en: jenem Unterfuchungs- 
richter) auszuweiſen, welcher oder welchem der Straffall zugewieſen war. 

4. Im ne na der Gerichtshöfe als Berufungsgeridte 
in Mebertretungsfällen ($orm. Nr. 87) muſs die Summe der NRubrifen 1 
und 2 übereinjtimmen mit der Summe der Rubriken 3 und 4. Da- 
gegen kann die Summe der Rubrifen 1 und 2 nicht immer der Summe 
der Rubriken 5 bis 9 gleich jein, weil in den Rubriken 1 bis 4 die an 
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da3 Berufungsgericht gelangenden Webertretungsfälle, in den Rubriken 5 
bis 9 dagegen die von den im 8. 465 St. P. D. erwähnten Perfonen 
ergriffenen Berufungen einzutragen find und es häufig vorlommt, dafs 
in einem und demjelben Webertretungsfalle mehrere Parteien die Ve⸗ 
tufung ergreifen (analog $. 243 ©. D.). 

Ebenſo wird and die Summe der Rubriken 10 bis 15 (Erfolg 
der Berufung) in den meiſten "Fällen von der in der Rubrik 3 ein«- 
getragenen Zahl der erledigten Berufungsfälle verichieben fein. 

In die Spalte 5 bis 9 find nur die zugewachjenen, nicht auch die 
anhängig verbliebenen Fälle aufzunehmen. 

5. In dem Geſchäftsausweiſe über die ftrafgerichtlidhe Thätigfeit 
der Bezirtögerichte (Form. Nr. 85) muſs die Summe der Aubriten 1 
und 2 übereinjtimmen mit der Summe der Aubrilen 3 und 4. 

An die Rubrik 6 find nur jene Strafverfügungen, durch) welche 
ein Straffall definitiv erledigt wurde, einzutragen (fiehe aus dem fta- 
tiftiichen Ausweife G die Fälle, in welchen kein rechtzeitiger Einſpruch 
erhoben wurde). 

Die Summe der Rubriken 5 bis 10 mußſs ſonach immer ber in 
der Rubrik 3 eingetragenen Zahl gleich fein. 

In die Spalte 17 ift die —*— der Berufungen und nicht die 
Zahl der Berufungsfälle einzutragen. 

Straffälle, die mit anderen vereinigt wurden, ſind ebenſo wie bei 
den Gerichtshöfen in der Rubrik 5 als erledigt auszuweiſen. 

III. Nach 8. 394 G. O. iſt es unftatthaft, die Daten der Ge- 
Ichäftsausweile mit den Ergebniffen der Ausweiſe früherer Jahre im 
Berichte zu vergleichen. Dies bildet jedoch feinen Anftand, dafs in den 
Ausweifen jelbit, fomeit e8 deren technifche Einrichtung zuläjst, und 
namentlich bei den Gejammtüberfichten den Schlufsziffern des Aus⸗ 
weisjahres die betreffenden Ziffern des lebten Jahres gegenüberge- 
ftellt werden. 

Die Ausweiſe als auch die Gefammtüberfichten find ſämmtlich in 
zwei Barien —— 

. M. E. v. 4. November 1898, 8. 26386: „Das Juſtizminiſte⸗ 
rium hat die Anfrage eines Oberlandesgerichtspräſidiums über die Be⸗ 
handlung fonenannter alter Rechtsſachen und über die Führung der 
neuen Geſchäftsausweiſe nachftehend beantwortet: 

Das AYuftizminifterium ftimmt der Unficht des k. k. Präſidiums 
zu, daſs die Zahl der im Snftructionsverfahren befindlichen alten, in das 
neue Berfahren nicht übergeleiteten Eivilprocefßjachen in die neuen Ge» 
ſchäftsausweiſe nicht aufzunehmen jei, jo dafs die Rubrik „vom Vorjahre an- 
hängig übernommen“ im erften Ausweisjahre nicht auszufüllenfein wird. 

Dagegen find gemäß 8.6 der J. M. V. v. 5. Mai 1897, 
R. G. B. Nr. 113, die in ſolchen Eivilproceffen —— Urtheile (Er⸗ 
kenntniſſe) in den für Die Jahre 1898 und 1899 zu erftattenden Ge⸗ 
ihäftsausmweifen mittel3 einer beionderen Anmerkung zu conftatiren. 
Etwaige mit Jahresſchluſs verbleibende Rüdftände an folhen alten ge- 
ihloffenen Proceſſen find in ein befonderes, dem Nüditandsver- 
zeichnifle für die neuen Proceſſe &. O. Form. Nr. 88 nachzubildendes 

erzeichnis einzuftellen. 
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Was die Ausweilung der Berlajfenihaftsabhandlungen, 
Vormundſchaftsſachen und Curatelen anlangt, find die „vom Bor- 
jahre anhängig übernommenen” Geſchäftsſachen, ſowie die vom Gerichtähofe 
an die VBezirkögerichte übertragenen und daher „neu zugewachſenen“ Bor- 
mundfchaften und Curatelen in die bezüglichden Spalten der — aufzu⸗ 
nehmen. Das Juſtizminiſterium theilt demnach nicht die Anſicht des 
k. k. Präſidiums, daſs die Zählung der Vormundſchafts⸗ und Curatel⸗ 
ſachen mit dem Jahre 1898 neu zu beginnen und demzufolge die Aus- 
weiſung der vom Borjahre andangig übernommenen alten Pflegichaften 
zu unterbleiben hätte, jondern hält daran feit, daſs aud bezüglich der 
Bormundichaften und Euratelen die Rubrif „vom Borjahre anhängig 
übernommen” auszufüllen tft, jedoch die Gerichte verpflichtet find, Die 
richtige, den Shatfachen entiprechende Zahl der übernommenen alten 
Pflegichaften fejtzuftellen. In dem Yalle, als die gefundene richtige 
Ziffer von der im Vorjahre angegebenen abweichen follte, ift mittels 
einer Unmerfung die geichehene Berichtigung zum Ausdrude zu bringen. 

An Unfehung der Entjcheidungen und Necurderledigungen der 
Dberlandesgerichte in den fogenannten alten Rechtsſachen wird ledig- 
ih anf 8.8 der J. M. V. v. 5. Mai 1897, R. G. B. Nr. 113, verwiefen. 
Dagegen hat e3 von der bisher üblichen Nachweilung der beim Ober⸗ 
landesgerichte zwar eingelangten, aber mit Jahresſchluſs noch nicht er- 
ledigten Appellationen oder Recurſe fein Abkommen zu finden. 

Endlich wird infolge einer une bie — dahin ertheilt, 
daſs in den Geſchäftsausweiſen G. O. Form. Nr. 82 und 83 die 
Summe der zu der Rubrik „Erledigungsart“ gehörigen Spalten nicht 
übereinzuſtimmen braucht mit der Zahl der erledigten Klagen. Jedoch 
darf die erſtere Summe nicht Heiner fein als die Zahl der erledigten 
Klagen. Demgemäß ift in der Rubrik „Erledigungsart“ jede Urt des 
Endurtheil3 und jeder Vergleich einzutragen.“ 


6. 395. Beim Gerichtshofe erſter Inftanz ift aus fämmt- 
lichen Geſchäftsausweiſen eine Gefammtüberficht anzufertigen.) 

Der Präſident des Gerichtshofes erfter Inſtanz Hat die 
Nichtigkeit der Ausweiſe der Bezirksgerichte und ihre Ueberein- 
ftimmung mit den Hiffern des Vorjahres zu unterjuchen, Die 
etwa dringend gebotenen Verfügungen zu treffen oder den Be- 
ſchluſs des Gerichtshofes (8.36 ©.D.©.)?) darüber einzuholen 
und die Berichte aller Bezirkögerichte gefammelt unter Beifügung 
der Gejammtüberficht, feiner eigenen Bemerkungen (8. 394, 
Abſatz 3) und feiner Unträge auf Erlaffung der weiteren er: 
forderlihen Verfügungen dem Oberlandesgerichte bis 15. Yebruar 
vorzulegen. 

) Siehe B. 9 und 10 des J. M. E. 3. 7330/1899, bei 8.394. 

2) Plenarſenat oder Senat von menigftens 10 ftimmführenden 
Mitgliedern. 
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6. 396. Das Oberlandesgericht hat die vorgelegten Aus⸗ 
weife der Bezirkögerichte und der Gerichtshöfe eriter Inſtanz genau 
zu prüfen, nöthigenfall® nähere Aufllärungen darüber abzu- 
fordern, und wo Mängel oder Verzögerungen in der Geichäfts- 
behandlung bemerkt werden, die entiprechenden Verfügungen 
zu treffen. 

Bei dem Oberlandesgerichte ift aus den Gefchäftsausweifen 
der Gerichtshöfe unter Beichräntung auf die Gefammtziffern 
eine Gefammtüberficht anzufertigen. Die Geſchäftsausweiſe und 
Nüdftandsverzeichnifie der Bezirkögerichte find den Präſidenten 
der Gerichtshöfe eriter Inſtanz zurüdzuftellen, jene der Gerichts- 
böfe unter Anſchluſs aller De mittels Vorlage⸗ 
berichtes (8.82, Abſatz 2, G. O. G.))) bis 31. März dem Juſtiz- 
miniſterium vorzulegen. 


1) Gründliches Gutachten über den Gang der Rechtspflege im all⸗ 
gemeinen; Angabe der Verfügungen, — ſchon getroffen wurden oder 
zu treffen wären, $. 82, Ahr 2, G. O. G 
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6. 397. Die Oberlandesgerichte haben alljährlich bis 
31: Jänner dem Juftizminiſterium Geſchäftsausweiſe über ihre 
Thätigkeit in bürgerlichen Nechtsangelegenheiten und in Sachen 
Nr.89 der Juſtizverwaltung nach Formular Nr. 89 und 90, den Ge⸗ 
u. 20. ſchäftsausweis in Strafſachen nach Formular XIV (8. 66 der 
Vollzugsvorſchrift zur Strafprocefsordnung), ferner Berzeichniffe 
nach Formular Nr. 88 über die feit mehr al3 einem halben 
Jahre anhängigen Procefje und Difciplinarfälle und endlich ein 
Verzeichnis der mit Jahresſchluſs unerledigten Gejchäftsftüde 
in Straffahen vorzulegen, die eine meritoriihe Entjcheidung 
erfordern; in lebterem Verzeichniffe ift der Cingangstag der 
einzelnen Gejchäftsftüde anzugeben. 
Die Vorlage erfolgt mittels Berichtes gemäß 8. 82, Ab— 
fat 2, des Gerichtsorganiſationsgeſetzes. 
$. 398. Die Gefchäftsausmweife find nah Zhunlichkeit 
ſchon im Laufe des Jahres anzulegen. Sie find auf Grund 
der in den Regiftern eingetragenen Daten auszufüllen, inſoweit 
nicht die auf den Formularien beigefügten Bemerkungen eine 
andere Anleitung ertheilen. 
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Bählblätterfür Eheſachen, Liegenſchaftsverſteigerungen 
und Concurſe. 


6. 399. Die Gerichte erſter Inſtanz haben über beendete 
Eheicheidungs:, Ehetrennungs- und Eheungiltigkeitöverhandlungen, 
über Zwangsverſteigerungen von Liegenichaften und Concurſe 
Zählblätter anzufertigen. Für die Zählung der Ehelöfungs- 
fälle find die mit %. M. 3. vom 15. November 1885, J. M. 
B. B. Nr. 76, befannt gegebenen Formularien, für Zwangs⸗ 
verjteigerungen?) und Eoncurfe die Formularien Nr. 91 und 92 en 
zu benügen. Die Zählblätter find jeweils fogleih nah Er 
lofjung des beendenden Belchluffes oder Erkenntniſſes vom 
Richter (Borfigenden des Senates, Eoncurs:, Erecutionscommiffär) 
auszufüllen. 

Das ausgefüllte Zählblatt ift dem mit der Führung der 
betreffenden Regiſter betrauten KRanzleibeamten (Ranzleigehilfen) 
zu übergeben; diejer bat die gleichartigen Zählblätter mit fort: 
laufenden Nummern zu verjehen, aufzubewahren und am Ende 
jedes Monates die Uebereinitimmung der Anzahl der Zählblätter 
mit den Regifterdaten zu prüfen. Wird ein in das Zählblatt 
eingetragener Beichluf oder Erkenntnis im Rechtsmittelwege 
angefochten, fo ift das Zählblatt zurüdzunehmen und nad) end- 
giltiger Entjcheidung zu ergänzen. 

Die Zählblätter über die im Kaufe des Jahres rechtsfräftig 
beendeten Sachen find im Monate Februar von jedem Gerichte 
ohne Begleitfchreiben unter Beifügung eines Verzeichniffes der 
Nummern derjenigen Zählblätter, die wegen Erhebung eines 
Rechtsmittel zurückgenommen werden mufsten, an die k.k.ſtatiſtiſche 
Centralcommiſſion in Wien einzufenden. Die zurüdgenommenen 
Zählblätter find abgefondert zu fammeln und auf gleiche Art 
im Monate Zuli einzufenden. Zählblätter, Hinfichtlich deren die 
endgiltige Entjcheidung bis dahin nicht erfolgt ift, jind nad 
deren Herablangen einzeln einzufenden. 

Auf Anfragen der k. ?. ftatiftiichen Centralcommilfion iſt 
mit Bejchleunigung Wufllärung zu ertheilen. 

») Auf die von einem Gerichte geftellte Unfrage wurde die Er- 
läuterung hinausgegeben, daſs in jenen Fällen, wo im Bnge einer 
wiber einen Schuldner geführten Erecution zwei oder mehrere demfelben ge- 


börige Grundbuchskörber feparat verfteigert werden, aud) zwei oder 
mehrere Zählblätter anazufertigen find (Mitth. I. M. 8. B., ©. 267/1898). 
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J. M. 8. v. 26. Jänner 189, J. M. V. B. Nr. 8, betreffend 
bie Bählblätter über Ywangdverfteigerungen von Liegen- 
ihaften. An alle Gerichte. — Um die Ausfertigung und Einfendung 
von Bählblättern über Biwangsverfteigerungen von Liegenichaften 
(Form. 91 zur G. DO.) überall zu vermeiden, wo fie entbehrlich tft, wird 
im Einvernehmen mit der k. k. ftatiftifchen Centralcommiſſion verorbnet, 
daſs bei Einjtellung der Verſtei eng (Frage I abgejehen von der 
Einftelung nach 8. 184, 3.8 (8. 193) und $. „Z8. 1, E. O. — ein 
Zählblatt nur dann auszufertigen und einzuſenden iſt, wenn das geringſte 
Gebot nicht erreicht wird (5. 151, Abſ. 3, E. D.). Der dritte Punkt 
der frage 10 (Einftellung der VBerfteigerung „aus anderen Gründen“ *) ift 
daher nur in diefem letzteren Falle zu beantworten. 

*) Ju Erläuterung diefer bg. wurde einem Bezirksgerichte eröffnet, dab auch 
dann, wenn zum Berfteigerungdtermine ein Raufluktiger nicht erſchienen ift, 
ein Bählblatt auszufertigen und der Fall als Einftellung „aus anderen Gründen“ (8.10, 
Ab. 3, des . 91 zur G. D.) auszuweiſen ift, und daß weiters, wenn in bemielben 
a a a Di 0 Ba ak ae 
fertigen find (Mit, N M. 8. B. ©. 803/190. 

Beitpuntt für die Einfendung der Zählblätter über 
Bwangäverfteigerungen für Liegenihaften. Das J. M. hat 
mit Erlaf3 v. 7. Sänner 1900, 8. 22151 ex 1899, die in 8. 399 G. O. 
begründete Anficht eines O. 2. ©. Präſidiums gebilligt, daſs die Ge- 
richte im Monat Februar nicht die Hählblätter über alle Zwangsver⸗ 
teigerungen von Liegenſchaften am die ftatiftiiche Eentralcommiifion in 

ien einzufenden haben, die im abgelaufenen Jahre thatjächlich borge- 
nommen wurden (früher Spalte 41, bezw. 65 Geſch. Ausw. Forn. Nr. 82, 
bezw. 83), jondern nur die Zählblätter über diejenigen Liegenichafts- 
— die im abgelaufenen Jahre durch ang des beenden- 
den (Beriheilungs- oder —— * ählih zu En 
geführt wurden (Mittd. I. M. 8. 8. ©. 4/10). Mit J. M. €. 
vd. 17. Mai 1899, 8. 10154, wurden die Gerichte angewieien, ftet3 in 
die Zäplblätter für Zwangverfteigerungen die Steuerbaten aufzunehmen 
und in jenen Fällen, wo einzelne Grundbuch3törper oder Gruppen von 
Grundbuchstörpern zur Verfteigerung gelangt find, den Schätzungs⸗ 
wert eines jeden ſolchen Grundbuchskörpers vefp. einer jeden ſolchen 
Gruppe im Zählblatt erfichtlich zu machen. 


Nahmweifung der Firmenprotofollirungen. 


$. 400. Die Gerichtshöfe, welche Handeld- und Genofjen- 
ihaftsregijter führen, haben der k. k. Statiftifchen Gentralcon- 
mifjion im Februar jedes Jahres ohne Begleitichreiben die 
Nachweilung über Eintragungen, welche Actiengefellichaften und 
Erwerb: oder Wirtfchaftsgenofjenichaften betreffen, nad dem 
mit dem J. M. E. vom 14. October 1882, 8. 8504, kund⸗ 
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gemachten Formulare zu überfenden und diefer Nachweifung ein 
ſummariſches Verzeichnis der Zahl der Eintragungen und 
Löſchungen von Handelsfirmen, je gejondert nach Einzelfirmen 
und Firmen von offenen und Commanditgefellichaften, beizu- 
fügen. Die MUebertragung einer beitehenden Firma aus dem 
Negifter für Einzelfirmen in jenes für Gefellichaftsfirmen oder 
umgekehrt ift fein Gegenſtand der Nachweiſung. 


—J. M. €. v. 14. October 1882, 8. 8504: Da der k. k. ftatiftiichen 
Centralcommiſſion die Führung des Vereinscatafters obliegt, welche ſich 
auch auf die Actiengejellichaften und regiftrirten Genofjenichaften erjtredt, 
ift es für Diefelbe nothiwendig, ftet3 in die genaue Kenntnis der hierauf 
begüglihen Eintragungen in den Regiftern der k. k. Handelsgerichte zu 
gelangen. 


Um das alljährliche Einlangen verläfslicher Nachweiſungen — 
welche bisher von den meisten k. k. Handelögerichten über ſpecielles Er- 
ſuchen der Kentralcommifjion geliefert wurden — zu fihern, wird den 
k. f. Oberlandesgerichte über Erſuchen der k. f. ſtatiſtiſchen Gentral- 
commifjion aufgetragen, die unterftehenden, zur Ausübung der Handels⸗ 
Be parte berufenen Gerichtshöfe anzuweilen, der k. k. ftatiftiichen 

entralcommiffion vom Sabre 1882 an alljährlich bis längſtens Ende 
des Monates Februar, jomit für das Jahr 1882 bis Ende Februar 
1883 u. f. f., die entſprechenden Daten nach den beiliegenden, ſeitens der 
genannten Centralcommilfion anher übermittelten zwei Formularien, 
deren erjtes für die Aetiengefellichaften und Commanditgeſellſchaften auf 
Actien, und deren zweites Fir die regiftrirten Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genofjenichaften beftimmt ift, mitzutheilen. 
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I, 

Veränderungen 
im Stande der Actiengeſellſchaften und Eommanbitgefellichaften auf Actien 

im Jahre 18... 

NReueintragungen. 
| Firma nad bem Tatum und Bahl der behörblichen | 
Ä —— Wortlaute und der = Statutengenehmigung 
| der Driginaliprache der der Üctien- Le 
| Eintragung Statuten geſellſchaft 


Tag | Monat | Jahr 
| 





Zahl | 








der Aufloͤſung durch bie 
Generalverfammlung 





Firma nad) dem Wortlaute und der Originalſprache 


der Goncur#- 
der Statuten 


eröffnung 






geſellſchaft 





Löſchung von Firmen über erjolgte Durchführnug von Liguibationen 
und Goncurfen. 





Datu 
ae Birma nad dem Wortlaute und ber Originalfpradhe 


ber 
Zöichung — gejellichaft 
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843 
I. 
Veränderungen 
im Stande der regifirirten Erwerbs⸗ nnd Wirtſchaftsgenoſſenſchüften 
im Sabre 18. 
Reueintragungen. 


Firma nach d. Wortlaute Datum des — Angabe ob u. 
unb der Originalfpradhe ſchaftsvertrages [Jet wann bie 
des Senofienichaitsver- 

trages u. Art der Haftung ["oNenichaft 


Tag | Monat 


Jahr Ibeitanden hat 


Firma nach d. Wortlaute 

Dat Der u. der OQriginalſprache de# 

Eintragung ber Genoſſenſchaftsvertrages 
Aufloöſung und Art der Haftung 





Eröffnung von Concurſen. 


m —— Firma nach dem Wortlaute und der Originalſprache 
——— des Genoſſenſchaftsvertrages u. Art der Haftung 
eröffnung 





L8oſchung von Firmen Über erfolgte Durchführung von Liquibationen 
nnd oncurjen. 


Firma nad) dem Wortlaute und ber Originalſprache Br 
des Genofienfdjaftßvertragese DER BERNER 


ſchaft 
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Sonftige periodiſche Ausmweife*) 

6. 401. Außer den bisher genannten Ausweifen find von 
den Gerichten erfter Inſtanz noch folgende durch frühere Ver— 
fügungen eingeführte periodifche Ausweiſe zu erftatten: 

*) Siehe am Schlufje dieſes Baragraphen weitere Ausweiſe. 

1. der Halbjährige Ausweis über Fromme Vermächtniſſe (8. 84 
de3 faiferlichen Batentes vom 9. August 1854,R. G. B. Nr. 208); 

8. 84 Tail. Bat. v. 9. Auguft 1854, R. G. B. Nr. 208: Die 
den Staatscaffen oder öffentticen Anftalten, einer Gemeinde, Kirche, 
Schule, den Armen ober einer frommen Stiftung durd) das Sefet oder 
einen lebten Willen ee Erbichaften und bedeutenden Ber- 
mädhtnifje find von dem Gerichte fogleich * Statthalter bekannt zu machen. 

Eben dahin iſt am Ende jeden halben Jahres ein Verzeichnis 
fämmtlicher geringerer Vermächtniſſe der angeführten Art zu überjenden. 

2. die durch die Vorjchriften über die Grundbuchsanlegung 
vorgefchriebenen periodifchen Ausweiſe; 

3. die monatliche Vorlage des Depofiten- und Waifen- 
caffenjournale® mit einer Abſchrift des [Depofitenanweifungs- 
(Erlag3-) Buches]) (I.M.E. vom 3. December 1862, 3. 11946; 
[$. 10 der M. 3. vom 28. Juli 1856, R. G. B. Nr. 137, und 
M. B. vom 26. Februar 1875, R. ©. B. Nr. 18)); 

1) Sept eine beglaubigte Abſchrift des Depofiteneinlaufsbnched (8.29 
20 

. M. E. v. 3. December 1862, 2. 11 Es die 0.2.8 
Wien, Prag, rin, Graz, Innsbruck nnb Trieft): Die Minifterien der 
Juſtiz und der Finanzen finden im Einvernehmen mit der Oberſten 
Rechnungscontrolsbehörde anzuordnen, daſs die in den M. V. v. 16. No⸗ 
vember 1850, R. G. B. Nr. 448 (88.9 und 14), 5. Mai 1858, 0.6.8. 
Nr. 77, und 24. Juni 1869, R. ©. B. Nr. 123 (8. 53), angeorbnete 
Borlegung ber Sournale der Baifen- und Depofitenämter, dann der 
neuen cumulativen Waifeucafien und die Borlegung der Amtsabichriften 
der Erlagd- und Empfangs-Anweilungsbücher, fowie der den Empfang 
ber cumulativen Waiſencaſſen betrefenden Unweifungsdaten an die 
Staatdbuchhaltungen (jet Nechnungsbepartements der Obergerichte) von 
den Gerichten zu gleicher Beit, und zwar ger der nächiten acht Tage 
nad dem Schiuffe eines jeden Monats zu geicheben hat. Hievon wird 
das Dberlandesgericht mit der Eröffnung verjtändigt, dafs die Steuer- 
ämter vom inanzminifterium den Auftrag erhalten werden, die ein- 
ſchlägigen Sournale mit allen Beilagen noch vor ber beitimmten acht⸗ 
— Ser den — vorzulegen. 
8. der M v. 28. Juli 1866, R. G. B. Nr. 137 (pro⸗ 


SS. 401 u. 408. Die Monatsaus- | der Fall in Anſehung des BVerzeich⸗ 
weife in Civil⸗ und Strafſachen fir | niffes der in Gtempelmarten entrich⸗ 
die Präfidien find A — teten Gebüren. (J. M.) 
rdnung aufgehoben. Das Gleiche iſt 
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vifor. Inftruction für Galizien, Krakau und die Bulowina). Ueber alle 
Erläge, welche von dem Depofitenamte jogleich in Empfang zu nehmen 
find, entweder weil die Parteien um deren Annahme bei Gericht das 
Anjuchen geitellt Haben (8. 11), oder weil mit Gelb oder mit ayderen 
ertgegenttänden beichwerte Pakete bei Gericht eingetroffen find (8.2), 
hat jedes Gericht ein eigenes Erlagsbuh nach dem Yormulare I zu 
führen, in welches alle auf ſolche Erläge fich beziehenden Empfangs- 
aufträge an das Depofitenamt einzutragen find, und worin das letztere 
a des Erlages unter Beljegung feines Journalartikels zu 
igen hat. 

Bon dem Erlagsbuche hat das Gericht mit Schluf3 jeden Monates 
binnen der nächiten acht Tage gleichzeitig mit dem Journale (8. 33) 
eine Amtsabſchrift an die Staatsbuchhaltung des Verwaltungsgebietes 
unmittelbr einzufenden oder eine Fehlanzeige zn eritatten. 

8. 10. der M. V. v. 26. Februar 1875, R. G. B. Ar. 18 (für 
Dalmatien). Ueber alle Erläge, welche von dem Depofitenamte fogleich 
in Empfang zu nehmen find, entweder, weil die Barteien um deren 
Annahme bei Gericht das Aninchen geftellt haben (8.11), oder weil mit 
Geld oder mit anderen Wertgegenftänden beichwerte Pakete bei Gericht 
eingetroffen find (8. 20), hat jedes Gericht ein eigenes Erlagsbuch nad) 
dem Formulare I zu führen, in welches alle auf ſolche Erläge fich be- 
zichenden Empfangsaufträge an das Depofitenamt einzutragen find, und 
worin das legtere unter Fertigung ſowohl des Steuereinnehmers als 
des Eontrolord den Empfang des Erlages unter Beiſetzung feines 
Sournalartifel3 zu beftätigen bat. 

Bon dem Erlagsbuche hat das Gericht mit Schlufs jeden Mo- 
nates binnen der nächſten acht Tage gleichzeitig mit dem Sournale 
(8. 33) eine Amtsabihrift an das Nechnungsbepartement des Ober- 
landesgerichte3 unmittelbar einzujenden oder eine Fehlanzeige zu erftatten. 

4. die jährliche Vorlage des Zuftellungsbuches für das 
Steueramt über Todfalldaufnahmen (3. M. 3. vom 31. März 
1885, 3. M. 3.3. Nr. 31); 

Siehe nunmehr die diefe Verordnung abändernde J. M. 8. v. 
26. December 1897, J. M. B. 8. Nr. 49 (bei 8. 368, 3. 2). Die 
Zuftelungsbücder für Todfaldaufnahmen und für Gebürenftüde find 
mit Ende eines jeden Kalendervierteljahres abzufchlichen und bis 15. 
des näcjftfolgenden Monates an die Finanzbehörde erfter Inſtanz ohne 
Degleitnote einzufenden. Mit der cit. Vdog. v. %. 1897 fteht im Bu- 
fammenhange die J. M. 2. v. 7. October 1899, J. M. V. B. Nr. 38, 
gleichfalls bei 8. 308, 3. 2. 

5. die dur) bejondere Anordnungen für die einzelnen 
Zänder vorgefchriebenen Wusweife über Schulfondg-, Armen: 
fonds: und ähnliche Beiträge von Verlafjenichaften; 

6. die ftatiftiichen Jahresausweiſe über den Tabular: und 
Verfachbuchverkehr (J. M. V. vom 17. December 1894, J. M. 
3.8. Wr. 42); 
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Siehe auch die J. M. V. v. 5. Februar 1900, J. M. V. B. Wr. 6, 
womit aus Anlaf8 der im Sprengel des O. L. G. Innsbrud im Yuge 
befindlichen Unlegung von Grundbücdhern Unorbnungen zur ftatiftiichen 
Erhebung des Real⸗ (Verfachbuch⸗ und Tabular-) Berkehres und der auf 
dem Grundbefite haftenden Hypotheken getroffen werden, ferner die 
Mitth. J. M. 3. B. ©. 103/1900 über die Führung der jtatiftiichen 
Ausweife über den Grundbudys- (Verfachbuchs⸗) Verkehr aus Anlaſs 
der Einführung der Kronenwährung als Landeswährung. 


7. der von den Bezirkögerichten für die Staatsanwalt: 
ſchaft anzufertigende ſtatiſtiſche Ausweis G und H über Ber- 
urtbeilungen in Webertretungsfällen ($. 85 der Vollzugsvorſchrift 


zur Strafprocef3ordnung); 

. 86 V. Der von den Etaatdanwälten zufolge 8. 22 der 
Verordnung für die Staatsanwaltichaften v. 3. Auguft 1854 vorzu- 
legende Jahresgeſchäftsausweis ift nach dem Formulare XVII, der 
ftatiftifche Ausweis nad dem Formulare XVIII zu verfaflen. 


8. die Monatsausmweife der Bezirkögerichte über Die den- 
jelben übertragenen Borerhebungen und Borunterfuchungen ($. 63 
der Vollzugsvorſchrift zur St. P. O.); 


8. 63 8. V. Den im $. 95 St. P. O. vorgefehenen monatlichen 
Bericht über den Stand aller — Vorunterſuchungen hat das 
a durch Die Vorlage eines Ausweiſes nad) dem Formulare XI 
zu eritatten. 

Sn diefen Ausweis find auch die von der Rathskammer nad) $. 12 
Et. P. D. übertragenen Borerhebungen aufzunehmen. 

Die Rathskammer hat den an fie gelangten Ausweis fofort zu 
prüfen, die erforderlihen Anordnungen zu treffen und binnen längftens 
acht Tagen an das Bezirksgericht zurüdzugeben, welches denjelben nad) 
Ergänzung der Einträge zu ben bereit? aufgenommenen Straffällen und 
nad) Eintragung der weiter anhängig gewordenen Straffälle zur nener- 
lichen Berichterftattung benüßen kann. 


Berordnung de3 Juftizminifteriums v. 14. Mai 1899, J. M. 
DB. DB Nr. 18, betreffend die Monatsausweife der Bezirks— 
gerihte über delegirte Borunterfuhungen und Borerhe- 
bungen. An fämmtliche Gerichte und Staatsanwaltſchaften. 
In einigen Gerichtshofiprengeln bejteht die Uebung, daſs die Be- 
— nicht bloß über den Stand der gemäß 12 St. P. O. 
bertragenen Vorunterſuchungen und Vorerhebungen (8. 90 St. P. O. 
und 8. 63 Vollzugsvorſchriftſ) den vorgeſchriebenen Monatsbericht an 
die Rathskammer eritatten, fondern über fämmtliche bei ihnen anhängige 
Torerhebungen. Dieſer Vorgang entipricht den beftehenden Vorſchriften 
nicht und zieht eine unnöthige Belaftung der Gerichte nach ſich. 
find vielmehr die erwähnten Monatsausweife auf die nah 8.12 St. P. O. 
übertragenen Borunterfuhungen und Vorerhebungen zu befchränten, und 
ift e8 Aufgabe der Staatdanwaltichaften, Verzögerungen oder Proceſs- 
widrigleiten im Borerhebungsverfahren entweder dur unmittelbaren 
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Verkehr mit den Bezirkögerichten oder nothigenfalls im Beſchwerdewege 
hintanzuhalten. 

Gelangt hiedurch die Rathskammer in Möglichkeit, — 
von dem im erſten Abſatze des 8. 12 St. P. O. vorgeze eichneten Auf⸗ 
ſichtsrechte Gebrauch zu machen, ſo obliegt 2; anderfeits en Oberſtaats⸗ 
anmwaltichaften darauf zu dringen, daſs die Staatsanwaltichaften ſowohl 
allfällige Verzögerungen feitens der Gerichte auf dem angeführten Wege 
verhindern, als auch ſich felbjt keiner Verzögerungen ſchuldig machen, 
daſs ſie insbefonbers den Borerhebungen unter feinen Umftänden einen 
— nicht gerechtfertigten oder mit den Vorſchriften der 88. 90 und 

St. P. O. in Widerſpruch ſtehenden Umfang geben.*) 

*) Die Staatsanwaltſchaft hat dem Bezirksgerichte auch von der 
Erledigung der ne ana zu geben. (Siehe J. M. V. v. 
27. Zänner 1899, J. M. V. B N. 


9. der Zahresausweis = Beihäftigung und Unterricht 
der Häftlinge (3. M. 3. vom 12. Sänner 1885, 3%. M. V. 8. 
Nr. 8, und vom 6. Februar 1887, J. M. V. B. Nr. 4); 

Siehe J. M. V. B. 1885, ©. 12, und 1887, ©. 17, und die da— 
felbft a Ta: Formularien. 

der Jahresausweis über ftellungspflichtige Häftlinge 
(3. M. €. vom 26. Juli 1869, 3. 9086, und vom 27. Mai 
1876, 3. 6826); 

Diefe Erläffe find aufgehoben durd J. M. 8. v. 27. September 
1889, 8.158749, betreffend die Mitwirfung der Jutigbehörben 
zur Durchführung des Wehrgeſetzes, 3. M. 8% Nr. 49 
Punkt i und 2 

Die unter Nr. 45 des Reichögefehblattes auszugsweife verlautbarte 
Verordnung des k. f. Minifteriums für Landesvertheidigung (Wehrvor- 
—— J. — zur Durchführung des Wehrgeſetzes v. 11. April 1889, 

41, 2 It mehrere, die Mitwirkung der Zuftizbehörben 
Mn std „rege eftimmungen 
23 der Behrnorichriften (Anmeldung der Stellungs- 
pflichtigen. — — enthält im Punkte 1 die Anordnung: 

„Jeder Stellungspflichtige der zur nächſten Stellung berufenen 
drei Alteräclaffen he fih im Monate November des vorangehenden 
ee bet dem ®emeindevorftande jenes Heimats⸗ oder fländigen 
= — zur Verzeichnung mündlich oder ſchriftlich zu melden 

rgeſe 

m Buntte 6 die Beftimmung: 

„Die in Straf», Unterfuchungs- oder Correctionshaft befindlichen 
Stellungspflichtigen werden durch die Vorftände der betreffenden An⸗ 
ftalten unter Ungabe der zur Verzeichnung erforderlihen Daten bei der 
politiſchen nes des Aufenthaltortes angemeldet, welche hievon 
die auftänbige politiihe Bezirlsbehörde in Kenntnis zu ſetzen hat.“ 

Die Gerichte und Verwaltungen der —— — werden dem⸗ 
nach angewieſen, jährlich in der zweiten Hälfte des Monates November 
ein namentliches Verzeichnis der zu dieſer Zeit bei ihnen in Haft be⸗ 
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findlihen Perſonen, die in einer zur Stellung aufzurufenden Alters- 
claffe ftehen, der ee Bezirköbehörde, in deren Sprengel der Sit 
des Gerichtes (der Strafanftalt) gelegen ift, mitzutheilen. 

Sn diefem Verzeichnifle werden mit Hinblid auf das nach Muſter 6 
der Wehrvorichriften vom @emeindevorftande zu verfaflende Berzeichnis 
der Geburtstag und Geburtsort, die Heimatsgemeinde, die Religion, der 
Stand (ledig, verheiratet), die Namen der Eltern, die Schulbildung und 
der L2ebensberuf des Häftlings erfichtlich au machen und wird aud an- 
zumerfen fein, ob der Häftling mufiffundig tft. 

2. 8. 90 der citirten Wehrporichriften (Vorführung der Stellung3- 
pflichtigen vor die Stellungscommilfion) beftimmt im Punkte 3: 

„Der Stellungscommilfion find nicht vorzuführen: b) die in Unter- 
fuhungs-, Straf. oder Correctionshaft Stehenden und auch jene, melde 
fih in ftrafgerichtlicher Vor⸗) Unterfuhung, wenngleich auf freiem Fuße, 
befinden. Perfonen der erwähnten Kategorien werden erft nad) Ent- 
laffung aus der Haft bezw. nach beendetem Strafverfahren der Nach⸗ 
ar 

it Rüdficht auf diefe VBeitimmungen werden die Gerichte bezw. 
Berwaltungen der Strafanitalten angewieſen: 

A. Sn allen Straffachen wegen Verbrechen und Bergeben, in 
welchen der Beichuldigte an dem Tage der Einleitung der Borunter- 
ſuchung oder ber Zuftellung einer unmittelbar eingebrachten Anklage⸗ 
fchrift im Alter von 21, 22 und 23 Jahren ftand, ift die Beendigung 
der Straffache, mit Angabe des erwähnten Tages, der politischen Bezirks⸗ 
behörde bekannt zu geben. 

Die Belanntgabe erfolgt, wenn eine Freiheitsſtrafe nicht verhängt 
wurde, durch befondere Anzeige, wenn aber das Urtheil auf eine Frei⸗ 
heitsftrafe lautet, in der Weife, daſs der erwähnte Tag in die Auskunfts- 
tabelle eingefchaltet wird, welche a folge der Berordnung der Minifterien 
des Innern und der Juſtiz v. 15. Juni 1888, R. ©. B. Nr. 91, an 
die politifche Bezirksbehörde (bezw. Iandesfürftliche Polizeibehörde, welcher 
nad) 8. 5 der bezogenen a —— eines Duplicates 
der Auskunftstabelle an die politiſche Bezirksbehörde obliegt) zu leiten iſt. 

B. Bezüglich der im obigen Lebensalter ſtehenden wegen einer 
Uebertretung zu einer Freiheitsſtrafe Verurtheilten erfolgt die Verſtän⸗ 
digung durch die mit der erwähnten Verordnung vorgeſchriebene Mit- 
theilung der Auskunftstabelle. 

St die Verurtheilung bloß wegen einer Uebertretung gegen die 
Sicherheit der Ehre geihehen — für welchen Fall die Verpflichtung zur 
Einjendung der Auskunftstabelle an die politifhe Behörde nach der 
Berordnung v. 15. Juni 1888 nicht beiteht — fo ift gleichwohl die er- 
folgte Aburtheilung fofort beim Strafantritte der politifden Bezirks⸗ 
behörde anzuzeigen. 

C. Nach den sub A und B gegebenen Borfchriften ift anch in 
Anſehung folcher Berfonen vorzugehen, welche nicht mehr im ftellungs- 
pflichtigen Alter ftehen, wenn hervorkommt, daſs fie ihrer Stellungs- 
pflicht jeinerzeit nicht entiprochen haben. 

In allen Fällen, in welchen die sub A bis C angeordneten Ber- 
ftändigungen nicht durch Veberjendung ‚der Aushınftstabelle, jondern 
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mittels bejonderer Anzeige zu erfolgen haben, ift in diefer Anzeige der 
Name, das Alter, der Lebendberuf oder die Belchäftigung, der Wohn- 
ee Drt, ſowie die Heimatögemeinde der betreffenden Berfon 
zu bezeichnen. 

Die diefe Genenftände betreffenden hierortigen Erläſſe v. 26. Zuli 
— 3. 9086, und v. 27. Mai 1876, 3. 6826, werden hiemit auf: 
gehoben. 

11. der Jahresausweis über gerichtliche, politifche und 
Gefälshäftlinge und Schüblinge (J. M. 3. vom 9. December 
189, 3. M. V. B. Nr. 23); 


J M. V. v. 9. December 1895, 3. 24265, J. M. V. B. Nr. 283, 
betreffend die Nachweiſungen über Belag und Aufwand der 
Gerichtsgefängniſſe. 

Auf Grund des J. M. E. v. 23. Mai 1883, 3. 5191, haben die 
Präſidien der Oberlandesgerichte BEN. einen durch das Nechnungs- 
departement zu verfajienden Ausweis, a) betreffend die Anwendung umd 
die Koften der Unterfuchungshaft, b) betreffend den Strafvollzug in den 
Gerichtsgefängniſſen, dem Suftizminifterium vorzulegen. Mit dem 
J. M. €. v. 3. December 1883, 3. 18918, und mit der 3. M. B. 
v. 16. Februar 1890, J. M. V. B. Nr. 12, wurde diefe Nachweifung 
auf politifche und Gefällshäftlinge und Schüblinge ausgedehnt. 

Um den mit der Anfertigung dieſer Ausmeile verbundenen Wrbeits- 
aufwand auf das Maß des für abminiftrative und ftatiftiiche Zwecke 
Unerläfslichen einzufchränfen und eine richtigere Einſicht in die finanzielle 
— der Gerichtsgefängniſſe zu erlangen, findet das Juſtizminiſterium 
anzuordnen: 

1. Sämmtliche Gerichte erſter Inſtanz, bei welchen ſich ein Ge⸗ 
richtsgefängnis befindet, haben bis 1. Februar eines jeden Jahres einen 
Ausweis über die in ihrem Gefängniſſe während des abgelaufenen 
Jahres verhaftet geweſenen Perſonen nach dem Formular A dem Ned)» 
nungsdepartement des vorgeſetzten Oberlandesgerichte8 vorzulegen. Um 
diefen Ausweis raſch und mühelos verfaflen zu können, wird es ſich 
empfehlen, nit nur — wie dies mit dem Erlafle vom 3. December 

883, 3. 18918, und mit der erordnung vom 16. Februar 1890, 
J. M. V. B. Nr. 12, vorgezeichnet wurde — für bie politiichen und 
Gefällshäftlinge, dann für die Schüblinge, jondern aud) für die (gericht- 
lichen) Unterfuhungshäftlinge und Eträflinge getrennte Bormerfungen 
(Arreitprotofolle) anzulegen, in weldhen wieder Männer und Weiber auf 
nn Blattfeiten eingezeichnet werden fönnen, oder wenigfteng in 
den Wrreitprotofollen über die gerichtlichen Yältlinge die Sonderung ber 
Snauijiten von den Sträflingen und die Sonderung der Gefchlechter 
durch ein in die Augen fallendes Kennzeichen herbeizuführen. 

2. Das Rechnungsdepartement hat aus den ihm vorgelegten Aus- 
weijen einen Gelammtausmwei3 nad dem Yormular B, nad) Gerichts- 
hofiprengeln geordnet, zufammenzuftellen und dabei die von den Bezirks⸗ 
gerichten gelieferten Daten an der Hand der Gtrafloftenrechnungen zu 


en. 
3. Ferner hat das Rechnungsdepartement über bie finanzielle Ge⸗ 
Schauer, Geld. Ordg. b4 
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barung der Gerichtögefängnifie einen Ausweis nad dem Formular C 
anzufertigen, welcher jedody nur für die Gefängnifle der Gerichtshöfe Die 
Biffer jedes einzelnen Ortes, für die Gefängniſſe der Bezirkögerichte aber 
nur die Summarziffern eines jeden Gerichtöhofiprengel3 zu enthalten 
hat (vergl. Tabelle XIII des 4. Heftes des die Statiftif der Rechtspflege 
enthaltenden Bandes der „Ölterreichiichen Statiſtik“). Hinfichtlich der in 
biefen Ausweis einzutragenden Biffern gelten folgende Grundfäße: 

a) In der Rubrik „Ausgaben für Verpflegung“ find jene Ziffern 
einzuleßen, welche der Berechnung des Verpflegskoſtenerſatzes nad 8. 387 
St. PB. D. zugrunde gelegt werben. 

b) Die Rubrit „Ausgaben für Verwaltung” enthält die der Be 
rechnung des Erſatzes der Strafvollzugsfoften zugrunde zu legenden 
Ziffern, abzüglich der in der Rubrik 19 der Straffoftenrechnung ent- 
haltenen Ausgaben für den Urbeit3betrieb, welche in bie dritte Ausgaben⸗ 
rubrit der Nachweilung aufzunehmen find. 

c) Die Einnahmen find aus ber Strafloftenrechnung der Gerichte 
zu entnehmen. Unter die Einnahmen an Erjäten von Gerällshäftlingen 
und Schüblingen find auch die von der Finanzverwaltung, von Ländern 
und Gemeinden geleifteten Erſätze einzuitellen. 

d) Die Auftheilung der bei einem Gerichte anerlaufenen Geſammt⸗ 
verpflegsfoften auf die fünf Gruppen von Häftlingen erfolgt nad) Maß- 
gabe der auf jede diefer Gruppen entfallenden Berpflegstage. 

4. Die Ausweiſe nach den Sormularien B und C find von dem 
Nechnungsdepartement dem Oberlandeögerichtepräfidium vorzulegen, 
welches Diejelben, nachdem e8 davon im eigenen Wirkungstreife Gebrauch 
ar e 1. September eines jeden Jahres an das Yuftizminifterium 

u leiſten Hat. 

: Die vorftehenden Anordnungen find bereitS bei Rachweilung des 
—— und Aufwandes der Gerichtsgefängniſſe für das Jahr 1895 zu 
efolgen. 

— 35 dazu gehörigen Formularien ſiehe im J. M. V. B. 1895, 


12. ſder Ausweis über die infolge Veräußerung von Gegen⸗ 
ſtänden, welche aus ftrafgerichtlichen Unterſuchungen herrühren, 
an die Staatscaſſe abgegebenen Beträge (Finanzminiſterial⸗ 
verordnung vom 27. Auguſt 1877, 8. 22711, F. M. V. B. 
Nr. 18);]*) 


HM. 2. v. 27. Auguft 1877, 8. 22711, 5. M. V. 8. Nr. 18. 
An Abänderung des Erl. v. 16. Februar 1868, 3. 3930, 8. 8. Nr. 8, 
wird im Einvernehmen mit dem k. E. Zuftizmintterium und dem f. k. 
Oberſten Rechnungshofe Folgendes verordnet: 

Die aus jtrafgerichtlichen engen en berrührenden und im 
Sinne der 88. 378 und 379 St. P. O. v. 23. Hai 1873, R. G. B. Nr. 119, 
und 8.126 J. M. V. v. 16. Juni 1854, R. G. B. Nr. 165, an die Staats⸗ 
caſſen abzugebenden Gelder ſind: 

a) dort, wo die gerichtlichen Depoſitengeſchäfte von ben Steuerämtern 
bejorgt werben, von dieſen Aemtern über Auftrag des betreffenden 
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Strafgeridhtes als gerichtliches Depofit in Ausgabe, dagegen im 
Finanzetat als Fiscalität und Heimfälligleiten in Empfang zu 


verrechnen; 

b) dort, wo eigene gerichtliche Depofitenämter — über Auftrag 
des Strafgerichtes an die betreffende Finanzcaſſe (Landeshauptcaſſe, 
Yinanzlandescafie); endlich 

ec) in Orten, wo zwar ein Bezirtögericht, aber kein Steueramt befteht 
und die Verwaltung der gerichtlichen Depofiten ſohin dem erfteren 
obliegt, an das nädjftgelegene Steueramt abzuführen. 

Die Finanzcaſſe (sub b) bezw. das Steueramt (sub c) hat dieſe 
Gelder ebenjo wie e3 (sub a) beitimmt ift, im Yinanzetat als Fiscalttäten 
und Heimfälligkeiten in Empfang zu ftellen. 

Zu diefer Empfangsverreihnung im Yinanzetat bedarf das Amt 
feiner befonderen Weiſung feitens der Yiuanzlandesbehörde, ſondern es 
genügt der obengenannte Auftrag des betreffenden Strafgerichtes. 

Die Strafgerichte haben die Aufträge fofort nach fruchtlos ver- 
ſtrichener Edictaffrift zu erlaffen, [zugleich aber, d.i. von Fall zu Fall, 
hievon dem Rechnungsdepartement der a ee die Mit- 
theilung zu machen, im Falle ad b aber aud) die Finanzcafie, an welche 
die Abfuhr zu geichehen hat, zu verftändigen] (fiehe die folgende J. M. V.). 

Ueberdie8 haben die Strafgerichte über die ihren Depofitenämtern 
ad a und b ertheilten Wbfuhrsaufträge, bezw. im Falle c über die von 
ihnen jelbft geleifteten Abfuhren nad Ablauf eines jeden Berwaltungs- 
jahres eine Nachweiſung an das — Rechnungsdepartement einzu⸗ 
ſenden (ſiehe die folgende J. M. V.). 

Das Rechnungsdepartement der Finanzlandesbehörde hat auf Grund 
der von Fall zu Fall von den Strafgerichten einlangenden Anzeigen die 
Vorſchreibung im Liquidationsbuche zu pflegen, dieſelben in beſonderer 
Evidenz zu halten und ſodann der bezüglichen Empfangspoſt als Journal⸗ 
beleg beizufchließen, felbjtverjtändlich aber die rechtzeitige Verrechnung 
diefer Gelder im Finanzetat zu überwachen. 

Wird im Livilrechtswege auf die Ausfolgung folder im Yinanz- 
etat bereit$ in Empfang verrechneten Gelder erlannt, fo hat das Livil- 
gericht Hievon die Finanzlandesbehörde zu verjtändigen, welche der 
betreffenden Caſſe die Ausfolgung im Finanzetat als zurüdgeftellte 
Hiscalitäten und Heimfälligfeiten auftragen wird. 

*) Diefer Ausweis hat zu entfallen laut folgender 3. M. 2. v. 
10. Mai 1898, J. M. 8. B. Nr. 14, betreffend die Dean 
der an das NRehnungsdepartement der Finanzlandesbehörde 
einzufendenden Sahresnachmweifungen und fallweijen An- 
zeigen über die nad) Beendigung des Strafverfahrend an 
Die Staatscaſſen abzugebenden Geldbeträge. An alle Gerichte, 
melde die Strafgerichtäbarkeit ausüben. Die gemäß Erlaſs des tk. k. 
Finanzminiſteriums im Einvernehmen mit dem AJuftizminifterium und 
dem Öberften Rechnungshofe v. 27. Auguft 1877, 3. 22711, F. M. V. B. 
Nr. 18, bezw. gemäß 5 12 des 8.401 ©. D. von den Gerichten nach 
Ablauf eines jeden Verwaltungsjahres an das NRechnungsdepartement 
der Finanzlandesbehörde einzujendende Jahresnachweiſung über die den 

54 * 
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Depofitenämtern ertheilten Abfuhrsaufträge refp. über die von ihnen 
ſelbſt geleiſteten Abfuhren von aus gerichtlichen Unterfudhungen her- 
rührenden und an die Staatscaſſen abzugebenden Geldern (88. 378 
und 379 St. P. 9.) Hat in Zukunft zu entlallen, Desgleichen werden 
die Gerichte von der Pflicht zur Eritattung der fallweifen Anzeigen an 
da8 Nechnungsdepartement der Finanzlandesbehörde im Sinne dieſes 
Finanzminifterialerlaffes enthoben; ftatt deſſen haben die Gerichte Die 
Ausgabs- und (zugleih) Empfangdaufträge in den unter lit. a des ge- 
nannten rain bezeichneten Yällen, jowie die Empfangsaufträge in 
den Fällen sub lit. b und c an die betreffenden Aemter und Caſſen im 
Wege der Rechnungsdepartements der Yinanzlandesbehörben zu leiten. 

13. die nach den beftehenden Vorſchriften zu Tiefernden 
Nachweifungen über die Gebarung mit den Amtägeldern und 
Zuftellungsgebüren; 

In Gemäßheit des J. M. E. v. 30. November 1865, 3. 10377, 
Kajerer III, ©. 474, haben die Gerichte über die zur Veftreitung der 
Amts» und Kanzleierforderniffe, dann ber Diäten- und Reifeloften zu- 
gemwiefenen Duo pro domo Rechnung zu führen, bdiejelbe von 
Monat zu Monat gehörig abzufchließen und nad Ablauf des Jahres 
die Gebarungsrefultate dem Oberlandezgerichtöpräfidium anzuzeigen. 

Das Gleiche wurde bezüglich der Baufchalien zur Entlohnung der 
Diurniften mit dem J. M. €. v. 5. April 1866, 3. 3413, Kaferer II, 
©. 82, verfügt. . 

Die nad) der Zeit der Einführung des Baufchaliyitems eingetretene 
Steigerung der Erfordernilie Hat vielfach das Bebürfnid nah einem 
beſſeren Einblide in die Gebarungsverhältnifie gewedt und werden da⸗ 
ber heute zumeift unbefchadet der nllweifen Abforderung der Rechnungen 
über da3 Kanzleipaufchale die et über bie Gebarungsrefultate bei 
dem Kanzleipaufchale in einer nach den Subrubrifen diefes Gebarungd- 
zweige3 gegliederten Nachweiſung verlangt. 

Bei den Diurnen hat die fortichreitende Individualifirung Der 
Entlohnungsverhältniffe zu regelmäßiger Vorlage der Diurnenpauichal- 
rechnungen oder bei geringerem Diurniftenftande vielfach dazu geführt, 
daſs die Ausfolgung der Paufchalquoten an das Gericht nur gegen 

leichzeitige Einlage der Duittungen der aus dem Gefammibetrage ent- 
ohnten Diurniften erfolgt. 

Tür die Verrechnung des Strafloftenverlages und die Eritatiung 
der damit zufammenhängenden Rechnungsſtücke und Ausweiſe ift Die 

. M. 8. v. 16. December 1895, 8. 24311, 3. M. 88. Wr. 
maßgebend. 

Für die Ertheilung von Verlägen zur Dedung anderer Auslagen 
(wie 3.8. Hauserfordernisauslagen) And nur fpeciele Anordnungen der 
Oberlandesgerichtspräfidien erlaffen worden. 

Ueber die Dolsogene Verrechnung und Verwendung der Zujtellungs«- 
gebüren ift bis zum 8. des folgenden Monates ein Ausweis nad dem 
Formular A an das Oberlandesgerichtäpräfinium ohne Rorlagebericht 
bei’ 370) (P. 2, J. M. V. v. 24, Auguft 1899, J. M. V. B. Nr. 34, 
ei 8.370), 


’ 
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Im Monat Sänner eines jeden Jahres haben ſämmtliche Bezirks⸗ 
erichte eine das Ergebnis des abgelaufenen Jahres umfafiende &e- 
— der Zuſtellungsgebuͤren dem O. L. G. Präfidium zu 
erftatten, wozu die zweite Betragsſpalte des Form. A und deſſen Schluſs⸗ 
ſpalte zu verwenden iſt. Nach erfolgter Prüfung durch das Rechnungs⸗ 
departement iſt eine alle Bezirksgerichte umfaſſende Geſammtnachweiſung 
nah Form. B anzufertigen und dem J. M. vorzulegen (P. 5 cit. Vdg.). 

14. die jährlichen Veränderungsausmweife über das Amts⸗ 
inventar nach den in den einzelnen DOberlandesgerichtsiprengeln 
beftehenden Vorſchriften; 

Die Verfaffung und Führung von Umtsinventarien gründet ſich 
auf ältere Vorjchriften und gefchieht derſelben bereits in der M. V. v. 
11. Juni 1854, 3. 11270 (J. M. v. 5. Juli 1854), betreffend die Be- 
ftreitung der Amts: und Kanzleierfordernifje, dann jonitiger veränber- 
licher Auslagen bei den Bezirksämtern und Bezirkögerichten Erwähnung. 
Mit dem peciell an das Oberlandesgerichtspräfidium Prag ergangenen 
HM. €. v. 8. Auguſt 1855, 3. 13044, wurde auch die Anlicht gut- 
geheißen, dafs über die Sumägle und Abfälle periodiiche Ausweiſe zu 
erftatten wären. Kaferer III, ©. 473. 

In der Folge Hat dann durch die Berpflegsnorm vom 21. Auguft 
1857, 3. 21080, und die J. M. V. v. 16. December 1895, 3. 24311, eine 
neue Vorſchrift Über die Anlage und Führung von Inventarien plah- 
gegriffen, welche jedoch nur auf das Gefängnisinventar Bezug nimmt, 
Daher für das Amtsinventar die im Rahmen der citirten allgemeinen 
Anordnungen von den einzelnen Oberlandeögerichtöpräfidien getroffenen 
Specialverfügungen zu gelten haben. 

15. die Halbjährige Vorlage der Befunde über Depofiten- 
revifionen durch die Gerichtshofspräfidien (3. M. V. vom 2. Sep- 
tember 1886, 3. M. 3.8. Nr. 41); 

16. die Jahresausweiſe über wehr- und landfturmpflichtige 
Beamte (J. M. E. vom 12. Juli 1876, 3. 8841, und vom 
31. December 1876, 8. 16728; Punkt 64 der Verordnung des 
Zandesvertheidigungsminifteriumd vom 19. Jänner 1887, 
R. ©. B. Nr. 5). 

Ueber die Fortichritte der Eifenbahnbuchsanlegung (8. 28 
der 3. M. 8. vom 31. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 87) ift in 
Hinkunft nur einmal jährlich, und zwar am Ende jedes Jahres 
ein Ausweis zu eritatten; dem Ausweiſe ijt ein Verzeichnid der 
Eifenbahnbuchgeinlagen und der darin im Laufe des Jahres vor- 
gekommenen Veränderungen anzujchließen. 

Siehe darüber die J. M. V. v. 8. December 1899, I. M. 2.8. 
Nr. 50, womit Yormularien (A und B) für den Sahresausweis über 
die Fortfchritte der Eifenbahnbuchsanlegung und des dazu gehörigen 
Berzeichniffes eingeführt werben. 


Wr. 98, 
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Die Ausmweife über die Fortichritte der agrarifchen Ope: 
rationen (%. M. ®. vom 28. Zänner 1890, J. M. V. B. Nr. 8, 
und vom 13. Februar 1892, J. M. V. B. Nr. 5), fowie die 
jährliche Vorlage der Rechnung über die Verwendung der Geld- 
ftrafen gemäß 8. 7 St. P. D. (8. 52 der Vollzugsvorfchrift 
zur St. P. D.) Haben in Hinfunft zu entfallen: 

Ueber die einfließenden Geldftrafen, welche gegen nicht richter- 
lie Beamte und Diener zur Betreibung der Erledigung eined Amts- 
geichäftes verhängt wurden, und ihre Verwendung ift beim Oberlandes- 
gerichtspräjidium ein Vormerk zu führen, der unter Anſchluſs der Aus- 
gabenvorlage alljährlih im Jänner dem J. M. vorzulegen ift (J. M. 8. 
0.9. Mai 1898, J. M. B. B. Nr. 13, bei 8.63 G. O. 8). 

Bum Zwecke der Buerfennung von Belohnungen an Gen— 
darmen für Aufgreifung von Gejegesübertretern haben die Urtheils- 
gerichte unter Benübung des Formulares dem Gendarmerieabtheilungs- 
commando in allen Fällen Mittheilung zu machen, in welden einem 
Gendarmen eine Belohnung gebürt. Dieſe Mittheilungen find gem. 
8. 79 und 97 G. O. ©. von der — auszufertigen, bei 
welcher die Strafſache anhängig iſt, ſodann von dem Vorſitzenden zu 
unterſchreiben und mit dem Amtsfiegel zu verſehen. Sie find von Fall 
zu Fall zu machen. Es unterliegt aber keinem Anftande, aud für 
mehrere Fälle oder monatlich über alle in der betreffenden Abtheilung 
vorgekommenen, rvechtäfräftig erledigten Fälle gemeinfame Mittheilung 
in machen. Unter allen Umjtänden muf3 die Mittheilung in dem 

onate der rechtöfräftigen Erledigung erfolgen (P. 2 der I. M. 8. 
v.23. April 1898, J. M. V. B. Nr. 10). 


Geſchäftskalender.) 


F. 402, Leber die Anordnung von Tagſatzungen, über 
die gerichtlichen Verfügungen, deren Befolgung von amtöwegen 
zu überwachen ift, und über die Amtshandlungen, die innerhalb 
beftimmter Friften vorgenommen werden müſſen, ift in der @e- 
richtskanzlei (Ranzleiabtheilung) ein Vormerk nah Formular 
Nr. 93 (Gejchhäftstalender) zu führen. Bei Gerichten mit 
mehreren Gerichtäabtheilungen ift für jede Abtheilung ein be- 
fonderer Geſchäftskalender zu führen. 

Am Abfchnitte ,„Tagſatzungen“ find im Gefchäftstalender 
die anberaumten Tagſatzungen mit Ausnahme der Tagjahungen 
zu Bergleihsverhandlungen (8. 433 €. P. D.), durch Freilafiung 
entjprechender Zwiſchenräume nach Zagen gruppirt, einzutragen, 

8. 402. Es ift dem Ermeflen des | Tage fälligen Ausweiſe ſammt den dar⸗ 


Einzelnen überlafien, im Gefhäftstalen- | auf bezüglichen Geſetzesſtellen und Ber- 
ber bei jedem Kalenbertagedie an diefem | ordnungen anzuführen. (J. M.) 
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und zwar ohne Unterjchied, ob fie zur mündlichen Berhandlung 
vor dem erfennenden Gerichte angeordnet werden oder zu anderen 
Bweden und nur vor einem einzelnen richterlihen Beamten 
ftattfinden ſollen. Auch die auf Gerichtstage angejehten, nicht 
bloß zu Vergleichsverhandlungen nad $. 433 der Civilproceis- 
ordnung beftimmten Tagſatzungen find im Gefchäftsfalender vor- 
zumerfen. Wlle für denfelben Tag angeordneten Tagfabungen 
find untereinander zu fchreiben. Die Reihenfolge der Ein- 
tragungen ergibt fich nach der Zeitfolge, in welcher die richter- 
lichen Beichlüffe in der Gerichtsfanzlei einlangen. Wenn der 
Geſchäftskalender nur für eine Gerichtsabtheilung geführt wird, 
bleibt die fünfte Spalte unausgefüllt. 

Bei eriten Tagfagungen in Gerichtöhofsprocefien, bei be- 
fonderen erſten Zagfatungen im bezirksgerichtlihen Verfahren 
(8. 440, Ubi. 1, C. P. O.), fowie bei allen Tagjagungen in 
Bagatelliachen, die nicht eigens zur Aufnahme oder Fortſetzung 
der meritorifhen Verhandlung anberaumt werden, ift es aus: 
reihend, im Geſchäftskalender das Actenzeichen der einzelnen 
Rechtsſache anzugeben. 

Der Geſchäftskalender iſt dem Nichter (Vorfitenden des 
Senates) am Bortage der anberaumten Tagſatzungen oder Ver⸗ 
bandlungen vorzulegen. Wird die Tagſatzung erftredt, ohne 
daſs eine gerichtliche Verfügung ergeht oder von der Gerichts: 
fanzlei eine Ausfertigung oder eine andere Geichäftsverrichtung 
zu bejorgen tft, fo ift die jechste Spalte der Quere nach zu 
durchftreihen und nur die neue Tagſatzung an der für dieſen 
Tag beitimmten Stelle des Geſchäftskalenders einzutragen. 
Sonft find, fobald die Acten an die Gerichtstanzlei gelangen, 
in der fechsten Spalte die Gefchäfte?) kurz zu nötiren, welche die 
Gerichtskanzlei in jeder einzelnen Sache infolge der richterlichen 
Beichlüffe vorzunehmen hat, die bei der Tagfahung oder auf 
Grund diefer Tagſatzung gefaft wurden (3. B. Ausfertigung 
von Ladungen, Herftellung von Urtheilsabfchriften und deren Zu⸗ 
ftellung, Heberjendung von Ucten, Entwerfung von Schreiben u.ſ. w.) 
Nach Maßgabe der Ausführung find diefe?) Notizen zu durch 
ftreichen. Fallen Tagjahungen vor dem anberaumten Tage aus, 
jo ift die bezügliche Eintragung gleichfalld zu durchftreichen. 

ı) Verordnung des Auftizminifteriums vom 14. März 
189, J. M. 8%. Sr. 11, betreffend die Führung des Re— 
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giftratursnahichlagebudjes und des Geichäftstalenders An 
2 — und Staatsanwaltſchaften. Eingang und 88. 1bis 3 ſiehe 
ei 8. 

8.4. Bel Führung des Geſchäftskalenders (88. 402 big 404 
G. O., SER DEISOEDNUNGSIDEIRNINT Nr. 93) treten folgende Aende 
rungen ein: | 

1. wenn eine Ranzleiabtheilung nicht nur für einen Richter oder 
einen einzelnen Senat, en für mehrere Gerichtsabtheilungen be- 
ſtellt ift 1 29, Abi. 2 G. O.), kann der Geſchäftskalender, mo ſich dies 
als zwedmäßig daritellt, für alle diefe Gerichtsabtheilungen vereinigt 
geführt werden; 

2. die Ausfüllung der Spalten 1 und 7 des Geſchäftskalenders 
(täglich fortlaufende Zahl) kann unterbleiben, und es können dieje 
Spalten anftatt deflen zur Einfegung bes Datums benüßt werden; 

3. in die Spalten 2 und 8 (Actenzeichen und Orbnungsnummer) 
iſt die Gefchäftszahl einzufegen; 

4. von der Bezeichnung der Sache in Epalte 3 kann abgejehen 
werden; ebenſo von der Angabe der Tagſatzungsſtunde (Spalte 4), 
falls entweder alle Tagſatzungen auf diefelbe Stunde anberaumt 
find oder der Richter audy ohne eine Notiz im Geichäftsfalender über 
die Bertheilung der Tagſatzungen eine ausreichende Ueberſicht befitt; 

5. der Name des Richters (Spalte 5) iſt nur dann erjichtlich zu 
—— der Geſchäftskalender für mehrere Richter gemeinſam ge- 
ührt wird; 

6. in der Spalte 9 (Bezeichnung der Sache) iſt nebſt der Be⸗ 
zeichnung der Sache auch der Gegenftand der vorzunehmenden Amts⸗ 
handlung oder der zu überwachenden Frift anzugeben. 

.d. Die Spalte 6 des Geichäftskalenders (Ordnungsnummer 
des Protofolles oder der Erledigung und Bemerkungen) dient zur Her- 
kelung einer Controle über die rechtzeitige Abfaſſung der Urtheile und 

eihlüffe und über die ordnungsmäßige en der von der 
Gerichtsfanzlei vorzunehmenden Geſchäfte. Zu dieſem Behufe iſt in 
folgender Weiſe vorzugehen: 

Sobald gemäß 3 128 ©. D. die Ücten der an einem Tage ab- 
gehaltenen Tagſatzungen oder Verhandlungen der Gerichtslanzlei zu⸗ 
gefommen find, was am felben Tage oder ſpäteſtens am nächften Tage 
gefchehen muſs, find fie in zwei Gruppen zu fortiren und zwar: 

a) Acten, die vom Richter noch zu bearbeiten find und ihm daher 
wieder vorgelegt werden müſſen (8. 128 ©. D.). Die ausftehende Er- 
ledigung iſt in der Spalte 6 des Geſchäftskalenders kurz zu notiren 
(3. B. Urtheil, Beweisbeſchluſs, Endbeſchluſs, Meijtbotsvertheilung u. dgl.). 

b) Acten, in welchen die richterlihe Erledigung jchon vorliegt, 
oder eine weitere Erledigung überhaupt entfällt. Betreffs diefer Acten 
ift eine Angabe in der Spalte 6 des Geſchäftskalenders nicht zu machen. 

. 6. Die Notiz in der Spalte 6 des Geſchäftskalenders (8. 5, 
lit. a) ift abzuftreihen, wenn der Richter die Acten mit der aus- 
jtehenden Erledigung der Kanzlei wieder übergeben hat. Dieſe Notiz 
erjegt die befondere Vormerkung der ausftehenden Erledigung im 
*riftentolender. 
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Wenn Urtheile nicht ſpäteſtens er 8 Tagen (8.126 G. O.), 
Beichlüffe innerhalb 2 oder 5 Tagen 7 G. —— Uetheile in Straf⸗ 
ſachen nicht innerhalb 3 Tagen G. 2 h ER ) ber Kanzlei über- 
geben werden, ift dem Gerichtsvorſteher — ga Geichäftstalender 
oder ein Berzeichnis der ausftehenden Erledigungen vorzulegen. 


8. 7. Die Gejchäftszahl einer Tagſatzung oder Verhandlung ift 
in der Spalte 2 des Geſchäftskalenders abzuftreichen : 


a) wenn die Gerichtöfanglei iu ber Sache weder eine Aus 
fertigung ee noch ſonſt weitere Gejchäfte vorzunehmen hat 
(e8 wird 3. B. Die Tagſatzung erftredt und Tag und Stunde der 
nächſten Tagſatzung den Parteien ſogleich mündlich befannt gegeben, 
oder e3 tritt Ruben des Berfahrens ein, ohne daſs eine Benachrichtigung 
der Barteien ftattzufinden hätte, oder e3 wurbe bei der Verhandlung 
ein Vergleich enter en u. dergl.); 

b) wenn die —— die erforderlichen Reinſchriften her⸗ 
geſtellt — die — infolge des richterlichen Beſchluſſes ihr obliegen- 
den Geſchäfte bewirkt hat (Husfertigung von Ladungen, von Benadh- 
eh Herftellung von Urtheilausfertigungen und deren 
BZuftellung, Ueberjendung von Acten, Entwerfung von Schreiben u. dergl.). 


2) Siehe $. 5 der J. M. V. unter Anm. 1. 
3) Siehe 88. 6 u. 7 der J. M. 8. unter Anm. 1. 


$. 403. Im Abſchnitte „Friſten“ des Gefchäftsfalenders 
find die gerichtlihen Verfügungen und Uufträge, für deren 
Befolgung eine Frift feitgefegt wurde, und die Amtshandlungen 
einzutragen, die kraft geſetzlicher Vorſchrift innerhalb bejtimmter 
Hriften vorgenommen werden müſſen (3. B. Fällung des Ur- 
theiles nah 8. 415 €. P. O., Prüfung der Zuftellungen vor 
dem PVerfteigerungstermine nah $. 175 Erec. DO. u.a.) Für 
jeden Zag ift im Gefchäftsfalender ein angemefjener Raum zu 
offen. Alle Rechtsſachen, in welchen eine Friſt, deren Ein- 
Haltung von amtöwegen zu überwachen ift, an dem nämlichen 
Zage zu Ende gebt, find in dem für diefen Tag bejtimmten 
Raum einzutragen. Wenn der gerichtlichen Verfügung nicht 
rechtzeitig entſprochen wird, find die Acten fogleih nad Ablauf 
der Friſt dem richterlichen Beamten vorzulegen, der die noth- 
wendigen weiteren Verfügungen zu treffen bat. Wenn inner: 
halb acht Zagen nichts verfügt wird oder wenn richterliche 
Beamte die für ihre eigenen Amtshandlungen feſtgeſetzten Friſten 
unbeachtet laſſen, obwohl fie von der Gerichtskanzlei auf das 
Berjtreihen der Frift aufmerkſam gemacht wurden, fo iſt dem 
Vorſteher des Gerichted davon ohne Auffhub mündlich) und ohne 
Ausfertigung von Umtserinnerungen Anzeige zu machen. 


Nr. 9. 


Nr. 9. 
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$. 404. Mbänderungen von Beichlüffen, durch welche 
Eintragungen im Geſchäftskalender berührt werden, find in 
diefem anzumerken. 

Mit Ausnahme der Anberaumung von Tagjatungen iſt 
allen Erledigungen, die eine Eintragung im Gefchäftsfalender 
nothwendig machen, vom Richter mit farbigem Stifte der Ber- 
merk „Kal.“ beizufügen. Wußerdem ift der Gerichtsfanzlei ein 
Verzeichnis derjenigen Amtshandlungen zu übergeben, bei welchen 
fie die Einhaltung der geſetzlichen Friſten durch den Geſchäfts⸗ 
falender zu überwachen Hat. 

Jede Friſtvormerkung, die ſich durch Eintritt des erwarteten 
Geſchehniſſes, durch Verlängerung der Frift oder in anderer 
Weiſe erledigt, ift fogleich zu durchitreichen. 

Für die Ueberwachung der Friften in Bormundfchafts- und 
Euratelfachen, wie 3. B. des Eintrittes der Großjährigleit oder 
der Friften für Rechnungslegungen, für die Zahlung oder Fällig⸗ 
fett von Binfen u. |. w. tft der Gejchäftsfalender nicht zu benüßen; 
diefe Ueberwachung erfolgt mittel der im 8. 406, 3. 12 und 13, 
bezeichneten Vormerke. 


Bormerte in Straffaden. 


$. 405. Jeder Unterfuchungsrichter hat über die ihm zu- 
gewiefenen Vorerhebungen und Vorunterſuchungen einen Vor⸗ 
merk nach Yormular Nr. 94 zu führen. 

Die Strafjahhen, in welchen eine Anklagefchrift angebracht 
wird, find im Vormerke über die eingebrachten Anklagen einzu= 
tragen. Diefer Vormerk ift fünftig nicht mehr nach Formular VI 
der Vollzugsvorſchrift zur St. P. O. ($. 58), ſondern nad 
Formular Nr. 95 zu führen. Diefer Vormerk wird bei jedem 
Gerichtshofe in einem einzigen Eremplare geführt!) In den 
Anklagenvormerk find alle Anflagen einzutragen, ohne Rüdficht, 
ob die Strafſache in das Regiſter über das Borverfahren wegen Ber- 
brechen oder Vergehen oder in das Regifter für Preisfachen auf- 


die Antlagefchrift bei dem Vorfigenden 
mer eingebracht wird, 


404. Sriften in Vormundſchafts⸗ 


8. 
und Eurateljachen find mittel$ der im | der Raths 
8 


. 406, 3. 12 und 13, en 
re zu überwachen. . M.) 
8. 40 Strafſachen über Ver- 
brechen N Vergehen, in denen auf 
Grund der gepflogenen Vorerhebungen 


find in das Regifter „Vr“ eiugutragen: 
die Eintragung in den nah Formu⸗ 
lar 95 zu führenden Anklagevormerk 
erfegt nicht die Eintragung in das 
Negifter „Vr“. (J. M.) 


Vormerke in Strafſachen. 859 


genommen iſt. In den Vormerk für Anklagen ſind auch die 
von den Bezirksgerichten nach 8. 210 St. P. O.) vorgelegten 
Strafacten aufzunehmen. 

Die Zahl, unter der eine Sache im Anklagenvormerke er: 
fcheint, ift mit rother Tinte auf den Actenrüden oder Acten⸗ 
dedel und auf das Tagebuch unter das Actenzeichen zu jeßen. 
Diefe Zahl iſt für die Bildung der Geichäftszahl ohne Be: 
deutung; fie dient jedoch dazu, die Straffachen, in welchen eine 
Unflage angebracht wurde, von denjenigen zu unterjcheiden, in 
welden das Verfahren ohne Anklage beendet wurde. Insbe— 
fondere find Die Acten, welche mit der Zahl des Anklagenvor⸗ 
merkes verjehen find, abgejondert von den anderen in die Regiſter 
Vr oder Pr eingetragenen Sachen, und zwar nach der Reihen⸗ 
folge der Bahlen des Unklagenvormertes aufzubewahren?); jedoch 
find bei der Aufbewahrung der in den Anklagenvormerk einge- 
tragenen Sachen die Acten wieder nach den Wegiftern Vr und 
Pr zu joudern. 

Die Zahl des Anklagenvormerkes ijt auch im Namensver⸗ 
zeichniffe zum Regiſter Vr und Pr) erfichtlich zu machen. 

Der Borlitende der Rathskammer Hat über die in der 
Rathskammer zum Bortrage gelangenden Gefchäftsitüde einen 
Vormerk nah Formular Nr.96 zu führen.) Die Eintragungen Rr. 96. 
in diefen Vormerk haben während der Situng zu gefcheben. 


Der Borfigende bei der Hauptverhandlung beim Gerichts- 
hofe erfter Inſtanz und der Vorfibende des Schwurgerichtshofes 
hat über die ihm zugelommenen Straffälle den Vormerk über 
Hauptverhandlungen in Strafſachen nah Formular Nr. 97 zu Rr. 97. 
führen.) Wenn der Vorſitzende des Schwurgerichtähofes nicht 
ein Mitglied des Gerichtshofes ift, fo Hat der Vorfteher des 
Gerichtshofes nah Beendigung der Seffion den Vormerk über 
die Hauptverhandlungen zur Durdführung der damit ver- 
bundenen Amtshandlungen einem WMitgliede des Gericht3hofes 
zu — 

a er im Zuſammenhange mit dem t⸗ und dem s⸗ 
— ſteht, wird er a. wie dieſe er in der her m 
der Einlaufftelle zu führen fein, 8. 249 

2%) Nah Rechtskraft der Anklage. 

2) Auch in der Negiftratur. Die Strafſache ift in den Vormerk 
jenes Jahres einzutragen, in welchem bie Anklage erhoben wurde, 
ohne Rüdficht darauf, in weldem Jahre die Strafjache anhängig ge- 
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worden ift. Der Zahl des Anklagevormerkes ift die Jahreszahl bei- 
zufügen, fall3 es ſich nicht um den Anklagevormerk jenes Sabre 
N das Thon im Actenzeihen zum Ausdrud kommt. In ber 
egiftratur werden die Acten nach dem Anklagevormerk gelegt, defien 
ra und ‚Debresgabt die Acten tragen. 


b) ee des in 8. 59 8. V. z. St. B. OD. vorgeichriebenen For- 
mulars VII. 

9 — des in 8.60 V. V. z. St. P. O. vorgeſchriebenen For⸗ 
mulars VI 


Weitere Verzeichniſſe und Vormerte*) 


$. 406, Außer den in der gegenwärtigen Gefchäftordnung 
angegebenen Regiftern, Büchern, Vormerken und Berzeichnifien 
find von den Gerichten in bürgerlichen Rechtsſachen und in 
Juſtizverwaltungsſachen noch folgende Berzeichniffe und Bor: 
merfe zu führen: 

*) Siehe weitere Vormerke zum Schluffe. 

A. bei allen Gerichten, bei welchen Geſchäfte der betreffen- 
den Art vorkommen: 

1. das Verzeichnis der Schähleute?), ftändig beeideten Sach: 
verftändigen und Dolmetiche?), einfchließlich der Sachverſtändigen 
für nen (8. 24 des Gejehes vom 18. Fe⸗ 
bruar 1878, R. G. B. Nr. 30);? 

1) Und zwar das Verzeichnis der — für die Shäbung 
— marc en Sachen, dann die gem. 88.1, 3u.4M.®. v. 25. Juli 

7, R. G. B. Nr. 176 — ———— — Berirtögericte und 
= ‚Oberlandesgerichte aufgeitellten Berzeichniffe der Cachverjtändigen 
für bie Shä ee von Liegenichaften. 

8.0.19. Februn 1897, 8.3771, J. M. 8. B. Nr. 6, und 
v. 12. So 1897, 8. 12697, %. M. V. B. Kr. 4 (jiehe bei 8. 123). 

3) 8.2 Ab. 2, Geſ. v. 18. Februar 1878, R. G. B. Nr. 30, 
betreffend bie "Enteigmung zum Zwecke des Betriebes von Eijenbahnen: 
Die Sacperftändigen hat daS Gericht aus einer von dem Ober⸗ 
landesgerichte nach Einvernehmen der politiihen Landesbehörde jährlich 
aufzuftellenden und kundzumachenden Lifte der in Enteignungdfällen zu- 
— 2* — Sachverſtändigen zu wählen und einen davon als Obmann 
zu beſtellen 

2. das Verzeichnis über die beſtellten und ausgefertigten 
Grundbuchsauszüge und Urkundenabſchriften (8.40 der Minifterial- 
—— vom 12. Jänner 1872, R. G. B. Nr. 5);*) 

40 J. M. V. v. 12. Jänner 1872, R. G. B. Nr.5. Ueber 
die Beftellun von Abſchriften und Auszügen ift ein Verzeichnis zu 
führen, welches den Zag der Beftellung, die beftellende Partei, den 
Begenftand der Beitellung, den Tag der Ablieferung, bie Angabe der 
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übergebenen ſowie der etwa zurüdgeftellten Stempelmarken und bie 
Unterſchrift des Empfängers oder die Betätigung der Verfendung zu 
enthalten bat. 

Die Beitellung kann mündlich oder fchriftlich*) erfolgen und ift un- 
verzüglich in das Verzeichnis der Beftellungen einzutragen. Auf Ber- 
Yangen ift über die Beftellung eine Beftätigung zu ertheilen, in weicher 
auch die übernommenen Stempelmarlen anzugeben find. 

Die Beitellungen find 0 der Neihenfolge, in welcher fie gemadht 
wurden, zu a Eine Ausnahme hievon kann nur aus Gründen 
öffentlichen Intereſſes oder großer Dringlichkeit mit Genehmigung des 
Gerichtsvorſtehers flattfinden. Diefe Genehmigung iſt in dem Ber- 
zeichniffe erlichtlich zu machen. 

*) Bufolge lafied® des Yinanzminifteriums v. 8. Jänner 1900, 3. 57951, 
unterliegen ichriftliche — — von Grundbuchsauszügen und Urkundenabſchriften (auch 
mittels Eorreipondenztarten) niht dem Eingabenftempel, fofern folche Beitellungen 
feiten® des Gerichtes nicht als Eingaben präfentirt und behandelt, fondern lediglich in 


daR nad $. 406, 3. 2, G. D. zu führende Berzeichnie eingetragen werden. (Mitth. 
J. M. 8. B., ©. 81/1900.) — 


Verordnung des Juſtizminiſteriums v. 24. Februar 
1900, J. M. V. B. Nr. 11, betreffend die Beſtellung von Hypo— 
thekencertificaten. An alle Gerichte in Tirol und Vorarlberg. 

Um die Koſten des Anſuchens um Ausfertigung von Hypotheken⸗ 
certificaten herabzumindern, findet das Juſtizminiſterium im Einver- 
nehmen mit dem k. k. Zinanzminifterium anzuordnen: 

I. Die Ausfertigung von HYpothefencertificaten ift in der Ge—⸗ 
richtskanzlei des Verfachbuchgerichtes münldich oder fchriftlih zu be- 
jtellen. Bei jchriftlichen Beſtellungen bedarf e8 Feiner geftempelten Ein- 
gabe an das Gericht. Die Beitellung kann durch einen Vermerk auf 
dem Abſchnitt einer Poftanweilung, mitttel® einer Correſpondenzkarte 
oder eines einfachen Beftellzettelö erfolgen. 

Gleichzeitig mit der Beitellung find die für die Ausfertigung er- 
forderliden Stempelmarten oder die für die Anichaffung der Stempel 
erforderlichen Geldbeträge zu erlegen, zu überjenden oder anzumeilen. 

II. Ueber die Beftelung von Hüpothelencertificaten ift ein Ver⸗ 
zeichnis*) zu führen, da8 den Tag der Beftellung, bie beftellende 
Bartei, den Gegenjtand der Beltelung, den Tag der Üblieferung, die 
Angabe der übergebenen, fowie der etiwa zurüdgeitellten Stempelmarfen 
und die Unterichrift des Empfängers oder die Beſtätigung der Verſen⸗ 
dung zu enthalten bat. 

Jede Beltellung ift unverzüglich in das Verzeichnis einzutragen. 
Auf Verlangen iit über mündliche Beftellungen eine Beftätigung zu er- 
theilen, in der auch die übernommenen Stempelmarfen oder Bargeld- 
beträge anzugeben find. 

III. Die elelungen find in der Reihenfolge, in der fie gemacht 
wurden, zu vollziehen. Eine Ausnahme kann nur aus Gründen öffent- 
lichen Intereſſes oder großer Dringlichkeit mit Genehmigung des Ge⸗ 
richtsvorſtehers ftattfinden. Diele Genehmigung ift in dem Berzeichnijle 
erfichtlich zu machen. 

-_ *) Eine zweimalige Eintragung der fchriftlichen — in dieſes Verzeich⸗ 
nis und in das Nc Regiſter iſt überflüſſig. Es genügt die tragung in ere 8 


7 
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3. das Verzeichnis der unterbliebenen SHerftellung der 
Hebereinftimmung zwiſchen Grundbuch und Gatafter (Punkt 3 
der Verordnung vom 2. Juli 1889, J. M. V. B. Nr. 35);°) 


5) J. M. 8. v. 2. Juli 1889, 8. 2927, 3. M. 3. B. Nr. 35, 
P. 3. Im $. 44, Abſ. 2, des Geſetzes vom 23. Mai 1883, R. G. 8. 
Nr. 83, ift die Eventualität der Unthunlichleit der Herfiellung der lieber 
einjftimmung zwiſchen Grundbuch und Cataſter in einzelnen Fällen vor- 
geiehen; es ericheint Daher nicht zuläfjig, daſs unter beionderen Ber- 
hältniffen, insbejondere bei geringwertigen Liegenichaften in jenen Fällen, 
in welchen fich der grundbücherlichen Durchführung einer jeitens des 
Vermeſſungsbeamten conftatirten Aenderung des Belitftandes ſehr er- 
hebliche Schwierigkeiten entgegenftellen, weldye ohne ganz unverhältnis- 
mäßige Koften nicht befeitigt werben fönnen, oder die geradezu unüber- 
windlich erjcheinen, von der Ausübung eined Zwanges auf bie Parteien 
wegen Ordnungsherftellung im Grundbuchſtande nad) billigem Ermeſſen 
des Gerichtes ab — werde. Jedoch ſind ſolche Fälle, wenn ſie nicht 
ſchon in den infolge der ſeinerzeitigen Anordnung der Oberlandesgerichts⸗ 
präfidien geführten Bormerfungen über die Amtshandlungen nach den 
88. 2 und 3 des Gefebes vom 23. Mai 1883, R. &. B. Nr. 82, zur 
Evidenz gelangen, mittels einer befonderen Vormerkung in Ueberficht zu 
halten, und ih dem diesfälligen erhalten der Gerichte beiondere Auf- 
merkſamkeit von Seite der AuffichtSbehörden, namentlich bei den Bifi- 
tationen der Gerichte, zuzumenden. 

Bergl. 8. 16 der J. M. 8. v. 6. Jänner 189, J. M. 8.8. 
Nr. 1, betr. die Hebereinftimmung der Grundbücder mit dem Grund- 
fteuercatafter (an die Gerichte in Tirol). 

4. der Vormerk über die aus Anlaſs einer Berlaflen- 
Ihaftsabhandlung von amtswegen zu bewirkenden grundbücher- 
lihen Eintragungen (88. 2 und 3 bes Gefehes vom 23. Mai 
1883, R. ©. 8. Nr. 82); diefer Vormerk ift nach ZThunlichkeit 
mit dem unter 3. 3 angegebenen Berzeichnifje zu verbinden und 
wie leßteres vom Grundbuchsführer (Grundbuchsamt) zu führen ®); 

6) Gel. v. 23. Mai 1883, R. ©. B. Nr. 82. 

8. 2. Die grundbücherlichen Eintragungen, deren Grundlagen 
während bes Laufes einer Verlaſſenſchaftsabhandlung in einer den 
forderniffen der Einverleibung entiprehenden Form feftgeftellt wurden, 
find, in Ermangelung eines den beitehenden gejeglichen Anordnungen 
entfprehenden Anſuchens der Betheiligten, durch das Verlafſſenſcha 
gericht nad) Eintritt der Rechtskraft der Einantwortung von — 
zu bewirken, wenn die für die Bewilligung der Eintraguug erforderlichen 
Urkunden, foweit dieſe nicht Ausfertigungen der Enticheidungen des Ber- 
taffenfchaftögerichtes u, diefem Gerichte vorliegen. Mit den don amts⸗ 
wege zu treffenden Verfügungen ift, foferne nicht eine entgegenftehende 
Erflärung der Betheiligten vorliegt, bi8 zum Nblaufe von 144 
nad Eintritt der Rechtskraft der Einantwortung innezuhalten. 

Die für die Urkundenfammlung und zur Mittheilung an die Ge⸗ 
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bürenbemeflungsbehörde erforderlichen Urkunbenabfchriften Hat die Partei 
dem Berlafienichaftsgerichte rechtzeitig vorzulegen, widrigenfalls dieſelben 
bon amtswegen gegen Einhebung der doppelten für amtliche beglaubigte 
Abfchriften beftimmten Gebür anzufertigen find. 

Der Partei, weldhe zum Zwecke der Ausführung der vorftehenden 
Beftimmungen Urkunden oder Urkundenabichriften vorlegt, ift auf Be- 
gehren eine — des Empfanges zu ertheilen. Einer Eingabe 
bedarf es zu dieſer Vorlage nicht. 

Wird das Grundbuch, in welchem die Eintragung erfolgen ſoll, 
nicht bei dem SER DRAG geführt, jo hat dieſes das zu- 
tändige Grundbuchsgericht um den Vollzug der Eintragung zu — 

8. . Erlangt das Grundbuchsgericht aus Anlaſs einer Verlaflen- 
Ihaftsabhandlung amtliche Kenntnis, daj8 die grundbücjerliche Ein- 
tragung eines die Grundlage der Brundftenerpflicht bildenden dinglichen 
Rechtes unterblieben ift, oder wird das &rundbuchögericht von der Cataſtral⸗ 
behörde erfucht, die unterlafjene grundbücherliche Eintragung eines ſolchen 
Rechtes herbeizuführen, jo hat das Gericht der fäumigen Partei nad) 
Einvernehmung derjelben eine Yrift zu beftimmen, innerhalb welcher fie 
die Ordnung bes Grundbuchftandes zu bewirken oder im Falle ent- 
gegenftehender Hinderniffe fich über die zur Beſeitigung derjelben unter- 
nommenen Schritte auszuweiſen hat. Das Ueberſchreiten dieſer Frift, 
deren Einhalten von amtswegen zu überwachen ift, wird durch eine im 
vorhinein anzudrohende und im alle der Wiederholung zu fteigernde 

Gelditrafe von 1 bis 50 fl. öfterr. ——— Das Verſahren 
bat ſich nach den Beſtimmungen über das Verfahren in nicht ſtreitigen 
er os zu richten. 
ngaben, Protokolle, Beilagen, Rubriken, foferne fie nur die An⸗ 
wendun vorftehenden EHEN TUnGeN betreffen und nicht das An⸗ 
fuchen einer Bartei um Bewilligung einer grundbücherlihen Eintragung 
zum ——— haben, find ftempelfrei. — 

In Betreff der amtswegigen grundbücherlichen Eintragungen, ins⸗ 
befondere der Führung ber Eviden vormerkung I und des Ber- 
fahrens bei Herftellung der Mebereinftimmung zwiſchen Grundbuch und 
Gatajter (Evidenzvormertung II) vergl. die analog anzumendenden 
Beitimmungen der 88.1 bis 5 und 10 bi8 15 J. M. 8. v. 6. Jänner 
189, J. M. V. B. Nr. 1 (an die Gerichte in Tirol). — Die Eintragun 
des Falles in die Evidenzvormerkung I Hat jtattzufinden, wenn gemä 
8.174 Abb. Pat. die Einantwortungsurkunde an die Partei hinaus 
gegeben wird (Mitth. 3. M. 8. B. S. 15/ 1901). 

Die Eintragung der einzelnen, über die Anmeldungsbögen 
erftatteten Umtserinnerungen in das Regiſter Nc hat zu unterbleiben, 
vielmehr ift nach 8.14 der für Tirol erlafienen Verordnung vorzugehen. 
Zur Unterfcheidung Tann den ergebenden Aufträgen, Ladungen 2c. die Poſt⸗ 
nummer, unter welcher der Fall in der Evidenzvormerlung eingetragen 
ift, beigefegt werden. 

5. der Vormerk über Mappeneinzeichnungen, welche durch 
den Geometer zu beforgen find (J. M. V. vom 13. Suni 1894, 


J. M. V. B Nr, 22);) 
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) J. M. 8. v. 13. Juni 1894, 3. 5641, J. M. 8. B. Nr. 22, 
betreffend die Uebereinftimmung der neuen Grundbüder mit 
dem Grunditeuercatafter. P. 2. 

Die (vom VBermeflungsbeamten des Grundfteuercatafterd anf Ver⸗ 
langen des Grundbuchsgerichtes) vorzunehmenden nt augen der 
Grundbuhsmappen find, um ihre rechtzeitige und vollftändige Durd- 
führung zu fihern, von den Gerichten mittels einer entiprechenden Bor- 
merlung in Evidenz zu halten. 

6. die Negifter zum Verfachbuche und die gejammelten 
Hypothelencertificate; 

Die Eoncepte der Hypothekencertificate find gemeindemweife und 
alphabetiih geordnet aufzubewahren. Die jchriftlichen Beſtellungen auf 
Hppothefencertificate (fiehe oben bei 3.2 die J. M. 8. v. 24. Februar 
1900, J. M. V. B. Nr. 11), wie Correſpondenzkarten, Poſtanweiſungs⸗ 
abſchnitte, Briefe oder Beſtellungen, die überflüffigerweife in Form von 
Eingaben angebracht werden 2c., find mit den fortlaufenden Nummern 
jenes Berzeichnifies zu verjehen, brauchen aber nad) Ausführung der 
Beitellung nicht weiter aufbewahrt zu werden (J. M. E. v. 10. März 
1900, 3. 4953, an da8 D. 8. ©. Präf. Innshrud). 

7. [dag Erlagsbuch (Depofitenanweifungsbud für Erfäge)]*) 
und das Verzeichnis der Ubjchriften von Erfolglaffungsanweifungen 
(8. 9 [10] der Depofitenamtsinftructionen und 3. M. V. vom 
28. Mai 1893, J. M. V. B. Nr. 20);) 

*) &e gig Depofiteneinlaufsbuh. Siehe darüber 8. 29 ff. 
M. V. v. 15. März 1898, R. G. B. Nr.55, und die Mitth. des J. M. B. B. 
©. 86/1900, bei 8. 68. 

8) J. M. V. v. 28 Mai 1893, 3. 1130, 3. M. 8. B. Nr. 20, 
betreffend die Anfertigung und Sammlung von Abidriften 
der Depofitenämtliden Erfolglaffungsanweifungen zu 
Scontrirungszweden. An alle Gerichte, für welche die depojiten- 
ämtliche Laffagebarung von Stenerämtern (Finanzcaſſen) bejorgt wird. 

Um bei Econtrirungen der Steuer- und geridtlidden Depofiten- 
ämter (Finanze und gerichtlichen Depofitencallen) dem Scontrirungs- 
commiflär die Prüfung der Richtigkeit der feit der letzten Scontrirung 
vorgefallenen, in den currenten Detailverzeichnifen des betreffenden 
Steueramtes (Finanzcaffe) erfichtlichen Abfälle an dem gerichtlihen De- 
pofitenvermögen zu ermöglichen, findet das Auftizminiftertum im Ein- 
vernehmen mit dem Finanzminifterium und dem Oberſten Recdynungs- 
hofe Nachftehendes zu verordnen: 

Bon [jeder)*) Erfolglaffungsanweifung an das Steuer ald ge- 
richtliches Depofitenamt (Finanz ald gerichtliche Depofitencafie) ift fünftig- 
hin von dem Gerichte eine als Abjchrift zu bezeichnende Ausfertigung 
zum Gebraucdhe bei der Scontrirung anzufertigen. 

Diefe Abichriften find der zeitlichen Uufeinanderfolge der einzelnen 
Erfolglafiungsanmweifungen entiprechend mit J— Poſtnummern 
zu verſehen und in einem Umſchlage gemeinſchaftlich aufzubewahren. 
Auch iſt ein Verzeichnis derſelben anzufegen, welches nebſt den auf 
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den * riften erſichtlichen Poſtnummern die Geſchäftszahl jeder einzelnen 
ungsanweiſung zu enthalten hat. Die Hinterlegung der Ab⸗ 
ſchrift ſowie deren Eintragung in das Verzeichnis haben ftets ohne Auf- 
fchub jr u erfolgen. 
uf Verlangen des Scontrirungscommiffärd find demfelben die 

gefammelten Abfchriften ſammt dem Berzeichnifie nach conftatirter Boll- 
Ständigkeit derjelben zum Gebrauche bei der Scontrirung und zum An⸗ 
ichluffe an das Scontrirungdoperat auszuhändigen. 

Sobald die Abgabe an den a a erfolgte, ift für 
die fpäteren Erfolglafjungsanweifungen neuerdings ein Verzeichnis an- 
zulegen und im übrigen in der oben dargeſtellten Weiſe vorzugehen. 


LEBENDEN: duch die Berordnung des Juſtizminiſteriums v. 25. Jult 

90, J. M. B. B. Nr. 82, betreffend die Anfert sung und Sammlung von 

antärilten der bepofitenämtligen Erfolglaffungsanmweifungen zu 
Scontrirungdzmwed 

An alle Gerichte, für welche die depoſitenämtliche Caſſagebarung von Steuerämtern 


J——— en 

In ee ebinberung ver 3. I. 8. v. 38. Mat 1898, J. M. 8.8. Nr. 20, 

findet das rlatsiften um im Einvernehmen mit dem Yin mikiftechen und bem 

Sherften er annin uorbnen, daſs Tünftighin nur von 1 Velen gerichtlichen 
Erfolglaffungsanmet — bſchriften zum Gebrauche bei der Scon ————— 
und zu — welche ifolirt zu — an fen und 
Juwelen, öffentliche Obligationen, Sparcaffebühel und fonftige Umfa apiere zum Gegen- 
itande haben. Es hat jomit die Anfertigung umd Sammlung ber Abſchriften von Erfolg- 
laffung&befcheiden Aber Eumnial verwahrte Barichaften, Coupons, Brivatichuld- 
{heine und andere (Städ-) Urkunden fortan zu entfallen. 

Bei diefem Anlaſſe werben die Gerichte darauf aufmerffam t, dafs nad) 
der eingang? ee erordnung Abſchriften der gerichtlichen Dat ungsbefcheide 
für den Scontrirungecommifiär nur bei dDepofttenämtlihen Erfolglafltungen, nicht 
aud u Erfolglaffungen aus der cumulativen Waiſencaſſe anzufer- 
tigen 


8. das Vormerkbuch über Depofiten, die in Verwahrung 
der öſterreichiſch- ungarischen Bank find, ſammt defjen Hilfs- 
verzeichnifien (Miniſterialverordnung vom 21.Zuni 1893, R. G. B. 
Nr.103)°); bei Gerichten mit mehreren Gericht3abtheilungen ift 
in Hinkunft für jede Gerichtsabtheilung, bei der ſolche Depofiten 
vortommen, ein befondere® Vormerkbuch zu führen; wenn bei 
demfelben Gerichte mehrere Vormerkbücher geführt werden, find 
die Befcheide, durdy welche die öfterreichifch-ungariihe Bank 
von den auf die einzelnen Depofitenmafien ſich beziehenden ge- 
richtlichen Bewilligungen verftändigt wird, nebit der Geſchäfts⸗ 
zahl mit der Bezeichnung der betreffenden ®ericht3abtheilung 
zu verfehen; die Nummern, welche jeder folche Beicheid gemäß 
8.16 der Minifterialverordnung vom 26. Juni 1893, R. G. B. 
Nr. 103, tragen muſs, Yaufen in jeder Abtheilung, in der ſolche 
Depofiten vorkommen, jährlih von eins an und find daher zur 
Unterfcheidbung der einzelnen Befcheide unmittelbar neben die 
Abtheilungsbezeichnung zu feben (3. B. II, 12, 8 D.; IV, 
12, 8. 2. u. f. w.); 

Schauer, Seid. Ordg. bb 
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) Siehe diefe ſehr umfangreiche Vorſchrift bei Manz, 3. Bd., 
1. Abth., S. 196 ff. Siehe dazu au J. M. 8. v. 1. Jänner 1898, 
. M. V. B. Nr. 2, betreffend die Verwahrung der Driginaldepofiten- 
— über die bei der Öfterr.-ung. Bank hinterlegten gerichtsmäßigen 
epojtten. 
Die Depofitenabtheilung der öfterr.-ung. Bank führt vom 1. Jänner 
1900 die Firma: Defterr.-ung. Bank, Depofitenabtheilung der 
Hauptanftalt Wien. Kundm. des J. M. v. 24. December 18%, 
3. 23900, 3. M. 38. 8. ©. 404/189. 


Berordbnung des Auftizminifteriums v. 4. November 
1898, %. M. 8. ©. Nr. 33, betreffend die Berwendung der 
„B. D.“ Nummern (Bankdepofitnummern) und des bejon- 
deren Gerichtsſiegels auf den BeihIujsausfertignngen über 
die bei der dfterr.-ung. Bank hinterlegten gerichtsmäßigen 
Depofiten. An alle Gerichte. 


Gemäß den Borfchriften des 8.16, Abſ. 3, der M. V. v. 21. Juni 
1893, R. &. 8. Nr. 103, betreffend die Hinterlegung gerichtlich zu be 
ponirender Wertpapiere bei der öfterr.-ung. Bank und des 8.406, 3.8, 
der Geichäftsordnung für die Gerichte erfter und zweiter Inſtanz find 
die gerichtlichen Beſcheide, durch melde die Öfterr.-ung. Bank von der 
erigeilten Bewilligung zur Verfügung über ein Biene Depofit 
und die bei deſſen Verwaltung — elder verſtaͤndigt wird, 
nebſt der Geſchäftszahl und der allfälligen Nummer der Gerichtsabthei⸗ 
lung mit beſonderen, in arithmetiſcher Reihenfolge fortlaufenden, das 
Depoſit betreffenden Nummern nebſt den Buchſtaben B.D. (Bankdepofit) 
zu bezeichnen und jedesmal nebft der Fertigung des Gerichtövorftandes 
auch mit dem Umtsfiegel des Gerichtes zu ehen. Nach 8. 216, et 2, 
der Geihäftsordnung find für gerichtliche Iglafjungsaufträge bejon- 
bere Gerichtöfiegel zu verwenden. 

Wie dem Juſtizminiſterium mitgetheilt worden ift, haben viele 
Vorſchriften, die wichtige Sicherheitsmaßregeln involviren, bei manchen 
Gerichten feine Beachtung, bei anderen Gerichten eine milsverftändliche 
Auffafiung gefunden. 

Das Suftipminifterium fieht fi daher veranlafst, den Gerichten 
die bezogenen Vorſchriften nachdrücklichſt in Erinnerung zu bringen und 
bei diefer Gelegenheit das Nadjitehende zu bemerken: 

1. Aus dem Zuſammenhalte des Abjages 3 des 8. 16 der M. V. 
v. 21. Juni 1893 mit den — 1 und 2 dieſes Paragraphen er- 
gibt ſich, dafs die Bezeichnung der gerichtlichen Beichlufsausfertigung 
mit der B. D.-Nummer in allen Fällen anzuwenden ift, in denen es fi 
um eine Verfügung über ein bei der öſterr.⸗ ung. Bank erliegended oder 
zu errichtendes gerihtsmäßtges Depofitum handelt, ohne Unterſchied, 
ob hievon das ganze Depofit oder einzelne Beftandtheile oder Früchte 
desjelben betroffen werden, alfo auch bei Zinfenanweifungen, bei Erjegung 
eines verlosten Effecte8 durch ein unverlostes, bei Uebertragung eines 
Depoſitums an dritte Perfonen u. dergl. 

2. Die bereit3 erfolgte Hinterlegung des gerichtämäßigen Depo- 
ſitums bei der Öfterr.-ung. Bank bildet daun feine nothwendige Borays- 
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fegung für die Bezeichnung des Beſcheides mit ber B. D.-Rummer und 
für die dadurch bedingte Eintragung des Beicheides in den Vormerk E 
(8.16, Abſ. 4, der mebrfad bezogenen Minifterialverordnung), wenn der 
die Hinterlegung bes Depofitums bewilligenbe Gerichtsbeſchluſs zugleich 
eine Verfügung über basjelbe, z. B. eine Zinſenanweiſung, enthält. 

3. Die Bezeichnung mit der. D.-Nummer Äh anderſeits auf iene 
älle beichräntt, in denen die gerichtliche Beihlujsausfertigung ihrem 
nhalte nad) eine der unter 3. 1 diefer Verordnung bezeichneten Ver⸗ 

fügungen, bezw. Berwendungen enthält. 

—— welche lediglich die Bewilligung der Hinter⸗ 
legung eines gerichtömäßigen Depofitums bei der öfterr.-ung. Bank oder 
die Widerrufung einer ſolchen, noch nicht effectuirten Hinterlegungs- 
bewilligung enthalten, find ebenfowenig mit einer B. D.-Nummer zu 
bezeichnen, wie jene, welche fid) nicht auf ein gerichtsmäßiges, fonbern 
auf ein bei der Anftalt etwa befindliches bankmäßiges Depofitum be- 
ziehen, bezüglich defien ein &ericht 3. B. wegen Todesfalles einjchreitet. 

4. Für die Verwendung des im 8.216, Abſ. 2, der Geſchäftsordnung 
vorgefchriebenen befonderen Gerichtsfiegeld ift nicht die Form der: ge 
richtlichen Erledigung als „Erfolglafjungsauftrag”, jondern vielmehr der 
Inhalt derfelben maßgebend, jofern berfelbe einem Erfolglafjungsauf- 
trage gleichlommt, wie 3. B. in jenen Fällen, in denen durch einen ge⸗ 
richtl Beſchluſs Rechte dritter Perſonen auf ein gerichtsmäßiges 
Bankdepoſitum begründet oder zum Ausdrucke gebracht werden. 

Es find daher auch jene gerichtlichen Beſchluſsausfertigungen mit 
dem beionderen @erichtöfiegel zu verjehen, mit melden 3. B. die 
öfterr.-ung. Bank verftändigt wird, daſs gegen die Ausfolgung eines ge- 
rihtsmäßigen Bankdepofitum3 an eine dritte Berfon fein Anftand ob⸗ 
walte, daſs eine dritte Berfon Hinfichtlich eines ſolchen Depofitums als 
SeoanagIolger des biöherigen Eigenthümers verfügungsberedhtigt ſei 


u. dergl. — 

Siehe weiters die Mitth. I. M. V. B. ©. 8317/1898, betreffend 
die Unterfertigung von Beſchluſsausfertigungen gerichtsmäßiger Bank⸗ 
depofiten, bei 8. 79 G. D. ©. 

9. die durch die beftehenden Vorſchriften vorgeichriebenen 
Verzeichnifje über cumulative Waifencafjen;?)' 

10) Siehe diefe Vorfchriften bei Manz, 3. Bd., 3 Abth., ©. 138 ff. 

10. wo fie ſchon bisher geführt wurde, eine Weberficht über 
das regelmäßige Einlangen der periodischen Anzeigen der Matriken⸗ 
führer über Todesfälle und uneheliche Geburten; 

11. ein Verzeichnis der Subftitutions- und Fruchtgenuſs⸗ 
mafjen nach dem Formular Nr. 98; bei jedem Gerichte ift nur Re. ve. 
ein folches Verzeichnis zu führen, wenngleich die Erledigung 
von Berlafienihaftsfachen in mehreren Gericht3abtheilungen ftatt- 
findet; die Einantwortungsbeichlüffe der übrigen Gerichtsab: 
theilungen find zum Bwede der Eintragung in das Verzeichnis 

55* 


4 


Wr. 9. 


Form. 
Ir 


-fofern nicht ſchon bei dem ne Gerichte dafür ein anderer zwed- 


‘ 
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der Subſtitutions- und Fruchtgenuſsmaſſen nach ihrer Aus- 
fertigung dem mit der Führung diejes Verzeichniffes betrauten 
Kanzleibeamten vorzuweiſen (vid. Subftitutionsbud)); 


12. ein Vormerk darüber, welche Pflegebefohlenen nach den 
Geburtsdaten des Waiſenbuches im nächſten Jahre zu entfertigen'') 
fein werden, nah Formular Nr. 99; diefer Vormerk ift jeweils 
bi8 15. December anzulegen; die Entfertigung von Pflege 
befohlenen, welhe in dem Wormerl für das laufende Jahr 
nicht aufgenommen waren, tft anhangsweiſe erfichtlich zu machen; 

11) Hinfichtlih derjenigen Minderjährigen und Pflegebefohlenen, 
die Vermögen befigen, bezüglich welcher daher eine Amtshandlung nad 
$. 217 Berl. Pat. vorzunehmen ift. 


13. ein Vormerk über die gemäß 88. 203 und 204 des 
faiferlichen PBatentes vom 9. Auguft 1854, R. ©. B. Nr. 208, 
von Bormündern und Quratoren zu erftattenden periodifchen 
Rechnungen und über die Friften für Zahlung oder Fälligkeit 
von Binfen, Erftattung nicht periodiſcher Verwendungsausweiſe 
über Mündelgelder und Revifionen des Stammvermögens; 


Berorbnung des Auftizminifteriumd vom 28. Juni 
1898, J. M. V. B. Nr. 20, betreffend einige Evidenzbehelfe 
in Pflegihaftsjadhen. An alle Gerichte. 

Aus den —— Berichten entnimmt das Juſtizminiſterium, 
daſs bei manchen Gerichten Zweifel darüber beſtehen, wie der in 8. 406, 
Z. 13, der Geſchäftsordnung vorgeſchriebene Vormerk über die Erſtattung 
von Rechnungen und über die Einzahlung von Binfen zu führen iſt, 
in welcher Weiſe Borgegangen werden joll, um die Gicerftellung des 
Pflegichaftspermögens, die Realifirung der fälligen Eoupons und ber 
verlosten Wertpapiere und die Verficherung der mit Bflegfchaftscapitalien 
belafteten Liegenjchaften gegen — r zu überwachen (Viſitations⸗ 
ſchema Geſchäftsordnungs⸗Formular Nr. 106, VIL, lit. c, e, f und |), 
und was im Sinne der unter VIL, lit. k, im Zifitationsichema g 
Frage (periodifche Zufchreibung der Binfen zu den Sparcaffeeinlagen 
behuf3 Hintanhaltung der Folgen des 8. 1335 a. b. G. B.) vor- 
zufehren märe. 

Um den Gerichten in diefer Hinfiht an die Hand zu gehen, wird 
ihnen Folgendes eröffnet: 

1. Für die Führung des im 8. 406, 3.13, der Geſchäftsordnung 
vorgefchriebenen Vormerkes über die periodifch zu erftattenden Rech⸗ 
nungen oder die periodifch vorzulegenden Berichte über die Erhaltung 
des Stammpermögens kann das Formular Nr. 1 verwendet werden, 


mäßigerer Vormerk in Verwendung fteht. Der Vormerk fann nad 
Bulänglichleit ded Raumes auch für eine größere Zahl von Jahren an- 
gelegt werden. Die Eintragungen im Bormerfe find auf Grund einer 
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Reviſion des Waifenbuches nicht alphabetiſch, ſondern nach der Reihen- 
folge der Waijenbudeintragungen vorzunehmen und jeweils durch Bei- 
fügung der neu zumwachjenden Fälle u ergänzen. Die Erftattung nicht 
periodijcher Berwendungsausmweije ik durch den Geichäftäfalender zu 
überwachen. 

2. Für den Vormerk über die Bezahlung der Zinſen von 
den Capitalien, die für Pflegebefohlene aushaften, wird dag Formular 
Nr. 2 zur Verfügung geftellt. Falls bei einem Gerichte eine andere Ein- 
rihtung zur Ueberwachung der Einzahlung der Zinjen beiteht, die ihren 
Zwede ebenjogut oder noch beiler entipricht, al3 dieſer Bormert, ſoll die 
vorhandene Einrichtung beibehalten werden. 

Bei Führung des Vormerkes find die Forderungen, von welchen 
die Zinſen zu ee find, in der dritten Rubrik durch Angabe der 
Daten des Schuldicheined nur dann zu bezeichnen, wenn für denjelben 
Bflegebefohlenen mehrere Forderungen audhaften. 

—88 Vormerk dient gleichzeitig zur Ueberwachung der 
Verſicherung der Gebäude gegen Brandſchaden. Es iſt nämlich 
von den Hypothekarſchuldnern gelegentlich der Zahlung der Zinſen auch 
der Nachweis über die Fortdauer der Verſicherung zu fordern. Hievon 
kann aber abgeſehen werden, wenn nach dem Grundbuche auf der Liegen⸗ 
ſchaft Forderungen von Creditinſtituten (Sparcaſſen) haften, weil dieſe 
den Fortbeſtand der Verſicherung regelmäßig überwachen und nöthigen- 
fall3 ſelbſt die Berficherungsprämte bezahlen. Der Vormerk kann zur 
Ueberwachung der Verfiherung auch dann benüßt werden, wenn dem 
— 7— (z. B. der Mutter oder dem Vater) der rechnungs⸗ 
reie Bezug der Zinſen, z. B. bis zum 14. Lebensjahre des Pflege⸗ 
befohlenen, o. ä. belaſſen wird. 

In dieſem Falle ſowie dann, wenn bloß die Verſicherung einer 
im Eigenthum des P — befindlichen Liegenſchaft überwacht 
werden ſoll, iſt hierauf in der Spalte für Bemerkungen kurz hinzuweiſen. 

Die Führung eines Vormerkes über die Einzahlung von Zinſen 
und über die Feuerverjidherung entfällt, wenn die Bezahlung der Zinſen 
jowie die Verficherung gelegentlich der periodifchen Rechnungslegung 
oder binfichtlich jener Tzälle, in denen der Vormund oder Curator von 
der Rechnungslegung befreit tjt, gelegentlich des jährlichen Nachweifes 
über die Bezahlung der Steuern, der Aſſecuranzprämien, der Paſſiv⸗ 
ztnfen von den auf dem Vermögen des Pflegebefohlenen laſtenden 
Schulden u. bergl. überwadt wird. (Siehe den folgenden J. M. €. v. 
17. $uli 1900, 3. 8305.) 


3. Ein Vormerk behuf3 Ueberwahung der Sicherftellun 
Des Vermögens der Pflegebefohlenen nad dem Formular Nr. 3 dar 
nur bei Gerichten mit jehr ſtarker Gefchäftsbewegung in Pilegichaftsiachen 
geführt werden. Sonſt find die Sicheritellun afälle durch den Geſchäfts⸗ 
kalender oder durch einen in auffallender Weiſe angebrachten Vormerk 
im Regiſter A (Spalte für Bemerkungen) in Evidenz zu halten. 

4. Um Harzuftellen, inwieweit den Gerichten obliegt, die Meali- 
firung der verlosten Effecten zu überwachen, wird ihnen Folgendes in 
Erinnerung gebradjt: 


— 
2. 


gem: 
Nr. 3. 
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a) Der Beitand einer ſolchen Xerpflichtuug de Ueberwachung ber 
Berlojungen wurde rüdjichtlich der im Beſitze der cummulativen 
Batfencaffen befindlichen verlosbaren Wertpapiere mit der J. M. 8. 
v. 10. Sult 1888, 3. M. 8. 9. Nr. 31, anerfannt und dei 
halb den Pflegichaftsgerichten aufgetragen, eine befondere Ueber⸗ 
jiht über alle in ihren cumulativen Waiſencaſſen ſchon dermalen 
erliegenden und für dieſelben in Hinkunft etwa angelauften ver- 
losbaren Wertpapiere einzuführen. 


— Dieſe Verordnung ſteht gemäß 8.406, 3.9, G. O., in unberührter 
eltung. 

b) Hinſichtlich der in abgeſonderter gerichtlicher Verwahrung er⸗ 
liegenden verlosbaren Effecten wurde bisher den Gerichten im 
allgemeinen die Pflicht zur Ueberwachung der Verloſung nicht 
——— Hinſichtlich der Fideicommiſscapitalien kann bie —* 

nehmung der bezüglichen Intereſſen des Fideicommiſſes füglich der 

Wachſamkeit des Sideicommiöbefigers und feines Rechtöbelftiandes 

und der Umficht des Yideicommifsceurators überlafien werben. 

Ebenjo fann in Betreff der Papiere, die in Pupillar⸗ oder Euratels- 

maffen erliegen, von einer bejonderen Vorkehrung dur Ueber- 

wadhung der Berlojung abgefehen werden, wenn über dieſe Maſſen 
periodifch Rechnung gelegt wird und nach den Berfiherungen des 

Nechnungslegers oder des Rechuungsrevidenten die Wertpapiere 

in Bezug auf ihre Berlofung durchgejehen worden find. 

e) AR ra, der in Pflegichaftsmafjen erliegenden Wertpapiere, be- 
züglich welcher die unter lit. b bezeichneten —— en nicht 
zutreffen, iſt zwar grundſätzlich daran feſtzuhalten, daſs die Ueber⸗ 
wachung der Verloſung na Sade der gefehlichen Vertreter 
der Pflegebefohlenen tft, nichtSdeftoweniger werden aber die &e- 
richte in jenen Fällen fupplicend eingreifen müflen, wo nad ben 
bejonderen Berhältniffen der geſetzlichen Vertreter der Pflege- 
befohlenen füglic nicht erwartet werden Tann, dafs fie die Ver⸗ 
lofung der in der Pflegichaftsmafle erliegenden Effecten thatfächlich 
wahrnehmen. In ſolchen Fällen follen die verlosbaren Effecten 
in einem Verzeichniſſe, und zwar geordnet nad) Gattungen der 
Effecten unter Angabe der PBupillarmafle v net und biefe 
Verzeichniffe von Beit zu Zeit allenfall3 im Wege eines Civil⸗ 
gerichtödepofitenamtes durch ein verläfsliches Bankhaus revidirt 
werben. Die Führung diefer Verzeichniſſe entfällt, wenn das 
Steuer⸗ oder Depofitenamt ein Verzeichnis der verlosbaren 
Effecten führt, und wenn dieſes Verzeichnis auch für die Zwecke 
der gerichtlichen Ueberwachung benübt werden Tann. 

5. Hinfihtlih der Realifirung der fälligen Coupons von 
Werteffecten der Pflegebefohlenen ift ein bejonderer Vormerk entbehrlich. 
Wenn der Vormund oder Eurator zum Bezug der Coupons ermächtigt 
wurde, bietet die Rechnungslegung die Gelegenheit, die Einftellung des 
Couponerlöjes in Die Empfänge zu überwaden; wenn Dagegen dem 
Bormund ober Curator der rechnungsfreie Couponbezug ftanden 
wurde, entfällt überhaupt eine Controle über die Behebung ber ns. 
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Falls endlich nicht von vornherein der Bezug der Coupons bewilligt 
worden ijt, fol dem Depofiten- (Steuer-) amt ein für allemal der Auf- 
trag ertheilt werden, von den in ber betreffenden Mafia erliegenden 
Werteffecten bie fälligen Coupons abzutrennen, allenfall3 unter In⸗ 
up: des Clvilgerichtsdepoſitenamtes zu realifiren und über 
ie Empfangnahme des Erlöjes dem Gerichte zur weiteren Verfügun 

= berichten. (Siehe aber die folgende Mitth. Ne V. B. S ‚240/19003 
Bei Heinen Gerichten genügt ed, wenn ber Gerich ar gelegent⸗ 
lich einer Scontrirung des Depofitenamtes fih die ſaͤmmtlichen für 
Pflegebefohlene erliegenden Wertpapiere vorlegen läſst und fich über- 
zeugt, ob noch nicht abgetrennte fällige Coupons vorhanden find. 

6. Ein Vormerk über die periodifhe Zuſchreibung der 
Binfen zu den Sparcaffeeinlagen ift nicht zu führen. Es genügt, wenn 
bei der von Zeit zu Zeit unerläſslichen Reviſion des Waiſenbuches auch) 
darauf gejehen wird, ob in einzelnen Pflegſchaftsmaſſen Sparcafjebücher 
erliegen, bezüglich Deren nahezu durch 20 Jahre die Zinjen nicht be- 
hoben worden find.*) 

Wird von einer Sparca le nebft dem Binculirungövormerle noch der — 
— — — —— F die —— g des 8.1385 a. b. G. 8. w 
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befohlenen nad) dem 
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3 M. E. v. 17. Juli 1900, 8. 8305: „Anläſslich der Vorlage 
eines Bifitationsprotofolles kam dem Zuftizminifterium zur Kenntnis, 
daſs ein Berfiherungsverein die Verpflihtung übernommen babe, jede 
Berjicherung von Gebäuden Minderjähriger, und von Gebäuden, auf 
denen Forderungen DMinderjähriger haften, in der Weije zu vincu- 
liren, daſs der Entihädigungsbetrag im eventuellen Schadenzfalle nur 
im Einverftändnifje mit dem Vormundſchaftsgerichte an den Verjicherten 
ausgefolgt, fowie dafs jede Unterbrechung in der Verſicherung oder 
Prämienzahlung dem betreffenden Vormundſchaftsgerichte ſogleich befannt 
gegeben wird. Aus einer YZufchrift bes Miniſteriums des Innern bat 
das Sujtizminifterium weiter entnommen, daſs ein gleicher oder ähn⸗ 
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licher Borgang auch ſeitens anderer in Defterreich thätigen Verſicherungs⸗ 
anftalten theils ohne weiteres, theils zufolge beſonderer Vereinbarung 
oder über befonderen Wunſch beobachtet wird. Da gemäß Berorbnung 
des Zuftizminifteriums v. 28. Juni 1898, J. M. V. B. Nr.20, Punkt 2, 
Abſ. 5, die Ueberwachung der fFeuerverjicherung von Liegenichaften, welche 
Pflegebefohlenen gehören, oder auf denen Gapitalten Pflegebefohlener 
haften, aud) in anderer Weife, ald durch Führung des daſelbſt bezeich- 
neten Vormerkes für zuläffig erklärt ift, jo unterliegt es feinem Ans 
ftande, die Führung jenes Vormerkes Hinfichtlich der Yeuerverficherung 
in dem Falle zu unterlafien, wenn (ſei es aus der Polizze, ſei es aus 
einer Zufchrift der betreffenden Verficherungsanftalt) in unzweifelhafter 
Weile die Verpflichtung der Verfiherungsanftalt fich ergibt, daſs der 
Entichädigungsbetrag im Schadensfalle nur im Einverftändniffe mit dem 
Bormundihaftägerichte an den Verficherten ausgefolgt und jede Unter- 
bredung in ber Verſicherung oder Prämienzahlung dem Bflegichaftö- 
gerichte unverzüglich belannt gegeben werde.” 

Vorgang bei Realitirung fälliger Coupons von ge- 
richtlich deponirten Werteffecten, dann bei Unlegung von 
Bardepoftten in der Sparcafjfa. Mit Erlafd vom 14. September 
1900, 8. 45453, hat das Ytnanzminifterium den Yinanzlandesbehörden 
nah gepflogenem Einvernehmen mit dem leer terium Folgendes 
eröffnet: In jenen Fällen, in denen eine infolge gerichtlichen Auftrages 
vom Steueramte vorzunehmende ee fälliger Coupons von Staats⸗ 
erediteffecten und depofitenämtlihe Berwahrung des Coupon— 
er!dfes im Sinne der F. M. 3. v. 24. November 1899, F. M. V. B. 
Nr. 236 (%. M. 3. v. 15. December 1899, 3. M. 8. B. Nr. 53), 
ftattfinden joll, hat ein Pare des Einlöfungsbefcheides für die Ausgabs⸗ 
bot im Depojitenjonrnal als Beleg zu dienen. Da bei Abgang eines 

ezugsberedhtigten die Beibringung einer Quittung über die zur Aus⸗ 
gabe gelangten Coupons, bezw. des Eouponerlöjes ausgeſchloſſen ift, jo 
erfcheint die Ausfertigung eines Einlöfungsbeicheides in jedem einzelnen 
Falle unentbehrlih, weil fonft die durch die Vorſchriften der citirten 
Verordnung bezwedte Ermöglihung einer Controle über die Eoupons- 
gebarung des Steueramtes nicht erreicht werden Könnte. Es ijt daher 
die Erlaffung von Aufträgen zur periodiihen Vornahme dieſer 
Sonponseinlöfungen unthunlich. 

Dann allerding®, wenn es fih um die Einlöfung von Binfen- 
coupons im Sinne des $. 1 der M. 8. v. 13. Zänner 1900, F. M. 
8. B. Nr. 16, R. G. B. Nr. 6, bezw. um die biemit verbundene Aus⸗ 
folgung de3 Eouponerlöjes an Parteien handelt, ift mit Nüd- 
ficht auf die Beſtimmungen des 8. 12, Ubf. 2 und 3, diefer Verordnung 
gegen Aufträge zu deren periodiicher Bornahme nichts einzuwenden. 

Weiterd wirb bemerkt, daſs Hinfichtli der Anlegung von Bar- 
beträgen in der Sparcafja ein befonderer Auftrag des Gerichtes an das 
Steueramt als gerichtliche Depofitenamt zur Empfangnahme ded Spar- 
en gemäß $. 12, Ab. 2, der letzterwähnten Verordnung dann 
nicht erforderlich ift, wenn bereit in dem die Erfolglaflung der Bar- 
Ichaft anordnenden Beicheide der Auftrag zur Empfangnahme des Spar- 
cafjabuches nach erfolgter Unlegung des Barbetrages deutlid) zum Aus⸗ 
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drude gebracht wurde (Mitth. I. M. 8. B. ©. 0/1900). — In Be 
treff der periodiſchen Erhebung von Zinſen und Dividendencoupons 
aus gerichtlichen Depofitenmaffen fiehe die M. 3. vom 12. November 
100, R. &. B. Nr. 194, und die Mitth. J. M. 3. 3. ©. 279/1900. 
Unter den in der Verordnung enthaltenen Borausfegungen fann das 
Gericht den Legitimationgbeicheid dahin erlafien, daß alljährlich ſowohl 
die bereits fälligen, als auch die im Laufe des Jahres erit fällig wer- 
denden Coupons gleichzeitig ausgefolgt werden; unter Umftänden fann eine 
derartige Eumulirung auch nur für den Zeitraum je eines halben Jahres 
bewilligt werden. 

14. ein Beeidigungsbud, in das die Eidesformeln für 
jede Kategorie der beim Gerichte beftellten Beanıten und Diener 
vorgedrudt oder vorgeichrieben find; nad) jeder einzelnen Eides- 
formel find einige Blätter für die Unterfchriften freizulaflen; 
nah Vornahme einer Beeidigung ift die Eidesformel von dem 
beeideten Beamten oder Diener in dem Buche zu unterjchreiben 
und die erfolgte Eidesabnahme von dem Gerichtsporjteher mittels 
der Clauſel zu beftätigen: „Der Eid wurde von dem neu- 
ernannten... .2e 2000. Den 2a AM 
vor mir abgelegt“; ein abgejondertes Beeidigungsprotofoll darf 
nicht aufgenommen werden; 

15. der Diftanzausmweis nach $. 31 der Verordnung vom 
3. Juli 1854, R. ©. B. Nr. 169;'%) 

18) Siehe die Vorjchrift bet 8. 369. 

Nr. 100. 16. ein Reifetagebuh nah Formular Nr. 100, in das 
alle commifjionellen Anıtshandlungen der gerichtlichen Beamten 
und der Gerichtädiener, mit Ausnahme der Buftellungen, der 
Beitfolge nach zu verzeichnen find; das Reiſetagebuch ift dem 
Oberlandesgerichtspräfidenten in den von Diefem angeordneten 
Beiträumen vorzulegen; 

Im Hinblid auf diesfällige Anfragen wird beftimmt, dafs Reiſe⸗ 
rehnungen zu den Präfidialacten und nicht zu den Ucten der einzelnen 
Rechtsſachen zu nehmen find und dafs in das Reifetagebud Form. 
Nr. 100 nicht bloß die Summe der eingehobenen Commiffiondgebüren, 
jondern deren einzelnen Beftandtheile, allo Taggeld oder Diät, Boftritt- 
geld, Maut u. dergl. einzuftellen find. Dagegen find bei Borlage des 
Neifetagebuches die Reiſerechnungen nicht mit vorzulegen (J. M. €. v. 
24. Mai 1898, 8. 12121, P. 9. Diefer Erlaſs bezieht fich aber nur 
auf jene Fälle, in melden, wie 3. ®. bei Commiſſionen in Straflachen 
oder bei Commiſſionen in Giviifachen, hinfichtlic welcher die Yinanz- 
procuratur zahlungspflichtig ift, die Adjuftirung der Reiſerechnung durch 
dad oberlandesgerihtlide Rehnungsdepartement a 
werben muſs. Es Bat daher diefer Erlaſs an den beftehenden Borfchriften 
nichts geändert. — Die von Gerichtsdienern in bürgerlichen Rechts⸗ 


Weitere Verzeichniſſe und Vormerke. 875 


ſachen im Amtsorte jelbft oder innerhalb einer Entfernung unter 3°8 Kilo- 
meter, doch außer des Gerichtägebäudes vorgenommenen Amtshand- 
lungen find nur n ins Neifetagebuch einzutragen, wenn neben der 
feften Gebür bei ſolchen Amtshandlungen im einzelnen Falle noch eine 
beiondere Uebernachtungs⸗ oder Sanggebür zu entrichten war (Mitth. 
J. M. B. B. S. 317/1899). 

Es empfiehlt ſich, das Reiſetagebuch in Heften zu führen, deren 
Umfang ſich nad den Terminen beſtimmt, Die vom Oberlandesgerichts- 
präjidium für die Vorlage des Reifetagebuches feftnejeßt wurden. Die 
Boftnummern diefer Hefte jind jedoch das ganze Jahr hindurch fort- 
laufend zu führen. Die Eintragung hat ohne Aufihub zu geichehen 
und ift gem. 8. 93 G. D. auf der Reiſerechnung vorzumerlen. 

17. das Verzeichnis der vorgemerkten Militärbewerber 
($. 11 des Geſetzes vom 19. April 1872, R. G. B. Nr. 60);'?) 

18) 8, 11 de3 v. 19. April 1872, R. ©. 8. Nr. 60: Die 
Behörden, Aemter, Unftalten und Unternehmungen, denen das Recht 
der Verleihung vorbehaltener Dienftpoften oder folder Beamten- bezw. 
Wahmannsftellen, rüdfichtlih weldyer den anſpruchsberechtigten Unter- 
officieren der Vorzug eingeräumt ift, zufteht, find verpflichtet, Vor⸗ 
mertungen über die bei Dun eingelangten Bewerbungen um folche 
künftig erſt frei werdende Dienftftellen zu führen und jedem Bewerber 
eine VBeftätigung über die eingebrachte Bewerbung, welche die Zahl der für 
biejelbe Stelle früher vorgemerkten Bewerber enthalten muſs, außzufertigen. 

18. das Amtsinventar; 

19. die Amtspaufchalrechnung; 

20. ein Verzeichnis der periodiſch zu erftattenden Aus: 
weife und Berichte (Ausweiskalender); 

Einige Oberlandesgerihtöpräfidien wie 3.8. Wien, haben den Aus- 
weisfalender in Drud gelegt und ihren Gerichten zur Verfügung geftellt. 

B. bei den Gerichtshöfen erfter Inſtanz: 

21. ein Berzeichnis der fachmänniſchen Laienrichter für 
handels⸗ und bergrechtliche Senate mit Angabe des Endtermines 
ihrer Yunctionsdauer;!t) 

14) M. 8. v. 1. Zunt 1897, R. G. B. Nr. 128, 129. J. M. 8. 
v.15. Juni 1897, 3.9615, UM. 8.3. Nr. 22 (fiehe bei 8. 21 G. O. G.). 

22. das Fideicommijshauptbuh (8. 255 des kaiſerlichen 
Batentes vom 9. Auguft 1854, R. ©. 8. Nr. 208).°) 

25) 8.255 k. Bat.v.9. Yuguft 1854, R. G. B. Nr. 208. Leber jedes 
Fideicommiſs ift von dem Neferenten ein eigenes Protokoll zu führen. In 
demjelben find die Anordnungen des Stifters über die Erbfolge in den 
Fideicommiffe, die nriprünglichen Beftandtheile desjelben und die damit 
vorgefallenen Veränderungen, die Namen der Fideicommijsbefiger, der Cu⸗ 
ratoren und der nächſten Anwärter, die Fideicommiſsſchulden, die zur 
rung derjelben feftgejegten riften, die wirklich geleifteten Zahlungen 
und Verfügungen des Gerichtes über das Fideicommifs anzumerlen. 

Ueberdies joll bei dem Gerichte ein diefem PBrotofolle gleichlautendes 
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Hauptbuch über alle Fideicommiffe geführt werden. Jeder Neferent hat 
über die genaue Eintragung ber ihm zugetheilten Fideicommiſsgeſchafte 
in das Hauptbuch zu wachen. — 

An weiteren ———— — eingeführt: a) mit J. M. V. 

9. Mai 1898, J. V. B. Nr. der beim O. L. G. Präſ. 
fü tende Vormert aber die gegen Iren reine Beamte und Diener 
zur Betreibung = ——— eines Amtsgeſchäftes verhängten Geld⸗ 
ſtrafen (bei 8.63 G. ©. G.); 

b) das mit J , M. 8. dv. 24. October 1899, JZ.M.B.B. Nr. 40, 
eingeführte Berze ale über die an die Gemeinden abgeführten Geld- 
Nun se =, 109 und vergl. J. M. 8. v. 24. Februar 1898, 
J. M 4, bei 8. 378 — „Bortopflicht“). 

* —* In Straffachen find außer den in der gegen: 
wärtigen Gejchäftsordnung angegebenen Regiftern, Büchern, Bor- 
merfen und Verzeichniffen von den Gerichten zu führen: 

A. bei allen Gerichten, bei welchen Geſchäfte der betreffen- 
den Art vorlommen: 

1. der Vormerk über die in Collufionshaft befindlichen 
Perfonen & 26 der Vollzugsvorſchrift zur St. P. O.);) 

6 8. V.: Der Unterfuhungsrichter hat über die in Collu⸗ 
ſionshaft befindlichen Perjonen eine befondere Vormerkung zu führen und 
jeden Fall der Verhängung und Aufhebung einer jolden Haft dem Bor- 
iteher des Gerichte anzuzeigen. Der etc: bat mit Sorgfalt 
darüber zu wachen, daſs die im 8. 190 S a . befttimmte längite 
Dauer der Eollufionshaft nicht J— 

2. die Verzeichniſſe über Gegenſtände, welche von der ſtrafbaren 
Handlung herrühren, Merkmale von ihr an ſichtragen oder ſonſt 
bei der Unterſuchung unentbehrlich find (8. 111 der Inſtruction für 
die Strafgerichte vom 16. Juni 1854, R. ©. B. Nr. 165);”) 

2) 8.111 St. G. Inftr.: Der Kerlermeiſter hat die ihm in Ber- 
wahrung übergebenen anne in einem eigenen, trodenen und 
Iuftigen Orte und injoweit es deren Beichaffenheit erfordert, in ver- 
jötffenen Schränfen aufzubewahren. 

bat über diefelben ein nad) dem Formulare XI eingerichtetes 
a ana einem alphabetiſch geordneten Nachſchlageregiſter 
führen und die einzelnen Gegenſtände mit der Zahl, unter welter fe 
in dem Inventare vorlommen, dem Sahre der Uebernahme und dem 
Namen des Beichuldigten zu bezeichnen. Zu der nämlichen Unterfuchung 
BeuOnGe Gegenftände fönnen zufammengebunden werden. 

Bon Beit zu Zeit find die Sahrnite mit gehöriger Borficht gegen 
jede der Unterfuhung nadhtheilige Veränderung ihres Buftandes zu 
lüften oder zu reinigen. 

3. das Verzeichnis über ftrafgerichtliche Depofiten (8. 116 
der Inſtruction für die Strafgerihte vom 16. Juni 1854, 
R. G. 8. Nr. 165);?) 
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2) 8.116 St. &. Inſtr.: Ueber die ftrafgerichtlichen Depofiten ift 
ein eigened nad) dem Formulare XII eingerichtetes Protofoll zu führen, 
jedes Depojitum nach der Beitordnung in dasſelbe einzutragen und mit 
einer durch mehrere Jahre ununterbrochen fortlaufenden Depofiten- 
nummer zu bezeichnen, hiebei jedoch zu beobachten, daſs zu berjelben 
nn ge Saden zujammen nur eine Nummer erhalten. 
Nach jeder Empfangspoft ift daher ein angemefjener Raum Ieer zu 
laſſen, um fpätere Erläge, die zu derfelben Unterſuchung gehören, unter 
der erſten Poſt eintragen zu können. 

Sollte der Raum dazu nicht hinreichen, fo iſt das neue Depoſitum 
auf ein anderes Blatt des Protofolled zu jegen, jedoch mit der Nummer 
der erften Poft zur bezeichnen, und bei diefer auf die Seite des Proto- 
tolles, auf welcher das neue Depofitum vorkommt, zu verweijen. 

"Die Depofiten find genau zu beichreiben, und bei der Barjchaft 

auch die Geldforten anzugeben. Ueber da3 Depojitenprotofoll ift ein 
alphabetifches Negilter nad) dem Namen des Beichuldigten oder der 
PBerfon, für welche die Sachen erlegt worden find, zu führen. 

4. das Berzeihnis über Strafprocei3- und Vollzugstoften 
ſowie alle fonjtigen Nebenverzeichniffe der Strafkoſtenrechnung 
(HM. V. vom 16. December 1895, J. M. V. B. Nr. 25);*) 

4) Diefe Vorſchrift wurde ihres großen Umfanges wegen nicht 
abgedrudt. 

5. die Rechnung über die nah $. 7 der Strafprocels- 
“ ordnung verhängten und eingehobenen Geldftrafen (8. 51 der 
Vollzugsvorſchrift zur St. P. O.);*) 

5) 8. 61 V. V.: Geldſtrafen, welche on un in erfter 
oder höherer Anftanz auf Grund des 8. 7 Gt. P. O. ausgeiprocden 
und von Bezirkögerichten eingehoben werben, find von Fall zu Fall an 
den Gerichtshof I. Inftanz gegen Empfangsbeicheinigung abzuführen. 

Die jährlihe Vorlage der Rechnung über die Verwendung diefer 
@eldftrafen (8. 52 V. V.) hat in Hinkunft zu entfallen, 8.401, letzter Abſatz. 

6. ein Ürreftvifitationsbuch, in welches das Ergebnis der 
borgefchriebenen wöchentlichen Unterfuchung der Gefängniffe durch 
den Gerichtövorfteher einzutragen ift (8. 189 St. P. D.); 

B. bei den Bezirkögerichten: 

7. das Arreftprotofol nah Formular Nr. 101 ſammt Re. ot, 
alphabetifchem Namensverzeichniffe (Formular Nr. 102); die 
gerichtlichen Unterfuchungshäftlinge, die gerichtlichen Sträflinge, 
die politiichen Häftlinge, die Gefällgübertreter und die Schüb: 
finge®) find im Arreftprotofolle unter befonderen Abtheilungen 
oder in bejonderen Heften des Protofolles einzutragen; 

®) Siehe biesfall3 die J. M. V. v. 16. Februar 1890, J. M. V. B. 
Rr.12, betr. die Anhaltung von Schüblingen in den gerichtlichen Arreften. 

C. bei den Gerichtshöfen erfter Inſtanz: 





| 


Rr. 103, 


Nr. 104. 


Nr. 105, 
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8. das Häftlingsprotofol nah Formular Nr. 103 ſammt 
alphabetiihdem Namensverzeichnifie nah Yormular Nr. 102; 

9. das Sträflingsprotofol nah Formular Nr. 104 fammt 
alphabetiichem Namensverzeichnifje nah Formular Rr. 102; 

10. das Belagsprotofol der einzelnen Gefängnisräume 
nach Formular Nr. 105.°) 

Außerdem haben die Gerichte Straflarden zur Evidenthaltun 
der Sraffänigen = verfafien — die Feat re einzu Eben: 
Siehe darüber 3. M. 3. v. 8. December 1897, %. M. 8. — . 47, 
Kundmahung v. 4. Mär, 1898, 83. 5113, 3. M.B.B6 . 47/1898, 
Mitth. J. M. V. B. ©. 63/1898, EM.®.v.29. März 1900, EM.B®B, 
Nr. 19, betreffend die Abfaffung der Zähl- und Straflarten, $. M. 8 
v. 23. April 1900, 3. M. 8. 3. Nr. 20, betreffend — * 
militär- und Tanbweizgeriätliche Berurtheilungen. Ferner J. M. V. v. 
21. November 1900, J. M. V. B. Nr. 42, betr. die Behandlun der vom 
Auslande eintreffenben @traftobetien und v. 5. December 1900, . B. B. 
Nr. 44, betr. die Strafkarten über die im Inlande verurteilten Ausländer. 

$. 408, Weitere periodifche Ausweiſe, Verzeichniffe oder 
VBormerfe dürfen nur geführt werden, wenn dies durch Die 
Geſchäfts- und Perfonalverhältnifie einzelner &erichte zur Ueber: 
wahung des Geichäftsganges oder der Gejchäftsthätigfeit be- 
jtimmter gerichtlider Organe unbedingt geboten erſcheint. Darauf, 
gerichtete Verfügungen, die nicht vorübergehender Ratur find, 
müſſen ohne Aufſchub dem PBräfidenten des DOberlandesgerichtes 
und von dieſem, falls er die Verfügung nicht ſogleich aufhebt, 
zum Bivede der Erwirfung der Zuftimmung des Auftizminifters 
(8. 80 6. O. ©.) dem Zuftizminifterium angezeigt werben. 

Ueber folche bei einzelnen Gerichten geführte befondere Auf- 
ihreibungen ift beim Präfibium des Oberlandesgerichtes ein 
Verzeichnis zu führen. 

Anordnungen, wodurch periodiſche Ausweiſe, Berzeichnifie 
oder Vormerke für alle Gerichte eines Oberlandesgerichtsſprengels 
oder eines Gerichtshofſprengels eingeführt werden, dürfen erſt nach 
Erlangung der Zuſtimmung des Juſtizminiſters erlaſſen werden. 


Bweiter Abſchnitt. 
Aufficht der übergeordneten Behörden. 
Ausübung der unmittelbaren Dienftaufficht. 


$. 409. Die unmittelbare Dienftaufficht, die den Gerichts- 
höfen erfter und zweiter Inſtanz und deren Präfibenten nad) 
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8. 74 des Gerichtsorganiſationsgeſetzes zufteht, wird aus» 
geübt: 

1. durch Ertheilung der erforderlichen Weifungen und 
Belehrungen, wenn aus der Einficht in die dem Oberbehörden 
aus was immer für einem Anlaſſe vorgelegten Acten?) fih Ord- 
nungsiidrigfeiten, Verzögerungen und Unrichtigleiten in der 
Geihäftsführung ergeben; von Zeit zu Zeit hat fih die Auf: 
ſichtsbehörde von den einzelnen ihrer Dienftaufficht unterſtehenden 
Gerichten eine größere Anzahl von Acten eines bejtimmten Ge: 
ſchäftszweiges vorlegen zu laſſen, um den Gefchäftdgang zu 
prüfen; von allen allgemeinen Weifungen, die das Oberlandes- 
gericht oder deſſen Präfident zu erlaffen ſich beſtimmt findet, 
iſt jeweild ohne Aufſchub eine Abfchrift dem Yuftizminiftertum °) 
vorzulegen; 

2. durch Unterfuhung der Gerichte nah Maßgabe des 
8. 75 des Gerichtsorganifationsgefehes. 

Die Vorſchriften der Auftizminifterialverordnung vom 
9. December 1895, 3. M. V. B. Nr. 24, über die Vorlage 
der Negifter in Uebertretungsfachen?) bleiben unberührt. 

1) Insbeſondere anläfslich der Vorlage von Acten über eingelegte 
Rechtsmittel, 8. 277. 

2) Bufolge des J. M. €. v. 18. April 1899, 8.8556, find allge- 
meine Weilungen vor ihrer Berlautbarung an die unterftehenden Ge⸗ 
richte dem 3. M. zur Genehmigung vorzulegen. 

3) J. M. V. v. 9. December 1895, 3. 24265, J. M. V. B. Nr. 24, 
betreffend die Prüfung der Hauptregiiter der Bezirtögerichte 
über Uebertretungsfälle durch die Bräfidenten der Gerichts— 
höfe J. Inſtanz. 

Um die Aufſicht über die den in Webertretungsfällen 
wirkſam zu geitalten, werden die Präfidien der Landes- und Kreisgerichte 
angewiefen, die Hauptregifter der in ihrem Sprengel gelegenen Be- 
zirtögerihte über Webertretungsfälle für das zuletzt abgelaufene 
Kalenderjahr in einem Zeitpunkte, in welchem dieſe Regiſter bei den 
Bezirksgerichten vorausfichtlih nicht mehr zu häufig wiederfehrendem 
Gebrauche benöthigt werden, ſich vorlegen zu lajjen und einer ein- 
mehenden Prüfung zu unterziehen. Dabei wird hauptſächlich auf den 
Bollzug der verhängten Strafen, auf die Dauer der Anhängigfeit der 
einzelnen Fälle und auf die Dauer der Bräventivhaft Bedacht zu nehmen 
fein. Um die Regifter den Bezirkögerichten nicht für eine längere Zeit, 
als zur Prüfung unbedingt erforderlich ijt, zu entziehen, ift Die Vorlage 
nicht allen Bezirkögerichten auf einmal, jondern Fncceifive aufzutragen. 
Inſoferne fi aus der vorgenommenen Prüfung die Nothiwendigleit er- 
nibt, die Acten über einzelne Uebertretungsfälle einzufehen, haben Die 
Präfidien ſich diejelben vorlegen zu laſſen. 
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$. 410, Die Unterfuhung der Gerichte bat durch den 
Präfidenten oder Bicepräfidenten der zur Dienftaufficht be- 
rufenen Gerichtshöfe zu gefhehen?); foferne diefe Perjonen durch 
ihre fonftigen Gejchäfte, durch Krankheit o. a. hievon abgehalten 
würden oder nicht jämmtliche ihnen obliegende Unterfuchungen 
rechtzeitig vorzunehmen vermögen, find dem Suftizminifterium 
wegen Uebertragung eines Theile der Amtsunterſuchungen an 
geeignete Vertreter Vorjchläge zu machen. Zur Unterjuchung 
eines Bezirkögerichtes jeine® Sprengeld kann der Oberlandes- 
gerichtöpräfident einen Rath des Uberlandesgerichtes abordnen. 

Bei der Unterſuchung iſt genau zu erforjchen, ob in allen 
Zweigen?) der Juſtizpflege den Gefegen gemäß vorgegangen wird, 
ob und inmwieferne dem Gerichte oder einzelnen Gerichtsperfonen 
Vernachläſſigung ihrer Amtspflichten zur Laft fällt und wie den 
etwa bejtehenden Mijsbräuchen zu begegnen iſt. Zugleich Hat 
jih, wer die Unterfuhung vornimmt, mit den Fähigkeiten und 
perjönliden Eigenjchaften der richterlichen Beamten nad) Mög- 
lichkeit befannt zu machen.?) 

1) an der erften 5 Jahre nad) Inkrafttreten der C. P. D. 
nn E. O. a Möglichkeit jährlich, ſpäter wenigjtens alle 2 Jahre, 
R 2 Bi = Bilitation von Gerichtshöfen iſt insbeſondere auch die 


Thätigkeit in Regiſterſachen (Handeld- und Genoſſenſchaftsregifter) einer 
er Beifung zu unterziehen. J. M. V. v. 17. Känner 1900, 


3) Die bezüglichen Gutachten find in einer a“ zum Berjonal: 
ftandesausweife erjichtlic) zu machen (form. 3), 8. 5 

6. 411. Um dieſe Zwede der Unterfuhung zu erreichen, 
hat der unterjuchende Beamte die gefammte Gejchäftsführung 
eingehend zu prüfen, die Richtigkeit der Regiſter, Bücher, Vor: 
merfe und Verzeichniſſe durch Vergleichung mit den Acten feft- 
zuftellen, an mündlichen Verhandlungen und anderen Tagſatzungen 
und an Sibungen theilzunehmen, durch Einjicht in die Regifter 
fowie durd Stichproben in erledigten oder in der Bearbei- 
tung befindlihen Acten auch die fachlihe Gefchäftsbehandlung 
zu begutachten und fi) von der Nichtigkeit der in den lebten 
Jahren vorgelegten Geſchäftsausweiſe durch Vergleichung einiger 
Ungaben mit den betreffenden Acten oder auf andere Weife fo 
viel als möglicd) zu Überzeugen, Mit Hilfe der Acten und 
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Actenüberfichten, der Regifter und der über einzelne Gattungen 
von Ungelegenbeiten geführten bejonderen Verzeichniffe ift zu 
unterfuchen, ob und in welchem Umfange das Gericht oder 
defien einzelne Abtheilungen mit der Erledigung der Geſchäfte 
fh im Nüdftande befinden. 

Durch mündlichen Verkehr mit den richterlichen Beamten 
ift in Erfahrung zu bringen, ob fie die für die richterliche 
Amtsthätigleit wichtigen neuen Gefebe und Verordnungen kennen; 
es find zweifelhafte Rechtsfragen mit ihnen zu erörtern und 
etwaige Borjchläge für adminiftrative Vorkehrungen entgegen- 
zunehmen. 

Der unterfuchende Beamte hat fich ferner über den Zuftand 
und die Beichaffenheit der Amtsräume, des Inventars, der 
Bibliothet!) fowie über die Geldgebarung und über die zweck⸗ 
mäßige und mwirtjchaftlihe Verwendung der Paufchalien zu 
unterrichten. Ueber wahrgenommene Gebrechen find der Gerichts: 
vorfteger und nad Umftänden auch andere gerichtliche Beamte 
zu vernehmen, im übrigen aber ift nach Thunlichkeit alles 
zu vermeiden, wodurch der Ehre und dem Anſehen des Gerichtes 
nahe getreten oder eine Stodung in der Geichäftsbehandlung 
verurjacht werden könnte. 

Der unterfuhhende Beamte bat die in feinem Wirkungs- 
Freife liegenden Anordnungen in der Regel fogleih mündlich 
zu treffen und ſich des fchriftlichen Wege! nur dann zu bedienen, 
wenn es ihm zur Sicherung der Befolgung oder aus anderen 
Gründen geboten fcheint. 

1) Verordnung des zminiſteriums v. 3. März 1808, J. M. B. B. 
Nr. 5, betreffend die Ergänzung der imtsbibliciheten der 
Geriäte erfter Inſtanz. Un alle a eriter Inſtanz. 

“sn findet mit Beziehung auf die Weifungen, 
see den Gerichten erfter Inftang durch die Oberlandesgerichtspräfidien 
re der Amtshibliothelen zulommen werden, zur Erhaltung 
Dieter Bibliothelen in einem geordneten Stande und zur fruchtbringen- 
den —— derſelben durch die Beamten nachſtehende Anordnungen 
u tr 
: Der Beitand der bezirkögerichtlichen Bibliothelen ift in 7 Abthei⸗ 
lungen zu jondern: 

1. Geſetzſammlungen, und zwar die politifche und bie Sußtggeieh- 
fanımlung, dann die Sammlung der en Teiche (infoferne er 
Sammlungen vorhanden find), das Reichsgeſetzblatt und Das Landes- 
geiegblait, das Berorduungdblatt des — (und ſoweit 
vorhanden, jene anderer Miniſterien). 


Schauer, Geſch. Ordg. 56 
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2. Sonderausgaben von Geſetzen, und zwar reine Textabdrücke 
(wie fie vielfah von älteren Geſetzen, zum Beipiel: bürgerliches Geſ 
buch, Strafgeſetzbuch, Zoll- und Staat3monopolordnung, vorhanden En 
Tertausgaben mit Erläuterungen durdy Anführung von Bezugftellen und 
ergänzenden Berordnungen, von Rechtsſätzen der Rudicatur oder von Ge 
Brei (Manz’iche, Geller'ſche, Kaſerer'ſche und ähnliche Ge⸗ 
etzesſammlungen, Riehl's Ausgaben ꝛc.). 

3. Werke über Juftizverwaltung und andere Verwaltungsangelegen⸗ 


en. 

4. Willenichaftliche Werke der Fachliteratur. 

5. Sammlungen von Entſcheidungen. * 

6. Zeitſchriften. 

7. Hilfsmittel ſprachlicher und topographiſcher Natur und Varia. 

Der Beſtand der Gerichtshofsbibliotheken iſt gleichfalls nach den oben 
bezeichneten Abtheilungen zu fondern; je nad dem Umfang der Biblio- 
thek ift jedoch eine weitere Sliederung einzelner Abtheilungen, namentlich 
der 3., 4. und 7. zu empfehlen. Außerdem ift noch eine Abtheilung 
für ausländifche Gejebgebung anzureihen. Wo jedoch bereit3 wohlge- 
ordnete umfangreiche Bibliothelen beftehen, ift nicht eine Neuaufftelung 
vorzunehmen; es genügt, wenn nad den hier vorgejchriebenen Abthei- 
Iungen gejonderte Bücherverzeichniffe mit Angabe des Aufftellungsortes 
verfajdt werben. 

Die Bibliothek ift in forgfältiger Ordnung zu halten, die Bücher 
find einzubinden, und das Verzeichnis derfelben ift — nach den fieben 
Abtheilungen nejondert — fortlaufend zu ergänzen. 

Die Aufficht über die Bibliothek ift, wenn fie nicht der Gerichts- 
porfteher jelbft führt, von u einem richterlihen Beamten zu über- 
tragen. Weber die entlehnten Werke und über das regelmäßige Einlaufen 
der periodifchen Werke find geeignete Vormerke zu führen, die Benügung 
der Bibliothel darf aber nicht durch übergroße Aengftlichleit und Pe— 
danterie erfchwert werden. Die Reichs⸗ und Landesgefegblätter und Ver⸗ 
ordnungsblätter und die Beitjchriften find den Beamten fofort nady dem 
jeweiligen Erjcheinen im Circulationdwege oder, wo die räumlichen Ber- 
hältniffe e3 geftatten, mittelft regelmäßigen Aufliegens auf Leſetiſchen 
zugänglich zu machen. 

Die Gerichtöporfteher haben nicht nur felbft davon fortlaufend 
Kenntnis zu nehmen, fondern dafür zu forgen, daſs auch die übrigen 
richterlihen Beamten und, ſoweit der Inhalt einer Publication für die 
Kanzleibeamten und Kanzleigehilfen von Belang ift, nuch diefe mit dem 
Inhalte fich vertraut machen. 


Da bei GerichtShöfen eine Circulation der periodifchen Erſcheinungen 
der Literatur wegen der größeren Zahl ber Beamten nicht leicht durch⸗ 
führbar fein wird, ift möglichſt auf die Aufftellung der Bibliothek in 
einem als Lefezimmer verwendbaren Raume zu nehmen, der, 
joweit e8 die Berhältnifje geftatten, den richterlichen Beamten auch außer⸗ 
halb der Geichäftdzeit, insbejondere an Sonntagen, su gängtic i 

Wo fich, wie bei vielen Gerichten, in den Amtsbibliotheien ganz 
wertloje Bücher finden, wie zum Beiſpiel Concretalftatus, Didceſen⸗ 


heit 
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fchematismen, vereinzelte Hof- und Staatshandbücher, Tertausgaben von 
nicht mehr in Kraft befindlichen Gejeßen, Handelsfammerberichte zc., find 
Dieje zur Vereinfachung der Katalogführung und zur Raumgewinnung 
auszufheiden und je nad Umftänden antiquariſch oder als Maculatur 
zu veräußern. 

6. 412. Die Ergebniffe der Unterfuhung find mittels 
Beantwortung des Fragebogens!) Nr. 106 darzuftellen. In dem fr. ıu.. 
Berichte, womit der beantwortete Fragebogen vorgelegt wird, 
find gegebenenfall3 die Verfügungen mitzutheilen, die zur Be— 
jeitigung wahrgenommener Gebrechen im eigenen Wirkung3freife 
getroffen wurden, und die Maßregeln zu beantragen, welche 
nach Lage der Sache erforderlich erfcheinen, aber außerhalb des 
Wirkungskreiſes des unterfuchenden Beamten liegen. 

Der Borlageberiht iſt mit Vermeidung aller Wieder: 
holungen möglichit kurz abzufafjen. 

1) J. M. B. v. 25. April 1900, J. M. V. B. Nr. 21, betreffend 
die Einführung eines neuen Formulars für die Viſitation 
der Gerichte. An alle Gerichte. 

Für den Fragebogen zur Darſtellung der Ergebuiſſe einer bei 
einem Bezirkögerichte vorgenommenen Ymtsunterfuhung (Form. 106 
zur G. O.) ift fünftig das in der Beilage abgedrudte Yormular zu ver: 
wenden. Ueber die Unterfuchung von Gerichtshöfen ift ohne Verwen⸗ 
dung eines Formulars ein der Syftematit des Fragebogens ſich an- 
ſchließender Bericht zu erftatten. Dem Berichte über die Unterfuchung 
eines Bezirksgerichtes ift nur ein Eremplar des ausgefüllten Fragebogens 
anzujchließen. | 

(Das Form. Nr. 106 ift im Sinne der Mitt. J. M. V. B. 
©. 30/1901 richtiggeftellt.) 

6. 413, Ueber das Ergebnid der Unterfuchungen, die der 
Oberlandesgerichtöpräfident nicht felbft vornimmt, ift ihm unter 
Borlage von zwei!) Eremplaren des beantwworteten Fragebogens 
Bericht zu eritatten. 

Der Oberlandesgericht3präfident hat auf Grund des vor- 
gelegten Berichtes die in feinem Wirkungskreife gelegenen Ber- 
fügungen zu treffen, wenn aber dag Oberlandesgericht hiezu be- 
rufen ift, ven Bericht diefem mitzutheilen; ſodann ift der Bericht 
unter Unfchlufs eines Eremplares des beantworteten Fragebogens 
und einer Abjchrift der vom Präfidenten ober vom Oberlandes- 
gerichte angeordneten Maßregeln mit den weiteren für nöthig 
eradhteten Unträgen dem Juftizminifterium vorzulegen. Das 
zweite Eremplar des Fragebogens bleibt beim Oberlandesgericht3- 
präfidenten zurüd. 
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Ueber die von ihm felbft vorgenommenen Unterfuchungen 
hat der Oberlandesgerichtöpräfident unter Vorlage des beant- 
worteten Fragebogens dem Suftizminifterium zu berichten. Vor 
der MUeberjendung ift der Bericht dem Lberlandeögerichte zur 
Beichlufsfafjung über die erforderlichen Vorkehrungen vorzu: 
legen, zu deren Anordnung es auftändig \ N 

1) Seht nur ein Eremplar. (Siehe J. M. 8. v. 25. April 1900, 


M. V. B. Nr. 21, bei 8. 412, und J. M, e v. 24, April 1900, 
3. 367) 


Befondere Bilitationen durch Beauftragte des 
Suftizminifters. 


$. 414. Die Aufgaben und Pflichten der Berfonen?), 
welche unmittelbar vom Suftizminifter zur Unterfuhung von 
Gerichten entjendet werden (8. 74 ©. O. ©.), beitimmen ſich 
nad Beranlafjung und Zweck der aufgetragenen Unterfuchung 
und nach der ertheilten befonderen Smftruction. 

Ueber den Erfolg einer ſolchen Unterfuchung tft mangels 
einer anderweitigen Anordnung lediglih dem Juſtizminiſter zu 
berichten. Für den Inhalt des Berichtes find nicht die Vor⸗ 
ſchriften des 8. 412, fondern die Weiſungen maßgebend, welche 
die mit der Unterfuchung betraute Perſon bei Ertheilung des 
Auftraged empfängt. 

1) Zu ſolchen Bilitationen werben die Gerichtsinjpectoren ab» 
geordnet. 





IX. Gerichtsinſtruction. 


Kaiſerliches Patent v. 3. Mai 1853, 
R. G. B. Nr. 81, 


womit ein neues Geſetz über die innere Einrichtung und die 
a a LE Sn 
wird. 


Wir Stanz Iofef der Erfle ıc. ır. 


haben, um bie innere Einrichtung und die Geichäftsorduung aller &e- 
richtöbehörden mit den in Unferem Patente vom 31. December 1851 
IeRgelebten Grundſätzen der Rechtspflege in Einklang zu bringen, nad) 

Vernehmung Unjerer Minifter und nad) Anhörung Unjeres Reichsrathes 
beichtoffen, wie folgt: 

I. In fänmtlihen Kronländern ... beginnt die Wirkſamkeit dieſes 
Geſetzes mit der Wirkſamkeit der dafelbft. neu zu organifirenden Bezirks⸗ 
ämter (Präturen) und der übrigen Gerichtöbehörden ... . 

Hiedurch werden alle über Die Gegenftände dieſes Geſetzes früher 
beitandenen Gefege, insbeſondere das für einige Kronländer am 28. Zuni 
1850, R. ©. B. Nr. 258, ergangene organifche Geſetz über die Gerichtä- 
ftellen duper Kraft aefeht . 

I. Da in einigen Kronländern die LZandtafel- und Grundbuchs⸗ 
* gar nicht beſteht, in anderen die Landtafel- und Grundbuchs⸗ 
angel enheiten gegenwärtig ausfchließend den Bezirkögerichten zugewieſen 
fin A, veriteht es ſich von ſelbſt, dafs die in diefem Gelege über die 
Behandlung folder Angelegenheiten enthaltenen Vorſchriften in den 
Kronländern der erften Art gar feine, in denjenigen der legten Urt aber 
nur - den Bezirkögerichten Anwendung finden. 

II. Auf die in der Gtrafrechtöpflege vorfommenden Geſchaͤfte 
ſind die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes inſoferne anzuwenden, 
als fie ſich ihrer Beſchaffenheit nach dazu eignen, und durch die Vor—⸗ 
ſchriften über das Strafverfahren keine beſonderen Anordnungen darüber 
getroffen werden. 

Dieſe beſonderen Anordnungen find die mit J. M. B. v. 16. Juni 1854, R. G. B. 
Nr. u exlaſſene Geſchaſtsorbnung für bie Straf —— die mit J. M. V. v. 3. Auguſt 
1854 — — 201, erfloſſene Inſtruction die Staatsanwaltſchaften, ir die 
mit sw 8. Rovdember 1878, R. &. B. Nr. 152, erlaflene Bolugäuncfdeift 
zur Str — * — Mai 1878, welche im V. Bande der Manz’ihen Samımlung 
abgebruft find. Die a 3: 64 unb 65 ber Bollzupsvorichrift iur — 
———— jedo — 18. M. 8. v. 5. Mai 1897, R. G. B ,‚ wos 


—— für die Gerichte erſter und zweiter a velafen 
wird, aufgehoben. 
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IV. Auch der Oberfte Gerichtshof hat fi in Anfehung der aus 
den verichledenen Kronländern an denjelben gelangenden Angelegenheiten 
nach den Vorſchriften diefes Gefeges zu benehmen. Doc wird hiedurch 
an dem für denfelben beftehenden Statut und den übrigen für denjelben 
erlaffenen befonderen Beſtimmungen nichts geändert. 

Siehe diefes Statut in feinen noch wirkfamen Anordnungen oben ©. 204. 


Geſetz 
über die innere Einrichtung und die Geſchäftsordnung 
der Gerichtsſtellen. 


I. Theil. 
Bon der Befekung, un und Neberwadung der Gerichte: 
ehörden. 


1. Hauptftüd. 
Bon den Erforderniffen zur Anftellung bei den Gerichtsbehörden. 


Allgemeine Erforderniffe. 


6. 1. Die zur Aufnahme in den Staatsdienft im allgenieinen 
vorgejchriebenen Eigenſchaften find auch zur Anftellung bei den @erichts- 
behörden erforderlich.?) 

2) Aufrechterhalten dur 8.19 ©. D. &. Die allgemeinen Erforbernifie zur 


Erlangung eines Amtes im öfterr. Civilſtaatsdienſte find: 
a) das Staatsbürgerrecdht, Art. 8 St. G. G. v. 21. December 1867, 8.8.8. 


b) ein Lebensalter über 18 und unter 40 Jahren, wenn nicht Der Bewerber aus ber 
wirklichen Militärdienftleiftung oder aus der Invalidenverforgung unmittelbar in 
den Eivilftaatedienit us oder eine Altersnachſicht im Rn Dale ewährt 
worden ift. (Ofd. v. ae 1785, P. G. ©. — 

11. October 1822, J. 6. ©. Kr 1899, Hfd. v 30. Juli 1823, u = & Ar. 1050. 
Hfd. v. 14. Februar 1884, 5. G. ©. Nr. 2642. Siehe diefe Norm. bei Kajerer, 
Handbuch der öfterr. Suftigvermaltung I, ©. 217 € 

c) Uinbefcholtenheit. A 18. Juli 1791, J. G. S. Nr. 182, .d. 12. März 
1793, J. G. ©. Wr. 6, ditzd v. 25. Jumi 1804, $. 8. ©. . 21, Nr. 14, 
Kaſerer 1, ©. 220, 221 


6. 2. Niemand barf insbefondere zur Dienftleiftung bei einer 
Gerichtsbehörde zugelafjen werden, deſſen untadelhaftes fittliche8 Betragen 
und gute politifche Haltung nicht durch befriedigende Zeugniſſe oder auf 
andere Art außer Zweifel gejeht ift. 

Aufrechterhalten buch 8.19 8. 8. G. 


EM. — vd. 24. October 1861, 8.510, an bie ee — 
Ah. Entſchl. v. 15. März 1835 twurbe mit Hfb. v. 886, J. G. S 


— vgl. auch da3 Hfd. v. 30. October 1846, I. G. Sr a, — angeordnet, en Er 
nttiche Be en und bie BEN Grunbfähe deßjenigen, welcher nach dem Beſchluſſe 
oder Antrage der Behörden einen Dienſtpoſten erhalten fol, in Fällen, wo darüber er: 


hebliche Zweifel en: fomwie —— ere bei der erſten Anſte ftellung eines —— 
auf gehörigem —— uziehen, und kein zwedmäßiges Mittel, 
Unftellung oder 3 ne er staatöbiener vorzubeugen, unbenüßt zu — 
— Zur —— dieſer en Bein in ——— beſtehenden u g findet 
der Mi H ifter der Juſtiz Folgendes zu verordnen: 

Bet Erledigung von Dtenftplägen, fet ür Juftigbeamte oder Diener, wo 
einer Geridhöftelle das en ſelbſt und — zuſteht, bat das Präfibium "über 
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Diejenigen Individuen, melde nad) dem Gremialbeſchluſſe einen Dienftpoften erhalten 
follen, und zwar in Fällen einer erften Anftellung jederzeit, fonft aber nur dann, wenn 
über das fittliche Betragen oder bie wre Grundfäge eines bereit® angeftellten 
Beamten oder Dienerd erhebliche Biweifel ftattfinden, vor der edition im Präfidial- 
wege bie Bolizeinotizen ubolen und je nachdem dieſe günftig oder ungänftig, Pin ſelbſt 
nur zweifelhaft lauien, ſodann im erſten Falle die edition ergehen zu en, im 
zweiten Falle aber, ohne dem Ra tum die Rotizen befanntzu en, im Bräfibial«- 
wege und mit Beiſchließung der Notizen bei dem Juftizminiftertum weiteres alten 


en. 

. Wlle zufolge des den Gerichtsbehörden zuftehenden Befugniſſes erfolgten Dienft- 
befegungen find, die erften Anſtellungen von Beamten oder Dienern insbeſondere unter 
VBeilegung der onalftandesausweije der Ernannten, mit dem Bemerken, dafs bie 
eingeholten Bolizeinotizen den Sewählten günftig geweſen ſeien, durch die Präfibien der 
Oberlandes dem Juſtizminiſterium anzuzeigen. 

8. Die Polizeinotizen in den oben sub 1 bemerkten Fällen haben die Präſidien 
der DOberlandesgerichte, dann ber Landesgerichte und Handelsgerichte am Site der k. t. 
Statthaltereien von dem k. k. Statthalter, die Präfidien der Landesgerichte am Sibe 
* ap monninaften aber vom ?. k. VBezirtshauptmanne im vertraulihen Wege 
einzuholen. 

4. Bel Erledigung von Dienftpläben, wo den Gerichtsbehörden bloß die Gr- 
itattung des Vorſchlages zufteht, wird die vom Juſtizminiſter erfolgte Ernennung in 
den Fällen der erften A— ung eines Juftizbeamten dem Obcrlandesgerichtspräfidium 
eröffnet, welches bie betreffende Ernennung nicht ſogleich dem Raths tum befannt- 
zumachen, fondern vorläufig im vertraulichen e an den k. k. Statthalter wegen 
Mittheilung der vorgeichriebenen Bolizeiauskünfte Über die Moralität und Dentungsart 
des ernannten Individuums zu verwenden hat. Sind die Auskünfte für den Gcwäblten 
günftitg, fo bat das MOberlandesgerichtspräfibium die Ernennung dem Gremium zur 
weiteren Berfügung mitzutheilen, zugleich aber unter en 8 der erhaltenen Bolizei- 
außkinfte die Anzeige hievon im Bräfidialwege an das Juſtizminiſtertum zu erftatten. — 
Sollten jedoch die eingeholten Notizen für den Grnannten ungünftig oder auch nur 

meifelbaft lauten, fo hat das Oberlandeögerichtöpräfidium in demfelben Wege, ofme ven 

It derjelben dem Rathsgremium befanntzumachen,, fämmtliche Acten des VBejegung?- 

Hlages mit Beiſchließung der Bolizeiaustünfte dem Juftizminifter neuerbings vorzu- 
legen und die weitere Entfcheidung ——— 

5. Wenn das vom Juſtizminiſter ernannte Individuum außer dem Gerichts⸗ 
Iprengel des Oberlandesgerichtes wohnhaft fein jollte, jo wird die Einholung der Polizei⸗ 
notizen von Seite des Juſtizminiſters unmittelbar eingeleitet und nach deren Erlangung 
dem Oberlandesgerichte fogleich die Ernennung zur weiteren ® ung eröffnet werden. 
— Demzufolge haben ſich die Gerichtsbehörden felbft nie mit der Einholung von Bolizei- 
ausfünften zu befafien. — Diefe Borfchrift wird dem Oberlandesgerichtspräfibium zur 
eigenen Danachachtung und zur Verftändigung der demjelben untergeordneten Bräfidien, 
injofern fie dieſe betreffen kann, mit dem Beifügen befanntgemadt, daB die Präjidten 
für die genaue Befolgung diefer Vorfchrift verantwortlich gemeait werben. — Nachdem 
es in der Ah. Willenämeinung liegt, dafd nur ausgezeichnete und rein moralifche 
Individuen von guter politiicher Dentungdart angeftellt und befördert werben, jo wird 
jchließlich der Auftrag ertheilt, fämmtlichen Gerichtöbehörben zur Pflicht zu 
machen, all basienige, was ihnen über die Moralität, Kenntniffe, Benehmen und 
Denfungsart der Bewerber in allen feinen Beziehungen bekannt ift, nicht außer An- 
führung und VBeurtheilung zu laflen. 





Gef. v. 22. Juni 1878, R. G. B. Nr. 59, 8. 2. Die Stellimgspflidt — aus- 
genommen den Fall der Stellung von amtswegen nach $. 46 bed W. G. dv. 5. December 
IR. . Nr. 151 —, der freiwillige Eintritt als Officier in bie nicht active 
Landwehr, dann ber Umftand, daſs der einjährige Präſenzdienſt bei der Landwehr oder 
von Seite eines Einjährig- Freiwilligen noch nicht angetreten worden tft, fowie auch bie 
nah Burüdlegung des geichlichen Bräfenzbienites noch fortdauernde Wehrpflicht find 
feine der Aufnahme in den Civilſtaatsd enk entgegenftebenden Hinbernifie. 
An die Stelle des 8. 46 W. ©. find die 88. 44 und 47 des Geſ. dv. 11. April 
1889, R. ©. 8. Nr. 41, betr. die Einführung eines neuen Wehrgeſetzes, getreten. 


6. 3. Perſonen, welche wegen eines Verbrechens, eine aus 
er entipringenden oder der öffentlichen Gittlichfeit zuwider⸗ 
fanfenden Vergehens oder einer Uebertretung diefer Art jchuldig er- 
fannt — — worden find; ferner Perſonen, welche wegen einer anderen 
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Gef beriretung zu einer jehömonatlichen oder roch längeren Frei⸗ 
heitsſtrafe verurtbeilt, ober bereitö früher wegen —— Hand⸗ 
lungen oder Pflichtverletzungen aus dem Staats — — 
find, können ohne ausdrückliche Bewilligung Seiner — — 
Ausübung des Richteramtes, noch fonft zu einer Anftellung bei Gerät 
zugelafien werben. 

Sollte e8 einer ſolchen Perfon gelingen, fich in den Steatsdtenk 
einzuſchleichen, fo ift diefelbe — zu entlaflen, ſobald daſs ihr 
entgegenftehende Hindernis entdeckt 

Aufrechterhalten durch 8. 19 ©. ©. ©. 

Es iſt u inar vor en, 86 v. 81. i 1668, 
er * ee ee gefege vorzugehen, 8. 86 Gel. Ma 

4. In Concurs verfallene Schuldner, deren Eoncuröverhand- 
lung 2 A t beendigt tft, — — umd gerichtlich erklärte Verſchwender 
u. — — te eines Richters und zu 35 anderen Anftellung bei 


en durh 8. 198. D. ©. 


Beſondere Erforberniffe: 


a) im Conceptfache: 


$. 5. Bewerber um eine Anftellung im Conceptfache bei Gerichts⸗ 
behörden haben jene €i — auszuweiſen, welche durch beſondere 
Vorſchriften beſtimmt find, ſowie auch den durch dieſelben geftellten 
Anforderungen bezüglich der prachkenntniſſe genügezuleiften. 

Zur Ausübung des Nichteramtes ift jedenfalld das zurüdgelegte 
24. Lebensjahr erforderlich. 

Aufrechterhalten durch 8. 19 G. O. ©. 

Sie en Eat Unftellung bei einer Gerihtsftelle wurden 


De un ber 1854, R. G. B. Nr. 268%, beftinmmt (fiche bei 8. 4 
ma vi. —* 1. Abth., S. 217). F 
er in diefer — enthaltenen menden über die Richteramtäpräf 
finden auf die Unfcultanten en Bess ten, weiche vor Ar 1: — Lo 1098 
eingetreten find, 88. 4, W G. DO owie — ———— 
die eginftigung der faif. Bdg. v. 11. —— 1898, 8. ©. ©. Nr. 196 on 8.46.D.6.) 
zuftatten komm 


s,. aan mit audaı auf 8. 50. D. G. und bie 


. dv. 18. Juli 1897 G. B. Nr. 170, dur 8.98 G. O. G. 
2. Hauptftüd. 
Bon der Beſttzung der Dienftpläbe bei den Gerichtsbehörden. 
Ernennung: 


a) durch Eeine Majeftät: 


6. 7. Die Ernennung der Präfidenten und Vicepräſidenten des 
Oberjten Gerichtshofes und der Oberlandesgerichte —, ber Vorſteher der 
Gerichtshöfe erfter Inſtanz, dann ber Raͤthe des des Ober Gerichtöhofes 
und der Oberlandesgerichte behalten Sich Seine Majeftät vor. 
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b) durch den Juſtizminiſter: 
Die — der übrigen Juſtizbedienſtungen kommt, inſofern 
die en eitimmungen Teine Ausnahme enthalten, dem Juſtiz⸗ 


min — zu. 


erührt gelaſſen burd 8. 18 G. O. G. — Basen bie Bufammenftellung dort.) 
De Richter werden vom Saiter ober in defl — — auf Bebens- 
Dauer ernannt, Geſ. v. 21. December 1867, R. G. 


0) durch den Oberften Gerichtägef: 
. Der Wirkungskreis des Oberften Gerichtshofes in Bezug 


| $. 8 
auf die Beſetzung der untergeordneten Dienftpläge bei demfelben ift in 


einem — — feſigeſespt —— er 


2% D. @. 
Uebrigens — olge Ah. Entſch v. 5. Mai 1854 bie Emennung 
en Berfonales bei girls Ba Enläl erichtänche us un e des 
Maieftät zu ernennenden), atfo a Braäfidialfecretärs, der Ho der 
Nuthferre und be# ei⸗ und onales dem Br iR Enten des 
Oberen Berne ofes nad ae ber segeln 88. 28 und 88 des ati. 
at. v. Berfonal- enheiten aus Mitgliedern mit 
[08 ; Berißenber Dr zu —— — Commiſſion übertragen. Note des 
IJ. M. v. 8. Mai 1866, 8. 8068. 


d) durch die Obergerichte und Gerichtöhöfe erfter Inſtanz: 

6. 9. [Die Ernennung der Officiale [und Acceififten,] ſowohl bei 
den Obergerichten, als bei den Gerichtöhöfen erjter Inſtanz und bei den 
Bezirlögerichten — — —, [die Ernennung der unentgeltlichen Kanzlei- 
beamten, injofern ſolche in einzelnen Kronländern fyitemifirt find,) und 
die Ernennung der Rathödiener, Gerichtsvoll ieher und Gerichtsdiener bei 
allen hier angeführten Gerichtsbehörden, wird dem Präſidenten des Ober- 
gerichtes — in deſſen Sprengel die letzteren ſich befinden. 

e Ernennung der minderen Dienerſchaft iſt nicht nur bei den 
Obergerichten, jondern auch bei den Gerichtähöfen erfter Anftanz, den 
Borftehern diefer Gerichte überlaffen. Die Dienerfchaft bei den Bezirks- 
erihten — — welche nicht dur Individuen aus dem Stande der 

erichtshöfe erfter Inftanz verfehen werden, wird von dem Präfidenten 
bes vorgejegten Obergerichtes ernannt.] 


Diefer $. gilt na 8. 28 G. O. G. nur mehr in Anfehu Bm der Ernennung der 
Beamten be an Nechnungsdepartements. (Siehe die BZufammen- 


6. 10. Aufgehoben mit Rüdficht auf 8. 23, Abſ. 3, G. O. ©. 


ür den Fall, als jemand unmittelbar bei Seiner Majeftät um 

eine Anfteluug einſchreiten und bie Ah. Be — — Gefuches 
erwirken ——— iſt für die Gerichtsbehörden du dur) DM December 1851, 
. 16918, folgendes Verfahren vorgefchrieben: Wenn ein nen welqen der Vitt 

er nad dem Inhalte bes Alerhs ft bezeichneten Geſuches en, — im 
ereiche des oberlanbesg prengels aß —— Ach landes- 
gerich ht vor allem Gewiſsheit verichaffen mujs, Hat d asfelbe, oder En a abe 
erichtsbehorde das engen! say. bie auf einen Iolen Bittfteller mit gehöriger 
einer Eigen den geeigneten Bedacht zu nehmen. Walt infolge 
Gremictbeihluftee bie I auf ‚db Fr dies im Be ” Des Dberlandesg erichtes 
dem Surlminite um anzu Een onft aber der Wahlact ſelbſt vor Hulferigung ng bes 
ah in 5— Ban v en. Sind mehrere Dienftp erjelben 
——— leich erledigt, erhochſt — — vor, ſo iſt in 
dem Falle, ala die Wahl nit bi bieien Bittſteller, fondern auf einen anderen — — ber 
fallen follte, nur ber — bezůglich eines dieſer Dienftpoften Bei ie und die 
Wahl ügl ich der brigen Dienftpoften zu vollziehen, die Rangbeft felbft aber 


, ftellung b 
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— olchen Fällen in raue der mit Hofb. v. 30. Mai 1828, J. G. ©. Nr. 2345, 
emadten Ab. Entidji. v. 5. Februar 1828 immer bis zur Erledigung des as 
Bau actes vorzubehalten eb „odann gehörig gr le are nt zur Zeit des herab⸗ 
grlengten Allerhöchit bezeichneten Geſuches Tein Dienftpoften, mie ibn ber B im 
** nimmt, erledigt ſein fonte, haben fid) die zur a einer ſolchen 
berechtigten Gerihtsbehörden das Geſuch gehörtg gegentwärtig zu halten, und * 
auch binnen weiterer drei Monate keine Erledigung dieſer Kategorie —— follte, 
hat das Oberlandesgericht unter Rückſchluſs des Geſuches hierüber zu berichten 


6. 11. Aufgehoben mit Rüdficht eu 8.16 G. O. ©. 


Das Gef. v. 10. September 1885, R. G. B. 186, —— die Dauer und 
die Anrechenbarkeit ber @erichtäpraris und bie — — ehanbung ber Nechtsprat- 
tilanten, ift Buch; 98 G. O. ©. — en. 

5. 4. Juni 1898, FM. B. B. Nr. 17, betreffend die Ab— 
änderung des Earmufaca für den Ausmeis über Juftizcandibaten. 
An alle Dberlandedgerichtspräftdent m 

Un Stelle des mit dem J. M . December 18883, 3. 20659, eingeführten 
und mittel® Vdg. v. 20. April 1887, FE a. = B. Kr. 16, abgeänderten Ausweiies über 
Rechtspraktikanten ift vom Jahr 1899 an alljährlich bis zum 31. Jänner cin Ausweis 
über die nen der ee am 31. December des letzwerfloſſenen Jahres nach 


dem f ſoig ormulare v 

as Ju ——— Inder dagegen ni — u erinnern, daſs den Redts- 
praftitanten, gegen welde I währen rer Braris bei — ein 
Anitand nit ergeben bat, es, Bu di Urt der Verw der 
in Dem — beftätigt ne e (FM . dv. 18. Juni 1884, & 87583, an das 


Ernennung der Beijiger aus dem Handelsitande und der 
bergbaufundigen Beijiker. 


$. 12. Aulgrnoben durh 88. 20, 218.086, M. V. v 
1. Suni 1897, R. ©. 8. Nr. 128 und 129 (fiehe bei 8. 21 @. ©. —* 


Concursausſchreibung. 


6. 13. Für die erledigten Dienſtplätze, mit Ausnahme jener der 
Präfidenten und Vicepräfidenten des O:berften Gerichtshofes, der Ober⸗ 
landeögerichte und der Vorfteher der Gerichtähöfe 1. Inſtanz, dann der 
Räthe des Oberſten Gerichtähofes ift in der Regel ein Eoncurs aus« 
zufchreiben, und zwar für die Dienftjtellen bei den Obergerichten von 
diejen, für jene bei den Gerichtshöfen I. Inftanz und bei den Bezirks⸗ 
gerichten . von dem ®erichtshofe I. Inftanz, in deſſen Sprengel 
ſich das Bezirksgericht befindet. 

Aufrechterhalten durch 8. 19 ©. O. ©. 

. 14. Wenn im Laufe eines Concurſes gleiche Dienftpläge er⸗ 
ledigt werben, oder wenn durch die Bejegung eine ftufenmweile Bor- 
rüdung fi ergibt, und für die unteren, hiedurch in Erledigung kom⸗ 
menden Dienftpläge geeignete Bewerber vorhanden find, fo Tann eine 
weitere Concursausfchreibung unterlaffen werden. 

Außerdem fann die Belebung einer Dienjtitelle ohne Concursaus- 
ſchreibung nur mit Bewilligung des Juſtizminiſters ftattfinden. 

Dem Juſtizminiſter bleibt aber auch vorbehalten, erledigte Dienft- 
Ki deren Belegung oder Vorſchlag zu denfelben in dem Wirkungs⸗ 

eiſe des Suftizminifterd Itegt, unabhängig von der ftattgehabten Con⸗ 
cursausſchreibung und von den eingelangten Borfchlägen zu befeben, 
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Ernennung. 
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oder nach Beichaffenheit derjelben (8.7) den Antrag zu deren Belegung 
Seiner Majeſtät vorzulegen. 


Aufrechterhalten durch 8. 19 ©. ©. ©. 
m durch die Anwendung des 8. 14 die Unfprühe von Militärbewerbern nicht 
u beeinträcdhtigen, iſt geile bei der Soncursausihreibung für eine erledigte 
anzliftenftelle die Goncursausfhreibung auch auf die allenfalls im 
Lauſe des Goncurstermined oder durch lesen in Erledigung 
tommenden Stellen ei wodurch den Milttärbeiverbern die Gelegen⸗ 
heit von vornherein geboten tft, ihre Bewerbung auch anf biefe Ichteren Stellen aus- 
zude ag (J. M. €. dv. 28. Februar 1875, 3. 16270 ex 1874, an alle Oberlandesgeridhts- 
präfidien). 

6. 15. In der Goncurdausfchreibung find die Erforderniffe zur 
Erlangung der Stelle, und die mit derjelben verbundenen Bezuge ans- 
zudrüden. Bugleich ift den Bewerbern eine Yrift!) von 4 Wochen, vom 
Tage der 3. Einihaltung in die Zeitung gerechnet, zur Ueberreichung 
ihrer Geſuche zu beſtimmen. 

Das Edict iſt in dem zu dem ämtlichen Kundmachungen in dem 
Kronlande beftimmten Zeitungsblatte, und wenn es fi um die Stelle 
eines Nat handelt, au in dem Amtsblatte der Wiener Beitung 


kundzumachen. 

Aufrechterhalten durch 8. 19 G. O. ©. 

ı) Diefe Friſt iſt Leine Präcluſivfri (Site: v.16. Mai 1839, 2.9.5. 
Bd. 57, Nr. 55, und Hfd. v. 11. December 1829, J. G. ©. Nr. 2444). 

Damit bei den Concursausfchreibungen für erledigte Dienftes- 
tellen das Ende der Bemwerbungsfrift Leicht erfennbar begeihnet werde, 
ndet dad Juſtizminiſterium anzuordnen, dafs von nun an bei allen Ausſchreibungen 
von Eoncurfen für erledigte Dienftesftellen der Beitpimtt, bis zu welchem die Geſuche 
zu überreichen find und die Bewerbungsfriſt abg tft, nicht wie in der Regel biz- 
ber „binnen . . . . Wochen (Tagen) nad — des Edictes“, ſondern mit An⸗ 
abe des Kalendertages zu — Mn Bei Anſetzung dieſes Tages tft auf bie Beit 
dicht zu nehmen, welche bis zur Veröffentlichung der Ausſchreibung vorausfichtlid, 
verftreihen kann. — Damit ferner in den Überlandesgerichtsiprengeln Wien, Brünn und 
Graz die Erledigung von Beamtenftellen nicht nur in dem Lande, in welchem bie Stelle 
erledigt ift, fondern auch in den anderen zum ag ren gehörigen 
Zäudern befannt werde, findet fich das Juftizminifterium zur rdnung beftinmt, daſe 
in Zukunft die Kundmachung der anne einer Beamtenftelle nicht nur, wie biöher, 
in dem Lande erfolge, in welchem dieſe e erledigt ift, fondern auch in den anderen 
zum Oberlandesgerichtöiprengel gehörigen Berwaltunggebieten. Für biefe Ichtere Kund- 
macdung genst es jedoch, menu bie Concursausſchreibung ſich auf die Angabe der er- 
ledigten Stelle, der Behörde, bei welcher Bewerbungsgeſuche zu überreichen find, und 
des Kalendertages, bis zu welchem bie VBewerbungsfrijt läuft, beichräntt und wenn hie 
Einhaltung in dem Amtsblatte bes betreffenden es nur einmal veranlafst wird. 
— Um den Juftigbehörben, welche Eoncursausfchreibungen für eriedigte Dienſtesſtellen 
vornehmen, bie glichleit der asus großer Anfetionatoten zu bieten, erflärt 
es das Juſtizminiſterium fir zuläffig, dais Derartige madhungen, aud) wenn fie in 
dem Umtsblatte jened Landes erfolgen, in welchem ſich die erledigte Stelle befindet, nur 
bei der 1. Einfhaltung mit dem ganzen Tegte des amtlichen Entwurfes, bei der 2. und 
3. Einfhaltung aber nur auszugsweife mit Berufung auf die Rummer des enben 
Amtsblattes, welche die — nſchaltung enthält, in ber für das Amtsblatt der Wiener 
Beitung nad dem J. M. E. v. 4. Jänner 1859, 3. 25971 ex 1858, bereiiß eingefü 
Form late — — ko —5 Der ENDES von - 
curdausfchreibungen für erledigte Dien ellen beftehenbe Uebun unberührt 
J. M. 8. v. 10. Jänner 1886 an alle Juftisbehörden, 3. M. 8. 8 Nr. 2 
die Kundmachung von Concursausſchreibungen für erledigte Tienftesftellen). 


Beihaffenheit und Vorlage der Bewerbungsgejuche. 


6. 16. Jeder Bewerber um eine Dienftftelle hat feinem Gefuche 
die Nachweiſungen über Die gejeglihen Erfordernifie zu berfelben im 
Urfchrift oder beglaubigter Abſchrift beizulegen. Bewerber, welche be» 


[4 
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reit3 angeftellt find, oder in dienftlicher Verwendung ftehen, haben ihre 
Gejuche mittel3 des Vorſtehers ihrer vorgeſetzten Behörde a ‚überreichen. 

Bezirksrichter Haben ihre eigenen und die Geſuche der ihnen unter- 
geordneten!) Beamten dem Präfidvium des GerichtShofes I. Juſtanz, in 
deſſen are el das degen, Dei m fich befindet, zur Mittheilung an die 
—— e vorzulegen, bei ide der Concurs , eröffnet iſt. 
der mit Es ing lee Dei seite | ee Bu une efuche 
diefer Einzelrichter vorzulegen haben : 

Hindernis der Verwandtſchaft und Schwägerſchaft. 

6. 17. Zwiſchen den Vorſtehern, Räthen, Stimmführern und 
untergeordneten Conceptsbeamten der Gerichtshöfe, dann ge den 
Bezirfsrichtern und den denjelben untergeordneten Concepts mten darf 
feine Dlutsverwandtichaft in auf⸗ und abfteigender Linie, feine Seiten⸗ 
verwandtſchaft bis einichließlih auf den Oheim und Neffen und feine 
u haft bis zu demfelben Grade beftehen 

orfteher der Hilfsaͤmter, andere Ranzleibenmte, Gerichtsnollzieher 

und Gerichtödiener ſowohl der Gerichtshöfe al3 auch der Bezirkögerichte 

dürfen weder mit dem Vorſteher des Berichtes, noch mit irgend einem 

Beamten, mit welchem fie im Berhältniffe ber Unterordnung oder Eon- 

trole jtehen, in einem der bezeichneten Grabe verwandt ober ver- 
Ichwägert fein. 

[Söhne von Advocaten dürfen bei den Gerichten, bei welchen Die 


Bäter die Udvocatur ausüben, nicht angeftellt werden.) 
—— — 8. RN G. O. G. mit dem Beifügen, bald azwiſchen den 


Borftehern der mi ae — und den daſelbſt 
beſtellten —— eines ‚ver m $ — — an en Verwandtſchafts⸗ 
und Schmwägerf arf. Hindernis —— und 
—— gt. re au ehr Nie mingien, —— 8.6 M. B. v. 1. Ami 
II, 8. 21), f 8 ‚lei ——— Adie Bi 2 au ft — — 
1), ferner e ge en, 83 — und Zuſtellbo v 
I, E20, 1897, 8. Bd. Rr Le ze te Abfap tft 8.8 Adv. 
Ödg. als aachen, d Sab inbernis des — ni — denmach an mehr 
als vorhanden anz Ent ame 8 auf Geſuche um 


8 ung von — Ken richterli —— — an jenen Orten, wo 
ihre Bäter domieil wurbe dad anfragende Oberlandes —— — 
‚bei Sign ige e bie durch die Sachlage gebotenen ten wahr 

B. ©. 4/1900). 


en (MittH. 

6. 18. Solke ein Verwandtichafts- oder Schwägerichaftsverhält- 
nis in diefer Art bei einem Gerichte beftehen oder in der Folge durch 
Ehen herbeigeführt werden, fo ift jogleich durch eine angemeflene Ueber⸗ 
fegung 1) Abhilfe zu jchaffen, jedoch ohne Nachtheil für vie on 

d ohne dafs hiedurch ein anderer verdienftlicherer oder bei gleichen 
Eigenfchaften und Verbienften in gleicher Kategorie oder gleihem Range 
ftehender Beamter leide. 

Die Anzeige des beitehenden Hindernifies ift von dem Beamten, 
bei welchem dasſelbe obwaltet, dem Gerichtsvorſteher, und wenn es bei 
dieſem ſelbſt beiteht, dem vorgefebten Gerichte zu erftatten. Mittlerweile 
hat der Gerichtövorfteher oder das ** eſetzte Gericht Sorge zu tragen, 
daſs die gemeinſchaftliche Theilnahme der Verwandten oder Verſchwä⸗ 
gerten an Berathungen und b_ Serhanbiungen vermieden werde. 


frechterhalt 
di. Mei 1ER. 6. 8. Rx. 46 (Difciplinargel. water IID 
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Bezeihnung der Verwandtſchaft oder Schwägeridhaft 
in dem Bewerbungdgefude. 


. 19. Jeder Bewerber um eine Dienftftelle ift verpflichtet, in 

dem Gefuche anzuzeigen, ob und in welchem Grade der Berwandtichaft 
oder Schwägerſchaft er zu einem Beamten oder Diener des Gerichtes 
jteht, bet welchem die angefuchte Stelle erledigt ift. 
- Der Beamte, welcher diefe Unzeige zu machen unterläfst, muj3 
e3 fich, falls er die angejuchte Stelle erlangt, ſelbſt zufchreiben, wenn er 
auf einen anderen Dienftplag, auch in einer geringeren Kategorie, über- 
jegt oder der normalmäßigen Behandlung unterzogen wird. 

Aufrechterhalten durch 8. 19 G. O. ©. 


Unterbalt3reverfe. 


6. 20. Bewerber um unentgeltlihe Dienſtplätze haben nachzu— 

weifen, dafs ihr Unterhalt bis zur Erlangung eines Gehaltes oder 
Adjutums gefichert ſei. 
Wird der Unterhalt von einer anderen Perſon zugeſichert, ſo mufs 
darüber eine ſchriftliche Erklärung in rechtöträftiger Form beigebradht 
werden und auf derfelben in der Hauptitadt des Kronlandes von dem 
Gemeindevorftande, an anderen Orten aber von der politiſchen Bezirks⸗ 
behörde die Beſtätigung beigefügt fein, daſs der Ausiteller der über- 
nommenen Verpflichtung unbejchadet feiner andermweitigen Pflichten nady- 
fommen Tönne. 

[Unterhaltserfiärungen ſolcher Advocaten, weiche bei dem Gerichte, 
bei welchem der Bewerber angeftellt werden will. zur Barteienvertretung 
berechtigt find, Dürfen nicht angenommen werden 


Aufrechterhalten durch 8. 19 ®. DO. ®., der legte Abſatz iſt mit Rüdficht auf 
8.8 A. O. aufgehoben. 


6. 21. Erklärt der Ausſteller der Urkunde fpäter, dajs er den 
Unterhalt nicht mehr zu geben im Gtande fei, fo iſt auf eine ämtliche 
Beitätigung der Unvermögenheit zu dringen und über die Urjadhe der- 
jefben Erfundigung einzuholen. 

Beigt fich hiebei, daſs der Beamte fich eine Hintergehung habe 
zu Schulden fommen laſſen, fo ift gegen ihn im Difeiplinarwege, nad) 
Umftänden ſelbſt mit der Entlafjung von der erfchlichenen Stelle vor⸗ 
ugehen. 

* TEE durch 8. 198. D. ©. 


Dualificationstabellen. 


6. 22. Jedem Geſuche eines Bewerbers, weldyer bereit im 

an fteht, it eine Qualificationstabelle nad) dem Formular Wr. 1 
eizulegen. 
ö Das hier erwähnte Yormular wurde im 8. 5 &. D. neu beftinnmt. 

Die erften 4 Rubriken derfelben hat der Bewerber felbft auszu- 
füllen, die übrigen 5 Rubriken werben von dem Borfteher der Behörde 
ausgefiilit, welchem das Geſuch au überreichen ift. 

ufrechterhalten duch 8. 19 0. D. ©. 

. 23. Das Gutachten über die Qualification!) ift mit ber 
ftrengften Gewiffenhaftigfeit und mit der beftimmten Bezeichnung abzu⸗ 
aeben, ob der Bewerber hinreichende, gute oder ausgezeichnete Sähigkeiten 
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und Verwendung an den Tag gelegt habe. Auch ift jederzeit beizufügen, 
ob derfelbe zu der angejuchten Stelle geeignet ſei oder nicht. 
1) Ueber den hiebei anzulegenden Maßſtab e 8.5, Abf.3, G. O. 
. Iſt das Gefuh an ein anderes Gericht zu überfenden, jo hat bloß 
der Borfteher des Gerichtes, welcher Dasfelbe überfendet, das Gutachten 
abzugeben. Weber Beamte der Kanzlei und Diener haben die Vorfteher 
der Gerichtähöfe erforderlichen Falles das Gutachten des betreffenden 
Amt3vorfteherd oder des Kanzleidirectors; über Bezirksrichter oder An- 
geleitie der Bezirfögerichte, welche fih um Stellen bewerben, von den 
gliedern des Gerichtes, denen fie aus dem Geſchäftsverkehre bekannt 


fein können, Auskunft einzuholen. 

Aufrechterhalten durch 8. 19 G. D. ©. 

6. 24. Hinfichtlich derjenigen Bewerber, die bei dem Gerichte 
— ſind, deſſen Vorſteher die Beſetzung vorzunehmen oder den 
Beſetzungsvorſchlag de eritatten hat, ift das Gutachten über die Quali- 
ficatton * der Berathung über die Beſetzung oder den Vorſchlag 
vorauszuſchicken. 

Aufrechterhalten durch 8. 9 6. D. G. 

$. 25. Bei Einbegleitung von Geſuchen um eine Weberjegung 
an einen anderen Dienftort in gleicher Eigenschaft ift auch über Die 
Umftände, weldye von dem Bewerber als Beweggründe für die Ueber- 
jegung angeführt werden, die Aeußerung abzugeben. 

—— durch 8. 19 G. O. ©. 

Dem Oberlandesgerichtspräſidium wird auf die Anfrage, wie es mit den 
Veberfegungsgeludhen der Gerichtänfftciale und Acceififten zu halten 
fei, ob nämlid ſolche Ueberſezungsgeſuche in jedem Falle dem Juftiz- 
minifterium vorzulegen feien und fonad) vor erfolgter Erledigung mit 
der Beſetzung des offenen PDienftplages nicht vorgegangen werben 
Tönne, bedeutet Wenn um einen Dienftpoften, deſſen Defebung zum Wirkungskreiſe 
bes Sberlandesgerichispräfidiums gehört, Bewerber einſchrelten, welche lediglich eine 
ueberjeßung in gleiher Eigenſchaft wünfchen, jo ift aud auf biefe Bewerber unter 
Würdigung der für ihre Ueberfegung angeführten Beweggründe Die gehörige Rückſicht zu 
nehmen, und fohin die Dieniibefegung vor 5 
actes an daR Juſtizminiſterium tft für Dielen Gef. v. 3. Mat 1858, R. ©. 8. 
Nr. 81, nicht vorgefchrieben und kann aud) aus den berufenen 88. 25, 38 und 40 dieſes 
— nicht geſolgert werden. Im 8. 25 wird lediglich angeorbniet, daſs bei Einbe⸗ 
ql g von Geſuchen der Ueberſetzungswerber über die Umftände, weldye von dem 

ewerber als Beweggründe für die Leberfeßung angeführt werben, die Aeußerung 

abzugeben if. Der 3. 88 behandelt den Borgang beim Tauſche der Dienftpläge infolge 

eine Uebereinlommens zwiſchen den Taufchenden und der 8. 40 dic Berfehung aus 

Tienftesrädfichten, und es Lönnen dieſe —— auf den ganz verſchiedenen Fall einer 
W 


unehmen. Die vorläufige Vorlage des Wahl- 
Fall im B 


im Wege der Competenz angeſuchten an einen auderen Dienſtort in gleicher 
Eigenſchaft, wo es fih um eine im gstreiſe des Oberlandesgerichtäpräfidtums 
liegende —— handelt, Teine Anwendung finden. J. M. E. v. 8. Februar 1855, 
3. 2042, an das D.2.6.$. Wien. 


Beſetzungsvorſchläge. 

6. 26. Den erſten Vorſchlag hat ſtets der Vorſteher des Gerichtes, 
bon weldyem der Concurs — worden ift, zu Mftatten, und 
denjelben, wenn e8 ein Gericht I. Inftanz iſt, dem Obergerichtspräfibium 
vorzulegen. Handelt e3 fih um eine Gtelle, deren Befekung Seiner 
Majeftät vorbehalten ift, jo hat das Obergerichtspräfidium den ihm von 
der I. Inſtanz zugelommenen Vorſchlag mit feinem eigenen Untrage, 
oder wenn der Concurs von dem Obergerichte aufgefchrieben worden 
ijt, feinen eigenen Beſetzungsvorſchlag dem Präfidenten des Oberſten 





896 XL Gerichtsiuſtruction 96. 2683. 


Gerichtshofes vorzulegen, welcher denjelben mit Beifügnuug feines Gut⸗ 
achtens an den Saar an ... bat. 

— ——— durch — 19 

—— lediglich — — in gleicher enſchaft an⸗ 
fuchen in bie en nicht — so ern es ift über i uchen mit 
— —— auf a ——— — ein udn zu erftatten 
(Hd. v. 6. November J. G . 765 und J. M. €. 0. Jaͤnner 1851, 
3. 17188, an das D. 8. “S. Bien). 

6. 27. In Unfehung ber Dienftpläge, deren Bean 
AYuftizminifter zufteht, find Die al der Präfidien der — 
Smftanz — el ae Ski Ar res nnd die Borfchläge 
er lesteren unmittelbar dem Juſtizm vorzulegen. 

uftechterhalten dur 8. 19 © kun — 

6. 28. Zum Behnufe der Dienſtbeſetzungen und der —— — 
zu denſelben, dann für die übrigen Perjonal- und [Diſciplinarangelegen⸗ 

eiten] ift bei den chtscollegien von deren Vorſteher eine Knie 
ommi a unter feinem oder feines Stellvertreter Vorſitze aus einer 
angemejjenen Bahl von Mitgliedern des Rathögremiums, welche in ber 
Regel nicht weniger ald 4 und nicht mehr als 8 betragen ſol, zuſammen⸗ 
zuſetzen, und ſind hiezu jene Mitglieder des Rathsgremiums zu wählen, 
welchen der Vorſteher eine gen enaue Kenntnis des Beamtenperfonales, 
und den ernften Willen, die Wahl auf deu würdigften Candidaten zu 
lenfen, zutraut. In diefer Commilfion find die DBienftbefegungen * 
die — zu denſelben in Vortrag zu bringen. Die Stimmen der 
Commiſſionsglieder ſind — — den — nicht. 


Au —— terhalten durch 8. 19 — ———— der 
richterlichen Beamten iſt aber gemäß “ 5 ed 6 M G. B. Nr. — 
für jene der — — Beamten unb ae 66, ir 9, G. O. 6 
er rg: Nm ent der Dienftbei gen bei den Oberlandesg che 

er Bornahme der Dien 
Mitt. 9 Ehe 86/1898, bei 8.418.D. zn en der bifetplinären Serben 


der © bei d d onal i —* 
De 


Bei Bann von Dienftpläten und Erftattung von 
Borihlägen zu beobadtende Grundfäge. 
6. 29. Bei den Berathungen über bie ung don Dien 
und Erftattung von Belegungsporjcjlägen bat jeder Stimmführer mit 
der ftrengften Gerechtigkeit und nach eigener eben borzugehen 
und ftet3 auf die fähigften, verdtenteiten und ee 
Perjonen auch dann, wenn fie nicht eingefähritten wären, Rüchſicht zu 
nehmen. Es find Hiebei die Berwielenen Tühigfeiten und Kenntnifie, 
der bezeigte Fleiß und Eifer, die befonderen Verdienſte, bie Sittlichkeit 


und politifche Haltung der ———— in genaue Erwägung zu ziehen. 
Aufrechtegbalten duch 8. 19 ©. 
Das HöYere zn Berireuenäutt Fk — bei gleichen — a 


en — en mehrere .d 
er 1840, = ° Er 


6. 30. Sollten ee — der angeſprochenen Stelle 
würdig angeſehen werden, irgend eine der erforderlihen Eigenichaften 
nicht nachgewiefen haben, ohne daſs der Abgang derjelben belannt ift, 
oder jollte es zweifelhaft jein, ob ihnen ein ei lihe8 Hindernis ent- 
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gegenftehe, jo iſt der entftandene Zweifel vor Beſetzung bes Dienftplabes 
auf geeignete Weije zu löſen. 
Uufrechterhalten durch $. 19 G. O. ©. 


Zeitpunkt de3 Dienftantrittes, 


6. 31. Jeder Beamte oder Diener bat den ihm verliehenen 
Dienftpoften nah Empfang des Ermennungsdecretes, oder, wenn er 
bereits im Dienfte ift, nach) Enthebung von dem letzteren fogleich anzu- 
treten. 

Fordert die Ueberfiedlung an den neuen Pienftort längere Beit, 
fo hat er mittel3 feines früheren Vorſtehers bei dem Vorſteher des Ge⸗ 
richtes, welhem er zugemwiejen wurde, um die Bewilligung einer weiteren 
Friſt einzuichreiten. 

Aufrechterhalten durch 8.198. D. ©. 


Beeidigung der Gerichtsperfonen. 


6. 32. Kein AZuftizbeamter oder Diener darf fein Amt ausüben, 
ohne den vorgejchriebenen Dienjteid abgelegt zu haben. 

Die Veeidigung der Yuftizbeamten und Piener findet nicht nur 
bei dem Eintritte in den Staatsdienſt, jondern auch bei jedem Antritte 
eine3 höheren Dienftpoftens ftatt. 

Aufrechterhalten durch 8. 19 G. O. G. Die bei einem Bezirksgerichte als Einzel- 
richter beftellten Berjonen en vom Vorſteher des Bezirksgerichtes, die Bollftredunge- 
beamten und die Beamten der Gerichtälanzlei einjchließlihh der Grundbuchsführer ſowie 
bie Banzieigehifien vom Borfteher des Gerichtes beeidet, dem fie zugemielen find, 8. 19 
G. O. ©. Die Beeibigung wird im Berfonalftandesausmetfe vermerft. 

Der von ben fahmännifchen Laienrichtern abzulegende Eid ift jebt durch 8. 11 
besw. 8. 10 M. 8. v. 1. Juni 1897, R. &. B. Pr. 128 und 129 (fiehe bei II 8. 21), 
feitgeftellt. — Eidliche Ungelobung der Kanzleigehilfen, 8. 18, Abſ. 1, der Aushilfsdiener 
und Buitellboten, $. 15, Abſ. 5, der Kanzletanmwärter und Kanzleipraltilanten, 8. 23, 
Abſ. 1, Kanzleiperfonal-Bdg. v. 18. Juli 1897, R. G. B. Ar. 170 (bei 8.49 9.0. Pr — 
Beeidigungsbuch 8. 406 8. 14 G. O. — Beeidigungen find Bräfibialfadhen, 8.24 3.4 G. O. 

e richterlichen Beamten haben in ihrem Dienſteide auch die un verbrüchliche 
Beobachtung der Staatdgrundgefsege zu beſchwören (St. G. G. v. 21. December 
1867, R. G. B. Nr. 144, Art. 8; ſ. I. M. E. dv. 25. Jänner 1868, 3. 54, an alle Ober: 
Iandedgerichtöpräfidien). | 

Alle Sandidaten, welche die Richteramtsprüfung nach den gejeglichen Borfchriften 
mit Erfolg beftanden und fid über das ger elegte 24. Lebensjahr auszuweiſen ver- 
mögen, find auf ihr Berlangen von dem Oberlanbesgerichte, von welchem fie gu Brüfun 
ugelaffen worden find, ober von einem durch basfelbe zu belegirenden Gerichte au 
' leich zur meleguus des Nichteramtseides zuzulaffen. — Beamte der Yuftiz- 
behörben, weiche die Richteramtsprüfung beitanden, aber noch nicht bie Stelle eince 
wirklichen Richterd erlangt und daher ohnehin den Dienjteid in dieſer Eigenfchaft ab⸗ 
gelegt haben, müſſen, wenn fie ald Stellvertreter zu Gefchäften verwendet werden, mit 
welchen die Ausübung des Richteramtes verbunden ift, fich über bie vorläufige Ablegung 
des Richteramtseides ausweiſen (J. M. B. v. 8. April 1855, R. G. B. Nr. 67). 


6. 33. Die Präſidenten ber Obergerichte legen den Dienſteid in 
3 Hände des Miniſters oder desjenigen ab, melden der Minifter hiezu 
belegirt. 

Die Vorfteher der Gerichtähöfe I. — von dem Praͤſi⸗ 
denten des Obergerichtes, die Vorfteher der Bezirkögerichte ... .. von 
dem Präfidenten des Gerichtähofes I. Inſtanz, in deffen Sprengel da3 
Gericht fich befindet, Räthe und andere Conceptsbeamte der Gerichtshöfe, 
die Directoren der Hilfsämter von dem Vorſteher des Gerichtes, welchem 
jie zugewiejen find, beeidet. 
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Untergeordnete Kanzleibeamte und Diener werden von dem Vor—⸗ 
fteher des Hilfsamtes in Eid und Pflicht genommen. 
Unfrechterhalten durch 8.19 G. O. ©. 


Anweiſung der Bezüge. 
6. 34. [&n der Regel ift der Tag der Eidesablegung auch ber 
Anfangstag des Bezuges der Befoldung für den Beamten. 
Ausnahmen finden in folgenden Fällen ftatt: 

a) ift ein Beamter aus ämtlichen Urſachen gehindert, den Dienfteid 
abzulegen, fo gebürt ihm die Befoldung vom Tage der Zujtellung 
des Ernennungsdecretes; 

b) hat ein Beamter bei dem Antritte des Dienſtes feinen neuen 
Dienfteid abzulegen, fo beginnt der Bezug der mit der neuen 
Stelle verbundenen Befoldung mit dem Tage des Dienjtantrittes; 

c) in denjenigen Fällen, wo infolge der Erledigung eines Dienft- 
4 Beamte in der näntlichen Kategorie in eine höhere Gehalts- 
claſſe vorzurüden haben, geht der höhere Gehalt auf denjenigen 
Beamten über, melcher zu demjelben nach erfolgter VBejeßung der 
erledigten Stelle berufen ift, vom Tage der vorhergegangenen 
Einftellung; die wirkliche Anmweilung des höheren Gehaltes hat 
aber erit dann zu geichehen, wenn über die Belegung der er: 
ledigten Stelle entichteden und diejelbe wirklich bejeßt wird. ] 


Kür die Anweifung und Einftellung der Gehalte und Adjuten, 
Zulagen und überhaupt derjenigen ftehenden Bezüge, welde in ben 
für die Gehalte feftgejegten Zeitabſchnitten erfolgt werden, haben 
folgende Be Om nDen zur Richtſchnur zu dienen: 8.1. Der Genufs ber 
ipftemmäßigen Gehalte, Adjuten, Activitätszulagen, Functionszulagen und fonftigen Bu- 
lagen in Gelbe beginnt in den Fällen der Ernennung vom 1. Tage des der Ernennung 
nächftfolgenden Monates, und es werben biefe ſämmilichen Bezüge monatlidy v ein 
erfolgt. — Als Tag der Ernennung hat in den Fällen, in denen die Ernennung Aller⸗ 

öchſt Sr. Majeftät vorbehalten ih, der Tag der Ah. Entichließung, in den übrigen 

ällen der Tag, an welchem Die Ernennung von der competenten Behörde —* 
wurde, zu gelten. — Von dem bezeichneten Termine hat der Etat jenes Dienſtzweiges, 
für welchen die Ernennung erfolgt iſt, die neuen Bezüge, und zwar auch daun zu tragen. 
wenn der Ernannte den neuen Poſten noch nicht angetreten hat. 8. 2. Bei Vorrũckungen 
der Beamten in den höheren Gchalt derſelben Rangsclaffe hat der Bezug des höheren 
Gehalted vom 1. Tage des Monated, welcher auf das in ber Rangsclaſſe vollſtreckte 
Duinquennium zunächſt folgt, über die von den Beamten zu liefernde Rachweifung ihres 
Anſpruches anzufangen. — In den bisherigen Normen über die Borrüdung ber Diener: 
ſchaftsindividuen in den höheren Gehalt oder Jahreslohn — jiche F. M. E. v. 14. Juli 
1853, R. G. B. Nr. 139 — tritt eine Aenderung nicht ein. $. 3. Der Bezug Der Ge— 
halte, Adjuten, Functions⸗, Activitäts- und fonftigen Zulagen im Gelbe hört auf in 
den Fällen einer neuen Ernennung mit jenem Beitpunkte, von welchem die neuen Genũſſe 
beginnen, fonft aber mit Ende des Monated, in welchem der Dienftaustritt auf was 
immer für eine Urt erfolgt (Bdg. des Gefammtminiiteriums v. 15. Mai 1873, R. G. B. 
Rr. 75, betr. die Anweiſung und Löfchung der Bezüge der Staatsdiener). 

Durch das G. O. G. unberührt gelaſſen. 


6. 35. Die Anweiſung der Bezüge für die von Er. Majeſſfät 
oder von dem Auftizminifter ernannten Beamten wird von dem legteren 
lim Wege des Finanzminifteriums] veranlafst. 

[Bezüglich der übrigen Beanıten und Diener liegt dem Präſidium 
des Gerichtes, welches die Ernennung vorgenommen hat, ob, dieſelbe 
der Yinanzlandesbehörde befanntzugeben.] 

Durch das ©. O. G. unberührt gelafjen, 
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$. 36. [Zur Flüffigmachung der angewiefenen Bezüge hat die 
Behörde, bei welcher ber Beamte den Eid abgelegt hat, oder, wenn feine 
Eidesablegung ftattfindet, diejenige Behörde oder derjenige Amtövorfteher, 
welchem der Beamte in Beziehung auf feinen Dienftantritt unterjteht, 
nach Beichaffenheit der Umttände den Tag der Eidesleiftung, der Bu- 
ftellung des Ernennungsdecrete oder des Dienitantrittes (8. 34) der 
Caſſe, bei welcher der Bezug der Bejoldung angewieſen wurde, und falls 
zugleich die von dem Beamten früher bezogenen Gebüren einzujtellen 
find, auch derjenigen Caſſe anzuzeigen, bei welcher die Einstellung zu 


eicheben hat. 
g ſch — G. O. G. unberührt gelaſſen. 


$. 37. [Die Beſtimmungen über die Vorrückungen in höhere 
Gehaltsclafjen find bezüglich der Beamten des Oberſten Gerichtöhofes 
von dem Präfidium dieſes Gerichtöhofes, bezüglich aller anderen Gerichts» 
beamten von den Obergericht3präfidien zu treffen, und die Flüſſigmachung 
mitteld der Yinanzlandesbehörde zu veranlaffen.] 


Durch das G. O. G. unberührt gelaffen. 

Das Juſtizminiſterium bat zur 5*— eines gleichförmigen Vorganges bei ben 
Beitimmungen über die Einreihung der Juſtizbeamten und Diener in den 
für Die einzelnen Dienfteslategorien eines jeden Oberlandesgerichts— 
Iprengels beftehenden Koncretalftatus und über bie infolge der Erledigung 
eines Dienftplages ftattfindenden Borrüdungen in höhere Schaltsclafien Folgendes anzu- 
ordnen befunden: 

Die Beftimmung über bie Einreihung im Eoncretalftatug, d. i. Anweiſung 
des Platzes in der Reihenfolge bes Status, welder für die Rangverhältniije der darin 
ftehenden Beamten unter fid) und die Gehaltsporrüdungen der... . Diener maßgebend 
ift, Hat, wie dies in Anſehung der Gehaltsvorrüdungen ſchon in bem Gef. v. 8. Mai 
1858, 8.6.8. Nr. 81, 8. 37, angeordnet ift, ebenfalls das Oberlandesgerichtöpräfibium 


zu en. 
Dieſe Beſtimmung iſt jedesmal zugleich mit dem Vollzuge des Actes, welcher die» 
felbe nothwendig macht, es fei eine ennung, BDienftverfegung, ein Dienfttaufch ac., 
beftimmt und deutlich burch Benennung des unmittelbaren Vor⸗ und Nachmannes, 
welchem ber Eingereihte im Status nadı- und rüdfichtlich vorgehin fol, und im alle der 
Einreihung am Ichten Plage died unter Benennung des unmittelbaren Bormanncs aus⸗ 
zufpredyen, und durch fogleiche Eintragung im betreffenden Status zu vollziehen. Hievon 
ift dem — inſofern es ſich um Beamte handelt, deren Ernennung dem⸗ 
ſelben oder Sr. Majeſtät vorbehalten iſt, die Anzeige zu erftatten. 

Den im Status eingereihten Beamten und Dienern ſoll zugleich bei der Buftellung 
des Ernennungsdecreted der angewieſene Platz in der Reihenfolge des Concretalſtatus 
und bie ihnen hienach gebürende Gehaltsclaſſe ſammt etwaigen Nebengenüflen befannt- 
gegeben werden, und es bleibt ihnen unbenommen, falls fie fid) Dadurch befchwert halten, 
eine en oder auch Berufung, jedoch Längftens binnen 14 Tagen nad) erfolgter 
Berftändigung beim Oberlandesgerichtspräſidium einzubringen.*) 

Im Falle die Borftellung oder Beſchwerdeführung für gegründet erlannt, der⸗ 
felben ſomit ftattgegeben wird, 4 die entſprechende Aenderung in der Rangirung ſogleich 
vorzunehmen und der Erfolg dem Sa IE Neun jedod nur dann anzuzeigen, wenn 
auch die frühere Verfügung bahin zur ntnis gebradyt wurde; wenn aber das Ober⸗ 
landesgerichtäpräfibium einer jolchen Slam oder Berufung keine Folge neben zu 
können erachtet, joll dieſelbe zur höheren Entſcheidung unter Borlage der hiezu nöthigen 
Behelfe und Beifügung des Gutachtens an das Yuftizminifterium geleitet werden. 

Die mung über die Borrüdung in höhere @ehaltöclafien infolge ber Er- 
ledigung eines in dieſen Gehaltsclaſſen ftehenden — muſs dann vorgenommen 
werden, ſobald über die B — einer Dienſtesſtelle in der höheren Gehaltsclaſſe ent⸗ 
ſchieden und bie wirflidhe Beſetzung erfolgt iſt. 


*), Concretalſtatus der Amtsdiener. Derjenige, der aus einer höheren in eine 
niedrigere Dieniteslategorie über fein eigenes Anſuchen übertritt, ijt auf die ihm aus 
der eren Stellung zulommenden Bortheile als verzichtleiftend anzufehen; E. d.15. Juri 
1889, 3. 2180, Budwinsti 4751. 
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Bei der Rangtrun — Det — im Goncretalftatus ſind die über bie Nang- 
Bin mung der Beamten eftehenb en oe Vorſchrifen Überhaupt, insbeſondere das 
Hfd. v. 30. Mai 1828, J. G. * . . genau zu befolgen. 


Mit dem Schluſſe eines _ Jahres find die Soncretalftatus der Beamten und 
Diener aller Dienftestategorien, bezüglich weldyer im Laufe des Jahres Uenderungen vor- 
gelommen find, mit —* — darau neu aufzulegen, 1 Exemplar davon iſt beim Ober 
landesgerichte zu behalten, ein 2. lor in 5 Barien, jedoch bloß beahglich der Be: 
amtenlategorien, bis längftend Ende nner dem Juſtizminiſterium vo en, und 
weiter auch jedem zum oberlandeßgerichtlichen Sprengel gehörigen Gerichtshofe = lar 
in Anfehung der Beamten und Diener —— — zugl aber, wenn t alle 
Concretalſtatus neu aufgelegt worden ſind, d —— beizufügen, in welchem der 
un enden a aa en teine Kahn en ft. J. M. E. v. 

ecember 1855, 8. 27410, an alle Oberlandesgeri prä 

Die ge: der Ueberreihung von ne — — 
und Diener ge en ihre ng im Goncretalftatus tft gemäß I. M. €. v. 3 
1855, 3. 27410, nach dem ——— des ea Sinlangens ſolcher ——— 
—— —— zu beurtheil 26. Jänner 1900, 8.1 


Zufolge AH. Entfchl. v. 9. Juni 1873 haben vom 1. Juli 1873 an bie Staats» 
anwaltfhaftd-Goncept3beamten für en Oberlandesgerichtöfprengel a eibft- 
ftändigen ————— zu bilden; 3.M. €. v. 8. mi 1878, 3. 7488, an al 
landesgerichtöpräfidien. 


Im Concretalftatus eincz jeden Oberlandeögerichtäiprengels find die Landesgerichts 
räthe, die Gerichtsfecretäre und die Gerichtsabjuncten je za einem Status zufamm — 
faſſen ohne Rückſicht darauf, ob fie für Gerichtshöſe ober Bezirlsgerichte oder ohne 
ftimmten Dienftort ernannt find. In den Statuß der Gerichtsiecretäre find * 
der Oberlandesgerichte einzubeziehen. J. M. V. v. 5. Mai 1897, 9839, = M. B. B. 
Nr. 14, betreffend die Keufpftemifirung der eiätertigen Beamten bei 
den Berichten erfter und zweiter Inſtanz (fiebe unter Vo). — Die mund 
directoren, Kanzleivorftceher, Vollftredungsbeamten die raus iaficnle je elben 
Rangsclaffe, die Grundbuchsdirectoren, die Grundbuchsvicebirectoren, die © udhy#- 
führer, bie Er und Ronlihen bilden unter ſich in jebem Oberlandbesgerichts- 
fprengel einen Abſ. 2 ERansleiperlangt: s®ßerordnung v. 18. Juli 
1897, 8.9.8. Nr. 170 Inch bei ıT. 8, 49). 


Im Falle ein neu ernannterBeamter bei feiner Einreibung einem 
oder mehreren früher ernannten Beamten derſelben a rd 


vorgeſetzt wird, Ind ievon fämmtliche SE desfelben zur Wahrung ihrer 
Rechte nad) Maßgabe des J. M. E. v. 31. Decemb ar und binnen der 
darin beftimmten Friſt von 14 Tagen zu — — v. 10. April 1869, 


8. 8987, an alle Oberlandesgerichtspräſidien. 


Für die Reihung der Aufcultanten in dem über biefelben zu führenben 
Berzeichnifle haben für die Zukunft folgende Beftimmungen zu an: Die a erg 
u nad) dem Tage ihrer Ernennung zu Aufcultanten zu r jedoch ein 

in cultant aus einem anderen zum Ruhegenufle anredhenbaren ne unmittelber 
en Suftigb ienft übergetreten, fo erfolgt feine Einreihung nach dem Tage feiner Er- 
neun in dem anderen Berwaltungszweige. — Gleichzeitig ernannte Uufcultanten Ir 
nadı der Dauer ihrer in Scmäßheit des 8. 3 des Gef. v. 10. September 1855, R. G. B 
Nr. 186, anrechenbaren Rechtspraxis Bi reihen. — Iſt Bei gleichzeitig ernannten Aufcnl- 
tanten auch dieſe Rechtspraxis von gleicher Dauer oder kommt denfelben eine ſolche Rechte» 
praxis nicht zu ftatten, fo hat das Oberlandedgericht bei ihrer Ernennung bie teihe mit 
Rüdficht auf die Erfolge der Stubien und die bisherige praktiſche Verwendung berfelben 
u beftimmen. — Der I. M. E. v. 81. März 1875, 8. 4070, wird Hiemit aufgehoben. 
. M. V. v. 18. November 1885, J. M. 8. Nr. 77, betr. die Reihung der aul- 
tanten in dem über Diefelben zu führenden Berzeichniffe. 


Dienittaufd. 


6. 38. Ein Taufch der Dienftpläge kann nur aus bejonbers 
wichtigen Gründen bewilligt werden. Die Geſuche find bei dem Ober⸗ 
gerichtspräfidium, und wenn es fi) um den Tauſch zwiſchen Individuen 
handelt, welche nicht in dem Sprengel des nämlichen Obergericdhtes an- 
geftellt find, bei dem Juftizminifter zu überreichen. 
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Das Obergerichtspräfidium hat über die bei demfelben überreichten 
Geſuche die erforderlihen Einvernehmungen zu pflegen und die Ver⸗ 
Handlung mit feinem Gutachten dem Auflizminifter zur Enticheidung 
vorzulegen. Ein Dienfttaufh von Stellen, deren Beſetzung im $. 7 
Seiner Maieftät vorbehalten ijt, kann nur mit Allerhöchfter Genehmi⸗ 
gung ftattfinden. 

Aufrechterhalten Be 19 8.9.8. — PBräfidialfadhe, 8.24 G. O. 

In Unjehung folder Dienftesftellen, deren Bejegung ben Oberlandes- 
gerihten, Oberlandesgeri qusnsäjibenten und Borjtehern ber Gerichts 

öfe . Inftan überlatfen 4 fteht auch die Entf nerung über Geſuche um einen 

Tauſch ver Dienitpläbe dem Oberlandes eögeridhte; wenn aber die Zaujchwerber tn den 
Sprengeln — Oberlandesgerichte an a re ad, ie“ — Gntidhei- 
dung diejer Oberlandeögerichte zu; und bie eibt nur dann bem Juſtiz 
minliter vorbehalten, wenn im lebten Falle en Ta Wa * Oberlandesgerichte 
nicht zuſtande fommt. J. M. E. dv. 7. Juni 1866, 8. 6261, lit. 

6. 39. Durch einen Dienfttaufch darf weder — Dienſt ra 
leiden, noch ein Dritter in feinem Nechte gekränkt werden. [E3 kann 
daher den Zaufchenden bei der Behörde, zu welcher fie übertreten, unter 
den Beamten der gleichen Kategorie zwar der Rang nad) dem mitge- 
brachten Dienftalter in dieſer legteren, jedoch in keinem Falle über jenen 
Bla Hinaus vorbehalten werden, welchen der durch den Tauſch aus- 


tretende Beamte eingenommen ne 

Aufrechterhalten durch 8. — 

Der 2. Satz dieſes Paragrap urch das Gef. v. 15. April 1878, 8.8.8. 
Nr. 47, und durch das Begfallen Be — — gegenſtandelos geworben, J. M. E. 
v. 12. "April 1888, 3. 4380, an das O. B. G. P. Krakau. 


Verſetzung aus Dienſtesrücſichten. 


6. 40. Verſetzungen aus Dienſtesrückſichten können nur von dem 
u und auch von dieſem rüdjichtlich derjenigen Dienftpläge, 
deren Belegung Str. Majeftät vorbehalten ift, definitiv nur mit Aller- 
höchſter Genehmigung verfügt werden. 


Die Seelesunı eines Rihterd an eine andere Stelle darf wider 

feinen Willen ben Fall von Beränderungen in der IUrganifation der Gerichte aus- 

— — nur durch gerichtlichen Beſchluſs in den De das in beftimmten 
und Yormen erfolgen, nel; v. 21. December 1867, R. u ,‚ Art. 6. 

ie Biesfänigen. Sek mungen nd in ben 88. 43 bis 49 deB Se. Er Mai 1868, 

R. G. B thalten dere unter 1II). Aus Anlaſs der Einführun der Eivil- 

gracfigige — en wider ihren Willen bis 31. December 1899 verjegt werben, 


Berzichtleiftung auf eine Dienftftelle. 


6. 41. Die Berzichtleiftun ng auf eine Dienftftelle ift bei dem Ge- 
richtöporfteher zu überreichen. Ohne Vorbehalt und Bedingung ein« 
gereichte Verzichtleiftungen können von dem ——— der Behörde an⸗ 
enommen werden, in deſſen Wirkungskreis die Beſetzung der Dienſt⸗ 
telle gehört, welcher entſagt wird. Verzichtleiſtungen auf Dienſtſtellen, 
deren Verleihung Sr. Majeſtät vorbehalten iſt, ſind Allerhöchſtdemſelben 


vorzulegen. 

e Annahme unbedingter auf Wufcultanten» 
ftellen fteht dem Oberlandesgerichte zu, I. M. €. v. 7. Juni 1866, B. 6261, lit. b, 
an alle Oberlandesgerichte. 


Bor erfolgter Annahme der Verzichtleiftung und Enthebung von 
dem Dienfte darf der Beamte oder Diener den Dienft nicht verlafjen. 
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Gegen diejenigen, welche diefem zumiderhandeln, ift im Difciplinarwege 
mit der Dienftentlafjun —— borzugehen. 
Aufredhterhalten du 


6. 42. Die Bereifung. auf den Dienſt barf nit ange- 
nommen werden, wenn der verzichtende Beamte oder Diener einer durch 
die Strafgefege verbotenen Handlung oder einer Pflichtverlegung be- 
DD ift, welche die Entlafjung aus dem Dienfte nad) fich ziehen 


— dieſem Falle iſt der Erfolg der Unterſuchung abzuwarten und 
das Diſciplinarerkenntnis zu ſchöpfen. — Nur dann, wenn eine mindere 
Strafe als die Entlaſſung ausgeſprochen wird, kann die Verzichtleiſtung 


angenommen werden. 
Aufrechterhalten durch 8. 19 G. O. G. 


Uebertritt in den Ruheſtand (Penſionirung, Quieſcirung). 


6. 43. Ueber die Verſetzung gerichtlicher Beamten und Diener 
in den Ruheſtand, welche durch Krankheit oder körperliche Gebrechen 
dienftunfähig oder aus anderen Gründen dienftunbraudhbar werden, 
* die Ahr Beamte und Diener im allgemeinen beitehenden Bor- 
chriften zu gelten. 

Hinfichtli jener Dienftpläge, deren Verleihung nicht Seiner 
Majeftät oder dem Juſtizminiſter zufteht, hat in der Regel das Ober- 
erichtspräfidium über Die Benfo tontrung und Quieſcirung zu ent- 
en eiden; jedoch fteht e3 auch dem AJuftizminifter zu, ausnahmsweije 
die Penfionirung und Quieſcirung folder Beamten und Diener zu 
verfügen. 

Bezüg ih der Dienftftellen, deren Verleihung Seiner Majeftät vor⸗ 
behalten ift, find auch die Anträge auf Verfegung in den Rubeftand zur 
Ah. Schlufsfaffung vorzulegen. 

Aufrechterbalten durch 8.19 G. O. G. 

m Einvernehmen mit —— iſt ke en in Be 
treff des auf Grund des 8. 43 dee Yaif. Bat. v. 3. Mai 1 Nr. 81, zu be 
obachtenden Verfahrens über die Berſetzun "her Beten ur Diener des 
— erichtes, der Gerichtshöſe Inſtanz und der de 

on in den Ruh eftand owie über bie nn der Angehörige 
le Beamten über ——— eſtimmungen ũbereingelommen. — Inſoferne die 
cheidung über den Ausſpruch der Penſionirung entweder a) von Seiner Majeftät oder 
) von dem ebenben Be er oder endlich c) von dem PRERLERDERDELIOHEFENNL fidium — 
find die nachſtehenden Vorſchriften zu beobachten und dabei die mit dem J. M 
30. November 1855, 8. 22570, ertheilten sacjungen wegen Be he Berfefing 
der Penfiong- und -ovifionstabellen genau zu befolgen. 1. Handel 
Benfionirung oder Duiefetrung ber von Seiner Ma — oder von ir — — 
ernannten Beamten, jo find die Anträge hiezu von dem Präſidium — — 
gerichtes an das Zufl miniftertum zur weiteren en zu iin, Bez ver 
ler übrigen Gerihtöbeamten und Diener fteht dem tum des DO es 
die Vemwilligung und Bemeſſung der normalmäß m seioraungägenäfle, Geafane, 
—— u. ne in Gemäßheit des F. M. ember 1855, 3. 1946 

3. ‚ und nad) Maßgabe des demfelben — Birkungätreifes 
gu Ye nom berjelben aber gehört in den Wirkungskreis — — 
en an welche Tich zu dieſem Behute unter Mi — rg mas 
in jedem fpeciellen Falle zu menden ifl. 3. Die glei ten find bei ne 
und Waifen von Jujtizbeamten und Dienern zu beobadyten. J. ni €. v. 18. Jumi 1866 
8. 12821, Die nk rs es ee 

en haben a Provifionsanträgen 
die — — oder Brovifionstabellen nad) den vorihriffgmäßigen Forum⸗ 
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larien zu verfaflen und alle Rubriken berjelben genau auszufüllen, in&befondere auch 
jene, in welcher anzubeuten ift, von welchem Beitpuntte an bie Ruhegebür bei ber be- 
treffenden Caſſe anzumeifen ein wirb. — Nach den beftehenden Directiven im Bufammen- 
bange mit den im R. ©. 1858, Nr. 189 (vgl I. den Zuſatz zu 8. 34), enthaltenen 
Ab. Beitimmungen in Betreff der Anweifung und Einſtellung der ezüge der Staat#- 
diener beginnt der Genuſs des Duieicentengebaltes, der Penſion oder Brovifion bei 
ſolchen Staatödienern, welche bis zur amtlichen Berftändigung über den binfichtlich ihrer 
Berjegung in den Ruheftand von Sr. Majeſtät oder von der betreffenden Centralſtelle 
geiafeten Beſchluſs in Ausübung ihrer Amtsverrichtungenen fih am Dienftorte befinden, 
vom 1. des auf den Dienftaustritt folgenden Monates; bei jenen_aber, melde wegen 
Krankheit oder auderer Umstände ſich ſchon außer Dienftleiftung befinden und das Nut 
nicht mehr befuchen, vom 1. Ban en Monates, welcher auf den über ihre zeitliche 
oder beitänbige erie ung in ben Ruheſtand geiafsten Beſchluſs folgt. — Die Benfionen 
und Provifionen für Witwen ſowie die Erzichungsbeiträge für Kinder beginnen vom Tage 
der Sinpellung des Activitäts⸗ oder Ruhegenuſſes des verftorbenen Gatten, bezw. Vaters; 
für ein nad) dem Tode desfelben erit geborenes Kind beginnt der Erziehungsbeitrag vom 
Tage feiner Geburt. — Die en oder Brovifionen elternlofer oder der ihnen in Der 
Behandlung gleichgeftellten, bloß vaterlojen, nod unter dem Normalalter befindlichen 
Waiſen beginnen entweder vom Tage bes eingejtellten Activitäts⸗ oder Ruhegenuſſes des 
Baterd oder vom Zage der aus was inmer für Grimden eingeftellten Benfion oder 
PBrovifion der früher bethellten Mutter. — Tiefe verichiedenen Momente find bei Aus⸗ 
fülung der erwähnten Rubrik in den Benfions-, Provifiond» oder Berforgungstabellen 
genau vor Augen zu balten. 3. M. E. v. 50. November 1855, 3. 22570, an alle Ober» 
landesgerichtspräfibten. 

Die Verf eng eines Richters in ben Ruheftand darf wider feinen 
Willen — den Fall von Veränderungen in der GBerichtorganifation ausgenommen — 
nur durch gerichtlichen Beſchluſs in den a das Geſetz beitimmten Fällen und Formen 
erfolgen, Gef. dv. 31. December 1867, R. ©. B. Nr. 144, Art. 6. — Die diesfälligen 
Beitimmungen enthalten die 88. 50 bis 55 gen Gef. v. 31. Mai 1868, R.®. B. Nr. 46. 
— Uns Anlaſs der Einführung der Eivilprocefägejebe Fünnen Richter wider ihren Willen 
bis 31. December 1898 in den Ruheſtand verfegt werden, 8.91 G. O. G. 


6. 44. Aufgehoben durh Art. II ©. D. und erjegt durch 
8.4 0.0. 


3. Hauptftüd. 
Bon den Amtöpflihten der Gerichtsperſonen. 


Allgemeine Beftimmung. 


6. 45. Die den Staatsbeamten und Dienern überhaupt auf- 
erlegten Pflichten Tiegen auch den bei den Gerichten angeftellten Be- 
amten und Dienern ob. 

Insbeſondere verſehen ſich Seine Majeſtät von den Gerichts⸗ 
beamten, denen im Allerhöchſten Auftrage die Handhabung der Gercd)- 
tigkeit anvertraut ift, der unbedingten Treue und des unverbrüchlichen 
Feſthaltens an ben von Ihnen vorgezeichneten Regierungsgrundjägen 
und erwarten die Bethätigung einer diejen Pflichten jederzeit volllommen 
entiprechenden Handlungsmeile nit nur in ihrem richterlichen Berufe, 
fondern auch in allen ihren jonftigen Berhältniffen. 

Aufrechterhalten dur 8. 19.0.8. 

Die Richter find in hung iHres unten felbftändig unb unabhängig, Geſ. v. 


21. December 1867, R. G. 3. Nr. 144, 
— Standeepfuchten der aan und Diener find hervorzuheben (Kajerer I, 


. Beobaditung der Staatsgrundgeſetze, der —— und Landesgeſeße, Art, 12 
u. 18, ©. 0.0.0.8 . December nen 145, 9.46 Ger. Inftr 

—— Verhalten, Hfd. v. 5. Februar 1813, J. = . Nr. 1030, 
8. 47 Ger. Snfte., 8-2, Abf. 2, ei. dv. 21. Mai 1868, R.G. 0. Nr. 4 

3. Unterorbnung unter die höheren Behörden, 8. 47 Ger. Inſtr., Eriaſe d. Min. 
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d. Inn. v. 4. März 1849, 8. 5868 (Verbot der Veröffentlichung von bienftlihen Be 
ſchwerden durd die Preſſe). 
4. an t zur Anzeige von Benachtheiligungen bes Staates, Hfb. v. 20. Juni 1782, 


J. G. S. Wr. 88. 
5. Beobachtung des Amtsgeheimniſſes, 88. 50, 51 Ger. Inftr., Hfb. v. 10. Februar 
1826, 3. ®. ©. Yır. 3180, Hfkald. dv. 30. Jänner 1828, B. &. ©., Bd. 51, Kr. 14. 


& nee genaue Erfüllung der Amtspflichten, 8. 45, Abi. 2, 
er. ; 
7. Unftändiges Benehmen gegen Barteien, 38. 82, 88 G. C. 


Amtspflidhten des Richters. 


6. 46. Die Beftimmung und Pflicht des Richters ift, mit ftrenger 
Unparteilichteit nach den Geſeßen der Gerechtigkeit zu verwalten, und 
die Erledigung der bei Gericht anhängigen Angelegenheiten möglichft zu 
beichleunigen. 

Er darf von der Vorſchrift der Geſetze nicht willfürlich abweichen. 

Aufrechterhalten dur) 8.19 8.0. ©. 

Bol. Art. 12 St. G. ©. v. 21. December 1867, R. G. B. Nr. 145, über die Aut 
übung der Rau und Bollzug3gemwalt. 

Aus Anlaj8 vorgelommener Ymweijel Über den Yortbeftanb und über bie Aui- 
faſſung der Hfd. dv. 10. November 1815, 3. G. ©. Kr. 1188, u. v. 18. Mai 1821, 
I. ©. ©. Wr. 1761, betreffend die Beiziehung von Juſtizbeamten zu Ber- 
handlungen der Civil- und Militärverwaltungsbehbörden über die Ab⸗ 
ſchließung von Herarialverträgen werben die Gerichte nn dafs fie im 
Sinne der noch in Kraft beſtehenden Hd. v. 10. November 1815, J. ©. &. Kr. u : 
u. d. 18. Mai 1821, J. ©. ©. Nr. 1761, den betreffenden Civil» und Militärvermal- 
tungsbehörben , welche in die Lage tommen, tn dem Gerichtsorte oder innerbalb des = 
richtlichen Sprengeld einen Contract im Namen des Aerars zu fchließen, über ihr Er⸗ 
fuchen dann, wenn fich innerhalb des gerichtlichen Sprengel3 weber eine Kinanzprocuratur, 
noch eine Abtheilung derjelben, noch endlich ein Fiscalvertreter befindet, einen zur Aus⸗ 
übung des Nichteramtes befugten Fuftizbeamten beizugeben haben, welcher der contra» 
birenden ae ee bei der fung der von dem Mitcontrabenten dazu allen» 
falls eingelegten Vollmacht bei dem Sontractsauffage zur Erreichung ber gehörigen Deut- 
lihteit und Beſtimmtheit und da, wo Erfüllungscautionen bedungen werden, bei Be- 
——— der Rechtsgiltigkeit und Sicherheit Den an die Hand zu gehen haben wird, 
EM. E. v. 17. Juli 1858, 8. 11493, an alle Oberlandesgerichte. 


6. 471. Jeder bei Gericht Angeftellte hat insbefondere die ihm 
durd) Das Geſetz oder durch Aufträge der Borgejehten zugemielenen Ge⸗ 
ihäfte mit Fleiß, Eifer und Uneigennügigfeit zu bejorgen, auch in feinem 
häuslichen und bürgerlichen Leben ſich ganz bormitrtäfrei zu benehmen, 
und ſowohl in als außer dem Amte alles zu unterlaffen, was das Ber- 
trauen in die richterlichen Amtshandlungen oder die Achtung vor dem 


Stande, welchem er angehört, zu vermindern geeignet wäre. 
Aufrechterhalten duch 8.19 ©. 0. G. 
Bol. Gel. v. 21. Mai 1868, R. G. B. Nr. 46, 8.2, Abſ. 2. 


6. 48. Die den Staatsbeamten durch befondere Vorſchriften ge- 
ftatteten Nebenbeichäftigungen dürfen bei ftrenger rang nie eine 
nadhtheilige Beziehung aut das Dienjtverhältuid nehmen, daher ind- 
bejondere weder in Privatagentien und Correfpondenzen über amtliche 
Gegenftände bei was immer für einer Gerichtsitelle oder Behörde aus- 
arten, noch mit einer ungeziemenden Einmengung in Privatangelegen- 
beiten verfnüpft fein, widrigens der Entgegenhandelnde die ftrengfte 
Difciplinarbehandlung und bei befonders erfchwerenden Umftänden jelbit 
die Entlaffung zu gewärtigen bat. 


Aufrechterhalten duch 8.19 G. O. G. findet auch auf Kanzleiprattifanten finn- 
gemäße Anwendung, 8. 82 Kanzleiperfonal-Bdg. v. 18. Juli 1897, R. G. 8. Nr. 170. 
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Berbot, Geſchenke anzunehmen. 


6. 49. Gerichtsperfonen dürfen feine, ihnen in Rüdjicht auf ihr 
Amt für ſich oder ihre Angehörigen mittelbar oder unmittelbar, vor 
oder nach Beendigung eines Amtsgefchäftes, von wem immer angebotene 
Geſchenke annehmen oder fi andere Vortheile unter irgend einem Bor- 
wande zuwenden. 

’ ne Dagegen Handelnden find ohne Nachſicht aus dem Dienfte zu 

entlafjen. 

St dabei das Verbrechen des Mifsbrauches der Amtsgewalt ver- 
übt worden, jo finden die Vorſchriften des Strafgefehes ihre Anwendung. 

Aufrechterhalten durch 8. 19 9.0. G. 


Mit AH. Entſchl. v. 22. October 1856 wurde erflärt, so die Beftimmungen 
diefed Paragraph auf alle Gerichts-, fomit auch auf die dortigen Mani- 
pnulationsbeamten ihre volle Anwendung zu finden haben, J. M. B. v. 11. Ro- 
vember 1856, R. G. B. Ar. 212. 

Es geht nicht an, daſs NRevifionen von bei Gerichten eingebraditen Rechnungen 
einem Beamten besfelben Gerichte, welchem bie Brüfung und Erledigung der Rechnungen 
obliegen, entgeltlich übertragen werben. 

‚. Die entgeltliche Berraffung von Rechtsſsurkunden, Klagen, Geſuchen und anderen 
Scrijten ſowohl bes ftreitigen als auch des nicht ftreitigen Nichteramtes ift ben bei Ge⸗ 


richt angeftellten oder in Berwenbung ftehenden Perſonen gänzlich unterjagt, I. M. E. 
5: on 1867, 8. 10817 ex 1866, an das D. 2%. ©. P. Innsbruck. (Siehe and) 


Pfliht zur Verſchwiegenheit. 


6. 50. Gerichtsperfonen haben über die bei Gericht vorgelom- 
menen @eichäfte gegen jedermann, dem fie eine ämtliche Mittheilung 
darüber zu machen nicht verpflichtet find, unverbriüchliches Stillſchweigen 
zu beobachten. 

Die Uebertretung diejer Vorſchriften ift mit ftrengen Verweilen 
zu ahnden. Berlegt der Beamte dieje Pflicht zu wiederholten Malen, 
oder find die Umjtände, unter welchen ein Amtsgeheimnis entdedt wird, 
jo beichaffen, daſs daraus ein bedeutender Nachtheil entjtehen kann, oder 
hat der Beamte die bei einer Berathichlagung abgegebenen Stimmen 
verrathen, fo ift derjelbe nach Befchaffenheit der wirklich eingetretenen 
oder möglichen Folgen feiner Pflichtverlegung mit einer ftrengeren Difci- 
- Plinarftrafe, ja jelbft mit der Entlafjung aus dem Dienſte zu beftrafen. 

Unter welchen Bedingungen die ng eines Amtsgeheimniffes 
als Verbrechen zu beftrafen jet, beftimmt das Strafgeſetz. 


Aufrechterhalten durch 8.19 G. O. ©. 

Bol. 88. 101 bis 108 &. G. unb Art. VII unb VIII des Gef. v. 17. December 

— t —— 5* über Mittheilungen aus ſtrafgerichtlichen Acten ſiehe im 
ie beſondere t ũber ngen afg en Aeten fiebe 

8. 82 der St. P. O. mr Bande der Manz’shen Sammlung. 


Berbotene Heußerungen über anhängige Rechtsſachen. 


6. 51. Beamte, welchen die Ausübung des Nichteramtes über- 
tragen ift, haben auch zu vermeiden, außergerichtlich ihre Anficht über 
anhängige Rechtsſachen oder über den wahrſcheinlichen Ausgang der- 


jelben zu äußern. 
Aufrechterhalten duch 8.19 G. O. G. 
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Fälle, in — ſich die Gerichtsperſonen der Amtshand— 
lung zu enthalten haben. 


52 bis 54. Aufgehoben mit Rückſicht auf 88. 19 und 


20% 
55. Rein Gerichtöbeamter oder Diener, dem nicht eines der 
im $. 52 aufgezählten Hinderniffe entgegenfteht, darf jich aber auch der 
ihm obliegenden nn ichten entichlagen. 
Unberührt geblieb 
6. 56. Aus welchen Gründen im Strafverfahren Gerichtsperfonen 
von der Mitwirkung ausgefchloffen find, oder abgelehnt werden können, 


eins die LEN DEOCEJFOLORnNG: 
nberührt geblich 
Bu 88. 67 vis 74 ©. $. D. 


6. 57. Aufgehoben mit Rüdfiht auf 88.27 und 31 G. O. G. 


6. 58. Aufgehoben in Unfehung der —— Bonn 
durch das Dijciplinargefeg vd. 21. Mai 1868, R. G. B 46 (ſiehe 
unter III), 2 1 ntpung der nichtrichterlichen Beamten und Bar durch 


88. 63 ff. G 


Verantwortlichkeit für Schaden. 


6. 59. Jeder gerichtliche Beamte oder Diener iſt für den durch 
Bernadjläffigung oder Mebertretung feiner Amtspflichten verurfachten 
Schaden verantwortlich und in dem gejeßlichen Wege zum Erſatze des⸗ 
ſelben anzuhalten. 

Aufrechterhalten dur 8. 19 G. O. G. 

Der Staat oder deſſen richterliche ee Lönnen wegen ber von den letzteren ia 
Ausübung ihrer amtlihen Wirkſamkeit verurfachten Rech Htaberlegungen en außer den um 
richtlihen Verfahren vorgezeichneten Rechtsmitieln mittels Klage belan east werden. D 
Br. 10 di Bun burg ein befonberes Geſeß geregelt, Gef. v. 21. December 1867, R. ©. 

r 
elung des Klagerechtes erfolgte durch Geſ. v. 12. Juli 1872, 
R. G. Bi = m —2 bei $. 608 C. P. O. — * * 


4. Hauptſtück. 
Bon den Amtsverrichtungen der Gerichtsperſonen. 


ss. 6 60 au 68. rer durh Art. II J. M. 8. v. 5. Mai 


1897, . Nr. 112 (Geihäftsordnung). 


5. Hauptitüd. 
Bon der Ertheilung eines Urlaubes. 


Befugnis zur Ertheilung des Urlaubes. 


6. 69. Gerichtsbeamten und Dienern fann über ihr Anſuchen 
aus ridfichtsmürdigen Gründen ein dem Bedürfnifſe angemeffener und 
den Dienftverhältniffen unnachtheiliger Urlaub ertheilt werden. 

Die Vorfteher der Bezirksgerichte — — — können den ihnen 
en Beamten und Dienern in Einem Jahre auf 14 Tage: 
die Vorſteher der Gerichtshöfe I. Inftanz ihren Untergebenen auf 
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4 Wochen; die Präfidenten der Obergerichte und der Präjident des 


Den Gerichtähufes auf 6 Wochen Urlaub — 

Ertheilung eines Urlaubes bis zu 4Wochen an einen Bezirks— 

— At dem Bräfidenten bed Gerichtähofes I. aan zu, J. M. E. v. 3. Novem⸗ 
1868, 3. 12847, an alle Öberlandeögerichtöpräfiden 


Die Präfidien der Obergerichte find befugt, den Vorftehern der 
Gerichtöhöfe I. Inſtanz und den Bezirksrichtern auf 6 Wochen in Einem 
Jahre Urlaub zu ertheilen und den Urlaub der untergeordneten Beamten 
der Gerichte I. Inſtanz auf dieje Beit zu erweitern. 

Ergibt ſich die Nothmwendigfeit, einem Beamten oder Diener inner- 
halb eines Sahres auf einmal oder in Beitabjchnitten Urlaub in der 
GSejammtdauer von mehr ald 6 Wochen zu ertheilen, Po, handelt es 
fih um die Bewilligung zu einer Reife in das Ausland fo ijt ſtets die 
Beroilligung, be des dinen Nahe if einzuholen. 

8 ——— zu verſtehen, J. M. E. v. 
21. — 1877, — 640, an das O. 2. ©. P. Prag 

Die Bewilligung zu 8 Reiten in dad Auslanb hr den Oberlandesgerichts⸗ 
präfibenten übertra en, . 7. Juni 1866, 8. 6261, lit. d. 

Nur in — dringenden Fallen fann der Gerichtvorfteher die 
Abreife in das Uusland noch vor Der eingelangten Bewilligung geftatten. 

Die Geſuche um Verlängerung eines Urlaubes find immer recht- 
zeitig einzureichen, damit fie noch vor Ablauf der erften Urlaubsfrift 
erledigt werden können. 

Wufrechterhalten durch 8.19 G. D. ©. 

Die Borfchriften ber 58. 69 bis 72 und die urn nß Beftimmungen ber 
Geſchaͤftsordnung gelten aud f x das Auſuchen um die —— eines 
Urlaubes an fachmänniſche Laienrichter mit der M daſs 1. die Dauer 
des Urlaubes den an, ae eurlaubung m. Leuten — Beitgrengen 
nicht nnterliegt, ohne Rüdfiht auf die Dau Urlaube3 der 
zn bes Gens, ofeß L In aus Betonung, * ia ift, 88. 13 

3 M.B.v uni — 6. 188 und 1829 (ſiehe bei II, 8. 21). 

"Den im Burke tun dr Rechtöpraltitanten Tann in gie ife 
wie ben im re Inte nee den u — ein Erholungsurlaub in der 
Dauer von 2 Wo 6 J. M. RB. v. 15. Auquſt 1897, R. G. 8. 
Kar 192 (fiebe * L, — Neben er Kuhn der Urlaube und Behandlung der Urlaubs« 
anfuchen 2 unb 3, „8.0. 

6. 10. "Die Bräfibenten De Obergerichte haben den Urlaub bei 
bem Zuftizminifter anzufuchen. Die Urlaubsertheilung für den Präſi⸗ 
denten des Oberften — it bei Seiner Majeftät zu erwirken. 

6 11 Eine durch 8.19 

6. Eine nicht geredhtfertigte Ueberfchreitung des Urlaubes 

ir mit — nach Umſtänden mit dem Verluſte der Bezüge für die 

auer der unbefugten und nicht gerechtfertigten Ueberſchreitung zu be— 

ftrafen. Auch kann bei fortdauernder Abmejenbeit, ungeachtet einer mit 

Beitimmung eines angemefjenen Beitraumes ergangenen Aufforderung 

zur Rückkehr, mit der Suspenfion und Einftellung des ganzen Gehaltes 

und nöthigenfalled mit der een vom Dienfte vorgegangen werden. 
— durch 8 

ilt dieſer den Ken nur für die nicht richterlihen Weamten und für Die 


Dee sie er nella. en find die 88.37 And 38 des Gef. v. 21. Mai 1868, 
. Nr. 46, ee 


en wegen Krankheit oder eines anderen Zufalles. 


6. 72. Ein durch eine Krankheit oder einen anderen unvermeid⸗ 
lichen Zufall eingetretenes Hindernis, den Dienft zu verjehen, ift dem 
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Gerichtöporfteher, oder, wenn e3 bei einem Borfteher eintritt, dem Pra⸗ 
jidium des vorgelegten Gerichtes anzuzeigen und auf deſſen Anordnung 
zu befcheinigen. Eine durch Hindernifle diefer Urt veranlafste Abweſen⸗ 


heit ift nicht al3 Urlaub anzuſehen. 

Aufrechterhalten duch 8.19 ©. ©. ©. 

Die in das Haus der Ubgeordbneten gewählten dffentliden Be— 
amten und Functionäre bedürfen zur Ausübung ihres Mandates feines Urlaubes 
(Gef. v. 21. December 1867, R. &. B. Nr. 141, 8. 8). Auch die Mitglieder des 
Reihsgerichtes bedürfen, wenn fie zugleich Öftentliche Beamte oder Functionäre find, 
zur Ausübung ihres Amtes als Mitglieder des Reichsgerichtes Teincs Urlaube (Gef. v. 
18. il 1869, R. ©. B. Wr. 44, 5 5, Abſ. 3). Gefeglich tritt die Befreiung von 
den Dienftpflihten aud ein be Einberufung zur activen Militärdienft- 
leiftung (Gef. v. 22. Juni 1878, R. G. B. Wr. 59, 8. 4. 9 en tt zur Aus⸗ 
übung des Mandats eined3 Landtagsabgeordneten eine Urlaubsbewilligung 
erforderlich (3. M. E. v. 31. Jänner 1868, 3. 582, an das D. 2. G. P. Graz). 

Berordnnung des Juftizminifteriums dv. 80. December 1886, 3. 28704, J. M. B. B. 
1887 Nr. 1, betreffend die Einberufung der AYuftizbedienfteten zu ben 
Waffenübungen. Un alle Zuftizbehörben. 

Um in Yällen der Einberufung von Juftizbedienfteten zu ben Waflenübungen 
rechtzeitig für den ungeftörten Fortgang der Geichäfte bei ben Berichten, Staatsantwalt- 
ſchaften und Strafanitalten Worjorge treffen zu können, wird jebem mehrpflichtigen 
Juftizbebienfteten zur Pfliht gemacht, von feiner Einberufung zur Waffenübung 
fofort feinem unmittelbaren Amtsvorſtande die —— zu erſtatten, bamit dieſer legtere die⸗ 
ſelbe dem — LSV END EIN beat. der Oberftaatsanwaltichaft zur Kenntnis bringe. 

Sollten vor Beginn der Waflenübung befondere, durch az unvorbergefehene 
—— hervorgerufene Dienſtverhältniſſe eintreten, welche die Subſtituirung 
ur Reſervewaffenübung einberufenen Bedienſteten bezw. einer im Juſtizdienſte ſtehenden 

andwehrperſon *— zuläſſig machen, können die Oberlandesgerichtspräfibien bezw. 
Oberſtaatsanwaltſchaften wegen Verlegung des Waffenü gßtermines eventuell 
gaͤnzlicher Enthebung bes Bedienfteten an die betreffenden Militär» alcommanben 
und Landwehrcommanden wenden, welche berufen find, hierüber, ſoweit e8 die Intereſſen 
des militärifchen Dienſtes geftatten, in I. Inſtanz zu entidheiden. 

Die Oberlandesgerichtäpräftdien und Oberitaatdanwaltichaften werden aber ein 
ſolches Unfinnen nur dann zu ftellen haben, wenn bies im Intereſſe des Dienftes unbe» 
dingt nothiwendig ericheint und bie beforgte Störung bes Dienſtes durch anderweitige 
Verfügungen nicht Hintangehalten werben Tann. 


6. Hauptftäüd. 
Bon der Supplirung erledigter Dienſtplätze und abweiender 
Gerichtsperſonen. 
78. Aufgehoben mit Rüdjicht auf 88. 46, 27 und 31G. O. ©. 
. 174. Uufgehoben mit Rüdfiht auf 8. 30, Abi. 3, G. O. G. 
7. Hauptſtück. 
Bon der Auslibung der Difciplinargewalt über die richterlichen 
Beamten und Diener. 


86.75 018 89. Aufgehoben mit Rüdficht auf 88. 63 bis 72G. O. G. 
In Wirkſamkeit belaflen in Anſehung der Se lgnpenaunehee bei den Gerichts⸗ 
höfen. Siehe 3. M. 8. 8. ©. 43/1899 ( 1 726.8. 6®.) 


8. Hauptftüd. 
Bon der Unterordnung der Gerichtöbehörden und ber Aufſicht Über deu 
Gang der Juſtizgeſchäfte bei denfelben. 
Unterordnung der Gerihht3behörden. 


i 66. 90 bis 108. Aufgehoben durch Art. II der Geſchäfts⸗ 
"Dnung. 
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Geſchäftsausweis des Oberften Gerichtshofes. 

6. 104. Der Oberfte Gerichtshof hat über die bei demfelben vor- 
fommenden Geichäfte einen Hauptgeihäftsausweis nach dem Formulare 
Nr.10, deſſen 1. Ubtheilung den gefammten Geichäftsitand des Gerichts» 
hofes, die 2. den Gelhäftstand nad den einzelnen Sprengeln der Ober- 
gerichte umfaflen fol, dem Juſtizminiſter zur Einfiht und zur Vorlage 
an Seine Majeftät zu überreichen. 

\ 66. 105 bis 107. Aufgehoben durch Art. II der Geſchäfts- 
ordnung. 


I. Theil. 
Bon der Geſchaͤftsordnung der Gerichte. 


1. Hauptitüd. 
Geſchäftsordnung der Gerichtshöfe. 
66. 108 bis 145. Aufgehoben durch Art. II der Geſchäfts- 


ordnung. 
Erledigung der Geſchäftsſtücke: 
A) ohne vorläufige Berathung; 


6. 146. Aufgehoben mit Rüdficht auf 8. 37 G. O. G., dann 
8.7, W.3u., EN. 


B) durch Berathung. Zahl der Stimmführer: 
1. bei den Gerichtshöfen I. Inftanz ; 
66. 147 His 150. Uufgehoben mit Rüdficht auf $. 36 G. O. G. 


und 8.7 LEN. 
1I. bei den Obergeridhten: 

66. 151, 152. Aufgehoben mit Rüdjicht auf 8. 42 G. O. ©. 
und 8. 8 J. N. 

6. 158. Bei Obergerichten, weldye mit einem Bicepräfidenten 
verjehen find, bat auch diefer, wenn er nicht verhindert ift, den Be⸗ 
ratdungen der größeren Rathsverſammlungen beizumohnen. Er wird 
aber, falls er nicht den Vorſitz führt, in die feſtgeſetzte Zahl der Stimm⸗ 
führenden eingerechnet. 

geblieben. . — 

. 154. Aufgehoben mit Rückſicht uf & 8 J. N. 

. 155. Dem Ermeſſen des Präſidenten bleibt jedoch vorbehalten, 
einzelne Ungelegenheiten, zu deren Entſcheidung nad der allgemeinen 
Vorſchrift eine geringere day von Stimmführenden hinreichen würde, 
zur Vermeidung eines Widerjprudyes in den gerichtlichen Erfenntnifjen 
oder eines in nicht ftreitigen Rechtsſachen den Theilnehmenden drohen- 
den unmwiederbringlichen Nachtheiles oder aus anderen wichtigen Gründen 
im vorhinein oder während der Berathichlagung an einen zahlreicher 
bejegten Senat oder an die volle Rathsverſammlung zu verweilen. 

Kommen Fälle, welche ſich zur Verweiſung an eine zahlreichere 
Rathsverſammlung eignen, in einem Senate vor, in welchem nicht der 
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Präfident des Obergerichtes oder deſſen Stellvertreter jelbft den Vorſitz 
führt, jo kann der Vorfigende und felbft der en Anwendung 
diefer Borficht bei dem Präfidenten den Antrag ftellen 
Diefe Vorſchrift dürfte in Anfehung der Berathungen, * e nicht auf Grund 

unmittelbarer Verhandlung ſtattſinden, ei nen ——— ei Gegenftände des 

Verfahrens außer Streitſachen aufrecht bleiben, da $. 2. ie Beziehung einer 
größeren Anzahl von Stimmführern nicht unterjagt. 
6. 156. nee mit — auf 88. 477, 3. 2, 494, 
514, Abſ. 2, C. P.O 3 G. O. G 


III. bei dem oberſten Gerichtshofe; 
urn DL ee? mit Rüdfiht auf 8.8, Abi. 2., J. N., 
8. 


Beſondere Vorſchriften im Strafverfahren. 
6. 158. Wie ſich hinſichtlich der Zuſammenſe gung der Gerichte 
und der erforderlihden Zahl von Stimmführern in Straffadhen zu be- 
nehmen fei, wird durch das Strafverfahren beftimmt. 


Unberührt geblieben. 
— 12 bis 17 St. P. ©. und die 88. 2, 5 bis 8 und 59 der V. 8. 
&t. 2. Bande der Manz [hen Sammlung. 


Bortrag des Referenten. 
66. 159 bis 161. Aufgehoben durd Art. II G. O. 


Ubftimmung. 

6. 162, MNach beendigtem VBortrage hat der Borfitende Die 
Stimmführer, von dem älteften anzufangen, nach ihrem Range 
zur Yeußerung ihrer Meinung aufzufordern. Sit ein Eorreferent be- 
u R hat dieſer unmittelbar nach dem Neferenten fein Gutachten ab» 
zugeben 

Aufgehoben mit Rüdfiht auf $. 10 J. N., 88. 184, 185 G. O. 


Ueber die Beſtimmung bed Ranges fiche — Juſtizverwaltung 1., 
©. 458-468. Bei denjenigen Gerichtsbehorden aller Inftangen bei welchen eigene 
Bicepräfidenten 1Senasöprätibenten) beftehen in den Vera 3 
welche von bem Xorfteher bes Gerichte oder befien —— unter deren 
ziehung ee werden, der anweſende Bicepräfident oder aa ale ftets er 

ere 


nad allen Räthen, unter mehreren anmelenden aber ftetd der jün äfident oder 
a vor dem älteren feine Stimme abzugeben, 3. M. 8. v. 16. Februar 1856, 
) t 


66. 163 bis 167. au lgrbayen durch Art. II G. O. mit Rüd- 
fiht auf 88. 122, 184, 186 @.D 


Urt der Schlufsfafjung. 
6. 168. Aufgehoben mit Rüdjicht auf 53.9 bis 13 I.N. 
66. 169 bis 171. —— durch Art. II G.D. mit Rüd- 
fiht auf 88. 122, 185, Abf. 4, 190 &.D. 


Einjtellung der Ausfertigung eines Beſchluſſes. 
$. 172. Uufgehoben mit Rückſicht auf $. 84 6.0.8. Siehe 
gud 8. 204 G. O. 


Gefhaftsordnung der Gerichtshöfe. 911 


Borfchriften für den Oberfteu Gerichtshof. 


$. 173. [Die hier gegebenen ———— (88. 159 bis 172) find 
auch in den Berathungen bei dem Oberſten Gerichtshofe anzuwenden, 
infoferne für denjelben’ feine befonderen Su una beſtehen.) 

8. 162 iſt mit Rückſicht auf 8. 10 J. N., 8. 168 mit Rüdficht auf 
88. 9 bis 13 I.N., dann 8. 36 G. O. G., 8. 172 mit Rüdficht auf 


8. 84 G. O. G. aud) für den Oberiten Gerichtäßof aufgehoben. 

Hinſichtlich der anderen Beftimmungen, weldie durch folde der G. D. eriegt 
—— — letztere vorausſichtli auch für den Oberſten Gerichtshof in Geltung 
ge 


Beſondere Vorſchriften im Strafverfahren. 
$. 174. Im Strafverfahren iſt ſich hinſichtlich der Abſtimmung, 
Berechnung der Stimmen und Beſchluſsfaſſung in denjenigen Kron⸗ 
ländern, wo darüber abweichende Vorſchriften bejtehen, bis auf weitere 
Berfügung nad) denjelben zu benehmen. 


— geblieben. 
5 19 His 22 St. P. D. im V. Bande der man Täler Sammlung. 


5 bis 182. ‚aufgegeben durh Art. II G. O. Erſetzt 
durch 8. 183, 402 big 404, 18 

g. 183. An den für den Oberften Gerichtshof in Beziehung auf 
die Führung des Rathsprotololles erflojienen beionderen Beſtimmungen 
wird u die gegenwärtigen Vorſchriften nichts geändert. 

hrt geblieb 
6. 184 bis 248, — durch Art. II G. O. 
. 218 iſt, me er fi auf Die ——— in Straffachen durch Gemeinden 

bezieht, unberührt geblieben (8. 348 G. O 


2. Hauptitüd. 
Bon der Behandlung der Geſchäfte bei den Bezirkögeridien. 
66. 244 bis 255. Aufgehoben durch Art. II G. O. 


X.Berordnung des Duffisminifteriums v.9. Aug. 1897, 
R. ©. B. Nr. 187, 


womit für rihterlide und ſtaatsanwaltſchaftliche Beamte, 

lomwie für die fachmänniſchen Laienridhter ein Amtskleid ein- 

geführt, bezw. für die Juſtizbeamten das Tragender Uniform 
geregelt wird. 


Auf Grund Allerhöchfter Ermächtigung v. 5. Auguſt 1897 wird 
Folgendes verorbnet: 

Bei allen Verhandlungen, die in Civil- und Strafſachen vor 
dem erfennenden Gerichte ftattfinden und bei Abnahme von Eiden, aus— 
genommen die Beeidigung von Zeugen und Sachverſtändigen durch 
einen beauftragten oder erjuchten Richter haben die richterlichen und 
ftaat3anwaltichaftlihen Beamten, ſowie die fachmännifchen Laienrichter 
aus dem Handelsftande oder ana dent Kreiſe der Schiffahrts⸗ pder Berg- 
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baufundigen im Gerichtshaufe ein Amt3ffeid!) nach der unten folgenden 
Beichreibung zu tragen. 

Bon Beamten, die Iediglih als Schriftführer bei gerichtlichen 
Verhandlungen oder bei Abnahme von Eiden verwendet werden ober 
als ftaatsanwaltichaftliche Organe am Strafverfahren vor Bezirkögerichten 
ſich sr” ift das Amtskleid nicht zu tragen. 

Desgleihen find diefe Beamten davon enthoben, bei den ange 
gebenen gerichtlichen Acten die Uniform zu tragen. 


2. Bei Vornahme von Erecutionshandlungen, bei Commiffionen 
und Umtshandlungen außerhalb des Gerichtähaufes, ſowie bei Arreft- 
pifitationen ift die en nur dann zu tragen, wenn dag Er- 
ſcheinen in Uniform im dienſtlichen Intereſſe unbedingt geboten ift. 
Bei den anderen in Abfap III1 der Verordnung des Ju eg 
ums v. 1. Juli 1890, 3. 513 Praes. ex 1889, J. M. ®. Nr. 33 
angeführten und unter Abſatz 1 der gegenwärtigen Verordnung nicht 
fa A Umtshandlungen Tann vom Tragen der Uniform abgejehen 
werden.? 


3. Inſoweit hiemit nicht neue a er getroffen werden, 
bleiben die ———— des Geſammtminiſteriums v. 20. October 1889, 
NR. G. B. Nr. 176, und die Verordnung des Auftizminifteriums v. 
1. Xuli 1890, 8. 513 Praes. ex 1889, 3. M. 8. B. Nr. 33, bezw. 
die im Nachhange zu Kr ergangenen Verfügungen mit der Be- 
ſchränkung in Kraft®), daſs bei Dienftlichen Vorſtellungen, bei angefagten 
Amtspifitirungen und Beſuchen von hohen Würdenträgern, dann bei 
fonftigen öffentlichen Anläffen %) das der Gelegenheit angepaiste Geſell⸗ 
—J— oder — zugelaſſen wird. 


andeln im Amistkleide ſowie die an ne des ee 
Bonhungblate wurde neuerlich zur Pflicht gemadt im J 26. Juni 1900, 


?) Daß Amtslleid oder die Uniform brauchen nicht getragen: zu werben: 
im Goncuröverfahren bei Ba Verhandlungen des Concurdommiffäre mit den 
Gläubigern und Gläubigerausſchüſſ 
bei den münblicdhen Berkandin en im Dijciplinarverfahren ; 
regelmäßig auch nicht bei Bornabme von Erecutionshandlungen, bei Commiſſionen 
und Antöhandlungen außerhalb des Berichtähaufes, ſowie bei Arreitvilitationen. 
Die Salauniform (Dienftuniform für eamte der IX., X. und XI. Range 
clafie, 8. 27 Verorbn. v. 20. October 1883, R. G. 8. Rr. 176) ift and fortan zu tragen: 
Eriheinen am Allerhöd) ten gollag er, beim Empfange Eeiner k. und ı. 
Apoftolifchen Maieftät und von Mitgliedern Änerhöcften Kaiferhaufes. 
) Insbeſondere bei firchlichen Feierlichkeiten, an melden die Oct Irre 
der Behörden herkömmlich ift o der nn —— wird, J. J. M 1. Juli 
1890, 8. 518 Praes. ex 1889, . Nr. 


4. Diefe a * it 1. — 1898 in Wirkſamkeit. 


Dieſe —— findet auf den Vorſitzenden (Stellvertreter des Vorſitßenden 
des Gewerbegerichtes un u un ve Grwerbegerichtes feine Anwenbung, $. 37 
M. B. v. 17. Juni 1898, 


Beſchreibung des AmtsRleides. , 

Das Umtsfleid befteht aus einem ſchwarzen Talar und einem 
Barett. Der Talar aus leihtem Schafwollſtoff ijt ein faltenreiches, 
vorne jchließbared Gewand mit offenen, circa 50 cm weiten Aermeln 
und einem rückwärts circa 22 cm breiten runden, vorne in einen 
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ſpitzigen Halsausſchnitt auslaufenden kragenartigen Bela: Der Hals- 
ausſchnitt wird durch zwei bdreiedige, am unteren Rande circa 10 cm, 
am Geitenrande circa 18 cm lange Neverötheile aus violettem Sammte 
ebildet, von welchen der linksſeitige Über den rechtsfeitigen derart hin- 
bergelegt wird, daſs von der Hemdbruſt unterhalb der Halabinde nur 
ein ganz Fleiner, höchitens 4 cm hoher Theil ſichtbar bleibt. 
Die Oberärmel find mit einem 15 cm breiten und 35 cm langen 
ſchwarzen, violett pafjepoilirten Streifen aus gerippter Seide befebt. 


Um linken Vordertheile des Talars tft längs des vorderen Randes 
auf der inneren Seite eine 5 cm breite, von ſchwarzem Clothſtoff unter- 
legte Leifte aus Zalarjtoff angeſetzt, an welcher 5 Knopflöcher angebracht 
find, welchen am rechten Borbertheile 5 vom Rande 6 bis 8 cm ent- 
fernte ſchwarze Stoffinöpfe entiprechen. Auf der Linken Seite ift rüd- 
wärt3 eine ſenkrechte Taſche aus fchwarzem Croiſé eingeſetzt. Am 
an Rande tft der Nüdentheil gefchlißt in einer Länge von circa 

cm. 


n- Talar umhüllt faltenreich den Körper und reicht faft bis zum 
el. 


Knöch 

a: Amtskleide wird eine Halsbinde aus ſchwarzem glänzenden 
Seidenftoffe in Mafchenform mit rechtwinteligen Enden und ein weißes 
Hemd gene en. 

as Barett, welches während einer Urtheilöverfündung oder Eides- 
leiftung zu tragen ift, befteht aus einem rund gefchnittenen und leicht 
efalteten Kopftheile von ſchwarzem Wollftoff mit einem nur am unteren 
Theile befeitigten, oben aber frei abitehenden 8 bis 9 cm hoben fteifen Rande, 
der an beiden Kopfjeiten mit einem bdreiedigen Einfchnitte verfehen ift. 

Das Amtsfleid der richterlihen Beamten wird nach 6 Kategorien 
getragen, welche ſich in dem fragenartigen Beſatz und dem Barett 
unterjcheiden. 

1. Kategorie. Für den erften Präfidenten des Oberjten Gerichts- 
hofes: Kragenartiger Beſatz ans violettem Sammte mit einer 12 cm 
nn Hermelinverbrämung, der Barettrand desgleichen aus violettem 

ammte. 

2. Kategorie. Für den zweiten Präſidenten und die Senatspräſi⸗ 
denten des Oberſten Gerichtöhofes: wie ad 1, nur mit dem Unterjchiede, 
daſs die — des kragenartigen Beſatzes 6 cm breit iſt. 

. Kategorie. Für die Hofräthe des Oberſten Gerichtähofes: wie 
ad 1, nur mit dem Unterſchiede, daj8 die Hermelinverbrämung des 
kragenartigen Beſatzes entfällt. 

4. Kategorie. Für die Oberlandesgerichtspraſidenten: Kragenartiger 
Belag aus ſchwarzem Sammte mit einer 6 cm breiten Hermelinver⸗ 
brämnng; der am oberen Rande mit violettem Sammte pafjepoilirte 
Barettrand aus ſchwarzem Sammte. 

5. Kategorie. Für die Gerichtöhofpräfidenten: wie ad 4, nur mit 
* a daſs die Hermelinverbrämung des fragenartigen Be- 
atzes enträllt. 

6. Kategorie. Für alle anderen richterlihen Beamten erjter und 
zweiter Inftanz und für fachmännifche Qaienrichter: fragenartiger Beſatz 
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aus Talarſtoff mit einem an beiden Raͤndern mit violettem Sammte 
pafjepoilirten 6 cm breiten ſchwarzen Sammtitreifen am unteren Rande; 
Barettrand aus Talarftoff, am unteren Rande mit einem oben mit 
violettem Sammte pafjepoilirten 3 cm breiten ſchwarzen Sammtftreifen. 

Dad Amtsfleid der ftaat3anwaltichaftlihen Beamten wird nad 
3 Kategorien getragen und unterjheidet fi von dem Amtskleide der 
rihterlichen Beamten nur dadurd, daſs an Stelle der violetten Farbe 
die hellrothe tritt. 

1. Kategorie. Für die Mitglieder der Generalprocuratur: wie 
oben die 3. Kategorie der richterficen Beamten. 

2. Kategorie. Für die Oberſtaatsanwälte und deren Stellvertreter: 
wie oben die 5. Kategorie der richterlichen Beaniten. 

3. Kategorie. Für die Mitglieder der Staatsanwaltichaft: wie 
oben die 6. Kategorie der tichterlichen Beanten. 


XI. Berorönung des Iuftigminifters v. 5. Mai 1897, 
R. G. B. Nr. 113, 


womit in Betreff der Anwendung der neuen Gejhäftsord- 
nung für die Gerichte erfter und zweiter Inſtanz Ueber- 
gangsbeitimmungen erlajfen werben. 

Auf Grund des Art. XXIV. des Gel. v. 1. Aunujt 1895, R. G. B. 
Nr. 110, des Art. LV des Gel. v. 1. Auguft 1895, R. G. ©. Kr. 112, 
des Art. XLI des Gef. v. 27. Mai 1896, R. ©. B. Nr. 78, und de 
nn des Gef. v. 27. November 1896, R. &. B. Nr. 217, wird ver- 
ordnet: 

Behandlung von Eingaben, die zu anhängigen Redtsjachen 
gehören, in der Einlaufftelle. 

6. 1. Langen nad) dem 1. Jänner 1898 bei Gericht Eingaben 
ein, welche zu Rechtsſachen gehören, die vor diefem Tage anhängig 
geworden find, jo find fie derjenigen Gerichtäabtheilung zu überjenden, 
welcher diefe Rechtsſache oder die anhängigen Rechtsſachen diefer Art 
von Gericht3porfteher in der für das Jahr 1898 angeordneten Geichäfts- 
vertheilung überwiejen wurben. 

Um das Abtragen folder Eingaben an die Gerichtsabtheilungen 
zu erleichtern, ift der Einlaufftelle rechtzeitig eine Weberficht über die 
Vertheilung der mit dem Schluſſe des Sahres 1897 anhängig ver- 
bleibenden Rechtsiachen zu übergeben. Die den einzelnen Gericht3- 
abtheilungen zugewiejenen Concurſe, Berlafjenichaftsabhandlungen, Bor- 
mundſchafts⸗ und Quratelfachen, Fideicommiſſe, Borerhebungen, Bor- 
unterfuhungen und jonftigen Strafjadhen find in diefer Ueberficht nad) 
a einzeln, unter Unführung der Namen der Parteien, zu 
ezeichnen. 

Hievon ift jedoch abzufeben, wenn ſchon bisher die Geſchäfte eines 
Gerichte nad Strafſachen und Eivilfachen und leßtere etwa nad} ftrei- 
tigen und außerftreitigen Rechtsſachen getheilt waren und dieſe Ver⸗ 
theilung ungeändert auch in Hinkunft aufrecht bleiben fol. 
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Um die Ermittlung der Gericht3abtheilung, an welche eine Eingabe 
gehört, zu erleichtern, Enben die Parteien ihren Eingaben die Regi- 
jtratursbezeichnungen (Actenzeichen), joweit fie ihnen>befannt find, bei⸗ 
ufügen." 
nn Son haben die Parteien die Gerichtsabtheilung auf ber Eingabe anzugeben, 

F. 2. Mit der erften Eingabe, die in einer ſchon vor dem 
1. Jänner 1898 anhängig gewordenen Rechtsſache nad) diefem Tage 
einlangt, hat der Beamte der Einlaufftelle inmer auch die Voracten 
diefer Sache der betreffenden Gerichtäabtheilung vorzulegen. Die Her- 
beiihaffung der Voracten liegt den Beamten der Eitlaufftelle ob. 

Die Boracten jowie die weiteren in diefer Rechtsſache entjtehenden 
Schriftftäde und Acten werden von da an in der Kanzleiabtheilung 
(Ranzleizimmer) der einzelnen Gericht3abtheilungen aufbewahrt. 


fonftige geihäfttiäe Behandlung an- 
ängiger Rechtsſachen. 
a) Bürgerlide Rechtsfachen. 

6. 3. Die Eivilproceffe und Executionsſachen, die in Gemäßheit 
der Vorſchriften der Einführungsgefege zur Civilproceld- und zur Ere- 
eutionsordnung (Gef. v. 1. Au ut 1895, R. ©. B. Nr. 112, und Gel. 
v. 27. Mai 1896, R. ©. 8. Nr. 78) von amtswegen oder infolge An- 
trageö der Parteien nach den Vorfchriften der Civilprocef3ordnung oder 
der Erecutionsordnung au verhandeln und zu erledigen find, werden 
mit dem 1. Jänner 1898, foweit aber ein Antrag der Parteien abge- 
wartet werden muſs, nach Genehmigung dieſes Antrages in die burch- 
die neue Gejchäftsordnung für Rechtsſachen der betrefienben Art ein- 
geführten Regifter übertragen und fortan nach den Vorſchriften der 
neuen Geihäftsorbnung behandelt. 

Auf den vor dem 1. Jänner 1898 entftandenen Boracten folcher 
Rechtsſachen ift das neue Actenzeichen der alten Regiftratursbezeichnung 
in Bruchſorm beizufegen. 

6. 4.*) Grundbuchſachen find fofort nad) der neuen Gejchäftsord- 
sung zu behandeln, aud) wenn fie mit früher eingelangten Actenftüden 
im Bulammenhange ftehen. 

Die Anordnung des 8. 275 der Geſchäftsordnung hat jedoch zu- 
nädjft nur in dem Maße in Wirkſamkeit zu treten, als e3 möglich ift, 
bei —— neuer Grundbuchseingaben die bisherigen, dieſelbe Ein- 


Bezeichnung ar 


lage betreffenden Grundbuchdacten ohne befonderen Beitaufwand zu- 
fammenzulegen. 


SS. 3 und 5. Die vor dem 1. Jänner : vereinigen. Iſt in Anfehung berfelben 
1898 entitandenen Boracten der Eibil- | ein ohne Niüdftand geführtes Tage- 
procefd-, Erecutiond- und Straffachen, | buch nicht vorhanden, fo hat das erſte 
melche nad) 88. 3 und 7 in die neuen | im Jahre 1898 zu dem Acten gebrachte 
Regifter nn werden müflen, | Schriftftüd die Ordnungsnummer 1, 
find nad) Maßgabe der Beftimmungen | fonft aber die laufende Tagebuchszahl 
der Geſchäftsordnung in einen Acten- als Ordnungsnummer zu erhalten. 
räden einzuheften, unter Actendedel | Jedenfalls erhalten dieſe Acten das 
zu legen oder zu Sammelpaleten zu | neue Actenzeichen. (%. DL.) 
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Die durchgreifende Ordnung der Acten in Grundbuchſachen in 
Gemäßheit des 8.275 der Geihäftsordnung ift erft mit den 1. Jänner 
1900 in Angriff zu nehmen. 

Die in gebundenen Urkundenbüchern enthaltenen Urkundenabfchriften 
find Teinesfalls zu trennen. 

Die vorangehenden Beitimmungen find finngemäß auf die Acten 
in Firmenfachen (8. 276 der Geſchäftsordnung) anzuwenden. 

*) Die Beitimmung des 84 daſs auch bie vor dem 1. Jänner 1898 entſtandenen 
Acten in Grundbuchſachen nad) Borfchrift des 8. 275 G. O. zufammenzulegen find, tritt 
außer Kraft. Soweit bie vor dem 1. Jänner 1898 entftandenen Grundbuchsacten jdien 
nach Grundbuchdeinlagen georbnet worden find, bat es biebei fein Bewenden ($. 11 
J. M. B. v. 17. December 1898, R. G. B. Nr. 225, bei $. 77 G. D.). 

6.5. Die Eingaben in allen anderen anhängigen bürgerlichen 
Rechtsſachen, welche nach den bisher Bierfür geltenden Borjchriften zu 
verhandeln und zu erledigen find, erhalten, —— nicht im Folgenden 
etwas anderes beſtimmt wird, das Actenzeichen (Regiſtratursbezeichnung) 
ihrer in der Zeit vor dem 1. Jäuner 1898 entſtandenen Boracten. 

Wo fi jchon ein ohne Rüdftand geführtes Tagebuch oder Acten⸗ 
verzeichnis (8. 224 des Tail. Batentes v. 3. Mai 1853, R. G. B. Nr. 81), 
vorfindet, ift jede nach dem 1. Jänner 1898 einlangende Eingabe in 
das Tagebudy oder Actenverzeichni3 einzutragen und nebft den Ucten- 
zeichen des alten Actes mit der laufenden Tagebuchsnummer oder Ord- 
nungdnummer bed Wctenverzeichnifjes zu verjehen (Geichäftszahl). 

Für die übrigen anhängigen Rechtsſachen ift beim Einlangen der 
erjten Eingabe oder beim Tonftigen Vorkommen eines neuen Geichäfts- 
jtüdes ein Tagebuch) oder ein Actenverzeichnis, und zwar erfleres für 
Berlafienichaftsabhandlungs-, Bormundichaftd- und Euratelsacten, leßteres 
für die Acten in allen anderen bürgerlichen Recdtsfachen, anzulegen. In 
das Tagebuch oder Actenverzeichnis find nur die nad) dem 1. Jänner 
1898 einlangenden Eingaben und die jonftigen nach diefem Datum in 
der Rechtsſache vorlommenden Gejchäftsftüde unter kurzer Bezeichnung 
des Inhaltes und mit Angabe des Tages des Einganges (Aufnahme, 
Erridtung) einzutragen; die Eintragung erfolgt unter fortlaufenden 
Nummern (Tagebuchgnummer, Ordnungönummer de3 Actenverzeichnifieg), 
die in jedem Tagebuche oder Nctenverzeichniffe mit eins beginnen. 

Das Tagebuch oder Actenverzeichnis ift mit dem früheren Acten- 
zeichen SnenilenLun Degen) und der Jahreszahl der neuen Folge 
zu üüberjchreiben (3.8. 220/97—1898) und den Acten der betreffen- 
den — beizulegen. Die einzelnen Eingaben und Geſchäfts⸗— 
ftüde diefer Rechtsſachen werden mit dem Wctenzeichen des alten Actes 
und der Nummer, unter der vi im Tagebuche oder Actenverzeichnifie 
eingetragen find, bezeichnet (Geſchaͤftszahl). 

’ III 220/97 IV10/85 , 

Diefe Geichäftszahl (3. Bd. — 1 77 Riſt aud auf 
allen dieſe Rechtsſache oder die einzelne Eingabe betreffenden Ausferfi- 
gungen anzugeben. 

Wo die Erledigung gleichartiger Sachen einer Mehrzahl von 
GerichtSabtheilungen übertragen ift, muſs auch die der Wbtheilungs- 
nummer entjprechende römtiche Ziffer in dag Actenzeihen und im die 
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Geſchäftszahl, und zwar in der Urt aufgenommen werden, daſs die Ab⸗ 
theilungsnummer in römilchen Zahlen in Bruchform neben der Nummer 


- angebraht wird, unter der die Eingabe oder das Geſchäftsſtück im 


Tagebuche oder Actenverzeichniffe eingetragen iſt 
(3. Ai III 520/97 IV 10)85, 3 
IV ' 2001 ” 

6.6. Für die mit Schlufs des Jahres 1897 anhängigen Eivil- 
procefje, die nad) den bisher hierfür geltenden Vorſchriften zu verhandeli 
und zu enticheiden find, ift das Proceſsbuch (8.130 des Tail. Patentes 
v. 3. Mai 1853, R. ©. Nr. 8) fortzuführen. 

Die in ſolchen Civilprocefien gefällten Urtheile (Erkenntniſſe) find 
in den für die Fahre 1898 und 1999 zu erftattenden Geſchäftsausweiſen 
mittel8 einer bejonderen Anmerkung auszumeijen. 


b. Strafjachen. 


6. 7. Die mit dem Schluſſe des Jahres 1897 bei den Gerichts- 
und ftaatdanmwaltichaftlichen Behörden nängig verbleibenden Straf- 
ſachen find je nach ihrer Beſcha — in die durch die neue Geſchäfts— 
ordnung für Strafjachen der betreffenden Art eingeführten Regifter zu 
übertragen und fortan nach den Vorfchriften der neuen Geſchäftsordnung 
zu behandeln. 

Den vor dem 1. Jänner 1898 enftandenen Noracten ſolcher 
Rechtsſachen ift das neue Uctenzeichen nad) Maßgabe der Beltimmungen 
des 8. 3 diefer Verordnung beizujegen. 

Wenn in älteren Straffahen nad) dem 1. Jänner 1898 Eingaben 





vorkommen, fo find fie nach Vorjchrift des $. 5 zu behandeln. 


c. Nechtsfachen bei den Oberlandesgerichten. 

6.8. Nah den a des 8. 5 find auch die Eingaben 
und Gefchäftsftide zu behandeln, die nah dem 1. Jänner 1898 bei 
einem Oberlandesgerichte vorlommen, jedoch zu Sachen gehören, die 
ſchon vor diefem Tage bei dem Oberlandesgerichte anhängig geworden 
find. Die Gejchäftszahl wird gleichfalls durch die bisherige Regiftraturs- 
Pe nun und die laufende 55 des Actenverzeichniſſes 
gebildet. 

Rechtsſachen, welche erſt nach dem 1. Jänner 1898 beiden Oberlandes⸗ 
gerichten anhängig werden, aber nach den bisher geltenden Proceſsvor⸗ 
ſchriften erledigt werden müſſen, ſind je nach ihrer Beſchaffenheit in die 
durch die neue Geſchäftsordnung für Rechtsſachen dieſer Art eingeführten 
Regiſter einzutragen. Die Spalten der Regiſter ſind jedoch nur inſo— 
— auszufüllen, als fie den bisher geltenden Proceſsvorſchriften ent- 
ſprechen. 

Die Entſcheidungen und Recurserledigungen in Rechtsſachen, die 
vor dem 1. Jänner 1898 bei dem Oberlandesgerichte anhängig wurden 


oder doch von dieſem nach den bisher geltenden Proceſsvorſchriften er⸗ 
ledigt werden müſſen, jind in den für die Jahre 1898 und 1899 zu 


erftattenden Geſchäftsausweiſen mittel3 einer bejonderen Anmerkung 
auszuweiſen. 
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d) Eintragung in die Namensverzeichniſſe. 

6.9. Alle aus früherer Zeit anhängigen Rechtsſachen, in welchen 
nach dem 1. Jänner 1898 Eingaben oder Tonftige Geichäftsftäde vor 
fonımen, find in das für Rechtsſachen diefer Art bei dem Gerichte oder 
in den einzelnen Gericht3abtheilungen nad) Borjchrift der neuen Ge⸗ 
ichäftsordnung geführte Namensverzeichnis einzutragen. Die Eintragung 
in da3 Namendverzeichnis muſs erfolgen, wenngleich die fragliche Rechts- 
ſache in das nad) der neuen Geichäftsordnung für Redtsladen dieſer 
Art beſtimmte Regiſter in Gemäßheit der vorangehenden Beſtimmungen 
nicht übertragen werden darf. 


Regiſter über vermögensloſe Pflegebefohlene. 


F. 10. Bei den Bezirksgerichten, bei welchen bisher vermögen?- 
loſe Pflegebefohlene, ohne Eintragung in die Waiſenbücher, in alpha- 
betifchen Regiftern verzeichnet wurden, find dieſe Regifter mit 1. Jänner 
1898 außer Gebrauch zu feßen. 

Alle Eingaben, welche folche Pflegebefohlene betreffen, find nad 
dem 1. Jänner 1898 im Regifter Nc aufzunehmen; eine Uebertragung 
der Pflegſchaftsſachen aus den alphabetifchen Regiftern in das Waijen- 
buch findet nicht ftatt. 

Nah Beginn der Wirkfamfeit der neuen Geſchäftsordnung find 
auch die Vormundſchaften und Curatelen vermögenglofer Pflegebefohlener 
in dag Regiſter P einzutragen. 


Mebergabe von VBormundjhafts-, Curatels⸗, Subftitutiong- 
und Fruchtgenuſsſachen. 

6. 11. Um die Uebertragung der bei Gerichtähöfen anhängigen 
VBormundfchafts- und Euratelfachen an die fortan hiefür zuftändigen 
Gerichte vorzubereiten, find auf Grund der Waifenbücher und fonftigen 
Behelfe Berzeichnilje der zu übergebenden Rechtsſachen anzulegen; Die 
VBerzeichniffe haben lediglich die Namen und Regi —— 
zu enthalten. Ferner find für diejenigen Pflegſchaftsſachen, die an Be⸗ 
zirkögerichte außerhalb des Sitzes eined Gerichtshofes abgegeben werben 
müſſen, rechtzeitig beglaubigte Wuszüge aus dem Waiſenbuche, nad 
Stämmen gejondert, anzufertigen. Mit diefen Verzeichnifien und Aus 
zügen find fjodann die Acten der an Bezirksgerichte anßerhalb des 
Sitzes des Gerichtshofes Üübergehenden Rechtsſachen am 1. Jänner 1898 
an die zuftändigen Bezirksgerichte zu überjenden.!) 

ı) Wenn mit einer anhängigen Verlaſſenſchaftsſache Bflegichaftsjachen verbumben 
find, find binfichtlich der Ichteren die Regifterbaten dem in igen Bezirksgerichte be⸗ 
nen die Acten aber erft nad) Beendigung der Berlaffenichaftsahbandlung zu 
—— ee beim ®erichtähofe anhängig gewordene VBormundichaftsfachen 

Zugleich ift das Erforderliche wegen Uebertragung der Depofiten- 
maſſen an legtere Gerichte zu veranlafien. 

Die Bezirlögerichte haben auf Grund der empfangenen Waifenbuchs- 
auszüge die neu zugewachſenen Pflegichaftsfälle in das Negifter P ein- 
zutragen und das neue Wctenzeichen der alten Regiftraturöbezeichnung 

80 


in Bruchform beizufeßen, 3. ©. — 
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Die Geſchäftszahl wird jedoch nur auf Grundlage des neuen 
Actenzeichens gebildet. 


6. 12. Dem Bezirksgerichte am Sitze des Gerichtshofes werden 
die Acten der vom Gerichtshofe an dieſes Bezirksgericht übergehenden 
Vormundſchafts⸗ und Peter pe gleichfall3 am 1. Sänner 1898 mit 
den gemäß 8. 11 angefertigten Verzeichniffen und unter Anfchlufs des 
bisher bei den Gerichtshofe geführten Waijenbuches und deſſen Neben- 
ausweiſen überjendet. 


Das überjendete Waiſenbuch erhält zum Unterſchiede von allen 
übrigen beim Bezirfögerichte geführten Waiſenbüchern die Bezeichnung 
Pt und hat bis zur Beendigung aller darin eingetragenen Fälle in 
Berwendung zu bleiben. 


Für die an das Bezirksgericht Übergegangenen Nechtsjachen ijt das 
Actenzeichen und die Geichäftszahl nach den Borfchriften der neuen Ge- 
Ihäftsordnung zu bilden. Die einzelnen im Waifenbuche eingetragenen 
Saden find mit fortlaufenden Regijterzahlen zu bezeichnen. Die Acten 
der übergegangenen Rechtsjachen find in den einzelnen Gerichtöabtheilungen, 
denen fie zugewiefen jind, aufzubewahren. 

Für Diejenigen im Waifenbuche de3 Gerichtshofes eingetragenen 
Fälle, die bei dem Gerichtshofe auch nach dem 1. Jänner 1898 an- 
bängig bleiben, find rechtzeitig beglaubigte Auszüge aus dem Waiſen⸗ 
budye, nah Stämmen gejondert, herzuftellen. Auf Grund diefer Aus- 
afge find am 1. Jänner 1898 die anhängigen Sachen in das Regiſter 

einzutragen; auf den Acten ift daS neue Wetenzeichen in Bruchform 
unter die alte Regiftraturbezeichnung zu fegen. Für die Gejchäftszahl 
fommt nur erfteres in Betracht. 


6. 13. Wenn ein Gerichtshof an mehrere an feinem Sitze be- 
findliche Bezirksgerichte Vormundjchafts- und Curatelſachen abzugeben 
bat, jo finden die Beſtimmungen des $. 12, Abf. 1 bis 3, in Betreff 
desjenigen unter diejen Bezirksgerichten Anwendung, an welches die 
verhältnismäßig größte Anzahl von Rechtsſachen zu übertragen ijt. 

An die übrigen Bezirkögerichte ift die Webergabe gemäß 8. 11, 
Abſ. 1, zu vollziehen; Hinfichtli) der bei dem Gerichtshofe anhängig 
bleibenden Bormundichafts- und Eurateljachen ift aber nad) $. 12, Me 
Abſatz, vorzugehen. Die Unfertigung der Verzeichnilfe und Waijen- 
buchsauszüge ift rechtzeitig zu beginnen, damit die Ubgabe der Acten 
und de3 Waifenbuhes am 1. Jänner 1898 ungehindert von ftatten 
gehen fann. 

Auf Grund der Waiſenbuchsauszüge hat die Eintragung in das 
Regifter P zu erfolgen (88. 11, Abſ. 3 und 4, und 12, letzter Abſatz). 


6. 14. Eine Webertragung!) der Tepofitenmaflen aus den Depo- 
fitenhauptbüchern des Gert kahofes in diejenigen eines Bezirksgerichtes 
am Site des Gerichtähofes findet nicht ftatt; bei den Übergebenen Mafjen 
ift erfichlich zu machen, an weldes Bezirksgericht die Maſſe über- 
gegangen ift. 

1) Giehe Mitth. J. M. 8. B. ©. 154/1898, betreffend die Mebertragung von 
Depofiten- und Waiſencaſſemaſſen feitens der Gerichtshöfe an die Bezirksgerichte. 
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6. 15. Die Ueberjendung des Waiſenbuches und die Anfertigung 
von Waiſenbuchsauszügen unterbleiben, wenn bei einem @erichtöhofe 
ftatt der Waiſenbücher Waifenblätter geführt werden. Die Acten ber 
an ein anderes Gericht — flegſchaftsſachen ſind in dieſen 
Ye un Anſchluſs der Berzeichniffe und der Waijenblätter zu 
überjenden. 


6. 16. Behufs Uebergabe der enhängigen an das Handelögerict 
in Prag übergehenden Vormundſchafts⸗ und Euratelögeihäfte in Bezug 
auf die Kinder ber beim Handelögerichte in Prag protolollirten Kauf- 
leute und der öffentlichen Gejellichafter von dort protofollirten Handels⸗ 
gejellichaften ift auf Grund der Waiſenbücher und fonftigen Behelfe zu 
ermitteln, ob die Kinder der genannten Perſonen mit ihrem Bupillar- 
le bei der Handlungs» oder Fabrilsunternehmung betheiligt find 
(faif. 8. v. 21. December 1865, R. &. 8. Nr. 2 ex 18566, Art. VIII 
3. 2 des Einführungsgefeges zur Jurisdictionsnorm). 


Die Acten der Vormundihafts- und Guratelfahen, bei welchen 
hienach die Borausfegungen für die Uebertragung an das Handelsgericht 
in Frag vorliegen, jind unter Anſchluſs beg Ten Anszüge aus dem 
Waiſenbuche mitteld eines Werzeichniffes (8. 11, Abſ. 1) am 1. Jänner 
1898 dem Handelögerichte in Prag zu überjenden. 

Zugleich ift das Erforderliche wegen Mebertragung der Depofiten- 
maſſen an das lebtere Gericht zu veranlaffen. Bei Depofitenmaflen, die 
von einem ftädtifch-delegirten Bezirksgerichte in Prag an das Handels- 
— übergehen ſollen, iſt —538 dieſer Uebergang erſichtlich zu 
machen. 

Das Handelsgericht in Prag hat auf Grund der empfangenen 
Waiſenbuchsauszüge die neu zugewachſenen Pflegſchaftsfälle in das Ne 
giſter P en und das neue u der alten Regiftraturs- 
bezeihnung in Bruchform beizufegen. Die Geichäftszahl wird jedoch 
nur auf Grundlage des neuen Vctenzeichens gebildet. 


6. 17. Eingaben und fonftige Geichäftsftäde, die zwar vor dem 
1. Zänner 1898 bei Gericht angebracht werden, aber bi8 zum Schluſſe 
des Jahres 1897 nicht zur Erledigung gelangt find, mülfen am 1. Jän⸗ 
ner 1898 mit den übrigen Acten der Rechtsſache dem nunmehr zu- 
ftändigen Gerichte übergeben werden und Jind von lebterem der &. 
ledigung zuzuführen. 

Eingaben und Gefhhäftsftüäde, die nad) dem 1. Jänner 1898 bei 
dem früher für die Rechtsſache zuftändigen Gerichte einlangen, find von 
ber Gerichtskanzlei diejes Gerichted ohne vorherige Eintragung in ein 
Regiſter mitteld Berzeichniffe® dem nunmehr zuftändigen Berichte ab» 
zutreten. 


6. 18. Subftitutions- und Fruchtgenufsfachen, die kraft der Be⸗ 
jtimmung des Art. XXI, Abſ. 2, des Einführungsgefeßes zur Juris⸗ 
dictionsnorm (Gef. v. 1. Auguſt 1895, R. G. B. Ar. 110) am 1. Jänner 
1898 an ein andereö Gericht übergehen, find unter finngemäßer An⸗ 
wendung der vorftehenden Borfchriften zu übertragen. 


U 
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Uebergabe der Rechtsſachen der Bagatellgerichte in 
Handelsjacden. 


6. 19. Die Bagatellgerichte in Handelsſachen, deren Wirkſamkeit 
am 1. Sänner 1898 aufhört, haben die Acten aller bei ihnen an dieſem 
Tage anhängigen Rechtöfachen den an ihre Stelle tretenden Bezirks⸗ 
gerichten oder Bezirkögerichten in Handelsſachen mit Berzeichniffen zu 
übergeben, die lediglich die Namen und Regiftratursbezeichnungen zu 
enthalten haben. 

Klagen, die bei einem Bagatellgerichte in Handelsſachen fo jpät 
angebracht werben, daſs eine Erledigung der Rechtsſache während der 
bis zum 1. Jänner 1898 noch übrigen Zeit ausgefchlofien ift, find zu 
fammeln und mitteld eines beionderen Verzeichniſſes gleichfalls am 
1. Jaͤnner 1898 zu übergeben. 


Diele Klagen, fowie die übrigen übergebenen Rechtsſachen find bei 
dem für fie fodann zuftändigen Gerichte in die entiprechenden Regiſter 
einzutragen. Actenzeichen und Geſchäftszahl find nad) den Borfchriften 
der neuen Geichäftsordnung zu bilden; das Üctenzeichen ift gegebenen- 
falls unter die alte Negiftratursbezeichnung in Bruchform zu ſetzen. 


6. 20. Die Regiftraturen der Bagatellgerichte in Handelsfachen 
find ungeändert zu belaffen. Benöthigt ein Bezirksgericht oder ein Be- 
zirksgericht in Handelsfadhen, an melches — eines Bagatell⸗ 
— in Handelsſachen übergegangen ſind, nachträglich Acten aus 

er Regiſtratur dieſes Bagatellgerichtes, jo find dieſe von Fall zu Fall 
herbeizuſchaffen. 

Eingaben an ein Bezirksgericht oder Bezirksgericht in Haudels⸗ 
ſachen, die eine früher bei einem Bagatellgerichte in Handelsſachen an- 

ngig gemweiene, jedoch fchon vor dem 1. Sänner 1898 erledigte Rechts⸗ 
ache betreffen, find, foferne fie einen Antrag auf Bewilligung der Ere- 
cution oder einer einftweiligen Verfügung enthalten, in das Regiſter E 
oder V, jonft in das Negijter Nc einzutragen. 


Uebergabe anhängiger Civilproceſsſachen) an andere 
Gerichte. 


6. 21. Die Acten derjenigen am 1. Jänner 1898 anhängigen 
Sivilproceffe, welche zufolge Artikels XX des Einführungsgefehes zur 
Jurisdictionsnorm (de. v. 1. Auguſt 1895, R. ©. 8. Nr. 110) von 
dem bisherigen Brocefögerichte an ein anderes fachlich zuftändiges Ge- 
richt übergeben, find legterem mittel eines Verzeichniſſes, das lediglich 
uote und die Negiftraturäbezeihnung zu enthalten hat, zu über- 
enden. 

a ggg Open 
ie Wusübung der den Erecutionsgerichten zugewieſenen gerichtlichen Beichäfte. (XV.) 

Wenn in der Rechtsſache für die Zeit nad dem 1. Jänner 1898 
eine Tagſatzung anberaumt oder aber eine Friſt imu Laufe ift, auf deren 
Einhaltung von amtswegen zu achten ift, oder wenn bereits ein Antrag 


922 XI. J. M. V. v. 5. Mai 1897, R. G. B. Rr.118, 66.2125. 


auf Uebertragung vorliegt, muſs die Ueberſendung der Acten am 
1. Jänner 1898 erfolgen, ſonſt iſt damit bis zur nächſten die Rechts⸗ 
ſache betreffenden Proceſshandlung zu warten. 

Von der Ueberſendung der Acten ſind die Parteien unter Benen⸗ 
nung des Gerichtes, dem die Acten übergeben wurden, und unter An⸗ 
gabe derjenigen Beſtimmungen der Jurisdictionsnorm zu benachrichtigen, 
auf welche ſich die ſachliche Zuſtändigkeit des neuen Gerichtes gründet. 
In Anſehung der weiteren Behandlung der übertragenen Rechtsſachen 
gilt die Vorjchrift des 8. 19, letzter —28 


Perſonalſtandesausweiſe. 


F. 22. Die am 1. Janner 1898 ſchon vorhandenen Perſonal⸗ 
Itandesausmweife find fortzuführen und auf die in der neuen Geichäfts- 
ordnung (8. 4) vorgejchriebene Zahl von Eremplaren zu ergänzen. 
Hiezu find die allenfall8 vorräthigen alten Drudjorten zu verwenden. 

Die Borfchriften der neuen Gefchäftsordnung über die Stellen, 
an welchen Eremplare des Berjonalitandesausweijes jedes Beamten oder 
Dienerd aufbewahrt werden müffen, haben auch für die Perjonalitandes- 
ausmeife der bereits im Dienfte ftehenden Beamten und Diener zu gelten. 


AUmtsverrihtungen des Kanzleidirectors. 
6. 23. Bei den Gerichtshöfen, bei — bisher in Gemaßheit 
des 8. 67 des Tail. Patentes v. 3. Mai 1853, R. G. B. Nr. 81, 
Kanzleidirectoren!) beitellt waren, haben dieje bi auf weiteres ihre 
AUOUELEIHENGER im Ren bisherigen Umfange zu verjeben. 
2 e 8. 31 . O. 


Archive. 

6. 24. Die zur Zeit beſtehenden befonderen Archive haben in 
Hinkunft einen abgejonderten Theil der Negiftratur zu bilden und find 
jammt ihren Berzeichniffen und Nachweifungen von dem Regiftraturs- 
beamten fortzuführen. 


VBorbereitungsarbeiten. 


6. 25. Alle zur Durchführung diefer Verordnung erforderlichen 
orarbeiten find ohne Verzug in Angriff zu nehmen. 

Die bei Gerichtshöfen vor dem 1. Jänner 1898 angebraditen 
Eingaben in Bormundfchaftse und Lurateljachen, die an ein anderes 
Gericht übergehen, find nad Thunlichkeit noch vor Schluj8 des Yahres 
der Erledigung zuzuführen. 
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XII. Berordnung des Duftigminifters v.5. Mai 1897, 
R.G.B. Nr. 114, 


womit ergänzende Beftimmungen für die en der 
Geschäfte bei den Staatsanwaltſchaften getroffen werden. 


Um die Gefchäftseinrichtungen der Staatsanwaltichaft bei den Ge- 
richtshöfen I. Inſtanz mit den Vorſchriften in Einklang 7 bringen, 
welche kraft der J. KR .v. 5. Mai 1897, R. G. B. Nr. 112,v.1. Jän- 
ner 1898 an bei den Gerichten I. und IL. Inſtanz in Bezug auf die 
Behandlung und Bezeihnung der Eingaben und Acten und die Führung 
von Regiſtern und Vormerken über die einzelnen Rechtsfachen zu gelten 
haben, wird verordnet: 


Anwendbarkeit der Borjchriften der Gefhäftsordnung. 


6. 1. In der Geichäftsführung der Staatsanmwaltichaft bei den 
Gerichtshöfen I. Inftanz Haben vom 1. Jänner 1898 die Beftimmungen 
der J. M. 3. v. 5. Mat 1897, R. ©. 8. Nr. 112 (Gefchäftsordnung 
für Die Gericte I und I. Anftanz), über gerichtliche Eingaben (88. 62 
bis 67, 71 bis 75, 79 und 80), die Geichäftsführung (88. 82 nie 85, 
90, g2, 93, 99, 100), Ausfertigung der gerichtlichen Erledigungen 
(88. 191, 192, 193, 199, 200, 201, 203, 204, 211, 215), egifter 
(88. 217 bis 222, 252, 254, 255, 266), Anlegung der Acten ei 261, 

2, 264, 266, 266, 278, 279), Aufbewahrung der Ucten ( 282, 
288, 284), Regiftratur (88. 289 bis 294), Papier (8. 328) und über 
die Unle ung und Führung eines Beeitinmptnches (8. 406, 8. 14) 
finngemäß Unwendung zu finden. ') 


) Diefe Beſtimmungen find in der ne He * bezeichnet. Giche 
er ähtigung ber Oberſtaatsanwalten, au Führung a re! 
büder ir StantBanwaltieha ten zu erlafien J. M. VB. v. 14, März 1899 
—— bei 8. 293 G. O. Ferner die RB. v. ——— B. Nr. 3 
end bie Eontrole über den Strafvollzug bei den Bezirtsgerichten und bie Be 
nous des Strafvollzuges überhaupt. 


Einlaufftelte. 

6. 2. Für die Eingaben an die Staatsanwaltichaft ift eine be- 
fondere Einlaufitelle zu eröffnen. Die einzelnen einlangenden Eingaben 
werden hier ebenfowenig wie in der Einlaufjtelle des Gerichtes verzeich- 
net. Bei größeren Staatsanwaltichaften Tann nad) Bedarf ein Ein- 
gangsbuch nah Formular Nr. 7 der Geihäftsordnung für die Gerichte 
I. und II. Inftanz für diejenigen Eingaben geführt werden, die neu 
anfallende Strafſachen betreffen und erjt zugetheilt werden müſſen oder 
deren Bufammenhang mit anhängigen Strafiahen nicht jogleich feſt⸗ 
geitellt werden Tann. 


Bräjidialfahen und Präfidialjournal. 


6. 3. Präfidialjachen der Staatsanwaltichaft find in das Prä⸗ 
fidtaljournal einzutragen. 





Ir. 107. 
ir. 108, 
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Zu den Präjidialfachen find zu zählen: 

1. Rormalien; 

2. legislative Angelegenheiten (Unträge und Gutachten in Geleh- 
gebungsſachen oder in Saden der Juftizverwaltung); 

3. allgemeine Weifungen der vorgejegten Behörden, jowie Erläfie 
über die Behandlung einzelner Straffälle; 

4. Berjonalangelegenheiten der Beamten, Diener, Kanzleiprafti- 
fanten, Kanzteigehifen. Ausnilfsdiener und der ftaatsanmaltfchaftlichen 
Yunctionäre, wie: Bejegungsvorichläge, Ernennungen, Beeidigungen, 
Berjegungen, Bienftantritt und ⸗Austritt, Dienfttaufh, Erkrankunge⸗ 
und Todesanzeigen, Urlaube, Altersnachſicht, Verehelichung und jonftige 
den a oe betreffende Anzeigen, Anweiſung von Ge⸗ 
halten, Zulagen, Vorſchüfſen, Aushilfen, Remunerationen, Anertennungen 
und Auszeichnungen; 

5. Militärdienſtſachen; 

6. Difeiplidarurfachen des Beamten- und Dienerperfonales ; 

7. Benfionierungen und Gnadenſachen (Duiefeirungen, Proviſioni⸗ 
rungen, Abfertigungen, Erziehungsbeiträge, Conductquartale u. ſ. w.); 

8. amtliche en der Staatsanwaltihaften und deren 
Erledigung; 

. periodiihe Ausweiſe und Berichte einjchließlich der jtatiftiichen 
Ausweife. 
Regiſter. 

6. 4. Bei der Staatsanwaltſchaft find zu führen die Reſtiſter: 

St für die an die Staatsanwaltichaft gelangten Anzeigen nadı 
Formular Nr. 107; 

Ss für Preſsſachen nah Formular Nr. 108; 

Nst für die Geichäfte, welche in feines diefer Regifter einzutragen 
Ind: nad) Formular Nr. 33 der Geichäft3ordnung für die Gerichte der 

. und II. Inſtanz (allgemeines Sammelregifter). 


6.5. Die Regifter St und Se find nad Straffällen zu führen. 
In das Negifter St find alle an den Staatdanwalt gelangten Anzeigen, 
und zwar die zu Protololl genommenen Anzeigen auch dann einzu- 
tragen, wenn fie der Staatsanwalt für grundlos hält, der Anzeiger 
aber auf der Anzeige beharrt. werner gehören in das Regiſter St Die 
Unzeigen der Bezirksgerichte über die von ihnen nad) 8. 89 St. P. O. 
eingeleiteten orerhebungen wegen Berbredden und Vergehen (88. 68 
und 84 der Bollzugsvortchrift zur Etrafprocefsorbnung). 

ea an einer Strafſache mehrere Beſchuldigte betheiligt 
jind oder einem Befchuldigten mehrere ftrafbare Handlungen zur La 
gelegt werden, ift dennoch nur eine Regifterzahl zu eröffnen, und * 
ohne Unterſchied, ob ſchon die erſte Anzeige gegen mehrere Beſchuldigte 
gerichtet war oder auf mehrere ſtrafbare Handlungen ſich bezog oder ob 
die Mehrheit der Beſchuldigten oder ſtrafbaren Handlungen ſich erſt 
durch mehrere aufeinanderfolgende Anzeigen ergibt. Es ſind jedoch 
unter der einen Zahl im ln St und Ss jämmtliche Befchuldigte, 
Beichädigte und fänmtliche jtrafbare Handlungen, letztere dur Anfüh- 
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rung des betreffenden Paragraphen des Strafgeſetzes, anzugeben. Im 
Falle der Ausſcheidung einer Strafſache iſt nach der Vorſchrift des 
8. der Geſchäftsordnung für die Gerichte J. und II. Inſtanz vor⸗ 
zugeben. 

Die Zahlen des Hauptregifters und des Prefsregifterd des Ge 
richtshofes (Vr und Pr) werden in das Regifter St und Ss eingetragen, 
jobald die Acten zum erjtenmal vom GerichtShofe an die Staatsanwalt- 
ſchaft zurüdgelangen. 

Dus Negifter Nst iſt für die Eingaben an die Staatsanwaltſchaſt 
beftimmt, welche weder in eines der beiden genannten Regiſter oder in 
das Präfidialjournal aufzunehmen find, noch zu einer im Regiſter St 
oder Ss jchon eingetragenen Sadje gehören. Für die Führung des 
Regiiters Nst find die Beftimmungen des 8. 252 der Geſchäftsordnung 
für die Gerichte I. und II. Inſtanz maßgebend. Für die Ungelegen- 
heiten des Notariat3 und für Gefängniswejen find bejondere Abfchnitte 


zu bilden. 
Tagebud. 


6. 6. Zu den Acten jedes Straffalles iſt bei der Staatsanwalt- 
ichaft ein Tagebuch nah Formular Nr.109 zu führen. Haftſachen find Rr. 109. 
auf den Zagebuche als ſolche zu bezeichnen. 
Wenn das Schriftftäd bei den Ucten der Staatsanmwaltichaft bleibt, 
ift in dad Tagebuch bloß die Ordnungsnummer und der Tag de3 Ein- 
ganges einzutragen. Wird dagegen da3 Schriftſtück einer anderen Be⸗ 
hörde überjendet, fo ift im Tagebuche auch der Gegenftand des Schrift- 
ſtückes und der Inhalt der getroffenen Verfügung kurz anzumerfen. 
Der Angabe über die getroffene Verfügung ift das Datum beizujeßen. 
In das Tagebuch können auch, falls nicht der Eorrefpondenzbogen 
hiezu benüßt wird, die Erwägungen geichrieben werden, melde dein 
RT zur BZurüdlegung der Unzeige beftimmt haben ($. 90 


Das Einlangen von Ücten, die von dem Gerichtähofe, bei welchem 
der Staatdanwalt beftellt ift, diefem während des Vorverfahrens zur 
Antragitellung überfendet werden, ift im Xagebuche nicht erjichtlich zu 
machen. Wenn andere Gerichte ober Behörden Erhebungsacten der 
GStaatsanwaltichaft überjenden, iſt dieſes im Tagebuche einzutragen. 


Vormerk über Hauptverhandlungen. 


6. 7. Der Vormerk über die angeordneten Hauptverhandlungen 
und deren ne ift künftig nach den Formularien Nr. 110 zu führen; Ar. 110. 
er tritt an die Stelle des im $. 83 der Vollzugsvorſchrift gu Straf» 
procef3ordnung vorgejchriebenen Regiſters nad) Formular XVI. 


Perjonalftandesausmeife. 


$. 8. Die Vorſchriften der 88. 4 und 5 der Geſchäftsordnung 
für die Gerichte I. und II. Inftanz find ſinngemäß auf die Beamten 
der Staatsanwaltichaft anzuwenden. 





Nr. 111. 
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Urlaube. 


6. 9. Die der Erholung dienenden Urlaube der bei den Staats- 
anwaltichaften verwendeten Beamten und Diener follen, foweit als 
möglich, in die Beit der Gerichtöferien fallen. 


Geihäftsausmweije der Staatsanwaltſchaften. 
6. 10. Der Eee der Staatöanwälte (8. 22 der 
LM. V. v. 3. Auguft 1854, R. ©. B. Nr. 201) ift in Hinkunft nad) 
dem Formulare Nr. 111 zu erftatten. 


— — — — 


XIII. Berordnung der Minifter der Dufliz, 


des Innern und des Ackerbaues v. 5. Mai 1897, 
R. ©. B. Rr. 116, 


betreffend die Mitwirkung der laudesfürftliden politifhen 

und VBergbehörden und der Gemeinden bei Anlegung, Be— 

rihtigung und Ergänzung der amtliden Berzeißnifte der 
Bwangdverwalter. 


Zum Zwecke der Durchführung des 8.106 der Erecutiondordnung 
(Geſetz v. 27. Mai 1896, R. &. 8. Nr. 79) über die Berfafiung der 
amtlihen Berzeichnifje der Zwangsverwalter (Berwalterlifte) wird ver- 
ordnet: 


Bildung der Bermwalterlifte. 


6. 1. Die Verfaffung der Berwalterlifte obliegt den SKreis- und 
Zandesgerichten. Die landesfürftlichen politiiden und Bergbehörden 
und die Gemeinden haben diefe Gerichte biebei auf Aufforderung durch 
Namhaftmachung geeigneter Berjonen und durch Abgabe gutähnlicher 
Heußerungen zu unterftügen. Sowohl die PBerfonalvorichläge, wie die 
Begutachtungen find unter forgfältiger Beachtung deſſen zn erftatten, 
daſs die Gefchäftstenntnis und WBerläfslichleit des Verwalter für die 
Ergebniffe der. Zwangsverwaltung und für den Einfluſs diefer Erecu- 
tionsart auf den Wert und die Tünftige Ertragsfähigteit der Liegenſchaft 
von bejonderer Bedeutung find und außerdem eine zufriedenſtellende 
Durchführung der Zwangsverwaltungen die mwejentlichfte Vorausſetzung 
für den im Intereſſe des Liegenichaftöbefiges anzuftrebenden Rüdgang 
ber a N bildet. 

$. 2. Zur Erjtattung von Vorſchlägen über die Berjonen, die 
in die Verwalterlifte aufzunehmen wären, find nad) ann der nad) 
folgenden Bejtimmungen die Borfteher der Gemeinden (Geichäftsführer 
ausgefchiedener Gutögebiete), die politiichen Landesbehörden und bie 
Berghauptmannſchaften berufen. 

Die Vorſchläge haben fih auf die von dem Gerichte -beftimmte 
Zahl von Berfonen zu beichränfen. Bei der Eritattung ber Borjchläge 
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ift zu berüdjichtigen, daj8, wo für verfchiedene Arten von en 
Berwalter zu benennen find, für jede einzelne Art eine angemellene 
Anzahl von Verwaltern bereit ftehen muſs und dafs, joweit Liegen- 
Ihaften gleicher Art im ganzen Gerichtöhofiprengel vorkommen, die ge- 
gebenenfall3 für deren Verwaltung verwendbaren Berjonen ziemlich 
gleichmaßig über den Gerichtshofſprengel vertheilt ſein ſollen. 

In den Vorſchlag darf niemand ohne frühere Befragung und 
ohne ſeine Zuſtimmung aufgenommen werden. 


Verwalterliſte für mittlere und kleine landwirtſchaftliche Be— 
ſitzungen und für Häuſer nen ber Städte mit eigenem 
tatut. 


6. 3. Behufs Anlegung der Berwalterlifte für mitttlere und Heine 
landwirtichaftliche Befigungen und für Häufer in Gemeinden ohne eigenes 
Statut werden die Bezirkögerichte fpäteteftens im Monate Auguft die 
eg der Gemeinden (Gefchäftsführer der ausgefchiedenenen Guts— 
gebiete) ihres Sprengel3 auffordern, für die verichiedenen in der Ge- 
meinde vorfommenden Arten von Liegenschaften Berfonen zu benennen, 
welche fic) zum Umte eines Verwalters eignen und e3 zu übernehmen 
bereit find. In der Aufforderung wird angegeben, wie viele Verwalter, 
und für welche Hauptgruppen von Liegenjchaften und Unternehmungen 
Berwalter in Vorichlag zu bringen find. Dieſe Vorfchläge find vom 
Gemeindevoriteher oder vom Beichäftsführer des ausgefchiedenen Guts- 
gebieted, und zwar von eriterem auf Grund eines Beichlufies des Ge- 
meindevorftandes, mit thunlichfter Beichleunigung, jedenfall3 aber inner- 
halb eines Monates nad; Empfang der gerichtlichen Aufforderung, dem 
Bezirksgerichte fchriftlich zu überfenden. 


6. 4. Die Bezirkögerichte werden die rechizeitig eingelangten Vor— 
ſchläge unter Bezeichnung derjenigen vorgeſchlagenen Perjonen, die ihnen 
für das Amt eines Berwalterd nicht geeignet erjcheinen, vor Ablauf des 
Monate September der landesfürftlihen politischen Bezirksbehörde 
überjenden. Wenn Gemeindevorjteher ed ablehnen, Vorjchläge für bie 
Berwalterlifte zu erjtatten, ift dies der Iandesfürftlichen politifchen Be- 
zirföbehörde bei Ueberjendung der übrigen Borjchläge befanntzugeben. 

Die landesfürſtliche politifche Bezirksbehörde Hat jodann Über die 
fachliche Eignung der namhaft gemachten Perſonen das Gutachten der 
Iand- und forftwirtjchaftlihen Vereine einzuholen, die ihre Wirkſamkeit 
im Gerichtöhofiprengel entfalten oder auf diefen ausdehnen und zugleid) 
nach den in Betracht Tommenden Umftänden thatlächlich in der Lage 
find, ein ſolches Urtheil abzugeben. Wo derlei Vereine nicht bejtehen 
oder eine Aeußerung nicht abgeben wollen, kann ftatt ihrer ein fadh- 
kundiger Vertrauensmann der landesfürftlichen politifchen Bezirksbehörde 
befragt werden. 

Die Gutachten ſammt den Vorfehlägen der Gemeinden find von 
der landesfürftlichen politiihen Bezirksbehörde mit ihrer eigenen gut« 
a Aeußerung jpäteftens bis 1. November unmittelbar dem Kreis- 
oder LTandesgerichte zu überjenden. 

Die landesfürjtliche politiiche Bezirlsbehörde hat fich in ihrer 
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Yeußerung ſowohl über die Geſchäftskenntnis wie über die Verläſslichkeit 
der einzelnen vorgeſchlagenen Perjonen auszuiprechen. Ya bie 
fowohl vom Bezirkögerichte wie von den einvernommenen Vereinen oder 
Bertrauensmännern ald ungeeignet bezeichnet werden, find bei dieſer 
Beurteilung in der Regel außer Betracht zu laſſen. Soweit betrefis 
einzelner Berjonen eine Meinungäverfchiebenbeit befteht, hat die landes- 
fürftliche politiſche Bezirlsbehörde zu erflären, welcher Beurtheilung fie 
ih anjchließt. 


Berwalterlifte für Liegenjhaften in Städten mit eigenem 
Statut. 


6. 5. Betreffs der Liegenjchaften in Städten mit eigenem Statut 
wird das Kreis- oder Landesgericht den Borfchlag des Gemeindevor⸗ 
a (Bürgermeilters) jpäteftens im Monate Auguft unmittelbar ein 

olen. 

Der Gemeindevorfteher kann, insbejondere wenn ihm der Gericht3- 
hof dies freiftellt, vor Eritattung feiner Borjchläge diejenigen Bereine 
befragen, welche fih die Wahrung der Intereſſen des ftäbtiichen 
Grundbeſitzes zur Aufgabe geftellt Haben. Deren Gutachten ift jodann 
dem Gerichtshofe vorzulegen. 

Der Vorſchlag ift mit thunlichfter Beichleunigung, jedenfalld aber 
innerhalb eines Monates nad) Emplang der gerichtlichen Aufforderung, 
den Kreis⸗ oder Landesgerichte fchriftlich zu überfenden. Das Kreis- 
oder Landesgericht wird dieſe Vorſchläge der politiichen Landesbehörbe 
zur gutächtlichen Neußerung über die von den Gemeindevorftehern 
a geemeilieen) erftatteten Borfchläge überfenden. Die politiiche Landes- 
behörde hat, falls es ihr nothwendig erjcheint, die erforderliden Er- 
hebungen zu pflegen und bis längftens 1. November ihre Aeußerung 
dem Kreis- oder Landesgerichte mitzutheilen. Die politiide Landes- 
behörde hat ſich ſowohl über die fachlihe Eignung wie über die Ver⸗ 
läjslichkeit der vorgefchlagenen Perfonen auszusprechen. 


Berwalterlifte für größere land» und a ne 
Güter, insbefondere für ſolche mit induftriellen Anlagen. 


6. 6. Wegen Benennung von Berwaltern für größere land- und 
forftwirtichaftliche Güter, inäbelondere für ſolche mit induftriellen An⸗ 
lagen, wird fi das Kreis- oder Landesgericht jpäteftend im Monate 
Auguft unmittelbar an die politifche Landesbehörde und wegen Be— 
— Verwaltern für Realitäten des montaniſtiſchen Betriebes 
an die Berghaupimannfchaft wenden. 

Die politiiche Landesbehörde hat ſich behufs Eritattung des Vor⸗ 
ſchlages mit den land- und forjtwirtichaftlihden Körperichaften, die nad) 
den Berhältniffen hiezu berufen erfcheinen, und zwar in der Regel mit 
den Hauptgefellichaften, Landesculturräthen u. ä. ins Einvernehmen zu 
fegen, und, wo ſich dies als nothwendig zeigt, auch die Aeußerung der 
politiihen Bezirksbehörden — Erforderlichenfalls kann die 
politiſche DBezirföbehörde vor Abgabe ihrer Aeußerung die Gemeinde⸗ 
behörden befragen. 
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Die Berghauptmannſchaft hat das Gutachten der montaniſtiſchen 
Körperſchaften, deren Wirkſamkeit ſich auf den fraglichen Gerichtsſprengel 
bezieht, und allenfalls der Genoſſenſchaften beim Bergbaue einzuholen 
und nach Erfordernis die zuſtändigen Revierbergämter zu befragen. 
Die Vorſchläge der politiichen Landesbehörde und der Berghaupt- 
mannschaft jammt den von dieſen eingeholten Aeußerungen müſſen 
je Kreids oder Landesgerichte bis ſpäteſtens 1. November überfendet 
werden. 


Berihtigung und Ergänzung der Vermwalterlifte. 


§ 7. Die Verwalterliſte iſt nach je fünf Jahren neu anzulegen. 
ie Berichtigung und Ergänzung der Liſte iſt jeweils nad) Maß⸗ 
abe des Bedarfes injoweit vorzunehmen, als in die Lifte aufgenommene 
Perjonen weggefallen find, aus der Liſte ausicheiden oder vom Gerichte 
eine Vermebrung der Verwalter für nothwendig erklärt wird. 

Zum Bwede der periodifchen Nenanlegung jowie der Berichtigung 
und Ergänzung der Berwalterlifte ift in gleicher Weife wie bei der 
eriten Anlegung vorzugehen. | 

8. Diefe Verordnung tritt am 1. Anguft 1897 in Rirkjamteit. 


XIV. Berorönungdes Iuftizminifters u. 17.Hept.1897, 
R. G. B. Nr. 221, 


betreffend die Gebüren der Zeugen und Sachverſtändigen in 
bürgerlihden Rechtsſtreitigkeiten. 


Auf Grund des Artikels LV des ee er zur Civil⸗ 
procejsordnung (Gef. v. 1. Auguft 18%, R. &. B. Nr. 112) wird zur 
Ausführung der 88. 346, 347 und 365 der Civilproceſsordnung (Geſ. 
v. 1. Auguſt 189, R. G. 8. Nr. 113) verordnet: 


I. Anſpruch auf Zeugen: und Sahverftändigengebüren. 


6. 1. In bürgerlichen Nechtöftreitigleiten vernommene Zeugen 
und Sachverſtändige haben Unfpruc auf Zeugen- und Sacverftändigen- 
nebüren nad) Maßgabe der Beltimmungen der 88. 346, 347 und 365 
der Civilproceſsordnung, der Vorſchriften diefer Verordnung und der 
von den Oberlandesgerichten mit Genehmigung des Zuftizminifteriums 
erlafjenen ®ebürentarife. | 

Der Anſpruch fteht dem Zeugen und Sadjverftändigen auch dann 
zu, wenn er zur Beweisaufnahme erſchienen ift, feine Bernehmung, Die 
Aufnahme des Befundes oder die Abgabe des Gutachtens aber ohne fein 
Verſchulden unterblieben ift. 

6. 2. Der Anſpruch auf Bengen- und Sachverftändigengebüren 
ift bei jonftigem Berlufte des Anſpruches binnen 24 Stunden nad) dem 
Abichluffe der Bernehmung oder nad der Abgabe des fchriftlichen Gut⸗ 
achtens beim Gerichte mündlich oder fcheiftlich geltend zu machen 
(88. 346 und 367 der Civilproceſsordnung). 
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Soferne dem Zeugen oder Sachverſtändigen ungeachtet des Ent⸗ 
fallens der Beweisaufnahme ein Anſpruch auf Zeugen⸗ und Sad’ 
verftändigengebüren zufteht (8. 1, Abſ. 2), muſs dieſer Anſpruch 
fpäteftend am Zage nad der zur Vernehmung, zur Aufnabme des Be- 
fundes oder zur Abgabe des Gutachtens anberaumten Tagſatzung geltend 
gemacht werden. S 

Schriftliche Auſuchen bedürfen feiner Advocatenfertigung. 


IT. Zeugengebüren. 
Neijekoften. 

6. 3. An Meifeloften (8. 346 der Civilproceſsordnung) ift zu 
vergüten, wa3 der Beuge aufzumwenden hatte, um an den Drt feiner 
Vernehmung zu gelangen und die Rückreiſe zu bewerfftelligen. 

6. 4. Findet die Vernehmung am Wohn- oder Aufenthaltäorte 
des Zeugen ftatt, fo find ihm. ohne Rüdficht auf die Entfernung feiner 
Wohnung vom Gerichtshauje oder von dem Orte, an welchem fonft die 
Bernehmung ftattfinden joll, die Koften der Benützung der zur Ver⸗ 
fügung jtehenden Mafjentransportmitiel, wie Eijenbahn, elektriiche oder 
Pferdebahn, Omnibus, Stellmagen, Dampfboot u. ä. zu erfeben. 

Ein Fuhrwerk ift nur zu vergüten, wenn ein Maflentransport- 
mittel nicht benügt werden fonnte und zugleich: 

1. die Entfernung der Wohnung des Zeugen. vom Gerichtähaufe 
oder von dem Drte, an welchem fonft die Vernehmung ftattfinden ſoll, 
mehr als vier Kilometer beträgt, oder 
2. bei geringerer Entfernung nad) den perjönlichen Berhältnifien 
des Zeugen (hohes Alter, Gebrechlichkeit, Krankheit, geringere Rüſtigkeit) 
oder wegen äußerer Umftände (Wetter, Dringlichkeit, fchwieriger Ben) 
die ee Bahrgelegenheit nothiwendig erfcheint. 

6. 9. Wenn ber Zeuge an einem anderen Orte al3 an feinem 
Wohn⸗ oder Aufenthalt3orte vernommen wird, find ihm ohne Rüdfidht 
auf die Entfernung der beiden Orte die Koften der etwa zur Verfügung 
jtehenden Maffentransportmittel (8. 4, Abf. 1) oder der Poft zu erteen. 

Falls keines der genannten Transportmittel benügt werden ; 
gebürt dem Beugen eine Entichädigung für Die Reife nur dann, wenn 
entweder der Bernehmungsort mehr als ſechs Kilometer von feinem 
Wohn- oder Aufenthaltsorte entfernt ift oder ungenchtet einer geringeren 
Entfernung der Zeuge nach feinen perjönlichen Berbältniffen oder wegen 
äußerer Umftände (8. 4, 8. 2) den Weg ohne Begrüßung einer Fahr⸗ 
gelegenbeit nicht zurlidiegen Tonnte. 

Die Entihädigung für die Meife beiteht im Erſatze ber Koften 
des benübten Fuhrwerkes. 

. 6. Soweit nad den vorftehenden Beftimmungen ein Erfaß 
der Reiſekoſten ftattfindet, dürfen bei Benüßung eines Maflentransport- 
mittel3 (8. 4, Abſ. 1) oder der Poſt nicht mehr als die Koften der Be- 
nüßung dieſes Transportmittel vergütet werdeu. Hiebei darf die Ge⸗ 
bür für eine andere al3 die niedrigfte Fahrclaſſe nur dann zugeiprochen 
werden, wenn Berjonen der gleichen Lebensftellung im allgemeinen biefe 
höhere Yahrclafje zu benügen pflegen. 
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6. 7. Als Koften eines Fuhrwerkes (88. 4, Abſ. 2, und 5, 
Abf. 2) find die Ktoften einer ortsüblichen Fahrgelegenheit nach den orts⸗ 
üblichen Preifen zuzuſprechen. 

Wo mehrere Gattungen von Fahrgelegenheiten zur Berfügung 
ftehen,, find die Koſten der Benützung desjenigen Fahrmittels zu erjegen, 
das nach den obmwaltenden Umftänden mit geringen Koften benüßt 
werden Tonnte. 

Haben mehrere Zeugen ujammen ein Fuhrwerk benüßt, oder 
fonnten fie ohne lUinzulömmlichleiten Diefelbe Sahrgelegenheit benüben, 
fo ift jedem Beugen nur der auf ihn entfallende Theil der Fuhrloften 
zuzuſprechen. | 

6. 8. Wenn nach den vorftehenden Beftimmungen die Auf- 
rehnung von Koften für die Benützung eines Mafjentrandportmittelg, 
der Bot oder eines Fuhrwerkes unftatthaft ift, Tann aus Anlaſs der 
den eines Weges zu Fuß oder mittel Fahrrades eine Ent- 
hädigung Hiefür nicht gewährt werden. 

Dagegen ift je nach der Beichaffenheit des Weges und des Wetters 
dem Zeugen als Entihädigung für Abnützung der Kleider und Schuhe 
ſowie des Fahrrades ein Betrag von 20 fr. bis 1 fl., und wenn die 
auf dem Hin- und Nüdwege zurüdgelegte Strede wenigſtens 15 Kilo- 
meter beträgt, ein weiterer Betrag von 30 fr. bis 1 fl. zur Dedung der 
Koften für die auf dem Hin- und Rückwege eingenommenen Mahlzeiten 
zu gewähren. 


6. 9. Statt der Koften eines Fuhrwerles ift dem Zeugen, falls 
der Weg wegen feiner Beichaffenheit oder nach ortsüblicher Gewohnheit 
auf einem Zragtier (Pferd, Maulefel 2c.) zurücgelegt wurde, der orts⸗ 
übliche Preis der Benügung des Tragthieres zu vergüten. 


Aufenthaltskoſten a und Uebernadhtung3- 
gebür). 


- $10. Eine Entihädigung für die Koften des Aufenthaltes am 
Drte der Bernehmung ift zuzufprechen, wenn der Beuge infolge der 
Abwejenheit von feinem Wohn⸗ oder Aufenthaltsorte einen Aufwand 
machen muj3te, der weder in den zugejprochenen Reiſekoſten noch in der 
Entſchädigung für Beitverfäummis feine Dedung findet. 

Sm eigenen Wohn⸗ oder Aufenthaltsorte find dem Zeugen nie- 
mal3 Aufenthaltstoften zu nen 

Als Koften des Aufenthaltes find in der Regel Iediglich die Koften 
für die Mahlzeiten (Zehrungstoften über Mittag mit Ausichlufs des 
Frühſtücks und des Abendbrotes) zu erjeßen, welche der Zeuge infolge 
jeiner Ladung und Vernehmung außer dem Haufe nehmen mujste. 

Wenn jedoch der Zeuge am Orte der Bernehmung oder unter- 
wegs übernachten muſs, ift ihm außerdem eine Uebernachtungsgebür 
(Koften des Nachtquartiers fammt dem Aufwande für Abendbrot und 
Frühſtüd) zuzuſprehen. 

Die Entſchädigung für die Koſten des Aufenthaltes und die 
Uebernachtungsgebür ſind nach dem Tarife zu beſtimmen. 


59* 


932 IV. I.M.R.v.17.Sept.1807,R.0.8.Nr.221,96.11—19. 


Entihädigung für Beitverfänmnis. 

6. 11. Eine Entihädigung für Beitverfäumnis kann von einem 
Zeugen nur dann begehrt werden, wenn ihm durch das mit feiner Ver⸗ 
nehmung nothwendig verbundene Beitverfäumnis ein empfindlicher Ab- 
bruch an feinem täglichen Erwerb verurjadht wird (8. 346 der Ginil- 
ee Hiebei ift nicht bloß die Zeit der Vernehmung, 
ondern die ganze Yeit in Rechnung zu ziehen, die von dem Verlafſen 
der Wohnung oder des Arbeitsplages bis zur Rüdtehr aufgemwendet 
werben muſs, und es tft auch. Darauf Bedacht zu nehmen, wann der 
Zeuge nad feiner Rückkehr die Arbeit wieder aufnehmen kann. 

6. 12. Hat ein Zeuge aus Anlaſs feiner VBernehmung einen 
Stelivertreter zu bezahlen oder Lohnabzüge zu erleiden, fo ift ihm ber 
Erjag diejer Beträge ald Entihädigung für Zeitverſäumnis zuzuſprechen. 

ESonſt erfolgt die Entihädigung für Zeitverſäumnis nad ganzen 
und halben Tagen. Inſoweit ein bejtimmter Betrag des Eriverbgent- 
gunges, 3. B. durch Lohnzettel u. &., nachgewiefen wird, ift ftet3 der volle 

etrag des Entganges zu vergüten. Mangels dieſer Borausfehnngen 
iſt die Entfchädigung für LBeitverfäumnis nach dem Tarife zu leiiten. 
. 13. Bei Perfonen, welche durch Arbeit im ZTag-, Stüd- ober 
Wochenlohn, durch gewöhnliche Handarbeit, durch Handwerksarbeit oder 
eringeren Gewerbebetrieb ihren Unterhalt ſuchen oder fih in gleichen 
erhältnifjen mit ſolchen Perſonen befinden, wie 3. 8. bei Frauen und 
Kindern, die in der Wirtichaft thätig find oder an dem Tag- und Hand» 
werfe de3 Mannes oder Vaters theilnehmen, ſowie bei Haufirern ift 
in der Regel eine Beicheinigung über den durd die Vernehmung be- 
wirkten Entgang am Ermwerbe und Berdienfte nicht zu fordern. 

Am übrigen ift die Buläjfigfeit der Entihädigung für Beitver- 
jäumnis nad) der Lebensftelung und den Bermögensverhältnifien des 
Beugen, fowie nad feiner regelmäßigen Erwerböthätigleit zn be- 
urtheilen. Soweit nicht fchon die Berufs- und Ermwerbsverhältniffe 
darüber fichere und dem Gerichte befannte Anhaltspunkte bieten, muſs 
von dem Zeugen, der Entihädigung für Zeitverſäumnis begehrt, eine 
Beicheinigung über den regelmäßigen Erwerb und über den Betrag bes 
Erwerbsentganges beigebracht werden. 


Gemeinjfame Beftimmungen über Reiſekoſten, Aufenthalts- 
toften und Entfhädigung für Zeitverſäumnis. 


6. 14. Bedarf ein Zeuge wegen jugendlichen Alters oder wegen 
förperlichen Gebrechens eines Begletters, fo find die im einzelnen Falle 
zu vergütenden Beugengebüren für beide zu gewähren. 

6. 15. Bei Anwendung des Tarites Kind in der Regel die Ge⸗ 
büren nad) den aufgeftellten niedrigfien Cäßen zu bemeflen. Ueber biefe 
Säße darf nur dann hinausgegangen werden, wenn die Umſtände des 
einzelnen alles dies erfordern. Die höchſten Säße find nur ausnahms- 
weile zu gewähren. 

Würden jelbft die niedrigften Sätze im einzelnen Falle mit Rüd- 
ficht auf die Ortsverhältniffe und die Perſon des Zeugen als ofienbar 
übermäßig erjcyeinen, fo fann auch unter fie Herahgegangen werden. 
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6. 16. Wenn als Zeugen Berfonen aus einem Sprengel vor- 
geladen werden, in welchem ein anderer Tarif gilt, ald an dem Orte 
ihrer Bernehmung, fo ift die ua dem Tarife du beftimmende Ent- 
ihädigung für Zeitverſäumnis nad ihrer Wahl entweder nad dem 
Tarife des Ortes der Bernehmung oder nah dem Tarife des Wohn⸗ 
oder Aufenthaltsortes des Beugen zu bemeſſen. Die Aufenthaltskoſten 
find nach dem Tarife des VBernehmungsortes oder nach dem Tarife 
derjenigen Orte zuzuiprechen, an welchen der Zeuge die Mittagsmahl⸗ 
zeit eingenommen oder die Nacht zugebradit hat. 


6. 17. Diefelben Gebüren wie im Strafverfahren find für ben 
Fall ihrer Vorladung als Zeugen in bürgerlichen Rechtsſachen zu- 
zuſprechen: 

1. den Militärperſonen und ben fie begleitenden Officieren 
(Berordnung des Juſtizminiſteriums v. 24. Februar 1864, R. G. B. 
Nr. 52, Erlaſs des Juſtizminiſteriums v. 32. September 1863, 3. 8524, 
und dv. 6. December 1870, 8. 14026); 

2. den Perjonen der Gendarmeriemannichait*) vom Wachtmeifter 
abwärts (mit der Ab. Entichließung vom 25. März 1897 genehmigte 
und mit Sircularverordnung des k. f. Landesvertheidigungsminiftertums 
v. 10. April 1897, Nr. 8736/1298 III, verlautbarte Gebürenvorſchrift 
für die I. k. Gendarmerie); 

*) Siehe auch bie J. M. 8: v. 19. Juli 1897, 3. M. 8. B. Nr. 28, betreffend 
den — ber Gendarm auf Behrungstoftenbeiträge bei dienſtlichen Verrich⸗ 
tungen im Auftrage der Juſtizbehörden. 

3. den Perſonen der ar vom Reipicienten ab- 
wärts (Verordnung der Minifterien der Zuftiz und der Sinanzen und 
des Armee-Dbercommandos v. 7. Zuli 1869, R. G. B. Nr. 136); 

4. den Angeftellten der k. k. Sicherheitswache in Wien (Berorb- 
nung der Miniiterien der Juſtig, des Innern und der Finanzen v. 
6. December 1871, R. G. B. Nr. 141). 

1) Siehe nunmehr die 3. M. 8. v. 1. Auguft 1900, 3. M. 8. B. Nr. 84, be⸗ 
treffend Die Beugengebüren der Finanzwachmannſchaft bei Einvernehmungen in Strafſachen. 
68.18. GStaatsbeamte und Staatsdiener können im alle ihrer 
Borladung als Beugen nur die nad 88. 4 bis 10 der gegenwärtigen 
Verordnung zu mmenden Reiſe⸗ und Aufenthaltstoften anjprecden; 
auf die normalmäßigen Reifelofien und Diäten oder auf eine Ent- 
fhädigung für Zeitverfäumnis haben fie feinen Anſpruch. 


6. 19. Advocaten und Notare, ſowie Advocaturd- und Rotariats- 
candidaten haben bei ihrer Borladung als Zeugen auf die im Advo- 
caten- oder Notariatstarife beitimmten NReifeloften und Entfernungs- 
— und auf das im Notariatstarife beſtimmte Zeithonorar keinen 

uſpruch. Die Reife- und Aufenthaltstoften find ihnen nach den Bor- 
Schriften der gegenwärtigen Verordnung wie anderen Zeugen zu erſetzen. 
Desgleichen iſt es lediglich nach den Veftimmungen der 88. 11 bis 13 
der gegenwärtigen Verordnung zu beurtheilen, ob und in welchem Be⸗ 
ie En Berfonen eine Entſchädigung für Beitverfäumnis zuzu- 
prechen ift. 
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Tarife. 


F. 20. Der Tarif für die Vergütung der Aufenthaltskoſten, 
owie der Tarif für die Entſchädigung wegen Beitverfäumnis iſt vom 
berlandesgerichte aufzustellen. Das Oberlandesgericht kanu nad den 

befonderen Berhältniffen feines Sprengel3 bet allen ihm unterftehenden 
Gerichten die gleichen Tarife einführen oder für die Gerichte einzelner 
Kreis⸗ oder Landesgerichtöiprengel, oder nur für die Orte, an welchen 
fi der Siß eines Gerichtähofes befindet, befondere Tarife aufjtellen. 
Bon letzterer Ausnahme abgefehen, dürfen innerhalb desſelben Kreis⸗ 
der Landesgerichtsiprengel3 nicht verichiedene Tarife gelten. 

Die aufgeftellten Tarife find nad) Genehmigung durch das Juſtiz⸗ 
minijterium vom Oberlandesgerichte den Gerichten belannt zu geben, für 
welche fie gelten follen. 

Die Tarife find nad Erfordernis von Zeit zu Zeit zu revidiren; 
die revidirten Tarife find gleichfallg vor ihrer Belanntmahung dem 
Zuftizminifterium zur Genehmigung vorzulegen. 

6. 21. Die Entfhädigung für die Hehrungstoften uud 
die Nebernadtungsgebüren find in den Tarifen für die Vergütung 
der Aufenthaltsfoften gejondert, und zwar entiprechend den folgenden 
Gruppen, anzujegen: 

1. land» und forftwirtfchaftlide und gewerbliche Arbeiter, Arbeiter 
in Bergbaubetrieben, Handlanger, Dienftmänner , Dienftboten (Mägde, 
Knedyte), Wald- und Feldhüter, infoferne fie nicht Staatsdiener find, 
Handwerker, Haufirer, Agenten, Brovifionsreifende, Handlungscommis, 
Landwirte mit Heinem Grundbefige, Bächter Meiner ländlicher Grund⸗ 
ftüde und Unternehmer Heiner gewerblicher Betriebe, die jelbft im Land- 
wirtfchafts- oder Gewerbebetriebe thätig find; 

2, Land- und Forfiwirte mit größerem Grundbefite, Pächter 
— Grundbeſitze, Unternehmer mittelgroßer Handels⸗ und Gewerbe⸗ 

etriebe, die bei der Leitung von Handels und Gewerbeunternehmungen 
beichäftigten Perſonen mit commercieller oder gewerblicher Vorbildung 
Buchhalter, Foͤrſter; 

3. Lehrperfonen an Volls⸗ und Bürgerſchulen, Rund und ne 
ärzte!), Perjonen mit Mittelfhulbildung und Perjonen in ähnlicher 
focialer Stellung; 

4. Baumeifter, Großinduftrielle, Großgrundbefiber, Schriftfteller 
und Künftler, Berfonen mit Hochſchulbildung und Berjonen in ähnlicher 
jocialer Stellung. 

) Siehe den I. M. E. v. 17. December 1897, 3. 27408, ae A Ein 
reihung derjenigen Thierärzte in die — 4, auf Dee der Erlaſs bes Min. für Eultus 
und Unterridt v. 27. März 1897, R. G. 9. Nr. 80, Anwendung findet. 

6. 22. Die Entfhädigung für Beitverfänmnis ift in den 
Iarifen nach folgenden Erwerbögruppen abzuftufen: 

1. Urbeiter ohne gewerbliche oder fachliche Vorbildung, melde 
vom Tag-, Stüd- oder Wocenlohn eben, Handlanger, Dienftmänner, 
Dienjtboten (Mägde, Knete), Wald- und Feldhüter, infoferne fie nicht 
Staat3diener find, Landwirte mit Meinem Grundbefige, die behufs Be 
als ye Unterhaltes zu einem Nebenerwerbe gezwungen ig und 
eben old ußsgedingnehmer; 
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2. Arbeiter in Bergbaubeirieben und Arbeiter mit gewerblicher oder 
fachlicher Vorbildung, welche vom Tag⸗, Stüd- oder Wochenlohn leben; 

3. Handwerler und Gewerbsleute mit kleinem Betriebe, welche 
ſelbſt im Gewerbebetriebe thätg find, Hauſirer, Agenten, Proviſions⸗ 
reiſende, Handlungscommis und Perſonen, deren Erwerb ſich in ähn- 
lihen Grenzen bewegt; 

4. Eigenthümer und Pächter von Landmwirtfchaften, deren Ertrag 
ihnen den vollen Unterhalt fichert, infoferne fie den landiwirtichaftlichen 

etrieb nicht bloß leiten und beauffichtigen, jondern felbft in der Wirte 
Ichaft mitzuarbeiten genöthigt find; ' 

6. Brivatlehter Perfonen mit Hochichul- oder einer gleichen fach- 
lichen Borbildung und andere Zeugen, welche, ohne einer der Gruppen 
1 bi8 4 anzngehören, nachweiſen, daſs ihnen durch das Beitverfäumnis 
an ihrem Gewerbe ein empfindlicher Abbruch zugeht. 

6. 23. In jeder Gruppe der Tarife ijt ein niedrigfter und ein 
höchſter Say aufzuftellen. Bei Feſtſetzung dieſer Grenzen ift nicht auf 
vereinzelte Fälle Bedacht zu nehmen, fondern der Spielranm zwiichen 
ae Kr den Berichiedenheiten der regelmäßig wiederlehrenden Fälle 
entiprechen. 

6. 24. Die in den 88. 21 unb 22 angegebenen Gruppen können 
in den einzelnen Tarifen durch Aufzählung weiterer, in diefen Gruppen 
indegriffener Erwerbsarten ergänzt werden, deren ausdrückliche An⸗ 
führung nach den befonderen örtlichen Verhältnifien nöthig oder zweck⸗ 
mäßig ericheint. 


HI. @adverftändigengebüren. 


Reijeloften, Aufentpaltstoften (Behrungstoften und Ueber- 
nadtungsgebir). 


6. 25. Die Neifeloften und die Aufenthaltstoften der Sachver⸗ 
ftändigen find nach den Borfchriften für die Bemeflung derartiger An- 
ſprüche der Beugen und nad) den für dieſe aufgeftellten Tarifen zu 
vergüten. j | 


Beitverfäumnig, Entfhädigung für Auslagen und Ent- 
lohnung für Mühemwaltung. 

6. 26. Außer den Heife und Aufenthaltskoften haben Sachver⸗ 
ftändige Anſpruch: 

1. auf Eriag der ihnen fonft verurjachten Koften und Auslagen 
(Koften für die Vorbereitung des Gutachtens, Vergütung für die bei der 
Unterfuhung verbrauchten Stoffe und Werkzeuge zc.); 

2. au entihäbigung für Beitverfäumnis und 

3. auf Entlohnung ihrer Deckung. 

: & 27. Hinfichtlich der vom Sachverftändigen aufgerechneten Koften 
und Auslagen für die Vornahme der Sadprüfung kann vom @erichte 
eine Bejcheinigung verlangt werden. 

6. 28. Die Vergütung für Beitverfäumnis ift unter BVerückſich⸗ 
tigung der Ermerböverhältnifle des Sachverſtändigen zu bemeffen. 
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Soweit nicht Zeugen im gleichen Falle von dem Nachweiſe eines 
Erwerbsentganges — ſein würden, haben auch Sachverſtändige eine 
Beſcheinigung über den regelmäßigen erb und fiber die Höhe des 
Entganges am Erwerbe beizubringen. 

6. 20. Bei Bemefjung der Entlohnung für die Mühewaltung ift 
außer den Erwerböverhältniften des Eachverjtändigen in Anichlag zu 
bringen, wie außerhalb des gerichtlichen Verfahrens jolche Leiltungen des 
Sachverſtändigen entlohnt werden. Bei Bewertung der Leiltung ift zu 
unterideiden, ob die Sachprüfung den Charakter einer wiſſenſchaftlichen 
oder künſtleriſchen Leiftung befigt oder ganz befonbere fachliche, nament- 
ich techniſche Kenntniffe vorausſetzt, die erjt Durch zurüdgelegte Studien 
oder eine eingehende Schulung oder Borbildung erworben werden, ober 
ob für die Sachprüfung die gewöhnlichen Erfahrungen genügen, wie 
3. B. bei Bewertung von Gegenfländen, die bei einer Erecution vorgefun- 
den werden (Hausrath, gewöhnliche Seräthichaften) oder bei Echägungen 
fleiner Grundſtücke und Häufer, die ohne jchwierige Berechnung durch⸗ 
geführt werben Tönnen. 

VBefteht die Mühemwaltung des Eachverftändigen lediglich in Lei- 
ftungen der leßteren Urt, welche fein Erwerb oder Beruf gewöhnlich 
mit fi) bringt, jo darf für diefe Mühewaltung außer der ntkhädigung 
für a eine weitere Entlohnung nicht gewährt werden. 

. 30. Inſofern für gewiffe Arten von Eachverftändigen beſondere 
Bebürenvorichriften beftehen, bleiben fie bis auf weiteres in Geltung. 

6. 31. Wenn Sachverſtändige zur Erftattung von Gutachten einer 
beftimmten Art allgemein beftellt und beeidet find, kann mit ihnen über 
die Sabe, nad) weichen ihnen für die verurfachten Koften und Auslagen 
Entihädigung geleiftet und ihre Miühemwaltung entlohnt werden wird, 
ein Uebereinkommen geichloffen werden. Diefes Uebereinkommen bedarf 
der Genehmigung des Oberlandesgerichtes, 

6. 32. Für die Schätzung der Fahrniffe im —— und⸗ 
für die Bewertung von Lie enihoften, welche ohne jchwierige Nered, 
nung nnd ohne bejondere fadyliche Kenntnifje vorgenommen werben fann 
find vom Oberlandesgerichte Tarife aufzuftellen (8. 20. 

Im Tarif ift die Entichädigung für Beitverfäummis und die Ent- 
lohnung für die Mühewaltung mit einem Paufchalbetrage nach der 
Tuner des Schähungsactes zu bejtimmen. Die. Tariffäge find nad 
Stunden, halben und ganzen Tagen zu bilden; erforderlihenfall Tann 
für jeden Sat ein Mindeit- und ein Höchſtausmaß beitimmt werben, 
damit die Beſtimmung der Gebüren den Ortsverhältniſſen thunlichit 
Rechnung getragen werden Tann. = 

Sn den Protofollen über ſolche Schätzungen ift ftets die Zeitdauer 
der Umtshandlung anzugeben. J 


IV. Wirkſamkeitsbeginn. iM 
6. 33. Die Beitimmungen der 88. 1 bis 19 und 26. big 31 
treten am 1. Sänner 1898 in Wirkſamkeit. 
Die Tarife für die Beugen- und Sachverftändigengebüren (88. 20 
bis 24 und 32) müflen den Gerichten, für melde fie gelten follen, 
ipäteftens bis 15, December 1897 belaunt gegeben werben. 





Niederlegung gerichtlicher Zuſtellungsſtücke. 937 


XV. Berordnung des Iuffizminiflers v. 7. ont. 1897, 
R. G. ©. Rr. 245, | 


betreffend die Riederlegung gerihtliher BZuftellungzftüde 
bei dem Gemeindevorſteher in den Städten Wien, Brag, 
Brünn, Graz, Trieft und Lemberg. 


- Auf Grund des Artikels LV des Geſetzes v. 1. Auguſt 1895, 
N. G. B. Nr. 112, wird zur Durdführung der Vorfchriften der Eivil- 
proceföorduung (Gef. v. 1. Auguft 1895, R. G. B. Nr. 113) über: die 
Buftelung durch Niederlegung bei dem Gemeindevorſteher verordnet: 
6. 1. Schriftfiüde, die nach Borfchrift der Civilproceſsordnung 
(88. 104, 106, 107, 108 und 111) behufs Bewirtung der Zuftellung 
bei dem Gemeinbevorfteher des Yullellungsortes niedergelegt werden 
müflen,, find in den Städten Wien, Prag, Brünn, Graz, Trieft und 
Lemberg an folgenden Orten zu hinterlegen: 
1. in Wien: bei der Bezirksporfiehung des Gemeindebezirkes, 
innerhalb defien die Zuſtellung erfolgen joll; 

2. in Brag: in Anfehung aller Buftellungen im Prager Stadt« 
rayon, mit Ausnahme des VII. Stadttheiles, bei dem ftädtiichen Con⸗ 
feriptiongamte; bei Zuſtellungen, die im VII. Stadttheile erfolgen follen, 
im Amtsltocale des Magiftrates in Holleihowiß; 

3. in Brünn: bei dem ftädtiihen Polizeiamte im Rathhauſe; 

4. in Graz: bei der Bezirfönorftehung des Stadtbezirtes, inner- 
halb deſſen die Zuftellung erfolgen fol; DR 

5. in Trieft: für den ganzen Rayon, mit Ausnahme der drei 
ſtädtiſchen Bezirke Barcola, Kojano und Servola und der ländlichen 
Bezirke im Territorium der Stadt Trieit, bei dem ftädtiichen Magijtrate 
im’ Municipalgebäude, Dagegen betrefi der Zuftellungen, die in den 
eben genannten drei ftädtiichen Bezirken und in den ländlichen Bezirken 
im Territorium der Stadt -Trieft erfolgen follen, im Amte des Bezirks⸗ 
vorftehers des in Frage lommenden Bezirts; 

6. in Lemberg: bei dem Erpebitgamte des ftädtiichen Magıftrates, 

76% Zum Zwecke des Nachweifes der erfolgten Niederlegung 
bat das zur Uebernahme folder Schriftftüde ermächtigte Gemeindeorgan 
Die auf dem Zuſtellſcheine (Formulare Nr. 74 und 75 der Geihätts- 
ordnung für die Gerichte erfter und zweiter Inftanz) angebrachte Ueber⸗ 
nahmsclaujel unter Angabe des Datums der Niederlegung und Bei⸗ 
drüdung des Gemeindefiegeld zu unterjchreiben. | 


6. 3. Meber die an den bezeichneten Stellen niedergelegten Zu⸗ 
a ift ein Verzeichnis nach dem Formulare °/. zu führen. 
e Eintragungen in das Verzeichnis haben jeweils fogleich nad) 

der Uebernahme de3 BZuftellungsftüdes zu geichehen. 
Um die leichtere Aujfindung der den Parteien auszufolgenden Zu« 
ftellungsftüde zu aa lag ift das Verzeichnis nach Bedarf alphabetifch 
nad) dem Bunamen der Adreſſaten und innerhalb der alphabetiichen 








938 XV. J. M. V. v. 7. Detober 1897, R. G. B. Ar. 248, 66.36. 


Anordnung mit fortlaufenden, in jeder Buchſtabenabtheilung mit eins 
beginnenden Poſtzahlen zu führen. 

. 4. Die niedergelegten Schriftftüde find zwedentiprechend unter 
Verſchluſs aufzubewahren und den Moreflaten, die deren Ausfolgung 
begehrten, einzubändigen. 

Der Gemeindevorfteher hat die Stunden für die Wusfolgung 
niebergelegter Zuftelungsftüde mit Rückſicht auf die ortlichen Berhältnifie 
fo zu beitimmen, daſs aud) den während der üblichen @eichäftsftunden 
befchäftigten Berfonen möglich ift, fi das Buftellungsftüd abzuholen. 

Terner hat der Gemeindevorfteher zu beftimmen, in welcher Art 
bie Perfonen, welche die Ausfolgung niedergelegter Zuſtellungsſtücke be 
gehren, ihre Identität zu beicheinigen haben. — 

.d. Die Stellen, an welchen die gerichtlichen Buftellungsftüde 
niedergelegt werden, die Tagesftunden, innerhalb deren die Ausfolgung 
erwirkt werden kann, und endlich die betreffd der SdentitätKbeicheinigung 
eiwa erlaffenen Anordnungen find durch Anfchlag an den Amtstafeln 
der. Niederlegungsftellen und außerdem in jedem Jahre durch mehr- 
malige Kundmachung in den Öffentlihen Blättern befannt zu machen. 

. 6. Die Beltimmungen diefer Verordnung treten am 1. Jänner 
1898 in Wirkfamfeit. Die im $. 5 vorgefehene Kundmachung in den 
öffentlichen Blättern hat zum eritenmale in ber lebten Woche des 
Monates December 1897 zu geichehen. 


. 


Formular '/. 
Berzeihnis 





0 “ ® v ® ® ® 


| Bemerkungen 






Formularien 
zur 
Geſchüflserdnung (VII) 
Nr. 1 bis 106, 


zur 


fantsanwaltihaftlihen Gefhäftserdunng (All) 


Nr. 107 bis 111. 








Formular Mr. f. 941 


(1. Seite.) 


Perfonalfiandesansweis. 
Name: B Ba 


Ort, Tag, Monat und abe ber : Geburt: 
Religionsbelenntniß: F 
Perſonenſtand: 
Berufliche Vorbildung: 
a) zurückgelegte Studien: 
b) —* — Prüfungen: 
Sprachliche Befähigung: 


a) nach Beugnifien: . ee Sr A 
b) nad unbeigetuinien — 


Kenntnis der Stenographie:. 
(2. Seite.) 
Ernennungen und Berfegungen. 





Neuer Dienftort 


Tag der. Ernennung ober vr In? Dienſteigenſchaſt 





Berjehung*) 








n 
ı 
) 
F 


| 
N 
| 
| 
| 
| 
| 
| 


(8. Ecite.) 
Auszeihnungen, Selobungen und Anerkennungen: 


(4. Seiie.) 
®rdnungs- und Difeiplinarftrafen: 


ini Hier wird auch der Tag der Veeidigung bezw. ber Ablegung bes Gelöbniſſes 
eing 


Geſch. Orb. Nr. 1. (Perjonatftanbesguswels, 8.4 Geſch. Orbd.) 


942 Formular Ar..2. 
(1. Seite.) 


Ausweis 
in den dienftlichen. und prjntien 1 Berfättuiffen der Beamten des Ober⸗ 


landesgerichtsſprengels ... 3 * en 18 . . vorgelommenen 


db. Ernennung, 
(Berfegung) | 





2. Berfegungen. 


—_— 


— Gegenſtand 
genſchaft der vorgekommenen Anderung 





Zn 


| 3. Ausſcheiden aus dem Staatsdienſte. 
| a) Verzicht, b) Berſetzung in den Ruheſtand, c) Entlaffung, 4) Tod. | 


4. — und Anerkenn 7 Ar — 
| . erichtes und des —— u 








58. Ordnungs. und ind Diſciplinarſtrafen. 






6. Abgelegte e Richteramtspruͤfungen. 


— — — — 


——— ————— — — Br an 


7. Underungen in den übrigen Eintragungen der erfien Seite 
des Perfonalftandedau de es. 





——— 


Orb. Nr. 2. (Ouartalaugweis über die Und in den 
periönfiäen Berhältnifien der Beamten, 8.4 Geld, Beh ı bienftlichen und 





Formular Mr. 8. 943 














(1. Seite.) 
Gutachten 
über 
die Bualifiratien 
des 
(3. Seite.) 
Das DQualificationd- Yut- 
D | ne 
bei. . | Datum. are — sen 
= es o € 
) —— Zahl —* wendung Moralität Berhalten 
| 1. 2. 3. 4. 5. 6. 
! u 
| 
— 







achten wurde abgegeben 


— — — — — — — — — — — — 


| Bemerkungen 
Anmerkung 


7. 


Geſch. Orb. Ar. 3. (Gutachten über bie Dualification, 8. 5 Geſch. Orb.) 











944 Formularien Nr. 4, 5. 
— Tabelle für 











Name, | Sprach, iöherige Dienftleiftun 
— — 8 her ge v ef Rune s J 
Alter eli⸗dere Kennt⸗ 
gion, ‚Stand, niffe und 5 Dienft- Dauer & 
‚Charakter, Ge-] Befähi- Ss eigeufchaft * S 
halt gung 8 : Jahre ER 3 
1. 2. i 


Eignung 

Fähig⸗ für die 
keiten |wendung| lität Ver⸗Jangeſuchte merkun⸗— 

halten telle 


8. 9. 





Weſch. Orb. Nr. 4. (Qualifications-Tabelle, 8. 5 Geſch. Erb.) 


In der Einlaufſtelle des k. I.... gerichtes in. 
wurde am...... . In der Sache 


in. . . Eremplare . . mit. . . Beilgge. . . und. 
NAubrit . . . und mit unverwendeten Etempeln per . . fl... . !r. 
überreicht. 


“ . 


Geld. Orb. Nr. 5, (Empiangsbeftätigung ber Einlanfftelle, 8. 63 Geſch. Ord.) 





Sormularien Ar. 6, 7, 8. 945 


Poſtabgabebuch. 


| e⸗ r Ankün⸗ 
| Tageszeit —— ſammt⸗digungen = 

{umme | von ®ert- — 
— und des aus⸗ jendungen | nen 








S recom⸗un⸗ haſten⸗(nur bei 

Sue |" = recom⸗ Rüd- | pen nicht ärari- von | 

vun jheine | Porto ſchen Poſt⸗ 
ämtern) ' 

T B. 6. 2: 8. | 





Geh. Orb. Nr. 6. (Boftabgabebudy, 8. 83 Geſch. Orb.) 
Eingangsbud der Einlaufftelle. 


| 

|  Zährlich Tag Behörde Bu- 

N fortlaufende | des Ein- oder Gegenftand th lu g | 
| 


| 
| 
| 
| 
| 
| 





Zahl ganges Partei 
I 1 2. 3. 4. b. 
J— HEEIEEN. INONKEHENENEL [6 


ee else 
Gel. Did. Re. 7. (Eingangsbuch, 8. 71 Geſch. Ord.) 
Tagebuch = Grundbuchseingaben. 


Grundbuchs⸗ 
Object, auf 
welches die Ein⸗ 
gabe ſich bezieht 
4. 


uzuſtellen ugeſtellt wachende Friften| ſammenhange — 
an am und Umts- | ftehende Eingaben — 
berichte und Aectenſtücke g 
8. 9. 10. 11. 





Geſch. Ord. Ar. 8. (Tagebud) für Srunbbucseingaben, 8. 77 Bei. Drb.) 
Schauer, Geſch. Ordg. 60 





946 Formularien Rr. 9, 10, 11, 12. 
Tagebuch für für Berfahbuchseingaben. 


Barteien 
Foltum und 
Gegenftand 


3. 4. 





Seid. Orb. Nr. 9. (Tagebud) für Verfachbuchseingaben, 8. 77 Geſch. Orb.) 
_Tagebud für Firmenſachen. 


Er 0 [Begeichmung | 
"Torte Tag des Behörde oder der Firmen⸗ 
| lanfende Einganges Partei Gegenſtand oder 

Zahl Sammelacten 








1. 2. 3. 4. 


Geſch. Orb. Nr. 10. (Tagebuch für Firmenſachen, 8. 78 Geſch. Orb.) 
Bräfidieljournal. 

€ Bezeichnung | 
der | 
Sammelacten 





Geſch. Ord. Nr. 11. (Bräfibtaljournal, 8. 79 Geſch. Orb.) | 
Übernapmebuch für Grundbuchseingaben. 


Tag und 
| Stunde des 
Einganges 


! 


1. 





Geſch. Orb. Nr. 18. (Ubernahmabuch für Scundbuchkeingaben, 8. 81 Geſch. Orb.) 





Sormularien Nr. 18, 14, 15. 947 


Geihäftszahl . 
In Sachen Herr — Frau. 
ur LE OT u 
Ba BE BE Bu er « wird ————— — —— — bis 
—— tt innerhalb . .. Tagen 
RL. .geidt. kiss: 


am . 
Seit. Orb. Nr. 18. —— Aufforderung —— — Ob) 


Geichäftszahl . 
Her — Frau 
in .. : 
wird hiemit —— am Da ee 
0.0. mitag . .. Uhr bei dem unten bezeichneten Gerichte, 
Bimmer Nr. . . . perfönlich zu ericheinen. 
8... .. .geidt. . . . . Abtheilung . 
ONE. a a a ee 

Gegenftand: 
Zweck: De an 
(Diefe Ladung ift mitzubringen.) 
Geſch. Drd. Nr. 14. (Borladezetiel, 8. 86 Geſch. Orb.) 


Gebürenzettel. 
Ge Le ah Beau 
| t8«] pflichtige 5 Beirag | Bemer- | 
Ir N, bebenben gereihtigte "ll Hungen 
1. 2. 5. 





Geſch. Ord. Nr. 16. (Gebärenzettel, 8. 105 Geſch. Ord.) 





948 Sormularien Ar. 16, 17. 


Geichäftszahl . de 
Bahlungsauftrag. 
Herr — Frau Ba ee, es hl p 
mn .. 
wird aufgeforbert, zur Geſchaftszahl 
(allenfalls Angabe des Beſchluſſes). 
Bezeichnung der Gebür als 
—8 Zeugengebür, ir x. u 
im Betrage von . . . . . kr. binnen adt — bei 
ſonſtiger Execution in der — des unten ee Ge 
rihtes, zu Handen des Geldbuchsführers, Herrn . — 


einzu abfen oder. mittel des beiliegenden Empfangs-Erla zſcheines des 

— Boftfparcaffenamtes — Poſtanweiſung — unter Angabe ber sbigen 
— — — an dieſes Gericht, und zwar mit dem —*& auf der 
Adreſſe „Geldbuch“ einzuſenden. 


CE SS ————— 
am. 


Geſch. Ord. Rr. 16. (Bahlungbauftrag zur Einhebung von @ebüren und Gelbftzafen, 
8. 106 Geld. Orb.) 


Geſchäftszahl. 


Zahlungsauftrag. 
Herr — Frau N a se a a 
nn... Be ae I a: More ee Re A 
wird aufgeforbert, die mit ee: ...  beitimmten — 
1 die. . . . malige Einſchallung des Edictes... 


... unverweilt — binnen . . . Tagen in ker 

Gerichtätanzfel des unten bezeichneten Gerichtes, zu Handen des Geld» 
buchsführers, Herrn . . 
einan ablen oder mittels des beiliegenden Empfangs- Erlagſcheines des 

— Koitiparcaffenamteß — Poftanweifung — unter Angabe der ee 
—2 an dieſes Gericht, und zwar mit dem Beiſatze auf der 
Adreſſe „Geldbuch“ einzuſenden. 

Solange die Einzahlung des — für die Edicteinſchaltung 
unterbleibt, wird der Beſchluſs, urch 
nicht zugefielit und das Edict ie — noch fonft verlautbart. 


Ka... m ekeetiöt. — 
om. . 


is = —T Nr. 17. (Aufforderung aur Einzahlung. ber Ebicteinfhaltungsgebür, 
eich 





Formular Nr. 17a. 949 
Gelhäfttgahl E . . . » 


ur 


in die mit gahlun dauftrag dom . ne 
vorgefchriebene Gel el as et... .. Gerichtes . 


vom . . Geichäftszahl . . ) ... Gebür . 
im Betrage von . . . . einzubringen. 
Die er 


ecution wäre zu führen: auf einen ent —— ae . 
borgefundenen beweglichen Vermögens i 
Um erecutiongweife Einhebung wird. gebeten. 
8.8. % geriht . 
ÜbtheilunnG - . . am ... 
Der betreibende Beamte: 
(Der Gerichtsvorſteher.) 


Sreeutionsbewilligung. 


Dem oben ——— Verpflichteten iſt ſoviel, als der einzubringende 
Betrag ſammt Koſten ausmacht, von dem vorfindlichen beweglichen Ber- 
mögen abzunehmen und zu Gericht zu erlegen oder, wenn die geridht- 
liche Deponirung nicht thunli wäre, einem Dritten in Verwahrung 
zu übergeben. 

Die abgenommenen Gegenitände find, falls fie nit in Geld oder 
in Öffentlichen Staatsfhuldverichreibungen beftehen, bei der nächiten 
gerichtlichen Verſteigerung von beweglichen körperlichen Sachen, erforder- 
lichenfalls auch unter dem Schähungsmwerte zu veräußern, worauf der 
einzubringende Geldbetrag ſammt den allfälligen Erecutionsfoften zu 
berichtigen und der — der Partei auszufolgen iſt. 

Wenn ſich zeigt, daſs die Eintreibung der Geldſtrafe den Ver—⸗ 
mögenseumſtänden o er dem Nahrungsbetriebe de . Verpflichteten oder 
feiner — ıhrer — Familie zum empfindlichen Abbruche geteichen würde, 
jo ift mit dem Vollzuge innezuhalten und darüber zu berichten. 

8. ——— 
Abtheilung... 


Buftellungsverfügung: 
Beſchluſs de . Verpflihteten - > 200 on. 
Beichiufs für den Erecutionsvollzug. 


Geſch. Orb. Ar. 17a. ——— Einhebung von Geldſtrafen und Gebüren, 
8. 110 G. O.; J. M. E. v. 24. Mai 1898, 8. 12121). Siehe Kundmachung des 


FM. 8.8. SE. 38/189. 





950 . Formular Nr. 18. 
Koftenvorfchüfle für arme Parteien. 


| Datumund| Rame, Be- 
Jahrlich — le are ung| ® 
fortlaufen-| Jade (Namen 
| de Baht | der Parteten — 2 W — 


* 
* 
* 

* 
—7. 





(2. Seite.) 
Abſtattung 
Betrag 
Name und | Datum und | T— ſpꝓIAIrAbgeſchrie⸗ 
Wohnortder| Geichäftszahl| des zu z ra ben zufolg 
zahlungs- des Beſchluſſes —— gebrachten 


li ti Rück V DR N 1 MR 
na. Sen Borjhufe n ai — 
r. 


fr. 
8. 9. 10. | 11. | 12. 


5 Bemerkungen 


13, 14. 





— — — — —— — 


Geſch. Ord. Nr. 18. (KRoftenvorfchüfle für arme Parteien, 8. 184 Geſch. Orb.) 








Formular Nr. 19. 951 
(1. Seite.) 
Verzeichnis 


perjönlich gebürenfreie 
der auf die —— genießende — — 
in der durch ... . . beendeten. » . ſache de. 
Bars 
wegen 
— Siempel⸗ und unmittelbaren Gebüren. 


Befreiung 
Rechtsgrund der Bormerkung ehung 


Der gebürenpflichtige Sireittheil hat dem en: die ale 
en heluffesder ner Aempalpflicitigen Entfheib 

ufle der der ftempe gen ung — e⸗ 

gangenen mündlichen Verhandlung waren anwefnd . . ... .» R A 

und wurbe vom n gebe npfttchtigen Streit —* an Urtheild- (rien) 
tr Ben derwendet der Betrag von . . 
Anfälige — ———— der "Gerlätbtangiei 


zuſtreichen. 


Geſchäftszahl 





(4. Seite.) 
Seichäftszahl . 


R — 

mit Bezug auf die bereits — 

dete Ausfertigung des.. 

vom 

zur Gebiirenvorichreibung überfendet. 
dt... ....geidt. . . „ 
btheilung . . . . 
am... 


Geſch. Orb. Ar. 19. (Verzeichnis ber vorgemerkten Gebür, 8. 186 Geſch. Ord.) 


952 Formularien Nr. 20, 21. 
Überfichtd-Tabelle der Bewerber nm die bei... . 





Geſch. Orb. Nr. 20. (Überfihts-Tabelle für Befegungsvorichläge, 8. 204 Geſch. Orb.) 


Regifter für Eivil-Proceffe der Bezirkögerichte. C. 


Bor- und Buname des Behtäfrelteh 


Klägers |Bellagten 


Geld oder G@elbes-| 
wert von”) 50 bis 
Vefisftörungse 
ftreitigleiten 

anbere Streiti 


Tag des Einganges 

Das Verfahren rubt ſeit 
di 

Erle gung In erſter 


Erſte Tagſatung 


18 
E 


und durze Bezeichnung des ee 


Streitgegenftanbe# Iaufenb gezählt 





(2. Seite.) 





| 8 Berlahrens vom Eingange der 

Klage bis gur Beendigung des Proceſſes 

d Hung des , un» 

befchlufles oder Abſchluſa des Vergleiches 
(Spalte 12—14) 


Mündlie Verhand⸗ 
zungen wurben an» 
eraumt auf 


re 
o 
= 
= 
= 
[7 
a 
o 
8 
o 
® 


Beih. Orb. Rr. 21. besirtögericht. Civil o a, 8. 1. 
I a a NEE EN Vroceſſe, O, 98. 285, 8 


Formular Nr. 22. 953 


Negiiter für Maudatsklagen. Cm. 


Klägers Beklagten 


unb furge Bezeichn bes 
Streitgegenanbes 





(2. Seite.) 











Dauer des ans in den Yällen, 
in a Tagſatzung angeordnet 
wurde (Spalte 6 und 11), vom Ein- 
gange der Klage bis zur Beendigung 
des Proceſſes durch Fällıng des 
Endurtheiles oder Ubfchlujd des 
Vergleiches (Epalte 12—14) 





Grgebnifle der münblichen Ber- 
handlung 



























82 

4 | 

za85 833537 2 Sgel5s, 35. . 

33° 22|85|8 22 |: agsegelasg| .: 

aeER 2" |e8| 3 | FE |E5 -8gle8nl-53| 85 

555% 3 5 2 73 o 188.189" re oa 
5° ea|E| 2 33957 199 
gefant am |R |@ | ° 








3 





ô ô— —— — — — — — —— — — — 


— — — || — — — — —— — — — 


Geld. Ord. Nr. 28. (Regiſter für Mandatsflagen, Cm, 88. 228, 8. 1, 2324, 8.1, 
237, 228 Gef. Orb.) 


954 Formular Nr. 28, 
Bagatell-Regifter. Ch. 


(1. Seite.) 





Bor- und Buname bes 


Klägerd tin 


unb Turze Begeichuung bes 


(2. Seite.) 


I Ergebnife ber mänblicden 
banbiu 


— —— —— 


ng 


Bemerlungen 


(äumnis, Verzicht 
od. Anertenntniß 


= 





Seid. Ord. Rr. 38. (Regifter für Bagatelfachen, Cb, 89.998, 8.1.997,299,8.6, Beich. Orb.) 








Formular Mr, 24, 955 
Regifter für Mahnſachen. M. 


(1. Seite.) 





Bor» und Buname, N 
Beihäftigung und Bezeichnung Roften 
Wohnort bes 


Jayılih | Unipruces 
| fortlaufende (Rechtsgrund 
Zahl und Betrag 


der ange» us 
Forderung) Iprochen | erfannt 


münblich erhobe- 
nen Wiberiprud; 
und Unterfchrift 


des Ehulbners | 


H 
} 


Bemertungen 


bigers und 





Geſch. Ord. Nr. 94. (Regifter für Mahnſachen, M, RR. 228, 4. 1. 289 Geſch Ord., 


956 Formularien Mr. 25, 26. 
Negifter für Kündigungen von Beſtaudverträgen. K. 


(1. Seite.) 





Bor» mb Zuname, 
Beſchäftigung und Wohnort 


lich fort» 
ende Bahl 


des Antragſtellers 
(Künbigenben) 


%” 


RER für [Serigttihe Auffündigung ode — 


mündliches Un» | Wufttag zur Übergabe ober 
bringenund Untere| Übernahme des Veftandgegen- 
ſchrift des Be⸗ ftanbes wurde 


amten, vor dem 
diefes Anbringen 
erfolgte 


Bemertungen 


7. 





Geh. Orb. Nr. 25. (Regifter für Künbigungsfachen, K, 8. 233, 8.1, 230 Geſch. Orb.) 


Regifter für Nechtspilfefahen, He (in Civilfachen) und 
Hs (in Straffaden). 


(1. Seite.) 
























Erſuchende VBehörbe Bezeich⸗ 











ee Tag be3 — der 
Einganges ugelegen- 
Bezeichnung Datum bei Weſchaſtezahi heit 





Erfuchens 









Kurze Angabe bes 


Inhalte des Erfuchens und Tag der Er- 


lebigung 











7. 8. 


Geſch. Ord. Nr. 26. Ho u. Hs, 88. 228, 8.1 u.2, 29, 
TC eluuinl 2 222 


gg —⸗ 
u 
— — — —— 


R& 


vu 


Bivangäverwaltung 




















Jaͤhrlich 


Tag des 
fortlaufende 


Ein⸗ 
ganges 





betreibenden 





Müller Anton 








Serger Sinscl, 





Berger Rubolf 


1 Bu — 






4./6. 


— — — — — — — 


— — — — , — — — — — —— — ——— 


Müller Anton 


—. — 


15./7. 





Grlänterungen. 


en — — — liegen nachſteh 
‚iu E 


6 as und 4 zedhbunsl m..u- 4 


3. 8. 1899.) 

















sels Ergebniffe de3 Executions⸗ 
* FBF verfahrens 
inbere Ver⸗ 25 
zögendtechte SE ẽ ber Ere⸗ — 388 
2 = 55 cutiond« ſtei — E22 
se |8 IE 3 auftrag ob. Bertaufg- | EEE 
55 | % [EEj8Efmurdege-| der | yerjah Er= 
223 8 E =“ gymä Exe⸗ = + 
& 2 BI, g 1618. So2| „|8 
g8 | 3 |SE]8 [Damme atom 333 
ala je)  |258j8ula58 
14. 16. |16.l17.| 18 19 2. |ı1.| 9 
| an b7 
| 
| 
77171 19./5. b15./5. Re. 28./0., | 
aga.sı.| org. 37./0. | 
00 
| 
| u = a2./9.00 b8.’5 
| 
| 
In — Sera 2 Me ae Messe tee Han 
| 
| 
| 
| 
näß | 32. u E 2. 


Am 17./4. 99 ftellte G id in ſei 
erregen 330 F. ben Aneag —— 


“inbupa Aub_Berlanf per. in ber Ögpohrlame bes Berpteten 








958 Formular Mr. 29. 


Negifter für Berlaffenichaftsabhandlungen. A. 
(1. Geite.) 


Bor- und 
Buname, Be- 
Tgäftigung 





h. Oxb. De, (Wegifier für Berlsfienihaftsfachen, A, 8.228, 3. 1, 224, 


8.1, 236. 1i6 Bed. Die 





Digitized by Google 


960- Formular Nr. 81. 


Regifter für Bormundfchaften und Curatelen 
(Waiſenbuch). P. 


(1. Seite.) 


Nechnungelage 








(2. Seite.) 


Summariſche Angabe des Vermögens nebſt 
Angabe ber allenfalls erfolgten Theilung 


Unfall | Webedung 
. |eje | em. 








nung ber Depo- 
Fe: 
Actenzeichen ber im 
—— 
Acten: 
nung der Deye- 
—— 
Actenzeichen der im 
— 
Geld. Ord —8 für Bormunbſchafta· und Curatelſachen, P, 88. 228, 


8. 1, 224, B. 1, is Geh 


Ru 





Digitized by Google 


962 Formular Mr. 85, 
Regifter für Übertretungsfälle. U. 
(1. Seite.) 


u a 5 
ve j RAR: 

er —41 — 
Rah 


4: 

3 
au 
—F 


“= 
o 
= 
ha 
- 
. 
r 
u 


Beſchnldigter 


ohne Verhaudlung oder 








Einſpruch 
—— * 
urtheil 








Geld). Ord. Nr. 86. (Regifter für Übertretungsfälle, U, 88.228, 8.2, 247 Geld. Orb. 


Formular Nr. 86. 963 
Negifter für Civilproceffe der Gerichtspöfe, Ce. 


(1. Seite.) 


un nn 














| Dauer des Berfahrens TE 
— — 
—* ober —** des Ver⸗ 
gleiches (Spalte 18—15) 


























anberaumt auf 


Bemerkungen 


Erledigung tn erfter Juſtanz 
Mündliche Berhandlungen wurden | 
bis 1 Monat 
über 1 Monat bis ein- 
fhlieblih 6 Monate 
fiber 6 Monate biß ein- 
ſchließlich 1 Jahr 
über 1 Jahr bi8 ein 
ng über I eh 
über 3 Jahre 


Bergleich geſchloſſen am 
fchließlih 8 Monate 
über 8 Monate bi8 ein- 













m 
* 
— 
Dun 
m 
ab 
[3 
[1 
8 
“= 
— 
© 
» 
> 
2 
” 


— — — — — — — — — Denn — _ — — — —— 


— —— — — 


. 86. i € 9. 
Dh, Be a che — O8, 88. 24 


964 Formularien Nr. 87, 88, 


Negifter für die Gefchäfte der — erichte der Unfall⸗ 
verfi Herungsanftelten. u. 


SE | 
ss] 


e Ent 
e gurüd-! 


Bor» 


ade 
5 


und Suname 


be 


tn der S 
gewieſen 


ä 


Klägers 


abgewiefen 
der theil⸗ 
weile Hatgep. 
Bemertungen 


a 
Wegen Incompetenz ober aud 
Stränden 
ſcheidung 





.Geg. allſchiebagerichtes Cu, 8.284, 8.1, Seh. Orb.) 
Regifter für ‚ehielfagen. Cw. 


Bor- unb Zuname bed J 


der Klage 
Das Verfahren ruht ſeit 


g 
ss 
83 
2 
ER 
c# 
23 
&5 

B. 


&o Erſte Tagfagung auf Gruud 


- 
L} 










Dauer des — in in ben fällen Fällen, in m 


Ergebniffe ber mänbliden. Verhandlung angeorbnet 





Berhanblung 11), vom Eingang Be kug ira (6 X — 
3 82 # 8 = ober auna bes Broclis bes Berdle &yalte Fler 
= = * CHE‘, 
FAR 2: r ? 
#23: 3 lee sans 
5558 5 g F &® 83 — 
32 [-} 7 * 38 —X 
gefällt am | 38 g# 5 
12 | 18. 14.115 9. : 











Digitized by Google 


966 Formular Ar. 41. 
Regifter für Edictalſachen. T. 


EEE (1. Seite.) | — 
| Jährlich Tag | %or- und Buna me Todeserllärung, 
fortlaufende des des Bor- und Zuname 
Zahl Einganges Antragſtellers des Abweſenden 
1. 2. 3. 4. 
. Seite.) 


b. 





Geſch. Orb. Nr. 41. (Regifter für Edictaiſachen, T, 88. 224, 8. 1, 242 Geld. Orb.) 











Formular Mr, 42. 967 
Bernfungsregifter in Civilproceisfachen. Be. 


(1. Seite.) 











® . ie . 6. . 8 . 9. 10. 11 . j 


(2. Seite.) 


ie u Deb. a eier für Verufungen in Civilſachen, Bo, 89. 294, 8. 1, 


968 Formular Nr. 48, 


Negifter für Necurfe an die Gerichtöhöfe erſter Juſtau, 
und an die Oberlandeögerichte, R. 


(1. Geite.) 
zu |, Rame der N 
Jabrlich & & ezeichnung en ame Partelen 
forttoufenbe | Heim ddes Gerichten des * 


gericht⸗ any Befätufies | Streltgegenſtaubes 





Der t 
—ã— 





Veich. Ord. Nr. 48. (Regifter für Mecurie, R, 88.224, 8.1, 225, 8. 1, 241 Geil. Orb.) 





Formular Nr. 44. 969 


Regifter für das Borverfahren wegen Berbrechen und 
Bergeben. Vr. 
(1. Seite.) 


Strafbare 
Handlung 





(8. Seite.) 
Beendigung 
Dauer ——— ohne Einbrin- 
Be» Haft gung Anklo 4 hut 
iäuldigter|___| der nn 
a sage: erſter 
ſchrif ln 


bon 
6. 7.18. 9. 10. 





Bemer- | 


Mlage- tungen | 


letzter [regifters 
Inſtanz 
11. 12. 








— — — — — — — — — — — — — 


— — — — — — — — — — 


—— — — — — — — — — ———— — 


970 Formular Mr. 45, 
Regifter — — Pr. 


Eeite.) 











Formularien Nr. 46, 47, 48. 971 
Berufungsrenifter in Strafſachen. BI. 


972 Sormularien Nr. 39, 50. 


Regifter für Berufungen in Straffachen an die Ober- 
j Iandeögerichte. *— 





DENE: * 
trafſache * 


Bemerkungen 


Drb. Nr. 49. Fer, für VBerufungen in Strafſachen an Mberlandei- 


—8 * 8. 2, 


Regiſter für Beſchwerden in Vie an die Ober- 
Iandeögerichte. DD 


(Name des Be- 
nn — “ ſchuldigten, An- 
gefochtenen | gellagten und 
Handlung 








Formular Nr, 51. 973 


Überficht über die Zutheilung im Borverfahren wegen 
Berbrechen und Vergehen. 


| gab des Tag u Bapl des | Zug 
| Haupt- er Neferent Haupt⸗ — Referent 
regiſters |ganges regiſters ganges | 


— — — — J — —— — — — 
— — — — — — | — — 





| 2 4 


— 20. Drb. Nr. 51. (Überficht über Buthellung von Borunterfuchungen, 8. 249 


974 


Formular Nr. 52. 
Händungs-Negifter. 


(1. Seite.) 


Sormular Nr. 58, 975 





Dee ee 0. noſppeurong 
K. K......... gericht 
zu 
Abtheilung Ir 
Arten 
über 
den Vedtsfireit 
Dee ie a 
re ee ee Re Kläger 
gegenn... * 
u. 8 LE L 8 8 . 21 60 04 .. Bellagte 
EDEN: a a Be 
Erfte Tagjapung am . .tn..1 . 0. Bl. 
Mündliche Verhandlung vom . . tn. . 18... U. 
Beweisbeichlufs vom . . tn. .18.. 8 
Theilurtheil vom . . tn. . 18 .,. BL 
Enburtheil vom . . tn. . 18 .. U. 
Bergleich vom..ten.. 18 .. Bl. 


Berufungsentſcheidung vom . . tn. . 18.. BL 
Einftweilige Verfügung vom . . in. . 18... 8. 


Abgegeben 
Aufzubewahren bis . 


Uctenzeichen 
Gel. Ord. Nr. 68. (Beisnbehe für Brscfe, 1. — 0m) 





976 


Formular Nr. 58. 





uocprafuang 
2.00 ı VNA gericht 
zu 
Abtheilung Ar. 
Acten 
über 
den Becdtsftreif 
van. —— 
ee Kläger 
gegen... 
BE ka a ie Beklagte 
11117: 73 
Tag⸗ 
ne s am .18..8L 
Mündliche 
Verhandlung vom. .ten. .18.. BL 
Beweis⸗ 


beſchluſz vom ..ten.. 18.. Vl. 
Theilurthell vom.. ten.. 18.. BL. 
Endurtheil vom. .ten..18..8. 
Vergleich vom..ten..18.. BL 
Berufungs- 

entfcheibung bom..ten..18.. 91 
Einftweilige 

Verfügung. vom..ten...18.. BL 


Ubgegebn . - 2 2 2 2 .o. 
Aufzubewahren bis . . . . 
Udnzihn . . 22... 


Orb. Rr. 58. (Heenräden 
Brocate, }. 883 Gef, Bin! = 








Formular Ar. 54. 


Abtheilung Ir. . ,» . 


Arten 
über 
die Bwangsverwalfung 
in Sachen 
Re a er en 
kn er 666 betreibende . » 
gegen 
——— . Verpf 
ee ee er 


Ernennung des Verwalters vom... ten... 18 


Übergabe der Liegenfchaft an ben 
Berwalter am...ten...18 


Beitritt vom ...ten... 18 
Rechnungslegung vom ...ten...18 
Vertheilung der Ertragsüberfchüffe vom . . . ten... . 18 
Einftellung der Verwaltung am...ten...18 


Ubgeschn . . 2 2 2 2 ne. 
Aufzubewahren bs . . . 2... 
Adenzihen -. - > > 2 220 


Geſch. Orb. Nr. 54. (Actendeckel Mr Bimangsverwaltungen, 8. 270 Ge 
Ehauer, Seid. Ordg. 62 





978 


wur 
K. K. . . gericht 
zu 
Abtheilung Ur 
Arten 
über 
die Bwangsverwaltung 
in Sachen 
DE> ou: noch: Aare ni ae 
. .. betreibende . . Gläubiger 
geggeee 
Br a a SE eners Berpflichtete 
wegen. ee 
Ernennung des 
Berwalterd vom..ten..18.. BL 
flbergabe der 
Liegenfchaft an 
den Verwalter am ..ten..18.. BL 
Beitritt vom..ten..18.. BL. 
Rechnungs⸗ 
legung vom..ten..18..8. 
Vertbeilung ber 
Ertragsüber- 
fchäfle vom..ten..18..8L 
Einftellung der 
Verwaltung am..ten..18..0L 
Ubgegeben . . . 2 2.20% 
Aufzubewahren bis i 
Udenzihen . ». » 2.0... 


gue „m Ga. De 





Abtheilung Ur. . . . 
Arten 
über 
die Bwangsverfleigerir 
der Liegenfchaft . nA de 


in Sachen 
DE: ar ee de a ee ee 
Be a 666 betreibe 
JJc.. ee ee 
RER — — ten = 
Schaͤtzung bom .. tn... 
Beitritt vom ten 
bom . . .ten.. BI. vom... dm... 
Seftftellung der —— 
bedingungen vom .'. tem. 
Vorläufige Feſtſtellung bes Laſten⸗ 
ftandes vom .. ten... 
Berftelgerung vom . . ten. 
Zuſchlag vom .. .ten.. 
Aberbot vom.. tem... 
Einſtweilige Verwaltung vom .. ten. 
Meiftbotövertheilung vom .. .ten.. 
Uunsführung des Bertheilungs- 
bejchlufies vom . . .teu . 
Abgegeben . . 
Aufsubewahren bis 
Actenzeichen 


Geſch. Ord. Rz. 56. (ent 2 











980 Formular Nr. 56, 


oo ce... 0... ustpptuapg 
J gericht 
zu 
Abtheilung Nr....... 
Acten 
über bie 
Yfündung uud den Verkanf bewegliger Sachen 
in Sachen 
DE J Te re a re Ar Sa ar 
ee re ee er re betreibenbe Otlänbiger 
BED a a ee er en ee 
USE EEE AR Berpflichtete . 
VOOHEN in a dar or ea er ne ee ne Yeraak 
Pfändung vom ten 18 BL 
Beitritt vom ten 18 . BL 
Verlauf vom. . tn. ».:..18...8 
Bertheilung bes Berlaufderlöfes vom . .ten . - . 18... 
Ubgegebn . . . 2 2 2 en nn. 
Aufzubewahren bis ....... 
Udenzihen . » 2 2200.00 


‚Orb. Rr. 56. ‚2% 
PR N (Uctenbedel für Pfäubung unb Bertanf Beivegficher Gachen. 8 


Sormular Mr. 56. 981 


. oe . 82 8 8 2. uoppfuapg 
KK... . gericht 





Arten 
über die 


pfundung und Den Yer⸗ 
kauf beweglicher Jachen 


in Sachen 


wegen........ 
Pfändung vom. .ten...18.. Bl. 
Beitritt vom. .ten...18.. Bl. 
BVetkauf vom..ten...18.. UL 
Bertheilung 

bes Berlaufs- 

erlodſes vom..ten...18..L 


Abgegeben . . . 2 2 0. 
Aufzubewahren bis. . . 


Rr. 56. (Uctenäden für Bfän- 
berg a Beta] Beeglar: Eadın, $. 970 





982 Sormular Mr. 57. 


X. K. ......... gericht 


Abtheilung Nr....... 





Acten 


ber 
das Soncursperfaßren 


Soneurseröffnung vom. .in. . x». .:13....%8. 
Wahltagſatzung am. .tn. ....18....8 
Anmeldungen vom. .dtn. . 0... 18....8 


vom ..tn...18.. 8 vom. .tm...18.. 8. 


Liquidirungẽtagſatzung vom. . tn. - - .18. . .B 
R le über 
ie Beratung 


vom. ten... .:18.. 0.8. 
Bertheilungen vom. .ten. ». ..18.. 0.8. 
Soncursaufhebung vom. .tn. ...18...8 

Ubgesebn . . 2. . De ee 


Aufzubewahren bs . . . 2... 
Utnzihn . .... 


. 
® 
“ 

® 


Geld. Orb. Mr. 57. (Metendedel für Goneuräverfahren, 8. 270 Ge. Orb.) 


Sormmularien Mr. 57a und Tb. 983 


a 8 08... sapstnpg 
J EN GE gericht 
au 
Abtheilung — 
DEREN 
die Yertaffenfgaftsabbanstung 
er 
ee Bi an a 
Melenpelden > 220. 


seid. Dieb. Mr. 578  (Adtenbedei — sie inne 








0 Deere 
J gericht 
zu 
Abtheilung Nr..... 
rd 
Vormund ſcha ie Furaiel Sache 
DB a re Sera ae 


Geh. Ord. Rs. 675 (Uetendedei für Bormundihafts-Excateljachen). : 





984 Sormularien Ar. 570 und 574. 


Ber 04 ustppfusg 
JJ ER gericht 

zu 
Abtheilung —— 

Arten 

über die 

Einlage........ . ..... 
Ücenzeihen . . - - » 


Geld. Drb. Nr. 570. (Metenbedel für Grundbuchſachen.) 





Arten 
über Die 


. [tt 121 [2 2 2 82 [82 8 Fr TL FF te 
. 0 [Th ee 8 82 8 0  —“ 
. eh [Tr L LT 8 Th Fr Te 00 80 


Abgegeben 5 
Aetenzeichen. 


Geſch. Ordg. Nr. 62 d. (Actondecel für Handels⸗ unb Senofienfheftäfitmen.) :.. 


Formular Nr. 57e. 985 


DR a re ee 
zu 
Abtheilung Nr. . 
Arten 


über bie 





Straffache 


Abgegeben e 
Aufzubewahren bis . 
. Üctenzeihen . 
Geſch. Orb. Nr. 570. (Wetendedel für Straffachen.) 





elayEl get ey " walppfuang 
RN.2%% gericht J gericht 
zu zu 
übtheilung Ro 2 =. Abtheiiung RL. == 
Rcten Acten 
über bie in der 
Berlafenfhaftsabhaudlung Yormundfhafis-Euratel-Iace 
nad DE a u a aa el 
th a ne WogeBcben > een 
denziin - - » » Anfzubewahren Bid -. . -. . - 
Abgegeben - . - - 2 0.0. Üenzihen - »- - 20. 
Geld. Orb. Nr. 578. (Uetenrüden für U Geld. Orb. Nr. 57b. (Uetenrüden für 
Berlafienichaftsahhanblungen.) Bormundichaftt-Euratel-Sachen.) 
Die zweite Seite diefer Uctenbedel unb Actenrücken a8 Verzeichnis ber 
offenen nummern. Die ——— Re. Bra, b, o, d und 
eo wurden nen m —— a ne und bie file Acten- 
cäden Se. 67a und b_ mit 3. IR =. 898, 8. 25251. Siehe barfber 


die Kundmachung im u er ee 





—— 





986 Sormular Mr. 58. 


Udenglden . . » » 8. .... Get...» 
Abtpeilung Re . . . . 


Netenuberfiht") 


Tag des 
Orbnnungd-| Einganges| Kurze Ungabe bes 


oder der 





Geſch. Orb. Nr. 58. (Uctenüberficht, 88. 270, 281 Geſch. Drb.) 
®) neber die Aend me tt —— Grund⸗ 
buchſachen fiehe 9.7 ©. 8, D- 17. Wermbe en 








Formular ! 


Auf weißer, gelber, grüner un! 
berer Rand 
Vorder- und Ri 


Yerlafenfaftsabpandlung 
nad 








Ben. Orb. Nr. 59. (Uetenfizeifen, 9. 283 


988 Sormularien Nr. 60, 61, 62, 
—— 





Geſch. Ord. Ne. 60. (Ubgangöverzeichnis, 3. 284 Geld. Orb.) 





Urkundenverzeihnis, UV. 





Geld. Orb. Nr. 61. (Urkunbenvergeiiäniß, UV, 8. 286 Geld. Orb.) 





Derzeihnis der abgegebenen Acten über beendete Straf: 
ſachen. 
|_Rame des Befcjutdigten. u 


Bulgar-, Spigname falfcher 
Rame, und be unbefannten Strafbare Handlung | Vctengeichen 


3. 





. Nr. 8. i über 
Eizaflacen, 9. 208 Sei. bay eraciäiniß gu ben Begifitatunkecen beendete 








Sormularien Nr. 68, 64, 08. 989 
Berzeihnis der ur Acten über bürgerliche 


G d (Streit-, 
[este ( 


, Bormund«- 
ratel, dgi if8) 


8. 





. Dieb. Nr. 68. ben ifratursacten über beenbeie 
Hrgerilhe Rehtsfeden, 6. 208 Geh. Di) 5 


Controlbuch für den ——— mit der Schreib⸗ 
eilung. 





Geſch. Ord. Nr. 64. (Tontrolbuch für bie Schreibabtheilung, 9. 827 Geſch. Otd.) 


Controlbuch für den Geſchaͤftsverkehr mit der Zuſtelluugs⸗ 
nnd Ereeutionsabtheilung. 


i Kanzleiabtheilung oder ab- 
| ertigender Beamter 
Abgabe | Empfang bes weigert 
des Buftellung3- 
| Zuftellungs- | oder Rück⸗ 
ftüdes ſcheines 





Orb. den mit ber 
ET er Geſchaſaverkehr Zuſtellungt⸗⸗ 








990 Sormularien Mr. 66, 67. 


Rec. Rr. ... 00 RA Rec e 1 u. 

Daſs ih. . bei dem k. k. Dee ...am.. . 189. 
recommandirt von dem * — . gerichte.. 
—— — J u er 


ſhiftenahle a 
unter ber Übreffe ee 2 


— eig erfatienhabe, —R mit meiner eigen pinbigen Unter 
gngefteit u. — — nie 


Da bie Annahme verweigert — — da der Abreffat 
nicht angetroffen wurde und bie ai uftellung nicht be» 
wirft werden konnte — wurde das Schriftjtüd bei dem 
gefertigten Poftamte am . . . » +. . hinterlegt. 


Voſt⸗ 
Stempel 


&. Orb. Nr. 66. | . 881056. B. D., 8. 850 
Pr Fa (ädicheln für Bof-Buftellungen, 68 % 


Ne. Ne...... R ück f & ein. 

Dois ih. . . bei dem y 6 rohen es. . .189. 
recommandirt von bem k. — . gerihte : . Be ie 
—— Ba EN Be ee ee en er eh 
Sehäftägait " ; j Ä 0 . . ® . j . . . . 0 v 


unter der Adreſſe EL A 
heute eig erhalten habe, ‚befätige ih mitmeiner eigenhändigen — 


rie ä er ° . 0 0 . 
ee —— TE a 

Da bie Unnahme verweigert wurde — ba Der Vnreffat 

ungeachtet vorgängiger, in der Wohnung lei⸗, 

Gewerbs⸗, —— zurückgelaſſener in Abe N» 

gangsthür Yo Aufforderung nicht anzutreffen war— 

wurde dag DRIERNE bei a — rei am 


— hinterlegt. 
Boſt⸗ 
(=) 


Sch. Did. Mr. 67. Hufen em Geste; 
38. 10 ee FoPrufchungen pm 


— 


Fommularien Mr. 68, 09, 991 
Gerichkliche Suffellung. 


Nufforderung. 
Herr — m. ..... 
— Are Hl) zur Annahme eines — test. 
ee be . Geichäftszafl . . 
om mittags . — Uhr in Diefer Boßnung — biefem Locale — anivelend 
zu ſein, da ſonſi das ——— m Poſtamte in. . . nieder 


legt würde. Dieje Niederlegung hat die gleiche Wirkung wie bie er- 
—* Zuſtelung. 


.o oc ve» 8 6 


— Bote. 
durch Kr Bde 106 SR we dis. Or ni 


Gerichtliche Suffellung. 


Anzeige. 

Der Uuterzeichnete hatte am Dein enger. 
ein Seihäftskid eek... gerichtes m. ——— 
Geſchaͤfts — .. zuzuſtellen. 

—5* die Zuftelium — zu anden noch als Er] 
auftelung *) bewirken TieB, wurde das Schritt tüd bei dem k. k. Bo 
amte in. . . niedergelegt und damit bie Zuftellung vollgogen. 

Hievon Wide en ittheilung gemacht unb 
ihm — ihr — empfohlen, zur Wahrung feiner — ihrer — Rechte das Schrift- 
ftüd — abzuholen. 

—EX8 — innerhalb einer Friſt von vierzehn Tagen 
vom Tage = Hinterlegung an ern ——— iſt, wird es an die 
aufgebende Behörde —— end 

—— — —— iR die Portogebür im Betrage 
von . : ten. 


Briefträger. Vote. 


*, Bei Geſ En. welche bou ala oder gelben Rudſcheinen 
—* ſind, ie Worte „noch als Erfapzuftellung” zu durch⸗ 


Hüdes ein en 68. 106, 108, 101, 11 1116, Sy ion) i 


992 Sormularien Mr. 70, 71. 
Poſtaufgabebuch. 


Der recommandirten 
ndung 





Kabl der unrernmman. 
Nnterichrift 
LKaut einnelannten 
pie Hujteuung am 

Demerlungen 


- Xag der YUufgabe 
Geſchäfts⸗ 





Geſch. Ord. Nr. 70. (Poſtaufgabebuch, 8. 855 Geſch. Orb.) 


An Antwort 
das löblidie R. k. Poſt- ımd des 
Gelegraphenamt k. R Voſt und dele 
graphenantes 
RE ne aan Be 
Neclamirendes Geriht . . . . = ball... .. gericht 
2: ee ee — 
aufgegeben am. . . » 0... 
beim 8. k. Poftamte in . . . . 
unter der Üdrefe -. - - . .. 
Angabe-Poftamt . . . . . u 


8. se 71. (Reclamationen wegen Untegelmäßtgteiten in ber Boftzuftellung, 


| Bormularien Mr. 72, 78. 993 
Zuftelungsbuc für Gerichtsdiener. 





merkungen 






J. boten 
1. 






Geſch. Orb. Mr. 78. (Zuſtellungabuch für Gerichtadiener, 68. 858, 859 Geſch. Orb.) 


| Zuftellungsbud für Gemeindeznftellungen. 





Übernahm3- 
beftätigung 





— 








Gelb. Prd. Nr. 78. (Zuſtellungabuch für Gemeindezuſtellungen, $. 861 Geſch. Orb.) 
Schauer, Geſch. Orbg. 63 


994 ‘ Sormular Nr. 74. 
Buftellungsfchein. 


Ich beftätige mit meiner eigenhänbigen Unterjchrift den gen 
Empfang be mir durch das Gemeindeamt (durch den Gefchäftsführer 
des Outögebited) - > 0 on 
dur) den Amtsdiener des k. k.. 

SGeriht8 . . > 2 2 2. 
zugeftellten für . . . 


3 — —F 
beftimmten . —— 
vest.t. . . Gerichtes . . u 
vom. . .. — a ar 1 ye .18. 
Geichäftszahl . —F 

ee RO A er BI: 


Bugeftellt durch den 
Gerichtädiener 
Gemeindediener, Boten ' 


Da die Annahme verweigert wurde — da 
Adreffat nicht angetroffen wurde und Erfag- 
zuftellung nicht bewirkt werden konnte — 
wurde das Schriftftüdam . . . 1892. . 
bei dem Gemeindeamte (Geichäftsfiihrer des 
Bntsgebieted) . - 2 2 20 ne 
hinterlegt. 


Gemeindeamt . 


am .189. . 


(®emeindefiegel.) 


Zur Nachricht. 


Der Adreſſat hat das Datum einzufegen und bie Übernahme des 
Geſchäftsſtückes durch die eigenhändige Unterfchrift mit Bor- und Bn- 
namen (Handzeichen) zu beftätigen. Bei Berjonen, die nicht fchreiben 
Tönnen, iſt das Datum der Zuftellung durch denjenigen einzulegen, ber 
die Buftelung vornimmt; diefer hat zugleich dem Handzeichen bes 
Empfängers deflen Bor- und Bunamen beizufügen. 

Bei Zuftellungen durch den Gerichtsdiener find die Worte „Ber 
meindebiener, Boten”, bei Zuftellungen dur) Gemeindeorgane (Organe 
der Gutsgebiete) die Worte „Berichtsdiener” in der Beurktundungsclanfel 
zu durdjitreihen. Die Beurkundungsclaufel ift von dem tsdiener 
unter Angabe feines Dienſtcharakters zu unterſchreiben. Erfolgt die Zu⸗ 
El nicht durch Gerichtsdiener, fo hat der Gemeindevorfteher (Ge⸗ 
Ihäftstührer des Gutsgebietes) in ber Beurfunbungsclaujel die Berjon, 


Formular Mr. 74. 995. 


welche die Zuftellung vorgenommen Bat, zu benennen und dieſe Clauſel 
unter Beidrüdung des Amtsfiegels iu unterfchreiben. Wenn er felbft 
die Buftelung vornimmt, bat er dies nach Durchſtreichung ber Beur⸗ 
fundungsclaufel durch die von ihm zu unterjchreibende Bemerkung: 
—— durch ben Gefertigten“ unter Beidrückung des Amtsſiegels 
zu tigen. 

Bnitellungen in militärifhen (Landwehr-) Gebäuden 
oder in ®ebäuden, weldhe von Militär oder Landwehr be- 
fegt find, dürfen nur nad vorgängiger Anzeige an den Comman⸗ 
danten und unter Snziehung einer von biefem beizugebenden Militär- 
(Landwehr-) Perſon erfolgen. Die Anzeige gefchieht dadurch, daſs die 
gufßellenbe Perfon dem Gommanbanten dad guzuftelenbe Säriftftüd 
vorweist. 

Wenn der Wdreifat — FA in ber gewerb- 
lien Betriebsftätte, im Geſchäfts⸗ (Kanzlei-) Locale ober 
am Urbeitsplage nicht angetroffen wird, fo kann das Schrift- 

üd an jeden, dem Buftellenden belannten erwachſenen, in der Wohnung 
es Adreflaten befindlihen Hausgenofjen (Hamilienangehörigen, in 
der Familie dienende Perſon) oder an einen dem Zuftellenben befannteı, 
im Gefchäftd-, Gewerbs⸗ (Kanzlei-) Locale des Adrefſaten anweſenden 
erwachſenen Yamtlienangehörigen, Geichhäfte- Gewerbs⸗ (Kanzlei-) 
Dedienfteten des Adreſſaten zugeftellt werden. Werden auch ſolche 
Berfonen nicht angetroffen, fo Tann das zuguftellende Schriftftlüid dem 
im felben Haufe wohnenden Bermieter oder ber von bielem beftellten 
ebenda wohnenden Auffichtsperfon (vorausgeſetzt, dafs dieſe zur An- 
nahme bereit find) eingehändigt werden. 

Wurde das Säriftitäd von einer anderen Perſon als 
dem Adreffaten in Empfang genommen (Erjagzuftellung), 
fo hat biefe Buftellungsichein mit ihrem eigenen Bor- und Zunamen 
zu unterfchreiben. Der Yuftellende bat das Berhältnis dieſer Perfon 
um Mbdrefjaten durch einen Beifag zur Unterfchrift des Empfängers 

. B. Vater, Mutter, Bruder, Schwefter, Sohn, Tochter, Handlungs- 
gehilfe, Commis, Diener, Knecht, Magd u. dgl) anzugeben. 

Kann das Shrifttüd auf Feine der vorbezeichneten 
Arten zugeltellt werden, fo ift e3 beim @emeindevorfteher (Ge⸗ 
ichäftsführer des Gutsgebietes) zu hinterlegen. Vie Hinterlegung ift 
duch eine an der Thür der Wohnung oder an der Eingangsthür des 
Geſchaͤfts⸗ Gewerbe-Locales zu befeftigende ichriftliche Anzeige Formular 
Nr. 78) und nah Thunlichleit durch mündliche lung an Ber- 
fonen, die in der ee des Adreſſaten wohnen, befannt zu 
machen. Die Beleftigung der jchriftlichen Anzeige an der Eingangstgäit 
eines verjchloffenen Geichäftslocale3 darf nur an einem Werktage gc- 

ehen. 

Wenn bie Niederlegung beim Gemeindevorfteher durch den 
zuftelenden Gerichtsdiener geidah ‚, bat dieſer die erfolgte Niederlegung 
auf dem Schriftftüd zu bejtätigen. 


Geſch. Orb. Mr. 74. 116 Rellungen durch Gerichtäbtener und 
—— 88. FE — — rn ——* 
— 63* 
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Buflellungsf chein*) 





der Beilagen - fol 


Tag der Buftellung \ 
| Geichäfts- Gattung Rame ber, Bartei, En a — J 
I: zahl des Geſchäftsſtückes und Zahl | an welche zugeitellt werden Buftelung Urfade, warum die | 


vorgenommen hat BZuftellung unter- 
blieben iſt J 


Zur Nachricht. Falls ſich die Zuſtellung zu eigenen Handen des Adreſſaten nicht bewirken läßt, kann 
ſie auch auf jede andere Art vorgenommen werden, die nach den am Zuſtellungsort geltenden Geſetzen zuläſſig iſt. 


Geſch. Ord. Nr. 74a. (Zuſtellungsſchein für Zuſtellungen im Auslande, 88. 88-105 C. P. O. und 201 ©. O.) 
2) Auf weißem Papier; ſiehe J. M. V. v. 10. Jänner 1899, J. M. B. B. Nr. 3. 


Formular Mr. 75. 997 


Buftellungsfchein. 


Ich Heftätige mit meiner eigenhändigen Unterjchrift den richtigen 
Empfang d . . mir durch dad Gemeindeamt Bas den Geichäftsführer 
bes Eutsgebieted) - > > 22 one 


durch den Amtsdiener des k. k. Begielögerichteß Be ar A ar 
sugeftellten für Bas Der aa nz ö 

—— Ib, a A a a ee 
befimmien . : 2 2 0 ern. F 

des k. i Gerichtes —F 

En Sean vom a ee ae 


län 


am. MM... 0.189. . 


Gerichtsdiener 


Bugeftellt durch ben Gemeindediener, Voten ü 


Da die Annahme verweigert wurde — 
da der Adreſſat ungeachtet vorgängiger in 
der Wohnung, im Kanzleir, Geiverbd-, Ge⸗ 
ſchãftslocale — 5 — (an deren Ein- 
gangsthäre befeftigter) — nicht 
anzutreffen war, — wurde d —32* bei 
dem Gemeindeamte ——— 
Gutsgebietes).. 


hinterlegt. 


Gemeindeamt -. - » 2 0. 


am. ‘ . 0 . . 189, 


Gemeinde» 
Siegel. 
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Zur Nachricht. 

Die Zuftellung darf nur zu eigenen Handen des Abdrefjaten 
erfolgen. Diejer hat das Datum einzufegen und bie bme bes 
Geſchaͤftsſtückes durch die eigenhändige Unterfchrift mit Vor⸗ und Bu- 
namen (Handzeichen) zu beftätigen. 

Bei Berjonen, die nicht fchreiben können, ift bad Datum ber Bu- 
ftellung durch denjenigen einäufenen, der die Zuftellung vornimmt; dieſer 
hat zugleih dem Handzeichen Empfängers defien Vor⸗ und Bu- 
namen beizufügen. Bei Buftellungen durch den Gerichtöbiener find die 
Worte „Semeindediener, Bote“, bei Buftellungen durch Gemeindeorgaue 
Organe der Gutsgebiete) die Worte „Gerichtödiener" in der Beur- 

ndungsclaujel zu burchftreihen. Die Beurfundungsclaufel ift von 
dem G@erichtsdiener unter Angabe feines Dienfticharalterd zu unter- 
jchreiben. Erfolgt die Auftellung nicht Durch Gerichtädiener, jo hat ber 
Gemeindevorfteher äftsführer des Gutsgebietes) in der Beur- 
tundungsclaufel die Perfon, welche die Zuftellung vorgenommen hat, zu 
benennen und diefe Slaufel unter Beidrüäduug des Amtsfiegels au umer⸗ 
ichreiben. Wenn er ſelbſt die YZuftellung vornimmt, hat er Died nad 
Durchſtreichung der Beurfundungsclaufel durch die von ihm zu unter 
jene Bemerkung: „Zugeftellt durch den Gefertigten” unter Bei- 
rüdung des Amtsſiegels zu beftätigen. 

Kann bie Zuftellung nicht zu eigenen Handen bes Adreſ⸗ 
faten bewirkt werden, fo ift dieſer durch eine in der Wohnung oder 
Ranzlet, in dem green oder ——— zurückzulafſende oder, 
falls dieſe Räumlichkeiten verſchloſſen find, an deren Eingangsthüre zu 
befeſtigende ſchriftliche Anzeige (Formulare Nr. 76) aufzufordern, behufs 
Entgegennahme der Zuſtellung an einem ihm gleichzeitig zu beſtimmen⸗ 
den Tag und Stunde in dem betreffenden Locale anweſend zu ſein. 

Wenn der Adreſſat dieſer Aufforderung nicht entſpricht, iſt das 
Schriftſtück bei dem Gemeindevorſteher (Geſchäfteführer des Gutsgebietes) 
zu hinterlegen. Die Hinterlegung iſt durch eine an der Thür der Woh⸗ 
nung ober an ber Eingangsthür des Geſchäfts⸗ oder &ewerbelocales zu 
befeftigende fchriftlihe Anzeige (Formulare Nr. 77) und nah Thunlidy 
feit durch mündliche Mittdeilung au Perfonen, die in der Nachbarſchaft 
des Ndreffaten wohnen, befannt gu machen. Die Befeſtigung der fchrift- 
lichen Anzeige an der Eingangsthür eines verſchloſſenen Geichäftslocales 
darf nur an einem Werktage gefcheben. 

Venn die Niederlegung beim Semeindevorfteher durch den 
em © Gerichtödiener geſchah, hat dieſer die erfolgte Niederlegung 
auf dem Schriftftüde zu beitätigen. 

Zuftellungen in militärifhen (Landmwehr-) Gebäuden 
oder in Gebäuden, welde von Militär oder Landwehr be- 
feßt find, dürfen nur nad vorgängiger Anzeige an den Comman⸗ 
danten und unter Buziehung einer von dieſem beizugebenden Militär 
(Zandwehr-) Berfon erfolgen. Die Anzeige geichieht Dadurch, dafs Die zu- 
jtellende Berfon dem Commandanten das zuguftellende Schriftftüld vorweist. 


. Orb. Re. ©. d ichidiener 
Bemeinbenrgame gu eigenen Sonhen, 6b, 109 #8 deeez eze 
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Bau u DO '668T a2uupC or a M OD a : aꝛidv; uonvjq Ing („ 
ca 108 "SD 30T—90r 88 ’usquocg uauadıa n? aquugeng m usdungajng au) wistplgdungsgng) "wg, ‘2: "Qu "pl@ 


PBjiolao uszullargyg g2q 
uaquoc uausdıa n? aij uns uivljaiai anu Bunyayluıg aıq ı mogalag uaphquugm ug Dog pIıpoıg ınd 





zog uauuouabaoa 
pol uaduram 239 Gut 
| lag | ">a230ı mahöne apyaaı no | 1608 gun Spnleılaplom sro —2* 


| q '1a7ı20% 299 3m0G Bunzjj0@ 
| vungoing 230 VO% Hnplasım 








— —— * — — — 





u . . “ . . . . . . . . 0 . . D D . . . 1 1 83Q 2 


„miegppbungsing 


1000 Sormularien Mr. 76, 77, 78. 


Gerichtliche Buflellung. 
Aufforderung. 


Herr - Fran . . 2 02 002. wird aufgefordert, zur Annahme eine . wider 


. oh er 8 8 rer 8 ırhb  r L  rTr  e  TL TL  TL  TCTT T T TTT  T  CK  TF TFT TC DL FE 


ngebrahten -. -. - AU. 2 2 0. mitta in diefer W — bielem 
Bocale — antejenb "au fen, 2. fonft das iftftü tie dem [3 — dr 


Nr. 76. (Aufford —— ed T: d ⸗ 
ei lan: ee el P. O D. ee * 


Gerichtliche Zuſtellung. 


ia m DI ME 45 —Aã Tr error wer rd lieh, — 


michergeiegt und unb en bie 55 seen 


alten nn de t und’ ih oe. 8 8 —0 Be blen ® ® Bat ® f' so 8 8 ee 12 908 
tm — oblen, zur einer — ihrer — 
he rm —X eheſtens abz — 
® ®. . "Sem . oa 8 82 ee ee 8 8 
Geld. Orb. Nr. 77. tigung von ber — gr z Bag beim Ge⸗ 


lab ehenee, 8.107 €. 8. 


Gerichtliche Zuſteſſung. 
Anzeige. . 





Der Untergelänete Hatte am . » » > 2 2 2... 2 2 0 re 

ein Geihäftsftät ddl. . 2.2... — — a 
Bean! u a re — — F — — —— — 

ließ, wurde das et ftftüd beim — eher — etet 

—*2*— Be a ea re it un Banit bie Buherlem 

" PAR EN emacht und ihm — ihr — 
ee eh — ſeiner — ihrer — Rechte das eva Salate eheſtens ln 


—— — Vote. 
. Mr. 78. GBenachrich D. 5. 808 Geil. Die) 
age Bemeiubsbeckehen Pr 10, tn 30. 111 Ar D. u 


Digitized by Google 


1002 Gormular Ar. 82. 


Gefchäfts- Ausmeis 
des Bezirksgerichtes in - - 2 2 2 nun 
in Eivil- und AQuftigverwaltungsfacien 
für das Jahr 18 . 


I. Mahn: Erlaſſene Bahlungsbefehle 
ſachen Erhobene und —— — 
ſprüche) 
II. Mandats⸗ Erlnffene Bahfungdan e,geg — 
verfahren", Einwendungen Safe — wurden 
III. Bagatell- | ——— ine 
ſachen nommen . . 
Klagen | neu zugewacfen . 
erledigt . . .. . 
anhängig verblieben . 
dur Endurtheil auf 
Srund von Ber 


ſäumnis, Bericht, 
Unerfennini3 . . 


Erledigungsart durch anderes —2 
urtheil . 


Durch Bergleih . Ä 
auf andere Weiſe : 


bis 1 Monat. 
es Ver⸗ 
— in ben | über 1 dis 3 Monate 


Fällen der " 3 n 6 " 
Spalten 8-10 „ 6 Monate . 





! {de W üche, be v wurde 
— ES ee any 
a ug — ——— — 4 bis 16 16 bi 84 au% 


ter De im 
ae — — eingetzagene — andzuweiſen, weiche 


Drb. Ar. Ausweis ber B erichte über bie 
u DE ent a ve runn 
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IV: Indere 
Proceſſe 


vom Vorjahre en über- 
nommen. . . 16 


Geld — 
über5Ofl. bis booſi. 17 
nen zu⸗ —e 
Magen gewachſen fiten .....|18 


andere Gtreitig- 

feiten . 119 
erledigt . . » 2 0. .- | 
anbängig verblieben . . n_ 


durch Enburtheil auf 
Grund von Verſaͤum⸗ 


nis, Berzicht, Aner⸗ 
kenntnis.. 


durch anderes end 
urtheil (Endbeſchluß) 
durch Verglih . . | 24 

auf andere Weife') . 
Fälle, in welchen das erfahren rubte . 


Beweisbeſchlüſſe auf —— der 
Parteien. 197 
8 


Beweisbeichlüffe andere . . ». . . .|2 


bis 1 Monat . ae 

über 1 bis 3 Monate | 0 
Dauer dd Ber | „ 3 n6 „m | 
jahren? ” den | „ 6 Monate bis 


Erfedigungsart 


Fällen der 
Spalten 22 — 24 1 Jahr. >) 
„ 1518 2 Jahre. | 
2 Saheeı- 5 all 





3) Siehe Anmerkung zu Gpalte 11. 











1004 Formular Nr. 82. 
SE Hast | 
V. Zwangsvoll. asien ET ER a a 8a 
ur Sereinbrin von Geldftrafen 
ftredungen) und Gesßren Oerefibhngung dan Wetten | | 
durch zivangsweife Pianbrechtöbegründung . .| ic 24 
& vom Vorjahre anhängig übernommen . | 36a 
E 5 Ineu zugemacfen . . 222... 365 
beendet d Erlaffung des Werthei⸗ 
* SE —— mus REN ” . | 86c 
a] QE Ipneenbet durch Einftelung . . . . .: 864 
8) 8 — verblieben - - 2 2 2. . A⸗ 
* ẽ 2 Augen der Einſtellung des Berfteigerungs- | 
8 verfahrens für wenigſtens jechd Monate |; 86/ 
E a ð ſvom Vorjahte anhängig übernommen .: 37_ 
— 15 neu zugewachſen. 2 2... 38 
3 z8 beendet rn 39 
5 lanhängig verblieben . . . . . . . © 
& (auf körperliche Gaben . -. . . . . . 
E H : ee ge ee Se Le las dene ss|____ 
= „ An e auf Heraudgabe u. Let | 
6: —X = ee | 
518082 (vom Borjahre anhangig 
2134* übernommen. . . . . — 
81& es 33 neu zugewachlen . . . .M6| 
= : € 5 beendet -. . 2 2 20. Er —— 
—11368 a amfängig verblichen . . . EB 
s[2\5 durch andere Ereeutionsmittel .: KT 
1 — Pfaͤndungen Törperlicher : 
— Bwangsverläufe) . . . Sr we 
aur Erwirkung von Handlungen u. Unterlaffungen | > I 
zur Sicherung von Belbforderungen. . . . . -: 68 
zur Räumung von Beftandfahen . . . . . s sr 54 
VI. Ber: vom — anhängig übernommen . . . . . SB —— 
laſſenſchafts. "en zugewachſen..6 — 
Er DEEMDER. non. mean vr 57 | 
gerichtliches Verfahren im Zuge . BB 
lungen) Di 





anhaͤngig ver-) die an tte ne Deenbei un) 
Här —F * — — 


| 
er Gebtivenberiihfigung = — 
aachen, wegen Abgang eines Bm 


| dur —— da an bie Exhen 





9 Die Ben der — ide aus bem ———— einzufegen. 


9 (Sn 
treten an Site be bisherigen Spalten 85 bis 41 die Spalten 35a biß 40.) 


Die fofort an das zuftänd ericht abgetretenen Tobfa 


* se Regiſter 
wel e Berafenihaftgabfendtung ar nicht eingeleitet 
beren Bahl 


December 1 

— I ine zu —— 
gungen von Beſtandvertraͤgen zu entnehmen. 

Hacufnahmen. über 


ift von er Gelammtgahl ber in DB Ratfen 


Ühaftsabhanblungen eingetragenen Fälle in Abzug zu bringen. 


Formular Ar. 82. "774005 





neu a er 
beendet . - 2 20 en. 
anhängig —— 


wegen Wahn⸗ ob. Vldd⸗ 

— inns und wegen Un⸗ 

nn ähigfeit, die Mechte 
eh zu wahren 


neu zugewachlen? fiber Minderjährige 
unter väterlicher Ge⸗ 
walt ; 
wegen Verlängerung 
der — * 
walt . . 





anbängig verblieben -. . . . x... 
IX. Geundbbußsfohen) . - - » 2 20. 77 
x. Rehtöhilfefhen - - -. - 200. 
XL Legalifizungen . . . . >» 2 2000 
XU, Kün ——— — F 











in Beſtan on elegen- 

Einwendungen Rn 81 

XIII. Gachen er se Regifters . 
XIV. Rerwaltungsfaden . . Sa ine 

XV. Eommiffionelle [ der richterlichen 
Amtshaudlungen Beamten 
außerhalb bes 
Amts 


ortes) | der Kanzlel- . 
XVI. rer en zum Vergleichsverſuche na 
ne aieiähueruge nah 





Rur bie Zahl ber im Tagebudie mit rother Tinte eingetragenen Sachen iſt and- 


9) uns dem un en 
Aus der Zahl ber en velabungep zn entnehmen. 


1006 Formular Nr. 88. 


Geſchäfts⸗Ausweis 


des .............. gerichtes in ............... — 
in Civilſachen J. Inſtanz und in Juſtizverwaltungsſachen 
für das Jahr 18.. | 


T. s Srlafiene SahlungBaufträge, gegen welche Ein- 
nee wenbungen ni t erhoben en). REES 
It. Weäfel, "rel Atmen, un Sosteiegtet 
verfahren EN re 
vom Vorjahr anhängig über- 

NOMMER - >: 2. 0. 

angeorbuete oben 22. 
Berhanblungen u — 


anhaͤngig verblieben 


Griebigungsart durch anderes Endurtheil 
duch Vergleich 
auf andere Welle). . . . 

Bälle, in welchen das Verfahren ruhte.. . . 

Fälle, in welchen ein vorbereitendes Berfahren 


Rattfand. 2.0 »% = we sun, 
Beweiabeſchluſſe auf Bernehmung der Barteien 
a Andere 3. See eu 

bis 1 Monat . .... 

Dauer bes Ser- | über 1-8 Momate. . . . 
fahrens in ben „384 „2... 
Faͤllen der n 6 Monate bis 1 Jahr . 
Spalten 7-9 „ 1-2 Jahre... . 
" 3 Sabre — ——— 





ı) Die Faͤlle, in wel Einwenb oben ober die Erli bes ung?» 
ottng es Amer ger: in ne 40 biz 58, en ne 
anweiſen. 

Hier alle im Regiſter als beendet etragenen Faͤlle autzuweiſen, wel 
uicht — drei —— Spalten le = 


. Drb. Nr. 88. äfts-Musweiß d Geri ö 
Thätigteit in Civil · und —ãæ— F 594 Bed — en 





Formular Ar. 83. 


4 


TOL. Sandel8:, vom Vorjahre anhängig übernommen 
—— and — ( s Sanbeib. (See) &e- 
ee. Magen | zugewachſen | 1... Berogerichtsbarkeit 

A en 
anhängig verblieben . . . 2. . 
durch Endurtheil 


von 8 Pe Al ern icht, 
u —— = 


Eriehigungsatt durch anberes Enburtheil . 
burh Berplid . - . . . 
auf andere Welle!) . 9 

Fälle, in weldhen das Berfahren rubte . . . 

et ki welchen ein vorbereitendes Verfahren 


Beweisbeichlüffe auf Vernehmung der Barteien 
— andere. 
bis 1 Monat. 

Dauer bes Ber- | über 1—8 Monate 
fabrens in ben „84 —_ — 
Fallen ber „G6G Monate bis 1 Jahr. 
Spalten 26— 38 „i1-2 Ice . . . . 
„2a . .... 
vom Vorjahre anhängig übernommen 


IV. Undere über vermögensrechtliche 
Proceſſe nen zu⸗ | Unfprühe im Betrage 


oder Werte über 500 
Magen | gemadien — andere Etreitgegen- 


erledlsl: ee 
anhängig verblicben . . . . . . 


er —— — 


Griebigungsart | durch auderes Enburtheil . . 


auf andere Welle). . . . 
Bälle, in welchen baß Verfahren rubte . . . 
Fälle en welchen ein vorbereitendes Verfahren 


= andere > 2 2 2 2 en 


Dauer de Bew | über 1—8 Monate. 
fahrens in ben „86 
Faͤllen der „ 6 Donate Bis 1 ah. 
Spalten 4547 „ 1-3 Jahre . . . 
„ 29bre . . ... 


1 alle tm Regiſter als beendet ei , wel 
nicht ne Drei vorher ——— Spalten gehlten. eu Denen GAME ANiGSnsHen? | ride 





U 


1008 Bormular Nr. 88. 


V. Zwangsvoll⸗ —— ae Br Bee 
— )g durch zwangsweiſe Bfanbreditäbegründung . . 


vom — anhängig übernommen604⸗ 


S| 8%, Inen zugewachſen. 
5 beenbet eu ‚Setofiung des Verihei⸗ 
0 


3 — a N ve aa 
* —38 — ae LER, A⸗ 
e der erſteigerungs· 
—— & = verfahrens für wentgftens ſechs Monate | 60/ 
i| ; „fpom Borjahre anhängig übernommen .| 61 
F nen zugewachſen.. 8 
= 8 Beldeendt . . 2.2000. 68 
2 14r anhängig verblieben . - -» . . . - “ 
auf büderlihe Refte - - - > 2 2. 200. 66 
zur Sicherung von Gelbforberungen . . . . - 67 ” 
- VI Eoneurö- ( vom Vorjahre anhängtg übernommen . | 68 
verfahren ee 3 Eines de 8 
er Ber- 
aan eh feiner Verlaſſen⸗ PR 
a): nn c 
Antrag | eines Gläubiger . . . | 
wegen mangelnden Bermd- ' 
—— gens . — . 
verhaud⸗ elnd — 
lungen on Gläubigen — 72 
beendet a ee der @län: a 
durch Vergleih . - . 1 


VII. Berlaffen- vom Vorjahre anhängig übernommen . . . . . 
ſchafts. nen zugewachſennn. 3 
t 


lungen?) mtana ver. bie geriätticen She Säjitte beendet und 


——— — * gig | 88. 


beendet » . = 200 u a nee 
abjand: Est Berfahren im Buge . BL 


(en wegen Abganges eined Ver .· = 
| dureh — erediti Einantwortung . | 4 


Beenbigungs- „ Einantwortung an bie Erben 
Ai . „ Übergabe bes cabufen Rad 
Iafles an den Fiscus 
auf andere Welle - - - - . . ® 
abgetreten 














8 


rt 


— —— — — — — — — 





























1) Die ner der er ann aus u ER einzufegen. 


Infolge J. M. 8. vom 
treten ” —* = biäherigen Soalien 69 biß 65 bie — 692 bi 


Nr. 47, bei 8. 394, 


Die fofort an daB zuftändige abgetretenen To Seldenfnähmen, Abe 


welche ee Berlafien chaftaab lb t eleitet wurbe, find kein 
f — — ung gar a ni eing 
en eingetragenen Bälle in Abzug zu 


I der tn daB Regifier für Ber- 
bringen. 


Zormular Nr. 83. 


VIII. Zor- 
mund- 
fhaften vom Vorjahre anhängig übernommen. . . - 
un zugemahlen - - - - 2 0 nee. 
beendet : u. 2. u ee a 
anhängig verblieben - - «0.0... 
IX. Eura- 


telen vom ee anhängig übernommen . 


egen Wahn⸗ ober Blöbfinns ober 
a Unfähigtett, die Rechte ſelbſt 
zu wahren. 


re wegen Berihwentumg - - - - -» 
mahfen — unter vaterlicher 


bendet - - > > 2 0 0 2 2 0 rn 
anhängig verblieben - = > = 2220. 
x, Greundbuhsiaden!) . . . . 222.0. 


XI. —— — welche nicht zugleich Grund⸗ 


XII. Rechtshilfeſachen....... 
XIII. Gachen des allgemeinen Regifterd . . . . 
XIV. Sandelöregifterfaden . . . -. . 2»... 
XV. Berwaltungs: ! Beiegungdvorihläge - . - - - 
ſachen 
XVI. Commiſſionelle Amts- | ber richterlichen 
bandlungen außerhalb | | — 


des Amtsortes?) der Kanzlei⸗ 


Erg die Zahl ber tm Tagebuche mit rother Tinte eingel 
auszu 
N Aus dem Reiſetagebuche zu entuehmen. 


Schauer, Geſch. Ordg. 


D 
DS Pan e TE 120222 > 2822 


— — — — — 











Formular Nr. 84, 1011 


Gefhäfts - Ausweis 
des 


Geriptehofes erſter Inſtanz in Einil- 


Berufungsſachen. 
Oberlandesgericht...... 
Jahr 18... 


Drb. Nr. 84. (Geichäfts- Husweis ber Geri f Inſtanz über bie 
a ie Berufungägerihte In Gioilfadhen —— ae 2 





1012 Formular Nr. 84. | 


Gefchäfts - Ausweis 
Di. 0 0 - deren 0 en als Werufunggericdhtes in Givilfacken 





u II III I 
(B. Seite.) AB — 


Necurfe 





Formular Nr. 85. 1013 


Geſchäfts - Ausweis 


über die 


frafgerufjfliche Thätigkeit des Beichs- 
gerichtes 


Jahr 18.. 


. Dr. . Ausweis über bie 
0 Kr. ra ei ns der Bezirlegerichte ſtrafgerichtliche 


Thätigkeit des 


Formular Nr. 85. 
ftrafgerichtliche 
Bezirkögerichtes. 


Ausweis über die 


1014 
Geichäfts- 





ıi864 8 

Er 8 H H : | 

| : 5 : | | uahaBragg 

Ä ; $ = E ⸗ | gun uapaaguagg noBagg 
8 

— — — c c — 

⸗iavg; ↄbjo arpınuallay 290 ejnpleug 7 | wauuaÄgv s2q ustpog 29q 1408 
| IPHAN-TOPVUNUCH 100% J 


noſpvſoↄuheipo; 229 1808 

& 8 t : ? | uahadıagg gun ualparg 

5 | +29 a2gy uabunqahaaaog uauaboild 
J * 94 653 Po 20 108 
= 

® 









Haupt» 
verhanblung 
e⸗ 

enen 


Urtheile nach 
vorgenommener 


Puvjↄſppanꝰ 
jogeypraag uaq uv uadrgnip| 
a 839 uoahobog; uↄbaↄui uoaꝛiꝭ 


(2. Seite.) 


E19 81% 
pvu — 230 ı908 


uaqaↄaiplac; 239 1908 
usBuninıag aↄq 408 





wowmonsagg Bröupgun aagnj20 10a 


Formular Nr. 86, 1015 


Geldjäfts - Ausweis 


des 


Gericjtshofen exſter Inftanz in Gtraffachen. 
Oberlandesgeriht . . .. .. . . 


Jahr 18... 


ee t3-Wusweis ber Gerichtändfe erfise In über die 
Arafgerhöittge Zyätigteit, 9.194 Gel. Died.) * 


* 
— 
* 
* 7 
3— 
ER A 
’ ba .\ 
. [3 ® 
ee 


1016 Formular Nr. 86. 


Gefchäfts-Ausweid des. . . . gerichteß in... . . in Straffachen 
erſter Inflanz.*) 


(2. Seite.) 





Formular Mr. 87. 1017 


Geldhäffts-Ausweis 


bes 


Gerichtshofes erffer Inſtanz 


Oßer feine Shätigkeit als Berufungsgericht in Abertrelungsſalſen 
Oberlandesgericht: en 


Sabr 18... 


Geld. Ord. Nr. 87. ⸗Ausw. ber Gerichtehd über bie Thätig- 
feit als fungsgerichte S — * ae * — 


Formular Ar. 87. 


1018 


EI 5 
Bunyquoguag 24 7 
Gvu Bunljauppauf 


a 
a ande Pusjpapyırg 
























gerichteß in ...... über feine 











& 
= 
= 
—52 
£ & | mardppairgroaick / 372 
8 |. Lip 5 pou allyuzuusgag 
82 * 5 23Öyyzunangulgng qui uaqıoag 
Ss 158 | 
Fi a non : uapJam u} FIR 230 JJOY 
2 31 35 | udun ; 
Di * DNS auvqazasbunlnaoↄꝙ 129g 1408 2 | | | | 
719 e! 
:8 IQ usyÖrgunlplagg 1bjqↄn⸗ 8 
os | ajjagg 2229quu 7“ 
R 2 8 
a» = usgaygza dung _. 1891]20 m 
aM = uv ẽ ujpsratog u “ 29 —— — er 
Son — —— gau2 Quoyagjugg 339 ıpar 
83 I & zwiqen⸗ | | | | o | Pan 10 Fungagima 
So | & TEL TEL TE 
3 > IR En? . 7 E 5 up ud * 
5 ſBF ualpvaudn? non | | © |88 Bunjpanagg | 
8 M — — — — 
83 | = | Waumonsagy Bıöupg . = Er ae ei | 











Formular Ar. 88. 1019 
—— re geit in. -. -. 2... Jahr 18. . 


Mücdflandsverzeichnis 
Aber bie mit Zahresichlufs unbeenbeten 
I, Froceſſe. 


11. Bwangsverfieigerungen von Aiegenſchafſten. 
III. Verlaffenf@aftsaddandiungen, 


Formular Nr, 89. 1021 


Gefhäfts-Ausweis 
über bie 
Thäfigheif des Öberlandesgerüffes in ..... 
in Eivil- uno Iuffimerwalfungsfadhen. 


I. Abtheilung. 


Jahr 18.. 


u... —— der Oberland Thättg- 
feit in Civil» und — 1 . Abtheilung, 8. 





1092 . Formular Nr. 80. 


GeſchäftsAusweis 
des Oberlandesgerichtes in ......... in Civil⸗ und Juſtiz⸗ 
verwaltungsſachen für das Jahr 18.. 
L Abthettung. 


(2. Seite.) 


Formular Nr. 90. 1023 


Sefhäfts-Ausweis 


über die 


Chäfigkeif Des Oberlandesgerüffes in..... 
in Einil- und Auffamerwalfungsfagen. 


I. Abtheilung, 


Jahr 18 ,. 


Drd. Re. MW. Andweis ber Ober erichte Über bie Thätigkeli 
in Gieile und Juſtizv ——— II. Abteilung, 8.8 beit, Dr.) 





1024 Formular Nr. 90. 


Gefchäfts-Ausweis des Oberlandesgerichtes in... in Eivil- 
und QJuftizverwaltungsfachen für das Jahr 18... 





U. Wbtheilung. 
8 Seite.) 
Synbicatsprocefie 
Klagen 
| » erledigt 
a5 1 >= 
Senat SSE]| > |durd Endurtheil » ana 
(Re- S88 =’ | auf Grund 23 — BIN 38 
ferent) = B = 8 |von Berfäumnis, BB 4 ES 5* 38 
ESS) 2| Bericht, TER SR || °® 
| 2 = © | Anerlenninis 5 8215 
| 1 2. 8. 4. 5 6. 7 


— ng || — — ——— —— —— — — —— — — — 





Formular Mr. 91. 1025 
geriht in. . . Hortlaufende Ar. . Sahr 18 . 


3ählblatt für zwangsverſteigerungen von Siegenfhaften. 


1. Uctenzeihen . . - 

2. Bezeichnung ber Liegenſchaft ou Landgut Bergmel, Gabe x. % 
Grundbuchsbezeichnung BE me 
. Sefammtaren?) . . . Be Dane 
. Schäßwert (ſammt Zubehör) er a ve 
. Geringfles Gebot . . . - —— 
. Meiftbot: bei der 1. Berfteigerung erzieltes — 

durch Wiederverſteigerung 
durch Überbot . . . . 
8. Betrag ber aus dem Meiftbote nicht in Befriedigung gelangten 
Sorberungen an Kapital unter Ungabe der Währung -. . . 

9. Hat eine vorläufige Feftftellung bes Laftenftandes ftattgefunben? 

10. Einftelung ber Berfteigerung: nad) 8. 184, 8. 8 (8. 193) €. D.®) 
nad 8. 200, 8. 1 E. O.) . . 
aus anderen Gründen. . . . » 

11. Aufihiebung der Berfteigerung nah 8. 01 ED... .... 

12. Tag ber Bewilligung ber Berftelgerung .» . » 2: 2 22. 

13. „  „ endgiltigen Berfteigerung . - . 

14. „ des Bertheilungsbeichlufies (im Falle — Anfechtung de Ber- 

theilungsbeſchluſſes: Tag der endgiltigen ee ber en 
mittelinftanz) oder Einftelungsbefchluffes . : 


15. Jährliche — ae 


ohne Bufchläge?) 


Sn m w 
e.““.e ee oe 
..ev 9 


E — ® “ ® 


Hauszinsfteur . oo. 2 00. 


Unterfchrift des Commiſſärs 
(nebft Dienftcharatter). 


Kann — — bleiben ung vorgenommen wurbe. 
Hrn ir}. am 7 8, I 11 und 18 ———— zu laſſen. 
em bernahmspreis einzufehen 
») Nur aus ie a enthalten find. 


b, t 
= nur ein ee nn verſteigert Eu Win Be tefer anzugeben. 


1026 Formular Nr. 92. 

0. gericht in. . .» Fortlaufende Ar. . Jahr 18. . 
Bählblatt für Goncurfe. 

1. Rame 


Fran | des ie De er Br er ee en 
ar 


2. Beruf des | j | Maflaverwalters » 
befinitiven 


3. Enthebung des Maffaverwalters nah 8.0 ED... . .» ... 

4. Inventirte Uciven: Gefammtfumme . . . .. . —— 

5. darunter: Gelb und Wertpapieeeerr 
Wechſel und andere Forderungen -. . - ». 2 2 0 0. 
anderes bewegliche Vermögen - - - 2: 2: 0 2 202. 
unbewegliches Vermögen. . . » 

6. Zahl der Anmeldungen ber Goncurögläubiger: A der Kumelbungsfrif 


7. Summe der Forderungen: angemeldet . . . . 
anerkannt . . 


8. Gefammterldös aus der Nealifirung ber Goncursmaffa . 


9. Verwendung bes Erlöfes: jur Tilgung von Maflafhulen . 
(mit Ausnahme Koften des a, 


. ee 8 0. 8 


Roften: BafavermaiterBeohnung 


—5 — 
Rüdforberungdanfprücie — u a ee 


Forderungen der Realglaubigr . . » x... 
h = lie m Safe _ — 
IM, . 

e ® 5 IV. u: % 
s V.. % x 


10. Tag ber Concurseröffnung . —— 
1. u nn Soncuröbeendigung (im Sale der Bnfestung: er der 
endgiltigen Enticheidung ber ne ; iu — 
12, Urt der Beendigung‘) ; 
Unterfcheift bes — 
(nebſt Dienſtcharalter). 
1) Nach ben tm Goncurdregifter enthaltenen Spalten. 
Geſch. Orb. Wr. 92. (gahlblatt für Concurſe, 8. 899 Geld. Krb.) 








Seid. Orb. Rr. 98. (Beichäftstalenber, 88. 409404 Geld. Drb.) 





Formular Nr. 93, YA. 1027 


Geſchaäftskalender. 

(1. Seite.) 
| Tagſatzungen 
Täglich Acten⸗ = ’ Ordnungsnummer 

fort- * und en = — ger ; des Protokolles 
laufen⸗Ordnungs⸗ 8 adg oder der Erledigung 
IdeZa5I| nummer Sache (StundelRihters| und Bemerkungen 
1. 2. 8. 4. b. 6. 
(2. Seite.) 
Friſten 
Täglich Aeten⸗ Befolgt oder 


—— — und| Bezeichnung nn laut Be- 
aufende nungs⸗ nungs⸗ 
Baht | nummer — nummer merkungen 


7. 8. 9. 10. 





Vormerk für den Unterfuchungsrichter, 
een | 
Dauer der Haft 


Strafbare 
Handlung 


Borunter- des Erledigung 


fuchung | Vefhuidigten| ſuchung 


10. 





Geld. Ord. Rr. 94. (Bormerk bes Unterfucdhungsrichters, 8. 406 Geſch. DO.) 
“ 65* 


1028 Formular Nr. 085. 


Vormerk ded Gerichtöhofes erfter Inftanz über die 
eingebrachten Anklagefchriften. 
(1. Seite.) 








| Sähr- | Zahl 

| lich |desfte-] Tag 
I forte [gifters] bes 
laufen⸗ Vr | Ein 
| be | oder |ganges 
| Babl | Pr 


1. 2. B. 
— —— — —— 


—— — — —— — — — — — —— —— — 


| Erfolg bes Ei | 
— —— — 
bie Haft (8. 210 St. P. 


* 
* 


Tag der Abgabe beb Ücted | 


oO 
© an hen Borfigenden ber 


> 
u 


gQ 


—— 
8.211 
D. 
na 

ge wurde 

egeben 
ge murde 
t. P. O.) 


vorläufi 
ungna 
SC $. 
Verweiſung 
Igeg 


ge 


Sonſtige Verfgung 


hauptverhandlung 
Erlag ber Geldſtrafe 


olge Roy: 


; ae 


50 


(. 218 St.B.D.) 


Name des Vorſigenden 


Tag des Girafantriites 


der Ankla 


5 Grlenntnis erſter Inſtanz 


E 
& 
& 
* 
2 
ð6 
17. 


3 Xag der Hauptverhanbfung | 


der Aukla 
feine 

& 

5 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
u 
= 
— Bemerkungen 





© 8.212 6.8 


© meif 
[5 
© 
— 
— 
4 
80 
u 
[- 
[7 
—2 


— — —— —ñ—— — — — — — — nn 
— — — — —— 


Geſch. Ord Nr. o8. (Vormerl Über bie eingebrachten Anllageichriiten, J. 405 Geh. Orb.) 
® 








Sormular Nr. 96. 1029 


Vormerk über die in der Rathökammer zum Bortrage 
gelangenden Gefchäftsftüde. 
(1. Eeite.) 


T Sera 


— 
Vortrages | getenftüdes | tragenden 


2. 8. 4. b. 





@. Exite.) 
Der Beichlufs betrifft 
= — Ss Aber⸗ die Über⸗ 2* 

& | = | 2@ | tennung | 2G — 3 
8|r S | | 5 unter- 7 * 
& ER; bürger- 5 Br E 
=ls8 & S liher | SB Inhungen| » ? 
= |® 5 = _ oder Bor-| 3 8 
*318 5 Rechte | > & = 

& | 5 * (8.425 | 3° erhebungen| 5 = 
2 2 | 23% |otp.0,| F& |mah$-12 8 

21:58 * —28 — 

6. 7. 8. 9. 10. 





Geld. Ord. Mr. 96. Sotmert Aber Raihstamimerjachen, 5. 405 Weid. Ord.) 





1030 Kormular Nr. 97. 


Vormerk des Vorfigenden über die Hauptverhandlungen 
| in Strafſachen. 














(1. Seite.) Bu 

E Name des ® 

s | Aetenzeichen ame ‚le 
12 | und Zahl ker * S| GStrafbare 
5 | der Anflage- de Berirts- |% S| Handlung 
|,8 | vormerlung ed Dei | = | cn 
EFE gerichtes 8 = 
IB 
11. 6.16. 7. 


U ee 5 


— en — — — — — — 


— — — — —— — — — 




















| „als |& |r 
ber Saft | 5. Eg|a : 
55 23138 7 = 

u . 

*F 2515 8 Er 
von | 5bi8 er 55 A; 1 E 
3 2|8 E E 
“ a5 ä 8. 

8. 0 I. | 16. 





Geſch. Ord. Rr. 97. (Bormerk über Hauptverhandlungen tn Straffachen, 5.408 Geld. Och.) 





Sormularien Nr, 98, 99, 100. 1031 


Subftitutiond- und Sruchtgenufsmaffen. 
E a. Seite) 


Wichtige Verfügungen bes 
Gerichtes 


10. 





tio ‚8. 406, 
8. ei ee 98. (Berzeidhuis ber Subftitutiond- und Sruchtgenufsmafien, $. 


Bormerk über die zu entfertigenden Prlegebefoplenen. 


| hiĩ des Waifenbuches — Geſchaſtszahſ, unter wel-| 
Band und Kolium des Sen die Aufforderung zum 
alten Waifenbuches; |Pilegebe 38 ſchreiten um Entferti» 

iin Tirol: Gemeinde) fohlenen 3 | gung erlaffen wurde 


4. 





| | 
8. er ; — 9%. (VBormert über die zu entfertigenden Pflegebefohlenen, 8. 406, 


REN über commiffionelle Amtshandlungen in 
Eivilfachen. 


a Gegenftanb 


commiſſioniren⸗ 
den Beamten und und Urt ber 
Diener 


Umtsbandlung 





Geſch. Orb. Nr. 100. (eiſeiagebuch, g. 406, 8. 16, Geſch. Orb.) 


1032 Formular Mr, 101. 
Arreſtprotokoll für Bezirksgerichte. 


(1. Seite.) 


und Buname Behörde oder| | 
öffentliches | Auszug aus bem 
Organ, durch |Ürtheile (Erkennt 
welche die jmifle. Rotion), bei 
Übergabe in — * 
die Haft 7 e en af⸗ 


ſchehen i baren Handlung 
8. 



























=|®or- 
(Bulgar-, Spigname, 
falfher Name) 
Geburtsort, Alter, 
Religion, Stand, 
Beichäftigung, Wohn- 
oder Aufenthaltsort 



















Füprlich 
Tag der Über- 
& nahme in bie Haftı 
(Strafe) | 


fortlaufende Ba 










4. 


* 





Zahl des Betragen 
Ende der. | Gefängnifies und | während ber 
Haft (Strafe) befondere Borfichten, Sen) Bemerkungen! 
welche anzuwenden feiplinar- 
find ftrafen 


7. 8. 





— — 








rn 


Geh. Orb. Mr. 101. (Arreſtprotokoll für Vegirkägerichte, 8. 407, 





Digitized by Google 


Digitized by Google 


Digitized by Google 


Digitized by Google 


| 
| € hievon erledigt durch contra- | 
| 
| 
| 


Ä 


| 


in ber Zeit dom 1. Jänner 19. 


Ob |heven erlebigt dur) conten- 


M jParunter bloß durch Regiſter⸗ 


Formular Nr. 106. 


(1. Seite des Formulars.) 


Brofohkoll*) 
über bie Bifitation ae r “ a a a le 


in 
vorgenommen duch . 
in der Be vom . 


e. Seite.) 
Geſchäftsgang des Vezirogerichts 


Anfall 


dietorifche8 Urtheil 
Anfall 


dictoriſches Urtheil 
Anfall 


. bis ‚zum 


— — — — 


— | — — — 


— — — —— — 


eintrag beurkundete Mahn⸗ 


Anzahl der ande nad 
C. P.D. 


Anzahl der vorgenommenen 


geſuche 


8. 433 

Anfall 
darunter vom ıhlungs- 
betreibenden Beamten 


— — — — — — 


| E a — bon Fahr⸗ 


Anzahl der vorgenommenen 


Biwangsverfteigerungen von 


Viegenſchaften 


| 


Gerichtdabtgeilung ab; Name 
des Abtheilungsleiters zu⸗ 


I | II nun J ———— 
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19.. 





————n 








*) Richtiggeftellt nadı den Mitth. im I. M. 8. B., ©. 30/1901. 
Geſch. Ord. Nr.106 (Fragebogen für Bifitationen der Bezirkögerichte, 8.412 Geſch Orb.) 





1038 Formular Nr. 106, 







Gertichtsabtheilung und Rame 
bes Abtheilungdleiters 


Rothe Ziffern im Tagebuche 


Unzahl der beitellten 
Gab Grundbuchsauszüge 


Anzahl der eingelangten 
Anmeldungsbögen 


— — — — 


Anfall 


A dievon wurden fofort abge⸗ 
| treten und, armutshalber ab- 


gethan 
P Unfall 
He dto. — 
ul dto. 
zZ dto, 
Es dto. — 


Gegenſtand 





I. Adminiſtrative Angelegenheiten. 


1 Präfidialjournal und Präfidialacten. Namensverzeichnis 
und Sachverzeichnis. 


2 Berfonalftandesausweife, Gedenkblätter, Beeidigungsbud. | 
Geichäftsvertheilungsbud (8.18 ©. D.). 
4 Verzeichnis der Schäßleute, ftändig beeideten Sachverſtän⸗ 


digen und Dolmetiche, welche für das VBezirkögericht be 
| ftellt find. — 





00 








„Anmerkung. Die dritte Spalte ‚„Viſitationsergebnis“ wurde — 


dieſer und den folgenden Seiten behufs Raumerſparnis weggelaſſen. 











Yormular Mr. 106. 1039 


Gegenſtand | 


Berwalterlifte (8.153 ©. O.). | 





Amtsinventar. 


Umtsbibliothel; Zuſtand, Verwahrung und Katalogifi- | 
rung; Nothwendigfeit der Ergänzung. (Vdg. v. 3. März | 
1898, J. M. % 8. Wr. 5.) | 


Sammeln und Einbinden der Reichögefeg-, Landesgefeb- | 
und Suftizminifterial-Berordnungsblätter und alljällig | 
abonnirter Fachblätter. Bezeichnung der lebieren. 


Fit Die Amtsbibliothel ebenfo wie die Gefeh-, Berord- | 
nungs- und Fachblätter allen Beamten des Gerichtes leicht | 
.} augänglih? (Bdg. v. 3. Juli 1897, J. M. 8.9. Nr. 26.) | 


Verzeichnis der periodiſch zu erftattenden Ausmeife, Rech⸗ 
nungen und Berichte (Ausweiskalender). | 


Prüfung der Geſchäftsausweiſe des Vorjahres in Betreff 
ihrer Richtigkeit. | 


Borrath an Zählblättern für: | 
8) Bwangsverfteigerungen von Liegenichaften, | 
b) Ehefaden, | 
c) Eoncurfe; | 
richtige Ausführung und Abjendung. 


Wer führt die Rechnung über das Amtspaufchale? Sit 
fie gehörig belegt und wird fie allmonatlich abgeſchloſſen? 


Wird das Amtspauſchale ökonomiſch richtig verwendet? | 
Conſtatirung des Caffareftes. | 


Verden jogenannte Papier-, —— oder Preſskreuzer 
eingehoben? In welcher Höhe? Wie werden ſie verwendet? | 


Wird die Straffoftenrechnung richtig geführt und von wen? 
Sonftatirung des Caſſareſtes des Strafloftenverlages. | 


gZuſtand der zur Verwahrung der Barſchaften dienenden 
Caſſa. Werden die Barichaften der verfchiedenen Fonde 
abgejondert verwahrt? 














Gebarung mit den eingehobenen en 
(Verordnung vom 24. Auguſt 1899, J. M. V. B. Nr. 34.) 


3 








Zuftellungsdienfte 
der Pauſchalweg⸗ 


ihägt? 
8 15.508.) 


nd wie werden ſie 
elben nothwendig ? 


ulchüffe und Gang- 
‚heiten? Wird die 
svorſteher von Zeit 
die Anftände, die 


it 189, 8.6.98. 


auswärtige Amts⸗ 
lulirt? 


Prüfung des Reiſe⸗ 
üfidium gerügten 
en Mängel in der 


ommenben Talles 
9.0.) 


Amtshandlungen 
ven außerhalb des 
ommen? Prüfung 
benverzeichnifies. 


snügung des Ge⸗ 
lerung die weitere 
der die Auflafſung 


h Winkelſchreiberei 
angelämpft? 


B und Ns. 


zu den drei 
L. 





Poft- 
nummer 


! 


5 


| 
| 


30 


— — 


31 


— 
32 


— 


33 


34 


ze 


36 


39 


40 


41 


ra der — a) Vorerhebungen, b) Vorunter⸗ 


Wurden im er Ns —— Eingaben — J 
a 


Formular Rx, 106. 1041 


Gegenſtand 


Wie viele a en Uebertretungen find noch nicht 
Durch Urtheil, —— —— oder Abtretung 
erledigt? | 


Auf welche Termine — vom Einlangen der —— 
rechnet —, werden durchſchnittlich die Uebertretungsverhand⸗ | 
lungen angeordnet und auf welche Termine vertagt? 


Unzahl der Anzeigen wegen Webertretungen, über welche ' 


noch feine Hauptverhandlung angeordnet oder anderweitige 
| Verfügung getroffen wurde. Beitpunft des Anfalles ber | 
drei älteften Fälle. 


she aa und 
—— Ürtbeile. | 
Wird die Frift des 8. 270 St. 2. D. eingehalten? — 


Wie viele Urtheile find noch nicht ſchriftlich ausgefertigt | 
und feit wann? 





Wird das Mandatsverfahren in genügendem Umfange ans ' 


gewendet und wird Dabei richtig vor Tneaangen® (8 Sr 
vom 16. October 1894, J. Nr. 38.) 


Wie wird der Strafvollzug überwacht? 
Anzahl der noch nicht vollzogenen Strafen. . 
Datum des Datum bed Urtheils ber | der brei älteften Fälle. 


didrung der ung der Verzeichniſſe über über die die Erfäße an Kojten des 


trafverfahrens und des Strafvollzuges und über andere 
Rückerſaͤtze. | 


Wird bei der Einbringung der Koften mit der erforder- 


lihen Strenge vorgegangen? (3. M. E. vom 30. Sep⸗ 
tember 1882, 8. 14737.) 


Prüfung der er Berwenbung der Geldſtrafen nachs. 7St. P.O.; 


Führung der Rechnung, Caſſareſt, wie verwahrt? 
(Berordnung vom 13. Juli 1886, M.B.B, Nr. 33.) 


ſuchungen. Iſt in der Behandlung derfelben eine Ver⸗ 
zögerung wahrnehmbar? ones — 12. December 


' 


die fich eigentlich als Strafanzeigen daritellen, ohne 
ber — der ee fe engege worden wäre? | 


Schauer, Geſch. Ordg. 66 


1042 Formular Rr. 106. 






Gegenſtand 





Werden Erſuchen um Breihtäbilfe in —— 
und richtis erledigt? (8. 93, 2. Abſatz, St. P. O.) 
Anzahl der anbhängigen Requifitionen. 


Anzahl der auswärtigen Commiffionen: 
ur ivegen Berbrechen und Vergeben, 







an 
Prüfung Nothwendig eit derjelben. 


Sen der corpora delicti (8.407, 3.2, ©.D.). 
Art der Verwahrung folder Gegenftänbe. 


Verzeichnis über ftrafgerichtliche Depofiten (F. 207, 3. 3G. O.). 


Werden die aus ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen her⸗ 
rührenden Gegenſtände periodiſch veräußert? 


Werden die Strafkarten bei der Hauptverhandluug ver⸗ 
faſst und nach Rechtskraft des Ur — an die Staats⸗ 
anwaltichaft, jowie in den vorgejchriebenen Fällen Straf- 
AEENENEI ON an die politiichen und an die Schub» 
behörden überjendet? | 


Formelle un der mündlichen Verhandlung durd 
den Richter; Amtskleid. 


Bemerkungen über die materielle Seite der Geſchäfts⸗ 




















behandlung. 
Gelbftändige ee a Gerichtskanzlei in diefem Ge⸗ 
ihäftszweige (8. 317 ©. O.). Werden mündliche An- 






bringen auch durch Sanzleibeamte entgegengenommen? 


Werden die Acten in der Gerichtöfanzlei hadung der Be 
mäßig behandelt und verwahrt? bachtun 
ſtimmungen der 88. 282 und 283 ©. 
. Prüfung der Führung der Tagebücher. 


Führung des — und des Abgangs⸗ 
verzeichniſſes. 









Mundirungsrückſtand: 

a) bis auf drei Tage, 

b) über drei Tage zurück, | 
gerechnet vom Tage der Erledigung. Tag der Erledigung 
ber fünf älteften, noch nicht reingeichriebenen Stücke. 








Formular Ar. 106. 1043 


ru u u, EEE a a a I — ——— m — 


Bo ——— | 
| III. Gtreitfaden. | 
| 55 Führung der Regilter C, Cm, Cb, M, V und Ne. 
zT Führung der Namensverzeichnijje zu den Regiſtern. 















57 Bergleichsverhandlungen gemäß 8. 433 C. P. O.; in 
Ä weldem Umfange wird von dielem Verfahren Gebraud 
Ä gemaht? Werden Bergleihe häufig zu Protokoll ge 
nommen und in das Regifter Nc eingetragen? 
58 


—— (Berordnung vom 16. October —— 

J V. B. Nr. 39 und 12. December 1899, J. M. V 

Nr. 51.) In welchem Umfange werden Mahn-gejuche a 

nommen und durch Eintragung in das Regifter beurfundet? | 

Verden aud) Widerjprüche gegen über Mahnklagen er — | 
Bahlungsbefehle durch Regiſter eintrag beurkun 


Beſitzſtörungsſachen. Prüfung der Nothwendigleit der | | 

Unordnung der Verhandlung am Orte ded Streitgegen- 

ſtandes; Tag des Einganges der drei älteſten anhängigen 
Beſitzſtörungsſachen. 


Auf welche Termine — gerechnet vom Eingange der 
Klage — werden durchſchnittlich die Tagſatzungen an⸗ 
geordnet: 
31 in O⸗Sachen, 
in Ch-Eaden, 
c) in Beſitzſtörungsſachen? 


Auf wie lange werden die Tagſatzungen BE, 
erftredt? Werden Hiebei — 134 und 137 C. P. O 
befolgt? 


Wie viele Civilproceſsſachen ſind weder durch Urtheil, Ver⸗ 
—— oder auf andere Weiſe erledigt, noch im Stadium 
es Ruhens: 

a) in Cb-Sachen, 

b) in C⸗Sachen? 


Tag des Anfalle der drei älteften noch anhängigen: | 
a) Cb⸗Sachen, 
b) C⸗Sachen. | 
Sit die Verzögerung in der Erledigung diefer Sachen 
gerechtfertigt? 


Werden „erite Tagſatzungen“ ——— und unter 
welchen Vorausſetzungen? 




































66* 


1044 Formular Rr. 106. 


Poit- 
anne Gegenftand 
| 65 Ver führt das Verhandlungsprotofoll und wie wird das- 
felbe verfafst: 
a) in Cb⸗Sachen, 
b) in O-Saden (Rejumeprototoll, Anwendung ber 
88. 444 und 445 C. P. D.)? 


Werden vorbereitenbe Scritiäpe übe überpeicht? Freiwillig 
oder Über Aufforderung de Kommen Fälle 
mifsbräuchlicher Anwendung en Scriftfäßevor? 


Art der Abfaffung der Urtheile und nl, Ein- 
haltung der adhttägigen Marimalfrift des 8. 126 ©. D. 


Formelle un der mündlichen Verhandlung durd 
den Richter; Amtsfleid. . 


Bemerkungen über die materielle Seite der 
Geichäftsbehandlung. 


Geibftändige Thätigfeit der Gerichtsfanglei und Entgegen- 
nahme mündlichen Anbringens ee diefelbe (88. 313, | 
316 und 319 ©. O 
Borbereitende Bearbeitung von en (8. 384 ©. Pie 
Entwerfung von Beihhlulsausfertigungen dur die Ge 
richtöfanzlei auf Grund des Bewilligungsvermerkes (8. 56 
G. O. ®. und $. 194 ©. D.). 
Verwendung von Formularien und Stampiglien 8.941 G. O.). 


Werden die Acten in der Gerichtskanzlei geſchäftsordnun 
mäßig behandelt und verwahrt? Beobachtu m. der 
timmungen der 88. 128, 282 und283 


Führung des Geichäftsfalenders und des 
Abgangsverzeichnifies. 


13 Mundirungsräditand: 
N bis auf acht Tage, 
b) über acht Tage zurÄd, 
gerechnet vom Tage ber Erledigung. Tag der Erledi ung 
der acht älteften, noch nicht reingefchriebenen Stü 


IV. Erecutiondfaden. 


74 Führung der Regiſter E, V und Nc, fowie der 
regiiter zu den unter Boltaummer 85 angeführten Streit- 





















Formular Ar. 106. 1045 


Gegenitand 





75 Führung der Namensverzeichniffe zu den Negiftern. 








— — — — — — — —— —— — — — — — — — — — — 


76 Wie viele Executionsanträge ſind noch nicht erledigt und 
aus welcher Zeit? 


77 Wird bei Einftellung, Einſchränkung und Aufichiebung der 
Execution der richtige Vorgang eingehalten? 


18 Behandlung der HBiwangsverwaltungen; Eignung der 
Zwangsverwalter; u in der Einführung der- 
elben. 





79 Welcher Zeitraum verftreiht durchſchnittlich vom Kin- 
gange des Antrages auf Zwangsverſteigerung 
N bi8 zur Vornahme der Schäßung, 
b) bis zum Berjteigerungdtermine ? 


Entipreden die Berfteigerungsbebingungen zumeift den | 
Normalbedingungen? Prüfung des Vorganges bei Feſt⸗ 
ftellung abweichender Bedingungen. 





Brüfung der Protofolle über Vertheilungstagfagungen und 
der Bertheilungsbefchlüjie. 


Verden bie im Laufe eines Erecutionsverfahrend zu Gericht 
eriegten Bargelbbeträge fruchtbringend angelegt? (8. 77 
Ere. O. und 8. 152 ©. DO.) 

Wie geichteht die Erfolgung der Barjchaften und wie jene 
der Sructificate? (88. 236 und 287 Exec. DO.) 


Anzahl der Fälle vollgogener Zmangsverfteigerungen, in | 
welchen 


a) das Bertheilungsverfahren noch gar nicht eingeleitet, 
b) der Bertheilungsbefchlufs noch nicht erlaſſen wurde. 


Sind die Verzögerungen gerechtfertigt? 


Einftweilige Verfügungen. Wird vielfach davon Gebraud) 
gemacht? Wie behandelt das Gericht derlei Anträge? 


Wie werden bie im 8.17 Exec. O. erwähnten Civilprocelö- 
ſachen durdy den Erecutionscommiflär behandelt? 


Bemerkungen über die materielle Seite der Geihäftd- | 
behandlung. | 





— — — — 
——— 
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Gegenftand | 


87 Selbſtändige Thätigkeit der Gerichtskanzlei und Entgegen“ 
nahme mündlichen Anbringens durch dieſelbe (8. 320 G. O.). 
Borbereitende Bearbeitung von Eingaben (88. 324 und ! 
260 ©. O.). Entwerfung von Beſchluſsausfertigungen 
durch die Gerihtöfanglei auf Grund des Bewilligungs- 
vermerled (8. 56 G. ©. ©. und 8. 194 ©. O.). Ber⸗ 
wendung von Formularien und Stampiglien (8.94 G. O.). 






















Verden die Ucten in der Gerichtälanzlei gefchäftsordnung?- 
mäßig behandelt und verwahrt? Beobachtung der Be- 
J— der 88. 128, 282 und 283 G. O. 


Führung des Geſchäftskalenders und des Abgangs⸗ 
verzeichniſſes. 


Mundirungsrückſtand: 
a) bis auf acht Tage, 
b) über acht e zurück, 
gerechnet vom Tage der Erledigung. Tag der Erledigung 
der acht älteften, noch nicht reingejchriebenen Stüde ' 


Durch weldje Organe werden vorgenommen: Ä 
a) Pfändungen und Berfteigerungen von Fahrniſſen, 
b) Beichreibungen und Schätzungen von Liegenschaften, 
c) Einführungen von Bivangsverwaltern? 


Führung des Erecutionsbuches. Anzahl der rüdftändigen, 

ohne Anmelden zu vollziehenden Pfändungsaufträge; 

Beitpunft des Cinlangen® der drei älteften beim Zu- 
| ftellungsbeamten. 


Welcher Beitraum verjtreicht durchſchnittlich vom Tage des 
Einganges des Pfändungsauftrages beim Zuſtellungs⸗ 
beamten bis zur Vornahme der ohne Anmelden zu voll⸗ 

ziehenden Pfändung? 


Prüfung der Pfändungsprotololle und des Vorgehens der 
Vollitredungsorgane bei Mobilarpfändungen. Wird die 
Erecution auf das nothwendige Maß beichräntt und 
werden die Borichriften der 88. 250 bis 252 Erec. D. 
beobachtet? ft die Bewertung der Pfandftüde durch die 
ollftrefungsorgane verläfslich ? 





Formular Nr. 106. 1047 


a, Gegenitand | 


9 Prüfung der Protofolle über die Verfteigerung beweglicher | 
Sachen und des Vorgehens der Vollſtreckungsorgane hiebet. 
Werden Audrufer zugezogen und diefen eine Gebür zu« | 
ertannt? (8. M. V. 8. 1899, ©. 284.) Abfuhr des | 
Berlaufserlöjes an den betreibenden Gläubiger durch das 
Bollitredungsorgan. 


| 96 Kommt der Verlauf aus freier Hand (88. 268 und 280 
Ä Exec. DO.) Haufe — Sir — meer Art? | 

. : w 1 v | 
| J ie hie orgegangen 


97 Führung des Pfändungsregiſters und des dazu gehörigen 

| alphabetiihen Namensverzeichnifies. Erfolgt die Durch⸗ 
| jtreihung des Namens der Gläubiger, deren Pfandrecht 
erlofchen ijt? 


93 Entipreden die Realſchätzungsprotokolle den Vorſchriften 
| der Realfchägungsordnung? Werden darin die angewendete 
Bewertungsmethode und die Bewertungsgrundlagen an ı 
gegeben? Werden die haftenden Ausgedinge, Vienjtbar- | 

feiten u. |. mw. al3 Recht und als Laft geihäpt? 


99 | Werden ebenſowohl die Mobilar-Pfändungs- und ⸗Ver⸗ 
ftetgerung3protofolle als auch die Realihägungsprotofolle 
vom Erecutionscommiflär überprüft und, wenn nöthig, 

berichtigt? 
Erfolgt bei den Nealihägungen in jedem Falle die Be⸗ Ä 
ftimmung des Schäßungswertes durch den Erecutions- 
commifjär? (8. 30 R. Sch. OD.) | 







































V. Grundbuch (Verfachbuch). 


100 Befinden ſich ſämmtliche Grundbuchseinlagen in vor⸗ 
| Ichriftsmäßig paginirten Grundbuchsbänden? Schonung 
| der Grundbüder (3. M. V. B. 1900, Seite 30. 


ı 101 Führung des Tagebuches und der Regilter; Anwendung 
| der rothen Ziffern. 


. Luftrirungsrüditand. . 
Erledigungsrüditand. 
Eintragungsrüditand. 













— — —— — — — 
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Segenftand 


105 Mundirungsrüditand: 

De t Tage, 

b) über acht Tage Tele der Eintragung zurüd. 

Tag der Eintragung der drei älteften, noch nicht rein- 
geichriebenen Stüde. 


| 
106 Zuſtellungsrückſtand. Anzahl der Tagebuchnummern, in 
| welchen noch nicht alle Zuſtellungen erfolgt find. 

Tag des Einganges der drei älteften Fälle. 


Welche Zeit verftreicht durchichnittlich vom Einlangen bis ! 
zur Zuſtellung eines Grundbuchſtückes? 


| 108 Bormerkung über beitellte Auszüge und Urfunden- 
| abſchriften. Manipulationsrüditand. 


109 Führung der Statifttichen Ausweiſe, insbejoudere Hinfichtlich | 
der Simultanhypothelen und der bäuerlichen Uebergab#- | 
— (Verordnungen vom 17. December 1894, 
J. M. V. B. Nr.42, und vom 19. ar 1897, J. M. V. B. 
Rr.d, Mittheilung im J. M. ©. B. 1900, Seite 103.) 


| 

| 

110 | Zft die Geridhtäperfon, welde zur Uebernahme der Ur⸗ 
* Kunden und Abſchriften für die von amtswegen vorzuneh- 

| menden Grundbuchseintragungen bejtimmt ift, durch An- 

| ſchlag befannt gemacht? (J. M. €. vom 6. Juni 1883, 
| Nr. 8330.) 
| 
| 
| 


j11 Amtswegige grundbücherliche Eintragungen gemäß 8.2 des 
Geſetzes vom 23. Mai 1883, R. G. B. Ar. 82. Prüfung | 
des Verfahrens und der Führung des Vormerkes. Werden | 
die Parteien bei Zuftellung der Einantwortungsurtunde 
hierüber belehrt? Wie viele Fälle find anhängig? Sit 
eine Verzögerung wahrnehmbar? (Vergl. 88.1 bis 5 der 

I. . 4 ®erordnung vom 6. ner 1899, J. M. V. B. Nr. 1.) 


| 112 Verfahren bei Heritellung der Mebereinftimmung von 
| Srundbuh und Catafter. Anzahl der anhängigen Fälle; 
| Im fie gehörig befriitet? Wie viele Anme u ar 
| ind noch nicht mit dem Grundbuche beglichen it 
| wann? Wergi. 88. 10 bis 15 der Verordnung vom 
| 6. Janner 1899, J. M. V. B. Nr. 1.) 


| 113. | Berichtigung fehlerhafter grundbücherlicher Eintragungen 
| des Befitftandes, welche von der GEunBbn Dean ednng Ber | 
| -- --- Frühren. (Berordnung ee re 1894, J. M. B B. 


——. 








Boft- 


J nummer 
| 114 





117 


I 118 
119 


120 


I 121 


122 


re 


Formular Nr. 106. 10% 


Gegenftand 


Verzeichnis der Differenzen zwiichen Grundbuch und Ca— 
talter, welche dermalen nicht befeitigt werden können. 


Wird hiebei mit der erforderlichen Strenge vorgegangen? 


Wer führt die Grumdiheilungen und fonftigen Aende- 

derungen im Umfange der Parcellen in der Grundbuchs- 

mappe durch? Führung des Vormerkes über Mappenein- 

zeichnungen. Wie viele Fälle find noch nicht durchgeführt 

und feit wann? (Berordnung vom 13. Juni 1894, X. M. 
8. B. Nr. 22.) 


Sind bie von ben Parteien vorgelegten Pläne in vor- 


ſchriftsmäßiger Weiſe verfafst? 
1890, R. 


rordnung vom 7. Juli 
G. B. Nr. 149. 


9.) 


Loſchung Heiner in (Verordnung vom 17. Juli 
1888, 3. M. 8. 8. Nr. 33.) _ 


Aufbewahrung der Grundbuchsacten. 


Zuftand und Verwahrung der Grundbuchsmappen. 
(Siehe I. M. 8. B. 1889, Seite 131.) 


— — — — — — 





Erfolgt eine periodiſche Reviſion der Amtshandlungen des 


Grundbuchsamtes durch den Gerichtsvorſteher nach 8. 42 
der Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 12. Jänner 
1872, R. G. B. Nr. 5? 


Erfolgen die richterlichen Erledigungen, wo thunlich, nach 


a des Schlufsjapes des 8. 198 ©. D. oder um: 


zuläffiger Weife auch durch bloßen Bewilligungsvermerf? 


Inwieweit werden mündlich angebrachte Geſuche von 
Ranzleibeamten zu ar a (8. 321, 8. 6 
und 7, G. O. 


Prüfung der Bucheinträge auf ihre Geſehmaßigkelt. Ent⸗ 
ſpricht die Faſſung der Einträge den amtlichen Beiſpielen? 


Prüfung der ſonſtigen Grundbuchsmanipulation. 


Welche Verzögerungen wurden in den geprüften Acten 
wahrgenommen ? 


Bemerkungen über die materielle Seite der Geſchäfts⸗ 
behandlung. 


Agrariſche Operationen. 






= 


Verfachbuch. 
128 Beſchaffenheit und Aufbewahrung der Verfachbücher⸗Jahr⸗ 
gänge; a Inder über das Verfachbuch. Prüfung 
der Berfachgefuhe und Urkunden durch den Richter. 


129 Hypothelen⸗ Certificate; Sammlung und Ordnung ber | 

jelben; erfolgt fie alphabetiih nach Steuergemeinden? 

| Prüfung der Uebereinftimmung derjeiben mit dem Berfad- 
buche und dem ftehenden Inder. 

130 Prüfung, ob die den Gegenſtand der Berfachung bildenden 

Urfunden bei Gericht oder von einer gerichtlichen Com⸗ 


million außerhalb des Gerichtäfiges oder von einem Notar 
oder Advocaten oder von wem Überhaupt verfajst wurden. 


VI Abhandlungsweſen. 









131 Führung des Regiſters A. | 
— — — 
132 ni! des Namensverzeichnifles zum Regiſter A oder 
des an dejjen Stelle fortgeführten alphabetiſchen Sterbe- 
regiſters. 
133 Führung des Regiſters Ne; iſt dasſelbe in Abſchnitte 
getheilt? 


| 134 "Werden von den Matrifenorganen periodijche Ausweiſe 
über die vorgelommenen Todesjälle an das Gericht er 
| ftattet und in welchen Beitabfchnitten? | 


' 135 Borlage der Todfalldaufnabmen durch GerichtZbeamte, 
Notare oder Gemeinden? Wird im lebteren Falle dem | 
| Gemeinbevorfteher eine Gebür bewilligt? 


— — 


136 Eind die Organe, welchen die Vorlage der Todfallsauf 
nahmen obliegt, damit jäumig? Anzahl der Rüdjtände 


Anzahl der rüditändigen Berlafjenichaft3abhandlungen; 
aus welcher Beit datiren bie älteſten? | 
— viele an | 
a) bis zum Stadium der 1 aus früheren Jahren 
a — 2. aus dem laufenden Jahre. 


b) noch im Zuge des gericht: | 1. aus früheren Jahren, 


—— 








137 


— ahrens an⸗ 2. aus dem laufenden Jahre. 











I Bote 


| nummer 


| 
| 





—— — 


’ 


138 


139 


140 
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Gegenftand 

Nach welchen Grundſätzen wird entichieden, ob die Bor- 
nahme der Berlafjienihaftsabhandiung — der 
zur Erwirklung der Einantwortung erforderlichen Acte) 


einem Notar übertragen werden oder durch Gerichtsbeamte 
erfolgen ſoll? 


Wird entgegen der Vorſchrift des 8. 56 ©. O. G. die 


Durchführung von Berlaffenihaftsabhandlungen Kanzlei⸗ 
beamten übertragen 


Inwieweit erfolgt eine Verwendung der Gemeindevorfteher 

ur Bornahme von Pflihtenangelobungen, Aufnahme von 

ventaren beweglicher Sachen und zur Vornahme von 
freiwilligen Mobilarfeilbietungen? 


Werden die Gebüren des Notard vom Gerichte ausnahms⸗ 
(08 bemefjen und — 
(Siehe J. M. V. B. 1897, Seite 186.) 


142 Erfolgt mit der Inventursaufnahme auch zugleich die Ab⸗ 


143 


144 


145 


— 


— — — — — - — — — — 


handlungspflege, insbeſondere bei Tleinen und weniger 
ichwierigen Berlafjenihaften? (88.116 und 151 des kaiſ. 
Batented vom Y. Yuguft 1854, R. ©. 8. Nr. 208. 


Werben Immobilien immer an Drt und Etelle inventirt 
und geſchaͤtzt. Wird der Wert au) auf andere Art erhoben? 


Werden durch Gerichtsbeamte inventirte Nachläſſe auch 
bei Gericht abgehandelt? (Erlaſs vom 21. December 
1881, 3. 9040.) 





ung durchgeführt und im verneinenden Falle warum nicht ? 


Wird bei Nachlaistheilungen im Yalle der Uebernahme 


bäuerliher Liegenichaften durh einen Miterben die 

KM. V. vom 12. December 1896, J. M. V. B. Nr. 42, 

befolgt und bezüglich der Vergebürung der vom Nadj- 

lafsübernehmer im Wbhandlungsprotofolle abgegebenen 

Erklärungen der Erlajs des Finanzminifteriums vom 

1. Juli 1896, 3. 29098 a 8.1896, Seite 171) 
beachtet 


Wird die Erbtheilung im Zuge der Verlaſſenſchaftsabhand⸗ 





1 
U 
j 
+ 


! 


x 
ı 
l 


4 


Ausweis über Schulfonds⸗, Armenfonds⸗ und ähnliche 


Beiträge von Berlaſſenſchaften. 


— — — — — — nr 
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mer Gegenftand 


148 Werden die Gebürenbemefjungsblätter richtig Er ae | 
und dem Gebürenbemeflungsamte mitgeteilt 








* 


149 Ausweis über fromme Vermächtniſſe. 
150 Welche Verzögerungen wurden in den geprüften Acten 
wahrgenommen? 
151 Bemerkungen über die materielle Seite der Seichäfts- | 
| behandlung. | 


| 152 Selbftändige Thätigkeit der Gerichtsfonzlei und Entgegen- | 
nahme mündlichen Anbringens durch diejelbe (8. 315 G. D.). 
Borbereitende —— von Eingaben (8. 324 G. O.). 
Verwendung von Formu aa Stampiglien ($. 94 


153 Werden die Acten in der Gerichtskanzlei ———— 
mäßig behandelt und verwahrt? Beobachtung der Be⸗ 
mungen der 88. 128, 282 und 283 ©. D. 


154 Führung des Geichäftsfalenderd und des Abgangs- 
verzeichnifles. 





" 


155 Mundirungsrüditand: 
&) bis auf acht Tage, " 
b) über acht Tage zurüd, 
gerechnet vom Tage der Erledigung. Tag der Srlebigumg 
der acht älteften, noch nicht reingefchriebenen Stü 


VII. Pilegihaftsfahen und Depofitenwefen. 


156 Führung ber Regiſter P und L, fowie der Namens | 
verzeichnifje zu denfelben. Ä 


157 Zuſtand und Führung des alten Waiſenbuches; erfolgen 
die Eintragungen in dasſelbe current? 


158 Wie viele Pflegihaftsmafien find nicht fihergeftellt? 
Beitpunft des Anfalles der drei älteiten, noch nicht ficher- 
geitellten Maſſen. 
Auf welche Weife erfolgt die Ueberwachung der Sicher- 
jtellung der Bifegfchaftsnermögen? | 


159 Entfertigungdvormert. Amtswegiges Vorgehen des &e- 
rihte8 zur Entfertigung großjährig gewordener Bupillen. 





ı 





h 
j 


j 


| 163 Erfolgte eine periodiſche Einbringung der Binjen von 





vpoſi⸗ 


nummer 


160 


161 





1m. 


162 


169 
| der Baterfchaft, Sicheritellung der Alimentation und — 
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ee ! 


| 

| 

Bormerf über die periodiich zu eritattenden Pflegfchafts« | 

rechnungen und die Berichte über die Erhaltung bes 
Stammpermögen®. 


Beiteht diesfalls ein Rüditand und im bejahenden falle 
feit wann? 


Werden Heinere Rechnungen zu Brotofoll genommen? | 
Wie erfolgt die Prüfung und Erledigung der Pflegichafts- | 
rehnungen? Wird die Verwendung von Rechnungsver⸗ 

jtändigen hiezu möglichſt vermieden ? 








hypothekariſch ſichergeſtellten illarcapitalien? 
Beſteht diesfalls eine Evidenz? 


Beaufſichtigung des Pflegebefohlenen als Miterben zu- 
— gemeinſchaftlichen Vermögens. 


In welcher Weiſe wird die Einbringung der Miet⸗ und 
Pachtgzinſe für Realitäten Pflegebefohlener überwacht? 


Wie erfolgt die Ueberwachung der Verſicherung der Pflege 
befohlenen gehörigen und der mit Bupillarcapitalien be» 
laſteten ealitäten gegen Feuersgefahr? 


Periodiſche Ueberwachung der perſonlichen Berhältniffe 
der Vermögen befißenden, jowie der vermögenslojen 
Bflegebefohlenen. Fürfor ıge für die Leibrentennehmer. 
(Verordnungen vom 10. November 1893, J. M. V. 2. 
Nr. 31, und vom 3. December 1899, %. DM — 8. 5 ®2. Nr. ‚Nr. 49) 


Werden von den Matrilenorganen periobifche Ausweiſe 
über die ehe Geburten an das Gericht erftattet 
und in weldhen Beitabichnitten? 


Wird in ſolchen Fällen vom Gerichte neben der Beſtellung 
des Vormundes auch von amtswegen auf die Feititellung 





forgung de3 unehelichen Kindes gedrungen? (Siehe J. M 
8.8. 1894, Seite 103.) Geſchieht dies nach Thunlichteit 
im außerjtreitigen Wege? 


Furſorge für die matrikenmäßige Durchführung der Legi⸗ | 
timationen per subsequens matrimonium. 
(Berordnun ng vom 22. April 1892, J. M. V. B. Nr. 14, | 
und Artikel XVI des Eiuführungegeleges zur Jurisdictions⸗ 
orm. 








1054 Formular Rr. 106. 


Gegenftand 
171 In welchem Umfange wird von den Boridhriften des 
| . 111 J. N. Gebrauch gemadt? 
| Wurden bei Durchſicht des alten Waiſenbuches und des 

Regiſters P Fälle gefunden, in welchen fich die Anwendung 
| dieſer Gejegesbejtimmung empfehlen würbe? 


172 Werden die Vorfchriften über die perfönliche Gebüren- 
freiheit armer Parteien auch im Berfahren außer Streit- | 
fachen, insbejondere in Pflegichaitsfällen beobachtet? 
( 13 der Faiferlichen Verordnung vom 26. December 1897, 
. G. B. Nr. 305, und $. 9 der Berordnung dom 
| 28. December 1897, R. G. B. Nr. 306.) 


173 Prüfung des Vorgehens des Berichtes bei Entmündigung 
von Geiftesfranfen und von Verichwendern. Wie viele 
Fälle find im Regiſter L noch a feit wann ? 
(Verordnung vom 2. März 1886, J. M. 8.9. Nr. 7. 


174 Verden auch für vermögensloie Geiſteskranke Euratoren 
beftellt und inwieferne findet eine Obſorge für deren 
Perſon Statt? 


175 Werden Euratelen für unter väterlide Gewalt ſtehende 
und für Perſonen unbelannten Aufenthaltes, denen em 
Bermögen zugefallen ift, in das Regiſter P eingetragen? 


176 Verden die Vorjchriften über den Borgang bei der Hinter- 
legung civiigerichtlier Depofiten und bei Einzahlungen 
in die gemeinfchaftliche — ſowie jene über das 
Verfahren mit den verſchloſſen einlangenden und ben an- 
gewiefenen Wertjendungen genau befolgt? 
(Verordnung vom 16. März 18%, R. G. B. Nr. 55.) 


177 Führung ded Journals über „Gericht2gebüren, Straf. 
gelder und Rechtsurkunden“ durch das Devofitenamt. 
($. 18 der Verordnung u Mär; 1898, R. G. B. 
r. 65. 


3. 


Bald Bis „SEENBE NR RERBERSERRREERSEHRRREEE 

178 Wie oft erfolgt die Brüfung und Vidirung des Depofiten- 

journald, des Depofiteneintaufsbuches (und des Waifen- 
caffejournals) und dur wen? 


179 | Wie oft im Jahre erfolgt die periodifche Scontrirung im 


— Depoſitenamte? 
180 Führung des er (Sich J. M. V. 8. 
1900, Seite 86.) 


181 | Sammlung der Erſolglafſungsbeſcheide und Führung bes 
Verzeichniſſes. 





 Bofte, 


' nummer 


18 


183 


184 


| 185 





‚ 186 


187 
188 


189 


190 


192 


| 
| 
191 


Gegenſtand 


Welcher Barbetrag erliegt zur Zeit der Viſitation im 


Werden Mündelgelder vorſchriftswidrig auch in Vorſchuſs⸗ 
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Depofitenamte? 


Befinden fih darunter Beträge, welche Pflegebefohlenen 
gehören, und warum wurden fie noch nicht fructificirt? 


Welche Vorkehrungen werben behufs fruchtbringender An- 
legung der für Berfonen unbefannten Aufenthaltes zu 
Gericht erlegten Barſchaften getroffen? 


erden Mündelgelder ee und gefegmäßig fructi- 
cirt? 


caſſen angelegt? 


Erfolgt, wenn in einzelnen Pflegſchaftsmaſſen mehrere 
Sparcaſſebücher derſelben Sparcaſſe erliegen, eine perio⸗ 
diſche Zuſammenſchreibung der letzteren? 


Wird von der Vinculirung der Sparcaſſebücher pflege⸗ 
befohlener Per onen moͤglichſt Gebrauch gemacht? 
(Verordnung vom 16. Juni 1895, J. M. V. B. Nr. 13.) 


Erliegen im Depoſitenamte Sparcaſſebücher, bei welchen 
der Betrag der nicht behobenen Zinſen bereits nahezu 
dem Betrage der von der Partei geleiſteten Geſammteinlage | 
gleihlommt, und welche Vorkehrungen werden getroffen, | 
um der Gefahr der Hemmung des weiteren Binjenlaufes 
zu begegnen? 
(8. 1335 4. b. G. B. und 8. 18 des Sparcaffa-Regulativs 
vom 26. September 1844, J. G. S Nr. 833; NE. B. 
1900, Seite 268.) 


Wie erfolgt die Ueberwachung der Einlöſung der fälligen | 


Coupons von Werteffecten der Pflenebejohlenen? 
(Berordnung vom 28. Juni 1898, 3. M. V. B. Nr. 20, 
und Mitt. im J. M. 3. B. 1900, Seite 240.) 





Erfolgt eine Ueberwachung der Berlofung verlosbarer | 


Merteffecten? 


Befinden fich gerichtlich zu deponirende Wertpapiere in 
Verwahrung und Verwaltung der Deflerreichiich-ungarifchen 
Bank, und werden die vorgefchriebenen Verzeichniſſe ord⸗ | 


nungsmäßig gelünzt? 
| (Berordnung vom 21. Zunt 1893, R.G.B. Nr. 103.) | 
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r nummer 


| 193 


195 


| - 196 


ER 
I 1 


198”) 


| 
| 


| 199*) 


— — — — 


200 *) 


| 19 
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Gegenitand 


Erliegen im Depofitenamte Depofiten, die feit mehr al 
30 Zahren verwahrt werden? Sın bejahenden alle: 
Barum wird das Caducitätsverfahren nicht eingeleitet? 


Erfolgt eine periodijhe NRevifion der a rei 


wegen ee en — Schuld⸗ u 
ſtig e 


— Fall der gerichtlichen Verwaltung der Civil⸗ 
epoſite 
a) Werben Die vorgefchriebenen Bücher und Regifter 
gen hörig geführt? 
Ri ird —* ſcontrirt? 
Caſſaſtand. 


en über die materielle Seite der Geſchäfts⸗ 


behandlung. 


Selbftändige Thätigfeit der Gerichtstanzlei und Entgegen⸗ 
nahme mündlichen en durd) Ddiefelbe (88, 315 


Vorbereitende Bearbeitung von daben (8. 324 ©. D.. 
Verwendung bon Formularien und und Stampiglien 8- AGD. > 








Werden die Acten in der + Gerichtöfanzlei geichäftsordnungs- 


mäßig behandelt und verwahrt? Beobachtung der Be 
- ftimmungen der 88. 128, 282 und 283 &. D. 


Führung des Gelchäftslalenders und des Abgangsver- 


zeichniſſes. 


Mundirungsrückſtand: 
a) bis auf acht Tage, 
b) über acht Tage zurück, 
gerechnet vom Tage der Erledigung. Tag der acht alieſten, 
noch nicht reingeſchriebenen — 


VIII. Cumulative Waiſencaſſa. 
Activſtand und Paſſivftand. 


| Wieviel betragen die Actioginfenrüdftände? Aus weicher 


Beit datiren fie? 


*) Wenn das Übhandlungsweien und die Bflegichaftsfachen in derſelben Gerichts⸗ 
abtheilung vereinigt finb, hat Die Weantwortung der Fragen Roft 197 bis 200 | 
— entſallen und bei Poſt Nr. 152 bie 155 auch für das Bfiegihaftsmeien zu 
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Poit- Gegenftand 





| nummer 


| 203 Wird die Vorſchrift beobachtet, daſs die Barſchaften der 
| Pflegebefohlenen, falls die abgefonderte Fructificirung 

nicht vortheilhafter erfcheint, in der cumulativen Waifen- 
! caffa anzulegen find? | 
— — ö—— — — —ñ — — — — — 
204 Vorkehrungen wegen gehöriger Bekanntmachung, daſs die 
| cumulative Waifencaffa über Barfchaften verfügt, die auf | 
| Hypotheken zu elociren find. | 
| 
| 


' 205 | Beobadtumg der Vorſchriften über die Pupillarfiherheit 
bei der Yructificirung der Waijencafjagelder. | 


206 Wird bei Waifencafjadarlehen von der Modalität der Dar- | 
lebenstilgung in Raten, insbeſondere in Annuitäten, ent- . 
iprechender Gebrauch —— (Verordnung vom 8. März 

. Nr. 
V 








1896, R. G. B. N und vom 14. Juni 1900, J. M. 
. B. Nr. 28.) | 


207 | Wird die Geftattung, anderen cumulativen Waiſencaſſen 
Darlehen zu gewähren, vom Gerichte nicht milsbraucht, 
um fi der Sorge für die unmittelbare Elocirung der : 

| Baifencaflagelder auf Realitäten im eigenen Bezirke zu | 

' entledigen? 

| 


208 Verden Waijencafjagelder zur Gewährung von Dar: 
leben an andere Waijencaffen verwendet, anftatt etivaige | 
Schulden der eigenen Baijencafja an andere Waiſencaſſen 

zu tilgen? | 


N 
209 Evidenz über die verlosbaren Wertpapiere der cumulativen | 
| 


Baifencaffa und Ueberwachung der ftattfindenden Berlojun- 
gen. (Verordnung dv. 10. $uli 1888, J. M. B. B. Nr. 31.) 








IX. Verſchiedenes. 


210 Führung des Regifterd Ho und des Namensverzeichnifjes | 
zu demjelben. 


— — — — 


| 
211 Behandlung der ——— Rückſtand; ſeit welcher | 
e 


_ 


i| 212 Führung des Regiſters K. J | 
213 Behandlung der Kündigungsjachen. 








Schauer, Geſch. Ordg. 67 
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Gegenftand 


Sind beim vifitirten Gerichte noch nad) dem alten Ber- 
— zu behandelnde Broceffe anhängig? Wie viele und 
n welchem Stadium? Was geichieht zur Förderung ber 
en Erledigung dieſer Rechtsſachen? Wie werden 


ie behandelt? Führung des Procefsbuches. 


Sit der Gerichtsvorſteher Concurscommiſſär in einem 
Concurſe? Prüfung der Thätigleit des Eoncurscommiflärs. 


Einverftändliche Scheidung von Tiſch und Belt. 


Werden fowohl tim Verkehre mit den Parteien als au 


im inneren Dienfte die auf die Nereinfachung der &e- 
ihäftsführung abzielenden Borfchriften der Geſchäfts⸗ 
ordnung (88. 82 ff.) genau befolgt? 


X. Gerichtskanzlei. 


218 


219 
220 


222 


293 


224 


225 


226 


Dauer und Einhaltung der Penn (8.308 G. D.). 
Sonntagdrube (8. 43 ©. D.). 


Geichäftsbehandlung in ber Eiulaufftelle. 
Führung des Boftabgabebudies ($. 63 ©. D.). 


Führung des Eingangsbuches; für welche Arten von Ein- 
gaben wird dasjelbe benü t? Sind die Einträge nicht zu 
umfangreich? 


Beftehen Clan Ranzleiabtheilungen? Zit, falls jolde 


nicht beftehen, doch jedem Einzelrichter ein beitimmtes 
Kanzleiorgan an “ Ranzleigeichäfte zuge 





Beiteht eine jelbftänbige Schreibabtheilung? Daun De ahnen 


Falle: Iſt deren Fortbeſtand gerechtfertigt? 


Inwieweit — 5— — ſich bie Ranzleibenmten an der Ber 


forgung der 2 06. an * 326 G. O.) 
Werden auch die en um reiben verwendeit 
und tn eo un al 


Erfolgt eine — Verwendung von — — 
und portofreien Correſpondenzkarten? 


Wird zur Herftellung von Neinfchriften ein Vervielfäl⸗ 


tigungsapparat benügt? Wer bedient ihn 7 
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X GEH 
BE —2 
| 


227 Verden die Rein in on — verglichen? 


228 Sind die Reinſchriften leſerlich ee die Unter⸗ 
ſchriften deutlich, die Abdrüde bes Se regeld tein? 
(88. 215 und 191 G. O 


| 
| 
| 
229 Wird für gerichtliche —— ein beſonderes 
| Gerichtsſiegel verwendet? Wer verwahrt es? (8. 216G. O.) 


Werden Papier und Druckſorten in der vorgeſchriebenen 
und vertragsmäßigen Beſchaffenheit geliefert? (8 te 328G.O.). 


Werden von den einzelnen Abtheilungen die Schriftftüde | 
täglich dem a re are yes übergeben? | 
Abfertigung, 8 E 
Unzahl der ie. Ang be noch beim Zuftellungsbeamten | 
erliegenden Stüde. Tag der = biertigung der drei —— 






| welchem Umfange erfolgen BZuftellungen durch bie 
Gemeindevorfteher: 
a) in Civilrechtsſachen, 
b) in Strafiadhen? 


234 In weldem Umfange erfolgen Zuftellungen durch die Boft? 


233 


— — — — — — re rn — — —— — — — 


JIn welchem Umfange erfolgen Zuſtellungen durch die 
Gerichtsdiener und Zuſtellboten? 


236 Führung des Poſtanfgabebuches (8. 866 G. O.). 
237 Führung der Zuſtellungsbücher: 
* fir @ Gerichtödiener und Bufellboten 8. 358 G. O.), 
für Gemeindezuftellungen (8. 361 G. O.), 
— für den Notar als —— —* 358 G. O.), 
9 für Todfallsaufnahmen, | 
e) für Gebürenftüde. 


| 238 Wird vom YZuftellungsbeamten das Rüdlangen der ar 
Rellungs- und Rüdi er; ee überwadt und bei 
tegelm — re nr 334, 856, 359 und 












— — — — — — — — — — — — — 


67* 








Beneakand 





239 Anzahl der Givilgefchäftsftüde (mit Ausnahme der Grund⸗ 
buchſachen), we ne laut der unter Poſt Nr. 236 und 


erke 
— 7 angeführten Vorm 


b) Gemeindevorſtehern 
c) —— und Buftellboten 
dur au tellung übergeben wurden unb bezüglich welcher 
üdichein oder —— noch nicht zurück⸗ 


| 
| 
Die Zãhl Igt — der Auzahl ber . 
ee en ad mi Ind be — der Anchi 
E — Falle.) 
Geihäftsitüde Art wird ändt 
ar en — @ 378, Er D. — * 


Wird bei ber Enticheidung ber Frage, ob weiße, blaue 
oder gelbe Zuſtellungs⸗ und Rückſcheine zu verwenden 
find, richtig vorgegangen? 


| 242 Wird bei der Vorichreibung der Zuftellungsgebüren richtig 
| vorgegangen und deren Höhe auf dem Zuſtellungsſcheine 
| erfichtlich gemacht? Wurden ungebürliche Borfchreibungen 





wahrgenommen? 
243 Evidenz ü über Ir ven Set igen —— — Wie 
244 Gebarung mit den Zuſtellungsmarken. 
245 Wer beſorgt die Zahlungsbetreibung? 


246 Werden die Gebürenzettel von ber Kanzlei ordnungs⸗ 
mäßig ausgefüllt und u Ken ur Dom hlungs⸗ 
betreibenden Beamten nach ahlung#- 
aufträge gehörig verwahrt und Cu —— Nume⸗ 

rirung oder dergl.) in Evidenz gehalten? 


247 Ueberwacht der zahlungsbetreibende Beamte genau den 
Eingang der vorgeſchriebenen Gebüren und iſt — 
bei der executionsweiſen Einhebung derſelben? 


248 Aus welcher Zeit ſtammen die drei — noch nicht | 
€ ingegahlten Boften? 


— — — — — 
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— Wohnen 


249 Wer bejorgt die u einen — Iſt der Name des 
Geldbuchführers Durch — Ag bei Gericht befannt 


| paginirt und geheite erden Die Empfangs-, wie die 


Ausgabsrubriten lg und cnrrent ausgefüllt? Iſt es | 


zwedmäßig in Wbtheilungen zerlegt? 





261 Erfolgt das ——— des zahlungsbetreibenden 
es a er = tnne der 58. 107 | 


Beamten und 


252 | Wie groß ift die in der Verwahrung des Geldbuchführers 
befindliche Barſchaft? Wo verwahrt der Geldbuchführer | 


das Geld? Beichaffenheit der Eafla. 





— — — — — 


253 Erfolgt die Abfuhr der eingegangenen Beträge an bie 
ugsberechtigten ohne unnöthigen Aufſchub? 


noch nicht abgeführten a gi die Verzögerung ger 







— 


Werden Gelder und Werteffecten vorgefunden, die nicht 
in das Geldbuch an 


und eine Reviſion des Geldbuches durch den Gerichts⸗ 
vorftand oder defien Stellvertreter ftatt? 


| 
| 
| 


der Beitritt zum Bug age > Bo ftiparcafien- | 
amtes empfehlen wür 


— — re — — — — — — — — — — — — —— — — — — 


260 Wird das —— ne Bonn geführt? Iſt es 


Welches ſind die drei älteſten, bereits eingezahlten, aber 


Wie oft findet eine vollftändige Erhebung der Beſtände 


257 ft ber Umfang des Geldgefchäftes ein folcher, daſs ſich 











259 






Sormnlar Rr..106. 


Gegenftand 


Werben, falls das Gericht dem Anweiſungsverkehre bes | 
Poſtſparcaſſenamtes en ift, die bezüglichen 


Vorſchriften genau befolgt, insbefondere: 

a) Wird allen Aufträgen und Aufforderungen zu Geld⸗ 
zahlungen ein entiprechend late Empfangs- 
Grlagicein angeſchloſſen? (8. 102 G. O.) 

b) Iſt das Gericht dem Clearingverkehr ne 
Wurde die dem Boftamte ausgeftellte Vollmacht 
zur Behebung von PBoftanweifungen beſchränkt? 


. €) Inwieweit wird das Checkconto die Baufchal« | 


und Straffojtengebarung des Gerichted verwendet? 
d) Wird der Bargeldverkehr genügend eingefchräntt? 
Wie wird das Bargeldiournal g 


? 
e) Führung des Journals für den — 


Checkeontojournal). 


f) Wird die Caſſengebarung durch Vidirung der Zurta 
vor Abtrennung bes fertig geitellten Cheds geprü I | 
er : 


(Berordnungen vom 19. October 1897, 3. M. B. B. 
Nr. 41, vom 21. März 189, J. M. V. B. Nr. 18, und 


vom 7. Zuni 1899, J. M. V. B. Nr. 26, und J. M. Erlafs 


vom 21. März 1899, 3. 28971.) 


Werden die wichtigen Urkunden feuerfiher verwahrt? 


Führung des Urkundenverzeichnifies und derbeiden Namens⸗ 

verzeichniffe zu demfelben. Verzeichnis der im Notariats- 

raid aufbewahrten een Anordnungen. (Ber- 
ordnung vom 27. März 1900, J. M. V. B. Nr. 18.) 


260 


ı 261 


Vorgang bei Beglaubigungen; von wem werden fie vor- | 


genommen? Yührung des Regifters G. 


Reinigung berfelben. 


262 


263 





| 264 Civilarchiv 


265 
266 


oder wurbe deren Führung gemäß 8. 1 der Berorbnung 
vom 14. März 1899, J. M. V. B. Ar. 11, erlaflen? 


Erfolgt die Uctenvernichtung en Borichrift der Geichäfts- 


ordnung 


insbeſondere betreffend die Acten der ehe⸗ 


Strafarhiv | maligen Suitigmagtftente, Batrimontal- 
Grundbuchs⸗ 


gerichte u. ſ. w. Verwahrung derſelben 
**— und Regiſterführung. 


Verden die Regiftraturänachfchlagebücher richtig geführt 


Unterbringung und Führung der Regiftratur; periodifche | 





oft | 


Jnummer 


267 


268 


269 


270 


271 


272 


273 


274 
275 
276 


277 
278 


279 
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Gegenftand 


XI Gefängniswefen. | 


Gefangenhaus: Yinterbringung und Remneatung allfällige 
Ueberfüllung 


Führung de3 Ürreftiı des Arreſtinventars; YZuftand der Arreitein- | 
richtung, der rreftantentieidung und ⸗Wäſche. | 
VBenütung bes Spagtechofes (8. 68 Strafger. Suftr.); Be⸗ | 
ſchaffenheit desfelben | 

Führung des man fammt alphabetifchem | 
Namensverzeichniſſe. 


Wem iſt die Gefangenaufſicht übertrag a: 
Wird die Hausordnung —— sn. hat 
RR. M. Erlaj vom 6. Februar 1 /97.) 
Sind bebufs Verhinderung von Entweihhungen, fowie des 


unbefugten Verlehrs ber vn: mit * ußenwelt 
genügende Vorkehrungen getroffen? 


Bonn fand die Iepte Entiwelchung flatt? Werden Die aus 


diefem Anlaſſe getroffenen gungen befolgt? 


| 
Entfpregienbe Geparirung der Häftlinge. | 
| 


Verpflegung der Häftlinge. — 


Wie werden die Häftlinge beichäftig 
Verden fie bei der a Sältigung 5 Gefäng⸗ 
8 überwacht? 


Sind die Arbeitsentt — und die Arbeitspraͤmien ent⸗ 
ſprechend feſtgeſetzt Fe nn Be ig richtig verwendet? | 


—— — — — 1885 . M. V. B. 
und vom 6. Februar 1887, J. e. ð. v. Nr. 4) 


Findet miſsbräuchlich eine Verwendung von Häftlingen 
außerhalb des Gefängnifjes ohne Arbeitsentlohnung ſtatt? | 


Wird den Häftlingen Neligions- oder *c fonftiger Unterricht | 
ertheilt? 


uftand, Verwahrung, Katalogiftrung und Benützung der 
ftlingöbtbliothef, "Sotimendigten der Ergänzung der⸗ 
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Poſt⸗ 


—— Gegenſtand 







Werden die Gefängniſſe vom Gerichtsvorſteh 
einmal in der Woche unvermuthet b 
Hührung des Arreſtviſitationsbud 








281 Wie werben die den Häftlingen gehörigen ı 

der Uebernahme in die Haft abgenommenen ( 

fahen und anderen Gegenſtände vert 

XII. Dekonomiſche Angelegenheiten, 

282 Amtslocalitaten (gemietet oder äraı 

283 | Veichaffenheit der Amtslocalitäten und Reiı 
ſelben. 

284 Beſchaffenheit der Kanzleieinrichtu 

285 Beſteht ein Verhandlungsſaal und wird 


286 Sind die durch die Landes⸗Feuerlöſchordnu 
Vorkehrungen gegen Feuersgefahr get 


287 Sind die vorgeſchriebenen Druckſorten in ge 
zahl vorhanden? 


288 Sind die Geihhäftsräume des Gerichtshauſes 
und mit der Aufichrift ihrer Beſtimmun 
(8. 39 &. 0.) 





289 Geſchaͤftsvertheilungstafel. 


290 Kundmachung der Geſchäftsſtunden, insbe 
durch Anſchlag im Grundbuchsamte (88. 40 ı 


291 Anſchlag gemäß 8. 90 G. O. 
292 WBekanntmachung er. 8. 9 ber Berordnung ı 
1898, R. G. B. Nr. 6b. 


293 Sichere Verwahrung der ärariſchen Vorri 
und Kohle. 
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XII Gutachten über die Qualification der Beamten, Kanzlei- 
gebilfen und Diener, fowie uber bie Be gärtstgäigtei der 
m 


Notare als Gerichtscom re. 





Beſetzung des Gerichtes: 
1 Gerichtsvorſteher,... Kanzleigehilfen, 


— uſcultanten, ... Aushilfsdiener, 
... Kanzleibeamte, ... Zuſtellboten. 


XIV. Allgemeiner Eindruck der Thätigkeit des Gerichtes, An⸗ 
gemeſſenheit der Geſchaͤftsvertheilung, fowie der Verwendung 
des onals und ſonſtige beſondere Wahrnehmungen. 
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Alphabefifhes Inhaltsverzeichnis. 


Die römiſchen Hiffern bezeichnen das unter biefer Zahl (angegeben auf der Kopfleiſte 
linie) eingereihte Geſez (Werorbnung). Die arabiſchen Ziffern geben den Baragraphen 
an. Wo die Seite citirt werben follte, tft der arabiſchen Seitenzahl ein S. vorgefebt. 


u. 

Abänderung berufenen Urteils VIII 
243,,. 

Abfertigender Beamter, Borlage ber 
Edicte an VIII 87. 

— Borbereitung zur Zuftellung VIII 889, 

— Sammlung der abgefertigten Schrift- 
ftüde VIII 840. 

— unmittelbare Ausfolgung von Vcten 
durch ihn VIII 876. 

— Uebergabe der Zuſtellungsſcheine VIII 

. 341, 872. 

— Ueberſendung unbeftelldarer Schrift- 
ftäde an ihn VIII 876. 

— lieberjendung des Buftellungsbogens an 
ifn VIII 878. 

— Borlegung abgenommener Berlaut- 
barungen an ihn VII 87. 

— Bormerlung der Behänbigung in Acten 
VIII 878. 

Abfertigung zur Buflelung VIII 889 
bis 341. 

Me nen Eriebigung VIII 


—** der Gelbfizafen VILI 109. 

Abgabe der Acten an andere Behörden, 
im Regiſter anmerten VIII 221. 

— der Acten in die Negiftratur VIII 
289. 

— Bud über VIII 29. 


Nbgabepeitumt, Reclamation bei VIIL | 


856, Abſ. 8. 


Abgabeſchein, Unterfertigung bei Geld⸗ 
fendungen VILI 68. 

Ubgangsperseidäuis VIII 282, 284. 

— in Rechtshilfeſachen VIII 281. 

Ubgefertigte Sachen VIII 283. 

Abgefertigte Schriftſtücke, Sammlung 
behufs Abtragens VIII 340. 

Abteordnetenmandat u. Urlaub IX 72. 

Ubhandinugsnceten VIII 378. 

— keine Abſchriften zunehmen zu denfelben 
VIII 2374. 

Abhandlungßregiſter VIII 285, 236. 

Ab holen der Acten durch Zuft.n. E. Abth., 
VIII 87. 

Abholung der Buftelungsftüde durch 
Gemeindeorgane VIII 860. 

— der Boft VIII 68. 

— be Poſtetnlanfes gleichzeitig für mehrere 
Gerichte VIII 64. 

ubtürsungen bei Regiftereintragungen 
VIII 9. 

— in Reinjchriften VIII 815. 

Ablehnung des Difetplinargerichtes 
oOI 11. 

— von Mitgliedern des Difciplinarfenates 
DI 10. 

— der Dolmetſche VIII 138. 

— von Einzelrichtern, abdminiftrative Er- 
ledigung II 28. 

— von Richtern VILI 189, 180, 31 Anm.5. 

— von richterl. Hilfsbeamten II 43. 

— Erflärung in Gerichtslanglei VIII 
819, 
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Ablehnungen ber Gewerbegerichtsbeiſitzer 
VI 10. 

— ber Wahl für Gewerbegericht VI 2. 

— dem Gerichtsvorſteher übergeben VIII 
129. 

Wblehnungsanträge an den Gerichts⸗ 
vorfteher abzutragen VIII 72. 

Ablieferung, rechtzeitige von Geldern u. 
Wertpapieren burch Gerichtöbiener VIII 
384. 

Abnahme ber Ebicte VIII 37. 

Abolitiousrecht des Kaiſers I 18. 

Abſchnitte des Sammelregiſters VIII 
246, 252. 

Abſchriften der angefochtenen Entfheidung 
nicht vorlegen VIII 205, 206. 

— aus den Acten, Gerichtsſiegel VILI 216. 

— Einhebung ber Gebüren für VIII 104. 

— Erhebung durch dritte Berfonen VIII 
288. 

— Ertheilung durd) Gerichtskanzlei II 56. 
VIII 888. 

— von Urkunden, Burüdbehaltung bei Ber- 
fenbung ber Mrfchriften VIII 210. 

— zu Abhandlungsſacten VILI 974. 

— widtiger Urkunben VIII 286. 

-- der Revifiongentfcheidung ©. 556. 

Abſtimmung VIII 184, 136. 

— Aufſchiebung VIII 185. 

— Zeitung VIII 186. 

— nicht Öffentlih VIII 181. 

— Schluſs VIII 188. 

— fohriftfich VIII 190. 

— Prototoll VIII 186, 

-— Burüdtreten vom Botum VIII 185. 

Wbkimmungspermert auf Wusferti- 
gungsentwurf VIII 187. 

— bei Berichten VIII 208. 

Abftreihen der Ordnungsnummer auf 
Uctenrüden oder Dedel VIII 268. 

Abtheilungen der Gerichtstauzlei II 60. 

— bet Gewerbegerichten VI 20. 

— tein fchriftlicher Verkehr unter einander 
VIII 8. 

Abtheilnugſabeteichnuus VIII 29, 30, 
fiehe auch Abtheilungsnummer. 

Wbtpeiluugsleiter VIIL 33. 

ann der Gerichtskanzlei VIII 


Ablehnungen — Ucten. 


Abtheiluugsleiter beitimmt Wbfchnitte 
be3 No-Rteg. VIII 246. 


— Belehrung bed Kanzleiperfonal3 VIII 
807 


— bindende Weifungen VIII 33. 
— leitet auch Sanzleiabtheilung VIL 
308 


— Unterftügung buch Kanzleiinfpector 
VII 318. 

Abtheilnugsnummer VIII 29. 

— Ungabe auf Eingaben VIII 80. 

— im Üctenzeichen VIII 264. 

— bei alten Ucten XI 5. 

-- im Berathungsprototoll VIII 187. 

— in Befchlufsausfertigung VIII 193. 

Abtragen ber Wcten durch Bufl. umb 
E.⸗Abth. VIII 87. 

-- der Eingaben VIII 72. 

— fpät einlangenber Eingaben VIII 73. 

— Gontrole VOII 81. 

Abtragen von Grundbuchſprotokolles 
S. 883. 

Abtretung von Acten an eine andere Ge⸗ 
richtsabtheilung VIII 28. 

Abweſende, Zuſtellung au S. 760, 761. 

Achtungverlegende Ansfäle IL 8. 

Ahtungswärdiges Verhalten, Stan- 
despflicht der Beamten IX 43. 

Nccorditreitigleiten, Gewerbegericht VI 
48. 

Aeten Il 81. VIII 261 B301. 


— epbemären Inhaltes, Goartierumg 
. 698, 
— Wbgabe an anbere VBehörben im Regiſter 


anmerlen VIII 821. 

— Wbgabe in die Wegiftratur VIII 289, 
290, 292. 

— Abſchriften zu Abhanblungsarten nicht 
nehmen VILL 374. 

— allgemeine Borjchriften über VIII 261 
bis 268. 

— Uufbeivahrung im Kangleigimmer VI 
283. 

— — in Regiſtratur VIII 391. 

— Wusfolgung eingeimer Schriftlüäde VIII 
262. 


— — aus Regiftratur VIII 29. 
— äußere Orbnung VIII 268, 288. 
— tin außerftreitigen Sachen VIIL273, 374. 








Acten — Actenvermerk. 


Aeten Ausſcheidung, ſiehe Actenvernich⸗ 
tung. 

— über Beglaubigungen VIII 278. 

— tn Civilproceſsſachen VIII 267, 268, 
272, 378, 275. 

— in Concursſachen VIII 269—271. 

— in Executionsſachen VIII 269—871, 
278, 278, 375. , 

— über einftweilige Berfügungen VIII 872. 

— in Firmenſachen VIII 376. 

— tin Grundbuchſachen II 81, VILI 275. 

— in Künbigungsfachen VIII 268. 

— in Mahnſachen VIII 268. 

- Bräfiblal- VIII 279, 277, 24. 

— des Nechtömittelverfahrene VIII 377. 

— über Rechtshilfeſachen VIII 278. 

— des Sammeltegifters VIII 278. 

— Sammel» VIII 267, 268, 276 bis 279, 
280, 282, 385. 

— nicht in Ausland fenben VIII 201. 

— Einfit VIII 288. 

— in wichtige Urkunden VLII 286. 

-— Einfidt, Gewährung buch Gerichtö- 
tanzlet VIII 818 8. 7. 

— Mittheilung an Senatsmitglieder VIII 
123. 

— Scartirung fiehe Actenvernichtung. 

— Studium als Vorbereitung zur münd!. 
Verhandlung VILI 121. 

— Auszug VIII 205, 206. 

Aetenband Tür Anmeldungen, er: 
theilungen ober Zwangsausgleich VIII 
370. 

— für Curatelſachen VIII 337. 

— für einftweilige Berfügungen VIII 372. 

Wctenbände für Fideicommiſſacten VIII 
278. 

— bei Ubhandlungd- u. Bilegichaftsacten 
VII 274 Abf. 4. 

— Bezeichnung mit röm. Biffern VILI 261. 

Wetenbunn II 81. 

Wetendedel VIII 268, 270. 

— für Vormundſchafts⸗ und Euratelfachen 
u. größere Verlafienichaftsahhandlungen 
VIII 373. 

— Grundbuchſachen VILI 2375. 

— in Yirmenfachen VIII 276. 

— Anbringung ber Üctenftreifen VIII 282. 

— Angabe des Armenrechtes VIII 267. 


Schauer, Geſch. Ordg. 


| 
| 
| 
| 
| 
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Wetendedel Zahl des Anklagevormerks 
VIII 405. 

— — des neuen Actenzeichens VIII 265. 

— — be Jahres der Abgabe an Regiſtra⸗ 
tur VILI 290. 

— Durdftreichen ber Ordnungsnummer 
VIII 824. 
Aetenein ſicht 

©. 688, 698. 
Acteuheft II 81. 
— in außerftreitigen Sachen VIII 373. 
— in Egecutiongfachen VIII 370. 
— in Proceföfachen VIII 267. 
— über einftwetlige Verfügungen VIIL27O. 


Aeten Heften VIII 263 ©. 653. 

Uctenrüden, Einheften in VIII 263. 

— verſchiedenfarbige S. 678. 

— Üctenzeichen auf VIII 265. 

— Unllagenvormerlzahl VIII 405. 

— Befeſtigung der Üctenftreifen VIII 282. 

— Jahr der Abgabe an Negiftratur u. der 
Scartirung VIII 290. 

— Durdiftreihung der Orbnungsnummer 

VIII 824. 

— für Brocefsacten VIII 267. 

— für Egecutionsacten VIII 270. 

— erft nad) erfter Tagſatzung VIII 267. 

— für außerftreitige Sachen VIII 273. 

Wetenftreifew VILI 882 Abſ. 2. 

Netenüberiendung VIIL 284. 

— Qufforberung zur VIII 86. 

— an beauftragten Richter VIII 139. 

— an die Rechtsmittelinſtanz, Erfuchen um 
VIII 209. 

— an Rechtsmittelinſtanz VIII 287. 

Actenüberficht, Weberfichtöbogen, Tage⸗ 
buch VIII 268, 270, 371, 278, 275 Abſ. 1, 
2381, 324, 406. 


Actenvermerl über Einvernehmung VIII 
86 Iehter Abf. 

— über Mittheilungen von Bartelen VIII 
88, 813 8. 2. 

— — an Barteien VIII 166. 

— — an Behörden VIII 199. 

— über andere Acten in Abhandlungs⸗ 
arten VIII 374. 

— ſtatt Protokoll bei münblihen An⸗ 
bringen VILI 3232, 387. 

68 


in abgetretene Sachen 
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Wctenvermert über Gribeilung von 
Abſchriften 2c. VIII 338. 

— über Mittheilungen des Boliftredungs- 
organ® VIII 880. 

— ber Zuftellungsabth. VIII 884. 

Aetenvernichtuns VIII 24,., 295 bis 
801 


— lUnzuläffigtett ber 296, 297. 

Aetenverreichnis für alte Ucten XI 5. 

Aetenvorlage VILL 208. 

— an die Nechtsmittelbehörben ©. 553. 

Wetenporlegung behufs Ausübung der 
Dienftauffiht VIII 409. 

— aus Anlaſs von Üblehnung VIII 129. 

— vom beauftragten Richter VIII 189. 

— über Egecutionsvollgug VIII 881. 

Aetenzeichen II 261 Abſ. 1, 268 Abſ. 4, 
264, 265, 266, 271, 276 Abſ. 2, 291, 
324; XI 1,8, 5, 7, 12, 16, 19. 

— bet Berbindung mehrerer Proceſſe 
VIII 297,. 

— gemeinfam für alle Schriftftüde VIII 261. 

— Bildung VIII 264, 266. 

— Beifeung ber Abtheilungsnummer VIII 
264. 

— neues neben altem VIII 366. 

— bei der 2. Inſtanz VIII 265. 

Aetiengeſel ſchaften, Nachweiſungen über 
VIII 400. 

Aectivitãtaberũge, Beſchraͤnkung im Falle 
einer Suspenflon vom Amte IL 70. 

Aetivitãtsgehalt, Abzug von, als Di⸗ 
ſeiplinarſtrafe II 64. 

Anminiitratise Pfaudrechte, Bfän- 
dungsregiftet VIII 259. 

Adminiſtrative Bländung, Bufammen- 
treffen mit ber geridhtlihen S. 647. 

Adoptionusaſachen No-Reg. VIII 245. 

— GefchäftsvertHeilung VIII 19,,, 21... 

Adreſſe, VBelanntgabe VIII 88. 

— genaue Angabe in Brototollen VILI 822. 

— Schreiben ber, gehört zur Abfertigung 
VIII 889, 

— Uufforderung zur Befanntgabe VLII 86. 

— genaue Angabe VIII 311. 

Advocaten, Aufforberung, die Abtheilungs· 
nummer auf Eingaben anzugeben VIII 80. 


— im Berufungeverfahren gegen Gewerbe⸗ 
gericht VI 80, 


— — — — — — — — — 


Aetenvermerk — Amortifirung. 


Advocaten, Beſchaͤftigung ber zugewieſe⸗ 
nen Auſcult. u. Rechtöpraft. I5, M.8. 
8. 11. 

— Empfangsbud VIII 62. 

— s@ebüren, Liquibirung II 37,,. 

— Lifte für den richterl. Borbereitungs- 
dienft II 11. 

— bei Ridhteramtsprüfung II 13. 

— Boftaufgabe durch VIII 354. 

— Beugengebür XIV 19. 

— Buftellung zwiſchen VIIL 212, 374. 
Advocatentammer, Ausſchuſs, Benen⸗ 
nung bes Armenwertreters VII 132. 
Advocatenfohne, Serichtsprazis ©. 838. 
Wbuscatennolmacdten, Aulbewahrıng 

VII 2. 

Adrocatursaugelegenheiten, Bräfivial- 
fadyen VIII 24,,- 

Wnnscaturscandidaten, Gerichtspraxis 
II 16. 

— Beugengebür XIV 19. 

— Grleidterungen bei Zulaſſung zur 
Richteramtspräfung II 4, Kaif. 8. 

Wauscaturstangiei, Verwendung ber im 
richterl. Vorbereitungsdienfte Stehenben 
in II 11. 

— Borbereitungsbienft richterl. in II 5, 
M. 8. 88. 19, 29. 

Asuscatnrsprüfung, Nachſicht VIII 21. 

— vertritt die Richteramtsprüfung II 4. 

Affigirung von Edicten VIII 37. 

Agram, Ucheriegungäburean S. 499. 

Agrariſche Operationen, Ausweis über 
VIII 401. 

Alimentatiousſachen, Geſchaͤftsverihei⸗ 
lung VIII 19,,, 31,,. 


Alimentenfachen, Sammelreg. VIIL 345 


Abſ. 2. 

Alsemeinc Erforderniſſe zur Aufnahme 
in Staatsbienft IX 1. 

— Borausſetzungen f. Ridhteramt II 4. 

Wlte Proceſſe, Ausweis XI 6. 
Nechtsſachen, Behandlung 

©. 886. 

Wltersuadfit VII 24. 

Ammeſtie, Recht des Kaiſers U. zu cv» 
theilen J 18. 

Amortiſtruus, Acten VIII 278, 

— Erledigung durch Cinzelrichter VII 10. 





Amortiteung — Anmeldungsbögen. 


Amortiſiruug, Regifter VILI 242. 

— Berftändigung vonerhobenen Anfprücdhen 
314 8. 4. 

Umtliger Armenvertreter, geiebliche 
Proceſſsvollmacht VIII 188. 

Amtliche Sendungen u. Behänbigungen 
VII 878. 

Amtsberichte in Grundbuchſachen VIII 
76. 

Amtabibliotheken VIII 24 8. 21. 

Amtablatt VIII 297. 

Umtssceheimuis, Bewahrung IX 45, 50, 
51 


Umtsgelder, Nachweiſungen über Geba⸗ 
rung mit VILI 401 8. 18. 

Umtsinpenter VILI 406 8. 18. 

-—- Beränderungsausiweijfe VIII 401 8. 14. 

Amtatleid der richterlichen u. ſtaatsanw. 
Beamten X. 

— bei Gewerbegerichten X. 

Amtstleidung ber Diencr beim DO.2. G. 
II 62. 

Amtsapauſchale, Empfaugnahme 
Senbungen für VIII 68. 

— Ergänzung wegen großer Koftenvorichüfie 
an arme Barteien VIII 184. 

— im Shedverlehr S. 368. 

— Grjäge aus, Flüſſigmachung VIII 85. 

— Rechnung VIII 24 8. 14, 406 8. 19. 

Umtspflichten der Serichtöperjonen LI 19, 
1X 65 ff. 

Amtsränme, Unterfuchung bei Bifitatio 
VII au. 

Umtafig des Berichtes, Verlegung VIII 
8.8. 

Amtaſtil VILL 191. 

Umtstag für mündliches Anbringen II 39, 
VOI 9%, f. auch Gerichtätag. 

Umtsunteriuhuug II 75, VII %,.. 
ſ. auch Bifitation u. Unterfuchung. 

— Borgang bei VIII 411. 

Amtsverluſt der fachm. Saienrichter 8. 15 
M. B. 1838/1897, 8. 14 M. V. 1829/1897 
bei II 21. 

Umtsperrihtungen ber Gerichtsvorſteher 
VIII I ff. 

Umtsserktaud nimmt mit Bewilligung 
bes Oberlandesgerihhtspräfidenten Aus⸗ 
hiljsdiener auf LI 6%. 


von 
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Umtswegige Gintragungen, Sormert. 
VID 881 8. 7, 406 8. 4. 

Umtssensuifle, Serichtäfiegel VIII 216. 

Amtazimmer, Anſchlag an der Eingangs- 
tößre VIII 43. 

— Ordnung im VIII 288. 

Unberaumung von Tagfahungen VIII 
114—119, 194. 

Anbringen, mündliche, bei Gericht VLII 

’ ' 

— — tin Gerichtsklanzlei nur während ge- 
wiffer Stunden VIII 42. 

— in Gerichtölanglei, Actenvermert über 
VIII 832. 

Wenderuug ber Seichäftsvertheilung Il 26, 
VIII 17. 


— der Bezirkögerichtsfprengel V b. 2. 

— ber Gewerbegerichtsfprengel VI 2. 

Anderweitige Ergebniſſe im Broceis- 
tegiftee VIII 297,. 

Androhung einer Difciplinarftrafe II 
64, 78, 

— einer Gelbitrafe II 68. 

Unfehtuugsflagen, Anmerkung VLIL 76. 

Unsehärige als Vertreter vor Gewerbe⸗ 
gerichten VI 25. 

Wugelobung ber Gewerbegerichtsbeiſitzer 
VI 11. 

Wensktligleit zu vermeiden VIII 89. 

UAnhängige RNechtsſachen, Eingaben in 
KT 1. 

Unbängis verbliebene Rechtsſachen 
VIII 256. 

Anhörung, liche Einvernehmung. 

Aunklageproceſſs I 10. 

Untlagepormert VIII 250, 405. 

— Eintragung unb Wufbewabrung ber 
Straffahen ©. 859. 

Anlegang, fruchtbringende VIII 152. 

— der Ucten VIII 261—381. 

Anmelden, Executionsvollzug auf VIII 
161, 888. 

— Ausfchlufs bei Erecutionen mit Beitritt 
VIII 161 Anm. 

— Unterbleiben oder neuerliche Bornahme 
ber Execution auf VIII 161 Unm. 

Anmeldungsbögen, Eintragung ber 
Amtserinnerungen über S. 868. 


— Eintragung ins Regifter S. 6%. 


68* 
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Anmeldungen in Amertiftrungsverfahren 
VIII 242. 

— wegen Uebereinftimmung von Grundbuch 
n. Gatafter VIII 245 Wbf. 2. 

— zum Hanbeld- n. Genoſſenſchaftsregiſter 
II 87, 55, VIII 78, 381 8. 8. 

— zum Goncurs VIII 270. 

— — Gerichtstanzlei VIII 819. 


Anmerlung auf Pfändungsprotokoll VIII 
260. 

— der Pfändung auf früherem Protokoll 
VIII 384 8. 5, 11. 

-— bücherliche VIII, 76, 188. 


Anmerkungen auf Piändungsprotofoll 
duch Ranzlelabtheilung VIII 174. 

Anordunug des Erecutionsvollzuges VIII 
160, 

Anredeworte VIII 88. 

Anſchlag, Zuftelung durch öffentlichen 
VIII 878. 

— an Der Gerichtstafel, über Geſchäfts⸗ 
ftunben VIII 40, 42, 48. 

— — — bes Feriengeichäftsplanes VIII 58. 

— — — ber Gerichtötage VIII 55, II 29. 

— — — Bflidt der Zuftellungsabtheilung 
VIII 87, 384 3. 4. 

— — — bei &uratorsbeftellungen, Bu- 
ftelung durch öffentliche Befauntmadhung 
VIII 218, 316, 372, 373. 

— im Gerichtshauſe, wen ber Ber» 
lauf der Ueberfit über die Geſchäfts⸗ 
vertheilung zuſteht VIII 18. 

— — — der Tage für mündliche An⸗ 
bringen VIII 90. 

— rift VIII 218, 873. 

Aufpruchſberechtigte 
II 23. 

Unfteluug bei Gericht, Erforderniſſe I 19. 


Antrag u. Neferat VIII 182, 188, 186, 187. 

— nit gehörig vorbereitet VIII 184. 

— Anbringung nur während gewiffer 
Stunben VIII @. 

— auf Affiftenz für auszuführende Arbeit 
VIII 820 8. 8. 

— auf Delogirung, Gerichtskanzlei VIII 
820 8. 1. 

auf Erhaltungsmaßregein in Betreff 
verwahrter Sachen VILI 820 8. 3, 


Militärbewerber 


Anmeldungen — Arbeiter. 


Untrag betreffend Erflärung Drittichelb- 
ners über gepfänbete Yorberung VIII 
820 8. 8. 

— auf freiwillige Schäßung VIII 831 8.5. 

— auf vorzeitigen Verlauf gepfändeter 
Gegenftänbe VIII 889. 

— auf Vollzug Zwangsmittels wegen 
Handlung VIII 830 8. 8. 

— auf MWieberherfiellung früheren Bu- 
ftanbes VIII 820 8. 3. 

— wegen Zumwiberhandelns gegen Iinterlaf- 
fungs- oder Dulbungspflicht VVI 820 8.8. 

Unträge auf Eoncurseröffuung VIII 21,,. 

— ber Gewerbegerichte VI 36. 

— Brotolollirung in Gerichtstanziei II 56. 


Unweilung ber Bezüge Il49, Kp.®. 8. 18. 
IX 34. 

— Geldbuch) 'an ben Bezugsberechtigten 
©. 861 


Unmweilungsperichr, Berrechunng 
©. 358. 

Anzahl der Recursſchriften VIII 150. 

— ber Berhandlungen an einem Tage VIII 
115. 

Unseise von Wusichließunge- u. Be 
fangenheitögründen II 22. 

— von Execution gegen Militärperfonen 
VIII 179. 

— an Öberlanbeögerihtäpräfident uud 
Juftizminifter von Uebertragung der 
Ranzleigeichäfte an richter!. Beamte VIII 
806. 

— ohne ftantdanw. Antrag VIII 238. 

Unseigen über Wohnungsänberung in 
@erichtölanglei VIII 818 8. 2. 

Unzeigenregiiter in Strafſachen VIII 
847. 

— für Staatsanwaltichaft XII 4, 5. 


Werar, Streitigfeiten mit Arbeitern VI 1. 
— Buftelungen an Sinanzprocuratur VIII 
211. 


Aerariſches Voſtamt am Zuftellungsort 
VIII 848. 

Urbeiter im Sinne bes Gewerbegericti- 
gefeges VI 5. 

— Mitglied bes Gewerbegerichtes VI 7, 
8, 20. 

— Gitreitigleiten mit Unternehmer VI 1. 








Arbeitsbetrieb — Aufſchiebung. 


Urbeitsbetrieb in Gerichtsgefängniſſen 
VII 802. 

Arbeitsbuch, Streitigleiten, Gewerbe⸗ 
gericht VI 4, d. 

Arbeitatraft der Anſcultanten u. Nechts⸗ 
pratt. Uusnüßgung II 5, M. 8.8.9. 
WUrbeitsplan über Uebungen im richterl. 

Borbereitungsbienft II 5, M. 8. 8. 84. 
Urbeitöperpältuis, Streitigleiten über 
Beginn 2c. Gewerbegerichte VI 4, b. 
Arie, Prüfung der zu fcartirenden Acten 

durch VIII 299. 
Archive XI 34. ©. 682. 
Archivweſen, Präflbialfache VIII 24... 
Argentina, Correſpondenz ©. 582. 
Urmentonnsbeiträge, Ausweis über 
VII 1 8.5. 


Arme Parteien, Koftenvorfchüffe VII 


184. 
— Bertreter für I 90. 


Armenrecht, Bewilligung II 87,,. 

— Buftelung VIII 182. 

— anmerten auf Wctenrüden ober Deckel 
VIII 267. 

— Geſuch No-Reg. VIII 246. 

— — bei fremben Gericht VIII 200, 

— Gefuche zu ben PBroceisacten nehmen 
VII 378. 

= mean: Schabenerjag wegen VIII 


— tie VIII 19,,, 31,. 

Urmenvertreter außerhalb Unwalts- 
procejs VIII 188. 

— Benachrichtigung des Verufungsgerichtes 
©. 488. 

Srretprotetol VIII 407 8. 7. 

Arreſtpiſitatiousbuch VIII 407 B. 6. 

Unetionshallen, Hormnlarien ©. 407. 

— Berlauf in ©. 828. 

Unctoräbenenunng VIII 181. 

Unfbeiwahrung ber Acten, äußere Ord⸗ 
nung VLII 2898, 288. 

-— der Regifter VIII 218. 

— ber Bormerkungen ımb Begifter II 80. 

— wichtiger Urkunden VIII 286, 286. 

— der mit ber Zahl des Anflagevormerts 
verfehenen Aeten VIII 405 bl. 8. 

— der Hanbelsregifterarten II 55. 
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Auſenthalt PBlegebeiohlener, Auskünfte 
über VIII 821 8. 1. 


. Uutentbaltstoiten für Beugen XIV 10. 


AUntfiudung legtwilliger Erlärung und 
von Berlafienichaftspermögen VIII 235. 

Antforderung zur Entfertigung VIII815 
B. 8. 

— zur Ueberfenbung von Acten VIII 86. 

— an ®arteien VIII 86, 89, 211, leßter 
Abſatz. 

— zum Empfang einer Zuftellung 860, 863. 

Aufgabe zur Boft VIII 868—855. 

— durch Advocaten VIII 854. 


| Anfsabepokaumt, Reclamation bei VIII 


856, Abſ. 1. 

Untgabstag, Bermer! auf ber Eingabe 
VIII 74. 

Anfhebung berujenen Urtheils VIII243,.. 

— eine Beſchluſſes wegen Nichtigteit im 
außerftreit. Verf. II 88. 

— der Curatel, Bildung eines Acten⸗ 
banbes VIII 387. 

— ber verlängerten väterlihen Gewalt 
VIII 837. 

— einer Vollmacht VIII 181. 

Unfflärungen bei Berathung und Ab⸗ 
fiimmung VIII 188. 

Unttäusisung einer Hypothekarforde⸗ 
rung Il 37, 18. 

Auftündiguugen, Protokoll durch Ge- 
richtstanzlei VU 59, VIII 819 8. 2. 

— Wusfertigung II 585. 

— ftegtfter VIII 280. 

— Gcartirung VIII 295. 

— Buftellung VIIT 847. 

Untmertiamteit während Berathung u. 
Abftimmung VIII 184, 185. 

Aufnahme unterbrochenen Verfahrens, 
Brocefäregifter VIII 226. 

— tn Gerichtspraxis II 16. 

Untiiebung d. Erecution VIII 162 bis 
165 


— der Epgecution, Antrag, Gerichtskauzlei 
VIII 820 8. 8. 

— der VBorrüdung tn eine höhere Behalts- 
ftufe II 64. 

— wegen Beſchwerden genen Executions⸗ 
vollzug VIII 165. 
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Antigreidungen über Checks u. Em⸗ 
yfangs - Erlagſcheinblankette VIII 108. 

Aufſeher der Serichtshofsgefängnifle II 28. 

Aufſficht, Inhalt u. Umfang II 76. 

— über Geichäftsführung der Berichte VIII 
304 414. 

— der übergeordneten Behörden VIII 409 
bis 414. 

— Ausübung ber unmittelbaren Dienſt⸗ 
auffit VIII 409. 

— über Kanzleiperfonal II 68. 

— fiber die im Vorbereitungsbienft ftehen- 
den Berfonen II 9. 

— über Gertchtöperfonal VIII 1, 11. 

— über Pflegebefohlene, Uebertragung an 
anbereß Gericht VIII 288. 


Anffichttüßrenner Beamter ber Exe⸗ 
cutionsabtheilung VIII 897. 

— Kanzleibeamter VIII 303. 

— Richter VIII 146. 

— Richter bei Vereinigung ber Ranzlet 
VIII 88. 

Aufſichtsbehörde einer Verkehrsanſtalt 
Intervention bei Exec. VIII 884 8.2, 


Auffichtab eſchwerde II 37,,., 78. 

— Geichäftsbehanblung VIII 21 Unm. 11. 

— Praſidialſache 11 74 Anm. 

Anfſichtsrecht II 25, 81, 41, 68, 728 - 78, 
VID 409. 

— u. Berhängung von DOrbnungsfrafen 
II 4. 

Aufſichtowes, Weiſungen u. Ausſtellungen 
im, VIII 977. 

Auftrag zum Executionsvollzug VIII 
160. 

Aufträge zu Ausfertigungen burch Ge- 
tichtöfanglei VIII 194. 

— zu Gelbzahlungen, Smpfangs-Grlag- 
fchein anfchließen VIII 102. 

Augenſchein. 

— Vorſchuſs VIII 144. 

— Ten Gegenftanb bes ann 
VIII 87. 

Angenſcheiusſachen, Ausfolgung VII 
287. 

Ausbildung, vielſeitige der Beamten 

VIII iB. 

Ausbleiben von der Tagſatzung, Be⸗ 


— Ausfertigungen. 


nachrichtigung ber Parteien VIII 187, 
818 8. 6. 

Ausbleiben der Buftellungs- und Räd- 
ſcheine VIII 841. 

Anſenltanten, Syſtemiſtrung V 11. 

— richterl. Htifsbeamte II 8. 

-- Befreiung von Kanzleipräfung II 49, 
Kp. 8. 8.7. 

— nit Unterſuchungsrichter II 8. 

— Berjmalftanbesausweis VIII 4. 

— Reibung IX 87. 

— Urlaub VIII 4. 

— Berwenbung II 6, 7, 8, 9, 11. 

— tn Gerichtälanglei II 49. 

— Sutheilung II 4. 

— Zuziehung zur Beratung und Wb- 
fiimmung VIII 181. 

— (ntlaffung II 14. 

Ausdehnung der Execution, nämlicher 
Act VIII 289. 

Unstallende Berbandlungen, Aus 
füllung der Läden VIII 115. 

Uustertisung eines Beſchluſſes, Siftirung 
II 84, VIII 204. 

Unstertisungen, gerichtlihe VOII 191 
bis 193, II 79, 586. 

— Geſchaͤftszahl VIII 966. 

— auf einlangendben Acten zu ſchreiben. 
VIII 196. 

— ber Beichlüffe VIII 197. 

— ber Beweisbeichlüffe VILI 141. 

— ber Eintragungsbeichlüfie 198. 

— der Urthelle VIII 126. 

— ber Rechtsmittelentfhelbungen ©. 567. 

— von Vergleichen VIII 128. 

— in Mahnfachen VIII 289 8. 7. 

— bei Bezirkegerichten in Strafſachen 
VII 18. 

— Grthellung durch Gerichtstanzlei II 56, 
VII 8828. 

— Herftellung durch Gerichtätanglei ol 
Goncept VIIL 166. 

— aus den Ucten, Serichtöfiegel vm 218. 


— d. Urthelle u. Erkenntuiſſe im Namen 
deas Kaiſers 11. 

— von Urtheilen umb Veſchlüfſen. Ueber 
tragung an Berichterftatter II 85. 








Ausfertigung — Yußerftreitiged Verfahren. 


Unstertisungen, Vorlage durch bie Bar- 
teien VIII 19. 

Unsfertisungsauftrag VIIL 197. 

— auf bie Acten fchreiben VIII 19. 

Unstertisungsentiunrf für Senatsbe- 
tathung VIII 182, 188, 187, 189. 

— Wbfaffung durch Richter VIII 196, 197. 

— BBorlage durch Barteien VIII 195. 

Unstolgung von Actenſtücken VIII 268, 
284, 294. 

— von Driginalurfunden VIII 287. 

— von Urkunden u. Schriftftäden VILI 88. 

— des Vermögens von BPflegebefohlenen 
VII 8821 8. 8. 

— verwahrter Gegenflänbe VIII 888. 

— von Zuftelungsftüäden bei Gericht VIII 
876. 

- zur Boftaufgabe VII 844. 

Unstäßrung von Gzecutiondaufträgen 
VIII 879. 

Unställung der Regifteripalten VILI 222. 

Ausgefolgte Aeten, Blatt einlegen für 
VIII 282. 

Aushilfe während Gerichtsferien VILI 50. 

Aushilfen VIII 24,. 

Unsbilfspiener VII 24. 

— Aufnahme II 62. 

— Uufnahme u. GEntlafjung II 49, Rp. 
®. 8. 15. 

— Berwendung VIII 880. 

— Betellung mit ber Wegentichäbigung 
S. 798. 

— Taggeld während ber Krankheit S. 122, 
126. 


— Berfiherung II 49, Kp. 8. 8. 15 
M. 8. 


Aushilfagefangenaufſeher VIII 24. 

Unspilfsiciiiungen II 46, 47. 

Anuspilfätweile Berwendnug von Ge 
tihtäbienern VIII 880. 

Unstäntte an andere Behörben u. von 
folden II 37,.. 

— Abforberung von Bartelen VIII 86, 100. 

Austunftsſachen, Ausfolgung VIII 287. 

Auslagen für arme Bartelen VIII 184. 

Auslaund, Actenfenbung ind VIII 201, 
©. 518. 

— Gorreiponbenz mit VIII 201. 

— (@erichtöfiegel VIII 216. 
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Ausland Rechtthilfeverlehr, Erfuchhen um 
Entſcheidung des Oberlanbesgerichtes 
VIII 281. 

— Anmerkung inlänbiicher Sheertennt- 
niffe ©. 521. 

— diplom. Berkehr ber Wiener Gerichte 
©. 511. 

— Buftellungsfcheine für das ©. 520, 776. 

— Buftelungen im, ©. 520. 

— Zuftelung von Schiebsiprüchen im VILI 
208 


Unsloiung ber Gewerbegerichtäbeifiker 
VI 14. 

AUnsuahmsgeriite I 2. 

Wnsrufer VIII 34,,. 

Ausrufergebür bei Verwendung von 
Dienern ©. 789. 

Unsieiden von Straffachen VIII 250, 
XII 5. 

Ausſcheidender Richter, Botum VII 
188 


Ansibeidung der Acten VIII 298, 209. 
an bon richter!. Hilfsbeamten 


ass Ungeige II 23, 
VII 180. 

Ausſchluſß vom SKanzleivorbereitungs> 
dienft II 49, Kp. 8. 8. 80. 

— von @erichtöpragis II 17. 

— der Deffentlichtett VIII 181. 

Ansſchuſos der Advocatenkammer, Ver⸗ 
ftändigung von Armenrecht im Wege 
VIII 182. 

— Advocaten für richter!. Borbereitungs- 
dienft II 11. 

Unsichälle des Gewerbegerichtes VI 56. 

Auſſig a. E., Gewerbegericht VI 2. 

Außerſtreitiges Verfahren, achtung⸗ 
verletzende Ausfaͤlle II 84. 

— Acten VIII 278, 274. 

— Currens u 87 

— GErflärungen in Gerichtskanzlei VIII 
821. 

— Gericätöferien II 86. 

= Geſchaͤftsvertheilung vu 19,0, 21,r- 

— Siſtirung eines Beſchluſſes II 84. 

— Stgungspolizei II 86. 

— Tagfagungen VIII 124. 
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Auberitreitises Verfahren vorberei- 
tende Bearbeitung durch Einzelrichter 
VUDI 14. 

— Buftellungen II 88. 

— Verwendung von Gelbitrafen Il 85. 

— Buftelungsfcheine im ©. 768. 

Uußeritreitige Gaiden, Bertheilung 
VIII 21, 

Unbersrdentlige Geritstage IL 29, 
VID 58. 

— NReviſion, Zahl der Senatsmitglieber 
II 48, 

— &igung VII 1%. 

Wenkere Orpuung in Wufbewahrung 
der Ucten VIII 282, 288. 

Unhenvertehr gericht. Concentrirung 
VIII 84. 

Wenkerung über Üblehnung VIII 129. 

— vorgreifenbe, über Sache VIII 82. 


Unsftelungen höherer Gerichte VIII 
277. 

Ansſtreichnug tireihümlicdher Regifterein- 
tragungen VIII 219. 


Auswärtige AmtsbandlungenVIII95, 96. 

Answeis über Veränderungen in Perſonal⸗ 
ftandesausmweifen VIII 4. 

Ausweile, Vormerke und Verzeichniſſe 
VII 8394—408. 

— Geſchaͤfts⸗ ber Berichte eriter Inftanz 
VIII 894-—-896. 

— — ber Oberlanbesgerichte VIII 397, 
898. 

— (Zahlblaͤtter) für Ehefahen, Liegen⸗ 
chaftsverfteigerungen u. Goncurfe VIII 
899. 

— über Firmenprotofollirungen VILI 400. 

— fonftige periodifhe VIII 401. 

— nicht vorgefchriebene VIII 408. 

— fiber die Verwendung richterlicher Be⸗ 
amten VIII 12. 

— ber Staat8anwaltichaften XII 8. 

— ftatiftifehe VIII 24 8. 28, 296, 899, 
400, XI 8. 

Uusweistalender VIII 406 3. 20. 

Unsseiguungen VIII 24,,. 

Unssng aus Executionsbeſcheid zum Boll» 
aug VILI 160, 

— aus dem Grundbuch ber Haupteinlage 


D 
’ 


Außerftreitiged Verfahren — Beantwortung. 


bei Berfteigerung der Nebeneinlage VII 
171. 

Auszũge, Ertheilung durch Gerichtstanglet 
II 56, VIII 883. 

— aus ben Acten VOII 216. 

— aus bem Waiſenbuch für Uebergangs- 
Borbereitung XI 11, 18, 15, 16. 


B. 


Bagate llgerichte in Handelsſachen, Ueber⸗ 
ganasbeſtimmungen XI 19, 30. 

Bagatellregiſter VIII 337, 239 8. 6. 

Bagatellſachen, Scartttung VIII 28. 

— SBerfündung von Urtheilen VIII 148. 

— Bertheilung VIII 19,,. 

-— Bormerkung im Geichäftsfalenber VII 
402 Ubf. 8. 

Bauldepofiten, Verzeichnis VIII 406 3.8. 

— Aummern ber ©. 657, 866. 

-- Unterfertigung von VBeichlinfsausferti- 
gungen II 79 Unm. 

Banfbepsfitenigeine, Verwahrung ber 
©. 866. 

Bankhaus, Berlauf gepfändeier Weri⸗ 
papiere durch VIII 893 Abj. 3. 

Barbeträge, fruchtbringende Anlegung 
VIU 158. 

Bargeld⸗Erlag beim Gelbbuchfährer, beim 
Executionavollzug VIII 882. 

— lUebergabe an betreibenben Släubiger 
VIII 882. 

Barberkehr in Parteiengeldern S. 362. 

Bauſachen VII 34,. 

Bayern, Requiſitionskoſten ©. 537. 


Beamte der VBergbebörben als fadım. 
Laienrichter 8.6 M. V. R. G. B. N. 
128/1897 bei II 21. 

— als Dolmetiche VIII 138. 

— des Gerichtes ala Vertreter armer Bar 
teien VOII 188. 

— ber Gerichtälanglei II 19, 23. 

— Berfonalangelegenheiten VIII 24,,. 

— zu Verfteigerungen befugt VIII 390. 

Beantwortung ber Klage, Auftrag zur, 
nit aufihieben, wegen 
über Wert bes Streitgegenftande VIII 
117, 








Bearbeitung — Bemeffung. 


Bearbeitung von Geihhäftäfiüden ber 
Gerichtäbarleit außer Streitiadhen, vor» 
bereitenbe VIII 14 Abſ. 2. 

Beauftragter Richter I 3, 22, VIII 
117, 130, 189142. 

— — Beſchwerden gegen VIII 140, 146. 

— — Beweißaufnahmen burdy VIII 141, 
142. 

— — Einholung des Senatsbeſchluſſes 
VIII 140. 

— — nit Auſcultanten II 3. 

— — Recurs gegen VII 151. 

— — Regiftereintrag hinſichtlich Tagſatz⸗ 
ungen vor VIU 227 8. 3. 

— — Unterfertigung ber Uriheile u. Be⸗ 
fhlüffe VIII 197. 

— — liebertragung ber erften Tagſatzung 
an VIII 120. 

Bededungsgeiuche No- Reg. VIIL 245. 

Bededungsllagen Vertheilung VIL 


Ds 

Bereinigung der fachm. Laienrichter I121. 

— der Gerichtöperfonen u. deren Amts⸗ 
pflichten II 19. 

— ber Gerichtöperfonen IX 82. 

— ber Ranzleigehilfen II 51. 

— Bräfidialfache VIII 24,,. 

— Anmerkung der II 95 Anm. 

— Eintragung im Berfonalftanbesausmweis 
VOII 4 Anm. 

Beeidigungsbuch VIII 406 8. 14. 

Beendigung bes Dienftverhältnifieß IL 19. 

— bes Strafverfahrens, Anzeige über VIII 
817. 

Betangenheit des Dolmetfches VIII 123. 

VBefansenbeitsgräunde, Anzeige II 22, 
45, VIII 130. 

Befãhiguug zur Grundbuchtführung II54. 

— zum Richteramte II 4. 

Befreiung von Kanzlei u. Grundbuchs⸗ 
führerpräfung II 49, Rp. 8. 8.7. 

Beslanbigungen im biplomatifchen Wege 
II 40. 

— durch @erichtstanglei IL 56. 

— Geriäitäfiegel VIII 216. 

— nur während gewifler Stumben VILI 42. 

— außerhalb bes Amtögebäubes VIII 239. 

Beglaubisungsacten VIIL 278. 

Beglaubigungsregilter VIII 239. 
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Begnadigungsrecht des Kaiſers I 13. 

VBesründung bes Beweisbeſchluſſes VLII 
141. 

— nicht vereinigen mit Beſchluſs VIII 198. 

Behändigungen VIIL 878, 82 Abf. 3, 34. 

— audgiebigerer Gebrauch, S. 802, 768. 

— Berzeichhnis über, ©. 807. 

Behaudlung der Parteien VIII 82. 

Behebung angelegter BarbeträgeVIIL152. 

Beheisungsämaterial, Anſchaffung VIII 
304. 

Beilagenbeseihunnug VILI 261, 266. 

Beilagenbuch für Firmenregiſter VIII 276. 

Beifiger für Conſulargerichte V d 1,8. 6. 

— des Gewerbegerichtes VI 7, 9, 11, 13 
bis 18, 20, 28, 81. 

Beitritt zu einem Executionsverfahren VIII 
233. 

— Üctenbehanblung ©. 661. 

— Löfhung des Vermerkes ©. 595. 

Belauntmahung des Berlaufes der Ge⸗ 
fchäftsvertheilungsüberficht VIII 18. 

— des eriengefhäftäplanes VIII 53. 

— der Gefchäftsftunden VIII 40, 42, 483. 

— der Gerichtstage II 29, VIII 55, 60. 

— don Berorbn., Erläffen u. Bemerkungen 
VOI 3. 

— bes Berfteigerungstermines VIII 384 
B. 18. 

— Buftellung durch Öffentliche VIII 213, - 
372, 873. 

Belagsäpretotelt VIII 407 8. 10. 

Beleprung der Gemeindeorgane über Zu⸗ 
ftelung VIII 16. 

— der Gerichtäbiener durch KRanzleibeamte 
VOII 884 Ubf. 2. 

— bes Kanzleiperfonals VIII 807. 

Belehrungen an die Gerichte, Plenar- 
fachen II 86. 

— für Grundbuchsführer VIII 198. 

— für Kanzlei⸗ und Bollfttedungsorgane 
VOII 87. 

Beleidigungen im Verf. außer Streit- 
fadyen II 88. 

Belendtungsmaterial VIII 804. 

Bemerkungen, Spalte für, im Proceſs⸗ 
tegifter VIII 227,,. 

— höherer Behörden VIILS. 


Bemeſſung der Dienergebüren ©. 788. . 
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Bemeflung ber Zehr⸗ unb Ganggelber 
VIII 888. 

— von Zuſtellungsgebüren ©. 788, 708. 

Benachrichtigung von Klagen buch Ge⸗ 
richtstanʒlei VIII 818 8. 1. 

— der Barteten vom Ausbleiben ber Ab- 
pocaten VIIL 318 8. 5. 

— vom Recurfe VIII 150. 

— der Parteien vom Einlangen ber Acten 
VIII 818 8. 9. 

— von Beugenlabungen durch @erichtd- 
Tanzlet VIII 318 8. 10. 

Beuachrichtiguugen währenb Executions⸗ 
vollzug VIII 166—168. 

— an andere Gerichte in Urfchrift VID 
199. 

— durch Gerichtskanzlei II 59. 

— mläfslih Strafverfahrens VIII 817. 

VBenenunug bed Auctors VIII 131. 

— bes Gerichts in Ausfertigungen VIII 
191. 

Besbachtung der Geſetze IX 45. 

Berathung und Abſtimmung VIII 184, 
185. 

— nicht Öffentlich u. während der Verhandl. 
VII 181. 

— währendberBerhanblung, Beurkundung 
VIII 186. 

Berathuugsprototol VILI 186. 

— Anſchluſs an Acten VIII 189. 

— Bezugnahme auf Antrag, Berhandlungs- 
protofoll ober Separatvotum VIII 186. 

— fiber mehrere Beratungen VII 186. 

BergbansIugenieure bebdrbl. autor. 
als bergbaukundige Laienrichter 8. 6 
M. B. R. G. B. Nr. 1388/1897 bei II 21. 

VBersbantundige Buienrichter II 20, 
M. B. R. G. B. Nr. 1838/1897 bei II 81. 


— Ernennung 8.1 M. B. R. ©. B. Nr. 
1288/1897 bet II 21. 

— Borfhlag 83. 3-10 M. 8.8. G. B. 
Nr. 1828/1897 bei II 31. 

— Bahl 8. 2 M. V. R. G. B.Rr. 1288/1897 
bet II 31. 

Bergbnchſachen, Tagebuch ©. 381. 

Bersserihte 8.2 M. VB. R. G. B. Nr. 
128/1897 hei II 21. 

Yersgerihtöbarteit V 10. 


Bemeffung — Berufungen. 


Berghauptmannſchaft, Verſtändigung 
von Execution auf Bergwerkseigenthum 
VIII 884 8. 8. 

Bergrechtlicher Senat II 38, 9. 

Bergrechtsſachen, Recurs gegen Urtheile 
in VIII 207. 

Berswerlsbefiger, Streitigteiten mit 
Hilfsarbeitern VI 37. 

Berichte an übergeorbnete Behörben VIII 
208, 204, 206-208. 

— periobijche, Bräftbtalfache VITI 24 3.33. 

— über Amtsunterfuchungen VIII 412, 
413. 


— über Egecutiondvollgug VIII 881. 

— fiber Recursvorlage VIII 206. 

— über Borlage von Berufung u. Revifter 
VII 208. 

— mit Vorlage ber Geſchäftßaunkweiſe II 
83, VIII 24 8. 28, 894. 

— Bezeichnung der vorgelegten Wcten 
VII 208. 

— in Neinfchrift VIII 208. 

— tin Straffadden durch Einzelrichter VIII 
18. 

— ber Untergeriähte, eumulative Eintragung 
in Bräfibialfjournal VIII 80. 

Berichterſtatter, Ubfafjung bei Reſeratel 
VIII 1882. 

— Yufllärungen durch VIII 188. 

— Unmertung im Bräfibialjournal VIII 72. 

— beftellt Senatövorfigenber II 35. 

— Beftellung VIII 122. 

VBerihtigung am Antrag VILI 183. 

— der Verwalterliſte VIII 156. 

VBerufsgensfien, Vertretung vor Ge 
werbegerichten durch VI 85. 

Berufung, Anmerkung im Proceſdregiſter 
VIII 297, 

— tn Bagatellſachen, Friſt sur Enticheidung 
VIII 148. 

— gegen Difciplinarerteuntnts III 24. 

— gegen gewerbegerichtlihe Erkenntuiſſe 

” VI 80, 81. 

— und Recurs zugleich vorlegen VILI 208. 

— Borlage II 87,,, VIII 208. 

Berufungen tn Gewerbegerichtsfachen 
2826, , . 

— Geichäftsvertfeifung VIII 21,,, 28. 


Berufungsfriſt — Beſprechung. 


Berufunsstrit vor Conſulargerichten 
va.5,8. 9. 
Berntungsvegiier in Giviffachen VIII 


— Straffachen VIII 258. 


Berufunssiäritt, Abfafjung für arme 
Barteien durch amtlichen Bertreter II 90. 

— Buftellung an Geguer II 97, ,. 

VBerufuugspertabren VIII 149. 

Beſchaãdigter, Angabe in Vr u. Pr Reg. 
VIII 250. 

— Ungabeim Ramensperzeichnis VILI 254. 

Beſchãftigung der im richterlichen Vor⸗ 
bereitungsdienfte ſtehenden Berfonen II 6. 

— u. Unterricht der Häftlinge, Ausweis 
VIII 401 2. 9. 

Beſcheinigung bei Execution zur Sicher- 
ftellung VIII 180. 

— fiber Äberreichte Eingaben VIII 62. 

Belmlasnahmte Begenftänbe, Mitthei⸗ 
Iungen über VIII 8258. 

Befſchlennigung ber Geichäftserlebigung 
VIII 84. 

Beſchluſs auf Einleitung einer Difciplinar- 
unterfuchung III 18. 

— Uebertragung ber Entiwerfung VIII182. 

— des Gerichts, Einholung durch beauf- 
tragten Richter VIII 140, 142. 

— durch erſuchten Richter VIII 142. 

— XBegränbung VIII 198. 

— durch VBewilligungsvermert II 56, VIII 
19. 

— Borlage von Berufungen u. Revifionen 
mittels II 37,,, VIII 206, 208. 

Beihläffe, Abgabe zur Ausfertigung VIII 
197. 

Belmintsaustertisung II 79, VIII 197, 
193. 

— Friſten für Abfaffung VIII 197 Ubi. 2 
und 8. 

— teine VIII 181. 

— Siſtirung II 84, VIII 296 Abf. 8. 

Beſchlufſsfaſſung bed Senates entfällt 
II 87, 42, VIII 10, 208 legt. Abſ. 

Beſchraäͤnkung ber Befugnis ber Diener 
zum @elbenpfang VIII 888. 

Beſchwerden gegen Berichte II 78 Abſ. 1 
und 2. 
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Veſchwerden gegen gerichtl. Organe II 
78, VIII 1 Abſ. 2, 76. 

— gegen beauftragten Richter VIII 140, 
148 


— gegen Angeftellte ber Gerichtslanzlei ıc. 
II 37, ... 78 &bf. 8. 

— gegen Bnftellungsorgane VIII 146. 

— wegen Ausſchluſs von der Gerichts⸗ 
praris II 17. 

— wegen verweigerter Aufnahme II 16. 

— genen Euntſcheidung ber Bifciplinar- 
commifflon nichtrichter!. Beamter II 686. 

— gegen Suspenfion vom Amte II 69, 
II sı. 

— gegen Verweis III 6. 

— gegen Verweis u. Gelbfirafe II 68. 

— beim Gerichtänorfteher, geſchaͤftliche 
Behandlung VII 76. 

— münbliche VIII 146. 

— in Strafſachen, Geichäftsvertheilung 
VII 28. 

— Borlegung au Gerichtövorfteher VIII 
75. 

Beſchwerderegiſter in Straffadhen VIII 
2583. 

Beſetzung ber Bezirksgerichte II 24. 

— der ftäbt. Bezirkagerichte VIII 11. 

— erledigter Dienftpläge II 19. 

— des Gerichtes vi 34,8- 

— ber DOberlanbeßgerichte II 41. 

— des Senated in außerftreitigen Sachen 
II 88. 

Beſetuugsvorſchläge VIII 24,,, IX 
26—28. 

— Berichte über VIII 204. 

Beſichtiguug zu verfteigernder Liegen⸗ 
ſchaft, Antrag auf VIII 820 8. 8. 

Beſondere Serichtabarteit, Proceſsre⸗ 
oifter VIII 226. 

Beſorgung mehrerer Beichäfte mit einem 
Gang ber Diener VIII 882. 

Belprehung mit Semeinbeorganen über 
Buftellung VIII 16. 

— mit Barteien im Wege Einvernehmung 
VIII 86, 

— ber Einzelrichter u. Vorfigenden über 
Tagfagungsfiunbe VIII 118. 

— über en Geſchaͤftsbehandlung 
VII 2 
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Beſprechung — 


Bezeichnung. 


Beſprechnng wegen Erledigung einer | Beunrkundunug durch Regiftereintrag II5R, 


mehrere Abtheilungen betreffenden Sache 
VII 28. 

Beſtaudſachen, Acten VIII 268. 

— Brotolollirung von Künbigungen II 59, 
VIII 280, 819 8. 2. 

— Regifter VIII 280. 

— Bertbeilung VIII 19, 

— Zuſtellung der Kündigungen VIII 847. 


Beltandftreitigleiten, Serverbegericht VI 
af. 


Beſtandvertragstündigungen VII 
230, 319. 2. 

Betätigung über zugeftellte Kündigung 
VIII 847. 

-- berufenen Urteils VIII 248, ,. 

-- über Poftanweifungsfenbungen VII 100. 

Beſtrafung von Milttärperfonen wegen 
Ungebür VIII 148. 

Betheiligung bed Gläubiger am Exe⸗ 


cutionsvollzug VIII 161. 

Betreibender Beamte als betreibenber 
Gläubiger VIII 111. 

— — leitet Execution ein VIII 110. 

— — fertigt Zahlungdauftrag aus VIII 
107. 

— — für Sebüren VIII 104. 

— — darf nicht Abgabeſchein unterfertigen 
VIII 68. 

— Gläubiger, Webergabe bed abgenom- 
menen Bargelbes an ben VILLB82 Ubi. 2. 


Betreibung, Borlegung an Gerichtsvor⸗ 
fteßer VIII 75. 

— überfendeter Acten VIII 284. 

-— von Buftellungen VIII 889. 

VBetreibungsfgreiben ber Wiener Ge⸗ 
richte ©. 521, 

Betriebe VI 10. 

— ſtaatliche VI 8, 9. 

Betriebsbeamte VI 9. 

Betriebsleiter VI 8. 

— ber Bergbaue als Latenrichter 8.2 M. 
V. R. G. B. Nr. 128/1897 bei II 21. 

Betriebsktätte VI 28. 

Benriundung der Wbitimmung VIII 
204. 


— der Buftellung bei Buftellung zwiſchen 


Advocaten VIII 374. 


VIII 229, ,,, 229 legter Ubfag, 3%, 
289 Abſ. 1, 319, 832. 

— münblide Mittheilungen des Boll- 
er 


Benrianbungen IL, VIII 48, 49, 51, 


— einftweilige Zulafizes 


Bewaffnete Mast, Anzeige von Ezerztiea 
gegen Berjonen ber VIII 386 8. 1. 

— Gprecution gegen Perſonen VIII 178. 
VBeweisantuahme durch erfuchten und 
beauftragten Richter VIII 141, 142. 

— Ergänzung VIII 146. 

— Beſchwerden wegen Mängel VIII 146. 
— Benachrichtigung ber Parteien won 
GEinlangen ber Ucten VIII 818 8. 9. 

— vor Gonfulargeriten V d. 5 $. 21. 

Beweishei@inis, Ausfertigung VIII 
141. 

— VBegrünbung VIII 141. 

— Mittheilung von Audfertigungen durch 
Gerichtäfanglet VIII 818 8. 18. 

— Regiftereintragung VIII 287, ,. 

— im Berufungsregifter VIII 248,,. 

Bewelsfinerung, No-Reg. VIII 26. 

— Bertheilung VIII 19,,. 

Beweisfigerungsacten jun Broceftect 
VII 878. 

Beweiswärbigsung im Diiciplinarver- 
fahren III 21. 

Bewerbungsgeſuche IX 16. 

— Dauslificationstabelle VIII 5. 

Bewilligung ber Ererution, Teine Actea 
äurüdhalten VIII 158. 

— der Haft VII 178. 

Bewilisungspermert ftatt Uusterti- 
gungsentwurf II 56, 69, VIII 194. 

— bei Mobiltaregecution II 56, VIII 19% 


Anm. 

Bezeichnung der Parteien, Bexireter, 
Richter in Veidhlufßausfertigungen VILI 
198. 

— — in Buftellungsperfägung VIII 211. 

— der Grichäftsräume VIII 39. 


Bezirke — Buͤcherliche. 


Betirke, Benachrichtigung von Klagen 
gegen VIII 813 8. 1. 

Besirisgerichte, Beſetzung II 34. 

— Dienftauffiht II 25, 31, 41, 68, 74. 

— et für münbdl. Anbringen VIII 


_ J— VII 27, 28. 

— Geichäftsvertheilung VIII 19, 20. 

— Nachfchlagebuch VIII 298. 

— Drganifirung V 8, 6. 

— Regiſter ber VIII 233. 

— tn Strafſachen, Einzelrichter VIII 13. 

— fläbtifche, Beſezung VIII 11. 

— Borerhebungen, Uctenzeichen VIII 350. 

— in Handelsſachen, Uebergabe an, von 
Bagatellgerichten in Handelsſachen XI 19. 

Besirtsgerichtspiener, Diſciplinarrecht 
I 72, ©. 168. 

Beiirkögeritänerkeher VIII 18—16. 

— genehmigt Haftbefchlüffe VIII 13, 

— Beifungen über Yührung yon Bor- 
erhebungen u. Unterfuchungen VIII 13, 

Besirläricgter, Richter II 2, 24. 

— Uufficht über Kanzleibeamte u. Diener 
II 68. 

— beitimmt Stunden für @erichtötag VILI 
60. 

- Gonchröcommiffär, Ucten VIII 391. 

— Urlaub VIII 9. 

— überwacht Gefchäftsführung des Grund⸗ 
buches II 54. 

— fiehe aud) Vorſteher des Bezirksgerichtes. 

— Difeiplinargewalt gegen Beamte eines 
ftäbtifchen Bezirlsgerichtes II 68 Anm.2. 

Besüge, zurüdbehaltene, bei Amtsfuspen- 
fion II 70. 

— ber Dienerfhaft II 49, Aap. 8.8.15 
M.8 


Bibliothet, Ergänzung ber ©. 881. 

— Unterfudung bei Bifitationen VIIL 411. 

Bielig, Gewerbegericht VI 3. 

Blaubkette für Buftellungen, Ueberſendung 
an Gemeinben VIII 16. 

Blatt einlegen für außgefolgte Acten VIII 
288. 


— — in Grunbbudisacten VIII 275. 
Blattzahl angeben bei Borlage von Be- 
rufung VIII 906, 
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Blattzahlen VIII 261, 263. 

— hinſichtlich Rechtsmittelacten VII 
277. 

— bei Sammelacten S. 676. 

— nicht in Grundbuchsacten VIII77 M. V. 

Blau, Zuſtellungsverfügung VIII 212. 

Blaue Rüdihelne VIII 850. 

— Buftelungsfdheine VIII 868. 

Bleiftift, Berwenbung zur Fertigung von 
Buftelungsfchetuen VIII 856. 

Bosnien, Aufpebung ber Confulargerichts- 
barkeit V d. 4 8. 1. 

— Herzegovina, Gorrefpondenz mit Be» 
hörben ©. 539. 

Börfenmähiser Berlauf von Wert⸗ 
papieren VIII 898. 

Borfenſchiedagerichte, Erkenntniſſe, 
Anfechtungsflagen, Proceſsregiſter VIII 
366. 

— Buftellung ber Erfenntniffe im Auslande 
VIII 202. 

Brafllien, Sorreipondenz mit ©. 532. 

Brietmarten, Veilegung zur Eingabe 
VIII 8832. 

Briefumſchlãge, Abtragen mit VIII 74. 

Bruderladenfbiedsgerichte, Kanzlei. 
oefchäfte VIII 819. 

Brünn, Nieberlegung von Zuftellungs- 
ftüden XV 1. 

— @ewerdegeriht VI 2. 

Buch zur VBeftätigung ber überreichten 
Eingaben VIII 62. 

— für an bie Regifttatur abgegebene Ucten 
VIII 298. 

Buchauszug, Datum, Aenderungen bes 
Buchſtandes VIII 170. 

— ber Haupteinlage Bei Execution auf 
Rebeneinlage VIII 171. 

Bucheintras, Benachrichtigung des Exe⸗ 
cutionsgerichtes VIII 168. 

Bücherliche Anmerkung VIII 76. 

— Anmerkungen im Proceſſe VIII 188. 

— Eintragungen im Executionsverfahren 
VIII 157. 

— Erfuhen um, nicht im Ho Reg. VIII 
381 


— Einverleibungen und Löfchungen auf 
Grund des Bufchlages im Verſteigerungs⸗ 
verfahren VIII 173. 
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Buͤcher liche Neueintragungen, Mittheilung 
über VLII 170. 

Bümerlig  fichergeftellte Worberungen, 
Neberwetfung VIII 177. 

Buͤrgerliche Rechtsfachen, Einzelrichter in 
VII i«. 

Budgetſachen VIII 34, .- 

Belgien, Correſpondenz mit S. 532. 

Bulgarien, Bortofreiheit im Verkehre mit 
Conſulaten u. diplomatiſchen Agentien 
in ©. 584. 

— Rechtshilſeverkehr ©. 538. 


©. 


Capitalaauftũudisuus VIII 321 3. 4. 

Caſſen dienſt, Vorſchriften über, unberührt 
VIII 808. 

Cataſter,. Uebereinſtimmung mit Grund⸗ 
buch VIII 19 8.5, 21 8.7, 406 8. 8. 

— Stift VIII 831 8.7. 

— No Reg. VIII 245. 

— Auszug, Herbeilhaffung für Schäßung 
VIII 884 8. 7. 

Gataltraleninenshaltung, 
an, ©. 759. 


Zuftellung 





Cauſalgerichtaſachen. Broceisregifter für | 


VIII 226. 

Gautien II 49, Rp. 8. 8. 17. 

Gautionshypsthelen, Anmelbungen für 
VI 890 2. 4. 

Gentralftellen, Bertehr mit ben S. 502. 

Gertifiealitten Bulafiung zum Kanzlei- 
Borbereitungsdienft II 49, Rp. 8. 8. 22. 

Cheds, Borweifung an ben Richter VIII 
882. 

— Anbringung ber Geichäftszahl ©. 8657. 

— Bezeichnung des Gegenftanbes in ©. 856. 

— Roften bes, bei Gelbftrafen Vıll 108 
Unm. 

Checbũcher, Ausfolgung an die Gerichte 
VII 108. 

Chectbertehr, Betheiliguug VIIL101— 108. 

— Berorbnung über ©. 858, 

— Controle ber Caſſengebarung ©. 865. 

— Bereinfahung der Yormen im ©. 390. 

Chemiſche Vervielfältigung VIII 215. 

Cirenlation von Normalien und Gefch- 
blättern VIII 3, 


Bücherliche — Competenzgeſuche. 


Civilabtheiluas, Verlehr mit Strafab⸗ 
theilung VIII 85. 

Civilproceſſe, Uebertragung in bie neuen 
Regifter XI 8. 

Ginilproceisacten VIII 267. 

— Unlegung ald Sammelacten VIII 267. 

Civilproceſſſachen, Uebergabe an andere 
@eridhte XI 231. 

— Bertheilung VIII 19, „, 21, .. 

Ginilfadgen, Sinzelrichter VIII 14. 

— Vormerke in VIII 406. 

Civilſenate VII 7, 8. 

Glanfurarbeit bei Richteramispräfung 
II 12, 18 M. 8. 8. 16. 

Cleariug vertehr ©. 388. 

— Betheiligung VIII 101 - 108. 

Collationiren der Reinſchriften VI 
215. 

Golleetinsuftelung der Crichigunges 
mehrerer Gerichte VIII 846. 

Colliſiouseurator, Antrag auf Beſtel⸗ 
fung VIII 237. 

Golnfienshaft, Antrag beim Oberlandes- 
gericht VIII 258. 

— Berzeichnis der in C. befindlichen Per⸗ 
fonen VIII 407 8.1. 

Commandant von Militärgebäuden, Un- 
zeige an von Srecution VIII 886 8. 8. 


 Commande, Anzeige an, von Grecation 


gegen Berfonen ber bewaffneten Mat 
VDI 886 8. 1. 
Commifſionen VIII 95, 96. 
— für Bräftbialfahen VIII 35. 
— Buweifung von Bräfibialfachen VIL 12. 
— por Gonfulargeriähten V d.5 8.20. 
Commilfionsgebüren, Einheben VII 
96, 104. 

CTommiiſionsmitslied, Richter bei au⸗ 
deren Behörden als VIII 24, Anm. 
Commiſſtonelle Amtshanblungen, Reiſe⸗ 

journal VIII 406 8. 16. 
Competenz der Conſulargerichte Vd. 5 
88.2, 3. 


| Gompetenzeonicte zwiſchen Gonfular- 


gericht und Gericht Vd. 1 8. 18. 
Gompetensgeiude IX 16. 
= — tn Brafibialjouraal VII 


— — Einzelrichter, Vorlage II, 19. 





Eompetententabelle — Eorroborirungen. 


Gompetententabelle VIII 204. 

Goucepte von Urtheil und Beſchlüſſen, 
Reinſchrift und Unterfcyrift VIII 197. 

— vergleihen mit Reinfchrift VIII 315. 

— ber abgefertigten Schrififtüäde VILI 889. 

Goncretalftatus V 16. 

— Einreifung in IX 87, ©. 900. 

— ber ricäterlichen Beamten Vo. 

GouchrB, Uctenbänbe VIII 370. 

— Benadhrichtigungen durch Gerichts kanzlei 
VIII 814. 

— Hindernis der AUnftellung bei Gericht 
RX 4. 

— über Militärperfonen VII 1, 13. 

-- und Suspenfion vom Umte TI 68. 

-- über Bermögen öfterr. Unterihanen ober 
Schupgenofien Vd.5 8. 18. 


Concurſe, Bertheilung VIII 21, ,. 
— Bäblblätter VIII 89. 
Goncurhacten VIII 269-—2732. 


Coneurbausſchreibnug, Benachrichti⸗ 
gung des Reichslriegs⸗ und Landesver⸗ 
theidigungsminiſteriums VIII 204. 

— für erledigte Dienftpläge IX 18—185. 


Goncurscommillär Acten VIII 371. 
— Eintragung in Regifter S. VIII 241. 
— im Senat für Soncursfadyen VIII 7. 


Goncursediete bei Beiegungsvorfchlägen 
VIII 204. 

Goncenrseröffunng Autrag VIII 21. 

— Unträgeauf, nicht telegraphiich VIII97. 

— Gefuhe im No⸗Reg. VIII 345. 

— über Nachlaſsvermögen VIII 285. 

— Luftrirung im Bfänbungsregifter ©. 648. 

— Prüfung des Antrags auf VIII 2880 
Anm. 

Concuramafſeberwalterverreichnis 
VIII 24. 

Concuraregiſter VIII 241. 

Concuraſenat VIII 7. 

Concursverfahren, Feieriage VIII 44. 

— Formularien ©. 618, 408. 

— Vorſchriften der 8. O. im ©. 613. 

— Slagen Broceföregifter VIII 986. 

— jelbftändige Thaͤtigkeit ber Gerichts⸗ 
tanzlet VIII 814. 

Gonfeiien, Berüdfichtigung bei Ladungen 
VIII 44. 
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Gontinlarsuttades, Ausbildung bei Ge⸗ 
richt ber II 6. 
Gonfularämter als Sonfulargerichte Vd. 
18.8. 
Goninlargerite Vd. 
— I Inſtanz Vd.4. 


— für fie maßgebende Gelege V d. 1 
8. 9. 

— Wirkungskreis V d. 5 8.2. 

Conſularobergericht Vd. 18.8. 

— in Eonftantinopel, Verkehr mit inlän- 
diſchen Behörden ©. 581. 

Gontsnnssäge bei Chedvertehr VIII 
101. 

Contravotum VIII 183. 

Controle über Diener VIII 3%. 

— über Einlauf VIII 81. 

— ũber Cxecutionsgeſchafte VIII 


— — Kanzlei⸗ u. Zuſtellungsab⸗ 


theilung VIII 840. 


‘ — für Leiter der Schreibabtheilung VIII 


937. 

— zwiſchen Schreib» u. Ranzletabtheilung 
VOI 897. 

— für Buftellungen durch Semeinbevorfteher 
VII 861. 

— für Zuftellungen durch Gerichtsdiener 
VII 858. 

Goutrelliften, Scarticung VILI 298. 

Coubentionalſtrafe, Gewerbegericht VI 
40. 

Conbertiruug, Abſchriften aus Anlaſs 
einer ©. 390, VIII 388. 

Corpora delieti Verzeichnis VIII 407 
8. 2. 

Gorreferenten VIII 128. 

Correſpondenz mit dem Ausland VIII 
201. 

— mit ungarifden Gerichten S. 534. 

Gorreipondenstarte, Ladung mit VIII 
86. 

— Beftellung mittels S. 864. 

— Berfländigung von der Zuftellung eines 
Urtheila, Bahlungsbefehles S. 894, 588, 
748. 

Gorrobsrirungen während Berlafien- 
ſchaftaabhaudlung ober Pflegichaft VIII 
2374. 
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Coupons, Behebung neuer II, 37, 9. 

-— Realifirung fälliger ©. 873, 870. 

Couvert, Abtragen der Eingaben mit 
VIII 74. 

— einheiten VIII 261, 368. 

— für Boftfendungen ©. 757. 

Cridamãßzige Verfteigerungen, Regiſter⸗ 
eintrag ber VIII 282 Anm. 


Grostien, Slavonien, Correſpondenz 
©. 627. 

Croatiſche Schriftſtucke, Ueberſetzung 
©. 588. 

Gummlative Waiſencaſſa, Darlehens 
anfuchen VIII 91. 


— — No-fteg. VIII 245. 

— — Acten über Darlehen VIII 273. 

-- — Berzeichnifie VIII 406 8. 9. 

Cumnulative Auweilung zur Auszahlung 
©. 861. 

Cumulirung der Edicte VIII 214. 

— von Erecutionen, Regiftereintrag VIII 
288. 

Guratel, Untrag auf Verhängung VILI 
237. 

— Acten VIII 273, 374, 276, 395. 

--- Nachfchlagebudh VIII 298. 

Guratelen, Zählung nad) Stämmen VILI 
238. 

Guratelacten, Tedel u. Ueberſichtsbogen 
VIII 273. 

— Scartirung VIII 298. 

Curatelſachen, Uebertragung anhängig 
"verbliebener XI 11—18. 

Guratelverpänguns, Eintragung beim 
Gerichtshof VIII 287. 

— Regiſter VIII 337. 

Gurater, Beftellung VIII 172, 287, 245, 
816, 380. 

— ſelbſtaͤndige Thätigleit der Gerichts⸗ 
Yanzlei VIII 316. 

— zur Forberungseinziehung, Erinnerungen 
gegen Berhalten VIII 320 8. 4. 

— für Unbelannte oder Abweſende, No= 
Reg. VIII 246. 

— für ımter väterlicher Gewalt Stehenbe 
VII 287. 

— Bormerlung ber Scehüren VILI 186. 

— Buflelungsverfägung VIII 218. 

— im Berfteigerungsverfahren VIII 172. 


Eonpond — Depoſiten. 


Guratorbeitelungen, Veriheilung VIII 
19,7, 31,,. 

Curatorenverreichnis VIII 24. 

Gurrentien IL, 87. 

— Geichäfttveriheilung bei Gerichtehöfen 
VIII 28. 

— beim Oberlanbedgericht II 43. 


Eurrente, Führung bed Inhaltsverzeich⸗ 
nifies VIII 870. 


— — be3 Pfändbungsregifterö VIII 857. 


Dalmatien, Erſuchſchreiben der Gerichte 
in ©. 518. 

— Gebüren ber Diener für Reifen zur See 
€. 791. 

Dampibont, Zeugengebüren XIV 4. 

Dauemarf, Correſpondenz mit S. 54. 

Darlehen aus cumulat.Waifencafien, Acten 
VIII 978. 

— — — — Anſuchen VIII Si, 245 Abj. 2. 

Datum, Abkürzung VIII 982. 

— Eintragung in Nenifter VIII 222. 

Daner ber cinzelnen Theile des richterl. 
Vorbereitungsdienſtes II 5. 

— ber Verhandlung über Geihäfteftunden 
VII 4. 

— des Verfahrens, Ausweiſung ber 6.585. 


Dedel, fleife, für Regiftratursacten VII 
291 


Delesirte Borunterfuchhungen VIII 247, 
250. 

— — Monatsauswetfe ©. 846. 

Delogirung, Antrag auf, Gerichtätanzlei 
VIII 8320 8. 1. 

— Benachrichtigung don wegzuſchaffenden 
Saden VIII 884 3. 15. 

Delogirungen, Veriheilung VIII 19,+. 

— Bollzug VIII 158. 

Delogiruugsabeſchlũſſe, Leberiendung au 
die Ggecutiondabtheilung VIII 290, 

Depeſchen, telegraphifihe II 89, VII 
97. 


— — Gehürenbehanblung VIII 97. 


Depoſiten, Behebung durch Boffficefungs- 
organe ©. 824. 











Depofiten — Dienftentlafiung. 


Depoſiten Bemeflung der Verwahrungs⸗ 
gebüren ©. 824. 

— Bewertung von Bretiofen ©. 812. 

— mittels Chedcontos ©. 363. 

— Realifirung fäliger Coupons ©. 870, 
873. 

— Borichriften über Hinterlegung von 
S. 884, VIII68 M. V. 

Depoſitenamt, Erlag in VIII 152, 882 
Abſ. 1, 388, II 87 8. 9. 

— welche Sendungen nicht abzugeben find 
an VIII 68. 

— Berlauf von Wertpapieren durch VIII 
392. 

— Acten, Scartirung VIII 300. 

— Behebung von angemwiefenen Geldern 
S. 414. 

Dceyofitenamisbenmte, Urlaub VIII 49. 

Deyofitenämter, Erforderniſſe für An- 
ftelung II 50. 

— Ernennung der Beamten II 23. 

— Borfdriften über, bleiben in Geltung 
VII Art. IH. 

Depofitennugelegenbeiten VIIL 24, . 

Depoſitenauszũge, Serichtsfiegel VIII 
216. 

Depofiteueinlantsbu VIII 406 8.7, 
VIII 68, M. 8. 8. 29, ©. 844. 

— monatlidde Borlage VIII 401 3. 8. 

Depsfitenerläge, Bekanntgabe der zur 
Empjangnahme berufenen Berfon VILL 
68, M. B. 8. 9, 63 Anm. 

Depofiten⸗ u. Waifencaffenjournal, monat- 
fihe Vorlage VIII 401 2. 3. 

Depoſitenjonrual, Führung und Prüfung 
des, VIII 68 M. V., 1 Anm, 

Depoſitenmaſſen, Uebertragung XI 11, 
14, 16. 

Depsfitenrenifieuen, halbiährige Bor- 
lage ber Befunde VIII 401 3. 15. 

Deserib, inclusum VIII 183, 198. 

Deutſches Reim, Correſpondenz mit 
©. 585. 

— Bortobehanblung der Correſpondenz 
nadı ©. 586. 

Diäten der fachm. Baienrichter 8.14 M.B. 
128/1897, 8. 13 M. ©. 1209/1897 bei 
II 21. 

Diätenrehnnng, VIII 98. 


Schauer, Geſch. Ordg. 


| 
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Diäteurechnung Präſidialſache VILI 24, ... 

Diener, Difciplinargewalt II 63 ff. 

— Berjonalfahen VIII 34 8. 14. 

— Anleitung VIII 8384. 

— Umtsöfleibung der, beim D. 2. G. 1I 62. 

— Dienftreifen und Gänge ©. 789. 

— Gebüren für Bänge und Reifen bei &c- 
fangenauffiht ©. 791. 

— Geereifen in Dalmatien S. 791. 

— Empfangnahme von Zahlungen VIIL 
109, 833, 336, 879 legt. Abſ. 

— Berwendung zum Mundiren VIIL 325. 

— Berwendung für Zuftellungs- u. Voll⸗ 
ftredungsbienft VIII 330 - 834. 

— fremder, Verwendung für Executions⸗ 
vollzug VIII 331. 

— als Bollitredungdorgane VIII 385. 

— Burüdiaffung der Nachricht über Nüd- 
lehr VIII 830. 

— fiche au Gerichtsdiener. 

Dienerdgebilfen, Sompetenz zur Ernen⸗ 
nung II 33. 

— Difeiplinarbehandlung 1123, 1163 Anm. 

Dienerperfoual, Ernennung II 28. 

Dienerſchaft, Bezüge der Vb 4. 

— Regelung der Bezüge II 49, Ap. 2. 
815 M. V. 

Dienitautritt VIII 24,4. 

— Beitpuntt II 19, IX 81. 

— Berechnung der Gerichtspraris IL 95 
Anm. 

— Eintragung im Berfonalftandesausmweig 
VUI 4 Anm. 

Dienitautforderungen an Gendarmerie 
VOI 19. 

Dienitanufficgt II 25, 31, 41, 74, 75, VIII 
1, 11, 33, 409. 

— des Abiheilungsleiterd VIII 38. 

— über Rihteramtscandidaten 1I 9. 

— Wusübung VIII 409, 

— über Gerichte II 74. 

Dienikbebörde, Anzeige von Haftver- 
bängung VIII 884 8. 16. 

Dienftbefegungen betCherlandesgerichten 
II 41. 

Dienfteaution, Borgang beim Erlag LI 49, 
Kp. 8. 8. 17. 

Dienfteld der richterlichen Beamten I 8, 

Dienftentiaffung II 64. 


69 
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Dienftentlaflung gegen richter!. Beamte 
Il 6. 

— ohne Diſciplinarunterſuchung II 71. 

— megen Nicdhtablegung der Richteramts⸗ 
prüfung II 14. 

— als Folge ftrafgerichtlicher Berurtheilung 
I 84. 

Dienfttaufe II 19, VIII 34,,, IX 88, 89. 

Dienitversehen ber richterl. Beamten 
LI 2. 

— ber nidhtrichterlihen Beamten und 
Diener II 64. 

Dienttperhältuis der Gerichtöperfonen 
I 19. 

— Beränderung und Beendigung II 19. 

Dieuſtvorſchriften VIII 24, „. 


Directoren ber Grundbuchsänter, Er⸗ 
nennung II 23. 

— — — Geichäftsleitung VIII 308. 

Direcetorium fiche Buftelungsverfügung. 

Difeiplin, Standespflidht der Beamten 
L 45. 

Difciplinarbehandlung bes mit der Ge⸗ 
fangenaufficht betrauten Berfonals II 78. 

.. — ber Kanzleianwärter unb ⸗Praktikanten 
II 49, Rp. 8. 88. 29-31. 

— der Neditspraltilauten II 17. 

— ridterlicher Beamten III. 

Dileiplinercommiffien für nichtrichter- 
liche Beamte und Diener II 66. 

— beim Oberlandesgericht II 41, 42. 


Difeiplinarerfeuntuis, Rechtsmittel 
II 24. 

— gegen ridhterl. Beamte III 21, 22. 

Diſeiplinargericht über richterl. Beamte 
III 8. 

Difeiplinargewalt über nichtrichterliche 
Beamte und Diener II 68 ff. 

Diſciplinarrecht der Gefangenauffeher 
und Bezirksgerichtsdiener II 78. 

Difeiplinarfagen, Präfivialfachen VILI 
24, 

Difeiplinarienat, Ausichliehung und Ab⸗ 
lehnung ber Mitglieder III 10. 

— Bufammenfegung III 9. 

Difeiplinarktrafen, Recht 
bängung III 7. 

— gegen richterl. Beanite III 6, 


zur Ber 


Dienftentlaffung — Drud. 


Dileiplinariiraten gegen nichtrichterliche 
Beamte unb Diener II 64. 

Difeiplinarunteriudgung, 
III 13. 

— gegen nicätrichterliche Beamte u. Diener 
obligatorifdy II 64, Inhalt und Zwei 
II 66, Wbichiufs II 68. 

Difciplinarserfahren, 
ſchluſs III 16. 

— $riften III 39. 

— Roften III 22. 

— Löfchung der VBerweife III 28. 

— Srotolollführung III 28. 

— Suspenfion vom Amte III 29. 

— Sertretung des Beamten III 20. 

— Bermweifungsbeichiufs III 16. 

— Borerhebungen III 15. 

— Buftellung III 40. 

— Nachweiſungen burch die Überfiaaisen- 
waltfchaften II 66. 

Diſeiplinarverhaudlung gegen richterl. 
Beamte III 18. 

Diitansensweis VIII 406 8. 15. 

Diurnikten, Taggelb in Krankheitsfällen 
II 49, Ap. 8. 8. 10. 

Doctorgrad erſetzt nicht Staatäpräfungen 
I 4. 

Dolmetſche VIII 24,,, 133. 

— Beſtellung VIII 123. 

— Berzeichnts VIII 406 2. ı. 

Drinslihe Gelgätte, Sachen VIII 41, 
42, 43, 44, 56, 60, 66, 78, 90 Ubi. 2, 
99, 100, 115 Abſ. 4, 118, 208, 213, 
284, 313 vorlegter Abſ., 824, 337, 8%, 
883, 839, 340, 344, 846, 884 vorichier 
Abi. 

Driuslige Gaben, Borlegung an den 
Richter VIII 384. 

— fofort abtragen VIII <2. 

— Bezeihnung im Wbgangdverzeidnis 
VIII 284. 

— Griedigung außerhalb ber Gefdhäftse 
ftunden VIII 41. 

— Erledigung au Sonntagen VIII 43. 

Dringlige Zuſtelnugen VILL 213. 

Dringligteit, Benũtzung des Telegraphen 
VII 9. 

Drud, buch D. veröffentlichte Gefchäfts- 
audweife VIII 285, 


Einleitung 


Ginftelungsbe- 











Buchführungsverordnungen — Eingangsbuch. 


Durchführnugſsverordanugen, Plenar⸗ 


ſachen II 36. 
@. 
Echtheit einer Vollmacht, Feſtſtellung 
VIII 86. 


Ediete, Abnahme VIII 373. 

— Einfhaltung, Buftelungsverfügung VIII 
218. 

— über erlebigte Dienftpläge IX 15. 

— Unfchlagefrift VIII 878. 

— Antrag auf anderweitige Belannt- 
madung VIII 884 3. 8, Wusfertigung 
durch Kanzlei VIII 316. 

— Gumulirung VIII 214. 

— @erichtäfiegel VIII 216. 

— Berdffentlichung durch Zuft. u. E.Ab⸗ 
thetl. VIII 97. 

— Borfchriften über VIII 37. 

— Inhalt ber VIII 214. 

Edietstoſten, Einhebung VIII 105. 

— Einbringung ©. 419. 

Edictalſachen, Regifter für VIII 242. 

Goypten, Eoniulargerichtöbarteit in 
Vd. 48. 1. 

Ehebewilligung, Anträge auf VIII 238. 

Eheerlenntnifſe, Anmerkung in auglän- 
bifhen Matrilen ©. 521. 

Ehepacten, Aufbewahrung VIII 285. 

— in Notariatsform, WUufbewahrung 
©. 681. 

Eheſachen, Zahlblaͤtter VIII 330. 

Eh eſtreitigteiten, Proceisregifter VIII 
226,. 

— BVerſöhnung VIII 227,. 

Ehrenwert, Zahlungszuſicherung unter 
VII 1, 13 ©. 716. 

Eid der Aushilfsdiener u. Zuftellboten II 
49, Rp. 8. 8. 15. 

— der Dolmetiche VIII 123. 

— der fahmänniichen Laienridhter, 8. 11 
M. V. R. G. B. Wr. 1938/1897, 8. 10 
M. B. R. G. B. Nr. 129/1897 bei 
II 21. 

— der Gerichtsperſonen 1X 82. 

— der Gewwerbegerichtöbeifiger VI 11. 

— der Ranzleigehilfen IL 49, Hp. 8. & 13, 
II 51. 
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Eid der richterlichen Beamten I 8. 
— des Borligenden des Gewerbegerichtes 
VI II. 


Eidliche Parteienvernehmung, Regiſter⸗ 
eintrag VIII 227,. 

— — Zählung im Proceisregifter VIII 
387, 1- 

@ifer, Amtapflicht IX 47. 

Gigene Hauden, Buftelung zu VIIL 
212. 


Gigentpumseinvericibung , 
auf VIII 881 8. 6. 

Ginbinden der Regifter VIII 218. 

Eiufachheit ber Seichäftsführung VIII 
85. 


Ginfüsrung des Berwalters, gleichzeitige 
Aufforderung zu Leiftungen an den Ber- 
mwalter VIII 166. 


Eiugaben, gerichtliche VIII 62—81. 

— mit Gelb unb Gelbeäwert VIII 57, 
62, 68—70. 

— verichloffene, verfiegelte VILI 65. 

— telegraphiiche VILI 97, 98, IL 89. 

— mit Beſchwerden oder Betreibungen 
VIII 75. 

— Übtragen ber VIII 72—74. 

— vor dem 1. Jänner 1898 angebradıte, 
aber nicht erledigte XI 17. 

— in Firmenſachen VIIL 78. 

— Grundbuchs⸗ VIII 76, 77. 

— in Präfidialfachen VIII 79, 80. 

— betreffend Ablehnung von Geridhtsper- 
fonen VIII 72, 129. 

— Behandlung von zu anhängigen Rechta⸗ 
fachen gehörigen XL 1, 5, 7, 8, 9. 

— betreffend vermögenstlofe Pflegebefohlene 
XI 10. 

— rechtzeitige Ueberreichung II 89. 

— Burüdftchung der S. 397. 

— in Bagatellfahen XI 2%0. 

— an die Staatsanwaltihaft XII 2. 

— Angabe der Abtheilungdnummer VIII 
30. 

— in neuen und anhängigen Sadıen VIIL 
283. 

— vorbereitende Bearbeitung durch Ge⸗ 
tichtsfanzlei VIII 324. 

Ginsaussbnd LI 8ı, VIII 71. 

69* 


Anträge 
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Eingaugsbuch 
XII 2. 

Eingaugsitelle, mehrere Beamte VIII 67. 

@insangstag, Regtitereintrag VIII 220. 

Giusangspermert VIII 62, 65—67, 69, 
71—74, 77, 78, 266. 

— Gtunde bes Einlangend VIII 66. 

Ginhebung der Sommifftonsgebür VIII 
96. 

— von Gebüren, Strafen und Erſaͤtzen 
VOII 104—112. 

— von Gebüren durch frembe Gerichte 
VUI 112. 

— von Gebären unb KRoften beim Gegner 
ber armen ®artei VILI 184. 

— von Bortogebüren burch Gerichte findet 
nicht ftatt VIII 852. 

— des Bortos bei Buftellung VII 852. 

— ber Buftellungsgebür für erfuchtes Ge⸗ 
riht VIII 877. 

Ginheften der Acten VIII 263, ſiehe auch 
Actenheft. 

— eines offenen Umſchlages VIII 261. 

Einheitlichkeit der Geſchaͤftsbehandlung, 
Sorge für VIII 2, 88, 803. 

@inhellig auf Ausfertigungsentwurf VIII 
187. 

— gefafdte Beſchlüſſe, Verweiſung auf 
Verhandlungsprototoll VIII 186. 

Einholunsg richterlichen Beſchluſſes durch 
Vollſtreckungsorgan VIII 881. 

Tinjzährig⸗Freiwilliger, Befähigungs⸗ 
prüfung, II 49, Kp. 8. 8. 6. 

Ginlangen ber Rüdfcheine, Ueberwachung 
VIII 358. 

@inlaufscontrole VII 81. 

@inlaufftele VIII 82. 

— Abgabe von Erfuhen um Gebürenein- 
bebung VIII 108. 

— von Geld und Werturfunden VIII 70. 

— Fächer in VIII 72. 

— Feititellung des Poftenlaufes VIII 74. 

— Wührung ber tegifter Vr u. Pr VIII 
249. 

— geöffnet dur 5 Stunden VIII 42. 

— feine Nummernbezeichnung VIII 29. 

— Brotolole gehen nicht durch VIII 90. 

— Brotololle in Grundbuchſachen gehen 
nicht durch VIII 126. 


der Staatsanmwaltidhaft 


Eingangsbuch — Einftweilige Verfügungen. 


Ginlautkelle am Sonntag VIII 43. 

— ber Staatdanwalifhaft XII 2. 

Giuleitung des Steafverfahrens, Anzeigen 
an andere Behörben VIII 317. 

Ginreuung ber Serichtäptaris für Ben- 
fionsbemeffung II 17. 

— in den Vorbereitungsbtenft II 8, 15. 

Einreichnugſsprototo Idzahl, Krfas 
durch Geichäft3zaht VIII 266. 

Ginrihtung des richterlichen Vorberei⸗ 
tung&dienftes II 5, M. 8. 88. 1730. 

Einſchaltung ber Ebicte VIII 87, 816. 

— von Edicten, Einhebung ber Gebür 
VIII 106. 

Einfchleichnng in ein richterliches Ami 
III 86. \ 

Ginihräutung der Execution VIII 188 
bis 168. 

— — — Antrag, Gerichtölanzlei VIII 320 
8. 2, 884 2. 2. 

Ginfigt in Acten VIII 286, 288, flebe 
Acteneinfit. 

Einſichtna hue in Arbeiten des Gerichts 
perfonales durch Borftefer VID 1. 

Ginfihtöncten VILL 284. 

Einſichtafrift, Abtutzung für Schrifties- 
beilagen VIII 818 8. 2. 

Ein ſichtverſtattung in Beilagen Serichts- 
tanziei VIII 818 8. 2. 
Einſprũche in Strafiahen, Geſchaͤftaver⸗ 
teilung VIII 28, Rtegifter VIII 23. 
Ginkteluug der Ausfertigung eines Be⸗ 
ſchluſſes II 84. 

— ber Execution VIII 168—166. 

— — Antrag, Gerichtötanglei VIII 830 
8. 2. 

Ginttelungsbeihlufs im Difctpliner- 
verfahren III 16. 

— Rechtskraft überwachen VIII 168. 

Ginkweilige Berfüguugen, Acten über 
VIII 972. 

— Regiſter für VIII 284. 

— Bertbeilung VIII 19,,, 2,,- 

— Einftelung VIII 168. 

— gegen Sicerheitäleiftung VIII 379 
Abſ. 8. 

— verbunden mit lage ober Mahngefucdh 
VIII 872. 





Einflweilige Verwaltung — England. 


Ginktweilige Verwaltung, Antrag auf 
Beſtellung anderen Berwalter® VLII 820 
8. 8. 

Gintradt bei Gericht VIII 1. 

Gintrasungen in die Acten und Ber- 
zeichnifie VIII 98, 98. 

— tin Perfonalftanbesausweis VIII 4. 

— bücherlihe VIII 157, 178. 

— tn Regifter VIII 217—222. 

Gintrasuugsbeihlüfie des Grundbuchs⸗ 
gerichtes VIII 198. 

Gintsagungsgebür, Verwendung ber 
Stempelmarten VIII 69 M. 8. 

— Berwendung VII 77 M. ®. 

Einverleibnug bed Eigenthums vor 
Rechtskraft ber Meifthotsvertheilung 
VIL 178. 

Ginverleibungen und Loſchungen auf 
Grund des Zuſchlages VILI 178. 

Einvernehmung VIII 86. 

— Tein Brotofol VIII 86. 

— mit Xelephon VIII 100. 

Einverſtändliche Scheibung, Geſuch um, 
Nosßtegifter VIII 245. 

Ginwendungen gegen Kündigungen unb 
NRäumungd- u. Uebernahmsauftrag VILI 
280. 

Ginzaplung von Gebüren, Strafen und 
Erjägen VIII 109. 

Gingelricgter, Abtheilungsleiter VILI 88. 

— Richter II 2, 8, 19. 

— beftellt der Juftizminifter II 26. 

— bei Bezirkögerichten II 24. 

— bei den Bezirksgerichten am Gerichts⸗ 
hoffige II 26. 

— Erledigung von Gerichtshofſachen durch 
VoOI 10. 

— Gerichtöabtheilung VIII 927. 

— Geſchaftatreis in Givilfachen VIII 14. 

— für Amortiftrungs- u. Grundbuchſachen 
VIII 10, 198. 

— für Egecutiondbewilligung VIII 10, 21 
8. 4, 97. 

— Anzeige ber Wenderungen des Gefchäfts- 
kreiſes II 85. 

— Eintragung ber Aenderung des Geichäfts- 
freifes VIII 4 Anm. 

= — feiner Befugnis II 35, ©. 
876, 
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Ginzelrichter für wechlelrechtliche Zah⸗ 
Iung3aufträge VIII 10, 21 8. 1, 27. 

— tn Strafſachen VIII 18. 

— Unterfchreiben ber Ausfertigungen II 79. 

— Unterftügung gegenfeitige VIII 13. 

— Bertretung besjelben II 97. 

— Bertretung durch VIII 6 Abſ. 8. 

— Borlage ber Bewerbungsgeſuche II 19. 

Einzelrichter liche Gerichtshofſachen VIII 
22. 

Eintzuheftende Acten VIII 283. 

Einzulegende Sachen VII 288. 

Eifenbahn, Zeugengebüren XIV 4. 

Eifenbahnbuch, Tagebuch für VIII 77. 

Gifenbapnbndhsanlcagpn, Ausweis über 
VIII 401. 

Eiſenbahnbuchſeinlagen, Vertheilung 
ber Executionsſachen VIII 21,,. 

Giienbahnenteiguungsfälle, Verzeich⸗ 
nis der Schägleute VIII 406. 

Gifenbahngäge, Ankunftszeit, Beachtung 
bei Tagſatzungen VIII 116. 

Elbezollgerichtsſachen, Proceſsregiſter 
VIII 226. 

Elettriſche Bahn, Beugengebüren XIV 4. 

Gupfanssbektätigung über bei Gericht 
ausgefolgte Schriftftüde VILI 375. 

— über angefcylagene Schriftftüde VIII 
872. 

— der Einlaufftelle VIII 62. 

— des Bofteinlaufes VIII 68. 

— bei Zuftellung zwifchen Advocaten VII 
874. 

— von Bahlungen durch Check VIII 102. 

— als Beleg des Geldbuches ©. 426. 
— auf dem Specutionsprotololle S. 814. 
— über Ausfolgung von in ber Gericht» 
fanzlei hinterlegten Beträgen ©. 434. 
Empfangsbuch für Advocaten, Notare ıc. 
VII 68. 

GuptangsEriagihein VIII 102. 

— Qusfolgung an @ericht VIII 108. 

Empfaugnahme von Eingaben nur durch 
Ginlaufftele VIII 62. 

Endbeſchluſſsentwnrf. in Urichrift zu 
den Wcten VILI 197. 

Gudsiltig erledigte Sachen, Abſtreichen 
VIII 281. 

Gugland, Rechtahilfeverlehr S. 541. 
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Entfernung, unerlaubte vom Amte III 
87. 

Entfertisung Bilegebefohlener VIII 321 
B. 8. 

Entiertisunugspormert VIII 406 8. 12. 

Entsesenuahme von mündlichem An⸗ 
bringen VIII %. 

Eutselt für die Verwendung in einer 
Advocaturslanzlei II 11. 

Enthebung vom Dienfte IX 31. 

Gntlaflung ber Kanzleigehilfen II 49, 
Kp. 3.8. 10. 

— — — gegen Taggelb II 49, Kp. V. 
8.12. 

— wegen Richtablegung ber Richteramts⸗ 
pyrühmg II 14® 

— aus väterlicher Gewalt, Ne⸗Reg. VIII 
245. 

Entlohnung während des Kanzleivor- 
bereitungsbienftes II 49, Ap. V. 8. 28. 

— der Zuftellboten II 49, Kp. 8. 8. 16. 

Entſchãdigung, normalmäßige bei Sup- 
plirungen II 46, 47. 

— für Berbienftentgang VI 18. 

— ungeredhtfertigt Beruriheilter VIII 252. 

Entſcheidungsgrüude nicht in Ab⸗ 
ftimmung aufzunchmen VIII 188. 

Eutwerfnus von Beichlufsausfertigungen 
durch Gerichtskanzlei II 56, fiche auch 
Ausfertigung. 

— der Urtheils⸗ ober Beichlufsausfertigung 
VIII 182. 

Entwertung ber Stempelmarten VIII 65. 

— der Stempel bei Eingaben, die vom 
Gerichtsvorſteher zurädlangen VIII 72. 

Gutwurf für Ausfertigungen VIII 196. 

— — — im Wechſel⸗ und Mahnverfahren 

durch Parteien VIII 195, durch Gerichts⸗ 
Tanzlet VIII 195, 229 8. 7. 

— don Urtheil u. Endbeſchluſs zu ben 
Acten in Urjchrift VIII 197. 

— des beantragten Urtheiles, Berichtes, 
Beſchluſſes VIII 182, 183, 186, 187. 
— nah Beſchluſs im Senate VIII 182 

legt. Abi. 
Grbuerträge, Aufbewahrung VILI 285. 
Srioiglaffungen, Currentien II 87,,. 
Erfolslaffungaauſuchen, Gerichtstanz⸗ 
lei VIII 821 8. 8. 


Entfernung — Erlaubnis, 


Eriolsinfiunssaumweilungen, Verzeich 
nis der Abſchriften VIII 406 8. 7. 

— Abſchriften ©. 865. 

Grioislafunssanutträge,, 
fiegel VIIL 216. 

— Unterfertigung II 79 Aum. 

Erforderniſſe zur Anjtellung bei Gericht 
II 19. 

— zur Anftellung bei ben Gerichtsbehörden 
TR 1—. 

— für die Srnennung der KRanzleibeamten 
II 49, ®p. 8. 88. 5, 6. 

Ergänzung ber Berwalterlifte VIII 156. 

Greäusungspräfung der Notare für 
Ricdhteramt II 93. 

Greänsungdrichter VIII 9. 

— Ungabe im VBerathungsprotofoll VIII 
187. 

Ersänsuugsurtheil, Berufung gegen 
VIII 248, ,,»- 

Erinnerungen wegen Actenrüdfendbung 
VIII 284. 

— wegen Erledigung von Eingaben VIII 
75. 

Grlenntnis bes Tifciplinargerichte® III 
21, 28. 

Grllärung Drittihulbners bei Forde⸗ 
rung3pfändung VIII 820 8. 4. 

Grflärungen, Protofollirung in Gerichtt 
tanzlet II 56. 

Griag in Depofitenamt VIII 68‘, 152, 
388. 

— zum Gelbbuch VIII 144. 

— zur Gerichtöfanziet VIII 118. 

— von bei ber Grecution abgenommenem 
Bargeld, Urkunden u. Wertpapieren 
VIII 882. 

— verwahrter Wertiachen VIII 388. 

Griagsanbringen, Seichäftsnertbeilung 
VIII 19,,, 21,.- 

— No Reg. VIII 245. 

— Gerichtstanzlei VIII 321 8. 8. 

— bepofitenämtliches VIII 68 M. 8. 

Eriagäbud VIII 406 8. 7. 

Erlagsſcheine, Beigabe S. 3586. 

Grläfe, zur Kenntnis bringen ben Be 
amten VIII 3. 

Grianbnis zur Buftelung sur Nachtzeit 
u. an Sonntagen VIII 46. 


Gerichts· 


Erledigung — Ereeution. 


Grledisung in erſter Inſtanz, Regifter- 
eintrag VIII 237,,. 


Griedigungen, Bählung ber ©. 584. 


Griedigste Dienfipläge, Belegung II 19. 

— — Gupplirung II 46. 

— — Gonrurausfchreibung fürIX 18—15. 

— Sachen, anftreihen im Regifter VIII221. 

Ermãchtigung der Einzelrichter für Civil⸗ 
ſachen VIII 14. 

— zur Erledigung von Gerichtshofſachen 
als Ginzelrichter VIII 10. 

— zur Broceföführung VIII 86, 118. 

Gruenuung VIII 3,,. 

— der Ranzleibeamten II 49, Rp. 8.8.4. 

— Erforderniſſe für II 49, Rp. 8. 88.5, 6. 

— des Kanzlei⸗ und Dienerperfonales II 28. 

— ber Bezirlsrichter und Adjuncten V b 6. 

— der Richter durch den Kaiſer I 5. 

— ber richterlichen u. ftaatBanwaltichaft- 
lichen Beamten II 18. 


Gröffunng des Concurſes, Venachrich⸗ 
tigungen von VIII 814. 

— von Eingaben in Einlaufſtelle VIII 
65, 66, 68. 

Erſatg des Brotololles durch Urtheilsthat- 
beftand VIII 196. 

Grfäße, Einhebung VIII 104 ff. 

Griegmänner, Ungabe im Berathungs- 
protololl VIII 187. 

— fürbie Senatsmitglieber 1132, 83,48, 47. 

Erſan pllicht bes Berichtes, Siftirung eines 
Beſchluſſes II 84. 

Grfatriter VIII. 

Grfausuftelung vusgeichlofien VIII 851, 
864, 875. 

— bei Behändigungen VIII 378 8. 4. 

— Buftelungsverfügung VIII 2132. 

Erſte Tagſsſatzuug, Actenrüden erfi nad) 
VDI 8267. 

— — öffentlidy VIII 120. 

— — Negifter VIII 287 8. 3. 

— — lebertragung an ein Mitglied des 
Senates VIIL 120. 

— — Interfertigung der Urtheils- u. Be 
f(lufsconcepte VIII 197. II 79 Unm. 
— — nicht verfchteben wegen Erhebungen 
über Streitgegenftanbswert VIII 117. 
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Erſte Tagfſatzungen, Geſchäftskalender 
VII 402. 

— — zur nämlidhen Stunde VIII 116. 

— — alle an einem Wochentag VIIL 115. 

Grhtredte Tagfapungen, Angabe des 
Erftredungsgrundes im Megifter VIII 
227, ,. 

Erkreduug von Tagfabungen auf das 
Nothwendige beichränten VIII 84. 

— Üctenbehandlung VIII 128. 

— SRalendbereintrag VIII 402. 

Erſuchen um Wctenüberfendung an bie 
Rechtsmitteltuftang VIII 209. 

— um Beweiaufnabme VIII 142. 

— um Erecutionsvollgug VIII 168, 159. 

— um Grundbuchteintragung VIII 157. 

— um Redhtöhilfe VIII 201, 209. 

-- um Beugen- u. Sadverftändigenver- 
nehbmung VIII 248. 

— um Buftelung VIII 346, 877. 

— in Urfchrift II 58, VIII 190. 

Erfuchſchreiben in Strafſachen durch 
Einzelrichter VIII 18. 

— gemäß ber Haager Convention ©. 519. 

Erfuchter Wister, nicht Aufcultanten IIS. 

— — Üblehnung II 22. 

— — Bemweißaufnahme VIII 141. 

— — Gerichtsabtheilung VIII 27. 

Ortrassüberigäffe, Antrag auf Ber- 
theilung VIII 820 8. 8. 

— Beriheilung, Anmeldung von Forde⸗ 
rungen für VIII 820 8. 4. 

Grwerbitenercommillionen, Griuchen 
der VIII 281. 

Grwerbs- und Wirtſchaftogenoſſen⸗ 
ſchaften, Nachweiſungen über VIII 400. 

Erziehung Bflegebefohlener, Auskünfte 
über VIII 881 2. 1. 

Grsichungsbeiträge VIII 24 8. 12. 

Evbidenzvormert I und Il S. 863. 

Greentioen, Anträge in Gerichtötanzlei 
vorzubringenbe VIII 820. 

— auf Anmelden VIII 161. 

— Ausdehnung VILL383 Abſ. 2, 269 Abſ. 8. 

— GEinftellung, Einfchräntung, Auffchiebung 
VIII 162—165. 

— gegen Militärperfonen VIII 119. 

— zur Sicherftelung VIII 180. 


— — Borlage der Ucten nah VIII 120. | — Beitritt VITI 233 Abſ. 4.- 
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Sreeution, gewerbegetichti. Artheile und 
Vergleiche VI 88. 

— auf Grund von Erecutionätiteln osma- 
niſcher Gerichte V d. 58. 11. 

— zur SHereinbringung von Gchüren 1. 
@Gelbftrafen VIII 110, 111. 

— anSonmn- oder Feiertagen, Actenvermerf 
VIII 880. 

— Beriht über Nichtvornahme einer, 
Stempel ©. 810. 

— Empfangsbeſtätigung ©. 814. 

Greentionsabtheilung VILI Se. 

— Anmeldung VIII 161. 

— leitender Beamter führt Pfändungs⸗ 
tegifter VIII 267. 

— felbftändige Thätiglett VITI 884, 885. 

Greeutionss m. Gouenröncten VIII 
269—271. 

Grecutiousncten, Ueberfendung mit Er- 
ſuchen um Vollzug VIII 158. 

— Bereinigung VIII 2370. 

Erecntiondautrag, anfängliche Zurück⸗ 
weifung VIII 288. 

— zu den Brocefdacten zu nehmen VIII 
269. 

— Aufnahme in Gerichtätanzlei VIII 820 
83.1. 

— beim bewilligenben Gerichte VIII 232. 

— Bewilligung&vermert II 56. 

—- Brüfung der VIII 324. 

Greeutiousauftrag VIII 160. 

— Wnsiührung VIII 879. 

— Ueberſendung an Erecutiondgericht VIII 
378 vorlegter Abſ. 

Grecutionsbewiligung Nc-Reg. VIII 
245. 

— durch Einzelrichter VIII 10. 

— Gerichtöfiegel VIII 216. 

Greentionsbud, Anmerkungen im VIII 
163, 883. 

Grecntionscommilfär als Broceisrichter 
VII 19 Anm. 
Erecnutionsgerit 

tegifter VIII 957. 
Erecutiondgeſchäfte, lebertragung an 
andere Kanzleibeamte als Vollftredungs- 
organ VIII 887. 
Exrecutiondhandlungen, Unausfährbar- 
feit VIII 880. 


führt Pfändungs⸗ 


Ereeution — Ereeutionsvollzug. 


Ereentioushaudlungen an Sonmn- und 
Feiertagen VIII 46. 

Greentionsregiiter VIIL 332, 233 ff. 

Greentionsfahen zum Tagebuch f. 
Grunbbud VIII 76. 

— Nachſchlagebuch VIII 298. 

— lebertragung in bie neuen Regifter 
XI 8. 

— Bertheilung VIII 19,,, 21,«. 

— Gtreitigleiten aud VIII 19 Anm. 

Greeutionsperfaßren, Wnlegung ber 
Berwalterlifte VILI 158-1586. 

— Anmerkungen auf dem PBlänbungäprs- 
totofl VIII 174. 

— mündliche Anbringen im VIII 320, 
TI 89. 

— Beftellung von Euratoren VIII 178. 

— Beitritt zum VIII 283. 

— Bewilligung der Haft im VIII 178. 

— büderliche Eintragungen im VIII 157, 
170, 171, 178. 

— Ernennung ber Berwalter im VIII 169. 

— fruchtbringende Unlegung eriegter Bar⸗ 
beiträge VIII 152. 

— Rlagen, Brocefäregifter VEIT 286. 

— Mittheilungen Aber neue bädherliche 
Eintragungen im VIII 170, 171. 

— telegraphiſche Venachrichtigungen im 
VIII 9. 

— Ueberweifung bücherlich fidhergeftellter 
Borberungen im VIIL 177. 

— Berlauf beweglicher Sachen im VIII 176. 

— Verwahrung und Schäßung gepfänbeter 
Mobilien im VIII 175. 

Executionsvolzus, Wnorbnung VIII 
160. 

— auf Anmelden VITI 161. 

— Benachrichtigungen u. Mittheilungen 
mwährenb VIII 166—168. 

— Ausführung von Greentionsaufträgen 
VIII 879, 880. 

— Bericht über 830, 381. 

— Beſchwerden gegen VIII 168. 

— Beforgung buch Huftelungsbenmten 
VIII 88. 

— Controlbuch für die Geſchafte VIII 388. 

— Eintragungen büdherlihe im VIII 170, 
171, 178. 

— GErfuchen um VIII 158, 159. 


Executionsvollzug — Fideieommifsregifter. 


Ereentionsvollzug, Geſchäfte des, find 
den Vollſtreckungsbeamten zuzuweiſen 
VIII 887. 

— Ranzleibeamte VIII 885 Ubf. 2. 

— Bfänbungsregifter VIII 257—260. 

— felbftändige Thätigleit ber Zuſtellungs⸗ 
n. Erecutionsabtheilung VIII 884. 

— bes Bolffiredungßorganes VIIT 886. 

— Tod bed Berpflicdhteten VIII 887. 

— Uebertragung einzelner Acte VIII 288. 

— Regifter der am E. betheiligten Gerichte 
VIII 832. 

— Ueberſendung von Gegenftänden zur 
Öffentlichen Berfteigerung VIII 898. 

— Berbindung des VIII 282. 

— Unzutfäffigfeit der Wolehnung VIII 158 
Anm. 

— Serlauf VIII 889. 

— aus freier Hand 890—892. 

— gegen Öffentliche Bertehrsanftalten 884 
8. 2. 

— Berwahrung gepfändeter Wertpapiere 
> Ausfolgung verwahrter Sachen VIII 


— — VII 880. 

— Borlegung der Acten über, durch Diener 
VIII 888. 

Exhibitenzahl wirb erſetzt durch Ge 
ſchaftszahl VIII 266. 

Grpeditiouen durch Berichtötanglet TI 59. 

Groreisinkkelung VIII 345. 

— bei amtlichen Sendungen VIII 378. 


% 
YSabrilsunternehmung, paſſives Wahl⸗ 
recht für Gewerbegericht VI 9. 
Fachmänniſche Laienrichter II 20, 21, 
VII 24,,. 
— — Amtsentſetzung II 21. 
— — Beeibigung II 21. 
— — Berzeihnts VIII 406 8. 21. 
ZFachzeitſchriften, Kenntnisnahme VIIIS. 
Fächer in ber Einlaufſtelle VIII 72. 
— in ben Wandfchränten für Ucten VIII 
2823. 
Facultative Suspenfion vom Amte II 68. 
Fahigkeit, Gutachten über, Maßſtab für 
VII 5. 
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Fahrpoſtſendungen an Firmen VIII 
851. 


dahrrad, Entihädigung für Abnützung 
XIV 8. 


Farbſtift, Bezeichnung mit VIII 160 
Abſ. 3, 166, 219, 221, 281, 241, 248 
8. 3, 256, 359, 284, 888. 

dauſtyfand, Taufmänntihes, MWerkauf 
VIII 885. 

Selertage, Anfuchen um Bewilligung der 
Execution an VIII 886 8. 2. 

— Buftellungsverfägung VIII 818. 

— VIII 4. 

— Geichäftszeit VIII 40. 

— Gerichtötag am VIII 60. 

— Buftelungen an VIII 847, 366. 

Fellbietung beweglicher Sachen durch 
Bollftredungsbeamte VIII 837. 

— nicht auf Gerichtstag VIII 57 Abſ. 5. 

— Behrgeld für eine S. 784. 

Zellbietungen, freim. Gerichtskanzlei 
II 56. 


— — Bertbeilung VIII 19,,, 21... 

Serialfaben VIII 47 Anm. 1, II 86. 

Seriendienit VIIL 48. 

Zerienseſchãftaplau VII 50-53. 

— ber Bezirksgerichte VIII 50, ber Ge⸗ 
richtöhöfe VIII 51. 

— nachträgliche Aenderung VIII 53. 

Serienfenate VILL 8. 

— u. Geichäftsverigeilung VIII 51. 

Seriengeit VIIL 47. 

en: Porto im VIII 358 
8. 2 


JeitkcHungstlagen, Broceföcegifter VIII 
226. 

Selttage, religiöfe, Berüdfichtigung bei 
Zabungen VIII 44. 

Fenerſichere Aufbewahrung wichtiger Ur⸗ 
fimben VIII 285. 

Seuerveriherung, Ueberwachung ber 
©. 869, 878. 

Sineicommilsncten, Dedel VIII 273. 

— saugelegenheiten, Gerichtäfiegel 
VIII 216. 

— shauptbucdh VIII 406 3. 22. 

— ⸗prototoll Erjab für Heberfichtäbogen 
VIII 273. 

- szegiiter VILI 240. 
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Fineicommilsiachen, 

: VIII 298. 

— Ternion in VIII 311. 

Finanzvehörde, Einredmung der Dienft- 
zeit bei einer II 15. 

Finanzorgaue, Acteneinficht VIII 288. 

Finanzprocuratur, Erecution auf Liegen- 
haften zur Hereinbringung von Geld- 
fitafen VIII 111. 

— Schabenerfag wegen Erſchleichung des 
Armenrechtes VIII 135. 

— Vorbereitungdbienft bei IL 5, 15. M. 8. 
88. 19, 29. 

— Buftelung an VIII 878. 

— — Bezeichnung des betheil. Verwal⸗ 
tungözweiges VIII 211. 

— Beſchaffung von Daten aus bem Grund- 
buch ©. 562. 

— Erleichterungen bei Zulaffung zur Richter- 
amtsprüfung II 4 Kaiſ. 8. 

— Bablung der Zuftellungsgebüren ©. 781. 

Finanuzrecht, Prüfungsgegenftanb II 12. 

Biuanswade, Beugengebür XIV 17. 

Firmaeintragungen, Benachrichtigung 
der Steuerbehörben VIII 815 3.5. 

Firmenprotololliruus, Nachweiſung 
VIII 400. 

Firmenſachen, Uctenzeichen VIII 264. 

— Acten in VIII 276. 

-- Aufbewahrung ber Ucten VIII 391. 

— den XI4. 

— Tagebuch für VIII 78. 

Firmenzeichnung zum Tagebuch VIII 78. 

--- in Berlafd- oder Curatelsacten VIII 276. 

Fleik, Amtspflicht IX 47. 

Fliegende Adjuncten II 8. 

— — Butheilung II 44. 

-— Execution VIII 158, vorletzter Abſ. 

Sorberunsspfänudnng, Abſtreichung im 
Negifter ©. 589. 

Form der Schreiben ins Ausland, ©. 520. 

Formale Geſchäftsbehandlung, Gleidy- 
artigfeit VIII 2. 

Format für Papier VIII 328. 

FJormgebrechen, Befeitigung VIII 89, 
100. 

Formular, Angabe im Bewilligungsver- 
mer? VIII 194. 

— WReinfchriften nach VIII 826. 


Nachſchlagebuch 


Fideicommiſsſachen — Friſten. 


Formularien VIIT 9. 

— im Eoncursverfahren ©. 618. 

— Trennung und Verbindung ©. 405. 

Fortieuung eines erledigten Procefies 
VIII 337 ..- 

— der Gerichtöpraris II 17. 

Fragebogen für Bilitationen VIII 412. 

Fraukirung, mangelhafte VITI 63. 

Fraukreich, Nechtshilfeverkehr, S. 580. 

Frau, Anrede mit VIII 88. 

rauen, Wahlrecht Tür Gewerbegericht 
VIB. 

Sränlein, Aurede mit VIII 88. 

Sreiwillige Gerichtobarteit, Bebant- 
Iung der Geſchäfte II 83-886. 

— — Giftirung von Beſchlüſſen II 84. 

— — Acten über VIII 8373, 274. 

— — Erflärungen in Gerichtäfanglei VIII 
821. 

— — Gelbftänbige Thätigleit der Gericht⸗ 
tanzlei VIII 315, II 59. 

Breiwilige Leiftung des Verpflichteten 
VIII 879. 

— Shägung und Feilbietung, Ne.-My. 
VIII 945. 

Sremde Buftelungen VIII 377. 

Sriſt zur Abgabe der VeihIufsabieftung 
VIII 127. 

— zur Abgabe bes Uriheiles VIII 196. 

— für Unmelbung bei aufgefhobenem ge 
eution®vollgug VIII 161. 

— für Antrag auf Fortſezung des Ser 
fteigerungsverfahrend, Ueberwachung VIII 
164. 

— für welche Uufihtebung ber Eprerutiva 
bewilligt wurbe VIII 168. 

— für Durchſicht des Abgaugsverzeichniffet 
VIII 2384. 

— für Eintrag in Pfändungsregifter VIII 
8357. 

— für Entſcheidung über Berufung in Ba⸗ 
gatellfachen VIII 148. 

— für Ggecutionspollgug VIII 879 Abi. 1. 

— für execut. Pfandrechte VIII 259. 

— zur fhriftlichen Wieberholung ber telegr. 
Depeihe VIII 97. 

Briten im Difciplinarverfahren III 38. 

— Einhaltung durch Weberreihung au 
Gerichtstag VIII 67. 





Friſten — Gelber. 


Srikten, Seichäftstalender VIII 203. 

— Berfängerung nur fo weit al8 not 
wenbig VIII 84. 

Friſtenaeten VIII 2882. 

Friſtverlängerung, Beicheinigung der 
Umftände VIII 86. 

Fromme Vermächtniſſe, Ausweis über VIII 
401 8. 1. 

Fruetiſteiruus 
©. 864. 

Zruchtbringende Anlegung von Barbe⸗ 
trägen VIII 152. 

Fruchtgenufomaſſen, Verzeichnis VIII 
406 8. 11. 

Fruchtgennſaſachen, Webertragung an- 
hängig verbliebener XI 11—18. 

Zubrwert, Bergütung bei Zeugen XIV 
4, 6, 7. 

Zuhtzrungs der Vormerkungen, Verordnung 
ũber II 80. 

Fürſorge fürPflegebeſohlene, Uebertragung 
an anderes Gericht VIII 238. 

Bnksänger, Beugengebür XIV 8. 


von Barteiengeldern 


Gangselder VID 24, .. 

— Borfchriften über VIII 869. 

— Brüfung der Bemeflung der VIII 369. 
©. 268. 

Gebüren für arme Parteien, Herein- 
bringung VIIL 13%. 

— Commiffione- VIII 96. 

— des Dolmetſches VIII 123. 

— Einhebung VII 104 ff. 

— Erſuchen um Ginhebung VIII 112. 

— Execution VIII 110. 

— Vormerkung VIII 186. 

— der Zeugen und Sacdjverftändigen 144, 
145. 

— Dei Gewerbegericht VI 34. 

— Eintreibung in Wien ©. 423. 

— ÜEintreibung von ©. 428. 

— Formular Nr. 17a ©. 439. 

— Stempel für Eintreibung ©. 428. 

Gebürenbemefung, Mitwirkung der Ge⸗ 
richte ©. 769. 

Gebürenbemeungsamt, Ausiertigung 
für das ©. 770, 668. 
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GCebürenbemeffungsblätter S. 770. 

Gebüreneinsabluug VILL 109. 

Gebärentreie Buftelung VIII 868. 

Gebürenktäde, Buftelungsdhucdh für VIII 
858. 

— Buftelung durch @erichtöbiener VIIL 
34. 

Gebürentarife für Zeugen und Sachver⸗ 
fländige XIV 1. 

Gebürensablnusseuftrag VIII 106. 

Gcbürensettel VIII 108. 

— Anmerkung des Zablungsauftrages auf 
VIII 107. 

— Anmerkung der Einzahlung VIII 109, 
110. 

— Aufbewahrung VIII 108. 

— Abſchrift Zuftellung VIII 145. 

— bei Heinften Gerichten VIII 108. 

-— Beltimmung von Zeugengebüren durch 
Ausfertigung VIII 818 8. 11. 

Gedenfblatt VIIL 5. 

Gelänsbäftlinge, Wustwei® über VIL 
401 8. 11. 

Gefällsitrafgeieh I 4. 

Gefangenanfſeher II 62. 

— bei den Gerichtähöfen, 
recht II 78. 

— — Dienftentlafjung IE 41. 

Gefansenauffihtsperional, 
narbehandlung II 72. 

— Ermennung U 23. 

Getangenbanusichrer VIII 24,,. 

Gelansenbausiahen VIII 24,,.. 

Gesenleittung, Uebergabe durch Volle 
ftredungsorgan VIII 379. 

Gesenfeitisteit, Einholung von Aufflä- 
rungen über VIII 231. 

Gehaltaabzugs II 61. 

— als Verfhärfung der Verſetzung III 6. 

Gebaltsauweifung VIII 24,,, IX 34. 

Gehaltavorſchũſſe VIII 24,.. 

Gelb, Zuftellungsverfügung VIII 212. 

Gelbe Rüdicheine VIII 850. 

— Buftellungsfcheine VIII 8683. 

Geld, Eingaben mit VIII 57, 62, 68, 69. 

Gelaanweilungen ungarifcher Gerichte 
S. 529. 

Gelder, Erlag zum Geldbuch VIII 70. 

— — in der Gerichtsfanglet VIII 118. 


Diſciplinar⸗ 


Diſcipli⸗ 
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Gelder, fruchtbringende Anlegung VII 
152. 

— rechtzeitige Ablieferung durd) Diener 
VIII 884. 

Geldbeträge für Stempel VIII 69. 

Gelobuch, Verorbnung VIII 68, 70. 

— Eintragung der Zuftellungsgebüren VIII 
870. 

— Erlag in der Gerichtsfanglei VIII 113. 

— Borfchreibung ber Zahlungsaufträge VITI 
107. 

— für Vorſteher der Gerichtöfanzlet VIII 
804. 

— BWertfenbungen für VIII 68. 

— Empfangsbeftätigung ©. 426. 

— im Ehedvertehr ©. 859. 

Geldbuchführer, Ieitender Beamter VIII 
804. 

— Unlegung von VBarbeträgen VIII 152. 

— benachrichtigt vom Einlangen der Ver⸗ 
taufserlöfe VIII 892. 

— Eintragung der BahlungSaufträge VIII 
107, 108. 

— Empfang von Gelb und Urkunden im 
Erecutionsvollgug VIII 882. 

— von Gebüren und Strafen VIE 109. 

— Borfhufs für Zeugen⸗ und Sachver⸗ 
ftänbigengebüren VIII 144. 

— Ueberſchuſs der Buftellungsgebüren VIII 
370. 

— Vorſchreibung von fremden Gerichten 
einzuhebender Gebüren VIII 112. 

— Fertigung ber Checks VIII 101. 

— Erfagmann, ©. 365. 

Geldemptaug Beſchränkung ber Volle 
ftredungSorgane VIII 886. 

— durch Gerichtädiener VIII 109, 388, 879. 

Geldfadhen dürfen auf Gerichtstagen 
nicht angenommen werben VIII 57. 

Geldforten, Abkürzungen VIII 92. 

Geldftraten, Erlag Uebertretungsregifter 
VIII 247. 

— Wbjührung VIII 109. 

— Betreibung ber Erledigung eines Amtg- 
geichäftes II 63. 

— Einhebung VIII 104. 

— Execution VIII 110. 

— gegen richterliche Beamte III 42. 

— Bertechnung VIII 24, u. 


Gelder — Gemeindevorfteher. 


Geldftrafen nad 8.7 St. P. O. VIU 
401, 407 8.5. ö 

— fuhr, Portopfliht &. 808. 

— — im nichtſtreitigen Verfahren ©. 435, 
180. 

— Einhebung in Wien ©. 423. 

— Eintreibung von ©. 438. 

— gegen Kanzleigebilfen unzuläffig II 63 
Anm. 

— gegen Ranzleiorgane, Berwenbung und 
Bormert II 68 M. 8. 

— Formular Rr. 17a ©. 439. 

— Nachſicht II 85 An. 

— Bortobehandlung ©. 425, 8085. 

— Berfländigung des Staatsanwalts und 
bes Strafrichter8 ©. 423, 805. 

— Berwendung, im außerftreitigen Ber: 
fahren IL 85. 

— Berzeichniß über die Abfuhr ©. 43. 

— Bählung im E-Regifter VIII 2833. 

Gelöbnis der Rechttpraltikanten II 16. 

— ber im richterlichen Borbereitungspienfte 
Stehenden II 15. 

— der KRanzleigehilfen II 51. 

— Anmerkung bes II 95 Anm. 

— Erſichtlichmachung des Tageb bes Ge 
löbnifjes II 15. 5 

Gemeinden, Benachrichtigung von Klagen 
gegen VIII 818 8.1. 

— Beftreitung der Koften für Gewerbegericht 
VIe. 


— Heranziehung zur Buftelung VIII 15, 16. 

— Erfuchen um Zuftellung VIII 346 Abſ. 3. 

— Ueberſendung der Buftellungsftüde VIII 
860. 

— Zuſtellungsbuch für VIII 861. 

— Buftellung durch S. 730. 

Gemeindeorgane, Belehrung über Zu⸗ 
ftelung VOII 16. 

— Buftelungen durch VIII 846, 360, 
863 —868. 

— — bei irethfimlich eingeleiteter Poſt⸗ 
äuftellung VIII 848. 

— Buftelung im Gerichtsorte VIII 34. 

Gemeindeborkeher, Mitwirkung bei Un- 
legung der Berwalterlifte VIII 154. 

— Rieberlegung beim VIII 867. 

— Berftändigung von Liegenſchaftspfaͤndung 
VIII 883 8. 4. 





Gemeindezuftellungen — Gerichtödiener. 


Gemeindesufteliungen, Controlbuch VIII 
361. 

— Reclamationen VIII 868. 

— Ueberſendung ber Zuſtellungsſtücke VII 
360 


Gemeinſchaftliche Waiſencaſſe, Darlehen, 
Acten VIII 278. 

— — Eingaben, Nc-#eg. VIII 245. 

Genunuigteit, Sorge für VIII 1. 

Gendarmen auf Gerichtötagen VIII 56. 

— Belohnungen an ©. 854. 

Gendarmerie, Dienftaufforderungen an 
VDLI 19. 

— Execution gegen VIII 179. 

— gegen Berjonen, Anzeige von VIII 386 
8.1 

-— Beugengebüren XIV 17. 

-- Buftellungen an VIII 865. 

Genehmigung von Wusfertigungsent- 
würfen VIII 196. 

— von wichtigen Beſchlüſſen in Straffachen 
II 18. 

— non Geſchäften f. MinderjährigeV 111238. 

Geuehmisungsclanfel in Pflegſchafts⸗ 
angelegenheiten, Gerichtsſtegel VIII 216. 

Generalvroenratur, VBeriht mit Ge⸗ 
ſchatsausweiſen II 82. 

— bet Nichteramtäprüfung 1I 13. 

— bet Difciplinarverhanblungen IL 66. 

— Dienftauffiht über II 74. 

Geueralvol machten, Entgegennahme 
VIII 24. 

GSGenoſſenſchaften ſchiedsger. Ausſchuſſe 
VIB,. 

Gensfienihattsregikter, Anmelbungen 
jum VIII 821 8.8. 

— Führung obliegt @ericht8langlei II 56. 

— Tagebud) für VIII 78. 

Genoſſenſchaftsregiſterſachen, 
VIII 276. 

— Turrentien II 87, ,.. 

— Bertheilung VIII 21, „. 

Gepfändete Gegenftänbe, Bezeichnung im 
Bländungsregifter VIII 259. 

Gerihtsabthellung, Bezeichnung VIII 
29, 80. 

— Gefchäftsvertheilungßtafel VIII 89. 

— Erledigung eined mehrere betreffenden 
Actes VIII 28. 


Ücten 
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JGerichtaabtheilung, Erſuchen um Exe⸗ 
cutionsvollzug VIII 158. 
— Geſchaftatkalender VIII 402. 
— Namensverzeichniſſe VIII 255 Abſ. 8. 
— Ranzleigefhäfte nicht vereinigen mit 
Erecutionsabtheilung VIII 86. 
— Segifter VOII 217 Ubi. 8. 
— — gemeinſchaftlich VIII 226 legt. Abf. 
— Sammelregifter VIII 245 Abſ. 1, 252 
legter Abſ. 
Gerichtsabtheiluugen VIII 27, 28. 
— Abtheilungsleiter VIII 38. 
— Üctenzeihen VIII 364 Abi. 2. 
— Acten mehrerer VIII 283 Abſ. 2. 
— Berzeichnis der Banlkdepoſiten VIII 
406 8. 8. 
Gerichtſacten II 81. 
Gerihtsaniuncten ohne beftimmten 
Dienftort II 3. 
— richterl. Hilfsbeamte II 8. 
— f. d. ganzen Oberlanbesgerichtsiprengel 
I 8, 4. 
— fliegende, BerfonalftanbesausmweisVIIL4. 
— Theilnahme an den Uebungen mit den 
im Vorbereitungsdienſt Stehenden II 5, 
M. B. 8. 81. 
— Urlaub VIII 4. 
Gerihtsärste VIII 24,,. 
Gerihtsbcihlufs, Einholung durch be- 
auftragten Richter VIII 140. 
Gerihtöbesirt, Angabe bei der Adrefie 
VIII 211. 
Gerihtscommihär, Actenbezeihnung im 
Abgangsverzeichnid VIII 284. 
| Gerichtodepoſiteuãmter VILI Urt. IL. 
| 





Gerihtspiener II 49, Rp. 8. 8. 14. 

— Dienftverhältnis II 62. 

— Bezeichnung in Buftellungdverfügung 
VIII 218. 

— Gontrolbucd für Zuftellungen VIII 858, 
859. 

— Srmädjtigung zur Abholung von Poſt⸗ 
fendungen VIII 68. 

— — zum Gelbempfang VIII 388, 386, 
879. 

— — zum Empfang von Gebüren und 
Strafbeträgen bis 20 fi. VIII 109. 

— Ernennung II 28. 

‚ — auf Gerishtstagen VIII 56. 
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Gerihtsdiener, Deldungen im telepho- 
niſchen Weg VIII 381. 

— Berwendung zum Mundiren VIL 
825. 

— Urlaub VIIL 49. 

— Berorbnung über 1I 49. 

— Berwendung VIII 830—334. 

— — nicht zur Schägung von Liegenichaf- 
ten VIII 885. 

— Zuſtellung durd) VILI 344, 846, 347, 
359, 868—367. 

— Buftellungägebüren VIII 369371. 

— Buftelung amtlidder Sendungen VIII 
878 8.8 u. 3. 

Gerigtsterien VIII 8, 47—58. 

— Gerichtötage während VIII 60. 

— Geſchäftsſtunden während VIII 47. 

— im Verfahren außer Streitfachen II 86. 

Gerichtshöfe, Difciplinarrecht der Ge⸗ 
fangenauficher der, II 72. 

Gerigtshöte erſter Juſtauz II 25, 
30—40. 

— Belebung II 30. 

— Dienftauffiht VIII 409, IL 74. 75. 

— Geſchäftsausweiſe II 82, VIII 394 bis 
896. 

— fonjtige Ausweiſe VIII 18, 399, 400, 
401, 405, 406-408. 

— Geichäftsvertheilung VIII 21, 22, 26. 

— Gerichtsabtheilungen VIII 237, 28. 

— Slanzleiabtheilungen VIII 82, 88. 

— Betheiligung am Chedverkcht VII 
101—103. 

— Anlegung ber Berwalterlifte VIII 153 
bis 156. 

— Drganifirung V. 

— Regiſter der VIII 224. 

— SBorfteher ber VIII 7—12. 

— ftimmführende Mitglieber der II 2, 27, 
80, 82, 88. 

— Theilnahme der Mitglicder an Prü- 
fungen VIII 23, II 50, 54. 

— mündliches Anbringen in Gerichtöfanzlei 
VIII 819. 

Gerihtspäfe sweiter Inftens II 17, 
21, 41, 42. 

— Dienftauffiht VIII 896, 409, 418, 
II 74, 75. 

— Geidäftsausweife VILI 897, 898, LI 82. 


Gerichtsdiener — Gerichtskanzlei. 


Gerichtshõſe zweiter Jultans, jonſtige 
Ausweiſe VIII 406, 408. 

— Geichäftsvertheilung VIII 23, 26. 

— Gerichtsabtheilungen VIII 27. 

— Ranzleiabtheilungen VIII 32. 

— Regiſter der VIII 285. 

— Unordnung ber Geridhtäiage VIII 54. 

— Borlage der Rechnung über bie Zu⸗ 
ſtellungzmarken an VIII 871. 

— Vorſteher ber, ſiehe Dberlander- 
gerihtspräjident 

— SBrüfungscommiffiouen ber VIII 33, 
U 18, 50, 54, 

— Ernennung des Kanzlei- und Diener 
perjonaleß II 23. 

Gerichtshofentſcheidaug über bez. ger. 
Guratelen, Acten VIII 274. 

Gerichtahofgefãuguiſſe. Ernennung der 
Beamten und Aufſeher II 23. 

Gerichtshofprãſident, fiche Bräfibent 
bes Gerichtäühofes erſter JZufanz. 

Gerigtshofiprengel, Aenderungen V. 

Geritsinipectoren, Bifitation II 74, 
VII 414. 

Geritsinitructten IX. 

— Aufhebung II 98. 

— Nufrehhterhaltung von Beſtimmungen 
ber II 19. 

Geriptstanslei TI 40 -61. 

— Anlegung von Eperren Il 56. 

— Wtheilungen, Bildung II 60, VIIL329, 
81—85. 

— — Bezeichnung VII 29. 

— Anmeldungen zum Handels⸗ und &e 
uofienichaftsregifter II 56. 

— Aufſicht durch Abtheilungs leiter und 
Gerichtövorfteher IL49, VIII 33,809 — 312. 

— Yuctoräbenennung, Buftelung VIII 181. 

— Ausfertigung der Ladungen nad Bor- 
fhufserlag VIII 144. 

— Qusfertigung nad kurzem Vermerl 
VII 137, 194. 

— Ausfertigungen ” Ubfchriften, Gritei- 
lung von 11 56, VIII 838. 

— Wusfertigungsaufträge an VIII 19. 

— Beglaubigungn II 56, VII 289 
Abſ. 4. 

— Benachrichtigungen während Execution⸗ 
vollzug VIII 160. 





Gerichtskanzlei — Gerichtöperfonen. 


Geritslanglei Beſetzung II 49. 

— Einrichtung im VBerorbnungswege II 58. 

— Enigegennahme münblichen Unbringens 
VID 319. 

— Entwerfung von Beidhiufsausfertigungen 
II 586. 

— Erflärungen in außerftreitigen Sachen 
VIII 831. 

— Erlag in VIII 118, 982. 

— Erlag in Verwahrung genommener 
Wertpapiere VIII 388. 

— Erecutionspollzugsgeichäfte VIII 379 bis 
893. 

— freim. Feilbietungen II 56. 

— Friftenũberwachung VIII 408. 

— Formgebrechen, Befeitigung durch VIII 
89, 100. 

— Geichäftstalender VIII 402. 

— Gefchäftsvertheilung VIII 805. 

— Grundbuchsführung, Beforgung II 54. 

— Handels⸗ und Genofjenichaftäregiiter, 
Fuhrung II 58. 

— Inventirungen II 56. 

— Ranzletinfpector VIIL 312. 

— Rimdigungsregifter 1I 59. 

— Labung zum KBergleihöverfuh VIII 
147. 

— Leitung VIII 803, 304. 

— Mahbnregifter 11 59. 

— Rebenintervention, Buftellung VILL131. 

— Ordnung äußere in VIII 288. 

— Drganifirung im Berorbiungsiveg 1158. 

— prätorifche Zabungen VIII 147. 

— Brotolollarandringen II 586. 

— en in Straffadyen 11 57. 


— Regiftereintragungen VIII 217, 221. 

— Regiſtratur, Abgabe ber Acten an 
VIII 298. 

— RReinfhriften, Herftellung ber VIII 835, 
215. 

— Schließung während gewifler Stunden 
für das Bublicum VIII 48. 

— GSelbftändige Thätigleit VIII, im Eivil- 
procefö 818, im Concurs 814, im außer» 
ftreitigen Verfahren 815, bet Curators- 
beftellung 816, in Straffacdhen 317, 318, 
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bei Entgegennahme münblicdhen Anbrin⸗ 
gend 319-322. 

Gerichtatanalei bei ftäbtiichen Bezirlks⸗ 
gerichten, Verſonal IL 49. 

— Strafſachen, Geichäfte in II 57. 

— Tagfabungsacten, Abgabe VIII 128. 

— Tobfalldaufnahmen II 56. 

— überfendet Acten an BBericdhterftatter 
VIH 182. 

— überjendet nah dem i. Jänner 1898 
einlangende Geſchaͤftaſtucke an zuftändige 
Gerichte XI 17. 

— Unfallverfiherungsichledögerichte, Kanz⸗ 
leigeſchafte VIII 31 Ießter Mbf. 

— Unterjhrift von Mittheilungen zc. VIII 
318. 

— Unterweifung der im Vorbereitungs⸗ 
dienſte Stehenben II 5, 6, M. 8. 8. 8. 

— UrtheilstHatbeftand, Hinterlegung VIII 
126. 

— Berfiegelungen II 56. 

— Bolmahtsfündigung, Yuftelung VIII 
181. 

— Bollfirefungsbeamte VIII 837. 

— Bolfiredungsorgane VIII 885, 336. 

— Borbereitungsbienft richterl. Berfonen 
II 4. 

— vorbereitende Bearbeitung von Eingaben 
VIII 824. 

— Borlage der WAusfertigungen zur Ge⸗ 
nehmigung VIII 195. 

— Wechſelproteſte, Aufnahme II 56. 

— Beugen- und Sadverftändigengebüren, 
Augenfcheinstoften VIII 144, 145, 813 
8. 11. 

-— Buftellungsbeamier VIII 35, 388. 

— Zuſtellungs⸗ und Executionsgeſchäfte 
VIII 84, 86, 158, 829-393. 

Gerigtsorganiistion VIII 24,,. 

— als Borausjegung der unjreiwilligen 
Benftonirung III 50. 

— — — für Berfehung richterlicher Be⸗ 
amten III 48. 

Gerichtserganiſationageſes, Seltungs- 
beginn II 98. 

Gerichtſort, Buftellungen innerhalb des 
VII 843 %bf. 1, 344, 847. 

Gerichtsperſonen, Dienftverhältnis der 
II 19. 
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Geritöpraris II 16, 17. 

— Aufnahme in I 16. 

— Difeiplinargewalt, II 17. 

— Einrechnung für Penſionsbemeſſung 
II 17. 

— Eintehnung zurfuhegebür II 5, M. V. 
8. 1. 

— Erflärung über gewählten Beruf bei 
Eintritt in II 16. 

— Berechnung des Beginns II 16. 

— Beginn der II 95 Anm. 

Gerihtsfeeretäre, V o. 

Gerichtöfiegel, II 56, VIII 65, 68, 216, 
836, 884 vorl. Ubf. 

— auf Zegitimationen bed Bollftredungg- 
organs ©. 834. 

— Ermädtigung durd) das Eoncursgericht 
©. 616. . 

— auf Beichlüffe 
©. 569. 

Geristsiprensel, BeränderungVIII 34 ;. 

Gerichtatafel, Anſchlag VIII 87, fiehe 
Anſchlag. 

Gerichtstags Il 29, VII 54-61. 

— Unordnung u. Bekanntmachung VIII 
54, 55. 

— Dauer VOII 60. 

— Diener VIII 56. 

— Einftellung VII 54. 

— erfte Tagjabung VIII 59. 

— &enbarm VIII 56. j 

— Geichäftstalender VIII 402. 

— Geichäftstreis VIII 57. 

— während Gerichtsferien VILI 60. 

— Reitung VIII 66. 

— Localitäten für VII 54, 55. 

— für mündliche Unbringen VILI 90. 

— mündlide Streitverhandblungen auf 
VIII 58. 

— Protololl⸗ u. Eingabenverzeichnis VILI 
61. 

— Brotolollfährung VIII 56. 

— Gtraffachen VIII 58. 

— Verlegung auf anderen Wochentag 
VIII 60. 

Gerichtavorſteher, Amtsverrichtungen 
VUIı ff. 

— Wbgabefcheinefertigung VIII 68. 

— Wofürzungen, Feſtſtellung VII] 92. 


über Bankbepofiten 


Gerichtspraxis — Gerichtövorftcher. 


Gerichtönorkicher, Wcteneinfiht VIII 
288. 


— Yusfertigungen u. Abfchriften, Bewilli- 
gung VIII 323. 

— Aushilſsdiener· u. Zuftellbotenaunahme 
II 49, 89. ©. 8. 15. 

— Ausſcheidung der Ucten VIII 295, 298. 

— Yusichließungsgründe, Anzeige von VIII 
130. 

— Beamten für Einlaufftele, Beſtinunung 
VIII 62. 

— Beglaubigungen, Ermächtigung zu, durch 
Kanzleiorgane VIII 239 hf. 4 

— Beſchwerden u. Betreibungen, Borlegung 
an VIII 75. 

— — Entſcheidung über mündliche VIII 
140, 146. 

— Bewerbungsgefucdhe, Borlage IX 16. 

— Checvertehr VIII 101. 

— commiffioniren VIII 95, 96. 

— Darlehensgeſuche bet cumulativer Wai- 
fencafie VOII 91. 

— Dringende Saden VIII 324. 

— Eingaben VIIL 68, 71, 73, 75. R 

— eines ftäbtifchen Begirkögerichtes, Seld- 
fländigfett VIII 11 Anm. 

— Prüfung der Bemeſſung ber Diener 
gebüren S. 788. 

— Erlag, Kündigung, Behebung fructifie 
eirter Barbetraͤge VIII 152 Abſ. 8. 

— Execution wegen Gebüren u. Straien 
VIII 110, 111. 

— — an Sonntagen VIII 386 3. 2. 

— Ferialſache, Behandlung ald VIII 47. 

— formale Geihäftsbehandlung, Weilun- 
gen über VIII 8, 115. 

— FSriſt für Veihlufsausfertigungen VIII 
127. 

— Friſteneinhaltung der VIII 408. 

— Geldbuch VIII 118, 152. 

— Geldempfang durch Diener VIII 388. 

— Geihhäftsftundben VIII 41, 42. 

— Gejichäftävertheilung VIII 18. 17, 19, 
20, 21 8. 3, 4, 23, 24 legt. Wbf., 35, 
83, 86, 39. 

— Ronzlei, Obliegenheiten VIII 292, 
806-818, 324 Abf. 3. 

— Kanzleigehilfen gegen Taggeld, Yul- 
nahme II 49, Rp. 8. $. 18. 








Gerichtsvorſteher — Geſchaͤftszahl. 


Gerichtavorſteher, Kanzleigeſchaͤfte, 
Uebertragung an richterliche Beamte 
VIII 806. 

— Kanzleireviſion, vierteljährige VIII 310. 

— Legitimationsurkunde für Vollſtrecungs⸗ 
organe VIII 386. 

— Ramendtafeln auf den Bimmerthüren 
VIII 39. 

— Ordnungdftrafen gegen richterliche Be⸗ 
amte II 4. 

— Berfonalftandesausweis, Eintragung in 
VII 1, «. | 

— SBräfibialjournal VIII 79. 

— Regiſtratursbeamten, Beftimmung VII 
292. 

— Rüdftandsausweife, Anordnung VIII 
sul. 

— Sammelregiſter, Abſchnitte des VILI 
246. 

— Unterſchreiben der Ausfertigungen II 70. 
— unterſchreibt Erſuchen um Gebürenere- 
cution an fremde Gerichte VIII 110. 
— Unterfuhung ber Gerichtskanzlei VIII 
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— Bertretung VLII 6. 

— Zuftellung an Sonn- u. Peiertagen 
VOI 4. 

— Buftellungsgebürenverredunung VIII 
870, 371. 

Gefammibericht aus Geſchaftsausweiſen 
VIII 895, 396. 

Gelaustihaften u. Eonfulate, ſchrift⸗ 
licher Berlehr mit ©. 580. 

Gefchãfte der freiwilligen Gerichtäbarteit 
II 83-86. 

Geſchäftsanaweiſe IL 82. 

— ber Gerichte I. Inſtanz VIII 394—396. 

— ber Oberlanbesgerichte VIII 397, 398. 

— der Staatdanwaltfchaften XII 10. 

— Anlegung, nad) Regifterbaten VIII 222, 
398. 

— Brüfung ihrer Richtigkeit VIII 411. 

— Gcartirung VIII 29. 

Geſchãftabehandlung, einheitliche VIII 
283, 808. 

Gefchãftstalender VIII 402—404. 

— Eintragung der Tagfabungen VIII 138. 

Geläftsleitung in der Gerichtstanzlei 
II 49, VIII 803, 804. 


Schauer, Geih. Ordg. 
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Geigäftserännng ber Confulargerichte 
vd® 

Geſchãftsſprache des Oberſten Gerichte» 
hofes IV 27. 

Geigättsktunden VIII 40 42. 

— während der Ferien VIII 47. 

— für Kanzleibeamte VIII 808. 

— dringlihe Sachen außerhalb VIII 41. 
— ber im richterl. Borbereitungsbienfte 
ftehenden Berfonen II 5, M. 8. 8. 9. 

Geimäftspertgeilung VIII 34... 

— Wenderung VII 17. 

— bei Bezirkögerichten IL 26, VIII 13, 
19, 20. 

— unter Diener der Buftellungs--u. Exe⸗ 
cutionsabtheilung VIII 882. 

— keinen Einflufs auf Gerichtstage VIII 56. 

— während Ferien VII 50-63. 

— Gerichtshof I. Inſtanz VIII 21, 22. 


‚— in Gerichtölanziet VIII 805. 


— in Kanzleiabtheilungen VIII 81-38. 

— Grundfäge tellt Fuftizminifterfeft II 26. 

— innerhalb des Senates II 85. 

— unter niehrere Executionsabtheilungen 
VUI 86, 

— bei Oberlandeögerichten VLII 23. 

— Bfliht der Borfteher VIII 1. 

— richterl. Gefchäfte allgem. VILI 17, 18. 

— unter bie Senate LI 32, 34. 

— ber Eivilproceföfachen VIII 19 Anm. 

— aus ſprachlichen Rüdfichten VIII 20, 36. 

— für nicht ftreitige Angelegenheiten 11 39. 

— Meberfiht über VILI 18, 80, 72. 

— Beränderung während bes Jahres Il 34. 

— in Buftellung3- u. Egecutiondabtheilung 
VIII 329. 

Geſchãftoavertheilungabuch VILL 18. 

Geihättsnertpeilungstafel VILL 30. 

Geſchãftaverzeichnia derimrichterl. Bor» 
bereitungsbienfte ſtehenden Berfonen II 
7, 15, M. 8. 88. 30, 85. 

— ber im ridıt. Borb. D. fichend. Beri., 
Formulare I1 7. 

Gel@äfttssahl VIII 266. 

— Bahl des Anklagenvormerkes VILI 405. 

— für alte Acten XI 6. 

— auf Ausfertigungen VIII 191. 

— des Erſuchſchreibens im Antwortichreiben 
VIII 199. 
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Geſchãftatieit VIII 40-46. 

-- für Kanzleibeamte VILI 808. 

Geſchenlaunahme, Verbot IX 49. 

Geſchwornengerichte I 11. 

— Bildung des Gerichtähofes II 82. 

Gefchwornen liſten, Bräfivialfahe VIII 
24,1 

Geichenpnbticationen, Gebarung mit 
VIIIL 8. 

— — — — —— — Gutachten Blenar- 
fenat II 86. 

Gefelige Vertretung, Veleitigung ber 
Mängel VIII 86. 

— Mangel VIII 118. 

Geinde, Protokollirung in Gerichtätangzlei 
II 56. 

Gewerbebebörde leitet Wahl f. Gewerbe⸗ 
geriht VI 10. 

Gewerbeserit, Ablehnung ber Beifiker 
VI 19. 

— Ablehnung db. Wahl VI 9. 

— Abihellung für Hanbeltreibende VI 21. 

— ausſchließliche Zuſtaͤndigkeit VI 3. 

— Beiſitzerwahl VI 8. 

— Beſtimmung ber Beifiger durch Los 
VI 18. 

— Berufung gegen Entſcheidung VI 80, 81. 

— Bevollmächtigte vor VI 25. 

— Eid des Borfibenden u. der Veiſitzer 
VI il. 

— Enthebung der Beifiger VI 17, 18. 

— erfte Tagſatzung vor VI 26, 28. 

— Execution VI 38. 

— Fragerecht der Beiſiher VI 29. 

— Functionsdauer der Beiliger VI 14. 

- Gebüren VI 84. 

— Snhabilttät der Beiſißer VI 19. 

-— Roften VI 6. 

— Nichtigleits- u. Wiederaujnahmstlage 
VI 82. 

— Ordnungsſtrafe gegen Beifiger VI 16. 

— örtliche Buftänbigleit VI 38. 

— Bräfenzgelber VI 18. 

— Recurs VI 832. 

— Genate VI 20. 

-— Sprengel VI 8. 

-- Verfahren VI 22. 

— Berhanblung nad) erfter Tagſatzung 
VI 39. : 


Geſchäftszeit — Grundbud. 
Gewerbegericht, Borfigenber, Ernennung 


VIT. 

— Wäaͤhlerliſten VI 10. 

— Buftänbigleitsentfheibung binbend 
VI 2. 

— ald geriätlihe Juſtanz gegenüber 
Schiedsgericht VI 86. 

— Errichtung VI 8. 

— Gutachten u. Anträge VI 86. 

— fachliche Zufländigteit VI 1, 4. 

— Formularien, ©. 407. 

Gewerbegeriipte, biöher neu errichtete 
vie. 

NRechtthilfeerſuchen ©. 389. 

Sewerbegerichtsſachen VIII 21,,. 

— Acten der Rechtsnittelinſttauz VIII 377. 

— Broceſsregiſter VIII 2826.., 245, 246. 

Gewerbegerichtaſenat, Vorſigender 
VII ?. 

Gewerblige Streitigleiten, Zuftänbdigteit 
ber orbentlichen Werichte VI 37. 

Gewinniudt, Vergehen aus, Hindernis 
der Unftellung bei Gericht IX 3. 

Gewohnheitsrecht vor Gonfulargerichten 
vd 5,8. 14. 

Giltigleit der Gejege u. Verordnungen, 
Brüfung I 7. 

Glanbensbeleuntuife VIII 44. 

Gleigartige Seihjäftsbehanblung VILI 2. 

Gle ichzeitig überreihte Eingaben VII 
66. 

Guadenbesüge, Bräfibialfache VILI 34, ,.. 


' Guadengeinde VIII 252. 


Gras, Nieberlegung von Buftelungd- 
fiüden XV 1. 

— Gewerbegericht VI 2. 

Griegenland, Rehtshilfeverlehr S. 41. 

Grobbritaunien, Nechtshilfeverlete 
©. Hl. 

Grekjäbristeit, Erfordernis für Richter» 
amt IX 5. 

— Ueberwachung be# Eintrittes VII 404. 

Grundbnd, Eintragungen im Erecutiende 
verfahren VILL 157. 

— Indices bleiben beftehen VIII 255. 

— Videst VIII 9. 

— lebereinftimmung mit Gatafter VIil 
245, 821 8.7, 406 8.8. 

— amidwegige Eintragung, S. 731, 888. 





Grundbuch — 


Gruudbud, geſezwidrige Eintragung in 
Tirol und Vorarlberg II 42 Anm. 2. 

— Gonntagsruhe VIII 48 Anm. 

Grundbudsacten, Uctenzeichen VIII 264. 

— Yufbewahrung in Regiftratur VIII 291. 

— Drbnung XI 4. 

— leine Blattzahlen, 
VIII 7 M. B. 

Gruudbuchſamt, Auftrag an VIII 198. 

— Abtheilung der Gerichtskanzlei II 54. 

— Füuhrung der Kanzleigefchäfte für Richter 
VLI 31. 

Grundbuhsnnlegung, periobiihe Aus⸗ 
meife VIII #01 8.2. 

— SBräfidialfache VIII 24,,, 

— Urlaub ber Beamten VIII 49. 

Grundbudsunträge, mündliche VIII 
77 M. B. 

Grundbuchßsauszug ber Haupteinlage 
bei Execut. auf Nebeneinlage VIII 171. 

— G@erichtöflegel VIII 216. 

— Berzeihnis VIII 406, 8. 2. 

— Beitellung, S. 861. 

Gruudbuchsbeamten, Uebergangsbeſtim⸗ 
mungen II 96, 

Grundbuchsbeſcheide VILL 198. 

Grnndbuchsdirector 1149, Rp. 8.8.3. 

Grundbuchſeingaben, UbtragenV III 73. 

— Bezeichnung als foldye VIII 30. 

— Uebergabe auf Gerichtätag VIII 57, 61. 

— Eingangdvermert VIII 66. 

— nicht ins Rechtägilferegifter VIII 281. 

— Tagebuch jür VIII 76, 77. 

Grundbuchseiulagen, Bildung ber Acten 
nad II 81. 

— Drbnung alter Acten VIU 77 M.8., 
I 81 Anm. 


Ueberfichtsbogen 


Grundbudsceintragung dem Egecutiond- 


gericht befanntgeben VIII 159. 
Grundbudstührer II 49, Rp. 8. 8. 3. 
— Beeidigung II 19. 

— (Entgegennahme u. Berwahrung von 

Stempeln VIII 69. 

— Brotololl nicht durch Einlaufftelle über- 

geben VIII 196. 

— Supplirung buch nicht geprüfte Beamte 

II 54. 

— theilt mit Aenberungen im Grundbuch⸗ 

ftand dem Ggecutiondgericht VIII 170. 
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Grundbuchstügrerpräfung II 54, 49, 
sp. 8. 83. 45-50. 

— Beftelung II 49, Hp. 8. 8. 9. 

— erſetzt nicht die Kanzleiprüfung II 49 
Kb. 8. 8. 45. 

Grundbudstührnng, aushilfsweiſe Be- 
forgung VILL 805. 

— Beauffichtigung VIII 809. 

— Befähigung zur II 49, Kp. 8. 8.2. 

— Geſchäft ber Gerichtstanzlei II 54. 

— Bereinigung mit Kanzlei des Grund⸗ 
buchſrichters VLII 31. 

Grundbunasgeinde VILL 76. 

— Protololl, Gerichtstanzlei VIII 821 8.6. 

— Stempel u. Geldbeträge für, Verwah⸗ 
rung VIII 69. 

— nicht telegraphifch VILI 97. 

— protolollarijche VIII 126. 

— im Berlaffenihaftäverfahren, S. 604. 

Grundbudsprotololle, Adtragen von 
©. 3755, VII 77 M. 8. 

Grundbuhfahen, Acten II 81, VIII 
275. 

— Aufbewahrung VIII 291. 

— Vernichtung VIII 296 3. 7. 

— GEinlaufscontrole II 81. 

— Erledigung durch Einzelrichter VIII 10, 
198 lebt. Abſ. 

— Ranzleiabtheilung für VIII 31. 

— Brototolle in VILI 126. 

— Rang der auf Gerichtötagen Überreichten 
VIII 87. 

— Recurje in VIII 244. 

— Tagebuch in VIII 76, 77, 126, 177, 
317. 

— SBertheilung VIII 19,,, 31,:- 

— Buftellung in VIII 350, 363 S. 669, 768. 

- abgefonderte Verwahrung der Bus 
ftellungsfcheine VILL77 M. B., ©. 661. 

— Geichäftszaht VIIL 77 M. V. 

— gefchäftlide Behandlung, VIII 77 
M. B. 

Grundbuchſtand, Mittheilung über 
Aenderung VIII 170. 

— Bergleiyung mit VIII 126. 

Grundbuchssicedirccter II 49, Kp. 3. 
8.3, 

Grundfäße für Einrichtung ber Gerichts⸗ 
anzlet II 58. 
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Grundläße für Geſchaͤftsvertheilung II 26. 

Gutachten über Geſetzgebungs⸗ u. Juſtiz⸗ 
verwaltungsjachen II 86, 42. 

— hei Erftattung der Geſchaͤftsausweiſe 
I 82. 

— der Gewerbegerichte VI 86. 

— über Qualification der Beamten VIII 5. 

— über Dualification eines Bewerbers 
IX 28. 

Güter, Iand- u. forftwirtfchaftliche, Ver⸗ 
walter für VIII 185. 

@utsgebiete, Buftellung burdy VIII 16, 
fiehe Semeindezuftellung. 


6. 


Haager Goupention ©. 518. 

Haft, Bewilligung VIII 178. 

— gegen Militärperſonen VIII 179. 

— Genehmigung durch Gerichtövorfteher 
VIU 13. 

— Unzeige an Dienftbchörbe VIII 884 
8. 16. 

HSãftliugaausweis VIII 401 8. 11. 

— sbeigättigung, Ttatiftifcher Ausweis 
VII 401 8.9. 

— -⸗prototoll VIII 407 8. 8. 

— sperpfliesung VIII 24,,. 

Sandelöbetrieh ber Ehefrau, Genehmi⸗ 
gung VIII 245. 

Suudelöbezirtsgerichte, Recurſe gegen 
VIII 207. 

Haudelsabücher, Beftätigungen II 37, „.. 
VIII 19 8.7, 245, 278. 

HSandeldgeridt in Brag, Uebergabe an- 
hängiger Vormundſchafts⸗ u. Euratels- 
geichälte an XI 16, 

— Drganifirung V 8. 

— Titel der Laienrichter 8. 11 M. 8. 
1239/1897 bei II 11. 

Haudelskammer, Vorſchlag ber- Laien 
richter II 20, 8. 8 M. 8. 129/1897 bet 
II 21. 

Sandelsmäller, 
890—892. 

Handelsrecht vor Eonfulargerihten Vd. 
5 8.16. 

Saudelsregifter, Acten VIII 276. 

- Anmeldungen zum VIII 821 8.8. 


Verlauf burh VIII 


Grundſätze — Hilfsbeamte. 


HSaudelsſregiſter, Führung obliegt Ge⸗ 


richtstanʒlei II 58. 

— Geihäftsvertgeilung VIII 21 8. 6. 

— Bereinfachung der Geichäftsbehanblung 
©. 35H. 

Handelsaregiſterſachen, Gurrentien II 
37 8.12. 

— Tagebuch für VIII 78. 

Saudelaſachen, Recurie in VIII 207. 

Sandelsfenate, Vorſitzende II 32, VIII 
7,9. 

Saudelaſtaud, Saienrichter aus II 20. 

Sandeltreibende, Gewerbegerichtsabthei⸗ 
{ung für VI 21. 

Suuptinternention, Broceföregifter VILL 
226, .- 

Hauptregiſter für Verbrechen und Ber- 
gehen VIII 249, 360. 

Sauptserbandlungen an Sonntagen 
VIII 4. 

— Bormert über VIII 405. 

— — ber Staatdanwaltihaft III 7. 

Sausarbeit bei Richteramtäprüfung II 12, 
18 M. 8. 8. 11. 

Selten ber Acten VIII 268. 

— der Broceisacten VIII 867. 

Schtises Benehmen gegen Parteien VIII 
82. 

Heimweg, Rücklegung bejelben nad) Zay- 
fagung VIII 116. 

Seiratsbewillisung, Anträge auf VILL 
2338. 

— Ertheilung, Uctenbilbung VIII 274. 

Geiratagut, Antrag auf VBeftinnmung VIII 
288, 245. 

Serbeilgaftung von Urkunden, Aus 
tunftsfachen zc. durch Kanzlei VIII 313 
8. 8. 

Sereinbringung von Geldſtrafen u. &x- 
büren VIII 111. 

Herr, Anrede mit VILL 83. 

Serftelung ber Uebereinftimmung zwiſchen 
Grundbuch u. Eatafter VIII 406 8. 3, 
fiehe audy Grundbuch. 

Gilfabeamte, richterliche IL 1, 3, 44, 45. 

— — hei Beztriögerichten II 24—26, VIII 
19 8. 9, 56. : 

— — bei Geridhtähöfen II 80, 41, 9, 
VLUI 2i. 
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Hilfäbeamte, richterliche, als Abthei⸗ — zu Acten VIII 263, 


Iungsleiter VIII 27. 

— — zur Unterftügung bed Abtheilungs- 
leiterd VIII 83. 

— — zur Berfehung von Kanzleigeichäften 
VIII 306. 

— — Ausfertigungsentwürfe ber VILI 196. 

— — Berfonalftandesausmweis VIII 4. 

Silfsfrätte in den Gerichtsabtheilungen 
VIII 38. 

SHilfsienate VIII 8. 

Sofämter, Bezeichnung VIII 192. 

Sefdiener, Benachrichtigung von Klagen 
gegen VIII 818 3.1. 

Gofrath als Kreißgerichtäpräfident Ve. 

Höflichkeit im Parteienverlehr VIII 82. 

Goõflichteitaphraſen weglafien VIII 192. 

Solstreieh Papier für wichtige Urkunden 
VIII 838. 

Homologirung der Commiſſionsentſchei⸗ 
dung bet Conſulargerichten Vd. 5 8. 21. 

Sypotbelarierderung, Auftündigung TI 
87 ‚18° 

— Kündigung VIII 245. 

— Acten VIII 273. 

— Gefdyäftsvertheilung VIII 19 3. 7, 21 
B- 7. 

Gopothetartlagen zum Tagebuch VIII 76. 

Syystheleuanmeldungen, Erklärungen 
über VIII 320 8.4. 

Gopothetencertiſteate, Sammlung VIII 
406 8.6. 

— Nufbewahrung ©. 864. 

— Beltellung ©. 864, 861. 

— Geſuche um VIII 76 J. M. 


J. 


YJügeruderf, Gewerbegericht VI 2. 

Ndentität VIII 375. 

Identitätssengen, Sintragung in Re 
aifter G VIII 289. 

Incidentieltitellungsanträge, PBroceis- 
tegifter VIII 226, ,. 

Indices für Grundbũcher VIII 255. 

Inudofſſable Papiere, Handlungen zur 
Erhaltung der Rechte aus, nicht durch 
Diener VIII 835. 

— — Borweifung an den Richter VILI382, 


— Verkehr beſorgt Zuſt. u. E. 
Abth. VIII 87. 

Inſertionabeträge, Portopflicht VIII 
878. 

Inftructiouen für Gerichte VILI 24,.. 

Inventar, Veiftellung, Ergänzung, Aus⸗ 
befierung VIII 304. 

— Unterfudung bei SBifitationen VII 
411. 

Iupeutirungen, Gerichtskanzlei IL 56. 

— durch Bollftredungsbeamte VIII 837. 

Irrthãmliche Zuftellung durch Erfuchen 
an Gericht VIII 346. 

— Buftelung durch Bojt VIII 343. 

— mehrfache Eintragung einer Berufung 
VIII 248. 

Italien, Botichaften S. 581. 

— Bortopflidyt der Sendungen an Behör- 
ben in ©. 522. 

— Rechtshilfeverkehr ©. 548. 

Jahresfriſt nah Eintritt des Ruhens 
VII 227... 

Jahresres iſter für Verſachbuch VIII 255. 

Jahresſchluſs, uneriedigte Rechtsfachen, 
VIIL 256. 

Yonrual für Gerichtögebüren VIII 70. 

Ionrualdienk für Protoloflaufnahnıe 
VIII 90. 

— an Sonntagen VIII 43. 

Indicatenbuch bes Oberften Gerichtshoſes 
IV 16. 

Juſtizeaudidaten, Ausweis ©. 890. 

Inſtizminiſter, Archive, Bezeichnung für 
auszuſcheidende Ucten VIII 299. 

— befondere Aufſchreibungen fir einzelne 

Oberlandesgerichtäfprengel II 80. 

— Gorrefpondenz mit ben Miffionen im 

Yusland ©. 530. 

— Dienftauffiht II 74. 

— Einführung eines Ternions VIII 311. 

— Gingangsbüdjer II 81. 

— GEinzelrichter, Beftellung II 25. 

— Ernennungsredt IX 7. 

Ernennung von Ranzleiperfonal 11 23. 

— Ernennung KVBorjigender f. Gewerbe⸗ 

geriht VI 7. 

sormularien VTII 4. 
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Anftisminifter, Gelbftrafen genen Kanz- 
leibeamte und Diener, Berivenbung ber 
II 68. 

— Gerichtödiener und Gefangenauffeher, 
Bahl ber II 62. 

— Gerichtötage Anorbnung I129, VIII 54. 

— Gefchäftsvertheilung, Grundfäge für 
VIII 26. 

Grunbbuchsführerpräfung, Nichtzu⸗ 

laſſung zur II 49, Kp. 8. 8. 48. 

— Ranzleir u. Schreibabtheilung, Con⸗ 
trolbuch VIII 897. 

— Ranzlei- u. Buftelungsabthetlung, Con⸗ 
trolbuch VIII 840. 

— Ranzletabtheilungen, Bildung von II 60. 

— Kanzleigehilfen mit Jahredgehalt, Zahl 
und Bezüge II 49, Rp. ©. 8. 10. 

— Ranzleipraktitenten, Enthebung bed II 
48, Rp. 8. 8. 88. 

— Ranzleiprüfung, verweigerte Bulafiung 
II 49, Kp. 8. 8. 84. 

— Ranzleivorbereitungsbienft, Ausſchlie⸗ 
kung vom II 49, Rp. ©. 8. 80. 

— entfcheidet Kanzlei⸗Vorbereitungsdienſt, 
verweigerte Zulaſſung II 49, Kp. V.8. 22. 

— Künbigungsregifter ſtatt Protofoll in 
Zanbeshauptftäbten VIII 280. 

— Oberlandesgerichtsraͤthe als Senatsvor- 
figende erfter Inftanz II 47. 

— Stammeinlage für Ehedvertehr VIII 101. 

— Stimmrecht⸗Uebertragung II 80. 

— Trennung ber Zuftellungd- u. Cxecutionb⸗ 
abtheilung VIII 84. 

— ordnet Uebernahmsbuch an VIII 81. 

— Uebimgen im richterl. Borbereitungd- 
dienft II 5, M. 8. 8. 84. 

- ungar. Acten⸗Ueberſeßzung ©. 525. 
- Bereinigung aller Procefsregifter VIII 
226,5: 

— Bertretung der Oberlandesgerichtspraͤſi⸗ 
denten VIII 6. 

— Bifitation durch Beauftragte VIII 414. 

— Viſitationen, Vertretung des Gerichts- 
hofspräftdenten VIII 410. 

— Viſitationsberichte, Borlage an VIII409. 

— Bifitationen, Anordnung II 74. 

— Wertfenbungen in Ausland ©. 538. 

— Buftellungen im Ausland, Bericht an 
©. 520. 


Auftizminifter — Kanzleiabtheilung. 


Auftisminifter, Zuſtellungsgebüren, inbi> 
vibuelle Ablieferung VIII 870. 

— Buftellungsmarten, Einführung VIII 
871. 

— fiehe auch Berorbnung. 

Aultisminikterialverorduuugsblatt, 
Behandlung VIII 297. 

Anftisminiktterinm, Ausweiſe und Bor: 
merfe bewilligt befonbere VIII 408. 

— Berichte an, durch Oberlandsgericht VIII 
204. 

— Berfonalftanbesaußwetife VIII 4. 

— Gcartirung, mweitergehenbe als normale 
VII 297. 

— Tarife für Jeugen- u. Sachverfländigen- 
gebüren XIV 1. 

— Webertragung von Kanzleigeichäften an 
tichterl. Beamte, Anzeige von VIII 306. 

— Berweigerung ber Buftellung burd) &- 
meinben VIII 16. 

Auftispräfung, praftifche erſetzt Kanzlei- 
prüfung II 49, Rp. 8. 8. 9. 

Auftisserwaltung II 73-78. 

— Borfteher, Organe bed 3. M. VIII 1. 
Auftisserwaltungsbchörden, Benad- 
tihtigung von Klagen VIII 818 8. 1. 
Auftisuerwaltungdsutadgten, Pienar- 

fache II 86. 
Auftisperwaltuugsfaden, VIII 24. 
Suftisperweisernng II 78. 

Inxta, Uebereinftiimmung mit bem Ghed 

©. 866. 


Raifer, Beonabigungsreiht I 13. 

— Ernennung von Riten durch I 5, 
IX 7. 

Ralferliger Rath, Titel ber Laienrichter 
8. 11 M. 8. 1239/1897 bei II 21. 

Kal., Bermert für Geſchaftütalender VIII 
404. 

Ranslei, fiche Gerichtstanzlei. 

Kanzleiabtheilnus, Aumerkung 
Pfaͤndungsprototoll durch VIII 174. 

— äußere Ordnung VIII 288. 

— Bezeichnung VIII 39. 

— (Eintragungen in bie Regiſter VIII 
221. 


ani 





Kanzleiabtheilung — Kanzleiprüfung. 


Kanzleiabtheilung, Sintragung in 
Ueberfichtöbogen (Tagebuch) VIII 270. 

— Stegifter VIII 217. 

— bei Oberlanbesgericht VIII 82. 

— Luſtrirung von Biändungsgefuchen VIII 
260. 

— für Straffacdhen VIII 82. 

Ransleiabtheilungen II 60, VIII 81 ff. 

— Mbthellungsleiter VIII 883. 

— Zuftellung®- u. Executionsgeſchaͤfte VIII 
84, 86, 87. 

— Bereinigung der Buftelungs- u. Exe⸗ 
eutiondgefchäfte VIII 89. 

— Obliegenheiten II 61 

Rausleinumwärter II 49, Rp. 3. 8. 328. 

— Difetpiinarbehandlung II 49, Kp. 8. 
8. 29. 

— Weberreidyung ber Geſuche um Zulaſſung 
zur Prüfung II 49, Rp. 8. 8. 34. 

Ransleinfiitenten II 49, Sp. 8. 8. 8. 

— Belebung von Stellen II 49, Ap. 8. 

— Erfordernis ber Mittelſchulſtudien II 96. 

— Borzugäreht der Unterofficdere auf 
Stellen von II 49, Rp. 8. 8. 8. 

Rausleibeamte, Beeibigung II 19. 

— Gaution II 49, Rp. 8. 8. 17. 

— Gommtifionen VIII 96. 

— Ernennung II 38. 

— Brotolollirung VIII 832. 

— Gtatus u. Rangdverhältnifie IT 49, 
Rp. 8.8.8. 

— Uebergangsbeitimmumgen II 96. 

— Mebertragung von Gejcdhäften bed Ere- 
eution®vollzuge® VIII 85. 

— unterſchreibt Gebürenzettel VIII 106. 

— Urlaub VIII 49. 

— Berorbnung II 49. 

— als Bolitredungsorgane VILI 8886. 

— Berwendumg zur Prüfung von Rede 
nungen II 49. 

Runsleidirecter II 49, Rp. B. 8. 8, 
VUI 812 Anm. 

— Mebergangsbeftimmungen XI 28. 

Ransleierterderuifle, Berwaltung VIII 
804. 

Ransleigebilfen II 49, VIII 24,,. 

— Aufnahme II 28. 

— Aufficht über II 68. 

— Beeldigung II 19. 


' 
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Rausleischilfen, Gelbbnis II 51. 

— gegen JahresgehaltIl49,51v.8.8.10. 

— GSuspenfion II 49, Ap. 8. 8. 10. 

— Berorbnung II 49. 

— Berorbnung über Prüfung, Dienſtver⸗ 
hältntfie zc. II 51. 

— Berwenbung II 49, Kp. 8. 8. 10. 

— Verwendung ftatt Beamten VIII 805. 

— Berwendung in Schreibabtheilung VIII 
826. 

— Geldftrafen II 68 Anm. 

— gegen Jahresgehalt, Zuweiſung an bie 
Gerichte II 49, Rp. 8. 8. 10. 

— Urlaub an VIII 49 Anm. 

— als Bolftredungsorgane ©. 709. 

Rauzleigebilienpräfung II 11. 

Ransleigeihätte des  Executionscom- 
miſſaͤrs nicht vereinigen mit @eichäften 
der Executionsabtheil. VIII 86. 

— folen nit von richterlichen Beamten 
verrichtet werben VIII 806. 

Ranusiciinfpecter VIII 812. 

— Reinfchriften VIII 828. 

— Berwenbung von Kanzleibeamten als 
Boftredungsorgane VILI 839. 

Aansleisberoffieiale II 49 Kp. 8. 

Kauzleiobervorſteher IL 49 Kp. 8. 

Rausleiofficial II 49, Rp. 8. 8. 8. 

Ranslelorgane, Schriftführer in Straf- 
ſachen II 57. 

— GBeldftrafen II 63 M. 8. 

Rausleiperfonal, Belehrung durch Richter 
VIII 807. 

— Ernennung II 28. 

— Gefchäftszeit für VIII 308. 

— Berordnung II 49. 

— Verwendung bed VIII 306, 19 Anm. 

Ransleiprattitaut II 49, Rp. ©. 8. 38. 

Rausleiprattitauten, Rebenbeihäftiaung 
II 49, Ap. 8. 8. 88. 

— Berfonalangelegenheiten VIII 24, .. 

Ransleipräfung, 1. u. 2., II 49, 50, 
Rp. 8. 88. 6, 8540. 

— Befreiung von II 49, Rp. 8. 8. 7. 

— Ergebniffe II 49, Rp. 8. 8. 41. 

— Bräfengeprototoll II 49, Kp. 8. 8. 42. 

— Unterrihtscurfe II 49, Rp. 8. 8. 51. 

— Borbereitungsbdienft für II 49, Kp. 8. 
88. 19-28. 
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Ransleiprätungs, Wiederholung II 49, 
"Rp. 8. 8. 48. 
— erfte, Ablegung II 49 Rp. ©. 
— Seit der Wblegung II 49, Rp. 8 
8. 83. 
— Beugnis II 49, Ap. 8. 8. 44. 
— Bulaffung II 49, Rp. 8. $. 84. 
Rausleiftäde VIII 288. 
Ransleinoriteber II 49, Rp. ©. 8. 8. 
Ransleisimmer, Aufbewahrung der Acten 
im VIII 882. 
— Aufbewahrung der Boracten anhängiger 
Rechtsſachen XI 2. 
Rauılikten II 49, Rp. 8. 8. 3. 
Kartenbriete, portofreie S. 89. 
KRautmäuniies Fauſtpfand, 
VIII 245, 888. 
Klagen armer Parteien, Ueberjendung 
an anbere Gerichte VIII 200. 
— Benachrichtigung von, buch Gerichts⸗ 
tanzlei VIII 818 8. 1. 
— in Mahnſachen, Wiberfpruh gegen 
Bahlungsbefeht VIII 229,.. 
— Protokollirung duch Gerichtslanzlei 
VIII 819 8. 1. 
— unerlebigte, der Bagatellgerichte XI 19. 
— (Eintragung ins Regifter S. 580. 
— ®rüfung der VIII 324. 
— Megtitereintragung VIII 2236 Anm. 
— Bahl ber, im Bergleidye zu ben Erlebi- 
gungen ©. 58. 
Rinsesurüdsichung,Regiftereintrag VIII 
2237 . 
Rinniosftehen don Parteien infolge Auf⸗ 
ſichtsbeſchwerde II 78. 
Kleider, Entfchädigung für Abnutzung 
XIV 8, 
Körperlige Eignung zum Kanzleibeamten 
II 49, 8&p. 8. 8.5. 
Koſten, Beitimmung vor Abgabe ber Acten 
an bie Regiſtratur VIII 289. 
— der Cheds-Einhebung VIII 102. 
— des Diſciplinarverfahrens gegen richter- 
Iiche Beamte ITI 22. 
— der Edictseinſchaltung VIII 106. 
— der Erhebung bes Streitgegenftanbes 
VII 117. 
— des Gewerbegerichtes VI 6. 
- der Haft, Vorſchuſe für VIII 178. 


Verlauf 


—E 


Kanzleiprüfung — Kündigungsregifter. 


Roten im en. Rtegiftereintrag 


— — * Parteien vorgelegten Au 
fertigungen VIII 18. 

— überflüffige, vermeiben VIII 88. 

— Berurtheilung richterl. Beamten zum 
Erjag III 42. 

— ber Strafrechtäpflege im Ghedisertechr 
S. 368. 
— ber Ueberſetzung eines Erfuchichreibens 
©. 444. 

— ungariiher Ueberfegungen im Straf- 
verfahren ©. 526. 

—— vor Grecutionspollzug 


= = — n. Sachverſtůndigengebſr 
VII 144. 

— für arme Parteien VIII 19. 

— Unterbleiben ber Vorſchreibung ©. 421. 

Koſtregie VM A,n- 

— Borichriften über, unberührt VIII 302. 

Kralan, Gewerbegericht VI 2. 

Krantpeit, Abweſenheit wegen IX 72. 

— der im Vorbereitungsbienſt Stehenben 
18 


— Belaſſung des Taggelbes während ber 
©. 126, 122. 


! Berſicherung ber Aushilfsbiener für den 


Fall einer ©. 124. 

Kreisgeristöpräfidenten, V. Rangt- 
clafie II 80. 

Kronenwährung im Srunbbnchegeichäfte 
VIII 198 M. 8. 

Kündigung angelegter Barbeträge VIII 
152. 

— von Hypothekarſorderungen VIII 245. 

— bei Kanzleigehilfen mit Jahresgehalit 
II 49, Ap. 8. 8. 10. 

Kündigungen von Bchlanbverträgen, dw 
ftelung VIII 347. 

— Ererutionsantrag zu ben Beſtandacten 
VIII 869. 

— gerichtl. Prototollirung II 59. 

— Boftanfgabe durch Mbuocaten VIII 354. 

— Betätigung der Zuftellung S. 735. 

— Stempelgebir ©. 725, 588. 

Kündigungsanitrag, Beroilligungsver- 
mer? VIII 19%. 

Kündignngsregiiter II 59, VIII 230. 


Kündigungsfadhen — Lifte. 


Ründisungsiaden, Acten in VIII 268. 

Ründigungstermine, Zuftelungen durch 
Gemeindeorgame VIII 844. 

Kundmadhung von Beſchlüſſen Hs-Reg. 
VIII 248, fiehe auch Anfchlag, Berlaut- 
barung. 

Runktobiecte, Verfteigerung VIII 885. 

ſtürze in der Faſſung der Wusfertigungen 
VII 191. 


8. 


Ladnug ber anbringenden Partei VIII 90. 

— zum Gerichtötag VIII 50. 

— zum Bergleichſverſuch Ne-Steg. VIII 
245. 

— außerhalb bes Procefies Il 87. 

— zum Bergleichöverfuch VIII 147. 
— für Zeugen, Sadiverftändige zc. nad) 
Erlag des Koftenvorfchuffes VIII 144. 
Laienrichter, Ernennung II 20, 88. 1 
M. 8. 138, 129, 1897 bei II 21. 

— fachmänniſche II 20, 21. 

— — Amtskleid X. 

— Unbeſcholtenheit 8.1 M. 8. 15. Juni 
1897, JM. 8. B. Nr. 22, bei II 21. 

Sandesausihnis, Aeußerung wegen Bu- 
ftelung durch Gemeinden VIII 186. 

— Berfländigumg von der Abfuhr einer 
Geldftraje ©. 426. 

Landesgerichtsrätbe als Bezirtägerichts- 
voriteher II 24. 

— Urlaub VIII 49. 

Sanpedscichblätter, Kenntnisnahme 
VII 8. 

Sandeshauptitädte, Kündigungsregifter 
VIII 290. 

LZandesregierungsarchiv VIII 290. 

Sandesvbertheidignugaminiſterium, 
Benachrichtigung bei Kanzlei- und Diener- 
poften VIIL 204. 

Landſturmpflichtige Beamte, Zahres- 
ausweis VIII 401 3. 16. 

Landtäfliche Güter, Bertheilung der Ere- 
euttondfadyen VIII 21,,. 

Landtage, Gutachten über Errichtung von 
Gewerbegerichten VI 2. 

Landwehr, Geſetz betr. Ausübung der 
Gerichtsbarkeit über VII 3. 
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LZesalilsteren VIII 24,,. 

— Tifciplinarbehandlung II P. 1. 

Lesalifirung für Beglaubigung im biplo- 
matifchen Wege II 40. 

— im diplomatifchen Wege nicht ins Re 
gifter G, VIII 289. 

— Regiſter VIII 289. 

Lesislative Angelegenheiten VIII 24,,. 

Legitimation unehelicher Kinder No-Meg. 
VIII 245. 

— p. 8. m. Matrifenberihtigung ©. 624. 

Lesitimatiousfadgen, Beriheilung VIII 
19, , ⸗ 21, 7° 

Lesitimationsurtunde für Boll- 
ftredungsorgane VIII 386. 

Lehrnerhältnis, Streitigleiten, Gewerbe 
geriht VI 40. 

Leitung bes Berpflichteten, freimillig VIII 
879 


Leitender Beamter II 23, 49, 53, 56, 
96, VIII 808-305, 812, 825, 829, 333, 
335, 371, 382, 384, vorlegter Abſatz, 388. 


Leitung der Gerichtöfanzlei VIIT 308, 804. 

— bes Kanzleivorbereitungsdienftes II 49, 
Kp. 8. 8. 24. 

— bed richterlihen Vorbereitungsdienſtes 
II 5, 9, M. 8. 88. 10-16. 


Lemberg, Niederlegung von Zuftellungs- 
ftüden XV 1. 

-- Gewerbegericht VI 2. 

Lesben, Gewerbegericht VI 2. 

Leiste Bolt, Angabe in Eingaben u. Bro- 
tofollen VIII 211. 

Leutiwillige Anordnungen, Aufnahme, 
Wcten VIII 273. 

— — Eröffnung VIII 65. 

— Erflärung, nadhrichterliche Aufftndung 
VIII 974. 

— Erflärungen, Gefchäftsvertheilung VIII 
19,8, 21, 9° 

— Aufbewahrung VIII 285, 286. 

— — Namendverzeichnid ©. 682. 


Liegenfattsnerfteigerungen, Zähl- 
blätter VIII 399. 


Liqnidirung der Wdvocatengebüren II 
37, 

Lifte der Advocaten, welche Aufcultanten 
in ihre Kanzlei aufnehmen VIII 11. 
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Literatur, Verüdfichtigung bei Borberei- 
tung auf mänbliche Verhandlung VIII 
121. 

Lithograpbiren ber Reinſchriften VILI 
215, 

Lõob lich im fchriftlichen Verkehr VIII 192. 

Localberkehr, Borto im VIII 858 8. 1. 

— Buftellung durch die Boft VIII 848. 

— Friſt für Boftfendungen im II 89 Anm. 

Lohnabzüge, Gewerbegericht VI 4 o. 

Lohuſtreitigkeiten vor Gewerbegericht 
VI4 a. 

Löſchung von Anmerkungen VIII 188. 

— von Pfandrechten im Erecutiondver- 
fahren VIII 187. 

— eines Verweiſes II 67. 

Lüden, infolge Ausfallens von Berhand- 
lungen VIII 118. 

Luſtrirung von Grunbbucheprotofollen 
VIII 126. 

— von PBiänbungsanträgen VIII 260. 

— für Berlafjsabhandlungen VITI 27€. 


m. 


Mahlzeiten, Roften, Beugengebür XIV 10. 

Mabngeiuche, Prototollirung durch Ge⸗ 
richtstanzlei VIII 819 8. 8. 

Maduresifter VIII 229. 

— führt Gerichtelanzlei TI 59, 

Mahnſachen, Acten in VIII 268. 

— Gcartirung VIII 295. 

— Bertheilung, VIII 19 ,. 

Mahunus gegen richterliche Beamte 111 3. 

Mahzuverfahren, Beltätigung der Bu- 
ftelung ©. 588. 

Mähriſch⸗Ditrau, Gewerbegericht VI 2. 

Mäpriih » Ehönberg, Gewerbegericht 
VI 2. 

Mmandataklagen, Regiſtereintrag VIII 
228. 

— SBertheilung VIII 19,,, 21,,- 

— Beitpuntt für Heften VIII 267. 

Mandatsregifter VIII 227. 

Mangel ber Brocefsfähigteit VIIISE, 118. 

— hinſichtlich Buftelungsnachweife VIII 
854, 836, 868. 

— dervorfchriftsmäßigen Befebung det Se 


nates in außerftteitigen Sachen II 88. | 


Literatur — Militärbewerber. 


Manitckatiouseid, Antrag zum Erem- 
tionsact VIII 269. 

Manipulationsgebär, bei Chedverkeht 
VIII 108%. 

Manipulatine depofitenamtliche Mab- 
nahmen I 37, 

Mappeneinzseiäuungen, Bormerk VIII 
406 8. 5. 

Maritgängise Waren, Verkanf VIII 891. 

Malle, Abtürzung VIII 92. 

Maflentrausportmittel, Beugengebären 
XIV 4. 

Malleverwalter, Eintragung iu Gew 
curßregifter VIII 241. 

Materiele Nechtöfragen, Vorbereitung 
ber Verhandlung in Betreff VIII 121. 
— Gejhäftsbehandlung, Prüfung buch 

Sifitator VIII 411. 

Matritel, Eintragung bed Geburtäteges 
©. 608. 

Maturitätsprüfung, bei Ranzleipri» 
fangen nicht erforberlich II 49, Ap. 8. 
88 M. 8. 

Mechauiſche Vervielfältigung VIII 218. 

Mehrere Beſchuldigte, Vr- u. Proßieg. 
VIII 280. 

— ÜEreeutionen, Eintragung in Wegißer 
VIII 288. 

mehrfache Berufung VIII 248. 

Meinungsueribiedenhbeiten über Unt- 
fertigungdentwürfe VIII 196. 

— fiber formelle Geihäftsbehandblung 
VID 2. 

Meittbstsperiheilung, Antrag anj bi- 
cherliche Einverleibung u. Löfdyung VIII 
178. 

-— Antrag auf Tagfagung VIII 830 8.3. 

Mietitreitigteiten, Sewerbegerida VI «4. 

Mietsinsanweilungen VIII 34, „. 

Milnderung der Strafe VIII 258. 

Militär-Werer, Buftelung an Finan— 
procuratur VILI 211. 

Milttärbebärden, Benachrichtigung von 
Klagen VIII 818 8. 1. 

— {hriitliher Bertehr mit VIII 198, 

Militärbewerber , auſpruchſberechtigte 
M 23. 

— Befretung von Kangleipräfung II 49, 
9.8.8.7. 


Milttärbewerber = Mutter. 


Militärbewerber Einrechnung der Probe⸗ 
praxis in Borbereitungdbienft II 49, 
Rp. 8. 8. 21. 

— vorgemerfte VIII 406 8. 17. 

militardienſtpflicht, Erfüllung TI 49, 
Rp. 8.8.5. 

Militärdienttiahen VIII 24,,.0- 

Militärgebände, Buftellung VIIT 865. 

— Execution in 886 8.8. 

— Todfall in VII 1, 18. 

Militärgerichte I 8. 

-— Rirkungetreis VII 1. 

Nilitäriurisdicttousuerm VII 1. 

Militärgerfonen, Beſtrafung wegen Un- 

- gebür und wegen Ausbleibens auf La⸗ 
dung VIII 148. 

— Execution gegen VIII 179, 884 8.1, 
886 8.1. 

— Klagen gegen VIII 818 Ichter Abfab. 

— Widerſetzlichkeit bei Berhandlung VIII 
148, 

— Bengengebür XIV 1?. 

— Buftelung an VIII 212 Abſ. 4, 349, 
849, 864. 

Militärpoliseiwade, Buftelungen am 
VIII 868. 

Militärs Stations: Commando, Ver- 
ftändigung, Beſtrafung von Militärper- 
fonen VIII 148. j 

Militärberwaltung, Streitigfeiten ber 
Arbeiter mit VI 1. 

militäriſche Gtabliffements, Streitig- 
feiten mit Ucheitern der VI 1. 

— Uebung Einfluſs auf Urlaub VIII 49. 

wilitäriiger Borgeieuter, Anfuchen um 
Unterftügung VIII 884 8.1. 

Minderjährige, Verlegung der Rechte 
II 84. 

Minimalalter IX, 1. 

Minikeriaibeamte bei Richteramtsprü⸗ 
fung OD 18. 

Miniiterien, Bertehr mit ben ©. 552. 

Miuifterinm des Aeußern, Erecutions- 
handlungen durch VIII 884 Tegt. Abi. 

Mittelſchulftudien für Kanzlelaffiftenten- 
ftellen Il 96. 

— Nachweis für ben Borbereitungsbienft 
II 49, Sp. 8. 8. 22. 

Mitteilungen über neue hbücherliche 


| 


nn — 
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Eintragungen während Berfteigerungs- 
verfahren VIII 170. 

Mittheilungen bet Execution an ab» 
twejende Berfonen VIII 886 8.4. 

— während GErecutionsvollgug VIII 166. 

— an andere Gerichte und Behoörden II 
88, VIII 199, 200, 878. 

Monatsunteriudhung ber Gerichtskanzlei 
VIII 810. 

Moutauperiwaltuugsbenmte als berg- 
baufundige Latenriter 8. 6 M. 8. 
R. G. B. Nr. 1828/1897 bei II 21. 

Montenegro, Rechtshilfeverlehr ©. 544. 

Moralität IX 2. 

Munudiren VILI 826. 

Mändliche Beſchwerden und Anzeigen 
VIII 146. 

— Anſuchen um Darlehen aus Wailencafie 
VIII 91. 

— Labung im Protofolfe VIII 90. 

— Eachverhaltabarſtellung und Antrag 
VIII 188. 

— Berhanblung im Berufungsregifter VIII 
248, .. 

— — SBorbereitung zur VIII 121. 

— — Negiftereintrag VIII 297, ,. 

— Grunbbuhsanträge VIII 77 M.8. 

Mändlicher Verkehr VIII 86, 87. 

— — zwiſchen Gerichtsbiener u. Beamten 
VIII 882. 

Mundliches Anbringen, Ablehnung ge⸗ 
richtlicher Organe VIII 189, 180, II 

28, 45. 

— — um Armenrecht VIII 200. 

— — um Ausfertigungen ımb Abichriften 
VIII 888. 

— — im außerftreitigen BerfahrenVIIIB21. 

— — in Egrerutiondfachen VIII 820. 

— — bei Gericht VIII 90, 91. 

— — Geſchäftsſtunden für VIII 42, 90. 

— — tn der Gerichtskanzlei VIII 819 bis 
821. 

— — Kündigungen II 659, VIII 230, 819 
8.2. 

— — Mahnverfahren II 59, VIII 239. 

— — in Gtreitfadhen VIII 819. 

— — Vergleichsverſuch, Labung VIII 147. 

Mäündlichteit der Verhandlung I 10. 

Mufter, Bertauf nach VIII 390. 
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N. 

Nachlaſſgeurator, Antrag auf Beitellung 
VIII 887, 820 8.8. 

Nachlaſsnachweiſung, Anmerkung bes 
Ueberreichungstages VIII 65 Anm., ©. 
772. 

Nachſchlagebuch über Regiftratursacten 
VIO 298. 

— Eintragung von Sammelpaleten S. 690. 

— Erlafjung des ©. 69. 

Nacht, Buftellungsverfügung VIII 218. 

Nachtquartier, Koften, Beugengebür XIV 
10. 

Nachtzeit VILI 46. 

— Üctenvermert über Execution zur VIII 
880. 

— Erlaubnis zur Zuftellung und Bornahme 
von Execution VILI 46. 

— Erecution zur, Anfuchen um VIII 886 
8.2. 

— Zuſtellungen zur VIII 46, 347, 366. 

Name ber richterlihen Beamten auf den 
Thüren ber Bimmer VIII 89, 

Namen ber Richter in den Ausfertigungen 
II 79, VIIL 198 Abf. 2. 

Namensobligetionen, Pfändung, Ver⸗ 
ſtändigung der Caſſe und anweiſenden 
Behörde VIII 384 8.9. 

— Beranlaffung der Umſchreibung VIII 
884 8. 12. 

Namensnerseignis, Ungabe der roihen 
Baht VIII 405. 

— Gintragung ber Eingaben VIIL 824. 

— zu den Grund» und Verfadhbüchern VIII 
255. 

-- zum Pfändungsregiſter VIIL 267. 

-— zum Bräfidialjournal VIII 255, 2983. 

--- zu ben Negiftern VIII 954, 266. 

— zum Urkundenverzeichnis VIII 286. 

— Eintragung beider Parteien ©. 687. 

— über Teitamente bei Rotaren ©. 683. 

Namensverzeichniſſe Eintragung alter 
Sachen XI 9. 

-— feine für Yirmenfadyen VIII 78. 

Ramensseihen ftatt Unterſchrift VIII 
194, 67, 69. 

Rebenbeinättisung der Beamten IX 48. 
- ber Kanzleipraltifanten II 49, Ap. 8. 
8. 32. 


Nachlaſsſscurator — Notar. 


Nebenintervention, Streitigkeiten über 
Buläffigkeit, Procefäregifter VIII 228. 

— Buftelung des Schriftfages VILL 191. 

Nebenprotololl ber im richterlichen Bor- 
bereitungsbdienft Stehenben I 5 M. 8. 

Nenanlegung ber Berwalterlifie VOI 
156. 

Neue Sachen, Gingaben in VIII 283. 

Nenigkemifirung der richterlichen Be- 
amten Vo. 

Nichtigkeit berufenen Urtheiles VIII 
248 .,. 

— der Beſchlüſſe im Berſahren aupe 
Streitſachen II 88. 

Nichtiskeitabeſchwerden gegen börks- 
fchiebägerichtliche Erkenntnifie VIII 21, .. 

Nitigleitsllage, Proceföregifter VII 
226, 237 8.8. 

Nichtrichterliche Beamie, 
gewalt über II 63 ff. 

Nichtſtreitige Angelegenheiten, Beichäitt- 
vertbeilung II 88. 

— — Referenten für II 88. 

— — Senate für II 38. 

— — fiche auch freiwillige Gerichtäberteit. 

Niederlande, Rechtshilfeverlehhr ©. 54. 

Niederlegung beim Gemeinbensrficher 
VIII 887. 

— gerichtlicher Yuftelungsftüde XV. 

— beim Boftamt VIII 387. 

Niederſchrift eines Separatvotums VIII 
186, 187. 

Nordamerila, Sorreipondenz ©. 54. 

Normalien VIII 24 8. 1. 

— cireuliren unter Beamten VILL 3. 

Rormalieninder erjest buch Sadıer- 
zeichnis zum Präfidialjournai VIII 23. 

NRermalmäßige Entſchädigung bei geit- 
weifer Verwendung II 46, 47. 

Notar, Üctenfendung an, Beyeihnung im 
Abgangsverzeichnis VIII SSL, 8.674, 6w. 

-—- Uufforderung, AbtheilungSuummer aui 
Eingaben anzugeben VIII 30. 

— Eingaben mit Borlage Iegtwilliger Er⸗ 
Härungen VIII 246. 

— Gebüren als Gerihtscommiffär VIII 
104, 

— Empfangsbud XIII 62. 

— Beugengebür XIV 19. 


Dijciplinar- 


Notar — Oberlandesgerichtöpräftdent. 1117 


Notar, Zuftellungsbud, für VILL 858. ! Oberiaudesgericht, Berfonalftandedaus- 
— Gtundung ber Gebären ©. 431. weije bei VIII 4. 
— Bemeſſung der Gebüren ©. 416. Ir Vorbereitungsbienft bei II 5. 
— Namendverzeichnis über Xeftamente — Uebereintommen über Sadjverftändigen- 
S. 682. | gebüren XIV 31. 
— Borlageberichte der S. 680, 516. — Amiskleidung der Diener II 62. 
Notariatsacten, Aufbewahrung bei Ge- | Oberlandesgerichtspräfident, Unts- 
richt ©. 682. paufchale, Ergänzung VIII 184. 
Notariatsangelegenheiten VIII 24, ,. | — Aushilfsbiener, Bewilligung der Auf: 
Notariatsarchis, Ramensverzeichnis über nahme VIII 62. 
reg — | — Aeußerung bed Landesausſchuſſes, Ein⸗ 
udidaten, Uebertritt in holung VIII 15. 
NRichterftand II 98. — bewilligt Austritt aus Checkverkehr VILI 
— SBeugengebür XIV 19. 101. 
— Erleichterungen beiBulaffung zur Richter — Beglaubigungen imdiplomatifchen Wege 
amtöprüfung II 4 Kaif. 8. VIII 289, 


Notarſtellen, Beſeßungsvorſchlag durch 
den Perſonalſenat II 32 Anm. 

Nummern ber Gerichts» und Kanzlei⸗ 
abtheilungen VIII 29. 


— Beſchwerde gegen Suspendirung einch 

Kanzleipraftifanten II 49, Rp. 8. 8. 31. 
— Chedverlehr, Stammeinlage VIII 101. 
— Dienftauffiht II 41, 74, 75, VIII 409, 


ln oe re 


Nur an bie Berfon bed Woreflaten VIII 410, 413. 
351. — ermädtigt Gingelrichter für Civilſachen 
VIII 14. 
N — Genehmigung db. Feriengeſchaͤftsplanes 
x VIII 52. 
Oberlandesgericht II 41, 42, fiehe auch — fruchtbringende Anlegung VILI 152. 
Gerichtshof II. Inftanz. — Gerichtspraxis, Aufnahme in die II 16. 
— Belegung V 1. — Geſchäftszeit, Vertheilung VIII 40. 


— Dienflauffiht II 74. 

— Geichäftsvertheilung VIII 23. 
— Drganifirung V. 

— Regifter VIII 225. 

— Riditeramtöprüfungen II 18. 
— anhängig verbliebene Rechtsſachen XI 8. 8. 38. 

— Bericht über Geſchaftsausweiſe VIII 8965. — Kanzleiprüfung, Zulaffung II 49, æp. B. 
— Berichte an Oberſten Gerichtshof u. 8. 3. 


— Grundbuchsfuührerprüfung, Zulaſſung 
II 49, Rp. V. 8. 45. 

— Kanzleiabtheilungen II 60. 

— Ranzleipraltifant, Enthebung wegen 
Nichtablegung der Brüäfung IL 49, Ap. 3. 


J. M. durch VIII 204. ı — RBofteinlauf, Verfügungen VIII 64, 355. 
— beftelt ftänbige Dolmetiche VIII 123. — Reiſejournal VIII 406 8. 16. 
— Ernennung von Kanzlei» u. Diener- | — religidfe Sefttage, Verzeichnis VIII 44. 
perfonal II 28. — genehmigt Senatsvorfigenden II 88. 
— Gerichtäahtheilung beim VIII 37. — Supplirung II 46. 
— Ausſchluſs von Gerichtöpragis II 17. — GSupplirung von Kanzleiperfonal II 52. 
— Geridhtötage, Ort u. Beit der VIII 94. | — bewilligt Telephonanfchlufs VIII 100. 
— Grundbuchsführerprüfung II 54. — Unterrichtscurſe für Kanzleiperfonat II 
— Geichäftsausmeife VIII 897. 49, Rp. 8. 8. 51. 
— Geſchaftavertheilung aus fpradhlihen | — Vertretung für egponixte Bezirksrichter 
NRüdfihten VIII 26. II 27. 
— nimmt Kanzleigehtlfen gegen Jahres⸗ — Berwendung richterlicher Hilfsbeamten 


gehalt auf II 49, Kp. 3. 8. 12. II 44. 
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Sberlaudesgerichtöpräfident, bewilligt 
Verwendung von Dienern anderer Ge- 
richte VIII 331. 

— beſtimmt Gerichtähof und Lanbbezirie- 
gericht für Vorbereitungsdienſt II 5, 
M. 8.8. 2. 

-— Borbereitungsbienft für erfte Kanzlei» 
prüfung Il 49, Rp. V. 8. 20. 

— Borbereitungsbienit f. Kanzleiprüfung, 
Zulaſſung II 49, ip. 8. 8. 22. 

— — Ausſchließung II 49, Rp. 8. 8. 30. 

— befondere Bormerle u. Ausweiſe II 80, 
VLUI 408. 

— Borfchlag für Ertheilung bes Stimm- 
rechts II 80. 

— — für Einzelrichter IL 26. 

— Buftellungdgebüren VIII 870, 871. 

Oberlandesgerichtaräthhe, Abordnung 
zur Viſitation von Gerichten VIII 410. 

— al3 Senatsvorfigende I. Inſtanz 11 47. 

-— Urlaub VIII . 

— Borfig bei @rundbuchsführer- u. Kanzlei» 
prüfung VIII 50, 54. 

Dberlaudesgerichtö »- Bicepräfldent II 
41, IX 168. 

Oberrichter beim Conſular⸗Obergerichte 
V d. 1 88. 4, 6. 

Oberſtaatauanwalt, Bericht mit Geſchafta⸗ 
ausweiſen II 82. 

— Dienjtauffiht über Staatsanwälte II 74. 

— Intervention bei Difciplinarfacdhen nicht» 
ridhterliher Beamter II 66. 

— Syſtemiſirung V 17. 

— Erlaffung des Nachſchlagebuches S. 694. 

Dberftaatsanwaltſchaften, Nachweiſun⸗ 
gen über das Diſciplinarverfahren II 66. 

Dberfter Gerichtshof, Ausfertigungen 
IV 29. 

— Beriht mit Geichäftsausweifen II 82. 

— Bericht an, durch Oberlandbesgeriht VIII 
204. 

— als Difciplinarinftanz III 8, 9, VIII 
66, TI. 

— Ernennung bed Kanzlei» u. Diener⸗ 
perjonales 1I 28. 

— Ernennungsredht IX 8. 

— Mfchriften ber Revifionsentſcheidung 
VIII 205, 215. 

— Borlage von Urtheildabfchriften S. 555. 


DOberlandesgerichtöpräfident — Orbnungöfirafen. 


Dperiter Gerihtähef, Geſchaͤſtsſprache 
IV 37. 

— ÖQutadten IV 10. 

— Mitglieder bed, bei Rigteramtspräfung 
I 13. 

— Recht zur Rüge von Gebrechen II 17. 

— Rechte ded Präfidenten IV 12. 

— Genate IV 15, II 48. 

— Siegel IV 80. 

— Gtatut IV. 

Oberithofmarſchallamt. Benadridtr 
gung von Klagen VIII 313 3. 1. 

— Executionshandlungen durch VILI 384 
legt. Abſ. 

Dbijectivesa Berfahren in Breisfachen VIII 
251. 

Obligationen, Piändung, Berfländigung 
ber Caſſe u. der anweifenden Stelle VIU 
884 3. 9. 

Obligatoriſche Suspenjton gegen ridt- 
richterl. Beamte LI 68. 

Dbliterirung der Stempelmarfen VIII 6. 

Dbliteriruugsfarbe für Stempelmarlee 
VIO 66, ©. 831. 

Offenbarungseid, Antrag zum Srecutiond- 
act VILI 369. 

— Untrag auf %eiftung VIII 320 3. 3. 

Deffentliche Velauntmachung, Zuftellung 
durch VIII 878, 373. 

— — Buftellungäverfügung VIII 213. 

Deffentlichteit, Ausihiufs VIII 181. 

— der eriten Tagſazung VIII 120. 

— ber Berhanblung I 10. 

Dfficter, Unzeige von Klagen gegen VII 
1,18 


Omnibus, Beugengebüren XIV «. 

Orden, Rüditelung durch Gerichtsfanzlei 
VIII 8315 8. 1. 

Dränung, Sorge für Einhaltung VIII L 

Drönungsuummern abftreichen VIII 263. 

— — auflctendedel oderfüden VILI 324. 

— Actenheft oder Band unter einer VII 
271, 372. 

— ber Scriftftüde VIII 261. 

— ber Erledigungen VIII 262. 

— tn Geſchäftszahl VIII 266. 

— hinfichtlich Rechtsmittelacten VIII 277. 

Drduuugsſtrafen gegen richterl. Beamte 
III 8. 





Orbnungöfttafen — Pfaͤndungsregiſter. 


Drbunugsiiraien gegen Kanzleibeamte 
II 68, 66. 

— im Berfahren außer Streitfachen LI 85. 

Drsnungswidrigleiten ber richterlichen 
Beamten III 2. 

— des Ranzleiperfonales U 63. 

Organiſatiousfragen, Blenarjache II 86. 

DOrganifirungsgeiee I 2, II 48, V. 

Driginel fiche Urſchrift. 

Drisinalurtunden, Ausſolgung VIII 287. 

Drtsäblige Kundmachung der Gerichts⸗ 
tage VIII 56. 

— — Buftellungsverfügung VIII 218. 

— Berlautbarung VIII 87. 

— — bed wöhhentlichen Amtstages VIII 90. 

Osmaniiche Berichte, Egecution auf rund 
von Egecutionstiteln der V d. 5 8. 11. 

Delterr.-ung. Bant, fruchtbringenbe An- 
legung VIII 188. 

— — Berzeichnis VIII 406 8. 8. 

— — Depsfitenabtheilung ©. 866. 


v. 


Vapier VIII 838. 

Barteien, Bezeichnung im Beſchluſs VIII 
198. 

— Zitulatur in Ausfertigungen VIII 191. 

— Borlage von Ausfertigungen durch VIII 
195 


Barteiengelder, Barverlehr ©. 368. 

— Fructificirung ©. 864. 

— Ordnung in der Gerung ©. 364. 

Warteienperiche VIII 82, 88. 

— in Gerichtätanzlei VILI 42. 

Parteienvbernehmung, eibliche, Zählung 
im ®roceföregifter VIII 287, ,. 

— ohne Beeldigung, Zählung ©. 586, 588. 

Varteinachrichten fein Brotololl VIII 88. 

Vartienlarien. Vorlage zur Adjuſtirung 
v3. 

Vatentamt, Verkehr mit dem beutichen 
©. 587. 





— ——— ———— ——— ——— — 


- — — —— — — — — — — — — —— 


Vatentgerichtahof als Berufungsinſtanz 


IV 4. 
Vanſchalwegentſchäüdignug S. 792. 
Benfionirung IX 48. 

— als Difciplinaritrafe III 6. 
— von richterl. Beamten III 50. 
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VBenflonirung Präſidialſache VIII 24, ,. 

Benfionseafien, Streitigleiten, Gewerbe⸗ 
geriht VI «e. 

Periodiſche Uusweife VIII 401. 

— Revifion bes Pfänbungsregifters VIII 
259. 

Verſonal der jtäbttihen Bezirlsgerichte 
I 3. 

Berfounlangelegenbeiten VIII 24,.. 

Berionnleommilfienen IX 28. 

— Bufammenfegung LI 32. 

— beim Oberlandesgericht II 41. 

Verſonalſenat beim Oberlandedgerichte 
Beſeßungen durch ben II «ti. 

— Befegungsvorihlag für Rotarftellen 
II 82. 

Berionaiktandesausweile, Anzahl 
VDOI 4. 

— Beilage VIII 6. 

— Eintragung der Difctplinarftrafen III 6. 

— — ber Difeiplinarertenntnifje III 97. 

— — von Ordnungs⸗ u. Difciplinarftrafen 
II 67. 

— — eines Verweiſes III 3. 

— Brüfung u. Nufbewahrung VIL 1. 

— ber Staatsanwaltihaft XII 8. 

— lebergangsbeitimmungen XI 22. 

— Gintragung ber Beeibigung VIII4 Anm. 

Berfonalperänderungsausweis, An- 
zeige der Wenderungen bes Geichäfte- 
lreiſes eines Einzelrichters im II 25 Anm. 

Verſonalverſchiebnugen aus Anlaſs 
minderer Cignung des Kanzleiperſonals 
VIII 806. 


‘ Biaudrehtsanmertiuug VIII 884 9.5, 


11. 

— seinperleibung, Anträge auf VIII 821 
8. 6. 

— serlöfhuug durch Sriftablauf VIII 259. 

Bländungen, Bornahme buch Diener 
VIII 880, 886. 

Btäunungsauträge, Luftrirung VIII260. 


: Bländnngsprotsfehl, Anmerkungen auf 


VUI 1%. 
— Uufbewahrung ©. 668. 
— Beilegung zum Uct ©. 680. 
Bländungsresilter VIII 257—3260. 
— Ertheilung von Ausfünften VIII 384 
8. 10. 
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Pländnugsregifter, Revifion VIII 259. 

— Vidcat VILI 98. 

— politiſche Pfandrechte VIII 259. 

Bfandungoregiſterzahl. Angabe im Exe⸗ 
cutionsregifter VILI 288. 

Vfandweiſe Beſchreibung, Benachrich⸗ 
tigung des Verpflichteten von VIII 886 
8.5. 


— — von Liegenfchaften, Mittheilung an 
den Gemeinbevorfteher VIII 384 8. 4. 
— — Mittheilung neuer VIII 884 8. 6. 
— — einer Liegenſchaft, Berftändigung 
bes Verpflichteten VIII 167. 

— — mit ber Binsflage verbunden VIII 282 
Anm., ©. 625, 643. 

— — Bewilligung VIII 19 Anm. 

Bſerdebahn, Beugengebüren XIV 4. 

Bllegebeioplene, Auskünfte über Auf⸗ 
enthalt VIII 821 8. 1. 

— Berlegung ber Redite II 84. 

Vfles ſchaften, Regifter für VIII 285, 297, 
238. 

— Bählung nad) Stämmen VIII 288, 

Bflegſchaftaſachen Ternion in VII 
311. 

— Evidenzbehelfe ©. 868. 

BRichtserlegung ber richterl. Beamten 
III 2. 

Bhotographien, Ipentificirung ©. 523. 

Bilfen, Gewerbegericht VI 2. 

Blenariennt 11 88. 

Buenmatiiche Poft, Buftellung durch VIII 
345 


Bolitifge Behörden, Strafvollzug für 
VIII 252. 
— Hrreftitrafen S. 685, 391. 


Bolitiige VBesirtsbchörde, Ynlegung 
ber Berwalterlifte VIII 156. 

— — Ungeige von Anftänben bei Buftellung 
VIII 16. 


Bolitiige Haltung IX 3. 

Volitiſche Pfandrechte VILL 259. 

-- — inshefonbere in Wien ©. 647. 

Vortobehandlung im Verkehr mit dem 
Auslande ©. 531. 

Vortofreie Dienſtſache VIII 878 8. 1. 

— Boftanmweifungen VIII 878. 

Bortofreigeit VIII 378 8. 1, ©. 521. 


Pfaͤndungsregiſter — 


Koftfparcaffenamt. 


Bertsgebüren, Beilegung in Briefmarten 
VIII 883. 

— für Brieffenbungen VID 358. 

— bei Boftaufgabe durch Abvocaten VII 
354. 


Bertspfligt VIII 378 8. 1. 

— bei Sendungen nad) Auſland VIII 201, 
&. 521. 

Vortugal, Berlehr mit S. 565. 

Boft, Anlunftszeit, Beachtung bei Tay 
faßung8anordnung VIII 116. 

Boltabgabehud VIII 63. 

Voſtamt, Nieberlegung beim VIII 357. 

— am Buftellungsort VIII 343. 

Boltanweilung, Ueberſendung mit VIL 
109. 

— Unterfertigung VIII 68. 

— Guticrift auf Chedconto VIII 101. 

— telegrapbifche VIII 68. 

— Ungabe von Daten S. 426. 

— Bezeichnung des Gegenſtandes in ©. 358. 

— Gutſchriſft von ©. 34. 

— Buftelung von VIII 68, M. 8.8.8. 


Voſtaufgabe durch Advocaten VII 38. 
— und Erlagsſcheine, Aufbewahrung VL 
109. 


Voſtaufgabebuch VIII 355. 

— zur Indigocopirung S. 766. 

Voſtaufgabevermert VIII 74. 

Voſtbevollnãchtister VIII 851. 

Bolteiugangsseiten maßgebend für Ge⸗ 
ſchaͤſtszeit der Einlaufſtelle VIII 42. 

Voſteiniauf VIII 6s, 64. 


Voſtenlauf, Feſtſtelung VIII 74. 

— Nichteinrechnung II 89. 

Voſtfach. Buftellung tens ©. 762, 767. 

Beitporte, Ginhebung VIII 63, %, 
858. 

Boltlendung, Vorbereitung VIII S40. 

— Wufgabe VIII 352—855. 


— Berechnung der Fri IT 89. 

Voſtſparcaſſe, fruchtbringende Nulegang 
bei VIII 152. 

— Ueberjendung von Geld mit VILI 108. 


Voſtſparcafſenamt, Vetheiligung am An⸗ 
weifung&vertehr VIII 101-103, 











Softfparcafienamt — Preußen. 


Voſtſparcaſſenamt, Bahlungsanweifun- 
gen VIII 68, M. B. 8. 85. 

Voſtſparcaſſenchedc ©. 353. 

Voſtſtempel, Webertragung auf Eingabe 
VIII 74. 

Voſtzuſtelluug VIII 848, 349 ff. 

— Beſchwerden wegen Mängel VIII 856. 

— bei Wohnungsänberung ©. 768. 

Srauumeratisnsbeträge, Bortopflicht 
VIII 378. 

Brälcntationen, nicht durch Diener VIII 
385. 

— Borweifung abgenommenerBaptere wegen 
VIII 882. 

VBrälentatum auf Grundbuchseingaben 
VIII 77. 

Bräfensselder derGewerbegerichtsbeiſiter 
VI 18. 

Sräfident Bes Serichtshofes I. Iuſtaus 
II 8. 

— — Amtöpfliäten VIIL ? ff. 

— — Umtsunterfuhung VIII 410-418. 

— — Anordnung außerorbentliher Ge⸗ 
richtöiage II 29, VIII 55. 

— — Aufficht II 81, 74, 75, VIII 400. 

— — Ausweiſe, $rüfung VIII 895. 

— — Einzelrichter II 37, VIII 10, 14. 

— — Ghedverfehr VIII 101. 

— — Difeiplinarverfahren gegen Ranzlei- 
beamte II 66. 

— — abminiftr. Erlebigung ber Mblehnung 
eines Bezirksrichters II 28. 

— — Aenderung ber Geſchäftsvertheilung 
II 26. 

— — — bezirksger. Geichäitsvertheilung 
VIII 17. 

— — Aufſicht über Gewerbegerichtsvor⸗ 
figenden VI 11. 

— — Aufficht über Kanzleiperjonal 11 68. 

— — beglaubigte Unterichriften für Lega- 
Ufirungen im diplomatifchen Wege IL 40. 

— — deftimmt Ergänzungsrichter VII 9. 

— — beftimmt fortgejehtes Functioniren 
eines Senates II 84. 

— — heitimmt Gegenſtand ber Regiftraturs- 
nadjidjlagebücher VIII 298. 
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eines Buches über an dic Regiſtratur 
abgegebene Acten VIII 292. 

Bräfident Des Gerichta hofes I.Iuſtanz 
genehmigt Feriengeſchäftsplan VIII 50. 

— — Senatsbildung II |82, 84, 88, 47, 
VIII 7—12. 

— — Urlaube VIII 50. 

— — Bertretung II 31. 

— — richterl. Borbereitungsdtenft II 9. 

— des Dberlaudesgerichten, fiche Dber- 
landedgerichtöpräfibent. 

— des Pberſten Gerichtshofes IV ır. 

Bräfldenten Der Gerichtöhäfe, Richter 
II 2. 

Vrãſidialaeten VIII 279. 

— Abgabe an bie Regiſtratur VIII 289. 

— Actenzeichen VILI 364. 

— Bereinigung bes Nachſchlagebuches mit 
Namensverzeichnis VIII 298. 

— Erſichtlichmachung im Nachſchlagebuch 
S. 694. 

— Zuſammenlegung VIII 279. 

Bräfidialionrnal VILL 79. 

— Namensverzeichnifie VIIL 255. 

— Nachſchlagebuch VIII 2983. 

— der Staatdanwaltichaft XII 3. 

Vrãſidialſachen VIIL 24. 

— Erledigung dur Senate oder Com⸗ 
miffionen VIII 25. 

— Gefchäftsvertheilung VIII 19, ., 21,.- 

— Gerichtäferien VIII 47. 

— GSammelftüde VIII 8. 

— der Staatdanwaltihaft XII 8. 

Bräfisinm, Verkehr mit Gerichtsabtheit. 
VIII 85. 

Vrãtoriſche Borladungen VIII 147. 

— Berhanblungen alle an einem Wodjen- 
tag VIII 115. 

Prags, Gewerbegericht VI 2. 

— Handelögericht, Uebergabe anhängiger 
Saden XI 16. 

— Niederlegung von YZuftellungaftüden 
XV 1. 

Preſadeliete, Geſchwornengerichte I 11. 

Vreiäresilter VIII 249, 251. 

— der Staatsanwaltfhaft XII 4, 5. 


— — beftimmt Reihenfolge ber Bertretung | Pretioſen, Bewertung hinterlegter ©. 826. 


der Einzelrichter II 27. 
— — bewilligt Unterlaffung ber Führung 


Schauer, Geſch. Ordg. 


Preuſzen, Koſten für Requiſitionen ©. 
539. 
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Drivatbetheiligter — QDualificationstabelle. 


Pribatbetheiligter, formelle Behandlung | Vrototolle, in Grundbuchfachen VIII 


der Auträge eines ©. 681. 
Brobepraris, abgelegte, beiteit von 
Kanzleiprüfung 11 49, Rp. 8. 8. 7. 


— Einrechnung in Vorbereitungsbienft II 


49, Æp. 2. 8. 21. 

Probeweiſe Verwendung von Gerichts⸗ 
dienern VIII 384. 

Proceſſsaeten, erſt nach Entjtehen eines 
Proceſſes zu heſten VIII 267. 

Proceſſsbepvolmãchtigte, Eprachlennt⸗ 
niſſe VILI 138. 

Proceſabuch ZI 6. 

Broceistähigteit, Bejeitigung ber Mängel 
VIII 86, 118. 

Procefstoſten bei Slandzurüdziehung vor 
oder bei erfter Tagſatzung II 37,.- 

Broceisleitende Verfügungen, kein Aus⸗ 
fertigungsentwurf VIII 194. 


Proceſsrecht vor Eonfulargerichten V d. 


5, 88. 18, 19. 

Broceläregiter VIII 226228. 

-- Bereinigung fämmtlicher VILI 226,,. 

Krochrift, Poſtzuſtellung an VIII 849, 
364. 

- - Suftelungsverfügung VIII 212. 

Brofefforen ber Bergalabemien als berg« 
bautundige Laienridhter 8. 6 M. 8. 
R. G. 8. Nr. 128/1897 bei 11 21. 

-- ualification zum Nichteramt II 4. 

Proteſte, Serichisfiegel VIII 216. 

Proteſterhebung nicht durch Diener VIII 
335. 

— Borweifnng abgenommener Papiere 
wegen VIL 882. 

Krototol, Anmerkung auf Riändungspr. 
VIII 884 8.5, 11. 

über Anzeige von Ablehnungsgrund 
VIII 130. 
- Beratbungs« VIII 186—189. 
- in Beſtandſachen VIII 280. 

— fein iiber mündliche Unbringen 1159, 
VIII 86, 88, 89, 91, 145—147, 8188.11, 
80. 

— über Mahngefuhe und Klagen VIII 
229, ,. 

— In nichtſtreitigen Angelegenheiten II 58. 

Brotofolle, Eintragung in Firmentage⸗ 
buch VLII 78. 


| 


126, 77 M. 8. 

— mit Grunbdbuchſachen, Eintragung um 
Tagebuch VIII 77. 

— über letztwillige Verfügungen, Auſ⸗ 
bewabhrung VIII 285, 286. 

— Reihenfolge in den Acten VIII 262. 

— über Tagfagırngen in auberftreitigen 
Saden VII 134. 

— Ueberfendung an andere Gerichte VII 
300. 

-— Orbnungsnummer auf ©. 650. 

Bretofsllaufuahme, Jonrnaldienſt zur 
VII %. 
Vrotoko Aführunng auf Gerichtstagen 
VIII 56. 
— durch im richterl. Borbereitungsdienit 
Stehende II 5, M. 8. 88. 24, 28. 

Srotstell- u. Gingabennerseignis. 
Gerichtsſtage VLII 61. 

Krätung für Grundbuchsführung 11 51. 

— für Kanzlei II 80. 

— für Nihteramt II 12 ff. 

— der Huftellungsiheine u. Execntions 
protofolle VILI 384. 

Prufnugen, theoretifche, als Borans- 
fegung für Richteramt IL 4. 

Srüfungscommilfionen, BVedachtnahme 
auf Geihäftsvertheilung bei Zufammcn- 
ſetzung VIII 28. 

— Bildung, Präfibtalfache VIII 4, ,- 

— Bildung für Richteramtsprüfungen II 
18, J. M. 8. 8. 1, 5. 

Brüfungsseinhe, Praſidialſache VII 
24,0. 

Brütungspretotoh I1 13 I. M. 8.5.3. 

Srätungsfaden VIII 34... 

Brüfungssengnuille, Braſidiaiſoce VIII 
24,.. 

— über die Richteramtsprüfung 11 33 
I. M. 8. 8. 32. 

Publicum, Schliehung ber Amtöräum 
für VIII 4. 


9 
Qualiſication, Maßſtab für VIII 5. 


— ſ5⸗Gutachten VII Bb. 


— 8sZabelle bei Competenageſuchen VIII 
5, IX 29, 38. 





Dualifieirung — Rechtsmittelentſcheidung. 


Qualifieirung der richterlichen Beamten 
bei Amtsunterſuchungen VIII 410. 

Quieſeiruug IX 48. 

Quittung bes betreibenden Glaͤubigers 
VLII 382 Ubf. 2. 

Suittungsftempel, Gelbbud) S. 361. 


R. 


Haug des Bräfidenten des Oberiten Ge- 
richtshofes IV 14. 

Rangsperpältuifle der Kanzleibeamten 
11 49, 4ap. 2. 8. 8. 

Natbslammer 11 32. 

— eine Gerichtsabtheilung VIII 97. 

— Gefchäftsvertheilung VIIL 21,,. 

Rathsatammerſachen VILL 252. 

— Bormert über VIII 405. 

— S. 298, 881. 

Nathsleeretäre, rihterlide Hilisbeamte 
11 8. 

— bei Gerichtöhöfen II 30. 

— bei Bezirkagerichten II 25. 

Räthe der Werichtshöfe I. Inſtanz LI 30. 

— — Richter II 2. 

— als Vorſteher der ſtädtiſchen Gerichte 
VIII 11. 

— bei Bezirlögerichten 11 24. 

Nänmung von Immobilien, Benachrich⸗ 
tigung von wegzufhaflenden Sachen 
VIII 884 8. 16. 

Nänmungsbeihläffe, Ueberſendung an 
Executionsabtheilung VIII 230. 

Nealacte, Erfuchen um Vornahme von 
VIU 281. 

Realſchãtzung fiche Schäbung. 

Rechnungen, Präſidialſache VIII 24, .. 

— Brüfung durch Kanzleibeanite ohne Ent- 
gelt II 49 Ann. 2. 

Rchunugsarbeiten, Beriehung der II 
49 


Rechnungsdepartement, Erforderniſſe 
für Anſtellung II 50. 

— Ernennung ber Beamten II 38, IX 9. 

— Urlaub VIII 4. 

Nehuungsdienft, Borichriften über, un⸗ 
beräßrt VIII 802. 

Nechnungslegung, Ueberwachung der 
Friſten für VIII 404. 


— — en Be .— — 
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Rechnungsverſtändige SKanzleiveauten 
und Gchilfen II 49. 

Rechnungsvormert VIIL 406 3. 13. 

Rechtsfolgen bei Ladungen angeben VIII 
114. 

Rechtsfragen, Grörterung bei Ants- 
pifitationen VIII 411. 

RNechtahilfe gegenüber Eonjulargerichten 
Vd.18.14. 

— raſche Erledigung S. 389. 

Rechtshilfeaeten VIII 278. 

RNechtshilfetoſten, Cinhebung VIII 105, 
112. 

Rechtahilferegiſter VIIL 281. 

— in Steaffachen VIII 248. 

NRehtspiltefahen, Abtheilung für VIII 
27. 

— Geichäftsvertheilung VIII 19,,, 21,3- 

— Bertheilung VIII 19,,, 31,:. 

Rechtshilſeverlehr mit Ausland, Ent- 
fcheidung des Oberlandesgerichteo VIII 
231. 

Rechtaülraft, Verüdfihtigung in Be— 
rufungsinftang VILI 149. 

— ber Einftellung ber Execution, Ueber⸗ 
wachung VIII 164. 

— Entiheidung, Regijlcreintrag VIII 227,,. 

-- troß, Anberaunnung einer eriten Tag⸗ 
fagung VIII 118. 

— im Mahnverfahren ©. 589. 

Rechtskräftig entichiedene Sadıe, Feſt⸗ 
ftellung aus Namensverzeichniſſen VIII 
324. 

— erledigte Sachen, Abgabe der Acten 
VIII 289. 

Nechtamittel gegen Diſciplinarerlenntnis 
III 24. 

— gegen Einleitung und Verweigerung der 
Diſeiplinarunterſuchung III 14. 

— gegen Ordnungseſtrafen ILL 5. 

— Uebernahmsbuch über einlangeude VIII 
81. 

— Borlage in Strafſachen 1I 37 Anm. 

— Vorlage II 87,.,. 

Rechtomittelbehörden, Actenvorlage an 
die S. 356. 

Rechtsſsmittelentſcheidung, ohne Ent⸗ 
ſcheidung des Senates weiter befördern 
VIII 205. 
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Nechtamittelentſcheiduug, Exemplare 
VIII 215. 

— Abſchriften der ©. 556, 567. 

NRehtamittelvertabren, Ucten VIII 277. 

— Üctenbildung S. 672. 

Nechtapllege. Sutachten über Gang II 82. 

Rehtsprattilanten, Geldbnis II 16. 

-- Berwenbung II 6—11. 

— Befreiung von Kanzleiprüfung II 49, 
Ay. 8.8.7. 

-- Difeiplinarbehandlung II 17. 

— Berwendung in Gerichtskanzlei II 49. 

— Buziefuug zu Berathung und Ab⸗ 
fimmung VIII 181. 

Nechtsſspraxis, Anrechnung II 95. 

Rechtsſache, Bezeihnung in Beſchluſs 
VIII 198. 

Nechtsa. und ftaatäwifienfchaftliche Studien, 
als Vorausſetzung für NRichteramt II 4. 

Rechtswegs, Abhilfe im, gegen Entſchei⸗ 
dungen ber Berwaltungsbehörben I 15. 

RNechtawiſſenſchaftliche Hanserbeit 11 
13, J. M. 8. $. 11. 

Reclamationen wegen Unftänbe bei Ku⸗ 
ſtellung VIII 16. 

— bei Gemeindezuftellungen VILI 868. 

-- bei Boftzuftellung VIII 854, 856, 876. 

Recommandirte Aufgabe von Poftien- 
dungen VIII 852. 

— Sendungen, Anwendung ©. 768. 

Kecurb, Anmerkung im Brocefsregifter 
VIII 997, .. 

— Aufſchiebung der (Execution wegen 
VIII 162. 

-- Behandlung als Vorftelung VIII 151. 

— und Berufung gegen biejelbe Entfchei- 
dung zugleich vorlegen VIII 208. 

-- mit Verufung vorlegen VIII 150. 

— Geichäftövertheilung VIII 21,,. 

— Gewerbegericht VI 88. 

— in Grundbuchſachen VIII 78. 

— in Handels⸗ und Bergſachen VIII 207. 

— telegrapbiich II 89. 

— Borlage II 87,,, 42, VIII 2086. 

Necurie, Exemplare VIII 150. 

Neeursbericht, VIII 206. 

oe vor Gonfulargerichten V d.5 

. 84. 
WMeenrsresikter VIII 24. 


RNechtsmittelentſcheidung — Regiftratur. 


Neſerat VIII 183, 183. 

— des VBerichterftatters VIII 122. 

Reteratsbogen bei Tagfabungsanberan- 
mung unguläffig VIII 194. 

— bei Burüdftiellung von Eingaben €. 518, 
897. 

Referent, Veftellung VIII 1328. 

— in Concursſachen zugleih Soucuröcem- 
miffär VIII 971. 

— Ubfaffung bes NMeferates VIII 182. 

— für Gerichtsbarkeit außer Streitfachen 
II 88, 

Negiſter, algemeine Borichriften über 
VIII 217222. 

— bezeichnen im Anhang sum Ne-Steg. 
VIII 246. 

— ber Besirlögerichte VIII 233. 

— ber Geriähtöhöfe I. Inſtauz VILI 224. 

— Sefte VIII 218. 

— mehrere gleihhartige VIII 217. 

— nicht verfchlofien halten VIII 21. 

— Nummernfolge im VIII 219. 

— der Oberlanbeögerichte VIII 225. 

— ber Staattanwaltfhaft ZII 4, 5. 

— lUebertragung in ein anderes VIII 219. 

— Vermerk über Abgabe der Acten an bie 
Regifttatur VIII 290. 

— Bormertung der Tapfapungsorten VII 
188. 

— und Bormerkungen II 80. 

— Swed VIII 917. 

Regiſtereintraguug erſeßt Prototel- 
lirung in Künbigungd- und Mahnſachen 
II 89. 

— currente Vornahme VIII 220. 

— nicht Durch ben Richter VIII 231. 

— Reihenfolge VIII 220. 

KResikerunmmer, Aufbewahrung det 
Acten nad) VIII 282. 


, Resiltersadl VIII 290. 


— — — — — 


Regiſtratur, Abgabe ber Acten VIII 389, 
290, 292. 

— gabe der Tagfapungsacten VIII 138. 

— Üctenausfolgung VIII 29. 

— Aufbewahrung ber Acten in VIII 8391. 

— der Bagateligerichte in Handeldſachen 
XI 9%. 

— Beamter VIII 298. 

— — führt Urkundenverzeichnis VIII 286. 





Regiftratur — Richterliche Beamte. 


Negiſtratur, Buch VIII 298. 

— Berzeichuis der abgegebenen Regiſter, 
Berzeicänifie ze. im Anhang zum No 
ftegifter VIII 246. 

— Acteneinſicht ©. 693, 718. 

Negsiſtratursbezeichnung VIII 291. 

— alter Acten, Beiſetzung dem Actenzeichen 
XLB. 

— Angabe in ben Eingaben XI 1. 

Negiſtraturſ⸗Nachſchlagebuch, Erlaſ⸗ 
fung ©. 69. 

Repabilitetion bewilligt der Kaifer I 13. 

Neichenbers, Gewerbegericht VI 2. 

Reichsgeſenblatt, KeuntnisnahmeVILI3. 

Neisstriessminiiterinme, Benachrichti⸗ 
gung bei Kanzlei- und Dienerpoften VIII 
204, 

Neihenfolge der Egecutiondaufträge VIII 
879. 

— der Regiftereintragungen VIII 220. 

— der Sachverftänbigen für Verfteigerung 
beweglicher Sachen VIII 175. 

Neinfchrift, Berichte in VIII 208. 

— Herſtellung VIII 826. 

— leſerlich, richtig und überfichtiich VIII 
2315. 

—pon Urtheilsconcepten VIII 197. 

— Herftellung in ber Kanzlelabtheilung 
VIII 826. 

Neinzuſchreibende Sachen VIII 288. 

Netfegebüren VIII 96. 

Neiſekoſten anläßlich der Gerichtötage 
VOII 56. 

— der fahm. Laienrichter 8. 14 M. 8. 
1828/1897, $. 18 M. ©. 1209/1897 bei 
u. 

— ber Beugen XIV 3 ff. 

— sreguung VIII 24, „. 

Neiſerechnuugen als Bräfibialfachen VIII 
24 Anm. 20. 

Neiſetagebuch VILI 406 8. 16. 

— Eintragung ber Dienergebüren ©. 874. 

Nelationen der im richterlichen Vorbe⸗ 
reitungsdienft Stehenden II 5, M. 8. 
8. 36. 

Religionabekenutnis, Rückſichtnahme bei 
Ladungen VIII 44. 

Neligiäfe Feſttage, Ueberfichten VIII 44. 

Nemnnerstionen VIII 24,,. 
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Keauifitionen, Regiſter Hs VIII 248. 

Refisuntion IX «1, 42. 

Netonrrecepifle, fiehe NRückſcheine. 

Nesifien, Anmerkung im Procefäregifter 
VIII 827... 

— Borlage II 87, „, VIII 205, 208. 

— ber Regiſter, Bormerle 2c. VIII 809. 

Resifisnsentigeidung durch Oberſten 
Gerichtshof II 48. 

Reviſionsſchrift, Zuſtellung an Gegner 
II 387,.. 

Rheder als Laienrichter 8.6 M. B. 
129/1807 bei II 21. 

Richter II 1, 2. 

— Bezeichnung in Beſchluſs VIII 193. 

— Ernennung I 5. 

— hat mit Vebüreneinhebung nichts zu 
thun VIII 104. 

— Gelbftänbigfeit und Unabhängigkeit I 6. 

Nichteramt, Befähigung II 4. 

Nichteramtaprũfung II 4, 10—14. 

— Abhaltung beim Oberlandesgericht II 
18. 

— Gommiffion I 18. 

— der im Dienfte ftehenden Rechtsprakti⸗ 
kanten und Wufcultanten II 9. 

— erſetzt Ranzleiprüfung II 49, Sp. ©. 
3. 8. 

— Alter bei Ablegung 11 5. 

— Erleichterungen bei Bulafiung II 4 
Rail. 8. und IS, IL 18, J. M. 8. 8. 34. 

— mundliche II 18, J. M. 8. 8. 28. 

— 118, J. M. V. g. 7. 

— Brãafungaprotołoll II18, J. M 

— Prũfungsergebnis II18, J. M. 

— Brüfungszeugnis II 18, J. M. 

— ſchriftliche II 18, J. M. 8. 8. 11. 

— Taxfreiheit II 18, J. M. 2. 8. 

-— Berorbnnung betr. bie II 13. 

— Sulaffung zur II 13, J. M. 8. 8. 8. 

— Feſtſtellung ber Gegenftände im Ver⸗ 
orbnungsweg II 18. 

— Friſt zur Ablegung II 14. 

— Gegenftand II 12. 

— Haus⸗ und Slaufurarbeit II 12. 

— Wiederholung II 14. 

Nichterliche Beamte II 1-3. 

— Ernennung II 18. 

— Ausweis über Verwendung VIII 12. 
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Richterliche Hilfabeamte II 1,3,44, 45. 

— Wbfaffung von Ausfertigungsentwürien 
VIII 196. 

— Ausſchließung und Ablehnung Il 45. 

— bet Bezirksgerichten II 24. 

— bei Gerichtshöfen I. Inftanz II 80. 

— als Hilfäfräfte in den Gerichtsabthei⸗ 
Iungen VIII 88. 

— Benfionirung III 55. 

— Berfeßung III 48. 

— Verwendung II 26. 

— Wirkungskreis II 3, fiche aud) HtilfS- 
beamte. 

— ftrafmeife Verſetzung II 44. 

Nimterliger Borbereituugsdienkt I 
s—1l. 

— Üboocatenlifte II 11. 

— Wusfertigungsentwitrfe VIII 196. 

— Beginn I 5, M. B. 8.1. 

— Reitung II 9. 

— Minifterialverorbnung über TI 5. 

— Uebungen U 10. 

— Unterbredung I 8. 

— Berordnung über II 6. 

— fiehe auch unter Borbereitungsbienft. 

Rogatorien an fremde Behörden ©. 531. 

Roprpoft, Zuſtellung durch VIII 845. 

Rom, Botichaften in ©. 531. 

Rothe Zah! des Anklagenvormerls VIII 
405. 

— — bei Grundbuchseingaben VIII 77. 

Anbrik, Empiangsbeftätigung auf VIILG2. 

— Ladung auf VIII 90. 

Rüde ©. 361. 

Rückſcheine VILI 850, 851. 

— Adreſſe des Mbvocaten auf VIII 354. 

-- nicht bei Behändigungen VIII 878 8. 2. 

— rüdlangende, Behandlung VIII 841. 

— Rerlamation VIII 856. 

— Ueberwachung des Einlangens VIII 
355, 876. 

Rückſtände, Aujarbeitung während Ge 
richtsferien VIII 48. 

— Erhebung bei Bifitationen VIII 411. 

NRüdftandsausiseife VIII 811. 

Nüdftandsperzeicguile VILI 894, 396, 
897. 

Rückverweiſung berufener Sache zur 
Berhandlung VIII 233, ,. 


| 
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Richterliche SilfEbeamte — Sammelacten. 


Nügen von Gebrechen durch Oberflen Ge 
richtshof II 77. 

— gegen Gerichte III 42. 

Nubesebär, Sinrehnung ber Geriätk 
praxis II 5, M. B. 8. 1. 

Anhen des Verfahrens, Unzeige VIII 319 
8.5. 


— — Aufnahme, Kegiſtereintrag VII 
227 10 


‚, — — Benachrichtigung ber Barteien VII 


137, 818 8. 5. 
— — Regiftereintrag VIII 297, .-. 
Anhende Sachen, Anſbewahrung der 
Acten VIII 282. 
Nuheſtaud, Uebertritt in II 19. 
— unfreiwillige Verſetzung von rider 
lien Beamten III 50. 
— Berfegung in II 91, 19, 64, IX #8. 
Aumäuten, Correſpondenz S. 545. 
Auralpoitverbindung, VIII 343. 
Aufslaud, Eorreipondenz ©. 546. 


Sachverhaltsdarſteluug und Nairoı 
münblich VIII 182. 

— in Necursbericht VIII 206. 

Sahverkänudige VIIL 34,,- 

— Antrag auf Beiziehung eines zweiten 
zur Schäsung VIII 830 8. 8. 

— Bernehmung, Requifitton VIII 248. 

— für BVerfleigerung beweglicher Sakın 
VIII 1%. 

— Berzeichnis VITI 406 8.1. 

Sachverſtãudigengebũren 
XIV 25-32. 

— Beftimmung VII 165. 

— Ginhebung VIII 108. 

— Vorſchuſs VIII 144. 

SEachverreichnis zum Präfibiskournel 
VIII 255, 208. 


u 37, ı1® 


: Bammelncten für Civilproceſtſachen VITI 


267. 

— für Egeeutiontfachen 270 Abſ. 2. 

— für Firmenſachen VIII 276. 

— für Kündigungs- u. Mabufacdyen VIII 
268 


— Pakete VIII 280. 


Gammelacten — Schriftliche. 


Tammelncten jür Präfivialfadyden VIII 
279. 

— für Redtsmittelacten VIII 277. 

— für wichtige Urkunden VIII 285. 

— Blattzahlen ©. 676. 

Sammelpalete, Eintragung im Nach⸗ 
ſchlagebuch &. 690. 

Sammelregiſter, Abichnitte VIII 246. 

— Anhang zum VIII 246. 

— alljährl. neu anlegen VIII 246. 

— in Givllfachen VILI 245. 

— der Staattanwaltichaft XII 4, 5. 

-- in Straffachen VILI 252. 

Eammciresilteracten VIII 278. 

Sammelitüde, gemeinſchaftliche Eintra- 
gung im Bräfidialjournal VILI 80. 

Sammlungen, Veriteigerung VIII 835. 

Scartirung VIII 24,., 295 ff. 


— von Acten von voräbergehender Be: . 
— Ernennung No-Reg. VIII 245. 
Schiedsſpruch, Klage auf Aufhebung, 


deutung ©. 698. 

— der Beitellungen auf 9.» Gertificate 
©. 864. 

— von Buftelungsbühern ©. 695. 

— don Aeten de Sammel- und Rechts⸗ 
bilferegifterd ©. 698. 

— Ausſcheidung der Ucten VIII 398. 

— Unzuläffigteit VILI 296. 

— Borfchriften, ältere VIII 801. 


Schadeneria wegen Eriäleihung bes 


Armenrechtö VIII 185. 

Scharfricher V 14. 

Ecdäßlente, Verzeichnis VIII 406 8.1. 

— Auswahl VIIL 1%. 

Schaätzung, Anberaumung und Benad 
richtigung der Betheiligten VIII 886 9.6. 

— von Fahrnifien n. Liegenfchaften, Tarif 
XIV 88. 

— freiwillige VILL 321 8.5. 

— gepfänbeter beweglicher Sachen VIIL175. 

— Herbeiſchaffung von Satafterauszug VIII 
384 8.7. 

— von Liegenihaften nicht durch Diener 
vorzunehmen VIII 8886. 

— vorgängige vor Verfteigerung beweg⸗ 
licher Sadyen VIII 886 8. 7. 

— Bugrundelegung, Antrag auf VILI 320 
B. 8. 

— freiwillige, Vertheilung VIII 19,,, 
2... 
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Schãtzung, Auswahl des Bollftredlungs: 
organs, ©. 788. 

— Bornahme durch den Richter ©. 710. 

Shätungscommiifionen, Erſuchen der 
VIII 281. 

Echeidnugsgefnche, Geſchäftsvertheilung 
VIII 18,,. 

— Regiſtereintragung VILI 246. 

— nicht einverfländliche VIII 227 8. 12. 

Ehentungsurtunden, Anſbewahrung 
VILI 285. 

Schledsgericht der Unfallverfiderung?- 
Anftalten, Kanzleigeihäfte VIII 21. 

Schiedagerichtliche Ausichüfle ber Ge- 
nofjenichaften VI 8. 

Echiedsgerichtsſachen, Erſuchen um 
richterliche Handlungen in VIII 281. 

Schiedarichter bei Conſulargerichten Vd. 
5 8. 17. 


Proceſsregiſter VIII 286. 

— Erſuchen um Zuſtellung im Auslande 
VIII 208. 

Schiffahrtatundige Laientidyter II 20, 
8.6 M. 8. 1839/1897 bei II 21. 

Echiſſe, Antunftszeit, Beachtung bei Tag⸗ 
faßungsanorbnung VIII 116. 

SchiffScapitũne als Latenrichter 8.6 M. 
8. 1239/1897 bei II 21. = 

Esifsmäller al Laienrichter 8.6 M. B. 
1329/1897 bei II 21. 

Schreibabtheilung VIII 836, 897. 

— Controlbuch für VIII 887. 

— Teine Rummernbegeichn. VIII20 leyt. Abf. 

Schreibmaſchine Entwertung der Stem⸗ 
pelmarken ©. 330. 

Schreibweiſe in gerichtl. Ausfertigungen 
VII ı91. 

Schreibwert beichränten VIII 85. 

Echreien mit Barteien unzuläffig VIII 82. 

Echriftführer in nichtſtreitigen Ange⸗ 
legenheiten II 88. 

— bei Senatsberathung VIII 186. 

— in Straffachen Tönnen dem Berjonale ber 
Gerichtstanglei entnommen werden 1157. 

— Unterfertigung der Urtheilsurſchrift VIII 
197. 

Schriftliche Abſtimmung VIII 190. 
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Echriftliche Aeußerung ftatt Einverneh- 
mung VIII 86. 

— Mahngeſuche VIII 229,,. 

— Urtheile⸗ und Beſchluſsabfafſung, Friſt 
VIII 126, 197. 

Schriftlicher Verkehr Vereinfachung bes 
S. 508. 

ESch riftliches Votum VIII 188. 

Schriftſãtze, Beſeitigung von Formge⸗ 
brechen VIII 80. 

— nachtraͤgliche, Ueberſendung an die Par⸗ 
telen VIII 818 8. 6. 

Echnliondsbelträge, Ausweis über VIII 
401 8.5. 

Schulſtrafen VIII 258. 

Echutzgenoffen Vd. 1 8.12. 

Chäblinge, Ausweis über VIII 401 3. 
11. 

— Anhaltung in Arreſten S. 877. 

Echwãgerſchaft, Hindernis IX 17--19. 

— ald Hindernis für Amt eines fachm. 
Laienrichter 8.6 M.B. R. G. B. Nr. 
128/1897, 85 M. 8. R. G. 8. Nr. 
129/1897 bei II 21. 

— Berfegung infolge Entftehens III 44. 

— zwiſchen Bezirkagerichtavorſteher und 
Einzelrichter II 19. 

Schweis, Recdhtshilfeverlehr S. 548. 

Geontrirung ber von Kanzleibenmten 
verwahrten Gelber VIII 810. 

Scribatur inelusuam VIII 182. 

@eellorger VIII 24,,. 

Seerecht vor Sonfulargerichten Vd. 6 8. 


16. 
Selbſtandige richterliche Beamte II 1, 
III 1. 
— Thätigtelt der Executionsabtheilung 
VITI 884, 8885. 
— — ber Gerichtatanzlei VIII: 
im Givilprocejö 918. 
im Goncurs 814. 
im außerftreitigen Verfahren 815. 
bei Suratorsbeftellung 316. 
in Straffadhen 317, 818. 
bei Entgegennahme mündlichen Bor- 
bringens 319—822. 
— Berrihtungen ber Vollſtreckungs⸗ 
organe VIII 886. 
Selbftändigteit der Nichter I 6. 


Schriftliche — Separatuotum. 


Eenat, Angabe bei Berihten VIII 208. 

— — in Beihlufsausfertigungen II 79. 

— Berathung u. Abſtimmung wicht Bftent- 
ih VIII 181. 

— Beſchluſs Hei Vedenken gegen einzel- 
richterliche Erledigung VIII 10. 

— feine Beſchluſefaſſung Aber Benachtichti 
gung ber Barteien von Redhtämittelen- 
fcheibung VIII 208. 

— Ü(rlebigung oßne VIII 10. 

— — im VII 181—1%. 

— für freiwillige Gerichtäbarleit TI 28, 

— Gerichtsabtheilung VIII 87. 

— Gerichtstanzlei VIII 82. 

— Geihäftsvertheilung innerhalb HI 35. 

— größere Anzahl von Richtern beim Der: 
Ianbeßgericht IX 158. 

— Verien- VIII 8. 

— öllfe VIII 8. 

— von 10 Stimmführern II 36. 

— Zuweifung von Präfibialfsdhen VII 
78. 


Genate, jährliche Zufammeniegung II 82. 

— beim Oberlandbesgeriht II 42. 

— ftänbige II 39, 34,88, 88, VIII 7, 3 
8.7. 

— nicht fändige VIII 187. 

— Beränderungen in ber BZufanmen 
fegung II 84, VIII 7, 188. 

Eenatsberathuug eutbehrlich, Verthei⸗ 
fung ſolcher Sachen VIII 22. 

— sbeihinis, Linholung durch beaui- 
tragten Richter VIII 140. 

— sbiläung VII 7, 3, ,. 
prototoff VIII 186. 

— suummer im Beratbungsproistell VIII 
187. 

— sberhandiungen, Zahı VIII 7. 

— shorfigender, Beſtimmung II 38. 

— — tn Gewerbegerichtä- u. Hanbelsfachen 
VII ?. 

Eenduugen, unbefiellbare VIII 352. 

— unftanlirte VIII 68. 

— Berpadung VIII 389. 

— amtlidhe VIII 878. 

Sensali patentati in noleggi als Laien 
richter 8. 6 M. 8. 1829/1897 bei II 21. 

Separatvotum, Nieberichriit VIII 186. 





Serbien — Staatswiſſenſchaftliche Staatsprüfung. 


Serbien, Correſpondenz ©. 549. 
Gerbserantiige Sprache im KBertehr 
mit Bosnien u. Hercegopina ©. 580. 
Gicherheits leiſtung dei Aufichtebung 
ober Aufhebung ber Ererution VIII 168, 

— wegen Executionsaufſchiebung Antrag 
VIII 820 8. 8. 

— vor Frecutiondvollzgug VIII 379. 

— wegen vorzeitigen Berlaufes gepfän- 
deter Sachen VIII 889. 

Gicherheitpwache in Wien, Beugenge- 
bür XIV 17. 

— Buftelungen an VIII 866. 

Sicherſtelnug des Pupillarvermögens 
S. 608, 604. 

Eicherſtel uugsweiſe Execution VIII 
180. 

— — Eintrag ber Fortſetzung zur Ein- 
bringung ins Regiſter ©. 598. 

@igerunsswmittel, Regifter für VIII 284. 

Glegel des Oberſten Gerichtshofes TV 30, 
fiehe auch Gerichtsſiegel. 

Cimnltaubupothelen, 
VIII 27. 

— Mittheilung Aber Buchſtand ber Haupt- 
u. NRebeneinlagen VIII 171. 

Eitirung ber Ausfertigung eines Be- 
fhlufies II 84, VIII 204. 

Sittliches Betragen IX 2. 

Sittlichkeit, Vergehen gegen, Hindernis 
für Unftelung bei Gericht IX 8. 

Sin geſtatten vor Gericht VIII 88. 

Giungspolisei im Verfahren außer 
Streitfachen LI 85. 

ESitzungaſtũde. Verzeichnis ber VIII 189. 

Conutag, Srlaubnis zur Buftellung zc. 
VIII 46. 

— Execution, nfuchen uam Bewilligung 
am VIII 886 8. 2. 

— Buftellungen am VIII 46, 318, 347, 866. 

— Buftelungsverfügung VIII 218. 

— Actenvermerl Aber Egecution VIII 880, 

©Countagsruße VIII 48. 

— der Kanzleibeamten VIII 48 Anm. 

— im Grundbuche VIII 48 Um. 

Spalten der Regifter, Ausfüllung VIII 
2228. 

©parcaffe, fruchtbringende Anlegung VIII 
152. 


Actenbilbung 
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Epareafſe, Anlegung von Barbepofiten 
©. 873. 

Eyerre, Anlegung durch Gerichtslanglei 
II 56. 

— Anlegung dur Bollftredungsbeamte 
VIE 887. 

Speſen, Ein⸗ und Auszahlungs- ©. 857. 

Sprache der Schreiben au frembe Behör- 
den ©. 521. : 

— im Berlehr mit Ungarn ©. 521. 

— Dolmeiſch VIII 123. 

— Geichäfttvertheilung mit Rüdficht au, 
VIII 20. 

Sprachkenutniſſe für Kanzleidienſt II 49, 
Rp. 8.8. 5. 

Epruchrepertorium des Oberſten Ge⸗ 
richtshofes IV 16. 

Etaatſa auwãlte V 19. 

Staatſanwaltſchaft, Beamte, Ernennung 
II 18. 

— Brüfungscommifläre II 13. 

— Beamte, Vertretung armer “Parteien 


— Gelchäftsansweife XII 10. 

— Geichäftsorbnung für XI. 

— Perſonalſtandeſsausweiſe XII 8. 

— Praſidialſachen XI 8. 

— Regifter XII 4, 5. 

— Tagebuh XII 6. 

— Urlaub XI 9. 

— Bertretung armer Barteien II 90. 

— Bormerküber Haupiverhandlungen XII 7. 

— Ueberſendung von Givilacten VIII 
199 M. 8. 

Staatsſauwaltſchaftlicher Functionär 
Antrag VIII 247. 

©taatsauwaltsinbftituten V 20. 

©tantöbeamte, Beugengebür XIV 18. 

Staatabũrgerrecht, Erfordernis für 
Staatsdienſt IX 1. 

Etastödiener, Beugengebür XIV 18. 


: Gtantöpienft, Erfordernifie zur Aufnahme 


IX 1. 
Etantöpräfungen, 
Nichteramt II 4. 
Etaatsawifſenſchaftliche Staatsprü⸗ 
fung, Ablegung nach Eintritt in den 

Vorbereitungsdienſt 11 4. 


Borausfegung jür 
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Etädte mit eigenem Statut VALI 192. 

Staädtiſche Besirksgerichte, Veiehung 
VIII 11. 

— — Ernennung des Perſonales II 25. 

— — Uebertragung von Pupillarſachen ⁊c. 
XI 12. 

Stammeinlage für Chedverlegt VIII 101. 

etämme, Zählung ber Bflegichaiten nad) 
VIII 288. 

Stampiglie, Beichräntung ber Diener zum 
Geldempfang VIII 388. 

— Üingangövermert VIII 66. 
- für gebfrenfreie Zuftellung VIII 369. 

— Ginführung von VILI 9. 

— für ünterfchriften nicht erlanbt VIIL191. 

— Borlage von Berufung u. Reviſion VIIL 
205. 

— and Kautſchuk oder Metall VIII 66, 
©. 381. 

Ständig beftellte Dolmetiche VIII 128. 

Etatiſtiſche Ausweife fiber Tabular- u. 
Verfachbuchverkehr VIII 401 8. 6. 

— (Gentralcommiffion VIII 899, 400. 

— -- Boricdriften ©. 883. 

Statthaltereiargie VIII 299. 

Status, Ginteifimg in IX 37. 

— ber SKanzletbeamten II 49, Rp. 8.8.9 

Etatut, eigenes, ber Stäbte VIII 192. 

-- des Oberften Gerichtshofes IV. 

Stehen vor Gericht VIII 88. 

Stehende Regifter für Verfachbuch VIII 
255. 

Stell ung apſlichtige Häftlinge, Ausweis 
VIII 401 8. 10. 

Stelwagen, Zeugengebüren XIV 4. 

Etempel, Beibringung VIII 125. 

— bei Erfuchen ins Ausland ©. 5%. 

— bei mündlihen Mahngeſuchen und 
Widerſpruch VIII 229,,. 

— Bericht über Nichtvornahme einer Exe⸗ 
eution ©. 810. 

— bet Beurkundung von Kündigungen 
VIII 230, ©. 728. 

— für Eintreibung von Gebüren, Gelb- 
ftrafen ©. 428. 

Stempelgebären, Bormerkung VITI 136. 

Stempelmarten, Entgegennahme u. Aui- 
bewabrung VIII 69. 

— Entwertungsvorſchriſten VIII 65. 


Städte — Straflarten. 


Stempelmarien als Gintreguugägebirt, 
Verwendung der VIII 89 um. un 
M. 8. 

— Dbliterirungsfarbe VIII 66, ©. 331. 

Stempelresifion, Acteneinficht VILI 28. 

Sterberegiſter erfegt Ramendverzeichni⸗ 
zu Regiſter A VIII B4. 

Eteueramt, Zuſtellungöbuch für VIII 
B44, 858. 

Stenerbehörden, Benachrichtigung wer 
Firmaeintragnugen durch Gerichtẽter 
lei VIII 815 8. 5. 

— Requiſitionen VIII 248. 

Stenerdaten, Herbeiſchaffnag jüär&chäges; 
VIII 384 3. 7. 

Stenerveraulagung, Acteneirſicht für 
Zwedcke der ©. 688. 

Etiftunssiagen VLIL 24... 

Etimmtäbrende Mitglieder der Sericti- 
höfe IL 2, 80. 

— richterl. Beante ald Erganzungerichtct 
VUI 9. 

— Senatsmitglieder, Bahl LI 32. 

Etimmredht, Ertheilung LLY2, VIIL®, . 

Strafen, Einhebung VIII 104 ff. 

Strafabthellung, Verkehr mit Givilab- 
thetlung VIII 85. 

Etrafacten, Abgabe an die Regikretur 
VIII 289, 405. 

— Reguirirung VIII 248. 

— Requifition, Naftegifter VIII 202. 

— ohne ft. a. Autrag VII 


— Haudblung durch Paragravb 


bezeichnen im Regiſter VIII 250. 
— eines ridhterlichen Beamten Ill 33. 
— eines nichtrichterlichen Beamten oder 
Dieners II 68. 
Strafgericht, Urlaub der Beamten VIII 


4. 
Etrafgericgtiiche Acten, Scartirung VIII 
801 


_ Depofiten, Verzeichnis der VIII 4X 
8.8. 


— Grtenntnifie und Veſchlũſſe, Antierti- 


“gung VIII 191. 
— Berurtheilung, Dienftentlafiung III 3. 
Etraflarten , Evidenthaltung duch ©. 
878. 


Straffoften — Zagebud. 


Etratlohen im Checkverlehr S. 368. 

— Berrechnung VIII 68 3. M. 

Etrafloftenreguung VIII 407 8. 4. 

- - Wertienbungen für VIIL 68. 

Strafmilderung VIII 252. 

StrafertSperänderung VIII 252. 

Etrafproceſſ⸗ und Vollzugskoſten, Ver⸗ 
zeichnis VIII 407 8. 4. 


Strairichter als Vertreter des Bezirtd- 


tichters II 97. 


Etrafſachen II 97. 

— anhängig verblichene XI 7. 

— Anzeigen an andere Behoͤrden über 
Strafverjagten VIII 817. 

— bei Bezirksgerichten, Einzelrichter VIII 
13. 
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Streitanhãugigleit, trog, Anberaumung 


einer Xagfabung VII 118. 

— Beridfihtigung in Berufungsinftanz 
VIII 149. 

— Feſtſtellung aus Namensverzeichniiien 
VIII 884. 

— Reglitereintrag VIII 297, ,,. 

Streitperfündigung VILI 181. 

Strenge im Parteienverlehr VIIT 82. 

Stumme, Dolmetich für Berhandiung mit 
VIII 122. 

Etunde des Sinlangens bei Eingangdver⸗ 
mert VIII 66. 


‘ — der lebergabe bei verjpätet abgetra⸗ 


— bei Gerichtshofen, Vertheilung VLIT | 


21,» 

— Geichäftsvertheilung VIII 19, „. 

— Sanzleigeidhäfte in II 57. 

— Nachſchlagebuch über VIII 298. 

— Ramenäverzeichnis VIII 2585. 

— Senate in II 88, IX 158. 

— Tagebuch in VIII 281. 

— SBormerte in VIII 405, 407. 

-— Wertjendungen für VIII 68. 

— Zuſtellungen in VIII 848. 

— Rechtamittelvorlage ©. 556. 

— Brotololläfortiegung ©. 649. 

— Borlage der Reechtsmittel 
Ann. 

— Zuſtellungserſuchen, Abgabe an bic 
GEinlaufftelle ©. 998. 

Strafverfahren gegen nichtrichterliche 
Beamte und Diener II 66. 

— Rechtsmittel mittel Il 89 Anm. 

— linterfertigung von Ausfertigungen I1 
79 Unm. 

— NAusweife über an die Staatscaflen abs 
zugebende Gelbbeiräge ©. 851. 

Etrofpergandiuugen beim Gerichtätag 
VOII 58. 

Etrafvollzug VIII 247. 

Eiratvolzugscommitfion , 
fache VIII 24... 

Eträtlinge, Verwendung zum Mundiren 
VIII 885. 

Sträflingssprotofoh VIII 407 8.9. 


lI 837 


Praͤſidial⸗ 


genen Eingaben VIII 73. 
Enbfiniaranflagen VIII 252. 
Subfidiarantrage, jormelle Behandlung 

©. 681. 

Eubktitutionsberehhtigung der Advoca⸗ 

tur&candidaten VIII 24. 
Subſtitutionamaſſen, Verzeichnis VIII 

406 3. 11. 

Subſtitutionsſachen, Uebertragung an⸗ 

hängig verbliebener XI 11—18. 
Eummirung ber NRegiftereintragungen 

VIII 282, 

Eupplirung bes Srunbbuchsführers 1154. 
Snpplirungen II 46, 47. 
Euspenfion vom Umte gegen richterliche 

Beamte III 29. 


— — gegen nichtrichterliche Beamte und 


Diener II 68. 

— — Beſchwerde gegen 11 69. 

— — Wirkung I 70, III 32. 

— der Ranzleigehilfen TI 49, Sy. B. 
8. 10. 

— gegen Kanzlelpraktikanten II 49, Ay.®. 
8. 31. 

Eynudicatstlage I 9. 


— Geichäftövertheilung VIII 23. 


T. 


Tabelle über Koſtenvorſchuſſe an arme 
Barteien VIII 184. 

Tabularverlehr, Ausweis über VIII 
401 8. 6. 

Tagebuch VIII 263. 

— zu Acten VIII 870. 
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Tagebuch für alle anhängig verbliebenen 
bürgerlichen Rechtsſachen XI 6. 

— Eintragung in, durch Kanzlei VIII 824. 

— für Firmenſachen VIII 78, 276. 

— für Grundbuchseingaben VIII 657, 61, 
69, 76, 77 M. B., 126, 177, 217, 381, 
245. 

— für Grundbbud gemeinfam VIII 77. 

— — nadträglihe Eintragung VIII 76. 

— der Staatsanwaltſchaft XII 6. 

— in Straffadyen VIII 381. 

—- Zuftellungsbaten im Grundbuchs⸗ ©. 384. 

Taggeld, Kanzleigehilfen gegen II 38, 
61, 89.8. 8.10 ff. (bet LI 49), VIII 826. 

Taslöhner VI 6. 

Tagſatzungen, Anberaumung von VIII 
114—119. 

— NWusbleiben beider Theile VIII 137, 
288, 813 8. 6. 

— außerhalb des Gerichtes VIII 95, 96. 

— Uebertragung der erften Tagfagung an 
ein Senatsmitglied VIII 120. 

— Borbereitung zu ben VIII ı21. 

— VBerichterftatter bei VIII 192. 

— Dolmetfch bei VIII 128. 

— an Feiertagen VIII 44. 

— lediglich zur Verkündigung von Be 
ſchlüſſen unftattHaft VIII 114. 

— Eintragung ins Regiſter VIII 227 3.3. 

— Gtempelbeibringung VIII 128. 

— Verfügungen auf Srund von VIII 
126—128, 

— Grftredung von VIII 84, 99, 188, 19. 

— Geichäftstalender fiber Anordnung von 
VIII 408, 404. 

— im Verfahren außer Streitfahen VIII 
124, II 88. 

— Bahl an einem Tage VIII 116. 

-- zwedmäß. Unberaumung VIIL 114 Anm. 

Tagiauungsacten VIII 282. 

— Abgabe an die Gerichtskanzlei VIII 
138. 

-- sauberanmunug VIII 114-119, 194. 

— stunden VIIL 116. 

— sftüde, Aufbewahrung in Gerichts⸗ 
fanzlei VIII 1828. 

Tarife für Beugengebüren XIV 20-24. 

Taube, Dolmetſch für Verhandlung VIII 
123, 


| 


Tagebuh — Todfallsaufnahme. 


Taubſtumme, Dolmetich für Berhenbiunz 
VIII 138. 

Taufch der Dienfipläge IX 88, 39. 

Telegramme, Faſſung VIII 9. 

— Gebürenbehandlung VIII 97. 

— im Strafverfahren II 89 Unn:. 

Telesrapbiiige Depeſchen II 89. 

— Labungen VIII 841. 

— Boftanweifungen VITI 68. 

Telegraphiſcher Verlehr VIII 97, 8. 

Telephon in ber Regel uur tm Local- 
verfeht VIII 100. 

— für Berkehr zwifchen Dienern fremder 
Gerichte und Exerntionsabtheilung VII 
881. 

Teleybonnertehr VIII 100. 

Teplig, Sewerbegeriht VI 2. 

Ternaborfchlas für Befegung ericdigier 
Stellen IX 26. 

Ternion für außerfireitige Sachen VIII 
811. 

Teſtamente, Aufbewahrung VIII 285. 

Thellung der ragen bei Wbkinmung 
VIII 188. 

Theilurtheile, RegiftereintragV III 297, .. 

Thierärgte, Beugengebürentarif €. 31. 

Tintenkift, Verwendung zur Unterferti- 
gung von Buflellungsicheinen VIII 856. 

Tirol, Löfchung einer gefegtwibrigen Ein- 
tragung im Grunbbuch II 42 Yan. 

Titel der Laienrichter ber Handelsgerichte 
8.11 M. 8. 1829/1897 bet II 21. 

— ber ®Barteien VIII 88, 191. 

Titulaturen der Behörden VIII 19. 

To» bes Berpflichteten VLIL 387. 

Topedanzeigen VILL 34,,, 236. 

— No-ftegifter VIII 245. 

— Bertheilung VIII 19,,, 21, 

Topcherllärung, Antrag auf Gbictal- 
tegifter VIII 943. 

Todesfall, Benachrichtigungen durch Ge 
richtstanʒlei VIII 816 8. 1. 

Todesſtrafe, Bollzug, Bräfibialjache VII 


24, 
Todfalsaufuahme und Anzeige VIII 
236. 
— Gintragung in Waifenbud VIII 238. 


— Borlage dei Buftelumgsbuches über VIII 
401 8. 4. 


Zodfallsaufnahme — Ueberſiedlungskoſten. 


TodfalaBaufnahme durch Kanzleibeamte 
II 56. 

— Zuſtellungsbuch ©. 769. 

Topfelsnerseihniffe VIII 406 8. 10. 
Negiftereintrag S. 804. 

Tragtbier, Koften der Benügung XIV 2. 

Trausportlohten in und aus ber Auctions 
halle ©. 416. 

Trausportunternchmungen, paſſives 
Wahlrecht für Gewerbegericht VI 9. 

Trennung ber Verhandlung, Vorbereitung 
für VUI 131. 

— der Juftiz von ber Verwaltung I 14. 

Trieft, Nieberlegung von Zuſtellungs⸗ 
ftüden XV 1. 

Tunis, Aufpebung der Gonfulargericjts- 
barkeit in Vd. 4. 

Türfei, Correſpondenz ©. 560. 

Turnus der Sachverſtändigen für Ver⸗ 
fteigerung beweglicher Sachen VIII 175. 


u. 


neberbot, Erklärung Meiſtbot gu erhöhen 
behuf3 Eniträftung VIII 820 8. 4. 

Stebereiutemmen fiber Sarhverfländigen- 
gebüren XIV 31. 

nebereinſtimmung von Grundbuch u. 
Eatafter No-fteg. VIII 245. 

Nebergabe anhängiger Civilproceſsſachen 
an andere Gerichte XI 21. 

— — von den Bagatellgerichten in Han- 
deisfacdhen XI 19. 

— von Bormunbihafts-, Curatels⸗ Sub- 
ftitutionde u. Sruchtgenufsfahen XI 
11—18. 

— der Liegenſchaft an Berwalter nicht Durch 
Diener VIII 885. 

Nchergangsbchimmungen zur Ge⸗ 
fhäftsorbnung XI. 

— bezüglih Kanzleiperfonals II 96, 49, 
Kp. B. 88.58, 58. 

Weherjährige Rechtsſachen VIII 258, 

— — bes E-Ntegifters VIII 2880. 

nebernachtungsgebür für Beugen 
XIV 10. 

uebernahme von Mündelvermögen, Auf⸗ 
forderung zur VIII 818 8.8. 
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nebernahme von Schulden bei Zwangs⸗ 
verfteigerung, Erflärung fiber VIII 820 
8. 4. 

teberuabmäbnd VILL 81. 

neberſchreitung bed Urlaubes IX 71. 

Weberfendung vom Drittfchulbner ge- 
leifteter Sachen an das Executionsgericht 
VIII 8% 8. 18, 886 8. 8. 

— von Acten an die Redhtömittelinftanz 
VIII 209. 

— von Gegenftänben zur öffentlichen Ver⸗ 
fteigerung VIII 898. 

— gepfändeter Gegenftände, Antrag aui 
VIII 880 8. 8. 

— von Protolollen, Anträgen u. Erklä⸗ 
tungen an andere Gerichte VIII 200. 

— von Urkunden VIII 210. 

Weherieudungspermert VILI 200. 

Wcherfeuung aus Dienftesrüdficdhten 
L «0. 

— von Richtern II 91. 

— ungarifher Acten ins Teutiche ©. 527, 
5835 

— Stempelbehandlung S. 444. 

— ans der ungariſchen Spradye, im Straf: 
verfahren ©. 526. 

Neherieuungserände IX 25. 

Neberfeunngstoiten bei Erfuchichreiben 
inländifher Gerichte ©. 444. 

neberſicht Aber Euratoren u. Mafiever- 
mwalter VIII 24 vorlegter Abſ. 

— über Geſchaͤftsvertheilung VIII 18, 80, 
72. 

— fiber Bertheilung anhängig verblichener 
Rechtsſachen XI 1. 

— über Zuthellung bei Strafgeridyten VIII 
249. 

Ueberſichtöobogen zu Wcten VIII 263, 
270, 273. 

— Eintragung bdurch Gerichtslanzlei VIII 
834. 

— für Grundbuchsacten VIII 275,77M.®8. 

neberfichtotabelle Hei Belebungdvor- 
ſchlaͤggen VIII 204. 

Heberiedinngsentigädigung für Die- 
ner ©. 739. 

neberſiedlung aloſten bei ſtrafweiſer Ber- 
fesung III 6. 

— bei Ueberfegung von Richtern II 91. 











1134 


Nebertragung anbängiger Bormunb- 
fchufts-, Curatels⸗, Subflitutions- u. 
Fruchtgenuſsmaſſen XI 11—18. 

— fiehe au Ucbergabe. 

— der Wuffiht über Pflegebefohlene an 
anderes Gericht VIII 288. 

— einer Sache in ein anderes Regiſter 
VIII 219. 

— des Stimmrechtes bei Gerichtshöfen 
11 30. 

— — an richterliche Beamte Il 92. 

— überjähriger Rechtsfachen in need Re⸗ 
gifter VIII 256. 

Nebertretungen, erledigte ©. 641. 

Nebertretungsregiiter VILI 247. 

— Borlage behufs Auffiht VIII 409. 

Webertretuussiecdhen, erledigte VIIL 247. 

— Gerichtäbarteit in VIII 18, 19 3.8. 

— GeicyäftsvertHeilung VIII 19,,- 

— ftatiftifche Ausweife über Verurthei⸗ 
lungen VIII 401 3. 7. 


Ueberwachung der Diener burch Kanzlei- 
beainte VIII 334. 

— der Wctenrüdjendung VIII 281, 282, 
284. 

— des Einlangens der Zuftellungs-, Rück⸗ 
feine VIII 339, 841, 855, 860, 376. 
— der friften VIII 168, 206, 2308, 289, 

383, 408, 404. 

— ber Geihäftsführung VIII 1. 

— der Rechtskraft ber Ueberweifung büdjer- 
Lich fichergeftelltee Forderungen VIII 
177, 

Ucherweilung bücherlic; fichergeiteliter 
Forderungen VIII 177. 

Neberweiſnugsbeſchluſo, Angabe im 
Grecutionsregifter VIII 338. 
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Nebertragung — Ungarn. 


Umſchlag für Poſtſendungen VILI 308. 

— der Roftfenbung, Bermert auf VIII B. 

— für zuzuftellende Schrifttüde VIII 38. 

— Buftelung unter VIII 212, 308. 

nm ſchlagbogen für alle Zuftelungsicgein: 
VIII 361. 

Amfchreibung von Ranıensobligatisnen 
VII 884 8. ı2. 

nintanſch verloäter Effecien II S7. 

Anabbängigleit ber Richter I 6. 


‘ Nuabiebarleit unb Unverlegbarkeit der 


nn —— — — —— — — — — — — 


Nebungen im richterl. Vorbereitungs⸗ 


dienſt II 10, 5, M. 8.8.8 31-35, 
1I 94. 

— — Beziehung zur ſchriftl. Daußarbeit 
11 12. 


Bebungsleiter für Borbereitungsdienft 
II 5, M. 8. 8. 16. 

Nmgebung des Serichtsortes, Zuſtellung 
im VII 84. 

umfasscihäfte VIII Art. III, VIII 
158. 


Richter I 6. 

Unanstührbarleit von Execationskent- 
Iungen VIII 880, ©. 509. 

Unbelannter Thäter im Reg. Vr u. Pr 
VIII 350. 

Unbeſcholten heit, Erfordernis I. Stasi» 
bienft IX 1. 

— der ſachm. Laienrichter 5. 1 M. 8. vr. 
15. Junt 1897, J. M. V. B. Nr. 22, bei 
II 231. 

Unbekkelbare Poſtſendungen VIII 352. 

— Schriftftüde VIII 859, 876, 377. 

Uuehelige Gchurten, Verzeichnis VIL 
406 8. 10. 

— Rinder, Antrag auf Beſtellung cine 
Sormundes VIII 238. 

Aucigeunägigteit, Amtspflicht IX 47. 

Uneinbringliche Geldſtrafen n. Griäge 
VII 111 legt. Xbf. 

Unentgeltlide Dienftpläge, Uxterhalii 
revers zur Erlangung IX 20, 21. 

unerlaubte Entfernung vom Amte III S. 

unerledigte Eingaben, Ueberſendung cs 
die zuftändigen Gerichte XI 17. 

— Rechtaſachen VIII 256. 

Unfeliverigerunssihiensgerichte, 
Kanzleigefchäfte VILL 319. 

— Borto- u. Gebürenfreiheit VILL 378. 

Untranlirte Aufgabe ber Boftiendungen 
VIII 852. 


— Senbungen VIII 68. 

Ungariſche Actenitüde Uchberiegung S.585, 
527. 

Nngars, Sprache im Verbehr mit ©. 525. 

— Stempel bei Requifitiouen ©. 620. 

— Ueberſetzung bei Erſuchſchreiben nach 
S. 54. 

— Berlehr mit ©. 538. 


Ungarn — Urkunden. 


Nngarn, Zuitellungen in ©. 524. 

— Behandlung von Zuftellungsacten aus 
©. 525. 

— Bezeihnung bed erjuhenden Gerichtes 
©. 529. 

— Ueberfebungen im Strafverfahren S.526. 

— Ueberſetzungen im Intereſſe der Bartei 
©. 597. 

Ungebär der Militärperfonen VIII 148. 

Nnsiltigteit einer Ehe, Regiſter für VIII 
226. 

Nuiform der Diener, Bräfidialfache VIII 
34, 1° 

— der richterlichen u. fl. a. Beamten X. 

Nninerfitätsprofeflsren bei Richteramts· 
prüfung II 18. 

Unklare Anträge u. Eingaben in Straf- 
ſachen VIII 252. 

— — GSammelregifter VIII 246. 

unmittelbare Antlagen VIII 250. 

— Ausfolgung bei Gericht VIII 875. 

— es der Eommitffionsgebüren VIII 


— Amtspflicht IX 46. 
Unterbrechung des Erecutionsverfahrens 
thunlichſt vermeiden VILI 165. 


— bes richterl. Borbereitungsbienfted II 8. unwirtjamkeit, Schiebövertrag No-Reg. 


— des Verfahren? VIII 297,,- 

— ber Berhandlung, KBorbereitung für 
VIII 121. 

Unterfertigen fiche Unterſchreiben. 

NInterfertisung von Beiclufsansierti- 
gungen II 79 Anm. 

Unterbaltsrenerfe IX 20. 


Unternehmer,geiverbl.Streitigleiten VI1. ' 


Antersfficiere, Borzugsrecht auf Kanzlei- 
affiftentenftellen II 49, Ap. 8. 8. 3. 
Wntexrerauung der Bezirlsgerichte Vb.6. 
— der Berichte Hinfichtlich Juſtizverwaltung 

II 73. 


Unterrichtscurſe für Kanzlei- u. Srund- 


buchsführerprüfung II 49, Kp. 8.8.51. 
— Beginn für die Kanzleianwärter 1149, 
Kp. 8. 8. 51. 
Unteriprift auf Ausfertigungen II 79. 
— auf Ausfertigungen ber Gerichtskanzlei 
VIII 127, 813 vorleßter Abf., 315, 
916, 818. 
— — in Strafſachen VIII 18. 


‚ Mr 


1135 


SAuterfchrift bei telegrapbiichen Eingaben 
VUI 97. 

— auf Concepten von UÜrtheilen u. Be⸗ 
ſchlüuſſen VII 196, 197. 

— auf Grundbuchsbeſcheiden VIII 198. 

— deutlich u. leſerlich VIII 191. 

— mit Namenszeichen im internen Ver» 
ehr VIII 194. 

Unterküguusscaflen VI 4e. 

Anteriuhuns der Gerichte VIII 4U9, 
410— 418. 

— — 1. Staatsanwallihaiten LI 74. 

— der Gefchäftsführung ber Kanzlei VIII 
309, 310. 

unterfuhungsberiht,Borlage an Juſtiz⸗ 
minifter II 75. 

Nnterfuchnusshaft u. Suspenfion vom 
Amte II 68. 

Unteriuhunssrichter, 
dürfen nicht fein II 3. 

— Gerichtsabtheilung VIII 37. 

— Ranzleiabtheilung für VIII 32. 

— Unterftübung durch richterl. Hilſs⸗ 
beamte VIII 38. 

— Mitglied des Eivilfenates VIII 7. 

— Bornerl des VIII 405. 


Anfcultanten 


VIII 245. 
nuzuläſſige Berufung VIII 243 8. 9. 
Nnsulälfiger Recurs VIII 344. 
Unsnftändigleit, Berufingsgerichtes VIII 
243 8. 9, 10. 
— Gtreitigleiten über, Procefärcgifter VIII 
226. 


Nnanfitändigleitsentiheidung, 
giftereintrag VIII 897,,. 

Nrgensen, Borlegung an den Gerichts⸗ 
vorfteher VIIL 73. 


Urkunden, Amortifirung, Ueberſendung 
von Anmeldungen VII 315 3. 4. 

— Ausfolgung vor Abgabe der Acten an 
die NRegiftratur VIII 290. 

— Ausfolgung VIII 287. 

— fein ®rototoll VIII 88. 

— ÜErlegung zur Einfiht II 87 8. 4. 

— Beilagen VIII 97, 861. 

Handels» und Genoſſenſchafts⸗ 

regifter VIII 276. 


Re» 
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Urkunden, Herbeiſchaffung durch Ge⸗ 
richtskanzlei VIII 818 8. 8. 

— Mebergabe durch Vollſtreckungkorgan 
VIII 879. 

— Teberfendung VIII 210. 

— Vorlage, Aufforderung zur VIII 86. 

— Bidimirung, Bogenzahl II 56. 

Urkundenabſchriften der alten Urkunden⸗ 
fammlungen XI 4. 

— in Grundbuchſachen zu den Acten neb- 
nıen VIII 375. 

Nriundeufemminug, Einbinden und 
Verwahrung II 81 Anm., VIII77 M. B., 
S. 670. 

Urtundenverteichnis VIII 285. 

— Namensverzeichnis zu VIII 286. 

Urkund liche Erklärungen bet Beräußerung 
oder Weberweifung von Wertpapieren 
VIII 888. 

Urlaub, Anfpruch auf VIII 49. 

— mährenb ber Gerichtsſerien VIII 48. 

— außerhalb der Gerichtöferien VIII 51. 

— Ausmaß VIII 4. 

— der im Borbereitungsbienfte Stehenben 
II 8. 

— Ertheilung II 19, IX 69 ff. 

— der fachm. Laienrichter $. 18 M. ®. 
128/1897, 8. 12 M. 8. 1899/1897 bei 
11 21. 

— Praſidialſache VIII 24, .. 

— Staatsanwaltſchaft XII 9. 

Urlanbsanindgen VIII 48. 

 stabeile VIIL 48, 50. 

— süberfhreitung III 87. 

Nrfchrift, Beſchluſs mit Vorlage von Be⸗ 
rufung u. Recurs VIII 208, 206. 


-- Erfudhen um Rechtshilfe VIII 201, 302. 


-- Mittheilungen an andere Behörden VIII 
199. 

— Mittheilungen und Erfuhen in Urſchrift 
abzufenden II 58. 

— Vermerk bei Verfendung von Proto- 
tollen an andere ®erichte VIII 200. 
Urfehriftlidge Mittyetlungen braucht Rich⸗ 

ter nicht felbft fchreiben VIII 191. 


Urkunden — Verbrechen. 


Urtheile, Anfechtung mit Berufung uub 
Recurs VIII 150. 

— Tag für Regiftereintcagung VIII 227, 

— lebertragung ber Entwwerfung VIII 182. 

— Zählung ©. 584. 

Artpeilsentiwurf in Urfchrift zu ben Acten 
VI 197. 

Nrtheilsiprud, Fixirung im Beratbhungd- 
protofoll VIII 186. 

Urtheilſthatbeſtand nicht in Uhkiennaus 
aufzunehmen VIII 188. 

— Benachrichtigung der Parteien von 
Dinterlegung VIII 818 8. 18. 

— Hinterlegung zur Einfidht der Karten 
VII 1286. 

Wrtheilssertaler VIII 182, 197. 


Bäterlige Gewalt, Untrag auf Verlan⸗ 
gerung VIII 287. 


 — — Batifenbudelntrag VITI 238. 
Baterſchaft zu unehelichem Kinde, TeR- 


ſtellung im außerſtreitigen Verfahren 
VID 945. 

Baterſchaftaſachen, auberitreitige, Ver⸗ 
theilung VIII 19,. 

VBerautwortlichleit der Beamten für 
Schaden IX 59. 

Beränderung desDienfiverhältnifiesll 19. 

Beräuderungen in ber Zufammenjcgung 
des Senates VIII 188. 

Beräuderungssausiselß zu den Berjonal- 
ftanbeaußweifen VIII 4. 


_ Beränberung von Segenfänben, welät 


aus ftrafgerichtlichen Unterfudjungen ber» 
rüßren VIII 401 8. 18. 


. — von Immobilien Pflegebefohlener, Ein: 


tragung beim Gerichtshof VIII 237. 
VBerbeflerung ber Ausfertigungkentwürfe 
VIII 196. 
Verbindung mehrerer Execationen VIII 
238 


, — mehrerer Brocefie VIII 227. 


urtheile, Abgabe in fchriftlicher Ah 


fafiung zur Ausfertigung VIII 126. 
— @erichtsfiegel VIII 216. 
— auf Gerichtstagen II 99. 


— der Berhanblung, Vorbereitung fit 
VID ı21. 

Berbrechen, Hindernis für Uuftellung im 
Gerichtsdienft IX 8. 

— Regifter über Anzeigen VII 247. 





Berbrechen — Verlängerung. 


Berbrechen und Bergehen, Hauptregiiter 
für VIII 219, 250. 

Bereheligungsanseige VIII 24,.. 

— sbewilignug, Anträge auf VII 
2338. 

Vereinfachnug ber Beichäftsführung VILI 
83. 

— der Formen im Checkverlehr S. 890. 

—- der Geſchaͤftoͤbehandlung in Sachen der 
Handelaregiſter S. 39. 

— des fhriftlichen Verkehres VIII 192. 

Bereinigung der Buftellungsgefchäfte für 
mehrere Gerichte VIII 88. 

Berfachbuch ſiehe Grundbuch. 

— Geſchaͤftazahl VIII 266. 

— Regiſter zum VIII 406 8. 6. 

— Tagebud) für VIII 77. 

Berfachbuchfachen, Acten in VIII 275. 

— Einzelrichter VIII 10. 

— Bertheilung VIII 19, u 21, - 

Berfachbuchverkehr, Ausweis über VIIL 
41 8. 6. 

Bertabren außer Streitfachen, Feiertag 
feine Tagfagung VIII 44; ſiehe aud) frei- 
willige Gerichtsbarkeit. 

Bersehen, Hauptregifter für VIII 250. 

— Regiſter Über VIII 247, ſiehe aud 
Berbrechen. 

Bergsleiche, Berichtöfiegel VIII 216. 

— bloße Gonftatirung im Brotololle 
©. 581. 

— nah 8. 438 C. B. ©. Eintragung 
©. 581, 698. 

— über Baternität oder Wlimentation, 
Eintragung ©. 628. 

- Brototolle über VIII 138 Anm. 

Bersieihsnbihlnis, Regiftereintrag 
VII 327,. 

VBersleihsunsiertisungen, Burüdhal- 
tung ber Acten wegen vorausfichtlichen 
VBegehrens VIII 138. 

Vers leichaverhaudluugen, prätorifche, 
alle an einem Wochentag VIII 115. 

— Tagſatzungen, Geichäftslalender VIII 
408. 

— Bertheilung VIII 19,,.. 

Bersleichaberſuch, Labung VIII 147. 

— Ladung zum, Regiſter No VII 
245 


Schauer, Geſch. Ordg. 
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Verhandlung, Anweſenheit von Kanzlei⸗ 
beamten u. Diener während VIII 41. 
— Beratung n. Abſtimmung während 
VIII 181. 

— Berfügung auf Grund VIII 126. 

— außerhalb Gerichta VIII 98, 96. 

-— zwedmäßige Unordnung VIII 114 Anm. 

Berfandiungspretsteh in außeritrei- 
tigen Sachen VIII 124. 

— Bezugnahme auf, im Berathungsproto⸗ 
tolle VIII 186. 

VBerhängunug von Euratel, Acten gejon- 
dert von eigentlichen Eurateldacten VILI 
2374. 


Berlauf beweglicher Sachen, Bewilligung 
durch Executionsgericht VIII 176. 

— Einleitung VIII 889. 

— von Forderungen VIII 389. 

— aus freier Hand VIII 890-392. 

— — Anträge beireffenb VIII 8230 3. 3. 

— — nidt durch Diener VIII 835. 

— gepfändeter Gegenftänbe, Cinleitung 
VIII 889, 

— bed Geichäftsvertheilungsplanes VIII 18. 

Berkehr zwiſchen Gerichtsdiener u. Be⸗ 
amten mundlich VIII 882. 

— mit Ausland VIII 901. 

— mit Behörben VIII 192. 

— telegrapbifchere VILI 97—M. 

— telephonifcher VIII 100, 831. 

— mit Bartelen VIII 88. 

Berlchrsauktalt, Intervention ber Auf- 
fihtsbehörbe VIII 884 8. 2. 

Vertũndete Beichtüffe, Ausfertigung LI 79. 

Berkuͤndung von Beichlüfien, feine Tag⸗ 
fagung bafür VIII 114. 

Berlaſſenſchaften, Anſuchen un grund- 
bücdyerlihe Eintragung ©. 604. 

Berlaſſenſchaftaabhandlungsregsiſter 
VIII 285, 236, 

— Rachſchlagebuch VIII 298. 

Berlaſſenſchaftaacten größere, Deckel u. 
Weberfihtsbogen VIII 278, 

Verlaſſenſchaftseurator, Antrag auf 
Beftellung VILI 387. 

Verlängerung von Briften nicht über 
das nothwendige Maß VIII 84. 

— der väterlihen Gewalt VIII 237. 

— — — Waiſenbucheintrag VILI 288. 

12 
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Berlaſſenſchaftoresiſter u. Wailenbud), 
Ramensverzeichnis gemetinfam VILI 255. 

Berlafleni@attänermänen, nachträgliche 
Auffindung VIII 274. 

Berlautbarung fiche Bekanntmachung. 

Verlegung von Boftiendungen, Brüfung 
VII 68. 
VBermädtnife, Benachrichtigung von, 
durch Gerichtstanzlei VIII 315 8. 1. 
Vermerk über Abgabe von Sttzungsſtücken 
an die Kanzlei VIII 189. 

— im Regifter bei urjchriftlicher Mitthei- 
lung VIII 199. 

Bermerle auf Umfchlag der Poſtſendung 
VIII 351. 


 Vermöseusisfe Pupillen XI 10. 


Veruehmen von Beugen u. Barteien, 
richterlicher Worbereitungsbienft II 5, 
M. 8. 8. 37. 

VBeruehmung erichlenener Parteien u. 
Zeugen vor beftimmter Zeit VIII 119. 

Vernichtung der Berfonalftanbedausweife 
VIII 4. 

Verordnung über Üctenbilbung nad 
Grundbuchseinlagen IL 81. 

— über Uebungen⸗ Beginn mit Rehtäpralti- 
fanten u. Aufcultanten II 94. 

— über Dienfverhältniffe der Diener zc. 
II 62. 

— über Einrichtung der Gerichtätanzlei ll 58. 

— über Ergänzungsprüfung der Notare 
II 98. 

— fiber Errichtung der Gewerbegerichte VI 2. 

— über fachmaͤnniſche Latenrichter II 20. 

— über Geridtsacten II 81. 

— über Gefchäfte auf Gerichtstagen LI 29. 

— über Geſchaͤftsausweiſe IL 82. 

- - über Wahl für Gewerbegericht VI 10. 

-- über Gewerbegerichtöbeifiger VI 18. 

— über Kanzleiperjonal II 50. 

— über Organifirung ber Gerichtslanzlei 
U 58. 

— über Regifter, Bormerkungen und Ber- 
zeichniffe II 80. 

— über rechnungsverftändige Ranzleiper- 
fonen II 49. 

— über Ricdhteramtsprüfung II 18. 


— den richterl. Vorbereitungsdienſt 
5. 


Verlaſſenſchaftsregiſter — Verſteigerung. 


Versränung über Senatebilbung bei de 
werbegeridhten VI 20. 

— über Verbindung ber Kanzlei» mit ber 
Grunbbuchsführerprüäfung II 54. 

— über Verwendung der Gelbftrafen II 63. 

VBeroräuungsblatt des Suftizminif 
riums, Behandlung VIII 8, 297. 

Bervachtung von Biegenkhaften durs 
Berfteigerung , nicht durch Diener VII 


335. 

Verpadung der Bofifenbungen VIII 338, 
849. 

VBerpflieguug Bilegebefohlener, Austürft 
über VIII 821 8. 1. 

Verpfliteter nur ein Eintrag in Piör- 
dungsregifter VIII 259. 

Berfäumung ber Tagjagung VILI 137. 

Verſchloſſene Eingaben, Eröffnung iz 
Einlaufftelle VIII 66. 

Berichloflener Umſchlag, Zuſtellung unter 
VIII 862. 

VBerfhwender, Erklaͤrung ale, Dienſtent 
laſſung II 70. 

Beriwiegenheitspiiit IX 50. 

Berſendung gepfänbeter Gegenflänbe zum 
Berfauf VIII 820 B. 3. 

Bericung an anberen Dienitort als Ti- 
feiplinarftrafe II 64. 

— aus Dienftesrüdfihten IX 40. 

— als Difciplinarfirafe III 6. 

— richterlicher Beamten III 48. 

— in ben Ruheſtand II 64. 

— — als Strafe III 6. 

— firafwelfe, richterlicher Hiüfäbeamien- 
II 44. 

Beriegungen VIII 24,,. 

Verfierungsaugelegenheiten YIl 
24,.- 

BSerfiegelte Eingaben VIII 6. 

Berfiegelung durch Volifivedungsbesmit 
VIII 887. 

— Gerichtötanglei II 56. 

Berföhnung in (heftreitigfeiten VII 
237, 19° 

Berfpätete Berufung VIII 243, 

Beripäteter Recurd VIII 244. 

Beräundisung anberer Behörden 1 
87,0» 

VBerkteigerung, Acten VIII 270. 











Berfteigerung — Berweigerung. 


VBerſteigernug, Antrag auf Berbindung 
mit anderer VIII 320 8. 8. 

— gepfändeter Gegenftände, Antrag auf 
VIII 8330 8. 8. 

— einer Nebeneinlage, Buchſtand der 
Daupteinlage VIII 171. 

— Neueintragungen bücherliche, Belannt- 
gabe VIII 170. 

— Bäplblätter für VIII 899. 

VBerkteigerungsbewiligung, Buftellung 
VII 158. 

Vertteigerungstermin, 
VIII 889. 

— Belanntmahung durd; Edict VIII 884 
3.18. 

Berſteigernugſverfahren, Beſtellung 
von Curatoren VIII 172. 

— bücherliche Sinverleibung und Löſchung 
auf Grund Zuſchlag VIIL 178. 

Bertaguugsbeſchlüſſe, Regiſtereintrag 
VIII 227,.. 

BVertheidiger VIII 24,,. 

— im Difciplinarverfahren III 20. 

Bertheidigung vor der Difciplinarcom- 
miſſion nichtrichterlicher Beamter IL 66. 

Bertheilung ber Sefchäfte VIII 1, 17 ff. 

— ber Geſchaͤftszeit VIII 40. 

— der Ertragsäberfhäffe, Anmeldung für 
VIII 880 8. 4. 

VBertbeilnugsentwurf, Grinnerungen, 
mündlich in Gerichtẽkanzlei VIII 819. 

Vertreter armer Parteien II 90, VILI 
182, 138. ; 

Vertretung des Bezirkörichterd II 27, 
VIII 11. 

— der Einzelrichter 11 37. 

-- der Gerichtsvorſteher VIII 6, 11. 

— des Gerihhtöhofpräfidenten II 31. 

— eines Hanzleibeamten II 52. 

-- des Oberlandesgerichtöpräfidenten II 41. 

Berurtheilung von richterlichen Beamten 
zum Erſatz von Koften u. Schäben III 42. 

Bersiclfältigung, mechaniſche oder che» 
mifche VIII 2186. 

Berwahrer, Auswahl durch Vollſtreckungs⸗ 
organ VIII 175. 

Verwahrung eines für gepfändete Yor- 
derung beftellten Handpjandes VIII 320 
8. 3. 


Anderaumung 
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Berwaßrung gepfändeter beiveglicher 
Sachen VIII 175. 

— ber zum Gelbbud) erlegten Beträge 
VIII 118. 

— gepfänbeter Gegenflände, Antrag auf 
VIII 820 8. 8. 

— Wertpapiere VIII 388. 

Berwahrungsaufträge, Currentien II 
37,.. 

Berwahrungsgebüren, Bemeſſung 
S. 818. 

Berwalter, Antrag auf Ernennung eines 
anberen VIII 320 8. 3. 

— Einführung bes, Aufforderung zu Lei» 
ftungen VIII 166. 

— Einwenbungen und Erinnerungen gegen 
Geſchaͤftsführung VIII 820 8. 4. 

— Ernennung ſchleunig durdyführen VIII 
169. 

— Erjäße VIII 104. 

Berwalterliite, VIII 158—156. 

— Mitwirkung der pol. unb Bergbehör- 
den XIII. 

-— Blenarfache II 86. 

— für Städte mit eigenem Statut VIII 155. 

Verwaltung, Trennung von der Juftiz 
1 14. 

VBerwaltungsbchärden, Abhilfe im 
NRechtöwege gegen Entſcheidungen I 15. 

-- Biandredits-Eintragung VIII 259. 

Berwaltungsgeritshet I 15. 

Berwaltungsrcehunng, Protokollirung 
VIII 320 9. 4. 

Berwaltungssiahen VIIL 24. 

Verwaltungsverfügnugen, Antrag auf 
Genehmigung VIII 330 8. 3. 

VBerwandtihaft ala Hindernis für Amt 
eines fahm. Laienrichters 8. 6 M. 8. 
N. G. B. Nr. 128/1897, 8.5 M. 3. 
R. G. B. Rr. 1239/1897 bei II 21. 

— und Schwägerfchaft II 49, Hy. 8. 8.16. 

Berwandtſchafta⸗Hindernis IX 17—19. 

— sBerhältnis zwiſchen Vorſteher ded Be⸗ 
ziefögerichtes und Einzelrichter II 19. 

Berwarunngen gegen Kanzleiperjonal 
II 683. 

Verweigerung der Rechtspflege II 78 

— der Zuflellung durch Gemeinden VII 
16. 

72* 
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VBerweigernug ber Unterſchrift auf Zu⸗ 
ftellungafchetw VIII 868. 

— der Annahme von Eingaben oder Sen- 
dungen VIII 63, 68, 75. 

Berweis gegen richterliche Beamte III 3. 

— gegen Ranzleiperfonal II 68. 

— Eintragung und Löſchung II 67, III 
28. 

Verweilung der Difciplinarfache gegen 
nichtrichterlihe Beamte zur mündlichen 
Berhanblung II 66. 

Berweilungsbei@inis III 16. 

Berweilungsblätter in ben Grundbuchs⸗ 
.acten VIII 77 M. 8. 

Verwendung ber Adoocaturscandibaten 
II 16. 

— der bei Amtsfuspenfion zurüdbehaltenen 
Bezüge II 70. 

— ber Diener u. Beauffihtigung VIII 
330— 884. 

— ber Geldftrafen VIII 109. 

— Gutaditen über, Maßſtab für VILL 5. 

VBerwendungsausweile, Bormert über 
Erftattung VIII 406 3. 18. 

Verzeichnis über amtliche Sendungen und 
Behändigungen ber Schriftftüde VIII 
878 8.5. 

— der beionberen Auswelfe unb Bormerte 
VIII 408. 

— der beftänbig verpflichteten Dolmetſche 
VIII 128. 

— der Darlehenswerder cumul. Waiſencaſſe 
VUI 9ı. 

— über Eingaben auf Gerichtätagen VIII 
61. 

— der Yormularien VIII 94. 

— der für fremde Gerichte einzuhebenden 
Yuftellgebüren VIII 105, 107, 109. 

— der von der Gerichtötanzlei felhftänbig 
zu beforgenben Gefchäfte VILL 308. 

— der feit Jahresfrift anhängigen Eong 
curfe VIII 894. 

— der religtdfen Sefttage VIII 44. 

— der Sigungsftüde VIII 189. 

— über firafgerichtliche Depofiten VIII 
407 8.8. 

— ber Ueberweifung an Bahlumgäftatt einer 
bücherlid) fichergeftellten Forderung VIII 
177. 


Verweigerung — Bifitationen. 


VBerseiguis über vorgemerite Gebäre 
VLI 186. 

— der Zahl ber Checkbücher und Ge: 
pfangserlagiheine VIII 103. 

— ber zuflellenden Gemeinden VII 12. 

Berzeichniſſe II 80. 

— Ungabe tm Anhaug zum Sammeiregüärt 
VIII 246. 

— anbere als vorgeichriebene VILI «08. 

— in Straffachen VIII 407. 

— und Bormerle in bürgerl. Rechtsſachta 
VIII 408. 

Bersihtleikung auf eine Dienftſtelle II 
41, 42. 

— auf Dienftpoften II 19. 

Versögertes Einlangen der Suftellzagt 
und Rüdicheine VIII S41. 

VBersögernng ber Rechtäpflege II 78. 

Verzögerungen adfiellen VIII 1, 3. 
808, 309, 818, 409 8.1. 

— im Ggrecutionsvollzug VIII 380. 

— vermeiden VIII 84. 

VBicepräftdent, Umtöverrichtumgen Il 
31. 

— des DOberlanbesgerichtes II 41. 

— Teilnahme an Berathungen IX 138. 

— Borfigender bei Nichteramtiäpräfungen 
VIII 18, 

— bei Gerihhtöhöfen I. Inſtanz II 8, 
VII 410. 

— der Gerichtähöfe, Richter II 2. 

— vertritt Präfibenten VIII 6. 

Videat, Bebentung bes Vermerts VIU®. 

— beauftragter Richter VIII 140. 

— Ügecutionsceommiffär VIII 158. 

— Grundbud VIII 138, 157, 177, 18. 

— Pfändungsregifter VIII 258. 

— Reg. Vr ober Pr VIII 249. 

— Subftitutionsbudy VIII 406 8. 11. 

— Zuſtellungs⸗ unb Ggerutiensabtheilung 
VIII 168. 

Binimirung von Urkundewabfcriiten, 
Bogenzahl II 56. 

Bincnlirte Obligationen, erflänbigung 
der Caſſe und anweifenden Behorde VIII 
384 3.9. 

Bifitationen ber Gerichte VIII 410-418. 

— Sammlung der anläfslich ertheilten 
Dualificstionsgutachten VIII 5. 





Bifitationen — Borbereitungsdienft, richterlicher. 


Biftstionen der Gerichtätanzlei VILI 
809, 810. 

— durch Juftigminifter und defien Dele 
girte I 74. 

— periobifhe IL 76. 

— Braſidialſache VIII 24, ... 

— neues Formnlar ©. 888. 

Vollmacht des amtlichen Armenvertreters 
VIII 188. 

— Widerruf oder Kündigung VIII 181. 

— Beſchränkung im Ghedverlehr S. 354. 

Bollircäunssbeamte Il 49, 8p.8.8.8. 

— Beſchwerden gegen II 78. 

— Beeidigung II 19. 

— Gaution II 49, Kp. 8. $. 17. 

— Ernennung II 88. 

— dürfen nicht Geidhäftdleitung in Zu⸗ 
ſtellungs⸗ unb Ererutionsabtheilung er- 
halten VIII 887. 

— Mebergangsbeftimmungen 1I 96. 

— vertreten nöthigenfall8 andere Kanzlei⸗ 
beamte VIII 837. 

— Berwendung VIII 887. 

VBoliiredungsergane VIII 385, 386. 

— Kanzleiabtheilung für VIII 86. 

— Legitimationsurtunde für VILI 886. 

— Behebung von Depofiten ©. 834. 

— Gebären der Diener als ©. 788. 

— felbfändige Verrichtungen, Gebfiren 
©. 784. 

— Verwendung der Beamten der Zuſtel⸗ 
Iungsabtheilung al3 VIII 329. 

— Bericht und Einholung richterlicher 
Beichlufsfafiung VIII 381. 

— Beſtimmung ber VIII 885 Abſ. 8. 

— Beſtimmung bes Berwahrers und dei 
Schägmannes VIII 175. 

— Ggecution gegen Militärperfonen, An- 
ftänbe VIII 179. 

— Mitteilungen der VIII 166. 

— follen nit namentlich bezeichnet werden 
VIII 160, 

— Bfändungen vorgängige ermitteln VIII 
260. 

— felbftändige Verrichtumgen VIII 886. 

— Berlauf aus freier Hand VIII 8%. 

— Bollzug frember Executionen VIII 381. 

— Weiſungen an VIII 168. 

— Buftellungen durch VIII 844. 
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Vollzug ber Execution VIII 879. 

— — Erſuchen VIII 158, 159. 

VBollsnssautireg bei Grundbuchsbeſchei⸗ 
den VIII 198. 

VBeollsugsperorännug zum Geſeß über 
Gonjulargerihtöbarteit Vd. 8. 

BVollzugsavorſchrift für Sonfulargerichte 
Vd. 5. 

VBoraceten der anhaͤngigen Rechtsſachen 
XILS, 8, b, 7. 

— Ausſcheidung vor Abgabe der Acten an 
die Negiftratur VIII 289. 

Boraniläge, Bräfivialiahe VIII 24 
B. 14. 

Berariberg, Löichung einer geſegwidrigen 
Eintragung im Grundbuch II 42 Anm. 

Vorbehaltene Dienftpoiten II 28. 

VBorbereitende Bearbeitung von Gin- 
gaben VIII 824. 

— — von Geihhäftsftüden duch Einzel» 
tichter VIII 14. 

VBorbereitendes Berfahren, Aufllärun- 
gen über Einleitung VIIL 86. 

— — Regiftereintrag VIII 2327, „- 

— — Tagſatzungen nicht im Regiſter ein- 
tragen VIII 897, ,- 

Borbereitung zur mündlichen Verhand- 
fung VILI 1231. 

VBeorbereitungsdienk VIII 24 8. 4. 

-- Heim Bezirksgerichte Il 49, Kp. 2. 
8. 25. 

— für Ranslei 1149, Sp. 8. 88. 19-28. 

— — Sulafjung 11 49, Kp. 8. 8. 22. 

— — Altersgrenze II 49, Rp. B. 8. 22. 

— — Antritt II 9, Mp. 2.5 . 28. 

— — Befreiung II 49, Rp. 8. 8. 20. 

— — Einrichtung II 50, 49, Rp.8.8.26. 

— — PFortfegung II 49, Rp. 8. 37. 

— — Leitung II 49, Æp. ©. 8. 24. 

— — Beugnis II 49, Rp. 8. 8. 26. 

— riäterliger II 5—11. 

— — Minifterial-Berordnung über II 5. 

— — in Advocaturskanzlei 15, M. 8. 
88. 19, 29. 

— — Uudnägung der Urbeitätraft II 5, 
M.8B.8.9. 

— — Bezirksgerichtöpraris II 5, M. 8. 
88. 20, 28. 

— — Dauer 11 4. 


Br. 
B. 
8. 

8 
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Vorbereitungsdienk, richterlicher. 
Einrechnung einer anderweitigen Praxis 
II 15. 

— — Einrehnung für Benfionsbemefiung 
II 15. 

— — Einrichtung II 5, M. 8. 88. 1780. 

— — bei Jinanzprocuratur II 5, M. 8. 
88. 19, 29. 

— — Gertdätähofspragis IId, M.B.8.21. 

— — Geſchäftsſtunden II 5, M. 8. 8.9. 

— — Geſchaftsverzeichniſſe II 7, II 5, 
M. 8. 88. 80, 85. 

— — keitung II5, M. 8. 88. 10—16. 

— — Nebenprotolol II 5, M. 8. 8. 24. 

— — bei SOberlandesgeriht II 5, M. 8. 
88. 18, 22. 

— — Ort 1I5, 88. 2—. 

— — Beotokolführung II 5, M. 8. 
88. 24, 28. 

— — Relationen II 5, M. 8. 8. 35. 

— — ftaatsanwaltidhaftlicher Yunctionärd- 
dienft II 5, M. 8. 8. 21. 

— — ftaatBanwaltichaftliche Praxis II 5, 
M. 8. 8. 21. 

— — Uebungen O5, M. 8. 88. 31—35. 

— — allg. Vorausfegungen TI 4. 

— — Beugifie II 7. 

— — Bwed II 5, M. 8. 88. 7-9. 

— — Abfaſſung von Ausfertigungsent- 
würfen buch im 8. Stehende VII 
196. 

-- — Blattwelfer Bormert über Richter 
amtscandidaten II 5, M. 8. 8. 2. 

Vordruck auf Actenrüiden n. Actenbedel 
VIIL 268. 

Bereilige Aeuberung über Ausgang der 
Sache VIII 82. 

VBorerhebungen im Difciplinarberfahren 
111 18. 

— beim Gerichtshof VIII 250. 

— Regifter VIII 847. 

— Beribeilung VIII 21,,. 

— BWeifungen des Borftehers über Führung 
VIII 18. 

— Benachrichtigung der Bezirksgerichte 
©. 629, 641. 

— erlebigte ©. 638, 631. 

Verführung, zwangsweiſe II 87, VIII 
143, 


Vorbereitungsdienft, richterliger — Vorſitzender. 


Vorgeſchoſſene Gebüren Ginhebung 
VIII 104. 

Borgreifende Weuberung über Sache 
VIII 88. 

Berladezettel VIII 86, 90. 

Vorlage von Rehtsmitteln VIII 205 bis 
308, II 87 8. 7. 

— von Weiten behufs Dienftauffiht VIII 
408. 

Borlagebericht mit Geſchaftkausweiſen 
VIII 89%. 

Borlesung ber eingebenben Sachen au 
Richter VIII 324. 

Bormerk fiche auch Controlbuch, Goxtral: 
liſte. 

Bormerke, andere als vorgeichrieben: 
VIII 408. 

— in Civiſſachen VILI 406. 

— in Strafſachen VIII 405. 

Bormerkung der Stempel bei armen 
Barteien VIII 186. 

Bormerkungen II 80. 
VBermundfihattt« n. Abhanbiungserten, 
gemeinſchaftliche Fahrung VIII 274. 
Bormundihaitsacten, Deckel u. Ueber 

fihtöbogen VIII 278. 

— Nachſchlagebuch VIII 298. 

— Gcartirung VIII 288. 

Bermundiheitirchuung, Serichtätans 
lei VIII 8831 8. 32. 

Vormundſchaftoſachen, Ternion in VII 
811. 

— Uebertragung anbängig verbliebene 
XI 1—18, 

Berrüdung in eine höhere Geheltäftufe, 
Aufichiebung II 64, 70. 

Berihlag für bergbaufunbige Laiee 
richter 88. 8-10 M. 8. R. G. B. 
Nr. 188/1807 bei II 21. 

Borſchuſs für Koſten der Anhaltung in 
Saft VIII 178. 

— für Beugen- und Sacperftänbigen- 
gebüren VIII 144. 

Borſchuſſe für arme Parteien, Serein- 
bringung VIII 18%. 

VBorfigender, Siittrung eines Beſchluſſer 
II 8. 

— Bericht über Siftirung eines WBeichiufiet 
VIII 204. 


BVorfipender — Wechſel. 


Borfigender, Beſtellung eines Bericht⸗ 
erſtatters VIII 182. 

— des Senates II 88, 85, 47, 61, 79, 84, 
86, VIII 7, 28, 28, 88, 46, 47, 111, 
120138, 125, 140, 146, 182, 184, 185, 
190, 196, 197, 210, 311, 284, 828, 824 
Abſ. 8, 341, 899 Abſ. 1, 402 Abi. 4. 

— — vertheilt @eichäfte II 85. 

— — Unterfchreiben ber Wußfertigunger 
Il 79. . 

— des Ferienſenates VIIL 51. 

— des Gewerbegerichtöfenates VIIL 7. 

— des Hanbelsjenates VIII 7. 

— bei Prüfungen II 13, 50, 54. 

— beauftragter Richter, Recurs VIII 151. 

— entichetdet Streit Aber Beibringung der 
Stempel VIII 135. 

— leitet Berathung und Abftimmung VIIL 
184, 185. 

— weist nicht gehörig vorbereitete Anträge 
zurüd VIII 184. 

Borſteher des Gerichtes, fiehe Gericht: 
vorfteher. 

— des Bezirksgerichtes, fiche Bezirksgerichts⸗ 
vorſteher u. Bezirksrichter. 

— der Gerichtshofe, ſiehe Praͤſident und 
Oberlandesgerichtspraͤſident. 

— der Gerichtskanzlei, Ernemung II 83. 

— bei Gerichtöhöfen II 49. 

— Reinfchriften- Herftelung VIII 385. 

— GSacpverftänbigengebüren VIII 146. 

— Titel I 49, Kp. 8. 8. 3. 

— Öbliegenheiten VIII 804. 

— — Üiebergangäbeftimmungen II 96, fiehe 
auch leitenber Beamte. 

Borfteliung u. Recurs VIII 181. 

Borkrafen, Anfrage wegen VIII 252. 

Bertrag durch im richterl. Borbereitungs- 
dienft Stehende II 6, M. V. 8. 28. 


x Borunterinhung, Weifungen bed Bor- 


ſtehers über VIII 13. 
— und Suspenfion vonı Amte II 68. 
Berunteriudungen, belegirte, Regifter Z 
VIII 247. 
— belegtrte VIII 250. 
— bein Geridhtähof VILI 250. 
— Bertheilung VIII 21,,. 
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VBorunteriudgungen , delegirte, Eintra- 
gung ©. 681. 

— erledigte ©. 628, 681. 

Borverfahren, Erledigung ber Berufung 
im VILI 248,,. 

— Entſcheidung Über Berufung u. Recurs 
im VIII 149, 150. 

Vorwurfofreies Benehmen ber Beamten 
IX 47. 

Berzeitiger Verlauf gepfändeter Gegen⸗ 
itände VII] 889. 

Botum, ſchriftlich angefchloffen dem Be⸗ 
tathungsprotofoll VIII 188. 


Ballenübnug, Einfluſs auf Urlaub VIII 
49. 

— ber im Borbereitungsdienfte Stehenden 
II 8. 

WBäger u. Meſſer VIII 24,,. 

WBapllörper für Sewerbenericht VI 8. 

Wahlreit für Gewerbegericht, activ VI 8. 

— — paſſiv VI 9. 

Bailenblätter, Ueberſendung XI 16. 

Waifenbuch VIII 237, 238. 

— altes XI 12. 

— Auszüge für Uebertragung anhäugiger 
Sadıen XI 11. 

— gleichzeitige Eintragung in Abhandlungs⸗ 
tegifter VIII 286. 

Walſencaſſen, Darlehen aus, Ucten VIIL 
278. 

— — Gcartirung VIII 800. 

— Borgang bei Einzahlung in VIII 68 
M. B. 

Bailfencaflenangelegenheiten VIII 19 
8. 7, 24 8. 20. 

— Darlehensanfuhen VIII 91. 

— (ingaben VIII 245. 

Waiſencaſſenjournal, monatliche Bor- 
lage VOL 401 8. 8. 

Bandihränfte, Aufbewahrung der Acten 
in VIII 282. 

Bechſel in der Beichäftigung der Beamten 
VUI 13. 

— Ueberſendung zur Einziehung VIII 893. 


— u. Vorerhebungen, Ausweis über VIII | — Vorweiſung an ben Wicdhter VIII 


401 2. 8. 


382. 


— 
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Bechfelklagen, Regifter VILL 238. 

— Beitpunft für Heften VIII 267. 

Bechfelproteſte in ber Cerichtskanzlei 
II 56. 

Bechſelrecht vor Conſulargerichten V d. 
6b 8. 16. 

BWechſelregiſter VIIL 227. 

BWechſelſachen, Einzelrichter für, keine 
Gerichtsſsabtheilung VIII 27. 

— Erledigung durch Einzelrichter VIII 
10. 

— Geſchaͤftavertheilung VIII 31 8. 1. 

Wehropflichtige Beamte, Jahresausweis 
VIII 401 8. 16. 

Beigernus den Zuſtellungsſchein zu unter⸗ 
ſchreiben VIII 868. 

Beihnachtatas VII 48. 

Weite Rüdicheine VIII 850. 

— Buftellungsicheine VIII 868. 

BWeitlänfistciten abftellen VIII 1. 

— vermeiden VIII 88. 

Werlitage, Geichäftszeit VIII 40. 

Wert bes Streitgegenfianbes, Erhebungen 
zur Seftftellung VIII 117. 

Wertpapiere, Erlag in Gerichtslanglei 
VIII 118, 882. 

— rechtzeitige Ablieferung durch Gerichts⸗ 
diener VIII 884. 

— urfunblidde Erllärungen bei Beräuße- 
rung u. Weberweifung VIII 886. 

— Berlauf VIII 892. 

— SBerwahrung VIII 888. 

WBertienduugen VIIL 68, 69. 

— ins Uusland ©. 538. 

— an Bertretungäbehörden im Auslanb 
©. 58i. 
— verſchloſſene, bepofitenämtliche Behaud⸗ 
fung VIII 68 M. 8. 
Wertvolle Gegenftände, 
VIII 835. 

Bichtige Urkunden, Aufbewahrung VIII 
2385, 286. 

Widerllagen, Angabe bes Bellagten im 
Namendverzeichnis VIII 254. 

— BProcefsregifter VIII 226. 

Widerfpruch gegen einftweilige Verfügung 
VII 820 8. 4. 

— im Mahnverfahren VILI 289 8.7, 813 
8. 14, 819 8. 8. 


Berfteigerung 


ö— — — — — — — —— — — — — — — — — — —— — — — — — —— — 


Wechſelklagen — Wohnungskündigungen. 


Biderſpruch gegen Urtheilsathaibeſtand 
VIII 186 legter Abſ., 818 R. 18. 

— im Ggemtiond und Giderangiver- 
fahren, Procefsregifter VDI 236. 

Wicderanfuahme aufgeichobener Eye 

on, Untrag, Geridhtölanziei VIII 3% 

8. 2. 

— — Beichlufs VIII 168. 

— von Straffachen VIII 350. 


Wiederaufuahmsllage, Anmerkung im 
Procefäregifter VIII 297 8. 8. 

— Broceiäregifter VIII 236. 

Wiebereinfeunung in Bezug auferfic Tag 
fogung II 37,,. 

— SBBroceisregifter VIII 326 8. 2. 

Wiedereröffunugsbei@läffe Till 2 
8: 6. 


Biederholte Umfrage bei Wbftinumung 
VIII 188. 


Wiedervereinigung geſchiedener Ehe 
gatten, Anzeige VIII 245. 

Wiederseriteigernag, Antrag auf VIII 
820 8. 8. 

Wien, Nieberlegung von Buftellungsftüden 
XV 1. 

— Ddiplomatifcher Verkehr der Berichte in 
©. 521. 

— Gebür für die Zuſtellung von Zahlungt 
verboten ©. 787. 

-- Einhebung ber Gelbfirafen in VII 
108 und 109 Anm. 

— Gewerbegericht VI 2. 

Wiener Seitung VIII 297. 

Wintellgreider, Amtshanblungen geger 
VIII 24 8.18. 

Birtuugsfrelis des Oberſten Gerichttho fe⸗ 
1V 8. 

— ber richterlichen Hilfdbeamten II 8. 

Wirtipaitäbeirieh, Antrag anf Genckmi- 
gung von Verfügungen, welche binaus- 
reichen VIII 830 8.3. 

Wohunugbänderung, Anzeigen über 
VIII 88, 818 8.2. 

— Boftzuftellung bei ©. 768. 

Bohunnsständigungen, Geichäftiwer 
theilung VIII 19 8.8. 





Zahl — Zufammenlegung. 


Zahl ber fahmänntihen Laienrichter 8. 2 
M. 8. 1928/1897, 8.3 M. 8. 1899/1897, 
J. M. V. 15. Juni 1897, Rr. 22 J. M. 
B. B., bei II 21. 

— der Recursfchriften VIII 150. 

Zaͤhlblätter VIII 899. 

— GEinftelung ber Verftelgerung S. 340. 

— feparate Berfteigerungen ©. 889. 

— Steuerbatmnanfnahme und Schäßung?- 
wert feparater Körper ©. 840. 

— Zeitpunkt der Einfendung ©. 840. 
Sablungsauweilungen des Boftipar- 
caffenamtes VIII 68, M. 8. 8. 26. 
Zahlungsauftrag für Bebüren VIII 106. 
— für Gebüren, Ausfertigung VIII 107. 

— gebürenfreie Buftellung VIII 107. 
Bezeichnung des Gegenftandes in 

©. 856. 

—- nähere Augabe von Daten im VIII 
107 Aum. 

Sahlungsantträge, Gerichtsſiegel VIII 
216. 

— Vorjchreibung im Geldbuch VIII 107. 

Sablungssauttragtdetehl), wechſelrecht⸗ 
licher II 66, VIII 10, 81 8.1, 27. 

— Bewilligungsvermert VIII 19. 

— Gerichtaſiegel VIII 216. 

— wechſelrechtlicher, Boftaufgabe durch Ad⸗ 
vocat VIII 854. 

Sapiunssbeich!, Beftätigung der Zu⸗ 
ſtellung ©. 588, 758. 

Zahlungsverbote, Buftellung VIII 846. 

Zehrgelder, Prüfung der Bemeflung der 
VDOIı Anm. 

Sehrungstolten für Beugen XIV 10. 

Zeichnung der Firma in Gerichtskanzlei 
II 58. 

Beitaugaben im inneren Dienſte VIII 92. 

Seitung, Bekanntmachung ber Geſchäfts⸗ 
ſtunden VIII 40. 

— Berdffentlihung des Feriengeſchaͤfta⸗ 
planes VIII 58. 

— Kkundmachung der Edicte VIII 87. 

Beitnerfänmmis, Entihäbigung der Zeu⸗ 
gen für XIV 11 fi. 

Zeitweiſe Belorgung der Geſchäſte eines 
Ranzleibeamten II 58, 


— 
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Zeitweiſe Verwendung richterlicher Be⸗ 
amten außerhalb de Amtsjiges III 49. 

— — von feldftändigen Richtern II 46. 

Zengengebüren, Beftimmung, Currens 
II 87 8.11. 

— Gerichtötanzlei VIII 145, 318 8.11. 

— Borfchufs für VLII 144. 

Sengens u. Sachverſtändigengebüren, 
Einbebung VIII 104. 

— — Berorbuumg über XIV. 
Sengeuladung, Benachrichtigung von, 
durch Gerichtskanzlei VIII 818 8. 10. 
— an Militärperfonen, Nichtfolgeleiftung 

VUI 148. 

— im Strafverfahren VIII 317. 

Sengenperuchmnug, requirirte VIII 
248. 

Senguifle über die Leiftungen der im 
Vorbereitungsbienfte ftehenden Berfonen 
II ?. 

— aus Handels nu. Senoflenfchaftsregifter 
II 87 8.13, 55. 

Sinientäligleitstermine, Ueberwachung 
VLIT 404, 406 8. 13. 

Zugrundelesung früherer Schäbung, 
Untrag auf VIII 820 8.8. 

Sulagen VIII 34,,. 

Surüdbebaltene Bezüge bei Amts⸗ 
fuspenflon II 70. 

Surädieguug des Grecutionsauftrages 
wegen unterblicbener Anmeldung VIII 
161. 

Suräduabmeder Berufung VIII248,, ‚.0- 

— der Klage, Erflärung tn Gerichtskanzlei 
VIII 819 8.5. 

— — — Roftenentfheidung Il 37 8. 6. 

— — — Regiftereintrag VIII 327,.- 

Zurückſteluug des Schriftiaged wegen 
Yormgebrechen VIII 89. 

— von Eingaben ©. 897, 612. 

Burldtreten vom Votum bei Abſtimmung 
VII 188. 

Surädweilung der Berufung VILI 248, ,. 

— eined Ererutionsantrages VIII 238. 

Surädsichung eines Recurſes VIII 244. 

Zufammenhang zwiſchen Srundbud u. 
fonftigen Acten VIII 275. 

Zuſammenleguug von nichteren Ver⸗ 
handlungen VIII 116, 
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Sufammenkelung der Buftellungsvor- 
ſchriften VIII, 16. 

Sulchleg, Einverleißungen u. Löfchungen 
auf Srunb VIII 178. 

Zuſtäündigkeit, Beſchluſs über, auf Grund 
Erhebungen über Streitgegenſtandsſswert 
VIII 117. 

— des Gewerbegerichtes ausſchließlich VI 3. 

Zuftändigleitäbetimmmuug durch Ober- 
ften Gerichtshof II 48. 

Zuſte lboten, Verwendung an Stelle der 
Tiener ©. 79%, 78. 

— Berzeichnis S. 124. 

Zuftehung, Abfertigung zur VIII3S9, 340. 

— Art der VIII 848—846, 

— — Beltinmung VIII 211. 

- zwiſchen Advocaten VIII 213, 818 8. 4, 
874. 

— an arme Partei VITI 344. 

— Wusfolgung bei Gericht VIII 875. 

— an Abweſende S. 760 ff. 

— amtlider Sendungen und VBehändigun- 
gen VIII 82, 84, 378. 

— tm außerftreitigen Berfahren II 88. 

— ber Berufungd- und Revifionzfchrift an 
Gegner II 37, .. 

— Betätigung auf Rubrik für Auffüinbi- 
genden VIII 847. 
— Beftätigung der, im Mahnverfahren 

©. 588. 

— Beſprechung mit Gemeindeorganen über 
VDI 16. 

— duch Öffentliche Bekanntmachung VIII 
218, 378, 873. 

— an Enrtator VIII 218 letzter Abfatz. 

— für Civil⸗ und Straffahen gemeinfane 
VIII 38 letzter Abſatz. 

— Controlbuch für VIII 868, 859, 861. 

— im Difeiplinarverfahren III 40. 

— der ÜErledigungen mehrerer Gerichte 
VIII 846. 

— zu eigenen Sanden VIII 212, 350, 868. 

— Erſatz⸗VIII 212, 851, 866, 375. 

— Erſuchen um VIII 281, 248, 346, 377. 

— der Entfheibung, Regiftereintrag VITI 
287. 

— Gebüren, ieheduftellungsnebüren. 

— durch Gemeinden VIII 15, 16, 212, 
346, 361, 360, 863-368, ©. 750. 


Sultelung bei Execntionsvornahme VIII 
84, 36, 844 8. 1 u. nf. 2, 368. 

— ber Gebürenzablungsaufträge VIII 
107. 

— durch Gerichtsdiener VIII 344, 347, 
358, 359, 362—366. 

— durch gerichtliche Hinterlegung VIII 
2312. 

— für Gewerbegericht VI 6. 

— von Kündigungen VIII 847. 

— in militärtihen Gebänden VIII 365. 

— an Milttäwperfonen VIII 212, 342, 
349, 364, 365. 

— zur Nachtzeit VIII 46, 318, 806. 

— Niederlegung beim Gemeindevorſteber 
VIII 887. 

— durch Nieberlegung beim Boktamt VIII 
357. 

— Berftänbigung mittel3 Correſpondenz⸗ 
arte über eine ©. 39. 

— Uebergabe an die Bot VIII 212. 

_ ige am Buftelungsert VIII 


_ — bie Poſt VIII 348, 345, 349 bis 
857. 

— in Grundbuchſachen S. 758. 

— an Procuriſt VIII 212, 49. 

— Neclamationen VIII 856, 368. 

— an Sonntagen VIII 866. 

— im Ausland ©. 518 ff. 

— in Ungarn ©. 524. 

— GStraffadhen, Nichtetutragen in Woutrsl- 
bücher VIII 848. ©. 756. 

— unter Umfchlag VIII 212, 362. 

— zum Bergleichtverfuh VIII 147. 

Suftelungsabtheilung, Beamte als Bol’ 
firedungsorgane VIII 829. 

— Erſuchen um Zuftelung VIII 377. 

— Obliegenheiten, befondere VIII 376. 

Sultelungs- n.Exreeutionsabtbeilung 
II 60, VIII 86, 37. 

— — Anmelden in VIII 101. 

— — Aufforderung zur Leiftung bed 
Bivangsverweltung VIII 166. 

— — Aufſchlebung der Erecntion VII 
163—165. 

— — Ausführung von Ererntiondaufträger 
VIII 379, 880. 








Zuftellungs: u. Ereeutionsabtheilung — Zuftellungsfcheine. 


Iultellungs: und Ereentiondabthei⸗ 
lung, Benachrichtigungen und Mitthei⸗ 
Iungen während Executionsvollzug VIII 
106, 187. 

— — Bericht über Executionsvollzug VIII 
381, 982. 

— — Gontrolbud für die Geichäfte des 
Ererutionspollzuges VIII 888. 

— — Curator, Vebergabe unbeftellbarer 
Schriftitäde an VIII 172. 

— — Einſchränkung der Execution VIII 
162—165. 

— — Üinftelung ber Execntion VIII 
163-166. 

— — Exeecntionsbuch VIII 388. 

— — Executionsvollzug, Anorbnung VIII 
160, 161. 

— — Gerichtöbiener, Verwendung VIII 
830—384. 

— — Geidäftstreis VIII 37. 

— — Geichäftsvertheitung VIII 829, 
382. 


— — Pfändungstregifter VIII 174, 257. 

— — felöftändige Thätigkeit VITT 884, 
885. 

— n. Grecntionsgeihätte, Soncentri- 
tung VIII 84. 

—- — Tob des Berpflidyteten VIII 887. 

— — Bereinigung ber Zuftellimgsgefchäfte 
verſchiedener Gerichte VIII 88. 

— — Berlauf, Einleitung VIII 889. 

— — Berlauf aus freier Hand VIII 390 
bis 898. 

— — Berwahrung von Geld⸗ unb Wert- 
papieren VIII 882. 

— — Berwahrung gepfänbeter Begenflänbe 
VTII 888. 

— — Berzeichniß über amtl. Sendungen 
u. VBebändigungen VIII 378 8. 5. 

— — Bollftredungsorgane VIII 835, 836. 

— — Vollſtreckungsbeamte VIII 337. 

— — Buftellungen VIII 889—878. 

— — Buftelung3beamter VIII 35, 104, 
838. 

— — fiche auch Bollftredungsorgane. 

— — ſiehe Zuſtellung. 

Zufſtellnugsabtheilung, Zuſtellungsbuch 
VIII 358, 361. 

Zuſtel ungsausweiſe, Heiten ber S. 748. 
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Sufteliungssbenmter VIII 85. 
— videat VIII 98. 
— Birfungstreis VIII 388. 

— betreibt Gebürenzahlung VIII 104. 
Sultelunssbcaollmädtister, Roftüber- 
gabe, wegen Nichtbeitellung VILI 212. 

Aulteliunssbogen VIII 878 8. 5. 

Zuſtelnugsboöoten II 43, VIII 24,., 
Rp. 8. 8. 16. 

— Entlaſſung II 49, 8p.8. 8. 15. 

— Entlohnung II 49, Kp. 3. 8. 15. 

— Berorbnung über II 62. 

— Verwendung VIII 880—884. 

Sufteluussänd für Semeindezuftellungen 
VIII 861, 876. 

— für Gerichtsdiener VIII 107, 109, 110, 
858, 359, 870, 871, 876. 

— über Tobfallgaufnahmen, VIII 401 3.4, 
©. 769. 

— Gcarttrung VIII 29. 

Auftelungstend VIII 870. 

Sultelunssschär einzuheben VIII 377. 

Zuſtelungsgebüren, Ablieferung VIII 
370. 

— Ausmaß VII 869-871. 

— Gtnhebung VIII 108. 

— Nachweifungen über Gebarung mit VIII 
401 8. 18, ©. 79. 

— Ueberwachung ber Ablieferung VIII 334. 

— Bertheilung VIII 870. 

— Berzeihnis über fremde VIII 105, 107. 
109. 

— Vorſchreibung VIII 108. 

— Bahlungsauftrag VIII 106. 

SEE nicht theilen VIII 


_ —8 für mehrere Gerichte VIII 


— VIII 268. 

Iuftelunssmarlen VIIL 871. 

Zuſtel nugtnachweiſe, Heitenber S. 651. 

Zuftell nugsorgan, Beſchwerden gegen 
VIII 146. 

Iuktelungsiheine, leine für amtl. Sen⸗ 
dungen und Behändigungen VIII 878 
8. 2. 

— Mbgabe VIIT 332. 


— Einlegung in die Arten VIII 2361, 341, 


869. 
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Aulteliungsieine in Grundbuchſachen 
VOII 87%. 

— rüdlangende VIII 341. 

— Ueberwachung bed Einlangens VIII 
889, 841, 855, 876. 

-— für das Ausland ©. 520. 

— m ———— ( Executions⸗) Sachen 
©. 669 

— nit e eigenen Handen ©. 768. 

— Bezeichmung des ungariſchen Gerichtes 
©. 529. 

— in Grundbuchſachen VIII 77 M. 8. 

Zuktelungse, Nüdiigeine , Vorbereiten 
VIII 889, 

— VIII 880, 851, 868, 864. 

Suftelungssertügung VIII 311-218. 

Sultelungssorihriften für Gemeinde⸗ 
organe VIII 16. 


Zutheilung ber flieg. Adiuncten u. Aufcul- 
tanten TI 44. 

— von Straffachen mangels feiter Ge⸗ 
ſchäftsvertheilung VIII 71, 72. 

Zutheilungdüberſicht in Einlaufſtelle 
VIII 249. 


Zuweiſung zur Abvocatursprari der im 
richterl. Borbereitungsbienfte ftehenben 
Berjonen II 11. 

— von Hilfsfräften während Gerichtsferien 
VIII 80. 


Zuſtellungsſcheine — 


Zwiſchenurtheile. 


Zuweifſnug von richterl. Hilfsbeamten m. 
Richtern zur Aushilfe II 46. 

Zwangßausgleich, Actenband für VIII 
370. 

Zwangsberlieigerung von beweglichen 
Sadıen, Actenrüden ober Dedel VIII 
370. 

— von Liegenihaften, Wctenbedei VIII 
370 . 


— Bornahme durch Diener VIII 330, 335. 

— fiehe Berfleigerung. 

Swangtberwalter, 
158—156. 

— fiche Verwalter. 

Zwangßverwaltung, Acten über VIII 
270. 

— Üctenrüden ober Actendedel VIII 270. 

— Unmerlung VIII 169, 174, 384 3.5. 

— Aufforberung an ben Berpflichteten VIII 
166. 

— GEinftelung VIII 164. 

— Unburdführbarteit VIII 168. 

— Einführung durch Diener VIIISSO, 885. 

Zweifelfucht su vermeiden VIII 89. 

Swilgenanträge auf Feitfielung VIII 


296, .- 
Zwilgentälle, Erledigung durch Eiuser 
nehmung VIII 86. 
Zwiſchenurtheile, Regiftereintrag VIII 
227,4- 


Lifte VIII 23,. 


1808. 


Anguſt 31. 


1806. 
Decbr. 26. 


1825. 


Decbr. 26. 


1829, 
Mai 


5 29. 


Techr. 11. 


184%. 


Jänner 23. 


1841. 
Febr. 


Mai 


28. 
18. 


1843. 
Novbr. 6. 


1844. 
Sept. 
Octbr. 
1847. 
März 


1850. 
Auguſt 7. 


13. 


16. 


Chronologiſches Begifter. 


Die Zahlen, weldhen ein S. vorgeſetzt ift, geben bie Seiten des Buches an. 


Sf. I.G. S. NRr.685, ©. 716. 


Hftad. P. G. S. Bd. 27. Nr. 64, 
©. 505. 


Hftzd. 3. 38878, ©. 505. 


HOflzd. P. G. S. 86.57 Nr. 56, 
©. 892. 

SP. 3. G. S. 
©. 540. 

Sf. J. G. S. Nr. 2444, 
©. 898. 


Nr. 2407, 


Hffb.B. ©. 
©. 896. 


3.85.68 Nr. 11, 


SM. I. G. ©. Nr. 511, 
©. 488. 
Hftid. I. G. ©. Nr. 538, 
S. 180. 


Hfd. %. G. ©. Kr. 
©. 780. 


768, 


Sf. J. G. S. Rr.828, 6.539. 
HP. J.G.S. Nr. 844,©.508. 


Sn. J. G. ©. 
S. 606. 


Nr. 1088, 


Q. P. R. G. B. Nr. 385, 
©.’ 304. 





1850. 


Octbr. 14. 


1851. 


Jänner 10. 
Detbr. 24. 
Dechr. 80. 


185%. 


Jaͤuner 4. 
März 20. 


1858, 


Jänner 19. 


Mat 8. 


1854. 


Mat 8. 


n 23. 


Juni 


Juli 3. 
Auguſt 9. 


Octbr. 7. 


1855. 


Jänner 29. 


16. 


. B. Nr. 393, 


€. 8. 17188, ©. 896. 
€. 8. 510, ©. 886. 
8. 16918, ©. 889. 


87,6. 537. 
. Nr. 74, 


258 ar 
8 

8 

@ 

2 

as 

8% 


ur 
I 


- 


J 
Se’ 3 
3 a 
u. — &0 

A 
& 


38 


‚do. 


a 

23 

Es 
go 

er 

8 


28382 
S5 
28 


—A 
28 &8 


Æ.V. R. G. B. Nr. 283, S.2286. 


ı 1862. 


Chronologiſches Regifter. 
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258 
> 
a 23* 
v w 
ur 
— 28 
IT. BR, 
Bi 
SEE 85 
BUS ARS 
ge 
28 
ER 
255 
gas 882 
668 DEE) 
8. 838 
228 AB: 
Og. AR 
ss” ‚sus 
s 
Mα 


31. 


1855 
Febr. 
März 31. 
Juni 
Novbr 
Decbr. 16 


. 8. sr Nik. d, 
6.0.8. R. G. B. Ar. 144, 


G. R. G. 8. Ar. 1411 5. 8, 
©. 1. 


©. 905. 
©. 908. 


21. 


Febr. 29. J. M. €. 8. 1788, ©. 540. 


1865. 
Nopbr. 30. J. M. €. 3. 10977, ©. 832. 


1966. 


Zänner 2. 3. M. E. 8. 10817 ex 1866, 


1864. 
1867. 
Dechr. 21. 


MB R. G. B. Nr. 216, 


S. 54. 
m. €. 8. 5904, ©. 168. | 


eVG 


16. J. M. V. R. G. B. Nr. 24, 
14. J 


Novbr. 11. 
— 


1856, 
Febr. 


Pe" | a 
3333364 Dan 


ea x IR F- 
TLLLELEETE 
ECE-I 5 2.1202 2 


A 5 n - 
ES 8 23: 3 
u 
2 2 . 
58 334 * 
— — — 28 “ 
mn RT ee) 
8 SS. 8 
= — 
nn a BD 
Se * 
SS _e=-55 „38 
18 = “2 58 
33323346 33 


U 


‚ tt. 310 ©. 819; 


Einf. 8.3.9.6. B. 8. 11 


181. 


Juli 25. 


1878, 


Jänner 12. 


Mär 21. 
April 19. 


Augnfi 7. 
28. 


Novbr. 29. 


1978. 
April 


r 15. 
. 23. 
Juni 18. 


r 29. 
Novbr. 19. 


1974. 


April 26. 
Mai 31. 


1875. 


Jänner 20. 


Sehr. 26. 


” 28. 


Octbr. 19. 
Dechr. 18. 
a 31. 


1876. 


Fehr. 10. 
28. 


Mai 27. 


Juni 12. 
Yuli 12. 


9 
”" 26. 
Mai 14. 


Chronologiſches Regifter. 


N. G. B. Nr. 95 (allg. 
nbb. ©.) 8. 7, ©. 789. 


5 


ð 
= 
8 
* 
* 


managen nn 
Sgue"zuge 


S® 

22 
© 
228 


.71 8.4, 
1, 88.14, 
16, ©. 301. 

. 8. Nr. 75, 


ng! 
58 
S 
= 
2 
2 =} 


gun 
* 
a” 


ar Banane 


manmanıg 
SSBEDE 


— 
8 

[o +] 

DS | 

a] 

- 


28 
=” 
& 

& 


gar us 
& 


a 28 


. 16370 ox 1875, 


85 


. 18147, ©. 520. 
.Rr.158, ©. 2326. 
. 16898, ©. 348, 


2a 

a 

a | 

4 > @ 


8 


#3 
83383 


Rn A 
ng 
er 
ser 

M 


3833283 

aan 
J 
asf 


— 


— an M 
8 

& 

AA 


‚ April 


1876. 

Juli 15. 
Septbr. 4. 
NRovbr. 5. 
" 7. 
Decbr. 31. 
18T. 

Yänner 21. 
Febr. 6. 
Auguft 937. 


1878. 


Febr. 18. 
Juni 22. 


Techr. 15. 
187%. 


Juli 16. 


Auguſt 4. 
Novbr. 19. 
1880, 
März 
Mat 
Juli 


28 


Auguft 


1-73 
zum 


1881. 


Mai 6. 


” 
Juli 7. 


Auguft 15. 


‚ Septbr. 9. 


19, 
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J. M. B. 8. 2804, ©. 701,704. 
J. M. €. 8. 11435, ©. 581. 
IM. €. 8. 14098, ©. 531. 
J. M. E. 8. 14252, ©. 85. 
J. M. €. 8. 16738, ©. 858. 
JM. €. 8. 640, ©. 907 
J. M. E. 8. 7606, ©. 532. 
F. M. B. 3. 8711,  M. 
8. 8. Pr. 18, ©. 850 

G. R. G. B. Nr.308.24,5.860 
G. R. G. B. Nr. 69 88. 2,4, 
©. 887, 88. 4,5, 6, ©. 4 
HM. €. 8. 17088, ©. 532. 
M.ER.G.B.Rr.100,6.85. 
J. M. €. 8. 11685, ©. 54. 
I. M. €. 8. 17301, ©. 548. 
J. M. E. 3. 4300, ©. 297. 
J. M. €. 8. 7510, ©. 253. 
J. M. E. 3. 9790, ©. 585. 
IM. E. 8. 9179, ©. 548. 
J. M. €. 8. 11298, ©. 547. 
J.M.E. 3.11319, ©.297,539. 
G. R. G. B. Nr. 10, ©. 226. 
St. 8. R. 8. B. Nr. 88 
ex 1882, Art. IV, ©. 549. 
J. M. E. 8. 817, ©. 505. 
E. d. M. d. Aeußern 3.118609, 
S. 227. 

J. M. E. 8. 9788, ©. 423. 
J. M. E. 8. 18930, ©. 352. 
IM. B. R. G. B. Nr. 42, 
©. 410. 

G. R. G. B. Nr. 67, ©. 61V. 
J. M. E. 8. 9121, ©. 568. 
J. M. €. 8. 19778, ©. 543. 
J. M. €. 8. 14397, ©. 708. 
JM. E. 3. 8504, ©. 840. 
J. M. E. B. 42334, ©. 523 
J. M. € 8. 4515, S. 400 
ME. 3. 5975 ox 1883, 
©. 791. 
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1883. 
April 6. 


Mai 38. 


Dctbr. 6. 


1884. 


Jänner 19. 
Juni 11. 

13. 
Juli 8. 
Auguft 81. 
Dechr. 24. 

1“ 26. 


n 31. 


1888. 


Jänner 12. 
n al. 
April 2. 
12. 
Mr 17. 
„23. 


Septbr. 10. 
“ 26. 


Octbr. 6. 
F 27. 


Decbr. 14. 


1886. 


Jänner 10. 
März 8. 


Mai 4. 


Chronologiſches Regifter. 


€. 8. 5131, ©. 550. 
.G. B. Nr. 82, ©. 862, 
©. 780. 


58828 
"ats, 


— 
332332338 
"BEAT 


. M. V. B. Nr. 8, 


* 
2 


8268 J. M. B. B. 
. 769, 845. 

. Rr.98, ©. 254, 
6. 

ER. G. B. Wr. 85, 


1, 


EBRLERR 
e ES | 
ar a 

fer 


2% 
880 
& 


. M. B. B. Rr. 88, 


—— —— 
32838 


= 
& 
en 
3: 
|] 
2 
=) 
* 
* 


3 


. B. J. M. B. B. Wr. 2, 
3. 

. V. 8.148 J. M. B. B. 
.s8, ©. 401. 
. V. 8. 7210 3J. M. B. B. 
Nr. 17, ©. 401. 


Ryan α 
J 


8 


1886. 
Juli 1. J. M. B. 8.7915 J. M. B. B 
Ar. 29, S. 507. 
Septdr. 2. J. M. B. 3. M. B. B. Rr. a41. 
©. 868. 
Novbr. 1. H. M. B. 8. 23300, ©. u. 
E 3. J. M. 8. B. 18879 I. M. 
8. B. Nr. 48, ©. 354, 6. 
Decbr. 0. J. M. B. 3. 237% JI.M. 
8.9. Nr. 1 ex 1887, ©. 908. 
1887. 
Jänner 19. 8. d. S. B. M. 8.6.8 
Nr. 5, ©. 853 
Gebr. 6. IRBIMER. Nr. 4, 
©. 847. 
— 8. a 
Nr. 5, ©. 56 
Mi 21. G. R. G. B. ee: 
©. 781. 
1888. 
Jänner 6. J. M. E. 3. 21756, ©. 697. 
Schr. 2. I.M.8.3.2810J.M.8.89. 
Nr. 7, ©. 544 
Dai 2. F.M.®. 8.7375 3 R.B.8 
Nr. 20, ©. 746. 
1889, 
April 10. MB R. G. B. Rr.478.34, 
©. 284. 
Il 2. J. M. B. REED 
Ar. 85, ©. 862. 
Septbr. 37. J.M.B.8.157WWF.M.B.8%. 
Nr.49, ©. 425, 847. 
Octbr. 20. M. B. R. G. B. Rr.1768.77, 
©. 912. 
Novbr. 33. J. M. 8. Praes. 8. 512, 
JM. B. B. Nr. 56, 
©. 507. 
Decbr. 3. 3.M.8.3.23808I.M.8.2. 
Nr. 59, S. 304 
"38. IERL.TMB.L. Kr 
ex 1800, ©. 540. 
1890. 
Jänner 5. Z.M.B. J. M. B. B. Nr. 4, 
©. 5%. 
„ 3. J. M. B. J. M. V. B. Nr. 8, 
©. 854. 
Fehr. 13. J. M. V. J. M. B. B. Nr. 11. 
©. 536, 











1890. 


Behr. 16. 


1891. 


Maͤrz 3. 
Mai 22. 
Auguſt 8. 


— 80. 
Rovbr. 18, 


1892. 


Juli 12. 


1893, 


April 1. 


Mat 2. 


Juli 8. 


Novbr. 8. 


1894. 
Jaͤnner 19. 


— 20. 
22 


25332838 


10. 


—X ara 


Chronologiſches Megifter. 


ME. IM.B.B. Rr.12, 


©. 877. 


J.M. V. J.M. V. B. Nr. 10, 


©. 530. 


J. M. VB. J. M. V. B. Nr. 22, 


©. 831. 


J. M. V. J.M. V. B. Nr. 28, 


©. 539. 


G. R. G. B. Nr. 136, 5.221. 
J.M.V. J. M. V. B. Nr. a1, 


S. 628. 


. J. M. V. J. M. B. B. Rr.5, 


©. 854 


. B. R. G. B. Rr. 67,6. 786, 


791. 


J.M. V. J. M. B. B. Nr. 14, 


S. 608. 


J.M. B. 8. 14126 9. M. V. B. 


Nr. 26, ©. 722. 


.2112 F.M. VB. B. 
. 401. 


a 
8 
28 
So 


@ 


68, ©. 25. 
J.M. V. B. 


u 

"a°&g 
&2 RRERER, 
= Sg 


& 8" 
8 
8 
* 
2 


8 


Nr. 
. 7630 
. 628. 
‚1130 I.M.B.B. 
. 864. 
.10929 


8, 
&@ 


—— 


8; 


.B. Nr. 80, 


82328 gun 
— PER 
_ Au, No ee 
F 
28 


47222328 


1894, 
Juli 25. 


Septbr. 18. 


Dechr. 17. 
189. 


März 5. 


Auguſt 1. 


Decbr. 9. 
F 9. 


16. 


1896. 


Mai 27. 


Juli 8. 
28. 


Septbr. 19. 


Detbr. 24, 


Pr 80. 
Novbr. 28. 


27. 


Febe. 10. 


— 428238 


guyunmanne * 


S. 546. 
V. J.M. B. B. Nr. 42, 


G. H. 8. 86 Praes. 
180, ©. 4. 
G. B. Rr. 113 (Civil: 
— 219, 6. 686. 
.V. g. 21266 J. M. B. B. 
. 28, ©. 849. 
B.3.2425J.M.BB. 
24, ©. 879. 
— Nr.25, 


.M. 
. 845. 
.D. 
.B. 
MR. 


gr 4232323 
Es FE 2, 
> s 2 


. B. Rt. 79 (Execu⸗ 
) 8. 23, ©. 686. 
25798 J. M. B. B. 


gr 
u 
28 


3 

G. 

.8. 18597 1.0.8.8. 
©. 67. 
«3. 
S 
— 


2 800 
oe 
2 


223 
Ann: = 

RL 

ẽ 


3338 
* 
8 
& 
25 
8 
© 


masznzy 
A 
@=» 

num 

I DS | 
288 


Ss 
Beer: 
® 
5 
> 
A 


8 
8 
IJ 
5 
er 
« 
@ 
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1897, 
Maͤrz 37 
Mat 6 


— 5. 
u b. 
® 6. 
12. 
— 20. 
22. 
— 
Juni 1 
1. 
1090. 
je 10. 
en 12. 
F 15. 
Juli 3 
= 3. 
e 8. 
” 18. 
Pr 19. 
“ 21. 
” 20. 
30. 
Auguſt 9. 


s æ 
— 


— — nun nur ⏑⏑,,,, 


Chronologiſches Regiſter. 


. G. R. G. B. Rr. 77, 8. 2, 


S. 100, 198. 


. SJ. M. B. R. G. B. Nr. 112, 


©. 2355. 
Z.MBR G. B. Nr. 113, 
©. 914. 
J. M. V. R. G. B. Nr. iie, 
©. 933. 
MB R. 9.8. Nr. 116, 
So 780, 926. 
. 8. 9889 J. M. 8.2. 
©. 24, 97, 917. 
. 8. 10801, 3. M. 
.15, ©. 256. 
. R. KR. M. Praes. 
©. 468, 494. 
8. 83.286028, H. M. B. B. 
8, ©. 756, 764, 788. 
®. — 10707, J. M. 
. 17, ©. 610. 
— B. Nr. 128, 6. 72, 


—2 
8. 
>: 


mawmn! 
a8 


=] 
*28 
=, 


* 
© 
“© 


5 
3 
© 8 


yanslene 
N — 
J— 
2 


FLY 


fen‘ 
mi 
Rn 
I 
es 
8 
o 


.ERER, Nr. 28, 


.:. 


.%. 8. 16856, 6. 786, 


77 


re 
2 


.B. Ar. 
8.0.8. Rr. 179, 
591. 

. R. G. 


Ab 
En: 


B. Rr. 187, 


© 
3 
ni 


1897. 
Auguf 15. J. M. B. R. G. B. Ar. 18, 
©. 81. 
„ 3 J. M. B. 8. 10008, 3. R 
V. B. Nr. 38, ©. 533. 
Geptbr.17. J. M. V. R. G. B. Ar. 1, 
©. 789, 929. 
„ 18. J. M. B. 8. 1929, 3. 8. 
8. B. Nr. 86, ©. 758. 
Hetbr. 7. J. M. B. R. G. B. Nr. 248 
xV ©. 937. 
ri 7. J. M. 8. 8. 22891, J. M. 
8. B. Nr. 88, ©. 408. 
„ 12. J. M. B. 8 22181, IR. 
8. B. Nr. 41,6. 353. 
"„ 3 J. M. B. 8. 18982, J. M 
V. 0. Nr. 8, 6. 69 
Novbbr. 12. ZJ.M.B. J. M. B. B. Nr. 
P. 5, ©. 591, 688. 
"- 4. J. M. B. J. M. B.B. RN. 
©. 521. 
Decht. 3. J. M. B. J. M. BB. Nr. 4. 
©. 450. 
„» 8 J. M. B. J. M. B. B. Ru, 
©. 878. 
„ 14. 3.9.8.3.28517,I..8.8. 
Ar. 48, ©. 550, 568 
„ 17%. IM. E. 8. 27408, 6. 9% 
„ 2%. JI.M.8.8.80106,3.0.8.8 
Ne. 49, S. 568, 768 
„ 3%. 8.®B.R. G. 9. Rr. 3, 
©. 327. 
„ 38. M.®E.NR. GB. Nr. 306, 
©. 827. 
80. I.M.8.8.30897,3.M.8.8. 
Nr. 50, ©. 646. 
1898, 
Jänner 1. J. M. B. J. M. B. B. Ar. 2, 
©. 866. 
N 4. J. M. €. 8.30549/97, 6.68. 
„29. 3. M. E. 8. 1288,11 236.8. 
„ 8. IM E. 8.2861, ©. 8. 
Febr. 6. FM. €. 8. 54612 ex 1897, 
©. 197. ; 
m 24. Z.MB. J. M. B. B. Ar. 4, 
©. 416, 428, 808. 
Mir 3. J. M. B. J. M. BB. Red, 
S. 260, 881. 


1898, 
März 


” 


Juni 


4 


18. 


19. 


” 


O2 


RRRARARTAHRSR 
far 
& 


10, 


11. 
21. 


XKRRRATRRMRR 


17. 


28. 


Chronologiſches Regifter. 


; 
&2 
Er 


> 


.B. B. ©. 47/1898, 


gr 


. 8. Rr. 56, 
FR 
6414, ©. 566, 


gan 
BET: 
eo 


6348, ©. 173. 


u 


8104, ©. 480. 
8378, ©. 581. 
8864, ©. 567, 
‚ 625, 626, 648, 


aaa an® 


swB”88 


B. 
B. 6848 
8.8 
B. 
B. 
. 8. 
‚604 


zsun® 


a2? 
Fass, 


88 
2» 8 


BR: 
a. 
a5 


EM.B.B. Rr.ıo, 


zgRRMEn 


.G. 8. Nr. 58 bis 


sanß 


Sax 
da 
— 


‚8. 10505, ©. 581, 
‚ 649, 756, 758. 
MER, Nr. 11, 


= 
Eao 


‚B.IMER, Nr. 18, 
‚854, 876. 
. J.M. B. B. Nr. 14, 


a 8* 


€. 8. 9740, ©. 563. 
8. I.M.E.B, Rr.15, 


nase 


a5 


@. 8. 12121, ©. 260. 
91,438, 574, 588, 585, 
788. 

. 12495, ©. 760. 
> M.8.8. Nr.16, 


85% 
—3 


.E. 8. 16296, ©. 421, 


8 
— 
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1898, 
Full 9 IMB J. M. BB. Nr. 21, 
S. 416, 428. 
* 11. A. B. R. G. B. Nr. 186, 
S. 26, 888. 
21. J. M. E. 8. 17604, ©. 90. 
Aunguſt 4. J. M. E. 8. 11476, ©. 181. 
„186. IM.B. J. M. V. B. Nr.26, 
©. 597. 

„» 39 MB. J. M. B. B. Nr.23, 
©. 757. 

Septbr.15. M. 8. R ©. B. Nr. 158, 
©. 205. 

— 19. G. R. G. B. Nr. 172, ©. 214. 

Octbr. 15. I.M.B. I.M.B.B. Nr. 30, 

©. 5983, 698, 690, 835 

„ 15 IME J. M. B. B. Ar. 31, 
©. 628, 681, 640. 

"3. IM. €. 8. 265251, ©. 686. 

Novbr 4. IMBL.IMED. Nr. 33, 

©. 657, 866. 
” 4. J. M. €. 3.253836, ©. 836. 
5 9 J. M. E. 3. 12978, ©. 122. 
. 12. 5. M. €. 8. 89914, ©. 484 
“ 15. 3.M.B. J. M. B. B. Nr.34, 
S. 661. 
* 16. J. M. €. 8. 26228, ©. 521. 
„ 19. J. M. €. 8. 20895, ©. 580, 
584, 807. 

Der. 4 J. M. €. 8. 31085, ©. 43. 
* 8. J. Mi. €. 8. 28508, ©. 647. 
= 11. J. M. €. 8. 27441, ©. 420. 
„13. J. M. €. 8. 27762, ©. 397. 
R 17. J. M. VB. R. G. B. Nr. 225, 

©. 178, 828, 347, 875, 378, 
980, 746. 
& 9 3. M. €. 8.830468, ©. 387. 

1399, 

Janner 6. J. M. B. J. M. B. B. Nr. 1, 

©. 862. 

a 10. JM V. J. M. V. B. Nr. 2, 
©. 406. 

„10. Km. 8. 856, ©. 668. 

ve 10. J. M. V. J. M. B. B. Nr. 3, 
©. 520, 776 

. 12. J. M. €. 8. 1081, ©. 556, 
674. 

„» MM. IMBIMB.B. Nr. 4, 
&. 527. 


73* 
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1899, 
Jänner 14. 
" 26. 
27. 
Febr. 10. 
16. 
16. 
8. 
März 14. 
21. 
„ 8, 
J 24. 
30. 
April 18. 
„18 
Mai 3 
„.1M. 
* 17. 
„ 1. 
„1. 
18. 
” 18 
rn 19. 
M 19 
u 23. 
Sunt 7 
" 17 
" 27. 
n 27. 


Q NR 
Sg : 


LEI EOONDR EZ 


Chronologiſches Regifter. 


S. 658. 
.B. Re. 8, 


32388 
nr 
Rn 60 
2 89. 
& + 
8 

* 


“= 
Ko 
ei 


& : 


8. I.M.2.R. Nr. 11, 


583 
338 
8 


SR: 


‚8. 28971 ex 1898, 
365, 356, 361, 362, 
8 
63 


&7 
38 


Pr 
En! 


Som 
ERS‘ 
8,8 
[=] 


.EMEE. Nr.16, 


Bag 
an 


. J. M. V. v. r. is, 


8. 7880, ©.583, 881. 
. E. 3. 10154, ©. 840. 
-IM.8.B. Nr. 19, 


Sg 
En, 


. J.M. B. B. Nr.21, 


= 8 


A I.M.E. J.M. B. B. Nr.22, 


©. 47. 
J.M. V. J. M. B. B. Nr. 23, 
©. 159, 1%. 


. Haager 6.9.8.8. Nr. 85, 


©. 518. j 
F. M. E. 3. 8686, ©. 814. 


. J. M. B. J. M. V. B. Nr.26, 


S. 366. 
. J. M. V. J.M. B. B. Nr.28, 
S. 598. 

O. H. G. Jud. B. Nr. 148, 
©, 188. 

J. M. €. 8. 14284, S. 694. 


1899. 
Juli 


nm 


8 


 ) 
29 — αα 


21. 


24. 


2 10. 


18. 


» 18. 


3 
niet 


S8. 
. 9. 
3. 3.0.8.8. Rr. 31, 
347. 


E 


15638, ©. 31. 
. 8. 16307, 6.39. 
.G. B. Nr. 162, 
112, 745, 750, 788. 


um 
a 


838 
—X 


„a8 
8 * 


G. B. Rr. 176, 


Sy 
gr 


M.B.B. Nr. 30, 
845. 
M.B.B. Nr.1o, 


Ranawataun 
J 


R. 
. 2. 
772, 
3. 3. 


. 


a8 


. &. 8. 21640, ©. 608. 
. R. G. B. Nr. 217, 


2 6 
3 
*3 * 
ara = S 
& 
3 


. I.M.B.B. Rr.o, 


Ho 


RR, Ar. 24, 
828. 
.I.M.8.9. Nr. 50, 


8 2* 
* 


. J.M. B. B. Nr. 80, 


Cu — 


. J.R.B.B. Ar. 5ı, 
588, 78, 755. 
een 
755 


EBBSESER 


= 


aRanmnnanagnnanmen 
& 
8 


- 


a 
R.8.8.Rr.%0, 


M.B.B. Nr. 82, 








Chronologiſches Regifter. 


1899. 
Decht. 12. J. M. V. J. M. B. B. Nr.54, 
©. 256. 
„2 3.M. € 8. 97721, ©.159. 
Pr 6. G. R. G. B. Rr. 255, ©.150, 
216. 
5 27. J. M. B. J. M. B. B. Nr. 59, 
©. 401, 828. 
1900. 
Hännerr 5. J. M.V. J. M. B. B. Nr. 2, 
©. 394, 601, 613, 727, 798. 
® 7. J. M. €. 3. 32151 ex 1899, 
©. 30. 
. 3. F. M. €. 8. 57951, ©. 377. 
® 10. M. 8. R. 6 23. Wr. 1, 
©. 824. 
183. M. V. R. 68. Mr. 6, 
©. 256. 
F 17. H. M. E. 8. 2381, ©. 761. 
17. J. M.B. J. M. B. B. Nr. 4, 
©. 880. 
s 26. J. M. E. 3. 1%, ©. 900. 
£ 31. M. 8 R. G. B. NR. 91, 
©. 233. 
Fehr. 1. J. M. B. J. M. V. B. Nr. 5, 
S. 608. 
u 5. MB NR G. B. Nr. 28, 
©. 124. 
2 5. J. M. VB. J. M. V. B. Rr.7, 
©. 47. 
— 12. J. M. V. J. M. V. B. Nr. 9, 
©. 125. 
B 18. J. M. B. R. G. B. Wr. 38, 
©. 458. 
— 20. F. M. E. 8. 44078 ax 1899, 
©. 812. 
5 A J. M. B. J. M. B. B. Nr. 11, 
©. 861. 
Min 1 G. R. G. B. Nr.4, S. 109, 
192. 
" en 
5. J. M. B. J. M. B. B. Nr.12, 
©. 812. 
x 8 J. M. V. J. M. B. B. Nr.i1s, 
©. 548. 
= 9. M. B. R. GB. Nr 48, 
©. 835. 
„ 720. J. M. €. 8. 4958, ©. 864 
„ 12. IM. €. 8. 2042, ©. 36. 


1900. 
Mir 


21. 


31. 


27. 


13. 
23. 


17. 
18. 
29. 


18. 


83. 
36. 


* 


14. 
17. 
25. 


10. 
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M. 8. R. ©. 8. Nr. 62, 
©. 245. 

3.0. €. 3. 5704, ©. 651, 
748. 

J.M. V. J. M. B. B. Nr. 18, 
©. 682. 

J.M. VB. J. M. B. B. Nr. 19, 
©. 878. 


F. M. €. 3. 23211, ©. 330. 
I.M.B. I.M.B.B. Nr. 20, 
©. 878. 


J. M. V. J. M. B. B. Rr.21, 


283283 
—— 


8 
ME 


2 

u 
Br Rn! 

8 

— 

8 

— 

8 


. 3. 9480, ©. 306. 
. 8. 11948, ©. 275. 
— Nr. 29, 


. 31374, ©. 810. 
.18118, ©. 912. 
. B. Nr. 110 bis 


gynrnnnnmnannunmnge Me 


nauugäung® 
sam se — 
au 


8 
Fa 
PET 


.®. B. Nr. 114, 


[1 

[3 

a 
- 


. 13838, ©. 389. 
. 34068, ©. 488. 
N. G. 


am, 
ou 5 


. 21781, ©. 890. 
. 8305, ©. 872. 
2. m. 8.8. Rr.32, 


SUERNN 
ar 
zn 


.®. J.M. V. V. Nr. 34, 


. G. B. Nr. 137, 


ae 


.G. 3. Nr. 138, 
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Buchdruckerei Julius Klinfharbt, Leipzig. 
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